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Bemerkungen Uber Influenza. 

Von Kreisphyaikus Dr. Braun in Bolkenhain. 

Seitdem die Bakteriologie eine Wissenschaft geworden ist, 
ist sie eine Macht geworden, welche den Arzt und besonders den 
Medizinalbeamten zwingt, das Wesen der Krankheiten von einem 
neuen Gesichtspunkte aus zu betrachten. Je nachdem die 
Forschung mehr oder weniger weit vorgedrungen ist, wird unser 
Erkennen mehr oder weniger sicher sein, werden wir die mannig¬ 
fachen Fragen, welche das Krankheitsbild an den denkenden Arzt 
stellt, mit Sicherheit oder mit Wahrscheinlichkeit beantworten. 

Auch die jetzt wieder weit verbreitete Influenza stellt zahl¬ 
reiche Fragen an den Arzt und den Hygieniker, deren Beant¬ 
wortung oft nur hypothetisch erfolgen kann. Wenn ich im Folgen¬ 
den an einzelne dieser Fragen herantrete, so rechne ich auf die 
Nachsicht der Kollegen, durch deren Nachprüfung die Richtigkeit 
oder Unrichtigkeit meiner Ansichten erhärtet werden mag. Be¬ 
merken will ich, dass ich hauptsächlich Werth darauf lege, über¬ 
all, wo eigene ärztliche Erfahrungen mir zu Gebote stehen, auf 
diese meine Ansicht zu gründen, selbst dann, wenn letztere der 
allgemein herrschenden zu widersprechen scheint. Nur dadurch, 
dass der praktische Arzt seine eigenen Erfahrungen mittheilt, 
kann ein wirkliches Bild der Krankheit, wie dasselbe in seinem 
Wirkungskreise sich entwickelt hat, zu Stande kommen. 

Die vorzügliche Arbeit des Herrn Dr. Pfeiffer (Zeitschr. 
für Hygiene und Inf. - Krankheiten XIII, 3) hat für die wissen¬ 
schaftliche Beurtheilung des Wesens der Influenza einen festen 
Boden gegeben; die darin festgestellten Thatsachen scheinen mir 
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über jeden Zweifel erhaben, so dass wir uns bei jeder Influenza- 
Forschung zunächst auf den durch diese Arbeit geschaffenen Boden 
stellen müssen. 

Seit ihrem Auftreten im Herbst 1889 hat die Influenza uns 
nicht mehr verlassen; sondern, nachdem die Hauptepidemie im 
Sommer 1890 aufgehört hatte, zeigte sich die Krankheit in ein¬ 
zelnen locker aneinander gereihten Fällen, welche sich zeitweise, 
besonders in den Herbsten 1891 und 1892 zu kleineren Epidemien 
häuften. Jetzt, etwa seit Oktober v. J., ist es wieder zu einer 
sehr bedeutenden Epidemie in Deutschland gekommen, und diese 
jetzige Epidemie hat mit der ersten nicht nur die grosse Ver¬ 
breitung gemein, sondern auch die Aehnlichkeit der Symptome. 
Wieder sehen wir, wie 1889—1890, die typischen Influenza-Fälle 
massenhaft Vorkommen, während in der Zwischenzeit, den Jahren 
1891 und 1892, die Krankheit gern einen atypischen, in die Länge 
gezogenen, durch zahlreiche in den Vordergrund des Krankheits¬ 
bildes tretende sekundäre Affektionen und Komplikationen oft bis 
zur Unkenntlichkeit veränderten Charakter zeigte. Wohl jeder 
von uns hat manchmal in dieser Zeit Anfangs einen Typhus, eine 
Meningitis oder eine ganz neue Krankheit vor sich zu haben ge¬ 
glaubt, bis ihn die weitere Beobachtung oder die durchsichtiger 
gestalteten Miterkrankungen der Hausgenossen die Influenza er¬ 
kennen lehrten. 

Ich werde mich bei der Besprechung der Krankheits¬ 
erscheinungen möglichst kurz fassen, da dieselben genugsam 
bekannt und beschrieben sind, und ich ihrer nur zu dem Zwecke 
erwähne, um meine eigenen Ansichten daran anzuknüpfen. Auch 
mit Literaturangaben werde ich sparen. 

Der typische Influenza-Anfall beginnt selten nach 
längeren Vorboten, meist inmitten völliger Gesundheit mit einem 
Schüttelfrost, dem hohes Fieber folgt. Es finden sich heftige 
Kopfschmerzen, ziehende Schmerzen in den Extremitäten, besonders 
den Gelenken, heftiger Katarrh der oberen Luftwege. Der quälende 
Husten ist Anfangs trocken; später wird ein massenhaftes, balliges, 
eitriges Sekret entleert. Die Zunge ist breit und weiss belegt; 
der Appetit ist fast verschwunden. — Nach 36 Stunden tritt 
Krisis ein, selten schon früher. Hält sich das Fieber länger als 
drei Tage hoch, so handelt es sich um eine Folgekrankheit, meist 
um eine oft versteckte, kleine Pneumonie. 

Renvers (Sitzung des Vereins für innere Medizin 16. Dez. 
1889) und mit ihm die meisten Autoren wollen drei Formen 
von Influenza unterscheiden: die katarrhalische, gastrische 
und nervöse Form. Ich glaube, dass diese Unterscheidung nicht 
berechtigt ist und dass die typische Influenza stets eine 
katarrhalische ist. Dieser Katarrh der oberen Luftwege fehlt 
nie, wenn er auch, besonders bei Kindern von 3—10 Jahren, nicht 
immer die Luftröhre ergreift und deshalb nicht immer zu Husten 
führt. Die gastrischen Symptome treten zuweilen in den Vorder¬ 
grund; selten kommt es am ersten Krankheitstage zu profusen 
Durchfällen, jedoch handelt es sich dann gewöhnlich um ein durch 
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einen Diätfehler entstandenes und vorübergehendes Krankheits¬ 
symptom. Auch die nervösen Symptome können in den Vorder¬ 
grund treten: Kopfschmerzen, Schwindel, Schlaflosigkeit, heftige 
Neuralgien und motorische Unruhe, besonders in den unteren Ex¬ 
tremitäten. Diese nervösen Erscheinungen sind offenbar und wie 
vielfach begründet worden ist, nicht Folgen des Fiebers, sondern 
der Influenza eigenthümlich; aus denselben aber eine besondere 
Krankheitsform zu machen, scheint nicht berechtigt, da die primäre 
Lokalisation der Krankheit stets und immer auf den Schleim¬ 
häuten der Nase, des Rachens, der Luftröhre und vielleicht des 
Mundes stattfindet, da diese Lokalisation das Unwandelbare, Fest¬ 
stehende, Typische der Influenza bildet und da die stärker her¬ 
vortretenden gastrischen oder nervösen Erscheinungen stets einen 
sekundären Charakter an sich haben. 

Das eben gezeichnete typische Bild der Influenza erleidet 
nun zahlreiche Modifikationen, theils durch weitere Ausbreitung 
der Krankheit über die ursprüngliche Lokalisation hinaus auf be¬ 
nachbarte Organe, theils durch sekundäre Erkrankungen entfern¬ 
terer Körpertheile. 

Die wichtigste dieser Komplikationen oder, besser gesagt, 
Folgekrankheiten ist die Pneumonie, welche als katarrha¬ 
lische Pneumonie eine Weiterverbreitung der Entzündung von 
den Bronchen auf die Alveolen darstellt. Dieselbe kann ganz klein 
und beschränkt auftreten, und nach 1—2 Tagen ihren Abschluss 
durch Lösung finden. — Dieselbe kann ferner nach Art der 
Pneumonia migrans, wie im Erysipel, von Lungenläppchen zu 
Läppchen fortkriechen — oder es können räumlich getrennte Lungen¬ 
partien bald hier, bald dort, bald in diesem, bald in jenem Lungen¬ 
lappen, bald in der rechten, bald in der linken Lunge befallen 
werden, wobei oft das Fieber ein bis zwei Tage hoch ist, dann 
kritisch abfällt, um nach kurzer Zeit mit neuem Schüttelfrost wieder 
einzusetzen. Ich habe einen Bauern im Februar 1890 an Influenza 
behandelt, welcher im Anschluss an dieselbe eine solche Pneumonie 
bekam, die nach einander beide Lungen und zwar stets kleine 
Partien ergriff; jedesmal stellte sich ein Schüttelfrost, dann Fieber, 
Seitenstechen und blutiger Auswurf ein. Nach 2—3 Tagen folgte kri¬ 
tischer Abfall. Solcher Anfälle traten 6 auf. Die Krankheit dauerte 
vom 3. Febr. bis 25. März. Dann erst hatte die Genesung Bestand. 

Gefährlicher ist es, wenn diese lobulären Pneumonien länger 
bestehen, in einander fliessen und in Folge dessen die Influenza- 
Pneumonie sich über grosse Lungenabschnitte verbreitet. Die 
angeführte Arbeit Pfeiffer’s, die Sektionen Ribbert’s (Berl. 
klin. Wochenschr. Nr. IV 1890), Finkler’s (Deutsche med. W.* 
Sehr. Nr. V 1890), die Berichte Leyden’s und Fürbringer’s 
beweisen mit Sicherheit, dass diese eigentliche Influenza-Pneumonie 
eine katarrhalische ist. Die Infiltrationen, welche einen ganzen 
Lungenlappen einnehmen, lassen sich als aus lobulären Herden 
zusammengesetzt erkennen. Die Schnittfläche ist nicht körnig wie 
bei der kroupösen Pneumonie, sondern glatt; das Exsudat weich, 
sehr zellenreich und fibrinarm; das Gewebe blutreich. — 
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Die katarrhalische Lungenentzündung nach Influenza ist zu¬ 
weilen eine sehr schleppende Krankheit. Ich habe einen solchen 
Fall behandelt, der sich vom 15. Mai bis 15. Juli 1893 hinzog 
Das Sputum war niemals rostfarben; es warjeitrig kopiös und 
enthielt zahlreiche Influenza - Bazillen. Das Fieber war remittirend 
und stieg jeden Abend bis 40 0 C. und mehr. Die Infiltration war 
sehr intensiv und über den ganzen unteren Lappen ^der linken 
Lunge verbreitet. Niemals fanden sich Tuberkelbazillen im Aus¬ 
wurf. Ein pleuritisches Exsudat war nicht vorhanden (negatives 
Ergebniss wiederholter Punktionen und physikalischer Befund). 
Der Verlauf hätte diesen Gedanken nabe legen müssen; denn es 
entstand eine sehr starke Schrumpfung der erkrankten Seite. 
Auch ein Lungenabszess war in diesem Falle nicht vorhanden; 
derselbe hätte sich doch im Verlaufe durch irgend'ein Symptom 
dokumentiren müssen. Es bleibt nur übrig, anzunehmen, dass es 
sich um eine ausgedehnte Pneumonie gehandelt hat, welche auf 
das interstitielle Lungengewebe übergegriffen und zu Schrumpfung 
geführt hat. 

Die kroupöse Pneumonjie im Verlaufe der Influenza ist 
weniger häufig. Finkler fand unter 45 Pneumonie - Fällen nach 
Influenza, welche er sezirte, nur 2 kroupöse. Es ist zweifelhaft, 
wie auch Fürbringer betont, ob die kroupöse Pneumonie wirk¬ 
lich etwas mit Influenza zu thun hat. Sie verläuft in der Mehr¬ 
zahl der Fälle so typisch wie immer, nur dass das Sputum oft 
den rubiginösen Charakter vermissen lässt. — Dass übrigens die 
Pneumonien ausser zur Heilung, auch zu Abszessbildung und zu 
Gangraen (Leyden) fuhren können, hat nichts Befremdendes. 

Es ist nicht Zweck dieser Arbeit, näher auf die klinische 
und pathologisch - anatomische Seite dieses Gegenstandes einzu¬ 
gehen. Die reiche Journalliteratur liefert in dieser Beziehung ein 
grosses Material. 

Abgesehen von den häufigen, beschränkten, trockenen Pleuri¬ 
tiden sind wiederholt eitrige Pleuritiden nach Influenza beschrieben 
worden (Fürbringer), meist mit kopiösem, seropurulentem, 
dünnem, Lehmwasser ähnlichem Exsudat. 

Die Entzündung der oberen Luftwege nach Influenza kann 
zu eitriger Otitis media führen und durch sie zu eitriger 
Meningitis und Encephalitis. — In leichten Fällen findet 
man Hyperämie der Paukenschleimhaut. Dass übrigens auch der 
nervöse Apparat des inneren Ohres in Mitleidenschaft 
gezogen werden kann, zeigt das Auftreten von hartnäckigem 
Ohrensausen. Letzteres habe ich mehrmals als dauerndes Leiden 
nach überstandener Influenza weiter bestehen sehen. 

Die Entzündung der Schleimhaut in der Nase kann zu 
Empyem der Nebenhöhlen derselben führen. 

Die bisher genannten Komplikationen waren durch Aus¬ 
breitung des Krankheitsprozesses per contiguitatem veranlasst; 
wenn ich mich nun zu denjenigen Folgekrankheiten wende, welche 
an vom ursprünglichen Krankheitsherde entfernten Organen 



Bemerkungen Über Influenza. 


6 


verlaufen, so findet sich fast kein Körpertheil, der nicht schon 
durch Influenza in Mitleidenschaft gezogen worden ist. 

Die wichtigste Rolle spielt hier das Nervensystem. Schon 
beim typischen Influenzaanfall wird dasselbe in hervorragender 
Weise affizirt. Von den Kopfschmerzen, der Schlaflosigkeit, den 
Delirien, der psychischen und motorischen Unruhe habe icli schon 
gesprochen, auch das seltenere Auftreten der Meningitis als Folge¬ 
krankheit erwähnt. Die Erregung des Gehirns kann sich zu akuter 
Geistesstörung steigern, welche sich bis weit in die Rekonvales- 
cenz hinzieht. Auch ich habe zwei derartige Fälle erlebt. Hoch¬ 
gradige psychische Depression im Rekonvalescenz - Stadium der 
Influenza ist von Dr. Lehr (Beil. klin. W.-Schr. 1890, pag. 108) 
beobachtet worden. — Besonders häufig aber sind Affektionen des 
peripheren Nervensystems nach Influenza: motorische Unruhe, 
Lähmungen, besonders Neuralgien. Die Literatur ist reich an 
solchen Fällen; jeder Arzt hat sie zahlreich beobachtet, und so 
beschränke ich mich auf kürzeste Mittheilung weniger eigener 
Beobachtungen. Die Mehrzahl dieser Affektionen des peripheren 
Nervensystems sind wahre Neuritiden. 

Ein Herr meiner Praxis erkrankte im Februar 1892 an In¬ 
fluenza, welche in 3 Tagen ablief, aber einen Schmerz im rechten 
Oberarm und in der rechten Schulter, verbunden mit deutlicher 
Herabsetzung der Sensibilität hinterliess. Es fand in der Reg. 
supraclavicularis eine äusserst schmerzhafte, mandelgrosse An¬ 
schwellung im Bereich des PI. brachialis, welche ich auf eine 
Entzündung daselbst bezog. Es entwickelte sich sehr schnell eine 
Lähmung im rechten M. deltoidens mit Entartungsreaktion und 
Atrophie. Der Zustand hat ca. 1 Jahr bis zur Heilung gebraucht. 

Diejenigen peripheren Nerven, welche am häufigsten von 
Entzündung nach Influenza befallen werden, sind offenbar der 
Ischiadicus, der I. Ast des Trigeminus und die Interkostal-Nerven. 
Die zurückbleibenden Neuralgien sind oft von grosser Hartnäckigkeit. 

Auch das Rückenmark unterliegt der Wirkung der Influenza: 
Eine Frau erkrankte im Oktober 1891 an heftiger Influenza mit 
hartnäckiger Bronchitis. Danach entwickelte sich eine unvoll¬ 
ständige Lähmung beider Beine mit ziehenden Schmerzen und dem 
Gefühle des Eingeschlafenseins (Formikationen). Die Frau, welche 
Anfangs nur wenige Schritte gehen konnte, welche zu Boden sank, 
wenn sie kurze Zeit stehen sollte, ist bis heute noch nicht ganz 
hergestellt. Vielfach sind Erkrankungen der Sehnerven be¬ 
schrieben worden, besonders Lichtscheu, jedoch auch Herabsetzung 
der Sehschärfe. 

Die Milz scheint selten geschwollen zu sein (Fürbringer, 
Leyden, Dec.-Sitz. der Berl. med. Ges. 1889), während andere 
Autoren (Ribbert) die Milzschwellung als konstant angeben. Ich 
habe am Krankenbett Milzschwellung niemals beobachtet. 

Aufrecht behauptet, dass Endocarditis nach Influenza 
häufig auf trete; ich habe das niemals beobachtet. Herzschwäche, 
wahrscheinlich durch Veränderungen des Herzmuskels bedingt, habe 
ich häufig gesehen. 
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Mosler hat hämorrhagische Nephritis nach Influenza 
beobachtet. Ich habe keine Nephritis nach Influenza gesehen; 
möchte aber nicht unerwähnt lassen, dass letzter Zeit 2 Kinder, 
welche in der 3. und 4. Woche der Rekonvalescenz nach Scarlatina 
von Influenza befallen wurden, beide schwere hämorrhagische 
Nephritis bekommen haben. Leyden (Ver. für innere Med. 6. I. 90) 
hat einen ähnlichen Fall mitgetheilt. 

Viele Autoren (Fräntzel, Ewald) berichten über schar¬ 
lachartige Exantheme bei Influenza. Ich habe dieselben nicht 
beobachtet; es scheint aber festzustehen, dass solche zeitweise 
häufiger dabei Vorkommen. In diesen Fällen ähnelt die Influenza 
dem Dengue-Fieber, bei welchem seltener katarrhalische Er¬ 
scheinungen, dagegen häufiger neuralgische Schmerzen, Muskel¬ 
schmerzen und Exantheme beobachtet werden. Das Dengue-Fieber 
scheint übrigens in unseren nördlichen Breiten nicht vorzukommen, 
so dass ähnliche Krankheitsfälle wohl einer abnorm verlaufenden 
Influenza zugezählt werden müssen. 

Die atypischen Influenzafälle ähneln zuweilen einem 
Typhus, einer Meningitis (Nona!). Pfuhl (Kassel) hat eine Gruppe 
dieser Fälle beschrieben (Berl. klin. W.-Sch. Nr. 39, 1892) und 
durch Sektionen sowie durch bakteriologische Untersuchungen 
einiges Licht über sie verbreitet, indem er nachwies, dass die 
Influenza an sich zu Gehirnentzündungen, zu Affektionen der Milz, 
der Leber, der Nieren führen kann, wodurch der langdauernde, 
schwere Verlauf mancher uns sonst räthselhafter Influenzakrank¬ 
heit eine Erklärung findet. Ich habe später Gelegenheit, auf diese 
Arbeit Pfuhl’s zurückzukommen. 

Es ist nicht meine Absicht, die klinischen Erscheinungen der 
Influenza erschöpfend darzustellen. Wem an einer dieselben mög¬ 
lichst zusammenfassenden Darstellung gelegen ist, den verweise 
ich auf Ruhemann, die Influenza, wo auch zahlreiche Literatur¬ 
angaben zu finden sind. 

(Schluss folgt.) 


Noch einmal das Seuchengesetz. 

Von Kreisphysikus Dr. Jacobson in Salzwedel. 

Als im Februar d. J. der Entwurf eines Gesetzes, betr. die 
Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, bekannt wurde, konnte 
kein Sachkundiger zweifelhaft darüber sein, dass an massgebender 
Stelle die Absicht vorliege, den Anforderungen der Gesundheits¬ 
lehre völlig zu genügen und ein Gesetz zu schaffen, dessen Aus¬ 
führung geeignet sei, in erster Reihe das Leben und die Gesund¬ 
heit der Staatsangehörigen gegen übertragbare Krankheiten zu 
schützen, soweit menschliches Wissen und Können dies ermöglichen. 
Die Gründe, welche zu einer derartigen Einschränkung des 
Entwurfes durch den hohen Bundesrath führten, dass ein wirksamer 
Schutz der Bevölkerung gegen ansteckende Krankheiten durch 
das Gesetz nicht mehr zu erwarten ist, ja noch mehr, dass es den 
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Anschein hat, als ob auf diesen Schutz von vornherein verzichtet 
ist, diese Gründe sind, wie von dem Referenten, Herrn Reg.- und 
Med.-Rath Dr. Rapmund, in seinem Bericht über den Entwurf 
schon in der Versammlung des Preussischen Medizinalbeamten¬ 
vereins im April v. J. ausgeführt wurde, wohl in erster Reihe in 
der Rücksichtnahme auf partikularistische Neigungen, in zweiter 
in der Beachtung der Agitation gegen die Bestimmungen des ur¬ 
sprünglichen Entwurfes durch die Aerztevereine zu suchen, welche 
letztere in dem vorgesehenen Eingreifen der Medizinalbeamten eine 
Gefährdung rein ärztlicher Interessen sahen. Jedenfalls gelangte 
der Entwurf in dieser eingeschränkten Form im Frühjahr v. J. an 
den Reichstag und ist auch dem jetzt tagenden Reichstag zur Be¬ 
schlussfassung vorgelegt. Angesichts dessen ist es hohe Zeit, in 
aller Oeffentlichkeit festzustellen, welche Ziele durch ein Seuchen¬ 
gesetz erstrebt werden sollen, und zu prüfen, ob diese Ziele durch 
den vorgelegten Entwurf erreicht werden können. 

Die allseitig anerkannte Thatsache, dass eine grosse Anzahl 
Krankheiten, welche obendrein eine ausserordentliche Sterblichkeit 
zur Folge haben, vom Kranken auf Gesunde übertragen und durch 
Gesunde verschleppt, die Erkenntniss, dass die Uebertragung und 
Verschleppung durch richtig getroffene Vorkehrungen begrenzt und 
verhindert werden kann, und endlich die Beobachtung, dass es 
möglich ist, die übertragbaren, krankheitserregenden Stoffe anzu¬ 
greifen und zu vernichten, haben von jeher die Staatsverwaltungen 
veranlasst, Anordnungen gegen das Auftreten und Umsichgreifen 
jener Krankheiten zu treffen. Abgesehen von allgemeinen gesund¬ 
heitlichen Einrichtungen, betreffen jene Anordnungen wesentlich 
die Feststellung der Krankheit, die Absonderung (Isolirung) des 
Kranken, Vernichtung der Krankheitserreger (Desinfektion) und 
Beobachtung der Grenze gegen das Ausland hin und zwar mittels 
Quarantäne und Verbots der Einfuhr gewisser Handelsartikel. Wie 
es, nach den Grundgedanken des Staatsrechts, Pflicht und Aufgabe 
der Staatsgewalt ist, jene Vorkehrungen zum Schutze der Staats¬ 
angehörigen zu treffen, so ist es nicht minder ihre Pflicht, die An¬ 
ordnungen so wirkungsvoll als möglich, d. h. im Einklang mit 
dem jeweiligen Stande der Wissenschaft und Erfahrung zu er¬ 
halten. Nun ist es aber durchaus kein Geheimniss, diss die im 
Reiche geltenden Vorschriften über die gegen die Verbreitung 
ansteckender Krankheiten zu treffenden Massregeln zum grössten 
Theil sehr alten Datums und keineswegs mehr zweckentsprechend 
oder wirkungsvoll sind, dass ferner diese Vorschriften, welche in 
einzelnen Theilen des Reiches, ja in einzelnen Regierungsbezirken 
des Bundesstaates Preussen Geltung haben, sich direkt wider¬ 
sprechen, und dass nur diejenigen Anordnungen, welche sich auf 
den Verkehr mit dem Auslande beziehen, in Folge internationaler 
Abmachungen den Forderungen angepasst sind, welche dem heu¬ 
tigen Stande der Gesundheitslehre entsprechen. So kommt es, dass 
die Reichsangehörigen, in Bezug auf Gefährdung ihres Lebens 
durch Seuchen vom Inlande, nicht nur absolut, sondern auch verhält- 
nissmässig viel mehr bedroht sind, als vom Auslande. Diese über- 
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mässige Bedrohung von Leben und Gesundheit der Staatsange¬ 
hörigen durch zweckentsprechende Anordnungen auf das geringste 
Maass zu beschränken, ist Pflicht und Aufgabe der Gesetzgeber; 
den Erlass eines solchen Gesetzes (Seuchengesetz) zu fordern, ist 
Recht und Pflicht jedes Staatsbürgers. Nur theoretisch betrachtet, 
würde zu fordern sein, dass ein solches Gesetz sich zu beziehen 
habe auf alle Krankheiten, deren Uebertragbarkeit erwiesen ist. 
oder wenigstens auf alle solche, deren Uebertragung erfahrungs- 
gemäss durch Schutzmassregeln verhindert werden kann. Der 
thatsächlichen Durchführung dessen stehen aber berechtigte Be¬ 
denken entgegen. Erstens sind einige übertragbare Krankheiten 
iu ihrem Verlaut so leicht und in ihren Folgen so unbedeutend, 
dass es nicht angänglich ist, deshalb grosse und einschneidende 
Veranstaltungen zu treffen. Zweitens aber, und das ist das Wich¬ 
tigste, bedeuten die gegen die Verbreitung ansteckender Krank¬ 
heiten zu erlassenden Massnahmen, wie die vorstehenden Aus¬ 
führungen zeigen, einen schweren Eingriff in die persönliche Frei¬ 
heit Einzelner, eine grosse Beeinträchtigung von Handel und Ver¬ 
kehr und endlich eine beträchtliche direkte und indirekte Ent- 
werthung von Besitzgegenständen. Es ist deshalb zweifellos der 
Standpunkt als berechtigt anzuerkennen, nach welchem das zu er¬ 
lassende Seuchengesetz sich beschränken soll auf diejenigen 
Krankeiten, welche das Leben in hervorragender 
Weise bedrohen und dadurch den nationalen Wohlstand 
durch Zerstörung von menschlicher Arbeitskraft unter¬ 
graben. Dagegen muss der Standpunkt als unberechtigt zurück¬ 
gewiesen und als unrichtig bekämpft werden, nach welchem 
das Seuchengesetz nur diejenigen Krankheiten umfassen soll, deren 
gewaltsames und plötzliches Auftreten zu Unter¬ 
brechungen des internationalen Handels und Verkehrs 
und dadurch zu materiellen Verlusten Veranlassung 
giebt. Wenn alle anderen Kreise schweigen, so sollten die Aerzte, 
welche Tag für Tag und Jahr um Jahr den Jammer und das Elend, 
welches durch ansteckende Krankheiten, deren Auftreten hätte 
vermieden, deren Verbreitung hätte unterdrückt werden können, 
vor Augen haben, sollten die Medizinalbeamten, deren Thätigkeit 
ihnen jahraus, jahrein die wahrhaft entsetzliche Ausbreitung und 
furchtbare Sterblichkeit zeigt, welche jene Krankheiten haben, 
sollten, sage ich, Aerzte und Medizinalbeamten, unbekümmert um 
persönliche und immerhin vergleichsweise doch nur kleinliche 
Rücksichten, nicht nachlassen in dem Ruf: „Schafft uns ein 
Seuchengesetz, durch welches in erster Reihe das 
Auftreten und die Verbreitung aller gefährlichen an¬ 
steckenden Krankheiten bekämpft werden kann. Habt 
in erster Reihe Mitleid und Erbarmen mit den Menschen. Jeder 
verlorene Werth ist wieder zu gewinnen, nur der des verlorenen 
Menschenlebens nicht.“ Entspricht dieser Forderung der dem 
Reichstage vorgelegte Entwurf? Nein! 

Der dem Reichstage vorgelegte Entwurf bezieht sich nur 
auf Cholera, Flecktyphus, Gelbfieber. Pest und Pocken. Sind dies 
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diejenigen ansteckenden Krankheiten, denen im Reiche die meisten 
Menschenleben zum Opfer fallenP Keineswegs! Gelbfieber und 
Pest sind bei uns so gut, wie unbekannt, Pocken treten sehr 
selten auf und können wegen der allgemein eingefühlten Schutz¬ 
impfung eine grössere Verbreitung nicht finden, Flecktyphus ge¬ 
winnt nur da eine grössere Bedeutung, wo lokale Verhältnisse 
(Elend, Schmutz, Armuth) die Bevölkerung widerstandslos gemacht 
und heruntergebracht haben, und nur die Cholera fordert von Zeit 
zu Zeit in erschreckender Weise Tausende von Menschenleben. 
Man könnte deshalb geneigt sein, das Gesetz statt eines Seuchen¬ 
gesetzes ein Choleragesetz zu nennen, wenn nicht der Umstand in 
die Augen fiele, dass durch internationale Abmachungen beim Auf¬ 
treten jener Krankheiten dem Handel und Verkehr grosse Hinder¬ 
nisse in den Weg gelegt und grosse Beschränkungen aufgezwungen 
werden. Man kann deshalb nicht anders, als einsehen, dass der Ent¬ 
wurf beschränkt ist auf Krankheiten, deren Auftreten in erster Reihe 
Handel und Verkehr bedroht, und man wird tiefste Beschämung 
empfinden müssen, bei dem Eindruck, dass es sich bei dem Ent¬ 
wurf weniger um ein Seuchengesetz zum Schutze des menschlichen 
Lebens, als um ein solches zum Schutze materieller Interessen 
handelt. Oder ist etwa die Cholera diejenige Krankheit, deren 
Krankheitserreger leichter oder schwerer zu bekämpfen sind, oder 
deren Verbreitung leichter oder schwerer zu verfolgen und zu 
unterdrücken ist, als die anderer, bei uns beständig vorkommender 
übertragbarer Krankheiten? Es dürfte das kaum behauptet 
werden! Oder erheischt die Cholera wirklich so viel mehr Opfer an 
Menschenleben als diese? Es wird nicht angehen, diese Frage 
mit dem Ergebniss eines Jahres oder gar eines Ortes zu beant¬ 
worten. Nur grosse Zeiträume und räumlich ausgedehnte Beob¬ 
achtungsstätten gewähren eine zuverlässige Antwort, und für diese 
mögen amtliche Zahlen sprechen: Im Königreich Preussen starben 
an Cholera von hunderttausend Lebenden im Jahre 1831: 250, 
1832: 64, 1837: 86, 1848: 163, 1849: 280, 1850: 80, 1851: 1,8, 
1852:248, 1853: 49, 1854:4, 1855:184, 1856:4, 1857:20, 
1858: 4, 1859: 13, x ) 1873: 112,9,*) d. h. für jedes Jahr, in wel¬ 
chem Cholera überhaupt vorkam, durchschnittlich von 100000 
Lebenden 97,8, in den Jahren von 1848 bis incl. 1853, in welchen 
Cholera beständig herrschte 87,6. Will man aber gerecht sein 
und einen wirklichen Vergleich haben zwischen den Opfern an 
Menschenleben, welche uns die Cholera und andere ansteckende 
Krankheiten abgefordert haben, so wird man zugestehen müssen, 
dass seit dem ersten Auftreten der Cholera in Preussen bis zum 
Anfänge des Jahres 1893, dieselbe auf den Durchschnitt pro Jahr 
berechnet, nur etwa 22,2 Todesfälle unter 100000 Lebenden ge¬ 
kostet hat. Der Einwand, dass in einzelnen Jahren die Cholera 
fast dezimirend auftritt, und dass es unzulässig sei, die Jahre, in 
welchen dieselbe überhaupt nicht vorgekommen ist, mitzurechnen, 
kann um so weniger gelten, als auch in heftigsten Cholerajahren 

‘) Statistische Mittheilnngen von Brause (amtlich). 

*) Bericht der Cholerakommission (amtlich). 
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die durch dieselben verursachten Todesfälle an Zahl die jährlich 
vorkommenden an Diphtherie z. B. nicht so sehr bedeutend über¬ 
treffen, und als diese eben alljährlich Vorkommen. Die lokale Be¬ 
deutung der Cholera, wie sie sich z. B. im Jahre 1893 in 
Hamburg zeigte, wo von 100000 Lebenden 1220 starben, kann 
aber im Vergleich gar nicht in Betracht gezogen werden. Wollte 
man die Beurtheilung auf kleinere Bezirke beschränken, so ist 
einerseits der Kleinheit keine Grenze gezogen, und anderseits 
wird jeder Medizinalbeamte mit Beobachtungen dienen können, 
nach denen in einem gewissen Bezirk die relative Sterblichkeit 
eine weit grössere war. Ich selbst kenne Dipktherieepidemieen, 
aus denen sich innerhalb weniger Wochen eine Sterblichkeit von 
über 2000 auf 100000 Lebende berechnen lässt. Nein, Zahlen, 
welche sich über zeitlich und räumlich ausgedehnte Beobachtungen 
erstrecken, sind allein massgebend, und diese beweisen die grössere 
Sterblichkeit bei einer Anzahl anderer Krankheiten. Zu Gebot 
stehen die Zahlen über Unterleibstyphus, Scharlach und Diphtherie 
aus den Jahren 1875 bis incl. 1891. Dieselben sind berechnet 
nach den Angaben des Königlichen statistischen Bureaus zu Berlin. 
Danach starben im Königreich Preussen von 100000 Lebenden: 

a. an Unterleibstyphus 1875: 72,8, 1876: 65,4, 1877: 58,4, 
1878: 60,6, 1879:49,6, 1880:53,5, 1881:54,1, 1882:48,7, 1883: 
45,4, 1884: 44,5, 1885: 34,3, 1886: 31,1, 1887:26,1, 1888: 22,9, 
1889: 23,9, 1890: 20,3, 1891: 18,8, durchschnittlich jährlich 43; 

b. an Scharlach 1875: 45,0, 1876: 49,8, 1877: 77,5, 1878: 80,2, 

1879: 44,2, 1880: 44,4, 1881: 62,5, 1882: 59,5, 1883: 47,2, 

1884: 58,9, 1885: 62,7, 1886: 42,9, 1887: 27,9, 1888: 22,8, 

1889: 26,2, 1890: 28,9, 1891: 16,1, durchschnittlich jährlich 46,9; 

c. an Diphtherie: 1875: 150,9, 1876: 161,5, 1877: 163,1, 

1878: 165,1, 1879: 144,9, 1880: 132,8, 1881:144,9, 1882: 189,0, 
1883: 164,4, 1884: 176,8, 1885:190.1, 1886: 192,1, 1887:174,6, 

1888: 131,8, 1889: 137,7, 1890: 145,4, 1891: 112,8, durchschnitt¬ 

lich jährlich 157,4. 

Wenn Zahlen reden können, so reden diese eine deutliche 
und eindringliche Sprache, wenn Zahlen beweisen können, so be¬ 
weisen diese, was uns noth thut. 

Nicht der dem Reichstage vorliegende Entwurf eines Gesetzes 
zur Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten thut uns noth; 
denn er beschränkt sich thatsächlich auf die Bekämpfung einer 
Krankheit, die obendrein bei Weitem nicht so vielen Menschen 
das Leben kostet, als eine grosse Anzahl anderer, beständig bei 
uns vorkommender Krankheiten. Was uns noththut. was wir im 
Interesse der öffentlichen Gesundheitspflege, im Interesse der 
Menschlichkeit fordern müssen, ist die Miteinfassung von Darm¬ 
typhus, Diphtherie und Croup, Rückfällfieber, Ruhr, Scharlach, 
Genickstarre, und Kindbettfieber in den Rahmen des Gesetzes. 

Ich brauche die Fachgenossen nicht darauf aufmerksam zu 
machen, dass schon allgemeine Massregeln sich erfolgreich gezeigt 
haben. Die den Hebammen aufgegebene Desinfektion bei Kind¬ 
bettfieber, die Kanalisation der Städte, wie die angeführten Zahlen 
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deutlich beweisen, bei Unterleibstyphus, die Ausschliessung er¬ 
krankter Kinder und deren Hausstandsgenossen bei Scharlach und 
Diphtherie. Wieviel mehr ist zu erwarten von sachgemässem 
Einschreiten beim ersten Auftreten jener Krankheiten! 


Aus Versammlungen und Vereinen. 

Bericht über die ernte Versammlung des Vereins der 
medlsiualbeamten des Reg.-Bez. Pesen. 

Am 21. Oktober d. J. fand die erste, konstitoirende Versammlung des 
Vereins statt, an welcher 23 Kreisphysiker und 2 Kreiswundärzte theilnahmen. 
Der Vorsitz in dem neu gegründeten Verein wurde dem Reg. - und Med.-Rath 
Dr. Gerönne zu Posen, das Amt eines Schriftführers dem Kreisphysikus, Sam- 
Rath Dr. Lissner zu Kosten übertragen. Es sollen jährlich zwei Versamm¬ 
lungen in Posen und zwar im Frühjahr nach der Hauptversammlung des Preussi- 
schen Medizinalbeamten-Vereins und im Herbst nach den Versammlungen des 
deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege und der deutschen Aerzte 
und Naturforscher abgehalten und Fragen aus dem Gebiete der Gesundheits¬ 
pflege, der forensischen Medizin und der Standesinteressen berathen werden. 

Die Versammlung besichtigte zuerst unter Führung ihres Vorsitzenden 
und eines städtischen Ingenieurs das alte, städtische Warthewasser-Filter¬ 
werk und nahm Kenntnis» von den dort vorhandenen Uebelständen. Hierauf 
erfolgte eine Besichtigung des Grundwasser-Quellgebietes an der 
Obornikcr Strasse, dessen Erschliessung durch den Cholera-Allarm im Jahre 
1822 veranlasst worden ist. Aus 84, durch die ganze Stadt Posen verteilten 
Wasserständern bietet es den Einwohnern als Ersatz des durchaus mangelhaften, 
ungenügend filtrirten Warthewassers ein keimfreies Trinkwasscr. Die Reich¬ 
haltigkeit der erbohrten Quellen giebt die begründete Hoffnung, dass die Stadt 
Posen auf die Benutzung des filtrirten Warthewassers als Trinkwasser bald 
vollständig werde verzichten können. 

Hierauf begaben sich die Mcdizinalbeamten in das Stadtlazareth zur Be¬ 
sichtigung der vortrefflich eingerichteten neuen Dampf -W’asch- und Des¬ 
infektionsanstalt. Die maschinelle Einrichtung (von Schimmel & Co. 
in Chemnitz), erregte durch ihre Zweckmässigkeit allgemeines Interesse. 

Nach den Besichtigungen wurde zur Berathung der Tagesordnung über¬ 
gegangen. Zunächst machte der Vorsitzende Mittheilung über einige Ver¬ 
fügungen der höheren Behörden aus den einschlägigen Gebieten des Sanitäts¬ 
wesens. Das grösste Interesse und eine lebhafte Diskussion erweckte ein Erlass 
der Herren Minister der geistlichen und Medizinal - Angelegenheiten und für die 
Landwirthschaft Zwecks Regelung der vielbesprocheuen Fleischbeschauer- 
Angelegenheit. Die Prüfung, Nachprüfung uud Beaufsichtigung der Fleischbe¬ 
schauer war durch Verfügung vom Jahre 1884 den Kreisphysikern übertragen 
worden. Der hohe Prozentsatz von trichinösen Schweinen, das häufige Vorkom¬ 
men von Erkrankungen und das, wenn auch vereinzelte Vorkommen von Todesfällen 
in Folge von Trichinose im Regierungsbezirk wurde von gegnerischer Seite dazu 
benutzt, die Thätigkeit der Kreisphysiker zu bemängeln. Bekanntlich hat man 
g durchzusetzen verstanden, dass seit dem Januar 1892 die Kreisphysiker 
grundsätzlich von der Ausbildung, Prüfung, Nachprüfung und Beaufsichtigung 
der Fleischbeschaner ausgeschlossen und diese Geschäfte den Kreisthierärzten 
übertragen worden sind. Jetzt soll nun ein Mittelweg in der Weise einge¬ 
schlagen werden, dass: 1. Prüfung, Nachprüfung und Beaufsichtigung der 
Fleischbeschauer gleichmässig den Kreisphysikeru und Kreisthierärzten über¬ 
tragen werden, und zwar soll alternirend in einem Jahre der Kreisphysikus, 
im nächsten der Kreisthierarzt diese Dienstgeschäfte verrichten; ünd 2. dass die 
Ausbildung der Fleischbeschauer beiden Beamtenklassen in der bisherigen Weise 
anvertraut bleibe. 

Die Versammlung war einig in der Ansicht, dass dieser Kompromiss in 
einem Amtsgeschäft, welches ein Grenzgebiet der öffentlichen Gesundheitspflege 
umfasst, weder dem öffentlichen Interesse, noch der Stellung der Medizinal- 
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beamten zu dienen geeignet sei. Bei solchem Wechsel der Amtsgesch&fte könne 
in keiner der beiden Beamtenklassen ein warmes und dauerndes Interesse für 
diesen wichtigen Zweig der Gesundheitspflege erhalten werden, nicht einmal eine 
regelmässige, vollständige Listenführung über das Fleischschauwesen sei unter 
solchen Umständen möglich. Auch könne es nur zu Misshelligkeiten unter Be¬ 
amten führen, wenn ein vom Kreisphysikus ausgebildeter Fleischbeschauer vom 
Kreisthierarzt für unreif erklärt würde und ebenso umgekehrt. Die Versamm¬ 
lung wählte eine Kommission, bestehend aus den Kreisphysikern Dr. Kunau- 
Posen, Dr. Matthes-Obornik, Dr. Rubensohn-Grätz u. Dr.Lissner-Kosten, 
welche sofort zusammen treten und in einer Eingabe an die Vorgesetzte Be¬ 
hörde die ernsten Bedenken des Vereins gegen die beabsichtigte Regelung der 
Fleischbeschauer-Frage vortragen solle. 

Alsdann folgte ein Referat der Kreisphysiker Dr. Wegener-Lissa und 
Dr. Schroeder- Wollstein „über den heutigen Stand der Wasserver- 
sorgungsfrage mit Berücksichtigung des Regbz. Posen.“ Herr Wegen er 
gab eine anregende, theorethische Uebersicht über die Frage, Herr Schroeder 
eine eingehende Darstellung der physikalischen, chemischen und mikroskopischen 
Untersuchungsmethoden unter Vorführung sämmtlicher Apparate und stellte 
zum Schlüsse seines mit grossem Interesse aufgenoramenen Vortrages folgende 
Thesen auf, welche jedoch nicht mehr zur Diskussion kamen: 

I. Die Untersuchung und Begutachtung von Brunnen - Anlagen ist ledig¬ 
lich Aufgabe der Sanitätsbeamten. 

II. Chemiker und Apotheker können zwar dem Sanitätsbeamten die nackten 
Resultate der chemischen Wasseranalyse als Material liefern, welches 
ihn bei der Fällung des Urtheils unterstützt, niemals aber dürfen sie 
selbst dem Wasser auf Grund dieses Resultates ein Prädikat ertheilen. 

III. Bei Beurtheiluug von Brunnen - Anlagen müssen in jedem Einzelfalle 
die gesammten für eine Infektion in Betracht kommenden Verhältnisse 
berücksichtigt werden, nur auf Grundlage eingehendster Kenntnisse 
und Studien über die Verbreitungsweise der Infektionskrankheiten darf 
ein Urtheil über die Qualität des Wassers gefällt werden. 

IV. Es muss auf’s nachdrücklichste ausgesprochen werden, dass nur die 
Lokalinspektion der Brunnenanlage Sicherheit darüber zu geben ver¬ 
mag, ob ein Brunnen zu beanstanden ist, oder nicht. Die örtliche 
Untersuchung allein vermag Aufschlüsse darüber zu geben, ob dem in 
Frage stehenden Wasser sich Zuflüsse beimengen können, welche nicht 
durch das Bodenfilter gegangen sind, ob Tagewässer, unfiltrirte 
Schmutz- und Spülwässer an die Entnahmestellen gelangen können 
oder nicht. 

V. Weder die bakteriologische, noch die mikroskopische, noch die chemi¬ 
sche Untersuchung einzelner Wasserproben kann diese unmittelbaren 
Erhebungen ersetzen. 

VI. Die chemischen, bakteriologischen und mikroskopischen Verunreinigungen 
des Wassers haben nur eine symptomatische Bedeutung, jedoch ist 
die der suspendirten Bestandtheile erheblich höher anzuschlagen als 
die der gelösten Stoffe. 

VII. Der Gehalt, eines Wassers an organischen und anorganischen Substanzen 
zeigt zu der Zahl der beobachteten Bakterien keine regelmässige Be¬ 
ziehung. Jra Allgemeinen sind wohl die reineren Wasser auch an 
Bakterien ärmer, aber Fälle mit entgegengesetztem Verhalten sind 
gleichfalls ausserordentlich häufig. 

VIII. Die Untersuchung einzelner Wasserproben hat überhaupt nur Werth, 
wenn und insofern sie Aufschluss über Dinge giebt, die bei der ört¬ 
lichen Besichtigung nicht ohne weiteres wahrgenommen werden können. 

IX. Die Kenntniss der chemischen Zusammensetzung des Wassers ist nur 
insofern von Werth, weil sie Aufschluss darüber giebt, ob Stoffe darin 
gelöst sind, die das Wasser unappetitlich oder für manche Zwecke 
unbrauchbar machen; ferner, weil die gelösten Stoffe uns darüber 
belehren können, dass der Boden, den das Wasser auslaugt, mit thieri- 
schen oder menschlichen Abfallstoffen oder mit Abgängen der Industrie 
verunreinigt ist, dass das Wasser mit Fäulnissheerden vor Kurzem in 
Berührung gekommen ist, was alles zum mindesten ekelhaft, oft aber 
auch gesundheitsgefährlich sein würde. 
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X. Von grösstem Werthe sind klare and bestimmte Vorschriften ttber 
die Herstellung von Wasser -Versorgungsanlagen: also Verordnungen 
Uber die Fassung der Quellen, ttber die Lage und Entfernung der 
Bronnen zu und von den Abortanlagen und dergl., über die Art des 
Baues und der Herstellung von Rohr- und Kesselbrunnen, die Ableitung 
der Abwässer, die Brunnenreinigung and Ausbesserung u. s. w. Die 
bestehenden Wasser-Versorgungsanlagen sind, insofern sie nicht ent¬ 
sprechen, zwangsweise den zu erlassenden Vorschriften umzugestal¬ 
ten, oder falls dies nicht angeht, za beseitigen and durch tadellose za 
ersetzen. 

Einzelne and Gemeinden müssten dabei aas öffentlichen Mitteln aus¬ 
giebig unterstützt werden. Nach dem glänzenden Beispiele von Bayern, 
Baden und Württemberg könuten die Fonds der allerorts zu verstaat¬ 
lichenden Brandschadenversicherung zu diesem Behufe herangezogen 
werden. Auch eine dauernde Ueberwachung der Wasser-Ver^orgungs- 
anlagen, besonders der Schachtbrunnen, wäre allerwärts einzuführen. 

XI. Derartige Verordnungen dürfen nicht Tbeile der Bauordnung bil¬ 
den, sondern müssten als prophylaktische Massregeln einheitlich, — 
kraft der Obliegenheit des Staates, alle Infektionskrankheiten zu 
bekämpfen, erlassen werden. 

XII. Der Zustand der Wasserversorgungs-Anlagen ist fast (überall, wo 
keine einheitliche Versorgung geschaffen worden ist, ein erbärmlicher 
Insofern die Möglichkeit der GesundheitsschädigUDg durch das Wasser 
droht, kommt sie fast allein daher. Eine Verbesserung hierin würde 
einen wesentlichen hygienischen Fortschritt bezeichnen. 

Wegen der Kürze der Zeit konnte die Versammlung zu den energischen 
and einschneidenden Thesen nicht mehr Stellung nehmen, jedoch ist das Interesse 
für diesen wichtigen Gegenstand durch dieselben lebhaft angeregt worden. 

Hierauf hielt Herr Reg.- und Med.-Rath Dr. G6rönne ein Referat 
„über den Ban kleiner Lazarethe“, legte der Versammlung Pläne and 
Zeichnungen vor, welche er in Gemeinschaft mit einem hervorragenden Bau¬ 
techniker entworfen hatte und stellte dieselben den Mitgliedern Zwecks Be¬ 
nutzung für die Kommunal- und Kreisverbände zur Verfügung. Nachdem noch 
die Kreispbysiker Dr. Dembczak-Schroda und Dr. Kleinert-Koschmin der 
Versammlung eine Anzahl von Präparaten, welche bei dem Breslauer, von Prof. 
Dr. Flügge geleiteten Fortbildungskursus gewonnen waren, unter aufgestellten 
Mikroskopen demonstrirt hatten, wurde der so reichhaltige wissenschaftliche Theil 
der Sitzung geschlossen. Die meisten Mitglieder blieben jedoch noch eine Reihe 
von Standen in kollegialer Geselligkeit beisammen. Möge sich der neu ge¬ 
gründete Verein, entsprechend dem erfreulichen Anfang, gedeihlich entwickeln. 

Dr. Lissner-Kosten. 


Kleinere Mittheilungen und Referate aus Zeitschriften. 

A. Gerichtliche Medizin. 

Zur Frage nach der Ursache des Todes beim Erhängen. Von 
Dr. A. Ignatowsky, Privatdozent für gerichtl. Medizin and Prosektor an der 
Universität za Kiow. Vierteljahrsschrift für gerichtl. Medizin and öffentliches 
Sanitätewesen, HL Folge, IV. Band, 2. Heft, S. 251. 

Nach den klassischen Versuchen v. Hofmann’s wurde bisher ange¬ 
nommen, dass der Tod durch Erhängen eintritt: 1. durch Kompression der Hals- 
gefisse, 2. dadurch, dass in Folge de i durch den Druck auf den Vagus bewirkten 
Herzstillstandes die Erregbarkeit der verschiedenen Centren, auf welche Er- 
sticknng8blut als Reiz wirkt, viel früher erlischt als bei reiner Erstickung. 
Gegen diese Ansicht sind von Seiten mehrerer Autoren, besonders was die 
Kompression des Vagus und den Herzstillstand betrifft, Einwendungen erhoben 
worden. Man hatte ferner bei Sektionen vielfach beobachtet, dass in der Mehr¬ 
zahl der Fälle nicht wie man erwarten sollte, eine Anämie des Gehirns und der 
Hirnhäute, sondern eine hinlängliche Füllung, ja sogar eine Hyperämie der 
Schädelgefässe vorgefunden wurde. Verfasser hat deshalb Suspensions-Versuche 
an trepanirten Thieren angestellt, deren Resultate etwa folgende sind: 
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Nach der Anlage der Strangulationsschlinge erfolgt sofort schwache 
Inspiration, dann eine starke nnd lange andauernde Exspiration; letztere ist 
um so intensiver, je stärker der Reiz in den oberen Abschnitten des Luftröhre 
ist und je mehr Hindernisse derselbe dem freien Luftzutritt durch dieses Rohr 
vorstellt Bei einem derartigen exspiratorischen Akte steigt der Druck stark in 
der Brusthöhle, der Blutstrom in der Herzrichtnng wird erschwert, es entsteht 
eine venöse Blutstauung, was sich auch in den Veneu der Schädelhöhle bemerkbar 
macht. Dadurch wird aber die Blutmasse in der geschlossenen Schädelhöhle 
rasch nnd bedeutend vermehrt, als Folge hiervon tritt rasche Erhöhung des 
intrakraniellen Blutdruckes ein, was sich bei den Versuchen des Verfasser’s durch 
Hebung und sogar Hervordrängen des Gehirns an der Trepanationswunde be¬ 
merkbar machte. Nach Verfasser tritt die Entstehung der Bewusstlosigkeit auch 
durch Ernährungsstörung des Gehirns ein; während indessen v. Hofmann eine 
Verminderung der Blutmenge durch Erschwerung des Blutzuflusses in Folge 
Kompression der Karotiden annimmt, behauptet Verfasser, „dass die gegen 
den Schädel hinfliessende Blutmenge dieselbe bleibt, ja im 
Laufe der ersten Augenblicke nach dem Anlegen der Schlinge 
sich noch vermehrt, in Folge des Druckes jedoch anf die Haar- 
gefässe des Gehirns kann dieses Blut zur Ernährung des Ge¬ 
hirns nicht dienen.* 

Gleichfalls sucht Verfasser das Entstehen von Rissen an der Intima der 
Carotis in der Nähe der Bifurkationsstelle anders zu erklären, als v. Hof mann 
dies in seinem Handbucho thut. In letzterem ist als Ursache der Einreissung 
der Umstand angegeben, dass die Karotiden durch das WUrgeband bis zur Un¬ 
durchgängigkeit komprimirt und gegen die Wirbelsäule angepresst werden. Der 
Druck und die gleichzeitige Zerrung nach oben bewirke die Ruptur. Verfasser 
glaubt dagegen die Hauptursache in der jähen Zerrung nach oben suchen zu 
müssen, die Hauptwirkung der Dehnungskraft konzentrire sich gewöhnlich an 
der Stelle der Theilung der Carotis in einen inneren und äusseren Ast, was 
aus der Gefässvcrästelung der Carotis folge. Verfasser konnte bei seinen Ex¬ 
perimenten durch schnelle Zerrung der Gefässe charakteristische Einrisse in der 
Intima der Carotis und zwar an der Bifurkationsstelle hervorbringen. 

Dr. Israel-Medenau (Ostpr.). 


Die gerichtsärztliche Bedeutung von Rachenverletzungen in 
Leichen Neugeborener. Von Dr. Haberda. Wiener klinische Wochen¬ 
schrift 1893, Nr. 45—47. 

Verfasser berichtet ausführlich über 18 Obduktionen, welche Tödtung Neu¬ 
geborener durch Verletzung des Kehlkopfeinganges mittelst in den Rachen ein- 
geführter Fremdkörper betrafen. 

Regelmässig fanden sich Schleimhautverletzungen, welche in überwiegen¬ 
der Mehrzahl Längsrichtung darboten und im Uebrigen die deutlichen Charak¬ 
tere einer durch stumpfe Gewalt entstandenen Zusammenhangstrennung zeigten. 
Dieselben gingen besonders oft von den Gaumenbögen aus, erstreckten sich von 
diesen auf die Seitenwand des Pharynx und reichten häufig bis in den Beginn 
der Speiseröhre. 

Manchmal fanden sich nur Einrisse an der Wurzel der Gaumenbögen. Es 
konnte sogar das Gewebe intakt nnd der Ort des Angriffes der Gewalt ledig¬ 
lich durch Quetschung und die durch diese bedingten Blutungen in das Gewebe 
(Ecchymosen u. s. w.) bezeichnet sein. 

Wie an den Seitenwänden, so liess sich häufig analoge Verletzungen 
an der hinteren Rachenwand nachweisen, dort aber mehr von unregelmässig 
flacher Form. In einem Falle verlief der Riss daselbst quer. Diese letztge¬ 
dachten Läsionen konnte Verfasser an der Leiche erzielen, wenn er den Finger 
mit einiger Kraft gerade gegen die Wirbelsäule stiess; die seitlichen Risse 
fanden sich nach dem Einfuhren von zwei Fingern, sobald diese den durch den 
Isthmus faucium gegebenen Widerstand mit einiger Kraft überwanden. Es ent¬ 
stehen somit die Verletzungen der hinteren Wand durch Durchbohrung, 
diejenigen der Seitentheile durch übermässige Dehnung. 

War die Gewalt besonders roh, so kann die ganze Rachenwand durch- 
rissen sein und es können sich alsdann kanalförmige Durchbohrungen der sämmt- 
lichen Halsweicbtbeile vorfinden. 
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Die Binder der beschriebenen Verletzungen sind stets deutlich suffundirt, 
lassen so ihre vitale Entstehung erkennen. 

Statt der Finger waren in einem Falle ein Papierpropf, einmal ein Taschen* 
tuch, einmal ein Unterrockzipfel verwendet worden. Dieselben wurden mit den 
Fingern vorgeschoben. Oft fanden sich neben den Bachenverletzungen Zertrüm¬ 
merungen des Schädels. 

Verfasser betont die Nothwendigkeit, bei (z. B. durch Ratten) zerstüm- 
melten und bei schon länger verwesenden Leichen, bei welchen die Bachen Ver¬ 
letzungen nicht die einzigen Verletzungen sind, die Möglichkeit zufälligen post¬ 
mortalen Entstehens der qu. Befunde zu erwägen. Aehnliche Verletzungen 
können auch bei ungeschickten Versuchen, dem Kinde aspirirten Fruchtschleim, 
Kanalinhalt u. dgl. aus dem Munde zu entfernen, entstehen, event. auch bei 
kunstwidriger Ausführung des Veit ’schen Handgriffes. Verletzungen, welche 
durch das Auswischen von Schleim entstehen, sind nur an der Wangenschleim¬ 
haut und zwischen Kiefer und Zunge zu erwarten. 

Bei Kindern, welche in Schädellage geboren wurden, glaubt Verfasser für 
tiefe Verletzungen an Qaumen und Bachen ein Entstehen durch Selbsthülfe 
der Gebärenden ausscbüessen zu sollen. Dr. Platten-Wilhelmshaven. 

B. Hygiene und öffentliches Sanitätswesen: 

Ueber die Anwendung der Eiweissträger, insbesondere des 
Weinenklebers, in der Nahrung des Menschen. Von Karl Voit. Archiv 
für Hygiene, Bd. XVII. 

Der 17. Band des Archivs für Hygiene, der bekanntlich als Jubelband 
dem Altmeister Pettenkofer gewidmet ist, enthält eine Anzahl von Arbeiten 
verschiedener Forscher, welche sich mit der Ernährung des Menschen beschäftigen. 
Diesen, zum Theil von recht verschiedenem Standpunkt ausgehenden Unter¬ 
suchungen ist gemeinsam der durch die besondere Veranlassung nahe gelegte 
Rückblick auf die bekannten grundlegenden Arbeiten von Pettenkofer und 
Voit, so dass all’ diese Aufsätze, trotz des lockeren Zusammenhanges, sich 
gewissermassen zu einem Ganzen Zusammenschlüssen, in welchem die An¬ 
schauungen der Münchener Schule in der Ernährungsphysiologie und in der 
in eigentlicherem Sinne der Hygiene angehörenden Massen -Emährungsfrage 
ausführlich zur Darstellung kommen. 

Lebhaftestes Interesse verdient natürlich in erster Linie die Arbeit von 
Voit, welcher zunächst für seine altbekannte Forderung, dass die menschliche 
Nahrung aus Eiweiss, aus Kohlehydraten und Fett, und zwar in bestimmtem 
Verhältniss zu besteben habe, in die Schranken tritt. Freilich finden die viel- 
ach und gerade in allerneuester Zeit gemachten Einwendungen, welche nament- 
icb die von Voit geforderte Eiweissmenge als zu hoch gegriffen bemängeln 
wollen, an dieser Stelle nur kurze Zurückweisung. Voit nimmt es als eine 
Thatsache an, dass unter allen Klimaten auch die armseligsten Bevölkerung»- 
Massen, die mit Mühe und Noth ihr Dasein fristen, sich in ihrer Kost eine 
ausreichende Menge von Eiweiss, trotz dessen verhältnissmässig hohen Preises, 
zu beschaffen suchen und erörtert die Möglichkeit, dieses nun einmal unumgäng¬ 
lich nothwendige Quantum Eiweiss zu möglichst billigem Preise zu verschaffen. 
Bekanntlich haben seinerzeit die von ähnlichen Erwägungen ausgehenden, leb¬ 
haften Empfehlungen Bonchardat’s, Liebig’s und Voit’s es nicht ver¬ 
mocht, dem Kleber, jenem Eiweissprodukt, welches bei der Fabrikation der 
Weizenstärke in grossen Mengen gewonnen wird, allgemeine Einführung zu ver¬ 
schaffen, sei es wegen der Klebrigkeit des Stoffes, sei es aus anderen, mehr 
allgemeinen Gründen. Neuerdings hat nun der Fabrikant Hundhansen nach 
einem neuen, noch unbekannten Verfahren aus dem Kleber ein von ihm Alenronat 
genanntes Mehl hergestellt, welches die Nachtheile des gewöhnlichen Klebers 
nicht besitzen soll und durch billigen Preis (1 Mark für das kg Eiweiss) aus¬ 
gezeichnet ist. Alenronat ist also im Wesentlichen ein Eiweissstoff, der gegen 
80*/, Eiweiss enthält; es ist ein feines, weisses Pulver ohne Geruch und ohne 
Geschmack, welches in beliebiger Menge allen möglichen Speisen hinzugefügt 
werden kann. Hundhausen empfiehlt unter Anderem die Anwendung seines 
Präparates bei der, gewöhnlich eiweissarmen Gefängnisskost; man könne, ohne 
den gewohnten Speisezettel umzuändern, das darin fehlende Eiweiss als Alenronat 
in das Brot einbacken und so die Kost verbessern, ohne sie zu vertheuern, indem 
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man zugleich von dem Ueberschuss an Kohlenhydraten, mit dem die jetzige 
Ration den Mangel des Eiweiss ersetzen will, etwas abzieht. 

Voit warnt nnn eindringlich nnd mit treffenden Gründen vor den häufig 
aoftanchenden Vorstellungen, als ob es nothwendig oder auch nur wünschens¬ 
wert sei, dass jede einzelne Speise alle Nahrangsstoffe in richtigem Verh&ltniss 
enthalte. Es sprechen vielmehr sehr gewichtige Gründe gegen eine solche 
Universalapeise, welche ausschliesslich genossen werden nnd alle Nahrangsstoffe 
enthalten soll. In diesem Sinne sind auch die Vorschläge, das Brot durch hohen 
Alenronat - Zusatz „nahrhafter“ za gestalten, anznsehen. Alenronatzusatz hat 
nur in dem Falle nnd in solcher Höhe Sinn and Bedeutung, als es der ganzen 
Kost an Eiweiss fehlt. In diesem Falle würde allerdings Aleuronat, zumal es 
nach Gruber’s Versuchen im Darm ebenso gut ausgenutzt wird, wie es nach 
den Versuchen in V o i t’s Laboratorium mit Kleber im Allgemeinen der Fall ist, 
sehr zweckmässig sein. Allerdings verhält sich Voit den enthusiastischen An¬ 
preisungen des neuen Präparates gegenüber etwas skeptisch nnd weist an der 
Hand eigener (namentlich auch von Leppmann bestätigter) Erfahrungen auf 
den unüberwindlichen Widerwillen hin, den solche künstliche Präparate, sobald 
ihnen auch nur die leiseste Spur eines besondern Geschmacks oder Geruchs an¬ 
haftet, nach kurzer Zeit zu erregen pflegen. Dementsprechend werde das grosse 
Publikum solch künstlichen Produkten ein tiefwurzelndes Misstrauen entgegen¬ 
bringen und den natürlichen und wohlfeilen Eiweissträgern, welche einen lieb 
gewordenen bestimmten Geschmack besitzen, einem geschmack- und geruchlosen 
Pulver vorziehen. _ Dr. L an ge rh ans-Celle. 


Ueber die Volksernährung in Neapel vom hygienischen Stand¬ 
punkt. Von Dr. Luigi Manfredi, Assistent und Privatdozent für Hygiene. 
Aus dem hygienischen Institut der Königlichen Universität zu Neapel. Ibidem. 

Verfasser erörtert die verschiedenen Versuche, die zum Theil im aus¬ 
drücklichen Gegensatz zu Voit unternommen wurden und das Minimum von 
Eiweisssubstanzen bestimmen wollen, das mit der Nahrung eingeführt werden 
muss. Es handelt sich hierbei einmal um eine gewisse, allerdings geringe 
Quantität, welche nicht zur Ergänzung von Kraft, sondern zu anderen Zwecken 
verzehrt wird. Die Erzeugung von Haaren und Nägeln, der Ersatz zerstörter 
Blutkörperchen, die Abschilferung von Haut und Epithelien und die unaufhörliche 
Ausscheidung stickstoffhaltiger Flüssigkeiten aus den Drüsen repräsentiren einen 
Verlust plastischer Substanz, der uns durch Zufuhr von Eiweiss ersetzt werden 
kann. Diese Quantität ist allerdings sehr gering, nach Rubner ca. 40 g Ei¬ 
weiss. Für alle übrigen Leistungen des Organismus wird die Möglichkeit eines 
Ersatzes des Eiweiss durch Kohlehydrate, bezw. Fette behauptet und es kann 
allerdings als festgestellt gelten, dass man einige Tage oder auch Wochen lang 
das Stickstoflgleichgewicht des Organismus annähernd mit der angegebenen ge¬ 
ringen Eiweissmenge erhalten kann. Indessen ist dieser rein physiologische 
Versuch nicht genügend, das hygienische Problem der Volksemährung von allen 
Seiten zu beleuchten; von grosser Bedeutung ist vielmehr eine genaue Erforschung 
der Ernährung der armen Klassen in verschiedenen Ländern, da diese natürlicher 
Weise und fast instinktiv gezwungen sind, sich eine Art von Nahrung zu ver¬ 
schaffen, die relativ am wenigsten kostet und am meisten leistet. Eine solche 
Untersuchung ist in Neapel durch die eigenartigen Lebensgewohnheiten des 
dortigen Proletariats wesentlich erleichtert, da die schwer zu kontrolirende häus¬ 
liche Zubereitung der Speisen dort kaum vorkommt, vielmehr der Bezug der 
täglichen Mahlzeiten aus den Garküchen die Hegel bildet. Es ist freilich ein 
wunderlicher und nicht gerade sehr appetitlicher Speisezettel, nach dem Man¬ 
fredi seine acht Versuchspersonen, kleine Handwerker, Gelegenheitsarbeiter, 
Hausirer, Lazzaroni und dergL, welche während der Dauer der Versuche im 
Institut internirt wurden, beköstigen liess; aber gerade dies lebhafte, örtliche 
Kolorit ist ein wesentlicher Vorzug der Manfredi’schen Arbeit und hilft über 
die langen Zahlenreihen der Tabellen — eine umumgängliche, für die Lektüre 
aber nicht sehr erfreuliche Beigabe hygienischer Schriften — leichter hinweg. 
Uebrigens unterscheiden sich Manfred i’s Untersuchungen sehr zu ihrem Gunsten 
von zahlreichen ähnlichen Zusammenstellungen durch die Anwendung grösster 
Genauigkeit und Sorgfalt. An Stelle der beliebten Berechnung aus den König’ 
sehen Tabellen tritt nier überall die chemische Bestimmung. So hat er zu jeder 
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Mahlzeit zwei Portionen der gewählten Speise aus der Garküche holen lassen, 
deren eine Ton der Versuchsperson verzehrt wurde, während die andere zur 
chemischen Analyse der Nahrungsstoffe diente. Ebenso sind die festen und 
flüssigen Ausscheidungen in jedem Falle quantitativ - qualitativ bestimmt worden.— 
Die Assinilation der Kost war im Ganzen günstig und wenn der gesammte 
Nahrungswerth derselben recht niedrig ausfiel, so bot derselbe doch mit Rück¬ 
sicht auf das geringe Gewicht und die kleine Körperoberfläche einen genügenden 
thermischen Werth, um den Organismus mit dem nöthigen Kraftbedarf zu ver¬ 
sehen. Trotz unzweifelhaften Mangels eiweisshaltiger Stoffe bestand doch Stick¬ 
stoffgleichgewicht. Der Stickstoffwechsel war zwar sehr viel niedriger, als die 
von V o i t für seinen Durchschnittsarbeiter festgestellte Norm, aber doch fast 
um das Doppelte grösser, als die Ziffer der Laboratoriumsexperimente, welche 
dahin streben, ein kleineres Verhältniss von Eiweiss in die Nahrung des Menschen 
zu bringen. Verfasser ist sehr geneigt, diese Armuth an stickstoffhaltigen 
Körpern in Zusammenhang zu bringen mit dem physischen Heruntergekommen- 
sein und den daraus folgenden verweichlichten Gewohnheiten und der geringen 
Arbeitslust, welche bei den kleinen Leuten in Neapel beobachtet wird. Ders. 


Beitrag zur Kenntnis» der Aetiologie der Pellagra. Von Professor 
Vincenzo de Giaxa. Giornale di medicina pubblica. Juli und August 1893. 

Dass die Italiener sich viel mit der Aetiologie der Pellagra beschäftigen« 
ist begreiflich, da ihr Land gegen 100000 Pellagröse zählt. Von den meisten 
Antoren wird der Mais als Ursache angegeben, entweder als quantitativ unge¬ 
nügendes Nahrungsmittel, oder als Träger von Bakterien oder Toxinen; genaue 
Beobachtungen fehlen aber. Alleinige Ursache ist er schwerlich, mitwirkend 
jedenfalls, und um zu entscheiden, wie weit, hat de Giaxa in einer sehr 
fleissigen Arbeit die Nahrungsverhältnisse einer Pellagragegend studirt. 

Seine Beobachtungen machte er im Distrikt von Conegliano, in der Provinz 
Treviso, theils bei kleinen Pächtern, theils bei Tagelöhnern. Die gesammten 
Lebensverhältnisse dieser Bevölkerung sind sehr schlecht. Die Wohnungen un¬ 
gesund, als Tagesverdienst kommen auf den Kopf der Familie höchstens 50 Cen¬ 
times. Die Nahrung ist fast rein vegetabilisch und sehr einförmig; die Haupt¬ 
rolle spielt der Mais, der ausschliesslich als Polenta genossen wird. Die Pächter 
beziehen ihren Bedarf davon für 1—4 Wochen vom Grundherrn und lassen den 
ganzen Vorrath auf einmal mahlen, während die Tagelöhner ihren Tagesbedarf 
an Maismehl beim Krämer kaufen. Daneben wird, je nach der Jahreszeit, Ge¬ 
müse und Salat gegessen, besonders aber getrocknete Bohnen. Fleisch spielt 
gar keine Rolle, Magerkäse wird in geringen Quantitäten genossen; Milch nur 
in den besser situirten Familien. Fett wird bei der Bereitung der Polenta und 
der Bohnen fast gar nicht verwendet, und dafür Oel benutzt, in geringer Menge 
und durchgängig von schlechter Beschaffenheit. An Salz kommen auf den Er¬ 
wachsenen täglich 10—15 g. Wein wird nur in den besseren Familien ge¬ 
trunken, meist als Most nach der Ernte; Trunksucht kommt fast gar nicht vor. 
An Maismehl kommen auf jeden Erwachsenen täglich 6—800 g, die Polenta 
wird 2—3 mal täglich frisch bereitet, das Mehl kurz vorher gesiebt und mit 
der doppelten Menge Wasser in Kupferkesseln 20 Minuten lang gekocht, wobei 
die Temperatur auch im Innern der Masse 80° übersteigt. Da sie kurz nach 
der Zubereitung gegessen wird, ist jedenfalls eine verdorbene Beschaffenheit 
der Polenta, wie von vielen behauptet wird, nicht als Ursache der Pellagra an- 
zunehmen; auch das Mehl ist fast immer von guter Beschaffenheit. 

Was ist nun der Nährwerth dieser Nahrung? Da nur wenig Analysen 
von Maismehl existiren, hat de Giaxa selbst 70 verschiedene Sorten unter¬ 
sucht, seine Mittelzahlen sind im trockenen Mehl für Eiweiss 10.62, Fett 4,86, 
Kohlenhydrate 84,10 (incl. Cellulose), Asche 1,48. Ferner analysirte er 21 Proben 
von Polenta; der Eiweissgehalt wich nicht wesentlich von dem des Mehls ab, 
dagegen fand sich viel weniger Fett, wahrscheinlich weil ein Theil desselben 
bei der Zubereitung verseift wird. Kupfer wurde nie gefunden. 

Die Assimilation wurde an 3 erwachsenen gesunden Personen geprüft, 
die 3 Tage lang so viel Polenta und trockene Bohnen erhielten wie sie wollten, 
als Getränk nur Wasser, sie wurden dabei mit körperlichen Arbeiten beschäftigt. 
Die tägliche Aufnahme an Eiweiss betrug bei jedem im Durchschnitt 117,6, an 
Fett 64,6 und an Kohlenhydraten 619,6 und nach Abzug der Fäces 87,6, — 
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64,6, — 561,4. Es entspricht dies 3247 Kalorien und ist insofern mehr als 
genügend, dagegen ist die Aufnahme von Eiweiss zu gering. Dazu kommt, 
dass ein grosser Theil der Pellagrösen nicht in der Lage ist, sich so gut zu 
nähren wie die 3 Untersuchungspersonen, und dass die Ausnutzung der Nahrung 
vielfach durch chronischen Darmkatarrh in Folge der voluminösen und einförmigen 
Nahrung beeinträchtigt wird. Die grosse Mehrzahl der dortigen Bevölkerung 
ist schlecht genährt, und besitzt daher zu wenig Resistenz gegen die Schädlich¬ 
keiten, die die Pellagra hervorrufen. 

Der Fortsetzung der Arbeit, die sich mit der eigentlichen Ursache der 
Pellagra beschäftigen will, kann man mit Interesse entgegensehen. 

Dr. Woltemas -Diepholz. 


Die Sterilisirung von Gebrauchswasser durch Abkochen unter 
Mittheilung der mit dem Apparate System Pape-Henneberg erzielten 
Betriebsresnltate. Nach einem im Verein für öffentliche Gesundheitspflege in 
Hamburg gehaltenen Vortrage von H. Pape, Civilingenieur. Fortschritte der 
öffentlichen Gesundheitspflege Nr. 4, 1893, Seite 94. 

Die nunmehr als feststehend angenommene Lehre, dass das Wasser der 
Hauptträger der Cholerakeime ist und dass vorzüglich durch das Trinkwasser 
die Cholera ihre Entstehung und Verbreitung findet, hat zur Folge, dass man 
mehr als je auf die Einrichtung der Wasserleitungen, den ordnungsmässigen 
Betrieb, die Filtergeschwindigkeit sein Augenmerk richtet. In dem Bestreben, 
einwandfreies Trinkwasser zu beschaffen und von der Erwägung ausgehend, dass 
besonders bei Leitungen, die ihr Wasser aus verseuchten Flüssen entnehmen, 
sich doch trotz aller Vorsichtsmassregeln Störungen im Betriebe mit verhäng¬ 
nisvollen Folgen einstellen können, hat man schon während der vorjährigen 
Epidemie in Hamburg angerathen, in jedem Falle das Wasser vor dem Gebrauche 
abzukochen. Dadurch würden sämmtliche Ansteckungsstoffe mit Sicherheit un¬ 
schädlich gemacht. Dieses Abkochen hat aber, wenn es mit den gewöhnlichen 
Kochvorrichtungen ausgeführt wird, den einen Nachtheil: es ist sehr thener. 
Verfasser der darüber ausführliche Versuche angestellt hat, fand das Abkochen 
auf dem Heerde theurer als dasjenige im Backofen, letzteres kostete immer 
noch 1 Mark pro cbm an Kohlen. Schon durch diesen einen Punkt wurde der 
seiner Zeit gemachte Vorschlag, das gesummte in die Röhrenleitungen städti¬ 
scher Wasserversorgungsanlagen eintretende Wasser, dort, wo dasselbe nicht 
bakterienfrei ist, vor Eintritt in's Rohrnetz durch Abkochen zu sterilisiren, 
hinfällig. — 

Alle Apparate, welche für eine Koch-Sterilisationsanlage unter mögliche 
wenig Aufwand von Heizmaterial in Anwendung kommen sollen, müssen so ein¬ 
gerichtet sein, dass die Abkühlung des gekochten Wassers nicht durch die Luft, 
sondern durch ungekochtes denn Kochapparat behufs Sterilisirung zuströmenden 
Wassers erfolgt. Der wichtigste Theil der Anlage ist somit der Vorwärmer. 
Die technischen Grundlagen für eine Koch-Sterilisationsanlage sind nun folgende: 

1. Die Temperaturdifferenz, womit der Vorwärmer arbeitet, kann nicht 
geringer als 10° (J und braucht nicht hoher genommen zu werden als 20° C. 
Je grösser die Differenz, desto mehr erfordert die Anlage Heizmaterial. 

2. Es darf nur möglichst wenig Wärme verloren gehen, keinesfalls 
mehr als 3° C. 

3. Die Einheit des Wärmeausgleiches im Vorwärmer muss möglichst 
gross sein; in der Konstruktion muss darauf hingewirkt werden, dass diese Ein¬ 
heit sich möglichst der Höchstkapazität, der Leistungsfähigkeit des Metalles 
nähert, welches den Austausch der Wärme im Vorwärmer bewirkt. 

4. Es darf unter keinen Umständen ungekochtes Wasser durch den 
Apparat treten, und das zu sterilisirende Wasser muss eine genügend lange Zeit 
dem Kochen ausgesetzt werden. 

5. Der Apparat muss möglichst regelmässig arbeiten, sich automatisch 
reguliren und sich bei etwa erforderlicher Reinigung «schnell auseinauderuehmeu 
und wieder zusammensetzen lassen. 

Bei dem Pape-Henneberg'schen Apparate sind der Kocher und Vor¬ 
wärmer zwei von einander getrennte Thcile; der Kode r ist für Gasheizung 
vtheuer!) und für Kohlen resp. Koaks eingerichtet. Für letztere ist der Kocher 
so gebaut, dass er nicht mehr Bedienung erfordert, als ein gewöhnlicher Stuben- 
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ofen. Bei der Wichtigkeit des Gegenstandes verweisen wir in Bezug auf die 
Einrichtung and Arbeitsweise des Apparates auf das Original; in demselben 
sind auch die Versuchsresultate über die Kosten der Sterilisirung und die 
günstigste praktische Anordnung des Apparates angegeben. Am günstigsten 
stellt sich der Betrieb, wenn die Heizung des Apparats durch gespannten Wasser¬ 
dampf bewerkstelligt wird, welcher einem grösseren Dampfkessel entnommen 
werden kann, ln diesem Falle würde die beim Kondensiren des Heizdampfes 
frei werdende Wärme voll ohne nennenswerthen Verlust ausgenutzt werden 
und zur Erzeugung der Sterilisation eines cbm Wasser per Stunde würde nur 
ein Kohlen verbrauch von 8 kg = 5 Pf. nöthig sein. Verfasser räth von der Ein¬ 
richtung grosser Stationen ab und empfiehlt die Einrichtung kleinerer Apparate, 
die mit sehr wenig Schwierigkeit und verhältnissmässig wenig Kosten verknüpft 
sind. Diese Apparate sind für Einzelwohnhäuser, grössere Etagenhäuser und 
Häusergruppen berechnet, können etwa einen cbm stündlich leisten; an diese 
werden die Leitungen für häusliche Gebrauchswässer angeschlossen, während 
Klosetspülung etc. mit unsterilisirtem Wasser erfolgt. 

Bei derartigen Anlagen stellten sich nach Verfasser die Gesammtkosten 
(Brennmaterial, Verzinsung und Amortisation des Gesammtanlagekapitals, Rohr¬ 
leitungsänderungen) wie folgt: 

1. Einzelwohnhaus: stündlich werden 250 Liter sterilisirt. Kosten ver¬ 
hältnissmässig hoch, bei Hamburger Kohlenpreisen ca. 135 Mark pro Jahr. 

2. Bei einem Etagenhaus mit sog. herrschaftlichen Wohnungen: gemein¬ 
schaftlicher Apparat, 500 1 pro Stunde. Die Leistungsfähigkeit des Apparates 
wird besser ausgenutzt: 70 Mark pro Wohnung und Jahr. 

Für grössere Häuserkomplexe mit mittelgrossen Wohnungen, die mit 
Badevorrichtungen versehen sind: stündlich 1000 1; 16 bis 20 Wohnungen können 
durch einen Apparat versorgt werden. 25—35 Mark pro Wohnung. 

4. Für grössere Häuserkoroplexe mit kleinen Wohnungen ohne Bade¬ 
zimmer. Das richtige Mass des Wasserverbrauchs kann schwer festgestellt 
werden; mit einem Apparat von 1000 1 stündlicher Leistung kann man eine 
ziemlich grosso Zahl derartiger Wohnungen versorgen. 10—15 Mark pro Jahr 
und Wohnung. 

Die Kosten für rationelle Sterilisirung sind also nicht übermässig hoch; 
es verdienen daher diese Apparate, weil eine absolute Sicherheit durch sie ge¬ 
währleistet wird, die Aufmerksamkeit weitester Kreise. Durch Minderverbrauch 
an Feuerung für Koch-, Spül- und Badewasser werden übrigens die Kosten der 
Sterilisation zum grössten Theilc wieder eingebracht. Da die Bildung von 
Niederschlägen als unvermeidlich angesehen wird, ist der Apparat so konstruirt, 
dass er nicht nur sich schnell und leicht reinigen lässt, sondern auch verhältniss¬ 
mässig wird arbeiten können, bevor eine Reinigung nöthig wird. 

Dr. Israel-Medenau (Ostpr.). 


Ueber die Desinfektion ländlicher Wohngebäude und die für 
diesen Zweck erforderlichen sanitätspolizeilichen Anordnungen. Von 
Dr. Rogawski in Tolkemit. Vierteljahrsschrift f. gerichtl. Medizin u. öffentl. 
Sanitätswesen. III. Folge, III. Bd., 2. H. 

Bis zu den bahnbrechenden Untersuchungen Koch’s über die pathogenen 
Mikroorganismen begnügte man sich allgemein damit, die Desinfektion von 
Wohngebäuden dadurch zu bewirken, dass man die schlechte Luft zu vertreiben 
suchte. Oft genug that man nichts weiter, als dass man sie durch andere Ge¬ 
rüche verdeckte: man desinfizirte also nicht, sondern man desodorisirte. Nach¬ 
dem man nunmehr erkannt hatte, dass es überhaupt unzweckmässig sei, die In¬ 
fektionskeime mittels eines luftförmigen Desinfiziens abtödten zu wollen, endlich 
auch die Anwendung hoher Temperaturen auf die den Wänden anhaftenden 
Keime als unausführbar sich erwiesen hatte, kam man zu folgenden Methoden: 
1) Man lässt das Desinfiziens in flüssiger Form auf die den Wänden anhaf¬ 
tenden Keime wirken; 2) man entfernt auf mechanische Weise die Infek¬ 
tionsstoffe von der Decke und den Wänden, sammelt und desinfizirt sie. Nach 
den Untersuchungen von Esmarch hat sich gerade die zweitgenannte Art als 
äusserst zweckmässig erwiesen, und zwar gab bei seinen Versuchen das Abreiben 
mit Brod die besten Resultate. Dieses erprobte und vielfach angewandte Ver¬ 
fahren lässt sich auch bei den Wänden und der Decke ländlicher Wohnräume 
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anwendeu, zumal die meist mit Kalk getünchten Wände einen Nenanstrich ohne 
viele Kosten erhalten können. Kleider und Wäsche, die ohne Schaden waschbar 
sind, können durch halbstündliches Kochen in Wasser desinfizirt werden. Für 
die übrigen Oegenstände bleibt nur die Desinfektion durch hohe Hitzegrade übrig. 
In dieser Beziehung leistet nun der strömende Wasserdampf in Bezug auf die 
Desinfektion mehr als die gespannten Wasserdämpfe, dadurch nämlich, dass er 
die seiner Einwirkung ausgesetzten Objekte schnell durchdringt und dass sich 
sehr bald im Innern der Objekte die gewünschte hohe Temperatur nach- 
weisen lässt. 

Wie kann man nun anf dem Lande diese Art der Desinfektion bewerk¬ 
stelligen f Wir halten es mit Verfasser für gefährlich, eine stationäre Desinfek¬ 
tionsanlage schaffen zu wollen, mit der Bestimmung, dass infizirte oder verdäch¬ 
tige Gegenstände oft von weit her nach der Desinfektionsanstalt transportirt 
werden sollen. Verfasser empfiehlt daher die Zusammenlegung mehrerer benach¬ 
barter Gemeinden zu einem Desinfektionshezirk und endlich die Anschaffung 
transportabler Desinfektionsapparate. Da diese letzteren indessen sehr theuer 
sind und kaum auf Kosten einiger Dorfgemeinden sich werden anschaffen lassen, 
so können wir nicht umhin, auf die in dieser Zeitschrift des Oefteren beschrie¬ 
benen einfachen Apparate, die für ländliche Verhältnisse passen, hinzuweisen. 
Ein grosser Uebelstand allerdings macht sich auch dann noch in dem Fehlen zu¬ 
verlässiger Desinfektoren geltend. 

Hervorzuheben sind endlich die Bemerkungen des Verfassers, betreffend 
die möglichste Reinhaltung des Bodens in der Umgebung der Wohngebäude, 
die Einrichtung von Abtritten und Senkgruben für jedes Gebäude, For¬ 
derungen, deren Erfüllung der Zukunft Vorbehalten bleibt. Nicht geringeres 
Gewicht ist unserer Meinung nach auf den Erlass einer ländlichen Bau¬ 
ordnung zu legen, die sich zwar den jedesmaligen Verhältnissen anzupassen 
sucht, aber nicht mehr zulässt, dass den wichtigsten sanitären Anforderungen 
Hohn gesprochen wird. Deshalb mehr Licht und mehr Luft für die Woh¬ 
nung des ländlichen Arbeiters, genügend Luftraum für die meist zahlreiche 
Familie, fort mit dem Lehmfussboden! Wie die Verhältnisse zur Zeit liegen, 
wird wenigstens in den östlichen Provinzen eine Desinfektion der Wohngebäude 
nur unvollständig und darum nicht wirksam genug sich ausführen lassen; beher¬ 
bergt doch die Wohnstube in den meisten Fällen neben der Familie alles Mög¬ 
liche: Ackergeräth, den Webstuhl, Kartoffel für den Winter, Hühner u. s. w. 
Hier ist noch ein weites Feld der Thätigkeit offen, dessen Bearbeitung jedoch 
durch sanitätspolizeiliehe Verordnungen allein mit genügendem Erfolge kaum 
sich wird bewerkstelligen lassen. Dr. Israe 1-Medenau (Ostpr.). 

Ausübung der Heilkunde in Bayern durch nicht approbirte Per¬ 
sonen im Jahre 1892. Gutachten des Königl. Obermedizinal-Ausschusses; 
erstattet vom Obermedizinalrath Dr. Max Braun in München. Münchener 
medizinische Wochenschrift, Nr. 35. 1893. 

Die G e s a m tn t z a h 1 der nicht approbirten Heilkünstler betrug am 
Schlüsse des Jahres 1892: 1184 (808 = 73,3 % männliche und 316 = 26,7% 
weibliche) gegenüber 1129 im Vorjahre 1 ) (72,8% männliche und 27,2% weib¬ 
liche) bezw. durchschnittlich 1194 in dem Zeiträume von 1888—1892 und 1381 
in demjenigen von 1883—1887. Die Zahl der Pfuscher hat im Jahre 1892 also 
um 55 zugenommen und zwar die männlichen um 46, die weiblichen um 9. 
Auf 100 000 Einwohner entfielen 20,95 Pfuscher (1891: 20,2); in den Zeitab¬ 
schnitten 1888—1892: 23,5, 1883—1887: 25,4). Die grösste Zahl der Pfuscher, 
auf 100000 Einwohner berechnet, hatte ebenso wie in den Vorjahren Nieder¬ 
bayern (39,5), dann folgen Oberbayern (30,0), Schwaben (28,2), Oberpfalz (21,0), 
Oberfranken (15,0), Mitteltrauken (14,8), Unterfranken (10,2) und die Pfalz 
(3,2). Die grösste Zunahme hat in Oberbayern (47) und Niederbayern (21) 
stattgefunden, eine Abnahme in der Oberpfalz um 8, in Oberfranken um 4 und 
in der Pfalz um 4 . 

Der Nationalität nach waren von den Kurpfuschern 1132 = 95,8% 
Bayern und 52 = 4,2% Nichtbayern (im Vorjahre: 94,8 und 5,2%), davon 30 
aus anderen deutschen Bundesstaaten und 22 Ausländer. 

Stand und Beruf. Ueber ein Drittel der Kurpfuscher (436) gehörte 

') Vergleiche das Referat in Nr. 19 der Zeitschrift, 1892, S. 499. 
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zu den geprüften Medizinalpersonen (25 Apotheker, 378 Bader und 33 Hebammen); 
▼on den übrigen waren 231 Bauern, Söldner und Austrägler, 163 Gewerbe¬ 
treibende, 66 Wasenmeister, 57 Kaufleute, 42 Dienstboten, Tagelöhner oder 
Arbeiter, 34 Privatiers, 23 Geistliche, 11 öffentliche Bedienstete, 9 Masseure oder 
Hydropathen, 7 Lehrer, je 3 nicht approbirte Mediziner, Arztwittwen, Bade¬ 
besitzer und Todtengräber, je 2 Literaten, Ordensschwestern und Thierärzte, 
sowie 87 unbekannten Berufes. 

Betreffs der einzelnen Arten der Pfuscherei erwähnt der Bericht, 
dass die gesammtc Heilkunde von 386 ausgeübt wurde (im Vorjahre 358), Zu¬ 
bereitung und Verkauf von Arzneimitteln trieben 157 (176), Geheimmittel und 
Sympathie 126 (141), Homoeopathie 79 (79). Nur mit interner Medizin befass¬ 
ten sich 74 (61), mit Chirurgie 72 (57), mit Frakturen nud Luxationen 59 (72), 
mit Panaritien, Wunden, Geschwüren 53 (33), mit Frauen- und Kinderkrank¬ 
heiten 30 (31), mit Hydropathie 12 (5), mit Elektrohomoeopathie 11 (12), mit 
Augenkrankheiten 10 (9), mit Zahnbeilkunde, Uroskopie und Unterleibsbrüchen 
je 7 (13, 5 und 2), mit Naturheilkunde 6 (2), mit Bandwurmknren und Magnetis¬ 
mus je 5 (je 4), mit Ohrenkrankheiten, Orthopädie, Massage und Elektrizität je 
2 (3, 1, 2 und 1), mit Hypnotismus 1 (1). Gicht und Rheumatismus behaupteten 
6 (11) heilen zu j können, Syphilis und Hautkrankheiten je 1 (1); unbefugte 
Hebammendienste leisteten 31 (34), unbekannt blieb die Art der Pfuscherei 
bei 28 (9). Rpd. 


Besprechungen. 

Dr. E. Roth, Reg.- und Med.-Rath in Köslin: Armenfürsorge 
und Armen-Krankenpflege mit besonderer Berück¬ 
sichtigung der heutigen Stellung des Armenarztes 
und Vorschlägen zu ihrer Reform. Berlin 1893. Verlag 
von Richard Schoetz. Gross 8°. 90 S. 

Armuth und Krankheit sind die beiden Vampyre, welche das Herzblut 
des Volkes aussaugen; wo beide vereint an der Arbeit sind, entsteht hoffnungs¬ 
loses Elend, Trägheit und Arbeitsscheu, Verkommenheit und Verbrechen. Im 
Mittelalter übernahm die Kirche das Amt, die soziale Noth zu lindern, da sie 
aber kein anderes Mittel kannte, als das Ertheilen von Almosen aus ihren 
reichen Schätzen, so vermochte sie nur Bettelei, Vagabondenthum und Lider - 
lichkeit gross zu ziehen. Die heutige Zeit ist die Aera der Sozialpolitik; der 
Staat hat es unternommen, den Quellen des Massenelends nachzugraben, durch 
grosse Massregeln der Verarmung vorzubeugen, die Schwachen und durch Alter 
Gebeugten zu stützen, den Kranken und Verunglückten frühzeitig Hülfe zu 
schaffen, den Ausbruch verderblicher Volkssenchen möglichst zu hemmen. 

Zur Durchführung dieser riesigen Aufgaben reichen jedoch die Kräfte 
des Staates allein nicht ans: er bedarf dazu der entschlossenen und opfer¬ 
willigen Mitwirkung der Provinzen, der Gemeinden, Vereine und Aerzte. Denn 
es ist noch viel, ja das Allermeiste zu schaffen! In den Städten und nament¬ 
lich auf dem Lande herrschen vielfach in Bezug auf Armen- und Armenkranken¬ 
pflege noch trostlose Zustände. In welchen Schmutz- und Pesthöhlen hausen 
die Dürftigen, wie bitter darben die Hülflosen, wie oft verkommen die Siechen 
und Gebrechlichen, ohne dass sich eine Hand zu ihrem Beistand regt. 

Diesen Uebelständen kann, wie der Verfasser des vorliegenden Werkes 
eingehend begründet, nur durch eine gründliche Reform des Armen- und Armen¬ 
krankenwesens abgeholfen werden. Von seinen Vorschlägen können wir hier 
nnr die wichtigsten erwähnen: 

Da die bisherigen kleinen Verbände, zumal auf dem platten Lande sich 
theils unwillfährig, theils ohnmächtig erwiesen haben, so sollen zur Leitung des 
Armenwesens grössere, daher leistungsfähigere Gesammtarmenverbände, 
etwa im Anschluss an die Kreisverwaltung, in’s Leben gerufen werden. Wer 
die Rohheit und Hartherzigkeit kennt, mit welcher auf dem Lande den Siechen 
und Krüppeln so oft begegnet wird, kann diesen Gedanken nur für einen sehr 
glücklichen erklären. Die Indolenz und Gefühllosigkeit der Dorfpaschas muss 
einen Damm erhalten, an dem sie sich bricht. 



22 


Besprechungen. 


Ein grosses Verdienst würden diese höheren Arbeite verbände sich durch 
Errichtung von Armen-Arbeitshäusern zur Aufnahme, Beschäftigung und 
strengeren Ueberwachung von Obdachlosen, Trunkenbolden, pflichtvergessenen, 
für die Ihrigen nicht sorgenden Ehemännern und Vätern. 

Als weitere sehr zu befürwortende Ziele sind in’s Auge zu fassen: Hebung 
der Gemeindediakonie und des Institute der barmherzigen 
Schwestern, Vermehrung der Lazarethe und Errichtung von Kreis¬ 
krankenhäusern, Verpflichtung der Landärzte zur Behandlung länd¬ 
licher Kranken u. s. w. 

Vor eine ganz neue und gewichtige — im Kösliner Bezirk bereits zur 
Geltung gelangte — Aufgabe wird vom Verfasser der Kommunal&rzt ge¬ 
stellt. „Wie wir die Stellung des Armenarztes auffassen“ — heisst es auf 
Seite 48 — „genügt es nicht, dass derselbe dann und wann einen armen Kranken 
behandelt, unter Verhältnissen, die vielfach eine eigentliche und erfolgreiche 
Behandlung unmöglich machen, oder dass er ihn geeigneten Falls einem Kranken¬ 
hause übergiebt, sondern cs ist noth wendig, die Thätigkeit desselben mehr wie 
bisher für Zwecke der öffentlichen Gesundheitspflege, speziell der kommunalen 
und sozialen, zu fruktifiziren, ohne denselben jedoch diese Mehrarbeit als Last 
empfinden zu lassen. Ucbcrall da, wo ein besonderer Stadtarzt nicht zur Ver¬ 
fügung steht, soll der Kommunal- (Armen-) Arzt in allen die Kommunen be¬ 
treffenden hygienischen Angelegenheiten der Berather der Kommune und ihres 
Vorstandes sein. — Als Armenarzt soll er ein thätiges Glied in allen Be¬ 
strebungen der Armenpflege sein und in dauernder, fester Beziehung zu Ge¬ 
meindeschwestern, Armenpflegern und Bezirksvorstehern, sowie zu allen privaten 
und Vereinsbestrebungen der Armeupflege stehen.“ 

Der Kommunalarzt soll fortan nicht blos behandelnder, sondern auch vor¬ 
beugender Arzt sein. Welche Erweiterung seiner Thätigkeit zugedacht ist, 
ergiebt sich aus dem Umfang und Inhalt der Berichte, die er fortan zu erstatten 
haben wird. Es möge in (Leser Hinsicht auf die in der Beilage Nummer 22, 
Jahrg. 1893 der Zeitschrift abgedruckte Verfügung des Königlichen Regierungs¬ 
präsidenten in Köslin vom 10. Oktober hingewiesen werden. 

Da die hier erwähnten Angelegenheiten mehr oder weniger bereite der 
Ueberwachung des staatlichen Sanitätsbeamten untergeben sind, so dürfte noch 
ein Modus aufzufinden sein, um mögliche Konflikte zwischen diesem und dem 
Kommunalarzt betreffs der Auffassung und Abstellung hygienischer Uebelstände 
auszugleichen. Jedenfalls müssten die Berichte der Letzteren auch dem Physikus 
mitzui heilen sein. — 

Wir haben in dem kurzen Raum unseres Berichte uns nur über einen kleinen 
Theil des reichen, historischen, statistischen und sozialpolitischen Materials aus- 
lassen können, welches in dem Werke niedergelegt ist. Noch besonders hervor¬ 
zuheben ist die eingehende und umfassende Kenntuiss der hygienischen Zu¬ 
stände und der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen nicht nur der preussi- 
schen und der wichtigeren deutschen Staaten, sondern auch Oesterreichs, Eng- 
auds, Frankreichs, Belgiens, Italiens und der Schweiz, welche der Autor in seinem 
Buch bekundet hat. Dr. Dyrenfurth -Bütow. 


Dr. Ignaz Mair, Bezirksarzt I. Kl. a. D.: Gerichtlich-medi¬ 
zinische Kasuistik der Kunstfehler. Für Aerzte, 
Staatsanwälte, Richter und Rechtsanwälte epikri¬ 
tisch bearbeitet. III. Abtheilung. Berlin und Neuwied 
1893 bei Heuser. 110 S., Gr. 8°. 

Der Sammlung dritter Theil, der nunmehr vorliegt, umfasst dasjenige 
Gebiet, auf welchem wohl am häufigsten Streitfragen über die ärztliche Hand¬ 
lungsweise und Verantwortlichkeit vor Gericht zur Sprache kommen, nämlich 
die Geburtshülfe. Die der gerichtsärztlichen Beurtheilung zu unterstellen¬ 
den Gesichtspunkte können wie folgt zusammengefasst werden: 

1. Hat der Arzt den Fall richtig erkannt und die richtigen Indikationen 
kunstgerecht gestellt? 

2. Hat er diesen Indikationen gemäss als Arzt und Geburtshelfer gehandelt? 

3. Hat er die erforderliche Hülfe mit der nöthigen Vorsicht für Mutter 
und Kind, und mit der vou ihm zu verlangenden Kunstfertigkeit angewendet ? 
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Es sollten die Gutachter aber ausserdem niemals die Nebenumstände 
ausser Acht lassen und insbesondere niemals es verabsäumen, mit dem beschul¬ 
digten Geburtshelfer amtliche Rücksprache zu nehmen, um die Beweggründe für 
sein Handeln zu vernehmen. Wie oft erheischen die Beobachtung und Ereig¬ 
nisse am Gebärbette einen schnellen goburtshülflichen Eingriff, für welchen 
später weder die als Zeugen vernommenen Laien (einschliesslich der Hebammen) 
einen triftigen Grund angeben können, noch theoretische Raisonnements im Gut¬ 
achten als Erklärungen sich auffiuden lassen. Ist es doch zur Genüge bekannt, 
dass öfter als auf irgend einem ärztlichen Gebiete gerade bei der Geburtshülfe 
plötzliches Eingreifen geboten, selbst wenn z. B. die äusseren Verhältnisse auf 
dem Lande ungünstig sind. — Das Studium des reichhaltigen Stoffes sei den 
Herren Kollegen bestens empfohlen! Dr. Israel-Medenau (Ostpr.), 


W. Feilchenfeld, Charlottenburg: Der Arzt in der Schule. 
Sammlung klinischer Vorträge, begründet von R. v. Volkmann. 
Neue Folge. Nr. 76. Leipzig, Breitkopf & Härtel. 

Verfasser weist auf die Schäden hin, welche der heranwachsenden Jugend 
von Seiten des Schulbesuches in gesundheitlicher Beziehung drohen und ver¬ 
langt dringend die allgemeine Anstellung von Schulärzten. Er macht ferner 
eine interessante Zusammenstellung aller derjenigen Massnahmen, die in den ver¬ 
schiedenen Theilen Deutschlands und den übrigen Kulturstaaten auf diesem Ge¬ 
biete getroffen worden sind. Seine endgültigen Forderungen fasst er wie folgt 
zusammen: 1. Einsetzung von Kommissionen, bestehend aus Architekten, Aerzten 
und dem Leiter der in Frage kommenden Schule. 2. Nachweis einiger schul¬ 
hygienischer Fragen für alle diejenigen, welche ein Lehramt bekleiden wollen. 
3. Einführung regelmässiger Vorlesungen über Schulhygiene für Mediziner und 
Philologen an allen Universitäten und Seminarien. 4. Anstellung von Schul¬ 
ärzten, welche die Schulen zuweilen zu revidiren haben und genaue Fragebogen 
ausgefüllt an die Vorgesetzte Behörde mit eingehendem Berichte halbjährlich 
einsenden sollen. 5. Im Ministerium muss für die schulhygienischen Fragen ein 
Reichs- oder Ministerialschularzt ernannt werden. 6. In jeder Schulbehörde 
(Schulvorstand, Schulkommission etc.) muss ein Arzt (wo solcher vorhanden) Sitz 
and Stimme haben. Ders. 


Dr. Siemens, Medizinalrath: Bericht über die Verwaltung der 
Provinzial-Irrenanstalt zu Lauenburg i. Pommern vom 
1. April 1892 bis 31. März 1893. 4. Betriebsjahr. 

Stettin bei Hessenland 1893. 

Im Berichtsjahre sind die Erweiterungsbauten fertig gestellt worden, so 
dass die Anstalt jetzt 600 Kranke aufnehmen kann; es wurde die zweite Prov.- 
Anstalt Ueckermünde entlastet und die bisher in der Privatanstalt Bergquell 
untergebrachten Patienten wurden nach L. überführt. Da man bei der Ueber- 
führung im Wesentlichen aut die territoriale Lage der Heimathsorte Rücksicht 
nahm, so war das Krankenmaterial ein recht ungünstiges, fast, durchweg unheil¬ 
bare. unruhige und sieche Kranke. An Verpfleguugstagen kommen auf die I. 
und II. Kl. 1059 für männliche und 2243 für weibliche Kranke, zusammen 4202, 
auf die Normalklasse III 68 600 Tage filr männliche und 73293 für weibliche 
Krenke, zusammen 141893, im Ganzen 146 095 Tage. — Es wird das Bedauern 
ausgesprochen, dass wieder eine Anzahl geisteskranker Verbrecher aufgenommen 
werden mussten, da dieselben die freie Behandlung der Pfleglinge erschwerten. 
— Die Behandlung geschieht nach den Grundsätzen des No-Restraint. Mecha¬ 
nische Beschränkung war in keinem Falle nöthig. Zwangs-Jacken und -Hand¬ 
schake besitzt die Anstalt nicht. Als ein hervorragendes Heilmittel betrachtet 
man mit S. heute, die Beschäftigung der Geisteskranken; leider beziffert sich 
wegen der grossen Anzahl der Unruhigen und Siechen der Prozentsatz der Be¬ 
schäftigten nur auf 43—44 "/„. 

In der Anstalt bestehen Zentral - Dampfheizungs - und elektrische Be¬ 
leuchtungs-Anlagen, beide fnnktioniren gut. Für die Nachtbeleuchtung sorgt 
jetzt eine Akkumulatoren-Batterie, auf deren vorzügliche Leistungen S. hiuweist. 
Sie leistet 594 Amperestunden, d. h. sic kann 140 Glühlampen zu 16 bis 35 
Normalkerzen während 8 Stunden unterhalten (von Abends 10 bis 6 Uhr früh). 
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Von 137 in Abgang gekommenen Kranken sind öö als genesen oder 
gebessert, 21 als ungeteilt entlassen worden; gestorben sind 61 Kranke. 26 
Wärter und 28 Wärterinnen sind in der Anstalt thätig. Dere. 

Dr. Schreiber: Arzneiverordnungen mit Berücksichtigung 
sparsamer Verschreibungsweise. Zweite Auflage 1893. 
Johannes Alt, Frankfurt a. M. 

Die warme Empfehlung, welche in dieser Zeitschrift bereits der ersten 
Auflage des Buches gegeben wurde, welches jedem Arzte, besonders dem Kassen¬ 
arzte, eine Menge praktischer Winke zum richtigen und billigen Verschreiben 
der Medikamente giebt, kann bei dieser Auflage wiederholt werden. Die erste 
Auflage ist insoweit geändert worden, als die Einleitung „die Bemerkungen über 
billiges Verschreiben“ als „Arzneitaxe für Aerzte“ umgearbeitet, erweitert und 
als erster Theil der Arzneiverordnungen selbstständig herausgegeben ist. Er 
enthält die ökonomische Seite des Arzneiverordnens. Im zweiten Theil sind die 
Arzneimittel mit geeigneten Rezeptformularen angeführt und bei jedem Mittel 
die Zusammensetzung, Dosirung, Löslichkeit, Anwendung kurz besprochen. 

Dr. R u m p - Osnabrück. 


Dr. C. Kopp, Privatdozent in München: Atlas der Hautkrank¬ 
heiten mit 90 farbigen und 17 schwarzen Abbildungen. 
München 1893. Verlag von J. F. Lehmann. 

Mit Recht hebt der Verfasser hervor, dass auch bei eifrigem Studium es 
schwer wird, sich aus den Beschreibungen der Krankheitsbilder von Haut¬ 
erkrankungen eine klare Vorstellung zu machen. Verfasser hat es verstanden, 
in einem kleinen Handatlas diesem Uebelstande abzuhelfen. Das Büchlein mit 
90 Chromotafeln führt uns alle Hauterkrankungen in wohlgelungenen Zeich¬ 
nungen vor, von denen uns manche Bekannte aus grösseren Sammelwerken ent¬ 
gegentreten. Originell ist aber jedenfalls die Idee, für einen billigen Preis von 
17 Mark ein so gediegenes Handbuch herzustellen mit kurzer aber ausreichender 
Beschreibung der Hautkrankheiten und Angabe der therapeutischen Massnahmen. 
Die beiden schwarzen Tafeln geben mikroskopische Bilder von pflanzlichen und 
thierischen Parasiten, die Hautkrankheiten verursachen. Eine alphabetische In¬ 
haltsangabe würde den Gebrauch des Buches beim Aufsuchen einer bestimmten 
Hautkrankheit erleichtern. Im Uebrigen steht das Werkchen den bisher im 
Lehmann’schen Verlage erschienenen medizinischen Handatlanten ebenbürtig 
zur Seite. Overkamp-Warendorf. 


Einkehr oder Umkehr in der Medizin? Von einem Veteranen der 
Hygiene. Leipzig 1894, Verlag von Karl Fr. Pfau. Gross 8°, 67 S. 

Anscheinend eine Polemik, ist das Schriftchen in der Wirklichkeit nur 
ein Pasquill. Verfasser erklärt sich unzufrieden mit dem Zustande der ge¬ 
summten Menschheit iu gesellschaftlicher und sittlicher Beziehung, und nicht 
weniger mit dem von jenem abhängigen Zustande der Heilkunst und Heilwissen¬ 
schaft. Das ist die Aeusserung einer, wenn auch anfechtbaren, so doch zulässigen, 
subjektiven Meinung. Verfasser behauptet aber zur Begründung seiner Meinung 
in drei Viertheilen seiner Schrift die unglaublichsten Dinge und beweist Nichts, 
und das gilt unter anständigen Menschen als nicht zulässig. Er verneint und 
beschimpft nicht weniger als Alles: Vivisektion, Impfung, Bazillenlehre, Blut¬ 
entziehung, heroische und homöopathische Heilmittel, operative Eingriffe und vor 
Allem den „Ballast des Wissens“. Ais einzigen Grund des ärztlichen Handelns 
lässt er das System der Leistung und Gegenleistung, oder wie er es nennt, das 
des „tantum quantum“ gelten; er sieht als Motiv für jedes ärztliche Streben 
nur niedere Gewinnsucht, und diese Insinuation ist — gemein. Was aber will 
der Veteran der Hygiene an die Stelle der jetzigen Medizin setzen? 1) Er¬ 
fahrung, natürlich nur seine eigene, 2) etwa 10 Medikamente, die er leider nicht 
nennt, und 3) ein System der Ausbildung für angehende Aerzte, welches einer¬ 
seits mit der Forderung, den Ballast des Wissens zu entfernen, und die Er¬ 
fahrung allein zu ihrem Rechte zu verhelfen, in schreiendstem Widerspruche steht, 
und andererseits unsere jetzigen Schüler als freieste und ungebundenste Herren 
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gegenüber den späteren Studenten dürfte erscheinen lassen. Endlich wird 4) 
durch Beseitigung des Tantum quantum - Systems die ganze Menschheit in einen 
Zustand allgemeiner geistiger und körperlicher Glückseligkeit und sittlicher Voll¬ 
kommenheit versetzt, dass sie, auch ohne Arzt, einfach durch die Reinheit und 
Trefflichkeit ihrer Anschauungen und Gewohnheiten jeden Bacillus zu tödten, 
jede Krankheit von sich fern zu halten und zu überwinden vermag. 

Was die Anscbauungs- und Ausdrucksweise anbetrifft, so will ich mich 
im Einzelnen mit Ausdrücken wie „ernährende Kraft der Seele", „Zweihänder" 
und ähnlichen nicht befassen, muss aber dieselbe im Allgemeinen als so dunkel 
und orakelhaft wie die irdische Weisheit Brahma’s, auf die Verfasser schwört, 
bezeichnen. Dagegen ist die Tonart deutlich genug, nämlich so pöbelhaft grob 
nnd ungezogen, dass es höflich erscheinen muss, sie nur zu nennen. Hier 
einige Beispiele, welche Anschauung, Schreibeweise und Tonart illnstriren mögen: 

Seite 28 heisst es: „Gross war die Aufregung in aller Welt, als so ein 
gemeiner Kerl ohne philosophische Schulung, ohne moralische Bildung, ohne 
religiöses Gefühl, ohne Spur christlichen Erbarmens, daher geritten oder gefahren, 
geschlichen oder gekrochen kam, und nach allen Winden hin posaunte: es sind 
Bazillen und nur Bazillen, welche des Universums Baum erfüllen, Menschheit 
habe Acht, sei auf deiner Wacht, übe Desinfektion und Visitation deiner Lungen, 
deiner Kleider, nicht des Gewissens und Wissens. Und wenn du so gestaltest 
die Dinge und mit Karbol trübst das Element, in welchem wir fischen, wirst du 
leicht und ich schwer, wirst du elend und ich blühend, wirst du arm und ich 
reich.“ — 8. 46: „Bei den grossen Wundärzten herrschen Ueberzeugungen, 
welche unbedingt, wenn sie den Jüngern bekannt wären, die letzteren veran- 
lassten, bei sich selbst einznkehren und anderen Sinnes zu werden. Diese Ueber- 
cengungen bestehen aus nichts mehr und nichts weniger, als der Nutzlosigkeit 
von neun Zehntheilen aller blutigen Eingriffe. — — — Dem Kranken sollte 
bereits ein Stück aus dem Leibe heraus oder von demselben abgeschnitten werden, 
da trifft ihn das Loos einer reichen Erbschaft, oder die Nachricht einer ange- 
beteten Frau, dass dieselbe seine Bewerbung annehme nnd ihn heirathe. Und 
Lazarus erhebt sich, und einige Tage darauf ist das Leiden verschwunden, wie 
mit dem Schwamm ausgelöscht,-.“ 

Das genügt. Unwillkürlich sieht man sich veranlasst zu fragen: „Kein 
Griesinger zur Stelle? Nach solchen Proben hört das Interesse, zu erforschen, 
wer der Anonymus sei, auf. Was aber bezweckt derselbe mit seiner Schrift? 
Ich glaube mich mit der Annahme nicht zu täuschen, dass hinter dem anonymen 
Veteranen irgend ein Patentmensch steckt, der „Einkehr oder Umkehr“ als 
Bahnbrecher benutzt und demnächst in einem zweiten, 4 la „Wer weise, wählt 
Wolle“ geschriebenen Schriftchen der staunenden Mitwelt mittheilen wird, dass 
irgend eine Bekleidungsart, irgend ein Medikament, oder auch irgend ein braver 
Schnaps einzig nnd allein geeignet ist, alle Krankheiten fern zu halten und zu 
heilen und die Menschheit gesund, rüstig, sittlich und selig zu machen. Und 
deshalb Bäuber und Mörder?-! — Dr. Jacobson. 


Tagesnachrichten. 

Zu den ersten Initiativanträgen, die nach Neujahr im Reichstage zur Ver¬ 
handlung gelangen werden, wird der von den Sozialdemokraten gestellte 
Antrag auf Aufhebung des Impfgesetzes und der in einzelnen Bundesstaaten 
bestehenden Bestimmungen über Zwangsimpfangen bei dem Ausbruch einer 
Pocken - Epidemie gehören. Es ist das erste Mal, wo aus der Mitte des Reichs¬ 
tages selbst ein derartiger Antrag gestellt ist, und weun derselbe auch voraus¬ 
sichtlich abgelehnt werden wird, so dürfte dennoch die Zahl seiner Anhänger 
keine geringe sein. Die Debatte hierüber kann gleichsam als ein Proguostikum 
für das dem Reichstage vorzulegende Seucheugesetz dienen; denn sollte sich 
wider alles Erwarten eine Mehrheit für den Antrag oder wenigstens eine grosse 
Minderheit gegen denselben finden trotz der segensreickcu, auch filr den Laien 
klar zu Tage tretenden Erfolgen des Impfgesetzes, dann dürften allerdings die 
Aussichten für das Seuchengesetz keine sehr günstigen sein. 


Die ständige Kommission für die Bearbeitung des Deutschen Arznei¬ 
buchs, welcher die Aufgabe obliegt, die periodisch herbeizuführenden Berich- 
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tigungen nnd Ergänzungen der Pbarmakopöe vorzubereiten, hat kürzlich über 
die Zusätze und Abänderungen beratben, welche an dem zur Zeit in Geltung 
befindlichen Arzneibuch nach dem Stande der Wissenschaft und den praktischen 
Erfahrungen aus neuerer Zeit vorznnchmen sein möchten. Das Ergebniss der 
Berathimg hat die Kommission in dem Entwnrf eines Nachtrags zum Arznei¬ 
buch für das Deutsche Reich (Dritte Ausgabe) znsammengefasst. Dem Bundes¬ 
rath ist dieser Entwurf mit dem Anträge vorgelegt worden, 1) demselben die 
Zustimmung zu ertheilen und zugleich den Zeitpunkt festzusetzen, mit dem die 
neuen Vorschriften in Wirksamkeit treten sollen, sowie 2) den Reichskanzler zu 
ermächtigen, einen Neudruck des Arzneibuchs, unter Beachtung der aus dem 
Nachträge sich ergebenden Aenderungen des Textes, zu veranstalten. 

In dem Nachtrage sind 15 neue Artikel (Acidum camphoricum, Aci¬ 
dum hydrochrnmicum, Aqua cresolica, Bromatum subsalicylicum, Cereoli - Wund¬ 
stäbchen. Coffeinum natrio-benzoicum, Cresolum erudum, Liquor Cresoli sapo- 
natus, Lithium salicylicum, Pastilli Hydrargyri bichlorati, Pilulae Kreosoti, 
Theobromium natrio-salicylicum) aufgenommen und 29 von den älteren Mitteln 
abgeändert. Bei der Auswahl der neu aufgenommenen Arzneimittel sind die¬ 
jenigen, welche sich bereits eingebürgert haben und von den Aerzten häu¬ 
figer verordnet werden, weniger berücksichtigt, als man bei einer Ergänzung 
des Deutschen Arzueibuches hätte erwarten können. Von den abändernden Vor¬ 
schriften interessirt, dass Adeps suillus und Sebum ovile aus dem frischen unge¬ 
salzenen Zellgewebe der Netzes und der Nieren des gesunden Schweines aus¬ 
geschmolzen werden sollen, eine Vorschrift, die ja an und für sich recht zweck¬ 
mässig, aber kaum kontrolirbar ist, so lange wenigstens der Apotheker nicht 
verpflichtet ist, seinen Bedarf an Schweineschmalz und Hammeltalg selbst aus¬ 
zulassen und sich vorher durch thierärztliches Zeugniss die Sicherheit zu ver¬ 
schaffen, dass das benutzte Fett thatsächlich von gesunden Thieren stammt. 

Durch die Zusatzbestimmung zu Anlage II, wonach die Maximaldosen 
dann zu gelten haben, „wenn eines der genannten Mittel in Form des Klystiers 
oder des Suppositor.ums verordnet ist“, sind etwaige Zweifel in dieser Hinsicht 
endgültig beseitigt. _ 

In der neuen Arzneitaxe für 1894 sind die Preise bei 100 verschiedenen 
Arzneimitteln erniedrigt, bei 70 anderen Mitteln erhöht; für 15 neuere Arznei¬ 
mittel sind Taxansätze aufgenommen. Sehr zweckmässig ist die Bestimmung, 
dass weisse Gläser in Zukunft ebenso wie halbweisse und Tropfgläser wie Gläser 
mit eingeriebeuen Glasstöpseln berechnet werden müssen; für die letzteren sind 
jetzt bestimmte Ansätze in der Taxe vorgesehen, die sich im Vergleich za der 
früheren Berechnung bei der derartigen Flaschen über 300 gr Inhalt etwas nie¬ 
driger stellen. 

Es tritt also, ebenso wie in der vorigen Taxe, das Bestreben zu Tage, 
die Ansätze für die Gefässe hcrabzusetzen und besonders der Verteuerung der 
Arzneien durch die Verwendung von Luxusgefässen entgegen zu treten. Unseres 
Erachtens sind die Ansätze der Taxe für die Gefässe noch immer viel zu hoch, 
und es vor allem nicht richtig, in diesen Ansätzen den Arbeitspreis für Tectur, 
Signatur u. s. w. mit ein zu begreifen. Der letztere wird zweckmässiger mit dem 
Arbeitspreis für die Anfertigung der verschiedenen Arzneiformen verbunden und 
würde es sich daher empfehlen, diesen entsprechend zu erhöhen, diejenige für 
die Gefässe dagegen noch mehr herabzusetzen. 

Die Prüfungsordnung für Nahrnngsmittelchemiker ist jetzt von den 
Bnndcsratlisausschüssen für Handel und Verkehr festgestellt. Ausserdem bean¬ 
tragen die Ausschüsse, die Bundesregierungen zu ersuchen: 

1. Am Sitze der dafür geeigneten Universitäten und technischen Hoch¬ 
schulen Kommissionen zur Prüfung von Nahrungsmittelchemiker zu bilden; 

2. für den Fall der Errichtung solcher Prüfungskommissionen den Prü¬ 
fungen die erwähnten Vorschriften zu Grunde zu legen; 

3. die Entscheidung Uber die Zulassung der vorgesehenen Ausnahmen 
sowie über die Anerkennung der Doctor- und Diplomprüfung nur im Einver¬ 
nehmen mit dem Reichskanzler zu treffen nnd den als reif befundenen Prüf¬ 
lingen auf Grund dieser Vorschriften Befähigungsausweise zu ertheilen; 

4. die hierauf erforderlichen Massnahmen so zu treffen, dass die neuen 
Prüfungseiurichtungcn mit dem 1. April 1894 in’s Leben treten können; 

5. den Bundesregierungen für den Zeitraum eines Jahres nach dem be- 
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zeichneten Termine za empfehlen: a) den als Leiter öffentlicher Anstalten zu 
Untersuchung von Nahrangs- und Genussartikeln schon angestellten Sachver¬ 
ständigen den Befäbigungsausweis unter Verzicht auf die vorgesehenen Prüfungen 
und deren Vorbedingungen zu ertheilen, b) den Leiter anderer als staatlicher 
Anstalten der vor bezeichne ten Art jedoch nur, sofern sie nicht mit ihrem Ein¬ 
kommen ganz oder zum Theil auf die Einnahmen ans den Untersuchungsge¬ 
bühren angewiesen sind, c) anderen als den vorgedachten Sachverständigen den 
Befähigungsausweis unter gänzlichem oder theilweisem Verzicht auf die vor¬ 
gesehenen Prüfungen und deren Vorbedingungen zu ertheilen, sofern diese Sach¬ 
verständigen nach dem Gutachten einer der für die Prüfung von Nahrungsmittel¬ 
chemiker eingesetzten Kommissionen nach ihrer wissenschaftlichen Vorbildung 
und praktischen Uebung im Wesentlichen den Anforderungen genügen, welche 
die neuen Bestimmungen an geprüfte Nahrungsmittel-Chemiker stellen. 

Schliesslich sollen die Bundesregieruugen ersucht werden, bei der öffent¬ 
lichen Bestallung (§. 36 der Gewerbeordnung) von Sachverständigen für Nah¬ 
rangsmittelchemie bei der Auswahl von Gutachtern für die mit der Handhabung 
des Nahrungsmittelgesetzes in Verbindung stehenden chemischen Fragen sowie 
bei der Auswahl der Arbeitskräfte für die öffentlichen Anstalten zur technischen 
Untersuchung von Nahrangs- und Genussmitteln diejenigen Chemiker vorzugs¬ 
weise zu berücksichtigen, welche den Befähigungsnachweis erworben haben. 


Inwieweit die preussischcn Medizinalbeamten zur unentgelt¬ 
lichen Ausstellung amtsärztlicher Atteste über den Gesundheitszustand 
Königlicher Beamten verpflichtet sind, liegt jetzt eine, im heutigen 
Beiblttte mitgetheilte, Entscheidung des Herrn Ministers des Innern vor, 
die dieser im Einverständnis mit den Herren Ministern filr Medizinalangelegen¬ 
heiten nnd für Finanzen getroffen hat nnd die in Folge dessen eine prinzipielle 
Bedeutung hat. In ihr wird die Berechtigung der Medizinalbeamten anf Ge¬ 
bühren bei der Ausstellung von „ausführlichen, mit wissenschaftlichen 
Gründen unterstützten Gutachten“ anerkannt; dagegen werden die 
Grenzen für ein „Befundattest“ ziemlich weit gezogen, so dass darunter auch solche 
fallen, die in der durch Bunderlass vom 2(). Januar 1853 und 11. Februar 1856 
vorgesebriebenen Form abgegeben sind, z. B. Atteste über die Pensionirung von 
Gendarmen u. s. w. 

Voraussichtlich wird die ministerielle Antwort auf die von dem Vorstande 
des Medizinalbeamtenvereins in dieser Angelegenheit seiner Zeit gemachte Ein¬ 
gabe im Sinne des obigen Erlasses ausfallcn; wünschenswerth wäre es dann nur, 
wenn in dieser Antwort der Ausdruck, „Befundattest“ etwas genauer präcisirt würde, 
damit nicht in jedem Einzelfalle erst eine höhere Entscheidung darüber, ob „Gut¬ 
achten, ob Befundattest“ angerufun werden muss, was sonst unausbleiblich sein dürfte. 


Der Geh. Bath Prof. Dr. v. Pettenkofer hat seine Lehrthätigkeit etwas 
eingeschränkt und ist auf seinem Wunsch von der Professur für Hygiene an 
der technischen Hochschule, die er neben seinem Hauptlehramte an der Uni¬ 
versität bekleidete, entbanden. 


Am 21. v. M. ist nach kurzem Krankenlager der Geheime Sanitätsrath 
Dr. 8. Gattmann zu Berlin in Folge der Influenza gestorben. Durch seine 
wissenschaftliche Gründlichkeit, unermüdliche Thätigkeit und nie erschlaffende 
Energie ist es ihm gelungen, der von ihm seit Paul Börners Tode heraus¬ 
gegebenen Deutschen medizinischen Wochenschrift eine hervorragende Stellung 
unter den medizinischen Fachblättern zu verschaffen und ihren Leserkreis von 
Jahr zu Jahr zu vergrössern. Ausser der Bedaktion der Wochenschrift hat er 
auch die Herausgabe des gleichfalls von Börner begründeten Deutschen Reichs- 
Medizinalkalenders nnd des Jahrbuches für praktische Medizin geleitet. Mit 
ihm ist einer der bekanntesten und bedeutendsten deutschen medizinischen 
Schriftsteller aus dem Leben geschieden, dem sicherlich in weiten Kreisen ein 
treues Andenken bewahrt bleiben wird! 


Tn Halle a. S. ist im vorigen Monat der älteste Professor der dortigen 
medizinischen Fakultät, der Geh. Med.-Rath Dr. Krahmer gestorben. Schon seit 
einer Reihe von Jahren hatte er seine Lehrthätigkeit, die das Gebiet der ge¬ 
richtlichen Medizin mit umfasste, aufgegeben. Vielen der Kollegen wird 
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er durch das vor Jahren von ihm herausgegebene Lehrbuch der gerichtlichen 
Medizin in Erinnerung sein. 


Das Exekutiv- Cornitä des VIII. internationalen Kongresses für 
Hygiene und Demographie hat vor Kurzem das vorläufige Programm 
versandt. Darnach wird der Kongress vom 1.—9. September d. J. in Buda¬ 
pest stattfinden. Für jede der 19. Sektionen der Hygiene sind bestimmte 
Fragen zur Verhandlung festgesetzt und werden die Fachgenossen gebeten, 
über eine dieser Fragen einen Vortrag zu Übernehmen, eventuell Vorträge über 
ein anderes Thema anzumelden. Die Sektionssitznngen werden am 8., 4., 5., 7. 
und 8. September stattfinden, fUr die Verhandlung einer Frage sind 15—20 
Minuten, für die Betheiligung an der Diskussion 10 Minuten festgesetzt. Etwaige 
Mittheilungen sind an das Generalsekretariat (Budapest, Rochus - Spital) zu 
richten Das genaue Programm des Kongresses wird im Laufe dieses Monats 
zur Versendung gelangen. _ 


Cholera. In Deutschland sind vom 8.—22. Dezember noch 6 Er¬ 
krankungen (in Gartz a. 0., Fiusterwalde und in einem Krankenhause des 
Kreises Nicderbarnim) vorgekommen, seitdem aber keine neuen Fälle mehr zur 
Anzeige gelangt, so dass die Seuche im ganzen Reichsgebiet als erloschen ange¬ 
sehen werden kann. Das Wiederauftreten derselben im Laufe dieses Sommers 
bat nach den dem Kaiserlichen Gesundheitsamt zngegangenen Wochen-Nach¬ 
weisungen nur zu insgesammt 569 Erkrankungen mit 288 Todesfällen geführt. 
Ausserdem wurden bei 92 anscheinend gesunden Personen, die sämmtlich nach¬ 
weislich in Beziehungen zu Cbolerakranken gestanden hatten, Kommabazillen 
nachgewiesen. Das Deutsche Reich ist somit, Dauk den seitens der massgebenden 
Behörden gegen die Verbreitung der Seuche zielbewusst ergriffenen und zweck¬ 
entsprechend durchgeführten Massnahmen, von dem Ausbruch einer neuen Epi¬ 
demie im letzten Sommer verschont geblieben, obwohl die Gefahr der Einschlep¬ 
pung und Verbreitung in Folge des Auftretens der Krankheit in mehreren öst¬ 
lichen und westlichen Nachbarstaaten grösser war als im Vorjahre. 

Auch in Oesterreich kann die Seuche als erloschen angesehen werden, 
wenigstens in Galizien, wo seit dem 19. Dezember Choleraerkrankungen nicht 
mehr vorgekommen sind. Die Gesammtzahl der vom 3. August bis 17. Dezember 
vorgekommenen Erkrankungen stellt sich auf 1448, davon 848 = 58,6 °/ 0 
tödtlich. In den Woeben vom 6.—12. und 13.—19. Dezember betrug die Zahl 
derselben 9(6) bezw. 8 (4). In Ungarn ist ebenfalls die Cholera im Er¬ 
löschen begriffen; vom 29. November bis 5. Dezember wurden in 11 Gemeinden 
20 Erkrankungen mit 13 Todesfällen, vom 6.—16. Dezember in 4 Gemeinden 
17 Erkrankungen mit 8 Todesfällen angemeldet, darunter in Budapest 7 bezw. 
2. In Bosnien ist dagegen eine derartige Abnahme der Krankheit nicht zu 
bemerken; die Zahl der Erkrankungen belief sich in den beiden letzten Wochen 
des November auf 164 mit 81 Todesfällen in 20 Gemeinden. Dasselbe gilt be¬ 
treffs Konstantinopels, wo noch immer täglich circa 100 Personen an der 
Cholera erkranken und 30—40 Personen daran sterben. 

Ans Italien, Rumänien und Frankreich sind in den letzten 
Wochen nur noch vereinzelte Cholerafälle, aus den Niederlanden und 
Belgien gar keine mehr gemeldet. 

In Russland ist die Cholera in allen Bezirken im Zurückgehen 
begriffen; insbesondere in den westlichen, Deutschland angrenzenden Gouverne¬ 
ments. Die Zahl der Erkrankungen und Todesfälle betrug hier in der Zeit 
vom 2.- 9. Dezember: 147 (63), davon in den Gouvernements Warschau 13 (5), 
Radom 46 (11), Siedlec 18 (8), Plozk 22 (11), Lomsha 29 (11), Suwalski 19 (7). 
Nur in der Stadt Petersburg hat die Epidemie in den letzten Wochen eher 
eine Zu- als Abnahme erfahren. Nach der Petersburger medizinischen Wochen¬ 
schrift ist die Cholera im Jahre 18J3 in Russland zwar weiter verbreitet, aber 
viel milder aufgetroten, als im Vorjahre; denn während im Jahre 1892 von 
Mai bis September die Zahl der Erkrankungen 433643 und die der Todesfälle 
215157 betrug, stellte sich dieselbe im Jahre 1893 während des gleichen Zeit¬ 
raumes nur auf 62107 bezw. 24284. Fast ’/* aller Choleraerkrankungen (15679) 
kamen in dem Gouvernement Podolien vor; von den übrigen Gouvernements 
waren am meisten verseucht: Kiew (5151), Orel (4922) und Kursk (.4229). 

Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rath in Minden i, W. 
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15. Januar. 


Bemerkungen über Influenza. 

Von Ereisphysikus Dr. Braun in Bolkenbain. 

(Schluss.) 

Wie haben wir uns nun das Zustandekommen der 
Influenza und der von ihr abhängigen fKrankheits- 
erscheinungen zu denken? 

Wenn ich es wage, auf diese Frage einzugehen,' so muss icli 
von vornherein betonen, dass unsere Kenntniss von dem inneren 
Wesen und Geschehen bei allen Infektionskrankheiten sehr mangel¬ 
haft ist, dass aber unsere Wissenschaft von den Vorgängen, welche 
bei der Influenza sich abspielen, ausserordentlich gering ist. Wir 
wissen von der Influenza wenig und können dies Wenige nur durch 
Vermuthungen ergänzen. Dennoch bietet das, was wir von vielen 
anderen Infektionskrankheiten erforscht haben, so zahlreiche Ana¬ 
logien, dass wir eine Anschauung auch von dem Wesen der In¬ 
fluenza und ihrer Folgezustände konstruiren können, und wir müssen 
als denkende Aerzte das tliun, selbst auf die Gefahr hin, dass 
die fortschreitende Wissenschaft manches wieder als unhaltbar be¬ 
seitigen wird. 

Dass die Influenza eine Infektionskrankheit ist, 
darüber sind alle Aerzte einig, und sofort nach dem Auftreten der 
Seuche 1889 sind von vielen Seiten Versuche gemacht worden, 
den Infektionsträger aufzufinden. Im Beginn der Epidemie 
wurde allgemein die Krankheitsursache für ein Miasma gehalten 
(Renvera, Fürhringer. — Ver. f. innere Med. 16, 12; 1889), 
Sehr bald konnte man sich nicht mehr der Thatsache verschliessen, 
dass die Influenza enorm ansteckungsfähig sei, und vindizirte ihr 
den iniasmatisch-kontagiösen Charakter. Gegenwärtig, he- 
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sonders nach Erscheinen der Arbeit P fei ff er’s,wird die Influenza 
für rein kontagiös gehalten. 

Die Bemühungen, den Erreger der Influenza aufzufinden, waren 
bis 1893, bis zu dem Erscheinen der eben genannten Arbeit 
Pfeiffer’s, nur von scheinbarem Erfolge begleitet; der Grund 
dafür ist leicht einzusehen, wenn man sich an die mit besonderer 
Schwierigkeit verbundene Züchtungsmöglichkeit des jetzt bekannten 
Influenzabacillus erinnert. Wenn wir die früheren bakteriologischen 
Untersuchungen, welche die Erforschung des Influenzaerregers 
zum Zweck hatten, durcharbeiten, so fällt zunächst auf, dass ein 
grosser Theil derselben an sekundär erkrankten Organen angestellt 
worden ist. So hat Ribbert aus der entzündeten Lunge und 
sogar aus der von ihm stets stark geschwollen gefundenen Milz 
Streptococcus, seltener Staphylococcus gezüchtet. Finkler hat 
in allen pneumonischen Lungen Streptococcus gefunden. Auch 
zahlreiche französische Gelehrte fanden in den entzündeten Lungen, 
in der Milz, im Empyem-Eiter bei Influenza Streptokokken, selte¬ 
ner Staphylokokken, und es brach sich 1890/92 mehr und mehr 
die Ansicht Bahn, dass der Streptococcus der thatsächliche In¬ 
fluenzaerreger sei. — Leyden fand im Auswurf von Pneumonien 
den FränkeTschenPneumococcus, ähnlich Seiffert. Petruschki 
(Fortschr. d. Med. 1890) fand Kokken, „welche sehr oft zu zweien, 
oft auch in Reihen von 4—6 Gliedern geordnet, vielfach aber auch 
einzeln lagen“, in einem nach Influenza durch Vermittelung einer 
Otitis media entstandenen Gehirnabszess. Er lässt es selbst 
zweifelhaft, ob er in diesen Mikroorganismen den „primären In¬ 
fluenzaerreger oder sekundäre Parasiten“ vor sich gehabt habe, 
und der Gedanke, hier könnte der Influenzaerreger gefunden sein, 
wird sofort hinfällig, nachdem die Züchtungsversuche, welche 
Petruschki anstellte, ergeben haben, dass er in diesen Kokken 
keine einheitliche Art vor sich hatte. Es ist gar kein Zweifel, 
dass alle diese Befunde richtig sind; jeder von uns hat diese 
Mikroorganismen oft genug bei Influenza gesehen; aber ebenso 
sicher ist es auch, dass dieselben nicht als Influenzaerreger be¬ 
trachtet werden können. Um diesen zu finden, darf man sich 
selbstverständlich nicht an den Befund bei vorgeschrittenen Fällen 
und am wenigsten an sekundäre Erkrankungsherde, wie Pneumonie, 
Hirnabszess, Empyem u. s. w. halten. Nur die frischesten, un- 
komplizirten Fälle können bei solchen Untersuchungen eindeutige 
Resultate versprechen. — Jene Mikroorganismen sind sekundär 
von grosser Bedeutung und werden uns später bei Besprechung 
der Folgekrankheiten der Influenza beschäftigen. 

Es sind ferner bei der Untersuchung des Blutes Parasiten 
gefunden worden, welche als Influenzaerreger gedeutet wurden. 
So wurden von vielen französischen Forschern, ferner von Ribbert 
und Finkler Streptokokken, seltener Staphylokokken im Blute 
und in der Milz gefunden. Petruschki fand Diplokokken im 
Blute. Bei diesen Untersuchungen handelte es sich meist wieder¬ 
um um sekundär Erkrankte (Phlebitis, Hirnabszess, Pneumonie), 
so dass solch ein Mikrobenbefund im Blute oder in der Milz nie- 
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mal8 auf den ursprünglichen Influenzaerreger bezogen werden 
kann. Viel näher liegt der Schluss, dass die sekundäre Krank¬ 
heit ihre eigenen Infektionserreger in’s Blut hat eintreten lassen, 
und das ist um so wahrscheinlicher, wenn diese sekundäre Krank¬ 
heit durch Organismen erzeugt wurde, die überhaupt Sepsis zu 
machen fähig sind (Streptokokken - Pneumonie, Empyem, Abszess, 
Phlebitis). Mit letzterer Annahme stimmt auch überein, dass in 
diesen Fällen — soweit die Autoren Angaben darüber machen — 
die Milz geschwollen war. Meiner Ansicht nach findet man — 
abgesehen von Blutstauung— bei Infektionskrankheiten die Milz 
dann geschwollen, wenn die betreffenden Krankheitserreger Blut¬ 
parasiten sind oder im Blute zirkuliren (Malaria, Typhus, Rekurrens, 
Miliartuberkulose, Sepsis, Milzbrand); dagegen nicht geschwollen, 
wenn die Krankheitserreger nicht Blutparasiten sind, nicht in der 
Milz leben, nicht im Blute zirkuliren (Diphtherie, Cholera, Tuber¬ 
kulose, Dysenterie, Pneumonie, Rheumatismus art. ac., Meningitis 
epidemica). — Viele Aerzte haben, ebenso wie ich selbst, bei frischer 
Influenza niemals die Milz geschwollen gefunden, und ich stehe 
nicht an, die Milzschwellung bei Influenza als eine sekundäre Er¬ 
scheinung zu bezeichnen. 

Wenn einzelne Untersucher (Petruschki) bei frischer In¬ 
fluenza Mikroorganismen im Blute gefunden haben, so ist es un¬ 
denkbar, dass diese Befunde eine Entdeckung des wirklichen In¬ 
fluenzaerregers darstellen; denn diese Autoren selbst geben an, 
dass ihre positiven Untersuchungen Ausnahmen waren, dass sie 
meist das Blut frei von Mikroorganismen gefunden haben. Ich 
selbst habe in sehr vielen Fällen frischer Influenza das Blut auf 
Mikroorganismen untersucht und niemals solche gefunden, und es 
steht wohl fest, dass jene seltenen positiven Blutbefunde nicht den 
Erreger der Influenza zur Kenntniss brachten. Schwieriger ist 
die Deutung des Befundes von Klebs. Derselbe fand Monaden 
im Blute von Influenzakranken. Noch schwieriger wird meine 
Stellung zu diesem Befunde durch die Angabe, dass diese Monaden, 
in Bouillon gut wachsend, von dieser leicht auf festen Nährboden 
übertragbar, den Fränkel'sehen Pneumoniekokken sehr ähnlich 
sehen. Die Kleb s’schen Angaben entbehren weiterer Bestätigung; 
ich habe Aehnliches nie gesehen: so kann ich in diesen Mikro¬ 
organismen die Influenzaerreger nicht erblicken. 

In frischen Influenzafällen nöthigt uns das Krankheitsbild, 
vor Allem das massenhafte Sekret der oberen Luftwege zu 
untersuchen. Im Sputum, im Nasen- und Mundschleim haben nun 
verschiedene Untersucher Strepto-, Staphylo- und Diplokokken ge¬ 
funden. Diese Befunde sind aber so gewöhnlich, fast normal, 
jedenfalls aber jedem Katarrh dieser Organe so eigenthlimlich, 
dass durch ihr Wiederauf finden bei dem Influenzakatarrh unmög¬ 
lich ein Rückschluss auf die Spezifizität dieser Organismen für 
die Influenza gemacht werden kann. Kurz — die bisher ange¬ 
deuteten Untersuchungen haben den Influeuzaerreger nicht gefunden. 

Im Jahre 1893 hat nun R. Pfeiffer seine Untersuchungen 
über den Influenzaerreger veröffentlicht. Er hat im Sputum 
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und im Nasenschleim einen kleinen Bacillus gefunden, welcher 
vorher schon von Kirchner und Pfuhl gesehen worden war 
und welcher als konstanter Begleiter der frischen Influenza seitdem 
von allen Beobachtern wieder gefunden wurde. Auch ich habe 
diesen Bacillus stets und in zahlreichen Fällen von Influenza auf¬ 
gefunden. Derselbe nimmt nach Pfeiffer’s Angaben Anilinfarben 
schwer an; am besten wird er durch 5—10 Minuten andauernde 
Einwirkung stark verdünnter Ziekl’scher Lösung gefärbt; ebenso 
liefert Löffler’sches Methylenblau gute Färbung. Durch Gramm 
wird er entfärbt; wahrscheinlich hat daran die Abspülung mit 
Alkohol schuld. Hier möchte ich bemerken, dass ich den Influenza¬ 
bacillus durch eine von mir vielfach gebrauchte Modifikation der 
Gramm’schen Färbemethode habe färben können. Ich gebe diese 
Methode an, weil sie für den Medizinalbeamten den Vorzug grösserer 
Bequemlichkeit besitzt und gute Bilder liefert, ohne zu wissen 
oder Werth darauf zu legen, ob diese Methode sonst schon bekannt 
ist. Es ist schwierig für den isolirten Medizinalbeamten, eine 
Anilinwasser-Gentiana-Violett-Lösung zur Hand zu haben, weil 
sich dieselbe sehr bald trübt und zu jedem Gebrauch filtrirt oder 
frisch bereitet werden muss. Ich lasse meine Präparate auf 
Löffler’schein Methylenblau schwimmen, spüle mit Wasser ab, 
lasse auf Jod-Jodkalium-Lösung 1:2: 300 ganz kurze Zeit 
schwimmen, spüle wieder mit Wasser ab und erhalte fast frei 
von Farbstoffniederschlägen die Bakterien schwarz, die Leukocyten 
hellbraun, die rothen Blutkörperchen grün gefärbt. In dieser Weise 
lassen sich auch die Influenzastäbchen färben; ausgezeichnet färben 
sich so die Diphtheriestäbchen; Typhus und Cholera dagegen 
werden entfärbt. 

Ganz vorzügliche Bilder lieferte mir eine kleine Abänderung 
der Pf ei ff er’schen Färbung: Das mit Sputum beschickte und 
durch die Flammen gezogene Deckglas wird zunächst mit Alkohol 
abs., welcher 3 % Salzsäure enthält, übergossen, alsdann in Wasser 
abgespült, getrocknet und nun 10 Minuten lang mit der verdünnten 
Ziehl’schen Lösung gefärbt. Dann sieht man die Influenza¬ 
bazillen sehr deutlich und massenhaft im Sputum, theils zer¬ 
streut, theils in Gruppen zusammenliegend. Zahlreich liegen 
sie in der Weise geordnet, wie wir es von den Gonokokken 
kennen, also in Häufchen von der Grösse eines Eiter¬ 
körperchens. Ferner findet, man grosse Pilzrasen, welche 
nur aus Influenzabazillen bestellen. Das Bild ist so charakteristisch, 
besonders die Anordnung der Bazillen zu runden Häuf¬ 
chen, dass man bei einiger Hebung aus dem mikroskopischen 
Bilde die bakteriologische Diagnose der Influenza stellen kann. 

Von den Influenzabazillen ist jedenfalls zunächst die erste 
Koch’sche Forderung nachgewiesen, dass dieselben in jedem 
Influenzafalle, der darauf untersucht wird, auch gefunden werden 
können. Pfeiffer hat nun w r eiter durch das Kulturverfahren 
nachgewiesen, dass diese Bazillen einer wohlcharakterisirten 
Art in allen Fällen angehören. Die Züchtungsmethode ist 
allen Kollegen jetzt bekannt, so dass ich auf die Pfeiffer’sche 



Bemerkungen über Influenza. 


33 


Arbeit verweisen kann und nur eine unbedeutende Bemerkung mir 
erlaube: Aus Pfeiffer’s Arbeit ist bekannt, dass die Influenza¬ 
stäbchen nur auf Agar und in Bouillon wachsen, wenn den Medien 
Blut zugesetzt, resp. dem Agar aufgestrichen ist. Ausserdem, 
wie zu erwarten war, wachsen diese Bazillen auch im hängenden 
Bluttropfen. Ich entziehe der desinfizirten Fingerkuppe, nachdem 
ich einen Tropfen sterilisirter physiologischer Kochsalzlösung darauf 
gebracht hatte, einen Tropfen Blut und bringe den so verdünnten 
Bluttropfen auf das sterilisirte Deckglas. In diesen Bluttropfen 
reibe ich dann ganz wenig von dem zu untersuchenden Sputum 
ein und lege diesen Tropfen auf den hohlgeschliffenen desinfizirten 
Objektträger in bekannter Weise auf. Im Brutschrank wachsen 
in diesem Tropfen die Influenzabazillen und können später durch 
Färbung des auf Deckgläser gebrachten Blutes gut nachgewiesen 
werden. Ueberhaupt ist, wenn ich nicht irre, bei uns Medizinal- 
Beamten die Untersuchung im hängenden Tropfen weniger als 
wünschenswerth üblich, seitdem Koch auf dieselbe für die Cholera- 
Diagnose keinen besonderen Werth mehr legt. Mir hat dieselbe 
stets grosse Befriedigung gewährt, und ich glaube, dass sie in 
vielen hier nicht näher zu erörternden Beziehungen hervorragenden 
Werth hat und nicht dringend genug empfohlen werden kann. 

Eine wirkliche Uebertragung der Influenza auf Thiere 
(Affen und Kaninchen) ist Pfeiffer nicht gelungen; wohl aber 
ergab die Injektion von Influenzakulturen ein der schweren In¬ 
fluenza des Menschen ähnliches Krankheitsbild, welches veranlasst 
ist durch die Aufnahme des in den Kulturen enthaltenen Influenza¬ 
giftes. Jedenfalls ist der Befund dieser Mikroorganismen bei 
Influenza und nur bei Influenza so konstant, dass wir 
unbedingt den Pfeiffer’schen Bacillus als Influenzaerreger an¬ 
nehmen müssen. 

Gleichzeitig mit Pfeiffer hat Canon im Blute von In¬ 
fluenzakranken Bazillen gefunden — „stets und in grosser Menge —, 
oft tausend und mehr Bazillen in einem Tropfen Blut“ —, welche 
ihrer Form nach den Influenzabazillen Pfeiffer’s ähnlich waren. 
Durch Kulturen hat Canon diese Bazillen nicht als Influenza¬ 
bazillen nachweisen können. So bleibt dieser Befund zweifelhaft, 
und jedenfalls muss man die Konstanz desselben ablelinen. Auch mir 
ist es niemals gelungen trotz zahlreicher Untersuchungen, Influenza¬ 
bazillen im Blute nachzuweisen. Trotzdem bestreite ich nicht, dass 
dieselben in einzelnen Fällen im Blute Vorkommen, seitdem Pfuhl 
Influenzabazillen enthaltende Embolien im Gehirne nachgewiesen hat. 


Nachdem durch die Arbeit Pfeiffer’s unsere Kenntniss über 
den Krankheitserreger der Influenza soweit gefördert worden, 
können wir den Versuch wagen, uns eine Anschauung über 
das Wesen der Krankheit zu bilden: 

Alle Erfahrungen am Krankenbett sprechen dafür, dass die 
Krankheitserreger zunächst die. oberen Respirationswege befallen 
und sich in diesen ansiedeln. Bei frischen Influenzafällen 
habe ich wenigstens stets eine Entzündung der Schleimhäute dieser 
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Gegenden gefunden. Auch mir sind einzelne Fälle sogenannter 
gastrischer Influenza, bei welchen besonders die starken, auffallend 
viel Schleim enthaltenden Durchfalle in den Vordergrund treten, 
vorgekommen; in anderen Fällen spielten von Beginn an die ner¬ 
vösen Symptome eine hervorragende Rolle: aber stets waren diese 
Erscheinungen im fieberhaften Stadium der Krankheit kombinirt 
mit den bekannten Katarrhen der oberen Luftwege, und niemals 
ist es mir gelungen, in dem Schleim des Stuhlganges Influenza¬ 
bazillen nachzuweisen. Wir thun daher gut, bis auf Weiteres die 
gastrische jmd die nervöse Form als primäre Erkrankungsform 
von der Hand zu weisen und jene Miterkrankungen des Darm¬ 
kanals und des Nervensystems als sekundäre zu betrachten. Ich 
halte demnach, gestützt auf meine Erfahrungen, daran fest, dass 
der Influenzabacillus stets zuerst lokal auf die oberen 
Respirationswege einwirkt, sich in diesen ansiedelt und durch 
seine Vermehrung eine Entzündung der Schleimhäute dieser Gegen¬ 
den bewirkt, anfangs unter den Erscheinungen der Hyperämie, 
als trockener Katarrh, später mit starker Sekretion, durch welche 
das bekannte kopiöse Influenza - Sputum geliefert wird. 

Diese primäre Erkrankung der oberen Luftwege geht nun 
einher mit starkem Fieber, Kopfschmerzen, Delirien, Neuralgien, 
Apathie, Ohnmächten u. s. w. Diese sich der akuten Entwicke¬ 
lung der Bazillen auf der Respirationsschleimhaut anschliessenden 
Erscheinungen müssen wir nach Analogie mit anderen Infektions¬ 
krankheiten als Vergiftungserscheinungen, als Wirkungen 
der bei der rapiden Vermehrung des Influenzabacillus entstehenden 
und vom Organismus resorbirten toxischen Stoffwechselprodukte 
auffassen, ebenso wie wir die toxischen Symptome im Verlaufe der 
Cholera als Wirkungen der durch Vermehrung der Kommabazillen 
gelieferten und resorbirten Toxine mit Recht ansprechen. 

Wie bei allen Infektionskrankheiten, so müssen wir auch bei 
der Influenza annehmen, dass durch die Reaktion des menschlichen 
Organismus oder durch die von den sich vermehrenden Influenza¬ 
bazillen gelieferten Antitoxine nach gewisser Zeit die Bazillen an 
weiterer Vermehrung gehindert werden: die Krisis tritt ein; 
die Bazillen werden durch das Sputum ausgeschieden. Es stellt 
sich also wie bei anderen Infektionskrankheiten durch den Lebens¬ 
prozess der Krankheitserreger selbst und durch die reaktiven Ver¬ 
änderungen innerhalb des erkrankten Organismus eine Immuni¬ 
tät gegen das Influenzagift und eine Festigkeit gegen den In¬ 
fluenzabacillus ein, welch letztere zunächst nur lokal im Bereiche 
der zuerst erkrankten Organe, später allgemein zur Ausbildung 
zu kommen scheint. Diese Immunität, welche die Heilung be¬ 
wirkt, bleibt bei der Influenza meiner Erfahrung nach dem Orga¬ 
nismus nur kurze Zeit erhalten, denn dieselben Menschen sind 
mehrmals, sogar mehrmals in derselben Epidemie von Influenza 
befallen worden. Die Influenza steht in dieser Beziehung der 
Diphtherie, der Pneumonie nahe, nur dass, wie mir däucht, die 
Schutzwirkung überstandener Krankheit bei Influenza noch 
geringere Zeit anhält, als bei jenen anderen Krankheiten. Hier 
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mag noch bemerkt werden, dass die Angabe Ruhemann’s, zur 
Zeit einer Influenzaepidemie kämen andere Infektionskrankheiten 
nicht vor, entschieden auf Irrthum beruht. Gerade gegenwärtig 
sind neben Influenza auch Scarlatina und echte Diphtherie in meinem 
Kreise epidemisch verbreitet. % 

So würden wir also den einfachen Influenzaanfall zu erklären 
haben. Dass trotz der bald eintretenden Krisis meist eine grosse 
Schwäche des Körpers zurückbleibt, dass vielleicht manche 
Störungen, besonders Neuralgien, lange bestehen bleiben, das alles 
ist leicht erklärlich. Die durch die resorbirten Toxine geschädig¬ 
ten Zellen können sich nicht sofort erholen; es dauert längere 
Zeit bis sie ihre Funktion wieder hergestellt haben; vielleicht 
gehen zahlreiche Zellen zu Grunde, und es bedarf eines mehr oder 
weniger grossen Ersatzes, was längere Zeit in Anspruch nimmt, 
wenn dieser Ersatz dem geschädigten Organismus überhaupt mög¬ 
lich ist. Dass aber durch eine so kurz dauernde Krankheit eine 
so schwere Beeinflussung des Organismus erfolgt, das führt uns 
zu der Vermuthung, dass die zur Resorption gelangenden Toxine 
besonders schädlicher Natur oder besonders massenhaft sind. 

Oft beschränkt nun der Influenzabacillus seine Verbreitung 
nicht auf die oberen Luftwege. Ob die stets vorhandene Störung 
der Magenfunktion, ob die seltener vorkommenden Darmkatarrhe 
durch Einwanderung des Influenzabacillus in den Verdauungs- 
traktus entstehen, wissen wir nicht. Von der Magensäure können 
wir einen Schutz gegen den Bacillus erwarten; ob zuweilen dieser 
Schutz versagt, ähnlich wie bei Cholera, ob dann die zuweilen 
beobachteten Durchfalle Symptome einer Darminfluenza sind, ist 
möglich, doch bisher nicht festgestellt. 

Sehr oft verbreitet sich nun der Influenzabacillus tiefer in 
den Respirationsapparat hinab und siedelt sich in den Alveolen 
an, wo er zu einer katarrhalischen Pneumonie führt. Die 
kroupöse Pneumonie, bei welcher im Auswurf, auch wenn 
dieselbe im Anschluss an Influenza entsteht, die Fränkel’schen 
Pneumokokken gefunden werden, hängt wahrscheinlich nur lose 
mit der Influenza zusammen; aber ein solcher Zusammenhang 
existirt; denn die Zahl der Erkrankungen an kroupöser Pneumonie 
wächst auffallend zur Zeit der Influenza - Epidemie. Diesen Zu¬ 
sammenhang erkläre ich mir in folgender Weise: Wenn man die 
Anamnese bei kroupöser Pneumonie stets sorgfältig erhebt, so wird 
man oft feststellen können, dass dem Ausbruche der Pneumonie 
mehrere Tage ein Schnupfen und Rachenkatarrh vorherging. Nun 
findet bei einem Nasen - Rachenkatarrh bekanntlich eine kolossale 
Vermehrung der normaler Weise vorhandenen Fränkel’sehen 
Pneumokokken statt, und damit wird eine Disposition zu Lungen¬ 
entzündung gesetzt. In dieser Weise mag es^sich erklären, dass 
die einen Schnupfen bewirkende Erkältung^als vornehmste Ur¬ 
sache der Lungenentzündung stets angesehen worden ist. Eine 
ähnliche Rolle wie diese Erkältung mag als Gelegenheitsursache 
für kroupöse Pneumonie auch die einen Nasen-Rachenkatarrh er¬ 
zeugende Influenza spielen. 
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Die eigentliche Influenza-Pneumonie ist aber die durch 
Einwanderung des Influenzabacillus in die Alveolen erzeugte 
katarrhalische Pneumonie. Diese Pneumonie, deren anatomische 
Beschreibung durch die Arbeiten Pfeiffer’s und Anderer bekannt 
ist, entsteht offenbar durch Wirkung der aus den Bronchien in die 
Alveolen eingewanderten Influenzabazillen, welche nun die Alve¬ 
olen erfüllen, Hyperämie und Zellenwucherung veranlassen. Daher 
tritt diese Pneumonie in zerstreuten, allmählich zusammenfliessen- 
den Herden auf, weil jeder Bronchiolus der Ausgangspunkt für 
die Bazilleneinwanderung in den entsprechenden Alveolenbezirk 
werden kann. Daher finden wir so oft nach Influenza doppelseitige, 
auf verschiedene Lappen vertheilte, kleine Pneumonieherde; daher 
beobachten wir, dass der Prozess die Neigung hat, weiter zu 
kriechen oder zu springen, weil die Influenzastäbchen zu verschie¬ 
dener Zeit in die einzelnen Lungenläppchen hineinwuchern. Auch 
das Gewebe zu durchdringen, vermögen die Influenzastäbchen, so 
dass sie zur Pleura Vordringen und Pleuritis erzeugen können. 

Neben diesen durch den Influenzabacillus veranlassten Ver¬ 
änderungen kommen ferner solche vor, welche durch Mischin- 
fektion mit Eiterkokken und Pneumokokken bewirkt werden. 
Wie bei Diphtherie, bei Tuberkulose, so siedeln sich auch bei der 
Influenza - Pneumonie in dem erkrankten Organ Eiter- und Fieber 
erregende Organismen an und bewirken nun ihrerseits die ihrem 
biologischen Verhalten entsprechenden Veränderungen. Wenn im 
Verein für innere Medizin 1892 von autoritativer Seite die Be¬ 
deutung solcher Mischinfektionen in Zweifel gezogen wurde, und 
die selbst massenhafte Anwesenheit der entsprechenden Eiter¬ 
kokken bei Tuberkulose als nichts beweisend bezeichnet wurde, 
so muss ich gegen dieses Urtheil Einsprache erheben. Welcher 
Chirurg würde die Ansiedelung und Vermehrung von Strepto- und 
Staphylokokken auf einer Operationswunde als etwas Gleichgültiges 
ansehen? Ausserdem wissen wir nicht nur, dass Eiterkokken und 
Pneumokokken Eiterung, Gewebszerfall, Fieber erregen, sondern 
wir können an den nach Pneumonie und Tuberkulose auftretenden 
Empyemen und metastatischen Abszessen die Wirkung der Misch¬ 
infektion ad oculos demonstriren. 

Durch Weiterwanderung der Influenzabazillen durch die Tube 
in das Mittelohr entsteht Otitis media, sekundär können Me¬ 
ningitis und Encephalitis entstehen und zwar dadurch, dass 
mit den Influenzabazillen Eiterkokken einwandern; doch scheint 
auch der Influenzabacillus selbst Otitis media und Gehirnentzündung 
veranlassen zu können. — Dr. Pfuhl-Cassel (Berl. klin. W.-Sehr. 
1892 Nr. 39) hat mehrere Fälle veröffentlicht, bei denen die 
Sektion Meningitis und Gehirnabszess nachwies. Bei der bak¬ 
teriologischen Untersuchung fanden sich in dem erkrankten Gehirn 
und den Meningen Influenzastäbchen. Dieselben fänden sich ferner 
in Leber, Milz und Niere und sassen stets innerhalb der Blut¬ 
gefässe, ausgenommen die Gehirnabszesse, in deren Eiter sie, 
allerdings zusammen mit Eiterkokken, ebenfalls gefunden wurden. 
Die Eiterung im Gehirn ist wahrscheinlich durch Mischinfektion 
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entstanden. Mit Recht folgert Pfuhl aus diesen Beobachtungen, 
dass der Influenzabacillus allerdings in den typischen Fällen lokal 
in den Respirationsorganen angesiedelt ist und von dort aus die 
Krankheitserscheinungen bewirkt, dass derselbe aber in eben nicht 
seltenen Ausnahmefällen in den Blutkreislauf eindringt. Vielleicht 
sind die Canon’sehen Befunde so zu deuten, dass in seinen Fällen 
eine Ueberschwemmung des Blutes mit den Influenzabazillen statt¬ 
gefunden hat. Dass in solchen Fällen die Ansiedelung der Bazillen 
in den verschiedenen Organen und die sekundäre Erkrankung der¬ 
selben stattfinden wird, ist ohne Weiteres ersichtlich. 

Nachdem so die Möglichkeit der Erkrankung entfernter 
Organe durch Embolie mit Influenzabakterien nachgewiesen 
worden ist, müssen wir bei den schweren Folgezuständen nach 
Influenza an eine solche atypische Lokalisation der Krankheits¬ 
erreger denken. Wenn wir die während des typischen Anfalls 
auftretenden Neuralgien, physischen Erregungen, Kopf- und Glieder¬ 
schmerzen, welche mit oder bald nach dem Anfall verschwinden, 
als toxische Erscheinungen aufgefasst haben, so müssen wir bei 
den sich länger hinziehenden, sekundären Erkrankungen, den 
Neuritiden, den Gehirn- und Rückenmarksaffektionen schwerer 
Art u. s. w. mit einer Schädigung des Nervengewebes durch 
direkte Einwanderung des Influenzabacillus rechnen. 
Wo hier die Grenze zu ziehen ist zwischen toxischen und bazillären 
Folgeerkrankungen, kann für alle Fälle zur Zeit noch nicht fest¬ 
gestellt werden. — Dieselbe Unsicherheit herrscht noch bezüglich 
der Abgrenzung zwischen den durch Influenzabazillen und den 
durch Mischinfektion veranlassten Krankheitsprozessen (Abszesse, 
Phlebitis, Pleuritis, Endocarditis). 

Prof. Ponfick hat in seinem Festvortrage am 25. Okt. 1893 
einige Erfahrungen über bakterielle Metastasen mitgetheilt. 
Aus diesen erklärt er die Genese mancher Nephritis-Formen, und 
dieselbe Genese dürfen wir sicher auch für die beobachteten 
Fälle hämorrhagischer Nephritis nach Influenza annehmen. — Noch 
mehr aber erweitert sich unsere Anschauung über die Verbreitung 
bazillärer Metastasen durch Ponfick’s Mittheilung über durch 
solche Metastasen veranlasste, meist oberflächliche Knochenusuren, 
welche spez. nach Typhus abd., über das gesummte Skelett ver¬ 
breitet, häufig angetroffen wurden. Nicht etwa Typhusbazillen, 
sondern ebenso leicht Eiterkokken können im Verlaufe des Typhus 
„— wie das ja wiederholt beobachtet worden ist — in die Gewebe 
eingedrungen und durch das Blut in die Substanz der Knochen 
gerathen sein“. Solche Knochen Veränderungen kommen nach Pon¬ 
fick bei Typhus, Scharlach, akutem Gelenkrheumatismus, Endo¬ 
carditis, Tuberkulose und anderen Infektionskrankheiten vor. Auch 
bei Tuberkulose schreibt Ponfick diese Veränderungen mit Wahr¬ 
scheinlichkeit den Mischinfektionen zu, was ich dem von anderer 
Seite ausgesprochenen Zweifel an ihrer Bedeutung entgegen halten 
möchte. 

„Prüfen wir,“ fährt Ponfick fort, „die Gesammtheit der so¬ 
eben vorgetragenen Erfahrungen, so wird uns das Eine klar, dass 
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das Gebiet der pathologischen Vorgänge, welche als körperliche 
Metastase bezeichnet werden müssen, noch erheblich weiter abzu¬ 
stecken sei, als mancher von uns gestern noch angenommen haben 
mag.“ Dieser Ausspruch gilt sicherlich auch für die Influenza 
und wirft Licht auf so manche bisher nicht erklärte Nachkrankheit, 
auf hartnäckige Paraplegie, auf Neuritis, auf Endocarditis. Solche 
Betrachtungen machen uns den schleppenden, mit unregelmässigem 
Fieber verbundenen Gang mancher Fälle begreiflich, welche wir 
nur mühsam als verschleppte Influenza zu erkennen vermögen; 
dieselben mahnen uns auch zur Vorsicht bei der Beurtheilung ganz 
neuer, unbekannter Symptomengruppen, wenn sie zur Zeit einer 
Influenzaepidemie auftreten, und bei denen wir schwanken, ob sie 
bis zur Unkenntlichkeit entstellte Influenzafälle sind, oder ob sie 
eine ganz neue Infektionskrankheit darstellen. 


Ich möchte zum Schluss noch wenige Bemerkungen über 
die Infektionswege machen, auf denen der Influenzabacillus 
in den menschlichen Körper gelangen dürfte. 

Zunächst ist die Influenza offenbar eine ausserordentlich 
kontagiöse Krankheit, und ihre Ausbreitung von Mensch zu 
Mensch, also durch den menschlichen Verkehr, ist eine sehr 
schnelle und häufige. Die Inkubationszeit scheint dabei sehr 
kurz, 1—3 Tage, zu dauern. Wiederholt habe ich dies in der 
Praxis beobachtet, dass also z. B. der Familienvater an Influenza 
erkrankt, und am nächsten oder dem zweiten bis dritten Tage die 
ganze Familie sich an Influenza zu Bette legt. 

Bei dieser Verbreitung von Mensch zu Mensch ist die In¬ 
fektionsquelle offenbar das kopiöse, die Bazillen so massenhaft 
enthaltende Sputum des Kranken. Die Uebertragung desselben 
auf den Gesunden dürfte durch Berührung des Kranken, seiner 
Wäsche oder von ihm verunreinigter, oder selbst nur angefasster 
Gegenstände erfolgen. Derselbe Infektionsweg kommt bei der 
Cholera in Betracht, wenn diese sich durch Kontagion von Mensch 
zu Mensch verbreitet, nur mit dem Unterschiede, dass der Komma¬ 
bacillus in den Magen, der Influenzabacillus dagegen in die Res¬ 
pirationsorgane gelangen muss, falls er zur Vermehrung und Wirk¬ 
samkeit gelangen soll. 

Also in die Athmungsorgane muss der Influenzabacillus 
kommen, und da können wir denn doch bei der Sicherheit und 
Leichtigkeit, mit welcher die Influenza übertragen wird, nicht um¬ 
hin, die Luft als Infektions Vermittler anzunehmen, dass 
also die Bazillen verstäubt und so eingeathmet werden. Nun, weiss 
ich sehr wohl, dass solch eine Verstaubung gewöhnlich nur in 
trockenem oder fast, trockenem Zustande stattfindet, dass die 
Untersuchungen, welche nach dieser Richtung mit dem Tuberkel¬ 
bacillus gemacht wurden, wenig für diesen Infektionsweg sprechen 
und dass der Influenzabacillus gegen Austrocknung ungemein em¬ 
pfindlich ist und nur in feuchter Luft längere Zeit, vielleicht 14 
Tage, am Leben bleiben kann. Andererseits kann sich der Arzt 
schwer dazu verstehen, zuzugeben, dass die explosive Verbreitung 
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der Influenza 1889, welche wir auch in diesem Herbste wiederum 
gesehen haben, nur durch Ansteckung von Mensch zu Mensch 
erfolge. Die Ergebnisse der Forschung sprechen für reines 
Kontagion, die V erbreitungsart fügt sich nur ge¬ 
zwungen in diese Annahme. Wir wissen von der Cholera, dass 
sie sich in zweifacher Weise ausbreitet: einmal durch Ansteckung 
von Mensch zu Mensch langsam, allmählich; — dann explosiv, in 
wenigen Tagen Massenerkrankungen verursachend, wie z. B. im 
Anfang der grossen Hamburger Epidemie, und zwar in dieser 
letzteren Weise dann, wenn eine allgemein gebrauchte Sache, hier 
das Wasser, mit Kommabazillen infizirt ist. In dieser letzteren 
Weise ist nun die Influenzaepidemie 1889 und jetzt wieder über 
uns gekommen. Nicht überall ist der Verkehr so lebhaft, wie in 
Berlin Bahnhof Friedrichstrasse, und doch erfolgte die Ausbreitung 
in meinem schwach bevölkerten Gebirgskreise eben so schnell, 
wie in dicht bevölkerten Städten und das zu einer Zeit, da die 
rauhere Witterung den Verkehr noch schwächer machte. 

Eine auffallende Beobachtung ist zu Beginn der Epidemie 
1889 überall gemacht worden: es erfüllten damals wochenlang 
schwere Nebel die Luft, welche unbeweglich hingen, ohne sich zu 
senken oder sich aufzulösen. Dieselbe Beobachtung konnte man 
in meinem Kreise auch zu Beginn der jetzigen Epidemie machen. 
Ein Zusammenhang zwischen diesen Nebeln und der Influenza ist 
mir sehr wahrscheinlich. Vielleicht setzen dieselben nur die Dis¬ 
position für die Krankheit, indem sie durch einen Katarrh den 
Nährboden für die Bazillen verbessern; unmöglich ist es aber 
auch nicht, dass in den Nebelwolken die Influenzabazillen enthalten 
sind. Nehmen wir doch für die Malaria die Luft als Vermittler 
der Infektion an, und können wir ein Malaria-Haus durch dichte 
Pflasterung des Kellers und der Umgebung des Hauses gegen 
Malaria schützen. Wie sich andere Mikroorganismen in der Luft 
schwebend erhalten, so könnten auch die Influenzabazillen in den 
feuchten Nebelwolken lebend vorhanden sein. Unerklärt bleibt 
dabei aber stets, woher diese Bazillen plötzlich in solcher Masse 
zu uns getragen werden. 

Die Verbreitung der Krankheit durch den menschlichen Ver¬ 
kehr ist sicher nachgewiesen; eine Verbreitung des Kontagiums 
durch die Luft über weitere Strecken ist nach den Resultaten der 
experimentellen Forschung zwar unwahrscheinlich, aber nicht wider¬ 
legt, und der Gang der Epidemie, das Befallen werden von Schiffs¬ 
mannschaften mitten auf dem Meere, nachdem dieselben vor 4 bis 
5 Tagen eine gesunde Küste verlassen hatten, drängen zu der 
Annahme eines durch die Luft sich verbreitenden Miasma’s. 


Statistik der Messeratfairen in Köln pro 1893. 

Von Sanitätsrath Dr. Lenffen, Stadtpbysikus daselbst. 

Es ist weithin im Publikum die Ansicht verbreitet, — wie 
auch z. B. die Kölnische Zeitung wiederholt und eben jetzt bei 
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ihrer Jahresrückschau von Neuem ihrer Entrüstung über „diese 
nicht mehr der menschlichen Gesellschaft a;; gehörenden Messerhel¬ 
den, Raufbolde und Mörder“ energischen Ausdruck gegeben hat 
— dass der §. 367, 10, des Strf.G.--B. diesem Auswurf gegenüber 
eine zu grosse Milde walten lasse, und andere eindringlichere 
Strafmittel doch wohl wiederum in’s Auge gefasst werden müssten. 

Ich habe es daher der, allerdings mit gewissen Hindernissen 
verknüpften, Mühe werth gehalten, eine Zusammenstellung 
(soweit es überhaupt möglich war) der im abgelaufenen Jahre 
1893 im Weichbilde der Stadt Köln vorgekommenen (reinen) 
Messer-Affairen zu machen. Vielleicht kann einmal irgend ein 
Berufener zur richtigen Zeit und am richtigen Orte von diesen No¬ 
tizen Gebrauch machen als ein Scherflein zu dem allgemein sehn- 
lichst herbeigewünschten Resultate. 

Es sind vom 1. Januar bis zum 31. Dezember incl. des 
Jahres 1893 bekannt geworden folgende (ganz ausschliessliche) 
Messer-Verletzungen: 


Monat. 

Im Hospital 
aufgenommen 
u. dort in Be¬ 
handlung ver¬ 
blieben : 

In einer 
Klinik priva¬ 
tim od. ambu¬ 
lant behänd.: 

Gleich todt 
resp. ermordet 
oder im 
Hospital ge¬ 
storben : 

Gesainmt- 

Summe 

der 

Gestochenen: 

Gcsammt- 

Sainme 

der 

erhaltenen 
Stiche: 


M. 

W„ K. 

M. 

W. 

K. 

M. W. 

K. 


Januar 

5 

1 — 

6 

3 

1 

— — 

— 

15 

15 

Februar 

3 

— — 

— 

6 

1 

— — 

— 

10 

10 

März 

1 

— — 

11 

2 

2 

— — 

— 

16 

16 

April 

1 

— — 

4 

4 

3 

— — 

— 

12 

12 

Mai 

— 

— — 

3 

2 

— 

— — 

— 

5 

5 

Juni 

2 

— 1 

7 

2 

— 

— — 

— 

12 

12 

Juli 

1 

— —. 

5 

4 

— 

— — 

— 

10 

10 

August 

3 

— — 

3 

1 

1 

— — 

— 

8 

8 

September 

4 

1 — 

4 

2 

1 

— — 

— 

12 

12 

Oktober 

4 

1 — 

12 

5 

— 

— 2 

— 

24 

28 

November 

2 

— — 

4 

— 

— 

1 — 

— 

7 

32 

Dezember 

7 

— — 

1 

— 

— 

1 - 

— 

9 

19 

Zusammen 33 

3 1 

59 

31 

9 

2 2 

— 

140 

179 


Wie viele Personen aber noch ausser den angegebenen 
irgendwo Stiche davongetragen, dieselben auf das sorgfältigste aus 
Gründen verheimlicht und sich ebenso heimlich haben behandeln 
lassen, entzieht sich natürlich jeder Vermuthung. 

Die angeführten Fälle dürften aber wohl hinreichen, die An¬ 
sicht von der Nothwendigkeit einer kräftigeren Handhabung des 
Gesetzes gegen die fortschreitende Verrohung der sich souverain 
dünkenden niederen Klassen zu unterstützen. 

In das städtische Leichenschau haus (die sog. 
„Morgue“) zu Melaten wurden während des Jahres 1893 im 
Ganzen eingeliefert 58 Leichen und zwar 43 Erwachsene und 
15 Kinder; davon wurden gerichtlich obduzirt 17, bloss inspizirt 2. 
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Aus Versammlungen und Vereinen. 

Bericht über die 13. Versammlung der Medisinalbeamten 
des Regierungsbezirks Trier am 8« November 1893« 

Wie alljährlich tagte die Versammlung der Medizinalbeamten am Sitze 
der Regierung zu Trier im Hotel zum rothen Hause. 

Es betheiligten sich unter dem Vorsitz des Herrn Rogierungs- und Ge¬ 
heimen Medizinal-Rath Dr. Schwartz 17 Kreisphysiker und Kreiswundärzte. 

Herr Geheimrath Dr. Schwartz eröffnete die Sitzung mit einer warmen 
Ansprache zum Andenken an die im Laufe des Jahres verstorbenen Kreiswund¬ 
ärzte Margraf zu Bitburg und Herzog zu Morbach; die Versammlung ehrte 
die verstorbenen Kollegen durch Erheben. 

Sodann hielt Kreiswundarzt Dr. Kramer aus Saarbrücken einen längeren 
Vortrag über das Thema: 

Darf der Arzt unmittelbar nach einer Obduktion eine Entbindung 
vornehmen? 

Er führte aus, wie unter Umständen an den Arzt namentlich auf dem 
Lande die Nothwendigkeit herantreten kann, mehr oder weniger kurze Zeit 
nach einer Obduktion als Geburtshelfer zu funktioniren. Die Frage hielt der 
Vortragende noch nicht entschieden, ob der Arzt unter solchen Umständen unbe¬ 
denklich jener Aufforderung genügen darf oder sich unbedingt ablehnend verhalten 
solL Bekannt sind zwar die Infektionen der Aerzte durch Leichengift bei Ge¬ 
legenheit von Obduktionen; über die Natur dieses Leichengiftes seien wir jedoch, 
wie noch Husemann in Eulenburg’s Realencyklopädie II. Auflage hervorhebt, 
nicht orientirt. Bei den an nicht spezifischen Infektionskrankheiten Gestorbenen 
sind nach Ansicht des Vortragenden nur die fäulnisserregenden Mikroorganismen 
vorhanden, welche die Auflösung des todten Gewebes in seine Urbestandtheile 
herbeiführen, sowie auch die Stoffwechselprodukte derselben. Diese Mikroorganis¬ 
men kommen nun mit den Händen des Obduzenten selbstverständlich in inten¬ 
sivste Berührung; sie hält der Vortragende aber für den lebenden Körper, die 
ernährte Zelle, für ungefährlich und beruft sich als Gewährsmann auf Otto- 
lenghi, Assistent am Laboratorium für allgemeine Pathologie in Turin, welcher 
mit Reinkulturen von Fäulnissbakterien Versuche an Thieren anstellte, und 
nur den Bacillus albus cadaveris als pathogen gefunden habe. Zweifellos sind auch 
die beim Fäulnissprozess gebildeten Stoffwechselprodukte der Mikroorganismen, 
die Ptomaine, in hohem Grade giftig; sie kommen aber nicht in Betracht, da 
sie in grosser Verdünnung vorhanden sind, beim Waschen und Reinigen der 
Hände entfernt werden und somit eine schädliche Wirkung nicht entfalten können. 

Anders verhält es sich mit Leichen, bei welchen spezifische Infektions¬ 
krankheiten die Todesursache abgeben. Es ist keine Frage, dass Leichen von 
an Tuberkulose, Scharlach, Diphtherie, Typhus, Pneumonie, Cholera, Septicämie, 
Erysipel, Milzbrand u. s. w. Gestorbenen sowohl bei den Obduzenten zu diesen 
Krankheiten führen, wie auch von denselben auf Andere, namentlich auf Wöch¬ 
nerinnen übertragen werden können. Von Wichtigkeit erscheint das Alter der 
Leichen, je vorgerückter der Fäulnissprozess um so geringer erscheint die Ge¬ 
fahr einer Infektion. 

Der Obduzent einer an einer Infektionskrankheit gestorbenen Leiche hat 
sich somit unbedingt von einer Wöchnerin fern zu halten. 

Die unter dem Sammelbegriff des Puerperalfiebers aufgefassten Krankheits¬ 
erscheinungen sind die Folge von Infektion mit gewissen Staphylokokken und 
Streptokokken, welche je nach ihrem Auftreten spezifische Erscheinungsweisen 
des Puerperalfiebers hervorrufen. Diese Mikroben sind es aber auch, welche bei 
Obduzenten die Erscheinungen der erysipelatosen, phlegmonösen und lymphan- 
gitischen Entzündung hervorrufen, kurz sie sind als Erreger aller derjenigen 
Krankheiten .anzusehen, die wir als septische bezeichnen. Wegen der grossen 
Uebertragbarkeit und Infektiosität wird jeder Arzt, der mit Leichen fraglicher 
Art in Berührung gewesen ist, zunächst die Berührung von Wöchnerinnen zu 
scheuen haben. 

Dagegen erscheint das Hantiren an Abszessen, Panaritien, Phlegmonen 
u. s. w., wo ja auch bösartige Kokken vorhanden sind, nach genügender Des¬ 
infektion belanglos, und ist mit der stundenlangen Thätigkeit an einer Leiche 
nicht in eine Linie zu stellen, wobei die Haut der Hände mit septischem Material 



42 


Kloiuero Mitcheiiungeu aud Beferate aas Zeitschriften. 


imprägnirt wird, and eine noch so sorgsame Desinfektion nicht mit Sicherheit 
alle Keime vernichtet. 

Vortragender resamirt seine Ansicht dahin: „Dass nach der Obdoktion 
von Leichen an septischen Krankheiten, an Milzbrand, Diphtherie a. 8. w. ge¬ 
storbener Personen der Arzt besser eine Entbindung ablehnt, während er in 
allen anderen Fällen dieselbe ruhig übernehmen kann und nicht zu fürchten 
braucht, dass für die Gebärende die Untersuchung und seine Handgriffe mehr 
infektiös sind, weil er vorher eine Obduktion gemacht hat. Dass Kleiderwechsel 
und gründliche Desinfektion nothwendig sind, bedarf wohl keiner Erwähnung.* 

Der Vortrag rief eine sehr lebhafte Debatte hervor und sprachen sich 
die Opponenten durchweg in dem Sinue aus, dass es pflichtwidrig und leicht¬ 
sinnig sei, nach einer Obduktion mit einer Gebärenden in Berührung zu kommen. 
Bei der Wichtigkeit des Gegenstandes wurde der Gegenstand zur nochmaligen 
eingehenden Besprechung auf die nächstjährige Tagesordnung gesetzt und als 
Korreferenten Kreisphysikus Dr. Schubert und Kreiswundarzt Dr. Boiler 
bestellt. 

Als zweiter Gegenstand wurde vom Vorsitzenden die Gründung von 
Hebammenvereinen besprochen. Solche ezistiren bereits in den Kreisen 
Saarbrücken und Ottweiler. Die betreffenden Kreisphysiker äusserten sich sehr 
günstig über die Thätigkeit dieser Vereine und sahen in der wissenschaftlichen 
Anregung und der Förderung der kollegialen Beziehungen ein wichtiges Hebungs¬ 
mittel des Hebammenstandes. Von anderer Seite wurde als Hinderniss für die 
Bildung von Vereinen geltend gemacht die vielfach im Bezirk bestehenden ört¬ 
lichen Schwierigkeiten und schwierigen Verbindungen, sowie auch die relativ 
hohen Beitragskosten, welche bei den dürftigen Verhältnissen der Hebammen 
sehr in Betracht kommen. 

An dritter Stelle regte Kreisphysikus Dr. Schubert anlässlich von ihm 
gemachter Erfahrungen die reglementsmässige Festsetzung der an Lehr¬ 
amtsaspiranten zwecks Aufnahme in Seminarien zn stellenden Anfor¬ 
derungen an. Von Seiten eines Kollegen wurden ausser zweifelsfreier allge¬ 
meiner Gesundheit auch für die Seh- und Hörfähigkeit die Normen aufgestellt, 
welche bei Einstellung des Bahnpersonals gelten, ln der weiteren Diskussion 
wurden diese Anforderungen als zu weit gehend zurückgewiesen. Ein Bedürfhiss 
zur Beglemeutirung der Anforderungen erkannte die Versammlung nicht an und 
glaubte bei dem bisherigen Modus verbleiben zu sollen, wo dem sachverständigen 
Medizinalbeamten ein gewisser Spielraum belassen ist. 

Ein frohes Mahl vereinte die Kollegen bis zum Abgänge der Bahnzüge, 
nachdem vorher auf Anregung des Vorsitzenden die Versammlung dem durch 
Krankheit am Erscheinen verhinderten Kreisphysikus Sanitätsrath Dr. König 
in Prüm ihre Glückwünsche zum kürzlich begangenen fünfundzwanzigjährigen 
Physikats-Jubiläum übermittelt hatte. Dr.Grisar-Trier. 


Kleinere Mittheilungen und Referate aus Zeitschriften. 

A# Gerichtliche Medizin. 

Differentialdiagnose zwischen gesunden und geisteskranken 
Querulanten. Von Dr. mcd. L. H or n. F r i e d r e i c h’s Blätter für gerichtliche 
Medizin. Heft V. 1893. 

Verfasser fasst seine Betrachtung in folgenden Punkten zusammen: 

I. Anamnese: Beim gesunden Querulanten bietet die Anamnese meist 
nichts besonderes; beim kranken dagegen stossen wir meistens auf hereditäre 
Belastung. Die Prüfung der psychischen Verhältnisse ist auf die Ascendenz, auf 
die gleichstehenden Linien und auf die Deseendenz auszudehnen. Im Kindesalter 
und im späteren Leben treten gewisse Eigenthümlichkeiten zu Tage. Eigensinn, 
Rechthaberei, Ränkesucht in früher Jugend, später Selbstüberschätzung, Eitelkeit, 
massloser Egoismus. 

II. Somatischer Befund: Ein gesunder Querulant zeigt in somati¬ 
scher Hinsicht normales Verhalten, während wir beim kranken somatische Eigen¬ 
thümlichkeiten kaum je vermissen werden, (Anomalien des Kopfes, des Skelettes, 
funktionelle Degenerationszeichen). 

Während die Kranken in sonstigen Beziehungen mehr oder minder 
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normale, manchmal sogar hervorragende Verstandesthätigkeit zeigen, nicht selten 
ein vorzügliches Gedächtniss besitzen, steht die Beschränktheit in der Rechts- 
sph&re hierzu in einem schroffen Gegensätze. 

III. Motive: Die Motive des gesunden Querulanten sind entweder Ver¬ 
gnügen am Prozessiren oder die Absicht, in einer bestimmten Rechtsfrage ein 
für allemal eine endgültige Entscheidung zu erwirken. Beim kranken Queru¬ 
lanten liegt das Motiv im angeborenen Defekt, in dem daraus resultirenden 
Unvermögen, sich einem ungünstigen Entscheide zu unterwerfen. 

IV. Charakteristisches des Querulirens: 

1) Der gesunde Querulant ist sich im Voraus des Weges bewusst, den 
er gehen will, der Kranke hält es für unmöglich, dass er verlieren könnte und 
macht sich im Voraus keinen Plan. 

2) Der Gesunde setzt sich von Anfang an ein bestimmtes Ziel, über das 
er nicht hinausgehen will, der Kranke thut dies nicht. 

8) Der gesunde Querulant kann mit seinem Streite aufhören, wenn er 
will; der kranke wird durch seine Krankheit immer wieder zu neuen Kämpfen 
hingerissen. Ueber seine Prozesse vergisst er Alles. 

_ Dr. Rump- Osnabrück. 

B. Hygiene und öffentliches Sanitätswesen: 

Die Beziehungen von Cholera und Typhus zur Milch. In der am 
8. Dezember v. J. stattgehabten Sitzung des Bezirks-Vereins Dresden-Land hielt 
Bezirksarzt Dr. Hesse einen Vortrag über das vorstehende Thema und zog auf 
Grund der von ihm angestellten diesbezüglichen Versuche folgende Schlussfol¬ 
gerungen : 

„1. Rohe Milch ist nicht nur kein Nährboden für den Cholerabacillus, son¬ 
dern geradezu ein Gift für denselben. 

2. In roher Milch sterben die hineingebrachten Cholerabazillen bei nie¬ 
driger Temperatur binnen wenigen Stunden, bei Brut-Temperatur (40° C) binnen 
1—2 Stunden, ab. 

3. Diese Wirkung übt frisch gemolkene Milch in einer Zeit aus, während 
der es zu nachweisbarer Vermehrung der Milchkeiiue und zur SäueruDg der 
Milch noch nicht gekommen ist, und die Milch unverändert amphoter rengirt. 

4. Auch sterilisirte Milch ist kein guter Nährboden für den Cholerabacillus, 
und zwar um so weniger, je länger die Milch dem strömenden Dampfe aus¬ 
gesetzt war. 

5. Frische, lohe Milch ist auch kein Nährboden für den Typhusbacillus; 
denn die hineingebrachten Typhusbazillen vermindern sich bei Zimmer-Tempe¬ 
ratur sichtlich und verschwinden bei Brut-Temperatur binnen wenigen Stunden 
vollständig. Auch die sterilisirte Milch ist kein guter Nährboden für den Typhus¬ 
bacillus, wenn auch eine Vermehrung der Bazillen und eine geringe Sauerstoff- 
Aufnahme und Kohlensäure-Abgabe durch die Bazillen in ihr statt hat. 

Hieraus folgt für die Praxis, dass rohe Milch allenfalls als Träger hinein¬ 
gelangter Cholerabazillen in Frage kommen kann, aber auch als solcher höchstens 
und in stetig vermindertem Grade während der Infektion folgenden Stuuden. 

Von einer Vermehrung der Cholerabazillen in der rohen Milch ist keine 
Rede. Ebenso kann die rohe Milch höchstens als Träger hineingelangter Typhus¬ 
bazillen wirken. Eiue Vermehrung der Typhusbazillen fiudet in roher Milch 
ebenfalls nicht statt.“ 

Diese Ergebnisse stehen mit den bisherigen in dieser Hinsicht angestellten 
Versuchen, sowie mit den epidemiologischen Erfahrungen (z. B. über die Verbrei¬ 
tung des Typhus durch Sammelmolkcreien u. s. w.) so in Widerspruch, dass jeden¬ 
falls noch ihre weitere Bestätigung abzuwarten sein wird. 

(Korresp.-Blatt d. ärztl. Kreis- u. Bez.-Vereine im Königreich Sachsen; Nr. 1, 1894.) 

Vorschriften betreffend die Todtenschan. Dem Obersten Sani¬ 
tätsrath in Oesterreich lag vor Kurzem der Entwurf einer Todtenbeschan- 
ordnung nebst Instruktionen für das Beschaupersonal zur Begutachtung vor. 
Aus dem über diesen Entwurf von Hofrath Prof. Dr. v. Hofmann erstatteten, 
in Nr. 49 v. J. des österreichischen Sanitätswesens mitgetheilten Gutachten ist 
zunächst hervorzuheben, dass die Ausdehnung d er Todtenschau auch 
auf abortirte Früchte für nothwendig erklärt wird. Desgleichen 
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wird eine genaue Besichtigung und Untersuchung des ganzen, zu diesem 
Zwecke in dezenter Weise zu entblössenden Körpers verlangt. Ausserdem em¬ 
pfiehlt der Oberste Sanitätsrath, die Instruktionen für das Beschaupersonal noch 
in folgender Weise abzuruuden bezw. zu ändern: 

a. In der von den „Zeichen des Todes“ handelnden Beilage sind 
diese Zeichen in drei Gruppen aufzuführen, von denen die erste die gleich 
nach dem Tode eintretenden Symptome, die zweite die in den ersten Stunden 
sich einstellenden, die dritte aber die Fäulniss-Erscheinungen zu enthalten hat. 

In der ersten Gruppe sind aufzuführen: 

a) Allgemeine Erschlaffung. 

b) Aufhören der willkürlichen und unwillkürlichen Bewegungen, insbesondere 

der Athembewegungen, des Herzschlages und Pulses. 

c) Aufhören der Herztöne. 

d) Unempfindlichkeit der Haut gegen Reize, des Augapfels gegen Berührung. 

e) Ausbleiben der Verengung der Pupille bei Lichteinwirkung. 

In der zweiten Gruppe sind zu nennen: 

a) Marmorkälte. 

b) Bildung der Todtenflecke an den abhängigen Körperstellen. 

c) Abplattung und Blässe der Theile, auf denen der Körper ruht. 

d) Eintritt der Todtenstarre. 

In der dritten Gruppe sind hervorzuheben: 

a) Weichwerden der Augäpfel, Trübung der Hornhaut. 

b) Leicheugeruch. 

c) Auftreten grünlicher oder missfärbiger, sich verbreitender Flecke, zunächst 

am Bauche, dann auch an anderen Körperstellen. 

d) Auitreibung der Körpertheile durch Fäulnissgase. 

e) Lockerung der Oberhaut und Abhebung mit missfärbiger Flüssigkeit ge¬ 
füllter Blasen. 

f) Ausfliessen stinkender, missfärbiger Flüssigkeit aus Mund und Nase. 

Diesen Andeutungen ist noch hinzuzufügen, dass in zweifelhaften Fällen, 

besonders in der ersten Zeit nach dem Tode nicht auf ein einzelnes, sondern auf 
das Zusammentreffen mehrerer der erwähnten Kennzeichen Gewicht zu legen ist. 

b. In der vom Scheintode sprechenden Beilage ist vorauszuschicken, 
dass es Fälle giebt, in denen das Leben anscheinend erloschen ist, gewisse 
Lebenserscheinungen aber in unscheinbarer Weise fortbestehen und eine Wieder¬ 
belebung noch möglich ist. 

An die Möglichkeit eines blossen Scheintodes ist zu denken: 

1. In allen Fällen, wo noch, wenn auch nur minimale Lebenserscheinungen 
zu bemerken sind, z. B. Zucken nach Reizungen der Haut oder der 
Schleimhäute, Zusammcuziehung der Pupille bei Einwirkung grellen 
Lichtes, Vibrireu der Herzgegend oder Hören leiser Herztöne beim 
Auflegen des Ohres auf diese. 

2. Wenn der Tod ganz kurz vor der Beschau, insbesondere unerwartet 
oder plötzlich eingetreten ist. Besondere Beachtung verdienen in dieser 
Beziehung namentlich Erhängte, Erwürgte, Ertrunkene, Erstickte 
überhaupt, Erfrorene, vom Blitz Getroffene, todtgeborene aber noch 
frische Kinder, und Personen, welche nach heftigen Gemüthsbcwcgungen, 
Ohnmächten, epileptischen oder hysterischen Krämpfen und nach Blut¬ 
verlusten plötzlich gestorben sind. 

3. Wenn, trotzdem schon einige Zeit seit dem Tode verflossen ist, die 
in der früheren Beilage angeführten Kennzeichen des Todes nicht 
eingetreteu sind. 

c. In der Belehrung über Hülfeleistung wäre zu bemerken, dass, 
wenn aus einem der erwähnten Gründe Verdacht auf blossen Scheintod vorliegt, 
keine Zeit zu verlieren, sondern sofort zu Belebungsversuchen zu schreiten 
ist, welche hauptsächlich im Folgenden zu bestehen haben: 

1. Rasche Entfernung eventueller Respirationshindernisse, z. B. fremder 
Körper oder Flüssigkeit aus Mund und Nase, die Straugulationswerk- 
zeuge vom Halse, beengender Kleidungsstücke. 

2. Sofortige Einleitung künstlicher Athmung durch systematische und 
intermittirende Kompression des Brustkorbes oder durch eine andere 
der vielen Methoden, welche der Todtenbeschaucr durch praktischen 
Unterricht kennen gelernt hat. 
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3. Anwendung von Hautreizen, insbesondere Beibungen an den Armen, 
Beinen und an der Brust, kalten Bespritzungen, Bütteln und dergl., 
doch ohne Anwendung roher Gewalt, Auftropfen von Siegellack auf 
die Brust. 

4. Reinigung der Schleimhäute des Bachens durch mechanische (Feder, 
Finger) oder durch stark riechende Mittel, z. B. Ammoniak, Salmiak¬ 
geist, starken Essig, die aber nur zur Nase oder zum Munde, und 
zwar mit Unterbrechungen, zu halten, nicht aber etwa einzu¬ 
giessen sind. 

6. Erwärmung des Körpers. 

d. Die Beilage, welche die Zeichen des gewaltsamen Todes zu¬ 
sammenzustellen versucht, kann ganz gut wegbleiben. 

Der Verdacht eines gewaltsamen Todes ergiebt sich bekanntlich vorzugs¬ 
weise aus den Umständen des Falles und darauf ist bereits in Bestimmungen 
der Todtenbeschauordnung hingewiesen. 

Was aber die an der Leiche äusserlich bemerkbaren Zeichen des gewalt¬ 
samen Todes betrifft, so sind es, wenigstens für den Laien, nur die Verletzungen 
und Druckspuren, die als solche bezeichnet werden können, und es wird genügen, 
in der allgemeinen Instruktion besonders aufmerksam zu machen und zu be¬ 
merken, dass die äusseren Spuren erlittener Gewalt auch unscheinbar sein und 
an versteckten Stellen sitzen können. 

Dasselbe gilt von der Erstickung, welche äusserlich ausser denselben 
Druckspuren an den Bespirationsöffnungen oder am Halse in der Begel keine 
schon äusserlich auffallenden Spuren hinterlässt. 

Was aber die in jener Beilage als Zeichen des Vergiftnngstodes erwähnten 
Befunde betrifft, so sind sie vollkommen werthlos und könnten nur beirren. 
Für den Laien ist wohl nur der Tod durch Aetzgifte einigermassen erkennbar, 
da bei diesen meistens Verschorfungen an den Lippen und in der Umgebung des 
Mundes Vorkommen, die auffallen. 

Sonstige Vergiftungen hinterlassen entweder keine charakteristischen 
äusseren Spuren oder nur solche, die wohl dem Arzte, aber nicht für den Laien 
bemerkbar, respektive auffallend sind. 


27,95 
28,77 

im Mittel 


Zur Statistik der Todesursachen in Oesterreich während der Jahre 
1873 — 1892 . Oesterreichisches Sanitätswesen, 1893, Nr. 52. 

Auf 1000 Einwohner kommen im ganzen Staat Todesfälle (Todtgeburten 
ausgeschlossen) während der Jahre: 

1873: 39,48 1882: 30,98 1891: 

1874 : 32,36 1883 : 30,58 1892: 

1875 : 31,00 1884 : 30,00 

1876 : 30,81 1885 : 31,14 

1877 : 33,12 1886 : 30,62 1873—1877 : 33,36 

1878 : 33,40 1887 : 30,32 1878—1882 : 30,79 

1879 : 29,46 1888 : 28,81 1883—1887 : 30,53 

1880 : 29,53 1889 : 27,29 1888—1892 : 28,43 

1881:30,57 1890 : 29,33 1873—1892 : 30,78 

Die Sterbeziffer ist also im Allgemeinen sehr erheblich gesunken, und 
zwar bei gleichzeitigem Steigen der Geburtsziffer, wie noch besonders hervor¬ 
gehoben sein möge. Auch in den sämtntlichen Kronländern tritt eiu derartiges 
andauerndes successives Zurückgehen der mittleren Sterblichkeitsziffer zu Tage, 
besonders in Galizien, welches sich nächst der Buckowina durch die höchste 
Sterblichkeit auszeichnet. Hier ist die Sterbeziffer von 40,49 °/ 00 im ersten Quin- 
quennium (1873—77), auf 31,18 im letzten (1888- 1892). also um mehr als 
ein Viertel gefallen; in der Buckowina von 41,24°/ 00 auf 33,05°/ 00 . in Istrien 


von 32,07 °/ 00 auf 26,20 °/ on , in 


/00 , iu Triest von 37,38 "; 00 auf 29,49 °/ no , in Gürtz-Gra- 
diska von 31,59 °/ 00 auf 26,26 °/ 00 , iu Niederösterreich von 35,45 u / m , auf 26,21 °/ 00 . 
In den übrigen Kronländern, die sich an und für sich durch niedrige, unter dem 
Durchschnitt des Staats zurückbleibende Mortalitätsziftern kennzeichnen, ist 
dieser Unterschied ein viel geringerer. Die geringste durchschnittliche Sterb¬ 
lichkeit zeigen Salzburg 26,70 °/ 00 , Steiermark 26,43 °/ 00 , Tyrol 25,33 °/ (M >) und 
namentlich Vorarlberg (24,66 °/ 00 ). 

Was nun die Todesursachen anbetrifft, so starben von 100000 Ein¬ 
wohner in Folge von: 
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Jahr. 

Blattern Masern Scharlach 

Typhus 

Ruhr 

Keuch* 

husten 

Croup u. 
Diphtherie 

Ents. 

Krankh. d. 
Athm.- 

Lungen¬ 

schwind¬ 

sucht 

Alters¬ 

schwäche 

1873 

328 

49 

69 

129 

61 

127 

nicht 

organe 

293 

358 

280 

1874 

183 

53 

90 

106 

62 

105 

geson- 

305 

357 

265 

1875 

61 

58 

70 

96 

47 

104 • 

1 dert 

329 

378 

281 

1876 

42 

62 

74 

80 

42 

114 

ausge- 
' wiesen 

356 

371 

266 

1877 

57 

52 

94 

86 

39 

135 

424 

392 

284 

1878 

65 

44 

78 

75 

38 

129 

280 

277 

419 

285 

1879 

51 

46 

40 

65 

31 

114 

184 

253 

382 

280 

1880 

65 

47 

51 

68 

53 

94 

169 

262 

373 

279 

1881 

82 

49 

66 

85 

30 

108 

167 

298 

385 

228 

1882 

96 

43 

77 

80 

59 

110 

176 

291 

384 

276 

1883 

61 

45 

61 

70 

37 

109 

141 

311 

411 

304 

1884 

53 

55 

57 

67 

32 

126 

130 

301 

403 

285 

1885 

60 

52 

56 

75 

46 

113 

134 

325 

419 

305 

1886 

40 

65 

55 

72 

44 

95 

144 

315 

416 

299 

1887 

44 

64 

72 

67 

49 

99 

162 

309 

389 

292 

1888 

64 

57 

66 

64 

47 

94 

148 

322 

408 

314 

1889 

52 

38 

44 

49 

41 

98 

122 

280 

357 

274 

1890 

25 

64 

51 

47 

46 

115 

120 

348 

394 

300 

1891 

28 

49 

67 

44 

50 

86 

120 

322 

359 

284 

1892 

25 

37 

58 

56 

75 

71 

118 

350 

365 

302 


Darnach zeigen die akuten Exantheme (Blattern, Masern, 
Scharlach) hinsichtlich der verursachten Sterbefälle sehr schwankende Zahlen, 
bei den Blattern Rillt aber sofort die sehr erhebliche Abnahme auf. Dasselbe 
gilt vom Typhus; auch bei D i p h t h e r i e ist der Rückgang der Sterblichkeit ein 
kontinuirlicher; bei Ruhr nnd Keuchhusten dagegen nicht. Während im 
Jahre 1873 genau der dritte Theil der natürlichen Todesfälle durch Infektions¬ 
krankheiten herbeigeftihrt wurde, ist diese Ziffer im Jahre 1882 auf 21,05 °/ 0 , 
und im Jahre 1892 sogar auf nur 14,74 °/ 0 gesunken, der beste Beweis für den 
Erfolg und den Nutzen einer sich immer intensiver gestaltenden Sanitätspflege. 
Die übrigen Todesursachen bieten weniger hygienisches Interesse, abgesehen von 
der Lungenschwindsucht, die in Oesterreich viel mehr verbreitet als im 
Deutschen Reiche ist und gegen deren Ausbreitung, nach den oben mitgetheilten 
Sterbeziffern zu urtheilen, alle bisher dagegen getroffenen sanitätspolizeilichen 
Massregeln scheinbar erfolglos geblieben sind. Rpd. 


Bewegung der Bevölkerung im Preussischen Staate während des 
Jahres 1892. Nach den Mittheilungen des Preussischen Statistischen Amtes 
sind in Preussen im Jahre 1892 (einschliesslich der Todtgeburten) 
geboren: 1143 904 Kinder = 37,8 % 0 der Bevölkerung, gegenüber 36,93 °/ 00 

im Deutschen Reiche und 39,0 °/ 00 im Vorjahre, 
gestorben: 752055 Personen = 24,9°/ 00 der Bevölkerung gegenüber 25,31 

im Deutschen Reiche und 24,1 % 0 im Vorjahre. 

Es betrug somit der Uebcrschuss der Geborenen über die Gestorbenen 
391849 Personen = 12,9 °/ 00 der Bevölkerung gegenüber 11,62 °/ 00 im Deutschen 

Reiche und 14,9 % 0 im Vorjahre. 

Die meisten Geburten erfolgten im Januar (100742). die wenigsten im 
Juni (88472). Von den Geborenen waren 589 449 = 51,52 °/ 00 männlichen und 
554455 = 48,48% weiblichen Geschlechts; die Zahl der Todtgeburten betrag 
37401 = 3,27% (im Vorjahre 3,31 %; im Deutschen Reiche 3,29 °/ 0 ), die¬ 
jenigen der unehelichen Geburten 88287 = 7,72% (im Vorjahre 764,%; im 
Deutschen Reiche 9,14 %). 

Von den Versorbenen (die Todtgeburten ausgeschlossen) standen im Alter von 
über 0— 1 Jahr: 129 674 männl. u. 104078 weibl., zusammen 233762 Kinder. 


n 

1— 5 

TT 

52599 

n 

yj 

50031 

V ' 

TT 

103 230 

r) 

5—10 

TT 

12 117 


n 

12206 

Ti T 

TT 

24383 

TT 

10—15 

7) 

5 190 

V 

TT 

5 707 

T 

TT 

10957 

TT 

15—20 

TJ 

7007 

V 


6341 

TI T 

TT 

13 308 Personen. 

t? 

20—30 

TS 

15075 

rt 

rt 

14 597 

TT 1 

TT 

29672 

y> 

30-40 

r» 

16909 

n 

yy 

16760 


n 

33 669 „ 
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über 40— 50 Jahr: 

21960 männl. 

u. 17 028 weibl.. 

zusammen 

38988 Personen 

n 50-60 „ 

27890 

91 

„ 23639 

7 » 7 

99 

61529 

. 60-70 „ 

35138 

9 ) 

„ 37200 

9 ) 9 

99 

72338 

„ 70-80 „ 

34309 

9 » 

* 39333 

99 9 

99 

73642 

über 80 „ 

12673 

9 » 

„ 16044 

99 9 

99 

28717 

unbekannten Alters 

345 

rt 

t> 124 

n 9 

99 

469 „ 


Rpd. 


Der Schnlarzt. Eine Studie von Stabsarzt Dr. S p i e s s - Frankfurt a. M. 
Deutsche Vierteljahrsschrift für öffentliche Gesundheitspflege; Heft 2, 1893. 

Die Erkenutniss, dass es wichtiger nnd oft auch leichter sei, Krankheiten 
zu verhüten, als solche zu heilen, wirkte auch bahnbrechend für die Grundsätze 
der Schalgesundheitspflege. Wie bei jeder neu auftauchenden Bewegung, nament¬ 
lich wenn es sich um das geistige und körperliche Wohl der heranwachsenden 
Jugend handelt, gährte und brodelte es auch hier zu Anfang heftig; es wurden 
von anerkannten ärztlichen Autoritäten Forderungen aufgestellt, die sehr be¬ 
stechend klangen, in der rauhen Wirklichkeit aber sich bald als nicht durch¬ 
führbar erwiesen. Eine der am meisten umstrittenen Fragen betraf die Schul¬ 
ärzte. Die medizinischen Sachverständigen verlangten, um die Gesundheit der 
Kinder wirksam schützen zu können, eine fast diktatorische Gewalt über die 
Schule — naturgemäss und mit Recht widersetzten sich dem die Lehrer und 
Schulleiter aufs Energischste. Der Streit wogte lange hin und her und wenn 
auch heute die Nothweudigkeit der Schulärzte allseitig anerkannt ist, so ist 
doch noch immer nicht die Frage endgültig entschieden, welche Thätigkeit 
diesen zuzuweisen sei. Der Verfasser, auf dem Felde der Hygiene rühmüchst 
bekannt und als Stadtarzt einer grossen Stadt auch auf diesem Gebiet hervor¬ 
ragender Praktiker, entwickelt seine Ansichten über diesen Punkt. Er betont, 
dass der Wirkungskreis des Schularztes sich nicht schablonenmässig abgrenzen 
lasse, sondern sich genau den örtlichen Verhältnissen anpassen müsse. Er schlägt 
folgende Organisation vor: 

1. In jeder königlichen Regierung hat in der Abtheilung für Schulwesen 
ein Arzt Sitz und Stimme, der seine ganze Thätigkeit ausschliesslich dem Schul¬ 
wesen widmet und die Schulen seines Bezirks in derselben Weise regelmässigen 
Inspektionen unterzieht, wie dies jetzt seitens des Regierungsraths geschieht. 
Dieser Arzt hätte den Titel Regierungsschularzt and müsste pekuniär 
so gestellt sein, dass ihm Privatpraxis verboten würde. 

2. Der Regierungsschularzt muss das Physikatsexamen und eine spezielle 
Prüfung in Schulhygiene bestanden haben oder muss sonstwie seine Vertrautheit 
mit diesem Kapitel der Hygiene naebgewiesen haben. 

3. Der Regierungsschularzt ist Mitglied der Abtheilung für Schulwesen 
bei der Regierung, betheiligt sich an all deren Berathungen und hat speziell 
die sanitären Fragen zu bearbeiten. 

4 Der Regierungsschularzt hat keinerlei exekutive Gewalt, sondern be¬ 
richtet stets über seine Wahrnehmungen an die Regierungsschulbehörde, die die 
Ausführung veranlasst. 

5. Den Inspektionen des Regierungsschularztes sind nicht unterstellt 
die öffentlichen städtischen Schulen derjenigen grösseren Gemeinden, die einen 
eigenen Ortsschularzt haben, nachdem dieser Schularzt seitens der Regierung 
anerkannt worden ist. 

6. Der Ortsschularzt braucht kein beamteter Arzt zu sein, er muss aber 
in der Regierung genügend erscheinender Weise sein Vertrautsein mit Schul¬ 
hygiene nach weisen. 

7. Dieser Ortsschularzt muss in der Ortsschulkommission Sitz und Stimme 
haben, an den sämmtlichen Berathungen der Schulkommission Theil nehmen und 
in ihr die sanitären Fragen bearbeiten, also namentlich mitwirken bei der Wahl 
des Platzes für eine neu zu erbauende Schule, bei dem Bau und der ganzen 
Einrichtung derselben, speziell bei der Grösse und Beleuchtung der Klassen¬ 
zimmer, bei Auswahl und Aufstellung richtiger Subsellien, bei den Heiz- und 
Lüftnngsanlagcn, bei der Herstellung der Aborte, der Turnhallen, der Sicherung 
guten Trinkwassers, genügender Gelegenheit zur Bewegung im Freien etc., 
ferner bei Erlass von Vorschriften, betreffend Heizung, Lüftung, Reinhaltung 
der Schnlräume, bei der Anschaffung der Lehrmittel etc. 
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8. Der Schularzt hat ausserdem zeitweise Inspektionen der einzelnen 
Schalen seines Bezirks vorzunehmen, die Durchführung aller sanitären Vor¬ 
schriften zu überwachen, hygienische Missstände zur Eenntniss der Schulbehörde 
oder der Schuldirektion zu bringen und deren Beseitigung zu beantragen, bei 
epidemischen Erkrankungen unter den Schülern die erforderlichen Massregeln 
zu veranlassen und überhaupt in allen sanitären Fragen den Direktoren und 
Lehrern als Rathgeber zur Seite zu stehen. 

9. Der Schularzt wird in einer seiner Thätigkeit entsprechenden Weise 
honorirt. 

10. Für grössere Gemeinwesen empfiehlt es sich, den Schularzt auch die 
zahlreichen anderen bei der der städtischen Verwaltung vorkommenden hygieni¬ 
schen Arbeiten zu übertragen und so statt seiner einen Stadtarzt anzustellen. 

Diese Vorschläge dürften wohl allgemeine Billigung verdienen und auch 
praktisch durchführbar sein, es erschienen jedoch noch folgende Ergänzungen 
erforderlich. In städtischen und ländlichen Gemeinden ohne Schularzt wären 
die entsprechenden Geschäfte vom Kreismedizinalbeamten unter Oberaufsicht des 
Regierungsschularztes — ähnlich wie bei den Kreisschulinspektoren — wahrzu¬ 
nehmen. Es müsste ferner auch der Ortsschularzt unter Kontrole des Regie¬ 
rungsschularztes stehen, damit nicht hier und da unter dem Vorwände von 
Sp&rsamkeitsrücksichten eine Kirchthurmpolitik Platz greife. 

Dr. Glogowski-Görlitz. 


Besprechungen. 

Dr. Menke, Sanitätsrath: Welche Aufgaben erfüllt das 
Krankenhaus der kleinen Städte und wie ist es ein¬ 
zurichten? Mit 6 Tafeln Abbildungen und 10 in den Text 
gedruckten Holzschnitten. Vierte vermehrte Auflage. Berlin 
1894. Verlag von Richard Schoetz. Gross 8°, 178 Seiten. 

Als Geheimrath v. Kerschensteiner (nicht v. Oechelhäuser, wie 
ihn der Verfasser des vorstehenden Werkes in seiner Vorrede zur dritten Auflage 
nennt) auf der Braunschweiger Versammlung des Vereins für öffentliche Gesundheits¬ 
pflege im Jahre 1890 bei Gelegenheit seines Vortrages über die Krankenhäuser kleiner 
Städte das Menke’sche Buch rühmend erwähnte und gleichzeitig mittheilte, 
dass die bayerische Regierung dasselbe auf Grund eines Gutachtens des Ober¬ 
medizinalausschusses den Verwaltungsbehörden, Amtsärzten u. s. w. warm em¬ 
pfohlen habe, veranlasste diese Empfehlung auch den Referenteu, sich das Buch 
anzuschaffen. Der Inhalt desselben eutsprach jedoch nicht völlig den, unter den 
obwaltenden Verhältnissen allerdings sehr hoch gespannten Erwartungen; Refe¬ 
rent fand, dass die in dem Buche besonders in Bezug auf die bauliche Ein¬ 
richtung kleiner Krankenhäuser gegebenen Ruthschläge sich hauptsächlich auf 
die bei dem kleinen Krankenhause in Wilster gemachten Erfahrungen erstreckten 
und in Folge dessen den lokalen Verhältnissen allzusehr angepasst waren. Der 
Werth des Menke’schen Buches liegt mehr in der vorzüglichen und fesselnden 
Behandlung der ersten Frage über die Aufgaben des Krankenhauses der kleinen 
Städte, über die Mittel und Wege, wie solches in's Leben zu rufen ist, als in 
der Beantwortung der zweiten Frage: wie ist eine derartige Anstalt einzurichten? 
Diesen Eindruck hat Referent auch wieder beim Lesen der jetzt, erschienenen 
vierten und vermehrten Auflage gehabt, und kann daher dem verdienstvollen 
Verfasser gegenüber den Wunsch nicht unterdrücken, bei der nächsten Auflage 
den etwas stiefmütterlich behandelten Abschnitt über Bau und Einrichtung 
kleiner Krankenhäuser etwas zu erweitern; es kann dies recht gut auf Kosten 
der sehr ausführlich mitgetlieilten Betriebsresultate des von ihm begründeten 
Krankenhauses geschehen, die fast genau die Hälfte des Buches anfüllen. 

Was weiter das von dem Verfasser geschilderte Krankenhaus in Wilster 
anbetrifft, so hat die bauliche Einrichtung desselben zwar manche Vorzüge, als 
Musteranstalt kann es Referent aber nicht empfehlen. Zunächst die Anordnung 
der Räume. Dass in einem kleinen Krankenhause mit Rücksicht auf den leich¬ 
teren Betrieb die Küche nicht in das Kellergeschoss, sondern in das Erdgeschoss 
gelegt wird, erscheint durchaus praktisch, ihr aber eine Lage nach Süden zu 
geben, ist ebenso uuzweckmässig, wie den Kellereiugang mit einer Fallthür zu 
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versehliessen und den darüber liegenden Raum als Speisekammer zu benutzen. 
Zimmer für Krätzkranke sollten, wie Menke selbst sehr richtig bemerkt, in 
einem Nebengebäude untergebracht werden; in seinem Erankenhause liegen sie 
jedoch eine Treppe hoch im Hauptgebäude und haben nicht einmal eine besondere 
Badeeinrichtung, die für derartige Kranke selbst im kleinsten Krankenhause 
nicht fehlen dürfte. Ebenso ist nur ein geeigneter, völlig abzutrennender Raum 
für ansteckende Kranke vorhanden, während mindestens zwei solche Räume 
(je 1 für männliche und weibliche Kranken) erforderlich sind, die allerdings am 
zweckmässigsten in einem Nebengebäude oder in einem besonderen, auch von 
aussen zugängigen Anbau eingerichtet werden. 

Menke ist Anhänger des Kübelsystems, falls Spülklosets mit Schwemm- 
kanalisation ausgeschlossen sind; die von ihm empfohlenen im Krankenhause zu 
Wilster benutzten Kübel werden sich aber wohl kaum anderwärts Freunde er¬ 
werben, da sie viel zu oft gereinigt und gewechselt werden müssen; auch ihre 
Geruchlosigkeit dürfte nur bei der strengsten Kontrole und regelmässiger An¬ 
wendung von Torfstreu gesichert sein. Dasselbe gilt von den gleichfalls em¬ 
pfohlenen, angeblich geruchlosen Klosets nach Müller-Schttr’schem System. 
Selbst in dem kleinsten Krankenhause sollten aber getrennte Aborte für Männer 
und Frauen vorgesehen sein; auch nach dieser Richtung zeigt sich das in Rede 
stehende Krankenhaus mangelhaft. 

Die schlechten Erfahrungen, die Menke mit Fnssböden aus Tannenholz 
mit Linoleumbelag gemacht hat, veranlassen ihn mit Recht, Parkettfnssbüden 
aus Eichenholz zu empfehlen; nicht so praktisch ist aber sein Vorschlag, hierzu 
getäfeltes Eichenholz zu verwenden, denn ein Tafelparkett ist erfahrungsgemäss 
nicht nur theuerer, sondern auch viel weniger dauerhaft und für Krankenhäuser 
geeignet, als Riemen- oder Stabparkett. Uebrigens lässt sich ein solcher Stab- 
fussboden auch aus Riemen von Buchen- oder Pitchpine - Holz herstellen und 
dürfte, in Asphalt gelegt, allen anderen Fussböden gegenüber in Krankenzimmern 
den Vorzug haben. Auch die Kosten sind mit Rücksicht auf seine Haltbarkeit 
keine erheblichen. Wenn Menke glaubt, dass die Fussbodenfrage auf das 
Glücklichste durch die im Hamburg - Eppendorfer Krankenhaus zur Verwendung 
gekommenen Fussböden aus Marmorterrazzo mit gleichzeitiger Fussbodenheizung 
mittels Dampfes, und zwar in einer auch für kleine Krankenhäuser erreichbaren 
Weise gelöst sei, so muss dies schon mit Rücksicht auf den Kostenpunkt einer 
derartigen Fussbodenanlage in hohem Grade bezweifelt werden, ganz abgesehen 
davon, dass die Ansichten über die Zweckmässigkeit derselben noch sehr getheilt 
sind. Viel eher können für kleine Krankenhäuser noch Fussböden aus Gips- 
und Cementstrich mit Linolenmbelag in Betracht kommen. 

Die Ventilation der Krankenzimmer geschieht in Wilster hauptsächlich 
vom Korridor aus durch sogenannte „Luftthüren“ und „Luftfenster“ (mit feinstem 
Eisenstramin verkleidete und in Thür- und Fensteröffnungen passende Holz¬ 
rahmen). Es soll dabei angeblich jeder unangenehme Luftzug vermieden werden; 
ob aber diese Art der Luftcrneueruug thatsäcblick wirksam ist, scheint dem 
Referenten noch zweifelhaft zu sein. Jedenfalls hätten aber andere einfache 
Ventilationseinrichtungen für Krankenzimmer (z. B. um die horizontale Axe 
drehbare Oberlichter, Glasjalousiefenster, neben den Rauchrohren aufgeführte 
Luftschächte zur Abführung der verbrauchten Luft u. s. w.) nicht unerwähnt 
bleiben sollen. Ueberhaupt wird derjenige, welcher sich über die beim Bau 
eines kleineren Krankenhauses zu beachtenden Punkte genau unterrichten will, 
manche derselben unberücksichtigt finden, z. B. die Grösse des Bauplatzes, die 
Lage der Krankenzimmer zur Himmelsrichtung, die Zahl und Grösse der Fenster, 
ihr Verhältniss zur Bodenfläche des Zimmers, die Breite und Höhe der Thtireu, 
die Höhe der Krankenzimmer und die für ein Bett zu berechnende Bodenfläche; 
die Einrichtung des Isolirzimmers für vorübergehend untergebrachte Geistes¬ 
kranke u. s. w. Wenn Menke ferner verlangt, dass die Bettstellen von Holz 
und nicht von Eisen sein müssen, weil letztere zu kalt sind, so lässt sich dieses 
Uebelstand durch Anbringen von Holzbekleiduugen am Kopf- und Fussende, sowie 
an beiden Seiten der Bettstellen leicht beseitigen; derartige eiserne Bettstellen sind 
aber den hölzernen dann mindestens gleichzustellen, wenn nicht vorzuzichen. Auch 
die Vorliebe des Verfassers für Waschtische, bei denen das zum Aufstellen der 
Nachtgeschirres bestimmte Unterbord nach allen Seiten offen ist, kann Referent 
nicht theilen; diese freistehenden Nachtgeschirre sind nicht gerade ein ange¬ 
nehmer Anblick und, werden sie nicht jedes Mal sofort nach dem Gebrauche 
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ausgegossen, so giebt ihr Inhalt, auch wenn es nur Urin ist, zu recht unange¬ 
nehmen Ausdünstungen Veranlassung. Dem gegenüber verdienen die Wasch¬ 
tische mit kleinen, gut schliessenden unteren Schränkchen entschieden den Vorzug; 
sind die letzteren nicht so gross bemessen, dann ist ihre Benutzung zur Auf¬ 
bewahrung allerhand schmutziger Gegenstände so wie so ziemlich ausgeschlossen. 

Menke giebt den Rath, nicht eher mit dem Bau eines Krankenhauses 
zu beginnen, als bis alles Geld dazu vorhanden sei. Wäre überall mit dieser 
übertriebenen Vorsicht verfahren, dann würden nicht so viele Erfolge der frei¬ 
willigen Wohlthätigkeit auf diesem Gebiete zu verzeichnen sein, wie dies glück¬ 
licher Weise der Fall ist. Wie viele kleine und grössere Krankenhäuser sind 
in Angriff genommen, ehe auch nur die Hälfte der nothwendigen Baugelder 
zusamraengebracht war, und trotzdem ist der Bau glücklich durchgeführt und 
die restirende Bauschuld später abgetragen! Hat die Bevölkerung erst die 
Wohlthat eines Krankenhauses kennen gelernt, dann fliesäen die freiwilligen 
Gaben in weit reicherem Umfange, als wenn erst Jahre lang das Geld kapitali- 
sirt wird und ein sichtbarer Erfolg auf sich warten lässt. Hier liegt die Gefahr 
sogar nahe, dass schliesslich aus dem ganzen Krankenhausbau nichts wird. 

In der Vorrede zur jetzigen Auflage kommt Menke auch auf die Vor¬ 
züge der Krankenpflege in Krankenhäusern durch Diakonissen zu sprechen und 
scheint dabei merkwürdiger Weise die Ansicht zu vertreten, dass diese theuerer 
sei, als diejenige durch eine Hausmutter oder durch ein kinderloses Ehepaar, 
wie solche seiuerseits empfohlen wird. Der Verfasser befindet sich hier jedoch 
in einem grossen Irrthum, wie ihm Referent aus eigener Erfahrung als lang¬ 
jähriger Anstaltsarzt (1878—1886) eines kleinen Krankenhauses, an dem Anfangs 
die Pflege der Kranken einem kinderlosen Ehepaar und später Diakonissen 
übertragen war, versichern kann. Mit Uebernahme der Verwaltung des Kranken¬ 
hauses durch die Letzteren wurde die Wartung und Pflege der Kranken nicht 
nur eine viel, viel bessere und sachgemässere, sondern speziell auch ihre Ver¬ 
pflegung eine bessere und keineswegs theurere. Die reinen Verpflegungskosten 
stellten sich durchschnittlich auf 80 Pfg. pro Kopf und Tag, also noch um 
10 Pfg. niedriger als in dem Krankenhausc zu Wüster und der Speisezettel 
war jedenfalls ebenso gut und reichhaltig als dort. Auch im hiesigen Bezirk 
ist die Krankenpflege in sämmtlichen Krankenhäusern (42) Diakonissen, barm¬ 
herzigen Schwestern bezw. Schwestern vom rothen Kreuze anvertraut. Rpd. 


Dr. Georg Schneidemühl, Privatdocent in Breslau: Das Thier¬ 
arzneiwesen Deutschlands und dessen Einzelstaaten 
in seiner gegenwärtigen Gestalt. Ein unentbehrliches 
Handbuch für Thierärzte, Staats- und Gemeindebehörden, Schlacht¬ 
hofverwaltungen, Medizinalbeamte, Richter u. s. w. Nach amt¬ 
lichen Quellen bearbeitet. Leipzig 1893. Verlag von Arthur 
Felix. I.und2. Lieferung. Gross 8°, 160 Seiten pro Lieferung. 

Der Verfasser hat sich das Ziel gestellt, „dass Thierarzneiwesen Deutsch¬ 
lands und seiner Einzelstaaten nach der gegenwärtigen Lage der Gesetzgebung 
vorzuführen uud die Stellung, Rechte und Pflichteu der Tierärzte in den ein¬ 
zelnen Staaten unter Zugrundelegung bestehender Gesetze und Verordnungen zu 
schildern**. Er giebt zunächst eine kurze geschichtliche Uebersicht über die 
Entwickelung der Thiermedizin uud die Organisation des Thierarzueiwesens im 
Deutschen Reiche, den einzelnen deutschen Bundesstaaten uud anderen Staaten 
Europas. Im zweiten Abschnitt werden sodann die einschlägigen Bestimmungen 
über den thierärztlichen Studiengang und das tierärztliche Unterrichtswesen im 
Deutschen Reiche gebracht, in dem darauf folgenden diejenigen über die Aus¬ 
übung der Thierheilkunde, die Rechte und Pflichten der Thierärzte u. 8. w., 
wobei insbesondere das Dispeusirrecht derselben in den einzelnen Bundesstaaten,; 
ihre Thätigkeit als Zeugen und Sachverständige vor Gericht u. s. w. eingehend 
erörtert werden. Auch die in den verschiedenen Bundesstaaten bestehenden 
tierärztlichen Taxen haben hier Aufnahme gefunden. 

Der vierte Abschnitt ist den allgemeinen und gesetzlichen Bestimmungen 
über die Gewährleistung beim Kauf und Tausch von Haustieren gewidmet; 
demselben folgen zwei kurze Kapitel (IV und V) über die Erwerbung der 
Doktorwürde seitens der Thierärzte, über die Militärpflicht derselben und die 
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Uebernahme besonderer Verrichtungen (Stellvertretung beamteter Thierärzte 
n. s. w.), Kapitel, die unseres Erachtens viel zweckmässiger mit den Abschnitten 
II bezw. III hätten vereinigt werden können. Ueberhaupt lässt die Anordnung 
des Stoffes in dem vorliegenden Werke zu wünschen übrig. Das tritt am meisten 
hervor in dem VII. Abschnitt über Stellung, Pflichten und Rechte des beamteten 
Thierarztes im Deutschen Reiche. Hier schliesst z. B. die Unterabtheilung, „der 
beamtete Thierarzt in Preussen“ mit einer Zusammenstellung der wichtigsten 
Reichs- und Landesgesetze, Reichsgerichtsentscheiduugen u. s. w. über die Hand¬ 
habung der Fleischbeschau und Nahrungsmittelkontrole, während dieser äusserst 
wichtige, alle Thierärzte angehende Gegenstand auf dem Gebiete des Thier¬ 
arzneiwesens jedenfalls einen besonderen Abschnitt verdient hätte. Dass dann 
für den „beamteten Thicrarzt in Bayern“ ein neuer, achter Abschnitt beginnt, 
beruht wohl auf einem Versehen; denn nach der von dem Verfasser getroffenen 
Eintheilung müsste dieser Abschnitt nur eine Unterabtheilung des vorher¬ 
gehenden bilden. 

Abgesehen von diesem, bei einer späteren Auflage leicht abzuhelfenden 
Mangel in Bezug auf die Anordnung des Stoffes hat Verfasser die sicli gestellte 
Aufgabe, nach dem Inhalte der bisher erschienenen Lieferungen zu urthcilen, in 
anerkennendster Weise gelöst. Sein Werk wird daher von den betheiligten 
Kreisen um so mehr mit Freuden begrüsst, als zur Zeit ein derartiges, brauch¬ 
bares, das ganze Thierarzneiwesen umfassendes Handbuch fehlte. Rpd. 


Tagesnachrichten. 

Das auf der internationalen Sanitätskonferenz in Dresden im 
vorigen Jahre getroffene Uebereinkommen stand am 9. d. Mts. auf der Tages¬ 
ordnung des Reichstages und wurde in erster und zweiter Lesung genehmigt. 
An der Debatte betheiligten sich ausschliesslich die medizinischen Mitglieder des 
Reichstages (Dr. Höffel, Dr Kruse und Dr. Lange rhans), die sämmtlich 
ihre Befriedigung über die durch die Vorlage getroffene einheitliche Regelung 
der internationalen Massregeln zur Abwehr von Seuchen bekundeten. Dr. Höf fei 
sprach ausserdem den Wunsch aus, dass eine einheitliche oberste Sanitäts-Ueber- 
wachungsbehörde und im deutschen Reiche vor allem eine einheitliche deutsche 
Bauordnung geschaffen werde, um die vielfachen in den städtischen und länd¬ 
lichen Wohnungen bestehenden sanitären Uebelstände zu beseitigen. Von Seiten 
des Staatssekretärs v. Bötticher wurde zwar zugegeben, dass auf dem Gebiete 
der öffentlichen Gesundheitspflege noch vieles zu thuu sei, dass aber das gesetz¬ 
liche Vorgehen in dieser Beziehung mit grossen Schwierigkeiten verbunden sei. 
Das gelte insbesondere betreffs der Fürsorge für die menschlichen Wohnungen; 
hier seien die Verhältnisse und Bedürfnisse in deu verschiedenen Landestheilcn 
und Wohnplätzen, in den grossen Städten und auf dem platten Lande so ausser¬ 
ordentlich verschieden, dass es nicht einmal möglich sein würde, ein Minimum 
au Anforderungen gesetzlich festzulegen. Dasselbe gelte in Bezug auf die ob¬ 
ligatorische Leichenschau, so wüuschenswerth auch eine übereinstimmende Rege¬ 
lung derselben durch Reichsgesetz sei. — In der am 12. d. M. stattgehabten 
dritten Berathung ist das Uebereinkoiumcn dann ohne weitere Debatte endgültig 
genehmigt. 


Bei der am 10. d. Mts. fortgesetzten Berathung der bayerischen 
Abgeordnetenkammer über den Etat des Ministeriums des Innern erklärte 
der Minister Freiherr v. Feilitzsch auf eine Anfrage des Abg. Grillen - 
berg er, die bayerische Regierung sehe kein Bedürfuiss zum Erlass eines 
Reichsseuchengesetzes; sie habe Bedenken gegen den vorliegenden Entwurf 
und werde im Bundesrathe Modifikation beantragen. Der Minister bezeichnte 
ein derartiges Gesetz geradezu als überflüssig und fügte hinzu, dass es noch 
sehr unentschieden sei, ob der gegenwärtig dem Bundesrathe vorliegende Ent¬ 
wurf an den Reichstag gelangen werde. 

Die Aussichten für das Reichsseuchengesetz scheinen darnach keineswegs 
günstig zu sein; bekanntlich ist aus fast allen Theilen des Reiches eine grosse 
Anzahl von Petitionen gegen dasselbe beim Reichstage eingelaufen, die sich 
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theils gegen den Gesetzentwurf im Ganzen, theils gegen einzelne Bestimmungen 
desselben, namentlich dagegen richten, dass Erkrankte zwangsweise in eine 
öffentliche Heilanstalt überführt werden dürfen. 


Am 24. d. Mts. wird die internationale Sanitätkonferenz in Paris 
zu einer zweiten Sitzung zusammentreten. 


Mit Rücksicht auf den internationalen Kongress ist der diesjährige Chi- 
rurgenkongress auf den 18. — 21. A p r i 1 verlegt, während der Kongress für 
innere Medizin in diesem Jahre überhaupt ausfallen wird. 


Von Seiten der Universität Breslau ist der Geh. Med. - Rath Professor 
Dr. Förster (Ophthalmologe) zum Vertreter des Herrenhauses präsen- 
tirt. Es wird damit der erste Mediziner als Mitglied in diese Körperschaft 
eintreten und dürfte dies in ärztlichen Kreisen um so erfreulicher begrüsst 
werden, als gerade Prof. Dr. Förster stets ein warmes Interesse nicht nur 
für alle medizinischen und hygienischen Fragen, sondern auch für ärztliche 
Standesfragen bekundet hat. Er ist bekanntlich auch Vorsitzender der schlesi¬ 
schen Aerztekammer. 


Cholera. In Deutschland ist die Cholera, abgesehen von einem aus 
Russisch - Polen eingeschleppten vereinzelten Fall in Janow (Kreis Kattowitz) 
erloschen geblieben; auch in Oesterreich undUngarn sind seit Beginn d. J* 
keine Erkrankungen mehr vorgekommen, so dass die Seuche gleichfalls als erloschen 
angesehen werden kann. Ebenso ist das ganze Königreich Italien unter dem 
30. Dezember v. J. amtlich für cholerafrei erklärt, nachdem die Seuche seit 
12 Tagen in Palermo und seit mehr als einem Monate auf dem Festlande er¬ 
loschen war. 

In Bosnien ist die Zahl der Erkrankungen an Cholera erheblich zurttck- 
gegangen; auch in Konstantinopel ist seit der zweiten Dezemberwoche eine 
erhebliche Abnahme der Seuche eingetreten. Sehr erfreulich lauten auch die 
Nachrichten aus Russland, wo die Cholera in sämmtlichen Gouvernements stark 
im Rückgänge begriffen, in einzelnen (Dongebiet, Kiew, Orel) sogar völlig er¬ 
loschen ist. Nur in Petersburg war noch eine Zunahme bemerkbar; die Zahl der 
Erkrankungen betrug hier vom 15.—21. Dezember 206 mit 72 Todesfällen. 


Wir machen auf die in der Beilage zur heutigen Nummer abgedruckten 
neuen Vorschriften über die Einrichtung und den Betrieb der Apotheken 
in Preussen, sowie auf die neue Anweisung für die amtlichen Revisonen der 
Apotheken u. s. w. noch besonders aufmerksam. Eine eingehende Besprechung 
dieser wichtigen Bestimmungen behalten wir uns vor. 


Preussischer Medizinalbeamtenverein. 

Die Mitglieder des Vereins werden gebeten, etwaige Vorträge, Dis- 
kussionsgegenstände oder sonstige Wünsche zu der diesjährigen 

elften Hauptversammlung des Vereins 

dom Unterzeichneten bald gefälligst anmelden zu wollen. 

Der Vorstand des Preussischen Medizinalbeamtenvereins. 

Im Auftr. 

Dr. Rapmund, 

Reg.- und Med.- Rath in Mindeu. 

Vorsitzender des Vereins. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rath i. Minden i. W. 

J. 0. 0. Bruns, Buehdruckerei, Minden. 
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Ueber Cyanmethaemoglobin und Cyanhaematin. 

Aua dem physiologischen Institute der k. k. Jag. Universität in Krakau. 

Von Dr. Leo Wachholz, 

Assistenten des gerichtsärztlichen Institutes der k. k. Jag.-Universität in Krakau. 

Es herrschen in der Wissenschaft verschiedene Meinungen 
über die Verbindung des Cyan’s mit dem*3 Blutfarbstoffe. Nach 
Preyer 1 ) findet eine Verbindung des Cyan’s mit Oxyhaemoglobin, 
resp. mit reduzirtem Haemoglobin statt. Nach Hoppe-Seyler*) 
und zumeist nach Linossier 8 ) und Szigeti*) verbindet sich 
Cyan mit dem Spaltungsderivat des Blutfarbstoffes, nämlich mit 
dem Haematin. Kobert 6 ) fand, dass das Cyan nur mit Methae- 
moglobin eine Verbindung eingeht. 

Was die von Preyer angegebenen Verbindungen anbelangt, 
so bezweifelt ihre Richtigkeit zuerst Hoppe-Seyler, indem er 
sie eher als eine Cyanhaematinverbindung ansieht. 

In der jüngsten Zeit veröffentlichte Szigeti eine eingehende 
Arbeit „Ueber Cyanhaematin“. Seinen Untersuchungen zufolge 
ist das von Preyer gewonnene Cyan wasserstoffoxy haemoglobin, 
sowie das Kobert’sche Cyanwasserstoffmethaemoglobin mit dem 
Cyanhaematin identisch, und die verschiedenen Benennungen, der 
von diesen Autoren angegebenen Verbindungen des Cyan’s mit 


') Szigeti: Ueber Cyanhaematin. Vierteljahrsschrift ftlr gerichtl. Med. 
1898. VI. B. Supplement - Heft. 

*) Hoppe-Seyler. Medizinisch-ehern. Untersuch. Berlin^ 1866—1871. 
*) Szigeti 1. c. 

*) Sz igeti 1. c. 

# ) Ueber Cyanmethaemoglobin nnd den Nachweis der Blausäure. Stutt¬ 
gart 1891. 
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dem Blutfarbstoffe können nur in Bezug auf die verschiedene Art 
der Gewinnung ein und derselben Verbindung (nämlich des Cyan- 
haematin’s) ihre Erklärung finden. 

Ausserdem ist Szigeti der Beweis gelungen, dass das 
Cyanwasserstoffhaemoglobin von Preyer mit Hoppe-Seyler’s 
Haemochromogen oder mit dem reduzirten Haematin von Stockes 
identisch ist. Da nach Preyer das Cyanwasserstoffhaemoglobin 
aus Cyanwasserstoffoxyhaemoglobin durch Reduktion z. B. mit 
Schwefelammonium leicht dargestellt werden kann und da das 
Cyanwasserstoffmethaemoglobin von Kol»ert mit dem Cyanwasser¬ 
stoffoxyhaemoglobin Preyer’s nach Szigeti’s Untersuchungen 
identisch ist, so ist zu erwarten, dass auch das Cyanwasser¬ 
stoffmethaemoglobin durch Reduktion Haemochromogen resp. redu- 
zirtes Haematin bilden wird. 

Nun unternahm ich in dieser Richtung einige Versuche. 
Um dieselben genauer durchzuführen, bediente ich mich des neuen 
und sehr korrekten Spektrophotometer’s von Glan, der mir ff eund- 
lichst zur Verfügung gestellt wurde vom Herrn Prof. Dr. Cy bulski, 
wofür ich ihm auch an dieser Stelle meinen verbindlichsten Dank 
ausdrücke, um so mehr, da mir seinerseits stets Hülfe und Rath 
zu Theil wurde. 

Alle Blutfarbstoffderivate wurden dargestellt aus einer lack¬ 
farbigen Flüssigkeit, die aus Hundeblut gewonnen wurde. Zuerst 
untersuchte ich die Spektra des Oxyhaemoglobin’s, reduzirten 
Haemoglobin’s, Methaemoglobin’s und alkalischen Haematin’s in 
Lösungen von ein und derselben Konzentration. 

Die Lichtwellenlänge an den Stellen, wo einzelne Absorptions¬ 
bänder zum Vorschein kamen, war 

für das OxyHb-band bei D, X = zwischen 610—585 mm* 6 - 

ti » i» * n „ E, X = „ 570 550 * 

„ „ Haemogl.-band X = „ 610—540 „ 

„ ,, MetHb-band bei C, X = „ 670,5—635 * 

* „ Alkalihaematinband X = „ 630—600 „ 

Nun wurde eine Oxyhaemoglobinlösung mit konzentrirter 
Cyankaliumlösung vermischt und längere Zeit bei Zimmertemperatur 
stehen gelassen, eine andere auf circa 40 0 C. erwärmt, nachher 
wurden beide Lösungen spektroskopisch untersucht. Beide gaben 
ein und dasselbe Spektrum, welches ein breites, dem des reduzir¬ 
ten Haemoglobin’s sehr ähnliches Band lieferte. Dasselbe Ab¬ 
sorptionsband erzeugte getrocknetes Blut, das nach Hofmann 1 ) 
mit einer konzentrirten Cyankaliumlösung behandelt war. Diese 
beiden Lösungen zeigten ihre Absorptionsbänder an der Stelle, 
wo die Lichtwellenlänge zwischen 605 und 535 mm* 6 schwankte. 
Nun wurden beide Lösungen mit derselben Quantität von Schwefel¬ 
ammonium versetzt und wieder untersucht. Beide lieferten zwei 
Bänder, die den Oxyhaemoglobinbändern sehr ähnlich, aber näher 
gegen das violette Spektrumende gerückt waren. Die Wellenlänge 
an den Stellen der zwei Absorptionsbänder war für das gegen 

*) Lehrb. der gericbtl. Med. Wien, Leipzig 1893, pag. 434. 
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Roth gelegene Band X = zwischen 595 und 575, für das gegen 
Violett gelegene Band X = zwischen 560 und 545. Durch Schütteln 
der Lösungen mit Luft verschwanden die beiden Absorptionsbänder 
und es trat an ihrer Stelle das frühere breite Band ein. 

Somit war es klar, dass das Cyanwasserstoffhaemoglobin 
mit den Haemochromogen von Hoppe-Seyler oder reduzirtem 
Haematin von Stockes identisch ist, wie dies schon Szigeti 
bewiesen hat. Dasselbe Spektrum lieferte eine alkalische Haematin¬ 
lösung mit überschüssigem Alkali auf Zusatz von Schwefel¬ 
ammonium. 1 ) 

Nun versetzte ich eine alkalische Haematinlösung mit Cyan¬ 
kalium. Keine merkliche Farbenveränderung der Lösung, spek¬ 
troskopisch ein Band, das mit dem Band der Cyanwasserstoffoxy- 
haemoglobinlösung von Preyer vollkommen identisch ist. Auf 
Zusatz von Schwefelammonium wird das Band in zwei Haemo- 
chromogenbänder gelöst. 

Mit Luft geschüttelt kommt wieder das eine Band des Cyan- 
haematin’s zum Vorschein. 

Reine Haeminkrystalle lösten sich in konzentrirter Cyan¬ 
kaliumlösung mit einer prächtig rothen Farbe. Die Lösung zeigte 
ein starkes Absorptionsband an Stelle, wo die Wellenlänge zwischen 
605 und 535 mm' 6 beträgt, ausserdem einen Schatten gegen 
das violette Ende, der mit dem Absorptionsband innig verbunden 
war. Sonst dasselbe Verhalten gegen Schwefelammonium wie bei 
der Cyanwasserstoffoxyhaemoglobinlösung. 

Es ist demnach klar, dass das Cyanwasserstoffoxyhaemo- 
globin von Preyer mit dem Cyanhaematin identisch ist und dass 
beide auf Zusatz von Schwefelammonium Haemochromogen oder 
reduzirtes Haematin bilden. 

Nun untersuchte ich das spektroskopische Verhalten des 
Methaemoglobin’s auf Zusatz von Cyankalium. 

Wie bekannt, wird Methaemoglobin durch Säuren oder Al¬ 
kalien sogar bei Abwesenheit von Sauerstoff in Albuminstoff und 
Haematin gespalten. Nach Hoppe-Seyler 2 ) kann man das 
Methaemoglobin sehr bestimmt vom Haematin unterscheiden, wenn 
man diese beiden Blutfarbstoffe mit reduzirenden Substanzen be¬ 
handelt ; denn das Methaemoglobin wird in neutralen oder schwach 
alkalischen Lösungen z. B. durch Schwefelammonium sofort zu 
sauerstofffreiem Haemoglobin (nachheriges Schütteln mit Luft er¬ 
zeugt 0*Hb), das Haematin in denselben Lösungen zu Haemo¬ 
chromogen reducirt. Auf diese bekannte Thatsache stützt 
Szigeti seine Meinung, dass das Kobert’sche Cyanmethaemo- 
globin nichts Anderes als Cyanhaematin sei. 

Um zu konstatiren, ob das Cyanwasserstoffmethaemoglobin 
wirklich existirt oder nicht, wurden zwei gleiche Quantitäten von 
einer mittelst winzigem rothen Blutlaugensalzkrystall vorbereiteten 


*) Physiologische Chemie von Hoppe-Seyler. Berlin 1877. I. Theil. 
pag. 396. 

*) 1. c. pag. 391—392. 
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Methaemoglobinlösung mit Cyankalium versetzt und 'zwar so, dass 
die erstere mit dem gleichen Volumen einer konzentrirten, die zweite 
gut verwerthbare Methaemoglobinlösung herzustellen, wie die 
mittelst rothem Blutlaugensalz zubereitete. 

Szigeti 1 ) erhebt Bedenken gegen eine durch rothes Blut¬ 
laugensalz dargestellte Methaemoglobinlösung, indem er meint, es 
könne das auf Cyan zu prüfende sauer reagirende Destillat durch 
seinen Säuregehalt das Ferricyankalium zerlegen, Blausäure frei 
machen und einen positiven Ausfall der Kobert’schen Reaktion 
Vortäuschen. Wie bekannt zerfallen die löslichen Doppelcyanide 
in zwei Gruppen; die einen werden durch Einwirken von ver¬ 
dünnten Säuren sofort in ihre beiden Komponenten zerlegt, wie 
z. B. das Cyannickelkalium, die anderen werden durch verdünnte 
Säuren nicht zerlegt; zu den letzteren • gehören vorzugsweise die 
Eisendoppelcyanüre. 

Behandelt man Ferricyankalium mit konzentrirter Salzsäure, 
so scheidet sich FerricyanwasserstofFsäure in der Gestalt bräun¬ 
licher Nadeln ab. Ferricyanwasserstoffsäure, die ich auf diese 
Weise erzeugt habe, führte eine Oxyhaemoglobinlösung schneller 
in Methaemoglobin über, wie ihr Kaliumsalz. Die Blutfarbstoff¬ 
lösung war deutlich gelb gefärbt und zeigte den für das Methae¬ 
moglobin charakteristischen Absorptionsstreifen im Rothen bei C. 
Auf Zusatz von Cyankalium röthete sich _ erst ^ die Lösung und 
zeigte das übliche Spektralverhalten. 

Gelbes, sowie auch rothes Blutlaugensalz entwickelt nur bei 
Erwärmen mit verdünnten Säuren freie Blausäure. 8 ) Um mich zu 
überzeugen, ob verdünnte Säuren im Stande wären, aus dem zur 
Darstellung von Methaemoglobin zugesetztenrothen Blutlaugen¬ 
salze Blausäure zu befreien, habe ich einige Tropfen einer stark 
mit Salzsäure angesäuerten Ferricyankaliumlösung gelöstem Hae- 
moglobin zugesetzt, die trüb gewordene Lösung filtrirt und nun 
das Filtrat spektroskopisch untersucht. Dasselbe war gelblich, 
zeigte einen dem Methaemoglobin ähnlichen Streifen (saures Hae- 
matin); erst nach Zusatz von Cyankalium röthete es sich. 

Somit ist ersichtlich, dass verdünnte Salzsäure nicht im 
Stande ist, auf kaltem Wege aus Ferricyankalium Blausäure zu 
befreien. Nur dann wäre Letzteres möglich, würde man die Lösung 
erhitzen, wie dies z. B. bei der Destillation geschieht, sogar dann, 
wenn die Lösung mit Weinsäure angesäuert wäre. 3 ) Da aber das 
Methaemoglobin auf kaltem Wege durch Zusatz von einer Spur 
Ferricyankaliums dargestellt wird, so läuft man keineswegs der 
Gefahr entgegen, positiven Ausfall der Kobert’schen Probe zu 
bekommen, wenn man dieser Methaemoglobinlösung einige Tropfen 
des zu prüfenden, mit Weinsäure angesäuerten Destillates zusetzt, 
trotzdem Letzteres keine Blausäure oder lösliche Cyanide enthält. 

Das Cyan verbindet sich also sowohl mit dem Haematin, 

*) L c. pag. 16. 

*) Organische Chemie von Go'rup-Besanez. Braunschweig 1881. 
pag. 406—411. 

•) Medizinische Chemie von Lndwig. Wien, Leipzig 1885. pag. 179. 
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wie auch mit dem Methaemoglobin, wie ich dies in der ersten 
Hälfte vorliegender Arbeit auseinander gesetzt habe. Somit eignen 
sich diese beiden Blutfarbstoffderivate als verlässliche Reagentien 
für die Blausäure und die löslichen Cyanide. 

Nach Szigeti 1 ) hat die Cyanhaematinprobe nachstehende 
Vortheile: 

1. Schon minimale Mengen von Blausäure können mit Hilfe 
derselben nachgewiesen werden. 

2. Diese Probe bildet eine vorzügliche Ergänzung der 
übrigen Farbenproben, zumal die rothe Farbe auf grünem oder 
schwarzem Grunde sehr scharf zu Gesichte kommt. 

3. Es sind alle Stoffe mit Ausnahme von Schwefelammonium, 
welche die Kobert’sche Reaktion beirren, hier ausgeschlossen. 

Nun ist der erste Vortheil beiden Proben eigen, indem ja 
doch Kob er t hervorgehoben hat, dass seine Reaktion 0,000003 g 
Blausäure nachzuweisen im Stande ist. 8 ) 

Hinsichtlich des zweiten Vortheils übertrifft die Kob er t’sche 
mit einer stark verdünnten Cyankaliumlösung vermischt wurde. 
Beide veränderten ihren gelben in einen schönen rothen Farbenton. 
Im Spektrum zeigten beide Lösungen dasselbe Absorptionsband, 
das an Stelle, wo die Lichtwellenlänge X = zwischen 605 und 535 
schwankt, hervortrat. Nun wurden beide Lösungen mit einer ge¬ 
ringen aber gleichen Quantität von Schwefelammonium versetzt 
und ihre Spektraleigenschaften mittelst Kontrolprisma mit einander 
verglichen. Das mit konzentrirter Cyankaliumlösung versetzte 
Methaemoglobin zeigte zwei Absorptionsstreifen, die vollkommen 
mit denen des Haemochromogens identisch waren; die zweite mit 
verdünnter Cyankalilösung bereitete Methaemoglobinportion zeigte 
konstant einen Absorptionsstreifen, der vollkommen mit dem des 
reduzirten Haemoglobins identisch war. 

Durch Schütteln mit der Luft der ersten Lösung verschwanden 
die beiden Haemochromogenbänder und vereinten sich zu einem 
des Cyanwasserstoffoxyhaemoglobins von Preyer (Cyanhaematin- 
band), bei demselben Verfahren mit der zweiten Lösung traten 
an Stelle des einen Bandes zwei dem Oxyhaemoglobin eigene 
Absorptionsstreifen an Stellen, wo die Wellenlänge für das D-band 
X = zwischen 610 und 585, für das E-band X = zwischen 570 
und 550 schwankt. Kob er t 8 ) bespricht das Verhalten der 
Cyanwasserstoffmethaemoglobinlösung zu Schwefelammonium fol¬ 
gender Weise: „Zusatz von Schwefelammonium zu einer Cyan- 
wasserstoffmethaemoglobinlösung, die nur eben gerade hinreichende 
Cyanwasserstoffmengen enthält, führt den Cyanwasserstoff in 
Rhodanammonium über, welches ungemein schwächer wirkt, als 
Cyanwasserstoff, und daher bei nachfolgendem intensiven Schütteln 
mit Luft die Umwandlung in Oxyhaemoglobin weniger hindert als 
Cyanwasserstoff. Falls nicht zu wenig Cyanwasserstoff anwesend 
ist, hat der Schwefelammoniumzusatz gar keine Wirkung.“ 



58 Dr. Wachholz: Ueber Cy&nmethaemoglobin and Cyanhaematin. 

Nun beweisen meine Versuche, dass das Cyan mit dem 
Methaemoglobin eine Verbindung eingeht, die aber durch Schwefel¬ 
ammonium zerstört wird, indem das Methaemoglobin zu sauerstoff¬ 
freiem Haemoglobin reduzirt, das Cyankalium wahrscheinlich mit 
Schwefelammonium zum Rhodansalz, wie das Kob er t meint, und 
das rothe Blutlaugensalz, das noch bei dem Ueberfuhren des 
Oxyhaemoglobins in Methaemoglobin unzersetzt blieb, zu gelbem 
Blutlaugensalz reduzirt wird. Wird aber Cyankalium im Ueber- 
schuss dem Methaemoglobin zugefügt, so spaltet sich das Methae¬ 
moglobin in der dadurch stark alkalisch gewordenen Lösung zu 
Eiweiss und Haematin, worauf sich Letzteres mit dem freien Cyan¬ 
kalium zu Cyanhaematin verbindet. 

Szigeti 1 ) meint, es wäre angezeigter, zur Darstellung einer 
Methaemoglobinlösung für die Kobert’sche Cyanwasserstoffmethae- 
moglobinprobe chlorsaures Kalium anzuwenden. Zwar findet man 
z. B. in Lehrbüchern der Physiologie wie bei Landois, die Be¬ 
merkung, dass man aus einer Haemoglobinlösung durch Einwirkung 
von chlorsaurem Kali Methaemoglobin erzeugen kann; dennoch 
gelingt dies nie. 

Hoppe-Seyler 8 ) äussert sich folgender Weise in dieser 
Hinsicht: „Neutrale, nicht selbst zersetzliche Salze, wie z. B. 
chlorsaures Kali, wirken gar nicht auf das Oxyhaemoglobin ein.“ 
Dass chlorsaures Kali, dem lebenden Organismus einverleibt, aus 
Oxyhaemoglobin Methaemoglobin bildet, ist wohl bekannt, aber im 
Reagensglase geschieht das keineswegs. Fa Ick 3 ) hatte zuerst 
bewiesen, dass ein Zusatz von Kochsalz die Methaemoglobinbildung 
unter dem Einflüsse von chlorsaurem Kali wesentlich fordert, doch 
gelang es mir nie, auf die von Falck angegebene Weise eine so 
Reaktion um Vieles die Cyanhaematinprobe; denn die Umwandlung 
der gelben Methaemoglobinfarbe in rothen Cyanmethaemoglobin- 
farbenton geschieht sogleich auf Zusatz von Blausäure. Eine 
alkalische Haematinlösung ist im durchfallenden Lichte dunkelroth 
gefärbt, und verändert auf Zusatz von Cyankalium nur wenig ihre 
Farbe, indem sie, wie Hoppe-Seyler es treffend charakterisirt, 
nur durchsichtiger rothbraun wird. 4 ) Somit ist der Farbenunter¬ 
schied zwischen dem reinen Reagens und demselben nach Hinzu- 
fiigen von Cyankalium in keiner Weise bei der Haematinprobe so 
scharf wie bei der Methaemoglobinprobe. 

Was den Nachtheil der Kobert’schen Probe anbelangt, 
nämlich den, dass auch andere Substanzen, eine Methaemoglobin¬ 
lösung, ähnlich wie Blausäure und die löslichen Cyanide, zu röthen 
pflegen, so ist er ohne Bedeutung, zumal ja doch die Spektral¬ 
untersuchung, die man nie unterlassen darf, mit vollster Gewiss¬ 
heit eine sichere Diagnose gestattet. 

Die Cyanhaematinprobe wird am Schönsten ausgeführt, wie 

*) 1. c. pag. 16. 

*) Physiol. Chemie, 1. c. pag. 385. 

*) Kobert, Lehrb. der Intoxikationen. Stuttgart 1893, pag. 477. 

4 ) Handbuch der physioJog. und patholog. - chemischen Analyse. Reilin 
1883. pag. 240. 
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es mit Recht Szigeti betont, wenn man reine Haeminkrystalle 
anwendet. Aber die Ausführung der Probe mit Haeminkrystai en, 
trotzdem sie werthvoll ist, fordert Haeminkrystalle und zwar in 
grösserer Menge, als die, in welcher man sie am Objektglase zu 
gewinnen pflegt. 

Ich habe Haeminkrystalle in grösserem Quantum aus Ochsen¬ 
blut in der von ihrem ersten Entdecker, Herrn Regierungsrath 
Prof. Dr. Teichmann 1 ) angegebenen Weise und unter seiner 
persönlichen Leitung mir dargestellt. 

Auf welche Art man auch diese Haeminkrystalle darstellen 
will, ist das immer umständlich für einen praktischen Gerichtsarzt. 
Hingegen geschieht das Darstellen einer Methaemoglobinlösung 
leicht und prompt. 

All’ dem Gesagten zufolge lassen sich die Resultate meiner 
Untersuchungen in folgende Sätze zusammenfassen: 

1. Das Cyan verbindet sich sowohl mit Haematin wie auch 
mit Methaemoglobin. 

2. Cyanwasserstoffmethaemoglobin kann man leicht erzeugen, 
wenn man zu einer Methaemoglobinlösung stark verdünnte Blau¬ 
säure oder Cyankaliumlösung zufügt; fügt man Cyankalium im 
UeberschuBS, so entsteht Cyanhaematin. 

3. Das Cyanmethaemoglobin unterscheidet sich wesentlich 
vom Cyanhaematin, indem Ersteres durch Reduktionsmittel in 
sauerstofffreies Haemoglobin überführt wird, das durch Schütteln 
mit Luft in Oxyhaemoglobin übergeht, Letzteres durch Reduktions¬ 
mittel reduzirtes Haematin von Stokes (Haemochromogen von 
Hoppe-Seyler), durch Schütteln mit Luft wieder Cyanhaematin 
liefert. 

4. Es eignen sich beide Proben zum Nachweis von freier 
Blausäure oder löslichen Cyaniden. Die Cyanmethaemoglobinprobe 
von Robert ist einfach bei der Ausführung und desswegen 
praktisch. 

5. Die Methaemoglobinlösung kann ohne Nachtheil für den 
Ausfall der Probe durch Zufügen rothen Blutlaugensalzes vorbe¬ 
reitet werden. 


Schwere Ruhrepidemie im Kreise Johannisburg und deren 

Uebertragung. 

Von Kreisphysikos Dr. Dnbois in Johannisbarg. 

Betrachtet man die Zusammenstellungen über die schwere 
Choleraepidemie, die im Jahre 1892 Hamburg betroffen hat, und 
vergleicht man die Zahl der Todesfälle mit der Zahl der Ein¬ 
wohner, so erscheint dieselbe unzweifelhaft hoch, und dennoch ist 
sie geringer als bei einer im Dorfe Snopken wenige Kilometer 
von der Stadt Johannisburg ausgebrochenen Ruhrepidemie. Im 
November 1892 waren von den 305 690 Einwohnern der Stadt 


*) Ueber das Haematin von Dr. Teichmann. Separatabdrack aas 
t. Pfeufer’s and Henle’s Zeitsch. f. ration. Medizin, pag. 6 and 8. 
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Hamburg 7603 gestorben, und hat sich diese Zahl kaum ver- 
grössert, es starben also rund 2,5 °/o der Einwohner, in dem Dorfe 
Snopken starben bei einer etwa drei Wochen herrschenden Ruhr¬ 
epidemie von 530 Einwohnern 16 Personen, also etwa 3 %. 
Dieser Prozentsatz wird aber dadurch bedeutend erhöht, wenn 
man die Thatsache in Erwägung zieht, dass nur ein Theil des 
Dorfes von der Epidemie befallen war und zwar der kleinere 
Theil. Das Dorf zu beiden Seiten der Chaussee gelegen, besteht 
aus zwei räumlich getrennten Häuserkomplexen, zuerst die kleinere 
Hälfte der Häuser mit vielleicht der Hälfte der Einwohner, dann 
etwa 150 Meter freie Chaussee und darauf die zweite Hälfte des 
Dorfes. Die Ruhrepidemie hat ausschliesslich den ersten Theil 
des Dorfes heimgesucht, der zweite ist völlig verschont geblieben. 

Die angestellten Untersuchungen haben nicht ergeben, ob 
resp. durch wen die Krankheit eingeschleppt ist, sie ist überhaupt 
erst zu meiner Kenntniss gekommen, als bereits eine grosse An¬ 
zahl Erkrankungen vorgekommen war. — Die Untersuchung 
der Brunnen ergab auch nichts, dass man dieselben hätte als Grund 
der Epidemie beschuldigen können. 

In der Folge wurden dann bei der amtlichen Revision die 
strengsten Vorsichtsmassregeln und Desinfektion angeordnet und 
endlich gelang es auch wenigstens einigermassen dieselben durch¬ 
zuführen, als auf Anordnung des Königl. Landrathsamtes der 
Gendarm 3 bis 4 Mal in der Woche im Dorfe erschien und die 
Desinfektion mit beaufsichtigte. 

Aus dem verseuchten Theil des Dorfes Shopken ging ein etwa 
13 Jahre altes Mädchen nach dem 10 Kilometer entfernten Dorfe 
Jaschkowen, um fortan bei einer dort wohnenden Schwester zu 
bleiben. Anscheinend völlig gesund kam das Kind dort an und 
blieb noch zwei Tage völlig gesund. Dann erkrankte es und zwei 
Tage später zwei Schwestern — ein Schulkind und eine junge 
Frau. Die beiden Kinder wurden nach ca. 10 tägigem Kranken¬ 
lager gesund, die junge Frau, die in Folge einer soeben durch¬ 
gemachten Entbindung geschwächt war, starb am vierten Tage. 

Wenige Tage nach Erkrankung dieser drei Personen wurde 
noch eine in demselben Hause wohnende Frau mit ihrem circa 
10 Jahre alten Kinde von der Krankheit befallen und starben 
beide in einem Zeitraum von 8 Tagen. Kurz vor dem Tode der 
Frau erkrankte auch ein zweites Kind. 

Bei diesem Falle zeigte es sich in grellstem Lichte, wie 
schwer es ist, in hiesiger Gegend Leute aus dem niederen Stande 
zu belehren resp. zu behandeln. Bei meinem ersten Besuche in 
Jaschkowen wurden den Bewohnern des verseuchten Hauses ge¬ 
naue Verhaltungsmassregeln gegeben, besonders in Bezug auf Diät 
und Desinfektion, beim zweiten Besuche fand ich ein krankes 
Kind von etwa 9 Jahren, dessen Mutter und Bruder bereits ge¬ 
storben, im Beisein des Vaters beim Essen eines unreifen Apfels. 
Auf meine Vorhaltungen erklärte der Vater ganz naiv: „Das 
Kind kann doch nicht immer Grütze essen, es will doch auch 
einmal eine Freude haben, desshalb habe ich ihm Aepfel mitge- 
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bracht; wenn es sterben soll, kann auch der Doktor nichts helfen.“ 
Ich bin davon fest überzeugt, dass das Kind nach meinem Fort¬ 
gänge sofort wieder Aepfel gegessen hat. 

Ausser in dem zuerst verseuchten Hause sind nur noch in 
einem entfernt gelegenen Gebäude Ruhrerkrankungen vorgekommen. 
Hier ist jedoch die Uebertragung ziemlich sicher nachzuweisen; 
denn die Familien verkehrten eifrig mit einander und haben die 
Kinder der zuletzt erkrankten Familie ihre schon kranken Spiel¬ 
kameraden fleissig besucht. 

Die Epidemie zeigt, wie schwer auf dem platten Lande eine 
wirksame Bekämpfung ansteckender Krankheiten ist, da selbst 
einsichtsvolle Leute alle Vorsichtsmassregeln für überflüssig halten. 
Das grösste Verdienst bei der Unterdrückung derartiger Epidemien 
kommt hier zu Lande meistens dem Gendarm zu; denn erst wenn 
sich die Helmspitze im Dorfe zeigt, werden die Anordnungen be¬ 
folgt, bis dahin sind alle Belehrungen und Vorschriften des Kreis- 
physikus zum Theil vergebens. 


Ueber Kohlensäurebestimmungen in geschlossenen Räumen. 

Von Kreisphysikus Dr. Cöster in Goldberg. 

Sehi % häufig ist der Grund, weshalb Untersuchungen gewisser, 
das Leben oder die Gesundheit der Menschen bedrohender Um¬ 
stände nicht so oft, wie es erwünscht wäre, vorgenommen 
werden, der, dass die dabei zu beobachtenden Vorsichtsmass¬ 
regeln zu gross, oder die zu benutzenden Instrumente zu volu¬ 
minös, zu theuer oder zu subtil zu handhaben sind, oder die 
gesammte Prozedur erscheint dem Ungeübten zu komplizirt. 
Dies macht sich besonders auf dem Gebiete chemischer Unter¬ 
suchungen geltend und deshalb vernimmt man verhältnissmässig 
selten von solchen, die von nicht zünftigen Chemikern angestellt 
worden sind, was sehr zu bedauern ist. Auf dem Gebiete der 
Gesundheitspflege der Kinder ist z. B. gerade die Feststellung des 
Gehaltes der Kohlensäure in den Schulzimmem etc. von der gröss¬ 
ten Wichtigkeit; man kann daher nur wünschen, dass jeder Ge¬ 
sundheitsbeamte mit Apparaten versehen ist, welche es ihm in 
wenigen Minuten erlauben, sich die zu untersuchende Luft während 
des Unterrichts ohne Störung und Unterbrechung desselben zu 
verschaffen. Die jetzige Art und Weise mittelst Blasebalges be¬ 
durfte zu vieler Apparate, Handgriffe und machte zu viel Geräusch, 
als dass häufige Luftuntersuchungen von den Schulmännern gern 
gesehen wurden. Da aber nur öfters wiederholte Kohlensäure¬ 
bestimmungen in demselben Schulzimmer einen Schluss auf dessen 
gute oder schlechte Lüftung zulassen, so werden dem Unter¬ 
suchenden leicht Schwierigkeiten bereitet, die, weil sie unter der 
Flagge „Unterrichtsstörung“ segeln, schwer zu überwinden sind. 
Wenn man nun im Besitz eines Apparates sich befände, der selbst¬ 
tätig arbeitete und nur geringe Handgriffe und in unbestimmten 
Zeiträumen bedürfte, so würden die Schwierigkeiten überwunden 
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sein und es wäre möglich, beliebig oft solche Bestimmungen vor¬ 
zunehmen. 

Ein solcher Apparat einfach, im Bock zu tragen, ohne sach¬ 
verständige Wartung zu bedürfen, ist nun der folgende, dessen 
ich mich seit einem halben Jahre mit gutem Erfolge bediene. Er 
besteht aus einer Flasche von bestimmtem Inhalt, z. B. 575 g, 
die im Halse einen durchbohrten, mittelst eines Glasstabes luft¬ 
dicht verschlossenen Gummistöpsel trägt und dicht über dem Boden 
eine zweite Oeffnung besitzt, die ebenfalls mittelst Kautschuk¬ 
stopfens luftdicht verschlossen ist. Auch dieser Kautschuk¬ 
stopfen ist durchbohrt und trägt in dieser Bohrung ein luft¬ 
dicht passendes Rohr aus Metall oder Glas, welches an dem 
einen Ende mit einem Hahn versehen ist. Will man nun einen 
Versuch machen, so wird die Flasche in der Wohnung in aller 
Ruhe und Gemächlichkeit mit jüngst abgekochtem destillirten 
Wasser gefüllt und luftdicht geschlossen. So gefüllt lässt sich 
die nicht zu grosse Flasche leicht in jeder Ueberziehertasche, 
oder auch nicht gar zu auffällig in der Hand, nach jedem Gebäude 
schaffen, in dem man einen Raum untersuchen will. Dort wird 
sie in beliebiger Höhe aufgestellt und dadurch, dass man den 
Pfropfen aus dem Halse ganz oder nur den Glasstab entfernt und 
den Hahn von der Abflussröhre öffnet, dem Wasser Abfluss ver¬ 
schafft. An seiner Stelle dringt die zu untersuchende Luft in die 
Flasche und zwar stets nur aus der Höhenlage, welche man wünscht, 
wenn nicht die Luft allseitlich durch Bewegung gemischt wird. 
In der Flasche bleiben 50 g destillirtes Wasser zum späteren 
Mischen mit der aufgefangenen Luft zurück, der Hahn wird 
daher geschlossen, sobald das Wasser einen eingeätzten Strich, 
der die Marke für diese Wassermenge ist, erreicht hat. Jetzt kann 
die Flasche beliebig lange stehen bleiben, da sie mit der die 
Flasche umgebenden Luft angefüllt ist, die, da sie die gleiche Tem¬ 
peratur und Dichte hat, wie die Luft in der Flasche, nicht mehr 
difiundirt. 

Man schliesst 1 ) hierauf die Flasche, wann man will, mit dem 
durch den Glasstab durchbohrten Stopfen und bringt sie nach 
Hause, wo die eigentliche Untersuchung mit Phenolphtalein- und 
Sodalösung stattfindet. Dabei möchte ich auf den Dr. Bitter’schen 
Vorschlag hinweisen, möglichst dünne Sodalösungen, von denen 
1 ccm 0,1 mg Kohlensäure sättigen, zum Titriren zu verwenden, 
damit Fehler vermieden werden. Eine solche Lösung ist für den 
praktischen Gebrauch sehr zu empfehlen, da sie sich lange konstant 
erhält. Auf diese Weise gelingt es ohne Laboratorium in kurzer 
Zeit eine Menge von Luftuntersuchungen vorzunehmen, die auf 
andere Weise viel komplizirter sind. Vielleicht probiren die Herren 
Kollegen meine Weise, sie werden dann sehen, wie leicht sich alle 
beliebigen Räume auf ihren Kohlensäuregehalt prüfen lassen. 

Soll die Luft z. B. in einem Keller oder Schacht oder Brunnen 
geprüft werden, so modifizirt sich das Verfahren in der Art, dass 


l ) Aach that dies eventuell der den Unterricht ertheilende Lehrer. 
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die Flasche mit aufgedrehtem Hahn soweit herabgelassen wird, wie 
man es wünscht. Der Glasstab in dem oberen Pfropfen ist vorher 
etwas gelockert worden, jedoch nur soweit, dass durch den Hahn 
kein Wasser abfliesst, oder nur Tropfen, welche auf das Resultat 
ohne Einfluss sind. Sobald die Flasche soweit hinabgelassen ist, 
wie man wünscht, wird der Glasstab mittels eines an ihm be¬ 
findlichen Strickes heraufgezogen, das Wasser läuft in Folge dessen 
aus der Flasche ab, die sich wiederum mit der gewünschten Luft 
anfüllt. Hier muss man natürlich die Gesammtmenge des Wassers 
auslaufen lassen, was zehn Minuten nach Entfernung des Glasstabes 
sicher geschehen ist. Zieht man hierauf die Flasche langsam 
empor, damit keine Luftverdünnung in der Umgebung der Flasche 
entsteht, so erhält man ziemlich genau die Luft aus derjenigen Tiefe, 
welche man zu untersuchen wünscht. Das weitere Verfahren erfahrt 
nur insofern eine Aenderung, als, nachdem die Flasche an Ort und 
Stelle luftdicht verschlossen worden ist, zu Hause 50 g abgekochtes 
destillirtes Wasser vorsichtig mittelst Pipette eingefullt werden 
müssen, die dann mit Phenolphtalein gemischt und wie oben mit 
Sodalösung titrirt werden. Also auch unter etwas schwierigeren 
Verhältnissen gelingt die Untersuchung mit der von mir angewen¬ 
deten einfachen Flasche, deren Einrichtung aus der Beschreibung 
wohl verständlich sein dürfte. Zum Schluss will ich nur noch be¬ 
merken, dass die Flasche vor dem Wiedergebrauche auf das Sorg¬ 
fältigste gereinigt werden muss, weil sonst die Untersuchungen 
zu falschen Resultaten führen können. 


Höllenstein-Tropfgläser für Hebammen. 

Von Kreis - Physikus Dr. Bloknsewski in Dann. 

Da durch das Neue Preussische Hebammen - Lehrbuch die 
Einträufelung der 2 % Höllensteinlösung in die Augen der Neu¬ 
geborenen für bestimmte Fälle obligatorisch geworden ist, so 
müssen die Hebammen Tropfgläser mit sich führen, die, ohne 
viel Raum einzunehmen und unter möglichstem Ausschluss des 
Verschüttens, eine bequeme Handhabung gestatten. Diesen An¬ 
forderungen dürfte ein nach meinen Angaben angefertigtes Tropf¬ 
glas im Etui entsprechen. Das eigentliche Tropfglas ist in den 
Hals der Flasche eingeschliffen und bildet dadurch zugleich den 
Verschluss derselben. Die Aufsaugung von 2—5 Tropfen geschieht 
nach Lüftung dieses Verschlusses durch leichten Druck des Zeige¬ 
fingers oder Daumens auf die horizontale Gummiplatte des 
Tropfglases, die wegen der Möglichkeit der Berührung mit der 
Höllensteinlösung auf alle Fälle so stark vulkanisirt ist, dass 
noch eine genügende Dehnbarkeit vorhanden ist. Der Deckel des 
Etuis, der geschlossen ein Schütteln des Glases verhütet, legt sich 
beim Zurückklappen so um, dass die Grundfläche verdoppelt und 
somit ein Umkippen des Glases bezw. des Etuis wohl ganz aus¬ 
geschlossen ist. Die Spitze des Tropfglases, das fast bis auf den 
Boden der Flasche reicht, ist zur Vermeidung zufälliger Ver- 
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letzungen des Auges etwas kolbig, wird aber auf Wunsch auch 
in der gewöhnlichen Form der Augentropfgläser geliefert. Die 
Flasche enthält 10 g und ist das Etui nur ca. 5 cm hoch und 
3 cm dick und so dauerhaft gearbeitet, dass, falls es zufällig nicht 
mehr Platz in der Hebammentasche haben sollte, es auch in der 
Kleidertasche getragen werden kann. 

Dass dieses Tropfglas im Etui auch für den portativen Ge¬ 
brauch ähnlicher Medikamente (z. B. Cocain) anwendbar ist, bedarf 
wohl nur der Erwähnung. 

Die bekannte Dr. Kades Oranienapotheke (Berlin SO. Elisa¬ 
beth - Ufer 34) liefert die Gläser im Etui gefüllt zu Mark 1; bei 
Bestellung von 10 Stück erfolgt portofreie Zusendung. 


Aus Versammlungen und Vereinen. 

Bericht über die £6. Versammlung der tled.-Beamten, des 
Keg -Bes. Arnsberg am 4. Kot 1893 in Hagen. 

Anwesend waren: Reg.-and Med.-Rath Dr. Tenholt, die Kreisphysiker: 
Geh. San.-Rath Dr.' Klostermann, Geh. San.-Rath Dr. Hagemann, Sam- 
Rath Dr. Moores, San.-Rath Dr. Lemmer, San.-Rath Dr. Gruchot, San.- 
Rath Dr. Terfloth, San.-Rath Dr. Limper, San.-Rath Dr. Fuchsins, 
Dr. Schnlte-Hörde, Dr. Pies, Dr. Spanken, Dr. Guder, Dr. Graeve; 
die Kreiswundärzte: Dr. Rose, Dr. Hellmann, Dr. Bange, Dr. Michels 
and Dr. Redeker, sowie als Gäste Dr. GrOttner and Dr. Schmitz- 
Dortmand. 

Der Herr Reg.- and Med.-Rath begrüsste die Versammlung mit dem 
Bemerken, dass seit der letzten Zusammenkunft Personalveränderungen nicht 
vorgekommen Beien. Hieran knüpfte er die Erörterung einer Anweisung, betr. 
die gleichmässige Abfassung der Berichte der Kreisphysiker an die 
Behörden. 

Sodann zeigte und erklärte der Vortragende einen von ihm als praktisch 
befundenen Transportkasten behufs chemisch bakteriologischer Unter¬ 
suchung von Wasser oder von Abwässern ausserhalb des Wohnorts. Der Apparat 
besteht aus einem viereckigen, 23 cm hohen, 24 cm breiten und 27 cm langen Blech¬ 
kasten mit gut schliessendem, tief übergreifendem Deckel. An Gerätschaften 
fasst derselbe: ein Drahtkörbchen mit Gelatineröhrchen, einen zusammenlegbaren 
Ständer für letztere, drei sterilisirte Glaskölbchen, einen Glaszylinder mit steri¬ 
lisirten Pipetten, mehrere Streifen Reagenspapier, Etiquetten, eine Spirituslarape, 
ein Kölbchen mit reinem sterilisirten Wasser nebst einem sterilisirten gradnirten 
Messzylinder behufs event. Verdünnung des Abwassers, eine Glasplatte nebst 
Wasserwaage, einen, etwa 100 C-C. fassenden Schöpflöffel aus verzinntem Kupfer¬ 
blech, der an eine beliebig lange Stange, oder einen Stock belestigt werden 
kann, ein Thermometer, eine Lonpe nnd endlich die Hauptsache, nämlich eine 
zylinderförmige, 10 cm im Durchmesser betragende, 22 cm hohe Blechkapsel, 
welche 12 Petri’sche Schälchen zum Ansetzen der Kulturen fasst. Die Schäl¬ 
chen sind vorher im Trockenschrank sterilisirt und in der vorher ausgeglühten 
Blechkapsel vor einfallendem Staub in der Weise geschützt, dass der übergreifende, 
dicht schliessende Deckel fast bis auf den Boden der Kapsel reicht. Behufs 
Aushebung, bezw. Einsenkung der Schälchen in die Kapsel befindet sich in der 
Wand derselben ein senkrechter etwa 2 cm breiter Spalt, in welchem sich ein 
anf dem Boden der Kapsel ruhender Blechtcller mit Handgriff auf- und ab- 
führen lässt. 

Ausserdem finden in dem Kasten noch zwei Flaschen zur Entnahme von 
1 bis 2 Liter Wasser für die chemische Untersuchung, sowie ein Eisbeutel für 
die heissen Sommertage Platz. Als Hülle dient ein schwarzes Ledertnch, nm 
welches ein gekreuzter Tragriemen geschnürt wird. 

Bei dieser Gelegenheit demonstrirte der Vortragende noch Kartoffel- 
Kulturen vom Eberth’schen Typhusbacillns und Bacterium coli commune. 
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Hierauf berichtete San.-Rath Dr. Gruchot über „Allerlei aus dem 
Gefängnis» in Hamm“. 

Sodann hielt Kreiswundarzt Dr. Redet er nachfolgenden Vortrag über 
den Fall einer gerichtlichen Obduktion behufs Feststellung der Frage, ob 
bei einem todt in einem Bergwerk aufgefundenen Arbeiter der Tod 
durch Betriebsunfall oder Krankheit verursacht sei? 

„Seitdem den Berufsgenossenschaften eine Entschädigungspflicht für die 
Hinterbliebenen eines in ihrem Betriebe durch die Arbeit zu Tode gekommenen 
Arbeiters durch das Gesetz auferleirt ist, wird ihnen uaturgemäss daran liegen, 
in zweifelhaften Fällen die Todesursache durch eine legale Leichenöffnung fest- 
atellen zu lassen, um ihre Verpflichtung begründet zu sehen, wie von der 
anderen Seite auch die Hinterbliebenen das grösste Interesse daran haben, 
den gar nicht selten durch unbekannte Ursachen bewirkten Tod einem Betriebs¬ 
unfälle zugeschrieben zu sehen. Den Berufsgenossenschaften werden viele Kosten, 
langdauernde Unterstützungen an Witwen, Kinder oder auch Eltern zu zahlen 
erspar^ wenn nachgewiesen werden kann, dass der eingetretene Tod ausser 
Zusammenhang mit dem Betriebe steht. 

Eine derartige Obduktion war es, welche von der Knappschaftsberufs- 
genossenschaft veranlasst wurde und welche ich vor nicht langer Zeit in Gemein¬ 
schaft mit Herrn Kollegen M vorzunehmen hatte. 

In einem Bergwerke war ein anscheinend gesund und munter zur Arbeit 
gegangener Arbeiter im Alter von etwa 25 Jahren auf der Strecke todt vorge¬ 
funden. Sein Betriebssteiger und seine Kameraden konnten keine Anhaltspunkte 
angeben, wie er zu Tode gekommen sein mochte, auch fanden sich an dem 
Fundorte kei: e Anzeichen, welche als Todesursache hätten angesprochen werden 
können. Der Kollege, welcher hinzugerufen wurde, um den Tod resp. die Todes¬ 
ursache zü ermitteln, stellte eine Bescheinigung aus dahin lautend, dass aus der 
Besichtigung der Leiche sich nichts ergäbe, was den Tod erklären könne. 

Der Fall lehrt auch, wie vorsichtig man bei einer Leichenbesichtigung 
sein soU. 

Als wir die Leiche, welche einem kräftigen jungen Manne angehörte, 
entkleidet vor uns sahen, bemerkten wir sofort an der Vorderseite der Brust, 
an der Grenze zwischen Brust und Bauch auf den oberen Ansätzen der linken 
falschen Rippen einen handgrossen, quer gerichteten Schorf von unregelmässiger 
Gestalt. Derselbe hatte absolut den Charakter einer unmittelbar oder wenigstens 
kurz vor dem Tode erlittenen Hautverletzung, bei der die oberflächlichen Haut¬ 
schichten zerstört waren. Der Schorf war hellbräunlich, fühlte sich trocken an, 
war lederartig zu schneiden und zeigte bei Einschnitten mässigen Bluterguss 
in’s Unterhautzellgewebe. 

Es war uns klar, dass unmittelbar vor dem Tode diese Stelle des Körpers 
eine stumpfe Gewalt getroffen haben musste und dass die Möglichkeit vorlag, 
dass wir dieselbe in Zusammenhang mit dem Tode zu bringen batten. Wir 
konnten Quetschungen, ja Zerreissungeu an inneren Organen vermuthen, welche 
nicht einmal unmittelbar unter der verletzten Stelle zu liegen brauchten; denn 
nicht selten findet man nach stärkeren Stössen vor dem Bauch Zerreißungen 
der Leber, Milz, ja des Darmes oder Blutergüsse in die Bauch- oder die Brust¬ 
höhle ohne entsprechende äussere Verletzungen. Wir durchsuchten die Brust- 
und Bauchhöhle nach einer derartigen Verletzung, ohne jedoch auch nur den 
geringsten Unfall zu finden. 

Nach der Eröffnung des Herzbeutels, welcher ebenfalls ohne fremden 
Inhalt war, fiel uns sofort die ausserordentliche Grösse des Herzens auf; ins¬ 
besondere war es die linke Herzkammer, welche ausserordentlich vergrössert 
erschien. Ausserdem fanden wir unter dem serösen IJeberzuge des Herzens eine 
geringe Anzahl von kleinen Blutextravasaten, welche jedoch die Grösse eiucs 
kleinen Stecknadelknopfes nicht überschritten. Bei der Belastung des Herzens 
ergab sich, dass die Wände des linken Ventrikels sehr erheblich verdickt waren; 
dadurch erschien das Herz besonders in der Längsrichtung ganz ausserordent¬ 
lich gross. 

Als Grund dieser Hypertrophie vermutheten wir eine Insufficiens und 
Stenose der Aorta, welche bei der Eröffnung des Herzens sich auch sehr deut¬ 
lich herausstellte. Beim Eingiessen von Wasser in die Aorta ergab sich, dass 
die Klappen nicht schlossen, sondern dass das Wasser rasch durchlief, die 
Klappen also nicht schlussfähig waren. Nach Eröönung der Herzkammer und 
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der Gefässe zeigten sich die Aortenklappen erheblich verdickt und hatten ihre 
glatte Oberfläche fast ganz dadurch eingebtisst, dass in ihrer Substanz massen¬ 
hafte körnige Einlagerungen sich gebildet hatten, welche die Oberfläche sowohl, 
wie die untere Seite höckerig hervortrieben; auch die freien Ränder der Klappen 
waren mit solchen Hervorragungen besetzt und dadurch ganz rauh geworden. 
Diese Knoten und Knötchen fühlten sich hart an und machten die einzelnen 
Klappenabtheilungen ganz starr und unbeweglich. Beim Zusammenlegen der 
freien Klappenränder fand kein Schluss derselben statt, sondern es blieb eine 
unregelmässige, starre, schlitzförmige Oeffnung zurück. Das Bild der Stenose 
und Insufficiens der Aortenklappen war augenfällig. Dieser Zustand musste 
schon lange bestanden haben, da der Ueberzug der massenhaften starren Ein¬ 
lagerungen ganz glatt und unverfärbt erschien und besonders deshalb, weil der 
Herzmuskel des linken Ventrikels so bedeutend verdickt und der ganze Ventrikel 
vergrössert war. Auch an der unteren, dem Ventrikel zugewendeten Seite 
der Klappe befanden sich einige körnige, lose Hervorragungen, welche die be¬ 
treffenden Stellen rauh anfühlen Hessen. Die Einlagerungen bestanden aus 
körnigem, krümlichem Material, zum Theil jedoch aus Gewebsmassen. Ausser¬ 
dem fanden wir an dem wandständigen Rande einer Klappe einen mehr wie 
V, cm langen frei in das Lumen der Aorta hineinragenden, im eingeschütteten 
Wasser flottirenden Auswuchs von der Dicke eines dünnen Bindfadens, der unser 
höchstes Interesse dadurch erregte, dass er scharf abgerissen erschien und an 
seinem abgerissenen Ende ein noch haftendes frisches Blutcoagulum von Steck- 
nadelknopfdicke trug. Die Vermuthung lag nun natürlich sehr nahe, und ich 
glaubte, dass wir es mit Sicherheit annehmen könnten, dass diese fadenförmige 
Excrescens länger war und ein vielleicht noch dickeres, kolbiges, vielleicht 
kalkiges, vielleicht anch organisirtes Ende trug. Dasselbe fehlte und wir 
schlossen, dass es abgerissen und mit dem grossen Kreisläufe in’s Gehirn 
geschwemmt und dort durch Embolie den Tod verursacht haben mochte. 

Bestätigt wurde dieser Schluss noch dadurch, dass wir in den Lungen 
und den drüsigen Organen des Bauches eine erhebliche venöse Hyperämie fanden. 

Ecchymosen in massenhafter Zahl hatten sich auf der Milz unter ihrem 
serösen Ueberzuge gebildet, welche so dicht standen, dass es aussah, als wäre 
die Milz mit dunkelem Blut angespritzt. 

Im Gehirn fanden wir trotz sorgfältigen Suchens den Embolus nicht. 
Doch ist das nicht auffallend, da er ja nicht gross gewesen zu sein braucht. 
Wenn ein Embolus eine lebenswichtige Stelle des Hirns plötzlich blutleer macht, 
erfolgt ja meistens plötzlich der Tod. Es ist dann ein Tod durch Erstickung 
und darauf wiesen ja auch die Vorgefundene starke Hyperämie der drüsigen Organe 
und die Vorgefundenen Ecchymosirungen hin. 

Bei diesem Befunde mussten wir ungezwungen darauf kommen, dass wir 
die Kontusion, deren unzweifelhafte Zeichen wir auf der linken Brustseite, in 
der Herzgegend gefunden, in ursächlichsten Zusammenhang mit der Abreissung 
eines Stückes an dem auf der Oberseite der Aortenklappen befindlichen Aus¬ 
wüchse brachten. 

Es ist ja allerdings richtig, dass die Erkrankung der Aortenklappen eine 
alte war, aber die Kontusion gegen die Brust hatte die Abreissung und deren 
Folgen bewirkt. 

Anderweitige Verletzungen in den Organen, oder sonstwo im Körper 
fanden sich nicht vor. Wir nahmen daher als unmittelbare Todesursache die 
Abreissung eines Stückes des Klappenanswuchses mit nachfolgender Embolie 
in das Gehirn an und kamen auch zu dem Schlüsse, dass ein Betriebsunfall die¬ 
selbe hervorgerufen hatte. 

Dass eine Disposition zu diesem Ereigniss im vorliegenden Falle vorlag, 
fällt hier eben so wenig in’s Gewicht, wie z. B. in der Strafprozessordnung und 
im Gerichtswesen darauf Gewicht gelegt wird, wenn z. B. beim Schlag auf den 
Schädel mit einem kleinen Gegenstände bei dünnem Schädel eine Schädelfraktur 
zu Stande kommt. 

Nachträglich will ich noch einer Erwägung Platz greifen lassen, dass man 
selbst in dem Falle, wenn man das Abreissen des supponirten Embolus in Frage 
stellt oder, weil derselbe nicht gefunden wurde, als nicht erwiesen annimmt, 
den Tod ungezwungen auf die Kontusion der Brust zurückftihren kann, die 
wegen der Vorgefundenen kleinen Blutextravasate unter dem Schorfe jedenfalls 
bei Lebzeiten entstanden sein musste. Dieselbe hat unzweifelhaft in der 
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Herzgegend angesetzt and bei dem so stark erkrankten Herzen, dessen Aorten¬ 
klappen hochgradig funktionsunfähig waren, genügte gewiss schon eine relativ 
geringe Gewalt, nm eine Lähmung desselben hervorzurufen, durch die dann die 
auf Erstickung zurttckzuftthrenden Folgeerscheinungen hervorgerufen wurden. 
Somit war in diesem Falle der Schluss berechtigt: dass der Tod des Ob- 
duzirten mit einem Betriebsunfälle in ursächlichem Zusam¬ 
menhänge stand. 

In der sich an'den Vortrag anschliessenden sehr lebhaften Diskussion 
stimmte ein Theil der Anwesenden den Schlussfolgerungen des Vortragenden zu, 
während dieselben von anderer Seite als nicht erwiesen bestritten wurden, da 
die Möglichkeit vorliege, dass zuerst die Apoplexie und hierauf die Kontusion 
der Brast erfolgt sein könne. In diesem Falle würde dann die Annahme eines 
ursächlichen Zusammenhangs des Todes mit einem Betriebsunfall nicht gerecht¬ 
fertigt sein. 

Zum Schluss sprach Herr Dr. Schmitz Uber Uebertragung von 
Vaccine auf das Auge und die Konjunktiva desselben. 

Er selbst hat einen solchen Fall beobachtet: Das vorwiegendste Symptom 
war hochgradige Schwellung und Röthe des Auges und grosse Schmerzhaftigkeit. 
Am Lidrand fand sich ein Geschwür mit speckigem Belage, unter welchem 
frische Granulationen wahrgenommen wurden. Derartige Geschwüre sollen keine 
Delle zeigen, auch nicht platzen, sondern eintrocknen, weil das ganze Lid ge¬ 
schwollen und die Haut am Intermarginalraude sehr dünn ist. Die Uebertragung 
geschieht gewöhnlich dadurch, dass das Virus an die Cilien gelangt und von 
da in das stratum - Malpighii ubergreift. Die Heilung vollzieht sich in drei 
Wochen ohne Narbenbildung. Nach dem sechsten Tage nach der Impfung soll 
keine Autoiufektion mehr Vorkommen. Sehr bösartig verläuft der Fall, wenn 
das Gift direkt auf die Hornhaut gelangt. Es folgt eine centrale Keratitis, mit 
sehr torpidem Verlauf. 

Nach Beendigung des wissenschaftlichen Theils hielt ein gemeinsames 
Mittagessen die Kollegen noch lange in bester Stimmung beisammen. 


Kleinere Mittheilungen und Referate aus Zeitschriften. 

Hygiene und öffentliches Sanitätswesen: 

Zur Lehre vom Luftwechsel. Von Prof. Dr. Wolffhügel. Archiv 
f. Hygiene, Jnbelband zu Pettenkofer’s Jubiläum. 

Es sind sehr beachtenswerthe, auf reicher Kenntniss und scharfer Beob¬ 
achtung begründete Bemerkungen über das gegenseitige Verhältniss der Hygiene 
und Gesundheitstechnik, mit denen der Göttinger Hygieniker seinen Beitrag zu 
Pettenkofer’s Jubelfeier einleitet. Er beklagt die fehlende Gelegenheit zu 
geistigem Austausch, zu persönlichem Verkehr zwischen dem Hygieniker von 
Fach und dem Techniker. So kann es nicht ausbleiben, dass bei dem lebhaften 
Interesse, welches hygienischen Forschungen allseitig entgegen gebracht wird, 
der Techniker leicht einmal geneigt ist, Entdeckungen der experimentellen 
Hygiene praktische Verwerthung zu verleihen, ehe sie den Reifungsprozess im 
Schosse der Wissenschaft durchgemacht haben. Enttäuschungen können dann 
nicht ausbleiben und die Folge ist ein Hin- und Herschwanken zwischen über¬ 
triebenen Erwartungen und unfruchtbarem Skepticismus, eine Erscheinung, die 
uns besonders auf dem Gebiete des Lüftungswesens entgegentritt. Es ist dies 
um so auffallender, als bereits vor 35 Jahren die Lehre vom Luftwechsel, von 
dessen Zielen und dessen Leistungsfähigkeit durch Pettenkofer’s Meisterhand 
umfassende Darstellung gefunden haben. Bereits damals warnte P e 11 e n k o f e r 
davor, von der Lüftung mehr zu erwarten, als sie zu leisten vermag. Der Luft¬ 
wechsel ist nur gegen die, auf andere Weise nicht zu entfernenden gasförmigen 
Ausscheidungen aus Haut und Lunge des Menschen zu richten. „Erst wo die 
Reinlichkeit durch rasche Entfernung oder sorgfältigen Ver¬ 
schluss luftverderbender Stof fe nichtsmehr zu leisten vermag, 
beginntdasFeldderVentilation.“ — „Ohnedurchgreifende Rein¬ 
lichkeit helfen uns alle Ventilationsvorrichtungen wenig, 
während eine strenge Handhabung der Reinlichkeit die Ven- 
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tilation auf das Kräftigste unterstützt und zur Geltung bringt.* 
An diesen Forderungen Pettenkofer’a hat die Zeit nichts geändert, obgleich 
sich die Basis derselben, der Glaube an eine gasförmige Beschaffenheit der An* 
steckungsstoffe vollständig verschoben hat. Dieser Glaube hatte so feste Wurzel 
gefasst, dass die Mahnungen von Semmelweis fast ungehört verhallten und 
erst die Erfahrungen der Wundärzte (Lister) öffneten den Aerzten die Angen 
darüber, dass es besser sei, im Kampfe gegen Infektionskrankheiten in Kranken¬ 
häusern und überhaupt auf die Hülfe des Luftwechsels sich nicht zu verlassen. 
Auch die Forschungen der Bakteriologie, die Entdeckungen Uber die harmlose 
Natur der in der Luft suspendirten, meistens als Hefe* und Schimmel - Keime 
anzusprechenden Mikroorganismen, über die spezifische Natur pathogener Bak¬ 
terien, über das Haften derselben an feuchten und trockenen Medien, Wänden 
u. s. w. können nur in dem Verlangen bestärken, dass man in von Menschen 
bewohnten Räumen die Mikroparasiten mit der Reinlichkeit und nicht mit der 
Ventilation bekämpfen soll. Es ist ein geradezu naives Begehen, die 
in die Luft gerathenen Mikroorganismen aus den Kranken¬ 
räumen mit Hülfe der Ventilation hinausblasen zu wollen. 
Wenn aber die Erkenntniss, dass das Herabfallen einiger unschuldiger Bakterien¬ 
keime aus der Luft auf eine Wunde dieser keinen Schaden zufügen kann, dass 
Wundkrankheiten demgemäss nicht durch Luftinfektion, sondern durch 
Kontaktinfektion zu Stande kommen, die Chirurgie zu den glänzendsten 
Heilerfolgen und zu Leistungen von hervorragender, gesundheitswirthschaftlicher 
Bedeutung befähigt hat, so wäre es ganz verkehrt, wenn man nnnmehr die Be¬ 
strebungen, die Krankenhäuser mit möglichst guter Luft reichlich zu versehen, 
als nicht mehr verlohnend, bei Seite setzen wollte. Die Reinhaltung der 
Luft ist und bleibt ein Lebensbedürfniss, eine allgemeine 
Lebensbedingnng des Menschen und zwar besonders für Kranke, weil 
erfahrung8gemäss der Mensch in krankem Zustande häufig ein dringenderes Ver¬ 
langen nach frischer Luft hat, als wenn er gesund ist. Freilich ist es vergeb¬ 
liche Mühe, an der Hand von statistischen Ermittelungen den Nutz'en nachweisen 
zu wollen, welchen die Ventilation eines Krankenhauses für die Lebenserhaltung 
nnd Heilung seiner Bewohner verspricht. — Trotzdem wird kein denken¬ 
der Arzt den Werth der guten Luft als Mittel zur Unter¬ 
stützung der Krankenbehandlung unterschätzen oder gar in 
Frage stellen.’ Nur in Bezug auf die Frage, wie im Krankenzimmer ge¬ 
lüftet werden soll, mögen die Meinungen auseinander gehen. — 

Die Ergebnisse bakteriologischer Forschung weisen nach, dass das Einzige, 
was man neben der Reinlichkeit zur Vermeidung der „Luftinfektion“ tlmn kann, 
die Vermeidung übermässiger Staubanfwirbelung ist. Stürmische 
und wirbelnde Luftströmungen, welche Staubtheilchen von Fussboden und Wänden 
losreissen können, sind unbedingt auszuschliessen. Damit richtet sich selbst die 
Auffassung mancher Krankeuhausärzte, welchen Nichts über das Oeffnen von 
Fenstern und Thüreu geht! Bedenklich wird dieses Aufreissen von Thür und 
Fenster besonders da, wo eine centralisirte Ventilationsanlage besteht, da es 
dann erfahrungsgemäss in den Veutilationskanälen sehr leicht zu einer Umkehr 
der Luftbewegung, durch welche unter Umständen, nämlich bei der so beliebten, 
aber hygienisch ganz verwerflichen Au läge eines gemeinschaftlichen Abluft¬ 
kanals sogar die Abluft des einen Raumes anderen Krankenränmen mitgetheilt 
wird. Es ist daher eine sehr wichtige Forderung, dass jeder einzelne Raum in 
Bezug auf die Lüftung unabhängig von den übrigen Räumen gestellt wird, 
dann aber, dass die Lüftung auch bei zeitweilig erforderlicher Mehrleistung 
(z. B. heim Gebrauch einer Bettschüssel) nicht auf das Oeffnen der Fenster an¬ 
gewiesen ist. Zugluft muss auch aus Rücksicht auf die Kranken 
vermieden werden; wer an die nachtheiligen Folgen der Zugluft nicht 
glaubt, weil diese ihm selbst Nichts schadet, und daraufhin es für überflüssig 
erachtet, seine Mitmenschen davor zu bewahren, handelt rücksichtslos. 

Die Entscheidung darüber, ob mau sich mit der „natürlichen“ Lüftung 
begütigen kann, oder ob „künstliche“ Lüftung erforderlich ist, ist nur von Fall 
zu Fall zu treffen. Die rechnerischen Grundlagen zur Beantwortung dieser 
Frage ergeben sich einestheils aus dem beanspruchten Grade der Reinheit der 
Luft, aus der Auzahl und Beschaffenheit der Personen, welche den zu lüftenden 
Raum einnehmen, aus der Grösse und Bestimmung der letzteren, andererseits 
au9 den Erwartungen für den Betrag des freiwilligen Luftwechsels. — 
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Die Nachtheile der natürlichen Lüftung sind vor Allem die zweifelhafte 
Herkunft der Frischluft und die Unzuverlässigkeit derLüftung 
Man thnt daher gut, in Krankenhäusern durch Herstellung eines undurchlässigen 
Fussbodens und durch Oelanstrich der Wände auf die Mitwirkung der frei¬ 
willigen Lüftung Verzicht zu leisten. Auch bei künstlicher Lüftung kann es 
namentlich in Folge mangelhafter Dichtung des Mauerwerks der Kanäle für 
Frischluft, Abluft und Heizungsgase zu recht lästigen und bedenklichen Neben¬ 
wirkungen kommen. Auch die Umkehr der Luftbewegung in den Lüftungs¬ 
kanälen kommt recht oft vor, z. B. durch ungeeignete Querschnittsverhältnisse, 
durch unberufene Eingriffe (Oeffnen der Fenster), ungleichartige Benutzung der 
Räume und daraus folgende Wärmeunterschiede und durch Saugwirkung des 
Windes an den Eintrittsstellen der Frischluft. Diese Fehler haften naturgemäss 
denjenigen Lüftnngsanlagen an, die durch Erwärmung der Abluft wirken wollen, 
namentlich wo diese Erwärmung nebenbei durch die Heizung besorgt werden 
soll. Die Aufgaben der Heizung und der Lüftung stehen in 
keinem Zusammenhang miteinander und darum ist Trennung 
beider Anlagen erforderlich. Vortheilhafter als die Saug¬ 
wirkung, bei welcher die erwähncen Fehler schwer zu vermeiden sind, ist 
die Drucklüftung. Zu verlangen ist ferner eine Vereinfachung der Lüf¬ 
tungsanlagen, welche jetzt sehr häufig „die Luft auf komplizirten und kost¬ 
spieligen Wegen im Hause spaziren führen“. Häufig findet man auch neben 
einer solchen Anlage ein kunterbunts Gemenge von Klappfenstern, Dachreitern, 
Wasserstrahl- oder Schraubenventilatoren und dergl. Der unverständige Ge¬ 
brauch dieser Hülfsapparate führt dann dazu, dass mit der Lüftung Unfug 
getrieben, der Vorgang des Luftwechsels in Unordnung gebracht und der Luft¬ 
strom umgekehrt, die Heizkosten aber in’s Ungemessene gesteigert werden. 

Zur Beurtheilung der Luft bewohnter Gebäude erweist sich trotz aller 
Einwürfe von Seiten der Technik und der Hygiene bis jetzt noch immer die 
Pettenkofer’sche Methode der Kohlensäurebestimmung als der beste Anhalt. 
Die Versuche, die snpponirten durch Athmung oder Ausdünstung entstehenden 
Giftstoffe direkt nachznweisen, oder den Gehalt der Luft an organischen Stoffen, 
welche durch Kali hypermanganicum nachweisbar sind, zur Beurtheilung der 
Luftverderbniss zu benutzen, haben zu einer praktisch verwerthbaren Methode 
nicht geführt. Die angeblichen Verbesserungen der Pettenkofer’schen 
Methode, welche namentlich eine grössere Genauigkeit erzielen wollten, sind für 
praktische Verwerthung zu komplizirt. ln keiner Weise aber sind die 
Taschenapparate zur Luftprüfung zu empfehlen, welche ihrer 
Einfachheit wegen besonders auch in Händen nutzbringend sein sollen, die der 
experimentellen Schulung entbehren. Es muss geradezu als eine Ver- 
irrnng bezeichnet werden, dass derartige Apparate vorwiegend 
von Leuten gebraucht werden, welche alles Andere, nur nicht 
untersuchen gelernt haben und daher auch das Bedürfnis nicht kennen, 
sich mit den Grenzen der Lüftungsfähigkeit und den Fehlerquellen der Methode 
vertraut zu machen. Die Kohlensäurebestimmung als Mittel zur Prüfang von 
Lüftungsanlagen ist auf diese Weise fast zur Spielerei herabgesunken. Wir 
haben Ursache dies zu beklagen; denn es ist besser, wenn gar nicht untersucht 
wird, als dass Befunde von zweifelhaftem Werth zu Tage gefordert werden. — 

Dr. Langerhans-Celle. 


Hygiene der Schulzimmer. In einer vor Kurzem vom Stadtrath zu 
Freiburg i. Br. an den dortigen BUrgerausschuss gemachten Vorlage, den 
Bau*einer neuen Volksschule betreffend, sind betreffs der Lage der Schul¬ 
zimmer folgende Grundsätze aufgestellt: 

Das beste und gesundeste Scbnlzimmer sei entschieden das nach Süden 
gelegene; und zwar zunächst vom Standpunkte der Wärme. Gerade in den 
heissesten Monaten, Mai, Juni und Juli werde ein SUdzimraer von der Sonne 
fast gar nicht berührt und sind daher verhältnissmässig kühl. Im Winter und 
Frühjahr rücke in Folge des tieferen Standes der Sonne die letztere allerdings 
etwas weiter in das Zimmer vor, aber ohne dadurch zu belästigen. Ausserdem 
trage die wärmende Kraft der Sonne dazu bei, eine Beschränkung der unge¬ 
sunden Zimmerluft herbeizuführen, was bei dem Nordzimmer leider nicht der 
Fall sei. Aber auch mit Rücksicht auf die Beleuchtung sei das Südzimmer vor- 
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zuziehen. Ebensowenig wie die Sonne im Sttdzimmer als Wärmequelle zu be¬ 
lästigen in der Lage sei, könne sie es auch nicht als Lichtquelle. Gerade bei 
der Beurteilung der Lichtwirkung der Sonne werde häufig übersehen, dass es 
in unseren Breitegradeu leider verhältnissmässig wenige Sonnentage giebt, ganz 
besonders im Spätjahr und Winter. Insbesondere an Regentagen oder den zahl¬ 
reichen sog. bedeckten Tagen sei der Aufenthalt im Südzimmer geradezu 
eine Wohltat, weil man die Wirkung von Sonne und Licht zwar spürt, ohne 
dass sie selbst sichtbar sei. Sollte aber wirklich beim tiefsten Stande der Sonne 
eine Belästigung eintreten, so könne durch geeignete Vorhänge mit Leichtigkeit 
AbhUlfe geschafft werden. Die Sonne sei endlich nach den wissenschaftlichen 
Forschungen der beste Desinfektor; dieser allgemeine hygienische Gesichtspunkt 
müsse aber gerade für die Schule, in welche erfahruugsgemäss sehr häufig 
Krankheitskeime eingeschleppt werden, besonders ausschlaggebend sein. Auch 
jeder Privatmann gebe einer in der Südlage gelegenen Wohnung vor der Nord¬ 
lage den Vorzug und bezahle für derartige Wohnungen in der Regel einen 
höheren Miethzins. Dazu komme, dass ein grosser Theil der Schulkinder be¬ 
dauerlicher Weise ihr Leben in dumpfen Gassen zubriugen müssen und nur 
wenig Sonnenlicht gemessen; für sie sei daher der Aufenthalt in einem sonnen¬ 
bestrahlten, gesunden Lokale gewiss von nicht zu unterschätzendem Vortheile. 

Die West- und Ostzimmer ständen der Südlage gegenüber weit zu¬ 
rück, weil in dieselben die Sonne horizontal eindringe und bis in den hintersten 
Raum wirke. Sie seien jedoch immerhin noch günstiger als die Nordzimmer; 
denn diese würden von der Sonne nie beleuchtet und böten desshalb eineu un¬ 
freundlichen Aufenthaltsort, besonders bei nebeliger und winterlicher Jahreszeit. 
Bei jedem Besuche in einer Schule ergebe sich, dass das Nordzimmer von einem 
unangenehmen Gerüche niemals ganz frei sei. Auch hinsichtlich der Beleuchtung 
sei seine Lage eine sehr ungünstige; denn abgesehen von dem Fehlen des Sonnen¬ 
lichtes habe es auch unter dem Reflexlichte der gegenüberliegenden Gebäude 
zu leiden. Das Nordzimmer möge für die Zwecke des Malens und Zeichnens 
den Vorrang verdienen, gewiss aber nicht für den übrigen Unterricht. 


Die Berufskrankheiten der Porzellanarbeiter. Von Dr. Sommer¬ 
feld in Berlin. Vierteljabrsschrift für öffentliche Gesundheitspflege 1893, H. 2. 

Bei der Porzellanbereitung sind eine Reihe von Arbeiterkategorien be¬ 
schäftigt, die durch ihren Beruf mehr oder weniger Gesundheitsschädigungen 
ausgesetzt sind. 

Das Zerkleinern, Mischen, Sieben und Abwägen der Rohmaterialien 
(Porzellanerde, Fcldspath, Quarz, Kreide und Gyps) besorgen Tagearbeiter, 
die vermöge der Eigenart dieser Beschäftigungen meist längere Zeit in den 
Fabriken thätig sind. Sie haben bedeutende körperliche Anstrengungen und 
müssen den bei der Arbeit sich entwickelnden, sehr reichlichen Mineralstaub 
einathmen. 

Die Dreher und Former arbeiten zwar mit feuchtem Material, ge¬ 
messen aber auch Staub, wenn sie die lufttrocken gewordenen Gegenstände mit 
der scharfen Klinge abrändern u. s. w. Sie verrichten ihre Arbeit meist sitzend, 
mit nach vorn Uber gebeugten Körper, wodurch die bekannten Störungen im 
Blutkreislauf zu Stande kommen. Diese Arbeiter sind auch die einzigen, die 
ihr Gewerbe handwerksmässig in fünfjähriger Lehrzeit, meist vom 15. Lebens¬ 
jahre ab, erlernen und so mit noch weniger widerstandsfähigem Körper sich den 
Berufsgefahren aussetzen. 

Die Glasur er haben bei dem Abstäuben der vorgegltthten Waaren 
mittelst Blasebalgs oder Handfegers eine ziemlich starke Staubentwickelung. In * 
besseren Fabriken lösen sich diese Arbeiter nach mehreren Tagen oder Wochen 
ab und verringern hierdurch die Gefahren; in auderen besorgen Frauen und 
selbst Kinder dieses Geschäft, das so schwachen Organismen verderblich werden 
muss. Die Glasurer gehen aus Tagearbeitern hervor und kommen nur selten 
vor dem 19. Lebensjahre in diese Beschäftigung. 

Die Schleifer arbeiten meist mit angefeuchtetem Material, also fast 
ohne Staubentwickelung, hin und wieder aber auch auf trockenem Wege durch 
Abreiben mit Sandstein. Sie sind zum Theil gelernte Glasschleifer, zum Theil 
eignen sie sich die erforderlichen Fähigkeiten allmählich an und zwar nicht vor 
dem 20. Lebensjahre. 
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Die Maler endlich arbeiten viele Standen hintereinander, oft ohne sich 
auch nor ein Mal anfznrichten, mit vorn über gebeugter Haltung, zumal wenn 
sie, wie es häufig eintritt, kurzsichtig sind und ihr Gesicht dem zu bemalenden 
Gegenstände nähern müssen. Sie haben also eine fast andauernde Kompression 
der Lungen. Hierzu kommt, dass zu diesem Berufe, der keine körperliche An¬ 
strengung erfordert, grade schwächliche Personen mit schwachen Brustorganen 
sich melden. 

Alle Porzellanarbeiter, mit Ausnahme der Maler, halten sich demnach in 
einer mit Staub erfüllten Atmosphäre auf und athmen allmählich nicht gerade 
geringe Mengen eines in vielen Fällen sehr scharfen, daher die Lungen sehr 
verletzenden mineralischen Staubes ein. Die Folgen hiervon zeigen sich in 
kürzerer Lebensdauer und in häufigeren Erkrankungen der Athmungsorgane. 
Die Lebensdauer sämmtlicher bei der Krankenkasse der Porzellan-, Glas- 
und verwandten Arbeiter versicherten Personen stellt sich nach dem Durchschnitt 
der Jahre 1874—1888 auf 41 Jahre; die höchste Sterblichkeit erfolgt zwischen 
SO und 40 Jahren, alsdann im folgenden Decennium. In der erwähnten Kasse 
sind aber noch die in den Fabriken nebenher beschäftigten Arbeiter wie Maurer, 
Glaser, Tischler und dergl. versichert. Rechnet man diese, wie billig, ab, so 
stellt sich das Durchschnittsalter noch geringer und zwar bei den Drehern auf 
38 Jahre 1% Monat (höchste Sterblichkeit zwischen 40 und 50 Jahren), bei den 
Malern auf 36 Jahre (h. St. zwischen 20 und 30 Jahren) und bei beiden zu¬ 
sammen auf 37 Jahre 8 Monate. 

Unter den Todesursachen steht an erster Stelle die Tuberkulose mit 
60,6 % aller Todesfälle; die Sterblichkeit an Erkrankungen der Athmungsorgane 
überhaupt beträgt 67,3 °/ 0 , an denen des Zentralnervensystems 5,6 % der Ver¬ 
dauungsorgane 4 °/ 0 u. s. w. 

Die Erkrankungsziffer, wobei nur diejenigen Krankheiten berück¬ 
sichtigt wurden, die die Kassenmitglieder in den Jahren 1878—1891 nöthigten, 
auf längere Zeit ihre Arbeit auszusetzen, stellt sich wie folgt: Im Allgemeinen 
erkrankten an den Athmungsorganen 31 °/ 0 ; (hiervon litten 51,4% an Tuber¬ 
kulose), an den Verdauungsorganen 16 %, an Rheumatismus 10 %. 

Bei den einzelnen Arbeiterklassen sind die Zahlen wesentlich anders 
und zwar: 

a) bei den Drehern und Formern erkrankten an den Athmungsorganen 
35,5 % von diesen starben 2,35 %, von denen 61,6 % an Tuberkulose 
gelitten hatten, 

b) Maler (entsprechend geordnet): 23,7 %; 1,6 % resp. 50 %, 

c) Brenner: 36,9 %; 3,4 % resp. 80 %, 

d) Schlämmen 26,2%, einer gestorben, 0 Tuberkulose, 

e) Schleifer: 36%, 0, 0, 

f) Glasurer: 50%, 0, 0. 

Hinsichtlich der Morbidität stehen somit an erster Stelle die Glasurer, 
dann folgen die Brenner, die Schleifer, die Dreher und Former, die Schlämmer 
und zuletzt die Maler. Die Sterblichkeit ist am grössten bei den Brennern, 
dann bei den Drehern und Formern, den Schlämmern und den Malern. Die 
meisten Opfer durch Lungenkrankheiten stellten die Dreher und Former mit 
89,5 % der Todesfälle, es folgen die Brenner mit 80 %, die Maler mit 60 %. 

Zur Kontrole seiner Statistik untersuchte der Verfasser die noch arbeits¬ 
fähigen Arbeiter der Königl. Porzellanmanufaktur in Berlin und zwar 154 Dreher, 
Former und verwandte Arbeiter, 119 Maler, 43 Ofenbrenner, 21 Glasurer, 15 
Schlämmer, 12 Schleifer und 3 Thontreter; es zeigt sich, dass am häufigsten an 
Krankheiten der Athmungsorgane litten die Schleifer mit 58,9 %, die Glasurer 
mit 52,8 %, die Schlämmer mit 46,5 %, die Ofenarbeiter mit 35,8 %, die Thon¬ 
treter mit 33%%, die Dreher mit 31,9%, die Maler mit 31,6%. (Die meisten 
interessanten Details müssen im Original nachgesehen werden.) 

Für die Aetiologie der qti. Berufskrankheiten ist nicht oder wenigstens 
nicht hauptsächlich — wie dies von einzelnen Seiten angenommen wird — der 
liderliche Lebenswandel der meisten der Porzellanarbeiter massgebend, sondern 
hauptsächlich die Staubeinathmung, die schlechte Körperhaltung und die Ueber- 
anstrengung. (In einzelnen Fabriken beträgt die Arbeitszeit 14 Stunden, zu 
denen noch 2—3 Ueberstunden kommen.) 

Für die Prophylaxe giebt der Verfasser eine Reihe beachtenswerther 
Winke. Hervorzuheben ist besonders die Forderung, dass zu einem so gefähr- 
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liehen Gewerbe Lehrlinge nur zagelassen werden sollen, nachdem ihr Gesund¬ 
heitszustand ärztlich festgestellt worden, sowie ferner, dass der Bundesrath diesem 
Fabrikzweige gegenüber von den Bestimmungen des §. 120e Abs. 3 des Gesetzes 
vom 1. Juni 1891 Gebrauch machen möge. 

Dr. Glogowski-Görlitz. 


Besprechungen. 

H. Piper, Erziehungs - Inspektor der städtischen Idiotenanstalt zu 
Dalldorf: Zur Aetiologie der Idiotie. Berlin 1893. 
Fischer’s medizinische Buchhandlung (H. Kornfeld). Gr. 8°; 
199 S. 

Gewiss darf das vorliegende Werkchen, wie der Direktor der Irrenanstalt 
Dalldorf, Medizinalrath Dr. Sander, in einem dem Buche als Empfehlungs¬ 
schreiben mitgegebeuen Vorwort bemerkt, von den Fachärzten nicht ignorirt 
werden. Aetiologie und Pathogenese der Idiotie, diese schwierigen psychiatri¬ 
schen Kapitel harren noch einer sachgemässen neuen Bearbeitung, und für eine 
solche bringt das Schriftchen des Dulldorfer Erziehungs-Inspektors werthvolle 
statistische Beiträge. Der Verfasser giebt nämlich kurze anamnestische Referate 
von 416 Fällen, welche er in seiner zwölfjährigen Thätigkeit in der Idiotenpflege 
sammeln konnte. Die Kinder stammen, wie man aus den Tabellen über den 
Stand der Eltern ersieht, vorwiegend aus den ärmeren Schichten der Grossstadt. 
Nur 10°/ o der Erzeuger gehören dem Beamtenstande, 2 °/ 0 dem Kaufmanns- 
Stande, alle übrigen dem Handwerker- und Arbeiterstande an. 

Nach einem das Wesen dieser psychischen Degenerationsform wenig be¬ 
einflussenden Nebenumstand werden zwei Haupttypen, Idiotie ohne und Idiotie 
mit Krämpfen unterschieden. Jede dieser Gruppen theilt der Verfasser dann 
wieder in die angeborenen und die in frühster Jugend erworbene Blödsinnsformen. 

Unter 310 Fällen von angeborener Idiotie war bei 17 °/ 0 gar nichts 
nachzuweisen. In 27 °/ 0 wurden Psychoneuroseu bei den Ascendenten und 
nächsten Seitenverwandten als aetiologisohes Moment notirt, und in 10°/ 0 war 
der Vater Potator. Bei 26 °/ 0 bestand Schwindsucht, Herz- und Nierenleiden, 
hei weiteren 6 °/ 0 Syphilis der Erzeuger, aber nur bei 3 °/ 0 wurde nahe Ver¬ 
wandtschaft der Eltern (Cousin und Cousine) festgestellt. Der Verfasser sucht 
dann in der Frühgeburt (2 °/ 0 ), in den Sorgen (4 °/ 0 ), Schreck (1 %), Fall (2 °/ 0 ), 
Krankheit (1 °/ n ) und Misshandlung (*/ f °/ 0 ) der Mütter während der Schwanger¬ 
schaft weitere aetiologische Momente für das Zustandekommen der psychischen 
Hemmungsbildung, bringt aber damit Gesichtspunkte in seine Untersuchung, 
welche für die Pathogenese der angeborenen Idiotie wenig Bedeutung haben. 

In den Abschnitten über erworbene Idiotie — 106 Fälle — ist wohl 
das Bemerkenswerthe, dass in 40 °/ 0 , und rechnet man Gehirnentzündung (9 °/ 0 ,) 
und gastrisches Fieber (3 °/ 0 ) mit hierher, dass in 52 °/ 0 der Fälle voraufgegangene 
Infektionskrankheiten für die nachher bemerkte Idiotie verantwortlich gemacht 
werden. In 25 °/ 0 und mit Einschluss von 8 /„ der Fälle nach schwerer Geburt, 
in 33 °/ 0 wird ein somatisches Trauma des Schadelinhalts, in 5 °/ 0 ein psychisches 
Trauma (Schrecken) und in nur 1 °/ 0 feuchte Wohnung als ursächliches Moment 
registrirt. In 9 % soll sich Idiotie nach Rhachitis entwickelt haben. 

Der Verfasser vermerkt in seinen anamnestischen Zusammenstellungen 
dann noch, die wie vielte Geburt der Mutter dem blödsinnigen Kinde das Leben 
gab, wie viel Geburten die Mutter überhaupt hatte, wie die Gesundheit der 
Geschwister war, und in wie viel Fällen der Geburt des idiotischen Kindes 
Frühgeburten voraufgingen. — Das ist wohl das Wesentlichste aus der fleissigen, 
sorgsamen Buchung vieler aetiologisch interessanter Punkte, deren Register wir 
gelegentlich gern einseheu werden. Aber die Zahlenreihen bedürfen zu ihrer 
wissenschaftlichen Verwerthung noch sehr der Sichtung und anderer Grnppirnng, 
da die Prozente des Verfassers noch keinen richtigen Massstab für die relative 
Bedeutung der in’s Auge gefassten Schädlichkeiten bieten. Vor Allem gewinnt 
das wesentlichste aetiologische Moment für die untersuchte psychische Degene¬ 
rationsform, die Erblichkeit, bei der Gruppirung des Verfassers lange nicht die 
Bedeutung, welche sie in dem zusammengestellten Material in Wirklichkeit hat. 



Tagesnachrichten. 


73 


Es sind nämlich eine grosse Reihe^von’Fällen, welche den grossen Einfluss der 
Erblichkeit in’s hellste Licht stellen, unter Rubriken anderer Schädlichkeiten 
gebracht, welche im Einzelfalle auch mit schädlich auf den Keim gewirkt haben 
mögen, deren Bedeutung für die Pathogenese der Idiotie aber doch eine höchst 
fragliche ist. Nehmen wir nur die 16 Fälle, 5 °/ 0 , welche den Einfluss der 
Syphilis beweisen sollen, so sind unter diesen schon 10 Anamnesen, in denen 
schwere Psychoneuroseh oder Trunksucht in der direkten Ascendenz oder in den 
nächsten Seitenlinien notirt sind. Und unter den 10 Kindern, welche den Ehen 
Ton Vettern mit Basen entsprossen sind, befinden sich weitere 7 mit erblicher 
Belastung. Wenn da z. B. im zweiten hierher gehörigen Falle der Vater 
rechtsseitig gelähmt war, Schreikrämpfe hatte und apoplektisch starb, der Gross¬ 
vater väterlicher Seite sich entleibte, der mütterlicher Seite Potator und ein 
Bruder der Mutter blödsinnig waren, so wird man doch wohl berechtigt sein, 
den Idiotismus eines Descendeuten aus solcher Familie auf Rechnung der grossen 
Heredität zu setzen, und man wird den Fall zu der Gruppe: Geisteskrankheit 
der Eltern, resp. der Verwandten zählen müssen. 

In ähnlicher Weise lässt sich in manchen, wenn auch bei Weitem in 
nicht so zahlreichen Fällen, welche als erworbener Idiotismus angeführt sind, 
die erbliche Belastung feststellen Bei sehr vielen anderen dieser in frühester 
Jugend nicht als blödsinnig erkannten Kindern hat es sich offenbar um leichtere 
angeborene Blödsinnsformen gehandelt, welche nach verschiedenen, das Kind im 
zartesten Alter getroffenen Schädlichkeiten deutlichere und schwerere Er¬ 
scheinungen darboten. Es würde also auch die kritiklose Benutzung der 
Prozentzahlen, welche die Kapitel über erworbene Idiotie bringen, nur zu Trug¬ 
schlüssen führen. Immerhin köunen wir für das Material dankbar sein; der 
Verfasser bringt uns gute und einwandsfreie Bausteine zu dem noch im Werden 
begriffenen wissenschaftlichen Gebäude der Psychiatrie, aber der medizinische 
Baumeister muss die Bausteine erst an ihren’reehteu Platz bringen. 

Dr. Kühn-Uslar. 


Tagesnachrichten. 

Das Preussische Medizinalwesen'stellt sich”nach dein Staatshaus¬ 
halts-Etat für das Jahr 1894/95, wie folgt: 

1. Für Besoldung der Mitglieder der Provinzial - Medizinal¬ 
kollegien, der Regierungs - Medizinalräthe u. s. w. . . . 

2. Für Besoldung der Kreis-, Bezirks- und Stadtphysiker, 

Kreiswundärzte etc. 

3. Zu Wohnungsgeldzuschüssen für die Reg.-Medizinalräthe 

4. Zur Remunerirung eines Medizinalassessors bei dem Polizei¬ 
präsidium in Berlin, sowie der Bureau- und Kanzleihülfs- 
arbeiter bei den Provinzial-Mediziualkollegien .... 

5. Zu Bureaubedürfnissen der Medizinalkollegien, sowie zu 

Reisekosten und Tagegeldern für auswärtige Mitglieder 
der Provinzial - Medizinalkollegien und Dienstaufwands- 
Entschädigung (1200 Mark) zu Reisekosten für den Re¬ 
gierungs- und Medizinalrath in Berlin. 

6. Znr Remunerirung der Mitglieder und Beamten der Kom¬ 
mission f. die Staatsprüfungen d. Aerzte, Zahnärzte, Apo¬ 
thekerund Physiker, sowie zu sachl. Ausgaben bei denselben 185 700,00 „ 

7. Zuschüsse für Unterrichts-, Heil- und Wohlthätigkeits- 


*) 1800 Mark mehr als Besoldungsznlage für die Regierungs- und Medi- 
zinalrath - SteU e * n Sigmaringen, die bisher nur mit 1200 Mark Gehalt und 
420 Mark Wohnungsgeldzuschuss ausgestattet ist. 

*) 4650 Mark weniger durch erledigte Aussterbebesoldung von 3 Amts¬ 
physiker und einem Amtswundarzt im Reg.-Bez. Kassel und der entbehrlich 
gewordenen Kreiswundarztstellen der Kreise Kosten, Schildberg und Gnesen; 
dagegen 900 Mark mehr für Besoldung eines neuen Physikus für den Stadtkreis 
Charlottenburg. 


239 700,00 M. >) 

723 045,82 „ *) 
21 840,00 „ 


12 798,00 


Q «09 Oft 
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Anstalten (Charite - Krankenhaus in Berlin u. s. w.) . . 445 881,32 „ 
darunter 226 055 Mark Zuschuss für das Institut für 


Infektionskrankheiten. 

8. Für das Impfwesen (Remunerirung der Vorsteher und 
Impfärzte bei den Impf- und Lympherzeugungs-Instituten, 

sachliche Ausgabeu u. s. w.• . . 87 201,00 „ 

9. Für Reagentien bei den Apothekenrevisionen. 1 9O0,00 „ 

10. Zu Unterstützungen für aktive und für ausgeschiedene Me¬ 
dizinalbeamte und deren Witt wen und Waisen .... 65000,00 „ 

11. Zu Almosen an körperlich Gebrechliche zur Rückkehr in 

die Heimath, sowie für arme Kranke. 900,00 „ 

12. Für medizinalpolizeiliche Zwecke. 118 500,00 „ 3 ) 

13. Verschiedene Ausgaben (Quarantäne - Anstalten, künftig 

wegfallende Besoldungen, Zuschüsse u. s. w.) . . . . . 31239,55 „ 4 ) 


Zusammen 1 «33 397,69 M. 
im Vorjahre 1 838 930,97 „ 
demnach mehr 94 466,72 „ 

Im Extraordinarium sind ausserdem 832 770 Mark für Neu- und Umbauten, 
Ergänzung des Inventars, Deckung von Fehlbeträgen bei verschiedenen Universi¬ 
tätskliniken etc. (in Königsberg, Berlin, Breslau, Greifswald, Halle, Kiel, 
Göttingen, Bonn und Marburg) eingestellt, darunter 8000 Mark zur Ausstattung 
eines hygienischen Instituts in Bonn; desgleichen 30000 Mark (10000 
Mark mehr) als 4. Rate zur Abhaltung von Fortbildungskursen in der 
öffentlichen Gesundheitspflege für Regierungs - Medizinalräthe und 
Kreisphysiker. 

Dass der Etat bei den angeblich so schlechten finanziellen Verhältnissen 
des Staates für die Medizinalbeamten keine Gehaltserhöhung u. s. w. bringen 
würde, war vorauszusehen, wenn man auch, wie das Berliner Tageblatt in 
Nr. 33 sehr richtig ausführt, von dem Herrn Finanzminister als Ehrenpräsidenten 
des Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege hätte erwarten können, 
dass er die Reform des preussischen Mediziualwesens nicht zu den 
aufschiebbaren Staatsaufgaben zählen würde. „Dass der Herr Minister,“ heisst 
es in dem betreffenden Leitartikel, „keinerlei Anstalten treffen lässt, um unser 
unhaltbares preussisches Medizinalwesen den gesteigerten Bedürfnissen der 
modernen hygienischen Wissenschaft und der modernen sanitätspolizeilichen 
Praxis entsprechend fortzuentwickeln, das ist ebenso verwunderlich wie bedauer¬ 
lich. Hier befindet er sich geradezu in einem unlöslichen Widerspruche mit sich 
selbst. Gerade er wird nicht müde, von den unabweislichen „kulturellen“ Auf¬ 
gaben des Staates zu reden und ihre Lösung zu verlangen; gerade er warnt 
auf das Ernstlicbste vor der verderblichen falschen Sparsamkeit in der Staats¬ 
verwaltung. Noch in seiner gestrigen Staatshaushaltsrede hat er dies mit der 
ihm eigenen Emphase gethan. Gleichwohl macht er vor dieser Nothwendigkeit 
einer Medizinalreform Halt und vertröstet auf günstigere Zeiten. Sind die 
preussischen Finanzen, wie das ja der Herr Minister so entschieden hervorhob, 
immer noch gesunder als die der meisten europäischen Staaten, dann müsste sich 
bei einem Haushalt von nahezu zwei Milliarden doch wohl die winzige 
Mehrausgabe von etwa 1 ‘/* bis 2 Millionen herausschlagen lassen, die zur Durch¬ 
führung einer Medizinalreform etwa erforderlich wäre. Und nicht anders als 
mit dieser eigentlich unaufschiebbaren Medizinal re orrn steht es mit den Er¬ 
weiterungsbauten der Berliner klinischen UniversUätsinstitute, der Berliner 
Charite und der grossen Staatsbibliothek. Mit der Ausführung dieser Arbeiten 
so lauge zu warten, bis es die in ihrer früheren Stärke wiederhergestellten 
preussischen Finanzen gestatten würden, heisst, um mit den Worten des Herrn 
Ministers zu reden, eine falsche, den Staat gefährdende Sparsamkeit empfehlen!“ 


3 ) 90000 Mark mehr zur Bestreitung der Kosten, die bei dem Fortbestand 
der Cholera in den Nachbarstaaten, insbesondere in Russland durch die sani¬ 
tätspolizeiliche Ueberwachung der aus dem Auslande kommenden Reisenden, 
vornehmlich der Schiffer und Flösser nebst ihren Fahrzeugen entstehen. 

4 ) 12859,28 Mark weniger für heimgefallene Besoldungen u. s. w. 
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Auch in anderen grösseren politischen Blättern wird die Nichteinstellung 
der zur Durchführung der Medizinalreform erforderliche Summe in den Etat 
bedauert und die Hoffnung ausgesprochen, dass aus der Mitte des Abgeordneten¬ 
hauses noch ein entsprechender Antrag gestellt werden würde. Ob ein derartiger 
Antrag, selbst wenn er gestellt würde, — was noch sehr zu bezweifeln ist, 
irgend einen praktischen Erfolg haben wird, muss jedoch unter den obwaltenden 
Verhältnissen sehr bezweifelt werden. 

Für die Regierungs- und Medizinalräthe bringt der Etat 
übrigens durch Regelung der Gehälter der etatsmässigen höheren Beamten nach 
Dienstaltersstufen eine Verbesserung, indem das Anfsteigen im Gehalt unab¬ 
hängig von dem Eintritt etwaiger Vakanzen von 3 zu 3 Jahre erfolgt und 
zwar in den ersten drei Gehaltsstufen um je 400 Mark (statt 300 Mark, wie 
bisher), so dass das Höchstgehalt von 6000 Mark schon nach 15 jähriger Dienst¬ 
zeit erreicht wird. Ob bei der Berechnung der Dienstzeit auch die vorher¬ 
gehende als Kreismedizinalbeamter irgendwie in Anrechnung gebracht wird, bleibt 
einstweilen der Entscheidung im einzelnen Falle Vorbehalten. Mit Rücksicht 
darauf, dass die Regierungs- und Medizinalräthe fast ausnahmslos eine längere 
derartige Dienstzeit hinter sich und zumeist das 40. Lebensjahr weit über¬ 
schritten haben, ehe sie in ihre amtliche Stellung gelangen, dürfte eine 
gewisse Anrechnung der vorhergehenden Dienstzeit wohl berechtigt sein; nach 
der dem Etat beigegebenen Denkschrift soll allerdings im Allgemeinen an dem 
Grundsätze festgehalten werden, dass die Dienstzeit in jeder Beamtenkategorie 
vom Zeitpunkte der etatsmässigen Anstellung des Beamten in der betreffenden 
Kategorie an zu berechnen ist. 


Dem Etat für das Finanzministerium ist eine Denkschrift betreffend die 
Aversionirung der in Staatsdienst - Angelegenheiten ent¬ 
stehenden Post-, Porto- und Gebührenbeträge beigefügt, darnach 
soll vom 1. April d. J. für alle von den Staatsbehörden einschliesslich der ein¬ 
zelnen stehenden Beamten nach Orten innerhalb des Deutschen Reichs abzu¬ 
sendenden amtlichen Postsendungen Portofreiheit eintreten gegen Zahlung 
einer jährlichen Aversionalsumme von 6 Millionen Mark an die Keichspostkasse. 
Den Medizinal beamten wird diese Wiedereinführung der Portofreiheit in Staats¬ 
dienstangelegenbeiten sicherlich ebenso wie allen einzelstehenden Beamten sehr 
angenehm sein, werden sie doch dadurch der Führung eines besonderen Porto- 
Auslagebuches und der Einreichung von Portoliquidationen enthoben. 


Reform dee Irrenwesens. Im vergangenen Jahre hatte das Herren¬ 
haus in Anlass einer Petition dss Stabsarztes a. D. Dr. Sternberg in Char¬ 
lottenburg beschlossen, „die Petition der Königlichen Staatsregierung als Material 
für eine im Sinne eines wirksameren Schutzes, als das freie Ermessen des Rich¬ 
ters und die Gutachten der von ihm oder von der Polizeibehörde beauftragten 
Sachverständigen, dadurch, dass hierbei nicht juristische und medizinische, son¬ 
dern lediglich die praktischen Gesichtspunkte der erwiesenen Hilflosigkeit oder 
Gefährlichkeit ausschlaggebend sein dürfen, zu veranlassende Reform des Irren- 
wesens zu überweisen.“ 

Die Antwort der Regierung auf diesen Beschluss lautet wie folgt: 

„Es sind statistische Erhebungen über die Ergebnisse des Entmündigungs¬ 
verfahrens angeordnet und gutachtliche Aeusserungen über eine Umgestaltung 
des Verfahrens erfordert. Die Reform des Irrenwesens bildet den Gegen¬ 
stand besonderer Erwägung. Die schon vor Fassung des nebenstehenden Be¬ 
schlusses eingeleiteten Verhandlungen zur Abänderung der bestehenden Vor¬ 
schriften über die Aufnahme von Geisteskranken in Privatirrenanstalten und die 
Beaufsichtigung der letzteren sind noch nicht zum Abschlüsse gelangt. 


Das preussische Abgeordnetenhaus hat den Abg. Geh. San.-Rath 
Dr. Graf, den langjährigen Vorsitzenden des Deutschen Aerztevereinsbundus, 
zum zweiten Vicepräsidenten gewählt. 
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Der Ausschuss des L internationalen Samariter-Kongresses hat mit 
Rücksicht auf den im September d. J. stattfindenden internationalen Kongress für 
Hygiene u. s. w. beschlossen, keinen besonderen Kongress abzuhalten, sondern 
sich jenem als besondere Sektion (XX.) anzuschliessen. 


Der Fall „Morris de Jon ge“, der seiner Zeit in den politischen Blät¬ 
tern vielfach besprochen und auch im preussischen Abgeordnetenhause als Bei¬ 
spiel einer gewaltsamen Einsperrung eines angeblich völlig geistesgesunden Men- 
schens in eine Irrenanstalt angeführt wurde, dürfte den meisten Lesern dieser 
Zeitschrift noch bekannt und ihnen voraussichtlich auch in Erinnerung sein, in welch 
ungerechtfertigter Weise der Bezirksphysikus und Geh. San.-Bath Dr. Baer in 
Berlin, auf dessen Gutachten die Unterbringung des deJonge in eine Irren¬ 
anstalt erfolgt war, von verschiedenen Zeitungen, insbesondere vom „Reichs- 
boten tt , dieserhalb angegriffen ist. Der genannte Medizinalbeamte hatte sich in 
Folge dessen veranlasst gesehen, die Redaktion des Reichsboten wegen Beleidi¬ 
gung zu verklagen; das betreffende gerichtliche Erkeuntniss brachte ihm aber 
keineswegs die gewünschte Genugthuung; im Gegentheil, sein Verfahren wurde 
gerichtsseitig als „leichtsinnig, voreilig und fahrlässig“ gekennzeichnet, so dass 
er es für nothwendig hielt, bei seiner Vorgesetzten Behörde den Antrag zu stellen, 
das Disziplinarverfahren gegen ihn einzuleiten. Das nachstehende Schreiben 
bildet die Antwort auf dies Gesuch; die in demselben dem Geh. San.-Rath Dr. 
Baer zu Theil gewordene hohe Anerkennung wird ihm sicherlich volle Genug¬ 
thuung gewähren für die vielen gehässigen Verunglimpfungen, die er wegen der 
fraglichen Angelegenheit unschuldiger Weise erlitten hat. Wir kommen dem 
Ansuchen um Veröffentlichung des Schreibens um so lieber nach, da dessen In¬ 
halt sicherlich auch von dem zahlreichen Bekanntenkreise des hochverdienten 
Kollegen mit grosser Freude begrüsst werden wird: 

„Berlin, den 19. Januar 1894. 

Es gereicht mir zur Freute, Euer Hochwohlgeboren im Aufträge des 
Herrn Ministers der geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten er¬ 
öffnen zu dürfen, wie der Herr Minister auf Grund des eingeholten Gutachtens 
der Wissenschaftlichen Deputation für das Medizinalwesen zu der Ueberzeugung 
gelangt ist, dass Euer Hochwohlgeboren bei Begutachtung der Nothwendigkeit 
einer Aufnahme des Morris de Jonge in die Irrenanstalt korrekt und mit 
der nöthigen Vorsicht, den bestehen len Bestimmungen gemäss verfahren sind, 
somit keine Veranlassung vorliege, gegen Sie, einen als zuverlässig und in 
Ihren dienstlichen Leistungen besonders tüchtigen und bewährten Medizinal¬ 
beamten, die von Ihnen selbst beantragte Disziplinär-Untersuchung einzuleiten. 

Das mit Ihrer gefälligen Eingabe vom 14. April 1893 eingereichte Er¬ 
kenn tniss folgt anbei zurück. 

Der Polizei-Präsident: gez. v. Richthofen. 

An den Königl. Kreisphysikus Herrn Geh. San.-Rath Dr. Baer 

Hohwonlgeboren hier.“ 


Stand der Cholera. In Deutschland sind in den letzten beiden 
Wochen vom 7.—20. Januar noch je ein tödtlich verlaufener Krankheitsfall in 
Janow (Kreis Kattowitz), Beuthcn und Klein Zabrze (Oberschlesien) vorge¬ 
kommen. Galizien ist abgesehen von einzelnen Fällen in Lutowiska ebenso 
wie Ungarn seuchenfrei geblieben. In Bosnien hat die Zahl der Er¬ 
krankungen in der letzten Woche des Dezember eine wesentliche Abnahme 
erfahren; sie betrug nur noch 33 mit 25 Todesfällen in 12 Gemeinden, gegen¬ 
über 54 und 50 in den vorhergehenden Wochen. Auch in der Türkei, speziell 
in Konstantinopel ist die Seuche ira Erlöschen begriffen; dagegen soll dieselbe 
Zeitungsuachrichten zu Folge in Belgien und zwar im Bezirk Namur mit 
grosser Heftigkeit auftreten, desgleichen wird eine Zunahme der Cbolera- 
erkrankungeu in den westlichen Bezirken Russlands, namentlich in den Gouver¬ 
nements Suwalki, Lom8ba und Radom (Kreise Opatow, Konskic und Uza) gemeldet. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rath i. Minden L W. 

J. C. C. Bruns, Buchdruckerei, Minden. 
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Die Choleraepidemie zu Zerpenschleuse im Herbst 1893. 

Von San.-Rath Dr. Philipp in Berlin, Kreisphysikus des Kreises Nieder-Barnim. 

Der Kreis Nieder * Barnim, welcher den Norden und Osten 
der Umgebung von Berlin in sich begreift, wird von den grossen 
Schifffahrtsstrassen der Spree, Havel und des Finow-Kanals, welcher 
die Verbindung zwischen Oder und Havel (dem Elbgebiet) bildet, 
durchschnitten. In dem letzteren wird durch eine Reihe von 
Schleusen, die in verschiedenen Entfernungen von einander sind, 
das Wasser künstlich gestaut und stellt er gewissermassen eine 
Reihe von Wasserbecken dar, welche, von den beiden ? ^durch ihn 
verbundenen Strömen gespeist, nur bei dem Durchschleusen der 
Schiffe miteinander kominuniziren. Der Schiffsverkehr auf dem 
Kanal ist ein äusserst reger, es passiren täglich Hunderte von 
Schiffsfahrzeugeu die Schleusen und es ist anzunehmen, dass von 
den Schiffsinsassen der grösste Tlieil der Dejektionen in den Kanal 
entleert wird. Das Auftreten von Cholera unter der Schiffsbevül- 
kerung dieses Kanals zu einer Zeit, wo im Gebiet der unteren 
Elbe resp. der unteren Oder Cholera herrscht, ist etwas Unauf¬ 
fälliges und bis jetzt auch bei jeder Choleraepidemie beobachtet 
worden. 

Im Jahre 1892 kamen in der im Nieder -Barnimer Kreise 
liegenden Strecke des Kanals 2 Erkrankungen vor, beide auf Kähnen, 
während die am Wasser liegenden Ortschaften selbst frei blieben. 

Von diesen ist für den Schiffsverkehr die wichtigste Zerpen- 
tchleuse. Dieser Ort, welcher eigentlich aus drei verschiedenen 
Ortschaften, dem Dorfe Zerpenschleuse und den Kolonien Berg 
und Kienitz besteht, zieht sich an der Südseite des Kanals in einer 
länge von über 3 km hin und zwar dergestalt, dass eine einzige 
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Reihe von Gehöften längs des Kanals verläuft, während südlich 
von denselben eine moorige Niederung liegt; durch die verkehrs¬ 
reiche Berlin-Prenzlauer Chaussee ist er mit der Hauptstadt ver¬ 
bunden. Die Gehöfte haben sämmtlich Brunnen; das Wasser in 
denselben ist eisenhaltig und als Trinkw'asser nicht beliebt; die 
zum grössten Tlieil aus Schiffern bestehende Bevölkerung zieht 
den Genuss des weichen Kanalwassers vor, und es herrscht die 
Meinung, dass die Brunnenwässer Krankheiten, besonders Verdau¬ 
ungsstörungen erzeugen. 

Da der Ort eine beliebte Station für die Kahnschiffer bildet, 
so ist das Ufer daselbst fast immer vollbesetzt mit Kähnen und 
findet der regste Verkehr zwischen der Schiffsbevölkerung und 
den Ortsbewohnern statt. 

Alles dies macht Zerpenschleuse in höchster Weise für die 
Einschleppung der Cholera geeignet, und es hat die Sanitätsbehörde 
der Ueberwachung dieses Ortes stets ihre besondere Sorgfalt zu¬ 
gewendet. 

In der zweiten Hälfte des Oktober v. J. traten an zwei Stellen 
des Ortes Cholera - Erkrankungen auf; die erste in einem zu Kienitz 
belegenen Hause, die zweite zu Zerpenschleuse selbst, über 2 km 
von der ersteren entfernt. 

Das Haus in Kienitz, Eigenthum eines Arbeiters, beherbergte 
auf der einen Seite diesen nebst Frau und zwei Kindern, auf der 
anderen eine Schitferfrau mit 6 Kindern, deren Mann mit seinem 
Kahne am 16. Oktober Zerpenschleuse, von Hamburg kommend, 
passirt hatte, im Dachgeschoss ein älteres Schifferpaar, in einer 
kleinen Hofwohnung einen Arbeiter, der mit einer Frau zusam¬ 
menlebte. 

Am 18. Oktober 1893 Nachmittags erkrankte die Ehefrau 
des Hauseigentliümers und starb schon in der Nacht darauf. Die 
am nächsten Tage vorgenommene Sektion und bakteriologische Unter¬ 
suchung stellte Cholera fest. Von den übrigen Bewohnern de 
Hauses zeigte zunächst Niemand Durchfälle. 

Das Haus war sehr verwohnt, schmutzig, der kleine Hof, 
auf welchem noch Vieh gehalten wurde, glich, zum Theil in Folge 
des Regenwetters, einer Pfütze, w elche mit dem Düngerhaufen im 
engsten Zusammenhänge stand. 

Durch die Bereitwilligkeit des Instituts für Infektionskrank¬ 
heiten war es möglich, dass bei den säinmtlichen Bewohnern dieses 
Hauses ebenso wie bei denen des nachher zu erwähnenden, die 
Stuhlentleerungen zur bakteriologischen Untersuchung kommen und 
diese Untersuchungen regelmässig bis zum Erlöschen der Epidemie 
fortgesetzt werden konnten, so dass sämmtliche verdächtige Personen 
in den Bereich der Untersuchungen gezogen w urden. Am 22. Oktbr. 
wurde bei einem Kinde des Hauseigenthiiniers Cholera festgestellt, 
dasselbe zeigte erst am Tage darauf Durchfälle; ebenso bei dem 
in der Hinterwohnung wohnenden Arbeiter, der in der Nacht vom 
21. zum 22. Oktober unter heftigen Cholera-Erscheinungen er¬ 
krankte und bei der Schifferfrau nebst 4 ihrer Kinder, während 
2 und zwar diejenigen, welche mit dem Vater auf Schitffahit 
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gewesen und erst zwei Tage vor dem ersten Cholerafall zur Mutter 
zurückgekehrt waren, frei waren. Die mit Bazillen Behafteten 
zeigten vorläufig keinerlei Krankheitserscheinungen, erst mehrere 
Tage später traten bei der Frau und einem Kinde Durchfalle auf; 
die anderen Bewohner des infizirten Hauses waren frei. 

Am 22. Oktober zeigte sich in dem zweiten in Zerpenschleuse 
gelegenen Hause ein neuer Krankheitsfall, dort war ein 5 5 jähriger 
Mann, der seit Jahren nur Kanalwasser getrunken hatte, an leich¬ 
tem Brechdurchfall erkrankt, während seine beiden Hausgenossen 
frei waren. Auch hier wurden von den sämmtlichen Hausbewoh¬ 
nern in regelmässiger Aufeinanderfolge Proben der Stuhlgänge ent¬ 
nommen und in dem Institut für Infektionskrankheiten bakterio¬ 
logisch untersucht. 

Von Beginn der Erkrankungen an waren die strengsten 
Sperrmassregeln über die Bewohner beider Häuser verhängt und 
die Erkrankten in denselben besonders isolirt; zugleich war die 
Einrichtung eines Choleralazarethes in Angriff genommen worden. 
Für dasselbe wurde ein hölzernes Schützenhaus, welches sich in 
einer nördlich vom Finow-Kanal gelegenen, an die Kolonie Berg 
stossenden Waldparzelle befand und für 12 Kranke genügenden 
Raum bot, hergerichtet und neben dasselbe eine ebenfalls für 
12 Kranke bestimmte Doecker’sche transportable Baracke auf¬ 
gestellt. Da jedes dieser Gebäude eine Trennung der männlichen 
von den weiblichen Kranken zuliess, so war es möglich, in einem 
die sämmtlichen mit Kommabazillen behafteten Personen unter- 
zubringen, während das andere für Verdächtige bestimmt war. 

Die Zahl der Cholerafälle wurde noch durch 2 auf einem 
am 25. Oktober in Zerpenschleuse angekommenen Kahne erkrankte 
Schiffsleute vermehrt, von denen der eine in wenigen Stunden ver¬ 
starb, während der andere keinerlei Krankheitserscheinungen zeigte 
und die Diagnose nur durch die bakteriologische Untersuchung 
ermöglicht wurde; die übrigen Insassen des Kahnes waren cho¬ 
lerafrei. 

Die beiden infizirten Häuser wurden unter Zuhülfenahme der 
Berliner städtischen Desinfektionsanstalt desinfizirt, ihre nicht mit 
Bazillen behafteten Bewohner für die Dauer der Desinfektions¬ 
arbeiten in der einen Baracke untergebracht; ebenso wurde der 
Kahn, auf dem sich die beiden Cholerafälle ereignet hatten, desinfizirt. 

Die Untersuchung der Stuhlgänge der verdächtigen Personen 
wurde so lange fortgesetzt, bis sie nachweislich 5 Tage von Ba¬ 
zillen frei waren. Am 17. November konnten die letzten Insassen 
des Lazareths entlassen werden. Todesfälle unter den Erkrankten 
waren nicht mehr zu verzeichnen. 

Der Mann der Schifferfrau, welcher von Hamburg gekommen 
war, wurde mit seinem Kahne in Stettin ermittelt, er und seine 
Schiffsinsassen waren cholerafrei. 

Die im Vorstehenden geschilderte Epidemie ist insofern inter¬ 
essant, als bei derselben in ausgedehntestem Masse alle cholera¬ 
verdächtigen Personen in den Bereich der Untersuchungen gezogen 
worden sind. Von 22 Personen wurden bei 11 Bazillen im Stuhl- 
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gang gefunden, 3 davon hatten klinisch scharf ausgeprägte Cholera 
und starben 2 von ihnen, 2 andere zeigten Brechdurchfälle, 2 nur 
ganz leichte Darmerscheinungen, während bei 4 Personen auch 
nicht das geringste Zeichen einer Darmerkrankung oder eine Spur 
von Unwohlsein vorhanden war; unter letzteren befanden sich zwei 
Kinder im Alter von 1 Jahr 4 Monaten und einem Monat. 

Die bakteriologischen Untersuchungen wurden sämmtlich in 
dem Institut für Infektionskrankheiten ausgefiihrt und es war 
fast bei allen Fällen möglich, innerhalb 12 Stunden genaue Re¬ 
sultate zu erhalten. Diese mit Hülfe des Peptonverfahrens er¬ 
zielte Schnelligkeit in der Erlangung der exakten wissenschaft¬ 
lichen Diagnose muss als ein eminenter Fortschritt in der ganzen 
Behandlung der Choleraepidemien angesehen werden, da selbst, 
wenn man die Zeit für die Entnahme und den Transport der ver¬ 
dächtigen Stuhlentleerungen in Betracht zieht, es jetzt voraus¬ 
sichtlich immer binnen 24 Stunden möglich sein wird, einen ge¬ 
nauen Aufschluss über das Bestehen resp. Nichtbestehen der Seuche 
zu erhalten und die Kranken von den Gesunden zu trennen. 

Unter den Schutzmassregeln gegen die Verbreitung der Er¬ 
krankung steht meiner Auffassung nach in erster Linie die strengste 
Isolirung aller verdächtigen Personen und es muss der Kreis der¬ 
selben möglichst weit gezogen werden; da die Isolirungsdauer in 
den meisten Fällen nur 24 Stunden lang sein wird, dürfte dies 
unbedenklich sein. 

Bei den Erkrankungen in Ortschaften, wo es unmöglich ist, 
geeignete Gebäude für Isolirungen resp. Lazarethzwecke zu ge¬ 
winnen, wie im vorliegenden Falle, empfehlen sich transportable 
Baracken. 

In Zerpenschleuse war eine Doecker’sche Baracke auf ge¬ 
stellt, die den Anforderungen an ein vorübergehend zu benutzendes 
Lazareth voll entsprach. Sie war in noch nicht drei Tagen von 
ungeübten Arbeitern aufgestellt, war gut heizbar und vollständig 
wetterdicht. Ich kann jedoch mit der Bemerkung nicht zurück¬ 
halten, dass der Preis dieser Baracken ein sehr hoher ist und 
dass sie sehr sorgfältig behandelt werden müssen, wenn sie längere 
Zeit gebraucht werden sollen. Es ist ganz unvermeidlich, dass 
bei dem Hantiren mit Bettstellen, Tischen etc. in denselben die 
Pappwände verletzt werden. Wo man nur mit gut ausgebil¬ 
deten Krankenwärtern zu thun hat, wie in ständigen Lazarethen, 
wird sich die vorsichtige Behandlung des Gebäudes leicht erreichen 
lassen, wo man aber für den groben Krankenwartdienst auf ge¬ 
wöhnliche Arbeitskräfte angewiesen ist, wird es schwer sein, Be¬ 
schädigungen zu vermeiden. 

Eine zweite vom Nieder-Barnimer Kreise angekaufte und im 
Sommer 1892 aufgestellte Doecker’sche Baracke, welche noch 
nicht benutzt worden ist, zeigte sich jetzt nach 1 1 / 2 Jahren in 
wenig vorteilhaftem Zustande. Abgesehen von mutwilligen Be¬ 
schädigungen, die derselben durch Steinwürfe etc. zugefügt waren 
fand sich namentlich, dass die Rahmen der Thüren sich geworfer 
hatten, wodurch die Schlussfähigkeit gehindert wurde, und dass 
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die äussere Bekleidung vielfache von der Witterung herstammende 
Schädigungen aufwies. Ein widerstandsfähigeres Material als die 
Do eck er’sehe Pappe dürfte überall da besonders vorzuziehen 
sein, wo die Baracke eine vor Wind und Wetter ungeschützte 
Lage hat. 

Zum Schluss möchte ich noch mittheilen, dass die Kranken¬ 
pflege in dem Zerpenschleuser Lazareth von einer Märkischen 
Schwester besorgt wurde, die sich auf das Vorzüglichste bewährt 
hat, und auch auf dieses Institut, das Märkische Haus für Kranken¬ 
pflege, Berlin SW, Kleinbeerenstrasse 7, besonders empfehlend 
hinweisen. 

Ein kasuistischer Beitrag zur weiteren Kenntniss der 
Verbreitungsmöglichkeiten der Masern. 

Von Kreisphysikus Dr. A. Kühn in Uslar. 

Es hat für die öffentliche Gesundheitspflege selbstverständlich 
das grösste Interesse, die natürlichen Verbreitungswege der ver¬ 
schiedenen Infektionskrankheiten immer genauer kennen zu lernen, 
und die Art und Weise der natürlichen Uebertragung bei den ein¬ 
zelnen Iformen an klar zu übersehenden Eiiizelfällen zu studiren. 
Besonders wichtig sind uns in dieser Beziehung die Erstfälle der 
akuten Exantheme, welche in abgeschlossenen Menschengruppen 
oder Familien Vorkommen, deren Verkehr mit der Aussen weit sich 
genau bis zur Uebertragungsmöglichkeit der betreffenden Krankheit 
verfolgen lässt. Gewinnt man bei solchen Nachforschungen ein- 
wandsfreie Thatsachen, so vermehrt man eine Kasuistik, welche 
wir zur Lösung mancher noch offenen Fragen in der Prophylaxe 
dieser Krankheiten zur Zeit noch nicht entbehren können. 

Da ist z. B. die morbillöse Infektion. Dass der Ansteckungs¬ 
stoff 1 ) der Masern an Gegenständen, welche mit Kranken in Be¬ 
rührung oder in einem Raume waren, haftet, dass derselbe ver¬ 
mittelst solcher Effekten nach anderen Plätzen, selbst auf weite 
Entfernungen hin verschleppt werden kann, wissen wir seit jeher. 
Wie lange aber der Ansteckungsstoff an den Gegenständen nach 
ihrer Entfernung aus dem Krankenzimmer infektionskräftig bleibt, 
welchen Einfluss ferner die verschiedene Beschaffenheit der Gegen¬ 
stände, ihre Aufbewahrung, resp. ihre Verpackung beim Transport 
und Anderes auf die Konservirung oder Abtödtung der an den¬ 
selben haftenden Krankheitskeime haben, darüber bedürfen wir 
weiterer Aufklärung. 

Der erste Masernfall, welcher jüngst in meinem derzeit absolut 
masernfreien Wohnort vorkam, bietet nun zwar in der angedeute- 

*) Anmerkung. Die früher von Thaon und später von Cornil und 
Babes bei Masernkrauken gefundenen und als spezifische Infektionserreger be¬ 
triebene Mikroorganismen — Diplo - Streptokokken und kurze Bazillen —, 
haben keine grössere Beachtung gefunden. Ob ferner der von den Assistenz¬ 
ärzten am Krankenhause Moabit Drr. Canon und Pie licke neuerdings — 
Berliner klinische VVocheuschrift 1892 Nr. 16 — im Blut, Auswurf, Nasen- und 
Koajonktivalsekret Masernkranker nachgewiesene Bacillus wirklich ein spezifischer 
Maternb&cillus ist, bedarf weiterer Bestätigung. 
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teil Richtung nicht etwa ganz Neues, erinnert vielmehr an ähn¬ 
liche, hier und da berichtete Vorkommnisse; er ist indess zur 
weiteren Kenntniss der Verbreitungsmöglichkeiten und besonders 
der Lebensdauer der die morbillöse Atfektion bedingenden Infektions¬ 
keime so bemerkenswert!!, dass seine Veröffentlichung gerecht¬ 
fertigt erscheinen dürfte. 

Am 14. Oktober d. J. war der sechsjährige Knabe Karl W. 
von einem zweiwöchigen Besuche seiner Grosseltern aus dem von 
einer Masernepidemie heimgesuchten Bergstädtchen Gr. nach hier 
zurückgekehrt. Der Knabe war, trotzdem er früher schon Masern 
durchgemacht hatte, in Gr. streng von Masernkranken und deren 
Wohnungen fern gehalten, hatte zwar mit einem gleichaltrigen 
Vetter, dessen Schwester während der Besuchszeit Masernkonvales- 
centin war, gespielt, aber nur beim Abschied in Begleitung Er¬ 
wachsener kurze Zeit den Hausflur der Wohnung seines Vetters 
betreten dürfen. Der Knabe war also in Gr. noch nicht einmal 
in die Nähe eines Masernkrankenzimmers gekommen, geschweige 
denn bei einem Masernkranken gewesen. Dagegen fand der Knabe 
schon bei seiner Ankunft in Gr. am 1. Oktober als Spielzeug ein 
etwa 10 cm langes und etwa halb so hohes und breites Holz¬ 
kästchen vor, welches mit 4 cm langen und 8 cm breiten grün 
gefärbten Papierblättchen gefüllt war, deren Papierstoff etwa die¬ 
selbe Stärke und Beschaffenheit, wie die der Postkarten hatte, 
sich von diesem neben der Grünfärbung indess dadurch unterschied, 
dass er beim Auftropfen von Salpetersäure Gelbfärbung zeigte, 
also Holzstoff enthielt, während bei den von mir darauf hin unter¬ 
suchten Postkarten diese Gelbfärbung nicht eintrat. 

Die grünen Papierstückchen waren auf einer Seite bedruckt 
und stellten Marken für Konsumvereinsmitglieder dar. Sie waren 
von der erkrankten Kousine, der Schwester des Spielgefährtens 
Karls, während der Prodromalerscheinungen und bei der be¬ 
ginnenden Eruption der Masern zwischen dem 24.—26. September 
zur Unterhaltung aus grossen Bogen ausgeschnitten und hatten 
dem Kinde in ihrem Bettchen als Spielzeug gedient. Die Blätt¬ 
chen waren jedoch eingezogenen Erkundigungen nach spätestens 
schon am 26. September in das Kästchen getlian, aus dem Kranken¬ 
zimmer entfernt, in das gegenüberstehende Haus der Grosseltern 
Karls gebracht und hier bis zu dessen Eintreffen aufbewahrt. 
Der Knabe hat. dann während seiner Besuchszeit in Gr. öfter mit 
den Marken gespielt. 

Gleich nach der Rückkehr in’s Elternhaus, noch am 14. Ok¬ 
tober, zeigte der Knabe seinen Schatz den beiden Schwestern, 
von denen eine ältere auch schon maserndurchseucht war, während 
die D/jjährige Gertrud noch keine Masern gehabt hatte. An 
jenem und an den folgenden Tagen hat er dann in Gegenwart 
und unter Betheiligung der kleinen Gertrud mit den Marken ge¬ 
spielt; die letztere hat dies noch am 20. Oktober und zwar an 
diesem Tage stundenlang getlian. Hierauf ist das Kästchen mit 
den Marken zur Seite gestellt. 

Am 23. Oktober bekam die bis dahin gesunde Kleine Sehnap- 
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fen und Husten, am 25. setzten die gewöhnlichen Prodromal- 
erseheinungeu ein und am 26. war bei ihr starker Masernausschlag 
mit den bekannten Begleiterscheinungen entwickelt. Die Infektion 
brachte bei tagelang hohen Temperaturen und grosser Prostration 
Erscheinungen der sogen, katarrhalischen Pneumonie, lief aber gut 
aus. Von diesem Erstfalle sind dann die Masern durch die von 
der Erkrankten nicht fern zu haltenden beiden gesunden Ge¬ 
schwister wahrscheinlich in die Familien nahe wohnender Ver¬ 
wandter getragen; denn bei diesen traten nach etwa 14 Tagen wei¬ 
tere Masernfalle auf. 

Bei Berücksichtigung der über Inkubationsdauer der mor- 
billösen Infektion bekannten Thatsachen kann es keinem Zweifel 
unterliegen, dass in diesem Erstfall von Masern die Ansteckung 
der kleinen Gertrud um den 14. Oktober herum geschehen 
ist. Das Kind hat am 23. Oktober Husten, am 25. Prodromal¬ 
symptome und am 26. Oktober das ausgeprägte Bild der Masern 
gezeigt. Rechnet man nun vom 26. Oktober 10—13 Tage zurück, 
so hat man die Zeit zwischen dem 13.—16. Oktober. Das Kind 
ist aber vor dem 14. Oktober weder mit Masernkranken noch mit 
morbillö8 infizirten Effekten in Berührung gekommen; denn in der 
Stadt Uslar herrschten keine Masern, die Eltern des Kindes wohnen 
überdies vor der Stadt in einer isolirt liegenden Beamtenwohnung; 
und ein Fremder ist vor und nach dem 13. Oktober weder mit 
dem Kinde, noch mit der Familie in Berührung gekommen. Am 
14. Oktober und an den folgenden Tagen konnten aber nur die 
Marken die Masernkeime auf die Gertrud übertragen haben, da 
ihr Bruder und der ihn zurückbringende Grossvater in keinem 
Masernzimmer gewesen waren, also auch in ihrem Zeuge keine 
Infektionsstoffe mitgebracht haben konnten, während die Blättchen 
sicher während der morbillösen Prodromal- und Eruptionszeit 
infizirt waren. Die Sache liegt also meiner Meinung nach so klar, 
dass es selbst des bakteriologischen Nachweises, wenn ein solcher 
überhaupt schon möglich wäre, kaum bedürfte, um die Behauptung 
zu begründen, dass in diesem Falle die Masern durch die Papier¬ 
blättchen übertragen sind. 

Was lehrt uns der vorgetragene Fall ? Zuerst die bemerkens- 
werthe Thatsache, dass sich der Infektionsstoff an einer Holzstoff 
enthaltenden und grün gefärbten Papiermasse mindestens 20 Tage 
lang infektionskräftig gehalten hat, trotzdem die Papierblättchen 
während dieser Zeit beim Spielen des Knabens mit seinem Vetter 
in Gr. doch wohl öfter, vielleicht täglich stundenlang dem Tages¬ 
licht ausgesetzt und dabei sicherlich tüchtig durchgeschüttelt, also 
mit der Luft in Berührung gekommen waren. Allerdings sind die 
Blättchen während der ganzen übrigen Zeit im Kästchen, also im 
Dunkeln aufbewahrt, und überdies mit dem während der Pro¬ 
dromal- und Eruptionszeit eines Masernkranken produzirten Con- 
tagium infizirt. Ich möchte diesen Umstand deshalb betonen, 
weil in jüngster Zeit (Ob. - Stabsarzt Dr. Reger- Hannover) auf 
Grund von Zahlenzusammenstellungen über 15 in Kadettenhäusern 
beobachteten Masernepidemien wahrscheinlich gemacht ist, dass 
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überhaupt nur das Prodromal- und Eruptionsstadium der Masern 
ansteckend sei. Unser Fall scheint diese Behauptung’ wenigstens 
insofern zu unterstützen, als für den aus dieser Zeit stammenden 
morbillösen Infektionsstoff eine Tenacität und Lebensfähigkeit von 
mindestens 20 Tagen erwiesen ist. Denn hier haben die im Pro¬ 
dromal- und Eruptionsstadium der Krankheit infizirten Blättchen 
nach dieser Zeit die Uebertragung der Masern aus einer Stadt in 
eine entfernte andere vermittelt. 

Es erscheint nach unserem Fall jedenfalls nicht unwahr¬ 
scheinlich, dass die Masernkrankheit gelegentlich auch vermittelst 
Postkarten, welche im Zimmer von Masernkranken aufbewahrt 
oder beschrieben wurden — durch Briefe soll nach Thuessing 
ja schon Aehnliches vorgekommen sein — auf weite Entfernung 
hin verpflanzt werden kann. Dann werden Schreibhefte und Schul¬ 
bücher, welche von Masernkranken noch beim Beginn der Krank¬ 
heit benutzt waren, selbst nach ihrer alsbaldigen Entfernung aus 
der Umgebung der Kranken doch noch nach 3 Wochen die Weiter¬ 
verbreitung der Krankheit bewirken können. Endlich geht aus 
den angeführten Thatsachen hervor, dass die Aufbewahrung mor- 
billös infizirter Effekten bei Lichtabschluss die Infektionskraft des 
daran haftenden Kontagiums ganz erheblich zu konserviren scheint, 
und dass eine nur zeitweilig die Aufbewahrung im Dunkeln unter¬ 
brechende Belichtung der Gegenstände das an denselben haftende 
Kontagium nicht wesentlich beeinflusst. 


Zeugen- oder Sachverständigengebühren. 

Mitgetheilt von Kreisphysikos Dr. Strassner in Halberstadt. 

In der Strafsache wider die unverehelichte K. wegen Kindes¬ 
mordes beantragte ich, weil es sich um eine Sturzgeburt handelte 
und weil beim Kinde Schädelverletzungen Vorlagen, Besichtigung 
des betr. Abortes, um über die Verhältnisse desselben mich in- 
formiren zu können und mit Bezug auf die Angaben der K. in der 
Lage zu sein, ein Gutachten abzugeben. 

Ich erhielt hierauf nicht den Auftrag, einen Vorbesuch zu 
machen, sondern wurde zu einem bestimmten Termine an Ort und 
Stelle vorgeladen. Meine Liquidation von G Mark für einen Ter¬ 
min als Sachverständiger wurde vom hiesigen Künigl. Amtsgericht 
zurückgewiesen und mir nur 2 Mark als Zeuge zugebilligt. 

Ich habe darüber beim Königl. Landgericht Ende Juli. v. J. 
Beschwerde eingelegt und sind mir durch den unten folgenden 
Beschluss desselben unterm 6. Januar d. J. die Sachverständigen¬ 
gebühren zugestanden worden. 

Beschluss. 

„In der Strafsache gegen die unverehelichte K. aus H. wegen Kindes¬ 
mordes hat das Unterzeichnete Gericht auf die Beschwerde des Kreisphysiku> 
Dr. St. beschlossen, dass demselben für die Lokalbesichtigung des Thatortes am 
10. Juni 1893 die Sachverständigen-Gebühren zu gewähren sind. Die Koste» 
fallen der Staatskasse zur Last. 

Das Gericht ist hierbei von der Erwägung ausgegangen, dass derartige 
Ortsbesichtigungen wie im vorliegenden Falle zur Vorbereitung und Unterstützuig 
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des später abzugebenden Gutachtens unerlässlich sind, dass dieselben daher nicht 
nach den Grundsätzen des Zeugenbeweises anzusehen sind, weil sonst jeder Dritte 
Nicht-Sachverständige die betreffende Sinnes-Wahrnehmung gleichfalls machen 
könnte, dass dieselben vielmehr als zur eigentlichen Snchverständigen-Thätigkeit 
gehörende erachtet werden müssten, für welche Thätigkeit demgemäss auch die 
Sachverständigen-Gebühren zu gewähren sind. Der vom Vorderrichter heran¬ 
gezogene §. 85 Strafprozessordnung 1 ) und Loewer*) Anmerkung 4 dazu passt 
im vorliegenden Falle nicht, da hier der Sachverständige nicht über einen in 
der Vergangenheit liegenden Punkt als Zenge vernommen ist, vielmehr nach 
obiger Ausführung nur eine Vorbereitungs- Handlung zu seinem Gutachten 
vorliegt. Königl. Landgericht, Strafkammer.“ 


Aus Versammlungen und Vereinen. 

VII. Hauptversammlung des Mecklenburgischen Medizinal- 
Beamtenverein« zu Kostock am SO. November 1893. 

Erschienen waren zu der Versammlung von den Mitgliedern die Kreis¬ 
physiker Dr. Griewanck-Bützow, Ob.-Med.-Rath Dr. Lesenberg-Rostock, 
Med.-Rath Dr. Barck-Rehna, Med.-Rath Dr. H ave mann-Dobbertin, San.-Rath 
Dr. Unruh-Wismar, San.-Rath Dr. K arsten-Wismar, San.-Rath Dr. Stephan- 
Dargun, Dr. W i 1 h e 1 m i - Schwerin, Dr. Viereck - Ludwigslust und Dr. Mulert- 
Hagenow; als Gäste waren anwesend der Referent für Medizinal - Angelegen¬ 
heiten im Ministerium Herr Geh. Med.-Rath Dr. Müller, sowie Dr. Borck- 
Roatock. 

Nach Eröffnung der Versammlung begrüsst der Vorsitzende Herrn Geh. 
Med.-Rath Müller und gedenkt dann der beiden verstorbenen Mitglieder Med.- 
Rath Dr. D ö h n - Schwerin und Dr. Giffenig-Hagenow, von denen ersterer 
als Direktor des Landes - Impfinstituts Mitglied des Vereins war, letzterer, das 
jüngste Mitglied des Vereins, nach kaum einjähriger Amtsthätigkeit, der er sich 
mit regem Eifer hingegeben hatte, aus seinem Wirkungskreise herausgerisseu 
worden ist. Zu Ehren des Andenkens der Verstorbenen erheben sich die Anwe¬ 
senden von ihren Sitzen. 

I. Jahresbericht. 

San.-Rath Dr. Karsten (Schriftführer): Die Zahl der Mitglieder betrug 
nach dem Abgang der beiden verstorbenen Mitglieder 14; durch den inzwischen 
erfolgten Eintritt von Giffenig’s Nachfolger, Kreisphysikus Dr. Mulert, 
hat sich dieselbe wieder auf 15 gehoben. — Im abgelaufenen Geschäftsjahr hat 
zum ersten Male eine ausserordentliche Versammlung stattgefunden behufs Stel¬ 
lungnahme zum Reichs-Seuchengesetz. — Bei der Euthüllungsfeier des Denk¬ 
mals Sr. Königlichen Hoheit des hochseligen Grossherzogs Friedrich Franz II. 
waren die Kreisphysiker des Landes durch die Kollegen Lesenberg und 
Karsten vertreten. 


*) §.85, St.-P.-0.: Insoweit zum Beweise vergangener Thatsachen oder 
Zustände, zu deren Wahrnehmung eine besondere Sachkunde erforderlich war, 
sachkundige Personen zu vernehmen sind, kommen die Vorschriften über den 
Zeugenbeweis zur Anwendung. 

*) Anm. 4: Ein sachverständiger Zeuge, der nicht zugleich ein Gutachten 
abgegeben hat, kann auf Entschädigung nur nach Massgabe des §. 70*) 
(nicht des §. 84**) Anspruch machen; die Gebühren-0. enthält eine besondere 
Vorschrift in Betreff eines solchen Zeugen nicht. 

*) § 70. Jeder von dem Richter oder der Staatsanwaltschaft, geladene 
Zeuge hat nach Massgabe der Gebührenordnung Anspruch auf Entschädigung 
aus der Staatskasse für Zeitversäunniiss und, wenn sein Erscheinen eiue Reise 
erforderlich macht, auf Erstattung der Kosten, welche durch die Reise und den 
Aufenthalt am Orte der Vernehmung verursacht werden. 

**) §. 84. Der Sachverständige hat nach Massgabe der Gebührenordnung 
Anspruch auf Entschädigung für Zeir.versäumniss, auf Erstattung der ihnen ver¬ 
ursachten Kosten und ausserdem auf angemessene Vergütung für seine Mühe¬ 
waltung. 
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Referent bespricht dann kurz die im abgelaufenen Geschäftsjahr erlassenen 
Gesetze, Verfügungen und Cirkulare, die von Wichtigkeit für die 
Stellung und Thätigkeit der Kreisphysiker waren. 

Die grössere Mehrzahl derselben beziehen sich auf Abwehrmassregeln 
gegen die Cholera und anderen Ergänzungen resp. Erweiterungen bereits 
im Vorjahre erlassener Verfügungen. Neu ist die Verfügung, dass die Kreis¬ 
physiker die zur Aufnahme von Rüben- etc. Arbeitern bestimmten Massen¬ 
quartiere im Domänium auf ihre sanitären Zustände ex officio zu prüfen 
haben, in der Ritterschaft und auf städtischem Gebiet bedarf es zu 
solchen Prüfungen und Revisionen eines Spezialkommissoriums von Fall zu Fall. 

Als Ergänzung früherer Verordnungen anzusehen ist, dass die Kreisphysiker 
in Zukunft sich bei Meldungen von Diphtherie-Erkrankungen in einem 
Ort ohne Aufforderung der Ortsbehörden abzuwarten an Ort und Stelle zu be¬ 
geben haben, um die nöthigen Massnahmen gegen Weiterverbreitung der Krank¬ 
heit zu veranlassen. 

Als von den meisten Physikern wohl schon längst gewünscht und daher 
jetzt mit Freuden begrüsst, darf wohl die Verordnung gelten, nach der in Zu¬ 
kunft nicht nur Todesfälle, sondern auch jeder Erkrankungsfall anUnter- 
leibstyphus, Ruhr, Scharlach, Diphtherie, Croup, Pocken, Kind¬ 
bettfieber, Flecktyphus, Rückfallfieber, epidemische Genick¬ 
starre, Rotz und Milzbrand sofort auf vorgedruckten Formularen, die den 
Aerzten frankirt von der Ort9obrigkeit ihres Wohnortes geliefert werden, an den 
Physikus und die Ortsobrigkeit zu melden sind. Bezüglich des Kindbett¬ 
fiebers wird auch die Bestimmung von grosser Wichtigkeit für die Zukunft 
sein, dass der Physikus jeden ihm gemeldeten derartigen Fall telegraphisch mit 
Angabe der Hebamme, in deren Praxis derselbe vorgekommen ist, an den zu¬ 
ständigen Hebammen - Aufsichtsarzt weiter zu melden hat. 

Im Frühjahr des Jahres 1893 war seitens des Ministeriums von den Phy¬ 
sikern eine Zusammenstellung ihrer jährlichen Einnahmen, sowie die Durch¬ 
schnittseinnahme der letzten 5 Jahre, bestehend aus ihrem Gehalt, aus gerichts¬ 
ärztlichen Gebühren und solchen aus Geschäften der Medizinal - Verwaltung, 
sowie aus Nebeneinnahmen und anderen amtlichen Stellungen als Arzt, ein¬ 
gefordert. 

Mit Dank haben jedenfalls alle Physiker dieErhöhungderWittwen- 
pension auf 400 Mark statt der bisherigen 150 Mark begrüsst. 

II. Mittheilungen ans dem Landesimpfinstitut. 

Kreisphysikus Dr. Wilhelmi-Schwerin (Autoreferat): Nach einigen ein¬ 
leitenden Worten schildert Vortragender, der am 1. Januar 1893 die Leitung 
des Impfinstituts übernommen hat, die Einrichtung und den Betrieb der Anstalt, 
um daran anschliessend über die während der verflossenen Impfperiodo erzielten 
Resultate zu berichten. 

Das Institutsgebäude ist auf dem Schweriner Schlachthofe belegen. Es 
befindet sich in ihm ein heizbarer Stall, ein Impfraum und ein Laboratorinm 
(Versandtraum). Sämmtliche Räume sind mit Gasleitung versehen zum Zwecke 
der Beleuchtung (Auer’sches Glühlicht!), der Heizung (Sterilisirofen, Aachener 
Badeofen, Kochheerd) und Ventilation (Flamme im Schornstein des Stalles). Die 
Wände sind mit Porzellanemaillefarbe gestrichen, der Fussbnden ist zementirt. 

Geimpft wurden, und zwar alle mit Kälberlyraphe, in Summa 42 
Kälber im Alter von 6—14 Wochen und mit einem Anfangsgewicht von 78 bis 
152 kg. Die durchschnittliche Gewichtszunahme der Thiere während ihres Auf¬ 
enthalts im Institut betrug 5 kg (Minimum — 2,5, Maximum -f-13 kg). Die 
Thiere erhielten pro Tag 12—15 Liter erwärmte Vollmilch. Der Gesundheits¬ 
zustand war im Allgemeinen gut, doch musste die Lymphe von 6 Kälbern von 
der Verwendung ausgeschlossen werden, 4 Mal wegen Tuberkulose, 2 Mal wegen 
Verdachts auf diese Krankheit. 

Selbstverständlich geschieht sowohl die Impfung, als auch die Abnahme 
und weitere Präparation des Impfstoffes unter den strengsten antiseptischen 
Kautelen. Die Impfung selbst findet in der Weise statt, dass zunächst die 
Bauchfläche des Thieres incl. Hodensack resp. Euter und einem Theil der Ober¬ 
schenkel-Innenfläche rasirt und peinlich genau gereinigt wird. Es werden dann 
mit dem mit Lymphe benetzten Instrument längere oder kürzere, ganz ober¬ 
flächliche Schnitte angelegt, parallel zu einander, etwa 1— 1 '/, cm von ein- 
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ander entfernt. Die Schnitte dringen nur eben bis auf die Cutis, jede Blutung 
wird sorgfältig vermieden. Vortragender benutzt nach Döring’s Vor¬ 
schlag zur Führung der Schnitte den Rücken der Spitze eines gewöhnlichen 
Skalpells, man lernt dies Instrument leicht so führen, dass man gerade tief 
genug eindringt, schnell und sicher zugleich; in der mehr gerissenen als ge¬ 
schnittenen Wunde haftet die Lymphe ganz besonders gut; zur Sicherheit wird 
sie schliesslich noch sorgfältig eingerieben. Nach durchschnittlich 4 Mal 24 
Stunden haben sich die Pocken soweit entwickelt, dass man die Abnahme des 
Impfstoffes vornehmen kann. Sie präsentiren sich dann als leicht geröthete, in 
der Mitte graulich durchscheinende, hie und da mit leichten Borken bedeckte 
Streifen. Nach abermaliger gründlicher Reinigung des Operationsgebietes mit 
Seife und warmem Wasser, schliesslicher Nachspülung mit sterilisirtem Wasser 
und Trocknung mit sterilisirter Oaze, wird nun mit dem scharfen Löffel die 
Pockenmasse durch ein maliges, scharfes Hinüberstreichen — der Länge nach — 
entfernt, und in einem sterilisirten Glasgefäss gesammelt. Es wird von dem 
Vortragenden ein besonderer Werth darauf gelegt, dass man jede Pocke nur 
ein Mal mit dem Löffel bearbeitet; auf diese Weise erhält man nicht allein 
eine fast blutfreie, weiss oder weissgrau aussehende Lymphe, sondern es werden 
auch die Thiere nicht unnöthig gequält. Allerdings wird vielleicht die Ausbeute 
eine etwas geringere, doch ist der Unterschied nicht gross. 

Die abgekratzte Masse wird nun zuerst im Porzellanmörser und dann 
vermittelst der Döring’schen Lymph-Verreibungsmaschine mit Glycerin und 
etwas Wasser zu einer gleichmässigen Emulsion verrieben und auf verschieden 
groase Glaskapillaren gezogen, die über einer Löthlampe geschmolzen werden. 
Die Menge der genannten drei Bestandtheile verhält sich wie 1:4:1. 

Je nach den Kälbern erhält man sehr verschiedene Mengen Pockenmasse, 
im verflossenen Jahre schwankte diese Menge zwischen 2,75 und 22,5 gr, durch¬ 
schnittlich wurden 9,7 gr pro Kalb gewonnen. Es wurden im Ganzen 74910 
Portionen Impfstoff hergestellt (durchschnittlich 1780 pro Kalb). 

Die Schlachtung der Thiere findet erst dann statt, wenn nach der Ab¬ 
impfung die Wundfläche abgetrocknet und das Thier fieberfrei geworden ist, 
da andernfalls das Fleisch nicht verkäuflieh sein würde. Demzufolge kann 
eine Mischung des von verschiedenen Thieren gelieferten 
Impfstoffes bei uns nicht stattfinden. Nach der Schlachtung wird 
das Thier — das natürlich auch bereits vor der Impfung untersucht worden und 
während der ganzen Zeit unter sorgfältiger thierärztlicher Beobachtung gestanden 
hat — sezirt nnd die Lymphe nur dann zum Versandt gebracht, wenn särnrnt- 
liche Organe gesund befunden worden, wobei natürlich vorwiegend auch auf 
Tuberkulose gefahndet wird. In der Regel wird vor Versendung der Lymphe 
auch noch eine Probeimpfung bei einem Kinde vorgenommen. 

Was nun die im Jahre 1893 mit der Schweriner Lymphe erzielten Re¬ 
sultate angeht, so sind durchschnittlich bei Erstimpflingen 2.03, bei Wieder- 
imflingen 11,07 ° 0 Misserfolge zu verzeichnen gewesen. Vergleicht man hiermit 
die entsprechende Zahlen der Vorjahre, so erhält man folgende Tabelle: 

Misserfolge bei 



Erstimpfungen: 

Wiederimpflingen 

1890 

3,37 o/ 0 

11 , 45 «/; 

1891 

4,2 „ 

14.2 „ 

1892 

8.« „ 

18,5 * 

1893 

2 03 

“v"' V 

11,07 „ 


Es kann keinem Zweifel unterliegen, dass die Lymphe verschiedener 
Kälber sehr verschiedene Wirkung zeigt, auch wenn dieselbe Lymphe als Stamm¬ 
lymphe benutzt worden ist. Vielleicht erhält man bei Mischung verschiedener 
Lymphen — die, wie oben bemerkt, bei uns nicht angängig ist — ein konstanteres 
Resultat. Daneben aber sind zwei weitere Punkte entschieden von ausge¬ 
sprochenstem Einfluss aut die Zahl der Impferfolge und Misserfolge. 

Einmal lässt sicherlich die Technik d es I mpfens hie und da mancherlei 
zu wünschen übrig (die Schnitte werden zu tief angelegt, so dass herausijuelli ndes 
Blut die anfgetragene Lymphe wieder wegspült., die letztere wird nicht genügend 
eingerieben etc); es wäre sonst nicht erklärlich, warum z. B. bei ein- und demselben 
Kalb 7 Impfärzte zusammen über 435 Erstimpfungen ohne Misserfolg, zwei andere 
über 74 resp. 105 Erstimpfnngen mit 11 resp. 9 °/„ Misserfolgen berichten (!). Weiter 
fällt insbesondere bei Wiederimpfungen der Umstand sehr wesentlich in’s 
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Gewicht, dass von den verschiedenen Impfärzten die Beurtheilung der er¬ 
zielten Impfresultate sehr verschieden gehaudlmbt wird. Wenn das Ge¬ 
setz bei Wiederimpfungen nur die Entwickelung von „Knötchen oder Bläschen“ 
verlangt, so fällt im konkreten Fall die Entscheidung darüber, ob eine bei der 
Nachschau sichtbare geringe Reaktion noch als „Knötchen“ oder „Bläschen“ zu 
rechnen sei, sehr verschieden aus, — und so erhält — wie aus den bei dem Impf¬ 
institut geführten Listen klar hervorgeht — der eine Arzt natürlich eine weit 
grössere Zahl von Misserfolgen als der andere. Ganz besonders deutlich ist 
dieser Uebelstand uns bei einem Kalbe entgegen getreten. Von diesem Kalbe 
sind 648 Erstimpflinge mit 0,44°/ 0 Fehlimpfungen geimpft worden, unter den 
618 Wiederimpfungen aber sind 115, d. h. 15,80% Misserfolge zu verzeichnen! 
Von diesen 115 entfallen 7 3 auf einen einzigen Impfarzt (!), die 
übrigen-vertheilen sich auf 31 andere Aerzte. Dass der genannte eine Arzt 
aber die Lymphe in ebenso tadelloser Qualität erhalten hat, wie die übrigen 
Kollegen, ergiebt sich daraus, dass er gleichzeitig 46 Erstimpflinge ohne Fehl¬ 
schlag und 178 Wiederimpflinge mit Erfolg geimpft hat. 

Eine einheitliche Handhabung der Impftechnik und eine gleichmäßige 
Deutung der Impferfolge wird sich aber um so weniger erreichen lassen, wenn, 
wie in Mecklenburg, die Zahl der Impfärzte eine sehr grosse ist und daher 
werden auch in Zukunft die auf Grund der eingegangenen Meldekarten berech¬ 
neten Zahlen nicht ohne Vorbehalt zur Beurtheilung der Wirksamkeit der von 
dem Landes-Impfinstitut gelieferten Lymphe verwandt werden dürfen. 

Zum Schluss macht Vortragender noch darauf aufmerksam, dass eine Zu¬ 
sammenstellung der „Schnitterfolge“, d. h. eine statistische Verwerthung der 
Spalten 17 und 18 unserer Impflisten („Zahl der gemachten Impfschnitte“ und 
„Zahl der entwickelten Pusteln“) vollständig zwecklos erscheinen muss, so lange 
auch hier keine Einheitlichkeit unter den Aerzten erzielt ist. Denn wenn der 
eine Kollege in 6 Impfschnitten bis zu 20 und 30 Pusteln zählt, der andere — der 
jeden erfolgreichen Schnitt als eine Pustel rechnet — es naturgemäss auf höch¬ 
stens 6 Pusteln bringt, so muss eine Aufrechnung der betreffenden Spalten voll¬ 
ständig werthlose Zahlen ergeben. Nur wenn pro Schnitt höchstens eine Pustel 
gerechnet wird, würden die Summen der Schnitte verglichen mit den Summen 
der Pusteln einen zahlenmässigen Ausdruck der „Schnitterfolge“ darbieten. 

(Schluss folgt.) 


Kleinere Mittheilungen und Referate aus Zeitschriften. 

A. Gerichtliche Medizin. 

In das Berliner Leiclienschauliaus eingelieferte Leichen pro August 



lieber Cyanhacinatin. Von Dr. Heinrich Szigeti. Ans dem Institut 
für Staatsarzneikunde der König!, rniversitär in Berlin. Viertcljahrsschrift f. 
geriehtl. Medizin, 3. F»>ige, VI. Bd. (Supplementln-ft). 

Die vorliegende Arbeit hat es sieb zur Aufgabe gestellt, die chemischen 
und spektralen Eigenschaften der Verbindung des Blutfarbstoffs mit. dem Cyan 
einer eingehenden Prüfung zu unterziehen und die verschiedenen Ansichten dar- 
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über, als was für ein Blutstoffderivat dieselbe zu bezeichnen ist, einer gründ 
liehen und objektiven Kritik zu unterwerfen. 

Der Verfasser sucht den Nachweis zu erbringen, dass die Verbindung 
des Blutfarbstoffes mit dem Cyan in ihrem chemischen und spektralen Verhalten 
den Hämatinverbindungen nahe steht, mithin als eine Verbindung des Haematins 
mit dem Cyan zu betrachten und mit dem Namen Cyanhaematin zu bezeichnen ist. 

Bezüglich der hellrothen Färbung des Blutes bei Vergiftung mit Blau¬ 
säure oder Cyankalium ist Szigeti der Ansicht, dass dieselbe durch drei Fak¬ 
toren bedingt sein kann, die insgesammt oder jeder einzeln für sich dieselbe 
verursachen können. Dies sind die Hyperalkaiescenz resp. das überschüssige 
Gehalt des Blutes an Ammoniak und Kalisalz bei der Vergiftung mit Cyankalium, 
die Anhäufung von Sauerstoff im Blute und die Bildung von Cyanhaematin. 
Letztere wird aber nur in jenen Fällen zur Erklärung der hellrothen Farbe des 
Blutes dienen können, bei welchen auch der spektroskopische Nachweis desselben 
gelingt. In der überwiegenden Zahl der Fälle wird man die hellrothe Farbe 
bei der einfachen Blausäurevergiftung auf den Gehalt von Sauerstoff und bei 
Vergiftung mit Cyankalium sowohl auf das Arteriellbleiben des Blutes, als auch 
speziell auf die Wirkung des Cyankaliums dunkles Blut zu röthen, welches es 
wie jedes andere Kalisalz unabhängig vom Cyangehalte besitzt, zurtickführen 
müssen. Nur in jenen Fällen, bei welchen der Nachweis des Cyanhaematins im 
Blute spektroskopisch gelingt, wird man diesem die hellrothe Farbe ganz oder 
nur zum Theil, da doch auch die anderen Faktoren mitspielen können, zuschreiben 
können. Was für die hellrothe Farbe des Blutes gilt, ist auch auf die Todten- 
flecke anznwenden. Wo das Blut hellroth ist, werden aus derselben Ursache 
auch die Todtenflecke hellroth sein. 

Zum Nachweise von Blausäure empfiehlt der Verfasser die spektroskopische 
Untersuchung der hellroth gefärbten Stellen der Magenschleimhaut und des 
Mageninhaltes, wo man im Spektrum das breite Absorptionsband, welches dem 
Cyanhaematin eigen ist, erblickt. Setzt man Schwefelammonium hinzu, so sieht 
man die zwei Absorptionsstreifen des Haemochrogen (reduzirtes Haematin) auf- 
treten; schüttelt man nachher die Lösung wieder mit Luft, so kommt wieder 
das Spektrum des Cyanhaematins zum Vorschein. Szigeti hält dies erwähnte 
spektroskopische Verhalten des Mageninhaltes bei Cyankaliumvergiftung für so 
charakteristisch, dass auch auf Grund dessen die Diagnose einer Cyankalinmver- 
giftung mit voller Sicherheit sich stellen lässt. 

Das Cyanhaematin ist sehr haltbar und bleibt in gut verkorkter Flasche 
sehr lange Zeit unverändert, der Obduzent kann daher einen Theil des Magen¬ 
inhaltes aufbewahren und die spektroskopische Untersuchung später vornehmen. 
Beichte die Zeit post mortem nicht aus zur Umwandlung des iu den Magen aus¬ 
getretenen Blutes in Cyanhaematin, so wird sich dasselbe oft erst nachträglich 
in der Flasche bilden und kann die Untersuchung erst dann abgeschlossen werden. 

Dr. Dütschke-Aurich. 


Die Verletzungen des Ohres vom gerichtsärztlichen Standpunkt. 
Von Stabsarzt Dr. Hüttig. Vierteljahrsschr. f. gerichtl. Medizin etc., 3. Folge, 
VI. Bd., 2. Heft u. Supplem., sowie Bd. VII. 

Der Verfasser hat seine sehr ausführliche, auf zahlreiche Literaturangaben 
gestützte Arbeit in zwei Theile getheilt, einen allgemeinen und einen speziellen. 
Iu dem allgemeinen Theil tritt er der Beantwortung der Frage nach der Be- 
urtheilung der Verletzungen des Gehörorganes vom strafrechtlichen und zivil¬ 
rechtlichen Standpunkt aus näher und unterscheidet, ob die Verletzung tüdtlich 
gewesen ist (§. 226 des Str.-Ges.-B.), ob eine der im 224 des Strafgesetz¬ 
buches genannten bösen Folgen (schwere Körperverletzung) eingetreten ist, Ver¬ 
lust des Gehörs oder der Sprache, Entstellung, Verfall in Siechthuin vorliegt; 
ferner ob die Verletzung mittelst einer Waffe oder eines gefährlichen Werk¬ 
zeuges begangen (§. 233) und ob ein Mensch gemartert worden (§. 251) 
ist. In zivilrechtlicher Hinsicht wird die Wichtigkeit und Schwierigkeit des 
ärztlichen Gutachtens betont bei Bestimmung der Höhe der Entschädigung nach 
Verletzungen des Ohres. Der spezielle Theil schildert sodann die Verletzungen 
der Ohrmuschel, des äusseren Gehörganges, des Trommelfells mit ihren mancher¬ 
lei Ursachen, (1er Paukenhöhle mit ihren Anhängen, Ohrtrompete mul Warzen¬ 
fortsatz, des schftUempfindemlen Apparates, Labyrinth nebst Felsenbein, und 
schliesslich die Verletzungen der nervösen Zentralorgane. 
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Die Ergebnisse seiner Arbeit fasst Hüttig in dreissig Sätze zusammen, 
von denen hier nur folgende Erwähnung finden mögen: 

Die Verletzungen der Ohrmuschel zeigen grosse Neigung zur 
Heilung; nur ausnahmsweise schliessen sich länger dauernde und auf die Nach- 
bartheile (Warzenfortsatz, Ohrspeicheldrüse) übergreifende Eiterungen an. Ver¬ 
krüppelung tritt nur bei Verbrennungen und Othämätomen ein. 

Hochgradige Verkrüppelung, sowie Verlust der Muschel ist als Entstel¬ 
lung anzusehen, in zweifelhaften Fällen ist das Urtheil darüber dem Richter zu 
überlassen. 

Die indirekten Verletzungen des äusseren Gehörga’nges sind 
selten im knorpeligen, häufig im knöchernen Theile und meist mit erheblicher 
Blutung verbunden. Die Heilung erfolgt meist ohne Eiterung, bei Bruch des 
knöchernen Theiles oft mit leichter Verengerung in Folge von Callusbildung. Die 
Differentialdiagnose zwischen einfachem Bruch des knöchernen Gehörganges und 
Bruch des Schädelgrundes kann nur durch objektive Untersuchung des Gehörganges 
mit Ohrtrichter und Sonde, sowie durch chemische Prüfung der entleerten 
Flüssigkeit, ob Cerebrospinalflüssigkeit oder seröser Ausfluss, in der ersten Zeit 
gestellt werden, falls nicht Lähmung von Gehirnnerven vorhanden ist. 

Die direkten Verletzungen des Trommelfells bestehen inEpidermis- 
abschürfung, Blutungen, Rupturen, Verbrennung, Entzündung durch kaltes Wasser. 
Rupturen sind ernste Verletzungen, da sie sehr häufig zur Entzündung und 
Eiterung auch des Mittelohres führen; dasselbe gilt von Verbrennungen und 
Entzündungen durch kaltes Wasser. Sobald Eiterung eingetreten ist, lässt sich 
aus dem objektiven Befunde meist nicht sagen, ob dieselbe durch das behauptete 
Trauma entstanden ist, auch lässt sich dann die Ausdehnung der ursprünglichen 
Verletzung nicht mehr feststellen; deshalb hat die Untersuchung möglichst bald 
nach Einwirkung des Traumas zu erfolgen. 

Die indirekten Verletzungen desTrommelfells entstehen am häu¬ 
figsten durch gemeinsame Wirkungen von Luftdruckschwankung und Erschütterung. 
Die Diagnose ist, falls Blutextravasate fehlen, nur dann zu stellen, wenn knochen¬ 
gelbe trockene Paukenschleimhaut und ein zartes, besonders an den Rändern 
nicht verdicktes Trommelfell vorhanden ist. Das Hindurchgehen der Luft mit 
weichem breiten Geräusch ist nicht absolut für Ruptur beweisend, ebensowenig 
als zischendes Geräusch mit Sicherheit gegen Ruptur spricht. 

Sobald Eiterung eingetreten ist, ist es unmöglich, mit Bestimmtheit zu 
sagen, ob das vorhandene Loch im Trommelfell durch Trauma oder durch ent¬ 
zündliche Einschmelzung allein entstanden ist. 

Der T o d tritt unmittelbar durch Verletzung des Ohres nicht ein, der 
tüdtliche Ausgang kann jedoch mittelbar auf zweierlei Art zu Stande kommen, 
indem einmal sieh an die durch das Trauma gesetzte Gewebsveränderung eine 
Eiterung anschliesst, welche im akuten oder chronischem Stadium zu tödtliclien 
Folgekrankheiten liilirt, sodann, indem durch das Trauma bei Vorhandensein 
einer (meist chronischen) Eilerung das Uebergreifen derselben auf die Nachbar- 
organe bewirkt oder beschleunigt wird. 

Als Verlust des G e li ü r s im Sinne des 224 des Reichs-Str.-Ges.-B. ist 
Taubheit oder hochgradige Herabsetzung der Hörfahigkeit auf beiden Ohren 
zu verstehen. Letztere muss so hochgradig sein, dass die Sprache nur durch 
das Hörrohr und lückenhaft verstanden und dass die im täglichen Leben vor- 
kommeuden Geräusche nur unvollkommen porzipirt und unsicher benrtheilt 
werden. Ders. 


B. H y g i e n e u n d ö f f e n 11 i e h e s 8 a n i t ä t s w e s e n: 

Abhängigkeit der erfolgreichen Infektion mit Hühner-Cholera 
von der Anzahl der dem Thiere einverleibte» Bazillen sowohl bei 
intramuskulärer Injektion, als bei Fütterung. Von Dr. Arnulf Schön- 
wert h. Archiv f. Hygiene, Nr. 17. 

Es sind überaus mühselige Versuche, durch welche Verfasser die theo- 
retliisch und praktisch gleich wichtige Frage zu lösen versucht, wieviel Bazillen 
an einer Infektion betheiligt sind, ob ein einziges Bazillen - Individuum die todt- 
bringende Erkrankung verursachen kann, oder ob dazu eine Mehrzahl erfor¬ 
derlich ist. Eine einfache Platinöse, wie sie als gewöhnliche Dosis bei subku¬ 
taner Infektion meist benutzt wird, enthält in runder Zahl 2 Millionen Hühner- 
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Cholera-Bazillen and es bedarf daher wiederholter Verdünnungen, deren Technik 
an die Potenzirnng der Homöopathen mahnt, ehe es gelingt, eine Injektions- 
flüssigkeit herzustellen, welche in der Raumeinheit eine geringe, aber stets 
gleiche Zahl von Bazillen, z. B. im Kubikzentimeter einen Bacillus enthält. 
Die mühsamen, trotz anfänglicher Misserfolge, immer wieder erneuten Versuche, 
all’ den Fehlerquellen aus dem Wege zu gehen, die bei solchem Verdünnungs¬ 
verfahren sich nur zu leicht einschleichen, können nur im Original eingesehen 
werden; die Zahl der „Zählplatten 4 ist eine gar grosse und Schönwerth’s 
Angabe, dass er schliesslich „zahlenmüde 4 geworden sei, erscheint um so plau¬ 
sibler, als auch der Leser sich einer gewissen Zahlenmüdigkeit kaum erwehren 
kann. Das Resultat ist aber interessant und wichtig; denn Schönwerth bringt 
den zwingenden Beweis, dass eine sehr kleine Zahl und zwar mit grosser Wahr¬ 
scheinlichkeit ein einziger Bacillus genügt, bei intramuskulärer Einverleibung 
den Tod der als Versuchsthiere benutzten Tauben herbeizuführen. 

Anders liegt die Sache bei der Aufnahme des Infektionserregers mit dem 
Futter, welches als die gewöhnlichste und natürlichste Verbreitungsweise dieser 
Krankheit angenommen werden muss. Die Resultate sind zwar nicht ganz gleich¬ 
bedeutende, da Schönwerth mit Schwierigkeiten zu kämpfen hatte, welche 
durch die schnelle Abnahme in der Virulenz der verwendeten Kulturen bedingt 
wurden; auf jeden Fall ist aber die Zahl der zum Zustandekommen einer Er¬ 
krankung erforderlichen Bazillen eine sehr viel grössere; denn selbst nach einer 
so hochgradigen Steigerung der Virulenz, wie sie in freier Natur wohl kaum 
Vorkommen dürfte, blieb die Verfütterung von weniger als 60 Millionen Bazillen 
unter allen Umständen erfolglos. Dr. Langerhans-Celle. 


Dampffeuchtigkeitsmesser und Probeobjekte in der Desinfektions¬ 
praxis. Von H. C. J. Duncker in Berlin. Separat - Abdruck aus dem Ge¬ 
sundheits-Ingenieur; Nr. 18, 1893. 

Bei der Desinfektion mit strömendem Wasserdampf kommt cs natürlich 
vor Allem darauf an, dass derselbe mit der genügend hohen Temperatur in alle 
Theile der zu desinfizirenden Objekte eindringt. Um dies feststellen zu können, 
hat Verfasser schon vor längerer Zeit die Konstruktion zweier Kontrolinstrumente 
veröffentlicht, vermittelst deren man ohne Rücksicht auf die Eigentümlichkeit 
des Desinfektors die Kontrole auszuführen im Stande ist. Die beiden Instrumente 
waren der „Dampffeuchtigkeitsmesser 4 und der „Wärmemesser 4 . Da sich bei 
der gleichzeitigen Anwendung beider Instrumente technische Schwierigkeiten 
entgegenstellten, so suchte Verfasser es so einzurichten, dass der Wärmemesser 
entbehrt werden könne und der Dampffeucht igkeitsraesser derart funktioiiirt, 
dass sein Signal erst erfolgt, nachdem ein vollkommen desinfektionskräftiger 
Dampf vorhanden ist. Die Auslösung des Signals geschieht im Wesentlichen 
in Folge der Zusammenziehung einer Darmsaite bei Einwirkung von Wasser¬ 
dampf bei einer bestimmten Temperatur un i zwar werden zweierlei Darmsaiten 
hergestellt: 1. solche, die sich nach Einwirkung eines gesättigten Wasserdampfes 
von 99—100° C. und 2. solche, welche sich erst bei Dampf einer noch höheren 
Temperatur, etwa bei 102° — 103° C. vollständig zusammenzieheu. Bei Anwendung 
dieses Apparates ist demnach die Möglichkeit gegeben, vollkommen zuverlässige 
Desinfektionen auszuführen. Verfasser erläutert dies an einigen Versuchen, die 
im Original nachgelesen werden mögen. 

Nun kann unter Umständen das Signal des Dampffeuchtigkeitsmessers 
entweder sehr lange oder überhaupt ausbleiben, wenn sich nämlich während der 
Desinfektion in der Mitte des Objekts sogenannte Luftinseln bilden, welche dem 
Eindringen des Wasserdampfes einen hohen Widerstand entgegensetzen. Stellt 
sich innerhalb dieser Partien ein Gemisch von überhitztem Dampf und Luft ein, 
so werden die Darmsaiten trocken und hart und biissen somit auch die Eigen¬ 
schaft ein, sich bei 100° C. zusaniinenzuzieheu. Durch kurzes Einlegen in 
Wasser oder dadurch, dass man die Darmsaiten in einem Koch’scheu Dampf- 
cylinder Wasserdämpfen von steigender Temperatur und Feuchtigkeit aussetzt, 
erhalten sie wie früher ihre Reaktionsfähigkeit wieder. Es dürfte daher, sobald 
man das Vorhandensein von Luftinseln venmithet, angezeigt sein, die Desinfektion 
zu unterbrechen und ein Umpacken der Desinfektionsobjekte vorzunehmen. 
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Endlich weist Verfasser noch darauf hin, dass die Sicherheit der Desin¬ 
fektion noch durch die Anwendung von Probeobjekten erhöht wird, die man sich 
leicht und nahezu kostenlos hersteilen kann; er geht dabei von der Annahme 
aus, dass es nicht immer thunlieh sein wird, schon im Krankenzimmer die Kon- 
trolin8truraente regelrecht zwischen die zu desinfizirende Wäsche u. s. w. zu 
verpacken und ein Ilmpacken kaum empfehlenswerth sei. Die Probeobjekte 
müssen verhältnissmässig klein sein und das Material, aus welchem sie gefertigt 
werden, darf selbst nach öfterem Gebrauche vun dem Wasserdarapf nicht sonder¬ 
lich beeinflusst werden. Verfasser selbst wandte bei seinen Versuchen grobe 
weisse Leinwand an, welche in Quadrate von 4—5 cm Seitenlänge zerschnitten war. 

Da die Kontrolinstromente bei jeder Art und jeder Einrichtung der Des¬ 
infektionsapparate in Anwendung kommen können, so dürfte ihre weitere Ver¬ 
breitung nicht ausbleiben, sobald sie sich in der Praxis bewähren und wofern 
auch das niedere Heilpersonal (Desinfektoren) mit ihnen leicht umgehen kann. 

Dr. Israel-Medenau (Ostpr.). 

Die Thätigkeit des Grossherzoglichen Hessischen Landesimpf- 
institnts zn Darmstadt im Jahre 1892. Korrespondenzblatt des ärztlichen 
Vereins des Grossherzogthums Hessen; 1893, Nr. 8 und 9. 

Zur Gewinnung der erforderlichen Thierlymphe dienten 30 Kälber, im 
Alter von 5 bis 16 Wochen, nur ein Rind war fast ein Jahr alt; 21 wurden 
mit animaler, 18 mit Kinderlymphe geimpft. Der Versuch, einen älteren, im 
Institut selbst gezüchteten Impfstoff als Stamralymphe zu verwenden, fiel nicht 
glänzend aus, die damit erzielten Pusteln waren schmal, die Pulpe sehr weich 
und lose haftend, so dass sie durch starkes Reiben beim Abwaschen leicht mit 
abgerieben wurden. Die daraus erzielte Lymphe gab verhältnissmässig viel Fehl¬ 
impfungen und Ausfälle im Schnitterfolg, desgleichen erwies sie sich zu einer 
Weiterimpfung auf Kälber schon in der dritten Generation nicht mehr tauglich. 

In Bezug auf das Impfverfahren der Thiere ist gegen früher keine 
Aenderung eingetreten; die Entwickelung der Impfpusteln war im Allgemeinen 
recht befriedigend, besonders wurden bei Verwendung von humanisirter Lymphe 
sehr schöne und rein typische Pusteln erzielt, während die mit animaler Lymphe 
erhaltenen Pusteln hinter jenen zurückstanden und auch im Allgemeinen ein 
rascheres Reifen zeigten. Von den geimpften Thieren lieferten 36 brauchbare 
Lymphe und zwar im Ganzen 322 g Rohstoff, also 9 g pro Kalb; der höchste 
Ertrag von einem Kalbe betrug 15, der geringste 1 g. Aus jenen 322 g Roh¬ 
stoff wurden 1065,5 ccm Glycerinemulsion hergestellt = 106 750 Portionen (1 ccm 
auf 100 Impfungen gerechnet). Die Abnahme des Impfstoffes geschah frühestens 
91, spätestens 120, im Durchschnitt 103 Stunden nach der Impfung. 

Vou den gewonnenen Impfportionen gelangten 82645 zur V ersendung; 
dieselbe geschah in Glastuben von 0,5 —2.5 ccm Inhalt, die mit einem Kork 
verschlossen und ausserdem durch eine Mischung von Paraffin und Wachs abge¬ 
dichtet wurden. Die meisten Sendungen fanden in den Monaten Mai, Juni, Juli 
statt: 64 900 Portionen = % der Gesainintjahresproduktion. 

Die Wirksamkeit der Lymphe liess nichts zu wünschen übrig; im 
Impfinstitut selbst wurde bei den Erstimpflingen absoluter personeller Erfolg 
und 95,8% Selinitterfolg erzielt, bei den Wiederimpfungen 97,3 und 81,1%. 
Bei den öffentlichen Impfungen betrug der persouelle Erfolg 98,6 % bei den 
Erstimpfungen und 92,5% bei den Wiederimpfungen, der Schnitterfolg 85,1 
bezw. 67,5%. Die Impferfolge hängen nach Ansicht des Berichterstatters in 
erster Linie von der Beschaffenheit der Lymphe ab, die Impftechnik spielt dabei 
nur eine untergeordnete Rollo. Zwei Impfstoffnummern, deren Wirksamkeit im 
Institut vorher wegen Mangels an Impflingen nicht geprüft war, lieferten weniger 
günstige Erfolge; in anderen Fällen war der mangelhafte Erfolg durch die un- 
vorschriftsmässjge Aufbewahrung der Lvmphe seitens der betreffenden Impfärzte 
verschuldet. 

Leichte Erythem-und roseolaartige Ausschläge sind mehrmals, 
einmal auch Urticnria beobachtet; stärkere ery sipelatöse Entzündungen dagegen 
nur in wenigen Fallen und zwar meist bei Wicdet nnpflingen, die den Impfpusteln 
nicht die not Inge Sorgfalt in Hinsicht der Reinlichkeit hatten angedeihen lassen. 
Tod cst ii Ile von Impflingen kamen in der nächsten Zeit nach der Impfung 
verschiedentlich vor, jedoch ohne nachweisbaren Zusammenhang mit jener, die- 
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selben war meist durch Cholera nostras, Diarrhoe, Pneumonie u. s. w. verursacht 
Ein Kind starb drei Tage nach der Impfung unter hochgradigen Fieber¬ 
erscheinungen ; nach Ansicht des Impfarztes handelte es sich hier um das erste 
Stadium eines akuten Exanthems. Ein anderes 5 Monate altes und ziemlich 
schwächliches Kind starb 4 Wochen nach der Impfung; bei diesem war nach 
dem Nachschautermin eine erysipelatöse Anschwellung der Haut auf Schulter 
und Rücken unter erheblichem Fieber und Verschlimmerung einer schon bestande¬ 
nen Bronchitis aufgetreten. Aus den Impfpusteln hatten sich Geschwüre ent¬ 
wickelt, daneben Petechien und eiterhaltige Pusteln sowohl in der Umgebung 
der Pocken, als am Nacken. An einzelnen Stellen waren auch Abscesse ent¬ 
standen, während die angeschwollenen Drüsen der Achselhöhle keine Eiterbildung 
zeigten. Eine Sektion des Kindes ist leider nicht gemacht; auch die Kranken¬ 
geschichte konnte nicht so vollständig festgestellt werden, um die etwaigen 
Beziehungen des Todesfalles zur Impfang völlig aufzaklären. Von den an 
gleichem Tage mit demselben Impfstoff geimpften Kindern soll nur noch ein 
Impfling etwas stärkere Reaktion gezeigt haben; von derselben Lymphe sind 
ausserdem 4110 Portionen an anderen Orten zur Verwendung gekommen, 
ohne dass irgend welche krankhafte Erscheinungen bei den Impflingen beob¬ 
achtet sind. Rpd. 


Die Erzeugung und den Verkauf der sogenannten dürren Würste. 

Gutachten des k. k. Oesterreichischen Sanitätsrathes. Referent: 
Prof. Dr. M. Gruber. 

„Ein Theil der so überaus zahlreichen Wurstarten wird von vornehcrein 
so hergestellt, dass das Erzeugniss durch lange Zeit in unverdorbenem Zustande 
aufbewahrt werden kann. So wird behufs Erzeugung der eigentlichen Dauer- 
und Trockenwürste, wie Salami und Mortadella, das Fleisch vor dem Zerkleinern 
eingesalzen oder in Salzlake eingelegt und so von einem grossen Theile seines 
Wassergehaltes befreit nnd mit Salz inprägnirt. Die Wurstmasse wird ohne 
Wasserzusatz bereitet und sehr fest in die Därme eingepresst. Auch alle andern 
von vorneherein für längere Aufbewahrung bestimmten Würste werden ohne 
Wasserzusatz zum Fleische zubereitet, ihre Konservirung in der Regel durch 
starke, 12- bis 24stündige, ja noch längere Räucherung bezweckt. 

Eine sehr grosse Zahl von Würsten ist aber von vorneherein dazu be¬ 
stimmt, alsbald nach der Herstellung verzehrt zu werden und wird daher auch 
nur so weit konservirt, um sie für wenige Tage haltbar zu machen. 

Ja manche Würste, wie die gar nicht geräucherten Weiss- oder „Brat¬ 
würste behalten kaum 24 Stunden laug tadellose marktfähige Beschaffenheit. 
Hierher gehören von den in Wien gebräuchlichen Wurstsorten: Die Cervelade-, 
Knack-, Pariser, Extra-Wurst, welche etwa eine halbe bis dreiviertel Stunden 
lang geräuchert, dann eine einviertel bis halbe Stunde lang gekocht werden, 
ferner die sogenannten Brühwürste, unter denen in erster Linie die so be¬ 
liebten Selch- und Frankfurter Würstel zu nennen sind. Diese Brühwürste 
werden nur etwa eine viertel Stunde laug geräuchert und dünn 5 bis 10 Minuten 
lang in heisses Wasser ciugetauoht. 

Bei allen diesen zuletzt genannten Wurstsorten wird der Wurstmasse 
Wasser zugesetzt. Es geschieht dies manchmal in betrügerischer Absicht und 
in sehr bedeutendem Ausmasse. 

Die moderne Wurstmaschine und gewisse Kunstgriffe (Einsalzen des 
Fleisches, Mischung von Fleischsorten u. s. w.) ermöglichen es, dem frischen 
Fleischbrei bis zu 70 °/ 0 seines Gewichtes Wasser einzuverleiben, ln der Regel 
aber ist der Wasserzusatz ein bescheidenerer. Er ist bei der Herstellung der 
Brühwürste jedoch unentbehrlich: 

1. weil in die zarten mazerirten Schafdärme tSaitlinge) der Wurstbrei 
eingespritzt werden muss, was nur bei Wasserzusatz möglich ist und 

2. weil nur bei Wasserzusatz die Brühwürste, die ja als Genussmittel, 
appetitreizendc Leckerbissen und Zuspeisen verzehrt werden, jene Saftigkeit und 
gleichmässige Beschaffenheit erlangen, die das Publikum verlangt. 

In der Regel beträgt bei reellem Betriebe der Wasserzusatz beiläufig ein 
Viertel des Gewichtes des Fleisches. Ein grosser Theil des Wassers verdunstet 
zwar bei einem auch nur kurz dauernden Räuchern, immerhin aber beträgt der 
Wassergehalt der fertigen Brühwurst noch immer 60—68°/ 0 ihres Gosammtge- 
wichtes, während die Dauerwürste nur 15—35 °/ 0 Wasser enthalten. Neben der 
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unvollkommenen Einwirkung des antiseptisch wirkenden Rauches ist die leichte 
Veränderlichkeit der Brühwürste, sowie der anderen zum sofortigen Verbrauche 
bestimmten Würste hauptsächlich diesem hohen Wassergehalte zuzuschreiben. 

An manchen Orten burgert sich mehr und mehr der Gebrauch ein, der 
Masse der Brühwürste Mehl zuzusetzen. Manchmal geschieht dies aus betrüge¬ 
rischer Absicht in übertriebenem Masse. Zumeist wird aber nur eine kleine 
Menge Mehl (1—2 °/ 0 ) zugesetzt, theils um den Austritt der Wurstbrühe durch 
die Wursthülle beim Kochen der Würste unmittelbar vor dem Genüsse einzu¬ 
schränken und so das Schrumpfen der Würste zu verhindern, theils um den Saft 
der gekochten Wurst etwas dickflüssiger zu machen, was den meisten Leuten 
besser mundet. 

Man hat eine Zeit lang jeden Mehlzusatz zur Wurst beanstanden zu 
müssen geglaubt, da man meinte, auch kleine Mehlzusätze geschähen in der 
Absicht und mit dem Erfolge, der Wurst möglichst viel Wasser einverleiben zu 
können und zweitens da man meinte, dass jeder Mehlzusatz die Zersetzung der 
Würste befördere und gefährlicher mache. 

Genaue Untersuchung der Sachlage hat aber gelehrt, dass beide Annahmen 
nur wenig zutreffend sind. Kleine Mehlzusätze erhöhen die Wasser bin dungskraft 
der Wurstmasse nicht. Auch ohne Mehlzusatz kann man, wie oben schon 
erwähnt, bis zu 70°/ o Wasser dem Wurstteige einverleiben. Die Fäulniss tritt 
in den ohne Mehl bereiteten Frischwürstcu durchaus nicht weniger rasch ein, 
als in solchen mit Mchlzusätzeu. 

Bei letzteren kommt es allerdings nicht selten, namentlich bei grösserem 
Gehalte an Mehl, zur Säuerung vor dem Eintritte der Fäulniss; allein es ist sehr 
fraglich, ob die sauer gewordenen Würste gesundheitsgefährlicher sind, als die 
in den Anfaugsstadien der Fäulniss befindlichen. 

Nach dem heutigen Stande unserer Kenntnisse, die hauptsächlich auf den 
Untersuchungen Tri 11 ich, Schmidt-Mülheim, Sc hör er und Frz. Hoff mann 
beruhen, kann man den Mehlzusatz nicht mehr als eine unbedingt gesundheits¬ 
schädliche Prozedur bezeichnen. 

Die Verhütung des Mehlzusatzes aus betrügerischer Absicht wäre nach 
Erlass des Gesetzes, betreffend den Verkehr mit Nahrungs- und Genussmitteln 
durch passende Verordnungen zu erreichen. 

Wie die Erhebungen gelehrt haben, werden diese, für raschen Konsum 
bestimmten Würste, wenn sie nicht rechtzeitig abgesetzt werden, durch einfaches 
Austrocknen konservirt und diese „dürren Würste“ von der ärmeren Bevölkerung 
seit geraumer Zeit gerne verzehrt. 

Dieses Austrocknen findet in der Regel in höchst primitiver Weise statt, 
indem die Würste einfach an einem beliebigen warmen Orte, z. B. im Verkaufs¬ 
laden, aufgehangen werden. Unter diet>en Umständen ist es nicht verwunderlich, 
dass die Würste sehr häufig zuerst in Zersetzung, Säuerung und Fäulniss ge- 
rathen, bevor durch die fortschreitende Austrocknung diese Prozesse zum Still¬ 
stand gebracht werden und dass die getrockneten Würste dann schlechtes Aus¬ 
sehen, schlechten, sauren, ranzigen Geschmack besitzen und mindestens als 
gesundheitsbedenklich erklärt werden müssen. Auch ist bei solcher Art der 
Konserviruug jede Art der Verunreinigung der Aussenseite der Würste, etwa 
auch mit bedenklichen Keimen ermöglicht. Ein derartiges Trocknungsverfahren 
ist daher vom sanitären Standpunkte sicher unzulässig. Anderseits ist aber 
nicht zu bezweifeln und durch Erfahrung bestätigt, dass bei passender Aufbe¬ 
wahrung sich die rasche Anstrocknung, namentlich der hier in erster Linie in 
Betracht kommenden Brühwürste mit ihrer zarten Hülle, erreichen lässt, bevor 
es noch zu einem bedenklicheren Grade der Zersetzung in der Wurst gekommen 
ist, und dass es daher nicht am Platze wäre, die Umwandlung dieser Frisch- 
vvürste iu sogenannte „Dürre Würste“ gänzlich zu verbieten. 

Der Oberste Sanitätsrath kommt demnach zu folgenden Anträgen: 

1. Die Umwandlung von zum sofortigen Verbrauche bestimmten Wurst¬ 
sorten (Brühwürsten, Knackwürsten u. s. w.) in sogenannte „Dürre Würste“ 
durch einfache Austrocknung ist nicht unbedingt zu verbieten. Doch\müssen 
diese Würste frühzeitig der Austrocknung unterworfen werden, so lange sie sich 
noch in unverdorbenem Zustande befinden. 

2. Diese Aust.ocknung darf nur in dafür besonders geeigneten, luftigen, 
möglichst gleiehmässig temperirten, im Sommer kühlen, im Winter warmen 
Räumen vorgenomuien werden. 
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Die Würste sind dabei, gegen Staub und andere Verunreinigung geschützt, 
einzeln hängend aufzubewahren. Es ist zu untersagen, dass diese Austrocknung 
in den Verkaufslokalen oder in bewohnten Räumen stattfinde. Es ist darauf 
aufmerksam zu machen, dass eine längere Haltbarkeit dieser Würste rasch und 
sicher auch durch eine wiederholte, ausgiebigere Räucherung zu erzielen ist. 

3. Wie die gesammtc Erzeugung und Feilhaltung von Wurstwaaren, so 
ist auch die Erzeugung und der Verkauf der sogenannten dürren Würste auf’s 
Strengste zu überwachen; sind Proben der Letzteren häutig auszuheben und der 
fachmännischen Untersuchung zu unterwerfen, verdorbene Waaren zu vertilgen 
und gerichtliche Bestrafung der Schuldtragendeu herbeizuführen, insofern eine 
solche nach den heutigen unzulänglichen Gesetzesvorschriften möglich ist.“ 

Oesterreich. Sanitätswesen Nr. 3, 1893. 


Besprechungen. 

Dp. von Kerschensteiner, Geh. Rath und Obermedizinalrath: Ge¬ 
neralbericht über die Sanitäts-Verwaltung im König¬ 
reiche Bayern. Im Aufträge des Königl. bayerischen Staats¬ 
ministeriums des Innern und unter Mitwirkung von Nepomuk 
Z wi kh nach amtlichen Quellen hergestellt. XXII. B. (Neue Folge 
XI. B.) Jahr 1890. Mit 21 Tabellen, 5 Kartogrammen und 5 Dia¬ 
grammen. München 1893. Verlag von Fr. Bassermann. 
Gr. 4 °, 194 Seiten. 

Der Stoff hat dieselbe Anordnung, wie in dem Berichte” für das Vorjahr 
gefunden. Wir heben aus der Fülle des gebotenen Materials nur folgende all¬ 
gemein interessante Daten hervor. 

In der Zahl der lebend Geborenen ist ein Rückgang eingetreten und 
weist das Berichtsjahr die ungünstigste Geburtsziffer seit dem Jahre 
1876 auf, im Vergleich zu diesem Jahre ergiebt sich ein Minus von 20281 lebend 
Geborenen. Die Zahl der unehelich Geborenen stellt sich im Jahre 1890 auf 
14,i6 */ 0 . 

Die Zahl der Sterbefälle nähert sich dem langjährigen Durchschnitte 
und beträgt 27,3 auf je 1000 Einwohner. Auf je 1000 Lebende gleichen Alters 
und Geschlechts treffen im 1. Lebensjahr Verstorbene: 392,7 männliche und 
310,4 weibliche. Die höchste Mortalität im Jahre weist der Monat Januar auf, 
der Grund hierfür dürfte in der Influenza-Pandemie zu suchen sein; es starben 
nämlich im Januar 1039 Personen an Influenza gegen 7 im gleichen Monat des 
Vorjahres. 

Den Haupttheil der Gestorbenen liefern die lokalisirten Krankheiten, 
unter diesen ragen vor allen hervor die Krankheiten der Athmungsorgane, dann 
des Verdauungsapparates; ihnen erliegen nach dreijährigem Durchschnitt 393 
bezw. 363 von je 100 000 Einwohnern. Es folgen hierauf die Krankheiten des 
Nervensystems und der Cirkulatiousorgane. — Bezüglich der ärzt lichen Behandlung 
besteht ein wesentlicher Unterschied zwischen Stadt und Land: in den Städten 
werden 86,2, in den Bezirksämtern nur f)0,2 % der Gestorbenen ärztlich behandelt. 
Der Durchschnitt im Königreich ist derselbe geblieben wie im Vorjahre; noch 
immer werden mehr als 2 / 5 der Gestorbenen nicht vom Arzte behandelt. 

Die K indersterb liohkeit ist, wenn auch in langsamem, doch stetigem 
Rückgänge begriffen; auf 10) lebend Geborene entlüden im 1. Lebensjahre 27,4 
Gestorbene. Die Sterblichkeit cLr unehelichen Kinder ist erheblich grosser als 
die der ehelichen (34,7:20,2)); aulfallender Weise ist die Säuglingsmortalität 
auf dem Lande grösser als in den Städten. Von den im 1. Lebensjahr Ge¬ 
storbenen starben an Darmkatarrh 21,9 °/ 0 , an angeborener Lehensschwäche 20,7, 
an Atrophie 15,1 °/ 0 . 

Auf je 1 Million Einwohner treffen im Berichtsjahre 118 Selbst morde, 
es war dies das günstigste der letzten 13 Jahre. Beim männlichen Geschlechte 
ist der Selbstmord bis zum vier- und fünffachen häufiger als beim weiblichen. 
Bemerkenswerth bleibt jedoch, dass der Rückgang in der Zahl der Selbstmorde 
bei den Männern viel stärker war als bei den Frauen. Im Berichtsjahre „treffen 



96 


Besprechungen. 


auf je 1 konstatirten Fall von Selbstmord oder Irrsinn in der Familie des Selbst¬ 
mörders 5 solche, bei welchen ein disponirendes Moment ausgeschlossen war. 
Ungefähr die Hälfte der Selbstmorde trifft auf Erhängen, je ein Fünftel auf 
Ertränken oder Erschlossen. In x / 5 — ! /e der Fälle blieb dos Motiv unermittelt; 
als häufigster Grund wird Geisteskrankheit aufgeführt (bis zu 40 °/ 0 der Fälle), 
körperliche Leiden in 6—7 °/ 0 . 

Den Medizinalbeamten wird ganz besonders die aut Anregung des Geheim¬ 
raths Dr. von Kerschensteiner eingeführte Morbiditätsstatistik 
interessiren, deren Handhabung zur eifrigen Nachahmung auffordert. Sämmtliche 
praktischen und Amtsärzte sind zur Mitarbeiterschaft berufen und ist erfreu¬ 
licher Weise die Zahl der Betheiligten im Berichtsjahre auf 57,3 °/ 0 der Ge- 
sammtzahl gestiegen. Es sind von 1138 Aerzten 100909 Fälle von Infek¬ 
tionskrankheiten gemeldet worden. Die Monatsergebnisse werden im K. 
statistischen Bureau zusammengestellt und regelmässig in der Münchener medi¬ 
zinischen Wochenschrift veröffentlicht. Die Tuberkulose konnte ihres meist 
chronischen Charakters wegen in diese Morbiditätsstatistik nicht einbezogen 
werden, da sonst wiederholte Zählungen unvermeidlich gewesen wären. Mit den 
höchsten Zahlen sind vertreten: Masern (22438), Diphtherie und Croup (17895), 
croupöse Pneumonie (17837), Brechdurchfall (10315), Keuchhusten (6884), Rheumat. 
musc. art. ac. (6547), Scharlach (5101), Erisypelas (4529). An Pocken sind im 
Berichtsjahre nur 42 Personen erkrankt und zwar 35 einmal Geimpfte (5f), 
4 Revaccinirte (1 f), 3 Ungoimpfte (2 f). 

Die Sterblichkeit au Tuberkulose war etwas höher als im Vorjahre 
(Komplikation mit Influenza ?); von je 100 000 Einwohnern der städtischen bezw. 
ländlichen Bevölkerung sind gestorben 42L bezw. 300. Dem männlichen Geschlechte 
entstammen 360, dem weiblichen 312 Todesfälle auf je lOOOoO Einwohner. — 
459 Todesfälle an Puerperalfieber sind verzeichnet, also 23,2 auf je 10000 
Gebärende, die Zahl ist in stetigem Abnehmen begriffen. 

Erkrankungen an Meningitis cerebro-spinalisepidemica ge¬ 
hören zu den Seltenheiten; die Zahl der Todesfälle in Folge dieser Krankheit 
betrug im Berichtsjahre nur 81. 

Angemeldet sind auch 3 Fälle von Tollwuth, von denen zwei Erkrankte 
starben, der eine von diesen war erst 152 Tage nach der Verletzung in ärztliche Be¬ 
handlung gekommen. Bei dem mit Genesung endenden Falle waren 5 Minuten 
nach dem erfolgten Bisse die Wunden gründlich mit 90 % Karbolsäure ausgeätzt 
worden. 

An Trichinose erkrankten in den Jahren 1880—1889 insgesamrat 38 
Personen, 2 Fälle verliefen tödlich. Die Trichinose ist somit in Bayern sehr 
selten. Nur in den Städten Hof, Ansbach und Fürth ist Trichinenschau einge¬ 
führt, von den daseihst in den Jahren 1889 und 1890 geschlachteten 116142 
Schweinen sind 25 trichinös befunden worden. Im Jahve 1890 wurden 5 Fälle 
von Triebiuosis beobachtet. 

Die hierauf folgenden Kapitel: Sauitätsanstalren, öffentliche Gesundheits¬ 
pflege und Sanität spolizei, Gerichtliche Medizin and Alediziualpolizei, Medizinal- 
personal, Berichte über Irrenanstalten, Zuchthäuser, Gefaugenanstalten und Ar¬ 
beitshäuser lassen die Wiedergabe in einem kurzgefassten Referate nicht zu. 
Das Studium des Werkes selbst sei den Herren Kollegen auf’s Wärmste em- 
plohlen. Dr. Israel-Medenau (Ostpr.) 


C. Lombroso und G. Ferrero: Das Weib als Verbreclierin 
und Prostituirte. Anthropologische Studien, gegründet auf 
eine Darstellung der Biologie und Psychologie der normalen 
Weiber. Autorisirte Uebersetzung von Dr. med. H. Kurelia. 
Hamburg 1894. Verlagsanstalt und Druckerei Aktien-Gesell¬ 
schaft (vorm. J. F. Richter). Gross 8°, 560 S. 

Wie das Weibchen auf den untersten Stufen des Thierreiches an Körper¬ 
masse und DiiTerenzirung der Orgaue dem Männchen überlegen ist, um dann zur 
Sklavin des Männchens herabzusinken und an Kraft und Variabilität zu verlieren, 
so erscheint nach Lombroso auch beim Menschen das Weib dem Manne an 
Kraft und Körpergröße und meist auch an geistiger Begabung gleich oder über¬ 
legen bis zur Pubertät, um dann allmählich zurückzubleiben; diese kurze Ueber- 
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legcnheit ist der Ausdruck jener Frühreife, die immer ein Zeichen der Inferiori¬ 
tät ist. Selbst die relative Seltenheit der Degenerationszeichen, die auf dem 
ersten Blick eine Ueberlegenheit zu beweisen scheint, ist eine Folge der geringen 
Variabilität des Weibes, und letztere ist ein Zeichen der Inferiorität. Der 
Mangel höherer geistiger Begabung und Variabilität erklärt es, dass das Weib 
wenig zu eigentlichen Verbrechen neigt, das Aequivalent für die angeborene 
Kriminalität ist beim Weibe mehr die Prostitution, denn das Verbrechen. Bei 
kriminaloiden Frauen sind oft nur durch ungünstige Existenzbedingungen die 
Anlagen zur Immoralität entfesselt worden, die schon in jedem normalen Weibe 
vorhanden sind. Diebstahl und Betrug sind an sich noch nicht Beweise einer 
grossen Perversität des Weibes, da die Achtung vor dem Eigenthum bei ihr 
schwach entwickelt ist und es keiner Degeneration bedarf, um dagegen zu ver- 
stossen. Das Schamgefühl ist jedoch nächst der Mutterliebe das stärkste 
Gefühl des Weibes und seit undenklicher Zeit geht die ganze Entwickelung des 
weiblichen Geschlechtes darauf aus, dasselbe zu schaffen und zu befestigen. Ein 
Weib, das dieses Gefühl leicht einbtlsst, muss eine tiefer begründete Anomalie 
besitzen als eines, das sich unter starken Versuchungen an fremdem Eigenthum 
vergreift. Dieses ist etwas fast Normales, jenes etwas durchaus Abnormes. — 
So ungefähr darf man das Ergebniss der Lombroso’ sehen Untersuchung und 
seiner zahlreichen Mitarbeiter, — ausser F e r r e r o, welcher den psychologischen 
und historischen Theil lieferte, werden noch 6 Frauen genannt, — kurz zu¬ 
sammenfassen. 

Das 560 Seiten zählende Werk zerfällt in 4 Hauptthcile, nnd behandelt 
das normale Weib, die Kriminologie des Weibes, die pathologische Anatomie 
und Anthropometrie der Verbreclierinnen und der Prostituirten, die Biologie und 
und Psychologie der Verbrecherin und der Prostituirten. 

Den schwächsten Theil der ganzen Arbeit bilden ohne Zweifel die psycho¬ 
logischen und historischen Abschnitte, welche der Feder von Ferrero ent¬ 
stammen. Bosonders in dem Theile, welcher vom „normalen Weibe“ handelt, 
müssen die Kapitel über Grausamkeit, Mitleid Mutterschaft, Liebe, moralisches 
Gefühl und Intelligenz, (4. bis 7. Kapitel) das Kopfschütteln des aufmerksamen 
Lesers veranlassen und derselbe wird unwillkürlich fragen, was sollen diese 
zwar pikanten aber doch unverbürgten Skandalgeschichteu eigentlich beweisen! 
Autoren, wie Sacher-Masoch (Revue des deux Mondes; 1. September 1887) 
auf den p. 74 bei dem Kapitel Grausamkeit zurückgegriffen wird, und Zola, 
sind als Quellenmaterial doch nicht genügend „rein und zweifelsohne“! 

Bei einem Thema, wie der „Prostitution“ bedurfte es im Vorwort nicht erst 
der Versicherung Lombroso’s, dass er in seinem vorliegenden Werk von der 
Gepflogenheit anderer Autoren abweichen würde, welche ein Buch über das Weib 
verfassen und dabei die Traditionen des Mittelalters fortftthren und Galanterie 
gegen das weibliche Geschlecht, welches die Rosen in unser Leben flicht, ver¬ 
langen; was die Belletristik in dieser Hinsieht bot, das findet der Leser, wie 
schon vorhin angedeutet, bei den entsprechenden Kapiteln reichlich zusammen¬ 
getragen, nicht aber immer am rechten Platz. 

So wenig Aussicht vorhanden zu sein scheint, dass durch das Lombroso’- 
sche Werk nun Jedermann flugs die in seinem Herzen wurzelnden bisherigen 
idealen Anschauungen von dem Weibe, welche gerade im deutschen Volke durch 
die Poesie eine stets liebevolle Pflege gefunden haben, fallen lässt und ein über¬ 
zeugter Anhänger des berühmten Turiner Gelehrten wird, so wäre es doch ein 
Unrecht, wollte man dem genial angelegten Werke nicht seine Anerkennung 
zollen, dessen Lektüre, besonders in der vortrefflichen Uebersetzung von Kure 11a, 
eine immerhin hochinteressante ist. Dr. Dütschke-Aurich. 


Tagesnachrichten. 

Ans dem Reichstage. In der am 6. d. Mts. stattgehabten Sitzung 
des Reichstages wurde bei Gelegenheit der Berat hung des Etats tiir das Reichs- 
gesundheitsamt von dem Abg. Prinz zu Carolath die Frage nach dem 
Schicksal der im vorigen Jahre beschlossenen Resolution, betreffend die Zu¬ 
lassung der Frauen zum medizinischen Stndium, wiederum angeregt. Der 
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Staatssekretär Dr. v. Boetticher erklärte, dass reichsrechtlich absolut kein 
Hinderniss für die Ertheilung der Approbation als Arzt an Personen weiblichen 
Geschlechts zur Heilkunde bestehe, da die Gewerbeordnung in dieser Beziehung 
einen Unterschied zwischen dem männlichen und weiblichen Geschlechte nicht 
kenne. Nuthwendig sei allerdings, dass seitens der Frauen der Nachweis der 
für die Erlangung der Approbation erforderlichen Vorbedingungen, also das 
Zeugniss der Gymnasialreife für die Universität und das vorgeschriebene Studium 
auf derselben, erbracht werde. Die Gelegenheit, sich die zum medizinischen 
Studium nothwendige Schulvorbildung zu erwerben, sei jetzt den Frauen bereits 
durch die Errichtung von je einem Gymnasium in Berlin nnd Karlsruhe für 
weibliche Personen gegeben; die Errichtung weiterer derartiger Anstalten sei 
Sache der Einzelstaaten, das Beich könne nach dieser Richtung hin einen Ein¬ 
fluss nicht ausüben. Von den Abgg. Rickert und Schröder wurde hierauf 
empfohlen, die Frage bei den Unterrichtsverwaltungen der Einzelstaaten in An¬ 
regung zu bringen. 

Von sozialdemokratischer Seite (Abg. Wurm) wurde in derselben Sitzung 
darüber Beschwerde geführt, dass noch immer keine genügende Methoden zur Dena- 
turirnng des Spiritus eingeführt seien und in Folge dessen Tausende von Arbei¬ 
tern unter den schädlichen, ja lebensgefährlichen Dämpfen der bisher zur Dena- 
turirung benutzten Pyridinbasen fortgesetzt zu leiden hätten. Demgegenüber er¬ 
klärte der Direktor des Kaiserl. Gesundheitsamts Dr. Köhler, dass eine ganz 
zufriedenstellende Methode zur Denaturirung des Spiritus bisher trotz der noch 
immer angestellten Versuche nicht gefunden sei, dass aber andererseits nach 
den Berichten sämmtlicher Fabrikinspektoren gesundheitsschädliche Wirkungen 
des Pyridin nicht festgestellt seien. Von dom Abg. Zu bei 1 wurde dies be¬ 
zweifelt und insbesondere das Urtheil der Fabrikinspektoren Uber die Unschäd¬ 
lichkeit des mit Pyridin denaturirten Spiritus als nicht massgebend bezeichnet. 
Die ßeurtheilung dieser Frage gehöre lediglich vor das Forum der Aerzte, ins¬ 
besondere der Krankenkassenärzte, und wenn diese gefragt wären, so hätten die 
Antworten sicherlich ganz anders gelautet. 

Zum Schluss trat noch der Abg. Dr. Langerhans für die Einführung 
einer obligatorischen Leichenschau ein. Der Staatssekretär Dr. v. Boetti¬ 
cher erwiderte, dass die preussische Regierung vor einiger Zeit aus eigener 
Initiative die Angelegenheit beim Reiche in Anregung gebracht habe, dass dieselbe 
aber aus verschiedenen Gründen bis zur Verabschiedung des Reichs - Seuchen¬ 
gesetzes vorläufig zurückgelegt sei. Sobald das Letztere erledigt sei, werde die 
Reichsregierung an die gesetzliche Regelung der obligatorischen Leichenschau 
herau treten. 


Dein Reichstag ist jetzt der Entwurf des Gesetzes, betreffend die Be¬ 
kämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, zugegaugeu. Wie schon früher 
erwähnt, unterscheidet sich der gegenwärtige Entwurf von dem im vorigen Jahre 
dem Reichstage vorgelegten hauptsächlich nur dadurch, dass er die Bestimmungen 
des früheren §. 8 über die Bekanntmachung des Ausbruchs uud jeweiligen 
Standes einer Seuche nicht mehr enthält. Die inzwischen gesammelten Erfah¬ 
rungen haben gezeigt, dass cs richtiger ist, diesen Punkt getrennt für die ein¬ 
zelnen Krankheiten und unter Berücksichtigung der Lage des Einzelfalls im 
Verwaltungswege zu ordnen. 


Dass die Prüfungen der Trichinenschauer vor einer Prüfungs¬ 
kommission au Sitz der Regierung stattfinden, ist eine au sich nicht unzweck¬ 
mäßige. Massregel, die bereits in mehreren Regierungsbezirken eingeführt ist. 
Im Regierungsbezirke Magdeburg ist man jetzt aber noch einen Schritt weiter 
gegangen und hat durch Polizeiverordnung (vom 24. Januar 1 n 94) angeordnet, 
dass künftighin auch die Nachprüfungen der Fleischbeschauer vor einer 
derartigen Prüfungskommission gegen eine Gebühr von 8 Mark abgehalten werdeu. 
Es wäre interessant, die Gründe zu erfahren, welche zu dieser Anordnung ge¬ 
führt. haben, die das Ansehen uud die Stellung der Kreisphysiker und Kreis- 
thierärzte *), zu deren Amtsgeschäften bisher im dortigen Bezirk jene Nack- 


*) Der Reg. -Bez. Magdeburg gehört zu den wenigen Bezirken, in denen 
auch die Kreisthierärzte an der Beaufsichtigung der Trichinenschau mitbe- 
tbeiligt sind und diese nicht allein den Kreismodizinalbeamten übertragen ist. 
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priifangen gehörten, unbedingt schädigen muss, ganz abgesehen von dem Ein¬ 
nahmeverlust, den dieselben dadurch erleiden. Jedenfalls steht die Massregel 
im schroffen Gegensatz zu der allseitig als nothwendig anerkannten Forderung 
einer Erweiterung der amtlichen Befugnisse der Kreismedizinalbeamten. Sie 
steht auch im Widerspruch mit dem üifentlichen Interesse, da konsequenter 
Weise Beamten, denen man die Nachprüfungen der Trichiueuschauer zu 
überlassen Bedenken trägt, doch nicht die fortlaufende Ueberwaehuug derselben 
bei Ausübung ihres Berufes übertragen bezw. zugemuthet werden kann. Eine 
derartige Ueberwachung ist aber mindestens ebenso nothwendig als die wieder- 
kehreuden Nachprüfungen. Hält man dazu vielleicht die Gendarmen und Poli¬ 
zisten für ausreichend? 


Der Herr Minister der u. s. w. Medizinalangelegenheiten 
beabsichtigt der mit dem XI. internationalen medizinischen Kon¬ 
gress in Rom verbundenen Ausstellung der Deutschen medizinischen 
Literatur geeignete amtliche Veröffentlichungen als Geschenk zu überweisen. 
In Folge dessen sind u. A. sämmtliehe Königl. Regierungspräsidenten durch 
Erlass vom 6. d. Mts. aufgefordert, je ein gebundenes Exemplar der für die 
Jahre 1889—1891 erstatteten General-Sanitätsberichte einzureichen. 


Für die deutschen Theilnehmer des XI. internationalen Kongresses 
in Rom wird beabsichtigt, entweder einen Extrazug bis zur italienischen 
Grenze zu arrangiren oder hierzu billigere Einzelfahrpreise von den 
deutschen, schweizerischen und österreichischen Eisenbahndirektionen zu er¬ 
langen; dahin gehende Anträge bei den betreffenden Verwaltungen sind bereits 
gestellt. Kollegen, die für sich und ihre Angehörigen davon Gebrauch machen 
wollen, werden gebeten, ihre Adresse schleunigst an Herrn Privatdozenten Dr. 
Posner, Berlin, Anhaltstrasse 14 oder an Herrn Dr. Alwin Müller, Leipzig, 
Dorotheenstrasse 2, zu senden. 


Die XIX. Versammlung des Deutschen Vereins für öffentliche 
Gesundheitspflege wird vom 19. bis 22. September 1894 in Magde¬ 
burg stattfinden. Als Verhandlungsgegenstände sind in Aussicht genommen: 
1. Die Massregeln zur Bekämpfung der Cholera. — 2. Hygienische Beur- 
theilung von Trink- und Nutzwasser. — 3. Die Nothwendigkeit exten¬ 
siverer Bebauung und die rechtlichen und technischen Mittel zu ihrer Aus¬ 
führung. — 4. Beseitigung des Kehrichts und anderer städtischer Abfälle, 
besonders durch Verbrennung. — 5. Abtritts- und Ausgusseinrichtungen in 
Wohnhäusern. — 6. Zulässigkeit der Gasheizung in gesundheitlicher 
Beziehung. 


Eine energische Polizeiverwaltung scheint diejenige in Senftenberg 
(Reg.-Bez. Frankfurt a./O.) zu sein. In einer amtlichen Bekanntmachung vom 
28. Dezember 1893, betreffend die Anzeigepflicht bei Diphtherie 
heisst es am Schluss: 

„Gleichzeitig ergeht in Ausführung der getroffenen sanitätspolizeilicheu 
Massnahmen hiermit das Verbot, in mit Diphtherie-Kranken belegten 
Häusern Besuche abzustatten. Zuwiderhandlungen haben in jedem Fall 
die Festsetzung einer Exekutivstrafe von 1U M. zur Folge. 

Werden Fälle bekannt, dass sich un !> ef u g t e Personen mit Heilung 
von Diphtherie-Kranken beschäftigen, so folgt unnachsichtlich die Ein¬ 
leitung des Strafverfahrens.“ 

Hier kann man mit Recht sagen: „Allzu scharf macht schartig!“ Eine 
gesetzliche Bestimmung, auf Grund dessen die Polizeiverwaltung sich berechtigt 
glaubt, gegen Personen, die sich unbefugt, mit der Heilung von Diphtherie- 
Kranken beschäftigen, das Strafverfahren einzulciten, ist uns nicht bekannt. 


Lebensversichernngsverein für deutsche Aerzte. (Gegründet 18(19 
vom Verein der Aerzte in Westfalen, angeschlossen an die New-Yorker Ger¬ 
mania Lebens- Versicherungs - Gesellschaft.) Nach dem der Redaktion zuge¬ 
schickten Jahresbericht hat sich dieser Verein die Aufgabe gestellt, die Prämien 
für seine in Zahluugsnoth gcratheneu Mitglieder zu übernehmen, und in zweiter 
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Reihe, die Hinterbliebenen verstorbener Mitglieder zu unterstützen. Im Jahre 
1893 bezahlte der Verein für 3 Mitglieder 644 Mark Rillige Prämien und für 
alle Mitglieder sowie in den Vorjahren je 5 Prozent ihrer Prämien mit 930 Mark, 
zusammen also 1574 Mark. Im Ganzen wurden bereits über 3500 Mark Prämien 
vom Vereinsfonds übernommen, nnd ausserdem 3400 Mark den Mitgliedern ver¬ 
gütet. Trotz dieser Leistung wuchs der Vereins-Fonds im Jahre 1893 von 
19528 Mark auf 20356 Mark; derselbe ist bei der Oeynhausener Sparkasse 
hinterlegt und wird von jetzt mit 3*/ s °/ 0 (statt 3 1 / 8 °/ 0 in den letzten Jahren) 
verzinst. Die Summe sämmtlicher Jahresprämien betrug 18160 Mark für eine 
Gesammtversicherung (66 Policen) von rund 500000 Mark. 

Der Eintritt als Vereinsmitglied erfolgt nach Anmeldung bei dem San.- 
Rath Dr. Lehmann in Oeynhausen (oder bei der Gesellschaft, Berlin W., Leip¬ 
ziger Platz 12, alsdann unter Hinzufügung, als Mitglied des Vereins für deutsche 
Aerzte) unter den allgemeinen für Lebensversicherung bestehenden Bedingungen, 
jedoch ohne Vermittelung durch Agenten der Gesellschaft. Das 
Statut wird auf Verlangen von dem obeugeuannten Kollegen oder von der Ge¬ 
sellschaft eingesandt. 


Stand dev Cholera. In Deutschland und Oesterreich-Ungarn 
sind Cholera - Erkrankungen in den letzten beiden Wochen nicht mehr vorge¬ 
kommen. Auch in Bostlien scheint die Seuche erloschen zu sein, die Zahl der 
Erkrankungen hat hier seit dem Auftreten der Krankheit 1007 betragen, davon 
sind 517 tödtlich verlaufen. In der Türkei, speziell in Koustantinopel 
ist die Cholera ebenfalls im Erlöschen begriffen; die Gesammtziffer der Erkrank¬ 
ten stellt sich daselbst bis jetzt auf 1973 mit 1114 Todesfällen. 

In Belgien hat die an einzelnen Orten der Provinzen Limberg und 
Namur wieder ausgebrochene Seuche keine grössere Ausbreitung gefunden. 

In Russland herrscht die Cholera in den westlichen Provinzen und in 
der Stadt Petersburg noch immer in ziemlicher Ausbreitung. Die Zahl der Er¬ 
krankungen und Todesfälle betrug in der Zeit vom 6.—19. Januar in Peters¬ 
burg: 170 (79), in den Gouvernements Plock: 77 (48), Warschau: 64 (27) und 
Radom: 125 (33); vom 6.—12. Januar in den Gouvernements Kowno: 95 (41) 
und Lublin 12 (7). 


Berichtigung. 

In dem Artikel über Cyanmethaemoglobin von Dr. Wachholz ist 
beim Einrichten des Satzes durch ein Versehen folgender Fehler entstanden: 
Der Abschnitt von Seite 57, Zeile 18 von oben: „mit einer stark verdünnten 
Cyankaliumlösung u. s. w.“ bis Seite 58, Zeile 28 von oben eingeschlossen: 
„gelang es mir nie, auf die von Falck angegebene Weise eine 
so“ muss auf Seite 56, zwischen Zeile 2 und 3 von oben eingefügt werden. 


Preussischer Medizinalbeamtenverein. 

Der Vorstand des Prenssisclien Medizinalbeamtenvereins hat in 

seiner Sitzung vom 24. Januar d. J. beschlossen, dass die 

Elfte Hauptversammlung des Vereins 

am 

2$. und 24« April <1. J. za Berlin 

und zwar im Architekten-Vereinshause (Wilhelmsstrasse 92 u. 93) 
stattfinden soll. 

Etwaige Vorträge und Diskuasionsgegenstände, sowie sonstige die 
diesjährige Hauptversammlung betreffende Wünsche sind spätestens bis zum 
1. März d. J. bei dem Unterzeichneten anzumelden, damit die Tagesordnung 
rechtzeitig festgestellt werden kann. 

Der Vorstand des Preussischen Medizinalbeamtenvereins. 

Iin Auftr. 

Dr. Rapmund, Vorsitzender. 

Reg.- und Med.- Rath in Minden. 

Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rath i. Minden i. W. 

J. C. C. Bruns, Buchdruckerei, Minden. 
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Der landrechtliche Begriff des Wahnsinns in richterlicher 

Auffassung. 

Von Kreisphysikus Dr. M. Freyer in Stettin. 

Wir haben bekanntlich den landrechtlichen Begriff des Wahn* 
sinns bei den Entmündigungstenninen besonders zu berücksichtigen 
und von demjenigen des Blödsinns genau zu scheiden, weil er fiir 
den Richter die wichtige rechtliche Bedeutung hat, dass Wahnsinn 
die Ehe scheidet, während Blödsinn dies nicht thut. Um daher in 
dem einzelnen Falle zu begründen, dass Wahnsinn und nicht Blöd¬ 
sinn vorliege, oder umgekehrt, pflegen wir Gerichtsärzte uns an 
die landrechtliche Formulirung jener Begriffe möglichst streng an¬ 
zulehnen und für „wahnsinnig“ diejenigen zu erklären, welche 
nach der ganzen Art ihres Geisteszustandes, wie es in dem be¬ 
züglichen Paragraphen des Landrechts heisst, „des Gebrauches 
ihrer Vernunft gänzlich beraubt sind“. Wie verschieden auch das 
subjektive Ermessen des einzelnen Sachverständigen in dieser Be¬ 
ziehung sein mag, so kommen wohl Alle darauf hinaus, jenen Be¬ 
griff nur da als zutreffend gelten zu lassen, wo die angenommene 
gänzliche Beraubung des Vernunftgebrauchs den mehr ständigen, 
dauernden Zustand des Betroffenen, jedenfalls den Grundzug 
seiner Geisteskrankheit bildet. Und wo wir umgekehrt bei noch 
vorhandener Verständigung mit der Aussen weit den landrechtlichen 
Begriff des „Blödsinns“ als bestehend annehmen, muss dieser eben¬ 
falls den Grundzug des Krankheitszustandes bilden, wobei es 
gleichgültig ist, ob der betreffende Geisteskranke im Verlaufe 
seiner Geistesstörung zeitweilig auch in einen Zustand hochgradiger 
Erregung oder gar in Tobsucht zu verfallen pflegt. 
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Um einen Fall letzterer Art handelte es sich bei dem dies¬ 
seitigen Oberlandesgericht in der Berufungsinstanz, dessen Ent- 
scheidung8grtinde mir durch Herrn Sanitätsrath Dr. Zenker zu 
Bergquell, den Gutachter in jenem Falle, zugänglich gemacht 
worden sind und die folgendennassen lauten: 

„Der Geisteszustand des 0. hat nach diesem Gutachten zwei, 
mit einander wechselnde Stadien, nämlich einen Erregungs- und 
einen Depressionszustaud und befindet sich gegenwärtig in dem 
Uebergange von dem ersteren zum letzteren. In dem Zustande 
der Erregung ist er zwar unruhig und widerstrebend, auch zu 
Gewalttätigkeiten geneigt, indessen vermag er sich noch zu be¬ 
herrschen, folgt seinem Wächter und dem Arzte, und seine Rede 
ist, wenn auch von Erregung zeugend, doch zusammenhängend 
und nicht erheblich verworren. Nur selten treten Zustände hoch¬ 
gradiger, tobsüchtiger Aufregung bei ihm ein, doch waren solche 
Zustände vorübergehend. 

In dem Zustande der Depression ist er schweigsam und be¬ 
drückt, indessen ertheilt er auch dann auf Fragen verständige 
Antworten, arbeitet und führt sich ordentlich. In dem gegen¬ 
wärtigen Uebergangsstadium ist sein Reden und Handeln geordnet 
und verständig, er arbeitet fleissig und führt die ihm ertheilten 
Aufträge zuverlässig aus. 

Wenngleich nun der Beklagte voraussichtlich nicht wieder 
genesen wird, so lag bei dem von dem Sachverständigen darge¬ 
stellten Befunde keine Veranlassung vor, das Schlussgutachten, 
wonach der Beklagte im Sinne des Gesetzes (§. 27 A. L. R. Th. I 
Tit. 1) nicht für wahnsinnig, sondern nur für blödsinnig (§. 28 
das.) zu erklären sei, in Zweifel zu ziehen. Mit Recht hat der 
Sachverständige den Beklagten auch nicht für rasend erachtet; 
denn die Spuren der bei ihm sich zeigenden Tobsucht waren bald 
vorübergehend. Da nun aber Blödsinn kein Scheidungsgrund im 
Sinne des §. 698 A. L. R. Th II, Tit. 1 ist, so kann die Ehe der 
Parteien aus diesem Grunde nicht getrennt werden.“ 

Wir sehen hier also, wie das die Regel zu sein pflegt, den 
entscheidenden Richter den gutachtlichen Folgerungen des Sach¬ 
verständigen beitreten und mit diesem in dem betreffenden Falle 
Blödsinn, und nicht Wahnsinn annehmen. 

Ganz im Gegensätze hierzu — und das ist der Grund der 
vorliegenden Publikation — tritt das Reichsgericht als höchste 
Berufungsinstanz weder jenen ärztlichen Folgerungen, noch den 
Entscheidungen der beiden erstinstanzlichen Gerichte bei, indem 
es in seinen Entscheidungsgründen vom 13. März 1893 zu folgen¬ 
den Erwägungen gelangt ist: 

„Die Annahme des Berufungsgerichtes, dass der Beklagte 
nur blödsinnig sei, nicht aber an Raserei leide, konnte für hin¬ 
reichend begründet und rechtlich bedenkenfrei nicht erachtet werden. 

Der Sachverständige, auf dessen Gutachten die Entscheidungen 
der Vorinstanzen fussen, hat sich dahin geäussert, dass der Be¬ 
klagte nicht des Gebrauchs seiner Vernunft gänzlich beraubt sei, 
sondern dass er die Folgen seiner Handlungen nicht zu überlegen 
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vermöge. Wäre von der Richtigkeit die.ser gutachtlichen Aeusse- 
rung auszugehen, so würde mit Rücksicht auf die in den §§. 27, 
28 des A. L. R. Th. I, Tit. 1 gegebenen Begriffsbestimmungen 
der Annahme, dass der Beklagte nicht rasend oder wahnsinnig, 
sondern nur blödsinnig sei, allerdings beigetreten werden müssen. 
Dass aber der Beklagte des Gebrauchs seiner Vernunft nicht gänz¬ 
lich beraubt sei, entnimmt der Sachverständige der Thatsache, 
dass der Beklagte selbst in dem Höhepunkte seiner, mit einander 
abwechselnde Stadien durchlaufenden Geisteskrankheit, nämlich 
in dem Zustande der Erregung, zwar unruhig und widerstrebend, 
auch zu Gewaltthätigkeiten geneigt, jedoch noch im Stande sei, 
sich zu beherrschen, seinem Wächter und dem Arzte folge, auch 
zusammenhängend und nicht erheblich verworren spreche. Der 
Sachverständige hat indessen ferner bekundet, dass in dem Stadium 
der Erregung bei dem Beklagten auch Zustände hochgradiger tob¬ 
süchtiger Aufregung eintreten. Mit Rücksicht aber auf den Um¬ 
stand, dass diese Zustände nach der Angabe des Sachverständigen 
bisher nur selten vorgekommen und dann bald vorübergegangen 
sind, tritt das Berufungsgericht der Auffassung des Sachverständigen 
bei, dass der Beklagte nicht für rasend angesehen werden könne, 
weil es an der Voraussetzung fehle, dass der Beklagte des Ge¬ 
brauchs seiner Vernunft gänzlich beraubt ist. 

Diese Begründung lässt eine Erörterung der Frage vermissen, 
ob der Beklagte nicht wenigstens dann, wenn er sich 
in dem Zustande hochgradiger tobsüchtiger Auf¬ 
regung befindet, des Gebrauchs seiner Vernunft gänz¬ 
lich beraubt ist. Dass, wenn diese Voraussetzung zuträfe, in 
den erwähnten Zuständen Anfälle von Raserei zu erblicken wären, 
kann nicht bezweifelt werden. Die Annahme aber, dass der Be¬ 
klagte deshalb nicht für rasend zu erachten sei, weil die Anfälle 
tobsüchtiger Aufregung selten vorgekommen und bald vorüber¬ 
gegangen sind, lässt eine rechtlich unhaltbare Auffassung des Be¬ 
griffs der Raserei im Sinne des §. 27, Th. I, Tit. 1 und des §. 698, 
Th. II, Tit. 1 des A. L. R. erkennen. Denn für diesen Be¬ 
griff ist das häufigere oder seltenere Vorkommen der 
betreffenden Anfälle nicht massgebend, und der §. 698 
a. a. 0. wird Anwendung finden müssen, wenn der Beklagte über 
ein Jahr ohne wahrscheinliche Hoffnung der Besserung an zeit¬ 
weilig wiederkehrenden, mit gänzlichem Mangel des 
Gebrauchs seiner Vernunft verbundenen Tobsuchts¬ 
anfällen gelitten hat.“ 

Neu in dieser richterlichen Auffassung ist also die Annahme, 
dass Wahnsinn im Sinne des Gesetzes auch dann vorliegen soll, 
wenn Zustände von gänzlicher Beraubung des Gebrauchs der 
Vernunft, wozu Anfälle hochgradiger tobsüchtiger Aufregung ohne 
Zweifel gehören, selten und nur vorübergehend Vorkommen. 

Diese Auffassung muss mir für die gerichtliche Praxis und 
etwa künftige Nachachtung seitens des Gerichtsarztes bedenklich 
erscheinen, selbst wenn auch noch aus dem angeführten §. 698 
gewissennassen als erschwerendes Moment hinzugefügt wird, dass 
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jener geisteskranke Zustand „über ein Jahr ohne wahrscheinliche 
Hoffnung der Besserung“ bereits fortbestanden haben muss. Denn, 
wollte man jene Auffassung künftighin gelten lassen, so dürfte es 
nicht schwer fallen, in den meisten Fällen, in denen wir gerade 
gewohnt sind, Blödsinn im Sinne des Gesetzes anzunehmen, auch 
vorübergehende, zeitweilig auftretende Zustände tobsüchtiger Auf¬ 
regung oder vollständiger Verwirrtheit oder andere Zustände, in 
denen der Betroffene des Gebrauchs seiner Vernunft gänzlich be¬ 
raubt ist, nachzuweisen. In konsequenter Verfolgung jener Auf¬ 
fassung müsste man alsdann sogar jeden Epileptiker, bei dem sich 
nur die ersten Spuren geistiger Degeneration bemerklich machen, 
für wahnsinnig im Sinne des Gesetzes erklären, weil er bei jedem 
wiederkehrenden epileptischen Anfalle tobt oder verwirrt und 
dabei des Gebrauchs seiner Vernunft gänzlich beraubt ist. 

Mir will es scheinen, dass der Gesetzgeber, wenn er einmal 
dem Begriff des Wahnsinns jene besonders wichtige rechtliche 
Bedeutung beigemessen hat, dass nur er, und kein anderer Zu¬ 
stand von Geisteskrankheit, die Ehe zu trennen geeignet sein soll, 
diesen Zustand auch für einen dauernden, zum mindesten für 
den gewöhnlichen angesehen wissen wollte und nicht für den 
selteneren, einen anderen krankhaften Geisteszustand nur vorüber¬ 
gehend unterbrechenden. Diese meine Annahme wird auch durch 
die Thatsache unterstützt, dass andere Gesetzesbestimmungen sich 
ganz bestimmt in gleichem Sinne aussprechen, wie z. B. das 
Rheinische Civil - Gesetzbuch in seinem §. 489, welcher lautet: 
„Der Grossjährige, welcher sich gewöhnlich in einem Zustande 
von Blödsinn, Wahnsinn oder Raserei befindet, muss interdizirt 
werden, selbst wenn in diesem Zustande lichte Zwischenräume 
eintreten.“ Die letzteren, die lichten Zwischenräume, sind also 
nicht weiter massgebend, und so dürften analog auch vorüber¬ 
gehende Zustände von Raserei nicht massgebend sein, wenn der 
eigentliche, gewöhnliche Zustand ein anderer ist. 

Jedenfalls, glaube ich, haben wir Gerichtsärzte zunächst 
keine Veranlassung, auf Grund jener richterlichen Auffassung von 
unserer bisherigen Gepflogenheit abzuweichen, so lange wir noch 
an die gesetzlichen landrechtlichen Bestimmungen gebunden sind. 


Ist der Verkauf von Käse, welcher in vorgeschrittener 
Fäulnis8 sich befindet und von Schimmelpilzen durchsetzt 
ist, nach §. 12 des Nahrungsmittelgesetzes strafbar? 

Von Kreispbysikns Dr. Reimann in Neamünster (Holstein). 

Diese Frage ist von der I. Strafkammer des Landgerichts in 
Kiel in der Verhandlung am 19. Januar bejaht worden. Angeklagt 
war der hiesige Kaufmann W., am 7. April v. J. Käse feilgeboten 
zu haben, welcher verdorben und gesundheitsschädlich im Sinne 
des §. 12, 1 des Gesetzes vom 14. Mai 1879 sei. Mitangeklagt 
war der Arbeiter, welcher im Dienste des Kaufmanns W. den 
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Käse am Markte feilhielt. Es handelte sich um die ihrer Preis¬ 
würdigkeit wegen in hiesiger Provinz vielbegehrten grossen, 5—6 
Pfund schweren scheibenförmigen harten Magerkäse. Die Unter¬ 
suchung der polizeilicherseits beschlagnahmten Käse bei der Unter¬ 
suchungsanstalt für Schleswig-Holstein in Kiel ergab, dass die 
Käse nicht allein in ihren äusseren Schichten oder an einzelnen 
umschriebenen Stellen, sondern gleichmässig durch und durch 
von Schimmelpilzen und Fäulnissbakterien durchsetzt, auch im 
Innern theilweise schmierig erweicht und zerfallen waren, und dass 
nur ein etwa fingerdicker Kern im Innern des Käses allenfalls 
noch als geniessbar gelten konnte. Der Vorsteher der Unter¬ 
suchungsanstalt, Herr Dr. phil. \V. in Kiel, erklärte daher den Käse 
für hochgradig verdorben und verwies den Staatsanwalt für die 
Beurtheilung der Frage nach der Gesundheitsschädlichkeit solchen 
Käses an einen ärztlichen Sachverständigen. Am 13. Mai v. J. 
wurde mir der in der Untersuchungsanstalt durch geeignete Auf¬ 
bewahrung gegen noch weitere Verderbniss geschützte Käse zur 
Prüfung vorgelegt. Ich konnte bezüglich der subjektiven Beur¬ 
theilung der Beschaffenheit des Käses dem Gutachten des Che¬ 
mikers mich nur anschliessen, indem ich auf die Schwierigkeit des 
Gegenstandes im Allgemeinen hinwies, weil es sich hier um ein 
Nahrungsmittel handele, welches erst durch einen komplizirten 
Gährungsvorgang, bei dem ausser zahlreichen Spaltpilzarten auch 
Schimmelpilze in einzelnen Käsesorten wirksam seien, seine Werth¬ 
schätzung als Genussmittel erlange und an Verdaulichkeit gewinne. 
Allein man müsse doch unterscheiden zwischen denjenigen weichen 
Käsesorten, welche, wie Roquefort- und italienische Käse, 
beabsichtigter Weise Schimmelpilze enthalten und in Folge beson¬ 
ders reichlicher Bildung von Säuren (Milchsäure, Buttersäure, Bal¬ 
driansäure etc.) und Basen regelmässig einen höheren Grad von 
Erweichung und Zersetzung zeigen, und andererseits den Mager¬ 
käsen oder harten Labkäsen, zu denen der vorliegende ge¬ 
höre. Bei diesen letzteren dürfen Schimmelpilze wohl auf der 
Oberfläche und allenfalls in Spalten und Rissen der Substanz Vor¬ 
kommen, ihre Masse aber dürfe niemals so gleichmässig von Schim¬ 
melpilzen durchsetzt sein, wie es nach dem Gutachten des Che¬ 
mikers bei dem in Rede stehenden Käse der Fall gewesen sei. 
Befinde sich ein solcher normaler Weise wenig fettreicher, trockener 
und fester Käse in dem hohen Grade von Erweichung, Fäulniss 
und Schimmelung, nicht nur auf der Oberfläche, sondern auch in 
der Substanz, wie vorliegenden Falles, dann müsse derselbe nicht 
nur als verdorben, sondern den Umständen nach auch als zur Be¬ 
schädigung der menschlichen Gesundheit geeignet angesehen werden. 

ln der mündlichen Verhandlung, zu welcher ausser einigen 
„Liebhabern“, welche die Wohlbekömmlichkeit derartigen Käses 
als Entlastungszeugen bekunden sollten, auch zwei Käsehändler 
als Sachverständige neben den akademischen Sachverständigen 
seitens des Vertheidigers geladen waren, bezog dieser sich auf 
König, in dessen Handbuch, „Die menschlichen Nahrungs- und 
Genussmittel“ (Bd. II, S. 346) es heisst: „Wie wir gesehen haben, 
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sind bei dem Reifungsprozess des Käses eine ganze Reibe von 
Bakterien betheiligt, von welchen jener geradezu bedingt ist. Hierzu 
gehören auch Schimmelpilze, welche neben den zahlreichen Bak¬ 
terien für sonstige Nahrungsmittel als Zeichen einer Verdorbenheit 
angesehen werden würden. Diese unter normalen Verhältnissen 
im Käse vorhandenen Mikroorganismen scheinen aber tür die Ge¬ 
sundheit des Menschen keinerlei nachtheiligen Einfluss auszuüben. 8 

Diesem Einwand wurde die ganz andersartige Entwicklung 
des Schimmels beispielsweise bei Roquefort und Camembert einer¬ 
seits und den trockenen und harten Labkäsen, wozu der vorliegende 
gehöre, andererseits, entgegen gehalten, nur bei ersteren seien die 
Schimmelpilze ein nothwendiger Bestandteil und die Verbreitung 
des Schimmels, welcher hier ja absichtlich der Käsemasse bei Be¬ 
arbeitung hinzugesetzt werde, erfolge von innen heraus in allen 
Theilen der Substanz gleichmässig und sei ein Akt der Reifung, 
im vorliegenden Falle hingegen seien die Schimmelpilze als fremde 
Elemente von aussen hinzugetreten und allmählich in das Innere 
des Käses bis zum Zerfall desselben, d. h. his zur Zerstörung des 
Käsestoffes vorgedrungen. Es handele sich hier nicht mehr um 
die zur Genussfähigkeit des Käses nothwendige Reifung, sondern 
um eine selbst ein vorgeschrittenes Reifestadium überschreitende 
Fäulniss desselben, bei welcher jedenfalls ganz andere Mikro¬ 
organismen wirksam seien, als bei der Reifung. Auch Wein und 
Bier seien Genussmittel, welche eine Gährung oder Reifung durch¬ 
machen müssen, und dennoch unterliegen diese Stoffe gelegentlich 
der Einwirkung fremdartiger Pilze, welche jene in ihrer Zusam¬ 
mensetzung und ihren Eigenschaften derart verändern, dass sie 
als verdorben oder auch als gesundheitsschädlich gelten müssen. 
Wenn ferner gesagt werde, dass Roquefort- und italienischer Käse 
trotz ihres Schimmelgehaltes erwiesener Massen nicht nur ohne 
Schaden für die Gesundheit, sondern sogar mit Vortheil als Verdauung 
fördernd genossen werden, so sei doch hierbei in Rechnung zu ziehen, 
dass jene Käsesorten in kleineren Mengen zum Abschluss eines 
reichen Mahles, der hier zur Verhandlung stehende Käse hingegen 
von den ärmeren Volksklassen in grösseren Portionen verzehrt zu 
werden pflegen, erstere ausschliesslich Genussmittel, letzterer 
überwiegend Nahrungsmittel sei. 

Endlich wandte die Vertheidigung ein, dass nach dem Urtheil 
anderer medizinischer Sachverständiger Käse nur dann als gesund¬ 
heitsschädlich anzusehen sei, wenn in ihm das „Käsegift“ nach¬ 
gewiesen, d. h. durch physiologische Versuche sein Vorhandensein 
sicher gestellt sei. Es wurde darauf erwidert, dass zur Zeit 
unsere Erkenntniss der chemischen und physiologischen Eigen¬ 
schaften der Stoffwechselprodukte der pflanzlichen Kleinwesen über¬ 
haupt, des Toxalbumines insonderheit, noch nicht über die Anfänge 
hinausgekommen sei. 

Das Gericht erkannte den objektiven Thatbestand, 
das Vorhandensein und die Gesundheitsschädlichkeit 
des fraglichen Käses im Sinne des §. 12, 1 des Nah¬ 
rungsmittelgesetzes an, sprach den Angeklagten aber wegen 
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des Fehlens subjektiver Bestrafungsgründe — das Feilbieten des 
Käses war angeblich ohne Vorwissen des angeklagten Kaufmanns 
W. während dessen Ortsabwesenheit erfolgt — frei. Auch der 
mitangeklagte Arbeiter ward Mangels Beweises absichtlichen 
oder fahrlässigen Verschuldens freigesprochen. 

Uebrigens fehlte es der Verhandlung nicht an erheiternden 
Zwischenfällen. So richtete der Angeklagte an einen der Ent¬ 
lastungszeugen die Suggestivfrage, ob Käse von der Beschaffen¬ 
heit des unter Anklage gestellten nicht sehr schön aussehe. 


Aus Versammlungen und Vereinen. 

T 1 I. Haiptvemmmluncdecf Mecklenburgischen Hedisinal* 
Beamtenvereins in Rostock am SO. November 1893 . 

(Schluss.) 

III. Die Fleischbeschau in Mecklenburg. 

Kreisphysikus Sanitätsrath Dr. Stephan-Dargun. Das Gesetz vom 
14. Mai 1879, betreffend den Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genussmitteln 
und Gebrauchsgegenständen, muss als Ausdruck des Willens unserer höch¬ 
sten Behörden bezeichnet werden: Durch praktische Anwendung der wissen¬ 
schaftlich gewonnenen Erfahrungen auf dem Gebiete der Gesundheitslehre 
die Gesundheit des Staatsbürgers, soweit irgend möglich, vor erkennbarem 
Schaden zu behüten. Es kann nicht bezweifelt werden, dass die gesetz¬ 
geberische Absicht von den Organen der Rechtspflege in anerkennenswerther 
Weise zur Ausführung gebracht wird, die zahlreichen Verurteilungen, 
die z. B. die Veröffentlichungen des Reichsgesundheitsamts bezüglich Nahrungs- 
mittelverfälschungen bekannt gemacht haben, zeugen von der Strenge und dem 
Emst, die gegen die Fälscher resp. Verkäufer von verdorbenen oder minder¬ 
wertigen Nahrungsmitteln angewendet werden. So dankenswert nun der be¬ 
hördliche Eifer das Interesse des Volkswohls vertritt, so kann er doch immer 
nur in beschränkter Weise zur Wirkung gelangen, aus dem einfachen Grunde, 
weil nur die wenigsten Fälschungen durch Polizeibeamte resp. das Publikum, 
denen die genaueren Kenntnisse vom Wert oder Unwerth eines Nahrungsmittels 
vielfach fehlen, zur Anzeige gelangen. Das Gesetz bedarf deshalb für die Kon- 
trole einzelner Nahrungsmittel besonderer technischer kommunaler oder landes¬ 
polizeilicher Einrichtungen. Zu diesen gehört für eins der wichtigsten Lebens¬ 
mittel, das Fleisch, die Fleischbeschau. 

Zu einer Zeit, in der, wie heute, die Prophylaxe der Krankheiten einen 
so gewaltig breiten Raum mit Recht einnimmt, dürfte es sich immerhin ver¬ 
lohnen, Umschau zu halten, in welcher Ausdehnung und in weicher Weise in 
den verschiedenen Staaten die Fleischbeschau eingefübrt und gehandhabt wird, 
wie weit der Schutz des Laien gegen Gesundheitsgefährlichkeit eines Haupt¬ 
nahrungsmittels nach dem jetzigen Stande der wissenschaftlichen Forschungen 
geht. Als mecklenburgische Sanitätsbeamte interessirt uns besonders die Fleisch¬ 
beschau in Mecklenburg, ihr heutiger und vielleicht zukünftiger Stand. 

Will man die Gegenwart richtig verstehen, so darf oftmals ein Rückblick 
auf die Vergangenheit nicht unterbleiben. Von welcher Fassung etwa vor dem 
Jahre 1683 vorhandene Medizinalgesetze gewesen sind, ist aus der Literatur 
nicht ersichtlich, erst mit diesem Jahre wird die erste Medizinalverordnung 
erlassen, die in den Medizinalgesetzen von Mas ins, 1811 herausgegeben, abge¬ 
ruckt ist. Dass hierin von speziellerer Krankheitsprophylaxe nicht die Rede 
sein kann, erhellt am Besten daraus, dass nur 5 Apotheken bisher im Lande 
bestanden und die Zahl der Aerzte nicht grösser war. Den Predigern wurde 
aufgegeben, die Patienten zu examiniren und diese Angaben dem „nächstgesesse¬ 
nen Medico zu überschreiben“; es fehlte somit an technischen Organen (Aerzte 
event. Apotheker, Thierärzte gab es noch nicht), welche z. B. eine Nahrnngs- 
mittelkontrole ausüben konnten. Es waren ja nicht einmal die nöthigen Kräfte 
vorhanden, den Menschen nach ausgebrochener Krankheit hülfreiche Hand zu 
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leisten. Ent ans dem Anfang des 18. Jahrhunderts, 1710, findet sich die erste 
Verordnung, welche von der Aufsicht auf das Schlachten von gesundem Vieh 
handelt (Masins, Medizinalpolizeigesetze von 1818, pag. 72). Darnach sollten 
die verordneten Aufseher in den Städten darauf achten, dass die Schlächter kein 
ungesundes Vieh schlachten und verkaufen, bei Zweifel ttber die Gesundheit eines 
Thieres soll vom Magistrat oder Stadtgericht eine Besichtigung durch den Kreis* 
physikus oder einen anderen Arzt angeordnet werden, dessen Entscheidung abzu¬ 
warten ist. 1783 wird das Aufblasen des frischen Fleisches von Kälbern und 
Hammeln mit dem Munde verboten, später, trotz heftigen Widerstandes einzelner 
Schlachterinnungen, auch mit anderweitig, damals noch zugelassenen Blasebälgen. 
Neben dieser allgemeinen Verordnung entstanden speziellere, den wissenschaft¬ 
lichen Standpunkt damaliger Zeit charakterisirend. Eine Verordnung vom Jahre 
1789 erklärt, „die Rindshamme, wodurch die irrthümlich sogenannte Franzosen¬ 
krankheit hervorgerufen wird, für völlig unschädlich, falls das ausgehauene 
Fleisch eine natürliche, gesunde Farbe hat und mit gutem Fett durchwachsen, 
soll es dem Willen des Eigentümers oder Verkäufers überlassen werden, welcher 
dasselbe ohne allen Nachtheil für seine Gesundheit verwenden kann“. Die Be¬ 
griffe lokale und generalisirte Tuberkulose waren damals noch nicht vorhanden. 
Besonders ausgezeichnet erscheint Rostock durch seine Schlächterordnung vom 
Jahre 1669, welche die Schlachtung sowie den Verkauf des Fleisches vom Vieh 
verbietet, das von Hunden blutig gebissen wurde, ferner anordnet, dass weder 
räudige Schafe und Hammel, noch wassersüchtige, mit Pocken behaftete oder 
sonst Fehler an den Eingeweiden habende Schafe zum Scharren gebracht und 
verkauft werden. Ebensowenig sollten Schlächter das Fleisch von finnigen 
Schweinen verkanten. Bis zum Jahre 1834, in dem Dornblüth seine Dar¬ 
stellung der Medizinalpolizeigesetzgebung veröffentlichte, scheinen andere Ver¬ 
ordnungen bezüglich der Fleischbeschau nicht vorhanden gewesen zu sein, 
wenigstens habe ich trotz eifrigen Suchens keine solche gefunden. Auch Gösch 
und v. Düring veröffentlichten bis zum Jahre 1863 keine neuen in ihren 
medizinalpolizeilichen Verordnungen. Die Entdeckung der kapsellosen Trichine 
in der menschlichen Leiche durch Zenker (1860) und die Kenntniss der Trichinen¬ 
krankheit, mit Hedersleben beginnend (Ostertag: Fleischbeschau, pag. 180), 
waren zweifellos ebenso wie anderswo so auch bei uns in Mecklenburg der An- 
lasB behördlicher Aufmerksamkeit. Zunächst erschien im Regierungsblatt 1863 
eine Warnung vor Trichinen, 1864 desgleichen bezüglich des finnigen Fleisches 
und unter dem 4. April 1866 ist ein Zirkular an die Magistrate erlassen worden, 
in welchem zur Einrichtung einer Trichinenschau aufgefordert und die bezüg¬ 
lichen Gesichtspunkte dargelegt werden (Gösch und v. Düring: Medizinal- 
polizeiliche Verordnungen, pag. 148). 

Mit der Einrichtung der Trichinenschau begnügten sich die behördlichen 
Organe Norddeutschlands, auch Mecklenburgs, im Gegensatz zu der kräftig sich 
entwickelnden Fleischbeschaugesetzgebung Süddeutschlands. Den Fortschritten 
der Wissenschaft entsprechend wurden weiter die mecklenburgischen Magistrate 
durch Rundschreiben des hohen Ministern 1889 aufgefordert, über neue ver¬ 
besserte Statuten zu beschlossen, deren Grundzüge mitgetheilt wurden (Schlampp: 
Fleischbeschaugesetzgebung Deutschland^), und im Jahre 1890 erhielten die 
Kreisphysiker den Auftrag, diejenigen Trichinenschauer, deren Thätigkeit ihrer 
Mitkontrole unterstellt war, zu revidiren. In demselben hohen Rundschreiben 
heisst es ferner, dass in Zukunft bei neuen Statuten bezüglich Errichtung einer 
Trichinenschau mit ähnlicher Einrichtung (Mitkontrole der Sanitätsbeamten), den 
Kreisphysikern durch die betreffende Ortsobrigkeit Nachricht gegeben werde. 

Fasst man die ganze Entwickelung der mecklenburgischen Fleischbeschau 
bis hierher zusammen, so ergiebt sieb, dass frühere gesunde Anfänge einer all¬ 
gemeinen Beschau, deren Handhabung nur leider in zugänglicher Weise nicht 
bekannt geworden ist, zwar das behördliche Streben dokumentiren, den Nahrungs¬ 
mittelschutz auf den Fleischvertrieb zu erstrecken, bei uns aber nicht zu einem 
einheitlichen, fortgeschrittenen, vollendeten Aufbau gelangt sind. Die guten 
Gründe, wegen welcher Dornblüth (Kritik der Med. - Ordnung in Mecklenburg, 
1840, pag. 411 und 412) zweifelt, dass überall in kleineren Städten Mecklenburgs 
die Fleischbeschau durch Kunstverständige ausgeübt wird, sind mir unbekannt. 

Die sich auf Vieh jeglicher Art erstreckende Beschau hat sich bis heute 
in den Orten mit Schlachthäusern lokalisirt, wenn anderewo noch vorhanden, 
muss sie als gänzlich ungenügend bezeichnet werden, voll und ganz auf der Höhe 
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der Zeit steht in Mecklenburg nur die Untersuchung des Schweinefleisches auf 
Trichinen. 

Es erübrigt nunmehr zunächst die kurze Darstellung der heute in Mecklen¬ 
burg Torhandenen Trichinen* und Fleischbeschau, zu welcher mir durch Ver¬ 
mittelung der Grossherzoglicben Medizinal-Kommission seiner Zeit das Material 
zur Verfügung gestellt worden ist. Ich bin somit in der Lage, eine genaue 
Uebersicht über Einrichtungen bis zum Anfang 1892 geben zu können, bis zu 
dieser Zeit reichen die angestellten Ermittelungen. 

A. Obligatorische Trichinenschau für alle geschlachteten 
Schweine in Städten und Flecken findet statt: 

L Kreisphysikat Boizenburg: in Boizenburg, Lübtheen, 

Hagenow, Wittenburg, Zarrentin.6 

IL Kreisphysikat Gadebusch: in Dassow, Gadebusch 

Grevesmühlen, Rhena.4 

in. Kreisphysikat Wismar: in Wismar, Neubuckow, Neu¬ 


kloster, Warin. 4 

IV. Kreisphysikat Schwerin: in Schwerin, Crivitz, Brüel 8 
V. Kreisphysikat Ludwigslust: in Dömitz, Grabow, 

Ludwigslust.8 

VI. Kreisphysikat Parchim: inDobbertin, Lttbz, Goldberg 3 
VII. Kreisphysikat Güstrow: in Bützow, Sternberg, Güs¬ 
trow, Laage, Krakow.5 

VIEL Kreisphysikat Rostock: in Rostock, Doberan, Schwaan, 

Ribnitz.4 

IX. Kreisphysikat Gnoien: in Gnoien, Dargun, Tessin, 

Sülze, Marlow.5 

X. Kreisphysikat Malchin: in Teterow, Stavenbagen, 

Penzlin.8 

XL Kreisphysikat Waren: in Waren, Malchow . . . . 2 


Summa 41 

B. Obligatorische Trichinenschau für Schlächter, Restau¬ 
rateure und ähnliche Betriebe, fakultativ für Private, wird 


geübt: 

IL Kreisphysikat Gadebusch: in Klütz.1 

V. „ Ludwigslust: in Neustadt .... 1 

VI . „ Parchim: in Parchim, Plan .... 2 

VIII. „ Rostock: in Kröpelin.1 

X. „ Malchin: in Malchin, Neukalen ... 2 

XI. „ Waren: in Röbel. . . 1 _ 

Summa 8 

C. Obligatorische Trichinenschau in ganzen Aemtern 
findet statt: 

m. Kreisphysikat Wismar: im Amt Warin.1 

VIIL Kreisphysikat Rostock: im Amt Toitenwinkel . . . 1 


Summa 2 

D. Obligatorisch in einzelnen Amtsortschaften. 

L Kreisphysikat Boizenburg: im Amt Hagenow: 


in Viez, Toddin, Jasnitz.3 

im Amt Wittenburg: in Vellahn.1 

II. Kreisphysikat Gadebusch: im Amt Greves¬ 
mühlen: in Boltenhagen, Bonnhagen.2 

V. Kreisphysikat Ludwigslust: im Amt Grabow: in 

Brunow, Löcknitz.2 

im Amt Neustadt: in Blievenstorf, Spornitz, Muchow, 

Dütschow, Wöbbelin, Herzfeld.6 

VI . Kreisphysikat Parchim: im Amt Lübz: in Marnitz 1 
VIEL Kreisphysikat Rostock: im Amt Ribnitz: in 

Wustrow, Barnstorf.2 


Summa 17 
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£. Fakultativ in Amtsortschaften 
des III. Kreisphysikats Wismar: im Amt Wismar: 

Kirchdorf, Neuburg, Hohen Viechein .3 

des IV. Kreisp hy sikats Schwerin: im Amt Crivitz, 
des VII. Kreisphysikats Güstrow: im Amt Güstrow: 

Schwiesow, Siemitz .2 

des IX. Kreisphysikats Gnoien: im Amt Dargun: Bruders¬ 
dorf, Finkenthal, Breesen .3 

des X. Kreisphysikats Malchin: im Amt Stavenhagen: 

Gielow. . . 1 _ 

Summa 9 

F. Fakultativ in der Bitterschaft wird Trichinenschau 
geübt: 

im X. Kreisphysikat Malchin: in Dahmen .1 

G. Keinerlei Trichinenschau 

besteht in den Aemtern: Buckow, Bützow, Boizenburg, Doberan, Gadebusch, 

Schwann, Wredenhagen, Kloster Malchow.8 

Einer Kontrole seitens des Kreisphysikus unterstellen zunächst 
die Trichinenschaucr der Ortschaften der Acmter Warin und Toitenwinkel, 


ferner diejenigen aus dem Physikat: 

I. Boizenburg: Amt Hagenow: Viez, Toddin, Jarnitz . . 3 
Nachprüfungen sind unterworfen diejenigen in Lübtheen, 

Zarrentin, Veilahn.3 

II. Gadebusch: Amt Grevcsmühlen: Boltenhagen und Bonn¬ 
hagen .2 


III. Wismar: Amt Wismar hat Statut mit Kreisphysikat zu¬ 
sammen unterschrieben, demnach wird auch wohl hier kon- 
trolirt. 

IV. Schwerin: Amt Crivitz desgl. 


V. Ludwigslust: Amt Grabow: Brunow, Löcknitz .... 2 

Amt Neustadt: 6 vorher genannte Orte.6 

VI. Parchim: Dobbertin.1 

Amt Lübz: Marnitz.1 

VII. Güstrow: Schwiesow, Siemitz ?. 2? 

VIII. Rostock: Amt Ribnitz: Wustrow, Barnstorf.2 

IX. Gnoien: Amt Dargun: Breesen, Finkenthal, Brudersdorf . 3 
X. Malchin: Amt Stavenhagen: Gielow und Dahmen? . . 1 
ferner diejenigen in den Städten: 

Grabow, Ribnitz, Stavenhagen, Sternberg, Teterow, Waren 6 
in den Flecken: 

Dargun, Lübtheen, Zarrentin.1 + 2 ? 


Summa 31 -f- 4 ? 

Die Statuten sowie Instruktionen in den einzelnen Orten unter¬ 
scheiden sich in 3 Formen. 

1. Diejenige von 1867 bis 1880 enthält die einfachsten Vorschriften, 
gleichsam im Lapidarstyl. 

2. Diejenige von 1880 bis 1885 oder 1886, welche von den meisten Orten 
beliebt ist und durch welche den Kreisphysikern in einzelnen Fällen Nach¬ 
prüfungen der Trichinenscbauer übertragen werden. 

3. Diejenige seit 1886 bis heute, die entwickelst«, enthält die genauesten 
Bestimmungen, den modernen Anforderungen entsprechend. Statute, die nach 
1890 in’s Leben getreten sind, bestimmen alle die Kontrole seitens des Kreis¬ 
physikus. 

Ueberblickt man nun das Resultat der Enquete, so ergiebt sich, dass 
Trichinenschau besteht in sämmtlichen Ortschaften zweier Aemter (83), in 
sämmtlichen Städten und Flecken (49), in 24 Domanialorten (Amt Crivitz aus¬ 
genommen), in Summa iu 156 Orten des Grossberzogthums. 

Der Seelenzahl der Städte und Flecken mit 257 604 Einwohner steht eine 
Landbevölkerung mit 320738 Einwohner entgegen (Beilage zur Statistik Meck¬ 
lenburgs, Bd. III, Heft 1, pag. 4); in den ländlichen Orten mit Trichinenschau 
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wohnen rund 20000 Einwohner, demnach bezieht sich aof 800738 Einwohner 
offiziell die Schan nicht. 

Wenn man auch annehmen will, dass ein ganzes Qn&ntnm Fleisch, von 
städtischen Fleischern gekauft, aof das Land gebracht and hier verspeist 
wird, wenn anch zugegeben werden muss, dass von vielen Gatsbesitzern and 
Pächtern Fleischproben zur Untersuchung an die nächsten Beschauer geschickt 
werden, so bieibt doch ebenso sicher, dass im Domaniunij sowie besonders in der 
Ritterschaft noch recht viel Schweinefleisch genossen wird, das keinerlei 8chau 
unterworfen wurde and somit die Gefahr fttr die Entstehung der Trichinose in 
sich tragen kann. 

Es ist mir leider nicht möglich gewesen, die Zahl der in Mecklenburg 
bisher trichinös gefundenen Schweine zu ermitteln; es muss genügen, hier das 
Verhältnis der trichinösen zu den gesunden aus der Statistik anderer Staaten 
anzugeben. In Preussen schwankt die Häufigkeit in den einzelnen Jahren zwischen 
1: 1460 und 1: 2289. (In Posen war aber das Verhältnis 1884 1: 68—100.) Für 
Sachsen giebt Johne das Verhältniss auf 1 : 5600 bi 1 : 8985 an. In Berlin 
kam nach 8 jährigem Durchschnitt (1883 bis 1891) auf 1552 Schweine 1 trichi¬ 
nöses (Ost er tag, Fleischbeschau, pag. 291). In Schwerin wurde von 7666 
geschlachteten Schweinen 1887 ein trichinöses gefunden; 1888 eins von 8301. 

Nach der letzten Volkszählung von 1890 entfallen auf die Ritterschaft 
allein 23 439 Haushaltungen (Beiträge zur Statistik Mecklenburgs, 1892, pag 5) » 
es darf sicher angenommen werden, dass in jeder Haushaltung mindestens jähr¬ 
lich 1 Schwein geschlachtet wird, ferner, dass dasselbe in 20000 Fällen bestimmt 
nicht untersucht wird; die Möglichkeit, dass ein trichinöses Fleisch zum Ver¬ 
zehren in Form von Würsten resp. Schinken, die ungenügend geräuchert sind, 
gelangt, liegt somit sehr nahe, wenn auch zu bedenken ist, dass dasjmeiste 
Schweinefleisch auf dem Lande jetzt in gekochter resp. in gebratener Form ge¬ 
nossen wird. 

Die Trichinenschau wird zwar in den Städten Mecklenburgs und in ein¬ 
zelnen Theilen des Domaniums mehr oder weniger ausreichend gehandhabt, 
immerhin bieibt dieselbe jedoch fttr einen grossen Theil der Bevölkerung noch 
anzustreben. 

Ueber Fleischbeschau habe ich aus den einzelnen Berichten der Herren 
Kreisphysiker nur wenig Erfreuliches entnehmen können. Von allen Städten 
ohne Schlachthaus besitzt nur Doberan eine Verordnung vom 25. August 1889, 
nach welcher Rindvieh aller Art, über 6 Monate alt, vor dem Zerlegen zu be¬ 
sichtigen ist. In Malchin und Ribnitz ist die Einführung einer allgemeinen 
Fleischbeschau von den Magistraten beabsichtigt worden, jedoch von der höheren 
Behörde ist das Statut abgelehnt, weil kein Schlachthaus vorhanden. In Ribnitz 
ist auf Betreiben des Bürgervereins daselbst ein Thierarzt ansässig geworden, 
bei diesem sowohl, als auch bei dem Thierarzt aus Marlow, der zweimal wöchent¬ 
lich nach Ribnitz kommt, lassen sämmtliche Schlachter von denen die Vereins¬ 
mitglieder kaufen, ihr Vieh untersuchen. Die Folge davon ist gewesen, dass, wie 
mir privatim mitgetheilt worden ist, jetzt eigentlich nur gutes Vieh in Ribnitz 
zur Zufriedenheit aller Konsumenten geschlachtet wird; besondere Statuten 
existiren nicht. 

Des Weiteren wird eine Fleischbeschau nur in den Schlachthäusern aus¬ 
geübt. Aus den Städten Rostock, Schwerin, Wismar und Gttstrow sind mir durch 
die Liebenswürdigkeit der bezüglichen Behörden die Zahlen ttber die jährlichen 
Schlachtungen sowie Organbeanstandungen und Verwerfungen ganzer Kadaver 
mitgetheilt worden. Dieselben illustriren in deutlichster Weise die Wichtigkeit 
der Fleischbeschau durch den Nachweis von den häufigen Erkrankungen der 
Schlachtthiere. 

In Wismar besteht, das Schlachthaus in Betrieb erst seit 1889, demnach 
verfüge ich nur ttber das Material von 3 Jahren, aus den 3 anderen Schlacht¬ 
häusern konnte ich die Daten von 4 Jahren benutzen, wobei zu bemerken, dass 
Rostock mir nur Verwerfungen von Rindern an allgemeiner Tuberkulose 
lieferte, und dass die Zeit vom 30. September bis 31. Dezember 1891 nach dem 
Durchschnitt der vorhergegangenen */ 4 Jahre berechnet ist. 

Es wurde geschlachtet eine Kopfzahl von (Pferde ausgeschlossen): 
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1888 

1889 

1890 

1891 


durchschn. jährl. 

Beanstandungen 

in Schwerin . . 25 382 

26 259 

25 026 

25 077 = 

101 744 

5,47®/* 

in Güstrow . . 11918 

10 510 

11 568 

12 530 = 

46 526 

3,12 * 

in Wismar . . — durchschu. jährlich 

12 300 = 

36 900 


Organbean¬ 

standungen: 

in Schwerin . . 1 103 

1311 

1288 

1867 - 

5 569 


in Güstrow . . 382 

282 

342 

314 = 

1 450 


Verwerfungen : 

ganzer Kadaver 

in Schwerin . . HO 

65 

74 

135 = 

354 — 

0,35 % 

in Güstrow . . 25 

29 

28 

26 = 

108 = 

0,23 „ 

in Wismar . . — 

35 

50 

61 = 

146 = 

0,39 „ 


Von diesen Kadavern wurden wegen generalisirter Tuberkulose ver¬ 
worfen an Rindern: 


1888 1889 1890 1891 1888/91 

auf Schlachtungen: 1888 1889 1890 1891 1888/91 jährl. 


Schwerin 

2288 2 307 2 211 2070 = 

8866 

36 

35 

40 

50 = 

161 = 

1,80®/, 

Güstrow 

955 657 784 708 = 

3004 

17 

15 

10 

14 = 

56 = 

1,86 „ 

Wismar 

— durchschnittl. 925 = 

2775 

— 

.16 

16 

18 = 

50 = 

1,73 „ 

Rostock 

3 261 3373 2 875 2 663 = 

12072 

49 

75 

48 

67 = 

239 = 

1,98 „ 


Tuberkulose bei Schweinen und Kälbern wird angegeben: 

aus Schwerin in 47 resp. 32 Fällen, 

» Güstrow „ — „ 7 „ 

v Wismar „ 37 B 4 

Von sämmtlichen, in Schlachthäusern in Mecklenburg geschlachteten Thieren 
wurden durchschnittlich jährlich über 4 Jahre hin 3,12 °/ 0 (Güstrow), bis 5,47 °/ 0 
(Schwerin) wegen Erkrankungen einzelner Organe beanstandet und 0,23 °/ 0 

(Güstrow), bis 0,39 °/ 0 (Wismar) ganze Kadaver verworfen. In hervorragender 
Weise beziehen sich die Verwerfungen auf Tuberkulose. 

In den Ergebnissen der Ermittelungen über die Verbreitung der Tuber¬ 
kulose unter dem Rindvieh im Deutschen Reiche vom 1. Oktober 1888 bis 

30. September 1889, vom Regierungsrath Röckl erstattet, wird pag. 492 mit- 
getheilt, dass in Mecklenburg - Schwerin von je 100 in Schlachthäusern ge¬ 
schlachteten Thieren Tuberkulose in 3,4 bis 13,8 °/„ gefunden wurde; Mecklenburg 
rangirt danach mit in die höchste Kategorie der deutschen Länder und Provinzen. 
(Güstrow und Rostock, früher mit empirischer Beschau im Schlachthaus, 3,4 bis 
4 °/ 0 , Schwerin und Wismar mit thierärztlicher Beschau, 12,9—13,8 ®/*). 

In der Versammlung mecklenburgischer Thierärzte in Güstrow vom 
2. August 1892 wird vom Thierarzt Wilb ran dt-Schwerin ein sehr häufiges 
Auftreten der Tuberkulose und starke Zunahme gemeldet. In Schwerin wären 
1866: 12 °/ 0 , 1876:13,5®/*, 1891: 23,32 °/ 0 tuberkulös gefunden, das bedeute, 
dass jede vierte Kuh an Tuberkulose leide (Rostocker Zeitung vom 4. August 
1892). Allgemein tuberkulös wurden während der Enquete von Reichswegen 
1. Oktober 1888 bis 30. September 1889 in Schwerin 1,4 °/ 0 , Wismar 1,5®/*, 
Güstrow 0,8 °/„ von tuberkulösen Thieren überhaupt wahrgenommen, Zahlen, die 
den meinigen sehr nahe kommen. Unter 67 Schlachthäusern im Deutschen Reich, 
die namentlich angeführt werden, geben nur 3 höhere Zahlen. Die Tuberkulose 
scheint in Mecklenburg ausser ihrer bedenklichen Frequenz in besonders bös¬ 
artiger Weise hiernach verbreitet zu sein, wenn ein so hervorragender Prozent¬ 
satz an generalisirter Tuberkulose, die zur Verwerfung ganzer Kadaver Anlass 
giebt, nachgewiesen wird. Die Verthcilung der Krankheit über das Land ist 
jedoch nicht gleichmässig, besonders stark soll die Seuche im Veterinär bezirk 
Waren vorhanden sein, woselbst mindestens 8 °/ 0 aller Rinder, auf einzelnen 
Gütern selbst 10 °/ 0 tuberkulös sein sollen, dort giebt es nach Röckl (pag. 
485) fast kein Gut, aus welchem nicht alljährlich verdächtige Thiere ver¬ 
kauft werden. 

Von andern Erkrankungen der Schlachtthiere fällt die Häufigkeit des 
Vorkommens von Echinokokkcu auf. Herr Geheimrath Madelung fand, dass 
die Echinokokken -Krankheit in Mecklenburg sehr viel häufiger vorkomme, als 
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im übrigen Norddeutschland {Madelung, Verbreitung der Echinokokken-Krank- 
beit in Mecklenburg, pag. 24) und berichtet (pag. 45), dass die Krankheit bei 
Mensch und Thier regelmässig, wenn nicht ausschliesslich, dadurch ermöglicht 
und unterhalten wird, dass der Hund die bei den Hausthicren gewachsenen 
Finnen sich einverleibt. Zur Zeit der Veröffentlichung genannter Arbeit (1884 
und 1885) war über die Häufigkeit, in der die Echinokokken - Krankheit bei den 
Hausthieren in Mecklenburg vorkommt, nichts veröffentlicht worden (pag. 48, 
loc. cit.). Aus einzelnen Schlachthäusern kann ich heute Daten anführen. Der 
Schlachthaus - Inspektor in Wismar schrieb mir nur, dass daselbst Echinokokken 
bei Rindern, Schafen und Schweinen sehr häufig Vorkommen. In Schwerin wurden 
Echinokokken festgestellt: 1887 : 616 mal, 1888 : 533 mal, 1889 : 611 mal, 
1890 : 511 mal, 1891: 651 mal; in 5 Jahren also 2922 mal; demnach durch¬ 
schnittlich jährlich bei einer Schlachtziffer von 126COO Köpfen im selben Zeit¬ 
raum, in 585 Fällen, entsprechend 2,33 '/„ aller Schlachtungen. 

In Güstrow wurden Echinokokken wahrgenommen: 1887: 179 mal, 1888: 
236 mal, 1889 : 252 mal, 1890 : 213 mal, 1891: 212 mal, demnach in 5 Jahren 
1092 mal; durchschnittlich jährlich, bei einer Schlachtziffer von 58000 Köpfen 
in demselben Zeitraum, in 219 Fällen, entsprechend 1,9 °/ 0 aller Schlachtungen. In 
anderen Schlachthäusern dürften kaum hiervon sehr verschiedene Wahrnehmungen 
gemacht werden; es erhellt also die beachtenswerthe Verbreitung von Echino¬ 
kokken bei Scblachtthieren in Mecklenburg. So unbedingt man annehmen kann, 
dass die Blasen in Schlachthäusern vernichtet, anstatt von Hunden gefressen 
werden, so sicher darf behauptet werden, dass dies nicht bei den Hausscblach- 
tungen stattfindet. Verhältnisse, wie sie Geheimrath Madelung (pag. 64) 
schildert, dass auf Dunghaufen Thioreingeweidetheile event. Tage lang nach 
Privatschlachtungen umherliegen, kann man in kleinen Städten auch heute leider 
noch oft wahrnehmen; kein Wunder, wenn die in Mecklenburg sehr zahlreichen 
Hunde sich infiziren und die Gelegenheit znr Ansteckung für Menschen bieten. 

Die Daten, Tuberkulose und Echinokokken betreffend, sind sicher schon 
imponirend genug, um den hohen gesundheitlichen Werth einer allgemeinen 
Fleischbeschau erkennen zu lassen und in weiteren wissenschaftlichen Kreisen 
sowohl, als solchen von Gewerbetreibenden der Schlachterei macht sich das Be¬ 
streben geltend, für die Einführung einer solchen auch in Norddeutschland thätig 
zu seht. 

Die Geschichte der Bestrebungen zwecks obligatorischer Fleisch¬ 
beschau in Deutschland möge mir hier erspart bleiben, nur einzelne Etappen möchte 
ich anführen. Der deutsche Veterinärrath, bestehend aus den gewählten Vertretern 
der deutschen thierärztlichen Vereine, hat bereits 1876 folgende Resolution an¬ 
genommen : „Die allgemeine Einführung einer obligatorischen Fleischbeschau für 
alle Fleischwaaren, die zum menschlichen Konsum entgeltlich veräussert werden, 
ist vom Standpunkte der öffentlichen Gesundheitspflege zum Schutze der Menschen 
vor dem Genüsse schädlichen Fleisches und zur Vermeidung betrügerischer 
Uebervortheilungen dringend erforderlich.„ Prof. Bollinger empfahl 1890 in 
seinem Referat: „Ueber die Verwendbarkeit des an Infektionskrankheiten 
leidenden Schlachtviehs" auf der Braunschweiger Versammlung des Vereins für 
öffentliche Gesundheitspflege die Einführung der obligatorischen Fleischbeschau 
in Deutschland und bis zu deren völliger Durchführung mindestens eine obli¬ 
gatorische Schau des einer Infektionskrankheit verdächtigen Schlachtviehs, sowie 
der wegen Krankheit nothgeschlachteten Thiere durch thierärztliche Sachver¬ 
ständige (Archiv für animal. Nahrungsmittelkunde, 1891, Heft 8 und 9). In 
unserem engeren Vaterlande wurde auf dem Verbandstag der Schlachter am 18. Mai 
1892 in Parchim (Rostocker Zeitung), die Anfrage, gesetzliche Einführung einer 
obligatorischen Fleischbeschau betreffend, gestellt und vom Vorstand beantwortet, 
dass auf eine an hohes Ministerium gerichtete bezügliche Petition noch keine 
Antwort eingegangen sei. Der Vorstand des Bezirks Vereins wurde ersucht, 
dieserhalb noch persönlich bei der hohen Behörde vorstellig zu werden. 

Die Nothwendigkeit einer allgemeinen Fleischschau zum Wohle der Be¬ 
völkerung Deutschlands sowohl, als auch speziell Mecklenburgs, woselbst nicht 
einmal die Trichinenschau die ihr nothwendige Allgemeinverbreitung erlangt hat, 
woselbst eine Fleischbeschau im Lande, von Schlachthäusern abgesehen, nur in 
einer Stadt offiziell, in einer anderen auf Betreiben der Konsumenten privatim 
eingerichtet ist, wird heute wohl von Niemandem mehr bezweifelt werden. Es 
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dürfte Zeit sein, die alten früheren Verordnungen, allgemeine Fleischbeschau 
betreffend, den heutigen Verhältnissen und der heutigen Wissenschaft ent¬ 
sprechend zum Nutzen des Volkswohls zur Ausführung zu bringen. Dem Wunsche, 
die Fleischbeschau geregelt benutzen zu können, entstammen in den kleineren 
Städten Mecklenburgs ja auch die Neubauten von Schlachthäusern. Der Rostocker 
Zeitung vom 20. Februar 1892 entnehme ich die Mittheilung, dass in Schwaan 
das neuerbautc Schlachthaus am 28. November 1891 der öffentlichen Benutzung 
übergeben worden ist., dasjenige in Ludwigslust am 1. Dezember. In Staven- 
hagen, in Grabow, in Bützow, in Parchim sind nach derselben Quelle Be¬ 
mühungen im Zuge, die Errichtung von Schlachthäusern hcrbeiznführen. In 
Waren wird das landesherrlich bestätigte Statut, den Betrieb des Schlachthauses 
betreffend, vom Magistrat am 14. Mai 1892 zur öffentlichen Kenntniss gebracht. 

Es darf als sicher angenommen werden, dass eine Fleischbeschau von 
geschulten thierärztlichen Kräften in einem den Anforderungen der heutigen 
Wissenschaft entsprechend eingerichteten Schlachthause vorgenommen, die sicherste 
Gewähr liefert, die Gesundheit vor dem Genuss schädlichen Fleisches zu bewahren ; 
ebenso richtig wird es für jede städtische Behörde sein, falls die Regsamkeit 
der Nachbarstädte sich bemerkbar macht, den Bau eines Schlachthauses, wenn 
irgend möglich, zu bewirken, um für sich die Zufuhr ungesunden resp. minder- 
werthigen Viehes, das anderswo nicht mehr zugelassen wird, zu verhindern. Allein 
immerhin bleibt die Bevölkerung des Domaniums und der Ritterschaft übrig 
und auf den Konsum nicht marktwürdigen Fleisches angewiesen, wenn bei¬ 
spielsweise in allen Städten und Flecken Schlachthäuser vorhanden wären; auch 
hier muss AbbUlfe geschaffen werden. Die Errichtung von Schlachthäusern ist 
überall anzustrcbeD, wenn Städte mit 4000 bis 5000 Einwohnern und mehr zur 
Frage kommen (Schneidemühl, Thiermedizin. Vorträge, pag. 53 ff.), für 
kleinere Städte und auf dem Lande ist die Anstellung empirischer Fleisch¬ 
beschauer nothweudig, wie dieselben in Württemberg, Bayern, Hessen und be¬ 
sonders in Baden in durchaus mustergültiger Weise funktioniren. Beachtenswert!» 
erscheint mir der Runderlass des Preussischen Ministerii an die Oberpräsidenten, 
Einführung einer allgemeinen Fleischbeschau betreffend, vom 21. August d. J. 
(Zeitschrift f. M.-B., Medizinal-Gesetzgebung, 1. Oktober 1893), in dem die 
Bedeutung einer derartigen Massregel für die Gesundheit der Menschen aner¬ 
kannt wird und in Anbetracht der Wichtigkeit einer gesundheitspolizeilichen 
Ueberwachuug des Verkehrs mit Schlachtfleisch um Auskunft über die wünschens¬ 
werte und durchführbare Einrichtung ersucht wird. Auch für Preussen dürfte 
die Einrichtung einer obligatorischen Fleischbeschau bevorstehen. 

Die Durchführbarkeit, einer allgemeinen Fleischbeschau für Mecklenburg 
erscheint mir nicht besonders schwierig. Das einzige nächste Hinderniss dürfte 
vielleicht die Entschädigungsfrage, die verworfenen Thierc, speziell die tuber¬ 
kulösen, betreffend, sein, die aus den Kreisen der Landwirtschaft zweifellos 
sofort aufgeworfen werden würde. Es steht mir hierüber eine Meinung nicht 
zu, allein, wenn örtliche Verbände nicht genügend Schutz für die Vichbesitzer 
gewähren, so wird sicher von Seiten eines Landesverbandes mit oder ohne staat¬ 
lichem Zuschuss zur Kasse Hülfe zu erwarten sein. 

Aus dem Ergebniss einer Enquete, die Fleischbeschau in Mecklenburg 
betreffend, scheint mir als für die Zukunft nötig hervorzugehen: 

Zunächst Ausdehnung der obligatorischen Trichinenschau auf das platte 
Land, ferner die Errichtung von Schlachthäusern in Städten bis herunter zu 
4000, noch besser zu 8000 bis 2500 Einwohner, jedoch hiermit in Verbindung 
Einrichtung einer empirischen Fleischbeschau auf dem Lande, schliesslich die 
Schaffung von Kassen Zwecks Entschädigung der Viehbesitzer, deren Vieh ver¬ 
worfen wird. 

IV. Kassenbericht, Neuwahl des Vorstandes etc. 

Der von San.-Rath Dr. Karsten gegebene Bericht ergiebt eine Ein¬ 
nahme von 106,68 Mark und eine Ausgabe von 64,92 Mark, mithin einen Kassen- 
bestnnd von 41,76 Mark. Der Beitrag für das neue Jahr wird auf 3 Mark 
festgesetzt. Bei der Neuwahl des Vorstandes wird Ober-Med.-Rath Dr. Leson- 
berg zum Vorsitzenden, Med.-Rath Dr. Havemann zu seinem Stellvertreter 
und San.-Rath Dr. Karsten zum Schriftführer gewählt, als Ort für die nächste 
Versammlung wird wieder Rostock bestimmt, als Zeit der Herbst 1894, die ge- 
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nauere Zeitbestimmung wird dem Vorstand überlassen. Auf Vorschlag von 
Dr. Wilhelmi beschließt man, im Frühjahr probeweise, und wenn sich die 
Sache bewahrt, regelmässig eine ausserordentliche Versammlung, die in erster 
Linie allgemeinen Besprechungen gewidmet sein soll, abzuhalten, für die Zeit 
und Ort noch näher zu bestimmen sind. 

V. Mittheilungen aus der Physikatspraxis. 

Dieser Theil der Tagesordnung konnte in der Sitzung des Vereins wegen 
mangelnder Zeit keine Erledigung mehr finden, die anwesenden Mitglieder fanden 
jedoch bei dem der Sitzung folgenden gemeinsamen Mittagessen und hinterher 
bei einem Glase Bier Gelegenheit, so mancherlei Fragen aus der Physikatspraxis 
von allgemeinem Interesse in zwanglosem Gespräch mit einander zu besprechen. 

Dr. Karsten-Wismar. 


Kleinere Mittheilungen und Referate aus Zeitschriften. 

A. Gerichtliche Medizin. 

Mord durch Stichwunden. Bestimmung der Todeszeit. Fakultäts¬ 
gutachten von Prof. Dr. E. v. Hof mann. Wiener klinische Wochenschrift; 
1894, Nr. 5. 

Nach Ansicht des Arztes, welcher die Leiche am Tage vor der Obduktion 
besichtigt hatte, war der Tod ein bis zwei Tage zuvor eingetreten. Diese An¬ 
sicht stützte sich besonders auf die starke Leichenstarre und die geringen Fäul- 
nisserschein ungen, welche man an traf. 

Die Gerichtsärzte dagegen gaben für die von der Ermordung bis zur Ob¬ 
duktion verflossene Zeit sieben Tage zu. Wenngleich noch Todesstarre leichten 
Grades vorhanden gewesen sei und die Starre sich meist zwischen 72 bis 84 Stunden 
post mortem löse, so mussten doch im vorliegenden Falle die hochgradige Blut¬ 
leere der Leiche, die niedrige Temperatur und die Feuchtigkeit des Zimmers, in 
welchem man die Leiche gefunden, ein längeres Dauern der Starre begünstigen. 

Hofmann’s Gutachten lautete dahin: 

1) Dass kein Befund an der Leiche sich ergab, welche der durch die Um¬ 
stände des Falles nahe gelegten Annahme, dass der Tod der M. S. schon sieben 
Tage vor der Sektion, bezw. fünf Tage vor der Auffindung erfolgte, wider¬ 
sprechen würde, und 

2) dass gewisse Befunde, nämlich gewisse Einwirkungserscheinungen, die 
im Verhältnisse zur sonstigen Blutarmuth der Leiche auffällige Entwickelung 
der Todtenflecke, insbesondere aber der breiige Zerfall des Gehirns darauf schliessen 
lassen, dass der Tod vor mehr als nur zwei Tagen vor der Auffindung, resp. 
vier Tagen vor der Sektion eingetreten ist. 

In der Begründung hebt H o f m a n n zunächst den Einfluss hervor, welchen 
Kräftezustand, Todesart und äussere Bedingungen auf die Starre ausüben. Später 
Eintritt und längere Dauer der Starre werden begünstigt durch kräftige Muskulatur, 
plötzlichen Tod, gewaltsamen Tod in voller Gesundheit und durch das Fehlen aller 
die Fäniniss begünstigenden Faktoren. Diese Momente lagen bei der Erstochenen 
vor. Denn es handelte sich um Tod durch Verblutung in einem kalten, zu 
ebener Erde gelegenen Zimmer, in welchem die Leiche nur mit einem Kattun¬ 
hemd bekleidet gefunden wurde. Dafür, dass der Tod plötzlich eingetreten war, 
sprachen grosse Blutlachen ohne Spnren von Verschleppung des Blutes oder 
sonstige Spuren, welche auf eine Veränderung der ursprünglichen Lage des ver¬ 
letzten Körpers schliessen lassen konnten. 

Man hatte die Leiche auf der rechten Seite liegend gefunden. Nur auf 
dieser Seite fanden sich Todtenflecke. Bei der grossen Blutleere, welche alle 
Organe zeigten, ist anzunehmen, dass dem wenigen Blute, welches noch in der 
Leiche zurückblieb, längere Zeit vergönnt war, um sich an die tiefstliegenden 
Körper- bezw. Hautstellen zu senken und dort Todtenflecke erscheinen zu lassen. 

In analoger Weise war die nur auf die rechte Seite des Gesichtes be¬ 
schränkte „bläulich-röthliche Färbung der Haut mit einzelnen von der Epidermis 
entblössenden und nässenden Stellen“ zu deuten, da der Kopf ebenfalls auf der 
rechten Seite gelegen hatte und eine Blutunterlaufung dieser Theile nicht nach¬ 
gewiesen wurde. Zur Entstehung eines solchen Befundes bei einer an Verblu- 
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tung gestorbenen Person war längeres Liegen auf der rechten Gesichtsseite 
noth wendig. 

Im Protokoll biess es: „. . . . der obere Rand der . . . Wnnde (am 
Halse) ist scharf, der untere zeigt kleine Einkerbungen and Risse. Die am¬ 
gebende Haut dieser Ränder zeigt sich braunroth verfärbt, zam Theil oberfläch¬ 
lich vertrocknet und ziehen sich diese braunrothen vertrockneten Hautpartien von 
dieser Wunde weit hinauf über die Haut des Kehlkopfes und des Zungenbeines.“ 
Dieser Befund ist nicht auf Excoriationen zu beziehen, wie dies von den Obdu¬ 
zenten geschah, sondern als ein Produkt postmortaler Eintrocknung aufzufassen, 
wie solche von den Rändern offen der Luft ausgesetzter Wunden aus oft vor¬ 
kommt und, falls keine Fäulniss eintritt, um so weiter auf die Nachbarschaft 
übergeht, je länger die Luft einwirkte. Die gleiche Beurtheilnng verdienen die 
an der rechten Schalter, am rechten Ellbogen und an der rech ten Backen¬ 
seite beschriebenen verschieden grossen mehr oder weniger braunröthlichen ver¬ 
trockneten Hautstellen, welche postmortale Effekte sind und durch den Druck der 
Körperlast auf die rechte Seite der Leiche zu Staude kamen. Links fanden 
sich dergleichen Stellen nicht. Bei der geringgradigen Fäulniss konnte 
schliessiich der breiige Zerfall der den erweiterten Ventrikeln anlie¬ 
genden Gehirnsubstanz nur auf postmortale Macoration durch die bei der Er¬ 
weiterung der Ventrikel zweifellos vermehrte HimhöhlenflUssigkeit bezogen 
werden. Diese Maceration konnte sich in vier Tagen nicht abspielen, sie ist 
aber begreiflich, wenn die Autopsie erst sieben Tage post mortem stattfand. 

Dr. Flatten-Wilhelmshaven. 


Gerichtsärztliche Beurtheilnng von Gehirnabszessen. Von Dr. 
Arthur Hesse in St. Ludwig im Eisass. Vierteljahrsschrift für gerichtliche 
Medizin. Dritte Folge, VEL Band, 1. Heft, 1894. 

Nach einer Besprechung der klinischen Eigentümlichkeiten der Hirn¬ 
abszesse, ihrer Ursachen und ihres Verlaufes, wendet sich der Verfasser der 
gerichtsärztlichen Beurtheilnng der Gehirnabszesse in seiner Arbeit zn. 

Bezüglich der Ursachen für Hirnabszesse steht Hesse vollständig auf 
dem von Bergmann in seinem klassischen Werke: „Die chirurgische Behand¬ 
lung von Hirnkrankheiten“ zum Ausdruck gebrachten Standpunkt, wonach der 
Hirnabszess sich entweder an ein Trauma anschliesst, welches in einer offenen 
Wunde der weichen oder harten Schädelwände bestand, oder von einem ander¬ 
weitigen Eiterprozess am Schädel, überwiegend einer Eiterung im Ohre her¬ 
rührt. Ausserdem giebt es nur noch metastatische und tuberkulöse Hirnabszesse. 

Was den forensischen Theil der Arbeit angeht, so sollen Verletzungen, 
die zweifellos einen Hirnabszess zur Folge gehabt haben, unter §. 224 des 
Deutschen Strafgesetzbuches fallen. Besteht bei einer Kopfverletzung Verdacht auf 
Hirnabszess, so muss ein endgültiges Urtheil im Gutachten vorläufig abgelehnt 
werden. Trifft ein auch leichtes Trauma einen an Gehirnabszess kranken 
Menschen und bewirkt starke Verschlimmerung, so ist es doch als schwere 
Körperverletzung aufzufassen. Ist nach geringfügigen Kopfverletzungen der 
Tod eingetreten, so ist, falls bei der Sektion ein tödtlicher Hirnabszess vorge- 
fundeu wird, nach der eigentlichen Ursache desselben zu fahnden. Selbst wenn 
in solchen Fällen eine andere Ursache, etwa alte Ohreiterung gefunden ist, ist 
die klinisch leichte Verletzung bei der eigenthümlichen Leibesbeschaffenheit eine 
tödtliche Verletzung. Werden bei der Sektion neben Hirnabszess Erkrankungen 
oder Verletzungen anderer Organe gefunden, so ist zu entscheiden, ob der Hirn¬ 
abszess sekundär auf metastatischem Wege oder traumatisch gleichzeitig ent¬ 
standen, oder ob er selbst das primäre Leiden darstellt. Da Erkrankungen des 
Ohres selbst traumatisch entstanden sein können, so ist nicht jeder aus Ohr- 
citerung hervorgegangene Hirnabszess als nicbttraumatisch hinzustellen. Plötz¬ 
liche Todesfälle aus unbekannter Ursache sind unter Umständen durch die 
Sektion auf einen Hirnabszess zurückführbar. Dr. Dütschke-Aurich. 


B. Hygiene und öffentliches Sanitätswesen: 

Ueber die mikroskopische Untersuchung der Sekrete bei der 
sanitätspolizeilichen Kontrole der Prostitnirten. Von Dr. Hans Flat ten, 
Kreisphysikus in Wilhelmshaven. Viertcljahrsschrift f. gerichtl. Medizin etc., 
VL Bd., Supplem.-Heft. 
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Die Abhandlung bezweckt, denjenigen Standpünkt nach Möglichkeit zu 
präzisiren, welchen der Arzt bei der sanitfttspolizeilichen Kontrole der Prostituirten 
einsunehmen hat. Die Anerkennung des Gonoccoccus als der Urheber des 
Trippers und seine Auffindung in dem Genitalsekret, muss die Forderung berech¬ 
tigt erscheinen lassen, bei jeder sanitätspolizeilichen Kontrole der Prostituirten 
eine Gonokokkenuntersuchung mit Torzunehmen. In Grossstädten dürfte sich 
die mikroskopische Untersuchung allerdings nur durch wesentliche Vermehrung 
des Personals und der Arbeitsräume ermöglichen lassen. Vor allem erforderlich 
ist zur sachgemäßen Untersuchung ein geeignetes Lokal, das in kleineren und 
Mittelstädten nach dem Verfasser am besten in ein Krankenhaus zu verlegen 
ist; die Untersuchung in der Wohnung der Dirne vorzunehmen wird mit Recht 
ans den verschiedensten Gründen für unstatthaft erachtet. Selbstverständlich 
muss weiter der die Untersuchung vornehmende Arzt bakteriologisch geschult 
sein und entsprechend honorirt werden. 

Um die bakteriologische Untersuchung des Genitalsekretes mit Erfolg 
vornehmen zu können, sind die Dirnen zu zwingen, eine geraume Zeit hindurch 
die Harnblase nicht zu entleeren. In dem städtischen Krankenhause zu Wil¬ 
helmshaven wird jede zur Untersuchung kommende Prostituirte von ungefähr 
7 bis II Uhr in einem besonderen, nur mit einigen Stühlen möblirten Zimmer 
isolirt, in welchem es ihr unmöglich ist, Urin zu entleeren, ohne dass sie beim 
Verlassen des Zimmers erkannt wird. Erst dann wird sie untersucht, indem in 
der Harnröhre vorhandenes Sekret ausgedrückt wird. Enthält dieselbe kein 
sichtbares Sekret, so wird mit der Platinöse über die Urethralschleimhaut oder 
Cervix gestrichen, um eine genügende Menge Sekret zur mikroskopischen Unter¬ 
suchung zu erhalten. F1 a 11 e n bestätigt ebenfalls die Thatsache, dass das 
anscheinend ganz normale, jeder makroskopisch eitrigen Beimischung entbehrende 
Cervialsekret häufig gonokokkenhaltige Zellen aufweist, während dickes, rahmiges, 
grünes, in der vorbakteriologischen Zeit als für Tripper charakteristisch geltendes 
Sekret bei noch so lang fortgesetzter Kontrole sich gonokokkenfrei zeigt. Einer 
jodesmaligen mikroskopischen Untersuchung in jedem Termine bedarf es nach 
Flatten nicht, wenn die vier ersten Termine Urethra und Cervix frei von 
Gonokokken ergeben haben, hier braucht solche, abgesehen von sehr verdächtigen 
Fällen, nur alle 3—4 Wochen stattzufinden. 

Die obligatorische Einführung der mikroskopischen Untersuchung bei der 
s&nitätspoUzeilichcn Kontrole der Prostituirten kann nur daun erfolgreich sein, 
wenn auch die Behandlung iu diesem Sinne erfolgt; denn ohne Untersuchung 
des Sekretes im Krankenhause würden die dort intemirten Dirnen häufig bald 
beim Fehlen der makroskopischen Merkmale als gesund entlassen werden, um 
am nächsten Kontroltage von Neuem der Anstalt wieder zugeführt zu werden. 

Dr. Dütschke-Aurich. 


Die Schwerhörigkeit im schulpflichtigen Alter. Von Kreisphysikus 
Dr. Richter in Gross - Wartenberg (jetzt in Marienburg). Deutsche medizinische 
Wochenschrift; Nr. 46 und 47, 1893. 

Im Jahre 1885 sind auf Anregung des preussischen Kultusministeriums 
Erhebungen über die Schwerhörigkeit unter den Schülern der höheren Schulen 
der Monarchie angestellt worden. Die auf diesem Wege gefundenen Zahlen sind 
aus Versuchen gewonnen worden, die von Lehrern ohne Mitwirkung der Aerzte 
gemacht worden waren; sie weichen erheblich von den Angaben fast sämmtlicher 
Ohrenärzte ab, die vor dieser Zeit ihre Untersuchungen gemacht haben. Während 
nämlich die Zahl der schwerhörigen Kinder nach Angabe der Ohrenärzte sich 
auf 10 bis 30°/ 0 beläuft, betrug dieselbe nach den Untersuchungen der Lehrer 
nur *2,18 °/ 0 . Verfasser hat nun die Versuche wieder aufgenommen und bei 
700 Volksschulkindern Hörversuche angestellt, die folgende Ergebnisse lieferten: 

1. Für die Zwecke des Schulunterrichts genügt eine Perzeptionsgrenze 
für Flüstersprache bis zu 8 m abwärts, falls dieselbe entweder auf beiden Ohren 
vorhanden ist, oder für den Fall einer niedrigeren Grenze für das eine Ohr durch 
eine entsprechend höhere für das andere ausgeglichen wird. 

2. 3,3 "/o der Schulkinder sind in Folge von Schwerhörigkeit ausser Stande, 
dem Unterrichte zu folgen. (Die Zahl ist also bei Weitem nicht so gross, als 
sie von Spezialisten angegeben wird; auch Langerhans ist nach seinen Unter- 
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suchnngen [vergl. Nr. 7, 1893 dieser Zeitschrift] zn einer gleichlautenden 
Ansicht gelangt. Ref.) 

3. Die Schwerhörigkeit der Schulkinder beeinträchtigt im Allgemeinen 
stark die geistigen Fortschritte derselben. 

4. ln der Hälfte aller Fälle ist die eigene Schwerhörigkeit den betroffe¬ 
nen Schulkindern unbekannt, in zwei Drittel derselben aber den Lehrern der 
Kinder. 

5. Die Schule ist nicht für die Häufigkeit des Vorkommens von Ohr¬ 
erkrankungen im schulpflichtigen Alter verantwortlich zu machen. Aetiologisch 
sind zu nennen: Unreinlichkeit, Erkältungen und Infektionskrankheiten. 

6. Nur eine verschwindend kleine Anzahl aller schwerhörigen Schulkinder 
kommt jemals ihres Ohrenleidens wegen in ärztliche Behandlung. 

Man wird daher gut thun, so lange die Anstellung von Schulärzten für 
uns noch ein frommer Wunsch bleibt und die Ausbildung der Lehrer in der 
Schulhygiene nicht genügend ist, bei jeder sich bietenden Gelegenheit die Lehrer 
auf die oben erwähnten Umstände aufmerksam zu machen. Verdächtige Kinder, 
die wenig Fortschritte machen und unaufmerksam erscheinen, sollen ärztlich 
untersucht werden. Falls ihre Hörfähigkeit als vermindert festgestellt wird, 
soll Rücksicht genommen und ihnen ein Platz in den vordersten Bankreihen 
eiugeräumt werden. Dr. Israel-Medenau (Ostpr.). 


Grundsätze für die Reinigung von Oberflächenwasser durch 
Sandfiltration zu Zeiten der Choleragefahr. 

Unter Zuziehung einiger Wasserwerkstechniker sind neuerdings in der 
Cholerakommission des Deutschen Reiches die nachstehenden Grundsätze aufge¬ 
stellt worden: 

„§. 1. Bei der Beurtheilung eines filtrirten Oberflächen¬ 
wassers sind folgende Punkte zu berücksichtigen: 

a) Die Wirkung der Filter ist als eine befriedigende anzusehen, wenn 
der Keimgehalt des Filtrats ein möglichst geringer ist und jene 
Grenze nicht überschreitet, welche erfahrungsgemäss durch eine gute Sandfiltration 
für das betreffende Wasserwerk erreichbar ist. Bevor man nicht bestimmte 
Kenntnisse Uber die örtlichen und zeitlichen Verhältnisse der einzelnen Wasser¬ 
werke, insbesondere auch über den Einfluss des Rohwassers gesammelt hat, ist 
als Regel zn betrachten, dass ein befriedigendes Filtrat beim Ver¬ 
lassen des Filters nicht mehr als ungefähr 100 Keime im ccm 
enthalten darf. 

b) Das Filtrat soll möglichst klar sein nnd darf in Bezug auf Farbe, 
Geschmack, Temperatur und chemisches Verhalten nicht schlechter sein alt vor 
der Filtration. 

§. 2. Um das Wasserwerk in bakteriologischer Beziehung fort¬ 
laufend zu kontroliren, muss vorläufig das Filtrat jedes einzel¬ 
nen Filters täglich untersucht werden; hierbei ist namentlich auf ein 
plötzliches Ansteigen des Keimgehalts zu achten, das den Verdacht einer 
Störung im Filterbetrieb begründet und die Betriebsleitung zu erhöhter Auf¬ 
merksamkeit mahnt. 

§. 3. Um bakteriologische Untersuchungen im Sinne des §. 1 zu a. ver¬ 
anstalten zu können, muss das Filtrat eines jeden Filters so zugäng¬ 
lich sein, dass zu beliebiger Zeit Proben entnommen werden können. 

§. 4. Um eine einheitliche Ausführung der bakteriologi¬ 
schen Untersuchungen zu sichern, wird folgendes Verfahren zur allge¬ 
meinen Anwendung empfohlen: 

Als Nährboden dient eine lOprozentige Fleischwasserpeptongelatine. 
Dieselbe kommt in Mengen von je 10 ccm zur Verwendung. Von dem zu unter¬ 
suchenden Wasser werden stets 2 Proben zu je 1 ccm und */* ccm mit der vor¬ 
her bei 30 bis 35 0 verflüssigten Nährgelatine vermengt, durch vorsichtiges Neigen 
des betreffenden Reagensglases eine möglichst vollständige Mischung herbeige- 
luhrt und der Inhalt des Glases auf eine sterile Glasplatte ausgegossen. Die 
Platten werden in Glasschalen gelegt, deren Boden mit angefeuchtetem Fliess¬ 
papier bedeckt ist, und bei etwa 20° aufbewahrt. 

Die Zählung der entstandenen Kolouien erfolgt mit der 
Lupe, nachdem 48 Stunden verflossen sind. 
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Ist die Temperatur des Aufbewahrungsraumes der Platten niedriger, als 
oben angegeben, so geht die Entwickelung der Kolonien langsamer von Statten, 
und kann die Zählung demgemäss erst später stattfinden. 

Beträgt die Menge der Kolonien in 1 ccm des untersuchten Wassers mehr 
als etwa 100, so hat die Zählung mit Hülfe des Wolffhügel’schen Apparates 
zu geschehen. 

§. 5. Die mit der Ausführung der bakteriologischen Kon- 
trole betrauten Personen müssen den Nachweis erbracht haben, dass sie 
die hierfür erforderliche Befähigung besitzen. Dieselben sollen, wenn irgend 
thunlich, der Betriebsleitung selbst angehören. 

§.6. Entspricht das von einem Filter gelieferte Wasser den 
hygienischen Anforderungen nicht, so ist dasselbe yom Gebrauche 
auszuschliessen, sofern die Ursache des mangelhaften Verhaltens nicht 
schon bei Beendigung der bakteriologischen Untersuchung behoben ist. 

Liefert ein Filter nicht nur vorübergehend ein ungenügendes 
Filtrat, so ist es ausser Betrieb zu setzen, und der Schaden aufzusuchen 
und zu beseitigen. 

Nach den bisher gemachten Erfahrungen kann es aber unter gewissen 
unabwendbaren Verbältniasen (Hochwasser etc.) technisch nicht möglich sein, ein 
den im §. 1 angegebenen Eigenschaften entsprechendes Wasser zu liefern. In 
solchen Fällen wird man sich mit einem weniger guten Wasser begnügen, gleich¬ 
zeitig aber je nach Lage der Dinge (Ausbruch einer Epidemie etc.) eine ent¬ 
sprechende Bekanntmachung erlassen. 

§. 7. Um ein minderwerthiges, den Anforderungen nicht ent¬ 
sprechendes Wasser beseitigen zu können (§. 6), muss jedes einzelne Filter 
eine Einrichtung besitzen, die es erlaubt, dasselbe für sich von der Rein- 
wasserleitung abzusperren und das Filtrat abzulassen. Dieses 
Ablassen hat, soweit die Durchführung des Betriebes es irgend gestattet, in 
der Regel zu geschehen 

1. unmittelbar nach vollzogener Reinigung des Filters und 

2. nach Ergänzung der Sandschicht. 

Ob im einzelnen Falle nach Vornahme dieser Reinigung bezw. Ergänzung 
ein Ablassen des Filtrats nöthig ist, und binnen welcher Zeit das Filtrat die 
erforderliche Reinheit wahrscheinlich erlangt hat, muss der leitende Techniker 
nach seinen aus den fortlaufenden bakteriologischen Untersuchungen gewonnenen 
Erfahrungen ermessen. 

§. 8. Eine zweckmässige Sandfiltration bedingt, dass die Filterfläche 
reichlich bemessen und mit genügender Reserve ausgestattet ist, um 
eine den örtlichen Verhältnissen und dem zu filtrirenden Wasser angepasste 
mässige Filtrationsgeschwindigkeit zu sichern. 

§. 9. Jedes einzelne Filter soll für sich regulirbar und in 
Bezug auf Durchfluss, Ueberdruck und Beschaffenheit des Filtrats kontrolir- 
b a r sein; auch soll es für sich vollständig entleert, sowie nach jeder Reinigung 
von unten mit filtrirtem Wasser bis zur Sandoberlläche angefüllt 
werden können. 

§. 10. Die Filtrationsgeschwindigkeit soll in jedem einzelnen 
Filter unter den für die Filtration jeweils günstigen Bedingungen eingestellt 
werden können und eine möglichst gleichmässige und vor plötzlichen 
Schwankungen oder Unterbrechungen gesicherte sein. Zu diesem 
Behufe sollen namentlich die normalen Schwankungen, welche der nach den 
verschiedenen Tageszeiten wechselnde Verbrauch verursacht, durch Reservoire 
möglichst ausgeglichen werden. 

§. 11. Die Filter sollen so angelegt sein, dass ihre Wirkung durch den 
veränderlichen Wasserstand im Reinwasser - Behälter oder 
-Schacht nicht beeinflusst wird. 

§. 12. Der Filtrationsüberdruck darf nie so gross werden, dass 
Durchbrüche der obersten Filtrirschicht eiutreten können. Die 
Grenze, bis zu welcher der Ueberdruck ohne Beeinträchtigung des Filtrats ge¬ 
steigert werden darf, ist für jedes Werk durch bakteriologische Untersuchungen 
zu ermitteln. 

§. 13. Die Filter sollen darauf konstruirt sein, dass jeder Theil der 
Fläche eines jeden Filters möglichst gleichmässig wirkt. 
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§. 14. Wände and Böden der Filter sollen wasserdicht hergestellt 
sein, und namentlich soll die Qefahr einer mittelbaren Ver¬ 
bindung oder Undichtigkeit, durch welche das unfiltrirte Wasser auf 
dem Filter in die Beinwasserkanäle gelangen könnte, aasgeschlossen sein. 
Zu diesem Zweck ist insbesondere auf eine wasserdichte Herstellung and 
Erhaltung der Luftschächte der Reinwasserkanäle za achten. 

§. 15. Die Stärke der Sandschicht soll mindestens so beträchtlich 
sein, dass dieselbe durch die Reinigungen niemals auf weniger als 30 cm 
verringert wird; es empfiehlt sich, diese niedrigste Grenzzahl, sofern es der 
Betrieb irgend gestattet, zu erhöhen. 

Besonderes Gewicht ist darauf za legen, dass die obere Filtrirschicht 
in einer für die Filtration möglichst günstigen Beschaffenheit 
hergestellt und dauernd erhalten wird; hierfür ist es zweckmässig, vor jeder 
frischen Sandauffüllung nach Beseitigung der alten Schlammschicht die unmittel¬ 
bar darunter befindliche dünne Schicht gefärbten Sandes abzuheben 
und demnächst auf die durch Auffüllung ergänzte Sandfläche aufzubringen. 

§. 16. Es ist erwünscht, dass von sämmtlichen Sandfilterwerken im Deut¬ 
schen Reiche über die Betriebsergebnisse, namentlich über die bak¬ 
teriologische Beschaffenheit des Wassers vor und nach der Fil¬ 
tration, dem Kaiserlichen Gesundheitsamt, welches sich über diese 
Frage in dauernder Verbindung mit der seitens der Filtertechniker gewählten 
Kommission halten wird, vierteljährlich Mittheilnng gemacht wird, 
um bei einer erneuten Besprechung nach Ablauf von etwa zwei Jahren geeignetes 
Material zur Beurtheilung zu besitzen. Der erstmaligen Einsendung ist thun- 
lichst eine Beschreibung des Werkes beizufügen. 

§. 17. Die Frage, ob und unter welchen Verhältnissen eine fortlaufende 
staatliche Beaufsichtigung der öffentlichen Wasserwerke 
angezeigt ist, wird am zweckmässigsten nach Einsicht des gemäss §. 16 ge¬ 
sammelten Materials zu beantworten sein.“ 

(Veröffentlichungen des Gesundheitsamts; 1894, Nr. 7.) 


Denkschrift über die Errichtung von Untersuchungsämtern nur 
Ueberwachung des Lebensmittel Handels im Sinne des Gesetzes vom 
14. Mai 1879.') Von Prof. Dr. König in Münster. 

Der auf dem Gebiete der Nahrungsmittel - Untersuchung hochverdiente 
Verfasser geht in der vorliegenden Denkschrift zunächst auf die Gründe der 
mangelhaften Wirkung des Nahrungsmittelgesetzes ein. Auf 
Grund seiner langjährigen Erfahrungen bezeichnet er als solche: 

1. Den Mangel von bestimmten Begriffserklärungen und Ausführungs¬ 
bestimmungen, die als Grundlage für eine erfolgreiche Kontrole des Lebensmittel- 
marktes dienen können. 

2. Die mangelhafte und unrichtige Ausübung dieser Kontrole, bedingt theils 
durch die ungenügende Vor- und Ausbildung, sowie durch das charakterlose 
Handeln der kontrolirenden Chemiker, theils durch die mangelhafte Einrichtung 
der Untersuchungsämter und der nicht ausreichenden Ueberwachung des Nah¬ 
rungsmittelverkehrs. 

Als Mittel zur Abhülfe schlägt er vor: 

1. Die Errichtung von Untersuchungsämtern aus öffentlichen Mitteln unter 
zweckentsprechender Vertheilung; etwa für jeden Landgerichtsbezirk ein Unter¬ 
suchungsamt. 

2. Die Besetzung der Untersuchungsämter mit solchen sachverständigen 
Beamten, die entweder durch eine Staatsprüfung oder sonstige Leistungen ihre 
Befähigung zur Leitung eines solchen Amtes nachzuweisen haben. 

3. Gleichmässige Ausübung der Kontrole über alle Gemeinden und nach 
einheitlichen Bestimmungen. 

4. Beseitigung des gerichtlichen Sachverständigen-Wesens, bezw. der ein- 
für allemaligen Vereidigung, damit die gerichtlich vereidigten Privatchemiker 


') Dieselbe ist den Königlichen Regierungspräsidenten durch Erlass 
der Minister der u. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. im Auftr.: 
Bartsch) und des Innern (gez. im Auftr.: Hasse) vom 5. Februar 
1894 — M. d. g. A. M. Nr. 1099 und M. d. I. II. 927 — zur gefälligen Kennt- 
nissnahme, Prüfung und geeigneten Benutzung zugegangen. 
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durch ihre zweifelhaften Privatgutachten nicht den Aufgaben der Untersuchungs¬ 
ämter mit einem gewissen Erfolge entgegenarbeiten. 

Das Personal eines öffentlichen, entweder von der Provinzial- 
Verwaltung oder von den einen Landgerichtsbezirk bildenden Stadt- und Laudkreis- 
verbänden zu errichtenden Untersuchungsamtes soll nach König be¬ 
stehen aus: 


&, einem staatlich geprüften Nahrungsmittelchemikcr als Vorsteher, 

b. einem Bakteriologen als dessen Stellvertreter, 

. , . . . . . XT , * \ mit Rücksicht auf ärztliche 

c. einem beamteten Arzt im Nebenamt I b ienisch sanit ä t8 . und vele- 

d. „ „ Thierarzt „ „ j r i nä rpolizeiUche Fragen, 

e. einem oder mehreren Hülfaassistentcn, je nach dem Umfange der Arbeiten, 

f. einem Bnrcau -Assistenten and 


g. einem oder zwei Dienern, je nach dem Umfange der Arbeiten. 

Die unter a und b genannten Beamten müssen, um vollständig unabhängig 
vom Publikum zu sein, ein festes Gehalt beziehen, ohne an den Honorar-Ein¬ 
nahmen direkten Authcil zu haben; die Abgabe von Gutachten für Private zu 
Reklamezwecken darf ihnen nicht gestattet werden. 

Die Kosten der Errichtung und der Unterhaltung eines 
Untersuchungsamtes werden von König wie folgt berechnet: 

1. Für die erste Einrichtung: BO000 Mark (45000 Mark für ein Gebäude 
und 35000 für die innere Ausstattung). 

2. Für die jährliche Unterhaltung: 25000 Mark (Gehalt des Vorstehers 
5400 Mark, des Stellvertreters 3600 Mark, Remuneration für den beamteten 
Arzt und Thierarzt je 600 Mark, Httlfspersonal 3600 Mark, Betriebskosten, 
Neuanschaffungen u. s. w. 11200 Mark). 

Die Einnahmen des Untersuchungsamtes berechnet König auf circa 
10000 Mark pro anno (8000 Mark für Honorar - Analysen, 2000 Mark auf Grund 
des §. 17 des Nahrungsmittelgesetzos zufallende Strafgelder), so dass also jähr¬ 
lich ein Zuschuss von 15000 Mark zu leisten wäre, der sich jedoch auf circa 
20 000 Mark erhöht, wenn die Zinsen des Anlagekapitals, Abschreibung u. s. \v. 
mit eingerechnet werden, was von dem Verfasser nicht geschehen ist. 

Prof. Dr. König ist der Ansicht, dass die Aufbringung der Kosten bei 
einer Vcrtheilung von 4—8 Kreisverbändeu keine Schwierigkeiten bieten dürfte; 
die in dieser Hinsicht bisher gemachten Erfahrungen sprechen aber entschieden 
gegen eine derartige optimistische Anschauung. Gerade an dem Kostenpunkte 
werden leider die Vorschläge des Verfassers, denen wir vom gesundheitspolizei¬ 
lichen Standpunkte aus völlig beipflichten müssen, scheitern, abgesehen in den¬ 
jenigen Bezirken, wo grössere Städte vorhanden sind, die aus eigenem Interesse 
und auf eigene Kosten die Errichtung eines Untersuchnngsamtes besch Hessen 
ohne Rücksicht auf einen etwaigen Zuschuss der benachbarten und betheiligten 
Kreise. Rpd. 


Besprechungen. 

Dr. Ferd. Fischer in Göttingen: Handbuch der chemischen 
Technologie. Mit 716 Abbildungen. Leipzig 1803. Verlag 
von Otto Wigand. 

Das Bach ist die 14. völlig aragearbeitete Auflage von R. v. Wag¬ 
il er’s Handbach der chemischen Technologie. Der Inhalt ist gegen den der 
früheren Anflagen des Buches bedeutend vermehrt und auch die Eintheilung 
desselben eine passendere geworden. Die einzelnen Abschnitte behandeln die 
Technologie der Brennstoffe, der Metallgewinnung, die chemische Fabrikindustrie 
(unorganisch und organisch), Glas, Thonwaaren, Zement und Mörtel, Nabrungs¬ 
und Genussmittel, Faserstoffe, sonstige organische chemische Gewebe und in einem 
besonderen Kapitel die mechanischen Hülfsmittel der Chemiker. Kein Abschnitt 
de« Buches ist ohne Interesse für den Medizinalbeamten. Es ist kein Gebiet 
der Technik, das mit der Chemie in Beziehung steht, ohne eingehende Erörterung 
geblieben und ist das Werk deshalb den Sanitätsbeamten als Nachschlagebuch 
und R&tbgeber zu empfehlen. Dr. 0verkamp-WaVenduii. 
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B. S. Schnitze, Professor der Geburtshülfe in Jena: Die Psychia¬ 
trie, Prüfungsgegen st and für alle Aerzte? Eine Ent¬ 
gegnung* an Professor Dr. Binswanger in Jena. Verlag von 
Gustav Fischer, Jena 1893. Gross 8°, 13 S. 

Das kleine, nur 13 Seiten umfassende Schriftchen ist eine Entgegnung 
des Gynäkologen Schnitze-Jena, auf des Psychikers Binswanger Schrift: 
„Die Psychiatrie als obligatorischer Unterrichts- und Prüfungsgegenstand“. Der 
Verfasser nimmt den Standpunkt ein, dass der von deutschen Professoren der 
Psychiatrie an den Reichskanzler gemachten Eingabe, um Aufnahme der Psychiatrie 
in das Staatsexamen der deutschen Aerzte, nur dann Folge gegeben werden 
könne, wenn die den klinischen Studien zu widmende Zeit von jetzt 4, 
auf 6 Semester obligatorisch verlängert werde. Von denjenigen Aerzten, 
welche vom Staat ausdrücklich für die Thätigkeit in foro angestellt werden, ist 
weit mehr als bisher zu verlangen, dass sie nach vollendeter Studienzeit volle 
Ausbildung in der Psychiatrie sich erwerben und dass sie den Erwerb dieser 
Ausbildung in einem besonderen Examen darlegen. Der Richtigkeit der in der 
lesenswertben Schrift augetührten Argumente wird man sich kaum verschliessen 
können. Dr. Dü tschke-Aurich. 


Deutscher Hebammen-Kalender für das Jahr 1894. Berlin 1804. 
Verlag von Elwin Staude. 12°; 122 S. 

Der 6. Deutsche Hebammen-Kalendcr hat wiederum einige, wenn¬ 
gleich weniger wesentliche Erweiterungen erfahren. So sind hinzugekominen 
ein Normalstatut für neu zu gründende Hebammen - Vereine, die Aufnahme¬ 
bedingungen für die Allgemeine Deutsche Hebammen-Kranken-, Unterstützungs¬ 
und Sterbekasse, ferner eine Gcwichtstabelle für Säuglinge (je 30 Stück solcher 
Formulare, auf deren Rückseite zugleich Temperatur!abeile für die Mutter sich 
befindet, liefert die Verlagsbuchhandlung für 1 Mark, ebenso wie je «‘W Stück 
Meldebriefe). Besonders zu erwähnen ist, dass die wichtige Zusammensetzung 
der Pflichten und Rechte der Hebammen von G 1 e i t s m a n n verbessert und 
unter Berücksichtigung der neuen ministeriellen Bestimmungen erweitert ist. 
Hierbei dürfte etwa noch Folgendes zu bemerken sein: Bei längerer, zum 
mindesten bei 3 tägiger, Abwesenheit kann wohl kaum auf die event. nach¬ 
trägliche Mehlung an den Physikus verzichtet werden. Betreffs der Eintragung 
iu’s Tagebuch erscheint ein Hinweis zweckmässig, dass diese möglichst innerhalb 
24 Stunden zu erfolgen hat, und dass diese Bestimmung durch die Eintragungen 
in den Kalender nicht aufgehoben wird. Die Notizen, meistens mit Bleistift 
gemacht, sind zumal bei der schlechten Schrift vieler Hebammen und dem 
knappen Raume so unleserlich, das> sie bei zufälliger Kontrole der Thätigkeit 
der Hebamme unbrauchbar sind. Auch in dem von der Frau Gebauer ge¬ 
schriebenen Vorwort über den Gebrauch des Kalenders vermisse ich diesen 
Hinweis. Bei den Rechten der Bezirkshebammen empfiehlt es sich anzugeben, 
dass die darauf bezüglichen Bestimmungen noch nicht überall statutarisch einge- 
fuhrt sind. Endlich ist noch bei Verjährung der Hebammengebtihren zu be¬ 
merken, dass dieselben im Bereich der Gültigkeit des Code Napoleon bereits in 
1 Jahr verjähren. 

Im Uebrigen ist der Kalender allen Hebammen zu empfehlen, zum 
mindesten für jede Hebamme nothwendig, die nicht im Besitz des vorjährigen ist. 

Dr. Blokusewski -Daun. 


Tagesnachrichten. 

XI. Internationaler medizinischer Kongress in Rom vom 29. März 
bis 6. April d. J. 

Das Programm des Kongresses ist folgendermasscn fcstgestellt: 
Mittwoch, d. 28. März: Eröffnung der Ausstellung für Medizin und Hygiene 
im Palast der schönen Künste U. Donnerstag, d. 29. März, Morgens: Er- 

*) Jeder Inhaber einer Mitgliedskarte hat freien Zutritt zu dieser Aus¬ 
stellung, welche die interessantesten Objekte auf dem Gebiete der Medizin, der 
Hygiene und des Bausanitäts wesens in sich vereinigen wird. 
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Öffnung des Kongresses') im Beisein Se. Maj. des Königs Ton Italien; Nachmittags: 
Wahl der Funktionäre. Freitag, d. 30. März und Samstag, d. 31. März, 
Morgens 8 Uhr bis Nachmittags 3 Uhr: Sitzungen der Sektionen *); Nachmittags 
4 Uhr: Plenarsitzung 8 ), Vorträge. Sonntag, d. 1. April bleibt frei für Aus¬ 
flüge nach den „Castelli Romani“. Montag, Dienstag und Mittwoch, d. 
2., 3. und 4. April, Morgeus um 8 Uhr bis Nachmittags um 3 Uhr: Sitzungen 
der Sektionen; und um 4 Uhr Nachmittags: Plenarsitzung, Vorträge. Mitt¬ 
woch, d. 4. April Abends: Festbaukette der Sektionen. Donnerstag, d. 
5. April: Schlusssitzung. 

Für die Plenarsitzungen sind nachstehende Vorträge angemeldet: 

Babes (Bukarest): Die Stellung des Staates zu den Resultaten der 
modernen Bakterienforschung; Bizzozera (Turin): Accrescimento e rigene- 
razione nell’organismo; Brouardel (Paris): La lutte contre les 6pid6mies; 
Cajal (Madrid): Morphologie des cellnlcs nerveuses; Danilewski (S. Peters- 
bourg): Le röle biologique du phosphor dans ses combinaisons organiques; 
Foster (Cambridge): The Organisation of Science; Kocher (Bern): Thema 
Vorbehalten; Jacobi (New-York): Nonnocere; Laache (Cristiania): L’hyper- 
trophie idiopathique du coeur et la degeneration du muscle cardiaque; Noth¬ 
nagel (Wien): Die Anpassung des Organismus an pathologische Verände¬ 
rungen; Stokvis (Amsterdam): Die Chemie in ihrem Zusammenhänge mit 
Pharmakotherapie und Hateria medica; Vi rchow ^Berlin); Morgagni und das 
anatomische Denken. 

Festlichkeiten: Am Abende des 28. März wird das Organisations- 
komite die Herren Kongressmitglieder und deren Damen im Palaste der medi¬ 
zinisch-hyginischeu Ausstellung festlich empfangen. Die Stadtverwaltung Roms 
wird arn Capitol einen feierlichen Empfangsabend für die Herren Kongressmit¬ 
glieder und deren Damen veranstalten. — Ein Komite römischer Bürger wird 
die Illumination der „Platca Archeologica“ veranlassen; ferner sind Volksfeste in 
Aussicht genommen. Ausserdem wird den Theilnehmern des Kongresses an den 
Thermen des Caracalla ein Lunch nngeboten werden. — In Rom hat sich ein 
Damen komite konstituirt, welches sich die Aufgabe stellt, den Damen der Herren 
Kongressmitglieder deu Aufenthalt in Rom so angenehm als möglich zu gestalten. 

Bureaus des Kongresses: Präsidium und Generalsekretariat vom 
2. bis 26. März: Via Genova; vom 26. März ab: im Poliklinikum.— Schatz¬ 
meisteramt: hat zwei Bureaux. Von 1. März bis 5. April in der „Via Ge¬ 
nova“; vom 26. März ab ausserdem noch im Poliklinikum. — Wohnungs- 
burcau hat ebenfalls zwei Bureaux: am Zentralbahnhof und in der Via Genova. 
Bei ihrer Ankunft in Rom künuen sich die Kongressmitglieder an dieses Bureau 
wenden, um über die vorher bestellten Zimmer oder über die verfügbare 
Unterkunft in Hotels und Privathäusern Auskunft zu erhalten. — Anmelde- 
und Auskunftsbureau befindet sich in der Via Genova und im Polikli¬ 
nikum. Kongressbesucher werden gebeten, sich sofort nach ihrer Ankunft in Rom 
in dieses Bureau zu begeben. Damen und Herren, welche bereits inskribirt sind, 
aber ihre Beiträge noch nicht erlegt haben, oder aber jene, welche sich zu in- 
skribiren wünschen, können an einem dieser beiden Bureaux gegen Erlag der 
Gebühr Mitgliedkarten erhalten. Die Mitgliedskarte ist unbedingt erfor¬ 
derlich, um Zutritt zu den Räumen des Kongresses, zur Ausstellung, in die Spi¬ 
taler, Museen, Kunstsammlungen u. s. w. zu erlangen, sowie zur Theiluahme an 
allen jenen Festlichkeiten, zu welchen keine besonderen Einladungskarten aus¬ 
gegeben werden. * 

Korrespondenz der Kongressmitglieder: Im Poliklinikum 
ist ein königliches Post- und Telegraphenamt instalürt, welches zu allen Expe¬ 
ditionen belügt ist. Briefe und Telegramme, deren Zustellung in das Bu¬ 
reau des Kongresses gewünscht wird, sind zu adressiren: „Congresso-Rom“. 
Derart adressirte Korrespondenzen werden den Adressaten im Anmeldebureau 
im Poliklinikum zur Verfügung stehen. Die dort während des Tages nicht er¬ 
hobene Korrespondenz wird Abends, nach .Schluss der Sekiionssitzuugen, in das 
Bureau (Via Genova) übergeführt, wohin sich von da ab die Empfänger zu 


*) Die Eröffnung findet im Gostnnzi - Theater (in der Nähe der Via 
Nazionale) statt. 

*) Die Plenarsitzungen werden im Amphitheater Eldorado (Via Genova), * 
die Sektionssitzungen im Poliklinikum abgehalten. 
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wemlen haben, um sie zu erheben. Die Kongressmitglieder können sich dieses 
Mittels bedienen, um rasch und ohne Frankaturspesen untereinander brieflich 
zu verkehren. — Die Bureanx des Kongresses werden denselben Weg befolgen, 
um dcu Kongresstheilnehmern ihre Mittheilungen zukommen zu lassen. 

Bnreaux der fremden Nationen: Die ausländischen Comite’s 
werden im Polikliniknm über besondere Bureaux verfügen, in welchen sich die 
Kongrcsstheilnehmer zusammen finden und Auskünfte erhalten können. 

ln sämmtlichcn dem Publikum zugänglichen Bureaux des Kongresses 
werdeu die vier offiziellen Sprachen des Kongresses: italienisch, deutsch, fran¬ 
zösisch und englisch, gesprochen werden. 

Eine Erinnerungsmedaille wird an die Kongressmitglieder vertheilt 
werden. Dieselben erhalten ferner einen besonderen Führer für Rom, in sehr 
schöner Prachtausgabe von der bekannten Wiener Firma W. Luksch ausge- 
f'ührt, zum Gesehenke. 

Sitzungsberichte des Kongresses: Jeden Abend wird ein in 
den vier offiziellen Sprachen des Kongresses verfasstes Blatt erscheinen, welches 
summarische Sitzungsberichte vom selben Tage nnd die Tagesordnungen der 
Sektionen für den nächsten Morgen mit den Titeln der Vorträge und den Namen 
der bezüglichen Autoren enthalten wird. 

ln der Sektion für Hygiene sind von Kongresstheilnehmern aus Deutsch¬ 
land und Oesterreich-Ungarn folgende Vorträge angemeldet: 

Blasius R. (Braunschweig): Verunreinigung und Reinigung der Flüsse 
nach Untersuchungen des Wassers der Oker. Gutmann L. (Graz): Zur Frage 
der Desinfektion der Aerzte nach ihren Besuchen bei Infektionskrankheiten. 
Heim (Wiirzburg): Ueber Streptococcus longus. Hesse (Dresden): Beziehungen 
zwischen Kuhmilch und dem Oholerabacillus. Kratter J. (Graz): Ueber ein 
neues Verfahren der Reinzüchtung von Gonokokken nach Untersuchungen. 
Richter J. (Berlin): Der Schutz des Kindes gegen chronische und akute In¬ 
fektionsgefahren. Tsuboi J. (München): Zur Prophylaxis der Cholera. 

ln der Sektion für gerichtliche Medizin gelangt als Haupthema zum 
Vortrag: „Die Mittel, um Lehrer und Schüler mit der gerichtlichen Medizin 
vertraut zu machen, um, wo dieselbe noch nicht besteht, eine Schule zu gründen, 
welche der Gesellschaft und der Justizverwaltung die werthvolle Mitwirkung 
der Medizin sichere.“ Das einleitende Referat darüber hat Prof. Filomusi 
übernommen. Ausserdem sind an Vorträgen von Kongressmitgliedern aus 
Deutschland und Oesterreich - Ungarn angemeldet: K ra tte r J. (Graz): 1. Ueber 
den Tod durch Elektrizität; 2. Ueber Gonokokkennachweis in alten Flechten. 
Szigeti H. (Budapest): Ueber Cyanvergiftung. Strecker C. (Berlin): 
Ueber Dinitrobenzolvergiftnng. Wernich A. (Berlin): Die Bakteriologie im 
Dienste der forensischen Diagnostik. 


Als Vertreter der preussischen Regierung werden der Direktor 
der Mediziualabtheilung im Kultusministerium Dr. von Bartsch sowie der 
Geh. Obermedizinalrath Prof. Dr. Skrzeczka an dem internationalen 
medizinischen Kongress in Rom theilnehmen. 

Der preussische Medizinalbeamtenverein hat den Reg.- und 
Med.-Rath Dr. Wernich in Berlin, die Gesellschaft der Charit£ärzte 
den Generalarzt Dr. Schaper delegirt, um den Verein, bezw. die Gesellschatt 
auf dem Kongresse zu vertreten. 


Alvavonga- Preisaufgabe. Die Hufeland’sche Gesellschaft hat in 
der Sitzung vom 11. Februar 1894 beschlossen, folgende Preisaufgabe zu stellen: 
Ueber Autointoxikation vom IntestinaltractusausundttberVer- 
hütung und Beseitigung derselben. Der Preis beträgt 800 Mark. 

Eiuzureichen sind die Arbeiten bis zum 1. März 1895 an den Professor 
Dr. Oscar Liebreich, Berlin W., Margarethenstr. 7. Dieselben müssen mit 
einem Motto versehen sein, welches auf einem dabei eiuzureichendeu Briefkouvert, 
iu dem eingeschlossen der Name des Verfassers sich befinden soll, zu stehen hat. 
Zulässige Sprachen sind Deutsch, Englisch, Französisch. Die nicht preisgekrönten 
Arbeiten werdeu auf Verlangen bis zum 1. August 1895 den Einsendern zurück- 
gegeben. — Die Bekanntmachung der Zuertheilung des Preises findet am 
1*4. Juli 1895 statt. 
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Uebersicht Uber die Geburtsiisten der Hebammen des Kreises 

Querfurt pro 1893. 

Von Kreisphysikns Dr. Schilling-Querfurt. 

Leider sind die alljährlich von den Hebammen ihrer Instruktion 
gemäss (Lehrbuch §. 22 und §. 272) einzureichenden Geburtslisten 
noch sehr mangelhaft und geben dem beamteten Arzte wenig Ausbeute 
zur Beantwortung wichtiger Fragen und aktueller Tagesfragen, 
da die Angaben hier und da noch summarisch gemacht sind oder 
die nöthige Zuverlässigkeit vermissen lassen. Hierzu kommt noch, 
dass die wenigsten Hebammen ihre Verzeichnisse nach der Vorschrift 
des neuen Lehrbuches (S. 273) angefertigt und viele Rubriken 
unausgefiillt gelassen haben, wogegen nur nochmalige Einsendung 
der vervollständigten Liste in Zukunft Abhülfe schaffen kann. Die 
alten Listen enthielten 10 resp. 11 Rubriken, die neuen aber 12 
resp. 13 und stellen vielfach doppelte Fragen zur Beantwortung. 
Einmal soll ausser dem Tage auch die Stunde der Geburt, dann 
die Zeit des Eintreffens der Hebamme bei der Kreissenden, ferner 
der Name und Stand des Vaters, das Alter der Gebärenden und 
die Zahl der Geburt angegeben werden. Sodann ist das Quantum 
der verbrauchten Karbolsäure zu notiren. Ferner verlangt Rubrik 
11, falls die Mutter starb oder erkrankte, die Angabe, an welchem 
Tage sie erkrankte oder starb, und Rubrik 12 Auskunft über das 
Befinden des Kindes bis zum 10. Tage. Schliesslich lässt Rubrik 
13 noch Raum zu besonderen Bemerkungen, zu denen jede irgend 
komplizirte Geburt Anlass giebt. 

Schon die Art der Einsendung der Listen nach Neujahr ist 
charakteristisch. Die Pünktlichkeit lässt viel zu wünschen übrig. 
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t)r. Schilling. 


Es giebt unter den Hebammen voreilige, pünktliche und säumige. 
Eine Hebamme schickte bereits vor Ablauf des alten Jahres das 
Geburtsverzeichniss, eine andere kannte im Vorjahre nicht einmal 
die Adresse, an welche das Verzeichniss zu richten war und 
adressirte an die Kreishauptkasse, mehrere Säumige mussten erst 
im Februar erinnert werden. Dass der Brief, der mehr als 15g 
wiegt, 20 Pf. kostet, empfindet der Physikus oft bei dem Empfange 
zu seinem Nachtheile. — Dass die Hebammen ihre Listen bei gutem 
Willen und genügendem Eifer ordentlich führen können, liegt auf 
der Hand. Selbst der eine Punkt, dass die Hebamme über das 
Befinden des Kindes bis zum 10. Lebenstage Auskunft geben soll, ist 
stets zu erfüllen, auch auf dem Lande, wo die Ortschaften mehrere 
Kilometer auseinanderliegen und der Wochenbesuch nicht täglich 
erfolgt; denn gewöhnlich bringt die Hebamme das Kind nach einigen 
Wochen zur Taufe, oder, wenn die Taufe wegen Kränklichkeit 
der Mutter hinausgeschoben wird oder das Neugeborene selbst 
leidend ist, wird die Hebamme immer noch zuerst in Krankheits¬ 
fällen zu Rate gezogen. Auch sonst findet sie bei gelegentlicher 
Anwesenheit im Orte Gelegenheit, sich über das Befinden des 
Kindes zu informiren. Aber trotz aller Ermahnungen zeigen in 
verschiedenen Geburtslisten die Striche in den einzelnen Rubriken, 
wie schematisch verfahren ist. 

Manche für den Arzt wichtige Frage findet in regelrecht 
geführten Listen ihre zutreffende Beleuchtung, z. B. die Sterb¬ 
lichkeit der Säuglinge in der 1. bis 2. Lebenswoche, die Zahl der 
Todtgeburten und ihre Ursache, die Mortalität in Folge von Puer¬ 
peralfieber, der Verbrauch der Karbolsäure. Die Zahl der Todt¬ 
geburten lässt oft auf das Verhalten der Hebammen schliessen. 
Die Todtgeburt ist zweifellos öfter bei unehelichen Kindern, im 
Arbeiterstande, bei konstitutionellen Krankheiten, bei engem Becken 
und unregelmässiger Kindeslage. Indessen richtet sich bei irregu¬ 
lärer Kindeslage die Lebensfähigkeit des Kindes gerade oft nach 
dem Verhalten der Hebamme. So hatte eine Hebamme viele Todt¬ 
geburten, da sie bei Steiss- und Fusslage den Arzt nicht gerufen 
hatte. Auch wenn sie im Falle der Notli hier selbst eingreifen 
soll, so fehlt ihr meist die Einsicht über den Zeitpunkt, wann sie 
Hand anlegen soll und dann, wenn es auf Minuten ankommt, um das 
Leben des Kindes zu retten, die manuelle Fertigkeit. Nach §. 198 des 
Lehrbuches soll die Hebamme, sobald sie eine Querlage entdeckt, 
nach dem Arzte schicken, ebenso bei Steisslage nach §. 188. Die 
junge Hebamme, welche höchstens ein Jahr aus der Lehranstalt 
entlassen ist, schickt gewöhnlich zum Arzt in solchen Fällen, 
später, wenn sie sich klüger dünkt, macht sie es leider wie die 
alten und greift, gewöhnlich zu spät, selbst ein oder liebt das 
laisser faire, nur um keine Kontrole zu finden und den Leuten 
die unnützen Kosten zu ersparen. 

Unser Kreis zählt fast 60 000 Einwohner, die weniger von 
Industrie als Landwirtschaft leben. 45 Hebammen gehen darin 
ihrem Berufe nach, sind meist verheiratet oder Wittwen. Allein 
von der Hebammenkunst ernähren sich 2—3, die anderen 
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benutzen den Beruf als Beihülfe zum Broterwerbe des Mannes. 
Winkelhebammen giebt es hier nicht, die Bevölkerung ist wohl¬ 
habend und die Hebammenbezirke liegen so nahe aneinander, dass 
stets eine gelernte Hebamme zu erlangen ist. In manchem Bezirke 
sind jetzt bereits zwei, wo früher nur eine war. 

Arme Kreissende werden vertragsmässig von den Bezirks¬ 
hebammen entbunden, indem das Statut eine Summe pro Geburt 
auswirft oder alljährlich ein Pauschquantum zahlt. Nicht immer 
wird bei der Anstellung einer Bezirkshebamme nach der Instruktion 
vom 6. August 1883, welche die Stellung derselben sichert, von 
den Amtsvorständen verfahren, indem man aus Mangel an Geld¬ 
mitteln dem Unterstützungspunkte aus dem Wege geht oder die 
Hebamme es versäumt, sich einen schriftlichen Kontrakt vor An¬ 
tritt der Bezirksstelle anfertigen zu lassen. 

Die Zahl der Geburten belief sich auf 2137 und zwar wurden 
1091 Knaben und 1046 Mädchen geboren, ein Verhältniss, welches 
genau mit der bekannten 105 :100 übereinstimmt. Zwillinge wurden 
12 Mal geboren, 4 Mal je 2 Mädchen und je 2 Knaben, vier Mal 
zeigten die Kinder gemischtes Geschlecht. Drillinge, Vier- und 
Fünflinge fehlten. 

Die meisten Hebammen hatten 40—00 Entbindungen, wenige 
erreichten kaum die Zahl 30, eine bejahrte begnügte sich mit 
einer Entbindung. Gewöhnlich wird die Hebamme zeitig zur 
Geburt gerufen, nur eine kam wiederholt in ein benachbartes Dorf 
nach der Geburt des Kindes; die Kindeslage wird meist, gewöhn¬ 
lich erst nach innerer Untersuchung, richtig erkannt und bezeichnet, 
insofern es sich nicht um Komplikationen handelt. Nur eine alte 
Hebamme, die endlich wegen Schwerhörigkeit und hohen Alters 
entlassen wurde, kennt nur gute Stellung und eine andere ver¬ 
zeichnet lauter „Sch ei de Plagen. Als Besonderheiten sind 48 
Steisslagen, 16 Querlagen, 11 Fusslagen, 4 Gesichtslagen, 3 Pla¬ 
centae praeviae genannt. 59 Kinder wurden todt, 32 zu früh, 
eins überzeitig (die Mutter war 43 Wochen schwanger, das Kind 
kam faultodt zur Welt und die Mutter starb am nächsten Tage), 
9 unzeitig geboren. Viermal war die Nachgeburt verwachsen und 
musste von Aerzten gelöst werden. Ein Mal entstand Inversio 
uteri nach der Expression der Nachgeburt und wurde der C r e d 6’- 
sche Handgriff als Ursache angeschuldigt. Zwei Mal wurde der 
Damm genäht; jedenfalls geschieht die Dammnaht viel zu selten, 
namentlich wird der Arzt auf dem Lande zu wenig wegen der 
kleinen, aber höchst wichtigen Operation (V) geholt, indem man die 
Bedeutung der Dammbildung zu wenig würdigt. Häufiger Prolaps 
der Scheide, Senkung der Gebärmutter und schlechter Halt der 
Pessarien, wo solche nöthig waren oder werden, sind die Folge. 

Hinsichtlich des Geschlechtes der Neugeborenen liess sich 
keine Regel auffinden; nur fiel es auf, dass bald eine grössere 
Zahl Knaben, bald Mädchen hinter einander folgten, bald wechselte 
das Geschlecht bunt durcheinander. Manche Orte zeichnen sich 
durch viel Knaben, andere durch viel Mädchen aus. Eine Heb¬ 
amme hatte in ihrem Bezirke 7 Querlagen und 4 Mal Zwillinge. 
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Diesen Zufälligkeiten würde gewiss der Charakter des Zufälligen 
zum grossen Theil genommen, wenn alle bezüglichen Fragen ein¬ 
gehend in dem Tagebuch beantwortet wären. 

9 Frauen starben im Kindbett, eind an innerer Verblutung, 
eine andere in Folge früherer Unterleibserkrankung. Demnach 
bleiben noch 7 Todesfälle über, die wohl auf Konto des Puerperal¬ 
fiebers kommen. Nach Boehr’s Zusammenstellung (Berl. klin. 
Wochenschrift Nr .7, 1894) starben vor der Antisepsis 6—7 pro mille 
in Berlin, nach der Antisepsis sank die Sterblichkeit auf 3 °/ 00 , eine 
Zahl, welche bei 2137 Geburten in unserem Kreise wieder zutrifft. 
Strenge Anzeige der Aerzte bei allen Puerperalfiebererkrankungen 
dient als Kontrole für die Angaben der Hebammen. Unentgelt¬ 
liche Hergabe der Desinfektionsmittel — jede Hebamme 
erhält hier alljährlich 20—30 Mark je nach der Bedürftigkeit aus 
Kreismitteln —, gründliche Unterweisung in der Anti¬ 
sepsis und vor allen Dingen genügendes Honorar, welches 
das Haschen nach möglichst vielen Geburten und damit Flüchtig¬ 
keit in vielen Fällen verhindert, können mit der Zeit die Mortali¬ 
tät noch mindern und manchen Kindern die sorgsame Pflegerin, 
Erzieherin und oft Ernährerin erhalten. 


Bemerkungen zum Artikel über Kohlensäurebestimmungen. 

Von Dr. Blokusewski in Dann. 

Zu dem von Herrn Kollegen Dr. Coester in Nr. 3 d. Z. 
angegebenen Apparat für Kohlensäurebestimmungen in geschlosse¬ 
nen Räumen halte ich folgende Abänderungen für zweckmässig: 

Wenn^das Metall- oder Glasrohr so hoch hinaufgeführt wird, 
dass 50 g Wasser in der Flasche Zurückbleiben müssen, so fällt 
sowohl der Eichungsstrich und damit das Aufpassen behufs recht¬ 
zeitiger Schliessung als auch insbesondere bei Untersuchung in 
tiefer gelegenen Räumen das Nachfüllen der 50 g fort. Noch 
bequemer dürfte der Apparat besonders bei Untersuchungen in 
Brunnen u. s. w. sein, wenn eine Flasche mit nach unten gerich¬ 
tetem Halse benutzt wird. Das durch den Kautschukstopfen des 
Halses geführte grade Glasrohr kann nach unten beliebig, z. B. 
durch Schlauch und Quetschhahn verschlossen werden, während 
auf der im Innern befindlichen Oeffnung des Glasrohres eine Kugel 
als Verschluss ruht, die durch einen Faden mit dem Stopfen der 
oben im Boden befindlichen Gegenöffnung verbunden ist. Nach¬ 
dem vor dem Herunterlassen der Flasche der eigentliche untere 
Verschluss geöffnet ist, wird durch Anziehen des event. schon vor¬ 
her etwas gelockerten Stopfens die Kugel von der Oeffnung des 
Glasrohres entfernt und das Ausfliessen kann in beliebiger Tiefe 
erfolgen ohne dass vorher Wasser abfliesst oder die 50 g nachzu¬ 
füllen sind. 

Diesen Apparat kann sich Jeder selbst anfertigen, nur die 
im Boden befindliche Oeffnung muss durch einen Glaser oder Glas¬ 
schleifer hergestellt werden. 
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Die Medizinalverfas8ung in Preussen. Das Seuchengesetz 

und der beamtete Arzt 

Wohl zu keiner Zeit hat sich die politische Presse so oft und 
so eingehend mit dem preussischen Medizinalwesen beschäftigt und 
rückhaltlos auf die grossen Mängel und die Reformbedürftigkeit 
desselben hingewiesen, wie in den letzten Jahren. Den ersten 
Anlass dazu hat hauptsächlich die Cholera gegeben; während aber 
bei früheren Choleraepidemien mit dem Verschwinden der Seuche 
auch sehr bald alles Interesse für nothwendige sanitäre Reformen 
erlosch, ist dieses Interesse diesmal stetig wach geblieben. Die 
Medizinalbeamten können sich darüber nur freuen, denn je mehr 
sich die Lehren der öffentlichen Gesundheitspflege in immer breite¬ 
ren Schichten der Bevölkerung Bahn brechen, desto mehr wird 
man sich von der Unzulänglichkeit unserer Medizinalverfassung 
überzeugen und desto lauter eine gründliche, allen hygienischen 
Anforderungen entsprechende Umgestaltung derselben fordern. In 
recht energischer Weise wird z. B. eine derartige Forderung in 
der neuesten Nummer des Grenzboten (Nr. 8, J. 1893/94) 
gestellt; der betreffende „die Medizinalverfassung in 
Preussen“ betitelte Artikel lautet wie folgt: 

„Die Einmüthigkeit, mit der alle Parteien des Reichstages für das Senchen- 
gesetz eintreten, ist sicherlich auch der Ansdrnck der Empfindung, dass anf 
dem Gebiete der Volksgesundheitspflege so manches faul im Staate sei. Es soll 
dahingestellt bleiben, ob der Entwurf, wie er aus dem Bnndesrathe hervor- 
gegangen ist, nicht ein Torso ist, da er sich im Wesentlichen nur mit der 
Cholera beschäftigt Denn was man sonst hinzugefügt hat, ist doch nur 
schmückendes Beiwerk, nm die Dürftigkeit des Inhalts zn verschleiern. Weshalb 
z. B. die Massenmörderin Diphtherie nicht anfgenommen worden ist, obwohl 
diese Senche jährlich mindestens ebenso viel Menschen dahinrafft wie die Cholera, 
und welche Gründe vorliegen, diesem fortdauernd jahraus jahrein in kleinen und 
grosseren Epidemien anftretenden Schrecken aller Eltern nicht ebenso kraftvoll 
entgegenzutreten wie jenem unheimlichen Gaste aus Indien, ist unverständlich. 
Dass man sich an dem Tode so vieler blühenden jungen Sprossen am Lebens- 
banme der Bevölkerung mitschuldig macht, wenn man dem wachsenden Umsich¬ 
greifen der Diphtheritis unthätig zusieht, scheint ganz übersehen zu werden. 

Aber nicht das neue Seuchengesetz soll uns hier beschäftigen, sondern die 
jetzt in Preussen bestehende Medizinalverfassung, da es auch in dem engeren 
preussischen Vaterlande wohl nur wenig bekannt sein wird, wie gegenwärtig 
and in Zukunft, da auch das Seuchengesetz darin wenig ändern zu wollen 
scheint, die Regierung für die Gesnndheitsverhältnisse ihrer Bürger Sorge trägt, 
besondere im Hinblick anf die Hygiene des Landes im Gegensatz zu den grossen 
Städten. 

Es wird bekannt sein, dass für diese gute Sache folgende vom Staat an* 
gestellte Beamte thätig sind: 1. der Minister für geistliche und Medizinal¬ 
angelegenheiten, der natürlich Jurist ist. (Die Leitung der militärmedizinischen 
Angelegenheiten steht unter dem Kriegsminister und liegt in den Händen eines 
Arztes.) 2. Ein Ministerialdirektor, der sich ausschliesslich mit allen medizini¬ 
schen Dingen im Staate beschäftigt und wichtiges zum Vortrag bringt, unnatür¬ 
licher Weise ebenfalls ein Jurist. S. Zwölf 1 ) Vortragende Räthe; diese sind erat 
wirkliche Aerzte, also Sachverständige im engeren Sinne. 4. ln jeder Provinz so 
viel Medizinalräthe, als es Regierungen giebt, je einer am Sitz einer Regierung; 


*) Es sind in Wirklichkeit nur drei und ein Hülfsarbeiter; der Verfasser 
hat die ordentlichen Mitglieder der wissenschaftlichen Deputation für das Medi- 
zinalwesen irrthümlicher Weise mit zu den Vortragenden Räthen der Medizinal- 
abtheiluug gerechnet. Red. 
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diese sind Regierungsräthe and Sachverständige in allen Fragen, die in das 
Gebiet der Medizin gehören. 5. In jedem Kreise ein Kreisphysikus, dem nicht 
immer ein Kreiswundarzt zur Seite steht. Dieser Beamte steht in nnmittel 
barer Bertthrnng mit der Bevölkerung, er soll über alle bedenklichen hygieni¬ 
schen Erscheinungen im Kreise wachen und berichten, er soll Vorschläge zur 
Abwehr von Epidemien machen, Brunnen, Schul- und technische Anstalten 
nach ihrer sanitären Beschaffenheit untersuchen u. s. w. Ihm liegt also die 
eigentliche Aufgabe ob, den Staatsbürgern in allerhand Gesundheitsnöthen bei¬ 
zustehen. 

Fragen wir nun nach den Hülfsmitteln, die besonders der letzten Beamten¬ 
klasse zu Gebote stehen, so lautet die Antwort: solche Hülfsmittel sind nicht 
vorhanden; es giebt ausser dem Impfgesetz, das Beichsgesetz ist, kein einziges 
Gesetz, nach dem verfahren werden müsste bei alltäglichen Vorkommnissen oder 
wenn Volkskrankheiten in gefährlicher oder epidemischer Form auftreten *). Zwar 
giebt es eine grosse Zahl von ausgezeichneten königlichen Verordnungen und 
ministeriellen Verfügungen, aber sie zu befolgen ist ganz in das Belieben der 
Unterbehörden (Regierungspräsident, Landrath) gestellt. Sie werden des¬ 
halb auch in Wirklichkeit nirgends vollständig befolgt. Weshalb nicht, da sie 
doch das Wohlergehen des Landes bezwecken, weiss Niemand. Es ist eine ganz 
alltägliche Erscheinung, dass in dem einen Begierungsbezirk, ja in zwei benach¬ 
barten Land- oder Stadtkreisen die Vorschriften einer solchen Verfügung hier 
befolgt werden, dort nicht. So besteht z. B. eine Verfügung vom 6. August 
1883, also aus jünster Zeit, die das Hebammenwesen, das nach vielen Bichtungen 
hin noch sehr viel zu wünschen übrig lässt, in höchst umsichtiger Weise zu 
regeln sucht, die aber in dem ganzen preussischen Staate nirgends nach ihrem 
vollen Sinne durchgeführt ist; man ignorirt sie auf Kosten eines ganzen Erwerbs¬ 
zweiges. So steht es aber auch um alle andern königlichen Verordnungen. 
Gleicht eine solche Verordnung nicht dem Schneemann im Kinderliede („Seht 
den Mann, o grosse Noth, wie er mit dem Stocke droht, aber niemals schlägt 
er doch“)? Hält man solche Dinge in dem Staate Friedrichs des Grossen, der 
angeblich durch seine straffe Verwaltung berüchtigt ist, für möglich? 

Wenn aber schon eine Verfügung, bei der sich’s um eine leicht durch¬ 
führbare Verwaltungsmassregel handelt, so unbeachtet bleibt, wie viel mehr alle 
die, die sich im Allgemeinen mit Massregeln für die Gesundheitspflege der Be¬ 
völkerung befassen, und die vor Allem auf Beinlichkeit abzwecken ? Reinlichkeit 
ist bekanntlich nicht Jedermanns Sache, und es soll Berufs- und Menschen¬ 
klassen geben, die sie aus Gewohnheit und Ueberzeugung gering schätzen. 
Wenn aber eine schwache Hand gebietet, so gelingt es fast nie, des allseitigen 
aktiven und passiven Widerstandes von Beamten und Nichtbeamten Herr zu 
werden, und die Dinge bleiben so, wie sie vor hundert Jahren waren, wenn 
sich auch eine noch so grosse und augenscheinliche Gefahr für einen ganzen 
Landstrich in ihnen verbirgt. 

Man muss wirklich die Sanitätsbeamten beklagen, die mit dem wärmsten 
Herzen für das Wohlergehen ihrer Mitbürger arbeiten möchten, die aber auch, 
wo sie mit bestem Willen ansetzen, an diesem Widerstande scheitern, weil ihnen 
die Möglichkeit fehlt, ihren Bestimmungen Nachdruck zu geben. Trauernd 
müssen sie zusehen, wie sich alljährlich unzählige Nationalkraft und auch 
Nationalvermögen unnütz selbst verzehrt, das vor zu frühem Erlöschen sehr wohl 
hätte bewahrt werden können. Augenblicklich — und es ist gar keine Aussicht, 
dass es bald anders wird — hat die Macht zur Durchführung hygienischer 
Massregeln nur die staatliche Polizeibehörde: die Bürgermeister der Städte, die 
Landräthe des Kreises. Man kann daher für die Gesundheit der Bewohner von 
Stadt und Land nur dann sorgen, wenn der Kreispbysikus mit dieser politischen 
Behörde einmüthig zusammenarbeitet. Erspriesslich sein wird es aber nur dann 
für das Allgemeine, wenn auch die politische Behörde für hygienische Bedürf¬ 
nisse genügendes Verständniss und zur Beseitigung erkannter Uebelstände den 
guten Willen und die nöthige Tbatkraft hat. 


*) Ist nicht zutreffend; denn das in den älteren Provinzen z. Z. noch gel¬ 
tende Regulativ vom 8. August 1835, betreffend sanitätspolizeiliche Vorschriften 
beim Ausbruch ansteckender Krankheiten hat als Königliche Verordnung Ge¬ 
setzeskraft. Bea. 
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Daher kommt es denn, dass oft Jahre vergehen, ehe ein Kreisphysikns 
snr Feststellung einer Krankheit, ihrer Ursache und Verbreitung abgesandt 
wird; es ereignet sich sogar, dass er von einer Epidemie in seinem Kreise erst 
nach Wochen auf privatem Wege hört, und wenn er sich bei dem Landrathsamte 
erkundigt, ob die Nachricht auf Wahrheit beruhe, die Antwort erhält, das Land¬ 
rathsamt sei nicht verpflichtet, ihm darüber Auskunft zu geben. l ) 

Bis heutigen Tages ist es lediglich der gute Wille der 
Polizeibehörde, wenn der Gesundheitszustand der Bevölkerung 
untersucht wird oder nicht. Dieser Behörde wird also das höhere 
Verständniss zugetraut, allgemeine medizinische Fragen richtig zu beur- 
theilen. Es ist das um so beschämender für den dazu berufenen Be¬ 
amten, da auch Stellvertreter der Polizeibehörde (der Kreissekretär, irgend 
ein Gutsbesitzer des Kreises, ein Magistratsmitglied, Männer, die sonst gewiss 
sehr tüchtige, brauchbare und ehrsame Leute sein mögen, die aber von 
rein medizinischen Dingen auch nicht einmal durch Boutine eine Ahnung haben) 
darüber „befinden“ können. Dabei steht ein Beamter zur Verfügung, der schwere 
wissenschaftliche Prüfungen bestanden, mikroskopische, bakteriologische, chemische 
Kurse durchgemacht hat, und dessen heissester Wunsch es ist, seine in eifrigem 
Bemühen gewonnenen Kenntnisse im Dienste seiner Mitmenschen anwenden und 
nutzbringend verwerthen zu dürfen. Wenn man seinen Rath einholte, so würden 
nicht so grosse Summen für Desinfektion nutzlos zum Fenster hinausgeworfen 
worden sein, wie im Jahre 1892 im ersten Choleraschreckt-n von unverständigen 
Polizeibehörden an sehr vielen grösseren und kleineren Orten. Damals konnte 
Jedermann, der Augen hatte, sehen, wie kopflos ungeheure Aufwendungen ge¬ 
macht wurden, die nicht den geringsten Erfolg haben konnten, weil sie am 
falschen Fleck einsetzten und die Bevölkerung nur in den verderblichen Wahn 
brachten, genügend vorgebeugt zu haben. 

Nehmen wir aber einmal an, Kreispolizei und Kreismedizin ständen auf 
gutem Fusse mit einander, so werden dem Physikus die Meldungen von den 
ansteckenden Krankheiten in seinem Bezirk in folgender Weise übermittelt: 

1. der behandelnde Arzt meldet den Fall oder die Fälle der Ortspolizeibehörde; 

2. diese macht dem Amtsvorsteher, 3. dieser dem Landrathsamte, 4. dieses dem 
Kreissanitätsbeamten Meldung, das Landratbsamt entweder sofort oder, wie es 
in manchen Regierungsbezirken Vorschrift ist, in achttägigen Fristen am Schluss 
oder am Anfang der Woche. Auch hier. geht aus der Art, wie der Physikus in 
Kenntniss gesetzt wird, hervor, dass die Beurtheilung über Leichtigkeit oder 
Schwere vorhandener Krankheiten und über ihre Ansteckungsgefahr zunächst 
der Polizeibehörde überlassen ist. Selbstverständlich vergehen auch bei der so¬ 
fortigen Weitergabe der Meldungen drei bis vier Tage, und noch wenigstens 
zwei Tage, ehe Anordnungen zur Beseitigung von Schäden u. s. w. an den Be¬ 
stimmungsort gelangen. 

Wenn man nun erwägt, dass die Landbevölkerung, gleichviel, ob reich 
oder arm, nur im höchsten Nothfall den Arzt holt, wenn er nicht im Dorfe 
wohnt — der Mittellose lässt Kinder meist ganz ohne Arzt, da er der Ansioht 
ist, dass Niemand den Kleinen helfen könne, und dass alte Weiber und Tanten 
wenigstens ebenso gut wie der Arzt Kinder zu behandeln verständen, folglich 
das für den Arztbesuch ausgegebene Geld weggeworfen sei —, so begreift man, 
dass ansteckende Krankheiten, besonders Diphtherie und Scharlach, aber auch 
Unterleibstyphus schon lange bestehen können, ohne dass weitere Kreise davon 
Kenntniss erhalten, und dass der Tod schon arg hausen muss, ehe Anzeige 
erstattet wird. 

Denn davon, dass auf dem Lande der Hausvorstand, wie es papierne 
Vorschrift ist, Anzeige macht, davon sind wir wohl noch Jahrhunderte weit 
entfernt; nichts ist ihm widerwärtiger, als mit irgend einer Behörde in Be¬ 
rührung zu kommen, die womöglich Desinfektionsmassregeln vorschreibt, ihn da¬ 
durch aus seinen Gewohnheiten aufscheucht und ihm — das schrecklichste — 
Kosten verursacht. Man kann sich also wohl vorstellen, wie spät oft nach dem 
Ausbruch von ansteckenden Krankheiten der Physikus überhaupt etwas erfährt. 

Was Wunder, dass, wenn sich nun der Physikus wirklich an den Ort der 
Epidemie begiebt, diese gewöhnlich schon so um sich gegriffen hat, dass alle 


*) Der Verfasser irrt sich hier; das Landrathsamt ist zweifellos verpflichtet, 
dem Kreisphysikns auf eine derartige Anfrage Auskunft zu geben. Red. 
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Massregeln za spät kommen, sei es, dass die Erkrankten bereits gestorben sind, 
oder dass die Krankheit bereits erloschen ist. 

Weshalb die Aerzte nicht zuerst einem Kollegen die Krankheitsfälle 
melden sollen, weshalb dieser mäandrische Weg gewählt wird, wer weiss es? 
Wenn die Meldungen der Aerzte unmittelbar an den Kreissanitätsbeamten ab¬ 
gegeben würden, so würde durch gemeinsam besprochene Massregeln der Weiter¬ 
verbreitung Schranken gesetzt werden können in dem Augenblick, wo man von 
ihnen Kenntniss erhält, da sich der behandelnde Arzt, der vielleicht sonst auf 
die Empfindlichkeit seiner Klientel (man denke an die Reinlichkeit!) Rücksicht 
nehmen muss, dann auf die Anordnungen des Physikus berufen könnte. Der 
Einwand, dass dadurch dem Physikus ein gewisser Vorrang eingeräumt werde, 
ist doch veraltet; es müsste sonst jeder Arzt auch jeden Polizeiverwalter, jeden 
Amtsvorsteher als Vorgesetzten in seinem Berufe betrachten oder fürchten, dass 
diese vom Publikum als solche betrachtet würden. Bestände die vorgeschlagene 
Form der Meldung, so würde sich sehr bald durch den täglichen Geschäftsgang 
eine Verkehrsform ausbilden, die, diktirt von kollegialischem Anstand und Takt, 
Alles vermiede, was Unzuträglichkeiten zur Folge haben könnte. Die jetzt noch 
geübte Art und Weise der Meldungen ist nichts als ein alter Zopf, der aus der 
patriarchalischen Vorstellung der guten, alten Zeit stammt, dass der Landrath 
der Vater seines Kreises sei, und dass er deshalb Alles, was in seinem Kreise 
vorgeht, auch zuerst wissen müsse. Aber ich sollte meinen, dass die Landräthe, 
die insgesammt über Ueberhäufung mit Amtsgeschäften klagen, und in deren 
Schreibstuben immer mehr Hülfskräfte angestellt werden müssen, mit Freuden 
auf diesen Ballast von Meldungen verzichten würden, der nur die Kammern 
ihres Geschäftstagebuches unnütz vermehrt. Es würde genügen, wenn ihnen der 
Physikus das, was er als Sachverständiger für richtig hält, mittheilte. Eine 
solche Einrichtung wäre nichts weniger, als ein Eingriff in die Autorität des 
Landraths. Gestattet er doch alle Tage, ohne sich verletzt zu fühlen, dass ein 
beliebiger Gendarm, z. B. bei einer Feuersbrunst, selbstständige Anordnungen 
trifft, wenn er selbst nicht zur Stelle ist, und sieht es dann für genügend an, 
wenn ein schriftlicher Bericht über den Vorfall in seine Hände kommt. Sollte 
ein Kreisphysikus, der nach dem Ministerialreskript vom 24. Januar 1823 un¬ 
mittelbar unter dem Regierungspräsidenten, also dem Landrath im Range gleich 
steht, nicht dasselbe Vertrauen verdienen, wie jener Brave, der der Untergebene 
des Landraths ist? Vielen Landräthen, zumal dem jüngeren Geschlecht, er¬ 
scheint denn auch der jetzige Zustand selbst unhaltbar, und erfreulicher Weise 
giebt es bereits eine Anzahl Kreise, in denen sich durch persönliches Entgegen¬ 
kommen zwischen Landrath und Physikus, unter Nichtbeachtung jenes Zopfes, 
ein segensreiches gemeinsames Arbeiten gebildet hat. Da aber die persönlichen 
Eigenschaften der Beamten mit den Personen wechseln, so muss sich in Preussen 
die Einwohnerschaft bald zum Guten, bald zum Schlechten neigende Verhältnisse 
auf dem Gebiete der Gesundheitspflege, wie es scheint, noch auf unabsehbare 
Zeit gefallen lassen, wenn sie nicht selbst die Stimme erhebt und darauf dringt, 
dass besser für sie gesorgt werde, wenigstens so wie in Sachsen und Baiern, die 
sich einer sehr brauchbaren Medizinalverfassung erfreuen und Preussen damit 
weit voraus sind. 

Aber betrachten wir das Schicksal einer solchen bei dem Landrathsamt 
eingegangenen Krankheitsmeldung und deren Folgen noch etwas weiter. Kommt 
eine Meldung in den Wochentagen an, so wird sie von dem Bureau sofort an 
den Landrath abgegeben; hat sie aber das Unglück, Sonnabends Abends nach 
sechs Uhr oder vor den hohen Festen einzutreffen, wo ankommende Briefe nicht 
mehr geöffnet werden, so bleibt sie» liegen, bis die Schreibstube wieder geöffnet 
wird, also manchmal drei Tage. Nun kann (1) der Landrath den PhysUnu so¬ 
fort nach dem Orte der Gefahr senden mit dem Auftrag«, Bericht zu erstatten 
und Vorschläge zu machen, welche Massregeln zu ergreifen seien. Und hat der 
Physikus gerade Zeit, ist er nicht durch andere amtliche Geschäfte, durch ge¬ 
richtliche Termine oder die ihn ernährende Privatpraxis verhindert, so eilt er 
sofort in das verseuchte Dorf, unterrichtet sich, fährt wieder nach Hause, be¬ 
richtet und macht Vorschläge und sendet sein Schriftstück aufs Landrathsamt; 
denn er selbst würde seine Befugniss überschreiten, wenn er sofort die Anord¬ 
nungen treffen wollte, die er für nöthig hält, es würden ihm auch oft die Orts¬ 
behörden den Gehorsam verweigern, da ihnen „der Physikus gar nichts zu sagen 
hat“. Auf dem Landrathsamte wird dann dem Gutachten gemäss verfahren, 
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oder auch nicht. Manchmal wird sogar das Gegentheil von dem angeordnet, 
wm vorgeschlagen war; denn die Polizeibehörde ist in keiner Weise an sach¬ 
verständige Gatachten gebunden. Sehr oft sagt sich der Physikns: Wozu ist 
diese ganze Komödie da? Wozu fragt man denn erst, wenn man Alles besser 
weiss, wenn man gar nicht die Absicht hat, sich nach der Antwort zn richten? 
Aber nehmen wir selbst an, es werde nach der Ansicht des Sachverständigen 
gehandelt, so wird diese erst in die gewohnte Amtssprache amgesetzt and ge¬ 
wöhnlich mit der Post der betreffenden Ortsbehörde übermittelt Umständlicher 
kann wohl kein Instanzenweg sein, bis sich Anordnungen zn Thaten verdichten, 
die doch stets dringlich sind. Aber wie sind nnn diese Thaten beschaffen? 
Niemand kennt sie, Niemand, der etwas davon versteht, führt sie ans, Niemand 
trägt Sorge, dass anch gewissenhaft das geschieht, was verlangt worden ist, wie 
Keinigung and Neaanlegnng von Bronnen, Lüftung, Reinigung, Desinfektion 
von Wohnungen, Beseitigung von verdächtigen Stoffen n. s. w. Gerade diese 
Kontrole könnte auf dem Lande weit besser durchgeführt werden als in den 
Städten. In den Städten entstehen durch sanitäre Massnahmen auch stets Be¬ 
lästigungen Unbeteiligter, die manchen Widerstand, manche Verheimlichung, 
manche Vertuschung zur Folge haben. Auf dem Lande wohnen die Menschen 
auf getrennten Grundstücken, oft mit grossen Zwischenräumen, da stösst man 
nicht auf solche Schwierigkeiten, jedes Grundstück lässt sich leicht isoliren und 
überwachen. Aber noch nie ist hier von Sachverständigen Kontrole geübt worden, 
und auch hier giebt man sich auf Kosten der Gesundheit ganzer Landstriche 
einer unbegreiflichen Sorglosigkeit hin. 

Aber wenden wir uns noch einem anderen Bilde zu, und sehen wir, ob 
wir da etwM erfreulicheres entdecken. Auf einem grossen Hofe, der von einem 
Inspektor, oder wie es moderner und vornehmer klingt, Güterdirektor verwaltet 
wird — denn der Besitzer, der gar kein Landwirth ist, lebt in der Residenz 
oder auf Reisen, — erkrankt einer von den Arbeitern, die nur zur Erntebestellung 
gemiethet worden sind, ein sogenannter Sachsengänger am Typhös, was etwas 
ganz Alltägliches ist. Solche Arbeiter werden ja meist in einem sonst leer 
stehenden Hanse oder Schuppen oder einem grösseren verfügbaren Zimmer, wie 
es deren anf Güter immer in genügender Zahl giebt, in der Weise untergebracht, 
dass sie, oft ohne Trennung der Geschlechter 1 ), des Nachts anf gemeinsamem 
Strohlager schlafen. Oft dienen grosse Rapsplanen Allen zusammen gemeinsam 
als Decke. Der Physikus des Kreises ist Arzt auf einem solchen Hofe. Er 
meldet gewissenhaft den Typhnsfall dem Landrath, macht seine Vorschläge, und 
diese werden polizeilich angeordnet. In hundert solchen Fällen begegnet neun¬ 
undneunzig Mal der behandelnde Arzt, wenn er seinen Patienten wieder besucht, 
den scheelen Blicken des gestrengen Herrn Direktors, der es ihn deutlich merken 
lässt, welche Verdriesslichkeiten ihm durch die pflichtgemässe Anzeige erwachsen 
sind. Nicht die Scheu und Sorge vor dem Umsichgreifen der Krankheit, sondern 
dM Unbehagen Uber eine öffentliche Kritik der in dem landwirtschaftlichen 
Betriebe alltäglichen Abnormitäten in der Gesundheitspflege, der Widerwille 
gegen alle Anordnungen, die nicht seiner Machtfülle entspringen, bewirken diese 
Verstimmung. Der Arzt kann froh sein, wenn er seine Kundschaft behält, es 
fehlt nicht an Andeutungen, dass man sich im Wiederholungsfälle an einen Arzt 
wenden werde, der weniger Schwierigkeiten mache. Wohnt aber der Besitzer 
auf dem Gute, und hat er gerade seinen bösen Tag, so hält er sich dnrch die 
Krankheitsanzeige für persönlich beleidigt und kündigt womöglich sofort dem 
Physikns als Arzt seine Praxis, uneingedenk aller früheren Leistungen. Er setzt 
ihm den Stahl vor die Thür, vielleicht mit der Begründung, dass er ihm 
„Scherereien“ gemacht habe, die er ihm zn Liebe recht wohl hätte unterlassen 
können, vielleicht aber anch nur mit einer kühlen Mittheilung, in der er sich 
für fernere Bemühungen bedankt. Solche Fälle sind gar nicht selten. Aber sie 
sind nur die Folge des in Prenssen noch heute bestehenden unglaublichen Zu¬ 
standes, dass ein Beamter in so wichtiger Stellung mit einem jährlichen Trink¬ 
geld von 900 Mark abgespeist wird. So schützt ihn der Staat weder materiell 
noch ideell. Da darf man sich wahrlich nicht wundern, wenn mancher ver¬ 
stimmt über di« Misere seiner Stellung schliesslich denkt: Hilf Dir selbst! 
lustig Praxis treibt und den Herrn Landrath einen frommen Mann sein lässt. 
So ist das flache Land in Allem, was Hygiene heisst, zurückgeblieben. 

*) Dürfte jetzt kaum noch Vorkommen. 
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An diesen Dingen kann kein Landrath etwas ändern, auch wenn er den 
besten Willen und hygienische Vorbildung dazu hätte; denn auf den Ofitern 
seiner Bekanntschaft liegen die Verhältnisse ebenso wie auf jedem Bauernguts, 
mit wenigen Ausnahmen, die auch hier nur die Regel bestätigen. Er würde in 
ein Wespennest stechen, wenn er an den althergebrachten Gewohnheiten rütteln 
wollte; man würde ihm das wohl sogar höheren Orts als Mangel an Verwaltungs¬ 
talent auslegen, weil er vielseitige Verstimmung und viele Beschwerden hervor- 
rufen würde. Eben so wenig wird durch die Landwirthe selbst Besserung 
geschaffen werden. Hier kann nur die intelligente Bewohnerschaft helfen, auch 
die der Städte — denn es droht auch ihr aus jedem ansteckenden Krankheits¬ 
fall Lebensgefahr, — indem sie immer und immer wieder alle Kraft einsetzt, 
um Schritt für Schritt wenigstens kleine Verbesserungen zu erreichen. Sie muss 
unaufhörlich fordern, dass die jetzigen königlichen und ministeriellen Verord¬ 
nungen, deren Werth Niemand bestreiten kann, zum Gesetz erhoben werden, 
damit ihnen ohne Weigern und überall Folge geleistet werden muss, sie muss 
fordern, dass die Beamten, die diese Gesetze ausführen sollen, unabhängiger als 
bisher gestellt werden, damit sie ausschliesslich und mit Freuden ihres Amtes 
walten können. Denn diese Beamten sind auf dem Gebiete der Gesundheits¬ 
pflege ihre besten Freunde. Die Hebung der Gesundheitsverhältnisse des ganzen 
Volkes gehört auf das Programm aller der Verbesserer unserer sozialen Zu¬ 
stände, deren wir jetzt eine so grosse Anzahl haben. Dass dann allerdings mehr 
Unangenehmes als bisher (denn den Sanitätsberichten der Kreisphysiker, in denen 
alljährlich, aber wirkungslos, die Schäden aufgedeckt werden, scheint in der 
„Sammlung“ der königlichen Regierung keine Auferstehung beschieden zu sein) 
z. B. auch auf dem besonderen Gebiet der Schulen, zu hören sein würde, ist 
zweifellos. Es liegen eben überall schreiende Missstände vor. 

Wenn der Herr Minister für geistliche und Medizinalangelegenheiten im 
Parlament und anderswo gesagt hat, dass die für das Wohlbefinden der Be¬ 
völkerung in Prenssen nicht mehr von der Hand zu weisende Medizinalreform 
nicht durchgeführt werden könne, weil kein Geld dazu vorhanden sei, so ist 
ihm da wohl ein kleiner Gedächtnissfehler begegnet. Zu dem, was man in 
Preussen ernstlich will, ist immer Geld dagewesen, auch wenn es zu ganz un- 
nöthiger, an Luxus streifender, innerer und äusserer Ausstattung aller möglichen 
Gebäude gewesen wäre. Dm alte Märchen vom Geldmangel ist ein Märchen 
für Unwissende. Zur Schaffung unabhängiger Medizinalbeamten würde schon 
die bescheidene Summe von 400 000 Mark 1 ) jährlich genügen, wenn man die Ge¬ 
halte, ähnlich wie bei den Geistlichen, auf 3000 Mark brächte, indem man ein¬ 
fach zu den jetzt vorhandenen Einnahmen den Beamten das fehlende zuschöss« 
und denen, die schon jetzt in einem Nebenamt diese Summe oder mehr beziehen, 
ihre Einnahmen liesse und sie ihnen nur garantirte. Aber ich fürchte, diese 
Unabhängigkeit der Medizinalbeamten will man eben hintanhalten. Sie sollen 
sich nicht mit den Dingen abgeben, die eigentlich ihre Aufgabe sind, damit der 
Welt nicht zu viel Schäden aufgedeckt werden, die man ihr bisher so schön hat 
verbergen können. Nur aus der Furcht hiervor und aus der Scham, so lange 
Jahre stehen geblieben zu sein und nichts für die Hygiene der Landbevölkerung 
gethan zu haben, kann man sich das bisher beliebte Verfahren erklären. Wenn 
die Medizinalreformfrage nur eine Streitfrage zwischen Minister und Beamten 
wäre, so brauchte man Bich nicht besonders dafür zu erhitzen, da preussischo 
Beamte bekanntlich auch unter Entbehrungen ihre Pflicht thun. Aber sie er¬ 
scheint den Augen aller Gebildeten als unbedingt nothwendig und wird immer 
wieder angeregt werden, weil sie zur Hebung des Wohlbefindens des Volks un¬ 
entbehrlich ist. In ihrer Durchführung vertheidigt die Mutter ihren Säugling, 
der Vater den in der Ferne unbeschützt weilenden Sohn. Erst wenn sie zu 
Stande gekommen sein wird, kann Jedermann im Staate das Bewusstsein haben, 
dass für seine Gesundheit Alles geschieht, was menschliche Fähigkeit überhaupt 
vermag. 

Aber auch eine umsichtige und wohlwollende Regierung hätte allen Grund, 
diesen Gedanken entgegenzukommen, da es kein Geheimniss mehr ist, dass ge¬ 
rade die schlechten hygienischen Verhältnisse des Landes von der Sozialdemo- 


*) Eine derartige Summe würde zweifellos nicht ausreichen; denn selbst 
wenn der Gehalt der Physiker nur auf 3000 Mark gebracht werden soll, ist eine 
Mehrausgabe von mindestens 1 Million Mark erforderlich. Red. 
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kratie als Haaptagitationsmittel benutzt werden, um auch die Landbewohner 
für sich zu gewinnen. Mochte die Regierung in Preussen aus dem 
platonischen Wohlwollen, in dem sie sich nach vielfachen 
Aeusserungen befindet, heraustreten und statt der Worte 
Thaten sehen lassen. Sie würden ihr unsterblichen Ruhm und 
den ewigen Dank eines beruhigten Volkes eintragen. Das, was 
nach den Zeitungen ab und zu von Reformen bald zugesagt, bald widerrufen 
wird, verdient Misstrauen, da wir schon zu oft getäuscht worden sind. So 
lange dem Landtage nicht wirklich ein Gesetz vorgelegt worden ist, das für die 
Ausübung der Hygiene bestimmte Formen schafft, sind wir berechtigt, es zu 
fordern. Gutta cavat lapidem. 

Fast den entgegengesetzten Standpunkt nimmt der Verfasser 
eines vor Kurzem in dem Feuilleton der Berliner Neuesten 
Nachrichten (Nr. 113, 116 u. 120 vom 3., 5. u. 7. d. M.) erschie¬ 
nenen Artikels „Kritische Bemerkungen zum Seuchengesetz“, 
ein. Jede staatliche Bevormundung auf dem Gebiete der öffent¬ 
lichen Gesundheitspflege wird seinerseits für überflüssig gehalten 
und insonderheit der jetzige Einfluss der Bakteriologie auf die 
sanitäre Gesetzgebung für um so verderblicher und unheilvoller, 
als „die Schlussfolgerungen der Bakteriologie Dogmen seien, die 
jeden Tag durch neue Untersuchungen widerlegt werden könnten, 
zum Theil schon widerlegt seien und durchaus nicht dem allge¬ 
meinen Stand der Wissenschaft entsprechen“. Leider sei aber das 
Seuchengesetz lediglich auf bakteriologischen Anschauungen auf¬ 
gebaut; „jede Erkenntniss, die der Bazillentheorie entgegenstehe, 
stehe ausser dem Rahmen des Gesetzes“. Von allen modernen me¬ 
dizinischen Wissenschaften würde die Bakteriologie am meisten 
von der Regierung begünstigt, sie sei auch momentan von allen 
die populärste Wissenschaft. 

„Es soll der Regierung daraus kein Vorwurf gemacht werden, dass sie 
ihre Gunst so ausschliesslich der Bakteriologie zngewandt hat. Wir verkennen 
auch nicht das Gute, was durch diese Begünstigung geschaffen worden ist. Im 
Gegentheil, wir erkennen es mit vollstem Danke an, dass dadurch Arbeitsstellen 
für die wissenschaftliche Forschung geschaffen und mit grossen Mitteln ausge¬ 
stattet wurden; dass mittelbar hierdurch die Errichtung neuer Professuren und 
Institute für Hygiene beschleunigt wurde, fast die wichtigste Richtung der 
neueren Medizin. Wir wollen es auch hier , nicht besonders tadeln, dass viele 
dieser neugeschaffenen Stellen zur Förderung der Hygiene nicht mit Hygienikern, 
sondern mit Bakteriologen besetzt wurden. Hygiene ist freilich nicht eine 
Wissenschaft, die im Auffinden, Züchten und Vernichten von Bakterien besteht, 
sondern die sich überhaupt erst mittelbar mit den Krankheiten beschäftigt, 
die festzustellen hat, nicht wie und warum der Mensch krank ist und wie er 
geheilt wird, sondern wie der Mensch es anstellen muss, um gesund zu sein und 
nicht krank zn werden. Die Hygiene muss sich damit beschäftigen, wie man 
dem Menschen gesunde Lnft, Licht, Kleidung, Wohnung, Nahrung verschaffen 
kann, wie man seine Abfallstoffe unschädlich macht u. s. w. Ein Hygieniker 
sollte also ausser Pathologe hauptsächlich Physiologe, Chemiker, Ingenieur, 
Meteorologe und Nationalökonom sein. Es ist natürlich leichter, Bakteriologe 
allein, als alles dieses auf einmal zu sein, aber zweckdienlich sicher nicht. 

Seit die Bakteriologie das Gebiet der Thatsachen verlassen hat und 
praktische Schlussfolgerungen aus ihren Befunden zog, hat sie sich darin gefallen, 
die weitgehendsten Versprechungen über das, was sie leisten könne und leisten 
werde, zu geben. In wissenschaftlichen Kreisen glaubt man solchen Versprechungen 
nicht recht, und seit der Tuberkulinzeit ist man noch skeptischer dagegen 
geworden. Da heisst es zu zeigen, was man kann, und nicht verkünden, was 
man können wird. Beim grossen Publikum aber wirkt es mächtig, wenn jemand 
behauptet, er könne diese oder jene Seuche verhindern oder gar heilen. Deshalb 
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haben die Bakteriologen von jeher die Tagespresse in ausgiebigster Weise benutzt 
und ein förmliches Reportersystem eingerichtet, das so weit ging, dass man oft 
denselben bakteriologischen Artikel gleichzeitig in einer wissenschaftlichen 
Zeitung und im Auszug an demselben Tage in einer Tageszeitung fand. Die 
Bakteriologen brauchen das grosse Publikum, da ihnen der Beifall der Sach¬ 
verständigen nicht sicher ist. Was haben sie nicht schon alles versprochen: 
Die Tuberkulose sollte bald nur noch zu den historischen Krankheiten gehören; 
der Starrkrampf, die Diphtheritis, die Lungenentzündung sollte geheilt werden. 
Und was haben sie bisher gehalten? Nichts von alledem! Heute sterben noch 
gerade so viele Menschen an Tuberkulose wie früher, obwohl wir die „Segnungen* 
des Tuberkulins zur Genüge ausgekostet haben. Man sagt: „Wenn es auch 
bisher nicht gelungen ist, so ist doch der Weg dazu gegeben!“ Gut, dann mag 
man damit kommen, wenn der Weg zu Ende geführt ist und nicht vorher damit 
renommiren. Die Bakteriologen stützen sich auf zwei Thatsachen: auf die 
Pockenimpfung und auf die spezifische Behandlung der Syphilis. An beiden sind 
sie unschuldig wie ein neugeborenes Kind, denn beides bestand lange vor der 
Kenntniss der Bakterien. Und die Ironie des Schicksals will es, dass gerade 
von diesen beiden Krankheiten die Parasiten trotz eifrigsten Suchens der Bakterio¬ 
logen noch nicht bekannt sind. Die Einschränkung des Typhus durch Wasser¬ 
leitungen und gesunde Abfuhrsysteme ist eine hygienische That ersten Ranges, 
an der die Bakteriologen ganz unbetheiligt sind; die Einführung der Antisepsis 
in die Chirurgie entstand durch List er vor der Zeit der Bakteriologie. Diese 
hat nur durch missverstandene Laboratoriumversuche das Sublimat in die Anti¬ 
sepsis hineingebracht, das schnell wieder verlassen werden musste, da man die 
Menschen damit vergiftete. 

Was hat denn nun die Bakteriologie für die Hygiene geleistet? Sie hat 
eine Unzahl Bakterien gefunden, hat behauptet, dass sie die Erreger verschiedener 
Krankheiten seien, was für die meisten Fälle noch in keiner Weise feststeht, 
und verspricht nun, die Bakterien zu tödten und so die Epidemien aus der Welt 
zu schaffen. Zugegeben, dass die Bakterien die Ursachen vieler Krankheiten 
sind, wie will die Bakteriologie sich unterfangen, dieselben aus der Welt zu 
schaffen? Wird man doch nicht einmal viel grösserer Parasiten Herr, bei deren 
Wirthen man rücksichtsloser Vorgehen kann, als bei den Wirthen der Parasiten, 
in diesem Falle den Menschen. Wenn die Reblaus irgendwo auftritt, so wird 
der Weinbestand abgebrannt und ausgerottet. (Der Staat hat sogar dafür 
Sorge getragen, dass ein eigener Rath im Gesundheitsamt für die Rebläuse an¬ 
gestellt ist.) Inzwischen aber wandert sie auf das nächste Feld und vermehrt 
sich hier frisch, fromm, fröhlich weiter. Die Nonnenraupe, die man ohne grosse 
Mühe auffinden kann, vernichtet grosse Forstbestände und lässt sich weder durch 
Theer, noch durch Abholzen daran hindern, im nächsten Jahre, oder etwa später 
den Nachbarforst kahl zu fressen. Auch der Mäuseplage ist man bisher nicht 
Herr geworden, obgleich auch ein Bakteriologe versprochen hat, ein untrügliches 
Mittel dagegen zu finden. Von den Kaninchen wollen wir gar nicht reden, die 
in Australien jährlich Millionen verschlingen und auch bei uns den grössten 
Schaden thun. Und dabei ist ein Kaninchen ein grosses Thier, das man nicht 
erst mit dem Mikroskop zu suchen braucht und das jeden Monat höchstens ein¬ 
mal jungt, während ein Bacillus in einem Tage Tausende von Nachkommen er¬ 
zeugt. Aber ein Bazillus ist eine Pflanze, die an einen bestimmten Boden ge¬ 
knüpft ist, und wenn man den Boden verändert, so wächst sie nicht mehrl 
Sehr schön! Wir rathen den Bakteriologen, einmal nach Leipzig zu gehen und 
die vergeblichen Versuche zu studiren, die die Stadt angestellt hat, den leidigen 
Knoblauch aus ihren Waldungen zu vertreiben. 

Auf solchen Versprechungen der Bakteriologen ist das Seuchengesetz auf¬ 
gebaut. Man wird Wasserleitungen absperren, weil sie schneller als in der vor- 
schriftsmässigen Zeit durch die Filter laufen oder weil sie, statt 100 Keime, 
101 Keime enthalten, auch wenn dadurch die Menschen an Durst leiden, oder 
gezwungen sind, ihr Wasser aus den Teichen und Pfützen zu nehmen. Man 
wird die Stuben desinfiziren, wo ein Cholerakranker, der sich Tage lang vorher 
herumgetrieben hat, gestorben ist. Man wird Cholerakranke und Cholera¬ 
verdächtige mit ihren Angehörigen absperren und beobachten u. s. w., alles nur, 
weil die Bakteriologen versprochen haben, dadurch die Cholera an der Ver¬ 
breitung zu hindern. 

Was heisst übrigens ein Choleraverdächtiger? Die Bakteriologen sagen: 
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Jeder, der Cholerabazillen in sich beherbergt, auch wenn er ganz gesund ist. 
(Man könnte ihn also einen Choleragesunden nennen.) Nichts erscheint natürlicher 
und richtiger als das. Wer Cholerabazillen in sich hat, kann sie von sich geben 
und dadurch die Cholera verbreiten. Das muss jedem Laien imponiren. Der 
Laie weiss aber nicht, dass cs auch Menschen giebt, die sogenannte Diphtherie¬ 
bazillen in sich beherbergen, ohne jemals Diphtherie zu bekommen, oder zu 
verbreiten. Er weiss nicht, dass viele Leute den Pilz der Lungenentzündung 
im Munde haben, ohne jemals an dieser Krankheit zu leiden. Uns ist ein 
Bakteriologe bekannt, der zu wiederholten Malen aus seinem Munde diesen Pilz 
gezüchtet hat und nun, bisher glücklicherweise vergebens, auf den Ausbruch 
einer Lungenentzündung wartet. 

In der Begründung zum Scuchengesetz kommt auch wieder der Passus 
vor (§. 13), den wir schon einmal sogar in einer Thronrede gehört haben und der 
uns Medizinern von den Bakteriologen bis zum Ueberdruss vorgehalten wird, 
dass nämlich im Jahre 1893 der Ausbreitung der Cholera wirksam entgegen¬ 
getreten worden sei. Es pflegt der Zusatz gemacht zu werden: dadurch, dass 
wir sie bis in ihre äussersten Schlupfwinkel verfolgt haben! Auch diese Ansicht 
ist wieder sehr plausibel und einfach und der Erfolg giebt ihr scheinbar recht, 
aber sie ist grundfalsch. Man verfolge doch einmal Bazillen bis in ihre äussersten 
Schlupfwinkel, oder Rebläuse, oder Nonnenraupen — wenn man kann! Wir 
können augenblicklich nicht sagen, warum die Cholera im vorigen Jahre in 
Deutschland keine grossere Ausdehnung nahm, aber dieser Mangel an Erkennt- 
niss kann uns nicht zwingen, anzunehmen, dass durch die Internirung einiger 
C'holerakranker und vieler Choleragesunder, oder durch die Schliessung einiger 
Wasserleitungen und Badeanstalten eine grosse Epidemie abgewandt wurde. 
Warum wurde denn die Epidemie in Nietleben nicht abgewandt, obwohl man 
doch damals auch schon die Cholera bis in ihre Schlupfwinkel verfolgte? Und 
warum entwickelte sich die Epidemie in Frankreich, Belgien, Italien und selbst 
in der Türkei in geringerem Masse, obwohl man dort die Cholera nicht bis in 
ihre Schlupfwinkel verfolgte, gar nicht von England zu reden, wo seit vielen 
Jahrzehnten keine Bpidemie mehr bestanden hat, ohne dass irgend etwas ge¬ 
schehen wäre, die Einschleppung zu verhindern. Haben vielleicht die Bakterio¬ 
logen auch die Pest veranlasst, seit Anfang dieses Jahrhunderts Europa nicht 
wieder zu besuchen? oder das Gelbfieber? oder haben sie das Fleckfieber einge¬ 
schränkt? Als im vorigen Jahr ein Fall von Fleckfieber im hiesigen Armen¬ 
hause vorkam, da ist nur eine einzige Person inözirt worden, und das war im 
Institut für Infektionskrankheiten! Das und vieles andere sind Dinge, welche 
die Bakteriologen nicht berücksichtigen, deren Berücksichtigung auch sehr unbe¬ 
quem wäre, da sic dann bekennen müssten, wie wenig Praktisches sie bisher 
leisteten im Verhältniss zu ihren grossen Versprechungen. 

Die Gesetzgebung aber sollte sich hüten, sich auf Grund vager Behaup¬ 
tungen und nebelhafter Phantasmen festzulegen in einer Richtung, deren Nutzen 
zweifelhaft, deren Schaden nicht zu übersehen ist. Die Geister, die sie ruft, 
wird sie so leicht nicht wieder los werden, wenn sie erst durch ein Gesetz 
existenzberechtigt sind.“ 

Wir überlassen es den Bakteriologen, diese Anschauungen und 
das absprechende Urtheil über ihre Wissenschaft zu widerlegen; sie 
werden dies allerdings vielleicht nicht für nöthig erachten, obwohl 
ihnen nicht unbekannt sein dürfte, dass jene Anschauungen keines¬ 
wegs vereinzelt dastehen und gerade in der jüngsten Zeit der 
allein selig machende Glaube an die Lehren und Erfolge der 
Bakteriologie stark erschüttert ist. In den vorstehenden Aus¬ 
führungen des Verfassers der „Kritischen Bemerkungen“ steckt 
ausserdem manches Körnchen Wahrheit; insonderheit gilt dies in 
Bezug auf die Forderung, der Bakteriologie nicht mehr einen so 
uneingeschränkten Einfluss auf dem Gebiete der öffentlichen Gesund¬ 
heitspflege einzuräumen, wie in den letzten Jahren. 

Ebenso abfällig wie die Bakteriologie werden aber auch die Medi¬ 
zinalbeamten von dem Verfasser im dritten Abschnitt seiner kritischen 
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Bemerkungen „Das Seuchengesetz und der beamtete Arzt* 
behandelt. 

„Die Ausführung des Seuchengesetzes liegt in der Hand des beamteten 
Arztes. Der behandelnde Arzt hat mit dem Seuchengesetz nur so viel zu thun, 
als ihm in erster Linie die Meldepflicht obliegt. Die Meldung kann unzweifel¬ 
haft von grossem Vortheil sein, denn sie wird mit der Zeit ein Material über 
Zahl und Ort von Krankheitsfällen zusammenbringen, dass für die Kenntniss 
der Epidemien von grossem Nutzen ist. Aber sie hat auch ihre Schattenseiten 
und die liegen darin, dass jede beliebige Person, die mit dem Kranken zu thun 
hat, meldeberechtigt ist. Hierdurch ist jedem chikanösen Dienstboten die Macht 
gegeben, seine Herrschaft durch einen fremden beamteten Arzt untersuchen zu 
lassen. Aber wir wollen gar nicht von absichtlichen Irrthümern reden, sondern 
nur von den durch Unkenutniss entstandenen. Freilich steht in der Begründung 
(S. 14), dass auch die Laien durch gemeinverständliche Veröffentlichungen be¬ 
lehrt werden sollen, während wenige Zeilen vorher die Meldung von dem 
beamteten Arzte damit begründet wird, dass die meisten Aerzte Gelbfieber und 
Pest nie, Cholera, Pocken und Fleckfieber nur selten gesehen haben und des¬ 
halb mit der Diagnose Schwierigkeiten haben würden. Was also der Arzt nicht 
lernen oder wissen kann, soll der Laie begreifen. Der beamtete Arzt und der 
Laie sind also die offiziell erleuchteten Geister, die im Stande sind, eine Epide¬ 
mie oder einzelne Fälle von Infektionskrankheiten zu begreifen. 

Wer ist nun der beamtete Arzt? In gewöhnlichen Zeiten die Kreis- 
physioi und die Wundärzte. Wenn aber Epidemien ausbrechen, jeder vom Staat 
berufene Arzt. Das werden nun vorzugsweise zwei Klassen von Aerzten sein: 
Einmal Militärärzte und zweitens junge Aerzte, die wegen ihrer noch geringen 
Praxis leicht abkommen können. Die ersteren haben mit den wenigen Aus¬ 
nahmen, die Stellungen an grösseren Krankenhäusern innc gehabt haben, eine 
sehr einseitige Erfahrung, nämlich die über Krankheiten kräftiger Männer im 
Alter von 20 bis 25 Jahren. Die zweite Klasse hat überhaupt noch keine Er¬ 
fahrung. Besonders geht letzterer die Erfahrung über die Handhabung von 
gesetzlichen Bestimmungen ab, und da man den Eifer von Allen voraussetzen 
darf, so ist eher zu fürchten, dass sie ihre Kompetenzen zu sehr ausdehnen, 
als das Gegentheil und sie können auf diese Weise eine schwere Plage der 
durch die Krankheit schon genügend geschädigten Familien werden. 

Auch ist nicht einzusehen, was gerade die beamteten Aerzte befähigen 
soll, eine besondere Erfahrung auf dem Seuchengebiet zu haben. Damit sie die 
Erfahrung ad hoc bekommen, sind die Cholerakurse eingerichtet. Die Cholera¬ 
kurse sind lediglich auf bakteriologischer Basis stehende Unterrichtsstunden, die 
in etwa 8—14 Tagen absolvirt sind. Hier lernen sie die von den Bakteriologen 
Verbreiteten, ganz einseitigen Anschauungen über die Entstehung und Ver¬ 
breitungsweise der Cholera, die durchaus nicht allgemein anerkannt werden und 
daher auch nicht dem heutigen Stande der Wissenschaft entsprechen. Aber die 
Bakteriologen haben eine rabulistische Eigenschaft, von der sie im ausgedehn¬ 
testen Masse Gebrauch machen. Jeder, der sich ihren Doktrinen nicht unbedingt 
fügt, wird als Ignorant auf dem Gebiete betrachtet und sie haben eine solche 
Renitenz gegen alle gegnerischen Aeusserungen, dass sie nicht die geringste 
Notiz davon nehmen. Der Meister ist ihnen darin stets mit gutem Beispiel 
vorangegangen. 

Wie soll es nun mit den übrigen Krankheiten werden, den Pocken, der 
Pest, dem Gelbfieber und Fleckfieber? Dafür haben selbst die Bakteriologen 
noch keinen Bacillus erfunden und ihre Kurse würden darin daher wohl sehr 
dürftig ausfallen und keine acht Tage in Anspruch nehmen. Freilich schreibt 
das Gesetz im Anschluss an das Viehseuchengesetz vom 23. Juni 1880 vor, dass 
Art, Stand und Ursache der ausgebrochenen Krankheit mit möglichster Be¬ 
schleunigung festzustellen sei, Art und Stand mag ja noch gehen. Aber die 
Ursache kann selbst ein beamteter Arzt nicht auf Befehl feststellen, wie man 
eine Volkszählung vornimmt oder rückständige Steuern eintreibt. 

Um die Behandlung bat sich der beamtete Arzt, wie das Gesetz aus¬ 
drücklich vorschreibt, nicht zu kümmern, wenn er nicht zufällig selbst gleich¬ 
zeitig der behandelnde Arzt ist. Was wird er also bei einer Epidemie oder 
einem Krankheitsfälle thun ? Zunächst wird er kommen und sich die Sache an- 
sehen. Dann wird er nachsehen, wie viel Kilometer er zurückgelegt hat und 
danach seine Diäten berechnen. Dann wird er ein Gutachten der zuständigen 
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Behörde einreichen und eine Liquidation für dasselbe beifügen. Darauf wird er 
die so und so viel Kilometer noch einmal zurücklegeu, wenn der Patient ge¬ 
nesen oder gestorben ist, und wird die Desinfektion anordnen, für welche Thätig- 
keit ihm wieder Diäten zustehen. Die Desinfektion wird durch die von den 
Gemeinden für sehr viel Geld zu beschaffenden Desinfektoren ausgeführt und ist 
von den Angehörigen, oder wenn diese nicht zahlungsfähig sind, von den Ge¬ 
meinden oder der Regierung oder sonst wem zu bezahlen. Bei der Desinfektion 
werden einige Gegenstände, die auch sonst das Waschen vertragen, nicht be¬ 
schädigt. Sie ist also für die Bettwäsche und für einen Theil der Kleidnng 
nur eine Art theuerer Reinigung. Alles übrige wird ruinirt: Matratzen, Feder¬ 
betten, Ledersachen, Möbel, farbige Gegenstände u. s. w. u. s. w. werden ent¬ 
stellt oder vernichtet. Dann sind sie offiziell zu ersetzen, d. h. wenn sie in 
ihrer bisherigen Art nicht mehr verwendet werden können. Wer hat da zu 
entscheiden':' Der Eigcnthümer, dem jede Sache werth ist, manchmal unter 
Entbehrungen angeschafft, manchmal eine liebe Erinnerung, an der das Herz 
hängt, oder der Schätzungsbeamte der regresspflichtigen Gemeinde, der auch 
wieder Gehalt und Diäten bezieht? Eine Bettstelle, ein Schrank, deren Politur 
oder Anstrich durch die Desinfektion vernichtet ist, sind sicherlich noch als 
Bettstelle oder Schrank zu verwenden. Aber für den Eigenthiimer haben sie 
allen Werth verloren. Sollen sie ersetzt werden oder nicht ‘i Die Gemeinde 
oder der Staat, die bei einer Epidemie schon so viel Diäten und Sonstiges be¬ 
zahlt haben, werden sicher nicht wollen. Es wird also prozessirt. Die Gelder, 
die in Umlauf kommen, sind enorm und ganz unberechenbar, und das in einem 
Lande, wo man nicht einmal Geld hat, cinstürzende Krankenhäuser zu erneuern. 
Und diese Gelder fliessen in die Taschen eines ganzen Heeres von Beamten und 
Interessenten, die, wie Gläser sehr richtig sagt (Kritische Bemerkungen zu 
Herrn R. Koch’s Aufsatz über die Cholera. Hamburg 1893): „nicht nur erhalten 
sein wollen, sondern auch ihre Nothwendigkeit erweisen und die, von diesem 
Bestreben zur Vielgeschäftigkeit getrieben, in ihrem blinden Glauben an wie in 
ihrer unbedingten Unabhängigkeit von einem medizinischen Dalai-Lama in 
Berlin eine eben so grosse Gefahr für die Freiheit der Wissenschaft als für die 
des Verkehrs zu werden drohen.“ 

Aber das Alles wollten wir ja gerne bezahlen, gerne wollten wir jede 
persönliche oder familiäre Unbequemlichkeit auf uns nehmen, selbst gegen 
Freiheitsbeschränkungen der Person wollten wir nichts einwenden — sperrt man 
doch auch gemeingefährliche Geisteskranke ein — wenn wir nur die Ueber- 
zeugung hätten, oder nur die Möglichkeit einsähen, dass dadurch Epidemien ge¬ 
steuert würde. Als Virchow seiner Zeit nach Schlesien geschickt wurde, um 
den Flecktyphus zu studiren, da gab er als Mittel gegen die Epidemie an, dass 
man den Menschen eine bessere soziale Lage geben müsste, und seit diese ver¬ 
besserte Lage eingetreten ist, ist auch der Flecktyphus aus deutschen Landen 
fast gänzlich verschwunden und spielt jedenfalls als Volksseuche keine wesentliche 
Rolle mehr. Der heutige Bakteriologe kümmert, sich nicht mehr um den Menschen, 
er sucht Bakterien auf und will sie tödten. Pettenkofer hat sehr treffend 
gesagt: Man kann das Land nicht bakteriendicht machen. Ebensowenig kann 
man Bakterien im Grossen vernichten. Wer einmal die Desinfektion im eigenen 
Hause beobachtet hat, der staunt, welcher ungeheurer Humbug dabei ist. Ja 
was in den Dampfapparat kommt, auf dem wächst kein Gras mehr. Aber die 
Wände, die Decken, die Böden der Stube, die Thüren, Leisten, Fensterkreuze 
etc. etc., das gehört doch auch alles zur Wohnung. Da kommen die Dieuer der 
Desinfektion mit einem Schwamm vor dem Munde, auf den» sich einige Tropfen 
einer desinfizirenden Flüssigkeit befinden, damit sie sich selbst nicht infiziren (!) 
und sprengen in der Stube etwas mit Karbol, oder wenn mehr geschieht, so 
reiben sie die Holztheile mit Karbollösung ab, oder wenn ganz viel geschieht, 
so werden Wände und Decken mit Brod abgerieben. Und mit diesem Unfug 
beruhigt man wohl ängstliche Gemüther, aber man kann nicht ernstlich glauben, 
dass dadurch die Infektiouskeime vernichtet werden, besonders nicht in ärmlichen 
oder schmutzigen Wohnungen, wo der Staub seit Generationen zwischen den 
Ritzen des Fussbodens,’der Wände und hinter den Tapeten sitzt, wo man nicht 
einmal im Stande ist, die Wanzen und Schwaben zu vertreiben. Die Desinfektion 
besteht in Berlin schon lange genug, dass jeder einigermassen beschäftigte Arzt 
Beispiele ihrer Leistungsunfähigkeit beizubringen vermag, wo nach der Des¬ 
infektion die Krankheit auf’s Neue ausbrach.“ 
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Die Schilderungen, die hier von der Thätigkeit der Medizinal¬ 
beamten gegeben werden, sind so oberflächlicher Art und ent¬ 
sprechen so wenig der Wirklichkeit, dass ihre Widerlegung um 
so angezeigter sein dürfte, als die „Kritischen Bemerkungen“ massen¬ 
haft verschickt zu sein scheinen, um den darin vertretenen An¬ 
schauungen eine möglichst weitgehende Verbreitung zu verschaffen. 
Herr Kollege Kreisphysikus Dr. Fielitz in Halle a. S. hat sich 
bereitwilligst der Mühe unterzogen, die namentlich in dem vorste¬ 
hend mitgetheilten Abschnitt der kritischen Bemerkungen zu Tage 
tretenden falschen und absprechenden Urtheile des Verfassers über 
die Stellung der Medizinalbeamten zum Seuchengesetz u. s. w. zu 
widerlegen; er hat dies in so sachgemässer und zutreffender Weise 
gethan, dass man seinen Ausführungen*) nur nach allen Richtungen 
liin beistimmen kann. Dieselben lauten wie folgt: 

„Wenn der Verfasser im Eingänge des Abschnitts I sagt, „dass doch wohl 
nur einzelne und ganz bestimmte ärztliche Kreise das Gesetz wünschen, d. h. 
solche, die entweder einen Vortheil für ihre Lage in ihm sehen, oder deren 
Anschauung, ohne allgemein von den Aerzten anerkannt zu sein, zu dem Gesetz¬ 
entwürfe hinneige“, so befindet er sich in einem grossen Irrthum. Mit den 
Personen resp. Aerzten, welche das Gesetz wünschen, sind offenbar die Medizinal¬ 
beamten und Bakteriologen oder deren Anhänger gemeint. 

Dagegen konstatiren wir, dass die Nothwendigkeit eines gesetzlichen Vor¬ 
gehens auf diesem Gebiete bereits zu einer Zeit verlangt wurde, als Koch noch 
nicht seine Allgewalt übte und dass ein solches Verlangen von Männern aus¬ 
ging, welche „keinen Vortheil für sich suchten“. Wir dürfen hier 
zunächst auf Virchow Bezug nehmen, welcher am 9. Februar 1884 im Abge¬ 
ordnetenhause sagte: „Mindestens soweit wird man doch in Beziehung auf die 
Meuschenseuchen gehen müssen, wie man gegenüber den Thierseuchen gegangen 
ist. So gut wie wir genöthigt sind, ein grösseres Stück Geld in die Hand zu 
nehmen, um das Gesetz über die Viehseuchen auszuführen, so wird mit der Zeit 
nichts übrig bleiben, als auch mehr Geld auszugeben zur Abhaltung der 
Menschenseuchen.“ Und der Abg. Dr. Thilenius bemerkte noch früher 
(Februar 1877) an derselben Stelle: „Wir haben nun mit einer Seuchenordnung 
für das ganze Deutsche Reich für das liebe Vieh gesorgt; es wäre doch nun 
wohl an der Zeit, dass w'ir uns auch einmal von Staatswegen um die Menschen¬ 
seuchen kümmerten.“ Wir brauchen andere Parlamentarier nicht anzuführen, 
welche immer wieder die Nothwendigkeit eines Seucbengesetzes betonten, wollen 
vielmehr nur noch darauf hinweisen, dass die Vertretung der deutschen Aerzte, 
wie wir sie im deutschen Aerztetage sehen, ebenso wie der Ausschuss der 
preussischeu Aerztekammern das Zustandekommen eines Gesetzes für wünschens- 
werth gehalten haben. 

Wo ist da eine Person zu finden, welche aus Egoismus eine Lanze für 
das Gesetz bräche? 

Warum sollten denn auch gerade die Medizinalbeamten und Bakteriologen 
auf solche Neuordnung versessen sein? Was wird ihnen denn eingeräumt das 
sie nicht schon besässen? Klingen etwa die Paragraphen des Regulativs von 
1835 wesentlich anders — und was wusste man damals von Bazillen? 

Dem Verfasser der „krit. Bern.“ fehlt die nöthige Unbefangenheit, und 
seine Animosität gegen Koch und dessen Auhänger verleitet ihn zu allerlei 
unlogischen Folgerungen. Warum soll man den ersten Schritt auf dem längst 
herbeigesehnten Wege nur deshalb nicht thun, weil letzterer von den Bakterio¬ 
logen geebnet wurde? Das hiesse das Kind mit dem Bade ansschütten. 

Wie kann mau ferner fürchten, dass die „wahre Wissenschaft“ gefesselt 
oder vergewaltigt wird durch einen so allgemein gehaltenen Gesetzentwurf? 
Wo steht ein Wort geschrieben, dass niemals ein Mensch anders über Ansteckung 
denken darf als Koch? Gewiss macht der Entwurf den Eindruck, als wäre 
Hygiene gleichbedeutend mit Bakterienkunde. Das ist aber allseitig gerügt 
worden von Graf, Wasserfuhr, Finkelnburg u. a., besonders aber 


*) Dieselben sind gleichfalls in den „Berl. Neuesten Nachrichten“ veröffentlicht. 
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auch von den prenssischen Medizinalbeamten, welche in ihrer 
Sitzung vom 10. April 1893 sehr eingehend Ober diese Dinge berathen haben. 

Jeder Terstftndige Arzt erkennt die Gefahr, welche darin liegt, dass heut¬ 
zutage nicht die Gesundheitspflege, sondern die Gesundheitspolizei als 
Arbeitsfeld des Hygienikers angesehen wird. Dagegen kann nur die Ernüchte¬ 
rung helfen, wie sie jetzt allmählich hereinbricht, nachdem die Bakteriologen 
verschiedene Schlappen erlitten. Gerade die Epidemie in Nietleben ist ein Be¬ 
weis dafür, dass man fortgesetzt auf Beseitigung sanitärer Uebelstände bedacht 
sein soll. Diese Epidemie wäre nicht möglich gewesen, wenn solche Uebelstände 
nicht vorhanden waren. Deshalb soll ein Seuchengesetz nicht nur das Vorgehen 
im Kriege, d. h. beim Herrschen der Seuche regeln, sondern auch andeuten, was 
zu geschehen hat, um sozusagen im Frieden sich fortgesetzt zu rüsten und dem 
Ideale der Gesundheitspflege nahe zu kommen, nämlich Krankheiten zu 
rerhüten. 

Beides fordert der Entwurf, und Sache des Reichstags wird es sein, allen 
Anschauungen gerecht zu werden. Es ist natürlich, dass die Vorschriften über 
Bekämpfung hereingebrochener Seuchen den grössten Raum im Gesetzentwürfe 
einnehmen; denn hier lassen sich nach den seitherigen Erfahrungen viel be¬ 
stimmtere Instruktionen geben, als für die Beseitigung sanitärer Missstände. 
Solche müssen und können nur beurtheilt werden nach örtlichen, sozialen und 
finanziellen Verhältnissen und entbehren jeder Gleichmässigkeit. 

Aufgabe der Gesundheitspflege resp. ihrer Vertreter bleibt es, auf die 
Anerkennung ihrer berechtigten Wünsche hinzuarbeiten. Jedenfalls bietet §. 34 
des Entwurf) eine genügende Handhabe, um solchen Wünschen Nachdruck zu 
verschaffen, wenn einst die Sympathien der Regierungskreise nicht mehr so aus¬ 
schliesslich den Bakteriologen gehören sollten. 

Welches Interesse an dem Seuchengesetze hat nun der 
Medizin albe amte? 

Nach den „krit. Bern. HI“ lediglich ein pekuniäres! Es heisst dort: 
«Was wird er (der beamtete Arzt) also bei einer Epidemie oder einem Krank¬ 
heitsfälle thun. Zunächst wird er kommen und sich die Sache ansehen. Dann 
wird er nachsehen, wieviel Kilometer er zurückgelegt hat und danach seine 
Diäten berechnen. Dann wird er ein Gutachten der zuständigen Behörde ein¬ 
reichen und eine Liquidation für dasselbe beifügen.“ 

Mit solcher billigen Ironie kämpft man nicht gegen eine 
ernste Sache und beleidigt noch weniger in so unverdienter 
Weise einen Stand, welcher seither wirklich in der bescheidensten Weise 
entlohnt wurde. Wir verweisen nur auf die Stellung der prenssischen Kreis¬ 
physiker, welche bei einem Gehalte von ganzen 900 Mark stets auf dem Posten 
waren, wo es galt ihre Pflicht im Dienste des allgemeinen Wohles zu thun. 
Man frage nach dem Verhältniss von Arbeit und Verdienst bei denjenigen Me¬ 
dizinalbeamten, welche Cholera in ihren Kreisen hatten. Da war nicht ein 
praktischer Arzt zu finden, welcher sie um ihre Thätigkeit beneidete, wohl aber 
wusste jeder billig denkende Mensch ihnen Dank für treue Pflichterfüllung. 

Die Medizinalbeamten müssen deshalb ein so abgeschmack¬ 
tes Urtheil, wiedas oben zitirte, entschieden zurückweisen. 

Hätte sich der Herr Verfasser mit den Verhandlungen des Medizinal- 
Beamten - Vereins bekannt gemacht, dann würde er wohl anders geschrieben 
haben. Er würde den Physikern nicht Diätenjagd vorwerfen, wenn er beachtet 
hätte, wie ein Redner am 10. April 1893 nachwies, dass der Medizinalbeamte 
während einer Choleraepidemie in seiner Existenz als praktischer Arzt schwer 
geschädigt wird. Gerade die Medizinalbeamten sind es in erster Linie gewesen, 
welche darauf hinwiesen, dass ein Seuchengesetz — und nehme es den beschei¬ 
densten Umfang an — zu allerlei Unzuträglichkeiten führt, so lange die Sani¬ 
tätsbeamten gezwungen sind, als Konkurrenten der praktischen Aerzte zu leben. 
Sobald in allen deutschen Staaten, insbesondere auch in Preussen, diese Be¬ 
amten auskömmlich dotirt sein werden, ist eino intensive Beachtung hygienischer 
Forderungen gewährleistet. Auch die prenssischen Kreisphysiker 
wissen sehr genau, dass zur Gesundheitspflege mehr gehört 
als Bazillenfang. Sie haben das bei jeder Gelegenheit öffent¬ 
lich ausgesprochen, und thatsächlich richtet sich ihr Eingreifen 
bei Epidemien auch am wenigsten auf das Habhaftwerden der 
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Bazillen, als auf Assanirung der befallenen Orte reep. Räum¬ 
lichkeiten. 

In solchen Zeiten genügt häufig ein Beamter nicht nnd deshalb ist es 
zweckmässig, wenn im Entwürfe vorgesehen wird, dass „jeder andere vom Staate 
berufene Arzt“ als beamteter fungiren kann. 

Und was soll man dazu sagen, dass die „krit. Bern.“ sich ttber Anzeige* 
pflicht und Desinfektion in einer Weise alteriren, als hätte man es hierbei mit 
noch nie dagewesenen Dingen zu thunP Ging nicht das in Prenssen gültige 
Regulativ vom 8. August 1836 in manchen Punkten viel weiter? Bestehen nicht 
in allen anderen deutschen Bundesstaaten sehr gemessene Vorschriften in dieser 
Beziehung? 

Ist es unter solchen Umständen nicht die höchste Zeit, dass unser 
Deutsches Reich endlich zu einem einheitlichen Gesetze gelangt, wie es andere 
Kulturstaaten längst besitzen? Wer schreit in England über Vergewaltigung, 
wenn der Gesundheitsbeamte in Familien erscheint, wo ansteckende Kranke sind ? 

Sollte die Verpflichtung zur Meldung ansteckender Krankheiten wirklich 
peinlicher sein, als die Darlegung der ganzen persönlichen Verhältnisse, wie sie 
z. B. die Selbsteinschätzung mit sich bringt? 

Und nicht deshalb bedient man sich — auch schon seit 1885 — der be¬ 
amteten Aerzte zur Konstatirung einer Infektionskrankheit, weil man dem 
behandelnden Arzte nicht die Fähigkeit zutraut, eine richtige Diagnose recht¬ 
zeitig zu stellen: Die Konstatirung der Krankheit soll nicht Endzweck des Eingrei¬ 
fens eines Medizinalbeamten sein, sondern den Ausgangspunkt seines Handelns 
bilden, eines Handelns, das gerade den Hausärzten häufig recht unbequem sein 
würde, weil es dabei ohne Belästigung der betr. Familien nicht abgeht. Wie 
kommen aber Gesunde im geordneten Staate dazu, durch Kranke gefährdet zu 
werden? Der Herr Verfasser der „krit. Bern.“ wird sich wohl oder Übel mit 
Desinfektionsmassregeln auch für die Zukunft abfinden müssen, die weder von 
den Bakteriologen, noch von den Medizinalbeamten aufgebracht sind, sondern im 
Gegentheil nach dem Gesetzentwürfe bei ernsten Fällen wesentlich ihrer früheren 
Lästigkeit entkleidet werden. 

Die Nutzlosigkeit der Desinfektion müsste erst bewiesen werden, dann 
könnte man der Frage näher treten, ob sie zu unterbleiben habe. Jetzt steht 
fest, dass gewisse Krankheitserreger durch Desinfektion unwirksam gemacht, 
getödtet werden können — wir verweisen nur auf die Erfahrungen der Chirurgie 
und Geburtshülfe! — und deshalb werden wir weiter desinfiziren müssen, soweit 
die Möglichkeit reicht, trotz der Opposition sehr vereinzelter Gegner nach 
Art des Verfassers der „krit. Bern.“. 

Zunächst sollte man in jeder Familie darauf bedacht sein, 
keinen einzigen Gegenstand aus dem Krankenzimmer zu ent¬ 
fernen vor Abschluss der offiziellen Desinfektion! Dann würde 
der Erfolg wohl vollkommener sein. Mit „Wanzen und Schwaben“ lassen sieh 
Mikroben nicht vergleichen, wie das in den „krit. Bern.“ versucht wird. Wanzen 
nnd Schwaben verkriechen sich in Löcher und Ritzen, Mikroben bleiben da 
liegen, wohin sie mit dem Luftstrom getragen werden. Daraus folgt ohne 
Weiteres, dass z. B. ein Abreiben der Tapete und dergl. doch nicht so sinnlos 
ist. Und wollte der Staat mit Massregeln warten, bis sämmtliche Krankheits¬ 
erreger erkannt und studirt sind, dann würde er sich einer groben Fahrlässigkeit 
schuldig machen. 

Die Medizinalbeamten begrttssen nach alledem auch den vorgelegten Ge¬ 
setzentwurf mit Freuden, trotzdem er eigentlich nur ein Choleragesetz bildet. 
Wie nöthig wäre es, endlich auch bezüglich der übrigen Infektionskrankheiten 
die Unmasse einzelner Landes- und Polizeiverordnungen unter einen Hut zu 
bringen! Eine solche Zerrissenheit ist eines grossen Reiches unwürdig, welches 
in anderen Dingen den Vortritt mit Recht für sich in Anspruch nimmt. 

Wir hoffen bestimmt, dass im Reichstage wenigstens ein Anfang mit 
solcher Gesetzgebung gemacht wird durch Annahme des Entwurfs und theilen 
nicht die Befürchtung der „krit. Bern.“, dass hierdurch die Wissenschaft für alle 
Zeiten gefesselt wird. Kommt uns eine bessere Erkenntniss, dann werden wir 
nicht zögern, für eine Abänderung des Gesetzes mit allen Kräften einzutreten. 
Wir lassen uns nicht von persönlicher Ranküne leiten, sondern behalten einzig 
und allein das allgemeine Volkswohl im Auge.“ 
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Kleinere Mittheilungen und Referate aus Zeitschriften. 

A. Gerichtliche Medisin. 

Untersuchungen über die Bedingungen des Strychnin-Nachweises 
bei vorgeschrittener Fänlniss. Von Dr. Karl Ipsen, Assistenten am In¬ 
stitute für forensische Medizin der Universität Graz. Vierteljahrsschrift für 
gerichtL Medizin. 8. Folge, VII. Band, 1. Heft, 1894. 

Der Verfasser sacht in seiner, aaf eine reichhaltige Literatur gestützten 
Arbeit durch zahlreiche einwandfreie Versuche festzustellen, ob und wie lange 
das Strychnin thatsächlich, wie so oft behauptet worden ist, der Fäulniss wider¬ 
stehe, oder ob es hierbei ganz oder theilweise zerstört werde, ferner ob es neben 
den Produkten der Fäulniss nachzuweisen sei und endlich unter welchen Be¬ 
dingungen dieser Nachweis gesichert werde. Die angestellten Versuche, bezüg¬ 
lich deren Einzelheiten anf das Original verwiesen werden muss, erstreckten 
sich auf einen möglichst langen Zeitraum und ergaben im Wesentlichen folgende 
Resultate: 

1. Das Strychnin ist selbst bei Jahre langer Verwesung in den Kadavern 
nachweisbar, wenn alle Verluste ausgeschlossen waren. Die Wahrscheinlichkeit, 
Strychnin selbst nach sehr langer Zeit in Leichenresten noch auffinden zu können, 
wird um so grösser sein, je undurchlässiger der Boden (Lehm), oder je dichter 
und schwerer zerstörbar der Sarg ist, in dem die Leiche ruht. 

2. Das wiederholte Nichtauffinden des Strychnins in zweifellosen Ver- 
giftungsfällen erklärt sich durch das experimentell festgestellte allmähliche 
Aaswandern des Strychnins mit den diffundirenden Körpersäften aus dem Kadaver. 
In welcher Zeit dieser Prozess bis zum vollständigen Verschwinden des Giftes 
vorsehreitet, konnte bisher noch nicht sichergestellt werden; Ort und Art der 
Bestattung, Beschaffenheit des Leichnams und Gang der Verwesung spielen hier 
eine Rolle. 

8. Im Falle von Exhumirungen wegen Vergiftung sind nicht allein das 
Leicheninnere, die Organe, zu berücksichtigen, sondern vor Allem das, was die 
Leiche von Aussen umgiebt und von dem Fäulnisstranssudat durchtränkt 
worden ist, namentlich die Kleider und die im Sarge ausserhalb der Leiche an¬ 
gesammelten Stoffe. 

Zum Schluss hebt Ipsen noch hervor, dass das über das Strychnin oben 
Angeführte sich ebenso auf alle Gifte organischer wie anorganischer Natur be¬ 
zieht, welche in derselben Weise im Körper aufgetheilt sind. Es sind dies alle 
leicht löslichen, rasch resorbirbaren Gifte, wie die bekannten Pflanzenalkaloide, 
welche keine Veränderungen am Orte ihrer Einwirkung hervorrufen und keine 
chemischen Verbindungen mit Eiweisskörpern eingehen. Bezüglich des Nach¬ 
weises des Strychnins (in faulen Materien) schliesst der Verfasser sich Dragen- 
dorff's Ausspruch an: „Das Gelingen des Strychninnachweises ist von grosser 
and beständiger Uebung des Chemikers abhängig.“ 

Dr. Dütschke-Aurich. 


Die Schreibstörungen bei Schwachbefähigten in gerichtlicher Be¬ 
ziehung. Vortrag gehalten auf der 7. Konferenz für das Idiotenwesen in 
Berlin von Dr. 0. Berkhan in Braunschweig. Vierteljahrsschrift für gericht¬ 
liche Medizin and öffentliches Sanitätswesen. 3. Folge, VII. Band, 1. Heft, 1894. 

Bereits im Jahre 1889 machte der Verfasser in seiner Schrift: „Ueber 
Störung der Sprache und der Schriftsprache“ darauf aufmerksam, dass manche 
Sprachbefähigte eine auffallende Schreibweise zeigen, indem ihnen die Klarheit 
bezüglich des einzelnen Lautes und Buchstabens, bezüglich deren Aufeinander¬ 
folge oder endlich deren Zusammengehörigkeit zu Wörtern und Sätzen fehlt. 
Berkhan schlägt nun vor, diese Erfahrung bei dem oft schwierigen Nachweis 
von Schwachsinn als Hülfsmittel mitzubenutzen und stets zu prüfen, ob gestörte 
Schriftsprache vorhanden sei. 

8olche Schwachbefähigte lassen beim Schreiben, besonders auf Geheiss, in 
dem Niedergeschriebenen einzelne Buchstaben fort, oder ersetzen einzelne 
Buchstaben durch andere, oder es finden sich einzelne Buchstaben verstellt ge¬ 
schrieben und auch neue Buchstaben hinzugefügt. Z. B. die Wolle ist weich = 
die Molle ist Meich; gross, Blume = gorss, Bulme; das Eis ist klar wie Glas = 
das Aeiste ist Kalach wie Klasa u. s. w. 
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Besonders empfiehlt der Verfasser eine eingehende Prüfung der 8chrift in 
zweifelhaften Fällen Ton Zurechnungsfähigkeit, also ob dem Angeschuldigten 
das Vergehen zugerechnet werden darf, oder um die Frage der Verfügungsfähig- 
keit, ob Jemand in seinen Angelegenheiten selbstständig zu verfügen im Stande 
ist, oder endlich um den Nachweis der militärischen Dienstfähigkeit zu ent¬ 
scheiden. 

Eine kleine Zahl bezüglicher Fälle und vielfache beigefügte Schriftproben 
machen die Arbeit zu einer besonders lesenswerthen. Den. 


B. Hygiene und öffentliches Sanitätswesen: 

Sollen die Geschwister von Masernkranken, welcherdie Krankheit 
früher schon ttberstanden haben, vom Schulbesuche ausgeschlossen 
werden? Von Dr. med. Dornblüth in Rostock. Zeitschrift für Schulgesund- 
heitspfiege; Heft 3, 1893. 

Die Masern begegnen einer so allgemeinen Empfänglichkeit, dass bei den 
jetzigen Verkehrsverhältnissen kaum einmal Jemand davon verschont bleibt — 
wer die Krankheit in der Kindheit nicht überstanden hat, wird sie fast sicher 
später bekommen. Sie sind im Allgemeinen keine schwere Krankheit; nur 
Personen mit Anlage zu Lungenerkrankungen sind mehr gefährdet. Vom zweiten 
bis zum fünften Lebensjahre und von den Entwickelnngsjahren an scheint die 
Krankheit im Allgemeinen schwerer zu sein und ernstere Folgen nach sich zu 
ziehen. Aus diesem Grunde sollten jüngere Kinder in Kindergärten u. s. w. 
nach Möglichkeit geschützt und Masernkranke, Masernverdächtige sowie Alle, 
die mit solchen in Berührung gekommen sind, von ihnen ferngehalten werden. 
Hingegen ist es nicht nöthig, durchmaserte Geschwister und andere Wohnungs¬ 
genossen von Masernkranken aus der eigentlichen Schale auszaschliessen, weil die 
Schüler, die noch keine Masern gehabt haben, sie früher oder später doch be¬ 
kommen, und weil mit jeder höheren Klasse immer weniger noch nicht Darch- 
maserte vorhanden sind. Zweckmässiger ist es, diejenigen Schüler, die wegen 
ihrer Körperbeschaffenheit, namentlich wegen Anlage zur Schwindsucht, in höhe¬ 
rem Grade durch die Masern gefährdet sind, für die Dauer der Epidemie aus 
der Schule wegzunehmen. 

(Den Forderungen des Autors dürfte zuzustimmen sein, um so mehr, als 
namentlich in ländlichen Verhältnissen es gar nicht zu verhindern ist, dass An¬ 
gehörige von Masernkranken mit ihren Mitschülern, wenn auch nicht in der 
Schule, so doch an anderen Orten dauernd in Berührung kommen. Ref.) 

Dr. Glogowski-Görlitz. 

Ueber die Untersuchungsmethoden zur Feststellung der Selbst¬ 
reinigungskraft des Flusswassers. Von Theodor Koehn, Stadtbaurath a. D. 
in Charlottenburg. Vierteljahrsschrift für öffentl. Gesundheitspflege; Heft 4,1893. 

Dass eine selbstreinigende Kraft der Flüsse vorhanden ist, dürfte als fest¬ 
stehend zu erachten sein. Der Grad derselben aber lässt sich in einzelnen 
Fällen nur durch sehr eingehende und umfangreiche Untersuchungen feststellen. 
Bestimmte Grundsätze für die Untersuchungsmethoden sind aber bisher noch 
nicht aufgestellt, vielmehr verfährt jede Behörde hierbei nach eigenem Ermessen. 
Die Stadt Charlottenburg hat sowohl vor der Inbetriebsetzung der Kanalisation 
im Jahre 1890, als auch in den Jahren 1891 und 1892 Untersuchungen veran¬ 
lasst über die Selbstreinigung der Spree. Die angewandten Methoden, sowie 
deren Resultate, die sehr übersichtlich tabellarisch znsammengestellt sind, müssen 
im Originale nachgelesen werden. Auf Grund derselben kommt der Verfasser 
zu folgenden Schlüssen. Es genügt für Feststellung der Qualität des Fluss¬ 
wassers an verschiedenen Stellen des Laufes durchaus nicht, eine einzelne 
Probe zu entnehmen und alsdann die Resultate mit einander zu vergleichen. 
Es hat sich vielmehr ergeben, dass die Qualität des Wassers an verschiedenen 
Stellen eines Querprofils unter einander erheblicher schwankt, als ein Vergleich 
zwischen 2 Profilen in derselben Höhe. 

Der Verfasser stellt daher die Forderung, dass für die chemische und 
bakteriologische Untersuchung von Flüssen mit Bezug auf die Städtereinigung 
Normen von massgebender Seite ausgearbeitet und den einzelnen Behörden 
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gleichzeitig mit einer Anregung zur Förderung der ganzen Angelegenheit zuge¬ 
stellt würden. Za solchen Normen dürfte gehören, dass 

a) bei der Wasserentnahme ansser dem Datum auch Witterung des Tages 
and der vorhergehenden Tage, die Temperatur des Wassers und der Lnft, die 
Geschwindigkeit des Wassers, die Wassermenge im Flusse, event. auch noch 
Flussbreite und mittlere Tiefe an der Beobachtungsstelle notirt werden; 

b) dass die Untersuchung sich auf bestimmte Dinge erstreckt (Trocken¬ 
rückstand, organische Substanz, Chlor, Salpetersäure, Ammoniak, Keime) und die 
Resultate in einheitlicher Weise dargestellt werden (Gramm im Liter, Zahl im 
Kubikcentimeter), sowie dass die Untersuchungsmethoden dieselben sind; 

c) dass, um die Qualität des Wassers au einer Stelle eines Wasserlaufes 
zu untersuchen, möglichst nicht nur eine Probe, sondern je nach der Profilbreite 
mehrere entnommen werden, und dass die Schichtenhöhe, in welcher die Probe 
entnommen wird, bei allen Proben gleichmässig ist; 

d) dass schliesslich alle besonderen Umstände, welche auf die Beschaffen¬ 

heit des Wassers von Einfluss sein könnten, möglichst ausführlich beschrieben 
werden. Ders. 


Die Schulbank „Kolumbus“ von Ramminger und Stetter In Tauber¬ 
bischofsheim (Baden). Von Gustav Wallert, Oberschulrath in Karlsruhe. 
Zeitschrift für Schulgesundheitspflege; Heft 1, 1894. 

Diese Bank hat einen beweglichen Sitz und ein der Länge nach getheiltes 
Sitzbrett. Die hintere Hälfte des letzteren ist mit eigens konstruirten Schar¬ 
nieren und Mutterschrauben an die Bank befestigt; die vordere Hälfte steht 
durch einen stark gewobenen, mit durchgehender Eisenschiene befestigten Hanf¬ 
gurt mit der hinteren in gelenkartiger Verbindung. Beim Aufstehen stellen sich 
die zwei Hälften dachförmig auf, wobei eine Plusdistanz von 10—12 cm ent¬ 
steht, beim Niedersetzen legen sie sich von selbst wieder flach und zeigen eine 
Minusdistanz von 2—3 cm. Alle Bewegungen geschehen leicht und geräuschlos. 
Die Sitze sind für jedes Kind gesondert. Die Bank besitzt den Vorzug, dass 
der Schüler beim Sitzen und Schreiben zur Aufrechthaltung des Körpers ver¬ 
anlasst ist, dass er eine Stütze im Rückgrat findet und recht bequem stehen 
kann. Die Erfinder und Fabrikanten, zwei frühere Lehrer, liefern die Bänke 
mit oder ohne Lehne, auch die patentirten Sitze nur allein, so dass die übrigen 
Theile der Bank von irgend einem Tischler angefertigt werden können. Die 
Preise stellen Bich wenig höher, als die der Bänke mit festen Sitzen. 

Die mit der Bank angestellten Versuche haben recht befriedigende Re¬ 
sultate geliefert und die Anerkennung berufener Aerzte, Schulmänner und Tech¬ 
niker gefunden. Sie haben in Baden eine ziemliche Verbreitung gefunden; ihre 
Einführung in niederen und höheren Schulen dürfte sich empfehlen. 

Ders. 


Die Fleisch- und Wurstvergiftung in N. und Umgegend des 
Kreises Weissenfels im Jabre 1892. Von Dr. Schroeder, Kreisphysikus 
in Weissenfels. Vierteljahrsschrift für gerichtliche Medizin und öffentliches 
Sanitätswesen; 8. Folge, VI. Band, Supplement-Heft. 

Der leider jüngst verstorbene Verfasser schildert hier eine Massen¬ 
erkrankung, die im Kreise Weissenfels im Oktober 1892 bei circa 100 Personen 
nach dem Genuss von Fleisch- und Wurstwaaren beobachtet wnrde, welch’ letz¬ 
tere einer Kuh entstammten, die an Maul- und Klauenseuche und namentlich 
an schwer zu beseitigendem Klauenübel (Panaritium) gelitten hatte, so dass sic 
geschlachtet werden musste. Die Kuh war von einem Thierarzt untersucht, 
als mit Maul- und Klauenseuche behaftet befunden und dennoch von dem 
Sachverständigen das Fleisch für gesund und als Nahrungsmittel für 
Menschen zulässig erachtet worden. 

Der Verlauf der einzelnen Erkrankungen war im Allgemeinen derselbe; 
8ämmtliche Personen, welche von den, der oben bezeichnten kranken Kuh ent¬ 
nommenen und verarbeiteten Fleisch- und Wurstwaaren genossen hatten, er¬ 
krankten 12—48 Stunden später mit Frost, Erbrechen, Durchfällen, Leib- 
schmerzen, Schwindel und Kopfschmerzen. Nach 1—3—4 Tagen erfolgte 
Genesung; nur ein Arbeiter, der besonders reichlich den Wurstwaaren suge- 
sprochen hatte, verstarb, und wurde bei der Sektion ein akuter Magen-Darm- 
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katarrh festgestellt. In dem Obduktionsbericht wird die beträchtliche Schwellung 
und Röthung der Schleimhaut des Dannkanals und die bedeutenden Aus¬ 
schwitzungen weisslicher Flüssigkeiten in das Darmrohr besonders hervorgehoben, 
das Gift hat somit eine vorzugsweise örtlich reizende Wirkung entfaltet und 
erst dann einen lähmenden Einfluss auf die Gehirnthätigkeit ausgeübt, was sich 
in einer Blutüberfüllung des Gehirns bei der Sektion geltend machte. Die 
chemische und bakteriologische Untersuchung der Leichentheile und der Wurat- 
waaren lieferte ein negatives Resultat, wie das auch nicht anden zu erwarten 
stand bei der langen Zeit, welche zwischen dem Schlachten des Thieres (28. Sept.) 
und dem Beginn der Untersuchung (am 31. Oktober) verflossen war. In den 
Wurstwaaren wurden indess von Dr. Je s er ich -Berlin isolirt und weiterge¬ 
züchtet Bac. protens vulg., Bac. prodigios und Bac. motilis. Es hätten nach 
dem Vorausgeschickten Wurstgift und Fäulnissgifte in den Leichentheilen und 
Würsten, selbst wenn sie vorhanden gewesen wären, durch die mit Sicher¬ 
heit nachgewiesenen, oben näher genannten Bakterien zerstört nnd unschäd¬ 
lich gemacht werden müssen. 

Was der Arbeit, welche sich, wie alle Arbeiten Schroeder’s, durch 
einen grossen Fleiss auszeichnet, einen besonderen Werth verleibt, ist die am 
Schlüsse beigefügte Zusammenstellung der gesammten Literatur über Fleisch¬ 
vergiftungen, wodurch einem sich mit dieser Materie später Befassenden viel 
Mühe und Zeit erspart worden ist. 

Dr. Dütschke-Aurich. 


Besprechungen. 

Dr. Albrand: Sehproben. Leipzig 1893. Verlag von H. Har¬ 
tung & Sohn (G. M. Herzog). 

Wenn schon Schweigger in der Vorrede zu seinen Leseproben im 
Jahre 1876 aussprach, dass er keineswegs ein neues System einführen, sondern 
nur einige Mängel der bisherigen üblichen Textbücher beseitigen wolle, so 
finden wir ungefähr dasselbe gesagt in den die Albrand'sehen Sehproben be¬ 
gleitenden Bemerkungen; nur suchen die letzteren mehr ihr Ziel für den prak¬ 
tischen Gebrauch. Dies trifft die äussere Ausstattung, und das Zusammendrängen 
auf engem Raum. Die dem Gebrauche am meisten ausgesetzte Tafel hat einen 
dunkelfarbigen Papprand zum Schutz gegen Verunreinigungen durch die Finger 
der zu Untersuchenden. Ferner hat die eine Seite dieser Tafel die Sehproben 
für die Nähe, die andere die für die Ferne. Zwei weitere Tafeln enthalten die 
Probebuchstaben für die Ferne, eine vierte Zeichen in Form von Haken für 
Analphabeten. Die Linien der Probebuchstaben sind wie die von Sn eilen und 
Schweigger ca. Vj der Grösse der Buchstaben. 

Ob es nun praktisch ist, die Leseproben so zusammenzudrängen, darüber 
gehen die Meinungen auseinander. Gerade Schweigger betonte schon aus¬ 
drücklich, dass in den Snellen’schen Leseproben das Deutsche zu kümmerlich 
behandelt sei. Es sei vielmehr wünschenswerth, wenn das Untersuchungsmaterial 
vermehrt werde aus technischen Gründen. Da man die Untersuchung der Seh¬ 
schärfe mit der Bestimmung der Refraktion verbindet, so lernen solche, welche 
öfter untersucht werden, eine Reihe von Sehproben leicht auswendig. Ganz 
besonders wichtig wird dieser Umstand, wo es nach der neuen Unfalls-Gesetz¬ 
gebung auf möglichst exakte Bestimmung der Sehprüfung ankommt, wo schon 
ein kleiner Bruchtheil einige Prozente abwerfen kann. Nach dieser Richtung 
hin wäre es ausserdem wünschenswerther, wenn die neuen Sehproben die An¬ 
gaben im Fusse fallen Hessen und die Meterangaben vereinfachten. Gleichgültig, 
was man für Werthe in den Zähler nnd Nenner der für die Sehschärfe ermittel¬ 
ten Zahlen setzt (cf. pag. IV der Vorrede zu Schweigger's Leseproben 1876), 

1 5 3 

so würde für eine Unfalls -Rechnung S = oder q-= oder ^ schwer in Pro- 

6^7 y,7 b,0 

zente umzurechnen sein. Die Sch weigger’schen Proben sind entschieden vor¬ 
zuziehen, die selbst für kleine Räumlichkeiten passen. Dazu sind sie unent- 
behrUch, weil international, sie sind überall zu finden, an den Ufern der Spree 
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wie an denen der Seine, des Missisripi n. s. w. Aber allerdings richtig ist, 
die Bücher leiden durch das häufige Umdrehen der Blätter and durch die Be* 
schmutzung des Bandes. 

Bei der dunkelrändigen Albrand’schen Tafel befindet sich unten noch 
ein verhältnissmässig breiter leerer Raum. Ich würde Vorschlägen, denselben zu 
benutzen für einige Systeme schwarzer Linien zur Diagnostik des Astigmatismus, 
zumal nicht ein Jeder ein Eeratoskop zur Hand hat. 

Was nun die Hakentafel anlangt und die Meinung, dass, wer nicht über 
die Bedeutung der Haken belehrt werden könne, der sei überhaupt nicht unter¬ 
suchungsfähig, so glaube ich, ist man anderwärts bereits einen Schritt weiter. 
In der Göttinger Augenklinik fand ich vor Kurzem eine Probe-Tafel für Anal¬ 
phabeten, auf der Bilder aus dem täglichen Leben die Stelle der Zeichen ver¬ 
treten, ebenso in Quadratform eingetragen wie die Sn eilen’sehen mit eben solch 
dicken Linien, entsprechend */* der Gröase der Bilder: Thiere, Vögel, Trompete, 
Haus u. s. w. Ueberhaupt hat man es nicht so sehr mit der Ungelehrigkeit 
kleiner Kinder, als vielmehr mit ihrer Befangenheit zu thun, und da ist es ein 
glücklicher Gedanke, dieser mit den den Kindern dargebotenen bekannten Gegen¬ 
ständen entgegenzuwirken. Diese Figurentafel fand ich weder in Berlin, noch 
in Halle, Leipzig oder Wien. 

Vielleicht findet der Verfasser im Vorstehenden eine Anregung zu ver¬ 
mehrter und verbesserter Auflage. 

Dr. M. Ohlemann. 


Dr. M. Pistor, Geh. Medizinalrath und Vortragender Rath im Mi¬ 
nisterium der u. s. w. Medizinalangelegenheiten: Das Apo¬ 
thekenwesen in Preussen naeh deutschem Reichs- und 
preussi8chem Landesrecht. Unter Benutzung amtlicher Quellen 
bearbeitet. Berlin 1894. Verlag von Rieh. Schütz. Gr. 8°; 
Seite 277. 


Nachdem in der letzten Zeit auf dem Gebiete des Apothekenwesens, ins¬ 
besondere in Bezug auf Einrichtung, Betrieb und Beaufsichtigung der Apo¬ 
theken eine Anzahl neuerer Bestimmungen unter Aufhebung zahlreicher älterer 
Vorschriften getroffen sind, erschien eine übersichtliche Zusammenstellung der 
zur Zeit in Preussen geltenden diesbezüglichen Vorschriften dringend erwünscht. 
Verfasser bat diesem Bedürfniss durch Herausgabe des vorstehenden Werkes 
Rechnung getragen; in Folge seiner amtlichen Stellung stand ihm das dazu 
erforderliche Material in grösster Vollständigkeit zu Gebote, so dass die von 
ihm der Oeffentlichkeit übergegebene Sammlung den Vorzug absoluter Zuver¬ 
lässigkeit hat. 

Nach einer kurzen Einleitung, die einen Ueberblick über die gesetzliche 
Entwickelung des Apothekenwesens in Preussen giebt, werden im ersten Ab¬ 
schnitt die zur Zeit geltenden Bestimmungen über die Anlage und Berechtigung 
der Apotheken und über die Ausbildung der Apotheker gebracht. Es folgen 
dann die Vorschriften über die Einrichtung und den Betrieb der Apotheken 
(2. Abschn), über die Beaufsichtigung des Apothekenbetriebes (3. Abschn.), sowie 
über die persönlichen Verhältnisse (4. Abschn ) und Uber den Verkehr mit Arznei¬ 
mitteln ausserhalb der Apotheken (5. Abschn.). 


Wenn Referent an dem vorstehenden, für den praktischen Gebrauch un¬ 
entbehrlichen und daher allen Medizinalbeamten, Apothekern u. s. w. warm zu 
empfehlenden Werke etwas auszusetzen hat, so ist es nur das, dass in dem¬ 
selben noch eine Anzahl älterer Verfügungen Aufnahme gefunden haben, die 
zweifellos durch die neueren Vorschriften aufgehoben sind und daher nur noch 
historischen Werth haben, z. B. die Instruktion vom 21. Oktober 1819, die Er¬ 
lasse vom 19. Mai 1821, 21. Seprember 1837, 11. Juli 1846, 25. März 1848, 
28. März 1851, 3. Juli 1863, z2. September 1869 u. s. w. Durch die Aufnahme 
derartiger jetzt veralteter Vorschriften in ein von autoritativer Stelle heraus- 
gegebenee Werk könnte man leicht zu der Ansicht kommen, dass dieselben 
doch vielleicht noch niaht gänzlich beseitigt seien, und um nach dieser Richtung 
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hin keinen Zweifel anfkommen za lassen, dürfte sich das Fortlassen jener Be¬ 
stimmungen bei einer voraussichtlich bald nothwendig werdenden zweiten Auf¬ 
lage des Werkes dringend empfehlen. Rpd. 


Sig. Feldbaus in Münster, Pharmaz. Assessor im Medizinal-Kolleginm 
der Provinz Westfallen: Die Apotheken - Gesetze in 
Preussen. Zusammengestellt zum Gebrauche für Apotheker, 
Revisoren, Physiker u. s. w. Zweite verm. Auflage. Münster 
1894. Verlag der Coppenrath’schen Buch- und Kunsthand¬ 
lung. Gr. 0 ; 202 Seiten. 

Das vorliegende, bei soinem ersten Erscheinen vor drei Jahren bereits in 
dieser Zeitschrift (s. Nr. 11; Jahrg. 1891) besprochene Werk hat in Folge der 
jüngst erlassenen neuen Bestimmungen über Apotheken - Einrichtungen, Re¬ 
visionen u. s. w. eine gründliche und wie hier gleich bemerkt sein möge, sehr 
sachgemässe Umarbeitung erfahren, auch die Ausstattung desselben in Bezug 
auf Druck und Papier ist eine wesentlich bessere geworden. Die Anordnung 
des Stoffes hat Verfasser in der neuen Auflage mit Recht beibehalten, denn 
dieselbe ist eine durchaus zweckmässige und übersichtliche. Sämmtliche neuere 
sowie die noch in Kraft bestehenden älteren Bestimmungen über das Apotheken¬ 
wesen haben Aufnahme gefunden; das veraltete Medizinaledikt vom 27. Sep¬ 
tember 1725 hätte wohl besser fortbleiben können. Verfasser hat sich aber 
nicht nur auf die blosse Wiedergabe der betreffenden gesetzlichen Bestim¬ 
mungen beschränkt, sondern er hat auf Qrund seiner langjährigen Erfah¬ 
rungen als Apothekenrevisor manche erläuternde Bemerkungen hinzugefügt, 
die besonders für die Kreisphysiker werthvoll sein werden, die sich mit dem 
Apotheken - Revisionsgeschäft jetzt mehr als früher vertraut machen müssen. Es 
möge in dieser Hinsicht nur auf das Kapitel über Waagen und Gewichte, auf 
den Abschnitt Uber Besichtigung der Apotheken u. s. w. hingewiesen werden. 
Das Buch kann daher allen betheiligten Kreisen ebenso wie das vorher be¬ 
sprochene Pistor ’sche Werk warm empfohlen werden. Ders. 


Tagesnachrichten. 

Am 13. d. M. ist das Abgeordnetenhaus bei der Berathung 
des Kultusetats endlich auch zum Kapitel „Medizinalwesen“ gekommen und 
bei dieser Gelegenheit von zwei Mitgliedern der nationalliberalen Partei — 
Sanitätsrath Dr. Kruse in Norderney und von Schenkendorf — von Neuem 
auf die Nothwendigkeit einer Reform des Medizinalwesens, insbesondere der 
Stellung der Kreisphysiker, hingewiesen worden. Von Seiten des Herrn Ministerial¬ 
direktors Dr. vonBartsch wurde ebenso wie früher das Bedürfniss einer der¬ 
artigen Reform anerkannt, die Verhandlungen über deren Durchführung seien 
auch im Werke, aber noch nicht abgeschlossen; auch die Finanzlage sei jetzt 
nicht gerade günstig. Die Medizinalreform liege dem Herrn Minister forgesetzt 
am Herzen; derselbe wolle die Kreisphysiker von der Privatpraxis unabhängig 
machen und sie als Staatsbeamte anstellen; denn nicht nur ihre Gehälter, sondern 
ihre ganze Beamtenqualität müsse geändert werden. 

Wir werden in der nächsten Nummer der Zeitschrift den stenographischen 
Bericht bringen, der zur Zeit noch nicht vorliegt. 


Die dem Abgeordnetenhause eingereichte Petition des west¬ 
fälischen Städtetages, in der die Nntzbarmachnng neuer Apotheken¬ 
konzessionen für die Gemeinden gefordert wurde, ist vor Kurzem in der 
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Petitions ko mmission zur Berathang gelangt. Der Referent, Abg. Dr. 
Inner, sprach sich entschieden gegen jede Besteuerung der Apothekenkon¬ 
zessionen im Sinne der Petition aus; mit demselben Rechte könne man dann 
auch für die Verleihung eines Notariates u. s. w. eine besondere Steuer auf¬ 
erlegen. Ausserdem erstrecke sich der Kundenkreis einer Apotheke in der Regel 
weit über den Bezirk einer Ortsgemeinde hinaus und es würde unbillig sein, der 
Gemeinde, die an sich schon durch die Errichtung der Apotheke bevorzugt 
werde, eine weitere Bevorzugung dadurch zu gewähren, dass man ihr noch das 
Recht der Erhebung einer Abgabe von der Apotheke einräumte. Der Regierungs¬ 
kommissar Geh. Med -Rath Dr. Pistor erklärte, dass es mit Rücksicht auf die 
zur Zeit schwebenden Verhandlungen über eine anderweitige Regelung des 
Apothekenwesens durch Reicbsgesetz nicht zeitgemäss sei, in die im Flusse be¬ 
findliche Angelegenheit neues Material hineinzutragen; er könne daher einen 
Uebergang zur Tagesordnung empfehlen. Im gleichen Sinne sprach sich der 
Kommissar des Herrn Ministers des Innern, Geh. Ob. - Reg. - Rath Nöll, aus, 
indem er noch betonte, dass die finanzielle Lage der Gemeinden keineswegs eiue 
so ungünstige sei, um in deren Interesse eine Nutzbarmachung der Apotheken¬ 
konzessionen nothwendig zu machen. 

Demgemäss hat die Petitionskommission beschlossen, dem Abgeordneten¬ 
bause zu empfehlen, über die Petition zur Tagesordnung überzugehen *). 


Mit Rücksicht auf die von dem sozialdemokratischen Abgeordneten Wurm 
in der Reichstagssitzung vom 6. Februar (s. Nr. 4 der Zeitschrift S. 98) ge¬ 
machten Ausführtingen über GesundheitsbeschKdigungen gewerblicher 
Arbeiter durch die Verwendung von denaturirtem Spiritus hat das 
Kaiserliche Gesundheitsamt bei den Berliner Kassenärzten Ermitte¬ 
lungen angestellt und diese um Auskunft über Vorkommen, Art und Dauer der 
etwa von ihnen bei Kassenmitgliedem beobachteten, mit Bestimmtheit auf jene 
Ursache zurückzuführenden Erkrankungen ersucht. 


An dem XI. internationalen Kongress werden als Vertreter der Me¬ 
dizinalabtheilung deB preussischen Kriegsministeriums der 
Generalarzt Dr. von Coler, der Oberstabsarzt Dr. Werner und der Stabs¬ 
arzt Dr. Schjerning, als Vertreter des Reichsmarineamtes der Generalarzt 
Dr. Wenzel und der Stabsarzt Dr. Brunhoff theilnehmen, als Vertreter des 
Reichsgesundheitsamtes der Reg.-Rath Dr. Petri. 

Höchst unliebsam wird es für die Kongresstheilnehmer sein zu erfahren, 
dass die bisher allgemein verbreitete, durch die Mittheilungen des Kongress¬ 
bureaus verschuldete Annahme, es sei bei Lösung einer Rückfahrtkarte in 
Italien gestattet, auf dem Rückwege eine andere Grenzstation als auf dem 
Hinwege zu passiren, nicht richtig ist. Wer also die Hinreise über Ala 
(Brennertour) und die Rückreise über Chiasso bezw. Luino (Gotthardtour) machen 
will, ist gezwungen, an der italienischen Grenze eine Rundreisekarte zu 
lösen. Uebrigens empfiehlt es sich wegen der Kursdifferenz des italienischen 
und deutschen Geldes das Billet erst an der Grenze und nicht schon in Deutsch¬ 
land zu erwerben. Ein Extrazug kommt in Deutschland nicht zu Stande. — 
Ein Wohnungsmangel in Rom ist, wie das Komitee mittheilt, nicht zu be¬ 
fürchten. 


*) In der Sitzung vom 14. d. M. ist das Abgeordnetenhaus dem Anträge 
der Petitionskommission gemäss über die Petition zur Tagesordnung übergegangen. 
Tags zuvor hatte der Herr Kultusminister auf eine an ihn gerichtete Anfrage 
erklärt, dass ein Entwurf eines neuen, auf den Grundsatz der Personalkonzession 
beruhenden Apothekengesetzes bereits ausgearbeitet Bei und auch im Prinzip die 
Genehmigung des Staatsministeriums erhalten habe. Der Entwurf sei dann dem 
Herrn Reichskanzler übermittelt worden, mit dem Ersuchen, die Regierungen, 
wenigstens der grösseren deutschen Bundesstaaten, über die Grundzüge desselben 
zu hören. 
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Das Comit6 der internationalen Ausstellung für Hygiene 
und Medizin, welche bekanntermassen gelegentlich des Kongresses in Rom 
veranstaltet wird, richtet nochmals an die Vorsteher ütfentlicher und die Besitzer 
privater Sammlungen die Bitte um Einsendung von Objekten, die sich auf die 
Geschichte der Medizin beziehen. Zu adressiren sind diese Gegenstände au 
Dr. Sambon, medizinische Ausstellung, Rom. 


Der VIII. Internationale Kongress für Hygiene und Demographie 
in Budapest wird durch Se. Hoheit den Erzherzog Karl Ludwig persönlich 
eröffnet werden. Der Begrüssungsabend wird im Garten und Gebäude des 
Museums abgehalten werden. An einem Kongresstage wird die Haupt- und 
Residenzstadt in sämmtlicheu Sälen der hauptstädtischen Redoute einen Em- 
pfangsabend in grossem Stil veranstalten. Der 6. September ist für kleinere 
Ausflüge reservirt; hierher gehören die systematische Besichtigung der öffent¬ 
lichen Institute, andererseits Ausflüge nach Balatonfüred - Siöfok, auf Einladung 
des Grafen Nikolaus Eszterhäzy nach Tatis, ferner auf den Schwabenberg, 
auf die Margareteninsel u. s. w. Der Plan der nach dem Kongress zu veran¬ 
staltenden Ausflüge ist erweitert worden, indem ausser der Reise nach Kou- 
stantinopel und Belgrad Ausflüge nach Schmecks, nach Agram-Fiume und nach 
Bosnien und der Herzogowina in das Programm aufgenommen wurden. 


Waarenhaus für Aerzte. Am 19. Februar d. J. traten in Berlin auf 
Einladung der Herren Dr. Becher, Dr. Hartmann und Dr. Küster eine 
Anzahl geladener Aerzte zu einer Besprechung über die vorzunehmende Gründung 
des Waarenhauses für Aerzte zusammen. Der nicht gerade zahlreich besuchten 
Versammlung wohnte auch ein Vertreter des Bankhauses Anha 11 & Wag n e r, 
der Bankiers des Waarenhauses für Beamte, bei. 

Nach einem einleitenden Vortrage von Dr. Hart mann, in welchem die 
Zweckmässigkeit und Nothwendigkeit des Waarenhauses für Aerzte dargelegt 
wurde, entspann sich eine eingehende Debatte über den Umfang, die Ziele und 
voraussichtliche Rentabilität desselben. Dabei wurde zunächst lestgestellt, dass 
der Geschäftsbereich nicht im Allgemeinen alle Haushaltungsartikel umfassen 
sollte, sondern nur die für Aerzte und Hospitäler erforderlichen Bedarfsartikel, 
insbesondere chirurgische Instrumente, Untersuchungsmittel, Lehrmittel, Kranken¬ 
hauseinrichtungen, Verbandstoffe. Es wurde nachgewiesen, dass von diesen 
Artikeln vielfach unterwerthige und unbrauchbare zu hohen Preisen geliefert 
würden, und dass es im Interesse der Aerzte und Krankenhausvorstände läge, 
eine Quelle für den Bezug tadellos guter Waaren zu besitzen; diese solle das 
Waarenhaus werden. Alle darin feilgehaltenen und von ihm versandten Artikel 
würden genauester sachgemässer Prüfung unterworfen werden, zu welchem 
Zwecke Kommissionen von Fachärzten für die einzelnen Abtheilungen des Institutes 
einzurichten seien. Das Waarenhaus solle den bisher bestehenden Geschäften 
nicht durch Unterbieten und Schaffung billiger Preise, sondern in erster Linie 
durch Lieferung absolut tadelloser Waaren Konkurrenz machen. Es wurde 
weiterhin die ablehnende Stellungnahme der Apotheker zu der Gründung er¬ 
wähnt und der Hoffnung Ausdruck gegeben, dass dieselben die Vorzüge einer 
grossen, unter bester Kontrole stehenden Bezugsstätte auch für pharmazeutiche 
Präparate, Drogen etc. bald anerkennen würden. 

Für die voraussichtliche Rentabilität wurde besonders auch der Export 
in’s Feld geführt. Nachdem von einer Seite Zweifel an derselben ausgesprochen 
waren und Herr Dr. Sperling seine weitergehenden Pläne entwickelt hatte, 
welche die Schöpfung von Darlehnskassen, Sterbe-, Wittwen- und Waisenkassen 
für die Aerzte bezwecken, wurde beschlossen, dass zunächst ein genauer Plan 
über den Geschäftsbetrieb und die voraussichtliche Rentabilität des Instituts auf¬ 
gestellt und von einer dazn erwählten Kommission geprüft werden sollte. 

Diese Kommission ist am 23. Februar bei Herrn Dr. Hart mann zusammen¬ 
getreten; der vorgelegte Entwurf entsprach aber nicht den Erwartungen der 
Anwesenden. Derselbe wurde daher abgelehnt und beschlossen, einen neuen 
auszuarbeiteu und zugleich mit den Leitern des Waarenhauses für Beamte in 
Verbindung zu treten, um die Modalitäten einer etwaigen Anlehnung des Waaren¬ 
hauses für Aerzte an dieses Institut festzustellen. Ph, 
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Tages-Ordnung 

der 

am 23. und 24. .A^pril 1894 

zu 

Berlin 


im 

Architekten- V ereinshause 



stattfindenden 

Hauptversa 

des 


Ulf 



Pruschen Me dizinalbeamten -Vereins. 


Sonntag, den 22. April. 

8 Uhr Abends: Gesellige Vereinigung zur Begrüssung bei 

Sedlmayr (Friedrichstrasse 172). 

Montag, den 23. April. 

9 Uhr Vormittags: Erste Sitznng im Architekten-Vereins- 

hause. 

1. Eröffnung der Versammlung. 

2. Geschäfts- und Kassenbericht; Wahl der Kassenrevisoren. 

3. Ban und innere Einrichtung ländlicher Schnlgebäude vom 

gesundheitlichen Standpunkt betrachtet. Herr Kreisphy- 
sikns Dr. Langerhans in Celle. 

4. Welche hygienischen Untersuchungen sind den Physikern 

von 'Amtswegen zu übertragen. Herr Kreisphysikus Dr. 
Nauck in Bredstedt. 

5. Bericht über den internationalen medizinischen Kongress 

in Rom. Herr Regierungs- und Medizinalrath Dr. W e r n i c h 
in Berlin. 

6. Anträge und Diskussionsgegenstände: 

a. Blödsinn und Wahnsinn unter Berücksichtigung der 
Entscheidung des Reichsgerichts vom 13. März 1893. 
Herr gerichtl. Stadtphysikus, San.-Rath Dr. Mittenzweig in 
Berlin. 

b. Betheiligung der Kreismedizinalbeamten bei der Kon« 
trole der Trichinenschau. Herr Medizinalrath Dr. Kunau 
in Posen. 

c. Die Hufeland’schen Stiftungen. (Antrag der Medi¬ 
zinalbeamten des Regierungsbezirks Minden). Herr 
Regierungs- und Medizinalrath Dr. Rapmund in Mimlen. 
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4 TTVi-p Nachmittags: Festessen im Architekten-Ver¬ 
einshause. 

9 Uhr Abends: Gesellige Vereinigung bei Sedlmayr (Fried¬ 
richstrasse 172). 

Dienstag, den 24. April. 

9 Uhr Vormittags: Zweite Sitznng im Architekten -Vereins¬ 
hause. 

1. Ueber die Untersuchung und hygienische Benrtheilnng von 

Brunnenanlagen in kleineren Städten und anf dem Lande. 
Herr Kreisphysikus Dr. Schröder in Wöllstein. 

2. Revisionen der Krankenanstalten. Herr Kreisphysikus Sani¬ 

tätsrath Dr. Philipp in Berlin. 

3. Vorstandswahl; Bericht der Kassenrevisoren. 

12 Uhr: Fahrt nach Herzberge: 

Besichtigung der dortigen städtischen Irrenanstalt unter 
Leitung des Direktors Herrn Professor Dr. Moeli. Vortrag 
desselben: „Ueber psychische Schwächezustände“ mit De- 
monstratione. 

9 Uhr Abends: Gesellige Vereinigung bei Sedlmayr (Fried¬ 
richstrasse 172). 


Indem der Unterzeichnete Vorstand auf eine recht zahlreiche 
Betheiligung der Vereinsmitglieder, sowie auch derjenigen Kol¬ 
legen hofft, die dem Verein bisher noch nicht beigetreten sind, 
bittet er, etwaige Beitrittserklärungen, Anmeldungen zur Theil- 
nahme an der Versammlung oder sonstige Wünsche demnächst dem 
Schriftführer des Vereins gefälligst mittheilen zu wollen. 

Medizinalbeamte anderer deutscher Bundesstaaten werden 
zur Theilnahme an der Versammlung freundlichst eingeladen. 

Berlin, den 8. März 1894. 


Der Vorstand des Prenssisclten MedizinalDeamten-Vereins. 


Dr. Rapmund, Vorsitzender, 

Regierungs- u. Medizinalrath in 
Minden. 


Dr. Philipp, Schriftführer, 
Kreisphysikus u. Sanitätsrath 
in Berlin. 


Dr. Mittenzweig, Dr. Wallichs, 

Gerichtlicher Stadtphysikus u. Sanitäts- Kreisphysikus u. Geh. Sanitätsrath in 
rath in Berlin. Altona. 

Dr. Wernich, 

Regierungs- u. Medizinal-Rach in Berlin. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rath i. Minden i W. 

J. 0. C. Bruns, Buohdrueksrsl, Hindun. 
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Ein Fall von Prüfung des Geisteszustandes eines Beamten im 

Disziplinarverfahren. 

Von Kreiswundarzt Dr. Kob in Stolp. 

Es ist mir immer so vorgekommen, als gehöre die Unter¬ 
suchung zweifelhafter Gemütliszu stände zu den schwierigsten Ob¬ 
liegenheiten der Medizinalbeamten. Schwerer als bei Erörterung 
sonstiger Fragen wird es uns hier, dem erforderten Gutachten 
allemal eine genügend übersichtliche, klare und dem Fragesteller 
durchaus verständliche Form zu geben, und wirklich wenig markirt, 
ja zweifelhaft sind auch gar oft die Grenzen, welche zwischen 
geistiger Freiheit und Unfreiheit liegen. Beides birgt und schafft 
Schwierigkeiten, zu deren Ueberwindung ein höheres Maass von 
Geübtheit gehört, als der praktische Wirkungskreis eines Medizinal- 
Beamten im Durchschnitt gewährleistet, und die vollends dann zu 
Verlegenheiten führen können, wenn man, wie es innerhalb der 
Verwaltungsbehörden am häufigsten Vorkommen mag, ohne jede 
weitere besondere Fragestellung beauftragt wird, „über den Geistes¬ 
zustand“ irgend eines dem Sachverständigen bisher ganz unbe¬ 
kannten Menschen „möglichst bald“ ein motivirtes Gutachten ab¬ 
zugeben. 

Vor einem solchen Haufen von Schwierigkeiten glaubte ich 
mich zu befinden, als ich unter dem 20. September v. J. von der 
Königlichen Regierung, Abtheilung für direkte Steuern, Domainen 
und Forsten, ersucht wurde, aut Grund eines oder zweier Vorbe¬ 
suche über den „Geisteszustand des Forstaufsehers Qu. zu N., ein 
motivirtes Gutachten abzugeben“. Ich hatte von der Person des 
Provokaten nie etwas gehört oder gesehen, und dem Aufträge 
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waren nur 4 Blätter beigelegt, enthaltend: 1. Auftrag des Herrn 
Ministers an die Regierung, den Geisteszustand des Qu. prüfen 
zu lassen, 2. ärztliches Attest des zuständigen Kreisphysikus über 
die körperliche Dienstfähigkeit des Qu., 3. Gesuch des Qu. um 
Versetzung in einen anderen Forstbezirk, 4. Gesuch des Qu. um 
Ertheilung eines Heirathskonsenses. 

Einigermassen schon von vorneherein überrascht, einen solchen 
Auftrag zu bekommen, überkam mich bei meinem ersten Vorbesuch 
des Qu. zugleich das Gefühl, dass ich auch vor einer schweren 
und verantwortungsvollen Aufgabe stände: Vor mir ein kräftiger, 
unverfänglich aussehender, auch sonst unauffälliger junger Mann, 
der auf allerhand gewöhnliche Fragen ganz korrekte Antworten 
giebt, nicht minder frei von jeder erkennbaren Leidenschaft zu 
erzählen weiss, dass er auf Urlaub nach Hause geschickt gewesen 
und nun, da er um Versetzung gebeten, ein ärztliches Gesund¬ 
heitsattest einreichen sollte, was er auch bereits gethan hätte. 

Erst am Schluss meines, wie ich schon annahm, voraussicht¬ 
lich ergebnisslosen ersten Colloquiums mit ihm bekam ich eine 
richtige Ahnung, als ich den Qu., um sein Vertrauen zu gewinnen, 
fragte, warum ich nun wohl noch um seine Gesundheit gefragt 
worden sein mag? Ob er sich vielleicht mit irgend einem seiner 
Vorgesetzten überworfen hätte, der ihm jetzt einfach Schwierig¬ 
keiten bereiten wolle ? Da gab er fast wie verschmitzt 
zur Antwort: er könne in der That nur dieses annebmen, weil er 
einen Oberförster bei verschiedenen, „ganz instruktionswidrigen 
Massnahmen“ ertappt habe, und dieser nun aus Aerger gegen 
ihn agitire. 

„Dünkelhaftes Wesen“ also, dachte ich sofort, eignet dem 
Manne. Wo aber Beweisstücke hernehmen darüber, dass dieser 
Charakterzug bei ihm Krankheit, und dass der Vorfall mit seinem 
Oberförster, nicht etwa isolirt dastehend, sondern nur das Glied 
einer Kette von krankhaften Strebungen sei. Nicht nur noch ein, 
sondern eine grössere Anzahl von weiteren Vorbesuchen schien 
mir nöthig zu werden, um ein richtiges Bild von Qu.’s geistigem 
Sein zu bekommen. 

Um auf kürzerem Wege zum Ziele zu gelangen, erbat und 
erhielt ich von der Königl. Regierung zwei Stösse Personalakten 
über den Qu., setzte mich mit seinem einstigen Lehrer und mehre¬ 
ren seiner Geschwister und Verwandten in Korrespondenz, 
machte noch einen zweiten Informationsbesuch in der Behausung 
des Provokaten. Erst dann war ich endlich in der Lage, das von 
mir verlangte Gutachten an die Königl. Regierung, wie folgt, zu 
erstatten: 

I. Thatsächliches aus der Lebensgeschichte und das 
gegenwärtige Befinden des Qu. 

1. Vorgeschichte. 

Seine Abstammung: Es ist in hiesiger Gegend allgemein 
bekannt, dass die Familie Qu. eine ist, welche schon seit mehreren 
Generationen im Stolper Forstdienst thätig ist. Der Ur-Ur-Gross- 
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vater dieses Qu. soll es schon gewesen sein, und man sagt auch 
im Allgemeinen, dass diese Familie von jeher nicht nur frei von 
Geisteskrankheiten, sondern auch frei von sonstigen eigentüm¬ 
lichen oder gar erblichen Krankheitsfällen, vielmehr mit .guter 
Gesundheit gesegnet war. Auch der Vater des Provokaten war 
es. derselbe aber hatte in seinem 90 Jahre langen Leben 3 Frauen 
und, wenn er auch selbst mit keiner derselben verwandt gewesen 
ist, so war doch die dritte keineswegs so kräftig, wie die beiden 
ersten; sie stammte aus einer tuberkulösen Familie; denn es steht 
fest, dass nicht blos ihr Vater, sondern auch ein Bruder von ihr 
und sie selbst, kaum 40 Jahre alt, tuberkulös zu Grunde ging. 

Ebenso verschieden waren nun auch die Kinder dieser drei 
Frauen des Qu. sen.: Die Kinder der ersten und zweiten Frau (16 
an der Zahl) waren oder sind noch alle gesund, von denen der 
dritten Frau sind dagegen zwei Söhne während des Militärdienstes 
bereits gestorben; ein anderer, der jüngste, noch zweifelsfrei ge¬ 
sund, und ein vierter von ihr, der Provokat Qu. 

Ausdrücklich mag hier noch hinzugefügt werden, dass ich 
trotz aller meiner Nachforschungen in dem Stammbaum u. s. w. kein 
Glied habe finden können, das mit Spuren von Irrsein behaftet 
gewesen, und dass auch die Seitenverwandten frei von solchen 
oder anderen besonderen erblichen Krankheiten gewesen sein sollen. 

Geburt und Erziehung: Qu. ist geboren am 19. Dezbr. 
1861 zu Forsthaus L. Ueber die Geburt selbst haben die^Nach- 
forschungen nichts ergeben, was darauf schliessen liesse, dass die¬ 
selbe sich etwa für das Gedeihen des Kindes ungünstig vollzog: 
Kind und Mutter tiberstanden beide ohne Zwischenfall und gesund 
die Zeit des Wochenbettes. 

Auch aus der Zeit seiner späteren Kindheit ist nichts bekannt 
geworden, was geeignet gewesen wäre, nachtheilig auf seine 
körperliche und geistige Gesundheit einzuwirken; vielmehr steht 
fest, dass Qu. die Kinderkrankheiten ohne Lebensgefahr glücklich 
überstand und trotz der nur dürftigen Vermögenslage, wie der 
grossen Kindermenge des Elternhauses, aber begünstigt durch den 
wohlthätigen Einfluss des fortwährenden Waldlebens, zu einem 
kräftigen Knaben heranwuchs. Als er schulpflichtig wurde, ge¬ 
schah es theils aus Gründen der Sparsamkeit, theils mit Rück¬ 
sicht darauf, dass die zuständige Volksschule für die Qu.’schen 
Kinder zumal im Winter fast unerreichbar weit entfernt lag, dass 
auch er seine Schulbildung im Wesentlichen durch Hauslehrer 
erhielt. Da das Personal derselben (Schulpräparanden) sich viel¬ 
fach änderte, der Knabe aber den Eltern lernbegierig und gut 
beanlagt schien, so brachten diese ihm das Opfer, nach seiner 
Einsegnung ihn zur Vertiefung seiner Schulbildung noch von dem 
Lehrer M. in M. unterrichten zu lassen. Dieser stellt ihm das 
Zeugniss aus, dass er ein fleissiger und tüchtiger Schüler ohne 
Neigung zu Lastern gewesen und in seinem 17. Lebensjahre auf 
seinen eigenen, im Elternhause genährten Wunsch nnd mit all¬ 
seitiger bester Hoffnung zur Erlernung des Forstfaches in das 
praktische Leben entlassen sei. Von seinem eben genannten 
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Lehrer und seinem Bruder wird auf Befragen nach besonderen 
Charaktereigenthümlichkeiten des Qu. bekundet, dass derselbe 
Neigung zum Eigensinn und Ehrbegierde in höherem Masse auf¬ 
wies als andere Kinder, auch dass von jeher seine Sprache etwas 
leise und nicht sehr fliessend war. 

Die Lehr- und Prüfungszeit: Zunächst trat der 
17 jährige Qu. zu einem 3jährigen Lehrkursus beim Oberförster 
C. zu B. ein, welchen Kursus er ohne wesentliche Unterbrechung, 
mit Lust und gutem Erfolge durchmachte. Nun befand er sich 
im militärdienstpflichtigen Alter. Es gelang ihm auch sofort, in 
das zweite Pomm. Jägerbataillon aufgenommen zu werden. Hier 
avancirte er bald zum Gefreiten, hielt sich auch später bei seinem 
Truppentheil so vorteilhaft, dass er nach kaum 4jähriger Dienst¬ 
zeit, uugefähr 24 Jahre alt, mit einem „recht guten“ Führungs¬ 
attest den 9. November 1884 als Reserve - Gefreiter der Jäger¬ 
klasse A der Landesregierung zur Disposition gestellt wurde. Da 
aber im Cösliner Reg.-Bezirk, an welchem er zunächst festhielt, 
nicht sogleich eine Vakanz für ihn sich finden wollte, so nahm er, 
um berufsmässig beschäftigt zu sein, in privater Stellung die Ver¬ 
waltung der Forst in R. bei C. an. 

Schon bevor Letzteres statt hatte, scheint in ihm der Drang 
nach Thätigkeit sehr lebhaft gewesen zu sein; denn noch ehe er 
vom Militär entlassen war, bat er in ungezählten Eingaben an 
die Königl. Regierung um Notirung zur Forstdienstbeschäftigung, 
und auch später wiederholte er dieses immer aufs Neue, je näher 
der 1. Novbr. 1886 heranrückte, wo spätestens seine Privatstellung 
in R. ihr Ende finden sollte. Zu diesem Termin erfolgte denn 
auch seine erste Beschäftigung im Königlichen Forstdienst, und 
zwar wurde er zuerst als Forstjäger nach Z. geschickt. Von liier 
wurde er am 2. Mai 1887 in gleicher Eigenschaft in die Ober¬ 
försterei Z. versetzt, woselbst er bereits am 9. September 1887 
die Schreibehülfsstelle des Oberförsters übernehmen musste und 
dadurch eine erhebliche Verbesserung seiner Stellung erfuhr. 
1888 wurde er darauf zur Försterprüfung präsentirt, die er in der 
Oberförsterei Alt Kr. in der Zeit vom 1. Oktober 1888 bis Mitte 
Mai 1889 mit dem Prädikate „genügend“ bestand, indem einige 
Mängel in den schriftlichen Arbeiten durch geradezu gute 
Leistungen im praktischen Theile der Prüfung reichlich aufge¬ 
wogen wurden. 

Verhalten und Schicksal bis zur Gegenwart: Wäh¬ 
rend bisher, Mai 1889, als Qu. bereits im 28. Lebensjahre stand, 
nicht nur nichts Befremdliches in seinem Wesen zu erkennen ge¬ 
wesen war, er vielmehr jederzeit nur als ein zuverlässiger, be¬ 
sonnener, tüchtiger Mensch und taktfester Beamter, welcher noch 
nie einen Tadel oder gar Strafe verdient, bei Jedermann gegolten 
hatte, namentlich auch von seinen nächsten und höheren Vorge¬ 
setzten ihm noch das Lob gespendet werden konnte, dass „seine 
Führung gut, seine Leistungen befriedigend waren“, ja „in An¬ 
erkennung seiner Leistungen“ ihm gleich nach Beendigung der 
Prüfungsbeschäftigung ein kleiner Schutzbezirk zur selbstständigen 
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Besorgung anvertraut werden konnte und während auch dieses 
noch von ihm zur vollkommenen Befriedigung seiner Vorgesetzten 
ausgeführt wurde, — beginnt schon im Dezember 1889 in seinem 
äusseren Verhalten sich eine bemerkbare Veränderung zu voll¬ 
ziehen. Damals fiel nämlich Bekannten auf (Gewährsmänner: 
Forstbeamte der hiesigen Oberförstern), dass Qu. mit grosser Be¬ 
harrlichkeit von Spukgeschichten faselte, welche in Alt Kr. vorkämen. 
Aus derselben Zeit stammt auch vielleicht die Legende (Gewährs¬ 
mann Gastwirth Fr. in D.), dass Qu. bei Gelegenheit eines Rittes 
seinen Begleiter, der ihn auf einen Augenblick verlassen und das 
Pferd zu halten gegeben hatte, bei dessen Rückkunft ganz un- 
motivirt ernstlich durchgeprügelt haben soll. 

Im Winter 1890 fällt bereits allgemein auf, dass Qu., ein 
zwar solide und mässig lebender, doch auch an Spiel und Ver¬ 
gnügen stets theilnehmender frischer Mensch, still und verschlossen 
jeden Umgang meidet, in hohem Grade misstrauisch gegen Alle 
wird, ja bereits wegen Nachlassen in seinen Dienstleistungen bei 
seinen Vorgesetzten (siehe Personalakten 101 und 102) zu be¬ 
gründeten Klagen Anlass giebt. 

Anfang Februar 1891 verklagt er seinen Oberförster direkt 
bei der Regierung wegen Ueberbürdung und bittet um Versetzung, 
während er wissen musste und bisher gewusst hatte, dass ein 
Umgehen seines Vorgesetzten bei diesem Gesuche ganz instruktions¬ 
widrig, und sachlich seine Beschwerde ganz falsch begründet war. 

Anfang Mai 1891 lässt er schon strikte Aufträge und Befehle 
seines Oberförsters unausgeführt, indem er wiederholt sie ganz 
vergisst, Kulturarbeiter Tage lang ohne Aufsicht lässt, und ver¬ 
antwortet sich desswegen in so verworrener Rede, dass die Vor¬ 
gesetzten ihn nicht mehr für ganz geistesgesund zu erachten ver¬ 
mögen. 

Ende Mai 1891 wird er desshalb nach M. versetzt, weil 
gehofft wird, dass der Luft- und Dienstwechsel vortheilhaft auf 
ihn wirken werde. Als er aber im Interesse des Dienstes im 
Herbst 1891 wieder in eine andere Stelle, Abbau Str., versetzt 
worden war, wo er zur Verstärkung des Forstschutzes verwandt 
werden sollte, zeigte es sich, dass von Besserung seiner Leistungs¬ 
fähigkeit keine Rede sein konnte. Trotzdem in der neuen Ober¬ 
försterei ein Bruder von ihm als Sekretär angestellt war, der ihm 
eventuell gern beistand, befriedigten seine Leistungen dort doch 
gleich von vorneherein gar nicht, und blieben dieselben hinter dem 
statthaften Minimum der Forderungen seiner Vorgesetzten allmäh¬ 
lich so weit zurück, dass die Letzteren allzumal im Februar 1892 
bereits die Ansicht gewannen, dass Qu. nicht fähig sei, die ein¬ 
fachsten Bestimmungen richtig auizufassen, vielmehr die einzelnen 
Vorschriften der Instruktionen und Gesetze durcheinander werfe, 
auch renitentes Wesen zur Schau trage und ohne wesentliche 
Schädigung des Staatsinteresses nicht mehr länger dienstlich be¬ 
schäftigt werden könne! 

Um aus all den Verkehrtheiten, welche im Auftreten des 
Qu. bis zum Ende seiner amtlichen Dienstzeit zu Tage traten, 
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nun Einiges anzuführen, sei aus seinen Personalakten Folgendes 
herausgegriffen: 

E 9 kommen ihm wiederholt Holzverabfolgezettel abhanden, 
welche er sorgsam aufzubewahren hatte, um sie jederzeit vorweisen 
zu können und in den fortlaufenden Holzverkäufen stetig Ordnung 
und Richtigkeit zu halten. Einmal, als er sich nun solche Ab¬ 
folgezettel zum Ersatz ausbittet, fügte er 0,50 Mark in Brief¬ 
marken bei. 

Arme Frauen, welche er mit wenigen dünnen trockenen 
Reisern im Walde antrifft, denunzirt er „wegen Holzdiebstahl“, 
bei welchem er sie ertappt habe. 

Auf einen 12jährigen Knaben B., welchen er auf der 
Strasse trifft, wo derselbe seine Nothdurft verrichtet, haut er ganz 
ohne Noth und umbarmherzig ein, lässt ihn auf freiem Felde in 
unpassender Weise sich mit eiskaltem Wasser waschen und 
denunzirt schliesslich den Knaben wegen Unfug. Zu dem in Folge 
dessen angesetzten Termine vor dem Amtsgericht als Zeuge vor¬ 
geladen, w'eigerte er sich zu erscheinen, weil die Ladung dazu 
unter der Adresse: „an den Förster Q.“ erfolgt sei, während er 
Forstaufseher sei. 

Auf Vorhalten seines Vorgesetzten wegen solcher Verkehrt¬ 
heiten, erklärt er, ganz korrekt gehandelt zu haben, und beschwert 
sich bei der Oberbehörde, dass er von seinem Vorgesetzten ganz 
instruktionswidrige Informationen erhielte und geradezu verleitet 
werde, seines Amtes möglichst lax zu walten. 

Zur Verantwortung gezogen und aufgefordert, eine mit ihm 
aufgenommene Verhandlung zu unterschreiben, weigert er sich 
hartnäckig, dieses zu tliun, weil er dies als einer, der das Proto¬ 
koll selbst geschrieben habe, instruktionsmässig nicht tliun könne. 

So kam es denn auch bald, nach seiner Auffassung aber 
natürlich widerrechtlich, dass er von der Königl. Regierung für 
dienstunbrauchbar erklärt, seines Dienstes entlassen, durch Mi- 
nisterial-Verfügung aber unter Fortgewährung seiner Diäten mit 
der Bestimmung bis Ende des Jahres beurlaubt wurde, dass er 
diesen Urlaub zu irgend einer Kur verwenden solle. 

Die Anwendung einer Kur hielt Qu. aber nicht für erforder¬ 
lich. Er kam vielmehr auf den Gedanken, seinen Uebertritt in 
einen anderen Reg. - Bezirk zu bewirken, zugleich auch auf den, 
in den Stand der Ehe zu treten, und sich inzwischen auch um 
vakante Privattörsterstellen zu bewerben. In allen hierauf ab¬ 
zielenden zahlreichen schriftlichen Kundgebungen, welche wie es 
scheint unaufhörlich aufeinander folgten, herrscht zwar eine ge¬ 
wisse äusserliche kaligraphische Formgewandtheit, doch sind sie 
nicht frei von Verstüssen gegen Zeichen- und Rechtschreibelehre, 
und zugleich eben so viele Beweise von gereizter Stimmung und 
geistiger Verwirrtheit. Hier eine kleine wortgetreue Blumenlese 
aus seinen verschiedenen Stielübungen: 

1. Statt zur Verhandlung über seine Entlassung persönlich 
zu erscheinen, richtet er folgendes Schreiben an den Oberförster E.: 

„Kw. Horhwohlgeboron bittu ich gehorsamst auf den, vom 22. d. Mts. er- 
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h&ltenen widersonnigen Befehl, um Zusendung der betreffenden Verfügung von 
der Königl. Regierung zu Cöslin 

Der Forstaufseher (ohne Namen)“ 

2. Aufgefordert, die Verfügung qu. zu lesen und darüber zu 
quittiren, unterschreibt er die ihm auch vorgelegte Empfangs¬ 
quittung mit folgenden Worten: 

„Wegen widersonnigen mündlichen und ungesetzlich nicht dienstlich vor- 
schriftsm&ssigen Befehlen über den Empfang der betreffenden Verfügung vom 
19. Februar nicht quittirt 

# Der Forstaufseher Qu.“ 

3. Eine kurze abschlägige Antwort des ihm unbekannten 
Hülfsjägers R. zu B. über eine vakant gewesene Försterstelle 
erwidert er durch folgendes Marginalschreiben: 

„Auf Dein Erwidern vom 21. d. Mts. theile ich Dir mit, dass Du ebenso 
wenig die Uebertragung der Gemeindeförsterstellen zu verrechnen hast, wie 
meine Privat- und Dienstbriefe zu Unterschlagen, um auf Grund dessen Ur¬ 
kundenfälschungen, Sach beschädigen und unnüthige Portokosten zu verursachen; 
wonach Du Deine Verantwortung nach den gesetzlichen Bestimmen zu machen 
haben wirst! Weil Du es unbefugt und wissentlich, mit Hülfe des Postboten 
ohne Ermächtigung und Berechtigung ausgeübt, vollzogen hast, so bitte ich um 
Rücksendung der einliegenden Marke und den Inhalt des Briefes portofrei an 
die gerichtete Adresse, gelangen zu lassen und mich nicht mit Deinen narrhaften 
Kriminalromanen zu fixiren! Um nicht wegen Gehalts und Sachentschädigung, 
in Konflikt zu gerathen, weil Du Dich beim Uebertragen der Gemeindeförster¬ 
stellen wissentlich verzählt hast. Zeichne mit Postgruss. 

Der Unterlandforstaufseher Qu.“ 

„Sollte mir Deinem Aufträge gemäss keine Gemeindeförsterstelle über¬ 
tragen werden, so bist Du vielleicht so herablassend und beauftragst mich, mit 
einer Schweinehirten-Stelle Deines Oberförsters oder wenn Du einen Vorarbeiter 
oder Holzhauer bei Kulturen oder Hauungen gebrauchst. Zum Aus Rauten der 
Pflanzen und roden der Nadelholzstocke, sowie zum Eintrieb des Weidvieh’s und 
der Schweine, zur Forstbenutzung, Forstschutz und WaMbau ohne Jagdschädigung, 
halte ich mich bestens empfohlen. Erkläre auch, dass ich weder einen Vor- 
schreiber, noch Vormund gebrauche, sondern gern in eigener Person fungire, 
um mein Wohl und das damit verbundene Recht zu erzielen.“ 

Die offene Adresse lautet: 

An 

den Oberlaudjägermeister 
Herrn von R. 

Hochwohlgeboren 

B. 

Reg.-Bez. Tr. 

2. Der gegenwärtige Zustand. 

Körperlicher Befund: Qu. ist 174 cm gross, wiegt 161 
Pfund, ist kräftig und gut genährt. Ausser ganz schwachen Venen¬ 
anschwellungen (Varicen) an den Unterschenkeln ist bei der ge¬ 
wöhnlichen ärztlichen Leibesuntersuchung keine Krankheit an ihm 
zu erkennen. Der Kopf, für gewöhnlich mehr kühl als warm und 
nur nach längeren Gesprächen mit dem Gutachter warm, selbst 
heiss sich anfühlend und im Gesichte geröthet, misst 57 cm im 
Querumfang, über die Unterkieferwinkel und den Scheitel gemessen 
66 cm; er ist somit von regelmässiger ovaler Form. Stirn ziem¬ 
lich hoch und frei. Gesicht beiderseits gleichmäßig, ziemlich voll, 
frisch von Farbe, nirgend unruhig oder zitternd. Augen, Ohren, 
Nase nichts Ungewöhnliches zeigend. Die Zunge an beiden Seiten¬ 
rändern ein bis zwei seichte, narbenlose Zahneindrücke zeigend, 
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ziemlich rein, wird auf Erfordern zwar einigermassen träge, doch 
ohne Zittern und gerade ausgestreckt. Zäpfchen ebenfalls gerade 
stehend, jedoch, wie die ganze Rachenhöhlwand, geröthet aus¬ 
sehend. Stimme mehr leise, als kräftig und laut. 

Arme und Beine, sowie die Hände überall mit normaler Em¬ 
pfindung versehen und ohne Zittern. Die Patellarreflexe (Knie¬ 
phänomen) weder verstärkt noch abgeschwächt. 

Körperlicher Ausdruck des Seelenzustandes: 
Haltung ziemlich stramm, in Kleidung sauber und angemessen, 
Bewegungen mehr langsam als flink, Gang mehr zögernd als eilend. 
Gesichtsausdruck zu verschiedenen Zeiten verschieden: für gewöhn¬ 
lich ruhig und leidenschaftslos, bei Prüfung und Fragen des Gut¬ 
achters etwas erregt; auch der Blick, sonst frei und gelassen, 
bekommt dann etwas ängstlich Lauerndes und verfolgt lebhaft die 
Lippen des Fragers. Die Sprachweise ist zwar deutlich, aber 
meist langsam, mehr leise als laut, bald wie abgebrochen stockend. 

Sämmtliche Leibesverrichtungen, als Schlaf, Appetit und 
Stuhlgang lassen nichts zu wünschen übrig. Der Puls geht ruhig 
und regelmässig, die mittelgrossen Pupillen reagiren weder träge, 
noch gereizt. Subjektive Klagen fehlen durchaus; vielmehr rühmt 
Qu. stets sein Wohlbefinden. 

Seelischer Befund: Rücksichtlich der Gefühle wird 
man sagen können, dass Qu.’s Stimmung für gewöhnlich zwar 
weder trübe oder zornig, noch heiter ist, doch scheint sie auch 
nicht sehr wechselnd zu sein, vielmehr ist sie einigermassen gleich¬ 
gültig und apathisch. Seine Gefühle für die Angehörigen, für 
Religion und überhaupt für das Sittliche sind ihm nicht verloren 
gegangen: geschlechtlichen Exzessen etwa ergeben zu sein, be¬ 
streitet er mit dem Hinweis auf die ihm theuere Bedeutung des 
sechsten Gebotes, und in Frieden mit seinen Geschwistern zu leben, 
scheint ihm offenbar eine heilige Gewohnheit; doch spricht er nicht 
viel darüber. Er ist überhaupt wenig mittheilsam, und selbst zu 
den Vergnügungen, wie zu dem unschuldigen Skatspiel, an welchem 
er früher nicht ungern Theil nahm, und zum Biertrinken, in wel¬ 
chem er es zwar nie zur Virtuosität, doch immerhin bis auf 5 
oder 6 Gläser ohne den geringsten Schaden gebracht hat, hat er 
jetzt weniger Neigung als früher. Dass dies, wie die Angehörigen 
meinen, seinen Missmuth über seine Dienstentlassung etc. zuzu¬ 
schreiben sei, ist wohl zu bezweifeln, da er selbst über diesen 
letzteren Punkt nur auf Befragen spricht, ja über den Ausfall der 
schwebenden Untersuchung mit mehr Gleichmuth, als mit Aerger 
und Verzweiflung sich äussert. Und sogar etwas Hochtrabendes 
und Pathetisches mischt sich in diese Stimmung. Bezeichnend 
hierfür ist Folgendes: Im Wunsche, auch etwas Schriftliches von 
Qu. zu sehen, ersuchte ich ihn, „damit ich nicht so viel zu fragen 
hätte“, mir ein selbst angefertigtes Verzeichniss und eine kurze 
Beschreibung aller Konflikte, welche er in seiner bisherigen Dienst¬ 
zeit erlebt habe, einzusenden. Später, als er das nicht gethan, 
nach dem Grunde dieser Versäumniss gefragt, erklärte er mir, 
„dass, da stets die Oberförster im Unrecht gewesen seien, es ihm 
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Leid thun möchte, wenn die Sachen alle noch an die grosse Glocke 
kämen“. 

Was seine Verstandesthätigkeit anbetrifit, so sei er¬ 
wähnt, dass er aus eigenem Antrieb sehr wenig, fast nur auf 
Fragen spricht; seine Reden sind dann nicht verworren und zu¬ 
sammenhanglos, aber wortkarg und die Folge des schon erwähnten 
Fehlers der Sprechweise manchmal, wenn auch nicht unverständ¬ 
lich, so doch nicht vollständig. 

Auch sein Gedächtniss scheint geschwächt: zwar weiss 
er sich der einzelnen Phasen seiner Kind- und Jugendzeit noch 
ganz gut zu erinnern, auch lass ich’s dahin gestellt sein, ob es 
als Beweis von Vergessenheit angesehen werden kann, dass er auf 
Befragen, ob er in Alt Kr. je Spuckgeschichten erlebt oder ob er 
nicht einmal Jemanden bei einer Reitparthie durchgeprügelt habe, 
schlankweg erklärt, „das weiss ich nicht“; denn es ist möglich, 
dass jene Legenden auf reinen Klatsch beruhen, — aber für die 
Einzelheiten seiner allerletzten Erlebnisse, besonders freilich 
wiederum solcher, welche ihn kompromittiren, fehlt ihm gar oft die 
Erinnerung. Nicht aus Lügenhaftigkeit, sondern weil er die That- 
sache wirklich vergessen hat, leugnet er, dass ihm je Holzabfolge¬ 
scheine verloren gegangen, dass er beleidigende Briefe, besonders 
den an den Htilfsjäger R. zu B. geschrieben habe, und es ist 
auffallend, dass er, aufgefordert irgend eine Auskunft zu geben, 
eehr oft schon unwillkürlich aus der Tasche Papier hervorholt, 
als ob er fühle, wie nöthig er es habe, seinem Gedächtniss zu 
Hülfe zu kommen. 

Mit guten Organen des Gefühls, des Gehörs, des 
Gesichts, des Geruchs und des Geschmacks begabt, 
ist er auch frei von jeder Art Sinnestäuschungen (Halluzinationen) 
im eigentlichen Sinne des Wortes, wenigstens habe ich bei ihm 
vergeblich nach Spuren von solchen gefahndet. Er ist aber auch 
frei, wie schon erwähnt, von irgend einem Krankheitsbewusstsein, 
und auf die einzelnen Vorkommnisse gebracht, welche zu seiner 
Dienstentlassung geführt haben, und um eine Erklärung derselben 
angegangen, bleibt er da, wo er nicht einfach die Thatsache qu. 
bestreitet, dabei stehen, dass er ganz korrekt gehandelt habe. 
So sei er im Falle des Knaben B. als Organ der Staatsanwalt¬ 
schaft zur Anzeige desselben wegen Unfugs durch seine Instruktion 
verpflichtet gewesen; auch in Bezug auf die Diebstahlanzeigen sei 
er im Recht, und er bleibt dabei, dass ihn der Oberförster in N. St. 
durch seine gegenteilige Auffassung zur laxen Ausführung seiner 
Instruktion habe verleiten wollen. Es sei wahr, dass er in Alt- 
Kr., wo er über den Kopf seines Oberförsters weg eine Verände¬ 
rung seiner Dienststellung beantragte (siehe vorher) mit Befehlen 
überbürdet worden wäre und sich deshalb um eine andere Stelle 
beworben habe, weil der Oberförster ihn von der Verfolgung eines 
Liebesprojektes (Heirathsplan’s) abwendig machen wollte. — Ein 
Vergleich dieser Aeusserungen mit dem Inhalt der Akten lehrt, 
dass jene von A bis Z auf ein Verkennen klar liegender Umstände, 
also auf reine Illusionen, nicht Halluzinationen, beruhen, von denen 
Qu. befangen ist. 
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Zur Prüfling seiner intellektuellen Leistungsfähig¬ 
keit gab ich dem Qu. auch einige Aufgaben zu lösen: Additions-, 
Subtraktions- und Divisionsexempel auf, desgleichen liess ich ihn 
mit Dezimalzahlen dividiren, den Kubikinhalt eines Holzhaufens 
von bestimmter Grösse u. s. w. ausrechnen. Die Lösungen waren 
richtig (abgesehen von der Division mit Dezimalzahlen), erforderten 
jedoch ziemlich lange Zeit und schienen ihm recht Mühe zu machen. 

Die Energie und Richtung seines Willens lässt zu wünschen 
übrig. Allerdings scheint Qu. seinen Sinn für Ordnung und Rein¬ 
lichkeit bewahrt zu haben, anderseits Exzessen des Nahrungs- und 
Geschlechtstriebes nicht zu huldigen; aber er giebt sich in auf¬ 
fallendem Masse reinem Nichtsthun hin. In der langen Zeit, 
welche er nun schon bei seinen Brüdern in Qu. und in St. zuge¬ 
bracht, ist die Hülfe, welche er einem derselben bei Heuwerben 
geleistet, das Einzige gewesen, was er an Arbeit geleistet, und 
was er that, als ich bei ihm eintraf, war beidemale gleich Null. 
Dass ich ihn vergeblich bat, mir ein schriftliches Verzeichniss 
aller Konflikte, welche er je gehabt, einzusenden, ist schon er¬ 
wähnt. Dann sandte ich ihm eine Abschrift jenes Briefes, welchen 
er an den Hülfsjäger R. in B. geschrieben und von welchem er 
gar nichts wissen wollte, mit der Bitte um schriftliche Aeusserung 
darüber, ob er einräume, solchen Brief geschrieben zu haben und 
event. wie er dazu gekommen. In beiden Fällen, glaube ich, ant¬ 
wortete er mir aus einfacher Trägheit nicht. 

Krankheitsverlauf: Dieser körperliche und seelische 
Befund scheint zwar wenig Schwankungen zu unterliegen, und es 
hat sich weder in der körperlichen, noch in der seelischen Sphäre 
Art und Charakter der Krankheitserscheinungen vom Beginn der 
Krankheit bis jetzt wesentlich geändert, aber man kann sich des 
Eindrucks nicht erwehren, dass der Grad der Krankheit im, wenn 
auch nur langsamen, so doch stetigen Steigen begriffen ist. Wenn 
dies auch im Einzelnen zu erweisen schon aus dem Grunde fast 
unmöglich wäre, weil zur zweifelsfreien Beurtheilung eines Krank¬ 
heitsverlaufes ein grösserer Umfang von Raum und Zeit der Be¬ 
obachtung gehört,* als hier vorliegt, so können wir das wenigstens 
annehmen, dass im Zustande des Qu. sich weder erhebliche Aende- 
rungen des Krankheitscharakters, noch wahre freie Zwischenräume 
bemerkbar machen. 

II. Gutachten. 

Wenn Jemand, selbst wenn er Arzt ist, diesen Qu. einfach 
sieht, ihn nur oberflächlich beobachtet und zwang- und interesse¬ 
los mit ihm verkehrt, so wird er schwerlich darauf kommen, dass 
derselbe geisteskrank sei; und doch ist dieses der Fall. 

Solches Zusammentreffen darf nicht Wunder nehmen. Ein 
geistiges Leiden, wenn es erst einmal ausgebildet ist, lässt sich 
allerdings meist leichter erkennen, als die meisten körperlichen 
Krankheiten, — nicht aber dann, wenn, wie hier, die Krankheit 
sich erst im Stadium des Anfangs befindet, in welchem der Kranke 
noch zu formalem Denken fähig ist, seine Krankheit zum Theil 
beherrscht und die wesentlichen Krankheitssymptome nur in unbe- 
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wachter Stille ihre Kreise ziehen, wo daher nur gründliches 
Forschen und Beobachten zur Erkenntniss führen kann. Im vor¬ 
liegenden Falle handelt es sich aber nicht allein darum, ob Qu. 
geisteskrank ist und an welcher Geisteskrankheit er leidet, sondern 
es soll zweitens auch festgestellt werden, ob und wann er etwa 
voraussichtlich wieder gesund werden wird und drittens, wie er 
zur Zeit etwa am besten zu behandeln ist. 

Ad 1. Das sub I zusammengestellte thatsächliche Material 
über das geistige Gebühren des Qu. enthält so viele Beweise von 
geistiger Schwäche desselben, dass eine solche gewiss von Niemand 
wird abgeleugnet werden können; es ist aber auch bald zu er¬ 
weisen, dass diese geistige Schwäche nicht etwa noch innerhalb 
der Verstandesgrenzen eines gesunden Durchschnittsmenschen, 
sondern schon entschieden krankhaft ist. Es genügt nicht zum 
Gegenbeweise, dass Qu. noch formell richtig zu denken vermag, 
wie er’s bei kurzen Gesprächen oder bei der Lösung ihm von der 
Lehrlingszeit her eingeprägten Rechenaufgaben bewährt, obschon 
ja festgestellt wurde, dass auch hier sein Denken sich noch lücken¬ 
haft zeigte, — denn formales Denkvermögen findet man oft genug 
auch bei schon vollendetem Wahnsinn; wer allein schon im Stande 
ist, nicht blos ein oder das andere Mal, sondern wiederholt, ja 
anhaltend wiederkehrend so unsinnige Briefe nieder zu schreiben, 
wie Qu., der ist nicht blos dumm, — der ist geisteskrank. — Ein 
solcher Mensch mag noch Verstand haben, aber er kann keinen 
Gebrauch von ihm machen, er gebraucht ihn nicht. Und man 
denke zurück an den oben gezeichneten äusseren Befund: an Qu.’s 
langsamen Gang, an seinen bei der Exploration zu Tage tretenden 
erregten Gesichtsausdruck, dabei seinen lauernden Blick, seine 
langsame und bald abbrechende stockende Sprechweise, dann sein 
wenig mittheilsames apathisches Wesen, seinen gänzlichen Mangel 
an Krankheitsgefühl, die Hartnäckigkeit seines Wahnes, dass er 
seine Dienstinstruktionen besser kenne und verstelle als seine 
Oberen (Illusionen!), seine Vergesslichkeit, sein Missverstehen von 
ganz klaren Aufträgen, seine Gleichgültigkeit und Neigung zum 
Müssiggang, sein auffallendes Vornehmen, in den Stand der Ehe 
zu treten, in einer Zeit, in welcher er drum und dran ist, Alles 
zu verlieren, was zum Lebensunterhalte nöthig ist, wo er auch 
noch gar nicht einmal wissen konnte, jedenfalls noch gar nicht 
wusste, welch ein Mädchen er beglücken solle, endlich den Um¬ 
stand, dass alle diese Merkmale sich bei einem Menschen finden, 
der vielleicht nicht ohne erbliche Belastung (Tuberkulose der 
Mutter) dasteht, und dass sich eben diese Merkmale unvermerkt 
wie sie auftreten, ebenso allmählich, aber stetig deutlicher 
steigern, — so haben wir das nicht zu verkennende Bild einer 
von der Wissenschaft längst anerkannten besonderen Krankheits¬ 
spezies vor uus, nämlich das Bild beginnender Hirnparalyse mit 
Spuren von chronischer Verrücktheit. 

Das Wesentliche dieser Geisteskrankheit ist ein entzündlicher 
Vorgang in zentralen Hirntheilen, welche auf der Höhe der Krank¬ 
heit umfangreiche Lähmungserscheinungen einzelner Nervengebiete 
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(hier anfangend mit Lähmung der Zunge) zur Folge hat und oft 
auch in gleicher Weise den Theil des Gehirns ergreift, welcher 
der Sitz des Ichbewusstseins ist, wodurch dieses aus seiner Sphäre 
gerückt wird und zu wahrem Grössenwahn sich ausbildet, daher 
der Name Verrücktheit. Subjektives Wohlgefühl, wie solches auch 
Qu. zeigt, ist derartigen Kranken eigen, eine wahrhaft himmlische 
Tröstung, welche ihnen zu Theil wird, da es die Regel ist, dass 
sie dennoch frühzeitig, gar häufig durch Tuberkulose, zumal der 
Lungen, zu Grunde gehen. 

Weiter folgt aber daraus, dass ein solcher Kranker unfähig 
und ungeeignet ist, irgend einen verantwortungsvollen Posten, ge¬ 
schweige denn den eines Forstschutz- und Aufsichtsbeamten erfolg¬ 
reich zu verwalten: es besteht niemals Sicherheit, dass er das 
pünktlich, unerinnert und wirklich ausführen werde, was seines 
Amtes ist, — denn er vergisst seine Aufträge; er hat fortdauernd 
Streit mit Allen, welche mit ihm zu thun bekommen, — denn er 
lebt in der steten Illusion, dass er’s tausend Mal besser verstehe 
und mache als alle anderen, zumal als seine Vorgesetzten (Grössen¬ 
wahn), ganz abgesehen davon, dass eine noch weitere und uner¬ 
wartet schnelle Verschlimmerung, ja gemeingefährliche Steigerung 
seiner Krankheit zu befürchten steht. 

Ad 2. So traurig, wie hiernach die Krankheit des Qu. ist, 
so trübe und bedenklich ist auch ihre Vorhersage. Wenn ich so¬ 
eben der Möglichkeit gedacht, dass sich dieselbe verschlimmern, 
ja zum Tode führen werde, so gründet sich dieser Ausspruch nicht 
etwa nur auf wissenschaftliche Forschungen der Gegenwart, 
sondern auch auf der praktischen Erfahrung aller Zeiten, wonach 
oft vollendeter Wahnsinn, tiefste Verblödung und Tod mit solchen 
Krankheitszuständen anfängt, wie sie Qu. darbietet. Damit ist 
aber freilich nicht gesagt, dass ein zweckmässiges ärztliches und 
im breitesten Sinne des Wortes diätetisches Kur verfahren nicht 
sollte im Stande sein, Qu. gerade in diesem Stadium seiner Krank¬ 
heit noch zu bessern, der Verschlimmerung derselben Einhalt zu 
thun, selbst ihn wieder dauernd relativ herzustellen; aber besonders 
der Umstand, dass die ersten Anfänge der Krankheit vielleicht 
weiter zurückliegen dürften, als aus den Akten hervorgellt, dass 
bereits in der Kindheit verdächtige Zeichen zur Erscheinung kamen 
(der Lehrer M. und die Brüder versichern, dass Qu. eine leise 
mangelhafte Sprache, Neigung zum Eigensinn und Ehrgeiz schon 
von jeher habe wahrnehmen lassen), ja schon eine erbliche Prädis¬ 
position zu Tuberkulose hier ihren Eifluss geübt haben mag, nöthigt 
durchaus zur Mahnung, dass jene Hoffnung selbst im günstigsten 
Heilungsfalle sich erst nach Jahr und Tag erfüllen dürfte. 

Ad 3. Und was hat zu geschehen, um wenigstens dies zu 
erreichen? Worin wird die nöthige Kur zu bestehen haben? Es 
kann gewiss erwartet werden, dass die richtige ärztliche und 
diätetische Pflege eines Irren am ehesten und sichersten in einer 
wohlorganisirten Irrenanstalt erfolgen wird; aber es lehrt auch 
wiederum die Erfahrung, dass die Ueberführung eines Kranken in 
eine solche Anstalt dann in hohem Masse bedenklich ist, wenn 
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demselben das formale Denken noch erhalten geblieben ist, und er 
einer solchen Ueberfiihrung in ein Krankenhaus hartnäckigen Wider¬ 
stand entgegensetzt. Wie ja die irrenärztliche Kunst überhaupt 
längst davon abgekommen ist, mit rücksichtslosem Zwange Irre 
zu behandeln, so ist dies namentlich dann nöthig, wenn sie sich 
im Anfangsstadium des Wahnsinns befinden, nicht gemeingefähr¬ 
lich sind und wenn sich ihr Widerwillen dagegen nicht gütlich 
überwinden lässt. 

So verhält sich die Sache mit Qu. Er hält sich zwar 
für gesund, was auf Wahnsinn beruht und worauf daher 
nichts zu geben ist; aber er hat speziell eine grosse ausge¬ 
sprochene Abneigung gegen ein Krankenhaus, und da er zugleich 
keine Yeraulassung bisher gegeben hat zur Befürchtung, dass er 
Andere oder sich selbst gefährlich werden möchte, da er in Frieden 
mit seiner Umgebung, namentlich den Seinigen lebt, so möge er 
im Kreise der letzteren, wo auch eine den Umständen angemessene 
diätetische und kurative ärztliche Pflege immerhin zu ermöglichen 
ist, wenigstens so lange bleiben, als es der weitere Verlauf seiner 
Krankheit gestattet. 

Nach diesen Ausführungen gab icli das von mir verlangte 
Gutachten zusammenfassend dahin ab: 

1. Der Qu. leidet an beginnender Gehirnparalyse mit Spuren 
von Verrücktheit und ist in Folge dieser Krankheit vollständig 
dienstunfähig. 

2. Die genannte Krankheit wird, wenn überhaupt, selbst im 
günstigsten Heilungsfalle erst nach einem Jahre ausheilen. 

3. Zu ihrer Heilung ist es zunächst das Beste, dass er in 

geeigneter Familie und privativer ärztlicher Pflege bleibt. • 

Nachtrag. 

Dieses Gutachten hatte ich am 7. Oktober 1892 an die König¬ 
liche Regierung abgesandt. Bald darauf stellte sich bei Qu. eine 
grössere Geneigtheit ein, sich eventuell in eine Irrenanstalt auf¬ 
nehmen zu lassen, und am 8. Februar ac. musste ich ihm in der 
That auf Wunsch seiner Angehörigen ein ärztliches Attest behufs 
seiner Ueberfiihrung in die Provinzialirrenanstalt zu Lauenburg 
i. P. ausstellen, wo er zur Zeit noch verweilt. Wie eine ein¬ 
gehende Erkundigung bei den Aerzten dieser Anstalt seitens des 
Unterzeichneten bei Gelegenheit einer ärztlichen Versammlung 
dortselbst kürzlich ergab, tritt zur Zeit bei Qu. immer ausgebilde¬ 
terer Grössenwahn mit halluzinatorischer Erregtheit ein, so dass 
sich auch die Prognose mehr und mehr trübe gestaltet. 


Die diesjährige Verhandlung des preussischen Abgeordneten¬ 
hauses Uber den Medizinaletat. 

Die am 13. März d. J. stattgehabte Verhandlung des preussi¬ 
schen Abgeordnetenhauses über den Medizinaletat hat für die 
Apotheker grosse Aufregung ob der drohenden Personalkonzession 
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und für die Medizinalbeamten Vertröstungen auf die Zukunft 
gebracht, die allerdings diesmal etwas hoffnungsvoller lauten als 
früher und insofern von Bedeutung sind, als sie Andeutungen über 
die künftige Stellung der Kreisphysiker enthalten, über die sich 
die Medizinalbeamten sicherlich weit mehr freuen würden, wenn 
sie mit Rücksicht auf die bisherigen Erfahrungen nicht immer 
wieder an das Dichterwort denken müssten: „Die Botschaft höre 
ich wohl, allein mir fehlt der Glaube.“ Unabhängigkeit von der 
Privatpraxis, volle Beamtenstellung der Medizinalbeamten, das sind 
Forderungen, die von jeher als Grundbedingungen jeder Medizinal¬ 
reform von allen betheiligten Kreisen, insbesondere vom preussischen 
Medizinalbeamtenverein gestellt sind. Mit Freuden können wir es 
daher begrüssen, dass der vom Herrn Minister beabsichtigte Ge¬ 
setzentwurf auf diesen Prinzipien ausgearbeitet und dass, bevor 
er an das Staatsministerium gelangt, auGh weiteren Kreisen Ge¬ 
legenheit zur Aeusserung darüber gegeben werden soll. Hoffentlich 
lässt diese Gelegenheit nicht allzulange auf sich warten! 

a. Medizinalreform. 

Abg. Dr. Kruse: M. H.! Ich möchte mir erlauben, bei diesem Titel 
einige Bemerkungen zu machen über die Stellung der Kreisphyaiker und über 
die Nothwendigkeit der Aendenrng ihrer Stellung. Die Sache ist hier schon 
öfter im Hause verhandelt worden, und ich werde kaum im Stande sein, etwas 
Neues über dieselbe zu sagen; aber ich halte es für nothwendig, dass man immer 
wieder darauf zurückkommt, so lange, bis die Angelegenheit auf die eine oder 
andere Weise eine befriedigende Erledigung gefunden hat. 

M. H., es ist von den verschiedenen Seiten des Hauses früher schon nach¬ 
gewiesen, dass ein Bedürfniss nach einer neuen Regelung vorliegt; auch von 
Seiten der Staatsregicrung ist dies durchaus zugestanden worden, und man hätte 
sogar nach den Erörterungen und Aeusserungen der Staatsregierung, die im 
•vergangenen Jahre gefallen sind, erwarten dürfen, dass schon dieses Jahr eine 
entsprechende Qesetzesvorlage kommen würde. Das ist nun allerdings bis jetzt 
nicht der Fall gewesen, und es ist auch kaum wahrscheinlich, dass es im Laufe 
der Session geschehen wird. Indessen, alle Hoffnung gebe ich noch nicht auf; 
ich hoffe, dass es mir ergehen wird, wie es neulich dem verehrten Kollegen 
Dr. Langerhans im Reichstage erging, der auf einem Gebiet, das mit der 
vorliegenden Frage gewissermassen zusammenhängt, in Bezug auf die obligato¬ 
rische Leichenschau, die ganz unerwartete und darum um so erfreulichere Ant¬ 
wort bekam, dass dieser Gegenstand in allernächster Zeit seine gesetzliche 
Regelung finden werde. 

Ich hoffe also immer noch, dass wir über die Stellung der Kreisphysiker 
in dieser Session noch etwas erfahren werden; aber wenn das auch nicht der 
Fall sein sollte, so werde ich nicht, wie einzelne Herren es bei der Berathung 
über die Justizverwaltung oder bei der Bauverwaltung gemacht haben, so weit 
gehen, zu sagen, dass die Medizinalreform ein Stiefkind oder ein Aschenbrödel 
der Verwaltung sei; ich werde nicht einmal von einer Stagnation sprechen, 
obwohl die Sache sich ziemlich lange hinzieht. Ich werde mir nur erlauben, an 
die Königliche Staatsregicrung die Frage zu richten, ob die seit Jahren be¬ 
triebene Sammlung und Sichtung des Materials bald so weit gediehen ist, dass 
wir eine Gesetzesvorlage, betreffend die Kreisphysiker, erwarten dürfen. Ich 
verkenne nicht, dass die Sache ihre Schwierigkeiten hat; aber für sogross halte 
ich sie keineswegs, dass man nicht zu einem Ziele kommen könnte, vor allen 
Dingen dann, wenn man zugiebt, dass die Sache nothwendig ist und im Wesent¬ 
lichen auch keinen Aufschub erleidet. 

M. H., nothwendig ist die Verbesserung der Stellung der Kreisphysiker 
aus dem Grunde, weil sie zur Zeit den grossen Anforderungen, die an sie gestellt 
werden, in ausreichender Weise nicht genügen können, weil sie durch das geringe 
Gehalt wesentlich darauf angewiesen sind, durch die Privatpraxis ihren Lebens¬ 
unterhalt zu erwerben und im Wesentlichen ihre Stellung als Kreisphysiker als 
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Nebenbeschäftigung betrachten mtlssen. Auch ihre Nebeneinnahmen können 
darüber nicht hinweghelfen; sie sind bei den Meisten kaum so gross, dass sie 
ausreichen, damit sich die Herren literarisch und praktisch fortbilden, um in 
ihren Spezialfächern auf dem laufenden zu bleiben. 

M. H., die Thätigkeit der Kreisphysiker liegt im Wesentlichen auf zwei 
Gebieten: auf dem Gebiete der öffentlichen Gesundheitspflege und dem der ge* 
richtlichen Medizin. Was die öffentliche Gesundheitspflege angeht, so ist dies 
ein Gebiet, welches geradezu ein neues ist, welches im Laufe der letzten 20 Jahre 
geschaffen worden ist und allmählich einen solchen Umfang angenommen hat, 
dass es beinahe allein die Thätigkeit eines Mannes ausfüllen kann. Schon immer 
haben die Aerzte das Verlangen gehabt, nicht blos Krankheiten zu heilen, sondern 
ihnen auch vorzubeugen; aber den rechten Weg dazu, namentlich in Bezug auf 
die Volkskrankheiten, haben wir erst in den letzten Jahren gefunden. Wir 
haben gefunden, dass, wenn man die allgemeinen Lebensbedingungen an einem 
Orte ändert, wenn man z. B. den Ort mit gesundem Trinkwasser versieht und 
ihn von allen Abfallstoffen reinigt, die Sterblichkeitsziffer alsbald sinkt; wir 
haben gesehen, dass an Orten, wo der Typhus in hohem Grade herrschte, er 
nach Einführung solcher Massregeln sofort geringer wurde, beinahe ganz ver¬ 
schwand. Diese Erfahrungen haben dahin geführt, dass die Hygiene jetzt ein 
Zweig der Medizin ist, welcher am allereifrigsten angebaut ist, der von Tag zu 
Tag neue Fortschritte macht und neue Früchte bringt. 

Wenn aber Jemand dieses Gebiet in dem Sinne beherrschen soll, dass er 
die wissenschaftlichen Erfahrungen auch in die Praxis überführen kann, wenn 
also der Kreisphysikus im Stande sein soll, neue Einrichtungen für Trinkwasser, 
für die Beseitigung der Abfallstoffe zu begutachten, wenn er die Hygiene der 
Wohnungen, Krankenhäuser, Schulen und anderer öffentlicher Gebäude, ebenso 
auch die Hygiene der gewerblichen Anstalten, die Hygiene der Nahrungs- und 
Genussmittel beurtheilen soll, wenn er beim Ausbruche von Seuchen deren 
Ursache feststellen und die Massregeln gegen ihre Weiterverbreitung anordnen 
soll: so ist es durchaus nothweudig, dass er nicht blos mit der öffentlichen Ge¬ 
sundheitspflege oberflächlich bekannt ist, sondern dass er das ganze Gebiet voll¬ 
ständig beherrscht mit Einschluss der Hülfswissenschaften. Er muss durchaus 
vertraut sein mit der Bakteriologie, ebenso mit der Chemie, sogar mit einem 
Theil der technischen Verhältnisse, soweit sie mit der Hygiene Zusammenhängen. 
Das alles aber ist nicht möglich, wenn jemand nur gelegentlich — möchte ich 
sagen — mit der Sache sich beschäftigen kann und hauptsächlich seine Arbeit 
und seine Zeit auf die Privatpraxis verwenden muss. 

M. H., ich will Sie nicht lauge mit Beispielen aufhalten. Aber wie 
wichtig es ist, dass jemand das Gebiet vollständig beherrscht, werden Sic daraus 
entnehmen, dass der Medizinalbcamte berufen ist, z. B. über die Anlage einer 
Fabrik in sanitärer Hinsicht zu urtheilen. Er muss ferner darüber urtheilen 
können, ob eine Fabrik durch ihre Ausdünstungen, durch ihre Abwässer die 
Gesundheit der Nachbarschaft schädigen kann. Er muss in der Lage sein, die 
Anlage eines Schulgebäudes, eines Krankenhauses, eines Friedhofes in gesund¬ 
heitlicher Beziehung zu begutachten, — kurzum Dinge, die in hervorragender 
Weise in das Interesse des Einzelnen sowohl, als der Gemeinde eingreifen. 

Sie werden aus diesen kurzen Bemerkungen schon entnehmen, wie noth- 
wendig es ist, dass der Pbysikus mehr Zeit für seine amtliche Thätigkeit ge¬ 
winnen muss; dringlich wird die Regelung dieser Angelegenheit aber aus einem 
anderen Grunde. Es liegt dem Reichstage jetzt der Entwurf eines Reichsseuchen¬ 
gesetzes wieder vor, der im vergangenen Jahre nicht zur Verabschiedung kam; 
aber es ist wahrscheinlich, dass die Erinnerung an die grossen Schädeu, die die 
Cholera im Jahre 1892 auf den Verkehr und auf Handel und Gewerbe verursacht 
hat, dazu führen wird, jetzt den Entwurf in seinen wesentlichen Theilen anzu¬ 
nehmen. Wenn das aber der Fall ist, dann erwachsen durch dieses Gesetz eine 
Reihe neuer wichtiger Aufgaben für den Medizinalbeamten. Er hat nicht nur 
beim Ausbruch einer Seuche die Feststellung der Krankheit vorzunehmen und 
die Massregeln gegen die Weiterverbreitnng derselben anzuorducn, sondern in 
seuchenfreien Zeiten eine erhebliche Thätigkeit zu entfalten. Der §. 81 des 
Entwurfs enthält die Bestimmung, dass auch in seuchenfreien Zeiten die sani¬ 
tären Einrichtungen, vor allen Dingen die Einrichtungen für Trink- und üe- 
brauchswasser und die Beseitigung von Abfallstoffen einer fortlaufenden Auf¬ 
sicht unterliegen müssen, und dass die Gemeinden verpflichtet sein sollen, die 
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Vorgefundenen Missstände jeder Zeit zu beseitigen. Es heisst allerdings in dem 
Entwurf: die Aufsicht soll durch Staatsbeamte stattfinden Ich weiss nicht, ob 
man darunter die Medizinalbeamten versteht; aber auf jeden Fall wird die Aus¬ 
führung der erwähnten Massregeln nicht möglich sein, wenn man nicht die 
Medizinalbeamten wesentlich dabei betheiligt. Wenn das der Fall ist, wird es 
für den Kreisphysikus nöthig sein, viel genauer, als es jetzt der Fall ist, die 
sanitären Zustände in seinem Bezirk kennen zu lernen; denn nur dann ist cs 
möglich, die Missstände nicht blos in wirksamer, sondern auch in schonender, 
die Gemeinde nicht zu sehr belästigender Weise abstellen zu lassen. 

Wir sind in Bezug auf die öffentliche Gesundheitspflege in wissenschaft¬ 
licher Beziehung in Deutschland ausserordentlich weit gekommen; wir können 
dreist behaupten, dass Deutschland in dieser Hinsicht die erste Stelle einnimmt, 
auch in Bezug auf die Feststellung der praktischen Massregeln, welche für die 
Hygiene in Frage kommen. Aber die Verwerthung der wissenschaftlichen Er¬ 
folge steht noch in weitem Felde; es sind im ganzen nur einige grosse Städte, 
die si h mit Erfolg die Verwerthung der Erfahrungen der öffentlichen Gesund¬ 
heitspflege zu Nutze gemacht haben, wie Berlin, Danzig und andere, welche 
musterhafte Einrichtungen sich verschafft haben. Aber eine grosse Anzahl von 
grossen Städten und die weitaus überwiegende Zahl der kleineren Städte und 
der Landgemeinden ist in dieser Beziehung noch ausserordentlich zurück. Man 
kann wirklich sagen: da ist der Anfang zu einer Umkehr kaum gemacht. Die 
Regel ist, dass man mit hygienischen Massregeln erst kommt, wenn die aller¬ 
grösste Noth dazu drängt. Wir haben in Hamburg gesehen, von wie schwer¬ 
wiegenden Folgen es gewesen ist, dass man mit Einrichtung der Wasserleitung 
so lange gezögert hat. Darüber ist bei allen Einsichtigen kein Zweifel, dass in 
Hamburg die Seuche nicht entfernt den Umfang angenommen, nicht entfernt die 
grossen Opfer gefordert und ganz gewiss nicht die Schädigung für Handel und 
Verkehr gehabt hätte, wenn man vor dem Ausbruch der Seuche die längst ge¬ 
plante Wasserleitung eingerichtet hätte. Aber in kleinen Orten ist das nicht 
viel anders; es kommt nur nicht so an die Oeffcntlichkeit. In einem kleinen 
Ort bricht der Typhus aus, es wird ein Fall angeraeldet, nach einigen Tagen 
wieder ein Fall, allmählich kommen immer mehr Fälle hinzu; wenn dann die 
Seuche einen gewissen Umfang angenommen hat, so wird der Kreisphysikus 
beauftragt, die Sache zu untersuchen. Denn begiebt er sich an Ort und Stelle 
und findet, dass die Familien, in denen der Typhus ausgebrochen ist, gemein¬ 
schaftlich einen Brunnen benutzen; er findet, dass der Brunnun in der Nähe 
eines Düngerhaufens, eines undichten Aborts liegt; das Wasser wird untersucht 
und erweist sich im höchsten Grade iufizirt; und daun wird der Brunnen ge¬ 
schlossen. Dann trifft thatsächlich das zu, was das Sprüchwort sagt: Der 
Brunnen wird zugedeckt, wenn das Kind hiueingefallen ist. Das sollte anders 
sein; man sollte rechtzeitig überall untersuchen, wo solche Missstände vorhanden 
sind, und auf ihre Abstellung drängen, bevor cs zu solchen schweren Schädigungen 
der Gesundheit, des Lebens und des Wohlstandes kommt. Ich habe keinen 
Zweifel, dass das Reichsseuchengesetz in dieser Hinsicht von rechtem Scgeu 
sein kaum 

Das zweite Gebiet der Thätigkeit des Kreisphysikus ist die gerichtliche 
Medizin. Auch auf diesem Gebiete sind grosse Fortschritte in wissenschaftlicher 
und praktischer Beziehung gemacht, wenn sie auch nicht so in die Augen fallend 
sind, wie es bei der öffentlichen Gesundheitspflege der Fall ist. Auch auf diesem 
Gebiet ist die Thätigkeit des Medizinalbeamten von ausserordentlicher Bedeutung. 
Wenn der beamtete Arzt berufen wird znr Entscheidung über Verletzungen, 
über Arbeitsfähigkeit, zweifelhafte Gesundheitszustände, zur Feststellung gewalt¬ 
samer Todesarten und zu der unter Umständen ausserordentlich schwierigen 
Beurtheiiung der Geisteskrankheiten, so sind das alles Dinge, von denen das 
Wohl und Wehe mancher Menschen für ihre ganze Lebenszeit abhängt. Es ist 
darum nicht allein nöthig, dass der betreffende Arzt sich in diesen Fragen eine 
tüchtige Vorbildung zu eigen gemacht bat, sondern es ist auch nöthig, dass er 
Zeit und Gelegenheit genug hat, sich auf diesem Gebiete fortzubilden. 

Nun, m. H., alle diese Erwägungen führen mich dazu, zu wünschen, dass 
nicht blos das Gehalt der Physiker um einige hundert Mark aufgebcssert werde, 
sondern dass die Stellung der Physiker grundsätzlich geändert werde. Ihre Auf¬ 
gaben haben einen solchen Umfang angenommen, dass sie geradezu spezialistisch 
behandelt werden müssen. 
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Die Fortschritte der Medizin haben dazu geführt, dass es nicht möglich 
ist, dass der Einzelne das ganze Gebiet vollständig beherrschen kann, dass eine 
Reihe von Fächern sich abgesondert haben. Wir haben besondere Aerzte für 
Angen- und Ohrenkrankheiten, für Frauen- und Nervenkrankheiten u. s. w. Und 
diese Theilung der Arbeit hat sich vorzüglich bewährt. In ähnlicher Weise 
muss auch der Kreispbysiker ein Spezialist werden, ein Spezialist für öffentliche 
Gesundheitspflege und für gerichtliche Medizin. Der Kreisphysikus muss ebenso 
wie die anderen Spezialisten von der ärztlichen Thätigkeit in anderen Fächern, 
wenn nicht ganz, so doch so vollständig wie möglich befreit sein. Nun sagt 
man freilich: das geht nicht, er muss mit der gesammten Medizin im Zusammen¬ 
hang bleiben. Das ist allerdings richtig, meine Herren. Aber wenn es für die 
übrigen Spezialisten nicht nothwendig ist, dass sie auf anderen Gebieten als in 
ihren besonderen Fächern beschäftigt sind, dass Bie nur mit den übrigen Gebieten 
der Medizin wissenschaftlich im Zusammenhang zu bleiben brauchen, wenn sie 
ihren Beruf tüchtig ausüben sollen, — ebenso ist es nothwendig, dass der Kreis¬ 
physikus mit allen Fortschritten der Medizin auch im Zusammenhang bleibt; 
aber dass er dabei den ganzen Tag Krankenbesuche macht, das ist ganz gewiss 
nicht erforderlich. Wenn der Kreisphysikus so gestellt ist, dass er auf die 
Privatpraxis verzichten kann, so wird er mit Hülfe seiner Kollegen Gelegenheit 
genug finden, das zu sehen und darüber sich zu unterrichten, was er für seine 
amtliche Thätigkeit nothwendig hält. 

Eins möchte ich zum Schlüsse noch betonen: dass man, wenn man die 
Stellung der Physiker nach meinen Wünschen ändert, auch ihre Befugnisse 
ändern muss. Jetzt ist der Kreisphysikus gewissermassen nur ein Anhängsel 
des Landraths und kommt nicht zu irgend einer wesentlichen Initiative, als auf 
besonderen Auftrag der Behörde. Dass muss meines Erachtens dahin geändert 
werden, dass er in vielen näher zu bestimmenden Fällen selbstständig Vor¬ 
gehen kann. 

Nun wird man allerdigs sagen, m. H., dass die Sache Geld kostet; das ist 
auch richtig, das gebe ich auch zu. Aber ich bin überzeugt, dass auf keinem 
Gebiete das Geld besser angelegt ist als auf diesem Gebiet, dass es auf keinem 
Gebiet bessere Zinsen trägt als hier, wo man bestrebt ist, des Volkes Gesundheit 
und damit die Volkswohlfahrt zu fördern. (Bravo!) 

Ministerialdirektor Dr. v. Bartsch: M. H., die Frage einer Verbesserung 
der Stellung der Physiker im Lande ist ja wiederholt in diesem Hohen Hause 
erörtert worden, und ich kann dem Herrn Vorredner nur aufrichtig dankbar 
sein, dass er sein lebhaftes Interesse für die Medizinalverwaltung dadurch be¬ 
kundet hat, dass er heute diese Frage von Neuem angeregt hat. Diese Frage 
lässt sich aber nicht wohl allein und für sich erörtern, sondern nur im Zu¬ 
sammenhang mit der Medizinalreform. Die Medizinalreform, m. H., bildet fort¬ 
gesetzt einen Gegenstand der ernstesten Sorge für den Herrn Medizinalminister. 
Man kann ja vielleicht zweifelhaft sein, ob der gegenwärtige Moment besonders 
geeignet ist, sie in Angriff zu nehmen. Wie der Herr Vorredner schon erwähnt 
hat, ist das sogenannte Reichsseuchengesetz, das Gesetz zur Bekämpfung ge¬ 
meingefährlicher Krankheiten, nocli nicht verabschiedet; die Finanzlage ist der 
Reform auch nicht besonders förderlich. Trotzdem, m. H., hat es der Herr 
Medizinalminister für seine Pflicht gehalten, diese Materie schon jetzt in Be¬ 
arbeitung zu nehmen. Der Herr Minister hat in seiner Medizinalabtheilung 
gewisse Grundzüge für die Reform aufstellen lassen, und wir sind in diesem 
Augenblick in der ersten Lesung dieser Grundzüge begriffen. Die Sitzungen, 
welche in dieser Beziehung stattfinden, finden statt unter dem persönlichen 
Vorsitz des Herrn Ministers, und wir werden, hoffe ich, nicht allzu lange Zeit 
brauchen, um die Grundzüge in der erforderlichen Weise durchzuarbeiten. Ist 
dieses Ziel erreicht, so wird sich der Herr Minister, wie ich annehme, zunächst 
mit den betheiligten Ressortministern, den Herren Ministern des Innern und 
der Finanzen, in Verbindung setzen, um sich ihrer Zustimmung für die Wege, 
welche die Reform etwa gehen will, zu versichern. Ehe die Angelegenheit in 
weitere Stadien, namentlich an das Königliche Staatsrainisterium gelangt, wird 
der Herr Minister auch weiteren Kreisen diese Grundzüge, und was etwa auf 
diesem Gebiete beabsichtigt wird, zur Prüfung vorlegen, damit man allseitig 
Gelegenheit hat, sich über die Materie auszusprechen und Wünsche nach der 
einen und der anderen Richtung hin zu äussern. 

Es würde ja nun, m. Et, verfrüht und nicht am Platze sein, wenn ich 
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mich heute schon über die Materie selbst eingehender äussern wollte; dazu ist 
sie noch viel zu flüssig und hat noch nicht die nöthige Konsistenz gewonnen. 
Dass aber, glaube ich, steht schon heute zweifellos fest, dass die Reform 
insbesondere bei der Lokalinstanz einzusetzen haben wird, 
bei den Physikern; auch darüber besteht ein Zweifel nicht, 
dass die Stellung der Physiker in ihrer gegenwärtigen Be¬ 
schaffenheit auf die Dauer nicht wohl haltbar ist; denn ein 
nichtpensionsfähiges Gehalt von 900 Mark bietet in der That nicht die nöthige 
Unterlage für eine derartige Stellung, die, wie der Herr Vorredner ganz richtig 
ausgeführt hat, von Jahrzehnt zu Jahrzehnt au Inhalt und Bedeutung gewonnen 
hat. Es ist aber nicht blos ihre finanzielle Lage allein, sondern die ganze Be¬ 
amtenqualität der Physiker wird eine andere werden müssen. Es wird auch die 
Frage der Ausübung der ärztlichen Praxis durch die Physiker in ernste Er¬ 
wägung zu nehmen sein. Der Herr Minister strebt dahin, sie von 
dieser Praxis möglichst unabhängig zu machen und sie her¬ 
auszubilden zu vollen Staatsbeamten, die sich ganz ihrem 
wichtigen Amte widmen können. 

Ich glaube, diese Bemerkungen werden genügen, um Ihnen zu zeigen, dass 
der Herr Minister allen Ernstes dieses Ziel fortgesetzt im Auge hat. Inzwischen 
hat der Herr Minister es aber für nützlich gehalten, sich durch eine Umfrage 
im Lande darüber Gewissheit zu verschaffen, wie denn nun thatsächlich die Ein¬ 
nahmen der Physiker im Einzelnen sich gestalten. Und da gereicht es dem 
Herrn Minister zu grosser Beruhigung, konstatiren zu können, dass die Physiker 
keineswegs auf ihre 900 Mark Gehalt angewiesen sind. Die Nachforschungen 
haben ergeben, dass den Physikern vermöge dieser ihrer Stellung eine Reihe 
von zum Theil recht einträglichen Nebenämtern übertragen sind, ganz abge¬ 
sehen von den Gebühren, die ihnen sonst noch zufliessen, und ich glaube, nicht 
zu viel zu sagen, wenn ich sage, dass diese Nebeneinnahmen mit dem Physikats- 
gehalt sich auf durchschnittlich 2 bis 3000 Mark jährlich bei dem Einzelnen 
belaufen. Das kann man ja auch noch nicht für ausreichend halten; aber es 
gereicht dem Herrn Minister, wie ich schon sagte, doch zur Beruhigung, dass 
hier eine Unterlage gegeben ist, bei der doch nicht unbedingt von einer Noth- 
lage gesprochen werden kann. 

Ich glaube, m. H., bei der Geschäftslage des Hohen Hauses darf ich mich 
auf diese Materie nicht weiter einlassen; ich darf aber versichern, dass der Herr 
Minister nach wie vor das Ziel einer Förderung der Medizinalreform ernstlich 
im Auge behalten wird. 

Abg. v. S c h e n c k e n d o r f: M. H., ich kann dem Herrn Vorredner 
Dr. Kruse auch meinerseits darin zustimmen, dass wir von einer Stagnation 
auf dem Gebiete der öffentlichen Gesundheitspflege sicherlich nicht reden können. 
Ich muss sagen: in den letzten Jahrzehnten sind so viele neue Einrichtungen 
zur Verbesserung der gesundheitlichen Verhältnisse geschaffen worden, um vor¬ 
beugend einzuwirken, um die Seuchen einzudämmen, um auch direkt den gesund¬ 
heitlichen Zustand zu verbessern, dass wir, glaube ich, immerhin mit einer 
grossen Befriedigung iu Deutschland auf diese Fortschritte hinblicken können. 
Ich will die einzelnen Punkte, die der Herr Vorredner nach dieser Richtung 
berührt hat, meinerseits nicht nochmals hervorlieben. Ich kann aber sagen, dass 
nicht in einem gleichen Grade, als diese Einrichtungen und auch der Gesund¬ 
heitszustand fortgeschritten sind, auch die staatliche Organisation der 
öffentlichen Gesundheitspflege gleichen Schritt gehalten hat. 

Wcnu mau einen äusseren Massstab hier zunächst in Anwendung bringen 
will, so ist es der Etat der Medizinalabtheilung. Er betrug im Jahre 1870 
1590000 Mark, im Jahre 1884 1433 000 Mark und im gegenwärtigen Jahre, wie 
Sie sehen, 1933000 Mark In dieser letzten Summe sind ja die 90000 Mark 
für die sauitätspolizeilichen Massregeln in Betreff der Cholera mitenthalten, 
ebenso auch Betrage für eine ganze Anzahl von Einrichtungen, auf die ich im 
Einzelnen nicht eingehen will. Rechneu Sie dazu die Vermehrung der Bevölke¬ 
rung, so ist das allerdings eine durch Jahrzehnte gleichbleibende Summe, die 
einen Zustand darstellt, der in keinem Verhältnis zu den Fortschritten der 
Hygiene steht. 

Ich kann sagen: bei dem Ruf nach einer Medizinalreform muss man, 
wenn man die Geschichte derselben von 1848 ab verfolgt, sich wirklich wundern, 
dass wir auf diesem Gebiete noch nicht weiter sind. Die Staatsregierung hat 
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stets eine wohlwollende Stellung zu dieser Frage genommen; aber, wie schon 
in frflheren Jahren hervorgetreten ist — und das muss ich anerkennen —: die 
Medizinalreform ist eine Finanzfrage. Gewiss werden wir auch 
unsererseits bei der Besprechung dieser Frage die Finanzlage mit in Betracht 
ziehen müssen. Wenn nun der Herr Ministerialdirektor sagte, dass die Medizinal¬ 
reform von dem Herrn Minister jetzt in Angriff genommen sei, so muss ich 
sagen, erfüllt mich dieses Wort bei unserem gegenwärtigen Herrn Minister mit 
grosser Befriedigung; denn ich halte mich davon überzeugt: es sind das nicht 
Worte, sondern es werden Thaten werden. Der Herr Minister hat das auf den 
verschiedensten Gebieten bereits bewiesen, und er wird es auch auf diesem Ge¬ 
biete beweisen. 

Aber ich möchte doch fragen: warum soll denn zunächst die ganze Me¬ 
dizinalreform abgewartet werden, warum nicht, um doch wenigsten vorwärts zu 
kommen, hier stückweise Vorgehen? Ich will wir erlauben, in ganz kurzen 
Strichen das mit Rücksicht auf die öffentliche Gesundheitspflege zu begründen. 
Schon der Herr Vorredner hat ja hervorgehoben, dass die Wirksamkeit der 
Kreismedizinalbeamten, also der Kreisphysiker, eine viel zu gehemmte ist. Es 
fehlt ihnen thatsächlich die Initiative, nnd ich bin der Meinung: nur dann wird 
auch die öffentliche Gesundheitspflege besser und sicherer in ihren Händen sein, 
wenn sie selbstständiger, wenn sie auch mit weiteren Machtbefugnissen ausge¬ 
rüstet werden. Eine solche Befugniss ist ihnen bei den Sanitätsmassregeln für 
die Bekämpfung der Choleragefahr neuerdings zugestanden worden. 

In keiner Weise lässt sieh nachweisen, dass diese Befugniss einen Uebel- 
stand herbeigeführt hätte. Im Gegentheil, die grössere Machtbefugniss, die die 
Kreisphysiker bei der Bekämpfung der Cholera gehabt haben, hat sich vollständig 
bewährt. Ich möchte also in erster Linie den Herrn Minister bitten, diese 
Machtbefugniss in gleicher Weise auf alle Seuchen auszudehnen. 

Heute geht bei Ausbruch von Seuchen, wie der Diphtherie, Scharlach, 
Masern, Pocken u. s. w. die Meldung von der Ortspolizei an die Kreisbehörde 
und den Kreisphysikus. Der letztere hat nun gar nicht das Recht, an Ort und 
Stelle zu gehen; daZü bedarf er des Auftrages. In manchen Fällen wird das 
vielleicht nicht nöthig sein; er wird dann von seinem Hause aus auf die Miss¬ 
stände aufmerksam machen und seine Anordnungen treffen. Aber in anderen 
Fällen wieder ist das nöthig. Mit dieser schriftlichen Anweisung ist zunächst 
seine Wirksamkeit erschöpft. Wird die Sache aber dringlicher, dann berichtet 
das Landrathsamt an die Regierung, und dann erst bekommt der Kreisphysikus 
endlich die Aufforderung, nunmehr an Ort und Stelle die Sache zu untersuchen. 
Dann ist aber oft schon die Epidemie so weit vorgedrungen, dass von einer 
Eindämmung gar nicht mehr die Rede sein kann. Es trifft die Verschuldung 
an einem solchen Verfahren, wie es heute im Grossen und Ganzen noch besteht, 
natürlich nicht die einzelnen Personen im Ministerium, — das ist keine Frage, 
— sondern es ist alte Verwaltungspraxis, die übernommen und bisher innege¬ 
halten ist. Ich habe nur diese Praxis im Auge. Es wäre aber sehr erwünscht, 
wenn der Kreisphysikus nicht erst eines Auftrags bedürfte. Er würde dann mit 
der ausführenden Behörde in engere Verbindung kommen und vielfach auch eine 
direkte Einwirkung ausüben können. Man muss sagen: der Kreisthierarzt hat 
doch, wenn eine Viehseuche ausbricht, eine weit grössere Befugniss von Gesetzes 
wegen als der Kreisphysikur bei einer Menschenepidemie. Das ist doch ein un¬ 
natürliches Verhältniss. 

Dann ist aber ferner, wenn der Kreisphysikus seine Aufgabe in rechter 
Weise erfüllen soll, auch unbedingt nöthig, dass er genau informit ist Uber die 
Zustände und Einrichtungen seines Kreises. Das ist aber jetzt absolut unmög¬ 
lich, da er seine Praxis ausüben muss, er auch hier des besonderen Auftrages 
bedarf. Ja, ich sage sogar: es ist das ihm auch nicht mal möglich, wenn er 
vollständig frei von seiner Privatpraxis wäre, und er die volle Befugniss zum 
Reisen hätte. Eine grosse Anzahl von Kreisen ist so ausgedehnt, und die hier 
zu erfüllenden Aufgaben sind so mannigfaltig, dass er gar nicht in der Lage ist, 
allein sich in regelmässigen Zeitabschnitten hierüber zu informiren. 

M. H., das bringt mich auf eine Frage, die auch in diesem Hohen Hause 
schon des öfteren ventilirt worden ist, nämlich, wie der ärztliche Stand als 
solcher in freiwilliger Mitarbeit für die öffentliche Gesundheitspflege im Kreise 
nutzbar gemacht werden könnte. Wir haben ja die provinziellen Aerztekammern. 
Ja, m. H., die sind selbstverständlich nicht iür eine solche Aufgabe bestimmt; 
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sie haben im Grossen und Ganzen die Aufgabe, als berathendes und begutach¬ 
tendes Sachver8tfindigenkollegium8 für Vorschläge, Anträge, Gesetzentwürfe zu 
fungiren, gewiss auch wohl die eigenen Initiativen zu ergreifen. Es wäre nun 
sehr erwünscht, wenn innerhalb eines jeden Kreises dem Kreisphysikus ein Kon¬ 
silium von Aerzten zur Seite stände, die nun ihrerseits einen Theil dieser Unter¬ 
suchung übernehmen und dann mit dem Kreisphysikus in Verbindung treten zur 
Berathung etwaiger Abhülfemassregeln. Wenn da eine Mitwirkung der Aerzte 
in dieser Weise stattfände, dann, glaube ich, würde eine alte Forderung, die 
hier sehr oft hervorgehoben ist, befriedigt und der Sache der öffentlichen Ge¬ 
sundheitspflege gedient werden. 

M. H., eine solche selbstständige Stellung der Kreismedizinalbeamten ist 
schon lange als eine Nothwendigkeit erkannt worden. Wenn aber das Reichs¬ 
seuchengesetz eingeführt wird, ist eine solche Erweiterung der Machtbefugnis 
eine unbedingte Nothwendigkeit. Hiermit muss aber dann auch eine grundsätz¬ 
liche Aenderung in der äusseren Stellung der Kreisphysiker eintreten, wenn sie 
anders dieser hohen und grossen Aufgabe gewachsen sein sollen. Die gleichen 
Einnahmen für den Kreisphysikus bestehen schon seit 1816 ; seine Stellung ist 
seitdem unverändert geblieben; er erhielt damals 200 Thaler, und diese wurden 
1872 auf 300 Thaler erhöht, was nur der Abnahme des Geldwerthes entspricht. 

Der Herr Regierungskommissar hat nun gesagt, es seien die Einkommens¬ 
verhältnisse der Kreisphysiker untersucht worden, und mancher Kreisphysikus 
habe 2 bis 3000 Mark aus Nebeneinnahmen. Ja, das mag unter Umständen 
richtig sein; aber wir müssen doch immer bedenken, dass dies zu seinem Lebens¬ 
unterhalt nicht hinreicht, dass ein grosser Theil seiner Kraft für die noch noth- 
wendig bleibende Privatpraxis verwendet und er der öffentlichen Aufgabe, die 
er zu erfüllen hat, entzogen wird. 

Nun, m. H., ist von den Herren, die seither hier über diese Frage ge¬ 
sprochen haben, und auch von den Aerzten ausserhalb des Hauses immer die 
Forderung aufgestellt worden, — und auch der Herr Vorredner hat das ausge¬ 
drückt, — dass die Kreisphysiker als Staatsbeamte angestellt und mit Pension 
und Reliktenberechtigung u. s. w. versehen werden sollten# Im Grundgedanken 
stimme ich dieser Forderung zu, aber im Hinblick auf die Finanzlage ist diese 
Forderung eine zu radikale. Sehen Sie sich den Titel 2 des Kapitels 125 an, 
und prüfen Sie die grossen Summen, die dann erforderlich sein würden, so würde 
dieser Etat für Gehalt, Pension und Reliktenversorgung doch sehr erheblich an¬ 
schwellen! Man möge auch bedenken, dass die Forderung seither noch ganz 
unerfüllt geblieben ist. Das kann noch lange so weiter gehen. Diese Schwierig¬ 
keiten, die auf einmal nicht zu überwinden sind, lassen sich aber vielleicht all¬ 
mählich überwinden. Um doch wenigstens endlich vorwärts zu kommen, möchte 
ich das Verfahren empfehlen, wie es bei den Kreisschulinspektoren gchandhabt 
wird. Da giebt es Kreisschulinspektoren im Hauptamt und solche im Nebenamt. 
Ich kann mir sehr wohl denken, dass es Kreise giebt mit ganz einfachen Ver¬ 
hältnissen, wo ein Arzt vorerst auch noch wie jetzt im Nebenamt mit einer 
erhöhten Fuuktionszulage wirken kann. Es giebt aber auf der anderen Seite 
auch wieder grosse Kreise mit sehr schwierigen sanitären Verhältnissen, mit 
grossen gewerblichen Einrichtungen und dergleichen mehr, wo die Schaffung eines 
Hauptamtes nothwendig sein wird. Vielleicht ist die überwiegende Mehrheit 
der Kreise in dieser Lage. M. H., wenn man so allmählich vorgeht, so wird 
doch wenigstens die Sache angeschnitten, und das muss doch endlich geschehen. 
Es ist oft praktischer, weniger zu fordern, aber desto mehr zu erlangen. Die 
blosse Initiative der Kreisphysiker, von der ich vorher sprach, kostet nicht so 
erheblich viel, höchstens Reisekosten und Diäten. Wenn man damit, ferner 
mit der Einrichtung von Stellen im Hauptarnte und gleichzeitig mit der Er¬ 
höhung der Funktiouszulage für die übrigen Stellen im Nebenamte vorgeben 
würde, so wäre solche Summe auch bei der jetzigen Finanzlage nicht uner¬ 
schwinglich, und ich würde empfehlen, dies einmal in eingehendere Erwägung 
zu nehmen. Freilich müsste diesem Vorgehen — und das ist die Hauptsache — 
ein Organisationsplan zu Grunde gelegt werden, der die volle Durchführung 
dieser Reform auf eine bestimmte Reihe von Jahren im Voraus festlegt und 
vertheilt. 

Ich möchte zum Schluss noch eine ganz allgemeine Frage hierbei be¬ 
rühren, nämlich die Ressortstellung der Medizinalabtheilung. M. H., die Medi¬ 
zinalabtheilung ist im Jahre 1849 von dem Polizeiministerium an das Kultus- 
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ministerium übergegangen, wo es ja heute noch ist. Aber bei der Wirksamkeit 
der Kreismedizinalbeamten wirken zwei Ministerien mit, nicht nur das Kultus¬ 
ministerium, sondern vor allem auch das Ministerium des Innern mit seinen 
unteren Instanzen. M. H., die Abtheilung ging damals auf das Kultusministerium 
über, weil die Auffassung herrschend war, dass da, wo die medizinische Erzie¬ 
hung — also die Universitäten und in Verbindung damit die Kliniken — liegt, 
ich sage, dass da auch die Medizinalbeamten ressortiren sollten. Das war in 
den früheren Zeiten mit den einfachen hygienischen Anforderungen gewiss das 
ganz richtige; aber in der heutigen Zeit, wo sich die öffentliche Hygiene in 
so grossartiger Weise entwickelt hat. und wo ihre Anforderungen an den Me¬ 
dizinalbeamten so ausserordentlich gestiegen sind, scheiut mir doch der Augen¬ 
blick gekommen, wo man bei solcher Organisation auch diese Frage wenigstens 
in Erwägung ziehen sollte. Ich schliesse hier mit meinem Urtheil nicht ab; ich 
will durchaus nicht heute schon sagen, die Medizinalabtheilung solle und müsse 
unbedingt zum Ministerium des Innern; aber das Intere se und der Schwerpunkt 
der Thätigkeit der Medizinalabtheilung oder ihrer Beamten liegt doch heute in 
der Verwaltung, besonders doch, da in deren Hände die Ausführung der 
sanitären Massregeln liegt. Ich gebe ja zu, dass die einfache Verlegung der 
Abtheilung zu einem anderen Ministerium noch keine Förderung zur Folge hat, 
die ich vor allem im Auge habe; nur etwa der geschäftliche Verkehr würde 
vereinfacht werden. Ich erinnere die Herren z. B. daran, dass wir die Domänen 
vom Finanzministerium nach dem Landwirthschaftsministerium verlegt haben, 
dass wir die Fach- und Fortbildungsschulen vom Kultusministerium zu dem Han¬ 
delsministerium brachten. Gewiss gehören sie ihren inneren Aufgaben nach 
dorthin; aber dass sie eine besondere Förderung dadurch erfahren hätten, das, 
glaube ich, können wir weder von der Domänenverwaltung noch von den Fach¬ 
schulen behaupten. So liegt die Sache auch hier. Ich erachte das also für eine 
Frage, die bei einer Durchführung der vollen Medizinalreform ernstlich in Frage 
zu ziehen ist; aber für die Vorschläge, die ich hier mache, kann das Kultus¬ 
ministerium ebenso kräftig fördern, wie das Ministerium des Innern. Für 
die Erklärung und die Zusicherung, dass die Reform in die Hand genommen 
werden soll, kann ich nur meine lebhafte Befriedigung aussprechen. Ich halte 
es aber für praktischer, dass man auf Grundlage eines Organisationsplanes all¬ 
mählich vorgehe. 

Ich resümire mich also dahin: man gebe den Kreismedizin&lbeamten eine 
selbstständigere Stellung; man gebe ihnen mehr Befugnisse, mehr Verantwor¬ 
tung, mehr Initiative; man ziehe auch die im Kreise vorhandenen Aerzte mit 
heran zu den Aufgaben der öffentlichen Gesundheitspflege; man führe bei den 
Kreismedizinalbeamten zunächst das gemischte System von Haupt- und Neben¬ 
amt ein und erhöhe die Funktionszulage von 900 Mark für alle Stellen, die 
nicht sogleich in ein Hauptamt uragewandelt werden, oder die überhaupt im 
Nebenamte verbleiben sollen; man ziehe endlich in Erwägung, ob eine Aen- 
derung im Ressortverhältniss oder eine Vereinfachung des Verwaltungsapparats 
erwünscht erscheint. Ich meine, diese Frage hängt aufs Innigste zusammen mit 
der öffentlichen Gesundheitspflege, und ich möchte sagen, dass sie die Beachtung 
des Staates in hohem Grade verdient, da die Erhaltung und Hebung der Volks¬ 
kraft hiermit auf das Engste in Verbindung steht. 

b. Mehrforderung zur Abwendung der Choleragefahr. 

Abg. v. Unruh (Bromberg) will nicht die Nothwendigkeit der zur Ab¬ 
wendung der Choleragefahr in den Etat eingestellten Mehrforderung von 
90000 Mark bestreiten, bei dieser Gelegenheit aber die Prinzipienfrage zum 
Austrage bringen, ob der Staat berechtigt sei, für die Ueberwachung des Fluss¬ 
verkehrs und für die hierbei erforderliche Desinfektion von Schiffen, Flössen, 
Waaren u. s. w. Gebühren zu erheben. Nach seiner Ansicht handele es sich bei 
derartigen Anordnungen um gesundheitspolizeiliche Massnahmen, die nicht zum 
Besten derjenigen Leute erforderlich seien, die gerade überwacht und desinfizirt 
werden müssten, sondern zum Besten der Allgemeinheit und müssten daher auch 
die Kosten vom Polizeifiskus bezw. von den zur Tragung der Polizeikosten ver¬ 
pflichteten Gemeinden getragen werden. Nicht gerechtfertigt sei es ausserdem, 
dass auf der Weichsel derartige Gebühren erhoben seien, auf anderen Flüssen 
dagegen nicht. Jedenfalls sei es aber angezeigt, dass von den Interessenten 
nicht höhere Beträge als die thatsächlich dem Staate erwachsenden Unkosten 
erhoben und ihneu etwaige nicht verbrauchten Beträge zurückgezahlt würden. 
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Geh. Obermedizinalrath Dr. Schönfeld: Der Dispositionsfonds für 
medizinalpolizeiliche Zwecke reicht schon in gewöhnlichen Zeiten, sozusagen 
Friedenszeiten, durchaus nicht aus, um die allergewöhnlichsten Bedürfnisse zu 
decken, den grossen Ansprüchen, die von vielen Seiten herantreten, auch nur in 
knapper Weise zu genügen. Haben wir es mit einem Kampf gegen die Cholera 
zu thun, so bedarf das vollständig neuer Mittel, die aus dem bisherigen Fonds 
nicht genommen werden konnten und können. 

Nun sind ja die Kosten für den Kampf gegen die Cholera durchaus nicht 
vorauszusehen oder wenigstens nur zum allerkleinsten Theil; denn sie richten 
sich einmal danach, ob die Cholera überhaupt in’s Land kommt, und dann da¬ 
nach, wie sie sich verbreitet. Es sind nur gewisse prophylaktische Massnahmen, 
die jetzt schon bei Aufstellung des Etats und auch gegenwärtig vorgesehen 
werden können, welche getroffen werden müssen, und welche Kosten erfordern. 
Dazu gehört vor allen Dingen eine ganz besonders wachsame Hut gegenüber 
der zu besorgenden Einschleppung von Russland aus. ln Russland hat schon 
im vorigen Jahre Cholera, wie ja allbekannt ist, geherrscht, und die Cholera 
ist im Laufe des vorigen Jahres und im Laufe dieses Winters allmählich immer 
näher an die Grenze gekommen. Wir haben namentlich in denjenigen russi¬ 
schen Gouvernements, die der preussischen Grenze nahe liegen, und die in dem 
Stromgebiet der Weichsel, des Niemen und der Warthe liegen, den ganzen 
Winter über Cholera gehabt. Wir müssen uns auch deshalb darauf rüsten, 
gerade hier der Seuche entgegenzutreten. 

Nun sind die Grundsätze für die Massnahmen gegen die Cholera haupt¬ 
sächlich zwei. Der eine ist der, dass der Hauptträger der Cholera der Mensch, 
der lebende Mensch ist; der zweite ist der, dass Aussicht auf Erfolg für den 
Kampf nur dann gegeben ist, wenn der erste Fall der Krankheit sofort erkannt 
wird, so dass der erste Fall sofort isolirt wird, um der weiteren Verbreitung 
der Krankheit vorzubeugen. * Wenn die letztere Massnahme nicht durchgeführt 
werden kann, so können so schwere Epidemien, so schwere Ausbreitungen ent¬ 
stehen, wie wir sie beispielsweise im Beginn des vorigen Jahres, im Januar und 
Februar, in Nietleben, in der Provinzialirrenanstalt gehabt haben, wo es leider 
nicht möglich gewesen ist, sofort den ersten Fall festzustelleu, die Quelle der 
Einschleppung wahrzunehmen, und wo es dann zu einer erheblichen Verbreitung 
gekommen ist, so dass in der Anstalt 122 Erkrankungen vorgekommen sind. 
Dagegen haben sich die Grundsätze da, wo die auf ihnen basirten Massnahmen 
wirklich zur Durchführung gelangen konnten, bisher bewährt, soweit man über¬ 
haupt hier von einem Bewähren sprechen kann. Wir halten uns durchaus davon 
fern, etwa aus dem post hoc aut das propter hoc zu schlossen. Aber, m. H., es 
ist doch wohl eine sehr erfreuliche und bemerkenswerthe Thatsache, dass wir, 
obwohl wir im preussischen Staat im vorigen Jahre 113 Ortschaften gehabt 
haben, in denen Cholera überhaupt vorgekommen ist, doch nur 395 Erkrankungen 
konstatirt sind, und m. H., wenn Sie den Durchschnitt nehmen, die eine Ort¬ 
schaft mit den 122 Erkrankungen abziehon, so stellt sich das Resultat so, dass 
auf den ersten eingeschleppten Fall in jeder einzelnen Ortschaft noch nicht 2 
weitere Erkrankungen kamen, die sich an den ersten Fall anschlossen. Ich 
glaube, dieser Verlauf der Epidemie in Preussen kann uns wohl mit einer 
gewissen Befriedigung erfüllen, und wir können wohl annehmen, dass wir mit 
den beiden Grundsätzen, die den Massnahmen zu Grunde iiegen, auf dem rich¬ 
tigen Wege sind. 

Nun hat sich als einer der gefährlichsten Wege der Verbreitung der 
Cholera gerade der Verkehr auf dem Wasser dargestellt; gerade die Wasser¬ 
strassen sind es, die in den Jahren 1892 und 1893 immer sich als die gefähr¬ 
lichsten Verbreitungswege darstellten. Deshalb wird auch gerade dem Verkehr 
auf den Flüssen, die aus Russland herkommen, eine ganz besondere Fürsorge 
zugewandt. Es ist nicht allein die Weichsel, wie der Herr Abg. v. Unruh 
gemeint hat, auf der besondere Massregeln zu Stande gekommen sind, sondern 
es sind ebenso auf dem Niemen, ebenso auf der Warthe dergleichen Massregeln 
ausgeführt worden, aber lange nicht in dem Umfange ünd auf* dem Niemen auch 
viel später als auf der Weichsel, und es ist deshalb, weil sie eben weit später 
und in geringerem Umfange ausgeführt wurden, von einer Erhebung der Abgaben 
damals abgesehen worden. Der ganze Flossverkehr und der Schifffahrtsverkehr 
war ein minimaler zu jener Zeit und hörte auf, als in den Gebieten des Niemen 
und der Warthe Cholera in etwas grösserem Massstabe vorkam, so dass damals 
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einstweilen von der Erhebung dieser Vergütungen Abstand genommen 
worden ist. 

Es hätte ja in Frage kommen können — und es ist das auch Gegenstand 
von eingehenden Verhandlungen innerhalb der betreffenden Ressortministerien 
gewesen —, ob nicht der Verkehr auf der Weichsel und auf den übrigen Strömen 
überhaupt zu sperren gewesen wäre. Die Gefahr liegt ja hauptsächlich darin, 
dass Personen, die auf einem verseuchten Strom verkehrt haben, über die Grenze 
gelassen werden und dort die Cholera direkt einschleppen können. Dann aber 
liegt eine weitere Gefahr darin, dass diese Personen auch auf den preussischen 
Stromstrecken durch den Genuss des Stromwassers, der einmal in ihren alten 
Lebensgewohnheiten liegt, sich infiziren und die Krankheit auf diese Weise 
weiter verbreiten können. Es ist deshalb nothwendig erschienen, und es hat 
sich dies auch bewährt, dass diese Personen, die über die Grenze auf den 
Strömen kommen, nicht allein beim Eintritt in das Land ärztlich untersucht 
werden, sondern dass sie auch weiterhin alltäglich von den Kontrolstationen 
aus untersucht werden, dass denselben Räumlichkeiten für den Fall ihrer Er¬ 
krankung oder für den Fall, dass sie wegen Choleraverdachts beobachtet werden 
mussten, bereit gestellt werden. Es wurde auch Fürsorge getroffen, dass diesen 
Personen Gelegenheit gegeben wurde, stets auf ihrer ganzen Fahrt nur reines, 
einwandfreies Brunnenwasser zu geniessei). 

Alle diese Dinge haben natürlich bedeutende Geldmittel erfordert, und da 
diese Geldaufwendung hauptsächlich im Interesse der Aufrechterhaltung eines 
gewissen Theils des Handelsverkehrs gemacht wurde, so erschien es auch 
billig, die Bevölkerungskreise, die in erster Linie von der Aufrechterhaltung 
dieses Handelsverkehrs Nutzen hatten, zu einem Beitrag zu den Kosten, die dem 
Staate erwuchsen, herauzuziehen. Diese Heranziehung wird auf dem Niemen 
und auf der Warthe ebenso geschehen, wie auf der Weichsel; wenn in den 
russischen Gebieten des Nieuien und der Warthe Cholera besteht, so wird beab¬ 
sichtigt, auch dort dieselbe Vergütung dafür zu erheben. 

Die Höhe der Vergütung ist ebenfalls Gegenstand eingehender Verhand¬ 
lungen gewesen. Der Staatskommistarius des Stromgebiets der Weichsel ist 
darüber gehört worden, und der hat die Danziger Kaufmannschaft darüber ge¬ 
hört, und diese Faktoren haben sich mit dem Satze, der ungefähr l /* Prozent 
des ausgeführten Holzwertlies entspricht, einverstanden erklärt. Die Broinberger 
Holzinteressenten nicht blos, sondern auch alle diejenigen, die Flösse eingeführt 
haben, haben die Zurückzahlung der im Jahre 189,1 gezahlten Beiträge bean¬ 
tragt; die Sache schwebt eben im Rechtswege, und der Ausgang desselben muss 
abgewartet werden. Um aber allen Zweifeln über die Rechtmässigkeit, der 
Forderung dieser Beiträge aus dem Wege zu gehen, um die Gesetzmässigkeit 
der Erhebung dieser Gebühren ausser aller Frage zu stellen, ist im Kapitel 34 
Titel 5 Nr. 2 eine entsprechende Position eingestellt worden, welche eben einen 
gewissen Beitrag zu denjenigen Kosten, die die Cholerabekämpfung in den an¬ 
geführten Beziehungen erfordert, darstellen soll. 

Abg. v. Unruh erkennt an, dass die Massnahmen, die im Gebiete der 
Weichsel, Warthe u. s. w. getroffen worden sind, als ganz vorzügliche und 
durchaus wirksame die grösste Anerkennung finden müssen, und dass die Getahr 
der Einschleppung der Cholera in jenen Gebieten eine ganz bedeutende sei. 
Aber zur Bekämpfung dieser Gefahr seien seines Erachtens nicht die Interessenten 
heranzuziehen, sondern der Staat, und wenn die dazu vorhandenen Fonds nicht 
ausreichten, so müssten sie entsprechend erhöht werden. Wenn der Mensch der 
Hauptträger des Anateckungsstoffes sei, daun müssten die Passagiere der Eisen¬ 
bahnen an den Grenzen ebenfalls mit einer Gebühr belegt werden und zwar 
um so mehr, da diese den Ansteckungsstoff viel schneller Meilen weit in das 
Land bineintrageu, während die sehr langsam den Strom hinabschwimmenden 
Flösser kaum den hundertsten Theil des Weges in derselben Zeit zurücklegen 
und vor allen Dingen mit einer ganz geringen Anzahl von Orten in Berührung 
kommen. Bei dem jetzigen Verfahren werde die im Osten mühsam empor¬ 
gekommene Holzindustrie in einer ihre Existenz gefährdenden Weise belastet. Er 
könne dasselbe daher nicht für zweckmässig und dem Gesetze entsprechend 
erachten. 

Abg. Gothein beantragt die Zurückweisung der betreffenden Mehr- 
forderung au die Budget - Kommission, damit in derselben die Frage der Ge¬ 
bührenerhebung zunächst noch klar gestellt werde. 
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Kultusminister Dr. Bosse: M. H., dass das etatsmässig zulässig ist, 
darüber kann meines Erachtens gar kein Zweifel sein; ich verweise nur auf 
Artikel 100 der Verfassung: 

„Steuern und Abgaben für die Staatskasse dürfen nur, soweit sie in den 
Staatshaushaltsetat aufgenommen oder durch besondere Gesetze ange¬ 
ordnet sind, erhoben werden.“ 

Das ist die Legitimation dafür, dass in Kapitel 84 Titel 6 der Einnahmen 
diese 30000 Mark eingesetzt worden sind. 

Im Uebrigen, was die Rechtsfrage an betrifft, möchte ich aber darauf 
aufmerksam machen, dass sich die Sache ja im Prozesswege befindet; die Ge¬ 
richte werden darüber erkennen, ob das gesetzmässig ist oder nicht. 

Abg. G o t h e i n hält seinen Antrag aufrecht, besonders mit Rücksicht 
darauf, dass über die Veranlagung der Gebühr nicht das Geringste gesagt sei 
und der Staat dieselbe daher nach Belieben bemessen könne. 

Abg. Dr. V i r c h o w ist erstaunt über die zu Tage getretene Meinungs¬ 
verschiedenheit und bestreitet entschieden, dass Steuern und Zölle einfach in der 
Weise erhoben werden könnten, dass die damit erzielten Einnahmen beliebig in 
den Etat eingestellt werden. Dann könnte man ja auch Masern- oder Diphtherie- 
verdächtige Personen mit einer Steuer belegen. Er stimme mit dem Abg. 
v. Unruh daher überein, dass die hier in Betracht hommenden Massregeln der 
Gesammtheit dienen und nicht im Interesse der Flossführer, sondern des Landes 
angeordnet werden, folglich habe auch der Staat für die Kosten einzutreten. 

Geh. Oberfinanzrath G e r m a r betont demgegenüber, dass es sich hier in 
keiner Weise um Einführung einer neuen Steuer handele, sondern es werde nur 
eine Gebühr erhoben, d. h. also eine Gegenleistung von denjenigen gefordert, in 
deren Interesse und zu deren Gunsten besondere Einrichtungen des Staates er¬ 
folgt seien. Solche Gebühren zu erheben sei die Staatsregierung befugt. Im 
vorliegenden Falle liege die Sache ausserdem so, dass Aufwendungen ungefähr 
in Höhe von 200000 Mark für die Ueberwachung des Verkehrs auf der Weichsel 
aus der Staatskasse stattgefunden hätten, während die Gebühren diese Höhe 
nicht erreichten. 

Abg. Dr. Sattler erkennt die gesetzliche Berechtigung des Staates, der¬ 
artige Gebühren zu erheben, an und bittet, sich über diese Frage nicht weiter 
aufzuregen, sondern die Mehrforderung einfach zu bewilligen. 

Abg. Dr. Virchow kann sich der Ansicht des Regierungskommissars, 
wonach die Schiffer, die Flösser die eigentlichen Interessenten seien, nicht an- 
schliessen; der eigentliche Interessent sei die Bevölkerung des ganzen Hinter¬ 
landes, denn es handele sich darum, die Verbreitung einer Seuche zu hindern. 

Auch im Artikel 100 der preussischen Verfassung stehe nichts davon, dass 
durch den Etat Steuern oder Abgaben auferlegt werden können, sondern es stehe 
nur darin, dass sie erhoben werden können, vorausgesetzt natürlich, dass sie 
schon vorher auf irgend einem anderen legalen Wege festgestellt sind. 

Dieser legale Weg fehle aber hier. Was würde daraus für eine Konse¬ 
quenz folgen, wenn jeder, der verdächtig erscheint, ein Kon tagionsträger zu sein, 
besteuert werden könnte? Redner hält daher eine nochmalige Berathung der 
Budgetkommission über diese Etatsposition für erwünscht. 

Geh. Oberfinanzrath Ger mar betont nochmals den Gebührencharakter 
der von den Flössern auf der Weichsel erhobenen Zahlungen. Denn wo es sich 
darum handele, dass zur Aufrechthaltung des Verkehrs eines Landestheils, 
welcher sonst wegen der damit verbundenen besonderen Gefahr für die gesammte 
Bevölkerung des Staats untersagt werden müsste, und im direkten Interesse 
derjenigen Personen, welche diesen Verkehr betreiben, aus den allgemeinen Staats¬ 
fonds ganz ausserordentlich bedeutende Mittel aufzuweuden, da sei eine Gebühren¬ 
erhebung unbedingt gerechtfertigt. Demgemäss würden auch sonst in weitem 
Umfange diejenigen, in deren Interesse solche Anordnungen getroffen werden, 
zur Deckung eines Theils der damit verbundenen Aufwendungen herangezogen. 
Dieses Gebuhrensystem finde sich nicht nur in der Staatsverwaltung, sondern sei 
in der ganzen Gemeindeverwaltung vertreten. 

Im Uebrigen könne man di# Frage, ob es formell zulässig gewesen ist, 
hier Gebühren zu erheben, der gerichtlichen Entscheidung überlassen, die dem¬ 
nächst zu erwarten stehe, da von verschiedenen Betheiligten Klage gegen den 
Fiskus erhoben sei. 

Nachdem die Abgg. Dr. Sattler, Hansen und Dr. Porsch nochmals 
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empfohlen haben, die Angelegenheit an die Budgetkommission zurückzuweisen. 
macht Abg. Dr. Virchow noch darauf aufmerksam, dass einer derartigen Ge¬ 
bührenerhebung auch der Artikel 54 der Reichsverfassung entgegenstehe, in dem 
ausdrücklich vorgeschrieben sei, dass auf allen natürlichen Wasserstrassen Ab¬ 
gaben nur für die Benutzung besonderer Anstalten, die zur Erleichterung 
des Verkehrs bestimmt sind, erhoben werden und die zur Unter¬ 
haltung und gewöhnlichen Herstellung der Anstalten und Anlagen erforderlichen 
Kosten nicht übersteigen dürfen. 

Im vorliegenden Falle handele es sich aber unzweifelhaft um keine Ein¬ 
richtung, die zur Erleichterung des Verkehrs bestimmt sei, sondern um eine 
solche zum Schutze der Bevölkerung vor ansteckenden Krankheiten, also um 
eine landespolizeiliche. 

Demgegenüber hebt der Geh. Oberfinanzrath Ger mar hervor, dass die 
fragliche Bestimmung der Reichsverfassung die Schilffahrtsabgabe regele, dass 
eine solche aber im vorliegenden Falle nicht in Frage komme. 

Die Etatsposition wird hierauf mit grosser Mehrheit dem Anträge des 
Abg. Gotheim gemäss an die Badgetkommission zurückverwiesen. 

c. Die Geheimmittelfrage. 

Abg. Olzem tritt ebenso wie in früheren Jahren für eine reichsgesetz¬ 
liche Regelung des Geheimmittelwesens ein. Die Regierung habe eine solche 
bereits mehrere Mal versprochen, bis jetzt aber sei alles beim Alten geblieben. 
Das Geheimmittelunwesen habe seine schädliche Ausdehnung hauptsächlich durch 
die Annoncen und Reklamen in der Presse gefunden und könne daher nur durch 
Unterdrückung derartiger betrügerischer Ankündigungen eingeschränkt werden. 
Durch Polizei Verordnungen sei dies aber nicht möglich, ganz abgesehen davon, 
dass die Durchführung derselben der Judikatur grosse Schwierigkeiten mache. 
Am meisten leide die Rheinprovinz in dieser Beziehung. Hier seien noch die 
alten französischen Bestimmungen vom 21. Germinal des Jahres XI und vom 
29. Pluviose des Jahres XIII in Kraft, die für unsere Zeitverhältnisse, insbe¬ 
sondere nicht für unsere jetzige Presse passen; denn dieselben seien in erster 
Linie gegen das Ausschreien und Anpreisen der Charletans auf den Märkten 
gerichtet gewesen. Redner bittet daher, diese alten verrotteten Bestimmungen 
durch Gesetz einfach aufzuheben und damit nicht bis zu einer rcichsgesetzlichen 
Regelung des Geheimmittelwcsens zu warten, die scheinbar noch in weiter 
Ferne liege. 

Ministerialdirektor Dr. v. Bartsch: M. H., gegenüber den Ausführungen 
des Herrn Abg. Olzem kann ich konstatiren, dass nach wie vorbei der Reichs¬ 
regierung die bestimmte Absicht besteht, die Frage der Beseitigung des Geheim- 
mittelunwescns im Wege der Reichsgesetzgebung zu regeln. Die Angelegenheit 
ist aber in der That doch nicht so leicht, wie der verehrte Herr Vorredner dies 
anzunehmen scheint, und die Erwägungen nach dieser Richtung sind jedenfalls 
noch nicht abgeschlossen. Dagegen aber ist der Herr Medizinalminister mit dem 
Herrn Reichskanzler darin einig, dass sich vorläufig wenigstens ein anderer Weg 
finden lässt, der zu dem gleichen Ziele führen kann, nämlich der Weg der Po¬ 
lizeiverordnungen, die nicht blos für eine Provinz, sondern möglichst für alle 
Provinzen unseres preussischen Vaterlandes und auch in anderen Bundesstaaten 
erlassen werden könnten. Nach dieser Richtung hin hat der Herr Medizinal- 
minister dem Herrn Reichskanzler eine Anregung gegeben, welche auch eine 
sehr entgegenkommende Aufnahme gefunden hat, und in diesem Augenblick ver¬ 
handelt der Herr Reichskanzler mit den zumeist betheiligten Bundesregierungen, 
um sic für diesen Gedanken zugänglich zu machen. 

Es besteht also die Absicht, vorbehaltlich der Regelung der Angelegen¬ 
heit durch die Reichsgesetzgebung, Polizeiverordnungen zur Bekämpfung des 
Gcheimmittelunwesens im ganzen deutschen Reiche zu erlassen. Bei der Gele¬ 
genheit wird natürlich auch zu prüfen sein, ob etwa gesetzliche Bestimmungen 
bestehen, welche dem Erlass solcher Polizeiverordnungen widerstreiten würden. 
Natürlich können Polizeiverordnungen nur erlassen werden, wenn gesetzliche Be¬ 
stimmungen nicht entgegenstehen. Es würde zum Erlass von Polizeiverord¬ 
nungen nothwendig sein, dass vorher die auch von dem Herrn Vorredner er¬ 
wähnten, entgegenstehenden gesetzlichen Bestimmungen aufgehoben werden. 
Auch diese Frage wird bei dem eventuell in Aussicht genommenen Erlass von 
Polizeiverordnungen erwogen werden. 
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d. Reform des Apothekenwesens. 

Abg. Jerusalem fragt, in welchem Stadium sich zur Zeit die schon so 
lange in Schwebe befindliche Reform des Apothekenwesens befindet; eine Ant- 
wort auf diese Frage sei nicht allein für die Apotheker, sondern auch für da« 
grosse Publikum erwünscht, da die allgemein verbreitete Annahme, dass eine 
Aenderung des Apothekenwesens eintreten werde, in weiten Kreisen der Be¬ 
völkerung eine Beunruhigung hervorgerufen habe. Er selbst halte den heutigen 
Zustand für einen ganz angemessenen, ja guten, denn er trage weniger dem 
Interesse der Apotheker, als demjenigen des Publikums Rechnung. Durch die 
Aufsichtsmassregeln, welche den Apotheken gegenüber geübt werden, hat das 
Publikum die Sicherheit« dass es eine durchaus angemessene Arznei in guter 
Qualität in der Apotheke erhalte, durch die bestehende Taxe seien auch die 
Preise für die Medikamente durchaus entsprechend und wesentlich billiger als 
in den Ländern, wo die Niederlassungsfreiheit besteht. 

Redner giebt weiterhin seinem Bedauern darüber Ausdruck, dass manche 
Krankenkassen dazu übergegangen seien, ihre Medikamente, soweit diese dem 
freien Verkehr freigegeben sind, aus Drogenhandlungen zu beziehen. Ich halte 
das für durchaus unangemessen. Die Medikamente mögen vielleicht billiger 
sein, aber wie es sich mit der Qualität verhalte, das sei eine andere Frage, 
denn billig bedeute auch meist „schlecht“ oder wenigstens „minder gut“. 
Er erwähnt dann die auf der vorjährigen Hauptversammlung des deutschen 
Apotbekervereins fast einstimmig angenommenen Beschlüsse über die Re¬ 
gelung des Apothekenwesens und weist schliesslich darauf hin, dass, wenn 
man vielleicht dazu übergehen wolle, eine rein persönliche Konzession auch für 
die heutigen Besitzer einzuführen, dies eine übergrosse Schädigung des Ver¬ 
mögens der Interessenten und eine bedeutende Vermindernng unseres Na¬ 
tionalvermögens im Gefolge haben würde. Dieser Gesichtspunkt dürfe daher 
bei der in Aussicht genommenen Reform nicht ausser Betracht gelassen werden. 

Kultusminister Dr. Bosse: M. H., ich bin sehr dankbar dafür, dass ich 
Gelegenheit habe, die Auskunft, die der geehrte Herr Vorredner verlangt hat, 
hier zu geben. Ich kann cs nur mit Genugthuung begrüssen, dass der Herr 
Vorredner den guten Zustand unserer Apotheken und die vorzügliche Qualität 
der darin verkauften Arzneiwaaren anerkannt hat. Es wird das wesentlich der 
strengen und unparteiischen Aufsicht zuzuschreiben sein, welche in den Apotheken 
geführt wird. Nichtsdestoweniger unterliegt es keinem Zweifel, dass auf dem 
Gebiete des Apothekenwesens ganz überaus grosse Uebelstände herrschen. Das 
Konzessionswesen hat dahin geführt, dass die Konzessionen in einer ganz unver- 
hältnissmässigcn Weise ausgebeutet sind; es ist der berüchtigte Apothenschacher 
eingetreten; es sind dabei eine ganze Menge Werthe in einer ganz unverhält- 
nissmässigen Weise in die Höhe getrieben, es sind andere Leute mit diesen 
Werthen angeführt worden, — kurz, es sind da Uebelstände eingetreten, die in 
wirtschaftlicher Beziehung und auch vom Standpunkte der Medizinalpolizei aus 
durchaus eine anderweitige Regelung notwendig machen. Mit Rücksicht auf 
diese Dinge habe ich im Medizinalministerium denEntwurf eines 
neuen Apothekengesetzes ausarbeiten lassen, und dieser Ent¬ 
wurf beruht auf dem Grundsätze der PerBO nalkonzession, frei¬ 
lich mit sehr ausgiebigen Uebergangsbestimmungen, um die Werthe, die jetzt 
in den Apotheken angelegt sind, nicht etwa mit einem Male zu verkürzen und 
damit die Schädigung unseres National Wohlstandes herbeizuführen, von der der 
Herr Vorredner mit vollem Recht gesprochen hat. Es sind das sehr schwierige 
wirtschaftliche und auch polizeiliche und technische Fragen; icb glaube aber, 
dass sie jetzt einer gedeihlichen Lösung entgegengehen werden. Nicht für die 
Einzelheiten dieses Entwurfs, wohl aber für das Hauptprinzip, von dem ich eben 
gesprochen habe, habe ich auch die Zustimmung des Königlichcu Staatsmini¬ 
steriums erlangt, und wir haben jetzt den Entwurf an den Herrn Reichskanzler 
gelangen lassen mit dem Ersuchen, die Regierungen wenigstens der grösseren 
deutschen Bundesstaaten nunmehr über die Grundzüge dieses Entwurfs zu hören. 
Die Antworten sind noch nicht eingegangen; ich glaube aber, die Sache ist jetzt 
dem Abschlüsse nabe, und ich hoffe, ich werde bald dahin kommen, Ihnen mit¬ 
theilen zu können, — Sic werden es auch sehen bei den Verhandlungen im 
Reiche, — dass wir diese Dinge einer gedeihlichen Entwickelung entgegenfuhren; 
denn so, wie die Dinge jetzt sind, können sie unmöglich bleiben. Ich will nur 
bemerken: ich glaube, dass der Weg, den wir beschritten haben, ein richtiger 
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ist; denn im Wesentlichen ist auch schon jetzt unser derzeitiger Zustand ein 
Zugangsweg zu der Lösung der Frage durch die reine Personalkonzession. 

So liegt die Sache, und ich hoffe, sie wird zum Segen nicht nur des 
Arznei kaufenden Publikums, sondern auch so, dass die Apotheker dabei bestehen 
können, gelöst werden (Bravo!). 

Abg. Dr. Lotichius richtet an den Kultusminister die Bitte, doch dafür 
sorgen zu wollen, dass in solchen Gegenden, wo ein Bedörfniss vorliege, soge¬ 
nannte Filialapotheken gegründet werden können. Er erwähnt dabei einen 
Spezialfall und spricht die Erwartung aus, dass, nachdem sich die Gemeinde be¬ 
reit erklärt habe, die nothwendige finanzielle Garantie zu gewähren, auch die 
Genehmigung zur Errichtung der Filiale ertheilt werde. 

Ministerialdirektor Dr. v. Bartsch: M. H., der Herr Medizinalminister 
steht im Allgemeinen auf den Standpunkt, dass er im ganzen Lande dafür sorgt, 
dass die’ Bedürfnisse des arzneisuchenden Publikums überall nach Möglichkeit 
befriedigt werden, und von diesem Standpunkt aus ist auch der von dem Herrn 
Vorredner erwähnte Fall, der hier nicht unbekannt ist, behandelt worden. 

Das Projekt der Errichtung einer Filialapotheke zu Strüth im Kreise St. 
Goarshausen ist bereits in den Jahren 1885, 1889 und 1898 eingehend erörtert 
worden. Es war bisher aber nicht möglich, den Wünschen der Betheiligten 
nachzukommen, weil die Ermittelungen ergeben haben, dass die Filialapotheke, 
wenn sie errichtet wäre, unzweifelhaft mit einer ganz erheblichen Unterbilanz 
gewirthschaftet haben würde. In Folge dessen hat man sich an die betheiligte 
Gemeinde gewandt, nm sie zu veranlassen, einen entsprechenden jährlichen Bei¬ 
trag ihrerteits zu leisten. Dieser Beitrag — er war in der Höhe von 150 Mark 
jährlich in Aussicht gestellt — ist indessen nicht für ausreichend erachtet 
worden, und es hat daher die Errichtung einer Filialapotheke in Strüth bis jetzt 
nicht genehmigt werden können. Nun geht in diesem Augenblick dem Herrn 
Medizinalminister eiu Bericht des Herrn Oberpräsidenten zu, aus dem sich er- 
giebt, dass die betreffende Gemeinde jetzt bereit ist, einen Zuschuss von jähr¬ 
lich 400 Mark zu gewähren, und es ist nunmehr der Weg gefunden, auf dem 
die Sache erledigt werden kann. 

Unter diesen Umständen bin ich von dem Herrn Minister beauftragt, dem 
Herrn Abgeordneten zu erklären, dass die Angelegenheit in Bälde nach seinen 
und den Wünschen der Betheiligten geregelt werden wird. 
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Der von der preussischen Regierung gestellte Antrag, für die zum Ein¬ 
tritt in die pharmazeutische, thier- und zahnärztliche Laufbahn 
nothwendige Schulbildung gewisse herabmindernde Vorschriften zu erlassen, 
(bei den Apothekern sollte z. B. auch das Zeugniss einer lateinlosen Lehranstalt 
genügen, wenn nebenbei Gymnasialquartaner-Bildung im Lateinischen nach¬ 
gewiesen würde) ist in mehreren Bundesstaaten auf heftigen Widerstand ge- 
stossen. In Folge dessen haben jetzt die betheiligten Ministerien, von denen der 
betreffende Antrag angeregt worden ist, beim preussischen Staatsministeriura 
beantragt, ihn mit Rücksicht auf die Stimmung im Reiche zurttckzuziehen. Es 
wird also mit der Vorbildung für Apotheker, Zahn- und Thierärzte Alles beim 
Alten bleiben. 


Die mit dem XI. internationalen medizinischen Kongress ver¬ 
bundene Ausstellung für Medizin und Hygiene ist am 28. März eröffnet 
worden. Besonders reich beschickt sind die Abtheilungen für Bakteriologie und 
Mikroskopie, die Apparate für Dcsinflzirung und StcrUisirung, für die Gesund¬ 
heitspflege in Städten und auf dem Lande, sowie die Modelle der Tragbahren 
und die Modelle von Militärhospitälern, unter denen namentlich diejenigen 
Deutschlands sehr bemerkt wurden. Deutschland nimmt in der Ausstellung 
den ersten Platz ein, seine Ausstellungsgegenstände füllen zwei von dem Kaiser¬ 
lichen Gesundheitsamt uuter Leitung des Regierungsraths Dr. Petri 
eingerichtete Säle. Das Kaiserliche Gesundheitsamt wird übrigens Auf dem 
Kongresse nicht durch den obengenannten Herrn, wie dies in voriger Nummer 
irrthünJicLcr WeLc angegeben war, sondern durch den Direktor Dr. Köhler 
vertreten werden. 
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Die Eröffnung des Kongresses hat programmmäßig am 29. März, Vor¬ 
mittags lü'/i Uhr, in Gegenwart des Königs und der Königin im Costanzi- 
Theater stattgefunden. Alle Minister, das diplomatische Korps und die höheren 
Staatsbeamten, Vertreter des Parlaments und des Stadtraths, die auswärtigen 
Delegirten und Tausende von Kongressmitgliedern hatten sich eingefunden. Die 
Eröffnungsrede wurde von dem Ministerpräsidenten Crispi in italienischer 
Sprache gehalten. Dieselbe hatte etwa folgenden Inhalt: „Italien entbietet 
Ihnen durch mich seinen herzlichen Gruss. Für Italien ist es ein grosses Glitck, 
in der Hauptstadt des Königreiches Männern von solchem Wissen und solcher 
Erfahrung, wie sic hier versammelt sind, Gastfreundschaft zu gewähren. Die 
Wissenschaft des Lebens, welche sie pflegen und deren Apostel Sie sind, er¬ 
wartet von Ihnen neue Eroberungen. Ihre Mission strebt das Heil der Menschheit 
auf zwei Wegen an: sic sucht auf dem einen dem Uebel vorzubeugen, auf dem 
anderen das vorhandeno Uebel zu beseitigen. Sie beugen durch die Hygiene 
vor, welche die Gesundheit der Menschen beschützt, indem sie die Luft und den 
Boden von Krankheitsstofi'en befreit, Sie beheben die Uebel durch heilende und 
wiederherstellende Mittel. Dank ihrer Thätigkeit blühen vordem ungesunde 
Städte wieder auf, werden aus nur zum Nachtheile der Bevölkerung bewohnbaren 
Landstrichen fruchtbare Gärten. Ihr Wort wird hier mit sympathischer Auf¬ 
merksamkeit verfolgt werden. In Rom, der Weltstadt, deren Bürger wir Alle 
sind, werden Sie ein gemeinsames Vaterland linden. Rom, die Mutter Aller, 
gab der antiken Welt mit der Givilisation zugleich das Recht, von Rom wird 
heute gleichfalls, Dank Ihren Bemühungen, «las fruchtbare Wort des Friedens 
ausgehen, des Friedens, der die Nothwendigkeit und die Hoffnung der modernen 
Welt ist. Dieser Friede wird durch den gegenwärtigen allgemeinen Kongress 
gesichert werden, denn der Kongress ist das Symbol der Brüderlichkeit und der 
Solidarität der Nationen. In diesem Vertrauen lade ich Sie ein, Ihre Arbeiten 
unter den Auspicien des Königs von Italien zu beginnen.“ 

Die Rede wurde mit begeisterten Rufen aufgenommen. Hierauf hielt der 
Unterrichtsminister Baccelli die Begrüßungsrede in italienischer Sprache. 
Der Bürgermeister von Rom, Fürst Ruspoli, sprach im Namen der Stadt, Pro¬ 
fessor Dr. Virchow begrüsste in italienischer Sprache Namens des letzten, in 
Berlin abgehaltenen Kongresses den König und die Königin; die offiziellen De¬ 
legirten hielten Ansprachen Namens ihrer Regierungen. Sodann wurde auf An¬ 
trag Virchow’s der gegenwärtige Vorstand des Organisationscomites zum de¬ 
finitiven Büreau gewählt. Nachdem der Unterrichtsminister Baccelli durch 
Zuruf zum Präsidenten des Kongreßes gewählt worden war, erklärte derselbe 
Namens des Königs den XL internationalen medizinischen Kongress für eröffnet. 
Schliesslich wurden alle ausländischen Delegirten dem König und der Königin 
vorgestellt. _ 


Eingesandt. Rabbi Ben Akiba mag Recht haben, dass nichts Neues 
unter der Sonne geschehe. Den Betheiligten bei dem nachfolgenden Yorkomm- 
niß geschah jedenfalls etwas Neues. Eine Zweitgebärende kam zum 2. Male 
unehelich nieder und die herbeigerufene Hebamme, welche das Kind im Zusam¬ 
menhang mit der Nachgeburt auf der Erde liegeud fand, erstattete Anzeige. 
Der Amtsvorsteher ließ infolgedessen durch den Ortsvorsteher einen jungen 
praktischen Arzt mit der Untersuchung des Kindes beauftragen. Dies geschah 
und letzterer gab seiner Ansicht Ausdruck, dass das Kind gelebt habe. Infolge- 
deßen wurde von der Staatsanwaltschaft die legale Obduktion angeorduet. 

Waren die Obduzenten schon überrascht darüber, dass der betr. Arzt mit 
Sicherheit das Leben festgestellt haben wollte, so wuchs ihr Erstaunen noch 
mehr, als die Leiche vorgelegt wurde. Der erste Gutachter hatte einfach die 
Brust- uud Bauchhöhle geöffnet, ohne Unterbindung der Luftröhre die rechte 
Lunge herausgeschnitten und auf ihre Schwimmfähigkeit geprüft, dio beiden Herz¬ 
kammern von den Vorhöfen abgeschnitten und hierbei die grossen Get'ässe zerstört. 

Wenn auch nachzuweiseu war, dass das Kind gelebt hatte, so konnte 
doch über die Todesursache kein Gutachten mehr abgegeben werden. 

Als Entschuldigung für sein Verfahren gab der Arzt dem Richter an: 
„Ich bin mit der Untersuchung vom Ortsschulzen beauftragt worden und die 
habe ich ansgeführt. Dass ich die Leiche nicht öffnen darf, wusste ich nicht, 
ist mir auch nicht auf der Universität gelehrt worden.“ _ 

Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. M<‘d.-Rath i. Minden i. \V. 

J. C. C. Bruns, Buchdruckers!, Minden. 
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Choleraerkrankungen in der Stadt Neuss im Jahre 1893. 

Von Sanit&ts - Rath Dr. Schrnff, Kreisphysikus des Kreises Neuss. 

Im Herbst 1893 wurden 4 Cholerafälle auf Schiffen, welche 
in dem hiesigen Erftkanale angelegt hatten, beobachtet und halte 
ich es für zweckmässig, die Massnahmen, welche gegen die Weiter¬ 
verbreitung der Krankheitsfälle ergriffen worden sind, und welche 
sich als zweckmässig erwiesen haben, eingehend mitzutheilen, da 
ich annehmen möchte, dass mancher der Kollegen, wenn ihm plötz¬ 
lich ein Cholerafall in den Kreis geschleppt wird, gerne einmal 
nachschlagen möchte, was Andere in einem ähnlichen Falle ge- 
than haben. 

Ich will deshalb die getroffenen Massnahmen für jeden ein¬ 
zelnen Fall einzeln mittheilen, wenn auch dadurch meine Dar¬ 
stellung 'etwas schleppend und ausgedehnt werden sollte. 

Zunächst führe ich an, dass die Stadt Neuss durch einen 
etwa 3 km langen Kanal, welcher von der Erft sein Wasser erhält 
und dadurch Erftkanal genannt wird, mit dem Rheine verbunden 
ist. Durch diesen Erftkanal können grössere Rheinschiffe bis zur 
Stadt Neuss gelangen, um dort entladen zu werden. Da in Neuss 
namentlich die Mühlenindustrie, sowohl Getreide- wie Oelmühlen, 
stark vertreten ist, werden besonders Getreide und Oelsaat nach 
hier transportirt. Ausserdem Guano, Baumwolle, Salz etc. Die 
Güter kommen meistens aus Holland und Belgien, speziell aus 
Rotterdam, Amsterdam und Antwerpen. 

Am 23. August gegen Mittag theilte mir Dr. Siepen von 
hier mit, dass er auf dem Schiffe „Maria“ (Eigentümer de Ryck), 
welches im hiesigen Erftkanale bereits am 11. August eingelaufen 
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und am 7. August von Rotterdam abgefahren war, einen cholera¬ 
verdächtigen Erkrankungsfall des Schiffsknechtes G. Bosch vor¬ 
gefunden. Am Tage vorher wäre er zu demselben Schilfe gerufen 
worden zu einer Tochter des Besitzers, Maria de Ryck, 24 Jahre 
alt. Er habe dieselbe sterbend vorgefunden und hätten die Eltern 
derselben ihm angegeben, dass dieselbe an einem Herzfehler ge¬ 
litten habe und plötzlich gelähmt worden sei. Nach diesem neuen 
Erkrankungsfall erscheine ihm auch dieser Todesfall cholera¬ 
verdächtig. 

Ich besuchte den Schilfsknecht Bosch. Derselbe zeigte 
stark eingefallene Augen; Hände und Füsse waren bläulich ge¬ 
färbt und fühlten sich kalt an, der Puls war sehr klein und be¬ 
schleunigt. Der Kranke, apathisch, erbrach sich in meiner Gegen¬ 
wart mehrmals und entleerte die Stühle unwillkürlich, so dass 
sein ganzes Bett mit dünnflüssigen Stühlen beschmutzt war. Der 
Knecht war in der Nacht vom 22. auf den 23. August erkrankt. 
Von den auf dem Bette des p. Bosch befindlichen Stuhlent¬ 
leerungen nahm ich einen Theil in einem Gläschen mit mir zur 
bakteriologischen Untersuchung. 

Die Leiche der am 22. August, Abends, verstorbenen Maria 
de Ryck war noch auf dem Schiffe. Dieselbe zeigte stark ein¬ 
gesunkene Augen und eine starke Blaufärbung an den Händen 
und Füssen. 

Auf Grund dieser Wahrnehmungen musste ich beide Erkran¬ 
kungsfälle für choleraverdächtig halten. Ich begab mich zum 
Polizeiamte und ordnete an: 

1. das Schiff „Maria“, welches dicht neben einem anderen 
Schiffe lag, ganz zu separiren, 

2. auf dem Schiffe eine Polizeiwache einzurichten, damit das 
Schiff weder von den Insassen verlassen, noch von anderen Per¬ 
sonen betreten werden könne, 

3. den Erkrankten nach dem Epidemienhause überzuführen, 

4. die Leiche in ein mit Chlorkalk durchtränktes Leinentuch 
einzusclilagen, dann in den Sarg zu legen und nach dem Leichen¬ 
hause zi^ transportiren, 

5. die Schiffsräume unter Aufsicht des Dr. Siepen. welcher 
von mir mit Instruktion versehen worden war, zu desinnziren. 

Am Nachmittage legte ich zunächst aus den Faeces des 
Bosch Plattenkulturen an und machte Ausstrichpräparate, welche 
ich mit Fuchsin färbte, diese zeigten zahlreiche gekrümmte 
Bazillen. Sodann obduzirte ich die Leiche der Maria de Ryck. 
Die Obduktion ergab im Wesentlichen folgenden Befund: 

Leichenstarre stark vorhanden. Augen tiefliegend, Fingerspitzen blau 
gefärbt, ebenso die Füsse, Unterschenkel und Rücken. Aus der Mundhöhle 
crgiesst sich kein Inhalt. Dünndärme stark injizirt, äussere Seite derselben mit 
einem klebrigen Schleim bedeckt. Im Mesenterium starker Blutgehalt in den 
Gelassen, Mesenterialdrüsen nicht vergrössert. Darminhalt röthlich gefärbter 
Schleim. Schleimhaut gewulstet, einzelne Parthien zeigen stark injizirte Gefässe. 
Peyer’schc Placques nicht vergrössert. Dickdärme injizirt, enthalten nur 
dünne mchlsuppcnartige Massen. Nierenkapsel löste sich leicht ab, einzelne 
Parthien staik hyperämiseh. Magen aufgetrieben, enthält viel Gase, Schleimhaut 
blass, grünlich gefärbter flüssiger Inhalt. Am Herz zeigten sich unter dem 
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Pericardium zahlreiche Eccbymosen, im rechten Ventrikel starkes Speckhaut¬ 
gerinnsel, eben so links; Klappen normal. 

Ich sandte Abends drei Darmschlingen der obduzirten Leiche 
an das bakteriologische Institut zu Händen des Herrn Professor 
Dr. Doenitz in Bonn durch Eilboten zu bestellen. 

An demselben Abend legte ich aus einer vierten der Leiche 
entnommenen Darmschlinge Plattenkulturen an. Am Morgen des 
24. August zeigten die aus den Faeces des p. Bosch angelegten 
Plattenkulturen charakteristische Cholerakolonien, so dass ich dem 
Herrn Regierungs-Präsidenten, dem Landrathsamte und dem 
Bürgermeisteramte Mittheilung machen konnte, dass Cholera asiatica 
vorliege. Bereits um 8 Uhr hatte ich dann eine Konferenz mit 
dem Herrn Landrathe und mit dem Polizei - Inspektor der Stadt 
Neuss, in welcher beschlossen wurde: 

1. baldigst die Revision sämmtlicher im Erftkanal liegenden 
Schiffe vornehmen zu lassen, 

2. die Insassen des verseuchten Schiffes in einem noch aus¬ 
zusuchenden Beobachtungshause 5 Tage lang unterzubringen, 

3. durch die Polizeibehörde Nachforschungen anstellen zu 
lassen, in welchen Häusern die Erkrankten verkehrt hatten, und 
diese Häuser genauer auf Krankheitsfälle zu beobachten, 

4. die Sanitätskommission auf 12 Uhr Mittags zur Berathung 
zusammen zu berufen. 

Ich besuchte sodann das infizirte Schiff und überzeugte mich 
davon, dass die Desinfektion der Räume vorschriftsmässig ausge¬ 
führt worden war. Sodann ging ich zum Bürgermeisteramte und 
suchte mit dem stellvertretenden Beigeordneten ein passendes 
Quarantäne - Haus aus. Wir entschlossen uns für ein auf der 
Neusser Wiese ganz allein gelegenes Haus, welches der Stadt 
Neuss gehörte und leicht freigemacht werden konnte. In dieses 
Haus sollten die übrigen Schiffsbewohner gebracht und dort 5 Tage 
in Quarantäne unter Aufsicht eines Polizeibeamten, welcher dort 
eine Stube angewiesen erhielt, behalten werden. 

Unterdessen traf auf dem Bürgermeisteramte eine Depesche 
des Herrn Regierungspräsidenten ein, dahin gehend, dass nach 
12 Uhr ein Regierungs - Kommissar hier eintreffen werde. 

Gleichzeitig meldete Herr Dr. Siepen, welcher bereits mit 
Revision der Schiffe beschäftigt war, dass er auf dem Schiffe 
„Zwei Gebrüder“ den Schiffsknecht Fr. Bolley choleraverdächtig 
erkrankt vorgefunden habe. Erkundigungen ergaben, dass das 
Schiff „Zwei Gebrüder“ am 10. August von Antwerpen abgefahren 
und am 18. August in Neuss angekommen war. Der Knecht 
Bolley war bereits am 21. August erkrankt. Das Schiff hatte 
noch Wasser und frische Gemüse aus Antwerpen an Bord. Die 
beiden infizirten Schiffe „Maria“ und „Zwei Gebrüder“ hatten 
früher im hiesigen Hafen dicht neben einander gelegen und hatte 
ein reger Verkehr zwischen den beiden Schiffen stattgefunden. 
Ich schicke hier schon voraus, dass ich annahm, dass der am 
21. August erkrankte Bolley zuerst erkrankt war und dass von 
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diesem die am 22. August erkrankte Maria de Ryck und der 
am 23. August erkrankte Bosch infizirt wurden. 

Es wurde angeordnet, den erkrankten Bolley nach dem 
Epidemienhause zu überführen und das Schiff einstweilen polizei¬ 
lich bewachen zu lassen. 

Nachdem die Regierungskommission, Reg.- und Med.-Rath 
Dr. Mich eisen und Reg.-Ass. v. Peistel, eingetroffen, wurden 
zunächst im Beisein des Königl. Landraths das Epidemienhaus, in 
welchem die Erkrankten untergebracht waren, sodann in meiner 
Wohnung die angelegten Plattenkulturen und Ausstrichpräparate, 
ferner das in Aussicht genommene Quarantänehaus auf der Wiese 
und hierauf im Erftkanale die beiden infizirten Schiffe besichtigt. 
Darnach betheiligten sich die Regierungskommission und der Königl. 
Landrath an der Sitzung der Sanitäskommisson, in welcher be¬ 
schlossen wurde: 

1. Die Bewohner der beiden Schiffe sind sofort nach dem 
Quarantänenhause zu führen und dort 5 Tage lang durch einen 
Arzt täglich einmal zu beobachten. 

2. Die Schiffe sollen sodann nochmals desinfizirt und zwar 
auch auf dem Verdecke mit Kalklösung bestrichen werden. 

3. Hierauf könnte die Ladung, welche in Weizen bestand, 
gelöscht werden. 

4. Da höchstwahrscheinlich Faeces der Erkrankten in den 
Erftkanal entleert worden waren, musste angenommen werden, 
dass der Erftkanal verseucht sei. Es sollen deshalb 2 Liter 
Erftwasser zur Untersuchung an das bakteriologische Institut nach 
Bonn gesandt werden. Sodann sollen sämmtliche Schiffer und 
Arbeiter am Erltkanal gewarnt werden, das Wasser des Kanals 
weder zum Trinken oder zum Kochen, noch auch zum Waschen, 
Spülen und Putzen zu verwenden. Damit die betreffenden Leute 
dieser Anordnung willfähriger folgen könnten, sollen Wasserent¬ 
nahme-Stellen aus der städtischen Wasserleitung an dem Erft- 
kauale eingerichtet und deren Benutzung freigegeben werden. 

Am Abend des 24. August zeigten auch die aus einer Darm¬ 
schlinge der Maria de Ryck angelegten Plattenkulturen zahl¬ 
reiche charakteristische Cholerakolonien. Um 8 Uhr Abends des¬ 
selben Tages wurde mir angezeigt, dass der Schiffsknecht Bosch 
verstorben sei. Ich ordnete an, dass die Leiche in ein mit 
Chlorkalk getauchtes Leinentuch geschlagen, dann eingesargt und 
nach dem Leichenhause transportirt werden solle. Gleichzeitig 
machte ich telegraphisch dem Herrn Regierungspräsidenten Mit¬ 
theilung von dem Tode des p. Bosch. Dieser ordnete durch Tele¬ 
gramm die Obduktion der Leiche an. 

Am 25. August, Morgens, wurde mir die Anzeige gemacht, 
dass in der Nacht auch der Schiffsknecht Bolley verstorben sei 
und benachrichtigte ich auch hiervon durch Telegramm den Herrn 
Regierungspräsidenten. Ich ordnete auch hier die baldige Ueber- 
führung der Leiche nach dem Leichenhause an und dann sollte, 
da das Epidemienhaus nun wieder ganz geleert war, das benutzte 
Zimmer, sowie die gebrauchten Betten, Wäsche und sonstigen 
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Utensilien vorschriftsmässig desinfizirt werden. Die zur Pflege 
der Kranken in dem Epidemienhause einlogirte Krankenschwester 
sollte noch 5 Tage zur Quarantäne in dem Epidemienhause ver¬ 
bleiben. 

Vormittags gegen 10 Uhr traf beim Bürgermeisteramte von 
Herrn Prof. Dr. Doenitz die telegraphische Mittheilung ein, dass 
bei der Maria de Eyck Cholera asiatica vorliege. Hierdurch 
erhielten die von mir ausgeführten bakteriologischen Untersuchungen 
die offizielle Bestätigung. 

Nachdem ich noch am Vormittage des 25. August das Schiff 
„Zwei Gebrüder“ untersucht und mich von der vorschriftsmässig 
ausgeführten Desinfektion desselben überzeugt hatte, obduzirte ich 
dann am Nachmittage dieses Tages die Leiche des p. Bolley. 
Von der Obduktion der Leiche des Bosch nahm ich Abstand, da 
der Todtengräber dieselbe bereits voreilig beerdigt hatte und mir 
eine Exhumation der Leiche nicht erforderlich schien mit Rück¬ 
sicht darauf, dass der Verstorbene von demselben Schiffe stammte, 
welchem auch die Maria de Ryck angehörte, bei der Cholera 
offiziell konstatirt worden war. Ausserdem hatte ich durch bak¬ 
teriologische Untersuchung ja schon in dem Faeces des p. Bosch 
zahlreiche Choleravibrionen nachgewiesen. 

Die Obduktion der Leiche des Schiffsknechtes Bolley ergab 
im Wesentlichen dasselbe Resultat, wie bei der Maria de Ryck: 

Starke Todtenstarre, Augen sehr eingefallen, Leicheufarbe vielfach bläu¬ 
lich grau, besonders an den Händen und Filssen, Unterleib sehr eingesunken. 
Gedärme enthalten viel Gase, erscheinen röthlich gefärbt, Gefässe stark injizirt. 
Gedärme an der Oberfläche mit klebrigem Schleim bedeckt. Darminhalt gelblich 
schleimig, Schleimhaut sehr gewulstet, hyperämisch, Peyer’sche Drüsen nicht 
vergrössert. Mastdarm enthält mehlsuppenartigen Inhalt, Schleimhaut sehr 
hyperämisch. Nieren schwach hyperämisch. Herz an der Spitze starke Pete¬ 
chienbildung. Herzhöhlen sämmtlich mit dunklem Blut stark gefüllt. Ausserdem 
grosse Fibringerinnsel in den Herzhöhlen. 

Auch von dieser Leiche sandte ich am Abend, 25. Aug., drei 
Darmschlingen an Prof. Dr. Doenitz und theilte dieser am 27. Aug. 
gegen Mittag dem Bürgermeisteramte mit, dass auch in diesem 
Falle Cholera asiatica vorliege. 

Die übrigen Insassen der beiden Schiffe sträubten sich bis 
zum 28. August ihre Schiffe zu verlassen und das Beobachtungshaus 
zu beziehen. Erst als die Polizei gewaltsam gegen sie anging, 
fugten sie sich der Gewalt und Hessen sich abführen. Da bis 
zum 3. September keinerlei Krankheitsersclieinungen sich bei den¬ 
selben gezeigt hatten, konnten sie an diesem Tage aus der Quaran¬ 
täne wieder entlassen werden. 

Ich erwähne noch, dass am 3. September aus dem bakterio¬ 
logischen Institute zu Bonn die Nachricht eintraf, dass in den am 
25. August übersandten Proben des Erftkanalwassers Cholera¬ 
vibrionen nicht nachgewiesen werden konnten. 

Am 8. September wurden dann nochmals 2 Liter Wasser 
des Erftkanals zur bakteriologischen Untersuchung an Professor 
Dr. Doenitz gesandt und hatte auch diese Untersuchung einen 
negativen Erfolg, ebenso wie die am 27. August übersandte Probe 
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des auf dem Scliiffe „Zwei Gebrüder“ noch vorhandenen Wassers 
aus Antwerpen. 

Mitte September fragte der Herr Oberpräsident an, ob sani¬ 
tätspolizeiliche Bedenken vorlägen, mit der projektirten Ausbagge¬ 
rung des Erftkanals zu beginnen und ertheilte ich hierauf die 
Antwort: 

„Am 25. August und 8. September wurden dem bakteriologi¬ 
schen Institute in Bonn je 2 Liter des Wassers aus dem hiesigen 
Erftkanal zur gefälligen Untersuchung übersandt und traf später¬ 
hin jedes Mal von dem genannten Institute die Mittheilung an die 
hiesige Polizeiverwaltung ein, dass in den übersandten Proben 
Wasser Cholera Vibrionen nicht gefunden worden seien. Trotz 
diesem negativen Befunde der beiden Untersuchungen ist die Mög¬ 
lichkeit nicht ausgeschlossen, dass das Wasser des hiesigen Erft¬ 
kanals durch Entleerungen der drei in derZeit vom 21.—23.Aug. 
erkrankten Schiffer verseucht sei, wenngleich diese Annahme eines¬ 
teils durch den negativen Befund der Station in Bonn, andern- 
theils durch den Umstand, dass seit dem 23. August, also seit 
mehr wie drei Wochen, anderweitige choleraverdächtige Er¬ 
krankungen weder in Neuss, noch unter der Besatzung der Schiffe 
im hiesigen Erftkanale vorgekommen sind, immer mehr hinfällig 
wird. Wie die Untersuchungen über das Leben der Cholera¬ 
vibrionen ergeben haben, befinden dieselben sich, weil sie sauer- 
stoftbedürftig (aerob) sind, stets an der Oberfläche des Wassers 
und nicht auf dem Grunde der Flüsse. Die Baggerarbeiter würden 
demnach bei Ausführung ihrer Arbeiten auf einem» verseuchten 
Flusse nicht mehr der Gefahr ausgesetzt sein, angesteckt zu werden, 
wie die Schiffer überhaupt. Jedenfalls ist anzunehmen, dass der 
beim Baggern ausgehobene Schlamm vollständig bazillenfrei 
sein wird. 

Ich möchte auf Grund dieser Ausführungen annehmen, dass 
der Ausführung der projektirten Baggerarbeiten sanitätspolizeiliche 
Bedenken nicht entgegenstehen, wenn die Baggerarbeiter 

1. genügend gewarnt werden, Flusswasser zu trinken und 

2. darauf aufmerksam gemacht werden, dass sie auch das 
Rhein- und Erftwasser nicht zum Waschen und Putzen benutzen 
sollen.“ 

Ein weiterer Cholerafall zeigte sich am 23. Sept. auf einem 
Schiffe, welches an der Erftmündung bei Heerdt angelegt hatte. 

Am 23. September, Nachmittags, erhielt ich von Dr. Jaegers 
in Heerdt ein Telegramm, welches mir einen choleraverdächtigen 
Krankheitsfall anzeigte. Bald nachher requirirte mich das Königl. 
Landrathsamt, welchem bereits Mittheilung von dem Bürgermeister¬ 
amte zugegangen war, das erkrankte Kind zu untersuchen. Ich 
reiste Nachmittags 5 Uhr nach Heerdt und begab mich mit 
Dr. Jaegers auf das Schiff „Drei Gebrüder“, welches am 16. Sept. 
mit einer Ladung Guano von Rotterdam abgefahren war. Das 
Schiff war am 18. Sept. auf der Kontrolstation Emmerich und am 
23. Sept., Morgens, von der Kontrolstation Düsseldorf untersucht 
worden. Bald nach dieser Untersuchung wurde Dr. Jaegers zu 
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dem an Brechdurchfall leidenden Kinde Petronella B o n i 8, 5 Jahre 
alt, gerufen. Bei meiner Ankunft sah das Kind sehr verfallen aus, 
die Augen tiefliegend, die Stimme heiser, an Händen und Füssen 
deutliche Blaufärbung, die Temperatur sehr herabgesetzt. Die 
Stuhlentleerungen hatten eine graue Farbe, waren schleimig, mit 
Flocken gemischt. Die äussere Erscheinung des Kindes machte 
auf mich den Eindruck einer schweren Choleraerkrankung. Ich 
nahm von den Stuhlentleerungen in einem Gläschen eine reichliche 
Menge zur bakteriologischen Untersuchung mit. 

Als ich das Schiff verlassen wollte, traf der Kontrolarzt 
Stabsarzt Dr. Walther auf einem kleinen Dampfer bei dem Schiffe 
ein. Ich vereinbarte mit diesem, dass ich die Uebersendung der 
Faeces der erkrankten Bonis an das bakteriologische Institut über¬ 
nehmen wolle, dass die kranke Bonis nach dem Epidemienhause 
und die übrigen Schiffsinsassen nach dem Quarantänehause in Neuss 
überführt werden sollten. Die Bewachung und Desinfektion des 
infizirten Schiffes sollte durch den Kontrolarzt bewirkt werden. 

Nach Neuss zurückgekehrt übersandte ich des Abends noch 
einen Theil der mitgenommenen Faeces an das bakteriologische 
Institut in Bonn, einen Theil behielt ich zurück und legte hiervon 
Plattenkulturen an und machte Ausstrichpräparate. Diese letzteren 
zeigten so zahlreiche gekrümmte Bazillen, dass ich hieraus schon 
die Diagnose auf Cholera stellen konnte. Am anderen Morgen 
zeigten die Plattenkultureu schon so entwickelte Kolonien, dass 
sie deutlich als Cholerakolonien erkannt werden konnten. Ich 
konnte demnach schon am Vormittag den Behörden (Regierungs¬ 
präsident, Landrath und Bürgermeister) die Mittheilung machen, 
dass Cholera asiatica vorliege. Gegen Mittag traf von dem bak¬ 
teriologischen Institute die telegraphische Mittheilung an mich ein, 
dass der Fall Bonis als Cholera anzusehen sei. 

Die Eltern des Kindes machten auch in diesem Falle Schwierig¬ 
keiten, das Schiff zu verlassen und waren nur hierzu zu bewegen, als 
ihnen beiden erlaubt wurde, bei dem kranken Kinde im Epidemien¬ 
hause zu verbleiben. Der Schiffsknecht Geuert wurde nach dem 
Quarantänehause überführt. 

Das Kind Bonis starb am 27. September Vormittags, wovon 
ich dem Herrn Regierungspräsidenten telegraphisch Mittheilung 
machte. Eine Obduktion der Leiche wurde nicht für nothwendig 
gehalten. Nach dem Tode des Kindes begaben sich die Eltern in 
das Quarantänehaus und verblieben hier 5 Tage. Während ihres 
Aufenthaltes in dem Quarantänehause wurden auf Anordnung des 
Herrn Regierungspräsidenten von diesen, sowie auch von dem 
Schiffsknecht Geuert Faeces zur bakteriologischen Untersuchung 
nach Bonn abgesandt. Bei der Untersuchung fanden sich in allen 
drei Fällen keine Cholera Vibrionen in den Entleerungen vor. 

Nachdem das Epidemienhaus nochmals desinfizirt worden war, 
waren sämmtliche Massnahmen gegen die Cholera im Kreise Neuss 
beendet und haben sich weitere Erkrankungen nicht mehr gezeigt. 

Ich möchte aber noch hinzufügen, dass ich einen Theil der 
Faeces der Bonis lange Zeit, nur mit einem Wattepfropfen ver- 
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schlossen, in meinem Arbeitszimmer aufbewahrt habe und dass ich 
in denselben noch am 20. Dezember 1898 durch Plattenkultur¬ 
verfahren lebende Choleravibrionen nachweisen konnte. Erst An¬ 
fangs Januar d. J. war dies nicht mehr möglich, nachdem ein 
starker Frost vorhergegangen war. 


Die Befugnisse der Kreisphysiker beim Kindbettlieber. 

Von Kreispliysikus Dr. M. Freyer in Stettin. 

In dem Artikel der Nummer 6 dieser Zeitschrift „Die 
Medizinal Verfassung in Preussen etc.“ wird zur Genüge hervor- 
gethan, wie gering die Befugnisse der Medizinalbeamten bei den 
hygienischen Massnahmen überhaupt sind. Es dürfte daher von 
Interesse und für uns Medizinalbeamte selber überraschend sein, 
zu erfahren, dass eine Befugniss, die wir bisher wohl alle für 
selbstverständlich gehalten, nämlich unser amtliches Eingreifen 
den Hebammen gegenüber beim Eintritt von Kindbettfieber, uns 
gesetzlich gar nicht zusteht. Wir haben nach der neuesten 
Reichsgerichtsentscheidung vom 15. Dezember 1893 nicht das 
Recht, beim Eintritt eines Kindbettfieberfalles und selbst bei 
einem massenhaften Auftreten solcher Krankheitsfälle der Heb¬ 
amme die Ausübung ihrer Praxis zu untersagen. Unser 
Aufsichtsrecht, das wir über die Hebammen auszuüben haben, und 
insbesondere die ministerielle Weisung an die Hebammen vom 
22. November 1888, in Fällen von Kindbettfieber sofort Verhaltungs- 
massregeln von dem zuständigen Kreisphysikus einzuholen und vor 
dem Empfange derselben sich jeder beruflichen Thätigkeit zu ent¬ 
halten, befugt uns nicht, ihr letztere auch noch nach dem Em¬ 
pfange der Verhaltungsmassregeln zu untersagen, keinesfalls dürfen 
diese Verhaltungsmassregeln darin bestehen, dass ihr etwa auf¬ 
gegeben wird, sich auf irgend eine bestimmte Zeit ihrer Berufs- 
thätigkeit zu enthalten. 

Der erwähnten Reichsgerichtsentscheidung liegt der Fall zu 
Grunde, dass einer Hebamme, der in kurzer Zeit wiederholt Frauen 
an Kindbettfieber erkrankt waren, vom Landrath sowohl, als auch 
vom Kreispliysikus die Ausübung der Praxis untersagt worden 
war, und zwar von Ersterem auf die Dauer von fünf Wochen, 
von Letzterem auf vier Wochen, und, da sie diesem Verbote nicht 
Folge leistete, vom Amts Vorsteher bis auf Weiteres. 

Das zuständige Gericht hatte sie nun aus §. 327 St.-G.-B. 
wegen Uebertretung der von einer zuständigen Behörde angeord¬ 
neten Absperrungs- oder Aufsichtsmassregeln behufs Verhütung 
des Einführens oder Verbreitens einer ansteckenden Krankheit 
verurtheilt. 

Dem tritt das Reichsgericht nicht bei, indem es zunächst die 
Frage erörtert, welche Behörde zu solchen Anordnungen zuständig 
sei. und kommt zu dem Schluss, dass, da die Reichsgesetzgebung 
hierüber Bestimmungen nicht getroffen, und die Frage daher nach 
dem Landrechte zu entscheiden sei, in Preussen die Befugniss, 
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„Erlass von Vorkehrungen gegen ansteckende Krankheiten und 
Seuchen unter Menschen“ zu treffen, der ersten Abtheilung der 
Regierung und somit dem Regierungs-Präsidenten zustehe. 

In ihrer weiteren Erörterung führt die Reichsgerichtsent¬ 
scheidung dann aus, dass auch nach der Kabinetsordre vom 
8. August 1835 in Betreff des Kindbettfiebers weder der Ort 8- 
polizeibehörde, noch dem Landrathe eine Befugniss zu be¬ 
züglichen Anordnungen gewährt, eine Aenderung der Sachlage auch 
durch die spätere Gesetzgebung nicht herbeigeführt sei, und end¬ 
lich dem Amtsvorsteher keine anderen Befugnisse und Ge¬ 
walten zustehen, wie der Ortspolizeibehörde. 

Zur Zeit sei daher, so weit nicht in den Gesetzen besondere 
Ausnahmen gemacht sind, auch nur (der Regierungspräsi¬ 
dent befugt, bezügliche Massregeln zu treffen. „Sind somit“, 
fahrt die Entscheidung fort, „nach Lage der Gesetzgebung in 
Preussen diese Beamten nicht befugt gewesen, aus eigenem Rechte 
die hier in Frage stehenden Anordnungen zu erlassen als solche, 
auf welche der angeführte §. 327 Anwendung zu finden habe, so 
ist es ebenso wenig der Kreisphysikus. Nirgends hat das 
Gesetz ihm eine in die Zuständigkeit des Regierungspräsidenten 
eingreifende oder diese beschränkende Ermächtigung ertheilt. Hat 
daher die Vorinstanz angenommen, dass die von ihm der Ange¬ 
klagten ertheilte Weisung als eine von einher zuständigen 
Behörde erlassene Anordnung im Sinne des angeführten Para¬ 
graphen zu gelten habe, so ist ihr nicht beizutreten. Zwar scheint 
sie sich auf die Min.-Verfügung vom 6. August 1883 (Ministerial¬ 
blatt für die innere Verwaltung, S. 211) berufen zu wollen, welche 
dem Kreisphysikus die Aufsicht über die in seinem Bezirke ange- 
stellten Hebammen überträgt. Allein selbst wenn man ihr ent¬ 
nehmen will, dass er berechtigt ist, den Hebammen Weisungen 
zu ertheilen, denen sie nachzukommen verpflichtet sind, folgt doch 
aus diesem Rechte nicht die Zuständigkeit zur Ertheilung von 
Anordnungen im Sinne des Paragraphen. Ueberdies würde auch, 
da das Gesetz diese Zuständigkeit geregelt hat, eine Verfügung 
des Ministers nicht genügen, diese Regelung zu ändern. Es kann 
daher auch in der an die Regierungspräsidenten gerichteten Mi- 
nisterialverfügung vom 22. November 1888, welche sich speziell 
mit den Massregeln gegen das Kindbettfieber beschäftigt und im 
§. 15 die Hebammen auweist, sich bei dem Eintritte eines Falles 
von Kindbettfieber Verhaltungsmassregeln von dem zuständigen 
Kreisphysikus einzuholen, ein die Zuständigkeit des Regierungs¬ 
präsidenten ändernder Akt nicht erblickt werden.“ 

Hiermit ist nun wenigstens, was wichtig ist, konstatirt zu 
werden, die Thatsache feststehend, dass es überhaupt eine Mög¬ 
lichkeit giebt, einer Hebamme die Praxis bis auf Weiteres zu 
untersagen, nämlich mit Hülfe des zuständigen Regie¬ 
rungspräsidenten. An dieser Möglichkeit zu zweifeln oder 
vielmehr dieselbe als überhaupt nicht vorhanden anzunehmen, bin 
ich selber in der Lage gewesen, als ich vor einigen Jahren bei 
einer Hebamme, in deren Praxis wiederholt ganze Serien von 
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Kindbettfieberfällen, ohne und mit tödtlichem Ausgange vorkamen, 
mich schliesslich genöthigt sah, das Verfahren auf Entziehung der 
Approbation herbeizuführen, weil sie es andauernd an der nöthigen 
Gewissenhaftigkeit hatte fehlen lassen, die für ihren Beruf unbe¬ 
dingt nothwendig war. Im Interesse der Bewohnerschaft des Ortes 
und der Umgegend hielt ich es unter Beistimmung der dortigen 
Aerzte für geboten, die Hebamme zunächst für längere Zeit ausser 
Thätigkeit zu setzen; allein ich durfte ihr nur wie in allen früheren 
Fällen, die Ausübung der Praxis so lange untersagen, bis sie nach 
§.14 der Anweisung vom 22. November 1888 die vorgeschriebene 
Reinigung und Desinfektion der Kleider und Instrumente nach¬ 
gewiesen hatte. So bald dies geschehen war, praktisirte sie weiter 
und hatte weitere Kindbettfieberfälle in ihrer Praxis, bis ihr die¬ 
selbe nach Jahr und Tag erst — genau nach 2 V 4 Jahren, da sie 
sämmtliche Instanzen durchging — durch definitive Entziehung 
der Approbation gelegt wurde. 

Solche Fälle, in denen es geboten erscheint, der Hebamme 
die Praxis auf längere Zeit, insbesondere bis zur Entscheidung 
des gegen sie eingeleiteten Verfahrens, zu untersagen, dürften 
nicht ganz selten sein, und ich halte es daher für wichtig, dass 
durch obige Entscheidung der Weg zur Erlangung jener Befugniss 
nunmehi* gekennzeichnet worden ist, sofern der Kreisphysikus sich 
dieselbe vom Regierungspräsidenten jedesmal einzuholen in der 
Lage ist. 1 ) 


Zwei Fälle von Erhängungstode durch Zufall. 

Mitgetheilt von Dr. Zülcb, Kreiswandarzt in Treysa. 

Auf Anregung des berühmten Wiener Gerichtsarztes, Herrn 
Prof, von Hofmann, dem ich seiner Zeit diese Fälle berichtete, 
theile ich folgende beiden merkwürdigen Todesfälle, die vor einigen 
Jahren sich in meiner Praxis ereigneten, mit; merkwürdig auch 
deshalb, weil sie sich — nach dem Gesetz der Duplicität — kurz 
hintereinander, etwa 4 Wochen von einander getrennt, ereig¬ 
neten. 

Der erste betraf den 13jährigen Sohn eines Wegebauauf¬ 
sehers. Derselbe kam an einem Sonnabend Abend im März 1886 
aus einer Musikstunde nach Haus, erzählte seiner Mutter sehr 
vergnügt, dass er wieder ein neues Musikstück gelernt habe und 
äusserte die Absicht, seinem Vater entgegen zu gehen. Seine 
Mutter widerrieth ihm das, da sie ja beide nicht wüssten, auf 
welchem Wege der Vater zurückkomme, rieth ihm vielmehr, sich 
seine Kleider und Stiefel für den nächsten Morgen zu reinigen. 
Der sehr gut geartete Knabe folgte willig dem Rath seiner Mutter, 
machte es sich aber zu seiner Arbeit bequem und zog zu dem Ende 
ein Paar Pantoffeln, die aus alten Schuhen zurecht geschnitten 
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waren und hinten keinen Rand hatten (sog. Schlappen), an, die 
durch langen Gebrauch sehr glatte Sohlen hatten. Die in der 
Küche beschäftigte Mutter hatte dann nicht weiter auf ihren Sohn 
geachtet; als sie aber das Essen in’s Zimmer brachte und die 
Kinder zusammenrief, fehlte der 13 jährige Sohn. Die Frau nahm 
an, dass er wohl doch noch seinem Vater eiD Stück Wegs entgegen¬ 
gegangen sei, um so mehr, als gerade ein schöner, sehr mondheller 
Abend war. Es war Abends gegen 8 Uhr, während auf der Dorf¬ 
strasse, an der das Haus lag, noch fortwährend viel Leute 
verkehrten. Als gegen 10 Uhr der Vater nach Hause kam, 
ohne seinen Sohn gesehen zu haben, wurden die Eltern unruhig 
und begannen ihn zu suchen. Hierbei ging die Frau auch nach 
dem Gärtchen zu, das an die der Strasse abgewandte Hinterseite 
des Hauses stösst, seinen Eingang aber von der Strasse her über 
einen breiten, offenen, an dem Abend sehr leicht zu übersehenden 
Hof hat. Zu ihrem Schrecken fand sie den Knaben da als schon 
erkaltete Leiche. Hier war an der Seitenwand des Hauses etwa zwei 
Meter über dem Boden, der Eingang zum Hühnerstall, neben dem 
eine kurze Leiter stand. Oberhalb der Leiter war ein starker 
Haken in die Wand geschlagen, an welchem bei der Schlachterei 
die Schweine aufgehängt werden. An diesem Haken hing der 
Junge mit seinem um den Hals geschlungenen rothen Shwal, der 
aber vorne nicht geknotet, sondern einmal umschlungen und in die 
Jacke eingeknöpft war; hierdurch bot er doch Halt genug zum 
Aufhängen. Die Leiche hing auf der schräg stehenden Leiter (ähn¬ 
lich wie in der Fig. 109 des von Hofmann’sehen Lehrbuches) 
und die Pantoffel lagen etwa 1—1 x / 2 Meter vor der Leiter. — 
Die Sache erklärt sich so, dass der Knabe rückwärts auf diese 
Leiter gestiegen war, um von da aus — sonst standen Häuser im 
Weg, aber von der Leiter aus war das sehr gut möglich — nach 
der Strasse, aut der er seinen Vater erwartete, auszusehen. Hier¬ 
bei war er mit den glatten Pantoffeln ausgeglitten und im Augen¬ 
blick — beim Zurückschnappen des ausgleitenden Körpers — hatte 
der Haken seinen Shwal gefasst. Er musste dann durch den Ruck 
sofort bewusstlos geworden sein, sonst hätte er blos auf die Leiter 
zu treten brauchen. An einem Selbstmord war nicht zu denken: 
Abgesehen davon, dass das Benehmen des Knaben nicht den ge¬ 
ringsten Anlass zu dieser Annahme geboten und er sich, sozusagen 
an der offenen Strasse erhängt hatte, so würde ein Selbstmörder 
kaum auf den Gedanken kommen, dass der einmal umschlungene 
Shwal halten würde. 

Der zweite Fall war in mancher Beziehung noch merkwürdiger. 
Etwa 4 Wochen später fand man in dem Stall eines Landgutes 
Morgens den Knecht todt. Von dem Stall führt eine Treppe in 
den im oberen Stock gelegenen Wohnraum des Knechtes. Diese 
Treppe ist getheilt: man geht erst einige Stufen hinauf, dann dreht 
sich die Treppe — die in der Ecke des Stalles angebracht ist — 
um einen rechten Winkel und dann führen weitere 6—8 Stufen 
vollends in die Höhe. In dem Winkel, an der dem Stall zuge- 
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kehrten Seite, der durch die obere und untere Treppenhälfte ge¬ 
bildet wird, steht ein Pfahl spitzwinklig zum oberen Treppenrande, 
der früher eine Stange als Treppengeländer getragen hatte, die 
aber abgerissen war. In diesem spitzen Winkel hing mit dem 
Hinterkopf — ohne jegliche andere Befestigung — der Mann todt. 
Er war am Abend vorher betrunken gewesen, hatte wahrschein¬ 
lich noch einmal in den Stall gewollt, war über die Treppe abge¬ 
glitten und mit dem Hinterkopf in der Gabel hängen geblieben. 
Wahrscheinlich handelte es sich hier nicht um ein Erhängen im 
eigentlichen Sinn des Wortes; leider wurde die Sektion nicht gemacht. 


Aus Versammlungen und Vereinen. 

1. Versammlnvtg der medizinal-Beamten des Regierungs- 

Bezirk* Köslin 

(Berichterstatter: Kreisphysikus Sanitätsrath Dr. Raabe in Kolberg.) 

Im Dezember y. J. wurde durch Zirkularschreiben an sämmtliche Medizinal- 
Beamten des Regierungsbezirks Köslin von dem Berichterstatter die Bildung 
eines Vereins der Medizinal-Beamten des Regierungsbezirks Köslin in Anregung 
gebracht. 

Nachdem sämmtliche Medizinalbeamten zustimmend geantwortet hatten, 
wurden dieselben zur Konstituirung des Vereins am 15. März d. J. nach Belgard, 
als dem am günstigsten gelegenen Ort einberufen. Anwesend waren die Herren 
Reg.- und Med.-Rath Dr. R o t h - Köslin, die Kreisphysiker San.-Rath Dr. Lebram- 
Köslin, San.-Rath Dr. Friedlaender-Lauenburg, San.-Rath Dr. Liedke- 
Neustettin, Dr. Alexander-Belgard, Dr. Schäfer-Bublitz, Dr. Dyren- 
furth-Btitow, Dr. Massmann-Dramburg, Dr. Mau-Schivelbein, Dr. Hen- 
ning-Schlawe und San.-Rath Dr. Ra ab e-Kolberg-Körlin, sowie die Kreis¬ 
wundärzte Dr. Landgrebe-Neustettin, San.-Rath Dr. Heidenhain-Köslin, 
Dr. Behrend-Kolberg. Der Herr Regierungspräsident von Köslin Freiherr 
von der Reck erschien im Verlaufe der Verhandlung ebenfalls in der Ver¬ 
sammlung. 

Auf dem Wege vom Bahnhot nach dem Hotel Otto w, dem Sitzungslokale, 
wurde der Dampf- Desinfektions- Apparat, System Nr. 4, von Schmidt-Weimar, 
nebst Transportwagen, welchen der Kreis Belgard angeschafft hat, in Augen¬ 
schein genommen, und vom Kreisphys. Dr. Alexander-Belgard die nöthigen 
Erklärungen hierzu gegeben. Derselbe machte auch die weitere Mittheilung, 
dass der Kreis ausser in Belgard noch einen zweiten stationären Apparat, 
System C. Rudenberg, in der Stadt Polzin, und je einen kleineren trans¬ 
portablen Tonnen- Desinfektions- Apparat Nr. 3, System Schmidt, in Gross- 
Tychow und Reinfeld aufgestellt habe; die erforderliche Bedienungsmannschaft 
ist für jeden der genannten Orte ausgebildet. 

Im Versammlungslokale begrüsste der Einberufer Kr.-Phys. San.-Rath 
Dr. Raabe um l 1 /» Uhr die versammelten Kollegen, bezeichnete als wesentlichen 
Zweck des Vereins 

1. die persönliche Bekanntschaft und den Anschluss der Medizinalbeamten 
des Bezirks untereinander, 

2. Besprechung der dieselben besonders interessirenden Amtsangelegen¬ 
heiten im Regierungsbezirk, 

und machte der Versammlung den Vorschlag, Herrn Reg.- und Med.-Rath 
Dr. Roth zum Vorsitzenden zu wählen. 

Nachdem diesem Vorschläge eiustimmig zugestimmt war, erklärte er die 
I. Versammlung der Mcdizinalbeamtrn des Regierungsbezirks Köslin für eröffnet. 

H. Reg.- und Med.-Rath Dr. Roth übernahm den Vor itz und schritt 
zuerst zur Wahl des Schriftführers. Alle Stimmen vereinigten sich auf die Person 
des Kr.-Phys. Dr. Raabe, welcher die Wahl annalim. 

Als Zeitpunkt für die ferner von dem Vorsitzenden einzuberufenden Ver¬ 
sammlungen wird der Monat Oktober und als Versammlungsort auf den Antrag 
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des Kr.-Phys. Dr. Liedke-Neustettin die Regierungs-Hauptstadt Köslin 
festgesetzt. 

Die Versammlung ging hierauf zur Berathung der einzelnen Gegen¬ 
stände Ober: 

I. H. Reg.- und Med.-Rath Dr. Roth besprach zunächst 

„die Aufgaben der Medizinal - Beamten im Allgemeinen“, 
und vertheilte darauf den letzten Jahresbericht der Hufeland-Stiftung. 

II. H. Kr.-Phys. San.-Rath Dr. Raabe hielt sodann einen Vortrag: 

„Geschichtliches über die Entwickelnng des Hebammenwesens, Vor¬ 
schläge znr Verbesserung desselben und kurzes Referat über das 
Hebammenwesen des Regierungsbezirks Köslin.“') 

Redner gab einen Ueberblick über die Entwickelung der weiblichen 
Geburtshülfe im Alterthnm, bei den Juden, Griechen, Römern, im Mittelalter 
nnd in der Neuzeit, reihte dem eine statistische Uebersicht des Hebammenwesens 
im Regierungsbezirk Köslin an, und liess eine Anzahl Tabellen zirknliren, in 
welchen die Vertheilung der Hebammen des Bezirks nach Einwohnerzahl und 
Flächenausdehnung, Alter, Dienstjahren und Familienstand der Hebammen, Ein¬ 
kommen derselben aus ihrer Praxis und die denselben gewährten Unterstützungen 
aus öffentlichen Fonds nach Kreisen gesondert aufgestellt waren, auch wurde ein 
Kontrakt, welchen der Kreis Kolberg-Körlin bei Anstellung seiner Bezirks- 
Hebamme zu Grunde legt, als empfehlenswerth herumgereicht. 

Der Vortragende erkannte an, dass zur Verbesserung des Hebammenwesens 
seit Ende vorigen Jahrhunderts Vieles geschehen sei, dass aber noch Manches 
zu thun übrig bleibe, um vorzugsweise die ärmeren Landgegenden mit einem 
zuverlässigen Hebammen - Material zu versorgen. 

Seine Vorschläge gipfelten in folgenden Punkten: 

1. Verbesserung der materiellen Stellung der Hebammen. 

2. Einführung eines geordneten Anfsichtswesens. 

3. Regelung der Aufnahme -Bedingungen in die Lehranstalt. 

Punkt 1 soll Aufgabe der Kreisverbände sein; durch kontraktlich fest¬ 
gesetzte Gehälter, Pensionen etc., Lieferung von Instrumenten und Desinfektions¬ 
mitteln, soll der Kreis besonders seine Bezirks-Hebammen vor Noth und Nah¬ 
rungssorgen schützen und hierdurch die Versorgung armer Landgegenden mit 
einer ausreichenden Zahl von Hebammen ermöglichen. 

In Punkt 2 will der Vortragende die Beaufsichtigung der Hebammen 
durch den Kreisphysikus insofern verschärft wissen, als dem Letzteren die Be- 
fugniss zuertheilt werde, seine Hebamme in einem Zeitraum von 3 Jahren ein¬ 
mal unvermuthet in ihrer Behausung zu revidiren, ferner soll dem Physikus das 
Recht und die Pflicht zuerkannt werden, über jeden Fall von zur Anzeige ge¬ 
kommenem Kindbettfleber eingehende Nachforschungen und Untersuchungen anzu¬ 
stellen, eventuell an Ort und Stelle, wenn zwei oder mehr Fälle in der Praxis 
derselben Hebamme neben oder kurz hintereinander Vorkommen. 

Die übrigen im §. 5 der Verfügung ausgesprochenen Beaufsichtigungs- 
Vorschriften vom 6. August 1883 sollen selbstverständlich ebenfalls Geltung 
behalten. 

Die Kosten für die erweiterte Beaufsichtigung der Hebammen sollen der 
Staatskasse oder den Kreisen zur Last fallen. 

Auch wurde der Wunsch ausgesprochen, dass die Kreis - Physiker zu den 
Sitznngen der Kreis - Ausschüsse, in welchen Hebammen-Angelegenheiten zur 
Berathung kommen, als berathende Mitglieder zugezogeu werden. 

In Punkt 3 empfahl der Vortragende einen mehrstündigen auf 2 bis 3 
Wochen vertheilten Vorkursus der Hebammen-Aspirantinnen beim Physikus auf 
Kosten der Kreisverwaltungen, um sich über die Fähigkeiten der Frauen ein¬ 
gehende Kenntniss zu verschaffen, und nur geeignete Personen den Kreis-Aus¬ 
schüssen für die Aufnahme in die Hebammen -Lehranstalt in Vorschlag bringen 
zu können. 

Die Diskussion über diese Vorschläge wurde bis zum Schlüsse des folgenden 
Vortrages verschoben. 


') Der Vortrag wird in einer späteren Nummer der Zeitschrift in extenso 
veröffentlicht werden. 
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HI. H. Kr.-Püys. Dr. Dyrenfur th-Bütow: 

„Wie ist die Pfascherei im Hebammenwesen zn bekämpfen?“ 

Gestützt auf einige schlagende Beispiele schilderte der Vortragende das 
Unwesen nnd die Gemeingefährlichkeit der Heb&mmenpfuscherinnen besonders in 
den östlichen Bezirken, und fasste den Inhalt seines Vortrags in folgenden 5 
Schlusssätzen zusammen: 

1. Die Hebammenpfuscherei ist ein besonders im östlichen Theil des 
Bezirks weit verbreiteter und gemeingefährlicher, daher mit aller Energie zu 
bekämpfender Unfug, der die volle Beachtung der hohen Staatsbehörden verdient. 

2. Sie hat ihren hauptsächlichsten Grund in der nicht genügenden Ver¬ 
sorgung des platten Landes mit geprüften Hebammen und der schlechten Be¬ 
soldung derselben. 

8. Die Medizinalbeamten haben, wo Hebammenmangel besteht, bei den 
Kreisvertretungen auf Vermehrung der Hebammenbezirke und Verbesserung der 
Gehälter zu dringen. 

4. Sie haben jeden einzelnen ihnen bekannt werdenden Fall von Heb¬ 
ammenpfuscherei unnachsichtlich zur Anzeige zu bringen. 

5. Den ländlichen Standesbeamten ist es zur Pflicht zu machen, bei Ge¬ 
burtenanmeldungen auch nach dem Geburtsbeistand zu forschen, und von der 
Thätigkeit Unberufener dem Landrath ungesäumt Kenntniss zu geben. 

An der über beide Vorträge gemeinschaftlich abgehaltenen Diskussion 
betheiligten sich die Kollegen Heidenhain, Dy renfurth, Baabe, Fried¬ 
länder, Massmann, Schäfer, Henning. 

Schliesslich erklärte sich die Versammlung damit einverstanden, die Vor¬ 
schläge 1 nnd 2 von Baabe zu den ihrigen zu machen und stimmte folgendem 
Anträge des Vorsitzenden Beg.- und Med.-Bath Dr. Both zu: 

„dass die Physiker bei den Kreisausschüssen für statutarische Begelung 
des Hebammenwesens ein treten möchten.“ 

Die Versammlung sprach sich auch für die Durchführbarkeit des dritten 
Vorschlags von Baabe aus, nachdem das Hebammenwesen von den Kreis-Ver¬ 
tretungen statutarisch geregelt sei. 

Die Vorschläge des Kr.-Phys. Dr. Dyrenfurth deckten sich grössten- 
theils mit denen des ersten Vortragenden, oder schlossen sich ihnen wenigstens 
so eng an, dass darüber besondere Beschlüsse ausgeBetzt werden konnten. 

IV. H. Kr.-Phys. Dr. Alexander -Belgard: 

„Ueber Desinfektion nnd defren praktische Durchführung.“ 

Nach Schilderung der verschiedenen Desinfektions - Methoden im Allge¬ 
meinen, und bei den einzelnen Gegenständen im Besonderen, fasst der Vor¬ 
tragende seine Ausführungen *) in folgenden 15 Schlusssätzen zusammen: 

,1. Vorbedingung für eine erfolgreiche Handhabung der Desinfektions¬ 
massnahmen ist eine strikte Durchführung der Anzeigepflicht bei ansteckenden 
Krankheiten. 

2. Anzuzeigen sind wirkliche und verdächtige Erkrankungen an Cholera, 
Pocken, Typhus (Unterleibs-Flecktyphus, sowie Rückfallfieber), Ruhr, Diph¬ 
therie bezw. Krupp, Scharlach, Masern, Woclienbettfieber, Kopfgenickkrampf, 
Botz, Milzbrand sowie Trichinose. 

3. Ausbruch sowie Ablauf einer Infektionskrankheit sind zu melden. 

4. Zur Anzeige verpflichtet sind die behandelnden Aerzte, und wenn keine 
ärztliche Behandlung statthat, der Familien- bezw. Schulvorstand. 

5. Die Anzeige hat auf Postkarten mit vorgedrucktem Formulare zu 
geschehen. 

6. Die Anzeige-Formulare sind den zur Anzeige verpflichteten Personen 
unentgeltlich auszuhändigen. 

7. Personen, die an einer ansteckenden Krankheit leiden, sind thunlichst 
zu isoliren. 

8. K*dn Gegenstand darf aus dem Krankenzimmer entfernt werden, 
welcher nicht vorher vorsehriftsmässig desinfizirt ist. 

9. Die einheitliche Regelung des Desinfektionswesens unter behördlicher 
Kontrole ist nothweudig. 


’) Der Vortrag wird gleichfalls in einer späteren Nummer der Zeitschrift 
vollständig abgedruckt werden. 
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10. Jeder Kreis ist mit einer genügenden Zahl von Dampf-Desinfektions- 
Apparaten ausurüsten. 

11. Räumlich benachbarte Kommunen sind zu einem Desinfektionsbezirk 
zusammenzulegen, deren je nach der Grösse mehrere im Kreise zn bilden sind. 

12. Den Angehörigen, bezw. dem Pflegepersonal sind in jedem Fall einer 
ansteckenden Krankheit gedruckte Direktiven über die zu beobachtenden Ver¬ 
haltungsmassnahmen auszuhändigen. 

13. In jedem Desinfektionsbezirk sind eine genügende Zahl von sach- 
gemftss geschulten und geprüften Desinfektoren amtlich zu bestellen. 

14. Die Wohnungsdesinfektion darf einzig und allein von den Desinfektoren 
ausgeführt werden. 

15. Notorisch Unbemittelten dürfen aus der Desinfektion keine Kosten 
erwachsen.“ 

Zum Schluss legt der Vortragende noch vor: 

a) Verhaltungs - und Desinfektions - Vorschriften bei ansteckenden 
Krankheiten. 

b) Bekanntmachung, betreffend den Geschäftsbetrieb der im Kreise 
Belgard befindlichen Desinfektionsanstalten. 

c) Dienstvorschriften für die Desinfektoren des Kreises Belgard. 

d) Den Kopf des Geschäftsbuches der Desinfektoren. 

e) Eine Doppelpostkarte mit vorgedrucktem Formular für die Anzeige 
ansteckender Krankheiten. 

Wegen der bereits weit vorgeschrittenen Zeit konnte die Diskussion nur 
eine sehr beschränkte sein, anderseiben betheiligten sich die Kollegen Lebram, 
Magsmann, Raabe, Friedländer, Heidenhain und der Vorsitzende. 

Hervorzuheben aus derselben ist besonders der Einwand Lebram’s, dass 
die Einführung fahrbarer Desinfektions-Apparate aus örtlichen Schwierigkeiten 
kaum durchführbar sein würde, und stimmte derselbe daher nur für Aufstellung 
stationärer Apparate, undTransport der zu desinfizirenden Gegenstände zur Anstalt. 

Ferner der Antrag Heid enhain’s, welcher dahin lautete, dass, falls die 
Kreise auch ferner ihren verneinenden Standpunkt, betreffs Aufstellung von 
Desinfektions- Apparaten beibehalten, wenigstens die Ausbildung einer Anzahl 
von Desinfektoren für die einfache Zimmerdesinfektion für jeden Kreis noth- 
wendig sei. 

Die Versammlung erklärte sich schliesslich einstimmig für den Antrag des 
Vorsitzenden: 

„Die Versammlung hält eine Regelung der Anzeigepflicht und des 
Desinfektionswesens für dringend wünschenswerth.“ 

Um 4'/* Uhr wurde die Versammlung geschlossen; ein gemeinschaftliches 
Mittagessen vereinte die Mitglieder noch bis zum Abgang der Züge. 


Kleinere Mittheilungen und Referate aus Zeitschriften. 

A. Gerichtliche Medizin. 

Ein Fall von Prolapsus recti, durch Trauma hervorgerufen. Von 
San.-Rath Dr. Hirschberg, Kreisphysikus in Posen. Berl. klin.Wochenschr.; 
1894, Nr. 14. 

Bei Unfallverletzten bietet nicht nur das Abwägen des Grades der Er¬ 
werbsfähigkeit dem Arzte Schwierigkeiten, sondern oft mehr die Reurtheilnng 
des Zusammenhangs der Folgen der Verletzung mit dem Unfall selbst. Es werden 
von dem Arzte jetzt Gutachten über den aetiologisehen Zusammenhang zwischen 
Unfall und Erkrankung gefordert, wie dies vor der Unfallgesetzgebung nicht 
geschehen konnte. Ueber solche Fälle erhält man auch nicht Auskunft in den 
gangbaren Lehrbüchern. Es muss das allgemeine körperliche und geistige Ver¬ 
halten der Verletzten mit berücksichtigt werden, um einen anfänglich angezwei- 
felten Zusammenhang mit dem Unfall als vorhanden zu erkennen. In dieser Be¬ 
ziehung erscheint folgender Fall von grossem Interesse. 

Der Arbeiter Navotny wurde am 8. März 1893 durch einen zuschlagenden 
Schennenthorflügel an die Wand gedrückt. Bei der Aufnahme in dem hiesigen 
Krankenhanse wurde festgestellt, dass der linke Oberarmkopf abgesprengt und 
nach vom unter das Schlüsselbein verrenkt und die Kreuzbeingegend gequetscht 
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war. Ara 3. Mai 1893 wurde mir N., nach Heilung der Verletzungen, von der 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft zur Beurteilung seiner Erwerbsfähig- 
keit vorgestcllt. Er giebt an, den linken Arm ziemlich gut gebrauchen zn 
können, leidet aber schwer unter einem Mastdarmvorfall, der sich gleich nach 
der Verletzung bei ihm eingestellt habe. Derselbe bereite ihm erhebliche Be¬ 
schwerden nnd drücke ihn auch geistig sehr darnieder. Er schäme sich, mit 
seinen Bekannten darüber zu sprechen, da diese ein solches Leiden für ein 
schmachvolles hielten; seine Frau weigere sich seine mit Blut and Schleim be¬ 
sudelte Wäsche („mehr als von einem kleinen Kind“) za waschen and schmähe 
ihn unaufhörlich. 

N. ist ein gesunder kräftiger Mann von 34 Jahren, mit derber and straffer 
Muskulatur. Linke Schulter missstaltet, linker Arm wird bis zur Horizontalen 
erhoben. Es besteht ein Mastdarmvorfall von 10 cm Länge, welcher leicht her¬ 
vortritt and leicht zarückgedrückt werden kann. Das ganze Verhalten des N. 
macht einen glaubwürdigen Eindruck; jedoch liess ich noch Nachforschungen über 
das Befinden des N. vor dem Unfälle anstellen. Es ergab sich, dass N. früher 
vollständig arbeitsfähig war und niemals an chronischen Diarrhoen gelitten hat. 

In dem von der Berufsgenossenschaft geforderten Atteste des Kranken¬ 
hausarztes wurde der Zusammenhang des Prolapses mit der Quetschung der 
Kreuzgegend positiv in Abrede gestellt, da die Anheftung des Mastdarms an 
das Kreuzbein eine viel zu feste sei, als dass derselbe bei einem Zusammenpresson 
der Schalter und event. der Kreuzgegend herabgedrängt werden könne. Es sei 
auch wohl möglich, dass N. durch den Assistenzarzt etwas von dem Mastdarm¬ 
vorfall gehört und dies zur Simulation für sich verwendet habe. 

Trotz dieser gegentheiligen Ansicht hielt ich die meinige aufrecht, and 
zwar waren folgende Gründe für mich massgebend: 

1) Der erschütternde Eindruck, welchen seine Erzählung von den Gemüths- 
qualen macht, die N. durch seine Leiden erduldet hat; 

2) seine flehentliche Bitte, zur Befreiuung von seinen Leiden operirt za 
werden, während doch Leute seines Standes jede Operation abznweisen pflegen; 

3) der Umstand, dass N., wenn er simuliren wollte, dies glaubwürdiger 
an der noch veranstalteten Schulter hätte durchführen können. 

Wegen der Seltenheit des Falles wandte ich mich um Rath an die Pro¬ 
fessoren v. Esmarch und v. Bardeleben; die Herren gaben ebenfalls einen 
Zusammenhang zwischen Unfall und Prolapsus recti zu. Ersterer hält es für 
möglich, dass durch eine Quetschung der aus dem Kreuzbeingeflecht (pudendus 
communis) stammenden Nerven des Sphincter (n. n. haemorrhoid. ext. s. infer.) 
eine partielle Lähmung des Sphincter entstanden sein oder dass ein Bruch des 
Kreuzbeins, vielleicht auch nur durch das zweite und dritte Kreuzbeinloch ver¬ 
laufende, wegen des starken Extravasates nicht fühlbare Fissur des Knochens 
stattgefunden haben könne. Endlich könne man auch annehmen, dass ein Blut¬ 
austritt in das Zellgewebe zwischen Mastdarm und Kreuzbein sich herabgesenkt 
und Falten der Schleimhaut aus dem After hervorgedrängt hat. 

Prof: v. Bardeleben führt als Analogon einen von ihm beobachteten 
Fall von Prolapsus Uteri bei einer intacta virgo, durch einen Sturz von einem hoch¬ 
beladenen Erntewagen, an, und doch seien Uterus und Vagina noch stärker be¬ 
festigt als das Rectum. 

Bei der in der Königl. Charite vorgenommenen Kauterisation des Vorfalles 
mit ferrura caudens stellte Prof. v. Bardeleben fest, dass eine vollständige 
Invagination des Rectum bestand und dass der Vorfall nicht allein die Schleim¬ 
haut, sondern die ganze Dicke der Darmwand betraf. Aus diesem Befunde lässt 
sich vielleicht anuehmen, dass der Prolaps durch einen Bluterguss in das Zell¬ 
gewebe zwischen Kreuzbein und Mastdarm und durch die allgemeine Erschüt¬ 
terung des ganzen Rumpfes hervorgebracht ist. (Autoreferat.) 


B. Hygiene und öffentliches Sanitätswesen: 

Ueber die Speziflzität der Choleraimmunisirnng. Vorläufige Mit¬ 
theilungen von Prof. R. Pfeiffer und Dr. Issaeff. Deutsche medizinische 
Wochenschrift Nr. 13: 1894. 

Durch die in neuerer Zeit von Klein, Hueppe, Sobernheim u. a. 
veröffentlichten Arbeiten über Choleraimmunität war angeblich der Beweis 
erbracht, dass mit einer grossen Zahl von Bakterienarten gegen die intraperi- 
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toneale Cholerainfektion der Meerschweinchen Immunität hervorgerufen werden 
könne. Dr. Pfeiffer und Issaeff sind bei ihren in dieser Hinsicht ange- 
stellten Versuchen zu einem anderen Resultate gekommen, durch das die durch 
jene Arbeiten erschütterte bisherige Lehre über das spezifische Verhalten der 
Choleraimmunität wieder befestigt wird. Darnach ist es nicht möglich, einen 
dauernden Schutz gegen Cholera mit anderen Bakterien als den echten Cholera¬ 
vibrionen zu erzielen; denn während Meerschweinchen nach Vorbehandlung 
mit echten Cholerakulturen noch 3 Monate später gegen die intraperitoneale 
Einverleibung der Koch’sehen Bazillen geschützt sind, erliegen mit Typhus, 
Proteus, Bacterium coli, Pyocyaneus immunisirten Meerschweinchen 10 bis 15 
Tage nach der letzten Vorbehandlung der Wirkung der Choleravibrionen. Um¬ 
gekehrt zeigen mit Cholera immunisirte Meerschweinchen keine Immunität gegen 
irgend eine der oben genannten Bakterienarten, wenn die Infektion 10 bis 15 
Tage nach der letzten Vorbehandlung mit Cholerabakterien ausgeführt wird. 
Auch das Serum von Meerschweinchen, welche mit Cholerakulturen vorbehandelt 
sind, schützt, wenn es in kleinen Dosen (0,1 ccm) 24 Stunden vorher subkutan 
injizirt wird, gegen die intraperitoneale Einspritzung einer für Kontrolthiere 
absolut tödtlichen Dosis von Cholerabakterien. Dagegen hat das Serum von 
Thieren, welche gegen Proteus, Typhus, Bacterium coli, Pyocyaneus, Diphtherie 
und Tetanus immunisirt sind, selbst in erheblich grösserer Dosis, nicht diese 
schützende Kraft gegenüber der Cholerainfektion. Die Verfasser habeu auch mit 
einer Anzahl von denjenigen Vibrionen, die in neuerer Zeit durch das Pepton- 
verfahren aus dem Wasser, sowie aus menschlichen Dejektionen gezüchtet sind 
und die mit den Cholerabazillen die Cholerarothreaktion und die Thierpathogeni¬ 
tät gemeinsam haben, Versuche angestellt und ist es ihnen dabei gelungen, unter 
jenen Vibrionen eine ganze Reihe von Arten durch ihr biologisches Verhalten 
bei der Imwunisirung von den echten Choleraerregern mit Sicherheit zu unter¬ 
scheiden. So sind z. B. gegen Cholera immunisirte Meerschweinchen nicht ge¬ 
schützt gegen die krankmachende Wirkung des Vibrio Metschnikoff und ver¬ 
wandter Vibrionenarten, andererseits vermögen Meerschweinchen, welche eine 
starke Immunität gegen den Vibrio Metschnikoff erworben haben, der intraperi¬ 
tonealen Injektion der Choleraerreger nicht zu widerstehen. Sehr scharfe spezi¬ 
fische Unterschiede treten hervor, wenn man mit dem Serum von choleraimmunen 
Thieren gegen eine andere Vibrionenart zu schützen versucht und umgekehrt, 
so dass sich auf diese Weise ganz sicher von der Cholera alle diejenigen Vibrionen 
unterscheiden lassen, die durch ihre Pathogenität für Tauben verdächtig waren, 
wie der Vibrio Metschnikoff, der Vibrio danubicus, die von Dnnbar aus Elb¬ 
wasser gezüchteten leuchtenden Vibrionen und andere mehr. Dagegen verhielten 
sich nach jeder Richtung wie echte Cholerabakterien die in Nietleben aus der 
Wasserleitung während der bekannten Choleraepidemie gewonnenen Vibrionen, 
ferner Kulturen, die aus am 15. Oktober 1893 entnommenen Proben des Roh¬ 
wassers von Filter C. und D. in Stettin gezüchtet sind. Rpd. 

Zur Plattendiagnose des Cholerabacillus. Vorläufige Mittheilung von 
Dr. M. Elsner. Hygienische Rundschau; Nr. 7, 1894. 

Bei Untersuchungen über das Wachsthum verschiedener Vibriononarten 
bei höheren Temperaturen ist es dom Verfasser gelungen, eine Nährgelatine 
herzustellen, die bei Temperaturen bis zu 30° C. gehalten werden kann, ohne 
zu zerfliessen. Auf dieser Gelatine gediehen Choleravibrionen bei einer Tempe¬ 
ratur von 27,5—28° C. nicht nur vorzüglich, sondern erreichten schon nach 9 
bis 10 Stunden dieselbe Grösse, die bei 21° C. auf gewöhnliche Nährgelatine 
gewachsenen Kolonien nach 2 Tagen darbieten, und waren nach 24stündigem 
Wachsthum 2 bis 3 Mal so gross wie dreitägige Oholerakolonien auf gewöhn¬ 
licher Gelatine. Auch die Unterscheidung der Cholerakolonien von denjenigen 
des Bacterium coli und anderen Faccesbakterien war bei Anwendung der betr. 
Gelatine ein weit leichterer und sicherer. Die Herstellung der Gelatine geschieht 
auf folgende Weise: 

Zu 1 1 Wasser fügt man 250 g Gelatine, 10 g Liebig’s Fleischextrakt, 
10 g Pepton und 5 g Kochsalz, erwärmt die Mischung in einem Wasserbade von 
50° C. bis zur völligen Lösung der Gelatine und setzt dann Sodalösung bis zur 
deutlichen alkalischen Reaktion, hierauf das Weisse von einem Hühnerei zu und 
schüttelt kräftig durch. Nun kocht man genau eine Stunde im strömenden 
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Dampfe von 100° C. und filtrirt durch Fliesspapier unter mässiger Erwärmung 
des Trichters durch 2 seitlich unter denselben gestellte kleine Bunsenflammen. 
Man erhält dann eine klare, leicht gelbbraun gefärbte Gallerte, die nach Ein* 
füllung in Röhrchen behufs Sterilisirung ebenso wie die sonst übliche Nährgelatine 
an 8 auf einander folgenden Tagen je genau 15 Minuten in strömenden Dampf 
von 100° C. gestellt wird. jRpd. 


Choleraexplosionen und Trinkwasser. Vortrag, gehalten von Geh. 
Rath Prof. Dr. M. v. Pettenkofer im ärztlichen Verein München am 14. März 
d. J. Münchener medizinische Wochenschrift Nr. 12 u. 13, 1894. 

v. Pettenkofer wendet sich in seinem Vortrage nochmals gegen die 
Schlussfolgerung der Bakteriologen, dass für Choleraepidemien nur der Komma¬ 
bazillus und die individuelle Disposition, mithin nur x und z nothwendig seien 
und nach einem y, der örtlichen und zeitlichen Disposition, in dem der Schwer¬ 
punkt der für die epidemische Entwickelung der Cholera liege, nicht mehr 
zu suchen oder dieses y schon im Trinkwasser gefunden und nichts anderes als 
Wasser -4- x sei. Seinen Unglauben gegenüber der Trinkwassertheorie sucht er 
namentlich durch die epidemiologischen Erfahrungen und Beobachtungen bei 
früheren Choleraepidemien zu rechtfertigen und zieht zunächst einen Vergleich 
zwischen der Epidemie in Nietleben und derjenigen in der Gefangenenanstalt 
Laufen im Jahre 1873, bei der es sich gleichfalls um den explosiven Ausbruch 
der Cholera (171 Erkr. mit 83 Todesf. in 18 Tagen gegenüber 122 Erkr. mit 
52 Todesf. binnen 31 Tagen in Nietleben) in einer geschlossenen Anstalt mit 
einheitlicher Wasserversorgung und während der kalten Jahreszeit (Dezember) 
handelte. In Nietleben glaube man nun, durch Aenderung der Wasserversorgung 
die Epidemie zum Erlöschen gebracht zu haben; thatsächlich sei diese aber schon 
vor dem Eintritt dieser Aenderung in sichtbarer Abnahme begriffen gewesen 
und würde nach Ansicht v. Pettenkofer’s auch ohne dieselbe ihrem Ende 
entgegen gegangen sein, ebenso wie die Epidemie in Laufen, die noch schneller 
als jene erloschen sei, ohne dass eine anderweite Wasserversorgung stattgefunden 
habe Andererseits müsse das plötzliche Auftreten, die ungewöhnlich schnelle 
Ausbreitung und die kurze Dauer der Epidemie in Laufen noch viel mehr und 
bestimmter als in Nietleben auf einen ursächlichen Zusammenhang mit dem 
Trinkwasser hinweisen, aber trotzdem könne ein solcher absolut nicht nachge¬ 
wiesen werden, und alle daraufhin zielenden Bemühungen seien als völlig hoff¬ 
nungslos zu bezeichnen der Thatsache gegenüber, dass die Soldaten der Wach¬ 
mannschaft der Gefangenenanstalt von der Epidemie völlig verschont geblieben 
seien, obwohl sie kein anderes Wasser als die Gefangenen zum Trinken gehabt 
hätten. Ein noch schlagenderer Beleg dafür, dass der L holeraausbruch in Laufen 
nichts mit dem Trinkwasser zu thun habe, liege auch darin, dass unter den in 
Einzelhaft befindlichen Gefangenen erst nach ihrer Unterbringung bei den übrigen 
Gefangenen in gemeinsamer Haft Choleraerkrankungen vorgekommen seien, trotz¬ 
dem sie vorher auch während der Einzelhaft dasselbe Wasser getrunken hätten. 

v. Pettenkofer stellt dann weiter die explosive Choleraepidemie in 
München während des Sommers 1854 derjenigen in Hamburg im Jahre 1892 
gegenüber und zeigt, dass der Verlauf beider Epidemien ein überraschend ähn¬ 
licher gewesen sei. Er habe damals versucht, das verschiedene örtliche und 
zeitliche Auftreten der Cholera in München an der Hand des Wasserbeznges der 
einzelnen Häuser als von Trinkwasser abhängig nachzuweisen, das Ergebniss 
seiner Ermittelungen sei aber ein ganz negatives gewesen. Ebenso habe die wäh¬ 
rend des Jahres 1873 in München vorgekommene Choleraepidemie nicht den 
geringsten Zusammenhang mit der Wasserversorgung gezeigt, sie bilde einen 
Felsen, an dem die Trinkwassertheorie jämmerlich scheitere und der weder 
von Koch, noch von Flügge bisher weggeräumt sei, sondern todtgeschwiegen 
werde. 

Auch die Abhängigkeit der Cholerabeweguug von der Jahreszeit spreche 
gegen die Trink wassertheorie. In den Jahren 1848—1859 seien in Preussen im 
Ganzen 812036 Choleraerkrankungen mit 167159 Todesfällen vorgekommen, und 
von den letzteren nur 50 in der ersten Hälfte des April, dagegen 31048 in der 
ersten Hälfte des Septembers, obschon der spezifische Keim zu jeder Zeit vor¬ 
handen gewesen sei und im April ebenso leicht in’s Wasser hätten gelangen 
gelangen können als im September. Dass der Kommabazill wegen Temperatur¬ 
unterschiede im Wasser aber besonders im September und weniger im April gedeihe, 
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könne doch nicht mit Rücksicht auf die verschiedenen Winter-Epilemien, 
namentlich auf diejenige in Nietleben angenommen werden. Mit dem Trink¬ 
wasser lasse sich die regelmässige Bewegung der Cholera nach Jahreszeiten 
nicht erklären, dazu müsse noch etwas Zeitlich - Oertliches hinzukommen und 
wenn v. Pettenkofer auch nicht bestimmt sagen könne, worin dieses y be¬ 
stehe, so weise doch der Erfolg der Assanirungsarbeitcn in verschiedenen Städten 
darauf hin, dass der Boden mit dem noch unbekanten y etwas zu thun habe. 
Die Kontagionisten rühmten sich, dass es ihnen bei der jüngsten Choleraheim¬ 
suchung Europas durch eifrigen Kommafang, Isolirung und gute Wasserfilter 
gelungen sei, grössere Epidemien zu verhindern. Als guter Deutscher wünsche 
er, dass sie auch für die folgende Zeit Recht behalten möchten, wenn er es 
auch bezweifeln müsse, dass die geringe Ausbreitung der Cholera den Mass- 
regeln zu verdanken sei, die auf Grund der Entdeckung des Kommabazills und 
seiner Koutagiosität gegen die Seuche ergriffen seien; denn nach zahlreichen 
epidemiologischen Beobachtungen sei ein Rückgang oder Erlöschen der Seuche 
auch ohne Anwendung derartiger Massregeln eingetreten. Das schlagendste Bei¬ 
spiel hierfür sei das Verhalten der Cholera in dem verkehrsreichen England, das 
während der Epidemien in den letzten Jahrzehnten trotz seines riesigen Ver¬ 
kehrs mit allen Ländern und trotz zahlreicher eingeschleppter Cholerafälle von 
eigentlichen Choleraepidemien verschont geblieben sei, selbst im Jahre 1891, wo 
London während der grossen Choleraexplosion in Hamburg mit dieser schwer 
heimgesuchten Stadt ohne Quarantäne verkehrt habe. In England habe man 
aber nach den schweren Choleraepidemien in den Jahren 1830—1850 sof rt an¬ 
gefangen, durch Wasserversorgung, Kanalisation und sonstigen Assanirungs- 
arbeiten der eingeschleppten Cholera den Boden zu entziehen und dadurch einen 
besseren Schutz gegen dieselbe und einen grösseren Erfolg erzielt als durch alle 
Absperrungsm assregeln. 

v. Pettenkofer schliesst: „Mein heutiger Vortrag hat den Zweck, 
auch bei den Bakteriologen den Glauben an das noch unbekannte y zu wecken, 
damit sie darnach suchen. Auch y kann ebenso wie x nur auf bakteriologischem 
Wege festgestellt werden. Es handelt sich um den Zusammenhang des durch 
den menschlichen Verkehr verbreitbareu Cholerakeimes mit örtlichen und zeit» 
liehen Verhältnissen und ob diese zunächst auf x oder z wirken. In der Wissen¬ 
schaft wird selten etwas aufgefunden, woran man nicht vorher schon glaubt. 
Glauben geht dem Wissen voraus. Ich bin überzeugt, dass vorurtheilsfreie Bak¬ 
teriologen zum Glauben an y gelangen, wenn sie gewissenhaft untersuchen, wie 
Choleraepidemien örtlich und zeitlich verlaufen. Ich lade sie daher geziemend 
ein, zu prüfen, ob der Kommabacillus und die individuelle Disposition genügen, 
um zu erklären, dass bei uns im September durchschnittlich 600 mal mehr Cho¬ 
lerafälle Vorkommen als im April, dass Choleraexplosionen auch ohne Trink¬ 
wassereinfluss Vorkommen, dass bei der Cholera von 1873—74 in München trotz 
gleicher Wasserversorgung die höher gelegenen Stadttheile eine Choleraexplosion 
im August und die tiefer gelegenen eine im Dezember haben konnten, dass es 
thatsächlich choleraimmune Orte und in Orten, welche sich für Cholera empfäng¬ 
lich zeigen, immune Zeiten gibt u. s. w. — Gleichwie man bisher gefragt hat, 
wie sich die Cholera zu der thatsächlich bestehenden örtlichen und zeitlichen 
Disposition verhält, so frage man jetzt, wie sich der Cholcravibrio dazu verhält.“ 

_ Rpd. 


Todesfälle au Pocken im Deutschen Reich und im Auslande 1892. 
Medizinal• statistische Mittheilungen aus dem Kaiserlichen Gesundheitsamt; 
2. Bd., 1. Heft 

Im Laufe des Jahres 1892 gelangteu im Deutschen Reich 107 Todesfälle 
an Pocken zur Anzeige, d. s. 58 mehr als im Jahre vorher, aber 20 weniger 
als im Durchscnitt der sieben Jahre seit Beginn der betreffenden Erhebungen 
über Pocken - Todesfälle. Aüf je 1000 000 Einwohner starben an den Pocken 
im Berichtsjahre 2,13, im Vorjahre 0,99, im siebenjährigen Durchschnitt (1886 
bis 1892) 2,60 Personen. 

Die 107 Pocken - Todesfälle des Jahres 1892 vertheilen sich auf 54 Ort¬ 
schaften, von denen 41 in Preussen, 7 in Eisass-Lothringen, je 2 in Bayern 
und Mecklenburg - Schwerin, je 1 im Königreich Sachsen und in Hamburg gelegen 
sind. Eine verhältnissmässig stärkere Verbreitung fanden die Pocken, nach der 
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Zahl der Todesfälle zu schliessen, während des Berichtsjahres in Königshütte 
(O.-S.) mit 15, in Königsberg i. Pr. mit 11, in Beuthen (O.-S.) mit 8, Kempen 
in Poseu und Brzcinka (Kreis Kattowitz) mit je 5, Hamburg mit 4, Myslowitz 
und Rosdzin (Kreis Kattowitz) mit je 8 Todesfällen. In 7 Gemeinden kamen 
je 2 Pockentälle vor, während in 39 Orten nur je eine Person an den Pocken 
starb. 94 Pockentodesfälle — etwa 7 / 8 der Gesammtzahl — sind in den Grenz¬ 
bezirken des Reichs vorgekommen (69 an der russischen und österreichischen, 6 
an der französischen, 3 an der niederländischen Grenze, 12 in Küstenstädten 
u. s. w.); auf das Binnenland entfielen nur 13 Pockentodesfälle. 

Dem Alter nach standen von den Verstorbenen 

42 im 1. Lebensjahre, 30 im 20.—60. Lebensjahre, 

13 * 2. 6 „ 60.-80. 

12 „ 3.—10. „ 1 „ unbekannten „ 

3 * 11.-20. „ 

Von den unter 2 Jahr alten verstorbenen Kindern war ein erheblicher 
Theil (35) noch nicht geimpft, auch unter den über 3 Jahr alten an Pocken Ge¬ 
storbenen waren ungeimpfte oder aus dem Ausland zugewanderte Personen, bei 
denen über die Impfung nichts oder nichts Zuverlässiges festgestellt werden 
konnte. 

Der Zeit nach vertheilten sich die Todesfälle an Pocken folgendermassen: 
Es starben im Januar 1, Februar 10, März 21, April 20, Mai 26, Juni 11, Juli 
6, August 5, September, Oktober, November je 1, Dezember 4. 

Vergleicht man die Pockensterblichkeit im Deutschen Reiche pro 1892 mit 
derjenigen in anderen europäischen Staaten, soweit darüber Mittheilungen vor¬ 
liegen, so ergiebt sich, dass von lOOOOO Einwohnern in grösseren Städten 
lebenden Bewohnern an Pocken gestorben sind: 

in Deutschland (237 Städte) 0,36 gegen 0,14 im Jahre 1891. 
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Hiernach sind in allen Städtegruppen des Auslandes verhältnissmässig 
weit mehr Pockentodesfälle vorgekommen als in denjenigen des Deutschen 
Reichs. Nimmt man die Verhältnisszahl der Pockentodesfälle in den 237 Städten 
des Reichs (0,36 auf 100000 Einwohner) als Grundzifter an, so entfällt auf die 
Städte Englands etwa die 3 fache, der Schweiz die 8 fache, Italiens die 12 fache, 
Ungarns die 13fache, Frankreichs die 41 fache, Oesterreichs die 64fache, Bel¬ 
giens die 117 fache Zahl. 

Impfungen der Naturärzte. Der praktische Arzt und Natnrarzt Dr. 
Hacker in Frankfurt a. M. hatte einen Impfschein ausgestellt, wonach das 
Kind L. Sch. zum erstenmale „mit Erfolg“ geimpft sein sollte, obwohl die Mutter 
des Kindes auf Befragen des Kreisarztes versicherte, dass sie keine aufgegangene 
Blattern bemerkt habe und auch der Kreisarzt selbst bei der Untersuchung nicht 
das geringste Vorhandensein von Narben konstatirte. Da diese Thatsache in 
Widerspruch mit dem Impfschein sowohl, als mit der Impfliste stand, in der 
l>es« heiuigt war, dass von fünf Strichen zwei sich zu regelmässige Blattern ent¬ 
wickelt hatten, wurde Dr. Hacker wegen Ausstellung eines unrichtigen Zeug¬ 
nisses zum Gebrauche bei einer Behörde (§. 278 des R. St. G. B.) unter An¬ 
klage gestellt. 

In der am 24. Januar d. J. vor der Strafkammer des Grossherzogi. Hess. 
Landgerichts in Darinstadt stattgehabten Verhandlung behauptete der Ange¬ 
klagte, eine Iinpfung vorgenommen und ebenso das Kind 6—8 Tage später nach 
Vorschrift besichtigt zu haben. Spuren von Narben hätte allerdings die Impfung 
um deswillen nicht aufzuweisen, weil er nasse, entzündungswidrige Umschläge 
angewandt habe. Er behauptete weiter, eine derartige Behandlung immer an¬ 
gewandt zu haben, um den Impfling zu schonen, da er seiner wissenschaftlichen 
Ueberzeugung nach annchmen müsse, dass auch ohne äusserlich sichtbare Pustel¬ 
bildung der Zweck der Impfung — Uebertragung des Impfstoffes in das Blut 
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mit ihren physiologischen Folgen — erreicht werde. Er gab also zu, dass sich 
Pusteln nicht gezeigt, sondern nur sog. Knötchen, d. h. Vorerscheinungen, - die 
sich später zu Bläschen und dann zu den eigentlichen „Blattern“ oder „Pusteln“ 
zu entwickeln pflegen, hier aber angeblich in Folge zweckmässiger Behandlung 
wieder verschwanden. Es fragte sich daher, ob auch unter dieser Knötchenbil¬ 
dung eine „erfolgreiche“ Impfung im Sinne des Gesetzes zu verstehen sei. 
Seitens der zugezogeneu Sachverständigen, Ober-Med.-Rath Dr. Neidhart und 
Kreisarzt Dr. Lehr, wurde die Frage mit Entschiedenheit verneint, während 
die von der Vertheidigung bestellten Naturheilärzte, Dr. Böhm aus Weimar 
und Dr. Häusler aus Nürnberg, beide Impfgegner, die entgegengesetzte An¬ 
sicht vertraten. Trotz dieser Meinungsverschiedenheit der Sachverständigen hielt 
die Staatsbehörde die Anklage anfrecht und beantragte eine Gefängnisstrafe 
von zwei Monaten. Der Vertheidiger befürwortete Freisprechung. Fraglich sei. 
es, ob überhaupt ein Impfschein als ein „Zeugniss über den Gesundheitszustand“ 
angesehen werden könne, indem er nur eine von dem Arzte vorgenommene Hand¬ 
lung bescheinige. Jedenfalls habe aber der Angeklagte kein falsches Zeugniss 
ausgestellt, da das Gesetz, wie aus den Motiven hervorgehe, die Prüfung der 
Frage, was unter erfolgreicher Impfung zu verstehen sei, dem Ermessen des 
Arztes anheimstelle. Die auf Grund der Bestimmungen des Bundesraths in Ge- 
mässheit des Reichsimpfgesetzes von der hessischen Regierung erlassenen beson¬ 
deren Bestimmungen, wonach eine Impfung nur dann als erfolgreich bezeichnet 
werden könne, wenn mindestens zwei der Schnitte oder Stiche sich zu vollkom¬ 
menen Blattern entwickelt hätten, seien nur instruktionell zu verstehen und ihre 
Verletzung lasse den Angeklagten noch nicht strafbar erscheinen. 

Das Gericht trat diesen Ausführungen nicht bei und sprach den Auge¬ 
klagten schuldig. Es ging dabei von der Annahme aus, dass zwar eine 
Impfung und ebenso eine Nachschau stattgefunden habe, schenkte also insoweit 
den Angaben des Angeklagten Glauben, erachtete aber andererseits um des¬ 
willen die Voraussetzungen des §. 278 St.-G.-B. für gegeben, weil der Ange¬ 
klagte die hessischen Ausführungsbestimmungen, die auf Grund des Reichs- 
Impfgesetzes erlassen, selbst Gesetzeskraft besässen, gekannt und danach gewusst 
habe, dass eine Impfung nur dann als „erfolgreich“ zu gelten habe, wenn min¬ 
desten zwei Pusteln zur völligen Entwickelung gelangt seien. Thatsächlich sei 
dies jedoch nicht der Fall gewesen und trotzdem habe es der Angeklagte be¬ 
scheinigt, also wider besseres Wissen ein unrichtiges Zeugniss über den Gesund¬ 
heitszustand ausgestellt. Denu daran, dass der Impfschein ein solches Zeugniss 
sei, könne, abgesehen davon, dass das Reichsgericht diese Frage schon in be¬ 
jahendem Sinne entschieden, l ) um deswillen nicht gezweifelt werden, weil die 
Impfung allerdings einen Eingriff in die körperliche Integrität und das Wohl¬ 
befinden enthalte, ja sogar Krankheitserscheinungen hervorrufe, und so ein die 
stattgehabte Impfung bescheinigendes Schriftstück auch zugleich ein über den 
Gesundheitszustand enthaltendes Zeugniss darstelle. Mit Rücksicht auf die 
Motive des Angeklagten, der als Impfgegner sich nur durch seine wissenschaft¬ 
liche Anschauung dazu verleiten liess, den Boden des Gesetzes zu verlassen, 
erkannte das Gericht auf die gesetzlich bestimmte geringste Strafe von 
1 Monat Gcfängniss. (Darmstädter Zeitung.) 


Tagesnachrichten. 

Das Reichsseuchengesetz ist, wie schon längst zu erwarten stand, in 
der jetzt geschlossenen Session des Reichstages nicht mehr zur Verhandlung 
gekommen; das Gesetz ist diesmal nicht einmal zur ersten Lesung gelangt. 


Die in den preussischen Medizinaletat eingestellte und in der Sitzung vom 
13. März d. J. (s. Nr. 7 der Zeitschrift, S. 173) an die Budgetkommission zur 
nochmaligen Bcrathung zurückgewiesene Mehrforderung von 118 500 Mark 
für sanitätspolizeiliche Zwcke zur Abwendung der Cholera ist vom 
Abgeordnetenhause in der Sitzung vom 11. April nach längerer Debatte, an der 
sich von Seiten der Staatsregierung der Finanzminister Dr. Miqucl betheiligte, 

*) Erst noch vor Kurzem durch Urtheil des III. Strafsenats vom 21. Sep¬ 
tember 1803. 
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genehmigt worden. Nur der Abg. G o t h c i n bestritt der Staatsregierung das 
Recht, Gebühren für derartige Sehutzuiassregeln von den Interessenten zu er¬ 
heben, während dies von den anderen Rednern (v. Unruh, v. Buch und 
Dr. Sattler) anerkannt wurde. Es soll übrigens künftighin nur ein Drittel 
der Kosten für die Ueberwachung des Flussverkehrs von den Interessenten 
(Flössen, Schiffen n. s. w.) erhoben werden, wodurch sich die bisherigen allseitig 
als zu hoch bezeichnten Gebühren bedeutend ermässigen werden. 


Abänderungen der Bestimmungen über die Konzessionsertlieilung 
zur Errichtung von Privat-, Kranken-, Entbindung»- und Irrenanstalten. 

Dem Bundesrathe ist eine von Preussen beantragte Novelle zur Gewerbeordnung 
vorgelegt, welche hauptsächlich die Aenderung des 35 betrifft. In einem Nach¬ 
trag zu dieser Novelle wird ausserdem die Kouzessionspflicht von Privat- 
Kranken- u. s. w. Anstalten geregelt (§. 30 der Gewerbeordnung). Die an 
einzelnen Stellen bei Errichtung von derartigen Krankenanstalten gemachten 
Erfahrungen haben Anlass gegeben, auf eine Erweiterung der Vorschriften be¬ 
treffend die Versagung der Konzession für Privat-Kranken-, Privat-Entbin- 
dungs- und Privat-Irrenanstalten dahin zu dringen, dass aus der Errichtung 
dieser Anstalten keine Belästigung oder Störung für die nächste Umgebung er¬ 
wächst. Es wird deshalb vorgeschlagen, den §. 30 dahin zu ändern, dass auch 
dann die Konzession von der höheren Verwaltungsbehörde zu versageu ist, wenn 
die Anstalten durch ihre örtliche Lage für die Besitzer oder Bewohner der be¬ 
nachbarten Grundstücke oder für das Publikum erhebliche Nachtheile, Gefahren 
oder Belästigungen herbeiführen können. Vor Ertheilung der Genehmigung 
sollen die Ortspolizei- und Gemeindebehörden gehört werden. Die Verhältnisse 
dieser Anstalten liegen verschieden, je nachdem dieselben zur Aufnahme von 
mit ansteckenden Krankheiten oder entstellenden Leiden behafteten, unruhigen 
Geistes- u. s. w. Kranken bestimmt sind oder nicht. Man glaubt, das9 die An¬ 
hörung der Ortspolizei- und Gemeindebehörden die im einzelnen Falle zu er¬ 
hebenden Bedenken zur Kenntniss gelangen lassen werden, ohne dass zu be¬ 
fürchten wäre, dass die Errichtung von Krankenanstalten der verschiedenen Art 
in einer unzulässigen Art befördert oder erschwert würde. 


Ueber den pveussiachen Entwurf zum Apothekengesetz bringen 
die politischen Blätter folgende offiziöse Mittheilung: „Wenn von einem Reichs¬ 
apothekengesetze die Rede ist, so ist damit zur Zeit noch keineswegs eine 
Bundesrathsvorlage gemeint. Es handelt sich vielmehr erst um einen vom 
Kultusministerium auf gestellten, von dem preussisehen Staatsministerium in den 
leitenden Grundsätzen, System der Personalkonzessionen mit 25jähriger Ueber- 
gangszeit, gebilligten Entwurfes eines Reichsapothekengesetzes, welcher dem 
Reichskanzler vorgelegt ist. Dieser Entwurf ist zunächst hier geprüft worden, 
und man ist bemüht, die in einigen Punkten dabei hervorgetretenen Meinungs¬ 
verschiedenheiten durch Schriftwechsel mit den Abtheilungen der preussisehen 
Ressorts auszugleichen. Da es sich dabei nicht um Punkte von besonderer 
prinzipieller Bedeutung handelt, dürfte diese Absicht sich unschwer verwirk¬ 
lichen lassen. Alsdann soll der Gesetzentwurf zunächst den Landesregierungen 
zur Prüfung und Aeusseruiig zugehen. Dafür spricht schon die Bedeutung und 
Schwierigkeit des gesetzgeberischen Planes, vor Allem auch die grosse recht¬ 
liche und thatsäehliche Verschiedenheit in der Entwickelung der Apothekerver¬ 
hältnisse der verschiedenen Bundesstaaten. Während z. B. in Württemberg das 
Recht zum Betriebe der Apotheken ein rein persönliches ist, hat auch abgesehen 
von wirklichen dinglichen Apothekenberechtigungen in Preussen thatsächlich 
die Apothekenkonzession den Charakter eines übertragbaren Werthobjektes an¬ 
genommen. Man darf annehmen, dass die Landesregierungen zur Prüfung der 
Vorlage Sachverständige aus den Interessentenkreisen hören werden, so dass auch 
die betheiligten Kreise in der Lage sein werden, ihre Auffassung mit dem ihr 
beiwohnenden sachlichen Gewichte zur Geltung zu bringen. Sollte diese An¬ 
nahme nicht zutreffen, so liegt in der bisherigen Gepflogenheit bei der Vorbe¬ 
reitung von tief in das Erwerbsleben eingreifenden Gesetzesvorlagen dieser Art 
die Gewähr dafür, dass in einem späteren Stadium der Vorbereitung und jeden¬ 
falls, bevor die gesetzgebenden Faktoren im Reich mit der Sache befasst werden, 
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den Interessenten Gelegenheit gegeben werden wird, Stellung zu dem Entwürfe 
zu nehmen und ihre Auffassungen und Wunsche auszusprechen.“ 

Inzwischen hat der Vorstand des Deutschen Apothekervereins in seiner am 
6. und 7. d. Mts. abgehaltenen Sitzung beschlossen, mit allen zur Verfügung 
stehenden Mitteln gegen das im Entwürfe ausgesprochene Prinzip der Enteig¬ 
nung der durch langjährige Thätigkeit und Geldopfer erworbenen Besitzrechte 
der Apotheker anzukämpfen. 


Zur Geheimmittelfrage. Der Abg. Olzem hat in der Sitzung des 
Abgeordnetenhauses vom 3. April beantragt, die Königl. Staatsregierung aufzu¬ 
fordern, bald eine Vorlage zu machen, wodurch die in der Rheinprovinz 
noch geltenden Gesetze über die Anpreisung von Geheim¬ 
in itteln u. s. w. aufgehoben werden. Die betreffenden Gesetze lauten: 

Gesetz vom 21. Germinal d. J. XI. 

„Art. 32. Die Apotheker dürfen nur medizinische Präparationen oder 
zusammengesetzte davon irgend welcher Art verabreichen auf ärztliche Verord¬ 
nung, versehen mit ihrer Unterschrift. Die Apotheker dürfen keine Geheim¬ 
mittel verkaufen. Die Präparationen ihrer Apotheke dürfen nur nach Vor¬ 
schrift der Pharmakopoe oder medizinischen Schulen bereitet sein. In der 
Apotheke und deren Räume dürfen sie nur Verkauf halten von Drogen und me¬ 
dizinischen Präparationen. 

Art. 36. Jeder Verkauf nach Medizinalgewicht (im Kleinen), jede Ver¬ 
abreichung von Drogen und medizinischen Präparationen auf Theatern, Ständen, 
öffentlichen Plätzen, Jahrmärkten und Messen; jede Annonce oder gedruckter 
Anschlag, die sich darauf beziehen, sind streng verboten. Die Schuldigen werden 
polizeilich verfolgt und nach Art. 83 cod. bestraft.“ 

Gesetz vom 29. Pluviose d. J. XIII. 

„Art. 1. Wer den Bestimmungen des Art. 36 des Ges. vom 21. Germ, 
d. J. XI., betr. die Apothekenpolizei, zuwiderhandelt, wird mit Geldbusse von 
25 bis 600 Francs und im Rückfalle mit Haft von 3—10 Tagen vom Zucht¬ 
polizeigericht bestraft.“ 

Der Antrag, den der Abg. Olzem bereits in der Sitzung vom 13. März 
d. J. (s. Nr. 7 dieser Zeitschrift) in Aussicht stellte, wurde vom Abgeordneten¬ 
hause in 1. u. 2. Lesung fast einstimmig genehmigt. 


66. Versammlung Deutscher Naturforscher und Aerzte in Wien 
vom 24. bis 30. September 1894. Durch Rundschreiben ladet jetzt der Vor¬ 
stand der Abtheilung für gerichtliche Medizin (Hofrath Professor 
Dr. Ed. Ritter v. Hofmann, Einführender; Dr. A. Haberda und Dr. E. Pi 1 z, 
Schriftführer) die Fachgenossen zur Betheiligung an den Sektions-Arbeiten ein 
und bittet, Vorträge und Demonstrationen frühzeitig — vor Ende Mai — bei 
einem der Vorstandsmitglieder anmelden zu wollen, da den allgemeinen Ein¬ 
ladungen, welche Anfangs Juli versendet werden, bereits ein vorläufiges Programm 
der Versammlung beiliegen soll. 

Die Apparate und Behelfe des gerichtlich med. Institutes werden zu 
Demonstrationszwecken zur Verfügung stehen. 

Auch der Vorstand der Sektion für medizinische Geographie, 
Statistik und Geschichte (Prof. Dr. Theodor Puschm ann, Einführender; 
Dr. Ad. Kronfeld und Dr. Maxim. Neuburger, Schriftführer) hat ein ähn¬ 
liches Einladungsschreiben erlassen und bittet, etwaige Vorträge und De¬ 
monstrationen gleichfalls vor Ende Mai anmelden zu wollen. 

Mit der diesjährigen Versammlung soll eine wissenschaftliche 
Ausstellung verbunden werden; Anmeldungen sind spätestens bis zum 
20. Juni d. J. an das „Ausstellnugs-C’omit£ der 66. Versammlung Deutscher 
Naturforscher und Aerzte, Wien, I. Franzensring, Universität“ zu richten. Die 
Einsendung der Gegenstände hat vom 15. Juli bis 25. August zu erfolgen. 
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Deutscher Verein für öffentliche Gesundheitspflege. Die Tages¬ 
ordnung der vom 19. bis 21. September d. J. in Magdeburg statt¬ 
findenden XIX. Versammlung ist folgendermassen festgesetzt: 

M ittwoch, den 29. September: 1. Hygienische Beurtheilung von 
Trink- und Nutz wasser. Referent: Geh. Medizinalrath Professor Dr. Flügge 
(Breslau). 2. Beseitigung des Kehrichts und anderer städtischer Abfälle, 
besonders durch Verbrennung. Referenten: Oberingenieur F. Andreas Meyer 
(Hamburg), Medizinalrath Dr. J. J. Reineke (Hamburg). 

Donnerstag, den 20. September: 3. Die Nothwendigkeit einer 
extensiveren städtischen Bebauung und die rechtlichen und technischen Mittel 
zu ihrer Ausführung. Referenten: Oberbürgermeister Ad icke s (Frankfurt a. M.), 
Geh. Baurath Hinckeldeyn (Berlin), Baupolizeiinapektor C1 assen (Hamburg). 
4. Technische Einrichtungen für Wasserversorgung und Kanalisation in Wohn¬ 
häusern. Referent: Ingenieur H. Alfred Roechling (Leicester). 

Freitag, den 21. September: 5. Die Massregeln zur Bekämpfung 
der Cholera. Referenten: Geheimrath Dr. v. Kerschensteiner (München), 
Prof. Dr. Gaffky (Giessen). 

Alles Nähere, die diesjährige Versammlung Betreffende wird den verehr- 
lichen mit den von den Herren Referenten aufgestellten Thesen oder Schluss¬ 
sätzen Mitte August mitgetheilt werden. 

In der Schlusssitzung des XI. internationalen medizinischen Kon¬ 
gresses in Rom wurde beschlossen,den nächsten Kongress in Russland abzu¬ 
halten , die Wahl des Kongressortes jedoch der russischen Regierung überlassen. 


Die internationale Sanitätskonferenz in Paris hat ihre Sitzungen 
beendet. Die beschlossene Konvention, in der hauptsächlich Schutzmassregeln 
gegen die Einschleppung der Cholera aus dem Orient vorgesehen sind, ist fast 
von allen Bevollmächtigten unterzeichnet, nur die Türkei, Schweden - Norwegen 
und England haben sich die Unterzeichnung noch Vorbehalten, 


Preussischer Medizinalbeamtenverein. 

Die Mitglieder des Preussischen Medizinalbeamten-Vereins werden noch¬ 
mals auf die 

am 23. und 24. April d. J. zu Berlin stattfindende 

XI. Hauptversammlung 

aufmerksam gemacht. 

Sonntag, den 22. April: 8 Uhr Abends: Begrüssung bei Sedlmayr 
(Friedrichstr. 172). 

Montag, den 23. April: 9 Uhr Vormittags: Erste Sitzung 1 ) 
im Architekten-Vereinshause, Wilhelmsstrassc 92/93; 4 Uhr Nachmittags: 
Festessen daselbst; 9UhrAbends: Gesellige Vereinigung bei Sedl¬ 
mayr (Friedrichstrasse 172). 

Dienstag, den 24. April: 9 Uhr Vormittags: Zweite Sitzung 
im Architekten-Vereinshause (Wilhelmsstrasse 92/93); 12 Uhr: Fahrt nach 
Lichtenberg behufs Besichtigung der städtischen Irrenanstalt 
Herzberge; 9 Uhr Abends: Gesellige Vereinigung bei Sedlmayr 
(Friedrichstrasse 172). 

Der Vorstand des Preussischen Medizinalbeamtenvereins. 

Im Auftr. 

Dr. Rapmund, Vorsitzender. 

Reg.- und Med.- Rath in Minden. , 

*) Die Tagesordnung ist in Nr. 6 der Zeitschrift ausführlich mitgetheilt. 
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206 Vorläufiger Bericht ttber die am 28. und 24. April d. J. zu Berlin 

Aus der vom H. Ministerialdirektor Dr. v. Bartsch im Abge¬ 
ordnetenhause bei der diesjährigen Berathung des Medizinaletats 
gegebenen Erklärung sei ja auch bekannt, dass ein Entwurf der 
Medizinalreform bereits fertig gestellt sei; hoffentlich werde dieser 
diesmal zur That und bleibe nicht, wie so mancher seiner Vor¬ 
gänger, auf dem Papier stehen! 

Der Vorsitzende begrüsst hierauf die anwesenden Vortragenden 
Käthe der Medizinal-Abtheilung des Kultusministeriums Geh. Ober- 
Med.-Rath Dr. Skrzeczka, Geh. Ober-Med.-Rath Dr. Schönfeld 
und Geh. Med.-Rath Dr. Pistor, den im Aufträge des H. Ministers 
erschienenen Geh. Ober-Med.-Rath Dr. Höpker, sowie den die 
Versammlung gleichfalls mit seiner Gegenwart beehrenden Reg.- 
Präs. Wirkl. Geh. Ober-Reg.-Rath v. Pilgrim (Minden) und den 
Reichs- und Landtags-Abgeordneten Sanitäts-Rath Dr. Kruse 
(Norderney). 

Während der Verhandlungen (kurz nach Beginn des Vortrages 
über Schulbauten) erschien auch Se. Excellenz Herr Kultusminister 
Dr. Bosee in Begleitung des Herrn Direktors der Medizinalab¬ 
theilung, Wirkl. Geh. Ober-Reg.-Rath Dr. v. Bartsch und be- 
grüsste die Versammlung mit folgender Ansprache: 

„Meine sehr geehrten Herren! Es ist mir ein Bedtirfniss 
gewesen, der freundlichen Einladung des Preussischen Medi¬ 
zinalbeamtenvereins zu seiner XI. Hauptversammlung Folge zu 
leisten und Sie persönlich hier zu begrüssen, in der Absicht, 
das schöne Band des gegenseitigen Vertrauens, das von Anfang an 
zwischen dem Medizinalbeamtenverein und der Centralverwaltung 
bestanden hat, soviel an uns ist, zu befestigen und zu stärken. 
Ich habe dieses Vertrauen mit grosser Genugthuung begrüsst; 
denn, m. H., Sie sind auf uns angewiesen und wir sind auf Sie an¬ 
gewiesen, wenn die gemeinsamen Ziele zum Heile unseres Volkes 
erreicht werden sollen. Wir bedürfen Ihres Vertrauens Jund 
Ihrer treuen, hingebenden Arbeit, die uns ja nie gefehlt hat, 
auch unter den schwierigen und oft für den Einzelnen nicht 
ganz befriedigenden Verhältnissen, unter denen die Medizinal- 
beamten in der Provinz und im Lande zu arbeiten haben. Sie 
bedürfen auf der anderen Seite der starken Hand der Central¬ 
verwaltung, wenn Ihre Arbeiten im Lande nachhaltig gedeihen 
und Frucht bringen sollen. Darum ist es mein dringender Wunsch, 
dass dieses freundliche Verhältniss, wie es sich bisher gestaltet 
hat, aufrecht erhalten wird. Sie wissen, m. H., dass wir in der 
Centralverwaltung damit beschäftigt sind, zu erwägen und Vor¬ 
arbeiten darüber zu machen, wo, wie, inwieweit und in welchen 
Punkten die jetzige Organisation unseres Medizinalwesens, ins¬ 
besondere das Medizinalbeamtenthum, einer Aenderung bedürftig 
ist, um die gemeinsam von uns zu erstrebenden Ziele noch 
sicherer zu stellen, als sie bisher gestellt gewesen sind. Wir 
werden dabei Ihres Rathes nicht entbehren. Schon Ihre früheren 
Verhandlungen sind auf das Eingehendste herangezogen und 
gewürdigt worden, und wir werden auch ferner, wenn auch nicht 
den ganzen Verein, so doch einzelne Mitglieder desselben über 
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diese Angelegenheit hören, sobald wir zu einem gewissen Ab¬ 
schluss gelangt sein werden. Jedenfalls ist es aber dringend 
zu wünschen, im Interesse der Medizinalverwaltung sowohl, wie 
des Medizinalbeamtenvereines selbst, dass wir auch ferner Hand 
in Hand und mit gegenseitigem Vertrauen arbeiten. Sie können 
darauf rechnen, dass Sie bei der Centralverwaltung in dieser 
Beziehung jederzeit nicht nur Gehör, sondern auch Verständniss, 
und soweit es in unseren Kräften steht, auch Hilfe, Eath und 
That finden werden. Ich wünsche von Herzen, dass wir gedeih¬ 
liche Früchte auf unserem Arbeitsgebiete sehen und dass auch 
Ihre diesjährigen Berathungen zu einer Förderung der Aufgaben 
Ihres amtlichen Berufes führen mögen, so dass Sie mit Befrie¬ 
digung darauf zurückblicken können. Sie dienen, wie wir, dem 
Wohle unseres Landes und unseres Staates, und darin wird 
wesentlich die Genugthuung und Befriedigung liegen müssen, 
so lange die äusseren Verhältnisse noch nicht nach allen Rich¬ 
tungen hin so gestaltet sind, wie es lebhaft zu wünschen ist.“ 

(Lebhafter Beifaü.) 

Der Vorsitzende erwiderte hierauf: „Ew. Excellenz 
gestatte ich mir, im Namen des Medizinalbeamtenvereins den ehr¬ 
erbietigsten Dank auszusprechen nicht nur für die hohe Ehre, die 
uns durch Ew. Excellenz Gegenwart in der heutigen Versamm¬ 
lung zu Theil geworden ist, sondern vor allem auch für die über¬ 
aus wohlwollenden und anerkennenden Worte, mit denen Ew. 
Excellenz den Bestrebungen des Vereins und der Thätigkeit der 
Medizinalbeamten gedacht haben. Ew. Excellenz können ver¬ 
sichert sein, dass diese Worte den Medizinalbeamten nur ein neuer 
Ansporn sein werden, sich auch fernerhin das vollste Vertrauen, 
die vollste Zufriedenheit ihrer Vorgesetzten Behörde zu erwerben 
und Alles aufzubieten, eine Besserung der sanitären Verhält¬ 
nisse in ihren Bezirken herbeizuführen, soweit ihnen dieses bei 
ihrer jetzigen, nach so vielen Richtungen hin unzulänglichen amt¬ 
lichen Stellung möglich ist. Eine segensreiche und erspriessliche 
Thätigkeit der Medizinalbeamten steht allerdings nur erst dann 
zu erwarten, wenn ihnen eine den heutigen hygienischen Anfor¬ 
derungen entsprechende Stellung eingeräumt ist. Möge es Ew. 
Excellenz gelingen, und wir haben die feste Ueberzeugung, dass es 
Ew. Excellenz gelingen wird, die so langersehnte Medizinal¬ 
reform, deren Nothwendigkeit allerseits anerkannt ist, zur Durch¬ 
führung zu bringen! Mit diesem Wunsche gestatte ich mir nochmals 
Ew. Excellenz den wärmsten Dank des Vereins auszusprechen 
und bitte die anwesenden Mitglieder, sich zum Ausdruck desselben 
von Ihren Plätzen zu erheben.“ 

(Geschieht.) 

II. Geschäfts- und Kassenbericht. Wahl der Kassen- 

revisoren. 

Der Schriftführer, Kr.-Phys. und San.-Rath Dr. Philipp 
(Berlin), giebt zunächst einen Bericht über die Ausführung der 
auf der vorjährigen Versammlung gefassten Beschlüsse. Er er- 
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wähnt sodann, dass der Vorstand den Reg.- und Med.-Rath 
Dr. Wernich mit der Vertretung des Vereins auf dem inter¬ 
nationalen Kongress in Rom beauftragt habe und auch auf den 
diesjährigen internationalen hygienischen Kongress in Pest eine 
Vertretung des Vereins für wünschenswerth erachte. Die durch 
Gewährung eines Reisekosten-Zuschusses an den Delegirten ent¬ 
stehenden Kosten seien nicht erheblich (je 150 Mark) und könnten 
von der Vereinskasse recht gut getragen werden. 

Die finanziellen Verhältnisse des Vereins haben sich 
im laufenden Vereinsjahre trotz sehr erheblicher Mehrausgaben 
günstig gestellt. Die Einnahmen betragen 5795, die Ausgaben 
5746 Mark, so dass sich ein rechnungsmässiger Ueberschuss von 
49 Mark ergiebt, durch den sich das Vereins vermögen auf 3212,78 
Mark erhöht hat. Die Zahl der Mitglieder beträgt zur Zeit 541, 
gegen 532 im April des vorigen Jahres. Neu eingetreten sind 29; 
gestorben 20 Mitglieder. 

Zum Andenken der Verstorbenen erheben sich die Anwesenden 
von ihren Plätzen. 

Eine Diskussion knüpfte sich an den Geschäfts- und Kassen¬ 
bericht nicht. Die durch Vertretung des Vereins auf den inter¬ 
nationalen Kongressen in Rom und Pest erwachsenden Kosten 
werden einstimmig genehmigt, desgleichen ein Antrag des Vor¬ 
standes, wonach praktische Aerzte, die das Physikatsexamen 
bestanden haben, gleichfalls zum Eintritt in den Verein berechtigt 
sein sollen. 

Zu Kassenrevisoren werden die Kreisphysiker Dr. Frey er- 
Stettin und San.-Rath Dr. Penkert-Merseburg gewählt. 

HI. Der internationale medizinische Kongres in Rom. 

Reg.- und Med.-Rath Dr. Wernich (Berlin) berichtet über 
den Verlauf des Kongresses, insbesondere über die hier inter- 
essirenden Sektionen für gerichtliche Medizin und Hygiene. Das auf 
die Tagesordnungen gesetzte Material sei übergross, der davon zur 
Abwicklung gekommene Theil demgegenüber nur gering, die Dis¬ 
kussion durch die Viersprachigkeit sehr erschwert gewesen. Der 
Vortragende erörtert im Anschluss an seinen Bericht die Aussichten, 
welche der XII. internationale Kongress in Russland, wo noch 
eine fünfte Sprache dazu komme, haben dürfte; spricht aber die 
Hoffnung aus, dass die in Rom als offenbar erkannten Fehler bei 
künftigen Gelegenheiten leicht vermieden werden können. 

IV. Ueber den Ban und die innere Einrichtung ländlicher 

V olksschulhäuser. 

Der Referent, Kreisphysikus Dr. Lang er hans (Celle), führt 
aus, dass im Gegensatz zu anderen Bundesstaaten in Preussen der 
Medizinalbeamte auf die Schulbauten so gut, wie gar keinen Ein¬ 
fluss hat und dass dadurch häufig Missgriffe geschehen, in Folge 
derer die Gesundheit der Schulkinder gefährdet wird. Allerdings 
wird es bei der jetzigen mangelhaften Verfassung des Medizinal¬ 
wesens in Preussen nicht gut möglich sein, den Pliysikus in dem¬ 
jenigen Umfange mit der Schulhygiene zu beschäftigen, wie es 



abgehaltene XI. Hauptversammlung des Preuss. Medizinnlbeaiutenvcreins. 209 


eigentlich unumgänglich nothwendig wäre; doch auch jetzt schon 
wird der sachverständige Rath des Physikus, wenn man ihn nur 
einholen wollte, in sehr vielen Fällen von grossem Nutzen sein. 
Die Statistik der Klassenfrequenz beweist, dass in allen Provinzen 
des Staates, wenn auch den örtlichen Verhältnissen entsprechend, 
in sehr verschiedenem Grade Klassenüberfüllung besteht, welcher 
nur durch eine sehr rege Bauthätigkeit abgeholfen werden kann. 

Bei der Wahl des Bauplatzes sind häufig verhängnissvolle 
Fehler zu konstatiren, welche aber unvermeidlich sind, solange 
nicht das Gutachten des Physikus über die hygienische Brauch¬ 
barkeit des gewählten Bauplatzes eingeholt wird. Eine solche 
Begutachtung auf Grund örtlicher Besichtigung findet in fast 
allen anderen Staaten statt, während sie in Preussen wohl für 
Kirchhöfe, aber nicht für Schulbaugrundstücke gefordert wird! 
Die Kosten können bei der Höhe der Bausumme und bei der be¬ 
deutenden finanziellen und gesundheitlichen Schädigung durch 
Wahl eines ungeeigneten Grundstückes nicht in Betracht kommen. 
Bei der Untersuchung eines Schulbaugrundsttickes ist auf gesund- 
heitsgemässe Beschaffenheit des Bodens zu achten und dieselbe 
durch Aussschachtungen an mehreren Stellen festzustellen. Der 
Boden soll rein, durch menschliche oder thierische Abgänge nicht 
verunreinigt, dabei trocken und durchlässig sein. Womöglich soll 
die Oberfläche bis 1 m unter der Kellersohle von den Schwankungen 
des Grundwassers nicht erreicht werden. Häufig wird es keine 
Schwierigkeiten machen, einen geeigneten Boden zu finden, wäh¬ 
rend auch Fälle Vorkommen, wo man keine Wahl hat und undurch¬ 
lässigen, thonigen oder auch moorigen Boden nehmen oder sich 
mit sehr hohem Stande des Grundwassers abfinden muss. Hohe 
Fundamentirung, gute Isolirung der Grundmauern, Wahl guten 
Baumaterials, Drainiren des Untergrundes oder Ziehen von Gräben 
können dann in Frage kommen, um den Schäden einer solchen 
Lage abzuhelfen. Von grosser Wichtigkeit ist eine ausreichende 
Grösse des Bauplatzes, welche es ermöglichen muss, die verschie¬ 
denen Baulichkeiten in genügender Entfernung von einander zu 
halten, was von besonderer Wichtigkeit ist, da der landwirt¬ 
schaftliche Betrieb des Lehrers die Anlage einer Jauchegrube und 
einer Düngerstätte erforderlich macht. Auch muss ein weiter 
Spielplatz freieste Körperbewegung in den Unterrichtspausen und 
eine gedeihliche Gestaltung des Turnunterrichts gestatten. Im 
Uebrigen ist bei der Disposition über das Baugrundstück auf leichte 
Zugängigkeit des Schulhauses und auf Vermeidung störender 
Nachbarschaft Bedacht zu nehmen, doch muss die erste und 
wichtigste Rücksicht immer diejenige auf freien, ungehinderten 
Lichteinfall in die Fenster der Schulstube sein. Für den länd¬ 
lichen Schulbau in Preussen sind massgebend die im Kultus¬ 
ministerium ausgearbeiteten „fünf Entwürfe für einfache ländliche 
Schulhäuser vom 18. November 1887“, welche sehr segensreich 
gewirkt haben. Dieselben enthalten gerade für die Lage, die der 
Fensterwand des Schulzimmers zu geben ist, sehr genaue und 
brauchbare Vorschriften. 
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Die Erfahrung, dass so sehr oft Erkrankungen in der Lehrer¬ 
familie die Schliessung der Schulen erforderlich machen, gebietet 
dringend vollständige Trennung der Lehrerwohnung von 
den Schul räumen; es ist daher ein eigener, als Eingang für 
die Schulkinder und als Garderoberaum dienender Flur unter allen 
Umständen zu verlangen und jeder Grundriss zu verwerfen, der 
dieser Forderung nicht entspricht. 

Die Ausführung des Baues hat für gewöhnlich im Massivbau 
mit Hohlschicht und Fundamentisolirung stattzufinden; ausnahms¬ 
weise kann in holzreicher Gegend bei feuchter Lage, namentlich 
wo gutes Ziegelmaterial fehlt, auch der Fachwerkbau zugelassen 
werden. Eine Untersuchung des fertiggestellten Baues, ob der¬ 
selbe soweit ausgetrocknet ist, dass die Schulkinder denselben 
beziehen können, ist nothwendig, da erfahrungsgemäss die Bauten 
zu früh bezogen werden und dann feucht und kalt bleiben. Diese 
Untersuchung kann indessen auch durch einen unbetheiligten Bau¬ 
techniker erfolgen. 

Der hygienisch wichtigste Theil des Schulzimmers ist die 
Fensterwand, der gesundheitbefördernde Einfluss des Lichtes ist 
ein vielfacher und es ist einseitig, wenn nur die Gefahr der Schul¬ 
kurzsichtigkeit in den Vordergrund gestellt wird. Viel wichtiger 
ist der belebende, den Stoffwechsel anregende, die körperliche und 
geistige Spannkraft erhöhende, durch die Methoden der Hygiene 
und der Statistik allerdings nicht nachweisbare Einfluss des hellen 
Lichts, besonders des Sonnenlichts. Von Bedeutung für die Schul¬ 
hygiene ist ferner die bakterientödtende Kraft des Lichts, vor 
allem aber der enge Zusammenhang, der allerwärts zwischen 
Licht und Reinlichkeit besteht. Aus all diesen Gründen ist die 
grösste Helligkeit, eine förmliche Ueberfluthung des Schulzimmers 
mit Licht anzustreben. Die „fünf Entwürfe“ verlangen eine Glas¬ 
fläche von mindestens Vs der Bodenfläche, die Nachmessung ergiebt 
aber, dass die Glasfläche thatsächlich nur V 7 bis Vs der Boden¬ 
fläche ist und demgemäss fallen alle Schulzimmer, die nach diesen 
Plänen gebaut sind, zu dunkel aus. Die Konstruktion einer ge¬ 
eigneten Fensterwand überschreitet das Können der dörflichen 
Architekten und es ist ihnen daher durch Zeichnung einer solchen 
ein Anhalt zu geben. 

Zu ernsten hygienischen Bedenken giebt, auch in neueren 
Schulen, gewöhnlich der Fussboden Veranlassung. Es wird ge¬ 
wöhnlich zu leichtes, schlecht ausgetrocknetes Holz verwendet, 
so dass bald Ritzen und Spalten entstehen, welche direkt in den 
Fehlboden führen. Solcher Fussboden ist weder durch trockenes 
Ausfegen, noch durch feuchtes Aufwischen gründlich zu reinigen, 
da der Staub und die in ihm enthaltenen Spaltpilze aus den Ritzen 
gar nicht zu entfernen sind. — 

Die Einrichtungen über Heizung und Lüftung, wie sie in 
den „fünf Entwürfen“ gegeben sind, sind einfach und zweckmässig. 
Namentlich der neben dem Schornstein befindliche oben und unten 
mit Klappe versehene Lüftungsschacht und die Einrichtung zur 
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Vorwärmung der eintretenden kalten Aussenluft bewähren sich in 
hohem Grade. 

Die Schulbankfrage hat für ländliche Schulen nicht diejenige 
Wichtigkeit wie für höhere Schulen, da Kurzsichtigkeit auf dem 
Lande ausserordentlich selten ist und auch die Rückgratsver¬ 
krümmung meist andere Ursachen hat, als das Sitzen auf unzweck¬ 
mässigen Bänken. Doch ist eine freie, ungezwungene Körper¬ 
haltung, wie sie nur auf Subsellien mit veränderlicher Distanz 
möglich ist, für die Entwickelung des wachsenden Körpers und 
seiner Organe viel zuträglicher und daher die Anschaffung neuerer 
Systeme anzurathen. 

Zur Verhütung der Tuberkulose sollen in allen Zimmern 
wassergefüllte Spucknäpfe stehen. Erfahrungsgemäss werden die¬ 
selben von den Schulkindern fast gar nicht benutzt, da Schul¬ 
kinder äusserst selten an Auswurf leiden (unter 2400 vom Refe¬ 
renten untersuchten Schulkindern litten nur 5 an Husten und Aus¬ 
wurf). Da die auf dem Fussboden aufgestellten wassergefüllten 
Näpfe zu Durchnässung des Fussbodens und zu anderen hygieni¬ 
schen Unzuträglichkeiten führen, würden tuberkulöse Kinder vom 
Schulbesuch auszuschliessen oder ihnen andere, zweckmässigere 
Spuckgefässe an die Hand zu geben sein. 

Die Aborte zeigen vielfache, arge und bedenkliche Miss— 
stände. Es fehlt meist an einer dichten Abortgrube, an einer ge¬ 
nügenden Beleuchtung und in Folge dessen an Sauberkeit. Für 
ländliche Verhältnisse wird nur ausnahmsweise das Tonnensystem, 
eventuell in Verbindung mit Torfstreu in Frage kommen, das Zweck- 
mässigste ist eine in genügender Weise mit Mauerwerk in Zement 
abgedichtete, gewölbte Grube, welche zugleich als Jauchegrube den 
Abfluss aus den Stallungen aufzunehmen hat. Auch eine solche 
Konstruktion bietet gewisse Schwierigkeiten, welche für die Maurer¬ 
meister auf dem Lande nur schwer zu überwinden sein würden, 
so dass es sich empfehlen wird, ihnen genaue Bauzeichnungen an 
die Hand zu geben. 

Die Brunnen werden oft sehr unzweckmässig angelegt, so 
dass sie den Verunreinigungen durch unreine Zuflüsse von obenher 
ausgesetzt sind und zu Infektionskrankheiten Veranlassung geben 
können. Es ist darauf zu achten, dass ihre Lage sowohl von Ab¬ 
ort, Stallungen und Düngerplatz, als auch von dem Küchenabfluss 
genügend entfernt ist. Offene Zieh- und Windebrunnen und durch¬ 
lässige Herstellung des Brunnenkessels sind zu verbieten; als die 
zweckmässigsten Konstruktionen empfehlen sich Abessynier oder 
Kesselbrunnen aus Zementringen. 

Die von dem Referenten aufgestellten Leitsätze lauteten wie 

folgt: 

I. 

„ Auf dem Gebiete der Schulgesundheitspflege treten erhebliche 
Mängel zu Tage, denen zum Theil schon auf dem Boden der jetzigen 
Medizinalverfassung, namentlich auch durch vermehrtes Heranziehen 
der Medizinalbeamten abgeholfen werden kann. 
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II. 

Bei einem geplanten Neubau oder grösserem Umbau von 
Schulhäusern müsste zunächst ein vorläufiger Grundriss mit Lage¬ 
plan und mit Angaben über die in Aussicht genommene Wasser¬ 
versorgung, Entwässerung und Abortanlage eingereicht werden. 
Diesen vorläufigen Bauplan und das Baugrundstück müsste der 
Physikus auf die gesundheitlichen Beziehungen hin zu begutachten 
haben, wobei namentlich eine genaue Prüfung der Grund- und 
Trinkwasserverhältnisse nothwendig wäre. 

m. 

Die Besichtigung des fertiggestellten Neubaus durch den 
Physikus, um den Neubau in Bezug auf die Beziehbarkeit zu be¬ 
gutachten, ist wünschenswerth, aber nicht annähernd so wichtig, 
wie die Untersuchung des Baugrundstückes vor Inangriffnahme 
der Bauarbeiten. 

IV. 

Die „fünf Entwürfe für einfache ländliche Schulgebäude“ und 
die zugehörigen „Erläuterungen“ vom 18. November 1887 sind 
einer Abänderung und Ergänzung bedürftig, wobei auch auf Schul¬ 
häuser geringeren Umfangs Rücksicht zu nehmen ist. Es ist ferner: 

a) Die Mindesthöhe der Schulzimmer auf 3,75 m, für 
grössere Zimmer auf 4 m festzusetzen. 

b) Es ist die Zeichnung einer Fensterwand mit genügend 
grosser Glasfläche zu entwerfen. 

c) Die „Entwürfe“ sind durch Zeichnungen einfacher, aber 
den hygienischen Anforderungen entsprechender Abort¬ 
gebäude zu ergänzen. Namentlich ist eine genügende 
Beleuchtung der Aborte und Pissoirs mit Nachdruck zu 
fordern. 

d) Die Vorschrift in den „Erläuterungen“, wonach der 
Flur, welcher dem Schülerverkehr dient, zweckmässig 
auch als gewöhnlicher Zugang zur Lehrerwohnung be¬ 
nutzt werden kann, ist dahin abzuändern, dass unter 
allen Umständen ein eigener Eingang für die Schüler 
zu schaffen ist, welcher in keinerlei Verbindung mit der 
Lehrerwohnung steht und welcher zugleich als Garde¬ 
robenraum dient. 

e) Der Trinkwasserversorgung ist grössere Beachtung zu 
schenken, als dies bisher gewöhnlich geschieht. In die 
„Erläuterungen“ sind genauere Vorschriften über die 
Herstellung der Brunnen aufzunehmen. Dem definitiven 
Bauplan ist eine genaue Beschreibung der geplanten 
Brunnenanlage beizufügen, deren Ausführung in geeig¬ 
neter Weise zu überwachen ist. 

f) Es sind Bestimmungen zu treffen, dass nur geölte, ge¬ 
firnisste oder gestrichene Fussböden zur Anwendung 
kommen dürfen. 

V. 

In die Physikatsregistratur ist von jedem Schulgebäude des 
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Kreises eine genaue Beschreibung einzuliefem, wozu ein geeig¬ 
netes Formular zu verwenden ist.“ 

Diskussion. 

In der sich an den Vortrag anschliessenden Debatte betheiligten sich 
namentlich Kr.-Phys. Dr. Rubensohn (Grätz), Reg.- und Geh. Med.-Rath Nath 
(Königsberg) und der Versitzende. Sämmtliche Redner stimmten im Allgemeinen 
den Ausführungen des Vortragenden zu, und wurde namentlich eine grössere 
Betheiligung der Medizinalbeamten auf dem Gebiete der Schulhygiene für noth- 
wendig erachtet, von dem Vorsitzenden es jedoch bezweifelt, ob eine solche bei 
der jetzigen Stellung der Physiker durchführbar sei. Der Kr.-Phys. Dr. C o e s t e r 
legte der Versammlung einzelne tabellarische Uebcrsichten über die baulichen 
Verhältnisse der Schulen in seinem Kreise vor. 

Schliesslich wurde folgender Antrag einstimmig angenommen: 

„Die Versammlung erklärt sich mit den Leitsätzen des 
Referenten einverstanden und hält insbesondere eine 
grössere Mitwirkung der Medizinalbeamten auf dem 
Gebiete der Schulhygiene für dringend nothwendig.“ 

V. Welche hygienischen Untersuchungen sind den Physikern 
von Amtswegen zu übertragen? 

Kreisphysikus Dr. Nauck (Bredstedt): Ausgehend von 
den auch an massgebendster Stelle im vergangenen Jahr ge- 
äusserten Zweifeln an der Vertrautheit der Physiker mit den 
neueren Errungenschaften der hygienischen Wissenschaften, kommt 
der Referent zu der Erklärung, dass in der That hygienische 
Untersuchungen nur wenig von den Physikern ausgeftihrt würden. 
Die Ursachen dieses sowohl für den Physiker selbst, als beson¬ 
ders für das Gemeinwohl beklagenswerten Umstandes vermag 
er aber nicht in etwaiger gänzlicher Unfähigkeit der Physiker 
zur Vornahme der genannten Untersuchungen zu erblicken, als 
vielmehr in der geringen Inanspruchnahme ihrer Hilfe seitens 
der Behörden, sowie in der Kostspieligkeit der Untersuchungen. 
In Anbetracht, dass die hervorragenden freiwilligen Leistungen 
einzelner Physiker auf diesem Gebiet doch immer nur einem be¬ 
schränkten Bezirke zu Gute kämen, hält er im Interesse des 
gesammten Staates eine amtliche Betrauung sämmtlicher Physiker 
durch die Staatsregierungmit den gedachten Untersuchungen für 
erforderlich. Unter Berücksichtigung der Geringfügigkeit ihres 
Gehaltes und der durch Hingabe an die Untersuchungen voraus¬ 
zusehenden Schädigung der Medizinalbeamten in Bezug auf ihre 
Praxis erschiene es aber unerlässlich, sie mit den erforderlichen 
Apparaten auf Staatskosten auszurüsten und dem zur Vornahme 
der Untersuchungen erforderlichen Zeitaufwande entsprechend zu 
entschädigen. Er hält die Verwirklichimg dahinzielender Vor¬ 
schläge, wie er des Näheren auszuführen sucht, nicht für ganz 
aussichtslos und möchte die Beantragung derselben nicht vom Zu¬ 
standekommen der Medizinalreform abhängig machen. 

Unter den einzelnen hygienischen Untersuchungen glaubt er 
mit Rücksicht darauf, dass sie dem Herrn Minister zur amtlichen 
Uebertragung an die Physiker in Vorschlag gebracht werden 
sollen, eine strenge Auslese halten zu müssen. Er empfiehlt nur 
solche, deren Vornahme im öffentlichen Interesse dringend noth¬ 
wendig ist, deren Ausführung die Physiker im Allgemeinen ge- 
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wachsen sind und deren Inangriffnahme an Ort und Stelle durch 
örtliche Gesundheitsbeamte zweckmässig erscheint. Er geht des 
Näheren auf das Verhältniss der Physiker zu den hygienischen 
Instituten und anderweitigen Untersuchungsämtern ein. 

Auf Grund der aufgestellten Gesichtspunkte empfiehlt er zur 
amtlichen Uebertragung: Die bakteriologisch - chemischen Unter¬ 
suchungen der Brunnen und Wasserfiltriranlagen, die Bestimmung 
des Fettgehaltes der Milch, die Untersuchung der Luft in öffent¬ 
lichen Räumen auf Kohlensäuregehalt und bakteriologische Unter¬ 
suchungen bei ansteckenden Krankheiten. 

In Betreff der Ausführung seiner Vorschläge weist er darauf 
hin, dass von der Errichtung förmlicher Kreisgesundheitsämter, 
etwa den militärischen Sanitätsämtern entsprechend, abgesehen 
werden könne. Wünschenswerth wäre es dagegen, dass die Staats¬ 
regierung ihren Einfluss dahin geltend mache, dass den Physikern 
zur Vornahme der Untersuchungen, namentlich hinsichtlich der¬ 
jenigen auf pathogene Keime, geeignete Räume in öffentlichen 
Krankenhäusern zur Verfügung gestellt würden. Dem Physikus 
müsste das Recht zustehen, Wasseruntersuchungen ohne speziellen 
Auftrag vorzunehmen, bezw. müsste für jeden Bezirk eine Minimal¬ 
zahl von Untersuchungen vorgeschrieben werden. Den Verhält¬ 
nissen, unter denen einzelne Physiker, namentlich in grösseren Be¬ 
zirken, sich wohl kaum in dem wünschenswerthen Umfange den 
gedachten Untersuchungen würden widmen können, müsse Rech¬ 
nung getragen werden. 

Schliesslich fasst der Referent seinen Vortrag in folgende 
Thesen zusammen: 

I. 

„Die örtlichen Gesundheitsbeamten, d. s. die Physiker, sind 
im Interesse der allgemeinen Wohlfahrt und behufs Förderung 
ihres hygienischen Wissens und Könnens in grösserem Umfange, 
als bisher geschehen ist, mit Untersuchungen hygienischer Art 
von Amtswegen zu beauftragen. 

II. 

Als solche Untersuchungen können in Vorschlag gebracht 
werden: 

a) Die bakteriologisch - chemischen Untersuchungen der 
Brunnen bezw. Wasserfiltriranlagen; 

b) die Bestimmung des Fettgehaltes und der Incubations- 
zeit der Milch; 

c) die Untersuchungen der Luft in öffentlichen Räumen 
auf Kohlensäuregelialt; 

d) bakteriologische Untersuchungen zur Feststellung an¬ 
steckender Krankheiten. 

III. 

Die Physiker sind mit den für diese Untersuchungen nöthigen 
Apparaten, Reagentien u. s. w. auf öffentliche Kosten, sei es des 
Staates oder der Gemeinden, auszustatten. Desgleichen müssen 
die Physiker berechtigt sein, für die Ausführung der Untersuchungen 
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besondere Gebühren zu beanspruchen, deren Höhe nach dem er¬ 
forderlich gewesenen Zeitaufwande zu bemessen ist.“ 

Diskussion. 

Von Seiten des Kr.-Phys. San.-Rath Dr. Penkert (Merseburg) wird 
bezweifelt, dass die Physiker bei ihrer jetzigen Stellung genügend Zeit besitzen, 
um die von dem Referenten vorgeschlagenen Untersuchungen exakt ausftthren 
zu können. Er halte daher die Forderung des Vortragenden für verfrüht, eine 
Ansicht, ler sich auch Reg.- und Geh. Med.-Rath Dr.Nath (Königsberg), Kr.- 
Phys. Dr. Blokusewski (Daun) und der Vorsitzende anschlossen, während 
die Kreisphysiker San.-Rath Dr. Philipp i.Berlin), Dr. Schröder (Wollstein), 
Dr. Gottschalk (Roseuberg i. Schl.), Dr. Matthes (Obornik), Bezirksphys. 
Dr. Litth au er (Berlin) und San.-Rath Dr. Mi tten zwe ig (Berlin) sich völlig 
auf den Standpunkt des Referenten stellten und es nicht für zweckmässig erach¬ 
teten, mit der Uebertragung derartiger Untersuchungen auf die Kreisphysiker 
bis zur Medizinalreform zu warten. Insbesondere wurde von verschiedener Seite 
bedauert, dass den Physikern die keineswegs schwierige bakteriologische Diag¬ 
nose der Cholera genommen sei. 

Nach lebhaft geführter Diskussion gelangte schliesslich folgender Antrag 
zhr Annahme: 

„Die Versammlung hält es mit dem Referenten für 
wünschenswerth, dass die Physiker in grösserem Um¬ 
fange als bisher mit Untersuchungen hygienischer 
Art von Amtswegen zu beauftragen sind, glaubt aber, 
dass eine Entscheidung Uber denUmfang dieser Thätig- 
keit erst mit Erledigung der Medizinalreform ge¬ 
troffen werden kann.“ 

VI. Diskussionsgegenstände und Anträge, 
a. Blödsinn und Wahnsinn nnter Berücksichtigung der 
Entscheidung des Reichsgerichts vom 13. März 1893. 

Der Referent, Stadtphysikus und Sanitätsrath Dr. Mitten- 
zweig (Berlin), berührt zunächst die historische Entwicklung der 
verschiedenen Auslegungen der beiden §§. 27 und 28 des A. L.-R., 
Th. I, Tit. 1 in ähnlicher Weise, wie er dies bereits im Jahre 1887 
gelegentlich seines Vortrages über Entmündigung gethan hatte. 
Unter Blödsinn versteht die gerichtliche Psychiatrie hauptsächlich 
nach dem Vorgänge Sanders Geisteskranke, bei denen der Gebrauch 
der Vernunft nicht völlig ausgeschlossen sei, unter Wahnsinn solche 
mit völligem Ausschluss der Vernunft. In einem Ehescheidungs¬ 
prozess hat das Reichsgericht nun unter dem 13. März 1893 da¬ 
hin erkannt, dass unter den Begriff des Wahnsinnes auch solche 
Geisteskranke zu rechnen sind, welche für gewöhnlich nicht völlig 
des Gebrauchs ihrer Vernunft beraubt sind, sondern nur zeitweise 
und selbst in dem Falle, wo diese Zustände von völliger Beraubung 
der Vernunft nur selten und für ganz kurze Zeit auftreten. 
Frey er-Stettin meint dieser Anschauung uicht beitreten zu 
können, einmal aus Besorgniss, dass die Ehescheidungen auf 
Grund des §. 698 A. L.-R. überhand nehmen dürften, andererseits 
weil diese Auslegung des §. 27 A. L.-R. dem Sinne des Gesetz¬ 
gebers nicht entspräche, wie ja aus dem §. 489 des Rheinischen 
Gesetzbuches hervorginge; denn dieser bestimme, dass dem Urtlieile 
auf Blödsinn oder Wahnsinn der gewöhnliche Zustand des 
Kranken zu Grunde gelegt werden solle. Diese Ansicht kann 
Referent nicht theilen. Die Folgen eines Gesetzes hat der Gesetz¬ 
geber zu verantworten, nicht der Sachverständige und selbst nicht 
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einmal der erkennende Richter. Es handelt sich aber im vor¬ 
liegenden Falle nicht de lege ferenda, sondern de lege lata; der 
angezogene §. des Rheinischen Gesetzbuches ist ausserdem als 
Analogie nicht anzuziehen, da dieser lediglich sich auf die Ent¬ 
mündigung einer Person bezieht, also auf die Entscheidung der 
Frage, ob Jemand überhaupt geisteskrank und wegen Geistes¬ 
krankheit zu entmündigen sei, während im Ehescheidungsprozess 
die Geisteskrankheit an und für sich mehr in den Hintergrund 
tritt und der Schwerpunkt in den Grad der Geisteskrankheit zu 
verlegen ist. Für diesen Grad aber ist massgebend der Zustand, 
welcher den höchsten Grad, den völligen Vernunftsausschluss, dar¬ 
stellt. Einer zu grossen Ausdehnung des Begriffes Wahnsinn wird 
ferner durch die Forderung des Reichsgerichtsurtheils begegnet, 
dass die betreffende Person „bereits 1 Jahr ohne wahrscheinliche 
Hoffnung der Besserung an zeitweilig wiederkehrenden, mit gänz¬ 
lichem Mangel des Gebrauchs der Vernunft verbundenen Tobsuchts¬ 
anfällen gelitten haben müsse.“ Wenn der Sachverständige und 
das Gericht diese Einschränkung stets im Auge behält, dann steht 
auch keine Vermehrung bezw. Erleichterung der Ehescheidungen 
aus 698 des A. L.-R. zu erwarten, wie solches von Frey er be¬ 
fürchtet wird. 

Die Auffassung des Reichsgerichts scheint dem Referenten 
auch noch aus einem anderen Grunde die richtige zu sein. 
Der Sinn des gesammten Ehescheidungsparagraphen geht dahin, 
dass die Ehe nur aus sehr erheblichen Gründen geschieden 
werden soll (§. 669, A. L.-R.). Als solche gelten insbesondere 
auch Nachstellungen nach dem Leben, Thätlichkeiten, die das 
Leben oder die Gesundheit in Gefahr setzen u. s. w. (§. 699); 
hiernach könne angenommen werden, dass der Gesetzgeber nament¬ 
lich die Geisteskrankheit als Scheidungsgrund in’s Auge gefasst 
hat, mit der Zustände von Gemeingefährlichkeit verbunden sind; 
denn wenn solche oft auch nur selten auftreten, so lebt der andere 
Ehetheil doch stets in Gefahr für Leben und Gesundheit und dies 
soll nach dem rationalistischen Standpunkt des Landrechtes ver¬ 
hindert werden können. 

Referent hebt schliesslich noch hervor, dass das Reichsgericht 
als höchste richterliche Instanz das Recht hat, im Ehescheidungs¬ 
prozess stets das letzte Wort zu sprechen, wenn die eine Partei 
es so weit treiben wolle. Die Vorinstanzen müssen sich deshalb 
danach richten, wenn sie nicht stets neue Dementis erwarten 
wollen, und dementsprechend auch die Sachverständigen. Es sei 
also unpraktisch, dem Erkenntniss die Nachachtung zu versagen, 
wenn nicht dem Sachverständigen Gewissensbedenken davon ab¬ 
hielten. Dies sei aber nicht nöthig, da die Auslegung der Para¬ 
graphen nicht Sache des Sachverständigen, sondern Sache des 
Gerichts sei. Er selbst habe keine Bedenken und halte das Er¬ 
kenntniss vom 13. März 1893 für einen grossen Fortschritt in 
Bezug auf die Auslegung der einschlägigen Paragraphen des all¬ 
gemeinen Landrechts. 
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Diskussion. 

In der Debatte traten Dr. Leppmann (Berlin) und Medizinal - Rath 
Dr. Siemens (Lauenburg) im Wesentlichen (len Ausführungen des Referenten 
bei und betrachteten mit demselben die in Rede stehende Reichsgcrichtsent- 
scheidung als ein Fortschritt in Bezug auf die bisherige Auslegung der Begriffe 
Wahnsinn und Blödsinn, während der Kreisphysikus Dr. Frey er (Stettin) dieser 
Ansicht nicht ganz beistimmen konnte. 

b. Die Betheiligung der Kreismedizinalbeamten bei 
der Kontrole der Trichinenschau. 

Die Verhandlung über dieses Thema gelangte wegen Behin- 
dhrung des Referenten, Med.-Rath Dr. Kunau (Posen) nicht zur 
Verhandlung. 

c. Antrag des Kreis Wundarztes Dr. Ascher in Bomst: 

„Es wird beantragt, die „Tuberkulose“ als Hauptthema auf 

die Tagesordnung der nächsten Hauptversammlung zu setzen und 
einen Referenten, sowie einen Korreferenten mit der Erstattung 
eines Berichts über folgende Punkte zu beauftragen: 

1) Ausbreitung der Tuberkulose in Deutschland, insbeson¬ 
dere in Preussen, auf Grund thunlichst genauer und 
zuverlässiger Morbiditäts- und Mortalitäts - Statistik; 

2) die durch die Tuberkulose bedingten gesundheitlichen 
und volkswirtschaftlichen Nachtheile; 

3) Erfolg der bisher gegen die Verbreitung der Tuberkulose 
angewandten Massregeln; 

4) Vorschläge zu weiteren Massregeln behufs wirksamer 
Bekämpfung der Tuberkulose.“ 

Der Antragsteller führt zur Begründung seines Antrages 
kurz an, dass die Bekämpfung der Tuberkulose, der verderblichsten 
aller einheimischen Seuchen, bisher in der Gesetzgebung keine 
Berücksichtigung gefunden habe. Es fehle auch bisher eine zuver¬ 
lässige Morbiditäts- und Mortalitäts-Statistik über die Ausbreitung 
der Tuberkulose, die allerdings mit grossen Schwierigkeiten ver¬ 
knüpft sei, sich aber mit Benutzung der Krankheitsziffern der 
Irrenanstalten, Gefängnisse u. s. w., der Invaliditätsanstalten, 
Berufsgenossenschaften und Krankenkassen, sowie unter thatkräftiger 
Mitwirkung der Aerzte erreichen lassen würde. Die durch die 
Tuberkulose bedingten wirthschaftlichen Schäden seien so gross, 
dass zu ihrer Bekämpfung sich auch grosse hygienische Auf¬ 
wendungen rechtfertigen lassen, vorausgesetzt, dass die zur An¬ 
wendung gebrachten Massregeln auch als wirksam angesehen 
werden könnten. Gegen die Verbreitung der Krankheit sei in den 
letzten Jahren allerdings mancherlei geschehen, geschrieben und 
gesprochen; für die Medizinalbeamten sei es aber eine dankbare 
Aufgabe, den Erfolg der angeordneten Massregeln objektiv zu 
prüfen und auf Grund dieser Prüfung weitere Vorschläge zur wirk¬ 
samen Bekämpfung der Seuche zu machen. 

Nach kurzer Diskussion beschloss die Versammlung ein¬ 
stimmig, dem Vorstande die Entscheidung darüber zu überlassen, 
ob dem vorstehenden Anträge gemäss die „Tuberkulose“ als 
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Hauptthema auf die Tagesordnung der nächsten Hauptversamm¬ 
lung gesetzt werden soll oder nicht. 

d. Die Hufeland’schen Stiftungen. 

Der von den Medizinalbeamten des Regierungsbezirkes 
Minden gestellte Antrag: 

„Die Hufeland’schen'Stiftungen genügen nicht 
den Anforderungen, die an eine Unterstützungskasse für 
nothleidende Aerzte und deren Hinterbliebene zu stellen 
sind. Ihre Statuten bedürfen einer Abänderung, insbe¬ 
sondere auch nach der Richtung hin, dass in denselben 
die Mitwirkung der Aerztekammern vorgesehen wird“ 

wurde von dem Reg.- und Med.-Rath Dr. Rapmund kurz begrün¬ 
det. Referent ging von der Ansicht aus, dass die Medizinalbe¬ 
amten, so lange sie nicht besser als bisher in Bezug auf Gehalt 
gestellt seien und von Pension bei ihnen überhaupt nicht die Rede 
sei, ebenso wie jeder praktische Arzt an den Hufeland’schen 
Stiftungen ein wesentliches Interesse haben. Ausserdem liege den 
Kreisphysikern die Einsammlung der Beiträge ob und in Folge dessen 
könne es ihnen nicht gleichgültig sein, ob sie ihre Thätigkeit einem 
Institute widmen, das in seinen Leistungen den gestellten Anfor¬ 
derungen entspreche oder weit hinter denselben zurückbleibe. 
Letzteres sei aber bei den Hufeland’schen Stiftungen in hohem 
Grade der Fall; denn die von ihnen gewährten, den Charakter 
von Almosen tragenden Unterstützungen seien völlig unzulänglich 
gegenüber der leider vielfach vorhandenen Nothlage der Aerzte 
und deren Hinterbliebenen. Ausserdem sei es ein grosser Mangel, 
dass in den Statuten der Stiftungen gar keine Fürsorge für die 
Unterstützung nothleidender Waisen getroffen sei; desgleichen müsse 
die Bestimmung der Statuten, wonach nur diejenigen Arztwittwen 
eine Unterstützung erhalten können, deren verstorbene Ehemänner 
pünktlich und ununterbrochen zu beiden Kassen beigetragen haben, 
als zu rigoros bezeichnet werden. Es sei daher gar nicht zu 
verwundern, wenn das Interesse der Aerzte für die Hufeland’ 
sehen Stiftungen von Jahr zu Jahr abgenommen habe; im Jahre 
1869 hätten 37 °/ 0 sämmtlicher praktischen Aerzte zu den Unter¬ 
stützungskassen Beitrag gezahlt, im Jahre 1893 dagegen nur 19 °/ 0 , 
also ein Rückgang von fast 100 °/ 0 . Referent glaubt, dass eine 
gedeihlichere Entwickelung und grössere Wirksamkeit der Stif¬ 
tungen am sichersten durch eine Mitwirkung der Aerztekammern 
zu erreichen sei, die allerdings statutenmässig festgelegt werden 
müsse. Von verschiedenen Aerztekammern sei bereits die Noth- 
wendigkeit eines weiteren Ausbaues des ärztlichen Unterstützungs¬ 
wesens anerkannt worden, so dass das Direktorium der Hufeland’ 
sehen Stiftungen auf das grösste Entgegenkommen derselben rechnen 
könne. Dazu sei allerdings eine Abänderung der Statuten erfor¬ 
derlich, die sich auch nach anderer Richtung hin, namentlich be¬ 
treffs der Unterstützung der Waisen von Aerzten als nothwendig 
erweise. Vielleicht sei auch durch die Mitwirkung der Aerzte¬ 
kammern eine gewisse Verbindung der übrigen, jetzt in den ein- 
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zelnen Bezirken bestehenden ärztlichen Unterstützungskassen mit 
den Hufei and’sehen Stiftungen zu erreichen, etwa in der Rich¬ 
tung, dass in jeder Provinz eine ärztliche Unterstützungskasse 
gebildet wird, der thunliclist alle Aerzte angehören, und die 
Stiftungen dann eine Art Zentralkasse bilden für ausserordentliche 
Fälle, in denen die Provinzialkassen mit ihren Mitteln nicht aus¬ 
reichen. Referent bittet die Versammlung, dem Anträge der Me¬ 
dizinalbeamten seines Bezirks zuzustimmen und dem Vorstande 
die weitere Behandlung des Gegenstandes zu überlassen. 

Die Versammlung stimmt diesem Anträge einstimmig zu. 

Schluss der Sitzung’: Nachmittags 3 Uhr. Den grösseren 
Theil der anwesenden Mitglieder vereinigte um 4 Uhr Nachmittags 
ein Festmahl im Architekten-Vereinshause zu frohbewegtem 
Zusammensein. 

Abends 9 Uhr fand die übliche gesellige Vereinigung 
bei Sedlmayr (Friedrichsstrasse 179) statt. 


Zweite Sitzung im Architekten-Vereinshause, 

Dienstag, den 24. April, Vormittags 9 1 /* Uhr. 

I. Ueber die Untersuchung und hygienische Beurthei- 
lung von Brunnenanlagen in kleineren Städten und auf dem 
Lande. 

Der Referent, Kreisphysikus Dr. Schroeder (Wollstein), 
giebt in seinem Vortrage zunächst einen kurzen Ueberblick über 
diejenigen Bezugsquellen aus welchen die Deckung des Wasser¬ 
bedarfs des Menschen erfolgt. Man unterscheidet Meteorwasser, 
Grundwasser, (Quell-, Drainage- und Brunnenwasser), Fluss- 
und Seewasser. Alle genannten Wässer werden hinsichtlich ihrer 
Bestandtheile und Zusammensetzung des Näheren beschrieben und 
darauf die einzelnen Bestandtheile einer hygienischen Beurtheilung 
unterzogen. Aus dem Ergebniss dieser Beurtheilung erfolgt dann 
die Brauchbarkeit der vorhandenen natürlichen Wasservorräthe zu 
Trink- und Gebrauchs wasserzwecken. Es ergiebt sich, dass von 
den natürlichen Wasservorräthen Oberflächenwässer ohne Weiteres 
nicht zu den genannten Zwecken verwendbar sind, sondern nur 
durch zentrale Wasserwerke mit zweckmässigen und brauchbaren 
Filteranlagen nutzbar gemacht werden können. Wegen der er¬ 
heblichen Kostspieligkeit derartiger Anlagen eignen sich die vor¬ 
genannten Wässer nicht zur Wasserversorgung für kleinere Städte 
und ländliche Ortschaften. Für diese bietet allein das Grund¬ 
wasser wegen seiner natürlichen in hygienischer Beziehung ein¬ 
wandfreien Beschaffenheit Gelegenheit zu Trinkwasseranlagen. 
Die in hygienischer Beziehung idealste derartige Anlage liefert 
gut gefasste und geleitete Quellen, sowie artesische Röhrenbrunnen. 
Bei dem Fehlen der natürlichen Vorbedingung fiir derartige An¬ 
lagen ist man in den weitaus meisten Fällen auf die Erschliessung 
des Grundwassers mittelst Brunnen angewiesen. Von Brunnen¬ 
anlagen sind offene Zieh-, Dreh- oder Schöpfbrunnen hygienisch 
nicht zulässig; dagegen liefern namentlich Abessinierbrunnen und 
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tiefe, gedeckte, vollkommen dicht gemauerte und deshalb gegen 
das umgebende Erdreich vollkommen dicht abgeschlossene Kessel¬ 
brunnen in jeder Beziehung brauchbare, und in gesundheitlicher 
Beziehung ungefährliche Wasserentnahmestellen. Die Beurtheilung 
derartiger Wasseranlagen ist eine der wichtigsten Aufgaben der 
Medizinalbeamten und ihnen allein muss das Recht zugestanden 
werden, die Brauchbarkeit von Brunnenanlagen zu begutachten. 
Nicht die chemische, mikroskopische und bakteriologische Unter¬ 
suchung einer einzelnen Wasserprobe, wie sie noch häufig von 
Chemikern und Apothekern in Labaratorien vorgenommen wird, 
ist dazu ausreichend, sondern es müssen in jedem Einzelfall die 
gesammten für eine Infektion in Betracht kommenden Verhältnisse 
berücksichtigt werden und nur auf Grundlage möglichst genauer 
Kenntnisse über Verbreitungsweise der Infestionskrankheiten darf 
ein Urtheil über die Brauchbarkeit einer Brunnenanlage und die 
Qualität des Wassers zu Trink- und Gebrauchswasserzwecken ge¬ 
fällt werden. Zu diesem Zwecke ist vor Allem die Herkunft des 
Wassers d. h. die Entnahmestelle einer genauen örtlichen Besich¬ 
tigung und Untersuchung zu unterziehen. Sie hat sich zu erstrecken 
auf die Lage der Brunnenanlage zu den nächsten Senkgruben, 
Dungstätten oder Schmutzgräben, den Reinheitszüstand und die 
Wasserdichtigkeit der Bodenoberfläche, ihre Neigung zur Ent¬ 
nahmestelle, die Art des Brunnens (Röhrenbrunnen, Abessinier, 
offene und bedeckte Kesselbrunnen etc.), auf die Dichtigkeit der 
Bedeckung, die Beschaffenheit der Ablaufrinne, die Dichtigkeit 
und das Material der Umfassungswände, aut das etwaige Vor¬ 
handensein von Rinnsalen, auf die Beschaffenheit und die innere 
Bekleidung der Brunnenrohre (eiserne oder hölzerne», auf weitere 
etwaige Schöpfvorrichtungen, auf die Tiefe und den Untergrund 
des Brunnens, auf die Fassung und Leitung von Quellen etc. 

Es wird aufs Nachdrücklichste betont, dass allein die Unter¬ 
suchung der Entnahmestelle und ihrer Nachbarschaft Sicherheit 
darüber zu geben vermag, ob dem in Frage stehenden Wasser sich 
Zuflüsse beimengen können, welche nicht durch das Bodenfilter 
gegangen sind, ob Tagewässer, unfiltrirte Schmutz- und Spülwässer 
an die Entnahmestelle gelangen können oder nicht. Weder die 
chemische noch die mikroskopische, noch die bakteriologische Unter¬ 
suchung einzelner Wasserproben können diese unmittelbaren Er¬ 
hebungen versetzen. In Anbetracht der vielen Zufälligkeiten, 
welche auf die Veränderlichkeit des in einem Brunnenschächte zur 
Zeit vorhandenen Wasservorrathes einwirken können, ist es klar, 
dass die chemische und bakteriologische Untersuchung derartiger 
einzelner Wasserproben Aufschlüsse über die wirkliche Beschaffen¬ 
heit des der Entnahmestelle zuströmenden Wassers (Grundwasser) 
nicht geben kann. Sie hat demnach überhaupt nur Werth, wenn 
und insofern sie uns Aufschlüsse über Dinge giebt, die bei der 
örtlichen Untersuchung nicht ohne Weiteres wahrgenommen werden 
können, nämlich über den Reinheitszustand des Bodens und seine 
Leistungsfähigkeit als Filter. Ihre Bedeutung ist somit höch¬ 
stens eine symptomatische. Sie kann deshalb überhaupt nur von 



abgehaltene XL Hauptversammlung des Preuss. Medizinalbeamtenvereins. 221 


Werth dort sein, wo nach ganz besonderer Vorbereitung (Aus¬ 
schöpfung des Brunnenkessels etc.) das der Entnahmestelle zu¬ 
strömende Grundwasser in möglichst unverändertem Zustande selbst 
aufgefangen wird. Hohe Keimzahl in einem Brunnen, dessen Um¬ 
gebung verdächtig ist und von dessen guter Konstruktion man 
nicht überzeugt ist, berechtigt zur Annahme der Möglichkeit einer 
Infektion. Sind dagegen die örtlichen Verhältnisse günstige, ist 
der Brunnen gut eingedeckt und wasserdicht konstruirt und ist 
ferner die wasserführende Schicht genügend weit von der Erdober¬ 
fläche entfernt, so darf man die Möglichkeit einer Infektion trotz 
einer hohen Bakterienzahl als ausgeschlossen betrachten. Ist die 
Umgebung eines Brunnens verdächtig und ist man von dessen 
guter Konstruktion nicht überzeugt, so darf man die Möglichkeit 
einer Infektion trotz einer niederen Bakterienzahl nicht als aus¬ 
geschlossen betrachten. Demnach wird der Schluss als durchaus 
berechtigt anerkannt: „Halte Dich bei Deinem Urtheile allein an 
die örtliche Untersuchung und kümmere Dich nicht um das, was 
die bakteriologische Untersuchung ergiebt.“ Die bakteriologische 
Brunnenuntersuchung in ihrer gegenwärtigen Ausführungsweise 
muss als unbrauchbar angesehen werden und ist in ihrer jetzigen 
Form aufzugeben. Nur als unübertreffliches Kriterium der Filtra¬ 
tionskraft des Bodens kann die Keimzählung nicht entbehrt werden. 
Bei zweckmässiger Brunnenanlage muss Keimfreiheit des Grund¬ 
wassers, genügende Tiefe des Brunnens vorausgesetzt, von vorn¬ 
herein angenommen werden; dies Urtheil wird im Uebrigen auf 
den Zustand der Entnahmestelle selbst, wie sie bei genauer Augen¬ 
scheinnahme gefunden wird, auf die chemische und physikalische 
Untersuchung des Wassers und die mikroskopische Untersuchung 
etwaigen Bodensatzes gegründet werden. Der erwartete und er¬ 
hoffte Schutz gegen Gesundheitsgefahr durch mangelhaftes Trink¬ 
wasser ist nur von bestimmten gesetzlichen Vorschriften über die 
Herstellung von Wasserversorgungsanlagen zu erwarten. Dieselben 
müssen einer ständigen sanitätspolizeilichen Kontrole unterstellt 
werden. 

Der Vortrag gipfelt in folgenden Schlusssätzen: 

I. 

„Der Zustand der Wasserversorgungsanlagen in kleineren 
Städten und auf dem platten Lande lässt in hygienischer Hinsicht 
fast überall, wo keine einheitliche (zentrale) Versorgung besteht, 
sehr viel zu wünschen übrig. Eine Abhülfe ist in dieser Hinsicht 
dringend nothwendig, besonders mit Rücksicht darauf, dass Infek¬ 
tionskrankheiten, namentlich Typhus und Cholera, in den weitaus 
meisten Fällen ihre Entstehung und Verbreitung mangelhaften 
Trinkwasseranlagen verdanken. 

II. 

Ueberall, wo zentrale Trinkwasserversorgungsanlagen nicht 
bestehen oder nicht zu beschaffen sind, ist die Anlage abyssinischer 
Röhrenbrunnen anzustreben. 
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in. 

Verdeckte Kesselbrunnen (Schachtbrunnen) sind nur zuzu¬ 
lassen, wenn sie vermöge ihrer Bauart und Tiefe die sichere Ga¬ 
rantie bieten, dass weder das Brunnenwasser selbst, noch die Grund¬ 
wasser führende Schicht irgend einer Verunreinigung ausgesetzt ist. 

IV. 

Offene Zieh-, Dreh- oder Schöpfbrunnen entsprechen nach 
keiner Richtung hin den hygienischen Anforderungen. 

V. 

Die Untersuchung und Begutachtung von Brunnenanlagen ist 
eine der wichtigsten Aufgaben der Medizinalbeamten. 

VI. 

Bei Beurtheilung von Brunnenanlagen müssen in jedem Ein- 
zeltalle die gesammten für eine Infektion in Betracht kommenden 
Verhältnisse berücksichtigt werden, nur auf Grundlage eingehendster 
Kenntnisse und Studien über die Verbreitungsweise der Infektions¬ 
krankheiten kann ein Urtheil über die Qualität gefällt werden. 

VH. 

Es muss aufs Nachdrücklichste betont werden, dass zur Ent¬ 
scheidung der Frage, ob ein Brunnen zu beanstanden ist oder 
nicht, keineswegs die chemische, mikroskopische oder bakteriolo¬ 
gische Untersuchung einzelner Wasserproben genügt, sondern un¬ 
bedingt auch die örtliche Besichtigung der betreffenden Brunnen¬ 
anlage erforderlich ist. 

VIII. 

Die chemischen, bakteriologischen und mikroskopischen Ver¬ 
unreinigungen des Wassers haben nur eine symptomatische Be¬ 
deutung. 

Der Gehalt eines Wassers an organischen und anorganischen 
Substanzen zeigt zu der Zahl der beobachteten Bakterien keine 
regelmässige Beziehung. Im Allgemeinen sind wohl die reineren 
Wässer auch an Bakterien ärmer, aber Fälle mit entgegengesetz¬ 
tem Verhalten sind gleichfalls ausserordentlich häufig. 

IX. 

Von grösstem Werthe sind klare und bestimmte Vorschriften 
über die Herstellung von Wasserversorgungsanlagen. Auch eine 
dauernde Ueberwachung der Wasserversorgungsanlagen, besonders 
der Schachtbrunnnn, wäre allerwärts einzuführen. Derartige Ver¬ 
ordnungen müssten einheitlich für den ganzen Staat erlassen 
weiden.“ 

II. Revision der Krankenhäuser. 

Kr.-Phys. Dr. Philipp (Berlin): Mit Ausnahme der Re¬ 
visionen der Privat-Irrenanstalten ist das Verfahren bei den Be¬ 
sichtigungen der übrigen Krankenhäuser in Preussen nicht einheit¬ 
lich geordnet. Allen solchen Anstalten gegenüber steht dem Staate 
zweifellos nach dem Landrecht das Aufsichtsrecht zu, dasselbe ruht 
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aber auf Grund einer Allerhöchsten Entschliessung den Anstalten 
des Johanniter - Ordens gegenüber. Generell geregelt ist nur die 
Revision der Kommunalkrankenhäuser. Die Beaufsichtigung der 
Krankenanstalten ihres Geschäftsbezirks gehört zu den Amtsob¬ 
liegenheiten der Kreisphysiker, die aber bis jetzt, ausgenommen 
in wenigen Regierungsbezirken, die Revisionen nur gelegentlich 
anderer Dienstreisen vornehmen konnten. Dieselben sind im allge¬ 
meinen Staatsinteresse, wie im Interesse der Kranken nothwendig, 
müssen spezifisch hygienisch-technische sein und sich auf alle 
Krankenhäuser, sowie alle unter anderem Namen demselben Zweck 
dienenden Anstalten erstrecken. Die bisherigen Revisionen waren 
ungenügend, bezweckten mehr, formell korrekte Revisionsprotokolle 
zu erzielen, als ein Resultat darüber zu gewinnen, ob die Kranken¬ 
hauseinrichtungen den Zwecken der Krankenpflege entsprechen. 

Die Revisionen müssen unvermuthete sein, um zu verhindern, 
dass für dieselben das Krankenhaus besonders in Ordnung gebracht 
wird. Bei ihnen müssen alle Räume, nicht bloss die belegten 
Krankenzimmer inspizirt und hygienisch beurtheilt, die Belegungs¬ 
art und Belegungsmöglichkeit festgestellt werden. Ferner ist die 
Lage der Anstalt, ihre Beeinflussung durch in der Nähe liegende 
gewerbliche pp. Anlagen, durch Wasserversorgungs- und Kanali¬ 
sationseinrichtungen festzustellen. Die Luft in den Zimmern ist 
hygienisch zu prüfen ebenso die Wasserversorgung, Entwässerung, 
Ableitung der unreinen Abgänge. Soweit dabei besondere Unter¬ 
suchungen nothwendig sind, müssen dieselben möglichst an Ort 
und Stelle vorgenommen werden, ist dies nicht angängig, so sind 
die Wasser-, Erd-, Luftproben unter den nöthigen Kautelen zu 
entnehmen und nach der Revision weiter zu verarbeiten. Für 
diese besonderen Arbeiten ist der Aufwand an Zeit und Reagentien 
pp. zu vergüten. Besondere Aufmerksamkeit ist darauf zu ver¬ 
wenden, dass nicht in der Anstalt selbst Gelegenheit zur Aus¬ 
breitung von Infektionskrankheiten gegeben werde. Die Ver¬ 
pflegung der Kranken bedarf eingehender Prüfung, namentlich nach 
der Seite, ob dabei bestimmte Beköstigungsformen in Anwendung 
kommen, oder dieselbe in das Belieben der Verwaltung gesetzt ist. 
Auch die Bekleidung der Kranken, die Wäsche und sonstigen 
Lazarethutensilien sind auf ihre Beschaffenheit zu prüfen und be¬ 
sonders festzustellen, ob sie nach jedem Gebrauch zweckent¬ 
sprechend gereinigt und desinfizirt werden. Die ärztliche Kranken¬ 
behandlung zu kontroliren, ist nicht Aufgabe der Revision, wohl 
aber soll die Qualifikation der Krankenwärter und Angestellten 
der Anstalt beurtheilt werden. 

Die Revisionen können nicht gelegentlich anderer Dienst¬ 
geschäfte mit absolvirt werden, es müssen dem Medizinalbeamten 
dafür die gesetzmässigen Tagegelder pp. zustehen. 


Die von dem Referenten aufgestellten Leitsätze lauteten 
wie folgt: 


I. 


„Im allgemeinen staatlichen, wie im Interesse der Kranken 
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erscheint es nothwendig, dass sämmtliche Krankenanstalten regel¬ 
mässigen Revisionen unterzogen werden. 

n. 

Dieselben sind von den zuständigen Medizinalbeamten aus- 
zuftihren, sie müssen unvermuthete sein und können nicht gele- 
legentlich anderer Dienstgeschäfte mit abgemacht werden. 

m. 

Bei denselben ist die gesammte sanitäre Beschaffenheit der 
Krankenanstalt auch durch sperifisch hygienisch technische Unter¬ 
suchungen festzustellen und dieselben, wenn nöthig, im Anschluss 
an die Revision fortzusetzen. 

Soweit dadurch den Medizinalbeamten besonderer Aufwand 
an Zeit und Geld entsteht, ist derselbe zu vergütigen. 

IV. 

Die Qualifikationen des Anstaltsarztes zu beurtheilen, ist im 
Allgemeinen nicht Sache der Revision, wohl aber ist die Brauch¬ 
barkeit des Krankenhauspersonals jedesmal zu prüfen und zu 
begutachten.“ 

Diskussion. 

In der Generaldiskussion geht zunächst Reg.- und Med.-Rath 
Dr. Wernich (Berlin) auf die von dem Vortragenden berührten einschlägigen 
Verhältnisse in Berlin ein und betonte, dass hier alle Privatkrankenhäuser, auch 
die Privatkliniken der Professoren sowie die mediko-mechanischen Anstalten einer 
Revision unterzogen würden. Noch nothwendiger als die Revisionen sei 
eine strenge Handhabung der bestehenden Vorschriften bei der Konzessionirung 
und bei dem Bau von Krankenhäusern, damit hierbei den hygienischen Anforde¬ 
rungen mehr als bisher Rechnung getragen würde. Dass ein bei der Revision 
schlecht befundenes Krankenhaus schliesslich zwangsweise im Aufsichtswege 
geschlossen werden könne, wird von dem Redner bestritten, von Dr. Mitten- 
zweig und dem Vorsitzenden dagegen als zulässig bezeichnet. 

3 jr. - Phys. Dr. F r e y e r (Stettin) wünscht die Revisionen auf die Idioten¬ 
anstalten ausgedehnt und diese als Irrenanstalten betrachtet zu sehen. Med.- 
Rath Dr. Siemens stimmt ihm in dieser Beziehung bei, während Dr. Lepp- 
mann und der Vorsitzende die Revision dieser Anstalten allerdings ebenfalls 
für nothwendig erachten, aber nicht der Ansicht sind, dass die Idiotenanstalten 
nach den zur Zeit geltenden Bestimmungen der Gewerbeordnung zu den 
Irrenanstalten gerechnet werden können und dementsprechend konzessions¬ 
pflichtig seien. 

Kr.-Phys. Dr. Penkert-Merseburg weist an der Hand eines in Halle 
vorgekommenen, die Privatbeilanstalt eines Naturarztes betreffenden Falles 
darauf bin, dass nach einem jüngst ergangenen Urtheile l ) des Oberlandesgerichts 
in Naumburg a. S. auch solche Anstalten als Privatkrankenaustalten anzusehen 
seien, die in ihren Einrichtungen nur dazu dieucn. Kranken die verordneten 
Heilmittel in der Anstalt selbst zu verabfolgen, ohne dass eine Aufnahme, Ver¬ 
pflegung und ständiger Aufenthalt der Kranken in der Anstalt stattfinde. Nach 
dieser Entscheidung werden daher auch diese Anstalten einer Revision zu unter¬ 
ziehen sein. 

Nachdem sodann noch Reg.- und Geh. Med.-Rath Dr. Nath (Königsberg) 
auf die Nothwendigkeit der Krankenhaus - Revisionen hingewiesen und der Vor¬ 
sitzende deren Ausdehnung auf alle Siechen- und Pflegehäuser betont hatte, 
wurde zur Besprechung der einzelnen Thesen geschritten. 

These 1 fand nach kurzer Diskussion einstimmige Annahme. Bei Be- 
rathung der 2. These wurde vom Reg.-und Med.-Rath Dr. Wernich beantragt, 
statt „können“ lieber „sollen 44 zu sagen, da bei anderen Dienstreisen doch öfter 
noch genügend Zeit für derartige Revisionen sei, während Dr. Mittenzweig 

l ) In der Beilage zu der heutigen NummeT abgedruckt. 
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das Wort „unvermuthet“ gestrichen zu sehen wünschte. Demgegenüber wiesen 
sowohl der Referent, als Kr.-Phys. Dr. Rubensohn (Grätz), Reg.- u. Geh. 
Med.-Rath Dr. Nath und der Vorsitzende darauf hin, dass unvermuthete Re¬ 
visionen nur dann möglich Reieu, wenn dem Kreisphysikus das Recht zustehe, be¬ 
sondere Dienstreisen zu diesem Zweck zu machen. Auch erfordere eine regel¬ 
mässige, genaue Revision eines Krankenhauses zuviel Zeit, um damit noch die 
Erledigung anderer Dienstgeschäfte verbinden zu können. 

Bei der Abstimmung wurde die 2. These mit grosser Mehrheit ange¬ 
nommen. Ein Antrag des .Vorsitzenden, die 3. und 4. These abzulehnen, 
da es sich nicht empfehle, spezielle Vorschriften über die Art der Revision durch 
Thesen festzulegen, fand nicht die Zustimmung der Versammlung. Nach län¬ 
gerer Debatte, an der sich ausser dem Referenten noch Reg.- u. Med.-Rath 
Dr. Wern ich, Reg.- und Geh. Med-Rath Dr. Nath, Kr.-Phys. Dr. Frey er 
und der Vorsitzende betheiligten, wurde die dritte These mit geringer Mehr¬ 
heit angenommen, die vierte dagegen abgelehnt. 

III. Vorstands wähl. Bericht der Kassenrevisoren. 

Auf Antrag des Kr.-Phys. Dr. Rubensohn (Grätz) wurde 
der Gesammtvorstand durch Akklamation wiedergewählt und er¬ 
klärten sich die anwesenden Vorstandsmitglieder bereit, diese 
Wiederwahl anzunehmen, indem sie der Versammlung gleichzeitig 
ihren Dank aussprachen für das ihnen durch dieselbe erwiesene 
Vertrauen. 

Die Prüfung der Kassenbücher und der Kasse hatte die 
Richtigkeit derselben ergeben. Dem Kassenführer wurde daher 
auf Antrag der beiden Revisoren Decharge ertheilt. 

Nach Schluss der Sitzung (Mittags 12^ Uhr) fand 
ein einfaches gemeinschaftliches Mittagessen in der Restau¬ 
ration des Architekten-Vereinshauses statt und hierauf gegen 
2 Uhr Nachmittags die Fahrt nach Lichtenberg zur Besichti¬ 
gung der städtischen Irrenanstalt Herzberge. Die Besichti¬ 
gung geschah unter Leitung des Direktors der Anstalt, H. Prof. 
Dr. Moeli, der den Verein in der liebenswürdigsten Weise empfing 
und zunächst einen sehr interessanten Vortrag über psychische 
Schwächezustände hielt mit Vorführung einzelner derartiger 
Kranken. 


Besprechungen. 

Prof. Dr. C. Friedländer : Mikroskopische Technik zum Ge¬ 
brauch bei medizinisch- und pathologisch-anatomi¬ 
schen Untersuchungen. Fünfte vermehrte und verbesserte 
Auflage. Bearbeitet von Prof. Dr. C. J. Eberth in Halle a. S. 
Mit 86 Abbildungen im Texte. Berlin 1894. Verlag von 
F i s c h e r ’ s medizinischer Buchhandlung (H. Kornfeld) Gr. 8°; 
336 Seiten. 

Ebenso wie bei der vorhergehenden Auflage hat auch diesmal der Ver¬ 
fasser sich bemüht, sein in weiten Kreisen verbreitetes und allgemein beliebtes 
Werk den neuesten Fortschritten der Wissenschaft gemäss umzuarbeiten und 
hierbei nicht nur den Bedürfnissen der angehenden praktischen Aerzte, sondern 
auch der bereits Geübten Rechnung zu tragen. Fast sämmtliche Kapitel sind 
mehr oder weniger umgearbeitet, verbessert und erweitert; der für die patholo¬ 
gisch-anatomischen und bakteriologischen Untersuchungen so wichtigen Mikro¬ 
photographie ist jetzt ein besonderes von Privatdozent Dr. Braunschweig 
in Halle bearbeitetes Kapitel gewidmet. 
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Besprechungen. 


Auch die Abbildungen sind wesentlich vermehrt und zum Theil durch 
neue ersetzt; von den Mikroorganismen sind die wichtigsten nach Originalen, 
die der Verfasser selbst nach Präparaten und Mikrophotogrammen angefertigt 
hat, zinkographirt und theilweise in Farben wiedergegeben. Noch besser würde 
die Beigabe einzelner Tafeln mit Mikrophotogrammen gewesen sein, wie z. B. 
in dem Günthe r’sehen Lehrbuch der Bakteriologie; die Herstellungskosten 
des schon jetzt in vorzüglicher Weise ausgestatteten Werkes würden sich da¬ 
durch allerdings wesentlich steigern, aber bei der Verlagsbuchhandlung steht 
jedenfalls zu erwarten, dass sie bei einer späteren Auflage etwaigen Anforde¬ 
rungen und Wünschen des Verfassers in dieser Beziehung bereitwilligst entgegeu- 
kommen würde. 

Jedenfalls nimmt das Friedl&nder-Eberth’sche Buch in seinem 
neuen Gewände wiederum die erste Stelle unter den Leitfäden der mikroskopi¬ 
schen Technik ein und kann ebenso wie seine früheren Auflagen allen betheilig¬ 
ten Kreisen nur warm empfohlen werden. Bpd. 


Dr. C. v. Kahlden, a. o. Professor in Freiburg: Technik der 
histologischen Untersuchung pathologisch-anatomi¬ 
scher Präparate für Studirende und Aerzte. Dritte 
vermehrte und verbesserte Auflage. Jena 1893. Verlag von 
Gustav Fischer. Gross 8°; 122 Seiten. 

Das Erscheinen von drei Auflagen innerhalb des kurzen Zeitraumes von 
4 Jahren dürfte der beste Beweis für die Vorzüglichkeit des vorliegenden 
Buches sein. Es ist wesentlich kürzer und zusammengedrängter gefasst als das 
vorher besprochene Eberth-Friedländer’sche Werk, steht diesem aber in 
Bezug auf exakte und praktische Darstellung in keiner Weise nach. In der 
neuen Auflage haben hauptsächlich die Kapitel Uber Bakterienfärbung, Uber 
Färbung der Haut und des Centralnervensystems zahlreiche Zusätze und Ab¬ 
änderungen erfahren, auch das Kapitel über die Untersuchung des Blutes ist 
dem gegenwärtigen Stande der Wissenschaft gemäss umgearbeitet und wesent¬ 
lich erweitert worden. Wenn dem v. Kahl den'sehen Buche ein Mangel an¬ 
haftet, so ist es der, dass demselben keine Abbildungen beigegeben sind, die 
gerade bei einem derartigen Lehrbuche schwer zu entbehren sind. Ders. 


Dr. Bernhard Rawitz, Privatdozent in Berlin: Grundriss der 
Histologie. Für Studirende und Aerzte. Mit 204 Abbildungen. 
Berlin 1894. Verlag von S. Karger. Gross 8°; 284 Seiten. 

Der vorliegende Grundriss der Histologie unterscheidet sich von den 
meisten bisher gangbaren Werken gleichen Inhalts dadurch, dass in ihm die 
Technik zur Herstellung mikroskopischer Präparate nicht enthalten ist. Wir 
halten dieses Fehlen technischer Angaben für keinen Mangel und stimmen mit 
dem Verfasser dahin tiberein, dass das Buch dadurch in Bezug auf die Anord¬ 
nung des Stoffes hat übersichtlicher gestaltet werden können und namentlich 
nicht zu umfangreich geworden ist. Der Leser findet in ihm alles Wtinsehens- 
werthe auf dem ganzen Gebiete der Histologie objektiv und unter Berücksichti¬ 
gung der neuesten Forschungen der Wissenschaft zusammengestellt; dadurch 
aber, dass der Verfasser nicht blos die histologischen Thatsachen wiedergiebt, 
sondern auch die durch diese Thatsachen bezw. Beobachtungen aufgerollteu 
Probleme in durchaus sachgemässer, objektiver Weise unter Vermeidung aller 
Weitschweifigkeit erörtert, wird der Werth seines Buches wesentlich erhöht. 
Zahlreiche Abbildungen tragen zum besseren Verständniss und zur grösseren 
Veranschaulichung des Textes bei; für spätere Auflagen dürfte es sich empfehlen, 
bei diesen Abbildungen mikroskopischer Präparate auch das Maass der Ver- 
grösserung jedesmal anzugeben. Ders. 

Dr. Conrad Rieger, Professor in Würzburg: Grundriss der medi¬ 
zinischen Elektrizitätslehre für Aerzte und Studi¬ 
rende. 3. Auflage. Mit 24 Figuren in Chromolithographie. 
Jena 1893. Verlag von Gustav Fischer. Gr. 8°; 63 Seiten. 
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Der Grundriss soll den Praktiker soweit mit der medizinischen Elektrizi¬ 
tätslehre bekannt machen, dass er yor den gröbsten Irrthümern und Missgriffen 
beim Elektrisiren geschützt und im Stande ist, den Fortschritten auf diesem 
Gebiete zu folgen nnd sowohl eigene als fremde einschlägige Beobachtungen 
praktisch zu verwerthen. Der Verfasser hat sich somit einen ziemlich engen 
Rahmen für sein Werk gesteckt; dasselbe hat aber dadurch nur an Brauchbar¬ 
keit gewonnen und man kann daher dem Verfasser nur dankbar sein, dass er 
auch bei der neuen Auflage seines Grundrisses den ihm gegenüber ge- 
äusserten Wünschen nach einer Erweiterung desselben, namentlich in Bezug auf 
technische Einzelheiten nicht entgegengekommen ist, sondern sich nach wie vor 
anf das strickt Nothwendige beschränkt hat. Ders. 


Tagesnachrichten. 

Auf Veranlassung des Herrn Kultusministers sollen im hygienischen In¬ 
stitut der Universität Kiel wöchentliche hygienische Kurse für Vcrwaltnngs- 
beamte (Regierungs- nnd Kommunalbeamte) abgebalten werden. Der erste der¬ 
artige Kursus beginnt am 11. Juni d. J. Anmeldungen sind bis zum 25. Mai 
an die Direktion des hygienischen Instituts in Kiel zu richten, welche sich zu 
weiterer Auskunft bereit erklärt. 


66. Versammlung Deutscher Naturforscher und Aerzte in Wien. 
Ebenso wie die übrigen Abteilungen hat nunmehr auch der Vorstand der 
Abtheilung für Hygiene (Prof. Dr. Gruber, Einführender, Dr. A. Lode und 
Dr. M. Mannafeld, 1. und 2. Schriftführer) zur Beteiligung an den Sektions¬ 
arbeiten eingeladen und gebeten, Vorträge und Demonstrationen frühzeitig — 
vor Ende Mai — bei einem der Vorstandsmitglieder anmelden zu wollen. Des¬ 
gleichen wird gebeten, sich an der während der Versammlung stattfindenden 
wissenschaftlichen Ausstellung durch Einsenden von Objekten zu betheiligen. 


Nach der Apothekerzeitung (Nr. 31) enthält der von der Preussischen 
Regierung dem Reichskanzler vorgelegte Apothekengesetzentwurf Uber das 
Konzessionsverfahren u. s. w. folgende Vorschriften: 

Die Ertheilung der Konzession soll an denjenigen Bewerber erfolgen, 
welchen die Behörde nach dem Alter seiner Approbation, seinem sittlichen Ver¬ 
halten, seiner Ausbildung, Tüchtigkeit und der Dauer seiner Beschäftigung in 
Apotheken am geeignetsten hält. Wenn eine Apotheke in demselben Orte oder 
Ortsstelle anstatt einer anderen errichtet werden soll, darf dem Empfänger der 
neuen Konzession auferlegt werden, von dem bisherigen Besitzer oder dessen 
Erben die Einrichtungen, Gerätschaften oder Waarenbestände zu übernehmen. 
Findet eine Einigung hierüber nicht statt, so wird darüber endgültig die zustän¬ 
dige Behörde nach Anhörung von Sachverständigen zu entscheiden haben. 

Das Recht zum Betriebe einer Apotheke steht dem Berechtigten auf Le¬ 
benszeit zu, sofern es nicht nach Massgabe das Gesetzes erlischt oder früher 
entzogen wird. Derselbe ist zum Betriebe verpflichtet und nicht befagt, den 
Betrieb einem Anderen für dessen Rechnung oder die Rechnung eines Dritten 
abzutreten oder, ohne 6 Wochen vorher der Behörde Anzeige erstattet zu haben, 
den Betrieb einzustellcn. 

Nach dem Tode des Besitzers darf die Apotheke nur noch ein Jahr, und 
soweit eine Wittwe oder minderjährige Kinder vorhanden sind, nur noch fünf 
Jahre durch einen approbierten Apotheker für Rechnung der Erben betrieben 
werden. 

Der Besitzer darf die Apotheke bis zur Dauer von 3 Monaten bei ein¬ 
facher Anzeige an den zuständigen Medizinalbeaintcn durch einen approbirten 
Apotheker verwalten lassen. Für eine längere Dauer ist die Genehmigung der 
Behörde einzuholen. Die Führung der Apotheke darf einem geprüften Gehilfen 
auf 48 Stunden bei Anzeige an den Medizinalbeamten nnd mit Genehmigung der 
Behörde, anf längstens 8 Tage überlassen werden. Einem nicht als Apotheker 
Approbirten darf die Genehmigung ertheilt werden, eine Apotheke, die er 
erworben hat, durch einen approbirten Apotheker betreiben zu lassen. 
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Auf ein an den Reichskanzler von dem Vorsitzenden des Deutsehen Apo¬ 
thekervereins gerichtetes Gesuch, um Anhörung der Interessenten vor endgültiger 
Festsetzung der geplauten Apothekerordnung ist diesem folgeude Antwort zu- 
gegaugen: 

„Was die von Ew. Wohlgeboren angeregte gutachtliche Anhörung von 
Interessenten aus dem Apothekerstande betrifft, so ist eine solche, und zwar 
vor der Feststellung des endgültigen Entwurfes zu einem Apothekergesetz 
in Aussicht genommen. Im jetzigen Zeitpunkt sind die Verhandlungen 
noch nicht so weit gediehen, um bereits eine Besprechung des Gegenstandes 
mit Vertrauensmännern aus Apothekerkreisen augezeigt erscheinen zu lassen.“ 

Wie bereits in der vorigen Nummer erwähnt ist, hat sich der Vorstand 
des Deutschen Apothekervereins in einer ausserordentlichen Sitzung am 6. und 
7. April d. J. eingehend mit dem neuen Gesetzentwurf beschäftigt und ist dabei 
zu dem Resultat gekommen, dass der Entwurf vielfach auf viel zu spezifisch 
preussischen Verhältnissen beruhe, um in dieser Gestalt als Vorlage zu einem 
Reichsgesetz dienen zu können. Es müsse vielmehr im Reichsamt des Innern eine 
neue Vorlage aasgearbeitet werden, welche anch die Verhältnisse in den anderen 
Bundesstaaten berücksichtige. Der Vorstand hat daher beschlossen: 

1. In Anbetracht der moralischen Verpflichtung, welche der preussischen 
Regierung durch die ein Jahrhundert lang gestattete Verkäuflichkeit der Kon¬ 
zessionen erwachsen sei, müsse es sich darum handeln, gegen die jetzigen Ab¬ 
sichten der Regierung zu protestiren und mit allen Mitteln dahin zn wirken, 
dass die Bestimmungen ihres Entwurfes keine rückwirkende Kraft erlangen. 

2. Obgleich die Regierung selbst in der Lage sei, festzustellen, ein wie 
grosser Theil des Nationalvermögens bei der Ausführung ihrer Pläne in Mitleiden¬ 
schaft gezogen werde, so wolle auch der Deutsche Apothekerverein eine Fest¬ 
stellung der in Betracht kommenden Werthe versuchen und zu diesem Zwecke 
eine statistische Umfrage nach einem bestimmten Entwürfe baldmöglichst in’s 
Werk setzen. 

8. Die diesjährige ordentliche Hauptversammlung soll möglichst frühzeitig 
(14. August) abgehalten werden. 

4. An sämmtliche Apothekeubesitzer, auch an die Nichtmitglieder des 
Deutschen Apothekervereins soll ein kurzer Aufruf ergehen und ein zweiter Auf¬ 
ruf sich an die Gehilfen wenden mit dem Hinweis, dass diese sich ihre eigene 
Zukunft untergraben würden, wenn sie jetzt nicht mit gegen die drohende Per¬ 
sonalkonzession kämpften. Besitzer und Gehilfen sollen ersucht werden, dem 
Beschluss der vorjährigen Hauptversammlung, welche mit grosser Mehrheit gegen 
die Personalkonzession Stellung nahm, ausdrücklich beizutreten. 

Nach einer Mittheilung der Apothekerzeituug (Nr. 33) haben bereits 3575 
Apothekenbesitzer und 3400 Gehilfen auf den betreffenden Aufruf zustimmend 
geantwortet. 

Die Cholera ist in Russisch-Polen noch immer nicht erloschen. In 
der Stadt Warschau kamen vom 5.—15. April 6 Erkrankungen mit 4 Todesfällen 
vor; in den Gouvernements Plock (vom 4.—10. April) 19 (11), Radom (vom 6. 
bis 11. April) 9(2) und Kowno (vom 8.—14. April) 15(9). Auch in Konstan- 
tinopcl herrscht die Seuche noch; nach den Veröffentlichungen des Kaiserlichen 
Gesundheitsamts sind daselbst vom 22.—28. März 13 Cholera-Erkrankungen und 
27 Todesfälle angemcldct. 

Politischen Zeitungen zufolge soll die Cholera iu Athen zum Ausbruch 
gekommen sein, doch scheint es sich hier um Cholera nustras und nicht um 
Cholera asiatica zu handeln. D .gegen wird der epidemische Ausbruch der echten 
Cholera in Lissabon gemeldet; die Zahl der Erkrankungen betrug hier am 
24. und 25. April 93 bezw. 78; der Verlauf derselben soll jedoch ein ausnehmend 
günstiger und ein Todesfall bisher noch nicht vorgekommen sein (?). Auch iu 
Galizien sind in den dicht an der russisch-polnischen Grenze gelegenen Ort¬ 
schaften Skala, Stara Skala und Sickierczyne (Bezirke Borszczow und Husiatyn) 
25 Choleralälle, davon 11 mit tüdtlickem Verlaufe, vorgekommen. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rath i. Minden i. W. 

J C C. Hrurn, Uuclidrurkrrci, Minden 




Preussischer Medizmalbeamten -Y er ein, 


Offizieller Bericht 


Uber die 

Elfte Hauptyersammlnng 

ZU 

BERLIN 

am 23. und 24. April 1894. 



Berlin 1894. 

FISCHER’S MEDIZINISCHE BUCHHANDLUNG. 

H. Kornfeld. 




Inhalt 


Erster Sitzungstag. Seite. 

1. Eröffnung der Versammlung. 1 

2. Geschäfts* und Kassenbericht; Wahl der Kassenrevisoren. 2 

3. Bericht über den internationalen medizinischen Kongress in Rom (Reg.- 

n. Med.-Rath Dr. Wernich-Berlin). 7 

4. Bau und innere Einrichtung ländlicher Schulgebäude vom gesundheit¬ 

lichen Standpunkt betrachtet (Kr.*-Phys. Dr. Lang erhans-Celle) 13 

5. Welche hygienischen Untersuchungen sind den Physikern von Amts¬ 

wegen zu übertragen (Kr.-Pbys. Dr. Nauck-Bredstedt) .... 41 

6. Diskussionsgegenstände und Anträge. 

a) Blödsinn und Wahnsinn unter Berücksichtigung der Entschei¬ 

dung des Reichsgerichts vom 13. März 1893 (gerichtl. Stadt- 
Pbys. u. San.-Rath Dr. Mittenzweig-Berlin). . . 62 

b) Antrag des Kreiswundarztes Dr. Ascher in Bomst ... 72 

c) Die Hufeland’schcn Stiftungen (Reg.- und Med.-Rath Dr. 

Rapmund-Minden). 77 


Zweiter Sitzungstag. 

1. Ueber die Untersuchung und hygienische Beurtheilung von Brunnen¬ 

anlagen in kleinen Städten und auf dem Lande (Kr.-Pbys. Dr. 

Sehr oeder-Wollstein)..84 

2. Revision der Krankenhäuser (Kr.-Phys. n. San.-Rath Dr. Philipp- 

Berlin).113 

3. Bericht der Kassenrevisoren und Vorstandswahl.135 

4. Ueber psychische Schwäche in ihren verschiedenen Formen (Prof. Dr. 

Moeli, Direktor der städtischen Irrenanstalt Herzberge bei Berlin) 136 


Anlagen.149 

Mitgliederverzeichniss.156 














Erster Sitznngstag. 


\ Montag, den SS. April, ITormittags 0*/ 4 Uhr 

* im kleinen Saale dee Architekten-Vereinshauses 

(Wilhelmstrasse 92/93). 


I. Eröffnung der Versammlung. 

H. Reg.- u. Med.-Rath Dr. Rapmund -Minden, Vorsitzender: 
Meine hochverehrten Herren! Als Vorsitzender des Vorstandes 
habe ich die Pflicht und die hohe Ehre, Sie beim Beginn der dies¬ 
jährigen Hauptversammlung zu begrüssen und Ihnen ein herzliches 
Willkommen entgegen zu rufen. Ich thue dies mit dem Wunsche, 
dass unsere Verhandlungen recht fruchtbringende, die Zwecke 
des Vereins fördernde und alle Theilnehmer in hohem Grade be¬ 
friedigende sein mögen! 

M. H.! Der Vorstand hat mit Rücksicht auf die bei der vor¬ 
jährigen Hauptversammlung laut gewordenen Wünsche geglaubt, 
die Versammlung wiederum im Frühjahr abhalten zu müssen; ob 
er damit aber das Richtige getroffen hat, möchte ich im Hin¬ 
blick auf die bisherige Theilnahme fast bezweifeln. Jedenfalls 
bitte ich Sie, später bei Gelegenheit der Debatte über den Ge¬ 
schäftsbericht offen und rückhaltslos Ihre Ansicht darüber kund 
zu geben, ob wir nicht wieder, wie bisher, den Herbst statt des 
Frühjahrs für unsere Versammlungen wählen sollen. 

M. H.! In der vorjährigen Versammlung war der Beschluss 
gefasst: „Der Vorstand des Vereins möge dem Herrn Minister 
unseren Dank aussprechen für die den Medizinalbeamten gezollten 
Worte der Anerkennung und Sr. Excellenz die einmüthige An¬ 
schauung des Vereins gehorsamst unterbreiten, dass eine er- 
spriessliche Thätigkeit der Kreisphysiker auf dem Gebiete der 
öffentlichen Gesundheitspflege dauernd nur möglich sei, wenn sie 
zu pensionsberechtigten Staatsbeamten mit ausreichendem Gehalte 
und genügender Kompetenz gemacht werden.“ In Folge dieses 
Beschlusses hat der Vorstand mich beauftragt, dem Herrn Minister 
den Bericht über unsere Hauptversammlung persönlich zu über- 
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reichen und demselben bei dieser Gelegenheit den Dank des Ver¬ 
eins auszusprechen. Diesem Aufträge bin ich nachgekommen. 
Se. Excellenz hat mich in der zuvorkommendsten und liebenswür¬ 
digsten Weise empfangen und aus der mir gewährten Unterredung, 
in der auch die Frage der Medizinalreform in ziemlich eingehender 
Weise besprochen wurde, habe ich die feste Ueberzeugung gewon¬ 
nen, dass der Herr Minister ernstlich gewillt ist, die Medizinal¬ 
reform durchzuführen und insbesondere den Medizinalbeamten eine 
Stellung zu geben, in der sie den ihnen gestellten hohen Aufgaben 
voll und ganz gerecht werden können. (Bravo!) Aus der vom 
H. Ministerialdirektor Dr. v. Bartsch im Abgeordnetenhause bei 
der diesjährigen Berathung des Medizinaletats gegebenen Erklärung 
ist Ihnen ja bekannt, dass ein Entwurf der Medizinalreform bereits 
fertig gestellt ist; hoffen wir, dass dieser Entwurf diesmal zur 
That wird und nicht, wie so mancher seiner Vorgänger, auf dem 
Papier stehen bleibt! 

Ueber die Ausführung der sonstigen Beschlüsse der vor¬ 
jährigen Versammlung wird Ihnen der Herr Schriftführer Bericht 
erstatten. 

M. H.! Wir haben in diesem Jahre wiederum die Freude und 
Ehre, die Vortragenden Herren Käthe unserer Medizinalabtheilung, 
H. Geh. Ober-Med.-Rath Prof. Dr. Skrzeczka, Geh. Ober-Med.- 
Rath Dr. Schönfeld und Geh. Med.-Rath Dr. Pistor, sowie 
als Vertreter des Herrn Ministers des Innern H. Geh. Ober-Reg.- 
Rath Dr. Höpker in unserer Mitte begrüssen zu können. Ausser¬ 
dem haben H. Reg.-Präs. Wirkl. Geh. Ob.-Reg.-Rath v. Pilgrim 
(Minden) und der Reichs- und Landtags-Abgeordnete Dr. Kruse 
(Norderney), die uns allen als warme Vertreter der Interessen 
der Medizinalbeamten bekannt sind, unserer Einladung Folge ge¬ 
leistet und nehmen, ebenso wie unser hochverehrter Herr Ehren¬ 
präsident Geh. Med.-Rath Dr. Kanzow (Potsdam), zu unserer 
grossen Freude an der heutigen Versammlung Theil. Ich gestatte 
mir, alle diese Herren im Namen des Vereins zu begrüssen und ihnen 
unseren herzlichsten Dank für ihr Erscheinen auszusprechen. 

(Die Versammlung erhebt sich.) 

Damit eröffne ich die heutige Versammlung und gebe dem 
Herrn Kollegen Dr. Philipp das Wort zum Geschäftsbericht. 


II. Geschäfts- und Kassenbericht; Wahl 
der Kassenrevisoren. 

H. Kreis-Phys. San.-Rath Dr. Philipp -Berlin, Schriftführer: 
Meine Herren! Die Geschäfte des Vorstandes des Preussischen 
Medizinalbeamtenvereins sind in zwei Sitzungen, und, zwar am 
29. Juni vorigen Jahres und am 24. Januar dieses Jahres, erle¬ 
digt worden. Es handelte sich zuerst um die in Folge der Neu¬ 
wahl auf der letzten Hauptversammlung nothwendige Aen- 
derung in der Zusammensetzung des Vorstandes. Derselbe 
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konstituirte sich und hat den Herrn Heg.- und Med.-Rath 
Dr. Rapmund-Minden zum Vorsitzenden und gleichzeitigen 
Kassenführer gewählt und mich mit dem Amte des Schriftführers 
betraut. 

In Erledigung der Beschlüsse der letzten Hauptversammlung 
hat Ihnen der Herr Vorsitzende bereits mitgetheilt, dass er den 
Vereinsbeschluss über die Stellung der Medizinalbeamten Sr. 
Excellenz, dem Herrn Minister unterbreitet hat, wie er Ihnen auch 
bereits seine Aufnahme bei dem Herrn Minister schilderte. 

Das Hauptthema unserer letzten Versammlung betraf das 
Reichsseuchengesetz. In Erledigung der Vereinsbeschlüsse hat 
der Vorstand allen Mitgliedern des Reichstages und des Bundesrathes 
je ein Exemplar der letzten Verhandlungsberichte übermittelt. 
Es sind durch den Druck und die Versendung nicht unbedeutende 
Kosten entstanden, die sich noch dadurch vermehrt haben, dass 
in Folge einer in den „Berliner Neuesten Nachrichten“ abgedruckten 
Abhandlung über das Reichsseuchengesetz und die beamteten Aerzte 
eines anonymen Arztes sich der Vorstand verpflichtet sah, gegen 
dieselbe eine Erwiderung in dasselbe Blatt aufnehmen zu lassen, 
welche aus der Feder des Herrn Kollegen Fielitz stammt. Da 
von der Abhandlung des anonymen Arztes sämmtlichen Reichstags¬ 
und Bundesrathsmitgliedern Abdrücke zugesandt worden waren, 
haben wir mit der Erwiderung dasselbe gethan. Es liegen von 
derselben noch eine Anzahl Exemplare zu Ihrer gütigen Kenntniss- 
nähme auf. Die Erwiderung war nothwendig, weil in dem betreffen¬ 
den Aufsatze die Thätigkeit der Medizinalbeamten in einer durchaus 
hämischen und absprechenden Weise gekennzeichnet war. Auf die 
Fielitz’sche Erwiderung ist dann noch von dem unbekannten 
Verfasser eine Gegenerklärung abgegeben worden, in der er sich 
dagegen verwahrt, die jetzigen Medizinalbeamten angegriffen zu 
haben; seine Angriffe hätten sich gegen diejenigen Gesundheits¬ 
beamten gerichtet, die nach Erlass des Reichsseuchengesetzes in 
Thätigkeit treten würden. Nun, m. H., nachdem das Reichs¬ 
seuchengesetz seine Erledigung nicht gefunden hat, und, wie 
es scheint, in dem Schosse des Aktenmaterials des Reichstages 
begraben ist, so wird es wohl vorläufig nicht mehr nöthig sein, 
dass wir uns weiter damit beschäftigen. 

Der Vorstand hat ferner im Verfolge des Beschlusses der 
letzten Hauptversammlung eine Eingabe an den Herrn Kultus¬ 
minister gemacht, um die Frage der Gebühren für Ausstel¬ 
lung von Attesten über den Gesundheitszustand von 
Beamten zu regeln. Ein Bescheid auf die Eingabe aber ist 
bisher noch nicht erfolgt; es ist aber, wie Sie wissen, inzwischen 
ein Erlass des Herrn Minister des Innern am 7. Dezember v. J. 
erschienen, welcher vorschreibt, dass nur in denjenigen Fällen die 
Medizinalbeamten Anspruch auf Remunerirung haben sollen, wo 
von Seiten der requirirenden Behörde direkt ein wissenschaftliches 
Gutachten verlangt wird, dass dagegen die Atteste, die weiter 
nichts in sich enthalten, als den Befund der Untersuchung und 
das daran geknüpfte Urtheil, nach wie vor nicht honorirt werden, 
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sondern zu denjenigen Berufspflichten gehören, die den Medizinal- 
beamten ex officio obliegen. 

Den weiteren Beschluss der vorjährigen Hauptversammlung 
bezüglich der gerichtsärztlichen Untersuchungen, die in 
der Wohnung des Gerichtsarztes vorgenommen werden, hält 
der Vorstand für erledigt durch die Reichsgerichtsentscheidung vom 
6. Februar 1893, die den Medizinalbeamten für diese in ihrer Woh¬ 
nung vorgenommenen Untersuchungen, die früher nicht besonders 
honorirt wurden, eine Entschädigung von 1,50 Mark pro Stunde 
zuspricht. 

Der Herr Vorsitzende hat vorhin schon erwähnt, dass wir 
im Vorstande beschlossen haben, die Hauptversammlung wiederum 
auf das Frühjahr zu verlegen und nicht auf den Herbst; Sie werden 
sich darüber schlüssig zu machen haben, ob dies künftighin ebenso 
gehalten werden soll. Der Vorstand hat es ausserdem für zweck¬ 
mässig gehalten, unsere diesjährige Hauptversammlung nicht im 
Langenbeckhause, wie im vorigen Jahre, stattfinden zu lassen, weil 
die Räume desselben sich für unsere Zwecke nicht als geeignet 
erwiesen haben und der Preis für die Benutzung des Langenbeck- 
hauses immerhin recht beträchtlich ist. Deshalb haben wir diese 
Räume im Architektenvereinshause, die schon der ersten Versamm¬ 
lung gedient haben, auch für die diesjährige Hauptversammlung 
gewählt. 

Weiter ist von dem Vorstande beschlossen worden, den inter¬ 
nationalen medizinischen Kongress in Rom zu beschicken 
und den Herrn Reg.- u. Med.-Rath Dr. Wernich (Berlin) mit der 
Vertretung unseres Vereins zu beauftragen. Derselbe wird Ihnen 
nachher über die Ausführung seiner Aufgabe berichten. Wir sind 
im Vorstande der Ansicht gewesen, dass es angezeigt sei, dem 
Delegirten auch einen Beitrag von 150 Mark zu den ihm durch 
die Vertretung erwachsenden Kosten zu gewähren und hoffen, dass 
Sie einem dementsprechenden Anträge die erforderliche Genehmigung 
nachträglich ertheilen werden. 

Auch auf dem internationalen hygienischen Kon¬ 
gress in Pest halten wir die Vertretung des Vereins durch einen 
Delegirten für wünschenswerth. Demselben würde ein gleich hoher 
Beitrag zu den Kosten zu gewähren sein. 

M. H.! Der Vorstand wird Ihnen endlich noch einen Antrag 
zur Beschlussfassung unterbreiten, der dahin geht, auch diejenigen 
praktischen Aerzte, welche (las Physikatsexamen gemacht haben, 
aber noch keine beamteten Aerzte sind, zur Mitgliedschaft und 
Theilnahme am Preussischen Medizinalbeamten-Verein zuzulassen. 
Der Antrag ist daraus hervorgegangen, dass von verschiedenen der¬ 
artigen Kollegen die Bitte ausgesprochen war, an den Verhand¬ 
lungen Theil nehmen und Mitglieder des Vereins werden zu dürfen, 
um sich in dem ganzen Gebiet der Medizinalbeamtenthätigkeit auf 
dem Laufenden halten zu können. 

Die finanziellen Verhältnisse des Vereins haben sich 
trotz der sehr erheblichen Mehrausgaben im vergangenen Vereins¬ 
jahre, die, wie ich Ihnen schon sagte, durch den Druck und die 
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Vertheilung der Verhandlungen über das Reichsseuchengesetz ent¬ 
standen sind, doch noch ziemlich günstig gestaltet, so dass wieder 
ein kleiner Ueberschuss zu verzeichnen ist. Die Einnahmen des mit 
dem Monat Oktober vorigen Jahres endigenden Geschäftsjahres 
betragen 5690 Mark an Beiträgen und 105 Mark an Zinsen. 
Dieser Gesammteinnahme von 5795 Mark steht eine Ausgabe im 
Betrage von 5746,50 Mark gegenüber; es verbleibt somit ein Ueber¬ 
schuss von 49,50 Mark. Durch diesen Ueberschuss erhöht sich das 
Vereins vermögen auf 3312,78 Mark, von denen 3000 Mark in 
SVgprozentigen preussischen Konsols belegt sind. 

Die Mitgliederzahl des Vereins betrug am Schluss des 
vorigen Geschäftsjahres 532, von denen uns leider inzwischen 20 
durch den Tod entrissen sind. Es sind dies die Herren: 

Dr. Alten, Regierangs- and Medizinal-Rath in Lüneburg. 

- Beckbaas, Kreis-Physikus and Geh. Sanitätsrath in Bielefeld. 

- Chrzescinski, Kreis-Physikus and Geh. Sanitäts-Rath in Kolmar. 

- Deichmüller, Kreis-Physikus in Muskan. 

- Deutschbein, Kreis-Physikus u. Sanitäts-Rath in Herzberg a. Elster. 

- Falk, Kreis-Physikns and Professor in Berlin. 

Giese, Kreis-Wundarzt in Osterburg. 

Dr. Hasse, Kreis-Physikns und Sanitäts-Rath in Flatow. 

- Hausmann, Kreis-Wandarzt and Sanitätsrath in Niesky. 

- Kutzner, Kreis-Wundarzt in Kriewen. 

- Me issner, Kreis-Physikus in Strassburg i. West-Preussen. 

- Moor8, Kreis-Physikns und Sanitäts-Rath in Hagen L W. 

- Powidzki, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Schrimm. 

- Richter, Geh. Medizinal-Rath in Erfurt. 

- Rot her, Kreis-Physikus in Patzig. 

- Schröder, Kreis-Physikus in Weissenfels. 

- Stadthagen, Kreis-Physikus und Geh. Sanitäts-Rath in Liegnitz. 

- Wachs, Kreis-Physikus und Geh. Sanitäts-Rath in Wittenberg. 

- Wiesemes, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Solingen. 

- Zimmermann, Kreis-Physikus und Geh. Sanitätsrath in Düsseldorf. 

Neu aufgenommen sind im vergangenen Jahre 29 Kollegen, 
so dass der Verein zur Zeit 541 Mitglieder zählt. 

Vorsitzender: M. H.! Wie Sie soeben aus dem Geschäfts¬ 
bericht des Herrn Schriftführers gehört haben, hat der Verein in 
diesem Jahre eine ungewöhnlich grosse Anzahl von Mitgliedern 
durch den Tod verloren. Unter den Verstorbenen befinden sich 
verschiedene Kollegen, die fast regelmässig an unseren Sitzungen 
theilgenommen haben und die wir in Folge dessen heute um so 
schmerzlicher vermissen. Alle Dahingeschiedenen haben aber dem 
Vereine jederzeit das grösste Interesse entgegengebracht; bewahren 
wir ihnen daher ein treues Andenken! Zum Zeichen dessen bitte 
ich Sie, sich von Ihren Plätzen zu erheben. 

(Geschieht.) 

Ich eröffne jetzt die Generaldiskussion über den Ge¬ 
schäfts- und Kassenbericht und frage, ob Jemand zu demselben 
das Wort zu ergreifen wünscht. Gleichzeitig bitte ich, sich auch 
über die Frage auszusprechen, ob wir künftig im Frühjahr oder 
ober Herbst tagen wollen. — Da sich Niemand zum Wort meldet, 
darf ich wohl annehmen, dass die Herren Kollegen die Entscheidung 
über diese Frage auch künftighin dem Vorstande überlassen wollen. 
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Wir haben uns nnnmehr über den Antrag des Vorstandes 
schlüssig zu machen, dass auch diejenigen preussischen Aerzte, 
welche das Physikatsexamen bestanden haben, aber noch nicht im 
Staatsdienste angestellt sind, zur Mitgliedschaft im Verein zuge¬ 
lassen werden sollen. Der Antrag stellt sich als Statutenänderung 
dar, zu seiner Annahme ist daher gemäss §. 7 unserer Geschäfts¬ 
ordnung eine Mehrheit von zwei Drittel der abstimmenden Mit¬ 
glieder erforderlich. Ich stelle den Antrag zunächst zur Diskussion. 

Es meldet sich Niemand zum Wort, wir können somit zur 
Abstimmung schreiten. Wer für den Antrag ist, den bitte ich, sich 
zu erheben. 

Der Antrag ist fast einstimmig angenommen. 

M. H.! Aus dem Bericht des Schriftführers haben Sie weiter 
erfahren, dass der Vorstand eine Vertretung des Vereins auf dem 
internationalen medizinischen Kongress in Rom für wünschenswerth 
und die Gewährung eines Zuschusses von 150 Mark an den Vertreter 
aus der Vereinskasse für billig erachtet hat. Sie haben hierzu 
nachträglich Ihre Genehmigung zu ertheilen und frage ich zunächst, 
ob Jemand zu diesem Punkte das Wort zu ergreifen wünscht. 

Es ist dies nicht der Fall. Ich bitte nunmehr diejenigen 
Herren, welche mit dem Beschlüsse und dem Vorgehen des Vor¬ 
standes einverstanden sind, sich zu erheben. 

Soweit ich übersehen kann, ist die Genehmigung einstimmig 
ertheilt. 

M. H.! Es ist Ihnen allen bekannt, dass in diesem Herbst 
der VHI. internationale Kongress für Hygiene und Demographie 
in Budapest stattfindet. Dieser Kongress ist für uns jedenfalls 
von viel grösserer Bedeutung, als der internationale medizinische 
Kongress in Rom und eine Vertretung des Vereines auf demselben 
daher um so angezeigter. Der Vorstand beantragt in Folge dessen, 
ihn zu ermächtigen, zu diesem Kongresse ebenfalls einen Vertreter 
unter ähnlichen Bedingungen wie nach Rom delegiren zu dürfen. 
Ich stelle diesen Antrag zur Diskussion. 

Da Niemand das Wort hierzu ergreifen will, können wir zur 
Abstimmung übergehen. Die dem Anträge Zustimmenden bitte ich 
sitzen zu bleiben. 

Der Antrag ist einstimmig angenommen. 

Es liegt uns nun noch die Wahl der Kassenrevisoren 
ob. Ich schlage hierzu die Herren Kreisphysiker San.-Rath Dr. 
Penkert (Merseburg) und Dr. Frey er (Stettin) vor, die sich zur 
Uebernahme des Revisiongeschäftes bereit erklärt haben. 

(Allgemeine Zustimmung.) 

M. H.! H. Reg.- u. Med.-Rath Dr. Wern ich hat mit Rück¬ 
sicht darauf, dass er später dienstlich verhindert sei, gebeten, 
seinen Vortrag vor demjenigen des Kollegen Dr. Langerhans 
halten zu können. Dieser ist damit einverstanden und darf ich 
wohl annehmen, dass auch von der Versammlung kein Widerspruch 
gegen eine derartige Abänderung der Tagesordnung erhoben wird. 
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III. Bericht Aber den internationalen medizinischen 

Kongress in Rom. 

H. Reg.- u. Med.-Rath Dr. Wernich -Berlin: Meine sehr 
verehrten Herren Kollegen! Bei dem grossen Antheil, den die 
Tagespresse bereits, theils in zustimmender, mehr aber noch in 
absprechender Tonart, bei einer Erörterung der Kongressbegebnisse 
vorweggenommen hat, liegt es Ihnen gewiss und auch Ihrem Be¬ 
richterstatter nahe, das uns unmittelbar Interessirende in einen 
recht knappen Rahmen zusammengefasst zu sehen. Ich werde mir 
deshalb erlauben, Ihnen zunächst von der Konstituirung der XVIII. 
Sektion für gerichtliche Medizin, dann von den Vorträgen und 
Referaten aus der Sektion für Hygiene und schliesslich über das 
Nebenbei des internationalen medizinischen Kongresses zu Rom 
die Hauptztige zur Kenntniss zu bringen. 

Mit der Mehrzahl der übrigen Sektionen hatte sich die 
XVHI. Sektion bereits am 1. Kongresstage konstituirt. Die Oert- 
lichkeit war das „Polyclinico“, der „Neubau für Kranke aller Art“, 
vor der Porta pia; die Sektion hatte insofern Glück, als sie wenig¬ 
stens ziemlich leicht aufgefunden werden konnte. Man ging vom 
Vestibül des Gebäudes im mer in östlicher Richtung und kam schliess¬ 
lich bei der Zahl Nr. XVill in einen noch weuig ausgetrock¬ 
neten, aber an Grösse wohl genügenden Parterreraum. Es fanden 
vier Sitzungen statt. Schwieriger zu finden war z. B. die hygie¬ 
nische Sektion, weil alle Sektionen nur mit Nummern bezeichnet 
waren, und niemals die Bezeichnung beigefügt war, welche Fächer 
die Sektion eigentlich in sich zusammenfasste. 

Nachdem das Präsidium der Sektion für gerichtliche Medizin 
dem Prof. Dr. Crecchio-Neapel, die Stellvertretung dem Prof. Dr. 
Toscani-Rom übertragen und als Generalsekretär Prof. Dr. de 
Santis-Rom verpflichtet worden war, erfolgte die Wahl von Ehren¬ 
präsidenten; von Deutschen kamen Prof. Dr. v. Hof mann-Wien, 
Prof. Dr. Kratter-Graz, auch die Wenigkeit Ihres Berichter¬ 
statters und Herr Kollege Dr. Strassmann zum Ehrenpräsidium. 
Man hatte hier die Abweichung gegen früher gemacht, dass man 
abwesende Personen bei der Wahl berücksichtigte; denn ich habe 
weder Herrn Prof. Dr. v. Hofmann, noch Herrn Dr. Strass¬ 
mann dort gesehen. 

Es kamen auch sonst zahlreiche merkwürdige Abweichungen 
vor. Zunächst imponirte die Zahl der zur ersten Sitzung bereits 
Erschienenen. Man war erstaunt, bereits früh Morgens 8 1 /» Uhr 
viele Fachgenossen der „Medicina legale“, eine grosse Anzahl 
von Landärzten und römische Aerzte dort versammelt zu sehen. 
Den Anlass dazu gab ein Referat, welches die Uebertragung der 
Morgue und die in dieser einzuliefernden Leichen an die Zwecke 
des Unterrichts behandelte. Es wurde also eine Frage erörtert, 
die ja auch in anderen Ländern ein zum Theil recht eingreifendes 
Interesse hat; aber die Erörterung stimmte sich auf rein italienische 
Verhältnisse zu. Der Prof. Dr. Filomusi aus Genua, dem der 
Bericht übertragen war, ging vorwiegend auf die Geschichte dieser 
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Einrichtung in Italien ein und verlangte, dass der Professor der 
forensischen Medizin die Oberaufsicht in der Morgue in der Weise 
führen solle, dass die Polizei und die Gerichte dort eigentlich gar- 
nichts mehr zu sagen hätten. Er stellte sich also auf einen auch 
bei uns zuweilen vertretenen, sehr radikalen Standpunkt. Anlass 
eines grösseren Disputs waren jedoch die Verhältnisse in Neapel, 
wo eine Reihe von Gerechtsamen der Gerichtsärzte ins Wanken 
gekommen und in Folge dessen ein Schrei der Entrüstung durch 
die ärztlichen Kreise gegangen war. Man hatte sich dazu ver¬ 
anlasst gesehen, die Stellung der forensischen Lehrer, wie der 
gerichtlichen uud Polizeibehörden nicht mehr in die persönliche 
Coulanz zu stellen, sondern ein alle diese Punkte regelndes Gesetz 
im Parlamente einzubringen. Aus der Reihe der Professoren 
selbst war diesem Anträge, dass alle Befugnisse in dieser Richtung 
durch Gesetz festzulegen seien, eine dem Ausländer etwas unbegreif 
liehe Opposition entstanden. Der Kampf, der ein lebhaftes Interesse 
erregte und theilweise etwas drastische Formen annahm, zog sich 
bis in den Nachmittag hinein. Einem Votum der ganzen Sektion 
(einschliesslich der Ausländer) wurde inzwischen vorgebeugt, auch 
von den Nebenfragen, die den theilweise heftigen Streit erregt 
hatten, schliesslich abgesehen. 

Beim Eintritt in die weiteren Vorträge würde ich das We¬ 
nige, dass ich dort vortrug, garnicht berühren, wenn sich nicht 
noch eine eingehendere Diskussion daran geknüpft und schliesslich 
eine massgebende Ansichtsäusserung zur Sache sich ergeben hätte, 
die auch für uns nicht ohne Interesse ist und etwas Sympathisches 
hat. Es handelte sich nämlich um neue Linien für die Abgrenzung 
der ursächlichen Momente bei den Obduktionen im Hinblick 
auf die Bakteriologie. Der Gegenstand wurde von mir nach 
der Seite berührt, dass wir sehr ungleichen Befunden gegenüber¬ 
stehen, wenn in foro bakteriologische Fragen entschieden werden 
sollen. Beispiele sind leicht heranzuziehen. Bei Kopftraumen 
mit Gehirnabscessen, bei lebensgefährlichen sonstigen Wunden mit 
Bakterieninvasion, bei tödtlichen Wochenbettausgängen etc. treten 
spezielle Fragen aus der Bakteriologie den traumatisch-mechanischen 
und chemisch - ursächlichen Momenten gegenüber, so dass in die 
offizielle wie besonders in die literarische Behandlung der Aetio- 
logie ein gewisses Schwanken und eine fühlbare Unklarheit ge¬ 
kommen ist. Schon an dem Material, welches Ihnen in der 
Vierteljahrsschrift für gerichtliche Medizin geliefert wird, kann 
man erleben, dass der eine Sachverständige die Bakterieninvasion 
in ausgedehnter Weise würdigt und aus ihr seine Schlussfolge¬ 
rungen herleitet, während von der anderen Seite darauf kaum 
eingegangen wird. Es ergiebt sich nun die praktische Frage: 
Sollen wir besondere bakteriologische Sachverständige 
haben, um die Würdigung der bakteriologischen Momente zu 
sichern oder nicht? Sollen wir im eigenen Hause und eigenen 
Lager die Ausbildung in der Weise fördern, dass jeder forensische 
Sachverständige im Stande ist, seine Entscheidungen aus der 
eigenen bakteriologischen Untersuchung herzuleiten? Es haben 
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sich mehrere der Herren, die sich für den Gegenstand interessirten, 
für besondere Sachverständige ausgesprochen, etwa in der Weise, 
wie wir chemisch - forensische Sachverständige haben, auch noch 
Spezialisten in der Bakteriologie zu vernehmen. Andererseits 
fand die Anschauung, es sei vorzuziehen, die jetzigen foren¬ 
sischen Sachverständigen in Bezug auf diesen Punkt völlig bis 
zur Entscheidungsfahigkeit auszubilden, einen sehr leistungsfähigen 
Vertreter in Herrn Prof. Dr. Kratter-Graz, einem Fachgenossen, 
dem sicher eine vollständige Kompetenz in diesem Punkte zuzu¬ 
sprechen ist. Prof. Kratter sprach sich mit Entschiedenheit 
nach seinen Erfahrungen dahin aus, dass der Weg, den auch wir 
in unserer Verwaltung beschritten haben, nämlich die Physiker, die 
geborenen Gerichtssachverständigen, selbst in der Bakteriologie 
auszubilden, der bessere wäre, und seine Ansicht fand den 
Beifall der noch immer recht zahlreich versammelten Kollegen. 

Es nahm nun eine weitere Reihe von Vorträgen in bekannter 
Weise mit und ohne Diskussion ihren Verlauf. Neben dem Tode 
durch Elektrizität, dem Hämoglobinnachweis, den Gono¬ 
kokkenfunden in alten Flecken, der Kohlenoxydgasfrage 
seitens der Herren Kratter, Szigöti u. A. wurden viele inter¬ 
essante Einzelheiten aus den Gebieten der aktiven forensischen 
Medizin besprochen bis in die vierte Sitzung hinein. Von hier ab 
entstand der Eindruck, dass man im langsamen Exspirium begriffen 
sei, eine Befürchtung, die sich nachher auch bewahrheitete. 

Ich habe denselben Prozess nicht so genau verfolgen können 
gegenüber den 161 Vorträgen und 3 grossen Referaten, die in der 
Sektion für Hygiene (einschliesslich der sanitären Technik) an¬ 
gezeigt waren, und bin besonders nicht ira Stande, zu sagen, wie 
viele von diesen Vorträgen nicht gehalten worden sind. Es 
sprachen da von bekannteren Persönlichkeiten die Kollegen Hesse, 
Finkler, Czatäry, Cohn (Breslau) u. s. w.über Gegenstände, die 
sich mit diesen Namen literarisch verknüpfen. Was ich als recht 
interessant bezeichnen kann, das war eine literarische Gabe, welche 
die Theilnehmer der Sektion in Form der Schrift „La lögislation 
et l’administration en Italie et les institutions scientifiques annexöes 
ä la direction de la sante publique“ erhielten. Sie finden beim 
Durchblättern derselben in fast allen Theilen etwas Beispiel¬ 
gebendes, eventuell auch im Ganzen eine Anregung für einen 
hygienischen Kongress bei uns. 

M. H.! Ich resumire die etwas herabstimmenden Erscheinungen 
dahin, dass man sich von wissenschaftlichen Zusammen¬ 
künften gewöhnlich und mit Recht ein anderes Bild macht, als 
es die in Rom gemachten Erfahrungen darstellen. Von dem in so 
überwältigendem Masse in Aussicht gestellten Material blieb der 
grösste Theil obstruirt und wenn man der Menschen - Sturmfluth 
nachblickte, wie sie sich an anderen Stellen als den für die 
Sektionsarbeiten vorgesehenen in Rom aufstaute, so stand man wie 
vor einer Art Naturwunder und das um so mehr, als die Orte, 
wohin die Sturmfluth der Wissbegierigen allenfalls hätte 
gelenkt werden können, auch ganz unbegreifliche Schicksale er- 
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lebten, so z. B., dass die dritte allgemeine Sitzung nicht abge¬ 
halten werden konnte. Statt dessen strömte dann alle Welt nach 
jenen Stauungspunkten, wie die Billetschalter, an denen die Ver- 
gniigungs - Karten abgestempelt wurden, zu den sogenannten Ver¬ 
gnügungen, misslungenen Empfangen, geschäftsmässig arrangirten 
Ausflügen. Sah man sich die einzelnen Bestandteile dieser fluth- 
artigen Strömungen an. so waren es hauptsächlich Damen, auch 
einheimische Vergnüglinge, die es für vorteilhaft hielten, sich um 
einen billigen Preis allerlei aussergewohnliche Veranstaltungen zu 
Nutzen zu machen. Als man nun hörte, dass der XII. internationale 
Kongress in Russland stattfinden sollte, musste es zum Nachdenken 
darüber anregen, wie man für eine folgende Veranstaltung die 
gewonnenen Erfahrungen nutzbar machen könnte. Zunächst wäre 
hier die einer verzeihlichen deprimirten Stimmung entsprungene 
Ansicht derer zu berühren, die sagten: „Wie soll man sich 
die russische Regierung als Geschäftsführer eines internationalen 
Kongresses denken, wie sollte eine Regierung etwa eine Stadt 
oder Stadtbehörde bestimmen, die sich mit einem solchen Kon¬ 
gress näher befassen sollP Man wurde auf die Vermuthung ge¬ 
leitet: Russland wird keineswegs einen solchen internationalen 
Kongress zusammenführen wollen. Der Beschluss, die Ortswahl 
in die Hand einer Reichsregierung zu legen, wird der Todten- 
gräber der Kongresse sein, und diese von einem idealen Streben 
getragenen medizinischen Völker-Kongresse hätten damit wahr¬ 
scheinlich ihr Ende erreicht.“ — Wenn wir uns von diesem Stand¬ 
punkt abwenden, so tritt uns doch zuerst eine Schwierigkeit ent¬ 
gegen, die nämlich: während wir jetzt einen viersprachigen Kongress 
hatten, wird man in Russland möglicher Weise einen fünfsprachigen 
Kongress haben. Darüber hinwegzukommen ist mindestens nicht 
ganz leicht. Ueber die anderen Schwierigkeiten wird man hinweg¬ 
kommen können. Erstens glaube ich nicht, dass Russland so viele 
Anziehungskraft auch auf die Damen übt; das würde schon eine 
recht wesentliche mechanische Erleichterung für die männlichen Kon- 
gressisten zur Folge haben, da nichts den Kongress - Menschen 
egoistischer macht, ihn leichter auf Abwege und insbesondere von 
seinen wissenschaftlichen Aspirationen abdrängt, als wenn er noch 
für Frauen dabei alle Grade der Fürsorge, sei es hinsichtlich der 
Lebensbedürfnisse, sei es hinsichtlich der Amüsements, prästiren 
soll. Dann glaube ich, dass die einheimischen Kreise in irgend 
einer russischen Stadt sich nicht in so störender und bedauerlicher 
Weise in den Kongress hineinmischen werden, wie das in Rom 
geschehen ist. Ferner möchte ich auch annehmen, dass die Er¬ 
fahrungen, die man mit Rom gemacht hat, den numerischen Besuch 
in Petersburg oder Moskau in heilsamer Weise abschwächen 
werden. Vielleicht fallt auch die stereotyp gewordene „Aus¬ 
stellung“ fort, von welcher man nur sagen kann: die Aus¬ 
stellung gehört nicht zu den Hauptsachen; denn ob ich die Mine¬ 
ralquellenreklamen, die chirurgischen und elektrischen Instrumente 
neben Parfümerien und Hühneraugenringen und den ganzen An¬ 
drang stets bald abgethaner Antiseptica immer in denselben koketten 
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Pyramiden und den nämlichen Vitrinen wieder einmal vor mir 
sehe, ist doch nebensächlich; es fragt sich, ob dergleichen nicht 
künftig einmal entbehrt werden könnte. — Dann glaube ich schliess¬ 
lich bestimmt, dass man in Russland auch darauf verfallen wird, 
einen grossen zweckentsprechenden Saal für die allgemeinen 
Sitzungen ausfindig zu machen, dass man davon zurückkommen 
wird, Oertlichkeiten für die Sektionen zu wählen, die meilenweit 
vom Centrum der Stadt entfernt sind und, abgesehen von der 
schlechten Verbindung, noch an vielen sonstigen Unzulänglichkeiten 
zu leiden haben. Ich glaube, dass zur gedeihlichen Aussaat für 
die Ideen, die entwickelt werden sollen, trauliche, wenigstens 
gesundheitsgemässe Lokale für die Sektionssitzungen wesentlich 
mitbeitragen und dass man mit all’ den soeben erwähnten fünf 
Punkten auf den meisten Kongressen bedeutend glücklicher sein 
wird, als gerade auf der Versammlung, über die zu berichten ich 
hiermit die Ehre hatte. 

(Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender: Wünscht Jemand das Wort zu dem eben 
gehörten Vortrage zu ergreifen? — Es ist dies nicht der Fall. 
Dann spreche ich im Namen des Vereins dem Herrn Reg.- und 
Med.-Rath Dr. Wernich unsern herzlichsten Dank aus für den 
uns erstatteten interessanten Bericht. 

(Kurz nach Beginn des nächsten Vortrages erscheint Se. Excellenz der Herr 
Kultusminister Dr. Bosse in Begleitung des Herrn Direktors der Medizinal¬ 
abtheilung Wirkl. Geh. Ober-Reg.-Rath Dr. v. Bartsch.) 

M. H.! Wir haben heute die hohe Ehre, auch unseren hoch¬ 
verehrten Chef, Se. Excellenz den Herrn Kultusminister Dr. Bosse, 
sowie den Direktor der Medizinalabtheilung, Wirkl. Geh. Ober- 
Reg.-Rath Dr. v. Bartsch in unserer Versammlung begrüssen 
zu können. 

(Die Anwesenden erheben sich.) 

H. Kultusminister Dr. Bosse : Meine sehr geehrten Herren! 
Es ist mir ein Bedtirfniss gewesen, der freundlichen Einladung 
des Preussischen Medizinalbeamtenvereins zu seiner XI. Haupt¬ 
versammlung Folge zu leisten und Sie persönlich hier zu be¬ 
grüssen, in der Absicht, das schöne Band des gegenseitigen Ver¬ 
trauens, das von Anfang an zwischen dem Medizinalbeamtenverein 
und der Centralverwaltung bestanden hat, soviel an uns ist, zu 
befestigen und zu stärken. Ich habe dieses Vertrauen mit grosser 
Genugthuung begrüsst; denn, m. H., Sie sind auf uns angewiesen 
und wir sind auf Sie angewiesen, wenn die gemeinsamen Ziele zum 
Heile unseres Volkes erreicht werden sollen. Wir bedürfen Ihres 
Vertrauens und Ihrer treuen, hingebenden Arbeit, die uns ja nie 
gefehlt hat, auch unter den schwierigen und oft für den Einzelnen 
nicht ganz befriedigenden Verhältnissen, unter denen die Medi¬ 
zinalbeamten in der Provinz und im Lande zu arbeiten haben. 
Sie bedürfen auf der anderen Seite der starken Hand der Cen¬ 
tralverwaltung, wenn Ihre Arbeiten im Lande nachhaltig gedeihen 
und Frucht bringen sollen. Darum ist es mein dringender Wunsch, 
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dass dieses freundliche Verhältniss, wie es sich bisher gestaltet 
hat, aufrecht erhalten wird. Sie wissen, m. H., dass wir in der 
Centralverwaltung damit beschäftigt sind, zu erwägen und Vor¬ 
arbeiten darüber zu machen, wo, wie, inwieweit und in welchen 
Punkten die jetzige Organisation unseres Medizinalwesens, ins¬ 
besondere das Medizinalbeamtenthum, einer Aenderung bedürftig 
ist, um die gemeinsam von uns zu erstrebenden Ziele noch sicherer 
zu stellen, als sie bisher gestellt gewesen sind. Wir werden dabei 
Ihres Rathes nicht entbehren. Schon Ihre früheren Verhandlungen 
sind auf das Eingehendste herangezogen und gewürdigt worden, 
und wir werden auch ferner, wenn auch nicht den ganzen Verein, 
so doch einzelne Mitglieder desselben über diese Angelegenheit 
hören, sobald wir zu einem gewissen Abschluss gelangt sein 
werden. Jedenfalls ist es aber dringend zu wünschen, im In¬ 
teresse der Medizinalverwaltung sowohl, wie des Medizinalbeamten¬ 
vereines selbst, dass wir auch ferner Hand in Hand und mit gegen¬ 
seitigem Vertrauen arbeiten. Sie können darauf rechnen, dass Sie 
bei der Centralverwaltung in dieser Beziehung jederzeit nicht nur 
Gehör, sondern auch Verständniss, und soweit es in unseren Kräften 
steht, auch Hilfe, Rath und That finden werden. Ich wünsche 
von Herzen, dass wir gedeihliche Früchte auf unserem Arbeits¬ 
gebiete sehen und dass auch Ihre diesjährigen Berathungen zu 
einer Förderung der Aufgaben Ihres amtlichen Berufes führen 
mögen, so dass Sie mit Befriedigung darauf zurückblicken können. 
Sie dienen, wie wir, dem Wohle unseres Landes und unseres 
Staates, und darin wird wesentlich die Genugthuung und Befrie¬ 
digung liegen müssen, so lange die äusseren Verhältnisse noch 
nicht nach allen Richtungen hin so gestaltet sind, wie es lebhaft 
zu wünschen ist. 

(Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender: Ew. Excellenz gestatte ich mir, im Namen 
des Medizinalbeamtenvereins den ehrerbietigsten Dank auszu¬ 
sprechen nicht nur für die hohe Ehre, die uns durch Ew. Excel¬ 
lenz Gegenwart in der heutigen Versammlung zu Theil geworden 
ist, sondern vor allem auch für die überaus wohlwollenden und 
anerkennenden Worte, mit denen Ew. Excellenz den Bestrebungen 
des Vereins und der Thätigkeit der Medizinalbeamten gedacht 
haben. Ew. Excellenz können versichert sein, dass diese Worte 
den Medizinalbeamten nur ein neuer Ansporn sein werden, sich 
auch fernerhin das vollste Vertrauen, die vollste Zufriedenheit ihrer 
Vorgesetzten Behörde zu erwerben und Alles aufzubieten, eine 
Besserung der sanitären Verhältnisse in ihren Bezirken herbeizu¬ 
führen, soweit ihnen dieses bei ihrer jetzigen, nach so vielen 
Richtungen hin unzulänglichen amtlichen Stellung möglich ist. 
Eine segensreiche und erspriessliche Thätigkeit der Medizinal¬ 
beamten steht allerdings nur erst dann zu erwarten, wenn ihnen 
eine den heutigen hygienischen Anforderungen entsprechende Stel¬ 
lung eingeräumt ist. Möge es Ew. Excellenz gelingen, und wir 
haben die feste Ueberzeugung, dass es Ew. Excellenz gelingen 
wird, die so langersehnte Medizinalreform, deren Nothwendigkeit 
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allerseits anerkannt ist, zur Durchführung zu bringen! Mit diesem 
Wunsche gestatte ich mir, nochmals Ew. Excellenz den wärmsten 
Dank des Vereins auszusprechen und bitte die anwesenden Mit¬ 
glieder, sich zum Ausdruck desselben von ihren Plätzen zu er¬ 
heben. 

(Geschieht.) 


IT. Ban nnd innere Einrichtnng ländlicher 
Schulgebäude vom gesundheitlichen Standpunkt 

betrachtet. 

Herr Kreisphys. Dr. Langerhans - Celle: M. H.! Wenn 
ich es, dem Wunsche unseres hochgeehrten Herrn Vorsitzenden 
entsprechend, übernehme, vor dieser Versammlung preussischer 
Medizinalbeamten über die hygienischen Verhältnisse zu sprechen, 
welche bei dem Bau und der inneren Einrichtung ländlicher Schul¬ 
bauten in Frage kommen, so muss ich mich auf den Einwand ge¬ 
fasst machen, dass dies ja eine Sache ist, die uns eigentlich gar 
Nichts angeht. Es ist leider auch richtig, dass wir amtlich mit 
Schulbauten gar selten befasst werden. Alljährlich pflegt es dem 
Physikus bei seinen Dienstreisen zu begegnen, dass er an Stelle 
eines alten, ihm wohlbekannten Schulhauses zu seiner Ueberraschung 
einen stattlichen Neubau entdeckt. Es sind dem natürlich lang¬ 
wierige Verhandlungen vorausgegangen; denn so ohne Weiteres 
pflegt sich eine Landgemeinde auf einen kostspieligen Neubau 
nicht einzulassen. Die Wahl des Bauplatzes hat viel Kopfzer¬ 
brechen gekostet, die Eisse und die Kostenanschläge sind hin- und 
hergewandert von einer Behörde zur anderen. Der Landrath, wohl 
auch ein Kegierungsrath und der Kreisbauinspektor sind an Ort 
und Stelle gewesen — der Lokalschulinspektor und der Kreis¬ 
schulinspektor haben viel Papier verschrieben und der Schulvor¬ 
stand hat sich in verschiedenen Sitzungen mit dem Bauprogramm 
beschäftigt und hat mit eingehender Sachkenntnis über die Wasser¬ 
versorgung, die Abortanlage und die Grösse der Fenster berath- 
schlagt — nur der Kreisphysikus erfährt Nichts von der Sache. 
Aber schliesslich, wenn der Bau fertig dasteht — ich weiss, es 
ist nicht allerwärts so, aber bei uns im Regierungsbezirk Lüneburg 
ist diese Einrichtung getroffen — dann wird der Kreisphysikus 
vom Regierungspräsidenten beauftragt, den Bau zu besichtigen, ob 
er so weit ausgetrocknet ist, dass er ohne Gefahr für die Schul¬ 
kinder bezogen werden kann und, wenn er Interesse für die Sache 
hat, kann er sich privatim nebenher überzeugen, wie viel zweck¬ 
mässiger Vieles hätte eingerichtet werden können und wie viel 
mehr die Gesundheit der Schulkinder zu ihrem Rechte gekommen 
wäre, wenn man in einem früheren Stadium dem Physikus den 
ihm gebührenden Einfluss vergönnt hätte. 

Ich könnte nun freilich auf die Zukunft hinweisen, ich könnte 
Ihnen ausmalen, wie Alles demnächst ganz anders werden wird, 
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wie die langersehnte Medizinalreform, die schliesslich denn doch 
endlich kommen muss, dem Physikus eine ganz andere Thätigkeit 
und damit auch eine ungeahnte Wirksamkeit auf dem Gebiete der 
Schulhygiene anweisen wird; — der Zeitpunkt ist aber nicht günstig 
gewählt, um solche Zukunftsbilder mit Erfolg auszumalen! Die 
übliche Frühjahrsenttäuschung, welche bei Berathung des Medizinal¬ 
etats alljährlich denjenigen von uns zu Theil zu werden pflegt, die 
eine baldige Verwirklichung ihrer Hoffnungen mit Ungeduld er¬ 
warten, ist noch zu frischen Datums, und wenn diese Enttäuschung 
etwas milder ausgefallen ist, wie viele ihrer Vorgängerinnen, wenn 
man es für gut gehalten hat, uns nicht nur allgemeine Versiche¬ 
rungen des Wohlwollens und Vertröstungen für die Zukunft zu 
spenden, sondern wenn vom Ministertische greifbare Anhaltspunkte 
hingestellt worden sind, wie man höheren Ortes unsere Stellung 
zu gestalten denkt, wenn wir gleichzeitig erfahren, dass die Sache 
in Fluss ist, dass Berathungen stattfinden und Schritte gethan 
werden, um diese Pläne zu verwirklichen — m. H., wer will es 
denen von uns verargen, die nun über ein Menschenalter hindurch 
dies oder Aehnliches, bald etwas hoffnungsvoller, bald etwas ab¬ 
weisender haben erörtern hören, wenn sie allmählich skeptisch 
geworden sind und aus der Bede des Herrn Ministerialdirektors 
nur die Bedenken, namentlich finanzieller Natur heraushören, mit 
denen jene verklausulirt warP 

M. H.! Wir wissen es ja Alle, dass die Schwierigkeiten der 
Medizinalreform nicht nur auf finanziellem Gebiet liegen. Ich 
habe aus den zahlreichen Veröffentlichungen der Kollegen in der 
Zeitschrift für Medizinalbeamte, in denen mehr Befugnisse, mehr 
Verantwortung, volle Beamtenqualität, eigene Initiative und noch 
einige andere Attribute für den Physikus gefordert werden, trotz 
aller Emphase, vorläufig hauptsächlich den Eindruck gewonnen, 
dass man auch in unserem Kreise von der Stellung des künftigen 
Kreisarztes, namentlich auch von seiner Abgrenzung gegenüber 
den anderen Organen der Staatsverwaltung, ein klares Bild sich 
noch nicht zu machen vermag. Und wenn man, wie der Herr 
Ministerialdirektor Dr. v. Bartsch im Abgeordnetenhause neulich 
mittheilte, die Absicht hat, die Grundzüge und was etwa sonst 
auf diesem Gebiete beabsichtigt wird, weiteren Kreisen zur Prüfung 
vorzulegen, damit man allseitig Gelegenheit hat, sich über die 
Materie auszusprechen und Wünsche nach der einen und der anderen 
Richtung hin zu äussem, so ist dies wohl in demselben Sinne zu 
verstehen. Dann wird es aber meines Erachtens unsere Pflicht 
sein, aus dem Kreise der in der Praxis stehenden Medizinalbeamten 
heraus Vorschläge, detaillirte, greifbare Vorschläge zu machen, 
über das, was man uns geben muss, was man von uns dafür ver¬ 
langen kann, was wir leisten können! Es ist ja noch in frischer 
Erinnerung, dass uns der Vorwurf gemacht wurde, die Ausbildung, 
die Leistungsfähigkeit der Physiker stände auf einer zu geringen 
Höhe! Uns hat dieser Vorwurf sehr kalt gelassen; denn wir sind 
uns dessen bewusst, dass kein zweiter Stand im preussischen 
Vaterlande mit so grossen persönlichen Opfern an Zeit und Geld 
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daran arbeitet, Fühlung zu halten mit der Wissenschaft, sich auf 
mühsamen Wegen Kenntnisse zu erwerben und Fertigkeiten anzu¬ 
eignen, die für uns praktisch nicht verwerthbar sind, um auf dem 
Laufenden zu bleiben, auf dem ganzen, weiten Felde der öffent¬ 
lichen Gesundheitspflege! Hält man Kenntnisse der Bakteriologie, 
nicht Bücherweisheit natürlich, sondern Beherrschen der bakterio¬ 
logischen Methodik, bakteriologisches Können mit einem Wort, für 
nothwendig zur Ausübung der epidemiologischen Prophylaxis — 
und es ist doch keine Frage, dass man diesen Standpunkt ein¬ 
nehmen wird, — so kann man dem Medizinalbeamten dieses wich¬ 
tigste Gebiet der Sanitätspolizei doch nur an vertrauen, wenn er 
diesen Voraussetzungen entspricht. Hält man eine Ausdehnung 
der ärztlichen Thätigkeit bei der Handhabung der Schulaufsicht 
für erforderlich, — und auch diese Nothwendigkeit dürfte keinem 
Zweifel unterliegen — so müssen wir sattelfest sein auf dem Ge¬ 
biete der Schulhygiene, oder man wird andere Organe mit dieser 
Thätigkeit betrauen müssen. Der Umfang der Stellung, die man 
uns anweisen wird, wird sich decken mit dem Umfang dessen, 
was wir leisten können! Wollen wir also dem Medizinalbeamten 
die schulärztliche Thätigkeit bei einer Neuorganisation gesichert 
wissen, so müssen wir uns theoretisch mit Schulhygiene beschäfti¬ 
gen, wir müssen aber auch darauf dringen, dass allerwärts, wo 
beim Bau und beim Betrieb der Schulen hygienische Beziehungen 
in Frage kommen, der Physikus zugezogen wird, nicht nur, weil 
dies ein Recht ist, welches unserer jetzigen und unserer zukünfti¬ 
gen Stellung zukommt, sondern vor Allem, weil der Physikus ver¬ 
möge seiner allgemeinen hygienischen Bildung und vermöge seiner 
genauen örtlichen Kenntnisse die einzig geeignete Instanz zur 
Bearbeitung örtlicher hygienischer Fragen ist. Der Weg vom 
Sitze der Regierung bis herab zur entlegenen Dorfschule ist gar 
weit, und wer hineingeht in die Schulen und ihre Einrichtungen 
Stück für Stück mit kritischem Auge prüft, der wird gar bald 
gewahr, dass Manches, was am grünen Tisch richtig ausgedacht 
und sinngemäss angeordnet worden ist, auf dem Wege durch die 
Instanzen allmählich eine ganz andere Gestalt annimmt, so dass 
nur zu oft aus Vernunft Unsinn, aüs Wohlthat Plage wird! Nur 
der persönliche Einfluss, die Rücksprache von Mund zu Mund, 
Ortskenntniss, Personenkenntniss vermag hier wirksam einzugreifen 
und Wandel zu schaffen; und darum wird die Schulgesundheits¬ 
pflege nur dann völlig zu ihrem Rechte kommen, wenn man dem 
örtlichen Medizinalbeamten einen ganz anderen Einfluss gewährt! 

Ein solch’ vermehrtes Heranziehen der Medizinalbeamten ist 
aber schon im Rahmen der jetzigen Medizinal Verfassung sehr wohl 
thunlich! Man kann vorläufig ganz dahin gestellt sein lassen, ob 
man den Physikus so stellen will, dass man praktische bakterio¬ 
logische Untersuchungen von ihm verlangen kann. Die Hygiene 
deckt sich nicht mit Bakteriologie, sie steht und fällt auch nicht 
mit der Möglichkeit, ein paar Titrirmethoden auszuführen — es 
giebt Dinge genug, zu deren Beurtheilung der Physikus, so, wie 
er ist, voll und ganz im Stande ist, mehr jedenfalls als Bautech- 
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niker, Kreisschulinspektor, Lokalschulinspektor und die sämmtlichen 
Mitglieder des Schulvorstandes! Man befrage nur den Physikus 
und man wird sich überzeugen, wie mancher Missgriff dadurch 
vermieden werden kann, und wenn etwa ja die Sachkenntnis 
im D6tail irgend einer Frage des Schulbaues hier oder da zu¬ 
nächst nicht ganz ausreichen sollte, so wird vermehrte Beschäf¬ 
tigung auch eine vermehrte Sachkenntnis ganz von selbst zur 
Folge haben! 

M. H.! Es dürfte keinem Zweifel unterliegen, dass auf dem 
Gebiete der Schulhygiene, namentlich aber des Schulbaues, in allen 
Provinzen unseres Vaterlandes noch unendlich viel zu thun ist. 
Doch ist es keineswegs leicht, sich ein genaues Bild von der Grösse 
dieses Arbeitsfeldes zu machen. Ja, wenn der Physikus, ohne 
Rücksicht auf seine Privatpraxis seine ganze Arbeitskraft seinem 
Amte widmen könnte, dann würde es eine leichte und sehr dank¬ 
bare Aufgabe sein, in gemeinschaftlicher Arbeit, nach gemeinsamem 
Arbeitsplan festzustellen, wie denn eigentlich die Schulhäuser auf 
dem Lande beschaffen sind und was zu ihrer Verbesserung ge¬ 
schehen könnte. So müssen wir uns die Daten mühsam aus 
grösseren statistischen Zusammenstellungen heraussuchen, welche 
indessen vorwiegend den eigentlichen Lehrzweck im Auge haben 
und hygienische Beziehungen meist nur nebenbei streifen. Nur 
da, wo Jemand privatim eine kleine Enqu&te für seinen Bezirk 
anstellt, wie Gleitsmann für den Kreis Zauch-Belzig, Dieck¬ 
mann für Franzburg und wie ich es für den Kreis Isenhagen 
gethan habe, fällt ein hellerer Lichtstrahl in das dunkle Gebiet 
schulhygienischer Missstände. Aber solcher privaten Thätigkeit 
sind aus naheliegenden Gründen sehr enge Grenzen gesteckt! Wir 
können durch Vergleichung wohl annehmen, dass es anderwärts 
ungefähr ebenso sein wird, sind im Uebrigen aber auf die Angaben 
der allgemeinen Statistik angewiesen. Auch diese entrollt kein 
erfreuliches Bild! Ich kann natürlich auf Einzelheiten nicht ein- 
gehen und will nur feststellen, in welchem Grade Klassenüber¬ 
füllung besteht, da gerade diese Erscheinung am häufigsten zu 
Neubauten Veranlassung giebt. Ich schöpfe meine Angaben aus 
dem amtlichen, statistischen Werk: „Das gesammte Volksschul¬ 
wesen im preussischen Staate im Jahre 1891 “. In demselben wird 
eine normale Klassenfrequenz bei einer Schülerzahl bis zu 80 in 
einklassigen, bis zu 70 in mehrklassigen Schulen angenommen. 
Die Zahlen von 70 und 80 Schülern sind gewiss nicht zu hoch 
gegriffen und doch wurden im Jahre 1891 in Preussen noch 1661182 
= 33,79 °/o Kinder in tibernormal gefüllten Klassen unterrichtet, 
und diese Zahl wäre noch viel grösser ausgefallen, wenn nicht 
ausserdem 1095 424 = 22,28 % Kinder in Halbtagsschulen oder in 
dreiklassigen Schulen mit zwei Lehrern, also mit verkürzter Unter¬ 
richtszeit unterrichtet worden wären. Dies ist natürlich provinziell 
sehr verschieden, aber der traurige Ruhm, mit dieser Ueberlüllung 
an der Spitze zu marschiren, kommt diesmal nicht allein dem viel¬ 
geschmähten Osten zu. Es wurden nämlich unter normalen Ver¬ 
hältnissen unterrichtet: 
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Und die Uebertüllung ist theilweise eine sehr erhebliche, ob¬ 
wohl ^sich die Verhältnisse in den letzten Jahren wesentlich ge¬ 
bessert haben. Im Jahre 1891 gab es z. B. noch 31 einklassige 
Schulen, in denen über 150 Schüler auf einen Lehrer entfielen, in 
einer Schule sogar 204 Schüler. Die Zahlen Hessen sich leicht 
weiter ausspinnen; ich könnte noch anführen, dass in Preussen 
auf dem Lande durchschnittlich 69 Kinder auf eine Lehrkraft in 
einklassigen Schulen fallen, dass aber beispielsweise im Reg.-Bez. 
Münster dieser Durchschnitt auf 87, im Reg.-Bez. Minden auf 89, 
im Reg.-Bez. Posen auf 100 und in mehrklassigen Schulen mit 
mehr als drei Lehrern im Reg.-Bez. Liegnitz auf 105 Schüler 
steigt. Ich will Sie damit nicht aufhalten; Sie sehen jedenfalls 
aus diesen Ziffern zur Genüge, wie unendUch weit wir noch ent¬ 
fernt sind von dem Ziele, dass jede Klasse ihren eigenen Lehrer 
und ihr eigenes Klassenzimmer hat und dass in solchen Klassen¬ 
zimmern nicht mehr als 70 oder 80 Schüler hineingepfercht werden. 
Es ist ja allerdings in den letzten Jahren Vieles besser geworden, 
trotzdem wird aber noch eine überaus rege Bauthätigkeit erforder- 
Hch sein, um nur einigermassen erträglichen Verhältnissen Raum 
zu schaffen. Und doch ist es nur eine einzige Beziehung, nur die 
quantitative UnzulängHchkeit der Schulgebäude, welche durch jene 
Zahlen erläutert wird, die Qualität der vorhandenen Schulhäuser 
ist Ihnen, m. H., aus Ihren Kreisen hinlänglich bekannt und ich 
habe aus den vorliegenden Veröffentlichungen den Eindruck ge¬ 
wonnen, als ob es anderwärts noch schlimmer aussieht, als in 
Franzburg, Zauch-Belzig und Isenhagen. 

Ich habe in dem zweiten Leitsätze die Besichtigung des 
Bauplatzes an der Hand eines allgemeinen Lageplanes und 
einer vorläufigen Bauzeichnung für nothwendig erklärt. Diese 
Forderung ist eigenüich so selbstverständlich, dass es kaum nöthig 
sein sollte, Worte darüber zu vertieren! In einer ganzen Reihe 
deutscher Bundesstaaten findet eine solche Besichtigung durch den 
Medizinalbeamten denn auch regelmässig vor Beginn eines Neu¬ 
baues statt. So bestimmt in Sachsen §. 1 einer Verordnung vom 
3. April 1873: 

„Die definitive Wahl des Platzes für ein neu zu erbauendes Schulbaus 
kann nur erfolgen, nachdem das Gutachten des Bezirksarztes in gesundheits¬ 
polizeilicher Beziehung eingeholt worden ist.“ 


2 
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Aehulich in Baiern, in Mecklenburg - Schwerin und in be¬ 
sonders glücklicher Fassung in Sachsen - Meiningen: 

„Die erste Vorlage eines geplanten Neubaus oder grösseren Umbaus 
ist zunächst in abgekürzter Bearbeitung in Vorlage zu bringen. Hierzu 
gehört Grundriss, Lageplan, Angaben über Bodengestaltung, Baugrund, Ent¬ 
wässerung, Trinkwasser und der Kostenanschlag. Erst dann, wenn diese 
Vorarbeiten zunächst durch die Verwaltungsbehörde und den Physikus, dem¬ 
nächst durch die Abtheilung des Ministeriums geprüft und zurückgegeben sind, 
sind die genaueren Pläne auszuarbeiten.“ 

Ebenso sagt der österreichische, vom Wiener Ingenieur- und 
Architektenverein ausgearbeitete und so weit mir bekannt, in¬ 
zwischen mit geringen Veränderungen eingeführte Entwurf: 

„Die definitive Wahl des Platzes für ein neu zu errichtendes Schulhaus 
kann nur, nachdem das Gutachten des Bezirksarztes in gesundheitlicher Be¬ 
ziehung eingeholt ist, erfolgen.“ — 

In Preussen — ja, m. H., die Untersuchung und hygienische 
Begutachtung eines Grundstückes ist ja ein Geschäft, welches 
den Physikus eines einigermassen grösseren Kreises alljährlich ein 
oder ein paar Mal Veranlassung zu einer Dienstreise zu geben 
pflegt, — nur handelt es sich dabei nicht um eine Behausung für 
die Lebenden, sondern für die Todten. Ich will die Bedeutung der 
Kirchhofshygiene keineswegs unterschätzen; ich halte überhaupt 
jede Gelegenheit für werthvoll, die den Kreisphysikus hinausführt 
in seinen Kreis, ich lege sogar ganz besonders Gewicht gerade 
auf diese Kirchhofsuntersuchungen, die uns gestatten, durch Aus¬ 
schachtung die Lage und Beschaffenheit der verschiedenen Boden¬ 
schichten und den Grundwasserstand kennen zu lernen; ich gebe 
auch zu, dass bei Wahl eines ungeeigneten Grundstückes unter 
Umständen wohl einmal Gefahren für die Gesundheit der Um¬ 
wohnenden entstehen könnten, — aber diese Möglichkeit ist doch 
eine sehr entfernt liegende, während die Thatsache, dass alljähr¬ 
lich Schulbauten an ungeeigneter Stelle gebaut werden, dass dort 
ungesunde Bauten entstehen, in denen Menschenalter hindurch 
Schulkinder Generation für Generation hindurch einen grossen 
Theil des Tages zubringen müssen, unwiderleglich feststeht. Es 
ist ein eigenthümliches Missverhältnis zwischen der grossen Sorg¬ 
falt, die der Staat der Kirchhofshygiene zuwendet und dem „laissez 
faire, laissez aller“ gerade in diesem wichtigsten Punkt der Schul¬ 
hygiene, und ich entsinne mich lebhaft des Eindrucks, den ich 
empfing, als ich auf der Dienstreise zur Besichtigung eines Kirch¬ 
hofgrundstückes begriffen, an so einem verunglückten Schulbau 
vorbeifuhr: Das Kirchhofgrundstück, das kannte ich ganz genau, 
das war ein trockener Sandberg, 1 km vom Dorfe entfernt, das 
Grundwasser in bodenloser Tiefe, der Grundwasserstrom vom Dorfe 
abgewendet, dazu höchstens 8 Beerdigungen im Jahr — kurz 
Alles so günstig, die Verhältnisse so klar, dass mir die 48 Mark 
Reisekosten und Tagegelder eigentlich als eine recht unnütze Aus¬ 
gabe erschienen — aber das Schulhaus, das hatten sie so recht 
hübsch mitten in den Sumpf hineingesetzt! Unterkellerung war 
überhaupt nicht möglich, da das Grundwasser dort viel zu hoch 
stellt, dementsprechend fand sich das Trinkwasser ungeniessbar, 
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das ganze Haus feucht, im Schulzimmer Stockflecken, in der Lehrer- 
wohnung die Tapeten von den Wänden hängend und dazu — selbst¬ 
verständlich — alljährlich der Kampf mit dem Hausschwamm, und 
dies Alles, weil man den Medizinalbeamten nicht hinzugezogen 
hatte; denn jeder Physikus hätte sich mit Hand und Fuss ge¬ 
wehrt gegen ein solches Baugrundstück, zumal dicht dabei der 
schönste Baugrund auf einem sanft ansteigenden, sandigen Hügel 
zu haben war. 

Fragt man nun, warum geschieht denn dies nicht, warum 
betragt man denn den Physikus nicht um seine Meinung, so muss 
ich Ihnen die Antwort schuldig bleiben! In diesem Falle können 
selbst die Kosten keine Rolle spielen; denn, wenn bei einer 
Kirchhofsreise die 40—50 Mark, die so eine Dienstreise kostet, 
anstandslos bewilligt werden, so können sie doch erst recht nicht 
in Betracht kommen bei einer Bausumme von 12000 Mark, denn 
so viel kostet ein einklassiges Schulhaus einfachster Bauart! Die 
Erfahrung zeigt es, dass die anderen, bei einem Schulbau be¬ 
theiligten Instanzen zur hygienischen Beurtheilung eines Baugrund¬ 
stückes nicht im Stande sind, und die Gründe liegen ja nahe genug. 
Der Baubeamte ist gewohnt, mit gegebenen Grundstückverhält¬ 
nissen zu rechnen; er nimmt das Grundstück, wie es ist und sucht 
der Schwierigkeiten, die ihm Baugrund und Grundwasser bereiten, 
nach den Regeln der Teclmik Herr zu werden. Die örtlichen 
Maurer- und Zimmermeister, denen die Bauausführung obliegt, und 
die Schulvorsteher muss man aus eigener Erfahrung kennen, um 
es ganz beurtheilen zu können, wie sehr ihnen die Freiheit des 
Blickes fehlt, wie sehr sie in örtlichen Verhältnissen und An¬ 
schauungen, nur zu oft auch in örtlichen Interessen befangen sind. 
Die meist dem geistlichen Stande angehörenden Lokal- und Kreis¬ 
schulinspektoren können sich schliesslich selten von der altgeheilig¬ 
ten Anschauung trennen, dass das Schulhaus nirgend anders zu stehen 
hat, als in unmittelbarer Nähe vom Pfarrhaus und von der Kirche! 
Darum kann uns vor Missgriffen bei der Wahl des Bauplatzes nur 
eins schützen, das ist die Besichtigung und gründliche hygienische 
Untersuchung des Platzes durch den Physikus. Das ist eine der 
wichtigsten Forderungen der Schulhygiene, die immer und immer 
wieder mit Zähigkeit und mit Nachdruck vertreten werden muss. 
Einer Nothwendigkeit, welcher sich alle übrigen Bundesstaaten 
bereitwillig fügen, kann sich auch Preussen nicht entziehen; 
was Mecklenburg - Schwerin für nothwendig hält zum Schutze 
seiner Schuljugend und was Sachsen - Meiningen sich zu leisten 
vermag, darf auch für Preussen nicht unerschwinglich sein! 

Die Beurtheilung des Bauplatzes hat zunächst nach 
den Regeln der allgemeinen Bauhygiene zu erfolgen, sie hat also 
zunächst die Beschaffenheit des Bodens und den Grundwasser¬ 
st and, bezw. die Feuchtigkeitsverhältnisse zu berücksichtigen. 
Es kommt hierbei natürlich weniger auf Anwendung der wissen¬ 
schaftlichen Methoden an, und die Bestimmung von Porenvolum 
und Korngrösse wird kaum je erforderlich sein. Nothwendig ist 
dagegen eine Ausschachtung auf mindestens 2 m Tiefe an ver- 
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schiedenen Stellen des Bauplatzes. Es ist bekannt, dass man 
einen gewachsenen, nicht verunreinigten, trockenen, durchlässigen, 
bis mindestens 1 m unter der Kellersohle von den Schwankungen 
des Grundwassers nicht berührten Boden wählen soll. Die Sache 
wird zuweilen sehr einfach sein. Es giebt weite ^trecken, hier 
in der Mark beispielsweise, auch bei uns auf dem Höhenrücken 
der Lüneburger Heide, wo es eigentlich ein Kunststück ist, einen 
ungeeigneten Boden zu finden. Es giebt aber auch ganze Feld¬ 
marken mit gleichmässig thonigem, als Baugrund recht ungeeig¬ 
netem Boden; man hat dann eben keine Wahl und muss versuchen, 
durch sehr sorgfältige Bauausführung, Wahl des besten Bau¬ 
materials, Isolirung der Grundmauern, hohe Fundamentirung — 
da, wo Vorfluth zu schaffen ist, auch wohl durch Ziehen von 
Gräben oder durch Drainage — die Nachtheile eines solchen 
feuchten und kalten Bodens auszugleichen. Auch mit Moorboden, 
der als Baugrund, so weit es möglich, zu vermeiden ist, wird man 
sich unter Umständen wohl oder übel abfinden müssen. Es kommen 
aber noch andere Verhältnisse vor; beispielsweise haben wir im 
Lüneburgischen, aber auch sonst in den Flussthälem sehr häufig 
mit hohem Grundwasserstande zu kämpfen. Es liegt hier auf 
einem mächtigen Thon- oder Mergellager eine etwa 1 bis 2 m 
starke Alluvialschicht aus Geröll, Triebsand oder Kies mit einge¬ 
sprengten Moornestern und fast bis zur Oberfläche durchsetzt mit 
stark eisenhaltigem Grundwasser. Das ist ein sehr schlechter 
Baugrund und von den zahlreichen Schulen, die im Kreise Isen¬ 
hagen auf solchem Boden stehen, bietet keine einzige erträgliche 
hygienische Verhältnisse. Bei der geringen Breite dieser Fluss- 
thäler ist es meist das Richtige, hinauszurücken auf den Rand 
des Flussthales, aber man wird dann stets mit dem Widerstand 
der Gemeinde und mit dem an sich berechtigten Bestreben, die 
Schule inmitten der Ortschaft zu haben, kämpfen müssen. Am 
Schwierigsten ist die Wahl eines Grundstückes da, wo verschiedene 
Bodenarten, durchlässige und undurchlässige in demselben Dorfe 
anstehen, wo ein Haus auf Thon liegt, nass und feucht ist, 
während schon das Nachbargrundstück den schönsten, trockenen 
Baugrund aufweist, wo oft nur wenige Schlitte Entfernung ganz 
andere Boden- und Grundwasserverhältnisse finden lassen. Hier 
bedarf es grosser Umsicht, sorgfältiger Nachgrabung, aber auch, 
da eine solche nicht in zu grosser Tiefe fortgesetzt werden kann, 
der Erkundigung bei sachkundigen Leuten, wobei namentlich die 
Erfahrungen beim Brunnenbau von grossem Werthe sein können. 

Das mehrfach erwähnte, im Grunde ja auch naheliegende 
Bestreben, das Schulhaus in der Nähe der Kirche unterzubringen, 
führt es mit sich, dass recht häufig frühere Begräbnissplätze als 
Baugrundstück in Frage kommen. Ich bin mehrmals befragt 
worden, ob der Verwendung solcher seit 60, 80 Jahren verlassener 
Kirchhöfe hygienische Bedenken entgegenstehen und habe diese 
Frage nach sorgfältiger Prüfung der örtlichen Verhältnisse bisher 
jedes Mal verneinen können in Uebereinstimmung mit den wissen¬ 
schaftlichen Untersuchungen und praktischen Erfahrungen, die man 
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am Berliner Charitekirchhof, am Leipziger alten Kirchhof und 
anderwärts angestellt hat. 

Dem Grundwasser kommt noch eine andere, sehr wichtige 
hygienische Bedeutung zu, denn es wird fast ausnahmslos zur 
Speisung des Brunnens zu dienen haben. Ich kann natürlich hier 
nicht die gesammte Trinkwasserhygiene erörtern und werde 
mich um so kürzer fassen, als wir uns morgen eingehender mit 
dieser Frage beschäftigen werden. Auch beim Bau des Brunnens 
werde ich darauf nochmals zurückkommen müssen. Die grosse 
Wichtigkeit einer ausgiebigen Versorgung mit gutem und reich¬ 
lichem Trinkwasser ist allseitig anerkannt und es ist daher in 
jedem Fall bei Auswahl des Baugrundstückes hierauf Rücksicht 
zu nehmen. Häufig wird die Beurtheilung einfach genug sein; 
dieselbe Beschaffenheit des Bodens, welche ihn geeignet als Bau¬ 
grundstück erscheinen lässt, verspricht auch eine gute Wasser¬ 
versorgung. Wo trockener, durchlässiger Boden in grösserer Mäch¬ 
tigkeit ansteht, kann man mit grosser Wahrscheinlichkeit eine 
erhebliche Ansammlung gut filtrirten Grundwassers in der Tiefe, 
oberhalb der nächsten undurchlässigen Schicht erwarten. Doch 
auch da, wo die oberste Schicht thonigen Charakter zeigt, kann 
unter dieser eine poröse, gutes Wasser führende Schicht liegen. 
Auch hier wird man meistens einen guten Anhalt an der Be¬ 
schaffenheit der benachbarten Brunnen haben; man wird daraus 
nicht nur ein Bild von der geologischen Gestaltung des Unter¬ 
grundes gewinnen können, sondern die chemische Analyse wird 
einen Rückschluss gestatten auf die Beschaffenheit des Grund¬ 
wassers, wobei man indessen bei ländlichen Verhältnissen stets 
mit der Möglichkeit einer von aussen stammenden Verunreinigung 
wird rechnen müssen. Wo man mit den Geldmitteln nicht ängst¬ 
lich zu geizen braucht, namentlich auch wo grössere, für viele 
Klassen bestimmte Gebäude projektirt sind, wird man zweck¬ 
mässiger Weise einen Abessinierbrunnen zur Probe einrammen 
lassen und das gewonnene Wasser einer direkten Untersuchung 
unterziehen. Die Sache ist nicht kostspielig und jede Bauer¬ 
schaft, die sich zur Anlage einer kleinen Sammelmolkerei ent- 
schliesst, hält es für ganz selbstverständlich, sich vor Beginn des 
Baus auf diese Weise zu überzeugen, ob das gewählte Grundstück 
auch passendes Wasser enthält. Ich habe allerdings noch nicht 
gehört, dass man bei einem Schulbau solche Vorsichtsmassregeln 
für nothwendig gehalten hätte! 

Nächst Boden und Grundwasser ist die Lage und Grösse 
des Grundstücks von grosser Wichtigkeit. Man soll vor Allem 
mit dem Raum nicht geizen, namentlich ist ein weiter Spiel- und 
Turnplatz erforderlich. Die Kinder sollen weder auf der Strasse, 
noch auf dem Wirthschaftshof des Lehrers herumlungern, sondern 
sie sollen reichlichen Platz haben zur Entfaltung fröhlichen Spiel¬ 
lebens in den Unterrichtspausen. Auch der Turnunterricht wird 
Erspriessliches nun und nimmer leisten können, wo die Freiübungen, 
die für unsere Dorfjugend von besonderer Wichtigkeit sind, sich 
wegen Raummangels auf ein paar Rumpf- und Gliederbewegungen 
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an Ort und Stelle beschränken müssen, wozu dann noch ein paar 
Geräthübungen an Reck und Barren kommen, die mühsam hinein¬ 
geklemmt sind zwischen des Lehrers Düngerhaufen und Garten¬ 
zaun, wie so oft an alten Schulhäusern. 

Der Bauplatz soll, womöglich, fern liegen von lärmendem, 
oder mit übelen Gerüchen verbundenem Gewerbebetrieb, er soll 
fern liegen von stagnirenden Gewässern, er braucht auch nicht 
gerade dem Wirthshause gegenüber zu liegen, er soll ferner wo¬ 
möglich inmitten des Schulbezirkes liegen — eine Forderung, die 
aut dem Lande, wo oft mehrere Dörfer und eine grosse Zahl ein¬ 
zeln liegender Gehöfte eine gemeinschaftliche Schule haben, sehr 
schwer zu erfüllen ist. Vor Allem aber und es ist das eine der 
allerwichtigsten Forderungen, soll er eine, zwar vor rauhen Winden 
geschützte, sonst aber freie, dem Einfluss von Licht und Luft aus¬ 
gesetzte Lage haben! Wir haben in dieser Beziehung präzise und 
vollkommen ausreichende Vorschriften. Es sind bekanntlich im 
Kultusministerium fünf Entwürfe zu einfachen ländlichen Schul¬ 
bauten ausgearbeitet und mit den zugehörigen Erläuterungen am 
18. November 1887 veröffentlicht worden, welche, ohne schemati¬ 
sche Nachahmung bis im Dötail zu fordern, den betheiligten 
Instanzen einen Anhalt bei Neubauten geben sollen und in der 
That, abgesehen von gewissen Mängeln, die sich im Laufe der 
Zeit herausgestellt haben, wohl als Muster dienen können. In 
meinem Kreise wenigstens hat der Erlass dieser Entwürfe eine 
neue Aera des Schulbaus angebahnt, und es sind seitdem durch¬ 
schnittlich bessere, “ beiläufig gesagt, häufig auch billigere, vor 
Allem aber gesundheitsgemässere Schulbauten entstanden. Die 
Entwürfe gehören nicht®ex officio zum Physikatsinventar, sie sind 
uns zur Ansicht geschickt und, wer es für zweckmässig hielt, 
konnte sie sich ja kaufen — aus eigenen Mitteln selbstverständ¬ 
lich! Sie sind vielleicht nicht Jedem von Ihnen gegenwärtig 
und ich erlaube mir daher, sie Ihnen vorzulegen. Ueber die Lage 
bestimmen die Erläuterungen: 

„Zum Schatz gegen r&ahe Winde and Sonnenhitze ist eine mit Bäumen 
und Stränchern bestandene Baustelle oft erwünscht, doch darf die Bepflanzung 
dem Schulgebäude nicht Luft und Licht verkümmern oder die Lage feucht und 
dumpf machen/ 

Diese Bestimmungen finden eine nähere Erläuterung in einem 
Erlass desselben Ministeriums vom 19. April 1892: 

„Die Schulhäuser sind auf den Bauplätzen so zu stellen, dass alle Fenster, 
namentlich aber diejenigen der Schulzimmer stets reines Himmelslicht erhalten, 
selbst wenn einmal später auf den Nachbargrundstücken hart an der Grenze 
hohe Baulichkeiten errichtet, oder stark schattende Bäume gepflanzt werden. 
Die Fensterwand der Schulstube muss daher etwa 6—8 m von der Grenze ent¬ 
fernt bleiben, auch wenn nach den gegenwärtigen Verhältnissen die Bebauung 
oder Bepflanzung des benachbarten Grundstückes nicht wahrscheinlich ist/ 

Es ist dem wenig hinzuzufügen, wenn man daran festhält, 
dass die angeführten Maasse eben nur Mindestmaasse sind und 
dass es bei sonst ungünstigen Lage- und Bodenverhältnissen noth- 
wendig sein wird, erheblich darüber hinauszugehen. 

Uebrigen8 sind es ausser der Rücksicht auf ungehinderten 
Licht- und Luftzutritt doch auch noch andere Verhältnisse, welche 
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auf die Disposition über den Bauplatz und auf die Stellung des 
Schulhauses auf letzterem von Einfluss sind. Fast ausnahmslos 
auf dem flachen Lande wird der Lehrer mehr oder weniger etwas 
Landwirtschaft betreiben und Vieh halten. Auch bei uns, im 
konservativen Niedersachsen, kommt man, bei Schulbauten 
wenigstens mehr und mehr von der altgeheiligten Gewohnheit ab, 
die Behausungen für Menschen und Vieh unter einem Dache unter¬ 
zubringen; die Schulanlagen der letzten Jahre enthalten aus¬ 
nahmslos ein eigenes Stallgebäude. Es bedarf nun manchmal eines 
hohen Grades von Umsicht, um die verschiedenen Gebäude so auf 
dem Bauplatz unterzubringen, dass das Stallgebäude mit dem un¬ 
vermeidlichen Zubehör von Düngermassen und Jauchegrube in ge¬ 
höriger Entfernung von dem Brunnen und von den Wohnräumen, 
namentlich aber auch von dem Schulzimmer liegt, dass anderer¬ 
seits aber auch die Zugängigkeit des letzteren von der Strasse 
und die richtige Beleuchtung zu ihrem Rechte kommt! Es ist 
daher unthunlich, schematische Vorschriften für alle Fälle geben 
zu wollen, namentlich ist auch die Forderung einer bestimmten 
Himmelsrichtung, die man für die Fensterwand wählen soll, nicht 
durchführbar. Ich werde bei Besprechung der Fensterkonstruktion 
nochmals auf die Wichtigkeit und hygienische Bedeutung des 
Lichtes ausführlicher zurückkommen müssen. Für jetzt möge es 
genügen, die Forderung aufzustellen, dass die hellste, luftigste, 
freieste Seite des Baugrundstückes für die Fenster¬ 
wand des Schulzimmers zu wählen ist! 

Der Grundriss hängt im Wesentlichen von der Zahl und 
Grösse der Klassenzimmer ab, erst in zweiter Linie sind die 
für eine oder mehrere Lehrerwohnungen bestimmten Räumlich¬ 
keiten zu berücksichtigen. Ich werde im Nachfolgenden, um die 
Verhältnisse nicht zu sehr zu kompliziren, vorwiegend das ein- 
klassige Schulhaus berücksichtigen, einmal weil dieses auf dem 
flachen Lande die Regel ist und selbst da, wo mehrere Klassen 
erforderlich sind, in der Regel für jede ein eigenes Schulhaus ge¬ 
baut wird, dann aber auch, weil es ein Leichtes ist, die Regeln, 
welche für ein einklassiges Schulhaus gelten, zumal an der Hand 
der fünf Entwürfe für mehrklassige Gebäude auszudehnen. Gegen 
die gleichzeitige Unterbringung von Lehrerwohnung und Schul¬ 
zimmer unter demselben Dach sind häufig Bedenken geltend 
gemacht worden. Namentlich zeigt die Erfahrung, dass sehr 
häufig Erkrankungen in der Lehrerfarailie die Schliessung der 
Schule erforderlich machen. Der österreichische Bezirksarzt F i z i a 
in Teschen hat festgestellt, dass in seinem Bezirk in einem Zeit¬ 
raum von 7 Jahren wegen Infektionskrankheiten unter den Schul¬ 
kindern 57 Schulen während 1943 Tagen geschlossen werden 
mussten, während für die Schliessung von 64 Schulen während 
1587 Tagen der Ausbruch einer Infektionskrankheit in der Lehrer¬ 
familie Veranlassung gab. Dem jüngsten Generalbericht des Herrn 
Med.-Rath Dr. Rapmund entnehme ich die Thatsache, dass im 
Reg.-Bezirk Minden ein Drittel der Schulschliessungen wegen 
Infektionskrankheiten in der Lehrerfamilie erfolgen musste. Nun 
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ist es ja für den Physikus sehr bequem, um sich den Rücken zu 
decken, bei jeder drohenden Epidemie die Schliessung der Schule 
in Vorschlag zu bringen, ohne Rücksicht auf den einschneidenden 
Charakter einer solchen Massregel. Wir kommen damit aber in 
Konflikt mit den Schulmännern, welche aus Erfahrung wissen, wie 
schwer es ist, nach einer mehrwöchentlichen Schulschliessung die 
gelockerten Zügel der Disziplin wieder anzuziehen, wir kommen 
auch in Konflikt mit den Eltern, wenn die Kinder wochenlang auf 
den Strassen herumlungern und aus Mangel an Beschäftigung 
schliesslich auf dumme Streiche gerathen. Wir bringen uns und 
unsere Stellung als Schulhygieniker von vornherein in Misskredit, 
wenn als Ergebniss unseres Einschreitens immer nur das Radikal¬ 
mittel der Schulschliessung in Aussicht steht. Wir können in der 
Schulhygiene überhaupt nachhaltige Erfolge nur erzielen, wo wir 
der freudigen und verständnisvollen Mitwirkung der Lehrer sicher 
sind; wir müssen daher dahin streben, dass diese in uns nicht 
nur den Störenfried erblicken, der ihnen die Schule zuschliesst. 
Die Zahl der Schulschliessungen, namentlich wegen Erkrankungen 
in der Lehrerfamilie muss auf ein Minimum beschränkt werden. 
Dazu ist aber vollständige Trennung der Lehrerwoh¬ 
nung einerseits und der von den Schulkindern be¬ 
tretenen Räume andererseits die erste Vorbedin¬ 
gung. Das radikalste Mittel, die Unterbringung des Schulzim¬ 
mers in einem eigenen Gebäude, ist bei uns nicht üblich und 
aus klimatischen Gründen auch nicht zweckmässig. Man darf 
aber auch den Schulkindern nicht zumuthen, dass sie durch den 
Flur der Lehrerwohnung hindurchgehen müssen und dort ihre 
Garderobe aufhängen, wenn in der Lehrerwohnung eine gefähr¬ 
liche Infektionskrankheit herrscht. Es ist daher mit Nachdruck 
darauf zu dringen, dass die Schulkinder einen eigenen Eingang 
haben, welcher direkt von aussen von der Strasse oder dem 
Schulhofe in das Schulzimmer führt. Man schafft dadurch gleich¬ 
zeitig Platz zum Aufhängen der Oberkleider und zum Ab¬ 
legen der Pantoffeln, sowie zum Aufbewahren der Turnstäbe, der 
Reckstange und einiger Ausrüstungsstücke, welche jetzt im Schul¬ 
zimmer herumliegen und Veranlassung zu Unordnung und Staub¬ 
bildung geben. Ein solcher Schülerflur, der als Eingangshalle 
gleichzeitig als belebendes und bezeichnendes Glied der äusseren 
architektonischen Gestaltung trefflich verwerthet werden kann, 
darf also keinem Bauplan fehlen! 

Im Uebrigen hat sich der Grundriss um das Schulzimmer, 
als den eigentlichen Kernpunkt des Ganzen zu krystallisiren! 
Die „Erläuterungen“ haben mit dem alten Prinzip für die 
Grössenbemessung und Gestaltung des Schulzimmers 
gebrochen. Es soll nicht mehr ein bestimmtes Mindestmass an 
Grundfläche und Luftraum für jeden Schüler zu Grunde gelegt 
und darnach die Grösse berechnet werden, sondern es soll von 
einer zweckmässigen Aufstellung und von der Grösse der Subsellien 
ausgegangen werden. Die Erläuterungen nehmen viersitzige Sub¬ 
sellien mit Mittelgang und zwei Seitengängen an, was für grosse 
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Schülerzahlen auch recht zweckmässig ist. Anders für kleine 
Schulzimmer! Nach den Erläuterungen berechnet sich die Breite 
eines Zimmers für 2 Pulte bei einer Sitzbreite von 52 cm auf 
4,16 m, dazu für den Mittelgang 0,50, für den Gang längs der 
Ofenwand 0,80, für den Gang längs der Fensterwand 0,40 — dies 
giebt zusammen die recht erhebliche Zimmerbreite von 5,86 m. 
Die Länge berechnet sich folgendennassen: Freiraum zwischen 
vorderster Bankreihe und Kathederwand 1,70, hinter der letzten 
Bankreihe 0,30, dazu kommt der durch die Bankreihen einge¬ 
nommene Platz. Da 8 Kinder in einer Reihe sitzen sollen, ist die 
Zahl der Reihen gleich der Schülerzahl, dividirt durch 8. Bei 
einer Schülerzahl von 48 hat man also 6 Bankreihen, von denen jede 
durchschnittlich 70 cm tief ist, so dass sich die Gesammtlänge 
des Zimmers auf 6,20 m, bei einer Breite von 5,86 m stellen 
würde und man also bei der so ungeeigneten Quadratklasse ange¬ 
langt ist. Bei noch kleinerer Schülerzahl würde bei solcher An¬ 
ordnung die Länge im Verhältniss noch geringer ausfallen. Die 
gewählte Anordnung der Pulte ist also für kleinere Klassen, welche 
bei uns die Regel bilden, aber auch anderwärts, beispielsweise in 
Zauch-Belzig sehr häufig sind, unzweckmässig. Hier kommt man 
mit 2 Reihen dreisitziger Pulte besser zum Ziele. Ich will Sie 
mit den Details der Rechnung nicht aufhalten, ich muss wegen der 
Fülle des Stoffes Ihre Zeit und Geduld so wie so schon reichlich 
in Anspruch nehmen! Bei dreisitzigen Subsellien erhält man für 
48 Kinder ein Zimmer von 7,60 Länge und 4,80 Breite. Man 
bekommt also eine viel längere Fensterwand, kann demnach vielmehr 
Glasfläche anbringen, der Lichteinfall wird ein steilerer, also 
besserer, den der Ofenwand am nächsten sitzenden Kindern wird 
das Licht nicht durch 7, sondern nur durch 5 nach dem Fenster 
zu sitzende Kinder beeinträchtigt; schliesslich kann man zwei 
Drittel der Kinder statt der Hälfte beim Antworten seitlich aus 
den Subsellien heraustreten lassen. Uebrigens nehmen auch zwei¬ 
sitzige Subsellien keineswegs so sehr viel mehr Raum ein, als 
drei- oder viersitzige, da man bei kleiner Schülerzahl die Breite 
der Gänge recht gering wählen kann. In einem Zimmer von 
8,50 m Länge und 5 m Breite lassen sich 24 zweisitzige Pulte 
sehr bequem aufstellen, so dass man nur 3,70 qm Grundfläche 
mehr bedarf, als bei viersitzigen Subsellien. 

Es ist sehr wahrscheinlich, dass die überwiegende Zahl der 
Neubauten für grössere Schülerzahlen bestimmt sind, immerhin 
kommen doch auch sehr häufig kleinere Bauten vor, und es wäre 
wünschenswerth, wenn auch für solche den Gemeinden ein ähn¬ 
licher Anhalt geboten würde, wie es die fünf Entwürfe in so vor¬ 
züglicher Weise für grössere Schulen thun. 

Die übrigen Theile des Grundrisses, namentlich also die 
Lehrerwohnung haben nur untergeordnetes hygienisches Interesse 
und können daher hier übergangen werden. 

Für die Bauart wird in erster Linie natürlich der Massiv¬ 
bau in Betracht kommen, wobei man durch Isolirung des Funda¬ 
mentes und Anlage einer Hohlschicht in den Aussenwänden Wärme 
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und Trockenheit des Gebäudes zu sichern bestrebt sein wird. Die 
Erfahrung lehrt, dass da, wo nicht der Massivbau, sondern der 
Fachwerkbau die ortsübliche Bauweise bildet, massive Schulbauten 
häufig nicht so ausfallen, wie dies vorher gedacht wurde, dass 
trotz der erwähnten Vorsichtsmassregeln das Haus feucht und 
kalt bleibt. Die Ursachen sind verschieden. Zuweilen ist die 
Ausführung mangelhaft; ich habe selbst gesehen, wie die Hohl¬ 
schicht durch überreichliche Anwendung von Mörtel seitens der 
Maurer vollständig zugekleckst wurde; zuweilen ist die Verwendung 
schlechten, hygroskopischen Ziegelmaterials, sog. Salpetersteine 
Schuld; häufig wird auch wohl das Haus vor vollständiger Aus¬ 
trocknung bezogen und bleibt dann feucht. Ich habe oben er- 
wähnt, dass im Keg. - Bez. Lüneburg neuerdings dem Kreisphysikus 
die Aufgabe obliegt, die Neubauten auf letzteren Punkt hin zu 
prüfen. Ich halte dies für ein werthvolles Recht insofern, als 
wir auf diese Art das neue Schulhaus kennen lernen; ich würde 
es aber, wenn uns nur eine Dienstreise bewilligt wird, für zweck¬ 
mässiger halten, diese der Auswahl des Platzes zu widmen und 
die Feststellung genügender Austrocknung irgend einem unbe¬ 
teiligten Bautechniker zu überlassen. Im Uebrigen halte ich es 
für nicht unzulässig, da wo feuchte und nasse Lage des Hauses 
nicht zu vermeiden ist, wo gutes Ziegelmaterial nur mit grossen 
Transportkosten an Ort und Stelle zu schaffen ist, wo aber gleich¬ 
zeitig gutes Bauholz reichlich und billig zu haben ist, auch ein¬ 
mal in Fachwerk zu bauen. Bei Anwendung einer Bretterver- 
schalung oder eines Dachpfannenbehanges, oder einer anderen 
Wandbekleidung an der Schlagseite lassen sich hygienisch ganz 
brauchbare Bauten recht wohl in Fachwerk konstruiren. 

Beim Aufbau des Schulzimmers ist bei Weitem das Wich¬ 
tigste, für die hygienische Beschaffenheit desselben Ausschlag¬ 
gebende: die Konstruktion der Fenster wand. Das Verständniss 
für die Wichtigkeit einer genügenden Beleuchtung des Schul¬ 
zimmers ist häufig recht gering entwickelt. Namentlich kann 
man von Lehrern oder auch von knickerigen Schulvorständen, 
wenn man sie auf die ungenügende Helligkeit des Schulzimmers 
hinweist, den Einwurf zu hören bekommen: Bei den wenigen 
Schreib- und Lesestunden, die die Kinder hätten, käme das gar 
nicht darauf an, die Augen verdürben sie sich doch nicht und 
Kurzsichtigkeit sei bei ihnen auf dem Dorfe ganz unbekannt! Es 
ist überaus einseitig, aber es kommt häufig vor, nicht nur bei 
Laien, sondern sogar bei Schriftstellern über Schulhygiene kann 
man es finden, dass die Forderung nach hellen Klassen nur mit 
der Möglichkeit begründet wird, dass die Kinder kurzsichtig 
werden könnten. Bereits Hermann Cohn fand, dass in den Dorf¬ 
schulen Schlesiens die Zahl der Kurzsichtigen nur 1,4 Proz. betrug 
und die zahlreichen Forscher, die sich nach ihm mit ähnlichen 
Untersuchungen beschäftigten, konnten die grosse Seltenheit der 
Kurzsichtigkeit bei der Dorfjugend im Wesentlichen bestätigen. 
Wenn wir es also für unsere Aufgabe halten, Licht zu schaffen 
in den dunkelen Schulstuben auf den Dörfern, und wir wollen in 
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diesem Kampfe unsere Waffen ausschliesslich dem Arsenal der 
Augenhygieniker und Ophthalmologen entnehmen, dann haben wir 
von vornherein verlorenes Spiel! Unsere Kenntnisse von dem die 
Gesundheit mächtig befördernden Einfluss, den das Licht ohne Zweifel 
auf den menschlichen Organismus ausübt, stecken noch in den 
Kinderschuhen; die sonst so reiche hygienische Methode ist gerade 
hier sehr wenig ausgebildet! Der Werth der verschiedenen Photho- 
meter und auch des für schulhygienische Zwecke so viel gepriese¬ 
nen Raumwinkelmessers ist nicht unbestritten. Die Wissenschaft 
ist sich nicht einig darüber, ob die Steigerung der Kohlensäure¬ 
produktion im hellen Lichte nur eine Folge der Reizung der Retina 
ist, oder ob das gesammte Nervensystem in Erregung versetzt 
wird, oder schliesslich ob die Durchleuchtung der Körperoberfläche 
und eine direkte Einwirkung chemischer Strahlen auf Blut und 
Protoplasma in Frage kommt. Auch über die Ursache der be¬ 
kannten muffigen Luftbeschaffenheit in schlecht erleuchteten, 
namentlich nach Norden gelegenen Räumen weiss man nichts 
genaues; denn die supponirte Oxydation unbekannter organischer 
Stoffe unter dem Einfluss des Lichtes ist doch nur eine Hypothese! 
Selbst die Statistik lässt uns im Stich; es ist bekannt, dass die 
Leute in helleren Belletagen gesunder sind, als die Bewohner 
dunkeier Hinterhäuser und Kellerwohnungen, — wer will aber 
sagen, wieviel daran die grössere Helligkeit der Wohnung, wieviel 
die übrigen hygienischen Vorzüge betheiligt sind, deren wohl¬ 
habende Leute sich erfreuen können? 

Uns kann das ziemlich gleichgültig sein; die Schulhygiene 
hat praktische Ziele zu verfolgen, sie kann nicht warten, bis die 
wissenschaftlichen Theoretiker sich geeinigt haben, — sie hält sich 
an die Thatsache, dass im Dunkeln jeder Organismus verkümmert, 
im hellen Lichte dagegen, besonders im Sonnenlichte frischer und 
freudiger gedeiht, dass die körperliche und geistige Spannkraft 
sich lebendiger und kräftiger äussert an hellem Tage als bei 
trübem, düsterem Himmel; sie muss daher nachdrücklichst die 
Forderung einer möglichst ausgiebigen Beleuchtung der Schul¬ 
zimmer vertreten. 

Diese Forderung findet eine weitere Stütze in der neuerdings 
bekannt gewordenen bakterientödtenden Kraft des diffusen Tages¬ 
lichtes, namentlich aber des Sonnenlichtes. Den mehr theoretischen 
Studien Arloing’s, Duclaux’s und Koch’s ist jüngst eine Arbeit 
von Esmarch gefolgt, der die Frage vom praktischen Stand¬ 
punkt angriff und festzustellen suchte, ob die Besonnung sich zur 
Desinfektion von Polstermöbeln und ähnlichen, der bisherigen Des¬ 
infektionspraxis schwer zugängigen Gegenständen verwerthen lässt. 
In diesem Sinne ist die Antwort allerdings negativ ausgefallen; 
die Wirkung des Sonnenlichtes ging nur in geringe Tiefe und 
eine zuverlässige Desinfektion von Möbelplüschen, Rosshaarkissen 
und ähnlichen mit Infektionsstoffen durchtränkten Gegenständen 
konnte durch die Besonnung nicht erreicht werden! Dagegen 
wurde nicht nur der Cholerabacillus, sondern auch viel wider¬ 
standsfähigere Mikroben, der Staphyloccus pyogenes aureus, Typhus- 
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und Diphtherie - Bazillen, die oberflächlich auf den Versuchsobjekten 
angetrocknet waren, schon durch kurze Bestrahlung durch die 
Sonne zuverlässig abgetödtet. Und das genügt für unsere Zwecke! 
Denn mag man auch noch so sorgsam die Bestimmungen über 
Schulausschliessung erkrankter Schulkinder und deren Hausgenossen 
handhaben, mag auch im Laufe der Jahre — oder, wenn man 
weniger sanguinisch veranlagt ist, im Laufe der Jahrzehnte — 
schliesslich doch noch ein Reichsseuchengesetz diese Thätigkeit 
erleichtern — es wird sich doch nun und nimmer verhüten lassen, 
dass ab und an ein «Kind mit leichtester Diphtherie der Sperre 
entgeht, oder dass durch Kinder mit tuberkulösen oder eitrigen 
Prozessen virulentestes Material in der Schulstube zur Aussaat 
gelangt, ohne dass man jedes Mal den Desinfektor — wo ein 
solcher existirt — in Thätigkeit treten lassen kann. Um so mehr 
ist es am Platz ausgiebigsten Gebrauch zu machen von der so 
wirksamen und obendrein kostenlosen Desinfektion durch die 
Strahlen der Sonne und durch das diffuse Tageslicht. 

Die Forderung möglichst reichlicher Belichtung der Schul¬ 
zimmer wird ferner begründet durch den innigen Zusammenhang, 
in dem Licht und Reinlichkeit einerseits, Dunkelheit, Schmutz und 
Staub andererseits mit einander stehen. Den Staub aber müssen 
wir auf Grund bakteriologischer Forschungen mit ganz anderen 
Augen ansehen, wie früher. Wir wissen jetzt, dass es ein nutz¬ 
loses Mühen war, durch Entwickelung gewaltiger Wolken von 
schwefliger Säure, Chlorgas oder Brom gegen die in der Luft 
schwebend gedachten Krankheitserreger zu Felde zu ziehen; die 
paar Luftkeime sinken in ruhiger Luft schnell genug zu Boden 
und erweisen sich, wenn man sich die Mühe giebt, sie mit der 
Gelatineplatte aufzufangen, als ganz harmlose Gäste, als Hefen- 
Schimmelpilze und dergleichen. Der Staub unserer Zimmer, der 
in seiner Hauptmasse geradezu aus Bakterien zu bestehen scheint, 
enthält dagegen nur zu oft die gefährlichsten Infektionskeime. Hat 
doch Cornet im Staub der Krankenzimmer den Tuberkel - Bacillus, 
Praussnitz und Petri im Staub der Eisenbahnwagen denselben 
Bacillus und andere Forscher eitererregende Kokken zwischen den 
Dielenfugen der Operationszimmer gefunden und es ist keine Frage, 
dass diese Organismen, namentlich aber auch der Diphtherie- 
Bacillus im Staube dunkler Winkel sich recht lange in giftigstem 
Zustande lebensfähig erhalten können! Im Kampfe gegen In¬ 
fektionskrankheiten ist ein kräftig gebrauchter Scheuerlappen ein 
wirksameres Hülfsmittel, als dichte Dämpfe übelriechendster Gase 
und ganze Fluthen giftigster Desinfektionsflüssigkeiten, ausgegossen 
in schmutzigem Zimmer. Nun lehrt aber die Erfahrung, und ein 
Blick in eine Proletarierwohnung oder ein schmutziges Schulzimmer 
bestätigt es, dass inmitten der Stube, da wo das volle Tageslicht 
hineinfällt, noch leidlich Ordnung und Sauberkeit herrscht, dass 
aber in den dunkelen Ecken Schmutz und Staub ein recht unge¬ 
störtes Dasein zu gemessen pflegen. 

Ohne Licht keine Reinlichkeit, ohne Licht keine 
Reinheit der Luft, keine Aussicht auf Abtödtung 
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giftiger Krankheitserreger, kein Gedeihen und keine 
Gesundheit der Kinder! 

Ich habe etwas länger verweilen müssen bei den Gründen, 
die uns bewegen müssen, eine ausreichende Beleuchtung der Schul¬ 
zimmer mit Nachdruck zu verlangen. In den Lehrbüchern der 
Hygiene pflegt das Kapitel vom Licht etwas stiefmütterlich be¬ 
handelt zu werden, aber auch in Werken, die speziell der Schul¬ 
hygiene gewidmet sind, wird die Beleuchtungsfrage oft einseitig, 
oder doch nicht eingehend genug erörtert. Im allgemeinen Theil 
freilich, da findet sich dann die Forderung, es könne gar nicht 
genug Licht in die Schulzimmer strömen, es müssten die Schul¬ 
zimmer mit Licht geradezu überschwemmt werden; aber es fehlt 
nachher an spezielleren Angaben, wie diese Lichtüberfluthung ein¬ 
gerichtet werden soll. Dementsprechend findet man in alten 
Schulstuben, aber auch in Neubauten nichts weniger, als' eine 
Lichtüberfluthung. Auch die fünf Entwürfe nebst Erläuterungen 
und dem ergänzenden Erlass vom 19. April 1892 gewährleisten 
keineswegs eine genügende Helligkeit der Klassenzimmer. Frei¬ 
lich gegen die Vorschriften, dass die lichtgebende Fensterfläche 
Vs der Bodenfläche betragen soll, dass hierbei aber nur die Fenster 
an der linken Seite der Schulkinder mitgerechnet, etwa im Rücken 
derselben befindliche Fenster aber ausser Ansatz bleiben sollen, 
und dass das Licht in möglichst steilem Winkel einfallen soll, ist 
nichts zu sagen. Auch die Vorschrift, wonach nicht die Balken 
der Zimmerdecke, sondern die Unterzüge auf der Fenster- und der 
Ofenwand lagern sollen, so dass der Fenstersturz fast unmittelbar 
bis zur Balkenlage hinaufreichen kann, ist durchaus zweckmässig. 
Trotzdem ist selbst bei diesen Entwürfen die geforderte Glasfläche 
auch nicht annähernd vorhanden; messen Sie dieselbe mit Zirkel 
und Millimetermass nach, so beträgt sie in den einzelnen Zimmern 
nicht Vs» sondern V 7 bis V« der Bodenfläche, und dementsprechend 
fallen sämmtliche mit Anlehnung an diese Entwürfe gebauten 
Schulhäuser zu dunkel aus. Es kann dies auch nicht ausbleiben, 
denn die in den Entwürfen vorgesehene Höhe der Schulzimmer 
mit 3,20 m ist viel zu gering bemessen; ein Schulzimmer selbst 
kleinster Dimension sollte nie unter 3,75 m Höhe zugelassen werden, 
für grössere Zimmer sind unbedingt 4 m zu verlangen. Nur 
so lässt sich genügende Helligkeit, nur so genügende Reinheit der 
Luft beschaffen! Ferner nehmen bei den „Entwürfen“ die Pfeiler 
der Fensterwand zu viel Raum in Anspruch, und vollends in praxi 
von den dörflichen Maurermeistern wird von der Bestimmung: 
„den Fensterpfeilern, auf denen die Unterzüge liegen, ist ein der 
Belastung entsprechender, grösserer Querschnitt zu geben“ ein 
noch viel zu reichlicher Gebrauch gemacht. Ich habe vor wenigen 
Tagen im Landkreis Celle ein im vorigen Jahre neugebautes Schul¬ 
zimmer gesehen, dessen Fensterpfeiler eine Breite von mehr als 
1 m hatten! Solche Pfeilerkonstruktion ist unbedingt falsch. Die 
Belastung ist in einstöckigen Gebäuden niemals eine so starke, 
um derartige Querschnitte zu rechtfertigen. Zudem verwendet man 
doch wohl nirgends andere, als eiserne Unterzöge und es ist gar 
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kein Grund, warum beim Aufbau der Pfeiler, namentlich wo die¬ 
selben eine grössere Last zu tragen haben, nicht ebenfalls die 
Eisenkonstruktion zu Hülfe genommen wird. Mit dieser, aber auch 
mit Massivpfeilern ist es sehr wohl möglich, eine zweckmässige 
Fensterwand mit einer Glasfläche von mehr als */ 5 der Bodenfläche 
zu konstruiren, aber es ist dies eine Aufgabe, die immerhin einiges 
Geschick verlangt und das Können ländlicher Architekten in den 
meisten Fällen überschreiten dürfte. Darum ist es nothwendig, 
dass diesen Baukünstlern ein fester Anhalt an die Hand gegeben 
und die Entwürfe durch die Zeichnung einer Fensterwand, so wie 
sie sein soll, ergänzt werden. 

Mit den Maurern theilen sich die Tischler in die Schuld an 
zu geringem Lichteinfall in die Schulzimmer. Dorftischler haben 
eine unbesiegbare Neigung zu massiven, ja klotzigen Arbeiten und 
verwenden unglaubliche Holzmengen zu den Fensterrahmen! Ich 
habe Fenster gefunden, — und zwar keineswegs nur in alten 
Schulhäusern — wo bis 54 Proz. der Fensteröffnung durch Holz¬ 
werk in Anspruch genommen wurden! Auch hier kann nur durch 
eine genaue Zeichnung Abhülfe geschaffen werden. 

Ein Schulfenster hat zweckmässig eine Brüstungshöhe von 
etwa 1,20 m. Es ist dann nicht nöthig, die unteren Scheiben durch 
Mattiren oder Oelfarbenanstrich abzublenden; die Fenster können 
dann auch geöffnet werden, ohne dass die sitzenden Kinder zum 
Fenster hinaussehen können, vor Allem aber fällt die Blendung 
durch das tief einfallende Licht und die störenden Reflexe auf den 
Pulttafeln fort. Die Fenster sollen nur zwei Flügel haben, welche 
zweckmässig nach innen schlagen und aus je einer grossen Spiegel¬ 
glasscheibe ohne Zwischensprossen bestehen. Der obere Theil des 
Fensters, ebenfalls aus einer grossen Scheibe bestehend, soll um 
seine untere Queraxe beweglich sein, so dass er in bekannter 
Weise klappenartig nach innen gezogen werden kann. Eine zu¬ 
verlässige Stellvorrichtung muss es gestatten, diese Klappvorrich¬ 
tung in beliebigem Winkel festzustellen. In ähnlicher Weise ist 
einiOberlicht über der Thür zu konstruiren. Fenstervorhänge 
dürfen bei der von mir empfohlenen sonnigen Lage natürlich nicht 
fehlen; es dürfen dazu aber nicht die beliebten, in blau oder grün 
gehaltenen, mit fabelhaften Landschaften geschmückten Rouleaux 
niedrigster Preislage gewählt werden, sondern es sollten genaue 
Vorschriften die Verwendung grauen, ungebleichten Leinens ge¬ 
bieten. 

In recht schlechtem, zu hygienischen Bedenken vielfach Ver¬ 
anlassung gebendem Zustande befindet sich in den meisten mir 
bekannten Landschulen, und zwar auch in den neueren, der Fuss- 
boden und damit zusammenhängend der Fehlboden. Sehr mit 
Unrecht wird darauf meistens wenig Gewicht gelegt, vielmehr aus 
Ersparnissrücksichten leichtestes Sommerholz, oberflächlich abge¬ 
hobelt, oft nicht einmal in Nuth und Feder ausgearbeitet, zu Fuss- 
bodendielen verwendet. Die Folgen bleiben natürlich nicht aus. 
Das grüne Holz trocknet ein, wird rissig und wirft sich hohl, die 
Dielenfugen klaffen auseinander und es besteht nun offene Ver- 
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bindung zwischen Zimmer und Fehlboden. Solcher Fussboden ist 
gar nicht zu reinigen; wird trocken gefegt, so dringt der Staub 
in die Dielenritzen und sonstige Spalten im Holz, von wo er bei 
nächster Gelegenheit von Neuem emporwirbelt. Mit feuchtem 
Aufwischen ist auch nicht viel zu machen; denn der Wischlappen 
kann den Schmutz aus Ritzen und Spalten nicht herausschaffen, 
er feuchtet ihn aber an und macht daraus einen widerwärtigen 
Brei, in welchem niedere Organismen, aber auch anderes Unge¬ 
ziefer die behaglichsten Lebensbedingungen finden. Nach kurzer 
Zeit siedelt sich dann der Hausschwamm an mit seinem ganzen 
Gefolge hygienischer und finanzieller Schädigungen; das Ausbessern 
und Flicken nimmt gar kein Ende und es hält sehr schwer, 
gesundheitsgemässe Zustände wieder herzustellen — Alles wegen 
unzeitgemässer Sparsamkeit um den geringen Mehrbetrag für 
einen besseren Fussboden. Namentlich in denjenigen Fällen, wo 
die Regierung in Folge einer erheblichen Staatsbeihülfe zu den 
Baukosten ein entscheidendes Wort mitzusprechen hat, sollte Ver¬ 
wendung womöglich harten Holzes, sonst aber doch gut ausge¬ 
trockneten Holzes nachdrücklich gefordert bei allen Schulen aber 
Oelen, Streichen oder Firnissen des Fussbodens und dichte 
Beschaffenheit der Dielenritzen verlangt werden, da nur bei einem 
solchen Fussboden eine wirkliche Reinigung durch nasses Auf¬ 
wischen möglich ist. 

Ueber Heizung und Lüftung kann ich mich kurz fassen, 
da die betreffenden Bestimmungen der Erläuterungen einfach und 
zweckentsprechend, dabei auch so klar und verständlich gefasst 
sind, dass in dieser Beziehung erhebliche Mängel bei den Neu¬ 
bauten mir kaum aufgefallen sind. Die Vorschriften lauten: 

„Der Ofen erhält am Zweckmässigsten seine Stelle in der Mitte der den 
Fenstern gegenüberliegenden Langwand. Für die östlichen Landestheile ist der 
hier allgemein übliche Kachelofen mit unterbrochener Feuerung — im Gegensatz 
zu den im Westen herkömmlichen, meistens eisernen Oefen mit dauernder 
Feuerung (Windöfen, Füllöfen pp.) — wohl die nächstliegende Anordnung. Doch 
bedarf das Schulzimmer bei diesem den Luftwechsel so gut wie gar nicht be¬ 
fördernden Heizkörper noch besonderer, wenn auch sehr einfacher Vorkehrungen, 
welche eine stetige Erneuerung der Zimmerluft, namentlich in der kalten Jahres¬ 
zeit bewirken, wenn die einfachste Art der Lufterneuerung, das Oeffnen eines 
Fensters oder einer Fensterklappe pp. wenigstens während des Unterrichts aus¬ 
geschlossen ist. 

Am Einfachsten und doch hinreichend wirksam ist die Anordnung eines 
Lüftungsrohrs, welches nahe neben dem Schornsteinrohr im Mauerwerk aus¬ 
gespart und von diesem angewärmt, die verbrauchte Luft über Dach ableitet. 
Ein auf die Rohrmündung aufgesetzter Saugkopf wird die Wirkung des Rohrs 
verstärken, ebenso die Einlage einer Eisenplatte in die Mauergänge zwischen 
Schornstein- und Abluftrohr. Verschliessbare Oeffuungen nächst dem Fussboden 
und der Decke geben Gelegenheit, je nach Bedarf die Abluft unteu oder oben 
abzusaugen. In der Regel wird während der Heizperiode der untere Schieber 
geöffnet sein, während der obere wesentlich den Zweck hat, bei zu hoch ge¬ 
steigerter Temperatur die wärmsten Luftschichten, welche sich an der Decke 
sammeln, unmittelbar entweichen zu lassen. 

Um die als Ersatz für die Abluft von Aussen kommende frische Luft 
nicht ganz so kalt, wie sie im Freien ist, eintreten zu lassen, hat man auch 
eine einfache Vorwärmung derselben angeordnet, indem man durch den Ofen 
ein oben offenes Rohr führt, dessen unteres Ende mit der freien Luft in Ver¬ 
bindung steht. Die im Rohr befindliche Luft steigt, durch den Ofen angewärmt, 
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aufwärts and tritt durch die obere Rohrmttndang in’s Zimmer aas, die Aussen- 
laft vom Freien her nachsaugend. Es ist jedoch dringend zu empfehlen, den 
Theil dieser Rohrleitung, welcher die Luft von Aussen dem Vorwärmer im Ofen 
zufUbrt, so kurz wie möglich, und zugleich so zu gestalten, dass es stets ohne 
besondere Schwierigkeit von dem in demselben sich niederschlagenden Staub 
befreit und überhaupt reingehalten werden kann, damit nur unverdorbene Luft 
dem Zimmer zugeführt wird. Auch das im Ofen liegende Wärmerohr muss sich 
leicht reinigen lassen. Wie diese Anordnung in jedem Einzelfall zu treffen ist, 
muss nach örtlichen Verhältnissen bestimmt werden.“ 

M. H.! Ich habe Ihnen einen Vortrag über den Bau und die 
innere Einrichtung ländlicher Schulhäuser in Aussicht gestellt; 
Sie brauchen aber nicht zu befurchten, dass ich nun die Aus¬ 
rüstung des Schulhauses Stück für Stück durchsprechen werde und 
Sie nun etwa mit der Hygiene der Wandtafel und des Klassen¬ 
schrankes ennuyiren werde. Es lässt sich ja zuletzt jedem Ding 
eine hygienische Seite abgewinnen; es sind dies aber meist sehr 
einfache, selbstverständliche Beziehungen, die in jedem kurzen 
Leitfaden mit ausreichender Gründlichkeit besprochen sind, und 
sollte bei der etwas aphoristischen Darstellung meines Vortrages 
der eine oder der andere Punkt nicht zu seinem Rechte zu kommen 
scheinen, so können solche Einzelheiten in der Diskussion, falls 
Sie solche belieben, nachgeholt werden. Es bleiben von der inneren 
Einrichtung des Schulhauses nur 2 Gegenstände, die der hygieni¬ 
schen Bedeutung wegen, welche ihnen gewöhnlich beigelegt wird 
und die ihnen auch zum Theil zukommt, eine nähere Besprechung 
verdienen. Es sind dies die Schulbänke und die Spucknäpfe. 

Die Schul bank frage ist für Dorfschulen so wichtig nicht, 
wie für Stadtschulen, besonders aber für höhere Schulen. Ich 
weiss nicht, wie die Frage jetzt in anderen Regierungsbezirken 
gehandhabt wird. Bei uns wurden bis vor einigen Jahren den¬ 
jenigen Gemeinden, die neue Schulbänke anschaffen wollten, Zeich¬ 
nungen und Massangaben für eine Normalschulbank angegeben, die 
in drei Grössen angefertigt, einige cm Plusdistanz und eine 
etwas zu weit zurückgebeugte Rückenlehne hatte, sonst aber ganz 
zweckmässig war. Einige Fehler haften bekanntlich diesen Sub¬ 
sellien mit unverrückbarer Distanz jederzeit an; ist die vorhandene 
Plusdistanz sehr gering, so müssen die Kinder, wenn sie nicht mit 
Schreiben beschäftigt sind, namentlich auch beim Stehen, eine ganz 
unnatürlich eingezwängte Haltung annehmen. Ist die Plusdistanz 
dagegen, wie bei älteren Subsellien gewöhnlich, beträchtlich, so 
werden die Kinder trotz aller Bemühungen der Lehrer, sie zum 
Gradesitzen zu zwingen, die bekannte, durch Wort und Bild ge¬ 
nugsam gegeisselte unglückliche „Schreibhaltung“ annehmen. Man 
darf nun den Schaden, der dadurch angerichtet wird, für die Dorf¬ 
schulkinder nicht gar zu hoch anschlagen. Die Erfahrurg zeigt, 
dass die Kinder nicht kurzsichtig werden, ob die Skoliose eine 
wesentlich durch die Schädigungen der Schule bedingte Krankheit 
ist, scheint nach meinen eigenen und anderen Untersuchungen 
mindestens zweifelhaft. Trotzdem dürfte anzunehmen sein, dass 
die behagliche, ungezwungene Körperhaltung, wie sie nur bei 
Subsellien neuerer Konstruktion mit veränderlicher Distanz möglich 
ist, einen wohlthätigen Einfluss auf das gesammte Gedeihen der 
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Schulkinder, namentlich auch auf die Entwickelung der nicht durch 
zusammengeknickte Haltung gedrückten Organe ausüben wird. 
Auch für die Dorfschule wird daher eine Schulbank mit verstell¬ 
barer Distanz an Stelle des alten Systems treten müssen. Von 
Seiten der Regierung in Lüneburg wird dementsprechend neuer¬ 
dings eine von dem Lehrer Kempf in Winsen a. d. Luhe kon- 
struirte Schulbank mit verrückbarer Tischplatte zur Anschaffung 
empfohlen. Es thut es natürlich ebenso gut auch eines der anderen 
zahlreichen Schulbankmodelle. 

Die Spucknapf frage ist sehr viel ventilirt und seiner Zeit 
wohl allerwärts angeordnet worden, dass in den Schulstuben 
eine entsprechende Anzahl wassergefüllter Spucknäpfe Aufstellung 
zu finden hat. Ich habe die Erfahrung gemacht, und dieselbe 
findet z. B. auch in dem Bapmund’schen Generalbericht Bestä¬ 
tigung, dass diese Einrichtung bei den Lehrern sehr unbeliebt 
ist und meines Erachtens nicht mit Unrecht! Gebraucht werden 
die Spucknäpfe seitens der Schulkinder äusserst selten! Sehen Sie 
sich gelegentlich einmal solche Spucknäpfe an, so finden Sie in 
dem neben dem Katheder aufgestellten, für den Lehrer bestimmten 
Spucknapf regelmässig ein paar Sputa von der bekannten Lehrer- 
Pharyngitis herrührend, in den Schülerspucknäpfen habe ich noch 
nie ein einziges Sputum gesehen! Aushustende Kinder sind eine 
sehr grosse Seltenheit, ich habe unter den 2393 Schulkindern des 
Kreises Isenhagen nur 5 Kinder mit Husten und Auswurf gefunden, 
die allerdings wohl sämmtlich tuberkulös waren. Zu dieser ge¬ 
ringen Zahl steht der grosse Apparat von mindestens 160 Spuck¬ 
näpfen in keinem rechten Verhältnis. Ich will damit natürlich 
nicht sagen, dass die tuberkulösen Kinder nun auf den Fussboden 
ausspucken sollen; ich meine aber, man würde den Zweck besser 
erreichen, wenn man solche Kinder vom Schulbesuch ausschlösse 
oder ihnen einen kleineren Spucknapf nach Art der Lazarethspuck- 
näpfe, einen emaillirten oder porzellanenen Becher oder dergleichen 
zum speziellen Gebrauch übergäbe. Ein wassergefüllter Napf auf 
dem Fussboden einer Schulklasse voll ausgelassener, bewegungs¬ 
bedürftiger Schulknaben aufgestellt, muss nothgedrungen zur Ver¬ 
schüttung des Inhaltes, zur Durchtränkung des Fussbodens und zu 
allerhand Unfug Veranlassung geben! 

Von den Nebenanlagen des Schulhauses fordert der Ab¬ 
ort besondere hygienische Beachtung. Der Einwand, dass die¬ 
jenigen Krankheiten, welche unsere Kinderwelt Jahraus Jahrein 
heimsuchen, nicht durch die Fäkalien verbreitet werden, ist voll¬ 
ständig hinfällig. Schulepidemien von Unterleibstyphus sind wieder¬ 
holt beobachtet worden, auch der grosse Reichthum des kindlichen 
Darms an thierischen Schmarotzern und deren Entwickelungs¬ 
formen darf nicht gleichgültig angesehen werden! Ueberdies hat 
aber die Schule die Pflicht, auch hier mit gutem Beispiel voran¬ 
zugehen, das Gefühl für Anstand und Schicklichkeit, für Reinlich¬ 
keit und Gesundheitspflege den Kindern zur zweiten Natur zu 
machen. Zu diesem Zweck sind nun freilich die dürftigen, fenster¬ 
losen Bretterhütten, bei denen die Fäkalien einfach auf die Erde 
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fallen, verfaulen oder eintrocknen oder auch, je nachdem durch 
den Zutritt des Urins aus dem Pissoir sich als halbflüssiger Brei 
widerlichster Art aus dem Aborthäuschen herausdrängen, herzlich 
wenig geeignet. Die Schulgemeinden haben sämmtlich Aborte, vor 
einigen Jahren auch Pissoirs einrichten müssen, aber sie sind auch 
danach. Bei den Revisionen der Schulen pflegt hierauf wenig 
geachtet zu werden, da die Reg. - Schulräthe erklärlicher Weise 
wenig Lust haben dürften, sich eingehend mit diesem Gegenstände 
zu beschäftigen. Eine Enquete über die Beschaffenheit der sämmt- 
lichen Schulaborte würde wenig Erfreuliches liefern; in sehr 
vielen Fällen müsste ein Neubau mit Entschiedenheit gefordert 
werden. In denjenigen Ortschaften, welche sich dem städtischen 
Typus nähern, wo eine grosse Kinderzahl in zahlreichen Klassen 
untergebracht ist, werden unter Umständen die modernen Einrich¬ 
tungen Verwendung finden. Rieselfelder werden nur ganz aus¬ 
nahmsweise, wohl aber hin und wieder das Tonnensystem mit 
Tragtonne oder mit Fahrtonne in Betracht kommen, wobei, wie 
beispielsweise im Herzogthum Braunschweig, auch die Torfstreu 
zweckmässige Verwendung finden kann. Bei Weitem am häufigsten 
wird es bei der Abortgrube sein Bewenden haben. Namentlich 
ist es allerwärts, wo Viehhaltung stattfindet, wo also eine Jauche¬ 
grube vorhanden ist, am zweckmässigsten, diese gleich als Abort- 
grübe zu benutzen, den Abort demgemäss als Anhang an das 
Stallgebäude zu behandeln. Wasserdichte Herstellung ist bei 
dem Stalle natürlich ebenso erforderlich, wie bei der Abortgrube. 
Bei Neubauten im Reg.-Bez. Lüneburg werden die Ställe — es ist 
meist ein Stall für 3 Stück Hornvieh und etwa 3 Schweinebuchten 
ausreichend — auf einer dicken Betonschicht in Cement gepflastert 
und mit Gefälle nach einer durchgehenden Jaucherinne versehen, 
welche den flüssigen Theil der thierischen Exkremente nach einer 
ausserhalb gelegenen Grube führt. Diese, die seitlich mit dem 
Abortgebäude in Verbindung steht, hat eine Sohle aus zwei flach¬ 
liegenden und einer hochkantstehenden Backsteinlage in Cement 
vermauert und mit Cement verputzt, sowie ähnlich hergestellte 
Wandungen und ist nach oben abgewölbt. In der Gewölbekappe 
befindet sich eine mit einer Sandsteinplatte geschlossene Ent¬ 
leerungsöffnung, welche für gewöhnlich ebenso, wie die ganze 
Grube mit einer dicken Sandlage bedeckt ist. Die Entleerung ge¬ 
schieht durch Auspumpen mittelst einer Jauchepumpe in die be¬ 
kannten fahrbaren Jauchetonnen, die den Inhalt sofort auf das 
Feld befördern. Solche Anlagen sind für ländliche Verhältnisse 
entschieden die besten, auch vom ökonomischen Standpunkte aus, 
da die kostspielige Dungverschwendung der primitiven Aborte, 
namentlich die Verdunstung des Ammoniaks, hierbei auf ein Mini¬ 
mum reduzirt wird. Aber eine solche Anlage zu entwerfen, ist 
für die Dorfinaurermeister nicht leicht; es kommt ihnen auch kaum 
in den Sinn, da sie die bisherige Sorte von Abtritten für voll¬ 
kommen ausreichend halten. Es würde daher zweckmässig sein, 
ein paar Zeichnungen derartiger Abortanlagen den Entwürfen bei¬ 
zufügen. Bei diesen Zeichnungen müsste vor allem auch Gewicht 
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gelegt werden auf Helligkeit der Aborte. Es ist gar kein Grund 
vorhanden, warum diese Lokale ganz gewöhnlich stockfinster ange¬ 
legt werden; grade hier ist grösste Helligkeit erforderlich, um 
Reinlichkeit zu fördern, Gestank za verhüten und um den be¬ 
liebten Besudelungen und Unarten schlimmerer Natur vorzubeugen! 

Dieselbe Nachlässigkeit, wie beim Bau der Aborte findet auch 
beim Brunnenbau statt, zumal derselbe erfahrungsgemäss wenig 
überwacht wird. Werden doch noch jetzt bei Schulbauten ab und 
an offene Ziehbrunnen gebaut! Was der Hygieniker zu fordern 
hat, ist bekannt; der Brunnen soll durch seine Lage und seine 
Einrichtung vor Verunreinigung durch äussere Zuflüsse geschützt 
sein und das Grundwasser in reiner Beschaffenheit zu Tage fördern. 
Es lässt sich dies auf verschiedene Weise erreichen. - Zweckmässig 
sind, namentlich da, wo ein grösserer Wasserverbrauch kein langes 
Stagniren des Wassers im Brunnenrohr besorgen lässt, in erster 
Linie Abessinier oder die aus Cementringen hergestellten Kessel¬ 
brunnen, vorausgesetzt, dass sie nach oben genügenden Abschluss 
haben. Es ist zweckmässig, den obersten Ring ein paar Fuss aus 
der Erde heraussehen zu lassen und durch eine gut passende 
Sandsteinplatte zu verschliessen, die Pumpe aber so weit von dem 
Kessel entfernt aufzustellen und den Abfluss des Überfliessenden 
Wassers derart zu leiten, dass ein Hinabsickern längs des Kessels 
ausgeschlossen ist. 

M. H.! Ich habe in der letzten meiner Thesen es für noth- 
wendig gehalten, dass in der Physikatsregistratur eine Beschrei¬ 
bung jedes Schulhauses mit zu Grundelegung eines geeigneten 
Formulars Platz findet. Wer, wie ich vor Kurzem ein neues 
Physikat übernommen hat, wer dann häufiger in schulhygienischen 
Fragen Auskunft ertheilen soll und sich dann in der Registratur 
vergeblich umsieht nach einem Anhalt zur Beurtheilung der ört¬ 
lichen Verhältnisse, wer dann aber nichts, auch gar nichts, nicht 
einmal ein Verzeichniss der Schulen vorfindet, dem dürfte diese 
Nothwendigkeit ohne Weiteres klar sein. Im Reg.-Bez. Minden 
z. B. finden regelmässige Revisionen der Schulen durch die Schul¬ 
vorstände statt, wobei der Befund in derartige Formulare einge¬ 
tragen wild. Es dürfte keine grosse Mühewaltung für den Lehrer 
sein, dem Physikus Abschrift des Protokolls zuzustellen. Die 
Mindener Formulare unterscheiden sich nicht wesentlich von den¬ 
jenigen, die ich für meine Schulrevisionen im Kreise Isenhagen 
benutzt habe und von denen ich Ihnen einige zur Einsicht vorlege. 1 ) 

M. H.! Die überreiche Fülle des Stoffes möge es 
entschuldigen, wenn ich Ihre Zeit etwas reichlich in 
Anspruch genommen habe. Mein Vortrag hat seinen 
Zweck erfüllt, wenn Sie mit mir die Ueberzeugung 
theilen, dass Vieles im Argen liegt auf dem Gebiete 
der ländlichen Schulgesundheitspflege, dass es aber 
nur dann möglich ist, hier gründlich Wandel zu 
schaffen und das edelste Gut des Vaterlandes, die 
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Gesundheit der heranwachsenden Jugend zu erhalten 
und zu pflegen, wenn den berufenen Organen der öffent¬ 
lichen Gesundheitspflege, den örtlichen Medizinal¬ 
beamten, der ihnen gebührende Einfluss nicht länger 
vorenthalten wird. 

(Lebhafter Beifall.) 

Die von dem Referenten aufgestellten Leitsätze lauten 
wie folgt: 

I. 

„Auf dem Gebiete der Schulgesundheitspflege treten erhebliche 
Mängel zu Tage, denen zum Theil schon auf dem Boden der jetzigen 
Medizinalverfassung, namentlich auch durch vermehrtes Heranziehen 
der Medizinalbeamten abgeholfen werden kann. 

II. 

Bei einem geplanten Neubau oder grösseren Umbau von 
Schulhäusern müsste zunächst ein vorläufiger Grundriss mit Lage¬ 
plan und mit Angaben über die in Aussicht genommene Wasser¬ 
versorgung, Entwässerung und Abortanlage eingereicht werden. 
Diesen vorläufigen Bauplan und das Baugrundstück müsste der 
Physikus auf die gesundheitlichen Beziehungen hin zu begutachten 
haben, wobei namentlich eine genaue Prüfung der Grund- und 
Trinkwasserverhältnisse nothwendig wäre. 

m. 

Die Besichtigung des fertiggestellten Neubaus durch den 
Physikus, um den Neubau in Bezug auf die Beziehbarkeit zu be¬ 
gutachten, ist wünschenswerth, aber nicht annähernd so wichtig, 
wie die Untersuchung des Baugrundstückes vor Inangriffnahme 
der Bauarbeiten. 

IV. 

Die „fünf Entwürfe für einfache ländliche Schulgebäude“ und 
die zugehörigen „Erläuterungen“ vom 18. November 1887 sind 
einer Abänderung und Ergänzung bedürftig, wobei auch auf Schul¬ 
häuser geringeren Umfangs Rücksicht zu nehmen ist. Es ist ferner: 

a) Die Mindesthöhe der Schulzimmer auf 3,75 m, für 
grössere Zimmer auf 4 m festzusetzen. 

b) Es ist die Zeichnung einer Fensterwand mit genügend 
grosser Glasfläche zu entwerfen. 

c) Die „Entwürfe“ sind durch Zeichnungen einfacher, aber 
den hygienischen Anforderungen entsprechender Abort¬ 
gebäude zu ergänzen. Namentlich ist eine genügende 
Beleuchtung der Aborte und Pissoirs mit Nachdruck zu 
fordern. 

d) Die Vorschrift in den „Erläuterungen“, wonach der 
Flur, welcher dem Schülerverkehr dient, zweckmässig 
auch als gewöhnlicher Zugang zur Lehrerwohnung be¬ 
nutzt werden kann, ist dahin abzuändern, dass unter 
allen Umständen ein eigener Eingang für die Schüler 
zu schaffen ist, welcher in keinerlei Verbindung mit der 
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Lehrerwohnung steht und welcher zugleich als Garde- 
robenraum dient. 

e) Der Trinkwasserversorgung ist grössere Beachtung zu 
schenken, als dies bisher gewöhnlich geschieht. In die 
„Erläuterungen“ sind genauere Vorschriften über die 
Herstellung der Brunnen aufzunehmen. Dem definitiven 
Bauplan ist eine genaue Beschreibung der geplanten 
Brunnenanlage beizufügen, deren Ausführung in geeig¬ 
neter Weise zu überwachen ist. 

. f) Es sind Bestimmungen zu treffen, dass nur geölte, ge¬ 
firnisste oder gestrichene Fussböden zur Anwendung 
kommen dürfen. 

V. 

In die Physikatsregistratur ist von jedem Schulgebäude des 
Kreises eine genaue Beschreibung einzuliefern, wozu ein geeig¬ 
netes Formular zu verwenden ist.“ 

Vorsitzender: Im Namen des Vereins spreche ich zunächst 
dem Herrn Kollegen Dr. Langerhans unsern herzlichsten Dank 
für seinen hochinteressanten Vortrag aus. Gleichzeitig eröflhe ich 
die Generaldiskussion sowohl über den Vortrag, als über die 
von dem Referenten aufgestellten Leitsätze. 

Diskussion: 

H. Kr.-Phys. Dr. Coester - Goldberg: M. H.! Im Anschlüsse an die 
Worte des Herrn Kollegen Dr. Langerhans erlaube ich mir, Ihnen eine sta¬ 
tistische Zusammenstellung, die ich schon vor vielen Jahren Aber die sanitären 
Verhältnisse in zwei Kreisen Schlesiens gemacht habe, vorzulegen, und zwar in 
graphischer Darstellung. Sie sehen hier eine Tafel, auf der alle den gesund¬ 
heitlichen Anforderungen nicht entsprechenden Schulen mit rother Tinte, die 
übrigen aber, die in dieser Beziehung keine Mängel zeigen, mit schwarzer Tinte 
eingetragen sind. Eine derartige graphische Zusammenstellung kann ich den 
Herren Kollegen nur empfehlen, da sie die Möglichkeit gewährt, sich sehr leicht 
und schnell über den jeweiligen Zustand der Schulen zu unterrichten. 

Vorsitzender: M. H. 1 Mit den Ausführungen des Herrn Kollegen Dr. 
Langerhans bin ich ebenso einverstanden wie mit den von ihm aufgestellten 
Leitsätzen, nur in Bezug auf die erste These habe ich Bedenken. Dass eine 
grössere Mitwirkung der Medizinalbeamten aut dem Gebiete der Schulhygiene 
nicht nur wünschenswerth, sondern sogar unbedingt nothwendig ist, davon sind 
wir wohl Alle überzeugt, aber ob schon auf dem Boden der jetzigen Medizinal¬ 
verfassung, namentlich bei der augenblicklichen Stellung der Medizinalbeamten 
diesen eine so erhebliche ex officio zu leistende Mehrarbeit zugemuthet werden 
kann, wie solche durch Prüfung von Schulbauplänen u. s. w. erforderlich ist, 
das erscheint mir sehr zweifelhaft. 

Von den einzelnen Forderungen, die von dem Referenten in These IV 
aufgestellt sind, ist mir namentlich diejenige, dass den amtlichen Entwürfen für 
Schulgebäude auch die Zeichnung einer Fensterwand mit genügend grossen 
Glasflächen beigegeben werde, äusserst sympathisch. In meiner jetzigen amt¬ 
lichen Stellung werden mir die Baupläne von allen Volksschulbauten — sowohl 
Neubauten als grösseren Umbauten — zur Begutachtung in sanitärer Hinsicht 
vorgelcgt, und auf Grund der hierbei immer wieder von Neuem gemachten Er¬ 
fahrungen kann ich nur sagen, dass die meist von ländlichen Baumeistern ent¬ 
worfenen Baupläne sehr häufig so mangelhaft sind, dass sie als unbrauchbar 
zurückgeschickt werden müssen. Es ist dies bei der Vorbildung derartiger Bau¬ 
meister nicht zu verwundern; andererseits will und kann man dieselben von 
Seiten der Gemeinde nicht immer übergehen, besonders wenn sie Mitglieder des 
Schulvorstandes sind. Um so wilnschenswerther ist es daher, dass die betref¬ 
fenden Entwürfe für Schulgebäude nach verschiedenen Richtungen hin ergänzt 
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werden, and daza gehört in erster Linie die Beigabe der Zeichnung einer vor- 
schriftsmässigen Fensterwand. In den Erlänternngen zu den Entwürfen wird 
allerdings eine lichtgebende Glasfläche von '/* der Bodenfläche des Scbulzimmers 
verlangt, für die meisten Bantechniker ist aber Glas- und Fensterfläche identisch 
und daher kommt es denn auch, dass bei den von ihnen entworfenen Bauplänen 
die Fensteröffnungen zusammen wohl Vs der Bodenfläche ausmachen; bringt man 
aber Rahmen, Sprossen u. s. w. der Fenster in Abzug, dann bleiben oft nnr '/• 
bis 1 / 1 der Bodenfläche als lichtgebende Glasfläche. 

Nicht minder nothwendig ist die Beigabe von Zeichnungen einfacher, aber 
den hygienischen Anforderungen entsprechender Abortgebäude, wie solches 
ebenfalls vom Referenten in These IV verlangt wird. Wer häufiger Gelegenheit 
gehabt hat, Schulen zu revidiren, der wird auch die Beobachtung gemacht haben, 
dass die Abortverbältnisse am meisten zu wünschen übrig lassen und in dieser 
Hinsicht oft Zustände gefunden werden, die sich gar nicht beschreiben lassen. 
In manchen Gegenden wird ja nicht nur von den Gemeinde- and Schulvorständen, 
sondern auch von Lehrern die Herstellung von Aborten für überflüssig gehalten, 
da diese von den Kindern doch nicht benutzt würden; ich meine aber, gerade 
die Schulen müssen in Bezug auf zweckmässige Einrichtung der Aborte voran¬ 
gehen, damit diese namentlich anf dem Lande als Muster dienen können. Mit 
Recht hat Herr Kollege Langerhans betont: wo kein Licht ist, da herrscht 
Schmutz und Unreinlichkeit! Nirgends gilt dies aber mehr als bei den Aborten; 
daram müssen wir auch hier vor allem für eine ausreichende Beleuchtung sorgen, 
denn ohne solche können wir auf Reinhaltung der einzelnen Abortzellen nicht 
rechnen. Diesen Grundsatz sollte man auch bei den Abortsgebäuden der Bahn¬ 
höfe mehr beachten als bisher; aber hier findet man häufig dieselben schlecht 
beleuchteten und in Folge dessen unsauberen Aborte, wie bei den Schulen, wenn 
ich auch zugeben will, dass dies jetzt bei den grösseren Stationsgebäuden, wo 
die Aborte meist mit Oberlicht oder durch Gaslicht erhellt sind und unter steter 
Aufsicht stehen, weniger der Fall ist. 

Was weiter die Ventilation der Schulzimmer anbetrifft, so ist leider 
der in den Erläuterungen zu den Schulbau-Entwürfen aufgestellte Grundsatz, 
die während der Heizperiode zuzuführende und vorzuwärmende frische Luft 
direkt von aussen zu entnehmen, jetzt fallen gelassen und es für zulässig er¬ 
achtet, dass diese Luft vom Vorflur hergenommen wird. Ich halte dies vom 
hygienischen Standpunkte aus für unrichtig; denn die vom Vorflur entnom¬ 
mene Luft kann niemals als „reine“ Luft gelten und die frische Aussenluft er¬ 
setzen. Der Vortheil, welchen die Entnahme der Luft aus dem Vorflur angeb¬ 
lich hat: kurzes und leicht zu reinigendes Zuführungsrohr, kann hierbei gar nicht 
in’s Gewicht fallen; denn bei richtiger Stellung des Ofens ist auch bei der Ent¬ 
nahme der Luft von aussen kein sehr langes Zuführungsrohr erforderlich und 
die Reinhaltung desselben keineswegs schwierig. Allerdings sind die Anlage¬ 
kosten etwas höher, aber gerade bei Neubauten von Schulen sollte man darauf 
nicht so grossen Werth legen, wie dies leider oft genug geschieht. Jede der¬ 
artige Kostenersparniss an falscher Stelle rächt sich später nur zu oft und es 
ist bedauerlich, dass namentlich bei denjenigen Schulbauten, bei denen Staatsbei- 
hülfen gewährt werden, sehr häufig in höchster Instanz Aenderungen getroffen 
werden, die mit den hygienischen Forderungen in Widerspruch stehen. So wird 
z. B. häufig die Höhe des Schulzimmers herabgesetzt, ein besonderer Ein¬ 
gang für die Schulkinder für unnörhig erklärt u. s. w., und dies allein nur, 
um einige Kosten zu sparen. Meines Erachtens sollte aber gerade bei den mit 
Staatshülfe erbauten Schulen allen hygienischen Anforderungen in mustergül¬ 
tiger Weise Rechnung getragen werden; die dadurch entstehenden Mehrkosten 
sind gar nicht bedeutend, wenn nur im fiebrigen bei der äusseren Ausstattung des 
Schulgebäudes aller Luxus vermieden wird. Das jetzige Spar-Verfahren hat 
ausserdem einen sehr nachtheiligen Einfluss auf alle anderen, ohne Staatshülfe 
ausgeführten Schulbauten; denn schliesslich kann die Aufsichtsbehörde hier doch 
nicht mehr verlangen, als in höchster Instanz bei jenen Bauten für ausreichend 
erachtet wird. 

Betreffs der Schul bank frage möchte ich noch darauf aufmerksam 
machen, dass die in den mehrfach erwähnten Erläuterungen angegebene Sitz¬ 
breite von 52 cm zu gering bemessen ist; in meinem Regierungsbezirk hat sich 
dieses Maass wenigstens als unzureichend erwiesen und ist daher auf 54 cm 
erhöht worden und zwar ohne Unterschied der Klassen, denn gerade für die 
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kleineren Schulkinder ist es mit Bücksicht auf ihre körperliche Entwickelung 
erwünscht, dass sie auf ihren Plätzen nicht eng zusammen gepfercht sind, sondern 
sich ziemlich frei bewegen können. 

Zum Schluss noch ein Wort über die Trinkwasserversorgung. 
Den Forderungen, die der Herr Referent in dieser Beziehung gestellt hat, 
kann ich nur beistimmen; ist es doch eine anerkannte Thatsache, dass bei Schul¬ 
bauten häufig die Frage der Trinkwassersversorgung völlig unberücksichtigt 
bleibt. Mitunter sind allerdings im Kostenanschlag 100—200 Mark für einen 
Brunnen vorgesehen, aber wie dieser angelegt werden soll, darüber ist nichts 
angegeben. Nicht selten kollidiren auch die Interessen des Lehrers mit den¬ 
jenigen der Schulkinder bei der Anlage eines Brunnens. Steht sich der Lehrer 
mit der Gemeinde gut, so kommt der Brunnen in die Nähe der Küche, die 
Pumpe wird in der Koche aufgestellt und den Schulkindern bleibt es dann über¬ 
lassen, sich erforderlichenfalls das Wasser aus der Küche zu holen. Für die 
Frau des Lehrers ist es allerdings recht bequem, wenn sie die Pumpe in der 
Küche hat, bei einem Schulgebäude kommt doch aber in erster Linie die Trink- 
waaaerversorgung der Schulkinder in Betracht, ganz abgesehen davon, dass es 
meines Erachtens auch unzweckmässig ist, den Brunnen in der Nähe der Küche 
bezw. des Küchenansflusses oder wohl gar in der Küche selbst anzulegen, wie dies 
auch hin und wieder geschieht. t 

H. Kr.-Phys. u. San.-Rath Dr. Robensohn - Graetz: Ich möchte den 
Herrn Vorsitzenden nur dahin ergänzen, dass ich in meinem Kreise einen kleinen 
Ort habe, der geradezu sin Typhus- und Choleranest ist. Das Dorf ist so 
gelegen, dass eine Entwässerung gar nicht möglich ist, weil der Bach höher 
liegt wie das Dorf. Dieses hat eine Schale mit einem Lehrer, der 180—200 
Kinder za unterrichten hat. Das Schulgebäude selbst war ein altes, verfallenes 
Haus, so dass ich schon seit vielen Jahren und bei jeder in dem Dorfe zum 
Ausbruch gekommenen Epidemie immer wieder darauf hingewiesen hatte, dass 
hier Abhilfe geschaffen werden müsse. Nun freute ich mich, als ich vor 2 Jahren 
hörte, es Bolle ein neues Schulhaus gebaut werden mit 2 Klassen; ausserdem 
solle auch der Brunnen geändert werden, der nur ein viereckiges, oben offenes 
Loch war. Da ich weiter nichts von dem Fortgange der Arbeiten erfuhr, be¬ 
ruhigte ich mich. Als im vorigen Jahre aber im Zeitraum von 24 Stunden zwei 
choleraverdächtige Erkrankungen dort vorkamen, hatte ich wiederum Gelegenheit, 
das Dorf zu revidiren und fand nun das Schulbaus zwar sehr schön gebaut mit 
einer guten inneren Einrichtung, aber — der alte Brunnen war geblieben. Auf 
meine Frage wurde mir mitgetheilt, dass das Wasser mit Kies gereinigt werde, 
wenn auch sehr selten. Ich wies nochmals auf die NothWendigkeit der Ver¬ 
besserung des Trinkwassers hin und empfahl besonders die Anlage eines Abes¬ 
siniers. Sie können aus diesem Beispiel erfahren, wie wenig selbst bei neuen 
Schulanlagen, die viel Geld kosten, gerade auf die Trinkwasserversorgung Bück¬ 
sicht genommen und oft der Brunnen, mit die Hauptsache, vergessen wird *). 

H. Beg.- u. Geh. Hed.-Rath Dr. Nath-Königsberg: M. H.! Ich habe bei 
den Revisionen, die mir vorzunehmen obliegen, immer mit einer gewissen Vor¬ 
liebe die Schulen revidirt. Dabei sind mir besonders zwei Punkte im Gedächt¬ 
nis verblieben, die einen grossen Uebelstand bilden und die ich fast regelmässig 
zu moniren hatte: die Wass erversorgung und die Abortanlage. Die 
Forderungen, die der Herr Kollege Langerhans aufgestellt hat, muss ich 
gewiss als unbedingt nothwendig anerkennen, aber sie stossen auf Widerstände, 
die manchmal gar nicht zt beseitigen sind. Ich weiss nicht, ob einer der Herren 
Kollegen mit gleichen Verkältnissen zu thun hat, wie wir im Königsberger Be¬ 
zirk. Wir kommen z. B. in der Labiauer Gegend am Bande des Kurischen 
Haffes schon bei einer geriigen Tiefe auf Grundwasser von mooriger, gelbbrauner 
Beschaffenheit; brauchbare Brunnen sind deshalb hier fast gar nicht zu graben, 
wenn man nicht über Mittel verfügt, wie z. B. der Forstfiskus, der bis zu 200 m 
in die Tiefe gegangen ist und dort allerdings gutes Wasser bekommen hat. 


*) Inzwischen bin ich durch Verfügung der Königl. Regierung, Abth. für 
Schulsachen, beauftragt, den Brunnen und seine Umgebung zu untersuchen und 
darüber zu berichten. Falls sich die Nothwendigkeit einer Neuanlage heraus¬ 
stellt, soll mit Bücksicht auf die ungünstige finanzielle Lage der betreffenden 
Gemeinde vom Herrn Ministe ein Gnadengeschenk erbeten werden. 
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Dagegen müssen andere Gegenden sich begnügen mit einem Wasser, was ent¬ 
weder moorig oder salzhaltig ist. Das sind Missstände, die überhaupt nicht zu 
beseitigen sind. Man behilft sich daher meistens mit dem Wasser aus einem 
nebeniiegeuden Flusse, so gut als es geht. 

Ein anderer Uebelstand tritt bei den Abortanlagen auf. Ich habe 
bei fast jeder Schulrevision in dieser Hinsicht die allerschrecklichsten Zustände 
gefunden. Hier könnten die Schulbehörden der Sanitätspolizei wesentlich in die 
Hand arbeiten, wenn die Schulinspektoren angewiesen würden, sich nicht blos 
darauf zu beschränken, den Katechismus zu verhören und die sonstigen Schüler¬ 
leistungen im Auge zu behalten, sondern auch auf solche Dinge ihre Aufmerk¬ 
samkeit zu richten, die wichtiger hygienischer Art sind. Es fällt ihnen aber 
gar nicht ein, den Abort zu besichtigen, der vielfach lediglich in zwei parallelen 
Leisten und Querleisten und dadurch gebildeten viereckigen Sitzöffnungen besteht, 
auf welchen die Kinder ohne jede Zwischenwände nebeneicander ihre Nothdurft 
verrichten. Das sind alles Uebelstände, die ich bei meinen Revisionen fast 
regelmässig angetroffen habe, um die sich aber ein Schulinspektor niemals 
kümmert. Ich glaube daher: wenn auf die Schulinspektoren ein Druck geübt 
würde, sich bei Gelegenheit ihrer Revisionen auch dieser Zustände anzunehmen, 
dann würden diese Missstände baldigst verschwinden, uni die Medizinalbeamten 
würden nicht nöthig haben, if ihren Revisionsberichten immer und ewig diese 
Dinge zu moniren. 

H. Kr. - Phys. Dr. Langerhans: Die Ausführungen des Herrn Geheimrath 
Dr. Nath über die Wasserversorgung auf dem Lande veranlassen mich, noch 
ein paar Worte darüber zu sprechen, wie diese Uebelstände geändert werden 
können, wenn die Physiker nicht nacklassen, auf ihre Abstellung zu drängen. 
Mir ist in dem Kreise Isenhagen, wo ich früher thätig war, ein ähnlicher Fall 
vorgekommen. Da kamen wir schon bei einem Meter auf Grundwasser, und ich 
habe es schliesslich doch durchgesetzt, dass die Gemeinde auf Drängen der 
Regierung einen Zuschuss von der wohlhabenden Pfarre bekommen hat, um 
einen Tiefbrunnen zu bohren, der ein sehr gutes Trinkwasser lieferte. In der 
Gegend von Celle haben wir in einem Dorfe schon bei geringer Tiefe Salzwasser; 
bohrt man tiefer, so kommt Petroleum. Hier wird voraussichtlich der Mangel 
eines guten Trink wassere in der Schule durch Anlage einer Wasserleitung be¬ 
seitigt werden können. In manchen Fällen, m. H., lässt sich in einer Schule 
auch dadurch eine genügende Trinkwasserversorgung herbeifuhren, dass man in 
dem Vorflur an jedem Tage einen Eimer Wasser mit einem Becber aufstellt, 
so dass das Trinkwasser für die Kinder unter Umständen von dem anderen 
Ende des Dorfes hergeholt werden kann. 

Vorsitzender: M. H.! Einen Eimer mit Wasser im Vorflur für die 
Schulkinder aufzustellen, halte ich für sehr bedenklich; denn durch das Schöpfen 
des Wassers aus dem Eimer mit ein und demselben, von den Kindern zum 
Trinken benutzten Becher ist eine Verunreinigung und selbst Infizirung des 
Wassers sehr leicht möglich. Vom hygienischen Standpunkte aus ist daher 
meines Erachtens eine derartige Trinkwasserversorgung licht zulässig. 

Vorsitzender: Da sich Niemand mehr ;um Wort gemeldet 
hat, schliesse ich die Generaldiskussion und frage, ob noch eine 
Diskussion über die einzelnen Thesen gewünscht wird? — Es 
scheint dies nicht der Fall zu sein. 

Wir haben uns nunmehr über die von dem Referenten auf¬ 
gestellten Leitsätze schlüssig zu machen. Inzwischen ist vom 
Herrn Kollegen Dr. Frey er folgender Antrig eingegangen: 

„Die Versammlung erklärt sich mit den Leit¬ 
sätzen des Referenten einverstanden und hält 
insbesondere eine grössere Mitwirkung der 
Medizinalbeamten auf dem Gebiete der Schul¬ 
hygiene für nothwendig.“ 

M. H.! Wenn dieser Antrag Ihre Zustimmung findet, so ist 
eine Abstimmung über die einzelnen Leitsätze des Referenten 
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nicht mehr erforderlich. Ich eröffne daher zunächst die Diskussion 
über den Antrag. 

Es meldet sich Niemand zum Wort. — Wir können somit 
zur Abstimmung schreiten und bitte ich diejenigen, welche für 
den eben mitgetheilten Antrag sind, sitzen zu bleiben. 

Der Antrag ist einstimmig angenommen. 


V. Welche hygienischen Untersnchnngen sind den 
Physikern von Amts wegen zn übertragen? 

H. Kr.-Phys. Dr. Nauck-Bredstedt: Hochverehrte Herren! 
Mit der Frage, welche hygienischen Untersuchungen den Physikern 
von Amtswegen zu übertragen sind, glaube ich ein der Erörte¬ 
rung und Regelung dringend bedürftiges Gebiet unserer Thätigkeit 
als Gesundheitsbeamter Ihrer werthen Erwägung zu unterstellen. 
Ihnen allen dürfte erinnerlich sein, dass im vergangenen Jahre 
seitens eines Professors der Hygiene darüber Klage geführt ist, 
dass die Sanitätsberichte der Physiker schwere Mängel hinsicht¬ 
lich der hygienischen Untersuchungen aufwiesen und dass viele 
Physiker mit der Praxis der hygienischen Untersuchungsmethoden 
unzulänglich oder gar nicht vertraut seien. Wenn wir nun ferner 
der am 4. Juli v. J. im Abgeordnetenhause gesprochenen Worte 
Sr. Excellenz des Herrn Staatsministers Dr. Bosse gedenken, dass 
als Vorbedingung der Medizinalreform eine grössere Gewähr dafür 
zu erstreben sei, dass die örtlichen Medizinalbeamten mit den 
neuerdings gewonnenen wissenschaftlichen Ergebnissen auf den 
Gebieten der öffentlichen Gesundheitspflege: Hygiene, Bakterio¬ 
logie, Epidemiologie, Assanirung der Wohnungen, Wassertrage 
u. s. w. in grösserem Masse, wie bisher vertraut wären, so glaube 
ich, kann der Frage, welche hygienischen Untersuchungen durch 
die Physiker vorzunehmen seien, ein gewisses Interesse nicht ab¬ 
gesprochen werden. 

Wir selbst, m. H., werden zunächst offen bekennen, dass in 
der That die modernen hygienischen Untersuchungsmethoden im 
Ganzen nur wenig von den Physikern ausgeübt werden, dass in 
Folge dessen auch unsere Vertrautheit mit den Ergebnissen der 
modernen Hygiene — sofern hierunter die durch Uebung erlangte 
Kenntniss zu verstehen ist — Mangel leidet, sowie dass auch 
unsere Jahresberichte, die ja lediglich die von uns angestellten 
Beobachtungen wiedergeben, in dieser Hinsicht nur wenig bringen. 
Wir selbst aber beklagen unsere geringe Bethätigung auf ^diesem 
Gebiete nicht sowohl in unserem Interesse, als namentlich im 
Interesse des Staates; denn eine Reihe dieser Untersuchungen 
ist für die Erhaltung des öffentlichen Wohles durchaus erforderlich! 

Die Staatsregierung hat uns durch Fortbildungskurse, wie 
dankbar anerkannt werden muss, in die Lage versetzt, jene Unter¬ 
suchungen praktisch zu erlernen. Nachdem nunmehr der grösste 
Theil von uns an den Kursen theilgenommen hat, ist der Zeit- 
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punkt gekommen, unsere Fälligkeiten praktisch zu verwerthen. 
Wenn es trotzdem nicht geschieht, so kann die Ursache hierfür 
nicht in unserer Unfähigkeit erblickt werden, sondern nach 
meinem Dafürhalten in der fehlenden Inanspruchnahme unserer 
Hülfe seitens der Behörden und in der Kostspieligkeit der Unter¬ 
suchungen. 

In Folge unserer ganzen Stellung, auf deren Mängel vor einem 
Jahr Herr Kreisphysikus Dr. Fielitz in so treffender Weise 
hingewiesen hat, sind wir in allen unseren Amtsgeschäften ledig¬ 
lich auf die Beauftragung durch die Behörden angewiesen. Es haben 
aber bisher weder die Staatsregierung, noch die Kommunal- oder 
sonstigen Behörden uns in nennenswerther Weise mit Unter¬ 
suchungen hygienischer Art betraut. Wenn wir einzelne unter 
uns auf diesem Gebiete sich hervorthun sehen, so geschieht es aus 
freien Stücken ohne speziellen Auftrag der Behörden. M. H., so 
anerkennenswerth und erfolgreich nun auch das Wirken dieser 
opferwilligen und opferfahigen Physiker ist, so sollte doch der 
Staat nicht auf die Opferwilligkeit einzelner Physiker angewiesen 
sein; es erstreckt sich doch der Nutzen der von Einzelnen 
vorgenommenen Untersuchungen immer nur auf einen beschränkten 
Bezirk. Soll für das Allgemeinwohl Erspriessliches geschaffen 
werden, so muss m. E. die Staatsregierung die Angelegenheit in 
die Hand nehmen und die Physiker in ihrer Gesammtheit mit der 
Vornahme jener Untersuchungen von Amtswegen beauftragen. 
Durch die Staatsregierung müssten auch die Kommunal- und 
sonstigen Behörden auf unsere zu diesen Untersuchungen erlangte 
Fähigkeit hingewiesen werden, so dass sie sich ebenfalls veran¬ 
lasst fühlten, mit Aufträgen an uns heranzutreten. 

Als weiteren Grund für die geringe Bethätigung der Physiker 
habe ich angeführt die Kostspieligkeit der Untersuchungen. M. H., 
der Angelpunkt der ganzen Angelegenheit ist eben leider auch 
hier, wie auf vielen anderen Gebieten der öffentlichen Gesundheits¬ 
pflege, der Geldpunkt. Die genannten Untersuchungen erfordern, 
abgesehen von ihrer Eigenschaft, uns durch Verfeindung des 
Publikums indirekt schwer zu schädigen, kostspielige Apparate 
und Zeit, die für den in Folge seines geringfügigen Gehaltes auf 
die Privatpraxis angewiesenen Physikus eben Geld bedeutet. Wir 
gehen nicht fehl, anzunehmen, dass die Staatsregierung unter Be¬ 
rücksichtigung unseres geringen Gehaltes und der gesetzlich bisher 
noch nicht gleichmässig anerkannten Entschädigungspflichtigkeit 
jener Untersuchungen, die Vornahme derselben bisher von uns 
nicht verlangt hat. — Betreffs der Gebühren für derartige Unter¬ 
suchungen kommt hauptsächlich in Betracht der Absatz 1 des §. 1 
des Gesetzes vom 9. März 1872, nämlich: 

„Die Medizinalbcamten erhalten für medizinal- oder sanitätspolizeilichc 
Verrichtungen, welche sie im allgemeinen staatlichen Interesse an ihrem Wohn¬ 
orte oder innerhalb einer Viertelmeile von demselben zu vollziehen haben, keine 
andere Vergütung aus der Staatskasse als eine Entschädigung von l 1 /, Mark bei 
jeder einzelnen Amtsverrichtung.“ 

Ich für mein Theil möchte nicht so sehr in dem ungenügenden 
Gehalt der Physiker, als vielmehr in jenem Paragraphen das 
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Hinderniss zur Vornahme der gedachten Untersuchungen erblicken. 
Ich bin auch der Ansicht, dass bei der grossen Verschiedenheit 
der einzelnen Physikate und der in Folge dessen auch verschieden 
grossen Anzahl der Untersuchungen in den einzelnen Physikaten 
nicht eine gleichmässige Gehaltserhöhung der Physiker, sondern 
die gesonderte Honorirung der einzelnen Leistungen allen zu 
stellenden Ansprüchen gerecht werden würde. 

Ueber die Nothwendigkeit einer besonderen Entschädigung 
Zeit raubender Untersuchungen haben wir ausserdem auch schon 
1889 berathen. Unser Verein hat damals auf das Referat unseres 
jetzigen Herrn Vorsitzenden hin als Abänderungsvorschläge für 
das Gebührengesetz angenommen, dass dem §. 1 des Gesetzes be¬ 
züglich der Gebührenansprüche der Medizinalbeamten für medizinal- 
und sanitätspolizeiliche Verrichtungen an ihrem Wohnort eine be¬ 
stimmtere und Einwendungen ausschliessende Fassung zu geben 
sei, und dass neben der für schriftliche, wissenschaftlich begründete 
Gutachten vorgesehenen Gebühr eine besondere Gebühr von 2 Mark 
für die Stunde für den zur Vorbereitung des Gutachtens (Akten¬ 
studium, chemische, bakteriologische, mikroskopische u. s. w. 
Untersuchungen) erforderlich gewesenen Zeitaufwand in Anrech¬ 
nung gebracht werden dürfe. 

M. H.! Ich halte eine Erfüllung unserer Wünsche betreffs 
besonderer Honorirung etwaiger hygienischer Untersuchungen nicht 
für aussichtslos; denn es liegt in dieser Hinsicht schon ein Präce- 
denzfall vor. Die Untersuchungen der Choleradejektionen sind 
durch Ministerialerlass vom 17. Oktober 1892 nicht als medizinal- 
oder sanitätspolizeiliche Verrichtungen im Sinne des Gebühren¬ 
gesetzes, sondern vielmehr als wissenschaftliche, zur Begründung 
solcher Verrichtungen erforderliche Vorarbeiten, deren unentgelt¬ 
liche Ausführung von dem Kreisphysikus weder innerhalb seines 
eigenen Kreises, noch in den innerhalb anderer Kreise vorkommenden 
Fällen unentgeltlich verlangt werden könne, hingestellt worden. 
Nun, als solche wissenschaftliche Vorarbeiten kann eben noch 
eine Anzahl anderer hygienischer Untersuchungen anfgefasst werden. 
Ich kann unsere Hoffnung auch aus dem Grunde nicht für ganz 
aussichtslos erachten, dass in einem früheren Erlass vom 11. Jan. 
1861 die von den Physikern unentgeltlich vorzunehmenden Unter¬ 
suchungen als solche bezeichnet werden, die „leicht“ ausführbar 
wären, und dass nach dem §. 8 des Gebührengesetzes bei solchen 
Untersuchungen, zu denen wegen ihrer Schwierigkeit die Zuziehung 
eines Chemikers erforderlich ist, diesem eine Gebühr von 12 bis 
75 Mark ausser etwaigen Reagentien und Apparaten zusteht. 
Denn es ist hiermit in den Verfügungen ein gewisser Unterschied 
zwischen leicht und schwer ausführbaren Untersuchungen gezogen 
worden und es ist doch nicht abzusehen, weshalb nicht dem 
Physikus, wenn er Untersuchungen, die bisher nothwendiger Weise 
dem Chemiker oder auch in Betreff der bakteriologischen Unter¬ 
suchungen den hygienischen Instituten überlassen werden mussten, 
in Zukunft selbst ausführt, ihm nicht entsprechende Gebühren zu¬ 
gewiesen werden könnenP 
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Ausser den Gebühren für die Untersuchungen müssen uns 
nach meinem Dafürhalten auch die erforderlichen Apparate auf 
öffentliche Kosten zur Verfügung gestellt werden. Es handelt sich 
ja um Apparate, deren wir in unserer Eigenschaft als praktische 
Aerzte nicht bedürfen, die sich jedenfalls durch die ärztliche 
Praxis allein nicht bezahlt machen, die aber zu fuhren das öffent¬ 
liche Interesse von uns erheischt. Ihre Anschaffung würde zudem 
ein ganzes Jahresgehalt der Physiker verschlingen. Wenn wir 
nun sehen, dass Kommunen den an ihren Krankenhäusern ange- 
stellten Aerzten ähnliche und viel kostspieligere Apparate nicht 
so sehr zur Krankenbehandlung als vielmehr zur wissenschaftlichen 
Forschung zur Verfügung stellen, weshalb sollen wir denn daran 
zweifeln, dass der Staat seine Beamten mit den zur Ausübung des 
öffentlichen Dienstes erforderlichen, sonst nicht verwerthbaren 
Apparaten ausstatten wird, zumal da diese Beamten vielleicht 
auch in der Lage sind, mit jenen Apparaten der hygienischen 
Wissenschaft Dienste zu leisten! 

Von günstiger Vorbedeutung ist es vielleicht, dass der Herr 
Minister in seiner Rede vom 4. Juli v. J. erläuterte: „Wir werden 
darauf Bedacht zu nehmen haben, dass unsere Medizinalbeamten 
mindestens gleichwerthig der seitens der Militärbehörden hinsicht¬ 
lich der Abwendung der Cholera gewährten Hülfe ausgebildet und 
auch ausgerüstet werden, wie es jetzt beim Militär der Fall 
ist.“ Dem Militär, m. H., stehen in dieser Hinsicht zu Gebote: 
die hygienisch - chemischen Untersuchungsämter am Sitze der Ge¬ 
neralkommandos, bakteriologische Reisekasten und entsprechende 
Mikroskope in allen Garnisonlazarethen mit einer grösseren Bele¬ 
gungszahl als 71 Mann. 

M. H.! Ich habe nicht, wie mir wohl als schwerwiegendster 
Einwand entgegengehalten werden wird, die Durchführung meiner 
Vorschläge von dem Zustandekommen der Medizinalreform abhängig 
gemacht. Ich bin der Meinung, dass wir, auch ohne in „pensions¬ 
fähige Staatsbeamte mit ausreichendem Gehalt und genügender Kom¬ 
petenz“ umgewandelt zu sein, nach Erfüllung meiner Vorschläge mit 
den zu erwähnenden hygienischen Untersuchungen uns in annehm¬ 
barer Weise würden befassen können. Ich will aber gern zugeben, 
dass wir auch auf diesem Gebiete erst nach Durchführung der Medi¬ 
zinalreform ganz unseren Aufgaben gerecht werden können. Mit 
Rücksicht auf den Ausspruch des Herrn Ministers, dass eine bessere 
Vorbildung der Medizinalbeamten auf hygienischem Gebiet eine 
Vorbedingung der Medizinalreform sei, würde ich es indessen nicht 
für zweckmässig erachten, die Durchführung meiner Vorschläge 
bis zum Zustandekommen der Medizinalreform verschieben zu 
wollen. Auch glaube ich, dass eine Klärung unserer Ansichten 
darüber, in welchem Umfange den örtlichen Medizinalbeamten, im 
Gegensatz zu den hygienischen Instituten und sonstigen Anstalten, 
Untersuchungen hygienischer Art von Amtswegen zu übertragen 
sind, sowie ob die Physiker hierfür mit den erforderlichen Appa¬ 
raten auszustatten und ihnen Gebühren zu gewähren sind, für die 
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schwebenden Verhandlungen über die Gestaltung der Mediainal- 
reform nur von Vortheil sein kann; denn auch nach Zustande¬ 
kommen der Medizinalreform wird die Frage der hygienischen 
Untersuchungen nicht dem Belieben der Physiker zu tiberlassen 
sein, sondern einer amtlichen Regelung bedürfen, wenn es nicht 
eben schon vorher geschehen ist. 

Wenn ich nun näher eingehen soll auf die einzelnen hygieni¬ 
schen Untersuchungen, die dem Herrn Minister unsererseits zur 
amtlichen Beauftragung der Physiker in Vorschlag zu bringen 
wären, so habe ich mich zunächst dahin zu äussern, dass ich hier¬ 
unter nicht die schon seit jeher von den Physikern vorgenommenen, 
nämlich die epidemiologischen bei ansteckenden Krankheiten, die 
desBodens bei Kirchhofsanlagen oder ähnliche, ohne grossen Auf¬ 
wand von Apparaten zu bewerkstelligende Untersuchungen ver¬ 
standen haben möchte. Ich begreife unter den heute abzuhandelnden 
Untersuchungen nur diejenigen, die theils erst durch die Entwicke¬ 
lung der hygienischen Wissenschaft in den letzten beiden Dezennien 
ausgebildet worden sind, theils so kostspieliger Apparate bedürfen, 
dass ihre Ausführung von den Physikern bisher amtlich nicht ver¬ 
langt worden ist. Unter diesen Untersuchungen haben wir ferner 
noch mit Rücksicht darauf, dass sie uns von Amtswegen über¬ 
tragen werden sollen, meines Erachtens insofern eine Auslese zu 
halten, als nur solche dem Herrn Minister in Vorschlag gebracht 
werden können, deren Vornahme im Interesse des öffentlichen 
Wohles dringend erforderlich ist, deren sachgemässer Ausführung 
die Physiker gewachsen sind und die ihrer Natur nach auch am 
besten an Ort und Stelle durch örtliche Gesundheitsbeamte in An¬ 
griff genommen werden. 

Wenn wir diese drei Punkte, also das öffentliche Interesse 
an der Ausführung, unsere Befähigung zu den Untersuchungen und 
die Zweckmässigkeit der Vornahme an Ort und Stelle als Grund¬ 
lagen für unsere an den Herrn Minister zu richtenden Vorschläge 
hinstellen, so ergiebt sich hieraus ferner, dass aus dem Rahmen 
unserer Vorschläge Untersuchungen fallen müssen, die einer be¬ 
sonderen täglichen spezialistischen Ausbildung und einer voll¬ 
ständigen Laboratoriumsausrüstung bedürfen, da wir über beides. 
im Allgemeinen nicht verfügen. Wir stehen im Kampfe gegen die 
hygienischen Uebelstände gleichsam wie die praktischen Aerzte 
in demjenigen gegen die Krankheiten in erster Gefechtslinie. 
Wie die Aerzte sich bescheiden müssen, schwierigere Fälle dem 
Krankenhause oder dem Spezialisten zu überweisen, so werden 
auch wir stets darauf angewiesen sein, in schwierigeren Fällen 
gewissermassen nur als Etappe für die hygienischen Institute zu 
dienen. Auf unsern Schultern ruht ja auch nicht allein die Sorge 
für die allen wissenschaftlichen Anforderungen entsprechende Aus¬ 
führung der gedachten Untersuchungen, sondern auch die Vorbe¬ 
reitung und die Ueberwachung der richtigen Ausführung der als 
zweckmässig anerkannten sanitätspolizeilichen Massregeln. Wie 
aber der praktische Arzt sich heute gegen früher vielfach ver¬ 
feinerter Untersuchungsmethoden mit Erfolg bedient, so muss auch 
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uns Gelegenheit gegeben werden, die Errungenschaften der hygieni¬ 
schen Wissenschaften hinsichtlich der Aufdeckung und Bekämpfung 
sanitärer Missstände in grösserem Umfange als bisher zu ver- 
werthen. Und wie, m. H., eine Reihe medizinischer Fragen der 
Natur der Sache nach vielfach besser von Hausärzten als von 
Klinikern gelöst wird, so giebt es auch auf dem Gebiete der 
öffentlichen Gesundheitspflege Fragen, deren Lösung auch in 
wissenschaftlicher Hinsicht zweckmässiger von in der Praxis 
stehenden Männern als von hygienischen Instituten vorgenommen 
wird. Wenigstens will es mir scheinen, dass z. B. auf dem Ge¬ 
biete der Hygiene des Jugendalters auch wissenschaftlich Erspriess- 
licheres geleistet worden ist von einzelnen Aerzten als von hygieni¬ 
schen Instituten, und dass grade wir wegen unserer mehrfachen 
Berührungspunkte zu der Jugend berufen sein könnten, auf diesem 
Gebiete nicht nur der Praxis, sondern auch der Wissenschaft 
Dienste zu leisten. 

Da ferner nicht zu erwarten ist, dass uns ein völlig ausge¬ 
rüstetes Laboratorium auf Staatskosten zur Verfügung gestellt 
werden wird, so werden wir uns auf solche Untersuchungen be¬ 
schränken müssen, die entweder an Ort und Stelle oder in unserer 
eigenen Wohnung in einem besondem abschliessbaren Raum sich 
vornehmen lassen. Zu bemerken ist, dass vielleicht einigen unter 
uns seitens der Kommunal-Behörden ein entsprechender Raum ein¬ 
geräumt wird. 

Eine weitere Beschränkung dürfte der Umfang der zu 
machenden Vorschläge für diejenigen Städte finden, in denen schon 
hygienische Untersuchungsanstalten vorhanden sind, die unter ärzt¬ 
licher Leitung stehen. In diesen Städten sind aus Gründen der 
Zweckmässigkeit die genannten Anstalten, und nicht der Physikus 
mit der Vornahme der Untersuchungen zu betrauen. Solche An¬ 
stalten aber, die nur einem Chemiker unterstehen, können nicht 
als gleichwertig erachtet werden; denn wenn auch beispiels¬ 
weise für gewisse gewerbliche Anlagen die rein chemische 
Untersuchung eines Brunnenwassers durch einen Chemiker genügen 
mag, so ist doch in allen Fällen, in denen durch eine gewerbliche 
Anlage, z. B. Meierei, Krankheiten verbreitet werden können, die 
Begutachtung der Brunnenanlage allein dem medizinisch gebildeten 
Gesundheitsbeamten zu unterstellen. 

Schliesslich müssen wir auch noch diejenigen hygienischen 
Untersuchungen ausnehmen, die an und für sich durch billigere 
Kräfte in befriedigender Weise zu besorgen sind, oder auch durch 
ihre zu häufige Wiederholung den Physikus von seinen übrigen 
z. Th. wichtigeren Amtsgeschäften abziehen würden. Ich gedenke 
hiermit hauptsächlich der Trichinenschau. 

Wenn wir nun unter den angeführten Gesichtspunkten eine 
Umschau halten, so glaube ich, sind wir alle darin einig, vor 
allen anderen die Trinkwasseruntersuchungen als solche 
zu bezeichnen, die den Physikern von Amtswegen übertragen 
werden müssten. Es ist durch die neueren Forschungen immer 
mehi* erwiesen worden, dass das Trinkwasser, wenigstens für 
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Typhus und Cholera, als der vornehmste Träger der entsprechenden 
Spaltpilze anzusehen ist. In Würdigung dieses Umstandes hat 
die Staatsregierung gelegentlich der Veröffentlichung der gegen 
die Cholera zu ergreifenden Massregeln auf die Nothwendigkeit 
hingewiesen, für reines Trink- und Gebrauchswasser bei Zeiten 
Sorge zu tragen und anerkannt, dass die Wasserversorgungsanlagen 
in umfangreicher Weise der hygienischen Untersuchung und Ueber- 
wachung bedürfen. Mit dieser Untersuchung, die im Wesentlichen 
zu bestehen hat in der lokalen Besichtigung der Brunnenanlagen 
und in der bakteriologisch-chemischen Prüfung des Wassers sind 
aber in planmässiger und durchgreifender Weise geeignete Sach¬ 
verständige nicht betraut worden. Der Umfang der hierbei vor¬ 
zunehmenden Untersuchungen ist vornehmlich dem Gutdünken der 
Sanitätskommi88ionen überlassen worden, denen häufig ein Arzt, 
geschweige denn ein hygienisch ausgebildeter Gesundheitsbeamter 
nicht angehört. Es kann bei aller Anerkennung des Eifers der 
Laienkommissionen doch nicht verschwiegen werden, dass ihnen 
bei dem besten Willen das Verständniss für die einschlägigen 
hygienischen Anforderungen oft völlig abgeht, und dass sie sich 
nicht in erster Linie von hygienischen, sondern vielmehr von rein 
volkswirtschaftlichen Erwägungen bei der Beurteilung sanitärer 
Uebelstände leiten lassen. 

M. H.! Wer ist die geeignetste Persönlichkeit zur Vor¬ 
nahme der lokalen Besichtigung und zur Entscheidung der Frage, 
in welchem Umfange die bakteriologisch - chemische Untersuchung 
erforderlich ist? Doch wohl zweifellos der örtliche Gesundheits¬ 
beamte, d. i. der Physikus. Er vor Allen vermag der lokalen Be¬ 
sichtigung, gewitzigt durch die bei Epidemien gesammelten Er¬ 
fahrungen, den richtigen Werth zu verleihen. Und ist der Physikus 
einmal mit der lokalen Besichtigung betraut, so liegt nichts näher, 
als ihm auch die bakteriologisch - chemische Untersuchung des 
Brunnenwassers zu übergeben; denn die bakteriologische Unter¬ 
suchung ergiebt die brauchbarsten Resultate nur dann, wenn sie 
unmittelbar an Ort und Stelle direkt nach Entnahme der Wasser¬ 
probe angestellt werden kann. Und hinsichtlich der chemischen 
Untersuchung wird derjenige, der die lokale Besichtigung vor¬ 
genommen hat, am besten entscheiden können, in welchem Um- 
fäng sie vorzunehmen und worauf das Hauptgewicht zu 
legen ist. 

Es kann sich meines Erachtens nur darum handeln, ob wir 
auch wirklich im Stande sind, die bakteriologisch - chemische Unter¬ 
suchung sachgemäss zu erledigen. Ich glaube, dass, soweit bei 
der bakteriologischen Untersuchung nur die Zählung der auf der 
Platte ausgewachsenen Keime in Betracht kommt, unsere Befähi¬ 
gung einem Zweifel nicht unterliegen wird, dass wir dagegen, 
wenn es sich darum handelt, das Vorhandensein von schwer nach¬ 
weisbaren Bazillen, z. B. Typhusbazillen, im Trinkwasser festzu¬ 
stellen, wenigstens vorläufig die Untersuchungen wohl den 
hygienischen Instituten überlassen müssen. Hinsichtlich der 
chemischen, und zwar sowohl der qualitativen, als auch der quanti- 
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tativen Untersuchung, dürften wir wohl sehr bald die genügende 
Fertigkeit, soweit sie uns noch abgeht, erlangt haben, zumal, 
wenn der Staat unsere Ausbildung in dieser Hinsicht durch fernere, 
für sämmtliche Physiker obligatorisch zu machende Fortbildungs¬ 
kurse fördert. Soweit wir aber nicht die chemische Untersuchung, 
z. B. beim Vorhandensein von Giften, beherrschen, würden wir 
verpflichten sein, die Untersuchung durch geeignete Institute einzu¬ 
leiten. Von vornherein diese Institute an unserer Stelle mit der 
bakteriologisch - chemischen Untersuchung zu betrauen, würde 
dagegen nicht zweckmässig sein. Denn wegen ihrer geringen 
Anzahl sind diese nicht in der Lage, so zahlreiche Wasserunter¬ 
suchungen vorzunehmen, als das öffentliche Wohl erfordert. 
Ihren bakteriologischen Untersuchungen ist, soweit dieselben nicht 
an Ort und Stelle vorgenommen werden können und sich nicht 
auf einzelne Bakterienspecies (Typhus -, Cholerabazillen) erstrecken, 
nur ein bedingter Werth beizumessen, und hinsichtlich der chemischen 
Untersuchung werden sie niemals zu den für die Beurtheilung des 
Trinkwassers in den einzelnen Landstrichen erforderlichen, ver¬ 
schieden grossen Mittelwerthen gelangen können, da ihnen die 
Auswahl der betreffenden Brunnen und die nöthige Anzahl der 
erforderlichen Einzel-Untersuchungen nicht zu Gebote steht. 

Demgemäss glaube ich Ihre Zustimmung zu finden, wenn 
ich erkläre, dass eine umfassendere Vornahme der Wasserunter¬ 
suchungen im öffentlichen Interesse liegt, dass sie am zweck- 
mässigsten durch den örtlichen Gesundheitsbeamten vorgenomraen 
werden, und dass den Physikern die Fähigkeit hierzu im Allge¬ 
meinen zugesprochen werden muss. 

Wenn K o c h für die Wasserfiltrirwerke besondere bakteriologisch 
vorgebildete Untersucher verlangt, so kann es dahin gestellt 
bleiben, ob sich nicht die Physiker hierzu eignen dürften. Es ist 
aber zu erwähnen, dass überall da, wo diese Geschäfte an und 
für sich zu zeitraubend werden, besondere Untersucher sich besser 
hierzu eignen, als die mit anderen Geschäften überladenen Physiker. 

An zweiter Stelle möchte ich einer Verwendung der örtlichen 
Gesundheitsbeamten zu hygienischen Untersuchungen der 
Milch das Wort reden. Die Milch ist eins unserer wichtigsten Nah¬ 
rungsmittel, ja für eine gewisse Lebensklasse der Bevölkeruug 
ausschliessliches Mittel der Ernährung. Ihre Zusammensetzung ist 
einer stetigen Veränderung unterworfen. Sie ist also nur in 
begrenztem Massstabe behufs Untersuchung versendbar. Die An¬ 
sprüche, die an eine Vollmilch gestellt werden, sind ausserdem in 
den einzelnen Landstrichen und Städten verschieden. Es sind 
dies also Momente, aus denen eine Untersuchung durch örtliche 
Beamte wünschenswerth erscheint. Aus Nothbehelf hat man den 
unteren Polizeiorganen Fett - und Gewichtsbestimmer in die Hand 
gedrückt, mit denen von diesen Beamten praktisch verwerthbare 
Resultate nach heutiger Ansicht nicht erreicht werden. Es entsteht 
also die Frage, was nun geschehen sollP Es ist wohl bekannt, 
dass die Königlichen Regierungen durch einen Runderlass der 
Herren Minister des Innern und der Medizinalangelegenheiten vom 
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26. Juli v. Js. aufgefordert sind, auf eine Vermehrung der zur 
Durchführung des Nahrungsmittelgesetzes dienenden öffentlichen 
Untersuchungsanstalten möglichst hinzuwirken, soweit sich dies 
durch freiwillige Bethätigung von Stadtgemeinden oder von Kreis- 
Kommunalverbänden, ohne dass dem Staate Kosten erwachsen 
würden, erreichen Hesse. 

M. H.! Ich glaube es ist nicht zu erwarten, dass sich hin- 
sichtUch der Milchuntersuchungen auf diesem Wege eine genügende 
Anzahl von Anstalten wird errichten lassen, da dann eigentUch 
in jedem Kreise mindestens eine Anstalt bestehen müsste. Wenn 
nun also die öffentUchen Untersuchungsanstalten auch fernerhin 
in Folge ihrer geringen Anzahl dem Bedürfniss nach Milchunter¬ 
suchungen nicht entsprechen können, so bleiben für die Mehrzahl 
der Physikatsbezirke als geeignete Persönlichkeiten zur Bestimmung 
des Fettgehaltes der Milch u. s. w. nur die Apotheker und Physiker 
übrig. Fs ist aber nicht einzusehen, weshalb unter den beregten 
Umständen die Untersuchungen nicht den Physikern, die doch nun 
einmal die geborenen Gesundheitsbeamten sind, übertragen werden 
sollten. Unter Anwendung der Soxhlet’schen aräometrischen 
Methode dürften die Physiker wohl in der Lage sein, den wissen¬ 
schaftlichen Anforderungen genügende Fettbestimmungen auszu¬ 
führen. Und die Physiker haben auch aus anderen Gründen Ver¬ 
anlassung sich eingehender mit der Milch zu beschäftigen. Denn 
m. H., den Physikern liegt in der Mehrzahl der Bezirke, in 
manchen in fast ausschliesslicher Weise, die Fürsorge für das 
Halte- und Kostkinderwesen ob. Sie sind verpflichtet, sich ge¬ 
legentlich der Revisionen über die Güte der den Kindern verab¬ 
reichten Milch zu vergewissern. Zu dem Zwecke sollten sie in 
die Lage versetzt werden, sachgemäss den Säuregehalt bezw. die 
Inkubationszeit der Milch zu bestimmen, und es Hegt unter diesen 
Umständen nahe, ihnen auch die Bestimmung des Fettgehalts der 
Milch zu übertragen. 

Immerhin wül ich zugeben, dass hinsichtUch der Bestimmung 
des Fettgehaltes der Milch zwar die Zweckmässigkeit, aber nicht, 
wenigstens nicht in gleicher Weise wie für die Wasserunter¬ 
suchungen, die Nothwendigkeit der Vornahme durch die Physiker 
vorliegt. 

Ich komme drittens zu den Untersuchungen der Luft 
auf Kohlen säurege halt in Räumen, die grösseren Menschen¬ 
mengen zum Aufenthalt dienen, vorzugsweise den Untersuchungen 
der Luft in den Schulen. So lange es Schulärzte nicht giebt, muss 
der Physikus als die geeignetste Persönlichkeit zur Vornahme 
dieser Untersuchungen gelten. BekanntHch hat er gelegen tHch 
des Ausbruches von Epidemien zu den SchuUokalitäten Zutritt. 
Es handelt sich ausserdem auch wieder um Untersuchungen, die 
am besten an Ort und Stelle auszuführen sein dürften und denen 
der Physikus auch gewachsen ist, wenn er sich nur im Besitze 
der nöthigen Apparate zur v. Pettenkofer’schen Flaschenmethode 
befindet. Der Physikus würde auch in der Lage sein, unter Aus¬ 
stattung mit den erforderHchen Apparaten (Anemometer, Hygro- 
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meter, Theraiometer) etwaige Ventüations- und Centralheizungs¬ 
anlagen in den Schulen sachgemäss zu begutachten und sich in 
seinen Berichten nicht auf die Angaben, dass die Luft schlecht, 
feucht und kalt vorgefunden wurde, zu beschränken haben. 

M. H.! Schliesslich bleiben noch die bakteriologischen 
Untersuchungen zu besprechen übrig. Die Wichtigkeit der 
bakteriologischen Untersuchungen für die Physiker ist in den 
letzten Jahren in der Presse und im Abgeordnetenhause besonders 
hervorgehoben worden. Nach unserm Dafürhalten ist der Bakte¬ 
riologie hierbei eine zu weitgehende Bedeutung für die Praxis der 
Physiker beigelegt worden. Wir haben uns zu vergegenwärtigen, 
dass die Bakteriologie sich in den Dienst der öflentlichen Gesund¬ 
heitspflege lediglich in dreierlei Beziehung gestellt hat. Zunächst 
geht sie der vorbeugenden Gesundheitspflege [durch Aufdeckung 
von pathogenen Infektionsträgern im Gebrauchs- und Trinkwasser 
zur Hand — und unser Wirken in dieser Hinsicht habe ich bei Be¬ 
sprechung der Wasseruntersuchungen auseinandergesetzt. Haupt¬ 
sächlich aber erweist sich die Bakteriologie hilfreich im Kampfe 
gegen die ausgebrochenen Infektionskrankheiten selbst und zwar 
einmal durch Nachweis des Krankheitserregers und andererseits 
durch direkte Bekämpfung desselben mit Hilfe der Desinfektion. 
Aber schon hinsichtlich der bakteriologischen Diagnose der Mehrzahl 
der Infektionskrankheiten, mit denen wir in unserer amtlichen 
Eigenschaft gemeiniglich zu thun haben, ist zu erinnern, dass es 
bei der Leichtigkeit und Sicherheit ihrer klinischen Diagnose 
und der Umständlichkeit der bakteriologischen Diagnose, soweit 
diese sich bei den in Frage kommenden Infektionskrankheiten 
überhaupt ermöglichen lässt, im höchsten Grade unpraktisch wäre, 
prinzipiell die bakteriologische Bestätigung der klinischen Diagnose 
von Amtswegen zu erwirken. Die bakteriologische Diagnose in 
allen Fällen erscheint heute doch nur erforderlich zu sein bei einer 
einzigen und noch dazu nicht einheimischen Krankheit, nämlich 
der Cholera. Und gerade hier ist die bakteriologische Diagnose 
in neuerer Zeit durch Abänderung der bisher gütigen Methode, 
namentlich durch Hinzufügung des Thierversuches und in Folge 
nachträglicher Entdeckung sehr ähnlicher Wasser- und Darm¬ 
vibrionen so schwierig und unsicher geworden, dass es durchaus 
gerechtfertigt erscheint, die Methode in den hygienischen Instituten 
vorläufig erst weiter ausbüden und für die Praxis brauchbarer 
gestalten zu lassen, bevor sie uns zur Ausübung übergeben wird. 
Hinsichtlich der Bekämpfung der Infektionsträger durch Desin¬ 
fektion hat die Bakteriologie, wie anerkannt werden muss, auf 
Grund des eingehenden Studiums der Biologie der einzelnen Bakte¬ 
rienarten unser Handeln sehr viel zweckmässiger und zielbewusster 
gestaltet. Es wäre aber auch hier verkehrt, die örtlichen Ge¬ 
sundheitsbeamten von Amtswegen anzuhalten, selbstständig nach 
weiteren Verbesserungen und Anpassungen der Desinfektionsmethode 
an die einzelnen Bakterienspezies zu suchen. Auch hier ist das 
Hauptgewicht der amtlichen Thätigkeit des Physikus darin zu 
finden, dass er die richtige Ausführung der in den Centralstätten 
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der hygienischen Wissenschaft als zweckmässig gefundenen Des- 
infektionsmassregeln in der Praxis überwacht, nicht, dass er auf 
Grund selbstständiger Untersuchungen die behördlichen Bestim¬ 
mungen, die jetzt schon einen für den Laien verwirrenden Umfang 
besitzen, lokalen Abänderungen oder vermeintlichen Verbesserungen 
unterwirft Denn die hygienischen Institute müssen wir als die 
vom Staate eigens zur wissenschaftlichen Erforschung der Bakte¬ 
riologie errichteten Stätten ansehen, während in uns in erster 
Linie nur die Organe erblickt werden können, mit Hilfe deren 
die Ergebnisse der Wissenschaft in der Praxis zur Durchführung 
zu bringen sind. 

Wenn wir also nicht der Ansicht sind, dass sich die bakte¬ 
riologischen Untersuchungen -in dem Umfange, wie vielfach ausser¬ 
halb unseres Kreises angenommen wird, zur amtlichen Uebertra- 
gung an den Physikus eignen, so ist doch unter Umständen, be¬ 
sonders wenn die klinische Diagnose ein zweifelhaftes Besultat 
ergeben hat, die bakteriologische Feststellung einer Krankheit 
durch uns erforderlich. Abgesehen von dieser amtlichen Betrau¬ 
ung kann es nur im Interesse des öffentlichen Wohles liegen, auch 
unsere freiwillige Mitarbeit auf diesem Gebiet behördlicherseits 
möglichst zu unterstützen. Denn wenn wir mit den unerläss¬ 
lichsten Hilfsmitteln der Bakteriologie (Mikroskop, Brutschrank, 
Sterilisator u. s. w.) auf öffentliche Kosten ausgerüstet, die Konsta- 
tirung und Bekämpfung der Infektionskrankheiten unternehmen, 
werden wir besonders wegen unserer Vertrautheit mit den Ver¬ 
hältnissen der Praxis häufig genug in die Lage kommen, sowohl 
dem im Einzelfalle vorliegenden Zwecke völlig Genüge zu leisten, 
als auch darüber hinaus die hygienische Praxis und Wissenschaft 
in nicht zu unterschätzender Weise zu fördern. 

Was nun die einzelnen bakteriologischen Untersuchungen 
betrifft, die den Physikern von Amtswegen zu übertragen wären, 
so müssen wir uns, wie ich schon ausgeführt habe, vorläufig mit 
dem Geschick, dass uns die Verpflichtung zur Untersuchung der 
Choleradejektionen wieder abgenommen worden ist, abfinden. 

Im Aufträge von Ortspolizeibehörden nehmen einige von uns 
wohl jetzt schon Untersuchungen auf das Vorhandensein des Gono- 
coccus vor; zur amtlichen Beauftragung an uns in grösserem Um¬ 
fange erscheint mir aber die bakteriologische Feststellung der Tuber¬ 
kulose geeignet und erforderlich. Aus meiner aktiven Militärzeit ist 
mir erinnerlich, dass im Jahre 1883, also ein Jahr nach Koch’s 
epochemachender Entdeckung, bei jedem in Folge eines Lungen¬ 
leidens zur Invalidisirung kommenden Soldaten der Auswurf auf 
Tuberkelbazillen in Folge kriegsministerieller Verfügung, soweit 
schon damals entsprechende Mikroskope in den Garnisonlazareten 
vorhanden waren, untersucht werden musste. Die Civilbeliörden 
stellen leider nicht so weitgehende Anforderungen an den Physikus. 
Wenn die Feststellung des Tuberkelbacillus bei zur Pensionirung 
kommenden Beamten ja auch nicht die Bedeutung haben mag, 
wie bei zu invalidisirenden Soldaten, so scheint es mir doch im 
Öffentlichen Interesse zu liegen, diese Untersuchungen bei in den 
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Dienst eintretenden oder auch im Dienst befindlichen Beamten 
vornehmen zu lassen. Namentlich möchte ich aufmerksam machen 
auf die Gefahr, die ein schwindsüchtiger Lehrer, solange er noch 
im Amte ist, für die Schüler seiner Klasse involvirt. Und auch 
bei Untersuchung der im Amt befindlichen Lehrer, wie auch der 
Präparanden vor der Aufnahme in das Seminar, begnügen sich 
die Behörden meines Wissens durchgängig mit dem oft negativen 
Auskultations - und Perkussionsergebniss. Da die eingehendere 
Untersuchung mehr im öffentlichen Interesse als dem der Lehrer 
liegt, so ist es Sache der Schulbehörden, die Untersuchungen 
auf Tuberkelbazillen vornehmen zu lassen, und es ist dringend zu 
wünschen, dass seitens der Staatsregierung die betheiligten Be¬ 
hörden hierauf aufmerksam gemacht Werden. 

Unter den anderen Mikroorganismen scheint mir vorläufig 
für die amtliche Untersuchung durch den Physikus in zweifel¬ 
haften Fällen von Bedeutung zu sein nur der Diphtheriebacillus, 
die Plasmodien der Malaria und die Spirillen des Rekurrensfiebers. 
Vielleicht würde es uns aber gerade hier vergönnt sein, durch 
Erforschung des Vorkommens dieser Organismen in und nament¬ 
lich auch ausserhalb des menschlichen Körpers nicht bloss der 
Praxis, sondern auch der Wissenschaft zu dienen. 

M. H.! Ich bin hiermit am Schlüsse meiner Vorschläge, und 
möchte es Ihnen überlassen, weitere Gesichtspunkte aufzustellen, 
unter denen hygienische Untersuchungen den Physikern zu über¬ 
tragen sind, sowie fernere Einzelvorschläge hier anzureihen. 

Hinsichtlich der # Durchführung meiner Vorschläge erlaube 
ich mir nur noch kurz zu bemerken, dass ich geglaubt habe, die 
Errichtung vollständig ausgerüsteter Kreis - Untersuchungs-Aemter, 
etwa wie sie dem Militär in den Korpssanitätsämtern zur Ver¬ 
fügung stehen, nicht in Empfehlung bringen zu sollen. Denn 
wenn auch die Bevölkerungszahl der meisten Physikate die Ist¬ 
stärke eines Armeekorps bedeutend übertrifft und zunächst nicht 
abzusehen ist, weshalb für die Civilbevölkerung nicht in gleicher 
Weise wie für das Militär gesorgt werden sollte, so stehen doch 
der Civilbevölkerung in umfangreicherer Weise die hygienischen 
Universitätsinstitute, wie auch die noch etwa auf Grund des Nah¬ 
rungsmittelgesetzes zu Stande kommenden Untersuchungsämter 
zur Verfügung. Ich glaube daher, dass dem Bedürfniss genügt 
werden wird, wenn die Physiker nur mit einer Reihe von Appara¬ 
ten ausgestattet werden würden. Die Kosten der ersten Aus¬ 
stattung, die sich pro Physikat schätzungsweise auf etwa 1000 Mark 
belaufen dürften, müsste meines Erachtens der Staat übernehmen, wäh¬ 
rend die in den einzelnen Physikaten sehr verschieden ausfallenden 
laufenden Kosten (Reagentien, Gebühren u. s. w.) wohl grössentheils 
von den Amtskassen der Ortspolizeibehörden zu bestreiten sein würden. 
An die Staatsregierung dürfen wir auch die Bitte richten, ihren 
Einfluss dahin geltend zu machen, dass uns am besten wohl in 
den öffentlichen Krankenhäusern ein geeigneter Raum zur Vor¬ 
nahme der Untersuchungen zur Verfügung gestellt werde; denn 
der Physikus sollte nicht genöthigt sein, eine Reihe der in Frage 
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kommenden Untersuchungen z. B. die auf pathogene Bazillen in 
seiner Privatwohnung vorzunehmen. 

Die Physiker müssten ferner das Recht der Initiative be¬ 
sitzen, ohne speziellen Auftrag eine Reihe der genannten Unter¬ 
suchungen vorzunehmen, namentlich Brunnenuntersuchungen, oder 
es müsste für jeden Bezirk wenigstens eine Minimalzahl von vor¬ 
zunehmenden Untersuchungen vorgeschrieben werden. 

In Anbetracht der grossen Verschiedenheit der einzelnen 
Physikate ist den Verhältnissen, unter denen einzelne Physiker, 
besonders in grösseren Städten sich ohne Vernachlässigung ander¬ 
weitiger Amtsgeschäfte in wünschenswerthem Umfange den ge¬ 
dachten hygienischen Untersuchungen nicht widmen können, 
Rechnung zu tragen; wie andererseits besonders befähigten Phy¬ 
sikern es unbenommen bleiben muss, den Kreis ihrer Untersuchungen 
weit über die Grenzen des Vorgeschlagenen hinaus auszudehnen. 
Dass da, wo geeignete Untersuchungsämter am Orte bestehen, 
diesen zweckmässiger ein Theil der Untersuchungen, beispiels¬ 
weise die Fettbestimmung der Milch überlassen werden wird, 
habe ich schon erwähnt. 

M. H.! Lassen Sie, nachdem wir ein grosses Gebiet der 
Hygiene, nämlich die Gewerbehygiene verloren haben, uns um 
so eingehender den übrigen Gebieten der Hygiene widmen. 
Suchen wir sie mit den Hilfsmitteln der modernen Wissenschaft 
um so intensiver zu bearbeiten und für das Gemeinwohl frucht¬ 
tragend zu machen. Möge die Staatsregierung, die uns durch 
Fortbildungskurse die Fähigkeit zu diesen Untersuchungen 
verliehen hat, diesem unsern Streben weiterhiu durch Aufträge, 
durch Entschädigung des Zeitaufwandes und durch Ausrüstung 
mit den erforderlichen Apparaten hilfreich zur Hand gehen! 
Dann, m. H. wird die Mitarbeit der Physiker auf diesem Gebiet 
nicht mehr gering veranschlagt werden können, dann werden die 
Physiker mit grösserer Schaffenslust als bisher zu Nutz und 
Frommen des Allgemeinwohles den Pflichten ihres Amtes nach- 
kommen können! 

Ich habe mir erlaubt, meinen Vortrag in folgenden, bereits 
gedruckt in Ihren Händen befindlichen Leitsätzen zusammenzu¬ 
fassen : 

I. 

„Die örtlichen Gesundheitsbeamten, d. s. die Physiker, sind 
im Interesse der allgemeinen Wohlfahrt und behufs Förderung 
ihres hygienischen Wissens und Könnens in grösserem Umfange, 
als bisher geschehen ist, mit Untersuchungen hygienischer Art 
von Amtswegen zu beauftragen. 

II. 

Als solche Untersuchungen können in Vorschlag gebracht 
werden: 

a) Die bakteriologisch - chemischen Untersuchungen der 
Brunnen bezw. Wasserfiltriranlagen; 
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b) die Bestimmung des Fettgehaltes und der Inkubations¬ 
zeit der Milch; 

c) die Untersuchungen der Luit in öffentlichen Bäumen 
auf Kohlensäuregehalt; 

d) bakteriologische Untersuchungen zur Feststellung an¬ 
steckender Krankheiten. 

m. 

Die Physiker sind mit den für diese Untersuchungen nöthigen 
Apparaten, Beagentien u. s. w. auf öffentliche Kosten, sei es des 
Staates oder der Gemeinden, auszustatten. Desgleichen müssen 
die Physiker berechtigt sein, für die Ausführung der Untersuchungen 
besondere Gebühren zu beanspruchen, deren Höhe nach dem er¬ 
forderlich gewesenen Zeitaufwande zu bemessen ist.“ 

Vorsitzender: M. H.! Ich eröffne die Generaldis¬ 
kussion über den eben gehörten Vortrag des Herrn Kollegen 
Dr. Nauck, und bitte diejenigen Herren, welche zu derselben 
das Wort ergreifen wollen, sich zu melden. 

H. Kr.-Phys. u. San.-Rath Dr. Penkert-Merseburg: M. H.! So sehr ich 
auch mit Freuden den Vortrag des Herrn Kollegen begrttsst habe und so sehr 
sympathisch mir auch dessen Wünsche sind, wenigstens in der Richtung, dass 
die Thätigkeit des Medizinalbeamten einen grösseren Umfang annehme, so glaube 
ich doch, dass seine Wünsche noch verfrüht sind, und dass wir ohne die Durch¬ 
führung der Medizinalreform die Ziele nicht erreichen können, die der Herr 
Kollege sich gesteckt hat. Zur Durchführung seiner Ideen gehört Verschiedenes: 
Es gehören dazu Zeit, Uebung, Instrumente und schliesslich doch auch, wenn 
die erweiterte medizinalbeamtliche Thätigkeit Oewinn bringen soll, die eigene 
Initiative der Physiker. Letztere ist uns noch nicht zugesprochen, bevor wir 
nicht die Medizinalreform haben; andererseits gebricht uns entschieden jetzt noch 
die erforderliche Zeit, da wir durch die Lage der Dinge, durch die Praxis ge¬ 
zwungen sind, uns Einkommen zu verschaffen und in Folge dessen nicht viele 
Zeit zu derartigen Untersuchungen übrig haben. Was nun weiter die Frage 
betrifft, ob die Physiker die Fähigkeit zur Vornahme der in Rede stehenden 
Untersuchungen besitzen, so erkennen wir alle gewiss sehr dankbar an, dass 
seitens des Staates die hygienischen Kurse eingerichtet worden sind, namentlich 
diejenigen von uns, die daran Theil genommen und den sehr grossen Nutzen der 
Kurse kennen gelernt haben. Wenn wir jedoch das Resultat ziehen, dann muss 
ich wenigstens von meiner Person sagen, — und ich darf es auch von den Kollegen 
sagen, die mit mir an dem Kursus Theil genommen haben, — dass wir wohl 
eine Menge Untersuchungen kennen gelernt haben, dass wir uns aber nicht so 
grosse Gründlichkeit und Genauigkeit, besonders in schwierigen chemischen 
Untersuchungen Zutrauen, um etwa als Sachverständige vor Gericht auftreten zu 
können. Dazu gehört doch eine grössere Uebung in diesen Dingen; Uebung 
aber können wir nicht haben, weil wir, abgesehen von der erforderlichen Zeit, 
zu wenig Gegenstände zur Untersuchung und zu wenig Material für die prak¬ 
tische Verwendung des gelernten Theoretischen und damit für die Befestigung 
unserer Kenntnisse haben. 

M. H., ich meine, es ist noch zu früh mit derartigen Wünschen hervor¬ 
zutreten, wie sie der Herr Kollege ausgesprochen hat^ wie sehr ich auch an sich 
seine Wünsche theile. Ich halte es aber nicht für richtig, dass man jetzt schon 
eine Summe von Untersuchungen von den Physikern verlangen soll, bevor die 
Medizinalreform durchgeführt ist. Wir erstreben sie alle, die Medizinalreform; 
aber was wäre jetzt das Resultat, wenn uns derartige Untersuchungen über¬ 
tragen würden und es dann in die Ocffentlichkeit käme: dass dieser oder jener 
Physikusjden gestellten Anforderungen nicht vollkommen genügt hätte? Ja, 
m. H., man würde daraus nur zu leicht auf die Gesammtheit schliessen und da¬ 
durch unser ganzer Stand in Misskredit gebracht werden. Die Medizinalreform 
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wird dann aber erat recht nicht zu Stande kommen. Ich möchte Sie deshalb 
bitten: verschieben Sie diese Wünsche, bis die Medizinalreform durchgeführt ist 
und wir dann allen Anforderungen entsprechen können. (Bravo.) 

H. Kr.-Phys. und Sanitäts-Rath Dr. Philipp: M. H.! Ich kann nicht 
umhin, dem Verlangen des Herrn Kollegen Dr. Penkert zu widersprechen. Ich 
bin der Meinung, dass der Physikus gerade ein speziell hygienisch - technischer 
Beamter sein soll, und ich stehe auf dem Standpunkt, dass die jetzige Stellung, 
wie sie der Physikus einnimmt, aufgegeben werden muss. Ich wünsche, dass 
die gerichtsärztliche Thätigkeit von der hygienischen getrennt und der Physikus 
als solcher ein speziell technischer Gesundheitsbeamter wird. 

Ich glaube, es ist nicht richtig, was der Herr Kollege Penkert sagt, 
dass uns die Uebung in hygienischen Untersuchungen abgehe. Wenn wir nur 
die Mittel haben, wird überall genügend Stoff für dieselben vorhanden sein und 
auch genügend Zeit. Selbstverständlich müssen die hygienisch - technischen Unter¬ 
suchungen auch besonders bezahlt werden; ich begrüsse daher in dieser Beziehung 
die Leitsätze des Herrn Referenten mit grosser Freude und wünsche dieselben eher 
ausgedehnt als vermindert zu sehen. Ich stehe vollständig auf dem Standpunkt, 
dass der Physikus sowohl in den bakteriologischen wie in den allgemeinen 
hygienischen Untersuchungen durchaus firm sein kann und sein muss. Wenn 
das nicht der Fall sein würde, und wenn für alle diese Zwecke noch besondere 
Bakteriologen, noch besondere chemische Techniker bestimmt werden sollen, dann 
frage ich Sie: was bleibt für den Physikus noch übrig, soll er etwa ein reiner 
Bureauschreiber werden? Das ist doch wahrhaftig nicht seine Aufgabe! 
(Bravo.) 

H. Bezirksphys. n. San. - Rath Dr. Litthaaer - Berlin: M. H.! Ich möchte 
mir erlauben, Folgendes anzuführen: Es ist ein Faktum, dass die Ausführung 
hygienischer Massnahmen noch niemals wegen gewisser technischer Schwierig¬ 
keiten Schaden gelitten hat. Sehen wir uns doch nur irgend eine Spezialität 
an, welche sie auch sein mag, immer werden wir finden, dass das Technische 
erlernt werden kann, und auch Herr Kollege Penkert wird zugeben, dass 
dieses für den Physikus möglich ist. Augenblicklich liegt aber die Sache so, 
wie der Herr Kollege Penkert angegeben hat, dass die grosse Zahl der Phy¬ 
siker nicht in der Loge ist, eine genaue bakteriologische oder chemische Unter¬ 
suchung ausführen zu können. Hat doch die Stadt Berlin es nicht für nöthig 
gehalten, für die bakteriologischen Untersuchnngen bei ansteckenden Krankheiten 
den Physikern einen Raum und eine Stelle zu schaffen. Man kann von einem 
Physikus mit 900 Mark Gehalt aber nicht verlangen, dass er sich einen solchen 
Raum auf eigene Kosten hält. Der Vortrag will ja auch nicht als Manometer 
betrachtet werden, um anzuzeigen, wie weit wir jetzt in der Lage sind, die¬ 
jenigen Massnahmen ausführen zu können, die durch die hygienischen Unter¬ 
suchungen geboten sind, er will vielmehr als anzustrebendes Ziel hinstellen, dass 
alle nothwendigen Untersuchungen von den Physikern ausgeführt werden. Ich 
bin auch überzeugt, dass selbst die älteren Physiker noch soviel Elastizität und 
soviel Interesse an der Wissenschaft haben werden, dass sie das, was von ihnen 
verlangt werden kann, noch erlernen werden. Wir müssen allerdings voraus¬ 
setzen, dass der Physikus nicht blos Bakteriologe und Chemiker, sondern dass 
er in erster Reihe Arzt sein soll; er muss mit der Geschichte der Krankheit, 
mit ihrem Wesen aufs engste"ivertraut sein, um wirklich ein massgebendes 
Urtheil abgeben zu können. Ich bin fest überzeugt, dass wir die bakteriologi¬ 
schen und chemischen Untersuchungen lernen können, aber es ist nicht nöthig, 
dass wir Bakteriologen von Fach und dass wir Chemiker ex professo sind, 
sondern dass wir nur diejenigen Massnahmen anwenden, welche nach den all¬ 
gemeinen hygienischen Grundsätzen erforderlich sind. Gehen diese nicht all¬ 
zusehr in’s Spezielle, so werdendste leicht von uns erlernt werden. Ich bin also 
der Ansicht, dass die Thesen, die der Vortragende aufgestellt hat, ausserordent¬ 
licher Beachtung werth sind; zweckmässiger würde es allerdings sein, wenn sie 
auch allgemein gefasst wären und nicht so ins detail gingen. 

H. Kr.-Phys. und San.-Rath Dr. Penkert: Ich möchte mich 
dem Herrn Vorredner gegenüber nur [gegen eine falsche Auffassung meiner 
Worte verwahren. Ich bin ganz entschieden der Ansicht, dass die Thätigkeit 
des Physikus möglichst erweitert werde, dass dieser mit den einschlägigen 
bakteriologischen und chemischen Untersuchungen vollständig vertraut sein 
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müsste, aber ich möchte nur betonen, dass, so wie die Dinge jetzt liegen, die 
in den Thesen aufgestellten Forderungen des Vortragenden noch verfrüht sind. 

H. Reg. - u. Geh. - Med. - Rath Dr. Nath: Ich möchte mich der Ansicht 
des Herrn Kollegen Penkert ganz entschieden anBchliesscn. Ich halte keines¬ 
wegs die Physiker für ungeeignet, sich die Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertig¬ 
keiten zu erwerben, die zu genauen bakteriologischen und chemischen Unter¬ 
suchungen nöthig sind, aber, wie der Herr Kollege Penkert ganz richtig be¬ 
merkt, bei der gegenwärtigen Lage der Zustände halte ich es für verfrüht, 
alles, was der Herr Vortragende gefordert hat und was im Prinzip gewiss zu 
erstreben ist, jetzt bereits zu verlangen. Ja, m. H., wenn die Medizinalreform 
erst ins Werk gesetzt und die Physiker rein sanitätspolizeiliche Beamte ge¬ 
worden sind, losgelöst von der Praxis, auf die sie heute sämmtlich doch ange¬ 
wiesen sind, dann wird die Zeit gekommen sein, wo sie sich diesen Unter¬ 
suchungen ausschliesslich widmen können. Gegenwärtig aber fehlt ihnen die 
Zeit, solchen Untersuchungen sich genügend hinzugeben; dann fehlt ihnen auch 
die Uebung. Wir alle, die wir au den hygienischen Kursen Theil genommen 
haben — und ich selbst habe die Ehre gehabt — wir haben viel gelernt, einen 
Ueberblick gewonnen, wie der Herr Kollege Penkert ganz richtig bemerkt 
hat. Das ist auch bereits sehr viel werth, dass man eben weiss, wie es gemacht 
wird. Aber um nuu in allen dieseu Untersuchungen au fait zu sein und um 
jederzeit den Behörden gegenüber das Resultat der Untersuchung vertreten zu 
können, dazu bedarf es mehr als eines Ueberblickes, dazu bedarf es vollkommener 
Vertrautheit und fortgesetzer Uebung, die man nur bekommt, wenn man Ma¬ 
terial und Zeit genügend hat; und beides fehlt uns. 

Wenn ich auf These 1 näher eingehen darf, so wird sich heute die Ueber- 
tragung der bakteriologisch-chemischen Untersuchung des Brunnenwassers an die 
Physiker leicht ausführen lassen, weil sie nicht so viel Uebung erfordert als 
manche andere Untersuchungen. Auch der These 2 und 3 kann ich zustimmen, 
aber nun komme ich zu den bakteriologischen Untersuchungen behufs Fest¬ 
stellung ansteckender Krankheiten. Die Uebertraguug dieser Untersuchungen 
an die Physiker halte ich für sehr bedenklich; namentlich erinnere ich hier an 
die Cholera, wobei es doch so sehr darauf ankommt, augenblickliche Resultate 
festzustellen, und es im Interesse der öffentlichen Wohlfahrt nothwendig ist, 
das Untersnchungsresultat sofort zu erhalten. In dieser Frage z. B. reicht denn 
doch die Fähigkeit und Fertigkeit der Physiker im allgemeinen unter den 
jetzigen Zuständen nicht aus. Dazu ist vorläufig nur der Weg einzuschlagen, 
solche Untersuchungen durch die verfügbaren hygienischen Institute vornehmen 
zu lassen, wie es jetzt geschieht. Ich halte deshalb den Antrag jetzt gleich¬ 
falls für verfrüht. 

H. Kr. - Phys. Dr. Langerhans : Ich möchte mich vollständig dem 
Herrn Collegen Philipp anschliessen, weil ich der Meinung bin, dass wir 
durchaus die Zeit zu diesen Untersuchungen haben. Wir haben uns schon die Cho¬ 
lerauntersuchungen aus den Händen nehmen lassen; ich meine aber, wir müssen 
uns mit allen Mitteln bestreben, uns in der bakteriologischen Diagnostik zu ver¬ 
vollkommnen, um die Cholerauntersuchnngen wieder in unsere Hände zu be¬ 
kommen, sonst wird uns auch noch die Diphtherie u. s. w. genommen werden. 
Und wahrhaftig, die Aufgabe ist eine so ungemein einfache, dass wir uns dieser 
nicht entziehen können! Sie muss von uns gelöst werden; wird sie es nicht, 
so wird sie von anderer Seite übernommen. Die privaten bakteriologischen In¬ 
stitute, die wie Pilze aus der Erde wachsen, reden doch wahrhaftig eine beredte 
Sprache, oder soll uns diese unsere wichtigste Thätigkeit, die epidemiologische 
Prophylaxe, auch noch aus den Händen genommen werden? Anderseits können wir 
uns die Uebung auch sehr leicht erwerben, auch z. B. bei der Cholera; denn ich be¬ 
streite die [Schwierigkeit der Cholerauutersuchung vollständig, die gerade jetzt in 
ihrer Methode so ungemein vereinfacht ist. Sic ist eine der leichtesten Aufgaben 
der bakteriologischen Technik, so dass ich nicht einsehe, wie man die Cholera 
als Beispiel gegen die aufgestellte Forderung uamhaft machen kann. In den 
meisten Fällen handelt es sich bei der Cholerauntersuchung nicht um Trinkwasser¬ 
untersuchung, sondern um Faecesuntersuchung, die häufig in 5 Minuten gemacht 
werden kann, und schon in 10 Stunden ist die Kolonie fertig. Ehe also die 
Faeces in einem hygienischen Institute angelangt sind, ist der Physikus bereits 
in der Lage, urtheilen zu können. Es wäre also ein Fehler, wenn die Institute 
diese Aufgabe behalten werden, die wir uns nicht nehmen lassen dürfen, und 
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zwar nicht nnr in unserem Interesse, sondern im Interesse der öffentlichen Ge¬ 
sundheitspflege überhaupt. Und sind früher hierfür die Gelder dagewesen, so 
werden sie auch jetzt da sein. Ich würde sogar noch über die Thesen hinaus¬ 
gehen, um deren Annahme ich Sie dringend bitte. (Bravo!) 

H. Stadtphys.-n. Sau.-Rath Dr. Mittenzweig-Berlin. M. H.! Der 
Herr Kollege Dr. Langcrhans bat mir das Meiste von dem vorweggenommen, 
was ich sagen wollte. Ich kann nnr noch als meine Ueberzeugung hinzufügen, 
dass die Physiker sehr wohl in der Lage sind, die Fertigkeit zu erlernen, nm 
die schwierigsten bakteriologischen Untersuchungen auszuführen. Als ich von 
dem Cholera - Kursus aus Berlin nach Duisburg zurückgekehrt war, habe ich 
mich nicht auf die Bärenhaut gelegt, um abzuwarten, was nun kommen würde, 
sondern ich habe mir ein kleines Zimmer eingerichtet und bakteriologische Unter¬ 
suchungen darin ausgeführt. Ich fand, trotzdem ich eine grosse ärztliche Thä- 
tigkeit zu entfalten hatte, noch Zeit genug, um die bakteriologisch-chemischen 
Untersuchungen auf das Genaueste durchzuführen und fortzusetzeu. Ich habe 
damals mit dem Medizinalrath Dr. Beyer auch Verhandlungen angeregt über 
die Anschaffung von Instrumenten u. s. w. Dieser war auch sehr dafür, dass 
die Physiker unterstützt würden bei ihren grossen Ausgaben für solche Unter¬ 
suchungen. Wir mussten uns damals für 300 bis 400 Mark, also doch eine recht 
erhebliche Summe, Mikroskope anschaffen. Wir mussten uns bald noch bessere 
Linsen, als die bisher gebräuchlichen zulegen; denn mit dem fast neuen Mi¬ 
kroskop konnten wir wohl Tuberkulose- aber nicht Cholerabazillcn untersuchen. 
Ich bat also Herrn Medizinalrath Dr. Beyer, diescrhalb mit dem Herrn Re¬ 
gierungspräsidenten Rücksprache nehmen zu wollen. Er that es, wurde aber 
fast ausgelacht, wie er mir bald darauf mittheilte. Dessenungeachtet habe ich 
versucht, aus eigenen Mitteln weiter zu arbeiten, und ich habe jede Art Unter¬ 
suchung angestellt, gezüchtet, gefärbt, Kolonien angelegt, Reinkulturen, und 
einen sogenannten Cholerakasten hergestellt, mit dem ich in meinem Reg. -Bez. 
herumfuhr, um das, was ich soeben in Berlin gelernt hatte, meinen Kollegen zu¬ 
gänglich zu machen. Ich war in Essen. Barmen, Düsseldorf und habe den 
ganzen Bezirk mit meinen Kolonien unsicher gemacht. Ich bin bei diesen Ar¬ 
beiten sehr gut vorwärts gekommen, besser als im Kursus, wo einem die Bazillen 
sehr scheu, und fast nur von Weitem gezeigt wurden, weil man sich vor ihnen 
damals ganz gewaltig fürchtete. Und Mancher (z. B. Finkler) hat mir 
gesagt, dass ich die Cholera ebensogut diagnostiren könnte, als Jemand der 
sich damit speziell abgäbe. Ich bin daher der festen Ueberzeugung, dass dies 
jeder von Ihnen ebenso mühelos und leicht lernen, uud sich mit den bakterio¬ 
logischen und chemischen Untersuchungen so vertraut machen kann, wie es die 
von dem Referenten aufgestellten Thesen fordern. (Bravo!) 

H. Kr.-Phys. Dr. Schroeder-Wollstein: M. H.! Ich möchte aus meiner Er¬ 
fahrung das bestätigen, was der Herr Kollege Dr. Mittenzweig eben gesagt hat. 
Ich habe im vorigen Jahre am Kursus des Herrn Professor Dr. Flügge in 
Breslau Theil genommen und behaupt«, dass ein derartiger Kursus vollständig 
ausreicht, um uns in alle hygienischen Untersuchungsmethoden einzuweihen. 
Es gehört allerdings dazu, dass man in der Uebung bleibt. Ich habe mir deshalb 
ein eigenes Laboratorium angelegt und darin gearbeitet, und kann wohl sagen, 
dass ich die erspriesslichsten Resultate gehabt habe. Ich möchte mich jederzeit 
anheischig machen, eiue Choleradiagnose schnell und sicher zu stellen, und 
möchte wünschen, dass die hygienischen Untersuchungen uns übertragen werden. 
Wenn wir diese jetzt ans der Hand geben, bekommen wir sie nicht wieder. 
Ich bin darum mit den Vorschlägen des Herrn Collegen Nauck vollkommen 
einverstanden. 

H. Kr. - Phys. Dr. Gottschalk - Rosenberg: M. H.! Aus denselben Ge¬ 
sichtspunkten, die der Herr Kollege Dr. Langerh ans dargestellt hat, habe 
ich nach einem Kurse in Breslau bakteriologische und chemische Wasserunter¬ 
suchungen bisher immer selbst angestellt. Vorher wurden die Wasserunter- 
snehnngen, die immerhin eine beträchtliche Anzahl ausmachten, den Apothekern 
übergeben. Es kamen bisweilen aber ganz wunderbare Resultate dabei heraus, 
so dass die Kgl. Regierung sich veranlasst sah, den Physikus mit der Nach¬ 
prüfung derselben zu beauftragen. Unter Hinweis hierauf habe ich dem Kreis- 
ausschusse die Vortheile eines kleinen Laboratoriums klar gelegt, und es ist 
mir ein solches ohne Weiteres bewilligt worden. Eb wurden mir die geforderten 
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Oelder angewiesen, worauf ich im Krankenhause — in meiner eigenen Wohnung 
hätte ich es nicht machen können — ein kleines bakteriologisches Laboratorium 
einrichtete zugleich mit den für die chemische Wassernntersuchung nöthigen 
Utensilien. Ich bin damit sehr zufrieden und glaube, dass ich in der Vervoll¬ 
kommnung des Laboratoriums mit der Zeit noch weiter werde fortschreiten 
können. Allerdings muss Einem die Sache Spass machen; das halte ich für die 
Hauptbedingung; denn wie ich im vorigen Jahre in dem Kursus zu bemerken 
Gelegenheit hatte, waren nicht alle Kollegen gleich erbaut von den mikro¬ 
skopischen Untersuchungen und sonstigen hygienischen Arbeiten, die Übrigens 
ausgezeichnet geleitet wurden und bei denen man wirklich viel lernen konnte. 
Ich kann mir daher sehr wohl denken, dass Mancher nicht rechte Lust hatte, das 
Gelernte später zu Hause praktisch weiter zu verwerthen. Ferner spielt aber 
auch die Zeit dabei eine Hauptrolle. Wer sich viel mit Privatpraxis be¬ 
schäftigt, wird bakteriologisch nicht viel arbeiten können; denn in */» bis 
1 Stunde ist nicht viel gethan. Man muss halbe, ja bisweilen fast ganze Tage 
daran wenden können, um sich mit den vorgenommenen Untersuchungen nutz¬ 
bringend zu beschäftigen. Ich persönlich treibe allerdings nicht allzuviel Privat¬ 
praxis, so dass die Beschäftigung mit Bakteriologie und praktischer Hygiene 
für mich freilich leichter möglich ist, als für manchen andern Kollegen. 

H. Kr.-Phys. Dr. Blokusewski-Daun: M. H. I Ich möchte mich auf 
den Standpunkt des Herrn Kollegen Penkert stellen. Diejenigen Herren, die 
dagegen aufgetreten sind, befinden sich in der Lage, sich diesen Untersuchungen 
weiter widmen zu können; es wird aber höchstens der 5. Theü der Physiker 
in dieser glücklichen Lage sein. Wenn wir uns aber zu viel zumuthen, werden 
wir uns mehr schädigen als nützen. Ich habe auch den bakteriologischen 
Kursus mitgemacht und mich dann weiter unter Geheimrath Fresenius in 
Wiesbaden beschäftigt, aber als in meinem Kreise unter verantwortlichen Ver¬ 
hältnissen die Entscheidung an mich herantrat, war es mir doch angenehm, 
meinen Befund durch die Untersuchungsstation bestätigen lassen zu können. 
Meiner Ansicht nach gehen die Bakteriologen viel zu weit in ihren Ansprüchen 
und werden desshalb auch von den verschiedensten Seiten angegriffen, daher 
werden wir abwarten müssen, ob die Bakteriologie diesen Einfluss behalten 
wird. Vorläufig aber müssen wir als Sanitätsbeamte daran denken, dass wir in 
erster Linie noch praktische Aerzte sind, und wenn wir dem praktischen Be¬ 
dürfnisse genügen, so thun wir unsere Pflicht; und da ist es zweckmässig, und 
auch praktisch, dass die Möglichkeit gegeben ist, sich in schwierigen Verhält¬ 
nissen an ein bakteriologisches Institut zu wenden. 

In einer Hinsicht komme ich hier zu einem etwas vermittelnden Stand¬ 
punkt. Aus dem Eifer nämlich, mit dem viele Kollegen sich diese Unter¬ 
suchungen nicht entziehen lassen wollen, ersehen wir die Nothwendigkeit der 
Reform, damit wir alle das erhalten, was wir noch nicht haben, nämlich die 
pekuniäre Sicherstellung — ob sie von Seiten des Staates geregelt wird ist 
hierbei gleichgültig — und damit die Zeit zu diesen Untersuchungen, unab¬ 
hängig von der Praxis. Aber vorläufig muss ich bei der Ansicht des Herrn 
Kollegen Penkert verbleiben: wir müssen erst die Medizinalreform abwarten 
und dann unsere Befugniss zu diesen Untersuchungen darauf stützen, dass wir 
als lokale Sanitätsbeamte die Verhältnisse besser beurtheilen, die Anordnungen 
schneller erledigen können. 

Also nur dadurch, dass die Medizinalreform in dem Sinne, wie sie in 
letzter Zeit in Aussicht genommen ist, ausgeführt wird, nämlich, dass wir aus der 
Privatpraxis, aus der Konkurrenz mit den praktischen Aerzten herausgerissen werden, 
wird cs uns möglich gemacht werden, uns diesen speziellen Sachen zu widmen; 
aber ich fürchte, dass erst eine andere Generation heranwachsen wird, der man 
diese Untersuchungen überlassen wird. Jedenfalls ist vorläufig die Sache ver¬ 
früht; warten wir also die Medizinalreform ab! 

H. Kr. - Phys. Dr. Matthes - Obornick: Ich möchte mir nur erlauben, 
darauf hinzuweisen, dass im Regierungsbezirk Posen von den Kreisphysikern 
bereits Wasseruntersuchungen verlangt werden, so dass diese Forderung des 
Referenten bereits in die Praxis übergeführt ist. 

H. Bez.-Phys. u. San.-Rath Dr. Litthauer: M. H. Gestatten Sie mir 
zur Ergänzung noch Folgendes zu bemerken. Es ist wiederholt den Bakterio¬ 
logen vom Fach der Vorwurf gemacht worden, dass sie die Prophylaxis der 
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Volkskrankheiten auf dem „Bazillenfang“ balanziren lassen. Ich habe schon 
vorhin erwähnt, dass wir als medizinische Hygieniker vor allem Aerzte sein 
müssen, und dass wir anf Grand medizinischer Forschung, also der Beobachtung 
Kranker und menschlicher Einrichtungen, experimenteller Untersuchungen u..s. w. 
die Ziele der Hygiene stecken müssen. Gerade das Institut für Infektions¬ 
krankheiten und dessen Leiter beweisen, dass klinische Beobachtung mit den 
übrigen Methoden vereint werden muss. Andererseits können wir uns der 
Thatsache nicht verschliessen, dass für die Diagnose gewisser Infektionskrank¬ 
heiten die bakteriologische Untersuchung von ausschlaggebender Bedeutung ist. 
Dies ist z. B. bei der Cholera der Fall. Die früheren Epidemien, mögen sie in 
Deutschland oder ausserhalb Deutschlands, in Europa oder ausserhalb Europas 
geherrscht haben, haben den Beweis geliefert, dass der erste Fall bei einfach 
klinischer Analyse nicht erkannt worden ist. Nachdem aber Koch seine epoche¬ 
machende Entdeckung gemacht hatte, ist es in Wien, Breslau und in den 
letzten Jahren in sehr vielen Orten möglich gewesen den ersten Cholerafall als 
solchen zu erkennen. 

Wir Aerzte können daher der Bakteriologie nicht dankbar genug sein, 
dass sie ein Reagens gefunden bat, welches uns die sofortige Erkennung des 
ersten Falles ermöglicht. Wir Physiker in Berlin und in den Universitäts¬ 
städten können uns ja Rath erbitten von den bezüglichen Universität^- und 
* sonstigen Instituten; allein es ist doch billig, dass auch wir mit den Unter¬ 
suchungsmethoden vertraut sind. Ganz besonders nothwcndig ist es aber, dass 
die übrigen Physiker die Anwendung der Methoden erlernen, damit die ersten 
in einem Orte sich zeigenden Fälle erkannt, prompt isolirt und unschädlich ge¬ 
macht werden können. Es scheint mir demnach im öffentlichen Interesse, dass 
die zu modifizirenden Forderungen des Vortragenden den Behörden zur Kennt- 
niss gelangen als ein von uns zu erstrebendes Ziel. Ich glaube sicher, dass 
wir uns auch die feinere Technik, von der wir sagen müssen, dass wir sie noch 
nicht beherrschen, im Laufe der Zeit aneignen werden. Die Geschichte der 
Medizin zeigt, dass alles Technische erlernt worden ist, und dass an den Schwie¬ 
rigkeiten der Technik das Streben, den Menschen zu helfen, noch niemals ge¬ 
scheitert ist. 

H. Kr. • Phys. u. San. • Rath Dr. Penkert: M. H.! Es ist mir eine Ge¬ 
nugtuung gewesen, dass alle Herrn Kollegen, die gewissermassen gegen mich 
geredet haben, sich speziell auf die Bakteriologie konzentrirt haben. Ich muss 
offen gestehen, ich bin ein grosser Verehrer der Bakteriologie und kann als 
nachahmenswertes Beispiel anführen, dass ich zur Zeit der Hamburger Cholera 
auf dem Rathhause in Merseburg auf Kosten der Stadt ein Laboratorium ein¬ 
gerichtet habe. Sie sehen daraus, dass ich mich selbst mit Bakteriologie befasst 
habe. Ich bin auch der Ansicht, dass (es gerade uns Physikern, wenn wir uns 
mit der Sache eingehend beschäftigen, sehr leicht möglich ist, eine sichere 
Choleradiagnose zu stellen, wovon ich mich übrigens zur Zeit der Nictlebener 
Choleraepidemie überzeugt habe. Sie wollen die Choleradiagnose behalten, 
gewiss, das ist auch meine Ansicht. Aber, m. H., nun frage ich Sie, die sich 
gerade viel mit Bakteriologie beschäftigt haben, wieviel bleibt Ihnen Zeit für 
andere Untersuchungen wie Milchuutersuchuugen, Butteruntersuchungen u. s. w., 
um etwa den Gehalt an Fettsäuren und Margarine zu bestimmen? Und wenn 
Sie Milch und Butter untersuchen wollen, warum nicht überhaupt alle Nahrungs¬ 
mittel?! Diese Forderungen sind mir, wie ich wiederhole, verfrüht. Was wir 
mit unserer verhältnissmässig geringen freien Zeit bearbeiten können, wollen 
wir thun. Aber ich frage Sic selber, wollen Sie es mit Ihrem Gewissen vor 
Gericht verantworten, zu erklären, die und die Butter ist verfälscht, die und 
die Milch ist verfälscht? Wollen Sie sich jetzt schon auf Ihre chemischen 
Untersuchungsresultate absolut verlassen? Ich thue es nicht! (Bravo !) 

H. Kr. - Phys. u. San. - Rath Dr. Philipp: M. H.! Es ist von mehreren 
Vorrednern immer Bezug genommen auf die Medizinalreform, die erst abge¬ 
wartet werden solle. Ich möchte Sie doch davor warnen, unsere Thätigkeit in 
der Weise einzurichten und unsere Bestrebungen znrückzusetzen, bis zu dem 
Zeitpunkt, wo sie in der That erscheinen wird. Als ich noch ein junger Arzt 
war, hat man sie auch schon erhofft. Warten auf die Medizinalrcform heisst 
nichts anderes, als unsere Bestrebungen und hohen Ziele ad calendas graecas 
zu vertagen. Wir müssen uns nach den bestehenden Verhältnissen richten, und 
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da bitte ich Sie, den Forderangen der Vortragenden Ihre Zustimmung zu 
geben. (Bravo!) 

H. Kr.-Phys. Dr. Nauck: Ich möchte dem Herrn Kollegen Dr. Penkert 
nur erwidern, dass ich von den übrigen Nahrungsmitteln deswegen Abstand ge¬ 
nommen und mich absichtlich auf die Milch beschränkt habe, weil nur die Un¬ 
tersuchung der Milch zweckmässig an Ort und Stelle vorzunehmen und uns zu 
übertragen ist. Wir wollen aber nur solche Untersuchung fordern, deren ört¬ 
liche Ausführung durch örtliche Gesundheitsbeamte möglich und zweckmässig ist. 
Da zum Unterschied von der Milch die Butter, sowie andere Nahrungsmittel 
zur Untersuchung auf weite Strecken ohne Nachtheile versandt werden können, 
ist es zweckmässiger, deren Untersuchung besonderen Untersnchungsämtern zu 
überlassen. Desgleichen kann ich nicht der Ansicht beitreten, das die Verta¬ 
gung meiner Vorschläge uns von Vortheil sein könnte. Wenn meine Vorschläge 
angenommen werden, wir also für den Zeitaufwand entsprechend entschädigt 
werden, und die nöthigen Apparate erhalten, so sind wir nach meiner Ansicht 
in der Lage, die angeführten Untersuchungen anzustellen. Wir brauchen dann 
auf die Medizinalreform nicht zu warten. Wir nehmen ja auch andere Ge¬ 
schäfte wahr, die noch zeitraubender sind und eigentlich viel weniger mit 
unserem Amt Zusammenhängen, z. B. das Impfgeschäft, dessen Ausführung 
(nicht Ueberwachung) den prakt. Aerzten ohne Nachtheil überlassen bleiben 
könnte. (Widerspruch!). Dazu finden wir auch Zeit. Und ich finde, dass hy- * 
gienische Untersuchungen mindestens ebensogut einen integrirenden Bestandtheil 
des Amtes des Physikus ausmachen könnten. 

Dem Herrn Kollegen Dr. Langerhans möchte ich erwidern, dass, 
soweit mir erinnerlich ist, in einer neuerlichen Veröffentlichung Dr. Pfeiffers 
aus dem Institut für Infektionskrankheiten Vibrionen erwähnt werden, die nicht 
nur aus Wasser, sondern auch aus menschlichen Dejektionen gezüchtet, den echten 
Choleraerregern sehr ähnlich sind. Da dürfte die bakteriologische Cholera¬ 
diagnose doch wohl schwieriger sein, als wie er es dargestellt hat, und von uns 
vor der Hand nicht in Anspruch zu nehmen sein. 

Vorsitzender: M. H.! Mir erscheint die Anschauung des Herrn Kollegen 
Dr. Penkert sympathischer als die weitgehenden Vorschläge des Herrn Re¬ 
ferenten. Ich erkenne vollständig an, und halte es für dringend wünschenswerth, 
dass die Physiker in weit grösserem Umfange wie bisher mit hygienischen Un¬ 
tersuchungen betraut werden; desgleichen erachte ich die Physiker für durchaus 
befähigt zu derartigen Untersuchungen, und kann dies meines Erachtens gar 
nicht scharf genug betont werden gegenüber der immer wieder aus ganz be¬ 
stimmten Kreisen auftauchenden Ansicht, dass die Medizinalbeamten dazu nicht 
qualifizirt seien. Aber, m. H., vergegenwärtigen Sie sich doch die thatsäch- 
lichen Verhältnissen der Medizinalbeamten in ihrer jetzigen Stellung, dann 
müssen Sie doch zweifellos zugeben, dass denselben die erforderliche Zeit für 
solche Untersuchungen fehlt. Wie viele von den Physikern befinden sich denn 
in der glücklichen Lage, wie der Herr Kollege Dr. Gottschalk, dass sie 
auf Privatpraxis nicht zu sehen brauchen ? Diese Zahl ist sicherlich nur eine 
sehr kleine, und nun frage ich diejenigen, die sich ihren Lebensunterhalt durch 
die Praxis erwerben müssen, weil sie von 900 Mark Gehalt doch nicht leben 
können, ob cs ihnen überhaupt möglich ist, sich noch nebenbei mit jenen zeit¬ 
raubenden Untersuchungen zu beschäftigen ? Ich halte dies nach meinen prak¬ 
tischen Erfahrungen für ausgeschlossen. In meiner früheren Stellung als Kreis- 

[ ihysikus und praktischer Arzt hätte ich wenigstens keine Zeit zu bakterio- 
ogischen Untersuchungen übrig gehabt; seitdem ich Regierungs-Medizinalrath 
bin, und das Riesengehalt (Heiterkeit) als solcher beziehe, habe ich allerdings 
mehr Muse dazu übrig, und mich sogar ziemlich viel damit beschäftigt. Aber, 
m. H., wenn mir nicht im Militärlazareth ein hygienisches Laboratorium zur 
Verfügung stände, und ich dort nicht jeder Zeit Assistenz, und während meiner 
häufigen Abwesenheit sachverständige Vertretung fände, dann wäre es mit meinen 
bakteriologischen Untersuchungen und deren Ergebnissen recht schlecht bestellt. 
Und dabei befinde ich mich doch in einer wesentlich günstigeren Situation, als der Phy¬ 
sikus, der in erster Linie auf die Praxis, meist sogar auf recht beschwerliche Land¬ 
praxis angewiesen ist, und weder Tag noch Nacht Ruhe hat. Ich meine des¬ 
wegen, so wünschenswerth und nothwendig die Forderungen des Herrn Refe¬ 
renten nicht nur im allgemeinen, sondern auch in unserem eigenen Interesse 
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sind, so kann doch andererseits erst dann an ihre Durchführung gedacht werden, 
wenn die Stellung der Physiker eine von der Privatpraxis völlig unab¬ 
hängige ist. Wir können ja beschlossen, dass wir es für wünschenswerth 
halten, dass die Physiker in grösserem Umfange als bisher mit hygienischen 
Untersuchungen beauftragt werden, aber ich erachte es für hochbedenklich, 
wenn wir schon heute etwas fordern, dem wir unter den jetzigen Verhältnissen 
nicht gerecht werden können, ohne uns selbst zu schädigen. Oder glauben Sie 
vielleicht, dass Ihnen die zu erwartenden Einnahmen aus den Gebühren 
für hygienische Untersuchungen ein ausreichendes Aequivalent für den Zeit¬ 
verlust und vor allem Air den dadurch bedingten Verlust in Ihren Praxis-Ein¬ 
nahmen bieten werden? Da werden Sie sich jedenfalls gewaltig täuschen; 
deshalb warne ich Sie, die Thesen in der Form anzunehmen, wie sie vom Herrn 
Heferenten vorgeschlagen sind. (Lebhaftes Bravo!) 

Vorsitzender: M. H.! Vom Kollegen Dr. Penk er t ist 
der Antrag gestellt, die Versammlung möge folgende Resolution 
fassen: 

„Die Versammlung hält es mit dem Referenten 
für wünschenswerth, dass die Physiker in 
grösserem Umfange als bisher mit Unter¬ 
suchungen hygienischer Art von Amtswegen 
zu beauftragen sind, glaubt aber, dass eine 
Entscheidung über den Umfang dieser Thätig- 
keit erst mit der Erledigung der Medizinal¬ 
reform getroffen werden kann/ 

Ich frage zunächst ob Jemand noch das Wort zu nehmen 
wünscht? — Es ist dies nicht der Fall. Ich schliesse damit die 
Generaldiskussien und eröffne die Debatte über den vom Kollegen 
Dr. Penk er t gestellten Antrag; denn mit der Annahme desselben 
würde eine Spezialdiskussion über die einzelnen Leitsätze des Re¬ 
ferenten nicht mehr erforderlich sein. 

H. Kr.-Phys. u. San.-Rath Dr. Philipp: Ich beantrage, den Schlusssatz 
des Antrages, der von der Medizinalreform handelt, fallen zu lassen. 

H. Kr.-Phys. Dr. Blokusewski: Ich bin umgekehrt der Ansicht, dass 
dieser TUcil des Antrages unbedingt stehen bleiben muss; denn gerade der Um¬ 
stand, dass die Medizinal beamten im öffentlichen Interesse derartige Unter¬ 
suchungen vornehmen müssten, ihnen dies aber unter den jetzigen Verhältnissen 
nicht möglich ist, ergiebt die Nothwendigkuit einer baldigen Medizinalreform. 

Vorsitzender: Es hat Niemand mehr um ’s Wort gebeten; 
ich schliese daher die Diskussion und werde zunächst über den 
ersten Absatz des Penkert’schen Antrages abstimmen lassen. 
Wer für denselben ist, den bitte ich sitzen zu bleiben. 

Der erste Absatz ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den Schlusssatz 
des Antrages und bitte ich diejenigen Kollegen, welche gegen 
denselben sind, sich zu erheben. 

Auch der Schlusssatz ist gegen 6 Stimmen und damit der 
ganze Antrag angenommen. 

Bevor wir zu dem nächsten Gegenstand unserer Tagesord¬ 
nung übergehen, spreche ich dem H. Kollegen Dr. Nauck für 
seinen Vortrag, der zu einer so lebhaften Debatte Veranlassung 
gegeben hat, unseren herzlichsten Dank aus. 
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TI. Düknssionsgegenstinde und Anträge. 

a. Blödsinn nnd Wahnsinn unter Berücksichtigung 
der Entscheidung des Reichsgerichts vom 18. März 1893. 

H. gerichtl. Stadtphysikus u. San.-Rath Dr. Mittenzweig: 
Als wir vor etwa 7 Jahren in dieser Versammlung das jetzige 
Entmündigungswesen und Entmündigungsverfahren besprachen, da 
glaubte wohl Niemand unter uns, dass wir nach so langer Zeit 
noch einmal auf die Besprechung der landrechtlichen Begriffe des 
Wahnsinns und Blödsinns, wie sie in §§. 27 und 28 des Allgemeinen 
Landrechts gegeben sind, zurückkommen würden. Stand doch 
damals die Bekanntgebung des Entwurfes des bürgerlichen Gesetz¬ 
buches in nächster Aussicht und schien doch damals die Hoffnung 
der Gerichtsärzte gerechtfertigt, dass nun bald jene veralteten, 
unklaren, verwirrenden und unwissenschaftlichen Begriffe von der 
Bildfläche verschwunden sein dürften. 

Wir haben uns hierin gründlich getäuscht und sind gerade 
dieser Tage eines Besseren belehrt worden durch unseren gerichts¬ 
kundigen Kollegen Dr. Frey er, der in unserer Zeitschrift das 
Reichsgerichtserkenntniss vom 13. März 1893 veröffentlicht und 
einer Beurtheilung unterzogen hat; gerade dieser Umstand beweist 
uns, dass diese Begriffe noch heute zu recht bestehen und dass 
der Kommentar über sie noch nicht abgeschlossen ist Bevor wir 
indess auf unser engeres Thema eingehen, halte ich es für ange¬ 
zeigt, noch einmal auf den Inhalt meines früheren Vortrages zurück¬ 
zugreifen und in Kürze die historische Entwickelung der Auslegung 
der §§. 27 und 28 des Allgemeinen Landrechts zu erörtern. 

Wie Ihnen bekannt ist, sind die Juristen und Mediziner über 
die Auslegung der Begriffe „Wahnsinn“ und „Blödsinn“, wie sie 
im Landrecht gegeben werden, nicht einig. Die Juristen folgen 
hierin den Auslegungen des namhaften Kommentators C. J. Koch, 
der den Text des Allgemeinen Landrechts mit Kommentar und An¬ 
merkungen im Jahre 1845 herausgegeben hat, während die Mediziner 
ihre eigenen Wege verfolgt haben, wie die Psychiatrie und die 
gerichtsärztliche Praxis sie im Laufe der Zeiten gestalteten. 
Wir haben die Genugthuung zu sehen, dass in neuerer Zeit nament¬ 
lich das Reichsgericht diesen Bestrebungen der Mediziner gerecht 
geworden ist und ihre Auslegungen angenommen hat. 

Auch Koch hat sich zur Auslegung der §§. 27 u. 28 auf 
einen Mediziner gestützt, auf den hochverdienten Professur der 
Geburtshülfe Dr. Men de in Göttingen, dessen „ausführliches 
Handbuch der gerichtlichen Medizin“ in der ersten Hälfte dieses 
Jahrhunderts erschienen und von dem Professor der Physiologie und 
Pathologie Dr. Gottlieb Kühn in Leipzig im Jahre 1832 vervoll¬ 
ständigt worden ist. 

Koch hat das IV. bis VII. Kapitel des VI. Bandes des 
Mende’schen Werkes zu seinem Kommentar in der Weise benutzt, 
dass er das Prinzip der M e n d e ’schen Eintheilung der Seelenkrank¬ 
heiten, welches vermuthlich schon den diesbezüglichen Bestim¬ 
mungen des Römischen Rechts zu Grunde gelegen hat und damit 
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jedenfalls auch für den Verfasser des Allgemeinen Landrechts 
massgebend gewesen ist, seinem Kommentar zu Grunde legte. 
Mende sagt im §. CLIX: 

„Für die gerichtliche Medizin dürfte es wohl kanm ein anderes sein 
können, als die Erscheinungsweise der krankhaften Seelenfinsserangen an sich 
and nach ihrem Einflüsse auf das Selbstbewusstsein and den vernünftigen Willen, 
die nicht von allen anf gleiche Weise und in gleicher Stärke getrübt werden." 

Im §. CLX heisst es dann weiter: 

„ Nimmt man aaf ihren Einfluss gehörig Rücksicht, so erscheinen alle 
krankhaften Seelenänsserungen gleichsam in drei grossen Abtheilungen, in deren 
einer sich die befinden, bei denen alle Richtungen der Seelenthätigkeit herab¬ 
gestimmt und niedergedrückt sind; in der zweiten diejenigen, in denen nur eine 
oder einzelne sich krankhaft äussern, die übrigen aber dadurch unfähig machen, 
das Selbstbewusstsein und den vernünftigen Willen aufrecht zu erhalten; in der 
dritten endlich aber die, bei denen sich die Seelenthätigkeit in allen Richtungen 
überspannt, regellos und verworren äussert. 

Die Krankheiten, diesen Ausdruck in der gewöhnlichen beschränkten Be¬ 
deutung genommen, der ersten Abtheilung bezeichnen wir mit dem Kollektiv¬ 
namen Blödsinn, die der zweiten heissen Wahnsinn und die der dritten 
Tollheit." 

Mende unterscheidet nun ferner beim Blödsinn drei Grade, 
die gänzliche Sinnlosigkeit, den Stumpfsinn und die Albernheit; 
beim Wahnsinn zwei Arten, den Trübsinn und die Verrücktheit; 
bei der Tollheit die stille Tollheit als Willenlosigkeit und die 
Faselei oder Raserei als Uebermass des Willens ohne alle vernünf¬ 
tige Bestimmung und Richtung desselben. 

Mende sagt ferner im VI. Kapitel, welches von den recht¬ 
lichen Wirkungen der verschiedenen krankhaften Seelenäusserungen 
handelt: 

„Die allgemeinste Wirkung aller Seelenkrankheiten besteht in dem be¬ 
schränkten oder gänzlich fehlenden Vermögen des davon Ergriffenen, sich nach 
Vernunftgründen zu bestimmen, und in der davon abhängenden Unfähigkeit, sein 
Denken, Wollen und Handeln vernünftig einzurichten." 

Er fahrt fort: 

„Die vollkommene Sinnlosigkeit lässt^ da der Vernunftgebrauch ganz dabei 
fehlt, über ihre rechtlichen Wirinmgen keinen Zweifel. Da ein solcher Unglück¬ 
licher nicht als Person im rechtlichen Sinne gelten kann, so hat er natürlich 
auch weder persönliche Rechte, noch persönliche Verpflichtungen." 

Der Stumpfsinnige und der Alberne hätten verschiedene Grad¬ 
stufen. Man stelle denselben Kranken aber in bürgerlicher Be¬ 
ziehung unter Kuratel, während man ihm, im Widerspruch mit 
diesem Vorgehen, in peinlicher Beziehu g völlige Zurechnungs¬ 
fähigkeit beilege und ihn der ganzen Strenge des Gesetzes 
unterwerfe. 

In ähnlicher Weise spricht Mende über die rechtlichen 
Folgen des Wahnsinns und der Raserei. Nirgends indess erwähnt 
er, der Hannoveraner, und Kühn, der Sachse, der rechtlichen 
Unterschiede, welche das Preussische Allgemeine Landrecht macht, 
Und gleichwohl hat Koch die von Mende und Kühn gegebene 
ärztliche Definition direkt auf die Begriffe des Wahnsinns, der 
Raserei und des Blödsinns des Allgemeinen Landrechts übertragen 
und den Nachweis zu führen gesucht, dass diese Begriffe M e n d e ’s 
und des Allgemeinen Landrechts sich völlig deckten. Koch 
macht folgende Schlussfolgerungen: 
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„Der Blödsinn tritt als Mangel oder Niedergedrttcktsein der Seelenth&tig* 
keit in allen Richtungen in die Erscheinung. Der daran Leidende ist unfähig, 
Begriffe zu bilden und folgerecht zu denken. Deshalb vermag er weder die 
Art, noch das Mass, noch die Wirkungen nnd Folgen seiner Handlangen zu be- 
urtbeilen. Darnach ist der Begriff des Blödsinnigen, welchen der §. 28 giebt, 
genau richtig. 

Anders ist es mit dem Wahnsinnigen. Der Wahnsinn erscheint als Ab¬ 
weichung des Vorstellungsvermögens und der Urtheilskraft, oder beider zugleich. 
Die Seelenthätigkeit ist bei dem Wahnsinnigen gar nicht niedergedrückt, viel¬ 
leicht sehr lebhaft, aber er denkt und urtheiit über alles verkehrt. Die Ursachen 
davon sind Sinnestäuschungen (Hallucinationen) und Ueberspannungen (Exstasen). 
Diese Erscheinungen hindern den Kranken, vernunftmässig, d. h. nonnalmässig im 
Sinne der grossen Mehrheit zu denken und zu urtheilen. Dieses Vermögen geht 
ihm ganz ab. Die Begriffsbestimmung im §. 27 ist also auch zutreffend. Mir sind 
Outachten vorgekommen, worin die Aerzte mit den beiden Begriffen der §§. 27 
u. 28 nicht haben fertig werden kön ;en: sie haben den Kranken wegen seiner ver¬ 
rückten Vorstellungen und Schlüsse ganz richtig für wahnsinnig gehalten, aber hinzu- 
gefügt, dass er eben deshalb auch die Folgen seiner Handlungen nicht überlegen 
könne, so dass also ein Wahnsinniger nach der Definition des Landrechts auch 
immer blödsinnig sein müsste. Das beruht auf Missverständniss. Der Wahn¬ 
sinnige überlegt wohl seine Handlungen, aber nach seiner verrückten Vorstellung 
oder Benrtheilung; bei dem Blödsinnigen hingegen ruht die Seelenthätigkeit nach 
dem Grade der Krankheit mehr oder weniger. Ein Urtheil, welches eine Person 
für wahnsinnig und blödsinnig zugleich erklärte, wäre widersinnig, der Betroffene 
könnte nur für wahnsinnig gelten. 

Die Tollheit zeigt sich als Regellosigkeit und Verwirrung in allen 
Aeusserungen der Seelenthätigkeit, entweder in der Form der Willenlosigkeit 
bei völliger Unklarheit der Vorstellungen und Unbestimmtheit aller Empfin¬ 
dungen (stille Tollheit) oder als Uebermass des Willens ohne alle vernünftige 
Bestimmung und Richtung desselben, bald in Unthätigkeit, sinnloser Geschwätzig¬ 
keit, Lachen und Weinen ohne Ursache (Faselei), bald in wildem Toben (Raserei). 
Nur der letzten Krankheitsform geschieht in §. 27 Erwähnung, die übrigen 
Arten der Tollheit zählen zum Wahnsinu. Das ist auch gleichgültig; denn alle 
diese krankhaften Aeusserungen der Seelenthätigkeit haben das Gemeinsame, 
dass dabei der Lebende ganz vernunftlos ist. Von der Vernunftlosigkeit unter¬ 
scheidet man zwar die blosse Dummheit und die blosse Geistesschwäche, doch 
gehen diese Zustände in ihrem höchsten Grade unmerklich in Stumpfsinn (einen 
niederen Grad des Blödsinns) über.“ 

Auf diese Weise versucht Koch unter Benutzung der 
Mende’schen Definitionen eine Grundlage für den Nachweis zu 
erbringen, dass der Gesetzgeber des Landrechts den Wahnsinn 
und Blödsinn als bestimmte Kategorien der Geisteskranken auf¬ 
gefasst wissen wollte in gleicher Weise wie das Komische Recht 
die dementes, furiosi und mente capti angesehen habe. 

Den Beweis hierfür hat Koch in seinen Schlussfolgerungen 
nicht erbracht, andere Bestimmungen, wie der §. 29, Th. I, Tit. 1 
und der §. 23, Th. I, Tit. 4 des Landrechts stehen ebenfalls seinen 
Schlussfolgerungen entgegen und weisen ebenso wie der §. 698, 
Th. II, Tit. 1 darauf hin, dass der §.27 die schweren Fälle, der 
§. 28 dagegen die leichten Grade von Ausschluss der Vernunft 
bezeichnen soll. 

Schon Men de hat stets hervorgehoben, dass dieselbe Art 
der Geisteskrankheit verschiedene Grade der Störung der Geistes- 
thätigkeit zur Folge haben könnte, während Koch den ver¬ 
schiedenen Arten der Geisteskrankheit eine verschiedene Art der 
Störung der Geistesthätigkeit entspriessen lässt. Nur beim Blöd¬ 
sinn ist er sich nicht ganz eins. Koch hat damit der Auslegung 
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der §§. 27 und 28 eine Richtung gegeben, die Jahre lang in foro 
massgebend gewesen ist, wie z. B. die Beurtheilung des Gutach¬ 
tens von Ludwiger’s aus dem Jahre 1885 beweist. Erst in 
letzter Zeit hat sich das Reichsgericht der jetzt in medizinischen 
Kreisen herrschenden Anschauung beigesellt, welche wesentlich 
von W. Sander vertreten worden ist: dass man nämlich zwischen 
den Begriffen der §§. 27 und 28 nur einen Unterschied des Grades 
zu machen habe, ganz abgesehen von der Form der Geistes¬ 
krankheit. 

Auch Leppmann hat in seinen Arbeiten über gerichtliche 
Psychiatrie sich diesem Standpunkt genähert, wenn er ihn auch 
nicht genügend scharf hervorhebt. So theilt er diesen Standpunkt 
in seiner Klassifizirung der chronischen primären Verrücktheit ohne 
gehäufte Sinnestäuschungen und namentlich auch bei Klassifizirung 
der verschiedenen Stadien des paralytischen Irreseins. 

Wir werden nach seinem und W. Sander’s Vorgänge das Rich¬ 
tige treffen, wenn wir diejenigen Geisteskranken, welche des Ge¬ 
brauchs ihrer Vernunft vollständig beraubt sind, welche gar nicht 
mehr geschäfts- und verhandlungsfähig oder auch gemeingefährlich 
sind, für wahnsinnig im Sinne des §. 27, und diejenigen, welche in 
ihrer Geistesthätigkeit in erheblich minderem Grade beeinträchtigt 
und welche dem praktischen Leben noch nicht entrückt sind, für 
blödsinnig im Sinne des §. 28 erachten. 

Wenden wir uns nach dieser Abschweifung zu unserem 
speziellen Thema zurück, so wird Ihnen aus der in Nr. 5 der 
Zeitschrift gebrachten Veröffentlichung des Kollegen Frey er über 
„den landrechtlichen Begriff des Wahnsinns in richterlicher Auf¬ 
fassung“ die jüngste, in einer Ehescheidungsprozess - Entschei¬ 
dung zu Tage getretene Auffassung des Reichsgerichts bekannt 
sein, die dahin geht, dass Wahnsinn im Sinne des Gesetzes auch 
dann bereits vorliegt, wenn Zustände von gänzlicher Beraubung 
des Gebrauchs der Vernunft bei einem sonst als „blödsinnig“ zu 
erachtenden Geisteskranken, wenn auch nur selten und vorüber¬ 
gehend, Vorkommen. 

Frey er theilt diese Auffassung nicht; sie erscheint ihm für 
die gerichtliche Praxis und etwa künftige Nachachtung seitens 
der Gerichtsärzte bedenklich, „selbst wenn auch noch aus dem 
angeführten §. 698 gewissennassen als erschwerendes Moment der 
Ehescheidung der Nachweiss gefordert wird, dass jener geistes¬ 
kranke Zustand „über ein Jahr ohne wahrscheinliche Hoffnung der 
Besserung“ bereits fortbestanden haben muss. Denn wollte man 
jene Auffassung künftighin gelten lassen, so dürfte es nicht schwer 
fallen, in den meisten Fällen, in denen wir gerade gewohnt sind, 
Blödsinn im Sinne des Gesetzes anzunehmeu, auch vorüber¬ 
gehende, zeitweilig auftretende Zustände tobsüchtiger Aufregung 
oder vollständiger Verwirrtheit oder andere Zustände, in denen 
der Betroffene des Gebrauchs seiner Vernunft gänzlich beraubt 
ist, nachzuweisen. In konsequenter Verfolgung jener Auffassung 
müsste man alsdann jeden Epileptiker, bei dem sich nur die 
ersten Spuren geistiger Degeneration bemerklich machen, für 

5 
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wahnsinnig im Sinne des Gesetzes erklären, weil er bei jedem 
wiederkehrenden epileptischen Antalle tobt oder verwirrt und 
dabei des Gebrauchs seiner Vernunft gänzlich beraubt ist.“ 

Frey er will es erscheinen, „dass der Gesetzgeber, wenn 
er einmal dem Begriffe des Wahnsinns jene besonders wichtige 
rechtliche Bedeutung zugemessen hat, dass nur dieser, und kein 
anderer Zustand von Geisteskrankheit die Ehe zu trennen ge¬ 
eignet sein soll, diesen Zustand auch für einen dauernden, zum 
mindesten für den gewöhnlichen angesehen wissen wollte und 
nicht für den selteneren, einen anderen krankhaften Geisteszustand 
nur vorübergehend unterbrechenden. Diese seine Annahme werde 
auch durch die Thatsache unterstützt, dass andere Gesetzes¬ 
bestimmungen sich ganz bestimmt im gleichen Sinne aussprechen, 
wie z. B. das Rheinische Civil-Gesetzbuch in seinem §. 489, 
welcher lautet: „Der Grossjährige, welcher sich gewöhnlich 
in einem Zustande von Blödsinn, Wahnsinn oder Raserei befindet, 
muss interdizirt werden, selbst wenn in diesem Zustande lichte 
Zwischenräume eintreten.“ Die letzteren, die lichten Zwischen¬ 
räume, sind also nicht weiter massgebend; und so dürften analog 
auch vorübergehende Zustände von Raserei nicht massgebend sein, 
wenn der eigentliche gewöhnliche Zustand ein anderer ist.“ 

„Jedenfalls, meint Frey er, hätten wir Gerichtsärzte zu¬ 
nächst keine Veranlassung, auf Grund jener richterlichen Auffassung 
von unserer bisherigen Gepflogenheit abzuweichen, so lange wir 
noch an die gesetzlichen landrechtlichen Bestimmungen gebunden 
sind.“ 

Ich kann mich dieser Ansicht Frey er’s nicht anschliessen, 
sondern stelle mich ganz und voll auf den Boden der Reichs¬ 
gerichtsentscheidung vom 13. März 1893. Und da ich glaube, 
dass eine Diskussion über diese Meinungsverschiedenheiten den 
Theilnehmern an unserer Versammlung erwünscht erscheinen 
wird, so will ich die Anregung zur heutigen Besprechung dieser 
Frage geben. 

Ich halte die Motivirung der Ansicht, wie sie Frey er 
giebt, nicht für stichhaltig, und seinen Vorschlag, dem Erkennt¬ 
nis die Nachachtung zu versagen, nicht für empfehlenswerth, und 
zwar aus folgenden Gründen: 

Wenn Frey er für seine Ansicht die Besorgnis in’s Treffen 
führt, dass wir in Folge der Reichsgerichtsentscheidung künftighin 
mit Leichtigkeit in die Lage kämen, in Fällen, bei denen wir 
bisher nur Blödsinn angenommen haben, auf Wahnsinn zu 
erkennen, sobald auch nur zeitweilig Zustände von tobsüchtiger 
Aufregung oder vollständiger Verwirrtheit oder andere Zustände 
mit gänzlicher Beraubung des Vernunftgebrauches aufträten, so 
kann uns diese Besorgniss doch nicht davon abhalten, den Patienten 
nach reichsgerichtlichem Vorgänge für wahnsinnig im Sinne des 
Allgemeinen Landrechtes zu erklären; denn diese Sorge ist doch 
nicht unsere, sondern die des Gesetzgebers. Die Scheu vor dem 
Ueberhandnehmen der gerichtsärztlichen Diagnosen des Wahnsinnes 
und vor der Erleichterung der Ehescheidung wegen Geisteskrank- 
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heit aus §. 27 und §. 698 darf uns Aerzte bei Abfassung unserer 
Gutachten doch nicht beeinflussen. Wir haben den Krankheits¬ 
fall den gesetzlichen Bestimmungen gemäss unter die einzelnen 
Paragraphen zu subsumiren, unbekümmert um die Folgen, welche 
aus unserem Urtheil für die zu begutachtenden Personen nach 
Lage der bestehenden Gesetze erwachsen. Auch fürchte ich kaum, 
dass die Besorgniss begründet ist, es würden in Folge der Nach¬ 
achtung dieses Erkenntnisses die Zahlen der Ehescheidungen er¬ 
heblich an wachsen; denn wie Frey er selbst mit Recht andeutet, 
liegt in der von ihm angeführten Bedingung des §. 698 für den 
Richter eine kräftige gesetzliche Handhabe zur Einschränkung 
der Ehescheidungen. 

Wir sprechen hier nicht de lege ferenda, sondern de lege 
lata. Wir haben gegenwärtig noch die gesetzliche Bestimmung, 
dass Geisteskrankheit die Ehe scheiden kann. Ob dieser Grund¬ 
satz richtig, sanitär, sittlich und christlich ist, das zu entscheiden, 
ist nicht unsere Sache, diese Frage zu beantworten, nicht unsere 
heutige Aufgabe. Wir stehen heute dem geltenden Rechte und 
seiner Auslegung gegenüber, für uns handelt es sich ledig¬ 
lich um die Beantwortung der Frage: Was hat der Gesetzgeber 
mit seinem §. 27 und §. 698 gewollt? 

Ich kann Frey er auch in seiner weiteren Ausführung 
gegen die Entscheidung nicht folgen. Er sagt, wenn der Ge¬ 
setzgeber dem Begriffe des Wahnsinnes eine besonders wichtige 
rechtliche Bedeutung beigemessen habe, so muss man wenigstens 
annehmen, dass das Gesetz nicht einen seltenen und bald vor¬ 
übergehenden, sondern einen dauernden und zum Mindesten 
einen für gewöhnlich bestehenden Zustand bezeichnet haben 
wollte. Er stützt seine Ansicht darauf, dass das Rheinische Ci- 
vilgesetzbuch, von dem gleichen Gesichtspunkte ausgehend, die 
Forderung stelle, „der Grossjährige, welcher sich gewöhnlich in 
einem Zustande von Blödsinn, Wahnsinn oder Raserei befindet, 
muss interdizirt werden, selbst wenn in diesem Zustande lichte 
Zwischenräume eintreten.“ Die lichten Zwischenräume, sagtFreyer, 
seien also nicht weiter massgebend, und so dürften analog auch 
vorübergehende Zustände vernunftloser Raserei nicht massgebend 
sein, wenn der eigentliche Zustand ein anderer sei. Meines Er¬ 
achtens hinkt dieser Vergleich, und der von Frey er gezogene 
Schluss ist nicht richtig, weil die Analogie zwischen den beiden 
Vergleichsobjekten fehlt, dieselben vielmehr einen Gegensatz zu 
einander bilden. Denn beim §. 489 des Rheinischen Gesetzbuches 
handelt es sich um die Feststellung, dass eine Person als dauernd 
geisteskrank gelten soll, gleichgültig, ob imbecill, dement oder 
rasend, und dieser Zustand soll auch dann als vorhanden ange¬ 
nommen werden, wenn zeitweilig Zustände geistiger Gesund¬ 
heit ihn unterbrechen, sobald nur der gewöhnliche Zustand der 
geisteskranke ist. Es soll eben nur verhindert werden, dass 
bei einem für gewöhnlich gesunden Menschen vereinzelt vor¬ 
kommende, kurz dauernde Zustände der Geisteskrankheit bestim¬ 
mend wirken sollen auf seine Entmündigung. In dem Erkennt- 
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niss des Reichsgerichtes handelt es sich dagegen um Fälle, in denen 
das Vorhandensein der dauernden Geisteskrankheit gar nicht in 
Zweifel steht, in welchen vielmehr nur der Grad ihrer Einwirkung 
auf die Seelenthätigkeit und die Beeinträchtigung des Vernunft¬ 
gebrauches festgestellt werden soll. Dieser Grad kann bekannter- 
massen bei einem und demselben Geisteskranken zu verschiedenen 
Zeiten ein sehr verschiedener sein. Der für gewöhnlich Blöd¬ 
sinnige, nach §. 28, kann zeitweilig wahnsinnig, nach § 27, er¬ 
scheinen, und es kann nun streitig werden, wie ein solcher Kranker 
allgemein zu beurtheilen ist, namentlich in Hinsicht auf den Ehe¬ 
scheidungsparagraphen. 

Ich für meine Person bin der Ansicht, dass in solchen Fällen 
die Zustände des höheren Grades der Vernunftberaubung bestimmend 
wirken müssen, auch wenn sie nur selten und für kurze Zeit den 
gewöhnlichen Zustand des geringeren Grades der Vernunftberaubung 
unterbrechen; ich halte gerade hierdurch die Analogie zum §. 489 
des Rheinischen Civilgesetzbuches mehr gewahrt als durch Frey er’s 
Vergleich. Denn die lucida intervalla bilden gleichsam die Zu¬ 
stände des geringsten Grades der Vernunftberaubung beim Geistes¬ 
kranken, in welchen seine Krankheit latent geworden ist und gar 
keine Verminderung des Vernunftgebrauches zur Folge hat. 

Diese Höhe der Seelenstörung, ihre Tragweite für den Grad 
des vernünftigen Denkens und Handelns und ihr Einfluss auf die 
Geniessbarkeit und Brauchbarkeit des erkrankten Ehetheiles für 
den anderen Ehegatten bezw. die Unmöglichkeit des ehelichen 
Zusammenlebens, des Familienlebens und der eventuellen Gefähr¬ 
lichkeit für Leben und Gesundheit der anderen Ehetheilen und 
der Kinder, bedingt einen dritten Grund, welcher für die Rich¬ 
tigkeit des Reichsgerichtserkenntnisses spricht. Im Rahmen der 
Ehescheidungsgründe ist schon durch seine Stellung Nr. 5 
„Raserei und Wahnsinn“, mit Nr. 6 „Nachstellung nach dem 
Leben“ als zusammengehörig bezeichnet Das gemeinsame 
Prinzip der Gefährlichkeit für den anderen Gatten thut sich 
in beiden Gründen kund; einmal erwächst die Gefahr aus der 
Geisteskrankheit, das andere Mal aus verbrecherischer Absicht. 
Nicht zufällig erscheint es mir, dass das Reichsgericht einen Zu¬ 
stand von Raserei als Veranlassung zu seiner neuesten Auslegung 
gewählt hat; denn gerade bei einem solchen springt die Analogie 
von Nr. 5 mit Nr. 6 am stärksten in die Augen. Der Blödsinnige, 
der hin und wieder solchen gemeingefährlichen Zuständen von 
völliger Vernunftberaubung unterliegt, soll landrechtlich für den 
gesunden Gatten unschädlich gemacht werden, durch Eheschei¬ 
dung. Die Absicht des Gesetzgebers würde vereitelt, wenn der 
§. 27 resp. 698 anders gedeutet werden sollte. 

Schliesslich lässt sich noch ein vierter Grund geltend machen, 
welcher für uns Gerichtsärzte massgebend sein muss, nicht grade 
weil er die Richtigkeit der reichsgerichtlichen Ansicht beweist, 
sondern weil er uns aus praktischem Interesse zur Nachachtung 
dieser Ansicht führt. 

Das Reichsgericht bildet die höchste richterliche Instanz auch 
in Ehescheidungssachen. Die Landgerichte und Oberlandesgerichte 
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sind an seine Entscheidung in hohem Masse gebunden und binden 
sich selbst in solchen Fällen daran, wo ihnen anfänglich die 
Gründe nicht sympathisch sind (cfr. die Geschichte der Aus¬ 
legung des §. 43 Reichsstrafgesetzbuchs, der Entscheidung über 
den Versuch am untauglichen Objekt und mit untauglichen Mitteln.) 
In Zukunft werden vermuthlich die Gutachten der Aerzte über 
das Vorhandensein von Wahnsinn oder Blödsinn nach der in der 
Entscheidung gegebenen Richtschnur geprüft werden. Die Gerichts¬ 
ärzte stehen sich daher selbst im Lichte, wenn sie immer und 
immer wieder gegen die Entscheidung anstreben, deren Prinzip 
doch mehr auf juristischem, als auf ärztlichem Gebiete liegt. Ich 
glaube, wir können es mit unserem eigenen Gewissen und mit unserem 
Wissen vereinigen, wenn wir von nun ab dieser Auslegung Folge 
leisten und das Prinzip des Erkenntnisses auch in unserem ärzt¬ 
lichen Gutachten gelten lassen. Ich für mein Theil habe weder 
wissenschaftliche, noch rechtliche Bedenken und halte das Reichs- 
gericht8erkenntni8S vom 13. März 1893 nicht für einen Rück¬ 
schritt, sondern für einen Fortschritt in der Auslegung der §§.27, 
28 und 698 des Allgemeinen Landrechtes. 

(Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender: Ich eröffne die Diskussion über den eben 
gehörten Vortrag: 

Diskussion: 

H. Irrenanstalts- u. Gefängnissarzt Dr. Leppmann-Berlin -Moabit. M. H.! 
Wir können dieses Rcichsgcrichtserkenntniss mit einer gewissen Genugtuung 
begrüssen, denn durch dasselbe wird der Versuch gemacht, ein grosses gesetz¬ 
liches Unrecht anszugleichen. Sie alle werden es in der Praxis schon empfunden 
haben, welches Missverhältnis darin liegt, dass sich Jemand von seinem für 
wahnsinnig erklärten Ehemann resp. seiner Ehefrau scheiden lassen darf, wäh¬ 
rend dies nach der Blödsinnigkeitserklärung nicht möglich ist Hierdurch sind 
manche an eine fflr das soziale Leben und die Zwecke der Ehe todte Person 
für immer geknüpft, nur weil der Gesetzgeber des preussischen Landrechts durch 
die Abgrenzung zweier gesetzlicher Formen von Seelenstörung den von vornherein 
unmöglichen Versuch gemacht hat, die Ehetrennung wegen Geistesstörung von 
Billigkeitsrücksichten abhängig zu machen, sie nur als eine Art Belohnung für 
unverschuldetes Unglück zu gestatten. 

Die Motive des Gesetzgebers gingen nämlich dahin, unter den landrecht¬ 
lichen Blödsinn die angeborenen resp. die von Jugend auf bestehenden Zustände 
von Geistesschwäche zusammenzufassen, welche dem die Ehe Schliessenden be¬ 
kannt sein mussten und welche derselbe während der Ehe zu ertragen demnach 
verpflichtet sein sollte. Der Wahnsinn hingegen sollte die im weiteren Lebens¬ 
laufe, also nach der Eheschliessung entstehenden Seelenstörungen umgrenzen, 
deren akuter Beginn sich hänfig mit dem Begriff der Raserei und deren End¬ 
stadien mit dem der gänzlichen Beraubung des Vernunftgebrauchs, mit der 
völligen Verstumpfung deckten. 

Wie häufig war der praktische Erfolg ein Hohn auf diese schöne Theorie! 
Gerade auf dem Boden angeborener Minderwertigkeit entstehen nicht selten 
die akuten Psychosen, welche in der fortgeschrittensten Verwirrtheit, in der 
zweifellosen gänzlichen Beraubung des Vernunftsgebrauchs enden. 

Und so ergeben sich folgende Lebensbilder: Ein wenig wählerischer 
Freier heirathet aus materiellem Grund eine reiche Halbidiotin. Im ersten 
Wochenbett, vielleicht unter Mitwirkung von Aerger über Rohheit und Zurück¬ 
setzung wird sie akut halluzinatorisch verworren und verblödet dann rasch bis 
zur äussersten Grenze. Jetzt kann sie der Mann für wahnsinnig erklären lassen 
und ist mit dem errungenen Mammon nach der Scheidung ungebunden. 

Ein anderer heirathet vielleicht aus den edelsten Beweggründen eine Ge¬ 
sunde, welche einige rasch aufeinanderfolgende Wochenbetten ebenfalls nicht 
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erträgt, mit vorzeitigem Eintritt der Wechseljahre chronisch verrückt wird und 
ihre Verfolgungsideen womöglich noch mit der Person ihres Mannes in Zu- 
sammenhang bringt. Die chronisch primäre Verrücktheit stellt aber meist das 
Prototyp des landrechtlichen Blödsinns nach der bisher geltenden Gepflogenheit 
dar und dieser Mann kann sein unverschuldetes Unglück nicht einmal dadurch 
mildern, dass er seinen Kindern eine neue Mutter giebt. 

Selbst aber wenn durch diese gesetzliche Schematisirung gewisse Billig¬ 
keitsrücksichten erfüllt würden, dürften wir Aerzte damit nicht zufrieden sein. 
Selbst wenn wir die Forderung von Eheverboten für geistig Gefährdete als zu 
weitgehend erachten, können wir verlangen, dass der Staat auf die Erfahrung 
der Vererbungslehre soweit Rücksicht nimmt, dass er durch seine Gesetze nicht 
eine Handhabe zur Züchtung einer im Keime kranken Rasse bietet. Aus allen 
grösseren Anstalten dürfte es unschwer sein, Fälle zu ermitteln, wo ein wenig 
bemittelter Ehemann, dem durch die Unmöglichkeit einer Scheidung eine Re¬ 
gelung seines Hauswesens versagt wurde, seine schwachsinnige oder paranoische 
Frau aus der Anstalt herausnahm, um wenigstens zur Noth eine Wirthschafterin 
zu haben. Dann kommt es leicht zum geschlechtlichen Verkehr, wobei es noch 
zweifelhaft ist, ob der Mann mit der Leistung seiner ehelichen Pflichten nicht 
den §. 176, 2 d. R.-Str.-G. verletzt, und zur Zeugung bejammernswerther 
Kinder. Pflichten der Pietät werden übrigens durch eine Scheidung wegen 
Geistesstörung nicht verletzt, denn der gesunde Ehegatte bleibt zur Unterstützung 
verpflichtet. 

Deshalb wird es uns eine angenehme Pflicht sein, die Entscheidung des 
Reichsgerichts in die Praxis umzusetzen, ja wir werden jetzt umsomehr auf die 
bisherigen Uebelstände in der Oeffentlichkeit hinweisen müssen, da eine neue 
Gefahr droht, da der Entwurf zum bürgerlichen Gesetzbuche auf diesen wichti¬ 
gen Punkt der geschlechtlichen Zuchtwahl noch weniger Rücksicht nimmt, da 
er Geistesstörung, soweit ich die Materie verstanden habe, gar nicht als Ehe¬ 
scheidungsgrund anerkennt. 

Uebrigens kenne ich Fälle, wo auch ohne diese durch das vorliegende Er- 
kenntniss gewährte grundsätzliche Regelung von der vorübergehenden Steigerung 
der Erscheinungen einer geistigen Störung insofern Gebrauch gemacht wurde, 
als der gesunde Ehekomparent daraus Veranlassung nahm, den Antrag auf 
Wahnsinnigkeitserklärung des bereits wegen Blödsinns entmündigten Kranken 
zu stellen. Freilich musste sich dann die Exacerbation, z. B. der unter dem 
Einfluss gehäuften Sinnestäuschungen eintretende Erregungszustand eines chronisch 
Verrückten über eine geraume Zeit, mindestens über den Zeitraum des Ent¬ 
mündigungsverfahrens erstrecken. Denn wenn auch die Schlussfolgerung, ob 
Blödsinn oder Wahnsinn bis zu einem gewissen Grade der Willkür des Sach¬ 
verständigen unterliegt, wie ich in meiner von dem Herrn Vorredner heute an¬ 
geführten „Sachverständigenthätigkeit“ des Weiteren auseinandergesetzt habe, 
so forderten die Richter gerade zur Wahnsinnigkeitserklärung bisher immer 
recht greifbare Beweiso dauernder Verkehrsuumöglichkeit. Das Reichsgerichts- 
Erkenntniss macht uns aber die Sache viel leichter, indem wir die Beraubung 
des Vernunftgebranchs z. B. nur auf der Höhe vorübergehender Wuthausbrüche 
nachzuweisen haben werden. In einem Falle freilich würde es mir auch schwer 
sein, mich der Anschauung dieses Erkenntnisses zu beugen, wenn nämlich, wie 
das ja die Praxis lehrt, ein harmloser, sonst verkehrsfähiger Kranker, z. B. ein 
von Geburt an Schwachsinniger, einmal im Laufe von Jahren oder Jahrzehnten 
einen völlig transitorischen Verworrenheitsausbruch erleidet. 

H. Kr.-Pbys. Dr. Frey er- Stettin: M. H.! Es ist mir in diesem Reichs- 
gerichtserkenntniss nur fraglich gewesen, ob wir uns durch dasselbe bestimmen 
lassen sollen, wenn z. B. in einem Falle vorübergehend Raserei vorkommt, das 
Wahnsinn, und nicht Blödsinn im Sinne des Gesetzes zu nennen! Es war in 
dem Gutachten, zu dem der Gutachter vom Oberlandesgericht aufgefordert 
worden war, zuerst Blödsinn angenommen worden. Mir war es eben fraglich, 
ob wir, wenn wir einmal Grund gehabt hatten, Blödsinn anzunehmen, uus nun¬ 
mehr durch einen vorübergehenden Zustand von Erregung oder Tobsucht be¬ 
stimmen lassen sollen, Wahnsinn anzunehmen. Das schien mir bedenklich aus 
dem Beispiel, das ich angeführt habe. Wir werden bei der labilen Auflassung 
von Wahnsinn und Blödsinn besser thun, wenn wir an dem alten Begriffe, wie 
wir ihn bisher medizinisch-technisch aufzufassen gewohnt gewesen sind, zunächst 
festhalten. 
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H. gerichtl Stadtphys. u. San.-Rath Dr. Mittenzweig. Herrn Kollegen 
Leppmann möchte ich zunächst fragen, wo er die Motive aes Landrechts ge¬ 
funden hat. Es giebt nur den Codex Fredericianns. Ans dem kann man wohl 
Motive herleiten, aber sie sind mir nicht zu Angen gekommen. 

H. Irrenanstalts- und Gefängnissarzt Dr. Leppmann: In der ersten 
Ausgabe von Nenmann’s Theorie und Praxis der Blödsinnigkeitserklärung ist 
angegeben, dass die Motive des Allgemeinen Landrechts dahin zielten. Selbst 
habe ich sie auch nicht gefunden. 

H. gerichtl. Stadtphys. u. San.-Rath Dr. Mittenzweig: Dann habe ich 
nicht de lege ferenda, sondern de lege lata gesprochen. Was die von dem Herrn 
Kollegen Frey er berührte Frage anlangt, so würde man sich nicht nach der 
Reicbsgerichtsentscheidung zu richten brauchen. Da haben z. B. Sachverständige, 
weil nur e i n Fall von Raserei vorgekommen war, nicht einen unheilbar Rasenden 
angenommen, sondern nur angegeben, dass die betreffende Person in Zukunft 
auch hin und wieder rasen werde. Wir haben in solchen Fällen bei der Ent- 
müudigung uns gewöhnlich für die Diagnose „Blödsinn“ entschieden; ob man 
aber im Ehescheidungsprozess auf Wahnsinn entscheiden soll, will ich dahin ge¬ 
stellt sein lassen, zumal wenn sich der einmalige Zustand von Raserei nicht 
wiederholt. In diesem Falle würde ich indess, wenn solche Wiederholungen 
vermuthet werden können, vollständig befugt sein, zu sagen: die Frau 
ist wahnsinnig nnd der Mann hat ein Recht, von der Frau getrennt zu 
werden, weil sein Leben nnd seine Gesundheit zeitweilig in Gefahr kommen 
können. 

H. Kr.-Phya. Dr. Freyer: Es wird hier von einer Prognose gesprochen; 
wir sind aber oft gar nicht in der Lage, sie zu stellen. Wir sprechen im 
Entmündigungstermin doch nur ans: die betreffende Person ist wahnsinnig oder 
blödsinnig. Wir würden auch gewissermassen vorgreifen, wenn wir die Prognose 
ein für alle Mal festlegen wollten. Dann müssten wir auch oft länger ab- 
warten, ob solche Zustände von Raserei Wiedervorkommen, um darnach er¬ 
klären zn können, ob die Person wahnsinnig oder blödsinnig ist. Nach der 
Prognose werden wir übrigens gar nicht gefragt, sondern nur nach dem gegen¬ 
wärtigen Zustande des Provokaten. 

H. gerichtl. Stadtphys. u. San.-Rath Dr. Mittenzweig: Ich glaube, der 
Herr Kollege Freyer hat mich missverstanden. Es handelt sich bei der Ehe¬ 
scheidung gar nicht dämm, ob die Frau entmündigt ist. Es kann auch wegen 
Wahnsinns geschieden werden, wer noch nicht entmündigt ist. Das Landge¬ 
richt, bei dem die Sache anhängig gemacht wird, braucht gar nicht auf das 
Amtsgericht zn rekurriren; es kann nach freiem Ermessen seinen Beweis kon- 
struiren nnd sogar feststellen lassen, ob die Person jetzt wahnsinnig ist, ob sie 
schon seit einem Jahre wahnsinnig ist Es kann auch die Prognose stellen 
lassen, ob sie unheilbar wahnsinnig ist. Das ist aber bei der Entmündigung 
nicht nöthig. 

H. Kr.-Pbys. Dr. Freyer: Ich habe in meinem Bericht nur von dem 
Entmündigungstermin gesprochen, ohne Rücksicht auf die Ehe¬ 
scheidung. Ich frage nur, ob, wenn es sich um Entmündigung handelt, 
wir Rücksicht zu nehmen haben auf eine später daran sich knüpfende Ehe¬ 
scheidung, oder ob wir nns strikte an die landrechtliche Bestimmung halten 
müssen. Da scheint es mir eben bedenklich, wenn einmal ein Zustand von 
Raserei vorgekommen ist, zu sagen: hier ist deswegen Wahnsinn, nicht Blöd¬ 
sinn anzunehmen. Ein solcher Fall, wie ihn Kollege Mittenzweig im Auge 
hat, ist ganz etwas Anderes. 

H. Med. • Rath Dr. Siemens, Direktor der Provinzialirrenanstalt in Lauen¬ 
burg: M. H.! Ich glaube, die Differenz klärt sich in einfacher Weise auf. 
Herr Kollege Mittenzweig hat die Diskussion angeregt auf Grund der Reichs¬ 
gerichtsentscheidung, die in Sachen einer Ehescheidung erging. Dagegen 
hat der Herr Kollege Freyer die Anwendung gemacht auf das Entmündi¬ 
gungsverfahren. Nun muss ich sagen: bei dem Entmündigungsverfahren 
wird, wenn der Antrag vom Staatsanwalt ausgeht, meistens gefragt, ob der Be¬ 
treffende auch unheilbar ist, nnd der Staatsanwalt macht häufig zum Ausgangs¬ 
punkt seines Antrags den Umstand, dass der Kranke unheilbar ist. Wenn der 
Kranke unheilbar nnd gemeingefährlich ist, wird im öffentlichen Interesse der 
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Antrag gestellt. Wir müssen uns also dann über die Prognose aassprechen. 
Andererseits ist bei der Entmündigung die Frage, ob der Kranke als blödsinnig 
oder als wahnsinnig anzunehmen ist, für den Ricbterspruch ganz gleichgültig. 
Es knüpft sich daran weiter keine rechtliche Folgerung in Betreff des Beschlusses 
auf Entmündigung. 

Für uns Aerzte wäre es ja das Einfachste und Rationellste, wenn wir 
uns überhaupt beschränken könnten auf den Ausspruch: die betreffende Person 
ist geisteskrank oder dauernd geisteskrank, und zwar in einem solchen Grade, 
dass sie entmündigt werden sollte. 

Ich bin Jahre lang in einem gemeinrechtlichen Bezirk unserer Monarchie 
Irrenarzt gewesen. Da wurde blos gefragt: ist die betreffende Person geistes¬ 
krank und ausser Stande, die eigenen Angelegenheiten zu besorgen? Das ge¬ 
nügt dort zur Aussprechung der Entmündigung. Hier in dem landrechtlicben 
Bezirk müssen wir uns wohl oder Übel auch über die Termini technici des Land¬ 
rechts auslassen. Hinsichtlich der Ehescheidung kann man die Entscheidung des 
Reichsgerichts sehr wohl als Richtschnur annehmen, und stimme ich mit dem 
Kollegen Leppmann darin überein, dass sie bezüglich der Ehescheidung einem 
wirklichen Bedürfnis entsprochen hat. 

H. Irrenanstalts- u. Gefängnissarzt Dr. Leppmann: Ich möchte bloss 
noch ein Missverständnis» anfklären. Selbstverständlich wird im Ehescheidungs¬ 
verfahren von der znständigen Kammer des Landgerichts selbst der Beweis er¬ 
hoben, ob der betreffende Komparcnt unheilbar wahnsinnig ist. Wenn aber 
eine Person geisteskrank ist, ist sie nicht selbst prozessfähig. Es geht daher 
der auf obigen Grund basirten Scheidung gewöhnlich das Entmündigungs¬ 
verfahren auf Antrag des Ehegatten, der sich scheiden will, voraus. In solchen 
Fällen betonen die Rechtsanwälte in den Entmündigungs - Anträgen meistens 
schon die Unheilbarkeit. Da zur Entmündigung dieselbe keinesfalls Voraus¬ 
setzung ist, habe ich streng nach dem Grundsätze, das Gutachten nur auf das 
Beweisthema zuzuspitzen, es immer abgelehnt, mich über die voraussichtliche 
Unheilbarkeit in diesem Verfahren auszusprechen. Dann behielt die Kammer 
freie Hand, durch welche Sachverständige sie sich den Beweis davon verschaffen 
wollte. 

H. Kr.-Phys. u. San.-Rath Dr. Beyer-Lübben: Ich wollte bei dieser 
Gelegenheit zur Sprache bringen, dass namentlich von den jungen Staatsanwälten 
bei dem Entratindigungstermin niemals die Frage vorgelegt wird, ob die Person 
blödsinnig oder wahnsinnig ist, sondern vielfach bloss die Frage gestellt wird: 
ist die betreffende Person geisteskrank oder nicht? Ich habe allerdings in meinem 
Gutachten immer unterlassen, darauf einzugehen, sondern ich habe nur gesagt: 
ich erkläre den zu Entmündigenden für unheilbar geisteskrank. 

Vorsitzender: Da sich Niemand mehr zum Worte gemeldet 
hat, schliesse ich die Diskussion und danke dem Herrn Kollegen 
Mittenzweig im Namen des Vereins für die Anregung, die er 
uns durch seinen Vortrag gegeben und die jedenfalls wesentlich 
zur Klärung der Begriffe „Wahnsinn“ und „Blödsinn“ bei¬ 
getragen hat. 

M. H.! Sie werden hoffentlich mit mir einverstanden sein, 
wenn ich jetzt den nachträglich auf die Tagesordnung gestellten 
Antrag des Kollegen Dr. Ascher zur Verhandlung bringe. Der 
Herr Kollege will morgen abreisen und die Berathung seines 
Antrages wird voraussichtlich nur kurze Zeit in Anspruch 
nehmen. 


b. Antrag des Kreiswnndarztes Dr. Ascher in Bomst: 

„Es wird beantragt, die „Tuberkulose“ als Hauptthema auf 
die Tagesordnung der nächsten Hauptversammlung zu setzen und 
einen Referenten, sowie einen Korreferenten mit der Erstattung 
eines Berichts über folgende Punkte zu beauftragen: 
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1) Ausbreitung der Tuberkulose in Deutschland, insbeson¬ 
dere in Preusaen, auf Grund thunlichst genauer und 
zuverlässiger Morbiditäts- und Mortalitäts-Statistik; 

2) die durch die Tuberkulose bedingten gesundheitlichen 
und volkswirtschaftlichen Nachtheile; 

3) Erfolg der bisher gegen die Verbreitung der Tuberkulose 
angewandten Massregeln; 

4) Vorschläge zu weiteren Massregeln behufs wirksamer 
Bekämpfung der Tuberkulose.“ 

H. Kr.-Wundarzt Dr. Ascher: M. H.! Es dürfte paradox er¬ 
scheinen, dass wir uns durch ein Reichs-Gesetz gegen auswärtige 
und nur in Ausnahm eföllen zu uns kommende Krankheiten zu 
schützen suchen, während in der Gesetzgebung eine der häufigsten, 
weit verbreitetsten und bei uns heimischen Seuchen, die Tuberkulose, 
bisher keine Berücksichtigung gefunden hat. Der Verlauf der 
Verhandlungen hat jedoch gezeigt, wie schwer, ja bisweilen un¬ 
möglich, es ist, dem Laienpublikum eine hygienische That abzu¬ 
ringen, sobald die Opfer unserer gesundheitlichen Sünden uns aus 
den Augen geschafft sind Der Pessimist könnte daraus die 
Schlussfolgerung ziehen, dass derjenige, der sich nicht schützen 
will, auch die Folgen seiner Fehler tragen müsse; aber meist 
müssen ja leider für diese Fehler diejenigen büssen, denen keine 
Schuld daran beizumessen ist. Dem Menschenfreund und ganz 
besonders dem praktischen Hygieniker erwächst daraus die um so 
grössere und ernstere Pflicht, zu Zeiten scheinbarer Ruhe der 
Menschheit das warnende Mene Tekel vorzuzeichnen und den 
Schleier der Verborgenheit von den Opfern der Volksseuchen hin¬ 
wegzuziehen. Die'hustende Mutter und das krampfhaft gestreckte 
Kind, der bucklige Vater und der hinkende, halbwüchsige Junge, 
sie sprechen zu uns Aerzten eine deutliche Sprache; aber die 
grösste Mehrzahl der Menschheit kennt diese Opfer der Tuberkulose 
nicht; und wenn sie sie kennt, so werden durch diese Erkenntniss 
auch nur wenige aus einem gedankenlosen Nichtsthun aufgerüttelt. 
Die von Zeit zu Zeit veröffentlichten Zahlen über die absolute 
und relative Sterblichkeit an Tuberkulose können nur dem eigent¬ 
lichen Statistiker oder dem mit der Statistik sich näher beschäfti¬ 
genden Hygieniker ein ungefähres Bild von der Ausbreitung und 
der Schädlichkeit der Tuberkulose geben. Die bei weitem grosse 
Mehrzahl kennt diese Zahlen nicht oder geht an ihnen achtlos 
vorüber. Und selbst diese Zahlen beweisen noch nicht viel, da 
sie von Laien zusammengetragen werden, denen der Begriff der 
Tuberkulose unmöglich klar sein kann. Wie sollte auch der an 
Knochencaries Hingesiechte von dem ländlichen Standesbeamten 
rubrizirt werden, oder gar das nur von seiner Mutter behandelte 
Kind mit tuberkulöser Hirnhauterkrankung? Derartige Zahlen 
können unmöglich genaue sein. — Anders klingen schon die 
Ziffern der pathologischen Anatomen, die in 40—60°/ 0 aller se- 
zirten Leichen tuberkulöse Veränderungen finden. Aber diese 
Befunde, die ja die Tuberkulose als eine verhältnissmässig leicht 
überstandene Krankheit erscheinen lassen, können von den Schäd- 
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lichkeiten, die diese Seuche im Leben macht, ein nur unvoll¬ 
kommenes Bild geben, und sind eher im Stande, einem gefähr¬ 
lichen Fatalismus Vorschub zu leisten. Nur der Arzt, der den 
von der Arbeit abgehaltenen Ernährer der Familie von seinem 
Leiden, die den Haushalt versorgende Mutter von der Pflege des 
elenden Kindes befreien soll, der womöglich einer Gesammtheit, 
einer Krankenkasse oder einem Unternehmer Kosten ersparen muss, 
der erst weiss Umfang und Bedeutung der uns hier beschäftigenden 
Volksseuche richtig zu würdigen, ihm erat fallt der Abstand 
zwischen den öffentlich bekannten Sterblichkeits- und den ihm nur 
bekannten Krankheits-Ziffern auf, ihm erat die Gefahr, die ein 
solcher Krankheitsherd für die nähere und weitere Umgebung 
bietet. Schon während einer einjährigen praktischen Thätigkeit 
im Regierungsbezirk Marienwerder war es dem Antragsteller auf¬ 
gefallen, einen wie unverhältnissmässig grossen Bruchtheil die 
tuberkulösen Kranken aller Art einnahmen, und wie sehr dies von 
der ausserordentlich geringen Tuberkulose - Mortalität dieses Re¬ 
gierungsbezirkes abstach. Noch schlimmer zeigten sich die Ver¬ 
hältnisse in der Nähe von Bomst. In einem Dorfe nahe der 
märkischen Grenze, dessen Bewohner durchaus nicht mittellos 
zu nennen sind, und bei denen, namentlich unter den sehr zahl¬ 
reichen Arbeitern des in ihm liegenden Gutsbezirkes, disponirende 
Momente wie Kummer und Sorge nicht in Betracht kommen, zeigt 
sich die Tuberkulose in ihrer ganzen Schrecklichkeit. In dem 
einen Familienhause, um ein Beispiel heraus zu greifen, in welchem 
6 Familien wohnen, haben 4 derselben sicher tuberkulöse Kranke. 
Die von auswärts Zuziehenden bekommen nach einiger Zeit zum 
grossen Theil Tuberkulose, und was fast als das krasseste zu be¬ 
zeichnen wäre, in dieses Dorf kommen alljährlich, da es nicht 
zu weit von Berlin entfernt ist, nicht wenige Berliner Familien 
oder Kinder, um sich bei ihren Verwandten zu „ erholen“. Es soll 
an dieser Stelle nicht auf Einzelheiten eingegangen, nur eine 
Skizze sollte hingeworfen werden, die sich jeder Praktiker aus 
seinem eigenen Material zu einem Bilde ergänzen kann. Man 
könnte nun folgerichtig zu dem Gedanken kommen, wenn die 
Sterblichkeitsstatistik nicht genügt, sie durch eine Krankheits¬ 
statistik zu ergänzen, ähnlich wie es eine Sammelforschung zur 
Kenntniss der Influenza gab. Indessen wäre dies eine Riesenarbeit, 
die ausserdem, wie ich nicht weiter auszuführen brauche, niemals 
genaue Resultate geben kann. Dagegen liefern die Journale der 
Krankenkassen und ähnlicher Verbände, die ja einen nicht unbe¬ 
trächtlichen Prozentsatz der Gesammtbevölkerung umfassen, ein 
bisher unseres Wissens noch unbenutztes Material, das weitaus 
sicherere Resultate ergeben kann. Freilich ist ja der Begriff der 
Tuberkulose noch nicht allen Aerzten hinlänglich geläufig; denn 
was der eine als Magenkatarrh bezeichnet, darin erkennt der 
andere bereits eine beginnende Lungen-Tuberkulose, und eine 
Wirbelkaries erscheint einem andern nur als fieberhafter Muskel¬ 
rheumatismus. Aber unter Berücksichtigung aller dieser Momente 
und unter Wägung — nicht blos Zählung — der Ziffern wird 
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man zu einem anschaulichen Gesammtbilde kommen, namentlich 
wenn die Zahlen der Irrenanstalten, Gefängnisse, ferner der In¬ 
validitäts-Versicherungen und der Berufsgenossenschaften berück¬ 
sichtigt würden; auch könnte vielleicht ein Aufruf an die Aerzte 
manches werthwolle Detail ergeben. 

Will man sich aber ein Bild von der Bedeutung der Tu¬ 
berkulose verschaffen, so genügt nicht die Kenntniss ihrer Aus¬ 
breitung, man muss auch die wirthschaftlichen Schäden berück¬ 
sichtigen; und will man einen Erfolg für weitere hygienische 
Thaten haben, so ist grade die ökonomische Seite der Seuche ein 
Hauptpunkt. Die Engländer haben deshalb auch bei solchen Ge¬ 
legenheiten stets ausgerechnet, was die Verpflegung, die Arznei, 
das Arzthonorar auf den Tag und den Kopf kostet, haben ferner 
den Verlust an Arbeitslohn dazu genommen und auf diese Weise 
Zahlen erhalten, dass sie selbst die Gleichgültigsten von der Notb- 
wendigkeit der gesundheitlichen Reformen überzeugen und für die 
angewandten Summen eine gute Verzinsung versprechen konnten. 
Denselben rechnerischen Weg haben auch die Münchener Hygie¬ 
niker für die Vornahme ihrer umwälzenden Reformen beschritten. 
Die Kassenbücher der Krankenkassen werden eine deutlichere 
Sprache reden, als philosophische Betrachtungen über, den Vortheil 
der Gesundheit; zur Ergänzung dieser Statistik werden die Aus¬ 
gaben der Invaliditäts-Versicherungen, der Berufsgenossenschaften, 
Krankenhäuser, Gefängnisse, Irrenanstalten, Heimstätten, Armen¬ 
verbände u. s. w. bei sorgfältiger Kritik ein willkommenes Material 
bieten. So dürfte es unzweifelhaft sein, dass wir bei der Umschau 
nach den wirthschaftlicheu Schäden der Tuberkulose Summen 
herausrechnen können, die grosse hygienische Aufwendungen wohl 
rechtfertigen, vorausgesetzt, dass es auch gelingt nachzuweisen, 
dass bereits angewandte Massregeln sich bewährt und ein Auf¬ 
halten der Seuche bewirkt haben. 

Wer die Statistiken der Engländer kennt, weiss, welchen 
ungeheuren Einfluss die Assanirung der Städte auf die Sterblich¬ 
keit an allen Krankheiten, ganz besonders an Lungenschwindsucht 
gehabt hat, wie in Worthing, Banbury, Rugby, Salisbury die 
Sterblichkeit an Phtisis um 36— 49 Prozent durch die Trocken¬ 
legung des Bodens abgenommen hat. Und doch ist in den sanitär 
günstigen Städten die Verbreitung der Tuberkulose noch eine 
ganz ungeheure, ein Beweiss, dass nicht allein die Entfernung der 
Disposition, sondern, wie wir seit Koch und Cornet wissen, die 
des Keimes selbst, eine zwingende Nothwendigkeit ist. Wenn 
jüngst den preussischen Medizinal-Beamten der Vorwurf gemacht 
wurde, dass sie zu sehr die bakteriologische Seite, oder vielmehr 
diese ausschliesslich berücksichtigen, so könnte man erwidern, das 
eine Erkrankung an Tuberkulose ohne Disposition, nicht aber ohne 
Tuberkelbazillen möglich ist, und dass es niemals gelingen wird, 
die Tuberkulose und andere Infektions - Krankheiten auszurotten, 
selbst unter den denkbar besten hygienischen Verhältnissen, wenn 
es nicht gelingt, die Tuberkelbazillen von der Verbreitung aus- 
zuschliessen. Indessen wollen wir derartigen Erwägungen auf die 
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Praxis keinen allzu grossen Einfluss einräumen; hier gilt das, 
was Erfolg hat. Die neue Hygiene mit ihrem bakteriologischen 
Schwerpunkt hat so ausserordentlich werthvolle Aufschlüsse gerade 
über das Wesen der Tuberkulose geliefert, über Entstehung, Aus¬ 
breitung bei Mensch und Thier, Erblichkeit und Uebertragbarkeit, 
dass der Praktiker unmöglich an ihnen achtlos vorübergehen kann. 
Andererseits sind die auf diesen wissenschaftlichen Ergebnissen 
theilweise begründeten praktischen Massregeln schon genügend 
lange in Kraft, um auch sie einer Prüfung auf ihre bisherigen 
Erfolge unterziehen zu können. Seit Cornet’s Entdeckung der 
Verbreitungsweise des Tuberkelbacillus ausserhalb des mensch¬ 
lichen Körpers und der Einführung der von dieser ausgehenden 
Heller’schen Grundsätze sind bereits einige Jahre verflossen, so 
dass auch diese Massregeln auf ihre Durchführbarkeit in der 
Praxis und womöglich auf ihren Erfolg, namentlich in Gefäng¬ 
nissen und anderen geschlossenen Anstalten geprüft zu werden 
verdienen. Auch die mit nicht unerheblichem Aufwande an Geld 
und ärztlicher Arbeitskraft unterhaltenen Sanatorien und Pflege¬ 
anstalten müssen bei der Bekämpfung der Tuberkulose berück¬ 
sichtigt werden. Von grosser Wichtigkeit sind bei den mannig¬ 
fachen Wechselbeziehungen zwischen Mensch und Thier die Mass¬ 
regeln, welche die Tuberkulose beim Thier bekämpften, und die, 
welche die vorhandenen Krankheitsstoffe für den Menschen un¬ 
schädlich machen. Denn wenn, wie ich angesehen habe, ein Kuh- 
fütterer ein tuberkulöses Geschwür an der Hand hat, so verdient 
die Milch und das Fleisch der betreffenden Kühe die grösste 
Aufmerksamkeit von Seite des Hygienikers. 

Dass den Worten auch Thaten, der Kritik auch praktische 
Ergebnisse folgen müssen, ist selbstverständlich. Hier wird sich 
auch am besten der Vorwurf der Einseitigkeit nach der bakterio¬ 
logischen Richtung hin widerlegen lassen; denn was sich bewährt 
hat, soll ohne Rücksicht, ob es mit irgend einer wissenschaftlichen 
Ansicht übereinstimmt oder nicht, fortgeführt, und wenn nöthig 
erweitert werden. In der Hygiene ist ja im Allgemeinen die 
That der Erkenntuiss vorausgeeilt, und den Assanirungsarbeiten 
der Engländer folgte erst lange nachher die Begründung durch 
Pettenkofer und seine Schüler. In den letzten Jahren ist 
der Weg ein umgekehrter gewesen; um so schärfer muss die 
Sichtung sein. Glücklicherweise kann man aber bei sanitären 
Massregeln dasselbe wollen, und doch über die Gründe sehr ver¬ 
schiedener Ansicht sein. Gute geleitete Heilanstalten für Phthisiker 
bessern erfahrungsgemäss das Leiden und verhüten andererseits 
die Aussaat der Keime. 

Die Hygiene ist Selbstzweck, sie dient nur Einem, der all¬ 
gemeinen Wohlfahrt. Aufgabe des Staates ist es, durch Beförde¬ 
rung von Handel und Wandel neue Werthe zu schaffen, vorhan¬ 
dene zu erhöhen; die Hygiene ist ihm hierbei eine treue Bundes- 
genossin, indem sie zwecklose Vergeudung von Geld und Menschen¬ 
material verhindert und so in Wirklichkeit nationalökonomisch 
wird. 
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Wir, die Diener des Staates und der Hygiene, haben keine 
dankbarere Aufgabe als diese Zwecke zu fördern, indem wir Schäd¬ 
lichkeiten aufdecken und auf ihre Abstellung dringen. Ist auch 
in den letzten Jahren viel über Tuberkulose geschrieben und ge¬ 
sprochen worden, so lassen sich diesem Thema immer neue Seiten 
abgewinnen. Und darum habe ich mir erlaubt, den von mir ge¬ 
stellten Antrag einzubringen. 

Vorsitzender: Ich eröffne die Diskussion über den gestell¬ 
ten Antrag, indem ich gleichzeitig bemerke, dass hierzu folgender 
Antrag bei mir eingegangen ist: 

„Die Versammlung wolle dem Vorstande die 
Entscheidung überlassen, ob die Tuberkulose als 
Hauptthema auf die Tagesordnung der nächsten 
Versammlung gesetzt werden soll oder nicht.“ 

H. Med.-Rath Dr. Siemens: Ich stelle den Antrag, über den zuletzt 
mitgetheilten Antrag zuerst abstimmen zu lassen. 

Vorsitzender: M. H.! Meines Erachtens ist es nicht zweck¬ 
mässig, dass wir uns schon in der heutigen Versammlung über 
die Tagesordnung der nächsten Versammlung schlüssig machen 
sollen. Es ist doch z. B. gar nicht unmöglich, dass der Entwurf 
der Medizinalreform bis dahin fertiggestellt ist, und dann würde 
dieser doch das Hauptthema der nächsten Versammlung bilden 
müssen. Ich glaube, Sie können die Entscheidung über die Tages¬ 
ordnung wie bisher ruhig dem Vorstande überlassen und brauchen 
demselben durch Annahme des von dem Kollegen Ascher ge¬ 
stellten Antrages keine gebundene Marschroute zu stellen. 

Da sich Niemand mehr zum Wort gemeldet hat, bringe ich 
den Ihnen soeben mitgetheilten Antrag, dem Vorschläge des 
Kollegen Siemens gemäss, zuerst zur Abstimmung, und bitte 
die Herren Kollegen, die dem Anträge zustimmen wollen, sitzen 
zu bleiben. 

Der Antrag ist einstimmig angenommen und damit der 
erste Antrag erledigt. 

M. H.! Den nächsten Gegenstand unserer Tagesordnung sollte 
das Referat des Herrn Med.-Raths Kunau-Posen: 

c. Die Betheiligung der Medizinalbeamten bei der 
Kontrole der Trichinenschau 

bilden; der Herr Referent ist aber leider am Erscheinen verhindert 
gewesen und kann somit dieser Gegenstand nicht zur Verhand¬ 
lung kommen. 

Wir können daher sofort zum letzten Gegenstände der heutigen 
Tagesordnung übergehen. 


d. Die Hufeland’schen Stiftungen. 

Antrag der Medizinalbeamten des Reg.-Bez. Minden: 
„Die Hufeland’schen Stiftungen genügen nicht den An¬ 
forderungen, die an eine Unterstützungskasse für noth- 
leidende Aerzte und deren Hinterbliebenen zu stellen sind. 
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Ihre Statuten bedürfen einer Abänderung, insbesondere 
auch nach der Richtung hin, dass in denselben die Mit¬ 
wirkung der Aerztekammern vorgesehen wird.“ 

Vorsitzender: M. H.! Der Antrag der Medizinalbeamten 
des Reg. - Bez. Minden hat bereits auf der Tagesordnung der vor¬ 
jährigen Hauptversammlung gestanden, ist aber damals nicht mehr 
zur Verhandlung gekommen, da ich noch vor Schluss der Ver¬ 
sammlung wegen plötzlicher Erkrankung abreisen musste und in 
Folge dessen nicht in der Lage war, Ihnen gegenüber den Antrag 
näher zu begründen. Mancher von Ihnen wird vielleicht der An¬ 
sicht sein, dass die in Rede stehende Angelegenheit als eine den 
ganzen ärztlichen Stand berührende Frage eigentlich vor das Forum 
des Aerztetages oder der Aerztekammer und nicht vor dasjenige des 
Medizinalbeamtenvereins gehört. Diese Ansicht kann ich jedoch nicht 
theilen; denn so lange die preussischen Kreismedizinalbeamten 
nicht besser als bisher in Bezug auf Gehalt gestellt sind und von 
Pension bei ihnen überhaupt nicht die Rede ist, haben sie ebenso 
wie jeder preussische Arzt an den Hufeland’schen Stiftungen 
ein wesentliches Interesse. Dazu kommt, dass sie laut §. 3 der 
Statuten dieser Stiftungen die Einsammlung der Beiträge bei den 
Aerzten ihres Physikats zu übernehmen haben und dass es ihnen 
meines Erachtens nicht gleichgültig sein kann, ob sie ihre Thätig- 
keit einem Institute widmen, das in seinen Leistungen den ge¬ 
stellten Anforderungen entspricht oder weit hinter denselben zu¬ 
rückbleibt. Dass das Letztere aber leider bei den Hufeland’¬ 
schen Stiftungen der Fall ist, darüber brauche ich eigentlich gar 
kein Wort zu verlieren; das wird Ihnen Allen aus Ihren eigenen 
Erfahrungen hinreichend bekannt sein. 

M. H.! Die Hufeland’schen Stiftungen sollen nach §. 1 
ihrer Statuten vom 21. November 1830 und vom 18. Juni 1857 
dazu dienen, „durch Alter, Krankheit oder unverschuldete Unglücks¬ 
falle in Notli und Dürftigkeit gerathenen Aerzten“, sowie „notorisch 
dürftigen Aerztewittwen“ eine Unterstützung zu gewähren. Nach 
einer von mir auf Grund der Jahres - Berichte aus den letzten 
10 Jahren aufgestellten Uebersicht sind jährlich 30—40 Aerzte mit 
je 150 -300 Mark und ungefähr 200 Aerztewittwen mit je 75 bis 
100 Mark unterstützt worden. Dass die geringe Ziffer der Unter¬ 
stützten und die geringe Höhe der gewährten Unterstützungen 
nicht im Entferntesten der thatsächlich leider vielfach vorhandenen 
Nothlage der Aerzte und deren Hinterbliebenen entspricht, darüber 
dürfte ein Zweifel nicht herrschen; Beträge von 75—100 Mark 
bezw. 150—300 Mark stellen sich meines Erachtens überhaupt 
nur als Almosen dar, als Tropfen auf den heissen Stein; von einer 
wirksamen Milderung eines Nothstandes kann bei ihnen nicht die 
Rede sein. 

Die Unzulänglichkeit der Hufeland’schen Stiftungen als 
Unterstützungskasse für nothleidende Aerzte und deren Hinter¬ 
bliebenen macht sich aber auch nach der Richtung hin in sehr 
empfindlicher Weise bemerkbar, dass in den Statuten gar keine 
Fürsorge für die Unterstützung nothleidender Waisen von Aerzten 
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getroffen ist. Wenn somit ein Arzt als Mitglied der Stiftungen 
regelmässig seine Beiträge sowohl für die ärztliche, als für die 
Wittwen - Unterstützungsanstalt gezahlt und unglücklicher Weise 
seine Frau schon vor ihm gestorben ist oder nach ihm stirbt, dann 
haben seine armen, erziehungsbedürftigen Kinder auch nicht den 
geringsten Anspruch auf irgend eine Unterstützung ans den 
Stiftungen. M. H.! Sie werden mir zugeben, dass hier ein Miss¬ 
stand vorliegt, der dringend der Abhülfe bedarf, man muss sich 
sogar wundern, dass seitens des Direktoriums der Hufeland’schen 
Stiftung nicht schon längst dieser Missstand anerkannt und eine 
entsprechende Abänderung der Statuten in’s Auge gefasst ist; denn 
es ist ja eine bekannte Thatsache, dass gerade die Bedürftigkeit 
ärztlich Hinterbliebener — also der Wittwen und der Waisen — 
diejenige der Aerzte selbst überwiegt. Auch die in ärztlichen 
Kreisen seit Begründung der Hufeland’schen Stiftungen zu Tage 
getretenen Bestrebungen hätten das Direktorium auf diesen Weg 
Hinweisen sollen; ich erinnere in dieser Hinsicht nur an die zahl¬ 
reichen Unterstützungskassen, die seitdem in den verschiedenen 
Bezirken der Monarchie von den Kollegen in’s Leben gerufen sind 
und die sämmtlich den Zweck verfolgen, den nothleidenden Hinter¬ 
bliebenen der Aerzte eine ausgiebigere Unterstützung zu Theil 
werden zu lassen. Ich verweise weiterhin auf die Verhandlungen 
des Aerztetages in den Jahren 1877, 78 und 1880, die in dem 
zuletzt genannten Jahre zu dem Beschluss führten, den ärztlichen 
Vereinen dringend die weitere Ausbildung und Neubildung von 
Unterstützungskassen und die Ausdehnung ihrer Wirksamkeit auf 
alle nothleidenden Aerzte und deren Hinterbliebenen zu empfehlen. 
Auch in verschiedenen preussischen Aerztekammern ist in den 
letzten Jahren diese Angelegenheit eingehend erörtert und all¬ 
seitig der weitere Ausbau des ärztlichen Unterstützungswesens 
anerkannt worden. 

Wenn wir dagegen diesen Bestrebungen gegenüber die Ent¬ 
wickelung der Hufeland’schen Stiftungen verfolgen, so müssen 
wir uns leider sagen, dass die letzten damit keineswegs Schritt 
gehalten und dass das Interesse der Kollegen für die Stiftungen 
trotz des gesteigerten Bedürfnisses keinesweg eine Zunahme, 
sondern sogar eine Abnahme erfahren hat. Nach den mir vor¬ 
liegenden Jahresberichten steuerten z. B. im Jahre 1869: 2601 
Aerzte 8556 Mark zur ärztlichen Unterstützungskasse, während 
im letzten Berichtsjahre 1893 ihre Ziffer nur 2511 und die Höhe 
der gezahlten Beiträge nur 8180 Mark betrug. Erwägt man nun, 
dass sich innnerhalb dieses Zeitraumes die Aerzte in Preussen 
fast um das Doppelte vermehrt haben (von rund 7000 auf 13000), 
so ergiebt sich daraus, dass im letzten Jahre nur 19 °/ 0 derselben 
Mitglieder der Unterstützungskasse waren, gegenüber 37 % im 
Jahre 1869; also ein Rückgang um fast 100%. Etwas günstiger 
liegen die Verhältnisse bei der Unterstützungskasse für ärztliche 
Wittwen; denn hier ist in der Zahl der Mitglieder zur Gesammt- 
zahl der Aerzte nur ein Rückgang von 26 % auf 20 % zu be¬ 
merken (1800 Aerzte mit 6186 Mark Beiträgen im Jahre 1869 
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gegenüber 2637 Aerzten mit 8522 Mark Beiträgen im Jahre 1893). 
Wäre die Zahl der Mitglieder der Hufeland’schen Stiftungen in 
den letzten 25 Jahren also nur immer in dem gleichen Verhältniss 
zu der Zahl der Aerzte wie früher geblieben, dann hätten die 
Unterstützungen fast die doppelte Höhe als jetzt erreichen können.. 
Noch ganz anders würden dieselben aber ausfallen, wenn dem §. 2 
der Stiftungs-Statuten gemäss, Jeder Arzt der Monarchie sich 
verbindlich machte, jährlich nach Verhältniss seines Einkommens 
einen kleinen Betrag in die Kasse zu legen, der als Tantieme 
seines Einkommens nach Verschiedenheit des letzteren auch jedes 
Jahr verschieden sein kann, aber nicht unter drei Mark betragen 
darf“. M. H.! Die Stiftungen würden dann in der Lage sein, 
Unterstützungen bis zu 1000 Mark an nothleidende Aerzte und 
bis zu 500 Mark an deren bedürftige Hinterbliebenen (Wittwen 
und Waisen) zu gewähren, Unterstützungen, die in ganz anderer 
Weise dazu beitragen würden, die Noth zu mildern, als die jetzigen 
Almosen. 

Dass die Wirksamkeit einer ärztlichen Unterstützungskasse 
dadurch wesentlich erhöht wird, wenn sämmtliche Aerzte derselben 
als Mitglieder angehören, darüber dürfte ein Zweifel nicht obwalten, 
wohl aber darüber, ob dies überhaupt oder wenigstens annähernd 
erreicht werden kann und mit welchen Mitteln ? Bei der grossen 
Verschiedenheit der Ansichten, die gerade über diese Frage in 
den ärztlichen Kreisen herrschen, wird die Erreichung jenes Zieles 
allerdings seine grossen Schwierigkeiten haben; aber ich meine, 
gerade der ältesten, grössten ärztlichen Unterstützungskasse in 
Preussen liegt die Pflicht ob, wenigstens einen Versuch in dieser 
Hinsicht zu machen, und zwar um so mehr, als sie die einzige 
ist, die sich über die ganze Monarchie erstreckt. Wird dieser 
Versuch mit den richtigen Mitteln und mit der nöthigen Energie 
unternommen, dann kann auch der Erfolg nicht ausbleiben. 

In erster Linie wird es erforderlich sein, das Interesse der 
Aerzte in grösserem Maasse als bisher für die Hufeland’schen 
Stiftungen wach zu rufen; dazu giebt es aber meines Erachtens 
keinen bessern und geeigneteren Weg, als sich der Mitwirkung 
der Aerztekammern zu versichern, die jetzt als offizielle Vertreter 
des gesammten ärztlichen Standes anzusehen sind. In verschie¬ 
denen Aerztekammern hat, wie ich bereits vorher erwähnt habe, 
die Gründung von ärztlichen Unterstützungskassen auf der Tages¬ 
ordnung gestanden und ist die Nothwendigkeit eines Vorgehens 
der Aerztekammern auf diesem Gebiete anerkannt worden, um so 
mehr darf daher das Direktorium der H ufeland’schen Stiftungen 
erwarten, hier das grösste Entgegenkommen mit seinen Bestre¬ 
bungen zu finden. Soll die Mitwirkung der Aerztekammern aber 
eine gedeihliche, erfolgreiche sein, dann muss sie in Bezug auf 
Rechte und Pflichten statutenmässig festgelegt, und müssen dem¬ 
entsprechend die Statuten der Hufeland’schen Stiftungen abge- 
äudert werden. Den Aerztekammern würde z. B. dann auch das 
Einsammeln der Beiträge zu übertragen sein, eine Anordnung, die 
meines Erachtens schon allein eine wesentliche Steigerung derselben 
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herbeiführen würde; denn, m. H., es ist ja eine bekannte That- 
sache, dass unter den jetzigen Verhältnissen die Höhe der Bei¬ 
träge zu den Stiftungen sehr wesentlich davon abhängig ist, ob 
der betreffende Physikus sich mit den Kollegen seines Kreises gut 
steht oder nicht. Die Sammlungen zu den Hufeland’schen 
Stiftungen werden von den meisten Aerzten nicht anders anfge- 
fasst, als die Sammlungen zu jedem anderen wohlthätigen Zweck 
und wie bei diesen oft die Person des Veranstalters der Samm¬ 
lung eine weit grössere Rolle in Bezug auf die Theilnahme und 
auf die Höhe der Gabe spielt, als der Zweck derselben, so ist 
dies auch bei jenen der Fall. Ich könnte wenigstens aus meiner 
amtlichen Thätigkeit mehrere Beispiele anführen, die jene Be¬ 
obachtung bestätigen und bin fest davon überzeugt, dass viele von 
Ihnen die gleichen Erfahrungen gemacht haben. 

Die Statuten der Huf eland’schen Stiftungen bedürfen aber 
auch sonst noch einer Abänderung und zwar namentlich nach der 
Richtung hin, dass die Unterstützung nicht blos auf die Wittwen, 
sondern auch auf die Waisen der Aerzte ausgedehnt wird. Des¬ 
gleichen halte ich die Bestimmung in den §§. 1 u. 5 der Statuten für 
die Wittwen -Unterstützungskasse, wonach nur diejenigen Arzt- 
wittwen eine Unterstützung erhalten können, deren verstorbene 
Ehemänner pünktlich und ununterbrochen zu beidenKassen 
beigetragen haben, für viel zu rigoros. Es sollte hier ein milderes 
Verfahren vorgesehen oder wenigstens durch eine genaue Kontrole 
dafür Sorge getragen werden, dass säumige oder vergessliche 
Zahler rechtzeitig erinnert werden, unter Hinweis auf den ihnen 
sonst drohenden Verlust ihrer Ansprüche. Es ist dies ein Ver¬ 
fahren, wie es meines Wissens auch von allen Lebensversiche¬ 
rungen beobachtet wird. Auch die Bestimmung, dass Wittwen, 
die sich durch ihre moralische Führung der Unterstützung un¬ 
würdig machen, eine solche nicht mehr erhalten sollen, ist meines 
Erachtens zu weitgehend; denn in manchen Fällen werden gerade 
derartige unglückliche Personen durch eine zweckentsprechende 
Unterstützung, z. B. behufs Unterbringung in eine Anstalt oder 
Familie u. s. w., wieder auf den rechten Weg gebracht werden 
können, während sie sonst ihrem vollständigen Untergange ent¬ 
gegengehen. 

Zum Schluss, m. H., noch einige Worte über das Verhält- 
niss der Hufeland’schen Stiftungen zu den andern, in den ein¬ 
zelnen Bezirken der Monarchie bestehenden ähnlichen Unter- 
stützungskassen. Die Zahl dieser Unterstützungskassen ist zur 
Zeit eine ziemlich grosse und der Gesammtbetrag der von ihnen 
gezahlten Unterstützungen ein sehr beträchtlicher; — in den 
letzten Jahren durchschnittlich jährlich 50000 bei 65 000 Mark 
Einnahmen, also fast doppelt so viel, als die von den Hufeland- 
schen Stiftungen gewährten Unterstützungen (26000 Mark). Mancher 
von Ihnen wird vielleicht eine Vereinigung aller dieser Unter¬ 
stützungskassen mit den Hufeland ’schen Stiftungen für das Z weck- 
mässigste halten, dieselbe ist früher auch schon einmal in Vor¬ 
schlag gebracht; ich kann mich dieser Ansicht jedoch nicht an- 

6 
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schliessen und glaube auch nicht, dass jene Kassen für ein der¬ 
artiges Aufgeben ihrer Selbstständigkeit irgend welche Neigung 
haben. Dagegen ist eine gewisse Verbindung zwischen den be¬ 
treffenden Unterstützungskassen dringend erwünscht, und wird 
sich unschwer anbahnen lassen, namentlich wenn solche von den 
Aerztekammern in die Hand genommen wird. Also auch nach 
dieser Richtung hin wird die Mitwirkung der letzteren bei den 
Hufeland’schen Stiftungen von segensreichen Folgen begleitet 
sein. Vielleicht wird es auf diese Weise noch einmal erreicht, dass 
in jeder Provinz eine ärztliche Unterstützungskasse gebildet wird, 
der alle Aerzte obligatorisch angehören; die Hufeland’schen 
Stiftungen würden dann eine Art Zentralkasse bilden für ausser¬ 
ordentliche Fälle, in denen die Provinzialkassen mit ihren Mitteln 
nicht ausreichen. 

M. H.! Hoffentlich werden Sie dem von den Medizinalbe¬ 
amten meines Bezirks gestellten Antrag Ihre Zustimmung nicht 
versagen. Sollte dies der Fall sein, dann schlage ich Ihnen vor, 
die weitere Behandlung der Angelegenheit dem Vorstande zu über¬ 
lassen. Demselben wird es dann obliegen, weitere Verhandlungen 
über den in Rede stehenden Gegenstand in geeigneter Weise dem 
Direktorium der Hufeland’schen Stiftungen zur Kenntniss zu 
bringen. — Im nächsten Jahre werden wir dann voraussichtlich 
in der Lage sein, Ihnen zu berichten, welche Aufnahme unser 
Antrag bei dem Direktorium gefunden hat, und ob dieses gewillt 
ist, demselben stattzugeben. 

(Lebhafter Beifall.) 

Damit eröffne ich die Diskussion über den vorliegenden 
Antrag. 

Diskussion: 

H. Reg.- und Geh. Med.-Rath Dr. Kanzow-Potsdam (Ehrenpräsident): 
M. H.! Nach meiner Wahrnehmung haben sich, seit die neueren Unterstützungs¬ 
kassen von den Aerztekammern in’s Leben gerufen sind, die Beiträge zur Hufe- 
land’schen Stiftung ausserordentlich vermindert. Meines Erachtens lässt sich 
auch die Annahme nicht mehr fest halten, dass diejenigen, welche zu den 
Hufeland’schen Kassen Beiträge zahlen, Mitglieder der Stiftungen sind oder 
sein wollen. Nur ausnahmsweise dürfte sich unter den Beitragzahlenden Jemand 
Anden, der an den Hufeland'schen Kassen die Rechte eines Versicherten 
erwerben und mit derartig begründeten Ansprüchen den Bedürftigen und Hinter¬ 
bliebenen etwas zuwenden will. Die zu den Stiftungen Beitragenden sind meist 
gut gestellte Kollegen, denen jene Absicht fern liegt und welche lediglich der 
Aufforderung zum Wohlthun entsprechen wollen. Die Hufeland’schen Stif¬ 
tungen haben demnach den Charakter einer Unterstützungskasse der ursprüng¬ 
lich beabsichtigten Art wohl verloren. Ich bin jedoch damit einverstanden, dass 
Bich unser Vorstand dieser Sache annimmt und erwägt, ob und wie eine den 
jetzigen Bedürfnissen mehr entsprechende Aenderung und Verbesserung in den 
Verhältnissen der Hufeland’schen Stiftungen geschaffen werden könne. 

H. Kr.-Phys. Dr. ßuthsmuths - Gentbin: Um diesen Zuständen abzu¬ 
helfen, muss das Statut nach meiner Ansicht so geändert werden, dass höhere 
Beiträge und zwar nicht mehr freiwillige, bis zu einem gewissen Alter bezahlt 
werden. So lange nicht auf eine Abstellung dieser Missstände hingewirkt wird, 
kann nicht darauf gerechnet werden, dass die Stiftungen grössere Beliebtheit 
gewinnen. 

Vorsitzender: Ich schliesse die Diskussion, da sich Niemand 
weiter zum Worte gemeldet hat. Diejenigen Herren, welche für 
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ÖS 

den von mir im Namen der Medizinalbeamten des Reg.-Bezirkes 
Minden gestellten Antrag sind, bitte ich sitzen zu bleiben. 

Der Antrag ist einstimmig angenommen. 

M. H.! Damit schliesse ich die heutige Sitzung. 

Schlnss der Sitzung: Nachmittags 3Vs Uhr. Den grösseren 
Theil der anwesenden Mitglieder vereinigte um 4 Uhr Nach¬ 
mittags ein Festmahl im Architekten-Vereinshause zu froh¬ 
bewegtem Zusammensein. 

Abends 9 Uhr fand die übliche gesellige Vereinigung 
bei Sedlmayr (Friedrichstrasse 179) statt. 
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Dienstag, den S4. April, Tormittags 9 1 /* TJhr 
Im kleinen Saale des Architekten-Vereinshauses. 


Vorsitzender: M. H.! Ich eröffne die zweite Sitzung. Bevor 
wir jedoch in die Verhandlungen eintreten, gestatten Sie mir, Herrn 
Landtagsabgeordneten E. v. Schenkendorff, der uns heute mit 
seinem Besuche beehrt und der Ihnen allen nicht nur als uner¬ 
müdlicher Förderer der Jugend- und Volksspiele, sondern auch 
als warmer Vertreter der Interessen der Medizinalbeamten bekannt 
ist, zu begrüssen und ihm unseren herzlichsten Dank für sein Er¬ 
scheinen auszusprechen. 

I. Ueber die Untersachnng und hygieniche 
Benrtheilung von Brunnenanlagen in kleinen 
Städten und ani dem Lande. 

H. Kr.-Phys. Dr. Schroeder- Wollstein. M. H.! Obwohl die 
Trinkwasserversorgung auch in grösseren Städten noch manches 
zu wünschen übrig lässt, so liefern doch die schon fast überall 
bestehenden und verbesserten Wasserversorgungsanstalten mit 
Filteranlagen, welche ihr Wasser grösseren Quell-, See- oder 
Flussgebieten entnehmen, in Bezug auf die hygienischen Verhält¬ 
nisse im Grossen und Ganzen befriedigende Resultate. Nament¬ 
lich werden die von der Cholerakommission des Deutschen Reiches 
neuerdings aufgestellten Grundsätze für die Reinigung von Ober¬ 
flächenwasser durch Sandfiltration zu Zeiten der Choleragefahr er¬ 
heblich dazu beitragen, die Filtrationsanlagen so zu verbessern, 
dass die grösseren Städte vermöge ihrer zentralen Wasserwerke 
mit hygienisch unverdächtigem Trinkwasser werden versorgt werden 
können. 

Anders liegen jedoch die Trinkwasserverhältnisse in klei¬ 
neren Städten und auf dem Lande. Wohl giebt es einige durch 
ihre geographische Lage bevorzugte kleinere Ortschaften, welche 
ihr Trink- und Gebrauchswasser bestehenden Quellgebieten durch 
Leitung oder artesische Brunnen entnehmen und somit gewisser- 
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massen eine natürliche zentrale Wasserversorgungsanlage besitzen. 
Diesen wenigen durch die Natur bevorzugten Ortschaften steht 
aber die bei Weitem grössere Mehrzahl kleinerer Städte und 
Dörfer gegenüber, deren Trinkwasserversorgungsanlagen geradezu 
erbärmliche und den hygienischen Anforderungen in keiner Be¬ 
ziehung entsprechende sind. Bevor wir uns jedoch der Unter¬ 
suchung und hygienischen Beurtheilung der vorhandenen und ver¬ 
schiedenartigsten Wasserversorgungsanlagen zuwenden, müssen 
wir uns zunächst diejenigen Bezugsquellen vergegenwärtigen, 
aus welchen die Deckung des Wasserbedarfs der Menschen 
erfolgt. 

Die natürlichen Wasservorräthe finden wir in Form von 
Meteorwasser, von Grundwasser ( Quell-, Drainage- 
und Brunnenwasser), von Fluss- und Seewasser vor. Wir 
erinnern uns zunächst daran, dass das auf der Erde vorhandene 
Wasser dank der von der Sonne ausgehenden bewegenden Kraft 
in einem steten Kreislauf erhalten wird. Das Wasser verdampft 
aus dem Meere, den Seeen, Flüssen, Bächen u. s. w., sowie von 
der durchfeuchteten Erdoberfläche aus in die umgebende Atmo¬ 
sphäre, in deren kühleren Schichten sich der Wasserdampf zu 
Wolken verdichtet. Aus der Luft gelangt das Wasser in Form 
von Thau, Reif und meteorischen Niederschlägen 
(Regen und Schnee) auf die Erdoberfläche zurück; auch 
giebt die mit Wasserdämpfen geschwängerte Luft bei dem 
Eindringen in den Boden an letzteren einen Theil ihrer Feuchtig¬ 
keit ab. Je nach der physikalischen Beschaffenheit des Bodens, 
auf welchen das Meteorwasser gefallen ist, fliesst der nicht als¬ 
bald wieder verdunstete Antheil desselben auf der Oberfläche als 
Tagewasser nach dem nächsten Wasserlaufe ab oder stagnirt in 
einem Tümpel oder versickert in den Boden. Das Wasser sinkt 
darin, bis es auf eine undurchlässige Schicht gelangt und sammelt 
sich sodann als Grundwasser in den Poren und grösseren Hohl¬ 
räumen des darüber befindlichen Bodens an. Dasselbe hat eine 
doppelte Bewegung, erstens eine fast horizontale, nach der Thal¬ 
sohle hin geneigte, und zweitens eine vertikale, nach aufwärts ge¬ 
richtete. Die letztere wird allerdings nur dann verfolgt, wenn 
ein Aufstauen oder eine vermehrte Zufuhr bei vermindertem Ab¬ 
gänge stattfindet. Tritt das auf der undurchlässigen oder schwer 
durchlässigen Schicht sich sammelnde Wasser an irgend 
einer natürlichen Spalte des Bodens, d. h. da, wo diese Schicht 
die Oberfläche des Bodens selbst erreicht, oder aus einer Gesteins- 
spalte zu Tage, so nennen wir es Quellwasser. Eröffnen wir 
aber durch Ausgraben von Schachten die Grundwasserschicht, so 
bezeichnen wir das dann erscheinende Wasser als Brunnen¬ 
wasser. Es sind also sowohl dieses, wie das Quellwasser auf 
das Grundwasser und letzteres wieder auf das Meteorwasser zu¬ 
rückzuführen. Zwar ist es wahrscheinlich, dass im Boden auch 
eine Kondensirung von Wasserdampf stattfindet, der in der Boden¬ 
luft enthalten ist; aber die überwiegende Menge des Grundwassers 
besteht doch nicht aus solchem Kondensationswasser. 



86 Dr. Schroeder: Ueber die Untersuchung u. hygienische Benrtheilang 


Ein allgemeiner Einblick in die Natur der aufgelösten und 
schwebenden Bestandteile der natürlichen Wässer lässt sich ge¬ 
winnen , wenn man prüft, mit welchen Stoffen das Wasser während 
seines Kreislaufes in Berührung kommt, welche dieser Stoffe davon 
leicht gelöst, welche anderen dadurch im aufgeschwemmten Zu¬ 
stande anf weite Strecken fortgeführt werden und unter welchen 
Bedingungen aufgelöste und schwebende Bestandteile aus dem 
Wasser wieder verschwinden. 

Das Meteorwasser (Thau-, Beif-, Hegen- und 
Schneewasser) nimmt beim Herabsinken auf die Erdober¬ 
fläche zunächst gas- und staubförmige Bestandteile der Luft 
auf. Nach Keichhardt enthält es 0 zu 13,3 — 31,8 °/ 0 , N 
zu 61,6 — 72,6 °/ 0 und CO, zu 6,7 — 14,1 °/ 0 , ausserdem je nach 
Ort und Zeit wechselnde kleinere Mengen Ammoniak, salpetrige 
Säure, Wasserstoffsuperoxyd und in Fabrikgegenden auch freie 
Mineralsäuren als Schwefel-, Salz- und Salpetersäure. Nach an- 
gestellten Versuchen schwankt die Ammoniakmenge zwischen 
0,36 bis 13,08 mg, die des Wasserstoffsuperoxyds zwischen 
0,008 und 0,284 mg pr. Liter, je nach Jahreszeit und Wind¬ 
richtung. Die Menge der freien Mineralsäuren kann in fabrik¬ 
reichen Gegenden so stark werden, dass das Meteorwasser deutlich 
sauer reagirt. Ferner birgt das Meteorwasser sowohl gelöste, als 
auch geformte organische Substanzen, nämlich Kohlenpartikelchen, 
kleine Eisen- und Steinsplitterchen, vegetabilische Bestandtheile, 
Algen, Schimmel- Spross- und Spaltpilze. Nach Uffelmann 
enthält reines Meteorwasser pro Liter im Mittel: 


Gesammtnickstand . . . 

Chlor. 

Ammoniak. 

N in Nitraten nnd Nitriten 
Organischen C. 


89,5 mg 
6,3 , 


. 0,6 
. 0,07 
. 0,99 


I» 

9 » 

II 


0,22 


II 


Sammelt sich das Meteorwasser auf der Erdoberfläche in 


Zisternen, stagnirenden Teichen, grösseren Sammelgefässen u. s. w. 
an, so entwickelt sich Fäulniss darin in Folge des enormen Keim¬ 
gehaltes ; es hat einen faden Geschmack und seine Temperatur ist 
von der Lufttemperatur abhängig. 

Sinkt nun das Meteorwasser in den Boden ein, passirt die 
verschiedenartigsten Erdschichten und gelangt schliesslich als 
Grundwasser auf eine undurchlässige oder schwer durchlässige 
Schicht, so giebt es auf seinem Wege sowohl Stoffe ab, als 
nimmt solche auf. Was es abgiebt, sind zunächst die Staub¬ 
partikelchen einschliesslich der Mikroben; denn der Boden wirkt 
wie ein Filter, welches die suspendirten Bestandtheile zurückhält. 
Das Meteorwasser giebt aber auch gelöste Substanzen, besonders 
das Ammoniak und gelöste organische Materie an den Boden ab, 
da dieser die Fähigkeit besitzt, gewisse Stoffe, selbst wenn sie in 
Lösung sich befinden, zu fesseln. Andererseits nimmt das durch¬ 
sickernde Wssser, wie gesagt, auch Substanzen auf und zwar in 
jedem Falle Kohlensäure. Dieselbe ist in der Bodenluft weit 
stärker vertreten als in der Aussenluft, und so erklärt sich, weshalb 
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daß Regenwasser, während es den Boden passirt, kohlensäure- 
reicher wird. Finden wir in ihm, ehe es denselben passirt, durch¬ 
schnittlich 2,0 ccm, so finden wir im Quell- und Brunnen¬ 
wasser vielfach 10,0 ccm CO, und oft noch mehr. Das kohlen¬ 
säurereicher gewordene Wasser nimmt nun aus dem Boden ge¬ 
wisse Körper auf, welche es eben mit Hülfe der Kohlensäure zu 
lösen oder besser zu lösen im Stande ist, namentlich Kalk und 
Magnesia, sowie Eisen. Es nimmt ferner Salze auf, welche im 
Boden aus den in ihn hineingelangenden organischen Massen sich 
bilden oder im letzteren von vornherein vorhanden waren, wie 
Nitrite, Nitrate und Chlornatrium, Verbindungen, welche vom 
Boden nicht mit solcher Innigkeit, wie Ammoniak- und Kaliver¬ 
bindungen, festgehalten werden. Ist der Boden so verunreinigt, 
dass er nicht die Gesammtraasse der organischen Materie zersetzen 
kann, so geht auch von ihr ein Theil in das Grundwasser über, 
welches in solchem Falle durch den Boden nicht ärmer, sondern 
reicher an jener Materie wird. 

Hieraus geht hervor, dass das Grundwasser von sehr ver¬ 
schiedenartiger Zusammensetzung sein wird. Dieselbe hängt eben 
von der Tiefe der filtrirenden Bodenschicht, von der chemischen 
und physikalischen Beschaffenheit derselben, sowie von den Faktoren 
ab, welche die Zersetzungsvorgänge innerhalb jener Schicht be¬ 
einflussen. Je besser die Filtrationskraft des Bodens, je höher 
die filtrirende Schicht, je geringer die Verunreinigung derselben 
ist und je rascher in ihr die Zersetzung organischer Materie 
statthat, desto reiner wird das hinabsinkende Wasser bei der 
schwer durchlässigen Schicht, d. h. also als Grundwasser, 
anlangen. 

Wie verschiedenartig die Zusammensetzung des Grundwassers 
sein kann, ergiebt sich aus folgenden Analysen von Wolffhügel. 
Darnach enthält im Liter das Grundwasser zu: 

Chlor. Salpetersäure. Ammoniak. Organ. Substanz. Kalk. 


Freiburg 

mg 

mg 

mg 

mg 

mg 

3 

Spuren 

— 

1 

9 

Strassburg 

8 

9 

Spuren 

2 

92 

Krefeld 

17 

Spuren 

— 

25 

27 

Bochum 

27 

jj 

— 

21 

— 

Bonn 

76 


— 

4 

34 

Essen 

42 

Spuren 

— 

27 

— 

Halle a/S. 

45 

— 

— 

6 

122 


Im Allgemeinen lässt sich nur soviel sagen, dass 
im Bereiche von Ortschaften, sowie unter kultivirtem 
Terrain dasGrund wasser weniger rein, als weit ausser¬ 
halb der Ortschaften und unter jungfräulichem Boden 
zu sein pflegt. Doch muss stets beachtet werden, dass das 
Grundwasser ein bewegter See bezw. Strom ist, welchem auch 
von weither Zuflüsse kommen und welcher deshalb nicht blos von 
einer ganz bestimmten Oertlichkeit abhängig ist. Ob Friedhöfe 
das Grundwasser verunreinigen, hängt zweifellos davon ab, wo 
sie angelegt und wie sie gehalten werden. Dass sie es unter allen 
Umständen verunreinigen, ist nicht richtig; denn sorgsame Fest- 
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Stellungen Fr. Hoffmann’s in Leipzig, Fleck’s in Dresden und 
anderer Forscher lehren, dass das fragliche Wasser im Bereiche 
und der unmittelbaren Nähe von Friedhöfen gar nicht erheblich 
und oft viel weniger verunreinigt sein kann, als das Grundwasser 
im Bereiche stark bevölkerter Ortschaften. Wo man aber ein un¬ 
geeignetes Terrain wählte und dem Stande des Grundwassers 
keine Beachtung schenkte, wo man in Bezug auf die Tiefe der 
Gräben oder den Turnus nicht vorsichtig genug war, wird sehr 
wohl eine starke Verunreinigung des Grundwassers von Friedhöfen 
eintreten können. 

Dass Dungstätten, Senkgruben, die Gruben von Gerbereien, 
Gas - und andere Fabriken mit ihren Depositis den Boden auf er¬ 
hebliche Entfernungen hin und damit auch das Grundwasser zu 
verunreinigen im Stande sind, ist ohne Weiteres klar, im Uebrigen 
auch durch zahlreiche Untersuchungen des Näheren festgestellt 
worden. 

Bemerkenswerth ist endlich noch, dass das Grundwasser eine 
im Ganzen sehr stabile Temperatur besitzt, die in der Hauptsache 
von der Tiefe abhängt, in welcher jenes sich findet. 

Tritt nun das Grundwasser spontan als Quellwasser zu 
Tage, so kann dsselbe rein oder auch nicht rein sein, je nach den 
örtlichen Verhältnissen. Als rein darf man es annehmen, wenn 
es in unkultivirtem, namentlich in gebirgigem Terrain aus ent¬ 
legenen Felskltiften zu Tage tritt. Dagegen kann es recht wohl 
mit unreinen Substanzen geschwängert sein, namentlich, wenn es 
sich um Wasser handelt, welches sich auf der obersten Schicht 
gesammelt, keine starken Bodenschichten passirt hat und in un¬ 
mittelbarer Nähe von Ortschaften oder innerhalb derselben hervor¬ 
quillt, so namentlich auch Drainagewasser. Näch der Tiefe der 
filtrirenden Bodenschicht und ihrer chemischen und physikalischen 
Beschaffenheit, namentlich nach ihrem Gehalte an organischer 
Materie, kann das ablaufende Drainagewasser rein und nicht 
rein sein, wie sich dies nach dem früher Gesagten von selbst 
versteht. 

Wie verschiedenartig die chemische Zusammensetzung des 
Quellwassers sein kann, ergiebt sich aus folgender Tabelle. Es 
enthält im Liter das Quellwasser zu: 

Chlor. Salpetersäure. Ammoniak. Organ. Substanz. Kalk. 



mg 

mg 

mg 

mg 

mg 

Salzburg 

— 

— 

— 

4 

40 

Wiesbaden 

4 

1 

— 

3 

7 

Chemnitz 

8 

— 

— 

20 

8 

Würzburg 

44 

3 

6 

3 

241 

Ferner enthält im 

Liter das Quellwasser 

aus: 



mg 

mg 

mg 

mg 

mg 

Granit 

3,3 

— 

— 

15,7 

9,7 

Thonsteinporphyr 

Spuren 

— 

— 

8,0 

3,6 

Buntsandstein 

4,2 

9,8 

— 

13,8 

73,0 

Muschelkalk 

3,7 

0,21 

— 

9,0 

129,0 

Thonschiefer 

2,5 

0,5 

— 

— 

50,4 


Vollständig unabhängig von den bald stärkeren, bald schwäche¬ 
ren chemischen Verunreinigungen des Grund- bezw. Quellwassers 
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ist der Gehalt an Bakterien. Wie schon hervorgehoben wurde, 
hält der Boden suspendirte Bestandtheile und namentlich alle 
Mikroorganismen zurück. Selbst auf stark verunreinigtem kulti- 
virtem Terrain gelangen von der Bodenoberfläche oder von dem 
die Gruben und Kanäle umgebenden Erdtheil durch Schichten ge¬ 
wachsenen Bodens zwar grosse Mengen organischer Substanz, 
Ammoniak, Chloride, Nitrate und Nitrite in das Grundwasser, nie¬ 
mals aber Bakterien; dieselben werden vollständig abfiltrirt; ja 
sogar in vollständig übersättigtem Boden, der grosse Mengen or¬ 
ganischer Substanz in das Grundwasser gelangen lässt, kann die 
Zurückhaltung der Mikroorganismen gerade so gut oder besser 
erfolgen als im reinen Boden. Nach Flügge haben die an- 
gestellten Untersuchungen gezeigt, dass der Boden einerseits das 
wesentlichste Reservoir der Mikroorganismen darstellt; es finden 
sich im Durchschnitt selbst im sogenannten jungfräulichen, unbe¬ 
bauten Boden ca 100000 Keime in 1 ccm Boden, oft noch er¬ 
heblich mehr; andererseits ist ermittelt, dass die weitaus grösste 
Zahl dieser Mikroorganismen nur an der Oberfläche und in den 
oberflächlichsten Schichten enthalten ist. Nach der Tiefe zu nimmt 
die Zahl der Bakterien allmählich ab, und in s /*—l 1 /* m beginnt 
meist eine geradezu bakterienfreie Zone. Auch die Parthieen, in 
welchen bereits Grundwasser steht, werden für gewöhnlich frei 
von Bakterien gefunden. Der Grund für die Keimfreiheit der 
tieferen Schichten liegt darin, dass poröser Boden nicht nur für 
Luft, sondern auc.h für Flüssigkeiten ein bakteriendichtes Filter 
bildet. Finden sich demnach Bakterien im Grundwasser, so sind 
sie in die Grundwasser führende Schicht dadurch gelangt, dass 
entweder der Grundwasserstrom ganz nahe der Erdoberfläche ver¬ 
lief, wie z. B. häufig in Drainageröhren, oder dass der Boden 
Risse und Spalten oder sonstige Kommunikationswege besass, 
welche unreinen Tage- und Abwässern den Zutritt zum Grund¬ 
wasser ohne vorherige Bodenfiltration gestatteten. Eine solche 
Verunreinigung kann häufig an weit entlegenen Stellen stättfinden, 
die der Grundwasserstrom passirte. 

Im reinen Grund- bezw. Quellwasser werden nach Flügge 
n der Regel bis 50 Bakterien in 1 ccm beobachtet. Beim Zutritt 
von Wässern, welche der natürlichen Bodenfiltration entzogen 
sind, vermehrt sich die Bakterienmenge bis in’s> Ungeheure, so 
dass man in diesem Falle bis 100000 Bakterien und mehr in 
1 ccm Grundwasser findet. 

Wird die Grundwasser führende Bodenschicht künstlich er¬ 
schlossen, so erhalten wir das Brunnenwasser. Für die Be¬ 
schaffenheit des Brunnenwassers gilt naturgemäss dasselbe, wie 
für das Grund- bezw. Quellwasser. Nur fällt für die Beschaffen¬ 
heit des Brunnenwassers noch ein erheblicher Faktor mit in’s Ge¬ 
wicht, von dem die Reinheit bezw. Unreinlichkeit des Wassers 
abhängig wird, nämlich die Art der Erschliessung, d. h. die Be¬ 
schaffenheit der Brunnenanlage selbst. Durch eine mangelhafte 
und unzweckmässige Brunnenanlage, namentlich Fach-, Kessel-, 
Schacht-, offene Zieh-, Dreh- oder Schöpfbrunnen können Ver- 
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unreinigungen ins Grundwasser gelangen, welche dem Bodeneinfluss 
nicht ausgesetzt waren. Sie kommen von der Bodenoberfläche 
durch Undichtigkeiten der Brunnendeckung direkt in’s Wasser, 
oder von Gruben und Kanälen aus durch zufällig vorhandene gröbere 
Kommunikationen mit dem Brunnenschacht. Dann werden die Mi¬ 
kroorganismen weder abfiltrirt, noch findet eine Mineralisirung der 
organischen Stoffe statt. Diese Verunreinigungen führen daher 
dem Wasser die verschiedensten Mikroorganismen, daneben mannig¬ 
faltige organische Stoffe und auch wohl Ammoniak in einer im 
Verhältnis zu den anorganischen Bestandteilen sehr grossen 
Menge zu. Vom hygienischen Standpunkt aus erscheinen sie weit 
bedenklicher, als die durch den Boden passirten Verunreinigungen. 
Da nun ein und derselbe Grundwasserstrom in der Kegel eine 
ganze Reihe von Brunnen speisst, so kann es Vorkommen, dass 
eine undichte oder sonst mangelhafte Brunnenanlage diesen Grund- 
wasserstrom so erheblich verunreinigt, dass das aus den übrigen 
ordnungsmässig angelegten Brunnen geschöpfte Wasser die be¬ 
denklichsten Bestandteile aufweist. So lehren denn die zahl¬ 
reichen Analysen, welche mit Brunnenwasser angestellt sind, dass 
dasselbe in der That ungemein häufig viel unreiner als Grund- 
und Quellwasser ist. Ich lasse hier eine Zusammenstellung solcher 
Analysen folgen. 

Es enthält 1 Liter Brunnenwasser in: 



Chlor. 

Salpetersäure. 

Ammoniak. 

Organ. Substanz. 

Kalk. 


mg 


mg 

mg 

mg 

mg 

Berlin 

4—342 

6 

- 358 

— 

88— 717 

122—612 

Darmstadt 

9-239 

10 

— 380 Spuren — viel 

7- 105 

37—351 

Hamburg 

21-433 

0 

- 387 

— 

0— 243 

33—559 

Hannover 

36—838 

7- 

- 476 

0—104 

0—4198 

107—906 

Rostock 

74-592 

27- 

- 174 

0-10 

28— 320 

200—470 

Bingen 

32—277 

11,8 

- 272 

0—stark 

10— 24 

21,6 

Barmen 

10-260 

8- 

- 550 

0—stark 

0— 160 

— 

Münster 

76-322 

14- 

- 268 

0—stark 

79— 390 

120—473 

Magdeburg 192—886 

113- 

-1130 

stark 

0— 356 

240—647 

Bonn 

14-235 

0- 

- 334 

0—stark 

5— 49 

— 

Königsberg 11—840 

3- 

- 114 

0,1-5,0 

80— 190 

89—360 

London 

346 

27,5 

— 

37,5 

— 


Auch eine von Flügge gemachte Zusammenstellung veran¬ 
schaulicht die Verschiedenheit der Bestandteile des Grund- bezw. 


Brunnenwassers. Darnach betrug im Liter: 

Minimum Maximum Maximum 

in reinem Wasser in abnormem Wasser. 


mg 

Summe der gelösten Bestnndtheile 100 

Organische Stoffe.0 

Sauerstoff - Verbrauch derselben . 0 

Ammoniak.0 

Salpetr. Säure (haupts. Kaliumnitrat) 0 
Salpetersäure (Calcium, Kaliumnitrit 

o. s. w.1 

Chlor (hauptsächlich Kochsalz) . . 4 

Kalk.25 

Magnesia.. .... 0 

Schwefelsäure (haupts. Calcinmsulf.) 2 
Ferner Kalium, Natrium, Kieselsäure, Kohlensäure. 


mg 

mg 

500 

6000 

40 

1300 

2 

65 

Spuren 

130 

Spuren 

200 

15 

1300 

30 

900 

120 

900 

50 

500 

100 

1000 
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Der Bakteriengehalt ist im Brunnenwasser ebenfalls 
ausserordentlich schwankend. Hueppe macht hierüber folgende 
Angaben: 

Es hat 1 ccm: 

chemisch gutes Brunnenwasser 5— 52 Keime, 

chemisch zweifelhaftes Brunnenwasser 12— 8160 „ 

chemisch sehr schlechtes Brunnenwasser 0—11960 „ 

Brunnenwasser in dicht bewohnten Orten 0—75000 „ 

Wir sehen aus diesen Zusammenstellungen, dass das in Frage 
stehende Wasser durchschnittlich viel reicher an Chlornatrium, an 
Salpetersäure und an organischer Substanz, namentlich aber an 
Keimen ist, als das Quell- und das eigentliche Grundwasser; die 
Differenzen in dem Gehalte an Chlornatrium, Salpetersäure und 
organischer Substanz sind durch die Verschiedenheiten des Bodens 
und die Konstruktion der Brunnen, die Differenzen in dem Gehalte 
an Keimen auch noch durch andere Faktoren bedingt. Zu diesen 
letzteren zählt in erster Linie die Temperatur des Wassers. Liegt 
dieselbe zwischen +12 und 20°, so wird das Wachsthum der meisten 
Keime begünstigt, liegt sie nahe bei +5°, so wird es fast sistirt. 
Ein zweiter, unendlich wichtiger Faktor ist ausser der Art der 
Konstruktion die Stärke der Benutzung des Brunnens. Je besser 
er gegen Zuflüsse von oben wie von der Seite her geschützt ist 
und je mehr er benutzt wird, desto ärmer ist er an Keimen. Aus 
diesen beiden zuletzt erwähnten Thatsachen folgt, dass die über¬ 
wiegende Mehrzahl der Mikroparasiten nicht aus dem Grundwasser, 
sondern aus den von oben, beziehungsweise von der Seite her ein- 
dringenden Verunreinigungen stammt. Von Einfluss auf die Zahl 
der Keime ist endlich auch die chemische Beschaffenheit des 
Wassers, ihr Gehalt an Nährstoffen für jene Gebilde oder an Sub¬ 
stanzen, welche ihrer Vermehrung hinderlich sind. 

Anders ist die Beschaffenheit des Wassers aus den meisten 
Tiefbrunnen, d. h. aus solchen Brunnen, welche tiefer als 
30 Meter hinabreichend, nicht die Wasseransammlung über der ersten, 
sondern eine solche über der zweiten undurchlässigen Schicht oder 
die Wasseransammlung über der ersten undurchlässigen Schicht 
in einer tiefen Mulde derselben erbohren. Erfolgt dies in feste¬ 
rem Gestein, in Kalk, Kreide u. s. w., so sind die Schachte mindestens 
gegen seitliche Zuflüsse unreiner Art fast völlig gesichert. Ausser¬ 
dem bedingt schon das Vorhandensein einer tieferen Durchsickerungs- 
schicht an sich der Regel nach eine grössere Reinheit des Wassers. 
So giebt es denn in der That Tiefbrunnen, respektive artesische 
und abessinische Brunnen, die ein vorzüglich reines Wasser liefern. 
Meist ist dasselbe sehr arm an organischer Substanz, arm an Chlor, 
an Nitraten und Nitriten, an C0 2 , sowie ungemein arm an Keimen, 
dagegen reich an Kalk und Magnesia. Diese Tiefbrunnen 
(artesische und abessinische Röhrenbrunnen) bieten 
die beste Garantie für die Reinheit des Wassers; denn 
sie schliessen, vermöge ihres gegen das umgebende 
Erdreich undurchlässigen Abschlusses, eine Verun- 
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reinigung des Brunnenwassers von der Seite und von 
oben her aus. 

Die Wässer der Flüsse bestehen aus Quell-, Grund-und 
Meteorwasser, welch letzteres ihnen zahlreiche Verunreinigungen 
von der Bodenoberfläche zulührt; häufig nehmen sie die Kanal¬ 
oder Spüljauche von ganzen Ortschaften auf, ferner die Abwässer 
der Schiffe, sowie die übelriechenden oder giftigen Abgänge der 
Industrie. So enthalten z. B. die Abwässer der Textilindustrie 
Leim. Blut, Seife, Farbstoffe; Papier- und Zuckerfabriken, Brenne¬ 
reien, Gerbereien liefern grosse Mengen faulender und faulniss- 
föhiger Substanzen; Schlachthäuser gleichfalls Massen sehr leicht 
zersetzlichen Materials; Gasfabriken Ammoniakverbindungen und 
theerige Produkte. 

Viele Bestandtheile dieser Abwässer sind nicht gelöst, sondern 
suspendirt und unter diesen finden sich zahlreiche Mikroorganismen. 
Allmählig tritt allerdings im Verlauf des Flusses, wenn keine 
neuen Verunreinigungen hinzukommen, eine gewisse Selbstreini¬ 
gung ein. Die suspendirten Bestandtheile setzen sich ab uud 
reissen auch viel Mikroorganismen zu Boden; die Kohlensäure der 
Bikarbonate des Calciums und Magnesiums entweicht und es ent¬ 
stehen unlösliche Erdverbindungen, welche gleichfalls nieder- 
schlagend wirken. Ausserdem tritt ein allmäkliges Verzehren der 
organischen Stoffe durch Mikroorganismen, Algen und Bakterien 
ein. Im grossen Ganzen ist das Flusswasser jedoch so bedeutenden 
Verunreinigungen und so grossen Schwankungen der Beschaffenheit 
unterworfen, dass es ohne besondere Vorbereitung nicht zu häus¬ 
lichen Zwecken verwendbar ist. Ferner scheinen manche Krank¬ 
heitserreger gerade an der Oberfläche des Wassers an schwimmenden 
Theilen und Anhängseln der Flussufer zu wuchern; sie werden 
dann von jener Selbstreinigung nicht mit betroffen, sondern höchstens 
durch den Einfluss des Lichts und konkurrirende Saprophyten all¬ 
mählig geschädigt. 

Die Zahl der Mikroparasiten schwankt ungemein, nach Hueppe 
von 7—125 000 pro ccm; ja in stark verunreinigten Fluss wässern 
finden wir bis zu 10 Millionen Keime pro ccm. 

Das Wasser von Landseeen setzt sich zusammen aus 
Quell- Grund-, Meteor-, Bach- und Flusswasser. Der Gehalt an 
suspendirten Bestandtheilen und Mikroorganismen sowie die 
chemische Zusammensetzung schwanken ausserordentlich, je nach 
der Praevalenz des einen oder anderen Komponenten. Am reinsten 
erweist es sich der Regel nach in Gebirgsseeen oder in Seeen 
wenig kultivirter Gegenden, am unreinsten da, wo Ortschaften an 
den Ufern liegen und ihre Abwässer in den See hineinleiten. Immer¬ 
hin bieten die Seeen ein weit günstigeres Material für die Wasser¬ 
versorgung als Flüsse. Die suspendirten Bestandtheile und Mikro¬ 
organismen sind ausserordentlich vollständig abgesetzt und das 
Wasser ist chemisch und bakteriologisch verhältnissmässig rein. 
Doch kommen auch hier so grosse Schwankungen vor, dass eine 
Beurtheilung nur von Fall zu Fall zulässig ist. 

Welche hygienische Bedeutung haben nun die in 
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den verschiedenen Wässern vorhandenen Bestandteile 
und wie gestaltet sich demgemäss die Beurteilung 
der Brauchbarkeit dieser Wässer zu Trink- und Ge¬ 
brauchswässern für den menschlichen Bedarf? 

Die in den Wässern vorhandenen Bestandteile lassen sich 
in 4 grosse Gruppen zusammenfassen: in gasförmige, or¬ 
ganische, anorganische und suspendirte Bestandteile. 

Die Gase: Kohlensäure, Sauerstoff und Stickstoff 
sind im Wasser nur wenig löslich, sie sind demselben meist durch 
Absorption mitgetheilt; die Gelegenheit hierzu ist bei dem Meteor-, 
Fluss- und Seewasser durch direkte Berührung mit den Luft- 
bestandtheilen oder beim Grundwasser durch Berührung mit der 
Bodenluft gegeben. Mitunter können auch Zersetzungsprozesse 
im Wasser demselben Gase wie Kohlenwasserstoff, Schwefelwasser¬ 
stoff und Kohlensäure beimengen. 

Die gasförmigen Bestandteile des Wassers sind in hygieni¬ 
scher Beziehung von geringer Bedeutung; nur das Vorhandensein 
der Kohlensäure ist von entschiedenem Werth für den Wohl¬ 
geschmack desselben, Fehlen derselben macht dasselbe fade und 
unschmackhaft; unappetitlich und geradezu ekelerregend wird das¬ 
selbe durch Beimengung von Schwefel- und Kohlenwasserstoff. 

Die organischen Stoffe entstammen teils pflanzlichen 
Resten des Bodens und bestehen dann aus deir noch wenig be¬ 
kannten Huminsubstanzen oder sie entstammen den Dung- und 
Abfallstoffen des Haushaltes oder Gewerbebetriebes, die auf der 
Erdoberfläche der Verwesung und Mineralisirung entgangen sind, 
oder endlich den Abwässern, welche direkte Wege zum Wasser 
eingeschlagen haben, und so der reinigenden und umsetzenden 
Wirkung der Bodenfiltration entzogen wurden. ’ 

Was die hygienische Bedeutung der organischen Stoffe an¬ 
belangt, so kann ihnen eine direkt schädliche Wirkung nicht zu¬ 
geschrieben werden. Allerdings werden bei der Fäulniss auch 
giftige Substanzen produzirt, aber immer in ausserordentlich ge¬ 
ringer Menge gegenüber den anderen Fäulnissprodukten. Ein 
Trink- oder Brauchwasser enthält gewöhnlich nur so geringe 
Quantitäten organischer Stoffe, dass die darunter in minimalsten 
Spuren etwa vorhandenen Gifte schwerlich jemals toxische Symp¬ 
tome veranlassen können. Vielleicht aber könnte der Gehalt eines 
Wassers an organischen Stoffen insofern eine gewisse Rolle spielen, 
als dieselben die Nährstoffe abgeben für pathogene Bakterien, so 
dass mit ihrer Hülfe eine Vermehrung der Bakterien zu Stande 
kommt, während ohne die Nährstoffe die Mikroorganismen sich im 
Wasser nicht zu halten vermögen. Wie indess später bei der 
Würdigung der bakteriologischen Bestandteile ausgeführt werden 
wird, kommt den organischen Stoffen des Wassers eine solche Rolle 
entschieden nicht zu und keinesfalls liegen irgend welche Anhaits- 
pnnkte dafür vor, dass die Menge der analytisch bestimmten, or¬ 
ganischen Stoffe mit der Bakterienentwickelung im Wasser parallel 
geht. Die hygienische Bedeutung der organischen 
Stoffe kann daher nur eine symptomatische sein. Grössere 
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Mengen derselben deuten entweder auf eine Uebersättigung und 
mangelhafte Mineralisirung des Bodens, oder aber auf direkte ver¬ 
unreinigende Zuflüsse zum Wasser hin. Im ersten Falle ist das 
Wasser unappetitlich und es kann jederzeit dazu kommen, dass 
es grobsinnlich wahrnehmbare Verunreinigungen führt. Im zweiten 
Falle liegt ernstere Gefahr vor, insofern mit den direkten Zu¬ 
flüssen Mikroorganismen aller Art und darunter auch pathogene 
ins Wasser gelangt sein können. Ein sicheres Indicium für In¬ 
fektionsgefahr bieten allerdings die organischen Stoffe nicht; 
manche oberflächliche Zuflüsse bedingen eventuell Infektionsgefahr 
trotz geringer Menge organischer Stoffe aus einem übersättigten, 
aber immer noch gut filtrirenden Boden; in keiner Weise deuten 
sie auf infektiöse Bakterien hin. 

Wir kommen nun zu den anorganischen Stoffen und zwar 
zunächst zum Ammoniak, zur salpetrigen Säure und zur 
Salpetersäure. Alle drei entstammen den stickstoffhaltigen 
Abfallstoffen. Das Ammoniak entsteht aus diesen entweder 
dann, wenn der Boden übersättigt und zu sauerstoffarm ist, um 
eine völlige Nitrifikation zu leisten, oder es ist aus den organischen 
Stoffen (Harnstoff) direkter Zuflüsse mit Hülfe von Mikro¬ 
organismen gebildet, oder durch nachträgliche Reduktion aus Ni¬ 
traten, ebenfalls mit Hülfe von Mikroorganismen. Die hygie¬ 
nische Bedeulfung des Ammoniak ist nur eine symp¬ 
tomatische, ähnlich wie die der organischen Stoffe. Da sich 
aber die Art der Entstehung des Ammoniaks gewöhnlich nicht 
genauer ermitteln lässt und da je nach der Quelle die Deutung 
des Befundes wesentlich variiren muss, so ist der symptomatische 
Werth dieses Bestandteiles entschieden geringer, als der der 
organischen Stoffe. 

Salpetrige Säure entsteht in derselben Weise, wie 
Ammoniak und hat ungefähr die gleiche hygienische Bedeutung; 
kleine Mengen können jedoch ausserdem auch dem Zufluss atmo¬ 
sphärischer Niederschläge entstammen. Die im Wasser gefundenen 
Mengen sind gewöhnlich noch geringer als die des Ammoniaks. 

Salpetersäure ist fast immer durch den mineralisirenden 
Einfluss des Bodens entstanden und rührt daher nur von solchen 
Abfallstoffen her, welche leistungsfähigen Boden durchwandert 
haben; sie findet sich in viel grösserer Menge als die vorgenannten 
Substanzen im Wasser, immer an Basen gebunden, gewöhnlich in 
Form von Kaliumnitrat. Selbst die grössten im Wasser vor¬ 
kommenden Mengen Salpeter sind als unschädlich anzusehen, wohl 
aber deutet ein starker Nitratgehalt auf grosse Verunreinigung 
des Bodens hin und somit immerhin auf eine gewisse Unappetitlichkeit 
des Wassers. Früher hat man in höheren Graden der Boden¬ 
verunreinigung und in Fäulnissvorgängen im Boden eine Infektions¬ 
gefahr erblickt. Diese Anschauung ist jedoch nach den neuesten 
Forschungen nicht mehr haltbar. Deshalb kann auch der Nitrat¬ 
gehalt des Wassers nicht länger als ein Zeichen von Infektions¬ 
gefahr angesehen werden. Im Uebrigen ist wohl zu beachten, 
dass die Wege, auf welchen die Infektionserreger einerseits, die 
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Nitrate andererseits in’s Wasser gelangen, für gewöhnlich ganz 
verschieden sind. Die Nitrate entstammen dem gewachsenen 
Boden, der auch bei starker Imprägnirung mit Abfallstoffen alle 
Mikroorganismen abfiltrirt; die Infektionserreger gerathen durch 
mehr direkte Zuflüsse in’s Wasser und für diese besteht keine 
oder geringste Gelegenheit zur Nitratbildung. Eine ganz entfernte 
Beziehung zwischen beiden Wegen ist nur insofern vorhanden, als 
da, wo eine starke Verunreinigung des Bodens vorliegt, vielfach 
eine Vernachlässigung der Brunnenanlage und in Folge dessen 
direkte Zuflüsse zum Brunnen gefunden werden. 

Was die Chloride anbelangt, so enthält der natürliche 
Boden nur in der Nähe des Meeres oder von Salzbergen messbare 
Mengen Chloride. In dem städtischen Untergrund entstammt der 
Chlor des Bodens und Grundwassers ausschliesslich den Abfall¬ 
stoffen, speziell dem Kochsalz des Harnes. Die hygienische 
Bedeutung der Chlorbestimmung liegt darin, dass 
man mittelst derselben bequemer als mit irgend einer 
anderen Methode den Grad der Verunreigung des 
Bodens und des Wassers mit Abfallstoffen ermitteln 
kann. Im Uebrigen ist bezüglich des symptomatischen Werthes 
des Chlorgehaltes in derselben Weise wie bezüglich der Nitrate 
zu urtheilen. 

Kalk und Magnesia sind entweder aus Bodenbestand- 
theilen gelöst, oft unter Mitwirkung der Kohlensäure, oder sie 
entstammen dem Harn und den Fäces. Namentlich sind grosse 
Magnesiamengen nicht auf Abfallstoffe zurückzufUhren. 

Kalk- und Magnesiasalze machen zusammen die Härte des 
Wassers aus. Ein grosser Gehalt des Wassers an Kalksalzen, 
namentlich an Calciumsulfat, wird von manchen Menschen schlecht 
vertragen und ruft Verdauungsstörungen hervor. Ferner ist sehr 
hartes Wasser zum Kochen mancher Speisen (Hülsenfrüchte, Thee, 
Kaffee) ungeeignet, weil sich unlösliche Verbindungen zwischen 
den Kalksalzen und Bestandteilen dieser Nahrungsmittel her- 
stellen. Technisch kommt ausserdem in Frage, dass zum Waschen 
mit hartem Wasser eine abnorme grosse Menge von Seife kon- 
sumirt werden muss, weil ein grosser Theil der Seife durch die 
Kalktheile zerlegt wird. Ferner ist hartes Wasser wegen massen¬ 
hafter Kesselsteinbildung zur Speisung der Dampfkessel ungeeignet. 

Zuweilen finden sich Spuren von Eisen im Wasser; das¬ 
selbe stammt entweder aus Eisen Verbindungen des Bodens oder 
auch aus eisernen, nicht emaillirten oder verzinnten Pumpenrohren. 
Eisenverbindungen befinden sich zumeist in Lösungen im Wasser 
und trüben dasselbe nicht; steht es aber einige Zeit an der Luft, 
oder wird es erhitzt, so scheiden sich braune Flocken von Eisen¬ 
oxydhydrat ab, die dem Wasser ein unappetitliches Aussehen 
verleihen und dasselbe oft unbenutzbar machen. Auch ist solches 
Wasser geeignet, Störungen der Verdauungsorgane hervorzurufen. 

Aus bleiernen Leitungsröhren kann ein Uebertritt von Blei 
in’s Wasser erfolgen und zu Bleivergiftungen Anlass geben. 

Nach diesen Ausführungen liegt es auf der Hand, dass die 
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im Wasser vorhandenen chemischen Verunreinigungen eine 
erhebliche hygienische Bedeutung nicht haben; der 
Nachweis ihres Vorhandenseins ist im Allgemeinen nur von symp¬ 
tomatischem Werthe; er deutet an, dass gröbere oder uner¬ 
heblichere Verunreinigungen des Wassers stattfinden. 

Eine grössere Bedeutung als diese chemischen Ver¬ 
unreinigungen haben nun entschieden die suspendirten Be¬ 
standteile des Wassers. 

Man findet neben mineralischen Bestandteilen pflanzlichem 
und thierischem Detritus, mehr oder weniger verdaute Fleisch¬ 
fasern, auch Eier von tierischen Parasiten, namentlich Hell- 
minthen - Eier, Eier von Anchyiostomum duodenale, Eier von Dis- 
toma haematobium und Distoma hepaticum. 

In grosser Menge und Mannigfaltigkeit kommen Rhizo- 
poden, Sporozoen und Infusorien, ferner Algen, Diato¬ 
meen und Wasserpilze im Wasser vor, die an sich unschäd¬ 
lich, bei massenhafter Entwickelung das Wasser trüben und dadurch 
zum Genüsse ungeeignet machen können. 

Die grösste hygienische Bedeutung ist aber den im 
Wasser vorhandenen Bakterien beizumessen. 

Im Wasser sind der Art nach saprophytische Bak¬ 
terien entschieden vorherrschend, sie werden fast in jedem 
Wasser beobachtet. Auch chromogene Arten sind nicht selten; 
häufig kommen solche vor, welche die Gelatine verflüssigen 
und riechende Gase entwickeln. Schimmelpilze sind ebenfalls 
oft ziemlich stark vertreten. 

In mehreren Fällen und namentlich in der neuesten Zeit sind 
pathogene Bakterien im Wasser thatsächlich konstatirt, so 
besonders Cholera- und Typhusbazillen. Die bei Gelegen¬ 
heit der letztjährigen Choleraepidemien an zahlreichen Orten an- 
gestellten Studien habe eine Reihe von Ergebnissen zur Folge 
gehabt, welche die Lehre, dass das Wasser als Verbreitungs- und 
Uebertragungsmittel der Seuche eine Hauptrolle spielt, wesentlich 
zu stützen und zu festigen scheinen. Ebenso steht es mit der 
Bedeutung des Wassers für die Verbreitung des Typhus. Immer¬ 
hin ist der Nachweis der Cholera- und [namentlich der Typhus¬ 
bazillen ein schwieriger und erfordert grosse Uebung. 

Am leichtesten gelangen die Bakterien von der Oberfläche 
direkt in’s Wasser, namentlich in Flüsse, Bäche und offene 
Leitungen; aber auch sehr oft in Grundwasserbrunnen. Unter der 
Deckung des Brunnens, ferner zwischen der stellenweise undichten 
Wandung des Brunnenschachtes und dem begrenzenden Erdreich 
pflegen sich feine Rinnsale herzu stellen, durch welche derselbe Zu¬ 
flüsse von der Bodenoberfläche erhalten kann. 

Man beobachtet in der Regel, dass Spül- und Waschwässer 
in der Nähe des Brunnens ausgegossen oder dass allerlei Gefösse 
und Geräthe und Wäschestücke am Brunnen gespült werden; von 
den ablaufenden bakterienreichen Flüssigkeiten gelangt dann 
ständig ein kleiner Bruchtheil auf deu allmählich präformirten 
Wegen in den Brunnenschacht. Die in’s Wasser gelangten Bak- 
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terien können sich dann dort entweder vermehren oder konservirt 
werden oder absterben oderauch mechanisch wieder entfernt werden. 

Das Verhalten der Bakterien im Wasser in Bezug 
auf die Vermehrungsfähigkeit ist ein sehr verschiedenes. Einzelne 
Arten vermehren sich ungemein reichlich; dahin gehören sowohl 
die Gelatine verflüssigende, als auch dieselbe festhaltende Arten. 
Andere Arten und namentlich die meisten pathogenen vermehren 
sich im Wasser gar nicht, oder doch nur für kurze Zeit und in 
unerheblichem Grade. Dagegen konserviren sich von den patho¬ 
genen Bakterien speziell Typhus - oder Cholerabazillen relativ gut, 
in natürlichem, Saprophyten führendem Wasser immerhin einige 
Tage bis Wochen. 

Der Gehalt eines Wassers an organischen Sub¬ 
stanzen und sonstigen „Nährstoffen" zeigt zu derZahl 
der beobachteten Bakterien keine regelmässige Be¬ 
ziehung. Im Allgemeinen sind wohl die reineren Wässer auch 
an Bakterien ärmer, aber die Fälle mit entgegengesetztem Ver¬ 
halten sind gleichfalls ausserordentlich häufig. 

Andererseits wird man einen gewissen Einfluss des Wassers 
auf die Konservirung und die Vermehrung einzelner Arten von 
Bakterien nicht in Abrede stellen können; es liegen aber durch¬ 
aus keine Anhaltspunkte dafür vor, dass gerade die pathogenen 
Bakterien so wesentlich durch Differenzen in der chemischen Be¬ 
schaffenheit der Wässer beeinflusst sind, als man dies früher an¬ 
nahm. Nur bei hochgradigen Verunreinigungen des Wassers, 
besonders in oberirdischen Wasseransammlungen, Teichen und 
Sümpfen, können sich für die Vermehrung pathogener Bakterien 
günstige Verhältnisse bieten. Namentlich sind es dann schwimmende 
feste Partikel aus pflanzlichem und thierischem Detritus, an wel¬ 
chem die Bakterien haften und sich vermehren können. 

Was nun die hygienische Bedeutung der suspen- 
dirten Bestandteile des Wassers anbelangt, so sind sie im 
Stande, unmittelbar Gesundheitsschädigungen hervorzurufen, so 
z. B. die Eier und Larven von Parasiten und pathogenen Sporozoen. 

Unter den Bakterien sind sowohl Gährungs- und Fäulniss- 
erreger als bedenklich anzusehen, insofern durch den fortgesetzten 
Genuss derselben abnorme Zersetzungen des Darminhaltes hervor¬ 
gerufen werden können, als auch besonders die Erreger infektiöser 
Darmerkrankungen, vor Allem Cholera- und Typhusbazillen. Es 
unterliegt keinem Zweifel, dass diese Erkrankungen durch den 
Genuss von Wasser zu Stande kommen können, in welches sie 
durch oberflächliche Zuflüsse gelangen, in welchem sie sich lange 
Zeit halten und in welchem sie auch sicher nachgewiesen worden 
sind. Wenn der Nachweis des Vorkommens dieser Infektions¬ 
erreger nicht immer zu liefern sein wird, so hat dies darin seinen 
Grund, dass die Untersuchung des Wassers in der Regel zu spät 
und zu einer Zeit geschieht, wo dieselben bereits entweder me¬ 
chanisch entfernt oder abgestorben sind. Auch ist die Erkennung 
der pathogenen Bakterien bei der überwiegenden Mehrheit sapro- 
phytischer schwierig. 
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Es firagt sich daher, ob nicht auch das Auffinden gewisser 
Mengen und Arten von Saprophyten zu einem symptomatischen 
Nachweis der Infektionsgefahr geeignet ist. 

Die Zahl der in einem Wasser gefundenen Bakterien ist in 
diesem Sinne nur mit grosser Vorsicht zu verwerthen. Dieselbe 
kann auch durch die völlig harmloseu und überall verbreiteten 
Wasserbakterien gesteigert sein. Ferner sind die zeitlichen 
Schwankungen, der Einfluss der Wasserentnahme, des Absatzes etc. 
zu berücksichtigen. Wird durch anhaltendes Pumpen die Zahl 
der Bakterien nicht vermindert, sind sehr mannigfaltige Arten 
von Bakterien, darunter viel Fäulniss erregende vorhanden, so ist 
allerdings der Verdacht begründet, dass fortgesetzt reichliche 
Oberflächen-Zuflüsse bestehen; die gelegentlich zu Infektionen 
führen können. Durch genaue Revision der Brunnenanlage kann 
dieser Verdacht abgeschwächt, resp. wesentlich verstärkt werden. 

Auch der Nachweis deutlicher Fäkalreste (Fleischfasern, 
Helmintheneier) ist ein sehr brauchbares Indicium für abnorme 
und eventuell Gefahr bringende Zuflüsse. 

Jedenfalls ist die symptomatische Bedeutung 
der genannten suspendirten Bestandteile erheblich 
höher anzuschlagen, als die der gelösten Stoffe, über 
deren Ursprung und deren Zusammenhang mit der 
Infektionsquelle wir gewöhnlich völlig im Zweifel 
bleiben. 

Aus der Würdigung der hygienischen Bedeutung der ver¬ 
schiedenartigsten Verunreinigungen des Wassers ergiebt sich nun 
vou selbst die Brauchbarkeit der verschiedenen Wasser¬ 
arten zum Genüsse und zu Gebrauchszwecken. 

Von vornherein ist es klar, dass Oberflächen - Wasser als 
Meteor-, Fluss- und Seewasser für die genannten Zwecke grosse 
gesundheitliche Gefahren in sich bergen. Ohne voraufgegangene 
Filteration eignen sie sich für den menschlichen Bedarf nicht. 
Diese Filtration kann aber nur in zentralen Wasseranlagen über¬ 
wacht und geregelt werden. Wegen der Kostspieligkeit solcher 
Anlagen wird man deshalb von derartigen Einrichtungen in kleine¬ 
ren Städten und auf dem Lande Abstand nehmen müssen. 

Für kleinere Ortschaften ist man demnach vor¬ 
zugsweise auf die Nutzbarmachung des Grundwassers 
angewiesen, welches allein durch die Beschaffung ge¬ 
eigneter Brunnenanlagen genügende Garantien für 
ein den hygienischen Anforderungen entsprechendes 
Trink- und Gebrauchswasser liefert. 

Steht ein Grundwasser zur Verfügung, welches spontan als 
Quelle auf der Bodenoberfläche zu Tage tritt, so sollte mit allen 
Kräften dahin gestrebt werden, dasselbe den Ortschaften zu Gute 
kommen zu lassen, indem man die Quelle fasst und durch ge¬ 
schlossene Rohre ableitet. Hierbei wäre darauf zu achten, dass 
das Wasser vom Austritt aus der Erde bis zu den Zapfhähnen 
überall durch Stein oder Eisen dicht abgeschlossen ist, damit es 
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an keiner Stelle zufällig oder auf muthwillige Weise verunreinigt 
werden kann. 

Bei artesischen Brunnenanlagen, bei welchen eiserne 
Bohre in tiefere Bodenschichten versenkt werden, in denen das 
Wasser unter dem Drucke höheren Wasserstandes in entfernten 
Htigelrücken steht und deshalb in den Brunnen bis über die Ober¬ 
fläche des Terrains aufsteigt, ist es rathsam, die Entnahmestellen 
mit Zapfhähnen zu versehen und nicht mehr Wasser auslaufen 
zu lassen, als jeweilig gebraucht wird. Durch ein beständiges 
Laufenlassen solcher Brunnen kann sich das Wasser, falls die 
Gegend, aus welcher es stammt, nicht sehr gross ist, nach gewisser 
Zeit erschöpfen. Gut gefasste und geleitete Quell¬ 
wasseranlagen, sowie artesische Brunnen müssen in 
hygienischer Beziehung als die idealsten Grund¬ 
wasserversorgungsanlagen aufgefasst werden, voraus¬ 
gesetzt, dass das Wasser tieferen Bodenschichten unter jung¬ 
fräulichem, nicht kultivirtem Terrain entstammt und durch Tage¬ 
wässer von aussen her vermittelst Bissen und Spalten im Boden 
nicht verunreinigt werden kann. Derartige unglückliche Zufälle, 
wie sie im vorigen Jahre die Stadt Schneidemühl bei Anlegung 
eines artesischen Brunnens betroffen haben, sind zwar höchst be¬ 
dauerlich, sie dürfen uns aber keinesfalls abhalten für die Zukunft 
von solchen Erschliessungen des Grundwasserstromes Abstand zu 
nehmen. 

Nur wenige Ortschaften werden in der glücklichen Lage 
sein, sich derartige natürliche Wasserquellen nutzbar machen zu 
können. In den weitaus meisten Fällen wird man darauf ange¬ 
wiesen sein, das überall vorhandene Grundwasser künstlich durch 
Brunnen anlagen erschliessen zu müssen. Dies geschieht nun 
aber am Zweckmässigsten durch sogenannte abessinische 
Böhrenbrunnen. Ein eisernes, unten durchlochtes und mit Bohr¬ 
vorrichtung versehenes Bohr wird durch den Boden in die Grtind- 
wasser führende Schicht getrieben. Dabei ist jedoch nicht eine 
oberflächliche, etwa 3 bis 4 Meter unter der Erdoberfläche liegende 
Grundwasserschicht zu erbohren, sondern eine tiefere, welche durch 
eine undurchlässige Thon- oder Lehmschicht gegen die verun¬ 
reinigten Bodenschichten abgeschlossen ist. Nach den früher an¬ 
geführten Gesichtspunkten bietet ein derartiges Grundwasser die 
grösstmöglichste Garantie gegenüber direkten Verunreinigungen, 
namentlich bakterieller Natur, und damit gegen Infektionsgefahr. 
Zu achten ist darauf, dass das Bohrrohr überall, so weit es nicht 
in der Grundwasserschicht zu stehen kommt, vollkommen dicht 
gegen das umgebende Erdreich abschliesst und somit nicht ge¬ 
stattet, dass unreine Zuflüsse zwischen der Bohrleitung und dem 
umgebenden Erdreich in das Grundwasser gelangen können. Am 
besten werden derartige eiserne Bohre innen emaillirt oder ver¬ 
zinnt; eine Verbleiung birgt die grosse Gefahr einer Bleivergiftung 
in sich. 

Ist die Anlegung von Abessinierbrunnen aus irgend welchen 
Gründen nicht angezeigt, dann liefern auch Kesselbrunnen 
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gesundes und brauchbares Wasser, aber nur unter der Voraus¬ 
setzung, dass die Brunnenanlage gegen jegliche Verunreini¬ 
gung von oben oder von der Seite oder von unten her 
geschützt ist. 

Der Brunnenkessel muss ebenso wie das durchlochte Ende 
des Rohres des Abessinierbrunnens in grössere Tiefe und Wasser 
führende Sand - oder Kiesschichten hinabreichen, welche noch nicht 
verunreinigt sind, also in eine Schicht, welche nach oben hin durch 
eine undurchlässige Lehm- oder Thonlage abgeschlossen ist. Im 
Allgemeinen werden Kesselbrunnen von 3 bis 4 Meter Tiefe in 
Städten und auf dem Lande mangelhaftes Wasser liefern, selbst 
wenn die Wandungen völlig wasserdicht gemauert sind; auch bei 
grösseren Tiefen wird ihr Wasser meistens unrein befunden werden, 
wenn der Boden von oben herab aus Sand oder anderer poröser, 
durchlässiger Erdart besteht, worin die unreinen Flüssigkeiten 
leicht versickern können. Gegen Verunreinigungen von oben ge¬ 
sicherter ist das Grundwasser, wenn dasselbe von der oberen 
Bodenschicht durch eine undurchlässige Schicht (Thon, Lehm etc.) 
getrennt ist. Die Brunnen sind dann Röhren, welche durch die 
undurchlässige Schicht in den wasserhaltigen Grund hinabgesenkt 
sind, und ermöglichen, dass man das reine Grundwasser herauf¬ 
schöpfen kann. Damit aber letzteres nicht durch von den Seiten 
aus dem Boden einsickerndes Wasser verdorben wird, müssen die 
Brunnen wasserdicht in Zementmörtel gemauert, aus wasserdicht 
auf einander gesetzten Zementirungen hergestellt und an keiner 
Stelle mit dem unreinen Wasser des oberen Grundes in Verbindung 
stehen. Am oberen Ende müssen die Brunnen über Terrain 
soweit erhöht sein, dass Regen- und anderes Wasser nicht hin¬ 
einlaufen kann, auch müssen sie durch Ueberwölbung, Holzbohlen 
Eisenplatten oder Steinplatten oben dicht bedeckt werden, damit 
keinerlei Unreinigkeiten in das Wasser hinabfallen können. Sehr 
empflehlenswertli ist es, wenn man das ganz dichte Mauer¬ 
werk des Kessels noch von aussen in seiner ganzen Tiefe 
mit einer 30 bis 40 cm dicken Thonschicht umgiebt. Für 
das ablaufende Wasser ist ein Trog mit gut gedichteter Ablauf¬ 
rinne herzustellen. Zweckmässig ist es, wenn das Saugrohr aus 
dem Kessel unterirdisch eine Strecke geführt wird, so dass die 
Pumpe an ganz anderer Stelle sich befindet, wie der nach oben 
dicht abgeschlossene und von einer starken Erdschicht überlagerte 
Kessel. Man ist so in der Lage, den letzteren in jungfräulichem 
Terrain fern von Gehöften und seinen Dungstätten anlegen zu 
können, während die Pumpvorrichtung auf dem Hofe oder auf der 
Strasse sich befindet. 

Oberflächliche Kesselbrunnen oder auch tiefere, welche diese 
Forderungen nicht erfüllen, sind nicht geeignet, gesundes Wasser 
zu liefern, da sie, jeder Zeit einer Infektionsgefahr von aussen aus¬ 
gesetzt, zu einem Herde für eine Typhus - oder Cholera - Epidemie 
werden können. Selbstverständlich ist auch auf die grösstmög- 
licliste Entfernung der Brunnenanlage von den nächsten Dung¬ 
stellen, Senkgruben und Schmutzwasserläufe Bedacht zu nehmen. 
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Vorhandene den hygienischen Anforderungen nicht ent¬ 
sprechende Kesselbrunnen sind in der Weise zu verbessern, dass 
man von der Brunnensohle ein eisernes Rohr in die tiefere Grund¬ 
wasser führende Schicht treibt und so einen abessinischen Röhren¬ 
brunnen herstellt; der alte baufällige Brunnenschacht wird dann 
zweckmässig mit Lehm, Sand oder Kies zugefüllt. Tiefere, aber 
in Folge Undichtigkeit der Brunnenfassung verunreinigte Kessel¬ 
brunnen kann man in der Weise verbessern, dass man in dem 
Kessel ein oder mehrere eiserne unten durchlochte Rohre einlässt, 
etwa 2 Meter Kies hineinschüttet, dann eine Lehmschicht auffüllt 
und schliesslich den Rest des Brunnenschachtes mit Sand zu¬ 
schüttet. Auf diese Weise kann jeder Kesselbrunnen in einen 
abessinischen umgewandelt werden. 

Offene Zieh-, Dreh-und Schöpfbrunnen entsprechen 
nach keiner Richtung hin den hygienischen Anforde¬ 
rungen, weil sie stets einer Infektionsgefahr ausgesetzt sind. 
Vorhandene offene Brunnenanlagen sind demnach entweder ganz 
zu verwerfen, oder sie müssen in geschlossene Kessel- oder 
Abessinierbrunnen umgewandelt werden. Dies lässt sich nach 
dem Vorgesagten leicht bewerkstelligen. 

Dass wir Medizinalbeamte das Recht der Begut¬ 
achtung einer Brunnenanlage als eine sanitätspoli¬ 
zeiliche Verrichtung in den meisten Fällen für uns 
in Anspruch nehmen müssen und dass die Unter¬ 
suchung und Begutachtung von Brunnenanlagen eine 
der wichtigsten Aufgaben der Medizinalbeamten ist, 
liegt auf der Hand. Der Chemiker oder Apotheker, der in seinem 
Laboratorium ein zugesandtes Wasser untersucht, ist fast niemals 
in der Lage, die für die hygienische Begutachtung des Wassers 
nöthigen Gesichtspunkte zu beherrschen. Höchstens können wir 
ihm zugestehen, uns durch die nackten Resultate der chemischen 
Analyse ein Material zu liefern, welches uns bei der Fällung des 
Urtheils unterstützt, — niemals aber, dem Wasser selbst ein be¬ 
stimmtes Prädikat zu ertheilen. Denken Sie nur daran, meine 
Herren, ein wie grosser, gerade zu gesagt, Unfug im Jahre 1892, 
als die Cholera uns bedrohte, durch die Schliessung von Brunnen 
getrieben worden ist, lediglich allein auf ein Gutachten hin, welches 
irgend ein Chemiker oder Apotheker auf Grund des Resultates 
einer chemischen Untersuchung gefallt hatte. Es hiess einfach 
„das Wasser des und des Brunnens hat so und so viel Chlor-, 
Ammoniak- etc. Gehalt und deshalb ist es als Trinkwasser un¬ 
brauchbar“. Dazu gehört doch wirklich mehr als die blosse 
chemische Analyse des Wassers, welche uns nur anzeigt, dass das 
Wasser so und so viel Chlor, organische Substanz, Ammoniak, 
Nitrate, Nitrite etc. enthält. Bei der Beurtheilung müssen 
vielmehr in jedem Einzelfalle die gesammten für eine 
Infektion in Betracht kommenden Verhältnisse be¬ 
rücksichtigtwerden und nur aufGrundlage möglichst 
genauer Kenntnisse über Verbreitungsweise der In¬ 
fektionskrankheiten kann die Bezeichnung, „gut“, 
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„schlecht“, „verdächtig“ und dergl. erfolgen, nicht 
aber aut Grund der vorhandenen chemischen Verunreinigungen, 
wenn sie, wie man sich auszudrücken beliebt, die zulässige Maximal¬ 
grenze überschreiten. Ein Wasser z. B., welches erhebliche 
Mengen Ammoniak, Chlor etc. aufweist, kann unter Umständen 
hygienisch viel weniger bedenklich erscheinen, als ein von diesen 
Bestandtheilen freies Wasser, welches dafür gelegentlich einer 
Infektion durch Typhus- oder Cholerabazillen ausgesetzt sein kann, 
oder welches Fäulnissbakterien in so erheblicher Menge aufweist, 
dass es beim Genüsse abnorme Gährungsvorgänge im Darmtractus 
und damit Erkrankungen desselben hervorruft. 

Zugestehen dürfen wir den Chemikern die Abgabe eines Gut¬ 
achtens auf Grund der Untersuchung einer einzelnen Wasserprobe 
nur in den Fällen, wo es sich lediglich um die Entscheidung der 
Frage handelt, ob ein Wasser sich zu gewissen technischen 
Zwecken eignet oder nicht. 

Wir Kreisphysiker, welche den Vorzug hatten, im vorge¬ 
gangenen Frühjahr an dem Fortbildungskurse für Medizinalbeamte 
am hygienischen Institute zu Breslau theilnehmen zu dürfen, 
können es Herrn Prof. Flügge nicht genug danken, dass er uns 
in höchst instruktiver, überzeugender und dabei in so klarer, ein¬ 
facher Weise diejenigen Gesichtspunkte erläuterte, welche bei 
der hygienischen Beurtheilung von Brunnenanlagen in Betracht 
kommen. 

Es muss auf’s Nachdrücklichste betont werden, 
dass zur Entscheidung der Frage, ob ein Brunnen za 
beanstanden ist oder nicht, keineswegs die chemische 
und bakteriologische Untersuchung einzelner Wasser¬ 
proben genügt, sondern unbedingt auch die örtliche 
Besichtigung der betreffenden Brunnenanlage erfor¬ 
derlich ist. 

Die bakteriologische und chemische Untersuchung 
einer Wasserprobe entscheidet wohl die Frage, ob ein Wasser 
augenblicklich frei von Giften und Infektionskeimen ist, nicht aber 
giebt sie Aufschluss darüber, ob es auch für die Zukunft dau¬ 
ernd unschädlich sein wird und ohne Gelahr verwendet werden 
kann oder ob es nicht gelegentlich einmal einer Infektionsgefahr 
ausgesetzt sein könnte. Diese Art der Brunnenuntersuchung wäre 
nur dann gerechtfertigt, wenn die Beschaffenheit des Wassers von 
einem bestimmten Entnahmeorte eine unter allen Umständen un¬ 
veränderliche wäre. Wie wenig diese Voraussestzung der Wirk¬ 
lichkeit entspricht, wie ausserordentlich sich die Wässer je nach 
ihrer Herkunft verhalten, wie unumgänglich nothwendig es daher 
ist, vor Allem die Herkunft des zu untersuchenden Wassers zu 
ermitteln und festzustellen, ob die augenblickliche Beschaffenheit 
des Wassers — sei sie gut oder schlecht — im nothwendigen 
Zusammenhänge mit seiner Herkunft steht, in wiefern da Zufällig¬ 
keiten und beeinflussbare Umstände mitspielen, ob und wie weit 
die Herkunft des Wassers Sicherheit dafür bietet, dass der äugen- 
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blickliche gute Zustand eines Wassers auch in Zukunft erhalten 
und Gefahr ausgeschlossen bleibt, lehrt schon ein oberflächlicher 
Blick auf die Wirklichkeit. Stellt sich bei der Nachforschung 
heraus, dass eine derartige Sicherheit gegen iinkontrolirbare Ver¬ 
unreinigungen durch die Abstammung des Wassers nicht geboten 
wird, dann werden wir die Verwendung des Wassers in seinem 
natürlichen Zustande unter allen Umständen verwerfen müssen, 
auch wenn die Ergebnisse der Untersuchung seiner augenblick¬ 
lichen Beschaffenheit die allergünstigsten sein sollten. Und um¬ 
gekehrt sind die Fälle überaus häufig, dass die augenblickliche 
Wasserbeschaffenheit eine unvollkommene ist, dass dies aber ledig¬ 
lich die Folge zufälliger Umstände oder leicht abzustellender 
Mängel ist, nach deren Beseitigung am Entnahmeort tadelloses 
oder wenigstens ausreichend sicheres Wasser zu erhalten wäre. 

Die alte Weise, auf Grund der Untersuchung einzelner 
Proben zu entscheiden, ist so eingewurzelt, dass die Behörden 
vielfach heute noch nur diese Belege fordern und darauf hin ver¬ 
ordnen; ja, dass heute noch Lehrbücher erscheinen, die nur von 
der Prüfung der Wasserproben handeln und kein Wort darüber 
verlieren, dass und wie die Wasserentnahmestellen untersucht 
werden müssen. Die Untersuchung der örtlichen Ver¬ 
hältnisse, des Zustandes der Entnahmestelle oder 
Wasserversorgungsanlage ist aber das Allerwich¬ 
tigste, in vielen Fällen allein Entscheidende, wie dies 
neuerdings auch A. Gärtner in seinem trefflichen Leitfaden der 
Hygiene mit aller Schärfe ausgesprochen hat. Es ist überaus 
wichtig, dass dies allseitig ganz klar erkannt werde, 
dass die Beurtheilung der Wasserversorgungsfragen 
allein dem hygienisch geschulten Arzte überlassen, 
dass aber auch die Aerzte und die Gesundheits- 
Beamten gerade für die Vornahme dieser Unter¬ 
suchungen geschult werden. 

Durch die seit einigen Jahren bei uns bestehende Einrich¬ 
tung der hygienischen Fortbildungskurse ist hierzu eine ausser¬ 
ordentlich gute Gelegenheit geboten. Nur wäre zu wünschen, dass 
diese Einrichtung dauernd bestehen bliebe, damit den Medizinal- 
Beamten alle paar Jahre immer wieder Gelegenheit geboten würde, 
sich mit den hygienischen Tagesfragen vertraut machen zu können. 

Mit grosser Freude und Genugthuung können wir Kreis- 
Physiker, welche im Regierungsbezirke Posen thätig sind, es 
begrüssen, dass wir schon seit längerer Zeit fast ausschliesslich 
mit der Begutachtung von Brunnenanlagen betraut werden. Zu 
verdanken haben wir die Heranziehung zu diesen Untersuchungen 
wohl zum grossen Theile dem Umstande, dass die Kosten der ört¬ 
lichen Polizei-Verwaltung bei uns auf dem Lande ausnahmslos 
dem Fiskus zur Last fallen und nicht den einzelnen Gemeinden. 

Die Begutachtung findet nach einem vorgeschriebenen Schema 
statt, welches sich praktisch bewährt hat und namentlich bei Zu¬ 
sammenstellungen der Ergebnisse mehrerer Brunnenuntersuchungen 
eine gute Uebersicht gestattet. Ich erlaube mir Ihnen, meine 
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Herren, ein solches Schema vorzulegen. 1 ) Beim Ausfällen dieses 
Schemas wird das Hauptgewicht auf die Spalte betreffend örtliche 
Besichtigung gelegt, während bei den nur ausnahmsweise noth- 
wendigen Vornahmen der chemischen und bakteriologischen Unter¬ 
suchungen diese Spalten meist freibleiben. 

Sehr häufig kommen wir in die Lage, im Aufträge der Re¬ 
gierung oder anderer Verwaltungsbehörden Brunnenanlagen zu 
begutachten. Bald handelt es sich um Wasser, welches zur künst¬ 
lichen Mineralwasserfabrikation (namentlich Selterswasser) Ver¬ 
wendung findet, bald um einen Brunnen, der die Ursache einer 
Typhusepidemie zu bilden scheint, bald um einen Schulbrunnen, 
welcher ungeniessbares Trinkwasser liefert und dergl. mehr. 

Wenn wir einen Brunnen zu begutachten haben, so werden 
wir zunächst die örtliche Besichtigung der Brunnen¬ 
anlage vorzunehmen haben. Dabei werden wir auf die Lage 
des Brunnens achten; ob etwa undichte Senkgruben, Dungstätten 
oder Schmutzgräben sich in seiner Nähe befinden. Wir werden 
den Reinheitszustand und die Wasserdichtigkeit der Bodenober¬ 
fläche in der Nachbarschaft feststellen und ihre Neigung zur Ent¬ 
nahmestelle. Dann werden wir die Brunnenanlage selbst 
besichtigen, ob sie aus einem Kesselbrunnen oder einem Röhren¬ 
brunnen besteht. Beim Kesselbrunnen kommt zunächst in Be¬ 
tracht, welche Neigung das ihn umgebende Terrain hat, ob es 
nach der Oeffnung des Brunnenschachtes sich neigt oder von diesem 
nach allen Richtungen hin abfällt; ob der Brunnenkessel oben 
dicht abgeschlossen und von einer starken Erdschicht überlagert 
ist, oder ob die Bedeckung nur aus undichtem Bretterwerk besteht 
Dann werden wir uns diese Bedeckung ansehen, ob sie wegen 
unzweckmässiger und schadhafter Ablaufrinnen dem ablaufenden 
Wasser oder etwaigen Tage- und Abwässern den Eintritt in den 
Brunnen gestattet. Dies dokumentirt sich am besten durch die 
vorhandenen Rinnsale, welche dann deutlich an der Umfassung 
des Brunnenschachtes zu bemerken sind. Es interessirt uns ferner, 
ob und wie für die Ableitung der Schmutzwässer aus der Nach¬ 
barschaft des Brunnens gesorgt ist. Einer ferneren Prüfung be¬ 
darf das Material, aus welchem die Umfassungswände 
des Brunnenschachtes hergestellt sind; ob aus Holz- oder Mauer¬ 
werk; ob es den Brunnenkessel dicht gegen das ihn umgebende 
Erdreich abschliesst, oder ob es wegen Baufälligkeit oder Her¬ 
stellung aus ungeeignetem Material etwaigen durch den Boden 
sickernden Ab- und Tagewässern den Einfluss in den Brunnen¬ 
schacht gestattet. Ferner interessiren uns die Vorrichtungen, 
durch welche das Wasser gehoben wird, ob durch in den Brunnen¬ 
schacht direkt eingelassene hölzerne oder eiserne Pumprohre, 
oder durch eine Pumpe, welche sich an ganz anderer Stelle be¬ 
findet, wie der nach oben dicht abgeschlossene Kessel, indem ein 
unterirdisch geführtes Saugrohr das Wasser aus dem Kessel der 
Pumpvorrichtung zufuhrt. Oder ob gar keine Pump-, sondern nur 


1 ) Siehe Anlage II. 
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eine Ziehvorrichtung vorhanden ist, welche aus dem völlig offenen 
Brunnenkessel mittelst eines besonderen Schöpfbrunnens das Wasser 
hebt, oder ob zu diesem Zwecke jedes beliebige Gefäss in den 
Brunnen hinabgelassen wird. 

Dann werden wir die Tiefe des Brunnenschachtes fest¬ 
stellen und dabei zugleich auf die Wasser menge und den 
Untergrund zu achten haben. 

Bei Quellen ist darauf zu achten, ob sie tief und gut genug 
im Boden gefasst und ob die Rohrleitung bis zur Entnahmestelle 
vollkommen dicht gegen das umgebende Erdreich abgeschlossen ist. 

Bei den abessinischen Röhrenbrunnen, bei welchen 
ein unten durchlochtes eisernes Rohr in die Grundwasser führende 
Schicht eingerammt ist, können wir diese Untersuchung nicht vor¬ 
nehmen, sondern müssen uns bezüglich der Tiefe oder etwaiger 
Beschaffenheit des Rohres auf die Angaben einwandfreier Personen 
beschränken. Entnimmt eine solche Brunnenanlage ihr Wasser 
aus einer oberflächlichen Grundwasser führenden Schicht, so werden 
wir unser Augenmerk darauf zu richten haben, ob das Grund¬ 
wasser etwaigen Verunreinigungen durch die Umgebung ausgesetzt 
ist. Auch haben wir darauf zu achten, ob die eisernen Pumpen¬ 
rohre innen verzinnt oder emaillirt oder durch Schlammansat*: bezw. 
Rost verunreinigt sind oder gar bleierne Einsatzrohre enthalten. 

Wenn wir alle diese angeführten Verhältnisse in Berechnung 
ziehen, so werden wir in den weitaus meisten Fällen schon allein 
an der Hand der Brunneninspektioii in der Lage sein, ein Gutachten 
darüber abgeben zu können, ob eine Brunnenanlage Bedenken in 
hygienischer Beziehung aufweist oder nicht. 

E8 muss auf’s Nachdrücklichste ausgesprochen 
werden, dass allein die eben besprochene Unter¬ 
suchung der Entnahmestelle und ihrer Nachbarschaft 
uns Sicherheit darüber zu geben vermag, ob dem in 
Frage stehenden Wasser sich Zuflüsse beimengen 
können, welche nicht durch das Bodenfilter gegangen 
sind, ob Tagewässer, unfiltrirte Schmutz- und Spül¬ 
wässer an die Entnahmestelle gelangen können oder 
nicht. Weder die chemische, noch die mikroskopische, 
noch die bakteriologische Untersuchung einzelner 
Wasserproben können uns diese unmittelbaren Er¬ 
hebungen ersetzen. Höchstens die mikroskopische Unter¬ 
suchung der Absätze aus den Wässern ist im Stande, uns unter 
Umständen das Eindringen von Tagewässern unmittelbar zu be¬ 
weisen ; denn mit ihrer Hülfe sind wir in der Lage, Dinge im 
Wasser zu entdecken, die nur auf kürzestem Wege, mit Um¬ 
gehung des Bodens dahin gelangt sein können. Die chemische 
Untersuchung und, von seltenen Fällen abgesehen, auch die bakte¬ 
riologische Untersuchung vermögen uns dagegen für sich allein 
nicht zu sagen, woher die etwa nachweisbaren Verunreinigungen 
stammen. 

Fenier darf durchaus nicht übersehen werden, dass das Ein¬ 
dringen von Tagewässern in eine Quellenfassung, in einen Brunnen 
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durchaus nicht beständig stattfinden wird, sondern dass dabei die Witte¬ 
rung eine grosse Rolle spielt; dass ausserdem für das Eindringen von 
Schmutz- und Spülwässern tausend Zufälligkeiten massgebend sind 
und dass in Folge von nachträglichen Veränderungen im Wasser, 
in Folge der Erneuerung des Wassers die Spuren stattgehabter 
Verunreinigungen bald verwischt sein können, so dass man nicht im 
Entferntesten darauf rechnen darf, es werde sich aus einer Wasser¬ 
probe immer erkennen lassen, ob die Entnahmestelle unmittelbaren 
Verunreinigungen ausgesetzt ist oder nicht. Die Untersuchung 
einzelner Wasserproben hat überhaupt nur Werth, 
wenn und insofern sie uns Aufschluss über Dinge 
giebt, die wir bei der örtlichen Untersuchung nicht 
ohne Weiteres wahrnehmen können: über gewisse Wasser¬ 
qualitäten, ferner über das Bestehen der anderen oben hervor¬ 
gehobenen Gefahr, dass der Boden selbst nicht genügend reinigt, 
also über den Reinheitszustand des Bodens und über dessen 
Leistungsfähigkeit als Filter. 

Die durch die chemische, bakteriologische und 
mikroskopische Untersuchung gefundenen Verun¬ 
reinigungen des Wassers haben demnach nur eine 
symptomatische Bedeutung. 

Die chemische Zusammensetzung des Wassers ist uns nur 
deshalb unter Umständen wichtig, weil Stoffe darin gelöst sein 
können, die das Wasser unappetitlich oder für manche Zwecke 
unbrauchbar machen, wie z. B. Schwefelwasserstoff oder Eisen¬ 
oxydulsalze in Tiefbrunnenwässern, grössere Mengen von Gyps 
und anderen Salzen, alkalischen Erden; ferner, weil uns die ge¬ 
lösten Stoffe darüber belehren können, dass der Boden, den das 
Wasser auslaugt, mit thierischen oder menschlichen Abfallstoffen 
oder mit Abgängen der Industrie verunreinigt ist, dass das Wasser 
mit Fäulnissherden vor Kurzem in Berührung gekommen ist, was 
alles zum Mindesten ekelhaft, oft aber auch gesundheitsgefährlich 
sein würde. Fast immer wird es sich dabei um die chemische 
Beschaffenheit des frisch der Entnahmestelle zuströmenden Grund¬ 
wassers handeln. Nur ganz ausnahmsweise wird uns die chemische 
Beschaffenheit des Wassers, wie es augenblicklich in einem 
Brunnen steht, interessiren; dann etwa, wenn der Verdacht ge¬ 
rechtfertigt wäre, dass dem Wasser im Brunnen selbst absichtlich 
oder zufällig giftige oder schädliche Stoffe beigemengt worden 
seien. Wir werden dagegen keine chemische Untersuchung aus¬ 
führen, um festzustellen, dass Wasser beim Stillstehen im Schachte 
eines unbenutzten, verschlossenen Brunnens schlecht wird, weil 
wir dies längst als Regel kennen und durch gründliches Aus¬ 
schöpfen, wenn nöthig Reinigung des Brunnens und dauernde Be¬ 
nutzung desselben, das Uebel leicht beheben können. Ein höherer 
Gehalt an organischer Substanz, eine erhöhte Oxydirbarkeit eines 
Brunnenwassers, die erst im Brunnenschächte selbst durch Ver¬ 
moderung einer Holzverschalung, der alten Holztheile eines ver¬ 
wahrlosten Pumpwerkes, durch Verschlammung zu Stande kommen, 
beweisen nichts gegen die Verwendbarkeit des an dem betreffenden 
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Orte zu erhaltenden Wassers überhaupt. Diese, die Güte des 
Wassers verschlechternden Uebelstände selbst sind bei der Brunnen¬ 
untersuchung —, die unbedingt als regelmässig wiederkehrende 
Einrichtung behördlich eingeführt werden sollte —, leicht zu er¬ 
mitteln und auch verhältnissmässig leicht zu beseitigen. Ob das 
Wasser von Quellen oder Drainageleitungen an der Austrittstelle 
aus dem Boden von der Oberfläche her in Folge Schadhaftigkeit 
der Fassung verunreinigt wird, das werden wir nicht durch seine 
chemische Untersuchung ermitteln wollen, sondern durch unmittel¬ 
bare Beobachtung; geschieht es, so wird sich dem durch bessere 
Fassung leicht abhelfen lassen. Dagegen wollen wir wissen, ob 
der Boden, aus dem sich das Wasser sammelt unrein ist, ob dort 
unreine Zuflüsse erfolgen u. s. w. 

Auch die bakteriologische Beschaffenheit des 
augenblicklichen, in einem Brunnen vorhandenen Wassers 
kann uns nur dann interessiren, wenn wir nach pathogenen Keimen 
fahnden, welche vielleicht durch einmalige unmittelbare Verun¬ 
reinigung dorthin gelangten und die bei Erneuerung des Wassers 
im Schachte fortgesptilt werden könnten. Die bakterielle Unter¬ 
suchung des Wassers und namentlich die Art und Zahl der Sapro- 
phytenkeime in ihm hat für uns nur insofern Bedeutung, als sie 
im Stande ist, uns Aufschluss über den Filtrationszustand des 
Grundwassers und damit über die Leistung des Bodenfilters zu 
geben. 

Der Bakteriengehalt einer einzelnen Brunnenwasserprobe 
kann uns nach keiner Bichtung hin einen Aufschluss über die 
Brauchbarkeit des betreffenden Brunnenwassers geben, abgesehen 
von dem speziellen Falle, dass etwa pathogene Keime darin vor¬ 
handen sind. Denn wie bereits bei der hygienischen Beurtheilung 
der suspendirten Bestandtheile des Wassers angedeutet wurde, 
ist der augenblickliche Wasserinhalt einer Brunnenanlage so ausser¬ 
ordentlich vielen äusseren Einflüssen ausgesetzt, von denen die 
Vermehrung bezw. Verminderung der Bakterienzahl und ihre Art 
im Brunnen abhängig gewesen sein kann, dass wir das Ergebniss 
der bakteriologischen Untersuchung einer einzelnen Brunnenwasser¬ 
probe für die hygienische Beurtheilung der Brunnenanlage selbst 
kaum werden verwerthen können. Gaertner sagt deshalb in 
seiner so gründlichen Darstellung der Bakteriologie des Wassers: 
„Hohe Keimzahl in einem Brunnen, dessen Umgebung 
verdächtig ist und von dessen guter Konstruktion man 
nicht überzeugt ist, berechtigt zur Annahme der Mög¬ 
lichkeit einer Infektion. Sind dagegen die örtlichen 
Verhältnisse günstige, ist der Brunnen gut eingedeckt 
und wasserdicht konstruirt und ist ferner die wasser¬ 
führende Schicht genügend weit von der Erdober¬ 
fläche entfernt, so darf man die Möglichkeit einerln- 
fektion trotz einer hohen Bakterienzahl als ausge¬ 
schlossen betrachten.“ 

Diesen beiden Sätzen fügt Gruber noch einen dritten 
hinzu: „Ist die Umgebung eines Brunnens verdächtig 



108 Dr. Schroeder: Ueber die Untersuchung und hygienische Beurtheilung 


und ist man von dessen guterKonstruktion nicht über¬ 
zeugt, so darf man die Möglichkeit einer Infektion 
trotz einer niederen Bakterienzahl nicht als ausge¬ 
schlossen betrachten/ 

Aus diesen drei Sätzen zieht Gruber dann einfach den 
Schluss, den auch wir als durchaus berechtigt anerkennen: „Halte 
Dich bei Deinem Urtheile allein an die örtliche Un¬ 
tersuchung und kümmere Dich nicht um das, was die 
bakteriologische Untersuchung ergiebt!“ 

Grub er geht sogar soweit, direkt auszusprechen, dass beim 
jetzigen Stande der Dinge die bakteriologische Brunnenuntersuchung 
in ihrer gegenwärtigen Ausführungsweise unbrauchbar ist und dass 
sie in ihrer jetzigen Form aufzugeben sei. Er fährt dann fort: 
„Wollen wir uns im einzelnen Falle nicht ohne Weiteres auf die 
Leistungsfähigkeit des Bodenfilters verlassen, wollen wir über 
den Filtrationszustand eines Grundwassers Aufschluss haben — 
und dies wird in vielen Fällen nothwendig sein — dann können 
wir die Keimzählung als unübertreffliches Kriterium der Filtration 
allerdings nicht entbehren. Wir müssen dann aber die der Ein¬ 
sammlung der zu untersuchenden Proben eines Grundwassers, das 
nicht freiwillig zu Tage tritt oder nicht seit Langem ununterbrochen 
geschöpft wird, ganz anders vorgehen als dies gewöhnlich geschieht 
Wir müssen dann Alles aufbieten, um das Wasser zu sammeln, 
möglichst unverändert in dem Zustande, in dem es der Ent¬ 
nahmestelle zuströmt, bevor es an der Entnahmestelle selbst Ver¬ 
änderungen erlitten hat. Wir können verschiedene Wege zu 
diesem Ziele einschlagen.“ 

Als einfachstes Verfahren bei bestehenden Schachtbrunnen 
schlägt Grub er deshalb Folgendes vor: „ Man lässt den Brunnen 
völlig leer schöpfen (mit Hülfe einer Feuerspritze, einer Dampf¬ 
pumpe). Steigt man dann in den Brunnenschacht hinab, so sieht 
man das Grundwasser am Boden von den Seiten her, in den Schacht 
eindringen. Immer wird man Stellen finden, wo mächtigere Wasser- 
strömchen einbrechen, seitlich im Bogen hervorspringen oder durch 
untergeschobene Steine von der Wand abgelenkt werden, so dass 
sie bequem aufzufangen sind, oder aus dem Boden aufquellen, wo 
man sie unmittelbar mit sterilisirtsr Pipette aufsaugen kann. Iu 
derartigen Proben findet inan, falls der Boden gut filtrirt, nur ver¬ 
einzelte Keime, wie in guten Quellwässern. Nimmt man von 
möglichst vielen Stellen der wasserdurchlassenden Fläche Proben, 
so bekommt man durchaus verlässlichen Aufschluss. Leider ist 
dieses Verfahren nur dann anwendbar, wenn man im Stande, ist, 
in der Zeiteinheit mehr Wasser zu pumpen, als dem Schachte 
zufliesst.Gelingt dies nicht, dann kann man versuchen, durch aus¬ 
giebiges Auspumpen den Brunnen keimfrei zu machen. Man darf 
nur nicht tibersehen, dass dies ein sehr langwieriges und kost¬ 
spieliges Beginnen ist. um so langwieriger, je grösser der Brunnen 
ist, je weniger er benutzt, je mehr er verwahrlost war. Man 
darf sich nicht vorstellen, dass man da mit einem wenige Stunden 
dauernden Auspumpen ans Ziel kommt/ 



von Brnnnenanlagen in kleinen Städten and auf dem Lande. 109 

Grub er entnimmt ein lehrreiches Beispiel dafür den Ab¬ 
handlungen Meerans „die Wasserversorgung von Linz.“ Das 
Wasser eines grossen Versuchsbrunnens enthielt: 

bei Beginn des ScbOpfens.Tausende von Keimen in 1 cbcm. 

nach achttägigem ununterbrochenem Aus¬ 
pumpen mit Centrifugalpumpe noch 

immer. 172 ( 1 ) „ „ „ 1 „ 

nach 14 tägigem Pnmpen noch immer. 22 „ „ „ 1 „ 

nach 15 „ „ » » „ 

Wenn es auch nicht immer so schlimm steht, so wird man 
doch darauf rechnen müssen, dass in der Regel mehrtägiges aus¬ 
giebiges Schöpfen nothwendig sein wird, um das übliche Minimum 
des Keimgehaltes zu erreichen. 

Weitere Methoden zur Untersuchung des Grundwassers als 
Schlagen von Rammbrunnen mit desinfizirten Röhren und Pump¬ 
werken etc. ist zu kostspielig und umständlich, dass nicht daran 
gedacht werden kann, sie in jedem einzelnen Falle z. B. bei Be¬ 
urteilung eines Hausbrunnens, anzuwenden. Dies wird nur ge¬ 
schehen können und geschehen müssen, wenn es sich um grössere 
Anlagen, um die zentrale Versorgung einer grösseren Anzahl von 
Menschen oder ganzer Ortschaften handelt, wo grosse Massen von 
Wasser an eine einzige Stelle hin bewegt, durch die Wasser¬ 
entnahme selbst die Zustände im Boden bedeutend verändert 
werden. 

Bei dem Aufwerfen der Frage, was aber in den alltägigen 
Fällen zu geschehen habe? ist Grube r mit Recht der Ansicht, bei 
diesen von einer bakteriologischen Untersuchung überhaupt völlig 
absehen zu können; er glaubt, auf Grund der gemachten zahl¬ 
reichen Beobachtungen an verschiedenen Orten nicht fehl zu gehen, 
wenn man als Regel annimmt, dass Boden- und Grundwasser in 
Tiefen von 8 bis 4 m abwärts keimfrei seien. 

Ich glaube, m. H., auch wir können Gruber’s Vorschlag 
ohne Bedenken beipflichten, wenn wir Keimfreiheit des Grund¬ 
wassers, sobald sein Spiegel nur tief genug unter der Erdober¬ 
fläche steht, voraussetzen und dies Urtheil im Uebrigen auf den 
Zustand der Nachbarschaft der Entnahmestelle, auf den Zustand 
dieser selbst, wie sie bei genauer Augenscheinaufnahme gefunden 
wird, auf die chemische und physikalische Untersuchung des 
Wassers und die mikroskopische Untersuchung etwaigen Boden¬ 
satzes gründen. 

Gegenwärtig gehen Behörde und Private noch vielfach so 
vor, dass sie bei Wohnungsumzügen, bei Grunderwerbungen, Bau¬ 
bewilligungen und Neubauten, bei Konzessionen von Gewerbe¬ 
betrieben etc. einfach die chemische und bakteriologische Unter¬ 
suchung von ohne viele Umstände gesammelten Wasserproben an¬ 
ordnen oder vornehmen lassen, ohne sich um Herkunft des Wassers 
und Beschaffenheit der Entnahmestelle zu kümmern. Bei Ausbruch 
von Epidemien oder Epidemiegefahr entscheidet ebenfalls häufig 
über den Brunnenschluss lediglich der Ausfall der Untersuchung 
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der einzelnen Probe. Es wird Untersuchung und Ueberwachung 
der Wasserversorgung eines Crtes angeordnet und diese besteht 
oft allein darin, dass aus Quellen und Brunnen Proben aufge¬ 
fangen und je nach Neigung und Mode dem Chemiker oder dem 
Bakteriologen oder beiden zur Untersuchung gesandt werden. 
Nach der nach Qutdünken gewählten Schablone erfolgt dann das 
Urtheil. 

Es ist nothwendig auszusprechen, dass der er¬ 
wartete und erhoffte Schutz gegen Gesundheitsgefahr 
durch das Wasser so keinesfalls erreicht wird. Dazu 
bedarf es vor Allem gesetzlicher Bestimmungen in 
Bezug auf die Bau- und Sanitätspolizei. Zwar be¬ 
stehen eine Reihe von Ministerialerlassen, welche während der 
letztjährigen Choleraepidemien ergingen und welche die Aufmerk¬ 
samkeit der Behörden auf die mangelhaften Trinkwasserverhält¬ 
nisse in kleinen Ortschaften lenken. Die Erlasse haben aber mehr 
einen instinktiven Charakter und sind bei dem fühlbaren Mangel 
diesbezüglicher gesetzlicher Bestimmungen nicht geeignet, von 
nachhaltiger Wirkung auf die bestehenden Verhältnisse zu sein. 

Soweit mir bekannt, enthalten die erlassenden Baupolizei¬ 
verordnungen, so namentlich auch die für den Regierungsbezirk 
Posen vom 10. April 1886 sowie deren Ergänzungen über Brunnen¬ 
anlagen, nur Bestimmungen bezüglich der Nothwendigkeit solcher 
Anlagen und bezüglich der Umwehrung offener Brunnen, aber 
keinerlei Bestimmungen über die Bauart der Brunnen und 
den Gesundheitsschutz des Publikums. Dringend geboten erscheint 
deshalb eine Ergänzung der bestehenden Baupolizeiverordnungen 
durch eine Brunnenordnung, welche Bestimmungen über die Fassung 
der Quellen, über die Lage und Entfernung der Brunnen zu und 
von den Abortanlagen und dergleichen, über die Art des Baues, 
des Materials und der Herstellung von Rohr- und Kesselbrunnen 
über die Ableitung der Abwässer über die Brunnenreinigung und 
Ausbesserung etc. enthalten müsste. Die bestehenden Wasser¬ 
versorgungsanlagen, wären, insofern sie diesen Verordnungen nicht 
entsprächen, zwangsweise den zu erlassenden Vorschriften um¬ 
zugestalten oder falls dies nicht anginge zu beseitigen und durch 
tadellose zu ersetzen. Es wäre nöthig, jede Brunnenanlage me¬ 
dizinalpolizeilich prüfen zu lassen. Alle Ergebnisse der Brunnen¬ 
untersuchungen einer Stadt, eines Dorfes, eines Bezirkes etc. 
wären aktenmässig zu sammeln und die Tiefe der Brunnen, sowie 
die Resultate etwaiger Bohrversuche (Erdschichten) jedesmal auf¬ 
zuzeichnen. Auf diese Weise würden allmählig Brunnenkataster 
(Verzeichnisse aller vorhandenen Brunnen) entstehen, in welche 
zweckmässig die vorkommenden Epidemien an Typhus etc. einge¬ 
tragen werden müssten. Die Führung des Katasters bzw. ihre 
Verbesserung müsste unter Kontrole der Medizinalbeamten ge¬ 
schehen, welche die Ergebnisse der Brunnen - Untersuchungen an¬ 
lässlich von Epidemien einzutragen hätten. Auch müsste den Me¬ 
dizinalbeamten aufgegeben werden, alle Brunnen ihres Bezirkes 
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in einem regelmässigen Turnus zu untersuchen bezw. zu be¬ 
sichtigen. 

Man würde so nicht nur sehr übersichtliche Zusammen¬ 
stellungen über den Stand und die Bewegung des Grundwassers 
erhalten, sondern auch in epidemiologischer Beziehung werthvolles 
Material namentlich über den Zusammenhang der Entstehung und 
Verbreitung einer Cholera- oder Typhusepidemie mit der nächsten 
Wasserentnahmestelle gewinnen. 

Die entstehenden Kosten wären auf den Kreis zu über¬ 
nehmen, damit die Unkosten den kleineren Städten und Dörfern 
nicht zu fühlbar und gleichmässig vertheilt würden. Stadtver¬ 
waltungen hätten die Kosten eventuell auf ihre Polizeifonds zu 
übernehmen. 

In Württemberg, Baden und Bayern werden, soweit mir 
bekannt, die überschüssigen Fonds aus den allerorts verstaat¬ 
lichten Brandschaden Versicherungen für diese Zwecke heran¬ 
gezogen. 

Gerne hätte ich Gelegenheit genommen, m. H. Ihnen im 
Anschluss an den Vortrag eine chemische und bakteriologische 
Wasseruntersuchung vorzuführen und Ihnen die dazu nothwendigen 
Utensilien, sowie einige bakteriologische Präparate zu demonstriren, 
welche Ihnen die Diagnose auf Typhus- und Cholerabazillen im 
Wasser veranschaulicht haben würden. Es wäre mir dies um so 
angenehmer gewesen, als ich Ihnen in Bezug auf die immerhin 
schwierige und unsichere Typhus - Diagnose zwei erst in neuester 
Zeit veröffentlichte Verfahren hätte erläutern können: die von 
Schild angegebene Diagnose auf Typhusbazillen mit Formalin 
und die von Dunbar angegebene Untersuchungsmethode, welche 
darin gipfelt, dass die Typhusbazillen gegenüber dem Bacterium 
coli communi kein Gas in Nährbouillon entwickeln. Auch für die 
Stellung der Cholera-Diagnose mittelst des Platten-Kulturverfahrens 
hat Elsner in jüngster Zeit eine Fleischwasserpeptongelatine 
angegeben, welche Temperaturen bis zu 80 0 C. ausgesetzt werden 
kann, ohne zu verfliessen; die damit angelegten Kulturen erreichen 
im Brutschrank bei einer Temperatur von 27,5—28° C. schon nach 
9 bis 10 Stunden dieselbe Grösse, welche auf gewöhnlicher Nähr¬ 
gelatine gewachsene erst nach zwei Tagen darbieten. Dadurch 
wird die Diagnosenstellung von Cholerabazillen erheblich gegen 
früher abgekürzt. 

Zu meinem Bedauern habe ich von diesem Vorhaben abstehen 
müssen, um nicht zu sehr die mir zum Vortrage zu Gebote stehende 
Zeit zu überschreiten. Ich habe jedoch die Absicht, demnächst — 
gewissermassen als Ergänzung zu meinem Vortrage — eine kurze 
Anleitung für derartige Wasseruntersuchungen zu veröffentlichen, 
wie sie sich mir praktisch bewährt hat und welche, wie ich glaube, 
Manchem von Ihnen willkommen sein wird, zumal die Unter¬ 
suchungsmethoden keine komplizirten und theueren Apparate er¬ 
fordern und auch den weniger chemisch und bakteriologisch Aus¬ 
gebildeten damit die Möglichkeit gegeben wird, solche Unter¬ 
suchungen vorkommenden Falls vornehmen zu können. 
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Ich bitte um Entschuldigung, dass ich Ihre Zeit so lange 
flir mich in Anspruch genommen habe und danke Ihnen für die 
meinem Vortrage geschenkte Aufmerksamkeit. Eine grosse Freude 
würde es mir sein, wenn es mir durch meinen Vortrag gelungen 
wäre, Ihr Interesse für die hygienisch so ausserordentlich wichtige 
Wasserfrage in kleineren Städten und auf dem Lande geweckt 
und auch die Aufmerksamkeit der Behörden auf diesen Gegenstand 
gelenkt zu haben. 

Eine angenehme Pflicht ist es mir auch an dieser Stelle 
Herrn Reg.- und Med.-Rath Dr. Göronne in Posen, welcher 
leider wegen dringender Amtsgeschäfte nicht unserer diesjährigen 
Versammlung beiwohnen konnte, sowie dem hier anwesenden Herrn 
Reg.- und Med.-Rath Dr. Rapmund meinen ergebensten Dank 
auszusprechen für das grosse Interesse, welches sie meinem Vor¬ 
trage entgegengebracht haben, und für den Rath und die Unter¬ 
stützung, welche mir die Herren bei der Vorbereitung zum Vor¬ 
trage haben zu Theil werden lassen. 

Die Schlusssätze meines Vortrages, zu welchen ich Ihre Zu¬ 
stimmung, m. H., erbitte, lauten: ■ 

I. 

Der Zustand der Wasserversorgungsanlagen in kleineren 
Städten und auf dem platten Lande lässt in hygienischer Hinsicht 
fast überall, wo keine einheitliche (zentrale) Versorgung besteht, 
sehr viel zu wünschen übrig. Eine Abhülfe ist in dieser Hinsicht 
dringend nothwendig, besonders mit Rücksicht darauf, dass Infek¬ 
tionskrankheiten, namentlich Typhus und Cholera, in den weitaus 
meisten Fällen ihre Entstehung und Verbreitung mangelhaften 
Trinkwasseranlagen verdanken. 

II. 

Ueberall, wo zentrale Trinkwasserversorgungsanlagen nicht 
bestehen oder nicht zu beschaffen sind, ist die Anlage abessinischer 
Röhrenbrunnen anzustreben. 

m. 

Verdeckte Kesselbrunnen (Schachtbrunnen) sind nur zuzu¬ 
lassen, wenn sie vermöge ihrer Bauart und Tiefe die sichere Ga¬ 
rantie bieten, dass weder das Brunnenwasser selbst, noch die Grund¬ 
wasser führende Schicht irgend einer Verunreinigung ausgesetzt ist. 

IV. 

Offene Zieh-, Dreh- oder Schöpfbrunnen entsprechen nach 
keiner Richtung hin den hygienischen Anforderungen. 

V. 

Die Untersuchung und Begutachtung von Brunnenanlagen ist 
eine der wichtigsten Aufgaben der Medizinalbeamten. 

VI. 

Bei Beurtheilung von Brunnenanlagen müssen in jedem Ein¬ 
zeltalle die gesammten für eine Infektion in Betracht kommenden 
Verhältnisse berücksichtigt werden, nur auf Grundlage eingehendster 
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Kenntnisse und Studien über die Verbreitungs weise der Infektions¬ 
krankheiten kann ein Urtkeil Uber die Qualität gefällt werden. 

VII. 

Es muss aufs Nachdrücklichste betont werden, dass zur Ent¬ 
scheidung der Frage, ob ein Brunnen zu beanstanden ist oder 
nicht, keineswegs die chemische, mikroskopische oder bakteriolo¬ 
gische Untersuchung einzelner Wasserproben genügt, sondern un¬ 
bedingt auch die örtliche Besichtigung der betreffenden Brunnen¬ 
anlage erforderlich ist. 

VIII. 

Die chemischen, bakteriologischen und mikroskopischen Ver¬ 
unreinigungen des Wassers haben nur eine symptomatische Be¬ 
deutung. 

Der Gehalt eines Wassers an organischen und anorganischen 
Substanzen zeigt zu der Zahl der beobachteten Bakterien keine 
regelmässige Beziehung. Im Allgemeinen sind wohl die reineren 
Wässer auch an Bakterien ärmer, aber Fälle mit entgegengesetz¬ 
tem Verhalten sind gleichfalls ausserordentlich häufig. 

IX. 

Von grösstem Werthe sind klare und bestimmte Vorschriften 
über die Herstellung von Wasserversorgungsanlagen. Auch eine 
dauernde Ueberwachung der Wasserversorgungsanlagen, besonders 
der Schachtbrunnen, wäre allerwärts einzuführen. Derartige Ver¬ 
ordnungen müssten einheitlich für den ganzen Staat erlassen 
werden.“ 

(Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender: Ich eröffne die Generaldiskussion über den 
Vortrag. Da sich zum Wort Niemand meldet, können wir sofort 
zur Spezialdiskussion über die aufgestellten Thesen übergehen. — 
Auch hierzu scheint Niemand das Wort ergreifen zu wollen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über die Thesen. 
Die zustimmenden Herren bitte ich sitzen zu bleiben. — Ich kon- 
statire einhellige Zustimmung der Versammlung. 

Dem Kollegen Schroeder spreche ich im Namen des Vereins 
den herzlichsten Dank für seinen ausführlichen, den Gegenstand 
völlig erschöpfenden Vortrag aus. 


II. Revision der Krankenhäuser. 

H. Kr.-Phys. u. San.-Rath Dr. Philipp-Berlin: M. H.! Einer 
Aufforderung unseres Herrn Vorsitzenden nachkommend habe ich 
es unternommen, einen Gegenstand hier zur Verhandlung zu 
bringen, zu dessen Begutachtung diese Versammlung ganz be¬ 
sonders kompetent ist und der so recht eigentlich zu dem Arbeits¬ 
feld der Medizinalbeamten gehört, das Thema der Kraukenhaus- 
re Visionen. 

Während das Verfahren bei denselben für eine bestimmte 
Art von Krankenhäusern, die Privat - Irrenanstalten, seit dem Jahre 
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1888 für den ganzen Preussischen Staat einheitlich geordnet ist, 
fehlt eine solche Ordnung bis jetzt für die übrigen Krankenhäuser 
noch vollständig; es sind keine Erlasse oder Verfügungen, welche 
die Beaufsichtigung der Krankenanstalten generell regeln, vor¬ 
handen. 

Zwar stehen nach dem allgemeinen Landrecht Th. II, Titel 
19 §.32 die Krankenanstalten unter dem besonderen Schutze des 
Staates und sind nach §. 37 1. c. der Oberaufsicht desselben unter¬ 
worfen, welcher berechtigt ist, Visitationen zu veranlassen und 
auf Abstellung der Vorgefundenen Missbrauche und Mängel zu 
dringen, aber auch dieses ganz allgemein festgesetzte Aufsichts¬ 
recht ist einer grossen Anzahl wichtiger Krankenanstalten gegen¬ 
über beschränkt; es sind dies die Johanniter-Krankenhäuser, 
welche eine Ausnahmestellung einnehmen. Der gemeinsame Er¬ 
lass der Herren Minister des Innern und der geistlichen, Unter¬ 
richts- und Medizinalangelegenheiten vom 10. Dezember 1892 be¬ 
sagt , dass zwar dem Staate auch den Krankenanstalten des 
Johanniterordens gegenüber ein Aufsichtsrecht zweifellos zustehe, 
dass aber durch die dem Orden Allerhöchst gewährleistete Imme- 
diatstellung die Aufsichtsbehörden gehindert sind, dieses Recht 
anders als aut Grund einer Allerhöchsten Entschliessung aus¬ 
zuüben und dass, um eine solche zu erwirken, es erforderlich sein 
würde, dass besondere Vorgänge bekannt werden, welche eine 
Revision nothwendig oder wünschenswerth machen. Dieses that- 
sächliche Ruhen des Aufsichtsrechtes wird auch dadurch nicht ge¬ 
ändert, dass der Runderlass der genannten beiden Herren Minister 
vom 21. Februar 1893 auch für die nicht unter den §. 30 der 
Reichsgewerbeordnung fallenden öffentlichen und Privat - Kranken¬ 
anstalten, d. h. diejenigen, welche von Korporationen (Orden) 
zur Erfüllung ihrer Korporationszwecke unterhalten werden, und 
diejenigen, in Privatbesitz befindlichen, welche lediglich den Cha¬ 
rakter von Wohlthätigkeitsanstalten an sich tragen, das volle Auf¬ 
sichtsrecht für den Staat in Anspruch nimmt. Generell geregelt 
ist nur die Revision der Kommunal-Krankenhäuser durch die Cir- 
kularverfügung des Herrn Kultusministers vom 11. April 1866, 
die ja allbekannt ist. In derselben ist besonders gesagt, dass die 
Beaufsichtigung der Krankenanstalten ihres Geschäftsbereichs zu 
den Amtsobliegenheiten der Kreisphysiker als der Organe der 
Medizinal- und Sanitätspolizei gehört, und dieser ganz allgemein 
gefasste Satz präzisirt die Stellung der Kreisphysiker insoweit, 
als sich daraus jedenfalls die Berechtigung für uns ergiebt, alle 
im Kreise befindlichen Krankenanstalten, mit Ausnahme der dem 
Johanniterorden gehörigen zu jeder Zeit unvermuthet zu revidiren. 
Es ist dies nicht ohne Wichtigkeit, da im Einzelfalle leicht die 
Kompetenz des Physikus angezweifelt werden und er in die Lage 
kommen kann, dass ihm das Betreten der Krankenanstalt unter 
Berufung auf das Hausrecht untersagt wird. 

Auf Grund dieses generellen Erlasses, welcher den Regie¬ 
rungen aufgiebt, eine Revisionsordnung im Sinne einer beigelegten 
einzuführen, ist das Verfahren in den einzelnen Regierungsbe- 
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zirken geregelt, bis in die letzten Jahre aber immer in der Art, 
dass die Revision ausserhalb des Wohnortes des Physikus befind¬ 
licher Krankenanstalten durch denselben gelegentlich anderweitiger 
Dienstreisen vorgenommen werden soll; nur die Regierungspräsi¬ 
denten zu Minden und Wiesbaden haben für einzelne Fälle be¬ 
sondere Dienstreisen gestattet, indem der erstere in der Rund¬ 
verfügung vom 14. Juli 1891 den Physikern nur vorschreibt, die 
Revisionen, soweit thunlich, mit anderen Dienstreisen zu verbinden, 
in dem Wiesbadener Erlasse vom 6. April 1892 aber gesagt ist, 
dass die Physiker, falls sich keine Gelegenheit dazu finden sollte, 
die ausserhalb ihres Wohnortes gelegenen Privat - Kranken - und 
Entbindungsanstalten gelegentlich anderer Dienstgeschäfte zu be¬ 
sichtigen, die Vornahme besonderer Dienstreisen unter Angabe der 
Gründe beantragen sollen. In diesen beiden Verfügungen ist auch 
der Kreis der zu revidirenden Anstalten insofern erweitert worden, 
als die Mindener Vorschriften die Revision sämmtlicher im Re¬ 
gierungsbezirk befindlicher und der dortigen sanitätspolizeilichen 
Aufsicht unterstellter Anstalten, die Wiesbadener aber ganz 
speziell die Revision der Privat-Kranken- und Entbindungsan¬ 
stalten anordnen. 

Wenn wir nun das Thema der Krankenhausrevisionen in den 
Kreis unserer Besprechungen ziehen, so werden wir nicht umhin 
können, zuerst die Frage zu erörtern, ob die bisher geübte Auf¬ 
sicht über die Krankenhäuser und die Revisionen derselben dem 
Bedürfniss genügt und ihren Zweck erfüllt haben oder nicht, und 
ob im öffentlichen und privaten Interesse eine anderweitige Neu¬ 
ordnung erforderlich erscheint. Es hat nicht an Stimmen gefehlt, 
welche sich gegen jede staatliche Beaufsichtigung der Hospitäler 
aussprechen oder dieselbe doch möglichst beschränken wollen, wie 
dies in England der Fall ist, wo der Staat von den fast gänzlich 
auf Privatwohlthätigkeit beruhenden Krankenhäusern gar keine 
Notiz nimmt und die umfangreiche sanitäre Gesetzgebung der Hos¬ 
pitäler kaum Erwähnung tliut. Der verstorbene Goldtammer 
plädirte dafür, dass der Staat nur in der schonendsten Weise von 
seinem Aufsichtsrechte Gebrauch mache, um nicht durch eine das 
nothwendigste Mass überschreitende Beaufsichtigung und Bevor¬ 
mundung die Freudigkeit und den Unternehmungsgeist der Kor¬ 
porationen zu lähmen. Seiner Auffassung nach ist die Kranken¬ 
pflege nicht Sache des Staats und die Armenkrankenpflege, die 
Errichtung und Unterhaltung von Hospitälern für arme Kranke, 
recht eigentlich die Aufgabe der Gemeinde, wie der Privatwohl¬ 
thätigkeit; es würde keinen guten, sondern nur einen nachtheiligen 
Einfluss haben, wenn von oben herab eine Art von Uniformität 
erstrebt wird, die alles Individuelle erstickt. Allerdings giebt der 
frühere dirigirende Arzt von Bethanien zu, dass Hospitäler öffent¬ 
liche Anstalten sind, und dass sehr erhebliche öffentliche Inter¬ 
essen hier in Frage kommen, deren Wahrnehmung bis zu einem 
gewissen Grade naturgemäss Aufgabe des Staates ist. 

Wir können diesen Ausführungen im Allgemeinen nicht folgen, 
denn es wird niemals im Interesse des Staates liegen, eine Uni- 
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formität der sämmtlichen Krankenanstalten herbeiführen zu wollen, 
eine solche findet sich nicht einmal bei den Militär-Lazarethen, 
wo sie wohl zuerst zu erwarten wäre, sondern es ist auch da, 
wenngleich die leitenden Grundsätze von der Zentral-Verwaltungs¬ 
behörde festgestellt werden, überall das Bestreben hervortretend, 
den örtlichen Verhältnissen Rechenschaft zu tragen. Dass auch 
die grössten und bestgeleiteten Krankenhäuser den Anforderungen 
der Gesundheitspflege nicht immer entsprechen, mit den Fort¬ 
schritten derselben nicht Schritt halten, wissen wir aus zahlreichen 
Beispielen und es wird Ihnen nicht unbekannt sein, dass die hy¬ 
gienischen Verhältnisse der grössten derartigen Anstalt in Berlin 
in den letzten Jahren einer scharfen und nicht unberechtigten 
Kritik unterworfen worden sind. Wenn nun auch anzunehmen ist, 
dass dieselben in solchen Fällen den höheren Behörden nicht un¬ 
bekannt sind, so wird doch gerade hier auch eine regelmässig 
wiederkehrende Revision von grösstem Nutzen insofern sein, als 
kleinere Mängel bei oder nach derselben leicht beseitigt werden 
können, für grössere Umänderungen aber durch die Revisionen 
ein regelmässig wiederkehrender Anstoss gegeben wird. 

Es muss aber auch deshalb im staatlichen Interesse liegen, 
den hygienischen Zustand der Krankenhäuser fortdauernd zu kon- 
troliren, um zu verhüten, dass schlechte Anstalten Brutstätten 
für ansteckende Krankheiten werden; denn es fehlt nicht an 
Beispielen, wo dieses nachgewiesener Maassen der Fall ge¬ 
wesen ist. 

Die Gol dtammer’schen Bedenken gegen stärkere staat¬ 
liche Aufsicht, als dieselbe bisher geübt wurde, scheinen mir um 
so weniger berechtigt, je mehr bei derselben der Medizinalbeamte 
speziell in seiner Eigenschaft als Hygieniker in den Vordergrund 
tritt. Bisher war dies nicht der Fall; die Besichtigungen wurden, 
soweit sie sich auf kommunale Anstalten erstreckten, von dem 
Magistrats - Dirigenten resp. dem Vertreter desselben unter Zu¬ 
ziehung des Kommunal - Arztes abgehalten und die Mitwirkung des 
Physikus erfolgte nur in denjenigen Städten, in denen derselbe 
seinen Wohnsitz hatte. Immer aber war der Magistrats-Dirigent 
der eigentliche Revisor, die Aerzte dabei nur zugezogen. 

Unter diesen Umständen ist es nicht zu verwundern, wenn 
die Thätigkeitr der letzteren eine relativ beschränkte war und es 
schliesslich bei den Revisionen mehr darauf hinauskam, dass ein 
formell korrektes Revisionsprotokoll entstand, als dass durch die 
Revision die Zweckmässigkeit der Krankenhauseinrichtungen und 
die Sachgemässheit der Krankenbehandlung festgestellt, die Vor¬ 
gefundenen Mängel ermittelt und abgestellt wurden. Wenn mau 
in kleineren Städten, wo dem Magistrats-Dirigenten resp. dessen 
Vertreter von vornherein das nöthige Interesse und die Befähigung 
für die Krankenhausbeaufsichtigung nicht ohne weiteres zuzu¬ 
sprechen ist. die Akten über die Revisionen durchsieht, so wird 
man erstaunen, wie gleichmüssig die Protokolle durch eine ganze 
Reihe von Jahren hindurch abgefasst sind. Diese Gleichmässig- 
keit in dem Wortlaut derselben ist manchmal so auffallend, dass 
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unwillkürlich die Vermuthung erweckt wird, dass das eine Pro¬ 
tokoll von dem andern wörtlich abgeschrieben sei. 

In Wirklichkeit ist auch aus diesen Protokollen, wenngleich 
sie den bestehenden Bestimmnngen nach korrekt abgefasst sind, 
fast nie eine einigermassen brauchbare Einsicht in den Zustand 
der Anstalt zu erlangen; da steht z. B. „das Trinkwasser ist von 
guter Beschaffenheit“, und wenn einmal eine genaue Untersuchung 
vorgenommen wird, stellt sich heraus, dass man einen verjauchten 
Brunnen vor sich hat etc. Solche eingehende und Spezialunter¬ 
suchungen können auch von dem Magistrats-Dirigenten und dem 
Kommunalarzte nicht verlangt werden. Der letztere ist in kleineren 
Ortschaften fast überall nichts weiter als der möglichst spärlich 
besoldete Armenarzt und eine Einwirkung desselben auf die ge¬ 
summten sanitären Verhältnisse des Ortes, wie dieses aus seiner 
Bezeichnung als Kommunalarzt erwartet werden könnte, findet 
nicht statt. Auch in dieser Beziehung bedeutet der schon er¬ 
wähnte Erlass des Herrn Regierungspräsidenten von Minden eine 
wesentliche Besserung, indem er nicht mehr den Magistrats-Di¬ 
rigenten, sondern direkt den Medizinalbeamten mit der Revi¬ 
sion beauftragt, den Physikus also von dem ersteren unabhängig 
macht. 

In grossen Städten liegen ja die Verhältnisse wesentlich 
anders; da, wo sich die Forderungen der Gesundheitspflege in 
hervorragender Weise bemerkbar machen, wo eine grössere 
Anzahl gebildeter und verständnissvoller Männer in den Magistrats¬ 
und Stadtverordneten-Kollegien Sitz und Stimme hat, ist im 
Allgemeinen auch zu erwarten, dass dem Krankenhauswesen, so¬ 
weit es von der Kommune ressortirt, die nöthige sachgemässe Für¬ 
sorge zugewendet werden wird. Es wird daher dort weniger im 
luteresse der Gemeinde nothwendig sein, dass der Physikus die 
Revision der öffentlichen Krankenanstalten leitet, als im Allge¬ 
meinen staatlichen Interesse, in welchem verlangt werden muss, 
dass derjenige Beamte, welcher von Staatswegeu zum Hüter des 
öffentlichen Gesundheitswesens berufen ist, auch in dieser seiner 
Thätigkeit nicht durch andere, wenngleich wohl dazu befähigte 
Personen verdrängt wird. 

In allen Fällen reklamire ich für den Physikus die Leitung 
und technische Ausführung der Visitationen, auch der öffentlichen, 
von Kommunen und Korporationen unterhaltenen Hospitäler. 

Den im Besitz der Gemeindeverwaltung befindlichen und 
unter deren Leitung stehenden öffentlichen Krankenhäusern gegen¬ 
über sind alle anderen derartigen Anstalten als private zu be¬ 
zeichnen. Sie unterscheiden sich unter einander aber wesentlich 
dadurch, ob sie einzelnen Personen oder Korporationen gehören, ob 
sie des Erwerbs wegen oder zu mildthätigen resp. gemeinnützigen 
Zwecken oder, wie dies der Ministerial - Erlass vom 21. Februar 
vorigen Jahres ausdrückt, zur Erfüllung der Korporationszwecke 
errichtet sind. Diese Privatkrankenhäuser haben sich in den 
letzten Jahren in erheblicher Menge vermehrt, sie sind theils 
Privatanstalten von Aerzten, oder von Korporationen, die die 
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Krankenpflege zum Zweck haben, theils sind sie von Nicht- 
Aerzten etablirt und nur als Unterkunftsräume zu betrachten, in 
denen einzelne, namentlich Spezialärzte, Kranke behandeln, welche 
aus ihren Wohnungen entfernt werden müssen. Dass diese letzteren, 
sowie die von Aerzten nur des Gewinns wegen unterhaltenen An¬ 
stalten der staatlichen Beaufsichtigung unterliegen müssen, dar¬ 
über wird kein Zweifel obwalten; es darf die Aufsichtsbehörde 
dabei auch dadurch nicht zurückgeschreckt werden, dass die 
Namen dieser Aerzte häufig von ganz ausserordentlichem Klang 
sind, dass ordentliche Professoren und hervorragende Spezialisten 
die Unternehmer sind. Wissen wir doch, dass gerade diese Herren 
häufig durch ihre spezial - ärztliche Thätigkeit so in Anspruch ge¬ 
nommen sind, dass ihnen die Zeit fehlt, um den hygienischen An¬ 
forderungen ihrer Anstalten die genügende Sorge angedeihen zu 
lassen, und dass diese häufig in den Händen eines dafür un¬ 
genügend vorgebildeten unteren Personals liegt. Auch bei den 
von Korporationen unterhaltenen Krankenhäusern kann es Vor¬ 
kommen, dass die ärztliche Thätigkeit ganz speziell auf die Kran¬ 
kenbehandlung beschränkt und die hygienische Leitung der An¬ 
stalt den Händen des Arztes entzogen ist. Da aber die Benennung 
einer Anstalt als Krankenhaus und die Bezeichnung der betreffen¬ 
den Korporation als einer den Zwecken der Krankenpflege dienenden 
noch laug-e nicht genügt, um die Nützlichkeit und Zweckmässigkeit 
der Einrichtungen darzuthun, so nehme ich für alle diese An¬ 
stalten das staatliche, durch Medizinalbeamte auszuübende Auf¬ 
sichtsrecht in Anspruch. 

Hierher gehören auch die jetzt an vielen Orten neu ent¬ 
stehenden Krankenhäuser der Krankenversicherungskassen und Be¬ 
rufsgenossenschaften, wobei es ganz gleichgültig ist, ob dieselben 
als Krankenhäuser oder mit einem anderen Namen, wie Heim¬ 
stätten für Verletzte, Rekonvaleszentenhäuser, Siechenhäuser etc. 
bezeichnet werden. Alle diese Anstalten sind meiner Auffassung 
nach Krankenanstalten, denn die in denselben verpflegten Personen 
sind Kranke, die in ihnen entweder geheilt oder einer Nachbe¬ 
handlung unterzogen oder gekräftigt oder sachgemäss verpflegt 
werden sollen; immer handelt es sich um Leute, die einer be¬ 
sonderen körperlichen Behandlung und Pflege bedürfen. Ich führe 
dies hier ganz besonders an, weil von diesen Anstalten in Einzel¬ 
fällen der Anspruch erhoben ist, nicht unter den Begriff der Kran¬ 
kenhäuser zu fallen. Für mich ist jedes Rekonvaleszentenhaus, 
jede Heimstätte, jedes Haus, wo Kranke und Gebrechliche ge¬ 
werbsmässig verpflegt werden, ein Krankenhaus; an dasselbe sind 
daher die für Krankenhäuser massgebenden hygienischen Anfor¬ 
derungen zu stellen. 

Wie wenig denselben häufig genügt wird, dafür möchte ich 
nur eine einzelne Beobachtung anführen: 

Als die von der Fuhrwerks-Berufsgenossenschaft in Nordend 
bei Berlin gegründete Heimstätte für Verletzte, die unter Leitung 
eines namhaften Facharztes steht, von mir im März 1892 einer 
Besichtigung in Folge eines besonderen Auftrages unterzogen 
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wurde, fand ich einzelne Krankenzimmer vor, welche nur eine 
Höhe von 2,55 m hatten und einen bis auf 8,7 cbm in einzelnen 
Zimmern für den Kranken herabgehenden Luftkubus. 

Aus dem Vorhergesagten glaube ich den Nachweis geführt 
zu haben, dass die Revision aller öffentlicher wie pri¬ 
vater Krankenanstalten durch den sachverständigen 
Medizinalbeamten nothwendig ist, und, da derselbe bei 
dieser Revision mit den verschiedensten Behörden und Privat¬ 
personen zu thun hat, welche ein Interesse an den Krankenhäusern 
haben, so halte ich es durchaus für nothwendig, dass seine Befug¬ 
nisse in dieser Beziehung fest präzisirt werden. 

Dass jede Revision eine unvermuthete sein muss, darüber 
brauche ich wohl nicht mich besonders auszulassen. Die alte Be¬ 
stimmung, dass die Revisionen im Februar oder März jeden Jahres 
ausgeführt werden müssten, konnte nur dazu dienen, dieselben 
unwirksam zu machen und den Blick auf die sanitären Zustände 
der Anstalt zu trüben. Wenn die Krankenhaus-Angestellten vor¬ 
her wissen, dass in einem bestimmten Zeitraum die Revision bevor¬ 
steht, so handeln sie nur in ihrem eigensten Interesse, wenn sie 
dann Alles in beste Ordnung bringen; sie liefern aber dadurch 
nicht den Beweis, dass die Anstalt in den anderen 10 Monaten 
des Jahres sich in derselben guten Verfassung befindet. 

Ob die Revisionen ein- oder zweimal im Jahre oder unter 
Umständen in grösseren Zwischenräumen stattzufinden haben, das 
dürfte sich nach den örtlichen Verhältnissen, nach dem allgemeinen 
Charakter der Anstalt und der Erprobtlieit von deren Leitung zu 
richten haben. 

Der Zweck jeder Revision ist nicht der, eine 
genaue Beschreibung der Vorgefundenen Verhältnisse 
zu geben, sondern ein Resultat zu gewinnen, ob die¬ 
selben den Zw ecken eines Krankenhauses entsprechen. 

Die Aufgaben, welche den Medizinalbeamten dabei gestellt 
sind, sind spezifisch hygienisch - technische. Die Verwaltung der 
Anstalt zu revidiren ist nicht seine Sache, und wenn dies vom 
Kreisphysikus mitgefordert wird, so muss es immer das Neben¬ 
sächliche sein. Das in dieser Beziehung von dem Herrn Regierungs¬ 
präsidenten von Minden gegebene und in Nr. 15 der Beilage 
unserer Medizinal-Beamten-Zeitung, Jahrg. 1891, veröffentlichte 
Schema scheint mir diese, m. E. nach nebensächlichen, den Hygie¬ 
niker als solchen wenig oder gar nicht interessirenden Punkte 
etwas zu sehr zu berücksichtigen. Die Beschaffenheit der Re¬ 
gistratur des Krankenhauses kann uns sehr kalt lassen und nur 
insoweit interessiren, als Aufnahmebuch und Krankenjournale für 
statistische und event. wissenschaftliche Zwecke vorhanden sind. 
Von der grössten Wichtigkeit aber ist die hygienische Revision. 

Hier kommt zuerst die Lage und Umgebung der An¬ 
stalt in Frage; es genügt nicht, dabei in oberflächlichen Um¬ 
rissen dieselbe anzugeben, sondern es wird namentlich in be¬ 
völkerten Stadtgegenden festzustellen sein, welcher Art die Nach¬ 
bargrundstücke sind, wie deren Entwässerung und die Ableitung 
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der unreinen Abgänge auf denselben von Statten geht, wie die 
etwaigen diesen Zwecken dienenden unterirdischen Kanäle ver¬ 
laufen und zu den Wasserversorgungs - Anlagen liegen, wie die 
Nachbargrundstücke bewohnt sind, welche gewerblichen und Fabrik¬ 
anlagen, die durch Ausdünstung oder Geräusch das Krankenhaus 
beeinflussen können, vorhanden sind. In Orten, wo Kranken¬ 
anstalten sich in Häusern befinden, die auch von Andern noch 
bewohnt werden, wird es nothwendig sein, festzustellen, inwieweit 
die Anstalt vor den durch die Mitbewohner des Hauses verur¬ 
sachten Belästigungen geschützt ist. Hier in Berlin beispielsweise 
finden sich Privatkrankenanstalten, die einzelne Etagen dicht be¬ 
wohnter Häuser einnehmen, und es klagte mir erst vor Kurzem 
ein Herr, den das Geschick in eine solche als Kranken geführt 
hatte, über die enorme Belästigung, die ihm durch das in dem 
Stockwerk über seinem Krankenzimmer täglich mehrere Stunden 
lang geübte Klavierspiel bereitet wurde. Zum Zweck dieser noth- 
wendigen Orientirung über die Umgebung und Lage der Kranken¬ 
anstalt muss der Revisor berechtigt sein, Nachbargrundstücke zu 
betreten, um sich von den daselbst befindlichen sanitären Verhält¬ 
nissen zu überzeugen. 

Den Untergrund der Anstalt zu prüfen, wird sich bei 
einer Revision kaum Gelegenheit finden, und muss diese Unter¬ 
suchung bei der Konzessions - Ertheilung erfolgen. Auch die speziell 
bautechnische Revision der Gebäude ist nur insoweit Sache 
des Physikus, als es sich namentlich auch bei neuangelegten um 
Nässe des Mauerwerks, Schwammbildung und dergleichen handelt, 
im Uebrigen ist dieselbe rein Sache des polizeilichen Bausach¬ 
verständigen. 

Wohl aber fällt uns die Spezialprüfung der sämmtlichen 
Krankenräume zu. Dieselbe muss sich auf ihre Grösse, ihre Lage 
z]i einander, die Beschaffenheit ihrer Wände, Tlmren, Fussböden, 
ihre natürliche und künstliche Beleuchtung, Heizung, ihre Venti¬ 
lationsfähigkeit, ihre Ausstattung und Belegung erstrecken. Es 
wird hierbei bei jeder Krankenanstalt festzustellen sein, für welche 
Bettenzahl dieselbe eingerichtet ist, wie viel Kranke im Notkfalle 
darin aufgenommen werden können, und wie die Durchschnitts¬ 
belegung ist. Es würde zu weit gehen, die Spezialforderungen, 
welche an die Krankenzimmer vom sanitätspolizeilichen Standpunkt 
aus gestellt werden müssen, hier zu erörtern; wir würden dann 
das allgemeine Gebiet der Krankenhaushygiene behandeln, nicht 
mehr das Spezielle der Krankenhausvisitationen; ich möchte nur 
auf einige wenige beachtenswerthe Punkte eingehen. Es muss 
von jedem gut funktionirenden Krankenhause verlangt werden 
können, dass die Krankenzimmer nicht beständig belegt sind, 
sondern dass die einzelnen Räume zeitweilig leerstehen, um länger 
dauernder Lüftung, gründlicher Reinigung unterzogen werden zu 
können. Wir finden allerdings auch bei den kleinsten Krankenhäusern 
fast bei jeder Revision einzelne Räume leerstehend, aber wie sehen 
dieselben meistens aus? Anstatt in gutem, gesäuberten Zustand, 
mit weit geöffneten Fenstern und von allen nicht zu ihrer speziellen 
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Ausrüstung 1 gehörigen Gegenständen befreit, finden -wir diese 
Räume häufig noch in dem Zustande, wie sie von den letzten 
Kranken verlassen sind, ungereinigt, mit fest verschlossenen Fenstern 
und in ihnen allerlei überflüssiges Inventar, schmutzige Kranken¬ 
wäsche, Utensilien des Wartepersonals etc. Bei den jetzt gebräuch¬ 
lichen Revisionen sagt dann wohl der Hausverwalter: dieses 
Zimmer ist nicht belegt, und die Revisions - Kommission rauscht 
an demselben vorüber, ohne einen Einblick hinein zu thun; ge¬ 
reinigt und in Ordnung gebracht wird es erst wieder, wenn die 
Noth vorhanden ist, es mit Kranken zu belegen. Die Revision 
darf sich daher niemals darauf beschränken, die mit Kranken be¬ 
legten und in Gebrauch genommenen Räume der Anstalt zu be¬ 
sichtigen, sondern sie muss sämmtliche Krankenzimmer und über¬ 
haupt jeglichen einzelnen Raum derselben vom Keller bis zum 
Boden umfassen. Was dann sich bei solcher eingehenden Besich¬ 
tigung manchmal in Krankenhäusern selbst grösserer Städte, die 
im Allgemeinen einen guten Eindruck machen, vorfindet, ist unbe¬ 
schreiblich. Alter zerbrochener Hausrath von früheren Bewohnern, 
Reste von unbrauchbar gewordenen Matratzen, beschmutzte, un¬ 
brauchbare Wäschereste, moderndes Gerümpel aller Art steckt in 
Bodenecken und Kellerwinkeln, faulende und für die Verbreitung 
von Infektionskeimen höchst geeignete Gegenstände, deren Beseiti¬ 
gung allein schon für die Gesundheit der Hausinsassen von gröss¬ 
tem Vortheil ist. Namentlich aber in denjenigen kleineren 
Krankenhäusern, wo ein Hausvater oder sogenannter Kranken¬ 
wärter seit Alters her mit seiner Familie wohnt und wo Ortsarme 
mit untergebracht sind, darf niemals unterlassen werden, nicht 
nur die Wohnräume solcher Familien, sondern auch ihre sämmt- 
lichen Nebenräume, Bodengelasse etc. genau zu inspiziren. 

Bei der Revision der einzelnen Krankenräume muss auch 
festgestellt werden, für welche Art von Kranken dieselben 
bestimmt sind und ob resp. welcher Wechsel in dieser Beziehung 
stattfindet, sowie welche Massregeln getroffen sind, um dabei zu 
verhüten, dass Krankheitskeime in den einzelnen Zimmern Zurück¬ 
bleiben. In dieser Beziehung muss der Physikus in der Lage 
sein, Bestimmungen treffen zu können, und es ist dies nicht als 
ein Eingriff in die Rechte des Krankenhausarztes anzusehen. 
Namentlich da, wo besondere Isolirräume für Infektionskrankheiten, 
und besonders für Schwindsüchtige, nicht vorhanden sind, ist dies 
von grösster Wichtigkeit. In vielen kleineren Krankenanstalten 
herrscht noch immer das Bestreben, die belegten Räume möglichst 
auszunützen, um namentlich im Winter Heizung und Arbeit zu 
sparen, und die Stellung des Krankenhausarztes der Verwaltung 
der Anstalt gegenüber ist häufig nicht eine so dominirende, dass er 
bei der Belegung der Räume freie Hand hat. Hier muss vielfach 
von Seiten des Revisors eingegriffen werden und es wird sich 
dadurch die Stellung des behandelnden Arztes nicht verschlechtern, 
sondern eher bessern. Wo es die Räumlichkeiten erlauben, die 
Trennung der einzelnen Krankheitsgruppen nach Art der Er¬ 
krankungen durchzuführen, wird eine solche Durchführung wenig 
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Schwierigkeiten machen; wo weniger Räume zur Verfügung stehen 
und dieselben bald mit diesen, bald mit jenen Krankheitsformen 
belegt werden müssen, wird dem Revisor durch die Regelung der 
Belegungsprinzipien eine nicht unbedeutende Arbeit erwachsen. 

Bei der Revision wird es ganz unerlässlich sein, eine Anzahl 
hygienischer Untersuchungen vorzunehmen, die sich nament¬ 
lich auf die Luft in den Krankenzimmern und die Beschaffen¬ 
heit des Wassers werden erstrecken müssen; es empfiehlt sich 
immer, dieselben an Ort und Stelle auszuführen. Soweit bakterio¬ 
logische Untersuchungen und exakte quantitative Bestimmungen 
dabei in Frage kommen, ist dies allerdings nicht möglich; der 
Phy8ikus wird sich dann Proben unter den nothwendigen 
Kautelen zu entnehmen haben. Die Prüfung des Feuchtigkeits¬ 
grades, der Wärme, des Kohlensäuregehaltes der Luft kann aber 
sehr wohl in jedem Falle an Ort und Stelle ebenso vorgenommen 
werden, wie die sogleich zu erwähnenden Wasseruntersuchungen. 
Diese letzteren halte ich für äusserst wichtig. Immer mehr lernen 
wir das Wasser als eins der hervorragendsten Medien für die 
Uebertragung von Infektionskeimen kennen, und in immer höherem 
Grade muss sich uns die Pflicht aufdrängen, den durch verun¬ 
reinigtes Wasser bedingten Gesuudheitsbeschädigungen dadurch 
entgegen zu arbeiten, dass gerade auch in Krankenhäusern für 
möglichst gleichmässig gute Beschaffung von Trink- und Gebrauchs¬ 
wasser Sorge getragen wird. Wir werden daher den Brunnen¬ 
verhältnissen sowie den sonstigen Vorkehrungen für die Wasser¬ 
versorgung bei der Revision stets besondere Sorgfalt zu widmen 
haben und ich halte es für nöthig, dass bei jeder solchen fest- 
gestellt wird, ob die Wasserversorgung eine gute und eine aus¬ 
reichende ist. 

Die Methoden dazu sind ja glücklicher Weise relativ ein¬ 
fache und mit wenig Apparaten und Reagentien kann man in 
kurzer Zeit darüber aufgeklärt sein. Wo sich allerdings Verun¬ 
reinigungen des Wassers finden, da werden in jedem Falle weiter¬ 
gehende Untersuchungen nicht des Wassers selber, sondern auch 
des Brunnens, seiner Umgebung etc. unvermeidlich sein, die sich 
dann erst nach der eigentlichen Revision ausführen lassen. 

Dass die Entwässerung und Fortschaffung der un¬ 
reinen Abgänge, die Lage und Beschaffenheit der Latrinen 
und Pissoirs, der Verbleib der Küchen-, Haus- und Badewässer 
einer besonderen Kontrole bei der Besichtigung unterworfen werden 
müssen, dass da, wo Senkgruben oder Ableitungskanäle vorhanden 
sind, deren Beschaffenheit und Lage insbesonders auch zu dem 
Brunnen bei der Revision kontrolirt und nicht blos die wirklich 
vorhandenen Uebelstände, sondern auch die durch Ueberfluthung 
oder Verstopfung der Rühren möglichen in das Bereich der Unter¬ 
suchung gezogen werden müssen, brauche ich hier nicht besonders 
anzuführen. Es wird aber vielfach nöthig sein, bei diesem Ge¬ 
schäft ebenso wie bei den Brunnenuntersuchungen Erdproben der 
Umgebung zu entnehmen und nach der Besichtigung einer weiteren 
Untersuchung zu unterwerfen. Für alle diese späteren Unter- 
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Buchungen muss dem Physikus die erforderliche Zeit und der Auf¬ 
wand an Reagentien und Apparaten besonders vergütet werden. 

Die Neben räume der Krankenanstalt, die Küchen, 
Waschkücheneinrichtung, Leichenkammer und die 
event. für ganz besondere Zwecke, wie Unterbringung von Geistes¬ 
kranken und Deliranten, auch als Desinfektionszimmer bestimmten 
Anstaltsräume bedürfen natürlich ebenso der Revision wie alle 
anderen Räume der Anstalt, die für den Aufenthalt der Kranken 
im Freien bestimmten Plätze, Gärten etc. 

Eine besonders aufmerksame Prüfung und Beurtheilung ist 
der Verpflegung der Kranken zuzuwenden. Was in dieser 
Beziehung namentlich in den Krankenhäusern kleiner Kommunen 
noch jetzt gesündigt wird, ist unbeschreiblich. Bestimmte Vor¬ 
schriften über die Krankendiät finden sich vielfach gar nicht; eine 
Kontrole und Prüfung derselben fehlt ebenfalls häufig. Vielfach 
wird in kleineren Krankenanstalten die Verpflegung noch so ge- 
handhabt, dass der Hausvater resp. Krankenwärter ein Pauschale 
pro Kopf und Tag der Kranken bezieht und diese dann nach 
eigenem Ermessen beköstigt, wenngleich immer in den Revisions¬ 
protokollen vermerkt ist, dass die Kranken die vom Arzt verord- 
nete Kost erhalten. In dieser Beziehung hat die Verfügung des 
Herrn Regierungspräsidenten der Königlichen Regierung zu Cöslin 
vom 7. Oktober 1893 bestimmte Vorschriften erlassen, die der 
Nachahmung werth sind. Dieselben finden sich in der Beilage 
Nr. 23 der Zeitschrift für Medizinalbeamte pro 1893 abgedruckt, 
enthalten genaue Angaben der bei den drei Beköstigungsformen 
zu gewährenden Speisen, sowie eine Berechnung des Nährwerthes 
und der Kosten. Geistige Getränke, Wein, Bier und Branntwein, 
sind in ihnen nicht aufgenommen. 

Auch die Bekleidung und Wäsche der Kranken muss 
kontrolirt werden; es ist dabei namentlich festzustellen, ob 
überhaupt besondere Lazareth - Kleidung und -Wäsche vorhanden 
ist, ob für den Winter entsprechend wärmere Kleider vorräthig 
gehalten werden, in welcher Weise nach dem jedesmaligen Gebrauch 
die Reinigung und Desinfektion erfolgt, und ob es als ausge¬ 
schlossen zu erachten ist, dass durch die Wiederbenutzung der 
Kleider etc. Krankheitskeime übertragen werden können. Dass 
ähnlich bezüglich der Bettwäsche, Handtücher etc. verfahren, 
der Verbleib der verbrauchten Verbandstoffe, deren Desinfektion 
oder Unbrauchbarmachung kontrolirt werden muss, ist unerlässlich. 

Als besondere Frage drängt sich uns noch die auf, ob der 
Medizinalbeamte auch den speziell ärztlichen Theil der Kranken- 
behandlung in den Bereich seiner Begutachtung ziehen soll. 

In vielen Fällen, namentlich da, wo es sich um die An¬ 
wendung bestimmter wissenschaftlicher Grundsätze, z. B. bei der 
Wundbehandlung, handelt, könnte es wohl möglich erscheinen, und 
vielleicht auch nicht unzweckmässig, wenn in dieser Beziehung 
auch der Arzt kontrolirt würde, ich halte aber eine solche Beauf¬ 
sichtigung des Arztes für unthunlich, einmal aus allgemeinen 
kollegialen Gründen und zweitens weil der individuellen ärztlichen 
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Ansicht und dem ärztlichen Urtheil in der Krankenbehandlung der 
freieste Spielraum gelassen werden muss. 

Der Revisor wird sich hier damit begnügen müssen, etwaige 
Beschwerden der Kranken entgegen zu nehmen, dieselben zu 
prüfen, event. der Vorgesetzten Magistrats - Behörde mit seinem 
Gutachten zu unterbreiten; ein allgemeines Urtheil über die Quali¬ 
fikation des Krankenhausarztes soll er bei der Revision für ge¬ 
wöhnlich nicht abgeben. Immer aber wird ein solches dann nöthig 
sein, wenn ein Nichtarzt, Naturarzt oder wie sich diese Herren 
nennen, die Krankenbehandlung in der Hand hat. 

Anders ist es mit dem Warte- und Hauspersonal. Dieses 
zu kontroliren, seine Befähigung für den Krankenhausdienst zu 
prüfen und festzustellen, ist ja im Allgemeinen Sache des Aji- 
staltsarztes; es wird aber der Physikus bei pflichtmässiger Revision 
sich sehr wohl in den meisten Fällen ein Urtheil über diese Leute 
bilden können und von grösster Wichtigkeit sein, dies seinem 
Bericht beizufügen. Häufig genug wird bei der Anstellung des 
Warte- und Pflegepersonals, namentlich der kleineren kommunalen 
Krankenhäuser auf die Wünsche des Anstaltsarztes und die Er- 
probtheit der Anzustellenden wenig Rücksicht genommen und ebenso 
wie man früher invalide Unteroffiziere zu Schulmeistern machte, 
so werden jetzt noch ausgediente Polizeibeamte, Magistratsdiener 
etc. zu Krankenwärtern ernannt, ohne dass ihnen irgend welche 
Qualifikation für solche Posten innewohnt. Hier kann der Physikus 
häufig mehr als der Anstaltsarzt, wenn er bei der Revision sein 
Gutachten über die Brauchbarkeit des Personals abgiebt, bessern. 

Sie sehen, meine Herren, dass ich die Revision als spezifisch 
hygienisch - technische betrachtet zu wissen wünsche. Wenn die¬ 
selbe in dieser Weise erfolgt, so wird es ganz unmöglich sein, sie 
gelegentlich anderer Amtsgeschäfte gewissermassen ambulando 
abzumachen. Immer wird dieselbe eine geraume Anzahl von 
Stunden dauern, vielfach die Tagesarbeit voll in Anspruch nehmen, 
wenn nicht überschreiten. Es ist daher gewiss eine nicht unbe¬ 
rechtigte Forderung, wenn wir verlangen, dass für alle ausserhalb 
des Wohnorts des Physikus auszuführenden Krankeuhausrevisionen 
besondere Reisetage in Ansatz gebracht und honorirt werden. 

Die Fassung des Revisionsprotokolles besonders in 
das Bereich meines Vortrages zu ziehen, habe ich keine Veran¬ 
lassung; dass ein solches angefertigt werden und dass es vollen 
Aufschluss über den Revisionsbefund geben muss, ist selbstver¬ 
ständlich, das Schema dazu nebensächlich. Vor allzuviel Schreib¬ 
werk möchte ich warnen; wenn jeder Besichtigung eine stunden¬ 
lang dauernde Protokollirung folgen soll, kann es leicht kommen, 
dass die eigentliche Revision dabei zu kurz kommt. 

M. H.! Meine Ausführungen zu diesem Gegenstände können 
nur unvollständige sein, und erheben nicht den Anspruch, das 
ganze hierher gehörige Gebiet zu erschöpfen; ebenso bezwecken 
die Ihnen übermittelten Leitsätze nur einen bestimmten Anhalt für 
die Diskussion zu geben, nicht, alle hierher gehörigen Fragen za 
beantworten. 


(Lebhafter Beifall.) 
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Die von dem Referenten aufgestellten Leitsätze lauten 
wie folgt: 

I. 

„Im allgemeinen staatlichen, wie im Interesse der Kranken 
erscheint es nothwendig, dass sämmtliche Krankenanstalten regel¬ 
mässigen Revisionen unterzogen werden. 

n. 

Dieselben sind von den zuständigen Medizinalbeamten aus¬ 
zuführen, sie müssen unvermuthete sein und können nicht gele- 
legentlich anderer Dienstgeschäfte mit abgemacht werden. 

III. 

Bei denselben ist die gesammte sanitäre Beschaffenheit der 
Krankenanstalt auch durch spezifisch hygienisch technische Untere 
Buchungen festzustellen und dieselben, wenn nöthig, im Anschluss 
an die Revision fortzusetzen. 

Soweit dadurch den Medizinalbeamten besonderer Aufwand 
an Zeit und Geld entsteht, ist derselbe zu vergütigen. 

IV. 

Die Qualifikation des Anstaltsarztes zu beurtheilen, ist im 
Allgemeinen nicht Sache der Revision, wohl aber ist die Brauch¬ 
barkeit des Krankenliauspersonals jedesmal zu prüfen und zu 
begutachten.* 

Vorsitzender: Ich eröffne die G eneraldiskussion über 
den eben gehörten Vortrag. 

Diskussion: 1 

H. Reg.- und Med.-Rath Dr. Wernich: M. H.! Es ist, glaube ich, jener 
Unterschied in dein Vortrage nicht ganz klar geworden, welcher besteht zwischen 
den Krankenanstalten in den grossen Städten und den Krankenhäusern der 
kleinen Kommunen. Der Herr Kollege Philipp hat Berlin speziell zitirt, 
und es gereicht mir zur Befriedigung, hier die Mittheilung machen zu können, 
dass auch die Privat krankenanstalten der berühmten Professoren alljährlich 
einer ordentlichen Revision unterliegen, die durch den polizeilichen Stadtphy- 
sikus vorgeuommen und so pünktlich wie unparteiisch gehandhabt wird. Ferner 
werden die mediko- mechanischen Institute, deren Charakter als Krankenanstalten 
eine Zeit lang als zweifelhaft galt, jetzt präzise den Revisions-und Konzessions- 
besiiinmungeu unterzogen. 

Aber, ra. H., mir scheint, dass auch noch ein anderer Unterschied in dem 
Vortrage etwas verwischt ist, den man bezüglich der Anlage und der Kon¬ 
zession machen muss. Wenn Herr Kollege Philipp beklagt, dass er jen¬ 
seits Berlin N. zu geringe Dimensionen der Räume gefunden hat; dann beklage 
ich, dass inan dem Entstehen dieser Kranken - Kasernen nicht näher getreten 
und zu verhindern in der Lage gewesen ist, dass ein derartiges Bauwerk zur 
Aufnahme von Kranken konzessionirt. oder tliatsächlich dazu benutzt wurde. 

Wenn ich den bakteriologischen Leitsatz (III) ansehe, daun ganz be¬ 
sonders will es mir an einzelnen Stellen scheinen, dass man viel mehr erreichen 
würde, wenn man wie bei den Schul- und Brunnen - Anlagen von vornherein 
auf die Entstehungsart der Krankenhäuser mehr einwirkt, als wenn der Physikus 
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nachher der Unmöglichkeit gegenübersteht, der kleinstädtischen kommunalen 
Misere gegenüber die unbedingt nothwendige Abhilfe zu schaffen. Ja ich halte 
dies theilwei.se für unmöglich, und werde bei den späteren einzelnen Thesen 
mich noch weiter hierzu äussern. 

H. Kr. -Phys. Dr. Freyer: M. H.! Ich weiss nicht, ob ich überhört 
habe, ob der Vortrag auch derjenigen Anstalten gedacht hat, die bisher ausser¬ 
halb des Bereichs der Revision lagen, ich meine die Idiotenanstalten. 
Diese Anstalten, die neuerdings mehr als Privatanstalten in die Öffentlichkeit 
getreten sind, sind, soviel mir bekannt, bisher bezüglich der Revision nicht unter 
staatliche Aufsicht gestellt gewesen. In meinem Kreise befindet sich eine grosse 
Anstalt dieses Charakters; erst neuerdiugs habe ich von meiner Vorgesetzten 
Behörde zum ersten Male den Auftrag erhalten, sie gelegentlich zu revidiren, 
und diese Revision pflichtgemäss ausgeführt. Bei diesen Anstalten dürfte es 
übrigeus zweifelhaft sein, ob sie als Irrenanstalten oder als pädagogische An¬ 
stalten, und nicht als Krankenanstalten anzusehen sind. Da es sich hier nm 
Idioten, also um Geisteskranke, handelt, habe ich mich für Ersteres entschieden 
und die Anstalt nach Massgabe der Bestimmungen für die Irrenanstalten zu 
revidireu nothwendig befunden. Ich glaube, dass in dieser Beziehung wohl 
kaum eine andere Meinung existiren kann, wollte dies aber hier zur Sprache 
bringen, um auch von den anderen Herren zu hören, ob bei Ihnen die Idioten¬ 
anstalten ebenfalls in den Bereich der Revisionen gezogen werden. 

H. gerichtl. Stadt-Phys. u. San.-Rath Dr. Mittenzweig: M. H.! Ich 
will nur dem Herrn Kollegen Philipp bemerken, dass in Düsseldorf, wo ich 
früher als Kreisphysikus war, eine Regierungsverfügung seit etwa 30 Jahren 
besteht, wonach alle Krankenhäuser des Kreises jährlich einmal durch den 
Physikus untersucht werden sollen, und bis zum 1. Oktober die Revisionsproto- 
kolle darüber der Regierung direkt einzusenden sind. 

H. Kr.-Phys. u. San.-Rath Dr. Penkert: M. H.! Ich möchte mir nur 
erlauben, Sie auf eine in den letzten Tagen erst herausgekommene Oberlandes¬ 
gerichtsentscheidung aufmerksam zu machen, die sich über den Begriff einer 
Krankenanstalt ausgesprochen hat. In Halle war einer unserer bedeutendsten 
Kurpfuscheranstalten, nämlich derjenigen von Conrad oder S c h lu r i c k, zum 
Heile der leidenden Menschheit die Konzession entzogen worden, weil nachge- 
wiesen worden war, dass kein Arzt an der Spitze der Anstalt stand. Es existirte 
allerdings ein Doktor, der sich als Schüler bei Schlurick aufgehalten hatte, 
sich aber nachher in Hamburg niederliess und vou dort aus die Anstalt zu diri- 
giren angab. In dem Prozesse, der speziell gegen Conrad anhängig gemacht 
war, fragte es sich zunächst, ob diese Anstalt überhaupt unter dem Namen einer 
Kraukenaustalt aufzufassen sei. Von der ersten Instanz wurde diese Frage be¬ 
jaht, von der zweiten dagegen verneint, weil nach Ansicht des betreffenden 
Landgerichts zum Begriff* einer Krankenanstalt nothwendig gehöre, dass wirk¬ 
lich Kranke in der Anstalt Aufnahme fänden und nicht bloss, wie es in dieser 
Anstalt geschehe, Bäder und ähnliche allgemeine Behandlungsweisen, ohne wirk¬ 
liche Verpflegung in der Krankenanstalt, zur Anwendung kämen. Die zweite 
Instanz sprach in Folge dessen den p.p. Conrad frei. Auf die hiergegen er¬ 
hobene Berufung hat jedoch das zuständige Oberlandesgericht in diesen Tagen 
entschieden, dass als Krankenanstalten auch solche zu betrachten sind, in denen 
Kranke nicht wirklich Aufnahme und Verpflegung finden, sondern nur einfach 
behandelt werden. Darnach werden also auch diese Anstalten einer Revision zu 
unterziehen sein und gerade mit Rücksicht hierauf hielt ich es für angezeigt, jene 
gerichtliche Entscheidung *) in höchster Instanz hier zur Kenntniss zu bringen. 

Vorsitzender: M. H. I Dem Herrn Kollegen Freyer möchte ich zu¬ 
nächst antworten, dass meiner Ansicht nach die Idiotenanstalten nicht zu den 
Irrenanstalten gehören. Unter den letzteren versteht man doch streng genommen, 
solche Anstalten, in denen heilbare Geisteskranke Aufnahme finden sollen, 
zum Unterschiede von den Irrenpflegeanstalten, die nur für Unheilbare, Blöde 
u. s. w. bestimmt sind; bei den Idiotenanstalten kommt ausserdem noch die 


1 ) Abgedruckt iu der Beilage zu Nr. 9 der Zeitschrift für Medizinalbeamte, 
1894 S. 57. 
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pädagogische Seite in Frage. Jedenfalls würde es zu weit gehen, an diese An¬ 
stalten in Bezug auf die innere Einrichtung, Ausstattung u. 8. w. dieselben 
hohen Anforderungen wie an die Irrenanstalten zu stellen, namentlich braucht 
man bei den Idiotenanstalten nicht denselben Luftraum für jeden Pflegling wie 
bei den Irren- und Krankenanstalten zu verlangen, da deren Insassen meist im 
Freien beschäftigt werden und sich des Tags über verhältnissmässig wenig (in 
den Anstaltsräumen aufhalten. Dass die Idiotenanstalten aber ebenfalls der 
staatlichen Aufsicht und Revision unterliegen, ist selbstverständlich; in meinem 
Regierungsbezirk werden sie ebenso wie alle anderen Krankenanstalten revidirt. 
Dasselbe gilt von den Anstalten für Epileptische. Es giebt aber noch andere 
Anstalten, auf die meines Erachtens die Revisionen auch ausgedehnt werden 
sollten, d. s. die sogenannten Siechen-, Armenpflege- und Armen¬ 
arbeitshäuser, die namentlich in den westlichen Provinzen verbreitet sind. 
In diesen Anstalten werden ausserdem sehr häufig nicht nur vorübergehend, 
sondern mitunter auch stehend einzelne arme Kranke untergebracht, so dass es 
oft schwierig ist, zu entscheiden, ob die Anstalt als Armenpflegeanstait oder als 
Krankenhaus aufgefasst werden muss. Eine grosse Auzahl von Krankenhäusern 
in meinem Bezirke haben sich z. B. aus Armeupflegehäusern entwickelt und sind 
noch jetzt eine Verbindung von Kranken- und Siechenhaus. Eine derartige 
Verbindung ist ja auch nicht unzulässig und namentlich für kleine Kranken¬ 
häuser in ökonomischer Hinsicht ganz zweckmässig; man muss dann nur darauf 
sehen, dass eine strenge räumliche Trennung zwischen den Pfleglingen und den 
wirklichen Kranken stattfindet. 

Was ferner Herr Kollege Wernich hinsichtlich der Konzession von 
Krankenhäusern und der Nothwemligkeit, dass gerade hierbei für die Sicher¬ 
stellung der hygienischen Anforderungen Sorge getragen werden muss, gesagt 
hat, dem kann ich vollständig beipflichten. Handelt es sich um die Anlage von 
Privatkrankenhäusern, so unterliegt diese der Genehmigung durch den Bezirks¬ 
ausschuss; dass dieser aber jene ertheilen wird, ohne den technischen Räthen 
der Regierung, namentlich auch dem zuständigen Regierungsmedizinalrath die 
betreffenden Baupläne zur Begutachtung vorzulegen oder ohne die von diesen in 
bautechnischer und sanitärer Hinsicht gestellten Forderungen zu beachten, ist 
nicht anzunehraeu; in meiner bisherigen amtlichen Thätigkeit ist mir wenigstens 
ein derartiger Fall noch nicht vorgekommen. Bei der Konzessionirung der 
Privatkrankenanstalten dürfte daher wohl im Allgemeinen den heutigen hygieni¬ 
schen Anforderungen Rechnung getragen werden. Etwas anders liegen dagegen 
die Verhältnisse bei den Kommunal - Krankenanstalten, sowie bei den von kirch¬ 
lichen Korporationen, Orden, Wohlthätigkeitsvereinen u. s. w. errichteten Kranken¬ 
häusern, die nach den Bestimmungen des Ministerialerlasses vom 21. Februar v. J. 
nicht uni er §. 30 der Gewerbeordnung fallen. Für diese Anstalten besteht keine 
allgemeine gesetzl iche Bestimmung, wonach die Bauplans derselben vorder 
Ausführung auch in hygienischer Hinsicht einer Prüfung zu unterziehen sind, die¬ 
selben müssen allerdings der Ortspolizeibehörde vorgelegt werden, aber nicht behufs 
sanitätspolizeilicher, sondern lediglich behufs baupolizeilicher Prüfung. Die Auf¬ 
sichtsbehörde hat jedoch das Recht, nachträglich nach Errichtung der Krankenanstalt 
die Beseitigung etwaiger Mängel u. s. w. zu verlangen, und da es den Kommunen 
und Krankenhausvorständen nicht angenehm sein kann, weuu sie später Ab¬ 
änderungen treffen müssen, die sich beim Bau leicht hätten vermeiden lassen, 
so ist es ihnen lieber, wenn die Baupläne von der Aufsichtsbehörde vorher auch 
in hygienischer Hinsicht genau geprüft werden. In meinem Bezirk ist eine 
derartige Prüfung durch besondere Verfügung vorgeschrieben; danach müssen alle 
Baupläne zu Neubauten und grösseren Umbauten derartiger Krankenanstalten nebst 
Erläuterungsbericht dem Landrath vorgelegt werden, der sie zunächst von dem Kreis- 
physikus zu prüfen und dann mit dessen gutachtlichem Berichte dem Regierungs¬ 
präsidenten zur Genehmigung einzureichen hat. Eine derartige Anordnung wird 
sich in jedem Regierungsbezirk leicht durchführen lassen; dieselbe hat sich 
recht gut bewährt und wird auch gern befolgt; deuu den Betheiligten ist, wie 
gesagt, eine derartige zuvorige Prüfung der Baupläne keineswegs unangenehm, 
man muss bei derselben nur nicht über das Ziel hinausschiessen und in hygieni¬ 
scher Hinsicht Anforderungen stellen, die mit dem Geldbeutel der Kommunen 
oder mit dem aus wohlthätigen Beiträgen gesammelten Krankenhaus -Baufönd 
nicht im Einklang stehen. 
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H. Reg.- und Geh. Med.-Rath Dr. Nath: M. H.I Ich theile durchaus 
den Standpunkt des Kollegen Frey er, wonach die Idiotenanstalten eben so 
gut der staatlichen Aufsicht bedürfen, al9 die eigentlichen Irrenanstalten. Auch 
Privatirrenanstalten haben vielfach unheilbare Kranke; ich erinnere mich hierbei 
an zwei Anstalten meines Regierungsbezirks bei Wehlau, die gewisserinassen 
Dependeneen der grossen Provinzialanstalt zu Allenberg sind und die nur unheil¬ 
bare Kranke aufnehmen, welche die Provinzialanstalt nicht gut beherbergen 
kann. So gut wie diese Anstalten nach dem bekannten Ministerialerlass revidirt 
werden, bedürfen auch die Idiotenanstalten einer Aufsicht, und wenn ich in einen 
derartigen Ort komme, wie z. B. Bartenburg, nehme ich auch Veranlassung, die 
dort befindliche Idiotenanstalt zu revidiren. 

Dann will ich bemerken, dass in dem Regierungsbezirk, in welchem ich 
früher thätig war, die kommunalen Behörden stets die Zeichnungen, Baupläne 
und Erläuterungsberichte für projektirte Anlagen bei der Vorgesetzten Behörde 
einreichen mussten, bevor der Bau genehmigt wurde. Es ist dies jedenfalls eine 
sehr zweckmässige Massregel, die auch im Königsberger Bezirk getroffen ist, 
sowohl für Privatanstalten, als für Krankenhäuser geistlicher Kongregationen und 
für ärztliche Privatkliniken, von denen wir auch in Königsberg viele haben und 
die durch den zuständigen Polizeiphysikus alljährlich revidirt werden, ohne dass 
irgend ein Hiuderniss ihm in den Weg gelegt wird. 

H. Med.-Rath Dr. Siemens: Dass die Idiotenanstalten auch revidirt 
werden, dieser Forderung stimme ich völlig zu Sie sind gewissermassen auch 
als Irrenanstalten anzusehen. Ein grosser Theil der Idioten ist bettlägerig, 
gelähmt und der permanenten Wartung bedürftig. Andererseits enthalten sie 
auch eine grosse Menge anderer Kranken, die nicht idiotisch, sondern überhaupt 
geisteskrank sind. Ich weiäs z. B. von einer Anstalt, die Herr Kollege Frey er 
in seinem Bezirk hat, dass dort Geisteskranke von allen möglichen Sorten auf¬ 
genommen werden, so dass die Anstalt eigentlich eine vollständige Privatirren¬ 
anstalt ist; ebenso hat auch vonBodelschwingh in seinen Anstalten der* 
artige Abtheilungen, wo nur Geisteskranke verpflegt werden. 

Vorsitzender: Ich wollte nur berichtigend bemerken, dass ich voll¬ 
ständig damit einverstanden bin, dass Idiotenanstalten genau so wie alle an¬ 
deren revidirt werden. Im Gegentheil, es wäre unrecht, wenn man es nicht 
thäte. Ob man aber die Idiotenanstalten unter die Irrenanstalten rechnen kann, 
das ist meiues Erachtens sehr zweifelhaft; nach §. 80 der Gewerbeordnung sind der¬ 
artige Privat-Anstalten jedenfalls ebensowenig konzessionspflichtig, wie die 
Anstalten für Epileptische, obwohl es im öffentlichen Interesse wünschenswerth 
wäre. 

H. Irren- n. Strafanstalts- Arzt Dr. Leppmann: Die Unternehmer von 
Idiotenanstalten bedürfen nach den gegenwärtig geltenden Grundsätzen keiner 
besonderen Konzessionspflicht, welche sich etwa auf den §. 30 d. Gewerb. - Ordn. 
stützen würde. Diese Anstalten werden auch nicht überall wie die Krankenhäuser 
revidirt, sondern unterliegen nur einer Art Schulaufsicht. So befindet sich im Bezirke 
des Herrn Kollegen Philipp eine solche Anstalt, welche zu gleicher Zeit 
Schule und Pensionat für Schwachsinnige ist und nicht der Aufsicht des Phy- 
sikus, sondern des Regierungsschulrathes unterliegt. Dass in dergleichen An¬ 
stalten nicht selten erwachsene Geisteskranke sind, welche dem klinischen Be¬ 
griffe der erziehlich zu beeinflussenden Idiotie nicht entsprechen, ist wohl nicht 
zu bezweifeln. Dergleichen Verhältnisse geben schätzenswertes Material zur 
Erweiterung der Revisionsbefugnisse. 

Auch ein förmliches Aufnahmeverfahren haben dergleichen Anstalten 
nicht, jedenfalls keines im Sinne der Verfügung vom 19. Januar 1888. Bei 
manchen ist durch Lokalstatut die Beibringung eines Arztattestes meist in 
Form eines Fragebogens angeordnet. 

Vorsitzender: M. H.! Wir haben uns etwas weit vom Thema entfernt; 
denn nicht die Konzession, sondern die Revision der Krankenanstalt steht zur 
Verhandlung. Vielleicht kann die uns jedenfalls sehr interessirende Konzessions¬ 
frage auf die nächstjährige Tagesordnung gesetzt werden. 

H. Kr.-Phys. u. San.-Rath Dr. ßoyer-Lübben: Ich wollte mir die Frage 
erlauben, ob und welche Mittel die Regierung hat — nach meiner Ansicht 
keine — die Kommunen zu zwingen, ein Kommunalkrankenhaus, welches that- 
sächlich auch nicht im Entferntesten den Namen eines Krankenhauses verdient, 
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sei es, entweder nmznbanen oder ganz ausser Benutzung zu setzen. loh habe 
eine derartige Anstalt seit langen Jahren in meinem Bezirk, und mein Revi¬ 
sionsprotokoll lautet immer und immer: ceternm censeo, Carthaginem esse de- 
lendam. Aber die verschiedenen Regierungspräsidenten, die ich schon gehabt 
habe, haben mir stets gesagt: Wir haben leider keine Macht, darin irgend etwas 
zu thun. 

Vorsitzender: Ist ein Krankenhaus thatsächlich so schlecht, dass es 
allen hygienischen Anforderungen widerspricht, dann kann es erforderlichen Falls 
auch von der Aufsichtsbehörde geschlossen werden, namentlich wenn sich die 
betreffende Kommune oder der Krankenhausvorstand weigert, die vorhandenen 
Missstände zu beseitigen. 

H. Reg.-u. Med. - Rath Wernich: M.'H.! Da giebt es zunächst den Weg 
der Zwangsetatisirung. Man stellt so und so viel Tausend Mark anlässlich der 
Schliessung des jetzigen und zur Errichtung eines neuen Krankenhauses in den 
Etat der Stadt X. X. ein. Dieser Weg dürfte aber kaum jemals in Angriff ge¬ 
nommen worden sein. Die Einwirkung der Aufsichtsbehörde pflegt sieb in der 
Regel als eine rein gütliche zu vollziehen indem der Regierungspräsident in 
wiederholten Verfügungen auf das Elend in dem Krankenhaus hinweist, und 
auffordert, Ersparnisse zurückzulegen, um in Jahren ein neues Krankenhaus zu 
bauen. Im jüngsten Jahrzehnt haben öfters auch Kreise im Verein mit den 
Kommunen, als sie in Folge bekannter Einflüsse sehr günstig situirt waren, 
recht gute Krankenhäuser gebaut. Aber die Bezirksregierung könnte ja auch 
sagen: Jetzt mache ich das Krankenhaus zu und verstopfe die Möglichkeit, die 
kranken und wandernden Unterknnftsbedürftigen in dieses unzureichende Kran¬ 
kenhaus einzuliefern. Nur muss man sich — besonders in ärmeren Gemeinden — 
von rigorosen Zwangsmassnahmen nicht immer und nicht allzu sicher Besse¬ 
rungen vorhandener Missstände versprechen. 

Vorsitzender: Zweifellos ist die Regierung berechtigt, Krankenhäuser 
zu schliessen, die den gesundheitlichen Anforderungen nicht entsprechen. Man 
kann dasselbe Ziel — den Neu- oder Umbau eines mangelhaften Krankenhauses 
— aber auch auf anderem Wege erreichen, wenn man z. B. die belegbare Zahl der 
Betten heruntersetzt und in Krankenhäusern, die vielleicht für 30, 40 Kranke 
stimmt und bei dieser Zahl überfüllt sind, nur so viel Kranke aufzunehmen ge¬ 
stattet, dass auf jeden mindestens 25—30 cbm. Luftraum kommen. Dann werden 
die Kommunen indirekt zum Neubau gezwungen, weil sie sonst ihre Kranken 
nicht werden unterbringen können. 

Was übrigens das Verfahren der Zwangsetatisirung anbetrifft, so ist das¬ 
selbe meines Erachtens nach der neuesten Entscheidung des Oberverwaltungs¬ 
gerichts vom 6. Januar d. J. 1 ) gar nicht so leicht durchzuführen, in einzelnen 
Fällen wird aber auch dieses widerstrebenden Gemeinden gegenüber angewandt 
werden können. 

H. gerichtl. Stadt. - Phys. u. San. • Rath Dr. Mittenzweig: M. H.! Es ist 
die Frage aufgeworfen, ob ein Krankenhaus von der Regierung geschlossen 
werden kann. Ich habe in meinem früheren Bezirke — Kreis Duisburg — eins 
schliessen lassen und die Regierung in Düsseldorf hat diese Anordnung später 
gut geheissen. Es handelte sich um ein katholisches Krankenhaus, die Kirchen¬ 
behörde war zwar anfangs über die Schliessung sehr ungehalten, hat mir aber 
nachher ihren Dank aussprechen lassen. Das Krankenhaus war nämlich voll¬ 
ständig renovirt, der Bau aber noch unfertig und feucht; trotzdem hatte man 
dasselbe stark belegt, da gerade eine grosse Typhusepidemie in dem Orte aus¬ 
gebrochen war. Ich ordnete an, dass die Typhuskranken evaenirt wurden und 
das Krankenhaus so lange geschlossen blieb, bis es vollständig trocken war. 
Diese Anordnung ist auch durchgeführt; */« Jahr lang blieb das Haus leer 
stehen. 

H. Kr. - Phys. u. San. - Rath Dr. Philipp: M. H.! Ich möchte doch auf 
Einiges, was hier gesprochen ist, erwidern. Zunächst kann ich auf die weiteren 
Abschweifungen der Diskussion nicht eingehen; denn die Frage, ob die Idioten¬ 
anstalten zu den Irrenanstalten zu rechnen sind, hat nichts mit einem Vortrage 
zu thun, der die Revision der Krankenhäuser behandelt. Dass das bei Errich¬ 
tung von Krankenanstalten nöthige Verfahren und das Revisionsverfahren mit- 
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einander vermengt wird, kann ich nicht zugeben. Gewiss ist es das beste Mittel, 
um gute Krankenhäuser zu schäften, wenn man bei der Konzession recht pein¬ 
lich vorgeht. Es ist aber jetzt ins Belieben der Regierung gestellt, ob sie die 
Pläne zur Begutachtung den Kreisinedizinalbeamten vorlegen will oder nicht. 
In meinem Kreise entsteht z. B. jetzt ein grosses Krankenhaus für die Be¬ 
rufsgenossenschaften in Neu-Rheinsdorf. Ich habe ausgenommen aus Zeitungs¬ 
nachrichten darüber überhaupt noch kein Wort gehört. 

Sodann betone ich: für mich ist jedes Rekonvalescentenhaus, jedes Asyl, 
wo Kranke und Gebrechliche verpflegt werden, ein Krankenhaus. Dem Kollegen 
Leppmann will ich erwidern, dass ich bisher noch keine Berechtigung habe, 
Idiotenanstalten zu besichtigen, auch keine Benachrichtigung von der Einrich¬ 
tung resp. Eröffnung solcher Austalten mir zugehen. 

Vorsitzender: Da sich Niemand weiter zum Wort gemeldet 
hat, schliesse ich die Generaldiskussion und eröffne die Debatte 
über die von dem Vortragenden aufgestellten Thesen und zwar 
zunächst über die erste These. 

Diskussion: 

H. Reg.- u. Geh. Med.-Rath Dr. Nath: Ich möchte für gut halten, wenn 
die These noch etwas mehr präzisirt würde, man müsste doch z. B. auch die 
Provinzialanstalten berücksichtigen. 

Vorsitzender: Ich verstehe unter „sämmtlichen Krankenanstalten“ die 
Anstalten, die der Aufsicht der Regierung unterliegen. Die Kreisphysiker sind 
Lokalbeamte der Regierung; ihr Aufsichtsrecht deckt sich demnach mit dem¬ 
jenigen der Regierung. Die Provinzialanstalten unterstehen der Aufsicht des 
Oberpräsidenten und werden von diesem auch wohl rcvidirt, allerdings ohne 
technisch-medizinischen Beirath, denn ein solcher ist dem Oberpräsidenten be¬ 
kanntlich nicht beigegeben. Ohne eine Aenderung der Gesetzgebung würde also 
die Aufsicht der Medizinalbeamten auf die Provinzialanstalten nicht ausgedehnt 
werden können; eine derartige Abänderung wird aber kaum zu erreichen sein. 
Auch die Johanniter-Krankenanstalten unterstehen nach dem Ministerialerlass 
vom 10. Dezember 1892 nicht der direkten Aufsicht der Regierung, obwohl die¬ 
selbe meines Erachtens ebenso angezeigt ist, wie bei den Krankenhäusern sonstiger 
Orden, Kongregationen u. s. w. 

H. Reg.- und Med.-Rath Dr. Wernich: Diese These des Kollegen 
Philipp halte ich für glücklich gefasst und bitte Sie, die Instanzen gar nicht 
zu berühren, auch die Kategorien nicht zu präzisiren, sondern die These so bei¬ 
zubehalten, wie sie vorgeschlagen ist. 

H. Kr.-Phys. u. San.-llath Dr. Philipp: M. H.! Ich habe absichtlich 
die These so gefasst und damit besonders betonen wollen, dass „sämmtliche* 
Anstalten revidirt werden müssen. Ich kann Sie nur bitten, die These unver¬ 
ändert anzunehmen. 

Vorsitzender: Wünscht noch Jemand das Wort zu dieser 
These zu ergreifen? 

Es ist nicht der Fall. Ich bringe dieselbe daher zur Ab¬ 
stimmung und bitte diejenigen Kollegen, welche für deren Annahme 
sind, sitzen zu bleiben. 

Die erste These ist, soweit ich übersehe, einstimmig ange¬ 
nommen. 

Wir erötinen nunmehr die Diskussion über die zweite These. 

Diskussion: 

H. Reg. - u. Med.-Rath Dr. Wernich: M. H.! Hier muss ausgesprochen 
werden, wer der zuständige Medizinalbeamte ist, der, wie mir scheint, die bis¬ 
her stattgefundene Kommmialrevision ersetzen soll; denn es soll, wie ich die 
These auttii^se, die Revision durch die städtischen Kommunen aufhören und an 
ihrer .Stelle der „zuständige 3Iediziualbeamte k revidireu. Da muss man erstens 
fragen: warum soll denn diese Revision, welche eine Deputation der Magistrate 
zu besorgen hatte, um den Schauplatz ihrer kommunalen Pflicht zu übersehen, 
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aufliöreny Sie lag dem Bürgermeister, zwei Beigeordneten und den Kranken- 
hausärzten ob. Ich habe allerdings Fälle zu erledigen gehabt, in denen die 
Krankenhausärzte nicht zugezogeu waren; in kleinen Städten kommt es ja 
vor — die Leute erzürnen sich, oder der Arzt ist ein Querkopf, — so werden 
die Verhandlungen ohne ihn vollzogen. Dieselben sind aber alsdann mit Bean¬ 
standung zurückgegangen und man hat künftig den Krankenhausarzt zuziehen 
müssen. 

Zweitens fragt sich: Sollen die Kreisphysiker jedes Mal zugezogeu 
werden oder sollen die Kommunalrevisionen überhaupt aufhören und die Kreis¬ 
physiker allein als zuständige Medizinalbeamte, wie es hier heisst, regel¬ 
mässig die jährlichen Revisionen ausführen? 

H. Kr.-Phys. u. San.-Rath Dr. Philipp: Als Revisor fasse ich den 
Medizinalbeamten auf. Der Bürgermeister und die Beigeordneten, die sonst zu¬ 
gezogen werden, können bei den Revisionen nicht in Betracht kommen; denn 
ihnen fehlt die Fähigkeit zum Revidiren. Ich habe deshalb auch gar nicht aus¬ 
gesprochen, wer sonst zuzuziehen ist; das ist Sache der Verwaltungsbehörde. 
Durch die These soll eben nur ausgedrückt werden: Das Krankenhaus revidirt 
der Medizinalbeamte; der Bürgermeister kann die Verwaltung revidiren, aber 
nicht die Brauchbarkeit und Angemessenheit der Krankenpflege. 

H. Reg.- u. Med.-Rath Dr. Wernich: Ich habe noch eine zweite Frage: 
Ist auch der Medizinalrath als „zuständiger“ Beamter im Sinne der These 
anzusehen? 

H. Kr.-Phys. u. San.-Rath Dr. Philipp: Ich habe hier den Ausdruck 
„Medizinalbeamter“ gewählt wegen der Verhältnisse der Physiker zu den Pro¬ 
vinzialanstalten, die ja in keiner Weise klargestellt sind. Ich wünsche, dass in 
jedem Kreis der zuständige Medizinalbeamte der Kreisphysikus ist; ich wollte 
aber durch diese Fassung nicht von vornherein etwas antizipiren, was möglicher 
Weise Entgegnung linden könnte. Wenn also z. B. bestimmte Anstalten, wie 
die Johanniter-Krankenhäuser, von dem Medizinalrath revidirt werden sollen, 
so würde dies durch die gewählte Fassung meiner These nicht ausgeschlossen sein. 

H. Reg. - u. Med. - Rath Dr. Wernich: Demgegenüber erwidere ich, 
dass der Medizinalrath nicht nur nicht beauftragt wird, solche Anstalten zu 
revidiren, dass es für ihn sogar kein strikteres Noli me tangere giebt als diese 
Anstalten; denn dieselben sind eximirt und bleiben auch cximirt. Wenn der 
Medizinalrath unter dem „Medizinalbeamten“ mit verstanden wird, wenn ihm 
also auch die Krankenhausrevisionen in den kleinen Orten verbleiben sollen, so 
mache ich darauf aufmerksam, dass dann der Zusatz „können nicht gelegentlich 
anderer Dienstgeschäfte mit abgemacht werden“ eo ipso fallen muss. Es kann 
zwar dem Physikus schwer zugemuthet werden, dass er, wenn er den ganzen 
Tag beschäftigt war — etwa eine Leiche obduzirt, eine Apotheke nachrevidirt, 
2, 3 Drogenhandlungen besichtigt hat — dann noch Krankenanstalten revi¬ 
diren soll. Ebensowenig aber kann den Medizinalräthen für das letztere Geschäft 
ein Extra-Reise-Auftrag ertheilt werden. 

H. Kr.-Phys. u. San. — Rath Dr. 1 h 1 1 1 pp . Ich habe in meinem V ortrage 
gerade gesagt, dass alle diese Revisionen, wie sie jetzt stattfinden, absolut un¬ 
genügend erscheinen. Es ist ja unmöglich, dass hygienisch - technische Unter¬ 
suchungen bei Gelegenheit anderer Geschäfte in genügender Weise abgemacht 
werden können. Ich habe auch durch diese These nur festlegen wollen, was 
für uns wünschenswert ist. 

Vorsitzender: Unter den „zuständigen Medizinalbeamten“ verstehe ich 
im Sinne der These den Physikus. Meines Erachtens hat der Referent in seinem 
Vortrage bloss die Revisionen der Krankenanstalten durch die Lokalbehörden 
in’s Auge gefasst, und da kann doch nur der Physikus in Frage kommen. Nun 
wird man allerdings zugeben müssen, dass auch ein Physikus einmal in die Lage, 
kommen kann, ein Krankenhaus „gelegentlich“ einer anderen Dienstreise zu 
revidiren. Eine derartige Revision wird aber kaum „unvermuthet“ seiu 
können; da bei anderen Dienstreisen das Eintreffen des Physikus meist schon 
längere Zeit vorher bekannt ist. Wenn wir also an dem Wort „unvermuthet“ 
fasthalten wollen, und das ist meines Erachtens nothwendig, dann lassen sich 
die Revisionen auch nicht bei Gelegenheit anderer Dienstgeschäfte erledigen. 
Dagegen bleibt es ja dem Physikus unbenommen, bei Gelegenheit der Kranken- 
hausrevisionen auch andere Geschäfte abzumachen, z. B. Schulen zu revidiren 
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n. s. w, bei denen es nicht so darauf ankommt, ob sie unvermuthet stattfinden 
oder nicht. Gelegentliche Revisionen von Krankenhäusern sind dabei nicht aus¬ 
geschlossen. In meinem Reg.-Bez. sind z. B. die Kreisphysiker angewiesen, 
ausser der regelmässig jährlich einmal unvermuthet vorzunehmenden ordent¬ 
lichen Revision, wozu sie eine besondere Dienstreise machen können, sich auch 
hei anderen Gelegenheiten von dem Zustande der Krankenhäuser zu überzeugen 
und namentlich festzustellen, ob die bei der Revision Vorgefundenen Mängel ab- 
gesteilt sind u. s. w. Dazu genügt ein Durchgang durch alle Räume, der gar 
nicht allzuviel Zeit in Anspruch nimmt. 

H. Kr.-Phys. u. San.-Rath Dr. Philipp: Ich möchte bemerken, dass der 
Herr Vorsitzende mich durchaus recht verstanden hat, indem ich eo ipso unter 
„zuständigen Medizinalbeamten“ den Kreispbysikus gemeint habe. Um aber die 
Frage der Zuständigkeit nicht zu entscheiden und nicht dem vorzugreifen, dass 
etwa plötzlich eine Verfügung kommt, welche sagt: „Hier ist der Physikus nicht 
zuständig,“ habe ich den Ausdruck „Medizinalbeamter“ gewählt. 

H. gerichtl. Stadt-Phys. u. San.-Rath Dr. Mittenzweig: Ich bin der 
Meinung, dass wir das Wort „unvermuthet“ in dieser These streichen können, 
denn ich glaube, die regelmässige ordentliche Revision kann gar nicht unver¬ 
muthet geschehen. Wir hatten in Düsseldorf die Pflicht, den Krankenhausvor- 
stand von dem Tage der Revision zu benachrichtigen, und ebenso auch die Po¬ 
lizeibehörde des Ortes. Beide waren, wenigstens in meinem früheren Bezirk, 
hei der Revision zugegen, mussten das Protokoll unterschreiben und sich dar¬ 
über äussern, ob sie die Beschwerden, die gegen das Krankenhaus vorl&gen, ab¬ 
stellen wollten oder nicht. Ebenso bin ich der Ansicht, dass gelegentliche Re¬ 
visionen im Laufe des Jahres vom Physikus gemacht werden können, nur muss 
er dazu nicht verpflichtet, sondern berechtigt sein; denn sonst könnte es schliess¬ 
lich wieder daliin kommen, dass alle Revisionen gelegentlich abgemacht werden 
sollen, und dadurch mit der Zeit völlig Ausfallen. Der Kreisphysikus hat eben 
kein ausreichendes Gehalt, wovon er leben kann; es ist von ihm daher auch 
nicht zu verlangen, dass er den ganzen Tag, vom 'Morgen bis zum Abend, für 
die Diäten beschäftigt sein soll. Er hat noch andere Geschäfte, nämlich seine 
Praxis, auf die er in erster Linie betreffs seines Lebensunterhaltes angewiesen 
ist. Er steht eben anders da, wie die Herren Medizinalräthe, welche den Rich¬ 
tern gleich auf ihr Gehalt angewiesen sind und nebenbei auf ihren Dienstreisen 
die Diäten beziehen. 

H. Kr.-Phys. Dr. Blokusewski: Ich möchte nur bemerken, dass sich 
die Worte „unvermuthet“ und „gelegentlich“ nicht ausschliessen; denn es kommen 
öfter unvermuthete Dienstgeschäfte vor, wo Gemeinde und Krankenhausvorstände 
von der Reise nichts wissen, wie z. B. Kirchhofsbesichtigungen etc. Man weiss 
vielleicht auf Wochen hinaus, dass der Physikus kommt, aber der Tag, an dem 
er schliesslich eintrifft, bleibt unbekannt. Ich möchte darum wünschen, dass die 
Fassung der These unverändert bleibt. 

H. Reg.- u. Geh. Med.-Rath Dr. Nath: Meiner Ansicht nach BUlt jede 
Revision, die nicht unvermuthet kommt, in’s Wasser. Es ist absolut nothwendig, 
dass die Revisionen unvermuthet sind, sonst werden alle Mängel oberflächlich 
zugedeckt und man übersieht sie. 

In der Frage, wer nun eigentlich zur Revision zugezogen werden soll, 
ob der zuständige Medizinalbeamte allein oder sonst noch Jemand, halte ich ea 
für selbstverständlich, dass diejenigen, die die Anstalt erhalten und die Kosten 
tragen resp. deren Vertreter auch das Recht haben, zugezogen zu werden, also 
die Bürgermeister, Landräthe, sonstige Vorstände u. s. w., desgleichen aber auch 
die behandelnden Aerzte, damit sie die nöthigen Aufschlüsse geben können. Mir 
ist z. B. einmal verdacht worden, als ich ein Kreis-Jöhanniterkrankenhaus revi- 
dirte, dass ich den Landrath nicht benachrichtigt hatte. Das habe ich auch für 
richtig gehalten, und künftighin jedesmal diese Rücksicht beobachtet, um nicht 
wieder derartige Einwände Aufkommen zu lassen. 

H. Kr.-Phys. u. San.-Rath Dr. Rubensohn: Ich möchte gleichfalls den 
dringenden Wunsch äussern, dass das Wort „unvermuthet“ stehen bleibt. Es 
wurde bereits darauf hingewiesen, dass die Revision nur dann Werth hat; 
andererseits wird man aber auch zugeben müssen, dass dieselbe nicht so gründ¬ 
lich und sorgfältig sein kann, wenn die Zeit des Medizinalbeamten bereits vorher 
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durch Kirchhofsuntersuchungen u. s. w. in Ansprach genommen worden ist. Ich 
bitte daher die These so, wie der Vortragende sie aufgestellt hat, anzunehmen. 

Vorsitzender: Es hat sich Niemand mehr 'zum Wort ge¬ 
meldet; ich schliesse die Diskussion. 

Es ist ein Antrag eingegangen, in der betreffenden These 
statt des Wortes „können“ das Wort „sollen“ zu setzen. Eine 
Abstimmung über diesen Antrag wird nicht erforderlich sein, falls die 
These 2 in der vom Referenten vorgeschlagenen Fassung von 
Ihnen angenommen wird. Ich bringe daher zunächst diese zur 
Abstimmung und bitte diejenigen, welche mit derselben einver¬ 
standen sind, sitzen zu bleiben. 

Die These ist in der vom Referenten vorgeschlagenen Fassung 
angenommen und damit der vorher erwähnte Abänderungsantrag 
abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zu These 3. 

Diskassion: 

H. Reg.- a. Med.-Rath Dr. Wernich: M. H.! Wenn in dieser These 
gesagt würde statt „sanitärer Beschaffenheit" etwa „Gesammtbetrieb“, dann 
könnte ich der These meine Zustimmung geben, während sie mir so, wie sie 
jetzt vorliegt, zwecklos erscheint. 

Vorsitzender: M. H.! Ich erlaube mir den Vorschlag zu machen, die 
3. und 4. These fallen zu lassen. Ich meine, dass wir uns über das, was re- 
vidirt werden soll, speziell nicht schlüssig zu machen brauchen, sondern dass es 
genügt, wenn wir erklären: Die Anstalten müssen regelmässig und unvermuthet 
durch den zuständigen Medizinalbeamten revidirt und die Revision darf bei Ge¬ 
legenheit anderer Geschäfte nicht vorgenommen werden. Wie die Revision im 
Detail auszuführen ist, das hier zu bestimmen, geht meines Erachtens zu weit. 

H. Kr.-Phys. u. San.-Rath Dr. Philipp: M. H.! Der Sinn der Thesen 
und die Absicht, die ich mit denselben gehabt habe, scheint von den beiden 
Herren Vorrednern missverstanden zu sein. Ich habe schon am Schlüsse meines 
Vortrages gesagt, dass die Thesen nicht beabsichtigen alle hierher gehörigen 
Fragen zu beantworten. Die dritte These hat nur den Zweck, den Medizinal¬ 
beamten zu ermöglichen, technisch - hygienische Untersuchungen vorzunehmen. 
Das gerade schien mir nöthig, um in den einzelnen Fällen unangenehmen Weite¬ 
rungen aus dem Wege zu gehen, wenn der Medizinalbeamte z. B.jjsagt: „Nun 
grabt mir einmal die Erde um den Brunnen auf,“ und der Krankenbausvorstand 
ihm dann erwidert: „Das ist gar nicht Ihre Sache.“ Ich habe daher das Wort 
„auch“ besonders betont und bitte, über diese Thesen, die gar nicht eine Vor¬ 
schrift über die Art und Weise der Revision zu geben bezwecken, abstimmen 
zu lassen. 

Vorsitzender: Ich kann dem Herrn Kollegen Philipp nur erwidern, 
dass eine derartige Forderung gar nicht besonders betont zu werden braucht 
Steht dem Medizinalbeamten das Recht der Revision zu, dann hat er auch das 
Recht, alles einer Untersuchung zu unterwerfen, was er vom sanitätspolizeilichen 
Standpunkte aus für nothwendig hält, also auch Trinkwasser-, Boden- u. s. w. 
Untersuchungen vorzunehmen. 

H. Kr.-Phys. u. San.-Rath Dr. Philipp: In These 3 soll aber auch 
eine Pflicht ausgesprochen sein; und ausserdem kommt noch hinzu, dass, wenn 
diese Untersuchungen weitere Zeit beanspruchen, den Medizinalbeamten dafür 
besonders vergütet werden sollen. Ich habe in meinem Vortrage besonders 
aasgeführt, dass in einer Reihe von Fällen auch bakteriologische Untersuchungen 
erforderlich sein können, die über einen Reviaionstag hinausreichen und gerade 
für derartige Fälle ist der Zusatz in These 3 von besonderem Werth. 

H. Reg.- u. Med.-Rath Dr. Wernich: Diesen Punkt der Vergütung 
noch besonders bervorzuheben, war auch meine Absicht. Da müssen wir die 
These wenigstens in diesem Theile nicht fallen, sondern den Passus von der 
Vergütung bestehen lassen. 
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Vorsitzender: Es hat sich Niemand mehr zum Worte ge¬ 
meldet; ich schliesse die Diskussion. Da der von mir gestellte 
Antrag „die Thesen 3 und 4 durch den Vortrag für erledigt an¬ 
zusehen und von einer Abstimmung über dieselben Abstand zu 
nehmen“, der weitgehendste ist, bringe ich diesen zuerst zur Ab¬ 
stimmung. Diejenigen Herren, welche dem Anträge zustimmen, 
bitte ich, sitzen zu bleiben. 

Die Abstimmung ist zweifelhaft; ich bitte daher zur Gegen¬ 
probe diejenigen, welche gegen Annahme des Antrages sind, sich 
zu erheben. 

Das ist die Majorität, der Antrag somit abgelehnt. 

Wir stimmen nunmehr über These 3 in der vom Referenten 
vorgeschlagenen Fassung ab. Diejenigen Herren, welche mit 
der Fassung der These einverstanden sind, bitte ich, sitzen zu 
bleiben. 

Die These ist angenommen. 

Wir kommen jetzt zur letzten These. Ich eröffne die Dis¬ 
kussion über dieselbe. 

Diskussion: 

H. Kr. -Phys. u. San.-Rath Dr. Philipp: Ich habe nur zu erklären, dass 
ich auf die Annahme dieser These keinen besonderen Werth lege, da ich dio 
Berechtigung der Revisoren, das Warte- und Pflege - Personal zu prüfen und zu 
beurtheilen, für selbstverständlich halte. 

H. gerichtl. Stadt-Phys. u. San.-Rath Dr. Mittenzweig: M. H.! Ich 
möchte bitten, diese These abzulehnen; denn es hat etwas sehr Missliches, wenn 
der Physikus die einzelnen Glieder des Anstaltspersonals seiner Beurtheilung 
unterwerfen soll. Eine solche offizielle Beurthcilnng bringt für die Anstalt 
selbst nicht selten grosse Unannehmlichkeiten mit sich und bietet für die Sache 
keinen Vortheil. Der Physikus ist gar nicht in der Lage hei einmaliger Re¬ 
vision die guten Elemente von den schlechten zu unterscheiden, da ihm nur ein¬ 
zelne Eigenschaften sichtbar werden, vielleicht momentan gerade die schlechten, 
während die guten nur dem Anstaltsarzte bekannt werden. Sein Vortheil ist es, 
ein gutes Personal zu besitzen, seine Aufgabe, sich ein gutes Personal zu be¬ 
schaffen. Er ist auch für seine Leute verantwortlich. 

H. Kr. - Phys. u. San. - Rath Dr. Philipp : Das Anstaltspersonal zu be¬ 
urtheilen, halte ich für eine Hauptaufgabe des revidirenden Physikus. Aber, 
wie gesagt, ich lege auf die Annahme der These 4 einen besonderen Werth 
nicht. 

H. Reg.-u. Geh. Med.-Rath Dr. Nath: Wenn man grosse Kranken¬ 
anstalten ins Auge fast, dann mag ich mit der Ansicht des Kollegen Mitten- 
zweig mich einverstanden erklären. Wenn aber die tollsten Sachen bei dem 
Personal unter den Augea des Arztes Vorkommen, wie ich es schon erlebt habe, 
dann sehe ich nicht ein, warum der Physikus nicht auch darauf sein Augenmerk 
richten soll. 

H. Kr.-Phys. Dr. Freyer: Nach der Verfügung über die Irrenanstalten 
haben wir auch das Wärterpersonal zu prüfen. Namentlich bei der Revision der 
kleineren Anstalten auf dem Lande halte ich es für sehr praktisch, auch dies 
Personal ins Auge zu lassen. 

Vorsitzender: Uebcr den ersten Thcil der These 4, dass die Benr- 
theilung der Anstaltsärzte nicht Sache der Revision ist, scheint Meinungs¬ 
verschiedenheit nicht zu herrschen; der Arzt soll für den Revisor ein noli mc 
tangere sein, nur auf die Brauchbarkeit des KraDkenhauspersonals hat sich seine 
Kontrole zu erstrecken. Dass das Letztere uötkig ist, braucht aber nicht erst 
besonders betont zu werden, eine derartige Kontrole, namentlich auch daraufhin, 
oh das Wartepersonal der Zahl nach ausreichend ist, gehört zu jeder regel¬ 
mässigen Krankenhaus-Revision. Ich halte daher die These 4 für überflüssig 
und kann nur empfehlen, dieselbe nicht anzuuehmeu. 
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H. Reg.- u. Geh. Med.-Rath Dr. Nftth: Ich wollte zur Sache bemerken, 
dass ich vorhin allerdings nnr von dem Pflegepersonal sprach, dass ich es aber 
auch für Sache des zuständigen Medizinalbeamten halte, die Qualifikation der 
Anstaltsärzte in’s Auge zu fassen. Ich erinnere mich z. B. eines Falles, wo ich 
bei der Revision des Krankenhauses einer kleinen Stadt unverantwortliche Un- 
gehörigkeiten vorfand, die geradezu unter den Augen des behandelnden Arztes 
mit seinem eigenen Wissen passirt waren. Für derartige Dinge lässt sich eben 
nur Abhülfe schaßen, wenn der Medizinalbeamte sich im Aufsichtswege um den 
Arzt kümmert. 

H. Kr.-Phys. u. San.-Rath Dr. Philipp: Ich bin der Ansicht, dass der 
Revisor sich begnügen muss, etwaige Beschwerden über den Arzt entgegen¬ 
zunehmen, um diese danu weiter zu verfolgen; dass er aber für gewöhnlich bei 
der Revision sein Gutachten über die Qualifikation des Arztes nicht abgeben soll. 

Vorsitzender: Da sich Niemand mehr zum Wort gemeldet 
hat, schliesse ich die Diskussion. Betreffs der Abstimmung über 
die These dürfte es sich empfehlen, zunächst über den ersten Theil 
„die Qualifikation des Anstaltsarztes zu beurtheilen, ist im All¬ 
gemeinen nicht Sache der Revision“ abstimmen zu lassen und dann 
über den zweiten, die Brauchbarkeit des Wartepersonals betreffen¬ 
den Theil. 

Ich nehme an, dass Sie damit einverstanden sind und bringe 
also den ersten Absatz der These 4 zur Abstimmung. Die Zu¬ 
stimmenden bitte ich sitzen zu bleiben. 

Der betreffende Absatz der These ist abgelehnt. 

Wir stimmen nunmehr in gleicher Weise über den Schluss¬ 
satz „die Brauchbarkeit des Krankenhauspersonals ist jedes Mal 
zu prüfen und zu begutachten“ ab. 

Auch dieser Absatz ist abgelehnt und damit die ganze These 4. 

Herrn Kollegen Philipp darf ich wohl im Namen des Ver¬ 
eins den herzlichsten Dank für seinen interessanten Vortrag aus¬ 
sprechen. * 


III. Bericht der Kassenrevisoren und Vorstands- 

Wahl. 

H. Kr.-Phys. Dr. Freyer: Namens der Kassenrevisoren 
habe ich zu berichten, das die gestern von uns geprüfte Kasse 
in guter Ordnung befunden ist, und zu Erinnerungen keinen An¬ 
lass geboten hat. Wir beantragen, dem Kassirer Decharge zu 
ertheilen. 

Vorsitzender: Ich frage, ob Sie diesem Anträge Ihre Zu¬ 
stimmung geben? 

(Allgemeine Zustimmung.) 

Wir haben jetzt nur noch die Vorstandswahl zu erledigen. 
Das Wort hat dazu erbeten: 

H. Kr.-Phys. u. San.-Rath Dr. Rabensohn: Ich beantrage, 
den Vorstand per Akklamation wieder zu wählen. 

Vorsitzender: Das ist nur möglich, wenn kein Wider¬ 
spruch erhoben wird. — Ein Widerspruch ist nicht erfolgt; der 
Antrag damit angenommen. 
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Für meine Person gestatte ich mir Ihnen für die Wider¬ 
wahl und das mir dadurch geschenkte Vertrauen den herzlichsten 
Dank auszusprechen. 

Gleichzeitig kann ich Ihnen mittheilen, dass auch die anderen 
liier anwesenden Vorstandsmitglieder ebenfalls mit dem besten 
Dank die Wiederwahl annehmen. 

(Bravo!) 

Ich schlie8se damit die Sitzung mit dem Wunsche auf ein 
recht frohes Wiedersehen im nächsten Jahre. Hoffentlich können 
wir dann als Hauptgegenstand den Entwurf zur Medizinalreform 
auf die Tagesordnung setzen! 


Nach Schluss der Sitzung (Mittags 12 1 /« Uhr,) fand ein 
einfaches Mittagsessen in der Restauration des Architekten- 
Vereinshauses statt und hierauf gegen 2 Uhr Nachmittags die 
Fahrt nach Lichtenberg zur Besichtigung der städtischen Irren¬ 
anstalt Herzberge. 

Die zahlreich erschienenen Vereinsmitglieder wurden in der 
liebenswürdigsten Weise empfangen und zunächst in den Theater¬ 
saal des Hauptgebäudes geführt, wo der Direktor der Anstalt, 
Herr Prof. Dr. Moeli, unter Demonstration einiger typischer Fälle, 
den nachfolgenden, sämmtliche Theilnehmer in hohem Grade 
fesselnden Vortrag hielt: 

üeber psychische Schwäche in ihren ver¬ 
schiedenen Formen. 

M. H.! Ueber das Thema, das ich zur Besprechung gewählt 
habe: „Psychische Schwäche“ möchte ich eine kurze Bemerkung: 
vorausschicken. Es kann ja nicht in meiner Absicht liegen, über 
diese Störung hier erschöpfend mich auszusprechen; dazu ist An¬ 
gesichts des Umfanges des Themas und der zu Gebote stehenden 
Zeit die Möglichkeit auch nicht entfernt vorhanden. Ich weide 
vielmehr nur einige Streiflichter auf diese Krankheitserscheinung- 
im Allgemeinen werfen und eine seltener vorkommende Abart, 
wenn ich so sagen kann, Ihnen in einigen Beispielen vorführen 
und ihre Beziehung zu der gewöhnlichen Form besprechen. 

Nimmt man den Gegenstand unserer Betrachtung, die psychi¬ 
sche Schwäche, ganz allgemein, so erscheint das Thema ausser¬ 
ordentlich umfangreich. Die wesentlichste Funktion des normalen 
Gehirns oder der Gehirnrinde, die zur Entstehung inhaltlich richtiger, 
von bestimmten Gefühlsbewegungen begleiteter bewusster Vor¬ 
stellungen führt, ist ausnahmslos bei allen psychischen Leiden beein¬ 
trächtigt, sowohl dort, wo zunächst hauptsächlich die Stimmung 
verändert ist, als dort, wo die Vorstellungsthätigkeit in Umfang, 
Ordnung, Inhalt und in Klarheit des Bewusstseins gestört erscheint. 
In so allgemeinem Sinne genommen würde „psychische Schwäche“ 
eine jeder Geisteskrankheit zukommende Abweichung darstellen, 
die je nach der Art der Seelenstörung das Wesentliche der Krank¬ 
heit darstellen, oder bald in erheblichem Grade, bald nur ange¬ 
deutet neben anderen Abweichungen zu Tage treten kann. 
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In diesem Sinne ist das Wort „psychische Schwäche“ aber 
nicht gebraucht. 

Wir meinen mit diesem Ausdrucke nicht die Beeinträchtigung 
des Vorstellungslebens inVerbindung mit oder als Folge von 
primären Stimmungsanomalien, inhaltlichen Denkstörungen u. s. w., 
sondern wir verstehen darunter die Unvollkommenheit und Ein¬ 
schränkung der bewussten Vorstellungsbewegung und der be¬ 
gleitenden Empfindung, insoweit dieselbe eine primäre, für sich 
bestehende ist. Es muss im Einzelfalle die Störung der Vor¬ 
stellung durch Affekte, Verwirrtheit, Sinnestäuschungen stets aus¬ 
geschlossen werden. 

Als eine dauernde Veränderung sehen wir bekanntlich die 
psychische Schwäche in zwei grossen Gruppen uns entgegentreten. 

Die erste ist die Hemmung der geistigen Entwickelung durch 
Gehirnerkrankung in den Jugendjahren, die andere die Aeusserung 
krankhafter Prozesse, welche erst nach Vollendung der Entwicke¬ 
lung ein schon ausgebildetes — wenn auch oft wohl zu Er¬ 
krankung disponirtes — Gehirn befallen. 

Die Unterscheidung dieser beiden so sehr verschiedenen 
Gruppen ist in der Mehrzahl der Fälle leicht. 

Es liegt auf der Hand, dass es bei dem Vorhandensein einer 
vollkommen genügenden Anamnese nie Schwierigkeit machen kann, 
die Entwickelungsschwäche von der im späteren Leben eingetrete- 
nen Geistesschwäche zu unterscheiden, wenn auch die Entstehung 
der letzteren manchmal durch einen geringen Grad der ersteren 
gefördert ist. Wo die Anamnese aber fehlt, da ist doch bei den 
höheren Graden der Veränderung die Trennung nicht immer leicht. 
In den mässigeren Graden des Leidens allerdings ergiebt sich ein 
Unterschied von selbst. 

Bei der mangelnden Entwickelung des psychischen Lebens 
ist die Einschränkung des Vorstellungsschatzes eine einigermassen 
gleichmässige. Die Fähigkeit zur Leistung verwickelterer geistiger 
Bewegung im Allgemeinen wird nicht erworben, nur spärlichere, 
weniger genaue, weil ungenügend unter einander verbundene Be¬ 
griffsbildungen, sind nachweisbar. Bei der Demenz ist die Be¬ 
schränkung im Denken eine ungleichmässigere. Es finden sich 
doch noch eine Menge Ueberbleibsel aus besserer Zeit: Erinne¬ 
rungen, Urtheile, Schlüsse höherer Art, welche im deutlichen 
Gegensätze stehen zu dem allgemeinen geistigen Unvermögen des 
Kranken, namentlich zu seinem gleichgültigen Wesen, zu der 
mangelnden Verwerthung sowohl der Erfahrung, als des jetzt erst 
an ihn Herantretenden. Die genaue Untersuchung lässt einzelne 
Kenntnisse und ein Verständmss für nicht ganz einfache Dinge 
nachweisen, so dass sich erkennen lässt, dass hier ein geistiges 
Besitzthum zerstört worden ist, dessen Ruinen uns noch einen nicht 
unbeträchtlichen Umfang der früheren Vorstellungsbildung beweisen. 

Zu beiden Formen, Imbezillität wie Demenz, gehört Gefühls- 
abstumpfung, und es ist ja Jedem von Ihnen bekannt, wie charak¬ 
teristisch und namentlich für die forensische Thätigkeit wichtig 
der Umstand ist, dass gerade diejenigen Vorstellungen, die als 
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ethische, moralische, religiöse u. s. w. nur durch einen bestimmten 
Gefühlston ihre volle Ausbildung und ihre Wirksamkeit für das 
Handeln erhalten, sich nicht entwickeln können, bezugsweise 
bei Schädigung des psychischen Lebens im Ganzen besonders leicht 
eine Einbusse erleiden. 

Abgesehen von den weitverbreiteten, mehr dauernden Zu¬ 
ständen psychischer Schwäche, giebt es eine wegen der 
grösseren Seltenheit und der Schwierigkeit der Beurtheilung wich¬ 
tige vorübergehende psychische Schwäche. Als das charak¬ 
teristischste Vorkommniss sehen wir sie bei der Neurasthenie, 
weiterhin in sehr verschiedenem Umfange und verschiedener Dauer 
nach Störungen mannigfachster Art, schweren fieberhaften und 
erschöpfenden Krankheiten, Vergiftungen, Erschütterungen, nach 
Manien, halluzinatorischen Zuständen u. s. w., dann auch nach 
epileptischen Anfällen pp. uns entgegen treten. 

Wir wollen, ehe wir uns genauer mit diesen Zuständen be¬ 
schäftigen, einige Einzelheiten der bekannten dauernden Schwäche 
uns zurückrufen, wobei wir jedoch fortan ausschliesslich die 
intellektuelle Seite berücksichtigen wollen. 

Unsere Begriffe entwickeln sich in der Kindheit aus Wahr¬ 
nehmungen, welche zumeist mehreren Sinnesgebieten angehören 
und zumeist nach Gleichzeitigkeit der Entstehung zum Begriff ver¬ 
bunden werden, der später von einer Seite aus wachgerufen werden 
kann. Zu der Bezeichnung wird ursprünglich öfter eine der Sinnes- 
wahmehmungen benutzt (wenn man dem Kinde den Hund „Wau-Wau“ 
nennt). Später tritt in umfänglicher Weise das Wort in der Begriflfs- 
bildung hinzu und spielt eine grosse Rolle bei den Gegenständen, 
welche abstrakt sind, oder nur mit einem einzigen Sinne wahrge¬ 
nommen werden. 

Es ist leicht, einen Begriff nach seiner sinnlichen Eigenschaft 
in Unterbegriflfe zu zergliedern oder zu benennen, wenn er einen 
Komplex von Eindrücken auf verschiedene Sinne darstellt. So 
können wir Brot leicht in Schwarzbrot und Weissbrot oder nach 
der Form des Gebäcks unterscheiden, es hart oder weich (noch 
warm und dergl.) nennen. Eine Farbe dagegen, blau z. B., würde 
nur der Physiker nach dem Wesen unterscheiden können. Der ge¬ 
wöhnliche Mensch hat noch die Möglichkeit, nach der Lichtmeuge 
von hell- oder dunkelblau zu sprechen; sowie er weiter geht, muss 
er schon zu Vergleichen greifen und bezeichnet alsdann die Farbe 
als veilchenblau, himmelblau u. s. w. Wilde, welche zum ersten 
Male einen Spiegel sahen, benannten ihn „Wasser“. 

Solche Bezeichnungen nun lassen uns erkennen, dass eine neue 
Vorstellung nur entsteht durch Verbindung mit schon vorhandenen 
Begriffen, die Assoziation bezüglich der Aehnlichkeit oder Iden¬ 
tität. Wenn wir etwas begreifen, so liegt der Schluss zu Grunde, 
dass das Objekt der gegenwärtigen Wahrnehmung mit den einer 
oder mehrerer früherer Wahrnehmungen in Beziehung irgend 
welcher Art stehe. 

Es ist also schon für das einfachste Erkennen die Verbindung 
der jetzt erweckten mit früher erworbenen Vorstellungen (Erinne- 
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rung) nöthig. Beim Fehlen der letzteren kommt es gar nicht zum 
Erkennen und zur Begriffsbildung einfachster Art. Diese Zustände 
des tiefen Idiotismus haben kaum praktische Bedeutung. 
Hier wollen wir nur bei dem Grade der Störung verweilen, bei 
welchem eine mangelhafte Verbindung der Vorstellungen besteht. 
Eine solche verhindert das richtige Erkennen nicht ganz ein¬ 
facher Dinge, das Urtheilen’ und Schliessen. Schon bei jedem 
nur etwas verwickelten Einzelbegriffe sind mehrfache Verbindungen 
nach verschiedenen Richtungen und in verschiedener Stärke er¬ 
forderlich. Für Urtheile und Schlüsse gar muss die Richtigkeit in 
der Verbindung einer auf genügender Wahrnehmung beruhenden und 
mit guter Reproduktionsfahigkeit ausgestatteten Denkthätigkeit be¬ 
sonders gesichert sein. Die assoziative Thätigkeit kann sich nun im 
Allgemeinen nach drei Richtungen beschränkt zeigen: 1. in Bezug 
auf ihren Umfang. Es fragt sich nämlich: Entwickelt sich aus 
einem Begriff eine genügend ausgedehnte Reihe geordneter 
Vorstellungen? — 2. in Bezug auf die Intensität, mit der die 
einzelnen Assoziationen eintreten, 3. schliesslich bezüglich der 
Schnelligkeit der Entwickelung des Gedankenablaufs. 

Der mangelnde Umfang des assoziativen Denkens ist bei dem 
durch Jugendkrankheiten bedingten Schwachsinn besonders erkenn¬ 
bar. Es muss zunächst eine gewisse Anzahl von Nervenelementen 
und Verbindungen zu Gebote stehen, dass die Dinge überhaupt unter¬ 
schieden werden können. Denn nur Unterschiede der Er¬ 
regungen empfinden wir bekanntlich, und wo die Elemente des 
psychischen Lebens für die Aufnahme dieser Unterschiede der ein¬ 
zelnen Vorgänge nicht genügend sind (wie in der Retina in den ver¬ 
schiedenen Hautstellen die Aufnahmeorgane der Sinne verschieden 
zahlreich sind), fehlt die Unterscheidung und Erkenntniss. 

Die assoziative Thätigkeit erfordert die Verwendung zahl¬ 
reicher, durch verschiedene Gruppirungen geschaffener Verbindungen. 
Es werden ganz andere Mengen von Elementen und Verbindungen 
als im kindlichen Alter beim gebildeten Erwachsenen oder beim 
Fachmann vorausgesetzt, damit neue Begriffe durch Unterscheidung 
von in früheren Prozessen gebildeten Gedankenreihen oder durch 
andere Gruppirung und weitere Verbindung bestimmter Theile der 
bisher erworbenen Denkerregung mit dem Hinzutretenden gewonnen 
werden. Das hierzu erforderliche Nervenmaterial (im weitesten 
Sinne) ist in der Organisation des Schwachsinnigen nicht gegeben, 
so dass die herantretenden Erregungen ohne Aufnahme und Weiter¬ 
leitung sich verlieren wie eine reflexauslösende Reizung bei Schwund 
des motorischen Bogenabschnitts erlöschen muss. Die Unmöglich¬ 
keit, namentlich in der Richtung des „Warum“ längere Gedanken¬ 
ketten zu entwickeln, verhindert jede höhere geistige Entwickelung. 
Wenn der Schwachsinnige einen Schuss fallen hört, so kann er 
denselben zwar unterscheiden vom Glockenklange oder vom Thür¬ 
zuschlagen; was ihm fehlt, ist das Anknüpfen einer geregel¬ 
ten Vorstellungsthätigkeit in der Richtung der Kausalität: Woher 
und warum dieser Schuss? Der Schwachsinnige wird durch die 
Sinnesempfindung geistig nicht erregt. Daher fehlt ihm auch die 
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Aufmerksamkeit, und weil sein Denken nicht geweckt ist, kanu 
er besonderen Wahrnehmungen mit den Sinnen gar nicht systematisch 
nachgehen und selbst die unvermeidlichen Sinneseindrücke wird 
er geistig nicht verarbeiten. Er wird sogar nachher über den 
Schuss, dessen Wahrnehmung ein isolirter, schwacher psychischer 
Vorgang bleibt, keine hinreichend klare Erinnerung besitzen. 
Deshalb wird er auch niemals zu genügenden Urtheilen gelangen, 
nie Erfahrungen sammeln. 

Verschieden von der Vorstellungsschwäche nach dem Umfang 
sind die Störungen der VorstellungsVerbindung, wo weniger die 
Zahl der entstehenden Vorstellungen an sich beschränkt, als die 
Intensität, so zu sagen die Spannung der verschiedenen einzelnen 
Verbindungen geändert ist. Normalerweise ist die Erregbarkeit der 
ja immer mehrfach möglichen assoziativen Verbindungen, die meist 
nach der Gleichzeitigkeit der Entstehung der Vorstellung gebildet sind, 
eine verschieden abgestufte. Manche werden nur wenig, andere sehr 
intensiv erregt. Dies Verhalten erfährt öfter eine Aenderung, z. B. 
durch Affekte; Eitelkeit, Furcht täuscht unser Verständniss und Ur- 
theil. Beim geistig Schwachen ist die Fügung der Verbindung stets eine 
unvollkommene. Der Gedankengang ist nicht nach dem inneren Zu¬ 
sammenhänge der Dinge in breiter Berührungsfläche, sondern nach 
oberflächlichen Beziehungen in dünnen Fäden geleitet. Eine solche 
mangelhafte Verknüpfung tritt z. B. in der Geschwätzigkeit der 
Schwachsinnigen zu Tage. Hier knüpft sich allerdings an die 
erste Vorstellung eine zweite, dritte, vierte. Trotzdem walten in 
dem Vorgebrachten nicht die richtigen Beziehungen ob; mit der 
Zunahme der Vorstellungen wird der Gegenstand nicht etwa klarer 
oder umfassender erkannt; wir hören solche Kranke nicht das für 
das Verständniss Massgebende, sondern nur in losem Zusammen¬ 
hänge mit dem Grundgedanken stehende Dinge Vorbringen, bis sie 
schliesslich auf für die Frage ganz gleichgültige Dinge kommen. 

Die mangelnde Festigkeit der richtigen Assoziation macht 
sich noch auf andere Weise bemerklich. Die Gedankenreihen 
werden leicht gestört durch Eindrücke, die von aussen heran¬ 
treten. Jemand, der wie Archimedes mit einem wissenschaftlichen 
Problem beschäftigt ist, ist für seine Umgebung blind. Es ist 
eigentlich ganz unrichtig, das Verhalten mancher Gelehrter schlecht¬ 
weg „zerstreut“ zu nennen; das ist das Kind und der Schwach¬ 
sinnige mit mangelnder Festigkeit des Gedankenganges, weil zu 
viel Eindrücke aus der Umgebung seine Aufmerksamkeit in 
Anspruch nehmen, so dass die Ordnung und Zweckmässigkeit 
des Vorstellungsablaufs aufgehoben wird. Dieser letztere Vorgang, 
die Faselei, kommt neben einer Erleichterung der Uebertragung 
der Gedanken bei der Manie vor, ist aber auch ohne Beschleuni¬ 
gung beim Schwachsinn zuweilen vorhanden. 

Die Verlangsamung der Assoziadonsthätigkeit — um den 
dritten Punkt noch kurz zu berühren — ist die leichteste Form 
der Störung und verbindet sich deshalb auch fast stets mit der 
ersten Störung, der des Umfangs. Für sich kommt die Verlang¬ 
samung vor allen Dingen bei der physiologischen Ermüdung und 
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bei der Neurasthenie vor, wo sie bei fortdauernder Anstrengung 
zur Lockerung der Ideenfolge (den Faden verlieren) und weiter 
zum vorübergehenden vollständigen Gedankenstillstand führen 
kann, der durch Ruhe in kurzer Zeit in den normalen Zustand 
zurückgeführt wird. 

Die Diagnose der selbstständigen Geistesschwäche ist nach dem 
oben Gesagten nur möglich, wenn das Vorhandensein von anderen 
abnormen Vorgängen, besonders von ängstlicher Erregung, von 
Sinnestäuschungen, Wahnvorstellungen, welche eine unbehinderte 
Gedankenerzeugung oder die Aeusserung derselben beschränken, 
sich ausschliessen lässt. Es ist dies keineswegs stets ganz leicht 
und öfter nur bei längerer Beobachtung des Kranken durchführbar. 
Ist dies erreicht, so wird man bei schwierigen Fällen zu einer 
Untersuchungsmethode schreiten, welche es gestattet, den Befund 
genauer im Umfange festzustellen. Es können die Einzelheiten, 
deren Ausbildung namentlich durch Rieger gefördert ist, hier 
nicht angeführt werden. — Für gewöhnlich begnügt man sich, 
den Einfluss von Vorgängen, welche die Aufmerksamkeit erregen 
müssten, auf den Kranken festzustellen. Man prüft die richtige 
Erkenntniss hypothetischer Situationen stets unter Berücksichtigung 
des Eintretens der Ermüdung. Man untersucht sowohl die Erregbar¬ 
keit früher gewonnener Vorstellungen (Kenntnisse), als auch die 
Fähigkeit, eben Wahrgenommenes oder kürzlich gemachte Mit¬ 
theilungen (Sätze, Zahlen nach verschiedener Gruppirung) nicht 
nur verschieden lange zu behalten, sondern auch für bezügliche 
Fragen richtig zu verwenden. Natürlich hat man stets den guten 
Willen des Kranken, den Einfluss der Umgebung zu berücksich¬ 
tigen. In der Verwendung des Befundes für die Diagnose halte 
man sich gleich fein von den beiden Fehlern, einerseits von der 
Lebensstellung, dem Bildungsgänge des Kranken nicht angepassten 
Anfordeningen und der Verkennung von Vorurtheilen, Irr- 
thümern, Aberglauben, andererseits aber von übergrosser Werth¬ 
schätzung mehr mechanisch angelernter, aber nicht ein wirkliches 
Verständniss beweisender Aeusserungen. 

Die Untersuchung des Zustandes bei der akuten primären 
Vorstellungslähmung, zu der wir uns jetzt wenden, erfolgt nach 
ähnlichen Grundsätzen. 

Die wenigen Kranken, welche ich Ihnen nun zeigen will, 
sollen Ihnen das häufigste Vorkommen dieser Erkrankung und ihre 
Verbindungen mit und Uebergänge zu anderen Abweichungen 
vorftthren. 

Es ist nämlich, nachdem ich von einer primären, nicht durch 
Sinnestäuschungen, Affekte pp. bedingten Funktionsstörung dieser 
Art gesprochen habe, besonders wichtig hervorzuheben, dass in 
einzelnen Fällen sich eine solche neben dem Vorkommen eines 
unrichtigen Gedankeninhalts wahrnehmen lässt, der nicht immer 
allein aus der Schwäche der Erinnerungsbilder und der Störung in 
der richtigen Verbindung der Vorstellungen für uns erklärlich 
wird. Namentlich aber kommt die Erinnerungs- und Denkschwäche 
auch zuweilen als spätere längere Phase einer Erkrankung vor, 
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in der anfänglich vorzugsweise Siunestäuseliungen und Wahn¬ 
vorstellungen. oft unter Trübung des Bewusstseins, bestanden 
haben. Der Kranke ist dann allerdings in dieser Zeit nicht mehr 
als ein nur scheinbar im Denken gelähmter, durch ängstliche 
Sinnestäuschungen, Wahnideen etc. so erscheinender zu betrachten. 
Der Zustand ist jedoch andererseits kein alleinstehender, sondern 
mit anderen Abweichungen vergesellschafteter oder — wie nach 
den oben angeführten Krankheiten — der Ausdruck einer Er¬ 
schöpfung des Gehirns nach Abklingen einer etwas anderweitig 
gestalteten Funktionsstörung, welche übrigens vielleicht in ähnlichen 
Ernährungs - Verhältnissen des Nervensystems ihren Grund hatte. 

Demonstrationen: 

Fall I; 23 J., Schuhmacher: 

Patient folgt Aufforderungen einfacher Art sehr langsam, hat einen leeren 
Gesichtsausdruck. — Wiederholte Fragen nach Alter pp. werden nur sehr müh¬ 
sam, die nach der Jahreszahl gar nicht beantwortet; auf einzelne erfolgt „ja 4 * 
oder „nein“ jedoch nicht immer richtig. — Patient schenkt der Besonderheit der 
Umgebung keine Aufmerksamkeit, sieht für gewöhnlich ohne mimische Regung 
vor sich hin. Dass der Kranke durch die Fragen überhaupt erregt wird, sehen 
Sie an dem Wechsel seiner Physiognomie sofort. Er faltet die Stirn, bewegt 
die Augen nach dem Fragenden. Auch die Lippenstellung wird leise geändert, 
aber nach dem Vorübergehen dieser Aenderung zu schliessen, dauert das Nach¬ 
denken nur kurze Zeit, dann tritt wieder der alte Ausdruck ein, als ob er es 
aufgegeben hätte. Schliesslich hörten Sie, dass er auf die Frage: „Wo sind wir 
denn hier? Sind Sie denn hier in Ihrem Hause?“ „Ja“ — „Ist denn das hier 
Ihre Wohnung?“ „Nein“ antwortet. — Die Langsamkeit der Aeusserungen 
brauche ich nicht hervorzuheben. 

Es ist ein Mann, der uns am 6. März — also vor 7 Wochen — unter 
der Diagnose „Melancholie“ zugegangen ist. Er war ein guter und geschickter 
Arbeiter, erkrankte daun ziemlich plötzlich. Man hatte nur etwas Schweig¬ 
samkeit an ihm bemerkt, bis er dann ganz still wurde. Er kam nach zwei¬ 
tägigem Aufenthalte in einem anderen Krankenhause hierher und hat vom ersten 
Augenblicke an im Wesentlichen sich so gezeigt, wie er jetzt ist. Er antwortete 
höchst apathisch „Ich weiss nicht“ oder gab auf suggestive Frageu mit „Ja“ 
oder „Nein“ (z. Theil zweifellos unrichtigen) Bescheid. Ein oder zweimal löste 
er jedoch 6X6 und 7X7 ? Wenn man alle Hülfen und viel Geduld anwandte, 
so war anfangs herauszubringen, dass er l 1 /* Jahre in Berlin wäre und dass er 
1871 geboren sei. Anderes ist bisher von ihm nicht zu erfahren. — Wie die 
geistige, so ist auch die körperliche Bewegung bei ihm langsam. Zweimal hat 
er Urin unter sich gelassen, jetzt ist er nicht unreinlich und isst langsam ihm 
Vorgesetztes, bewegt sich aber ohne äusseren Anstoss nicht herum, sondern 
steht, versuchsweise aus dem Bette genommen, in dem er natürlich in der Regel 
liegt, mit demselben unbewegtem Gesichte und leicht gesenktem Kopfe da, ohne 
jedes Interesse für seine Umgebung. 

Dass der Kranke nicht von vornherein so geistesschwach war, geht, ab¬ 
gesehen von der Anamnese, auch daraus hervor, dass er noch allerhand weiss. 
Sie hörten, dass er früher ganz langsam einzelne Fragen des kleinen Einmaleins 
beantwortet hat. — Der Gesichtsausdruck ist vielleicht jetzt im Augenblicke 
nicht ganz leer zu bezeichnen, indessen fehlt auch jedes Zeichen von Angst, 
Abwehr u. s. w. Ueberhaupt haben wir hier von irgend welchen seine Auf¬ 
merksamkeit für die Umgebung beeinträchtigenden inneren Vorgängen nie 
etwas feststellen können, so dass wir im jetzigen Zustande ein Daniederliegen 
alles begrifflichen (und damit natürlich auch affektiven) Lebens festzustellen 
haben. — 

Da mit dem Worte „psychische Lähmung“ zumeist eine Aufhebung der 
körperlichen Bewegung durch psychische Vorgänge bezeichnet wird, so 
könnten wir den Zustand, in welchem weder unsere Fragen noch sonstige 
Sinneseindrücke Beaktion hervorrufen, als Lähmung des (bewussten) Den¬ 
kens und Empfindens bezeichnen. Der Ausdruck „Denkhemmung“ ist nicht 
unzweideutig, weil man darunter auch den Einfluss anderer psychischer 
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Bewegungen, Affekte pp. auf das Vorstellen verstehen kann, ähnlich wie bei der 
Beschränkung des Vorstelleus ängstlich Halluzinirender oder bei dem Pseudo¬ 
stupor. — Hier jedoch könueu wir jedenfalls einen aktiven Vorgang, welcher 
die Fassung und Erinnerung pp. aufhöke, nicht nackweisen. 

Fall II; 35 J., Bahnbeamter, aufgenommen vor 20Tagen: 

Kranker folgt Aufforderungen bereitwillig, giebt seine Personalien richtig 
an und erklärt auf Befragen weiter: „Ich finde selbst, dass noch Störungen im 
Gedächtnisse vorhanden sind. Ich kann Namen nicht auf lunge Zeit behalten, 
dagegen hat sich die Erinnerung aus den Kinderjahren erhalten.“ — Wie sind 
Sie hierher gekommen? — Pause — „Mit der Bahn; ich habe ein Billet ge¬ 
löst. — Ich bin hier vorgefahren, bin abgestiegen, habe mich beim Portier er¬ 
kundigt, wo ich mich zu melden hätte, habe — habe ein Bad genommen und 
dann ging’s in das betreffende Zimmer.“ — Was ist Ihnen dabei aufgefallen? 
„Es ging alles nach einer bestimmten Regel, es wurde zur bestimmten Zeit ge¬ 
gessen, aufgestanden.“ — Was hatte dies für einen Zweck? „Zur Regelung“ — 
Weshalb brauchen Sie denn eine Regelung? „Na, die ganze Welt, das Sonnen¬ 
system hat eine Regelung.“ — Sie sind aber (loch hier nicht zu Hause. Wissen 
Sie jetzt, was die Gebäude hier bedeuten? „Es ist eine grosse Anstalt“. — 
Seit wann wissen Sie das? „Das ist mir jetzt klar geworden.“ — Was für 
eine Anstalt? „Eine Irrenanstalt.“ (Als ich den Herrn vorgestern eingehend 
befragte, konnte er mir nach mehrfachem Bemühen nur antworten: „Es ist hier 
ein grosser Gebäudekomplex.“) — Wann haben Sie das erfahren? „Es haben 
bei uns oben im Saale Schwurgerichtsverhandlungen stattgefunden.“ — Sind Sie 
jetzt ganz sicher, dass dies nicht das Amtsgericht zu W. ist? „Ja.“ — 
Woher sind Sie also gekommen? „Von zu Hause mit der Eisenbahn.“ (Wird 
entlassen.) 

M. H.! Obgleich der Kranke seine Angabe wiederholt, liegt in Wirk¬ 
lichkeit Alles anders. Pat. ist zugegangen durch ein Krankenhaus, woselbst er 
sich mehrere Wochen befunden hat. Er litt schon einige Zeit vor dem Eintritt 
des Zustandes an Appetitlosigkeit, Erbrechen Beklemmung und war schlaflos. 
Schon im Anfänge erschien er dort „nicht klar“, sprach Nachts sinnlos, fing nach 
einigen Tagen an auch bei Tage Gestalten zu sehen und Gehörstäuschungen zu 
haben. Die Erscheinungen eines schweren Magenkatarrhs hielten dabei an. 
Nach 14 Tagen musste er Abends isolirt werden, wurde bald in den Kranken¬ 
saal zurückgenommen und verhielt sich zunächst etwas ruhiger. Dabei war er 
jedoch zweifellos ohne Verständniss für seine Umgebung uud behauptete, es sei 
mobil gemacht und er sei dazu eingezogen. Vermehrte Sinnestäuschungen und 
Unruhe führten zu seiner Aufnahme in unsere Anstalt. Die Anamnese l ) 
ergiebt zweifellosen Alkoholismus. Vor 3 Jahren und vor 1 Jahr je einmal 
Krämpfe, dann Vomitus, Schweiss, nächtliche Unruhe, Rücksichtslosigkeit gegen 
Frau uud Kinder, Neigung zu Anzweifelung der ehelichen Treue der Frau. 
Schon etwa 8 Tage vor der Aufnahme bestanden Delirien mit Mäusen, Spinnen, 
durchs Fenster kletternden Männern. — In dem 20 tägigen Aufenthalte hier ist 
nun eine erhebliche Besserung eiugetrcten. Anfänglich sprach Pat. ganz un¬ 
geordnet, erzählte, seine Frau und Kinder seien todt, wahrscheinlieh durch Gift. 
Er sei heute zu Fass vou der . . . Strasse hergekommeu, (zählt die nach seinem 
Dienstgebäude führenden einzelnen Strassen richtig auf) habe heute noch seine 
Thätigkeit ausgeüut pp. Er bestreitet auch in den folgenden Tagen schon 
Nachts hier geschlafen zu haben — erzählte eine lange Geschichte von einer 
Seefahrt. — An einem folgenden Tage behauptet er, es sei auf ihn geschossen 
worden, will in der Kaserne sein. Oefter wird noch die Vorstellung, im Ge¬ 
richtsgebäude zu sein, geäussert — einmal ist er auch mit dem Dampfer ge¬ 
fahren. Dann sagt er: „Ich weiss nicht, mein Gedächtniss ist schwach ge¬ 
worden“; ein ander Mal: „Ich bin ganz konfuse.“ Weiter zurückliegende Dinge 
berichtet er dabei genügend, kennt die Kaiser, rechnet sehr gut u. s. w. Ver¬ 
halten äusserlich ruhig. Schlaf in letzter Zeit gut. Tremor ist bald geschwun¬ 
den. Es bestehen keine Symptome von Neuritis, Augenbefund normal. 

M. H.! Zunächst ist bemerklich, dass der Kranke eine gewisse Menge 
von Wahrnehmungen und zwar von richtigen auch hier gemacht hat; darüber 
lassen seine Aeusserungen keinen Zweifel. Diese Wahrnehmungen sind jedoch — 
wenigstens bis vorgestern — durch Ueberleguug zur Erkenntnis« seiner Lage nicht 
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genügend verwendet, worden, die sind nämlich nicht in Beziehung gebracht worden 
mit Vorstellungen, welche normalerweise aus den früheren Gedankenerregungen 
durch sie hätten erweckt werden müssen, es fehlte die Verbindung mit dem 
bisher Erlebten. Es scheint überhaupt die Frage nach der Bedeutung der Vor¬ 
gänge um ihn herum nicht aufgetaucht. Verstehen können wir eine neue Si¬ 
tuation nur aus Vergleichen mit vorausgegangenen. Wird jedoch die Erinnerung 
an frühere Ereignisse und an die daraus entwickelten Anschauungen durch den 
neuen Eindruck gar nicht wachgerufen, so kann natürlich eine Ueberlegung nur 
in der unvollständigen Weise stattfinden, wie sie den doch zweifellos schon in 
der Besserung befindlichen Kranken zu uns sagen lässt: „Es geschieht zur Re¬ 
gelung.“ 

Warum werden nun diese Vorstellungen aus früherer Zeit nicht assoziativ 
erregt ? Für einen Theil derselben ist der Grund klar, es stehen für die Vor¬ 
gänge bei dem mehrwöchentlichen Krankenhausaufenthalte überhaupt Erinne¬ 
rungen nicht zu Gebote, vielmehr bestand damals kein Bewusstsein, daher jetzt 
vollständige Amnesie. Möglicherweise ist die mit der Lebhaftigkeit und der 
Zusammenhangslosigkeit der Sinnestäuschungen verbundene Störung der Auf¬ 
fassungsfähigkeit die Grundlage des Fehlens der Erinnerung. Wenn Sie jedoch 
daran denken, wie selbst bei lebhaftem Delirium keineswegs immer ein so voll¬ 
ständiger Erinnerungsmangel beobachtet wird, so müssen wir andererseits die 
Möglichkeit anerkennen, dass in einem Falle, wie dem vorliegenden, ausser 
durch die starke Verwirrtheit, welche die normalen Assoziationen durch un¬ 
richtige ersetzt, auch durch einen selbstständigen Ausfall von Assoziation, wie er 
jetzt noch vorhanden, eine Verminderung der Schärfe des Bewusstseins, also eine 
Störung der Erinnerung bedingt ist. Möge diese Amnesie nun zum Theil so be¬ 
gründet seiu oder nicht, jedenfalls knüpft Patient, weil während des Krankenhaus¬ 
aufenthalts der Erinnerung zugängliche Vorstellungen nicht in ihm abgelaufen 
sind, an den letzten klaren Gedanken zeitlich an: er sei von Hause hierher ge¬ 
fahren. — Anders jedoch liegt es für Vorstellungen, welche psychischen Vor¬ 
gängen in früherer (gesunder) Zeit entsprechen. Patient kennt sein Alter, „Alles 
aus den Kinderjahren“, vermag auch in der letzten Zeit über seinen Dienst zu 
berichten. Er hat auch auf Befragen über ein Krankenhaus sich zutreffend ge- 
äussert. Aber als man ihn dann alsbald auf das Aussehen seiner Umgebung 
verwies, war die Antwort: „Nun, die Leute liegen alle im Bett“ (am 20./4). 

Danach haben wir anzunehmen, dass Vorstellungsbewegungen gewisser 
Art (Krankenhaus) nicht völlig unmöglich sind, dass sie aber nicht wie beim 
Gesunden durch entsprechende Wahrnehmungen zu Stande kommen. Die zu¬ 
gehörigen Mechanismen sind nicht zerstört, aber ihre Verbindung mit Wahr¬ 
nehmungen der Jetztzeit ist ausgeschaltet, „es fehlt das geistige Band.“ 

Zur Zeit werden wir das Verhalten des Kranken keineswegs aus Sinnes¬ 
täuschungen herzuleiten haben, weil offenbar neue Gesichts - und Gehörs¬ 
täuschungen nicht mehr gebildet werden; wir stellen nur fest, dass der Kranke 
noch vereinzelte der früher entstandenen phantastischen Vorstellungen in das 
jetzige Stadium mit hinübergenommen hat (Schwulgerichtsverhandlung). — Der 
Weiterverlauf wird sich so vollziehen, dass diese Einbildungen ganz zurück¬ 
treten und eine zunehmende Erregbarkeit der Assoziationen, die Verwendung 
der bisherigen Denkbewegungen und damit die Urteilsfähigkeit wieder her- 
stellen wird. 

Patient wird sich der heutigen Vorstellung erinnern. Dagegen werden wir 
auf ein völliges Bewusstwerden der Vorgänge der früheren Wochen nicht zu 
rechnen haben. 

Nachtrag: Am 12. Mai hat Patient ausführlicher über seine „Phan¬ 
tasiestücke“ geschrieben. Er habe geglaubt, dass ein Geschworenengericht im 
Nebenzimmer tage, ein anderes Mal, dass er nach England flüchte. Er bezeichnet 
diese Dinge (die er aber auch am Tage erlebte) als „Träume“. Vom Kranken¬ 
bause hat er keine Erinnerung, wohl aber ist der hiesige Aufenthalt ihm, ab¬ 
gesehen von den ersten Tagen, erinnerlich. Er kann für jeden späteren Zeit¬ 
punkt immer genauer berichten, erzählt auch dabei, dass er einmal „bei einer 
Aerzteversammlung gewesen sei, wo Denkübungen mit ihm angestellt seien.“ 
Er merke jetzt, dass sein Erinnerungsvermögen erst nach und nach zurück¬ 
gekehrt sei fast bis zum Krankheitsbeginn. — In der nächsten Zeit besserte sich 
der Zustand noch erheblich, so dass der Kranke am 80. Mai entlassen wurde. 
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Fall III; 43jährigerArbeiter, zugegangen am2 8. März. 

In diesem Falle ist eine Verbindung mit Alkoholismus nicht sicher. 

Sie sehen, der Kranke bewegt sich frei und folgt einfachen Aufforderungen. 
Er antwortet auf Fragen, aber was er sagt, ist eigenthümlich. — Wie geht es 
Ihnen denn? „Ich wundre mich eben.“ — Worüber denn? „Dass ich habe 
hierher kommen müssen“ (meint den Festsaal.) — Das ist Ihnen noch nicht vor¬ 
gekommen? „Nein“ — Was machen Sie denn hier? „Ich bin solange hier, bei 
den Herren hier.“ — Na, was machen Sie denn hier? „Hier soll ich hin.“ — 
Wozu sind Sie aber hier? „Ich bin hier auf dem Berg hier gewesen.“ — Was 
aber machen Sie nun hier ? „Ich boII hier nun Fragen beantworten.“ — Richtig, 
jetzt! — Weshalb sind Sie aber überhaupt hier? „Ja, weshalb?“ —Haben Sie 
nicht darüber nacbgedacht, was Sie hier sollen, Herr S.P Sie sind doch ein ver¬ 
ständiger Mann. „Ich bin krank gewesen“. — Was hat Ihnen denn gefehlt? 
„Na, ich habe — ich — habe kleine Geschichten an den Augen, schlimmen Kopf 
und so ’was gehabt. Es hat mir der Kopf weh gethan und die Brust weh ge- 
than.“ — Wie lange sind Sie denn hier? „In Berlin?“ — Nein hier in diesem 
Hause? „In diesem Hause hier?“ (Fragen werden vom Pat. stets wiederholt, 
er kommt nie zu einer raschen Antwort.) — Nun, wie lange sind Sie in diesem 
Hause? „Eine Stunde.“ — Sind Sie hier auf Arbeit? „Nein, in diesem Hause 
nicht.“ — Weshalb sind Sie nicht zu Hause sondern hier? „Wir sind bestellt 
worden von 2 Soldaten.“ (Er meint immer, dass er vom Gebäude, in welchem er 
liegt, durch 2 Wärter hergebracht ist.) „Wir wollten — ich weiss eigentlich 
nicht, was sie hier wollen.“ — Warum sind Sie hergebracht? „Wir haben uns 
untergefasst.“ — Warum? „Die wussten’s auch nicht.“ — Weshalb halten Sie 
Sich überhaupt hier auf? „Ja, das ist nicht anders.“ — Sind Sie Soldat ge¬ 
wesen? „Nein.“ — Wo waren Sie früher? Wo sind Sie geboren? „Ich bin in 
G. geboren, Landsberger Kreis.“ — Wo waren Sie, als Sie zur Stellung gingen? 
„Ich ging nach Landsberg.“ — Was waren Sie damals? Waren Sie damals ver- 
heirathetP „Nein.“ — Sind Sie jetzt verheirathet? „Ja, jetzt bin ich ver- 
heirathet.“ — Wie lange sind Sie verheirathet? „Das weiss ich nicht; der 
Junge wird nun 13 Jahre.“ (Pat. ist 1851 geboren.) — Wieviel haben Sie zuletzt 
dranssen verdient den Tag? „Meine Frau sagt, sie bat die Woche 4 M. 50 Pf. 
geschickt gekriegt“ — Von wem ? „Von wem, kann ich nicht sagen.“ 

Von der Frau des Erkrankten wird übermässiger Trunk geleugnet, ist 
wenigstens nicht aufgefallen. Pat. soll seit 1892 einen Herzfehler, keine Kopf¬ 
verletzung, keine Lues, keinen Rheumatismus gehabt haben. War seit ‘/* Jahre 
ruhebedürftiger. Am 19. März soll er Nachts Uber grosse Mattigkeit geklagt, 
Frost und Hitze gehabt haben, wie die Frau meinte, in einem Anfall von 
Influenza. Am 3. Tage war er verwirrt, sprach und sah allerhand, nannte 
die Frau „Sie“ und kam bei Fortschreiten der Erscheinungen etwa am achten 
Tage zu uns. 

War bei der Aufnahme unklar, käme von Landsberg mit der Droschke. 
Redet den Wärter mit „Du“ an, alle Aerzte mit „Herr Schulz.“ Manchmal 
sucht er nach Worten, bezeichnet jedoch vorgehaltcne bekannte Gegenstände 
richtig. Aorteninsuffizienz. Keine Zeichen von Neuritis, Kopfschmerzen (auf 
Befragen). 

Am 6. Tage wird er ziemlich laut, schlägt gegen die Wand, muss vor¬ 
übergehend isolirt werden. Am folgenden Tage jovial, ist stets in „Landsberg“ 
und „Herr Schulz.“ In den nächsten Tagen noch zeitweise unruhig. Seit dem 
7. April ruhig wie jetzt. Auf Fragen, abgesehen von den stereotypen oben er¬ 
wähnten Antworten entweder „ja“ oder„ ne“, „kann nicht drauf kommen,“ beruft 
er sich öfter auf seine Frau, die wisse das. Soll er zusammenhängend erzählen, 
bringt er eine Anzahl von Orts - und Personennamen vor, unterbricht sich stets 
„so heisst det nicht“ und«giebt es schliesslich auf, indem er zu dem notirenden 
Arzt bemerkt: „Na, aufgeschrieben haben Sie’s wohl schon.“ Namen der Kinder? 
„Will den Taufschein nachsehcn.“ Kann kein grösseres Exempel rechnen. Be¬ 
hält den ihm wiederholt mitgetheilteu Anstaltsnamen und den des Arztes nach 
mühsamem Nachsprechen auch nicht einmal für kurze Zeit, wiederholt gleich, 
derselbe heisse Schulz, „kennen gelernt habe ich Ihnen — hier — so hiorkerum.“ 
Stets, auch in der Unterhaltung Suchen nach Worten, quält sich beim Suchen 
„s’ist doch toll.“ 

Der weitere Verlauf brachte keine wesentliche Aenderung. Er giebt 
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seinen Aufenthalt bald auf 7—8 Jahre, bald auf Tage an, hat Nachts in einem 
Kahne aut der Warthe geschlafen, kann nie Anstalt und Personen benennen, 
behauptet hier zu wohnen. Der Wärter ist „bei Buschen. 4 Am Fenster stehend 
sucht er „die Chausseehäuser. 4 Dagegen vermag er jetzt einiges aus dem 
kleinen Einmaleins zu sagen; über das frühere Leben wird noch unsicher 
berichtet. — 

Dieser letzte Fall unterscheidet sich von dem vorigen zunächst durch die 
grössere Schwere der Erscheinungen. Es ist noch jetzt das Behalten aller 
frischen Eindrücke vollständig unmöglich. Aus der ferner liegenden Vergangen¬ 
heit sind allerdings Erinnerungen vorhanden. Der Kranke sucht jedoch auch 
dabei stets nach Worten und drückt sich unhehültlich aus. Hierzu kommt, 
dass eine Art von Erinnerungstäuschung sich geltend macht in der regelmässigen 
Verkennung des Aufenthaltsorts und der Personen. Es ist verständlich, dass bei 
der tiefen Bewusstseinstrübung, welche jede Erinnerung an die Vorgänge der 
letzten Zeit ausschliesst, der Kranke zu der ihm aufgezwungenen Antwort auch 
nur einigermassen passende Vorstellungen aus der erinnerbaren Zeit verwendet. 
Ein Gesunder wird eine ungefähre Aeimlichkeit oder einen Einfall dieser Art 
nicht annehmen, weil die richtige Auflassung seiner Umgebung ihn davon ab¬ 
hält; hier jedoch, bei dem Fehlen einer Vorstellungsbildung aus den jetzigen 
Wahrnehmungen, fällt dieser Einfluss fort. Wie im Traume ist auch hier die 
Kritik aufgehoben. Die Höhe des Bewusstseins ist jedoch — wahrscheinlich — 
hier noch geringer als im Traume, denn schwerlich wird sich der Kranke später¬ 
hin der Angaben erinnern. 

Eine solche Geistesstörung ist als bei Neuritis verschiedenen Ursprungs 
vorkommeud besonders von Korsakow eingehender beschrieben. 

In nnserera Fall III haben wir wohl eine infektiöse Erkrankung als we¬ 
sentliche Ursache für die Psychose anzunehmen, neuritische Erscheinungen fehlen 
jedoch, (wie auch in anderen von mir beobachteten Fällen) vollkommen. 

M. H.! Wir sehen, dass primäre Beschränkung der psychischen 
Uebertragungen der (bewussten) Vorstellungsthätigkeit in sehr ver¬ 
schiedener Bedeutung uns entgegentreten. In der That steht eine 
Störung wie die bei der geistigen Entwickelungshemmung des Schwach¬ 
sinnigen der in den vorgestellten Fällen ganz fern. In klinischer Be¬ 
deutung ist der Unterschied sehr gross, so gross wie zwischen der 
mangelhaften Bewegung eines atrophischen Gliedes in Folge fötaler 
Hirnerkrankung einerseits und den vorübergehenden Lähmungen, 
die durch manche Giftstoffe zu Stande kommen andererseits. Es 
giebt also nicht eine „psychische Schwäche“, wie es nicht eine 
„Lähmung“ giebt, vielmehr ist die Grundlage der Funktionsstörung 
eine ganz verschiedene: bei der Imbezillität Mangel genügend 
ausgebildeter Nervenelemente, bei der Demenz (auch der senilen etc.) 
Beschränkung der Thätigkeit, z. Th. selbst Verlust der Organe, 
bei der Denklähmung Aufhebung oder Verminderung der Funktion 
d. h. einer derartigen Uebertragung von Erregungen, dass eine 
Vorstellung im Bewusstsein entsteht und zu Urtheilen und 
Schlüssen verwandt wird. So verschieden wie die Grundlage der 
Erscheinung bei den genannten Krankheitsformen, ist auch Verlauf 
und Ausgang. 

Noch ein Wort über die Bewusstseinstrübung, welche bei der 
akuten Denklähmung so sehr in den Vordergrund tritt, dass auch 
das Augenblicksbild eines solchen Zustandes mit dem der ange¬ 
borenen Geistesschwäche gar nichts mehr gemein zu haben scheint. 

Aus den Antworten der Kranken entnehmen wir, dass sich 
an die Wahrnehmungen der letzten Zeit (auch nach Rückgang 
der Sinnestäuschungen etc.) keine Ueberlegung, kein Schluss 
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knüpft. Durch das Fehlen dessen, was man Apperzeption 
nennt, bleibt der Gesammt-Vorgang bei der Wahrnehmung ein 
sehr kurz dauernder, oberflächlicher. Mittelst des Augenspiegels 
gesehene Bilder können wir nachher nach der Farbe festhalten, 
ja wir können Form der Pupille, die Anordnung der Gefässe auf¬ 
zeichnen, weil wir die Gesichtserregung durch psychische Vor¬ 
gänge, so zu sagen, befestigen. Eine Reihe chinesischer Buch¬ 
staben dagegen behalten wir nicht, weil wir uns dabei nichts denken 
können, obgleich das Objekt für unsere Augenbewegungs- und 
unsere Farbenempfindung wohl einfacher ist. 

Je durchdachter also ein Gegenstand ist, je mehr Nerven- 
elemente und Verbindungen erregt sind, desto besser erinnern wir 
uns seiner. — Die Erinnerungsfähigkeit schwindet bei Fehlen 
aller und jeder Gedankenverknüpfung vollständig. Wo — wie im 
ersten Falle — gar keine psychische Erregung erkennbar wird, 
hat das Fehlen der Erinnerungsfähigkeit nichts Auffallendes. Wo 
wir jedoch wie bei Fall III ein gewisses Gedächtniss für weiter 
zurückliegende Zeit durch Fragen feststellen können, scheint diese 
Erklärung nicht so einfach. — Ich habe jetzt noch einen Fall in 
Beobachtung, in welchem der Betreffende (ein Buchhalter) viel rascher 
als ich Rechnungen ausführt und über sein Vorleben leidlich be¬ 
richtet. Die Aufenthaltszeit, den Namen der Anstalt und der 
Aerzte kennt er dabei nicht, behauptet nach 5 wöchentlicher An¬ 
wesenheit gestern auf der Strasse gefallen zu sein und Aehnliches. 
Auf den erheblichen Unterschied für früher erworbene und jetzt 
erst zu bildende Vorstellungen und dass das zuletzt Erlebte am 
spätesten in der Erinnerung wiederkehrt, ist schon hingewiesen. 
Es können also Erinnerungen aus früherer Zeit dem Arzte be¬ 
richtet werden, ohne dass nachher für die Abstattung des Berichts, 
also einen Vorgang der Jetztzeit, Erinnerung besteht, vollkommen 
wie bei seniler Gedächtnissschwäche. Ob die Vorstellungen aus 
früherer Zeit wie durch Fragen (Apperzeption der Klangsymbole) 
durch Sinneseindrücke entsprechender Art überhaupt erregt werden, 
ist nicht zu entscheiden. Sicher ist nur, dass sie zu weiteren 
Gedankenverbindungen, Urtheilen, Schlüssen nicht entwickelt 
werden. 

Das Fehlen der letzteren wird die Erinnerung an die Wahr¬ 
nehmungen genau in der Weise beeinträchtigen, wie uns ganz 
gleichgültige Gegenstände, auf welche nur unsere Blicke, aber 
nicht unsere Gedanken gerichtet waren, nachher entfallen sind. 
Dass dies stets und allein die Grundlage der späteren Erinne¬ 
rungslosigkeit sei, soll damit nicht behauptet werden. 

Die Diagnose der akuten Denklähmung ist im Allgemeinen 
keine schwierige. Das Hineinspielen oder Vorausgehen von Vor¬ 
stellungen abnormen Inhalts wird freilich zu gewissen Zeiten nicht 
stets mit voller Sicherheit auszuschliessen sein. Während nun die 
hohen Grade des Leidens an der Haltung, der Physiognomie etc. 
erkannt werden können, ist bei den leichteren Formen eine um¬ 
fänglichere Beobachtung und eine genaue Kenntniss des Verlaufs 
des Leidens nicht zu entbehren. Die Widersprüche in den Aeusse- 

10* 
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rangen solcher Kranken können sogar bei einmaliger Betrachtung 
an absichtliche Unrichtigkeiten denken lassen, eine Meinung, welche 
bei Eingehen auf den psychischen Zustand sich als irrig erweisen 
wird. Immerhin ist die akute Denklähmung keine so häufige 
Krankheit, dass ich mich nicht für berechtigt halten durfte, sie in 
verschiedenen Graden und Kombinationen Ihnen hier vorzuführen. 

(Lebhafter Beifall.) 

An diesem Vortrag schloss sich ein Rundgang durch die 
verschiedenen Gebäude der Anstalt, die zur Zeit wohl als eine der 
besteingerichtetsten Irrenanstalten gelten darf. 

In hohem Grade befriedigt schieden die Theilnehmer, nicht 
ohne Herrn Direktor Dr. Moeli ihren herzlichsten Dank so¬ 
wohl für seinen Vortrag, wie für seine überaus liebenswürdige 
Führung auszusprechen. 



Anlage I. (Zum Vortrag des Kreisphys. Dr. Lange rhans- 
Celle, 8. S. 35.) 


Schule 


ZU 


Lehrer: Herr. 

Jetzige Schülerzahl: 

davon Knaben:. Mädchen: 

Durchschnittliche Schülerzahl: 

im Sommer: im Winter: 

davon aus: 

aus:. 

aus:. 

aus:. 

aus:. 

Aufgenommen den .ten .. 189 


durch 
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Subgellien: 

Zahl der Subsellieu ? Ist bei allen Bank und Tisch fest verbunden ? 

Wieviel Grüsseuabstufungen? 

Banklänge? Wie viel Kinder auf jeder Bank? 

Bankbreite ? Bankhöhe ? 

Tischbreite ? Tischhöhe ? 

Schräge des Tisches? Bei festen Subsellieu: Distanz? 

Bei Subsellien neueren Systems: welches System? 

Woher bezogen? Für wieviel Kinder im Ganzen? 

Wieviel Kinder auf jedem? Ist die Bank verrückbar? 

Ist der Tisch verrückbar? Ist Minusdistanz vorhanden? 

oder herstellbar? Wieviel beträgt dieselbe? 

Breite des Mittelganges? Sind Seitengänge vorhanden? 

Breite des rechten Seitenganges? des linken Seitenganges? 

Tiefe des Raumes vor den Subsellieu? hinter den Subsellien? 

Reinlichkeit: 

War das Schulzimmer gut gelüftet? 

War das Sehulzimmer gut gereinigt? Wieviel Spucknäpfe? 

Brunnen 

und 

Trink wagser: 

Ist ein Schulbrunnen vorhanden? Liefert derselbe stets 

genug Wasser? 

Ist das Wasser gut? farblos? geruchlos? geschmacklos? 

Bauart des Brunnens: Feldsteinkessel? Backsteinkessel? 

Zementringe ? 

Abessinier? Ist der Brunnen verdeckt? Pumpe? 

Ist eine Trinkwassergelegenheit für die Kinder? 

Ist eine chemische Untersuchung vorgenommen? eine 

bakteriologische? 

Resultat der chem. Untersuchung: 

Resultat der bakter. Untersuchung: 

Abort: 

Wieviel Sitze für Mädchen? wieviel für Knaben? 

Wieviel für den Lehrerhaushalt? Ist eine Abortgrube 

vorhanden? 

Ist dieselbe zementirt? oder sonst gedichtet? 

Ist ein Lüftungsrohr vorhanden? Höhe des Sitzbrettes? 

Ist ein Pissoir vorhanden? Wie wird der Urin aufge¬ 

fangen? 

Turnplatz: 

Grösse des Schulhofes? Dient derselbe als Spielplatz? 

Ist ein Turnplatz dicht bei der Schule? ungefähre Grösse? 

Lehrer- 

Wohnung: 

Wieviel Stuben? Wieviel Fläehenrauin jede? 

Wieviel Kammern? Wieviel Flächenraum jede? 

Wie ist die Küche? 

Wie ist die Speisekammer? 

Wie ist der Keller? 

Hat der Lehrer eigenen Haushalt? 

Wieviel Personen gehören zu demselben: 1 

Wohnen noch andere Personen im Schulhause? 

Wirthgchaftg- 

Räume: 

Sind Viehställe im Schulbause selbst? 

Wieviel Vieh hält der Lehrer? 

Ist eine dichte Düngergrube vorhanden ? 

Ist ein Düngerhaufen vorhanden? ein Composthaufen? 

Wie weit vom Brunnen? 

Wie weit ist der Abort vom Brunnen? 
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Genauer Grundriss des Schulzimmers. 


Grösse 1 : 100. 

01234567891 

L0 

i i i i i i i i i r~ 

Flächenraum: 

_ 

Kubikinhalt: 

— 

Flächenraum f. 

— 

jedes Kind: 

— 

Kubikinhalt für 

— 

jedes Bänd: 


Verhältnis der 


Glasfläche z. 

— 

Flächenraum: 






Anlage II. (Zum Vorträge des Kreisphys. Dr. Schröder- 

Wollstein, s. S. 104.) 


Untersuchungsbefund 


von 


zu 


entnommenen Wasserproben. 







Laufende Nr. 
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Bezeichnung 
des untersuchten 
Wassers. 
Datum 

der Untersuchung. 
Gcsammturtheil. 


Ge- 

eammt- 

Härte 


Deutsche 


Blei- 

In 1()0 000 Theilen des Wassers 

bende 

Härte 

Chlor. 

Schwefel¬ 

säure 

Salpeter¬ 

säure 

Grade 

Theil 

e 





sind enthalten: 

Verbrauch von 
Chamaeleon 
zur Oxyda¬ 
tion der orga¬ 
nischen Sub¬ 
stanzen in 
100000 
Theilen 



Sal¬ 

petrige 

Säure 

Ammo¬ 

niak 

Aussehen 

des 

Wassers 

Bakterio¬ 

logische 

Unter¬ 

suchung 

The 

i 1 e 



Beschreibung: 

1. der Umgebung und 
Lage des Brunnens, 

2. Beschaffenheit des 
Brunnens selbst. 
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des 

Preussisehen Medizinalbeamten^Vereins.*) 

(Abgeschlossen am 20. Juni 1894.) 


Provinz Ostprenssen. 

1. Dr. Beeck, Kreis-Physikus und Geh. Sanitäts-Rath in Preuss.-Holland. 

2. - Berthold, Kreis-Physikus in Sensburg. 

3. - Blumenthal, Kreis-Physikus in Insterburg. 

4. - Bredschneider, Kreis-Physikus in Angerburg. 

5. - Dubois, Kreis-Physikus in Johannisburg. 

6. - Eberhardt, Kreis-Physikus in Allenstein. 

7. - Forstreuter, Kreis-Physikus in Heinrichswalde. 

8. - Hassenstein, Kreis-Wundarzt in Prostken. 

9. - Hennemeyer, Kreis-Physikus in Orteisburg. 

10. - Herrendörfer, Kreis-Physikus in Ragnit. 

11. - Israel, Kreis-Physikus in Medenau. 

12. - Klamroth, Kreis-Physikus in Osterode. 

13. - Kornalewsky, Kreiswundarzt in Allenstein. 

14. - Leistner, Kreis-Wundarzt in Eydtkuhnen. 

15. - Liedtke, Kreis-Physikus in Goldap. 

16. - Liepkau, Direktor des Kgl. Impfinstituts u. San.-Rath in Königsberg. 
*17. - Nath, Regierungs- und Geheimer Medizinal-Rath in Königsberg i. Pr. 

18. - Passauer, Regierungs- und Geh. Medizinal-Rath in Gumbinnen. 

19. - Rohn, Kreis-Physikus in Mohrungen. 

20. - Sabarth, Kreis-Physikus in Lötzen. 

21. - Salomon, Kreis-Physikus in Darkehmen. 

22. - Schiller, Kreis-Physikus in Wehlau. 

23. - Schultz, Kreiswundarzt in Coadjuthen. 

24. - Stiel au, Kreis-Physikus in Preuss.-Holland. 

25. - Surminski, Kreis-Physikus in Lyck. 

26. - Dr. Vossius, Kreisphysikus in Marggrabowa. 

27. - Wilde, Kreis-Wundarzt in Osterode. 

28. - Wolffberg, Kreis-Physikus in Tilsit. 

29. - Wollermann, Kreisphysikus in Heiligenbeil. 

Provinz Westpreussen. 

30. Dr. Ab egg, Geh. Sanitäts-Rath und Medizinal-Rath in Danzig. 

31. - Annuske, Kreis-Physikus in Putzig. 

32. - Arbeit, Kreiswundarzt in Marienburg. 

33. - B a r n i c k, Reg.- und Med.-Rath in Marienwerder. 

34. - Bohm, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Marienwerder. 

*) Die Namen der Theilnehmer an der diesjährigen XI. Hauptversamm¬ 
lung sind mit einem * versehen. 
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35. Dr. Bremer, Kreis-Physikus in Berent. 

36. - Carl, Kreisphysikas in Kulm. 

37. - Deutsch Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Elbing. 

38. - Freymuth, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Danzig. 

39. - Gettwart, Kreispbysikus in Rosenberg in Westpreussen. 

40. - Heise, Kreis-Physikus in Briesen. 

41. - Heynacher, Kreis-Physikus in Graudenz. 

42. - Hopmann, Kreiswundarzt in Ozersk. 

43. - Kämpfe, Kreis-Physikus in Karthaus. 

44. - Matz, Kreis-Wundarzt und Sanitätsrath in Deutsch-Krone. 

45. - Müller, Kreis-Physikus und Sanitftts-Rath in Könitz. 

46. - Posch mann, Kreis-Physikus in Dirschau. *) 

47. - Priester, Kreis-Physikus in Tuchei. 

48. - von Roszycki, Kreis-Wundarzt in Thom. 

49. - Rogowski, Kreiswundarzt in Krojanke. 

50. - Schröder, Kreiswundarzt in Gamsoe. 

51. - Wendt, Kreis-Physikus in Preuss.-Stargard. 

52. - Wilczewski, Kreis-Physikus a. D. und Geh. San.-Rath in Marienburg. 

53. - Wodtke, Kreis-Physikus in Thom. 

54. - Wolff, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Loebau. 

55. - Wollermann, Kreis-Wundarzt in Baldenburg. 


Berlin. 

56. Dr. Adamkiewicz, Kreis-Physikus a. D. und Geh. San.-Rath. 

*57. - Baer, Bezirks-Physikus und Geheimer Sanitäts-Rath. 

*58. - Becker, Bezirks-Physikus und Sanitäts-Rath. 

*59. - Döring, Bezirks-Physikus und Sanitätsrath. 

*60. - Elten, Kreisphysikus. 

61. - vonFoller, Bezirks-Physikus und Sanitäts-Rath. 

*62. - Granier, Bezirks-Physikus und Sanitätsrath. 

*63. - Dr. Ko lim, Bezirks-Physikus und Sanitätsrath. 

*64. - Leppmann, Irrenanstalts- und Gcfängnissarzt. 

*65. - Lewin, Bezirks-Physikus und Geh. Sanitäts-Rath. 

*66. - Litthauer, Bezirks-Physikus und Sanitätsrath. 

67. - Meng er, Medizinalassessor. 

*68. - Mittenzweig, Stadt-Physikus und Sanitäts-Rath. 

69. - Ohlmüller, Regierungsrath und Mitglied des Kaiserlichen Gesund¬ 

heitsamtes. 

70. - Petri, Regierungsrath und Mitglied des Kaiserlichen Gesundheitsamtes. 
*71. - Philipp, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath. 

*72. - Rahts, Regierungs-Rath und Mitglied des Reichsgesundheitsamts. 

73. - Röckl, Regierungs-Rath und Mitglied des Reichsgesundheitsamts. 

*74. - Schulz, Stadt-Physikus, San.-Rath und Direktor des Kgl. Impfinstituts. 
75. - Springfeld, Medizinalassessor beim Polizeipräsidium. 

*76. - Strassmann, Gerichtlicher Stadtphysikus. 

77. - Struck, Geh. Ober-Regierungs-Rath. 

78. - Stüler, Kreiswundarzt a. D. in Berlin. 

*79. - Wernich, Reg.- und Medizinalrath. 


*) Ist inzwischen gestorben. 
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Provinz Brandenburg. 

80 Dr. Berendes, Kreis-Physikus in Friedeberg. 

*81. - Beyer, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Lübben. 

82. - Bräutigam, Kreis-Physikus in Königsberg i. d. Neumark. 
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*84. - Davidsohn, Kreis-Physikus in Spremberg. 

85. - Friedrich, Kreis-Physikus in Landsberg a. W. 
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92. - Hann stein, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Perleberg. 

93. - Heise, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Rathenow. 

94. - Jaenicke, Kreis-Physikus in Templin. 

*95 - Itzerott, Kreiswundarzt in Werder (a. d. Havel). 

*96. - Kanzow, Reg.- u. Geh. Med.-Rath in Potsdam (Ehrenpräsident). 

*97. - Klein, Kreis-Physikus in Belzig. 

98. - Kreussler, Kreis-Physikus und Geheimer Sanitäts-Rath inBrandenburg 

99. - Kuh nt, Kreis-Physikus in Beeskow. 

100. - Liersch, Kreis-Physikus und Geheimer Sanitäts-Rath in Kottbus. 

101. - Lindow, Kreis-Physikus und Geh. Sanitäts-Rath in Prenzlau. 

*102. - Ortmann, Kreis-Wundarzt in Alt-Ruppin. 

103. - Passauer, Kreis-Physikus n. San.-Rath in Potsdam. 

104. - Peyser, Kreiswundarzt in Königsberg i. d. Neum. 

*105. - Pfleger, Kreis-Wundarzt in Plötzensee bei Berlin. 

106. - Prawitz, Kreis-Physikus in Kyritz. 

107. - Rätzell, Kreis-Physikus in Amswalde. 

108. - Reinecke, Kreis-Physikus in Nauen. 

109. - Sander, Geheimer Medizinal-Rath und Direktor der städtischen Irren¬ 

anstalt in Dalldorf. 

110. - Schartow, Kreis-Wundarzt in Potsdam. 

*111. - Schulz, Kreis-Physikus in Spandau. 

*112. - Siehe, Kreis-Physikus in Kalau. 
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114. - Telke, Kreis-Physikus in Züllichau. 

115. - Tietze, Kreis-Physikus und Geh. Sanitäts-Rath in Frankfurt a. 0. 

116. - Weissenborn, Kreis-Physikus in Zielenzig. 

117. - Wiedemann, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Neu-Ruppin 

118. - Wiedner, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Kottbus. 

119. - Wolff, Kreiswundarzt in Joachimsthal. 

Provinz Pommern. 

*120. Dr. Alexander, Kreis-Physikus in Belgard. 

121. - Beumer, Kreis-Physikus und Professor in Greifswald. 

122. - Bittner, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Stargard. 

123. - Caspar, Kreis-Physikus in Greifenberg. 

124. - Dieterich, Kreis-Physikus in Demmin. 

125. - Dyrenfurth, Kreis-Physikus in Bütow. 

126. - Eschricht, Kreiswundarzt in Bergen auf Rügen. 
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127. Dr. Frey er, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Nangard. 

*128. - Frey er, Kreis-Physikus in Stettin. 
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*147. - Schäfer, Kreis-Physikus in Bublitz. 

148. - Schltttter, Kreis-Wundarzt in Pyritz. 

149. - Schulze-Barnim, Kreis-Physikus und Medizinal-Rath in Stettin. 
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223. Dr. Kornfeld, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Grottkau. 
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238. - Reimer, Kreis-Physikus in Militsch. 

239. • Reinkober, Kreis-Physikus in Trebnitz. 

240. - Roth, Regierungs- und Medizinal-Rath in Oppeln. 

241. - Rot her, Kreis-Physikus in Falkenberg. 

242. - Schmiedel, Bezirks-Physikus in Breslau. 

243. - Schwahn, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Breslau. 

244. - Schmidtmann, Regierungs- und Medizinal-Rath in Breslau. 

245. - Staffhorst, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Oels. 

246. - Thienel, Kreis-Wundarzt in Gross-Strehlitz. 

247. - Tracinski, Kreis-Physikus in Zabrze. 

248. - Ueberholz, Kreiswundarzt in Trebnitz. 

249. - Wagner, Kreis-Wundarzt in Lipine. 

250. - Wolff, Kreis-Physikus in Schönau a. d. Katzbach. 

251. - Wolff, Kreis-Physikus und Geh. Sanitäts-Rath in Sprottau. 

252. - Wollf, Kreis-Physikus in Freystadt L Niederschlesien. 

Provinz Sachsen. 

253. Dr. Bartsch, Kreis-Physikus in Neuhaldensleben. 

*254. - Boehm, Kreis-Physikus und Medizinal-Rath in Magdeburg. 

255. - Busolt, Kreis-Physikus in Delitzsch. 

256. - Glaes, Kreis-Wundarzt in Mühlhausen i. Thüringen. 

*257. - Dietrich, Kreis-Physikus in Liebenwerda. 

258. - Dreising, Kreisphysikus in Mühlhausen i. Th. 

259. - Eysoldt, Kreis-Wundarzt in Merseburg. 

260. - F i e 1 i t z, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Halle a. S. 

261. - Frantz, Kreis-Wundarzt in Genthin. 

262. - Geissler, Kreis-Physikus in Torgau. 

263. - Gleitsmann, Kreis-Physikus in Naumburg a. S. 

*264. - Gutsmuths, Kreis-Physikus in Genthin. 

265. - Häbler, Kreis-Physikus in Nordhausen. 

266. - v. Hake, Kreis-Physikus in Wittenberg. 

267. - Hauch, Kreis-Physikus in Eisleben. 

268. - Heike, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Wernigerode. 

269. - Helm, Kreis-Wundarzt in Tangermünde. 

270. - Her ms, Kreis-Physikus in Burg b. Magdeburg. 
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271. Dr. Hoffmann, Kreis-Wundarzt in Halle a. S. 

272. - H olthoff, Kreis-Wundarzt in Wollmirstedt. 

273. - Holzhausen, Kreisvrundarzt in Aisleben a. S. 

+274. - Jacobson, Kreis-Physikus in Salzwedel. 

275. - Janert, Kreis-Pbysikus in Seebausen. 

276. - Kant, Kreis-Physikus in Aschersleben. 

277. - Koppen, Kreis-Pbysikus und Sanitäts-Rath in Heiligenstadt. 

278. - Kuntz, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Wanzleben. 

279. - Meye, Kreis-Physikus in Mansfeld. 

280. - Müller, Kreisphysikus in Herzberg a. d. Elbe. 

281. - Oebbecke, Kreis-Wundarzt in Bitterfeld. 

*282. • Penkert, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Merseburg. 

283. - Peters, Regierung- und Medizinal-Rath in Magdeburg. 

284. - Pippow, Regierungs- und Medizinal-Rath in Erfurt. 

285. - Pietsch, Kreis-Physikus in Wollmirstedt. 

286. - Plange, Kreis-Physikus in Ziegenrück. 

287. Prast, Kreis-Wundarzt in Mühlberg a. E. 

*288. Dr. Probst, Kreis-Physikus u. Sanitätsrath in Gardelegen. 

289. - Räuber, Kreis-Physikus in Nordhausen. 

290. - Reip, Kreis-Physikus a. D. in Arendsee i. d. Altmark. 

291. - Ri sei, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Halle a. S. 

292. - Schade, Kreis Physikus und Sanitäts-Rath in Weissensee. 

293. - Schaffranek, Kreis-Physikus in Zeitz. 

294. - Schilling, Kreis-Physikus in Querfurt 

295. - Schmiele, Kreis-Physikus in Weissenfels. 

296. - Schneider, Kreis-Physikus in Schleusingen. 

297. - Seyferth, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Langens a ] za> 

*298. - Strassner, Kreis-Physikus in Halberstadt. 

299. - Strübe, Kreis-Wundarzt in Halle a. S. 

300: - Unger, Kreis-Wundarzt und Sanitätsrath in Nordbausen. 

301. - Wehr, Kreis-Physikus in Worbis. 

302. - Weinreich, Kreis-Wundarzt in Heiligenstadt. 

303. - Werner, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Songerhausen. 

304. - Wiegand, Kreiswundarzt in Mansfeld. 

305. - Zepler, Kreiswundarzt in Gefell. 

306. - Ziehe, Kreiswundarzt in Quedlinburg. 

*307. - Zimmermann, Kreis-Physikus in Schönebeck a. Elbe. 

Provinz Schleswig - Holstein. 

308. Dr. Asmussen, Kreis-Physikus in Rendsburg. 

309. - Boekendahl, Regierungs- und Geh. Medizinal-Rath in Kiel. 

310. - Buddenberg, Kreisphysikus in Ratzeburg. 

311. - Deneke, Kreis-Physikus in Flensburg. 

312. - Goos, Kreis-Physikus in Ploen. 

313. - Halling, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Glücksstadt 

314. - Hansen, Kreis-Physikus in Gramm. 

315. - Hassel mann, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Hadersleben. 

316. - Horn, Kreis-Physikus in Tondem. 

317. - Hunnius, Kreis-Physikus in Wandsbeck. 

318. • Joe ns, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Kiel. 
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*319. Dr. Naack, Kreis-Physikus in Bredtstedt. 

320. - Mevius, Kreis-Physikus in Helgoland. 

321. - Beimann, Kreis-Physikus in Neumünster. 

322. - Reuter in Broackcr; pro physicatu geprüft. 

323. - Schow, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Neustadt in Holstein. 

324. - Wallichs, Kreis-Physikus und Geh. Sanitäts-Rath in Altona. 

Provinz Hannover. 

325. Dr. Ad icke s, Kreis-Physikus, Direktor der Inipfan&talt und Sanitätsrath 

in Hannover. 

326. - A n d r e e, Kreis-Physikus in Neuhaus a. Oste. 

327. - Barth, Kreispbysikus in Neustadt a. Rübenberge. 

328. - Becker, Regierungs- und Medizinal-Rath in Hannover. 

329. - Bitter, Regierungs- und Medizinal-Rath in Osnabrück. 

330. - Bohde, Regiernngs- und Medizinal-Rath in Stade. 

331. - Büttner, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Osterholz. 

332. - Dempwolff, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Harburg a. d. Elbe. 

333. - Dütschke, Kreis-Physikus in Auricli. 

334. - Eichhorst, Kreis-Wundarzt in Ottersberg. 

335. - Engelmann, Kreis-Physikus in Achim. 

336. - Flatten, Kreis-Physikus in Wilhelmshaven. 

337. - Friedrich, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Hameln. 

338. - Gaehde, Kreis-Physikus in Blumenthal. 

339. - Guertler, Kreis-Physikus und Medizinalrath in Hannover. 

340. - Halle, Kreis-Physikus in Burgdorf bei Hannover. 

341. - Halle, Kreis-Physikus in Ebstorf. 

342. • Heilmann, Kreis-Physikus in Melle. 

343. - Herwig, Kreis-Physikus in Lehe. 

344. - Herya, Kreis-Physikus in Otterndorf. 

345. - Hildebrandt, Kreisphysikus nnd Sanitätsrath in Osnabrück. 

346. - Holling, Kreis-Physikus in Soegel. 

347. - Hüpeden, Geb. Medizinal-Rath in Hannover. 

348. - Huntemueller, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Hoya. 

349. - Juck es, Kreis-Wundarzt nnd Sanitätsrath in Hannover. 

350. - Jnng, Kieis-Physikus und Sanitätsrath in Weener. 

351. - Kessler, Kreis-Wundarzt nnd Sanitätsrath in Salzgittor. 

352. - Kirchhoff, Kreis-Physikus und Geh. Sanitätsrath in Leer. 

353. - Kremling, Kreis-Physikus und Geh. Sanitätsrath in Walsrode. 

354. - Kühn, Kreis-Physikus in Uslar. 

355. - Langenbeck, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Gifhorn. 

*356. - Langerhans, Kreis-Physikus in Celle. 

357. - Lemmer, Kreis-Physikus in Alfeld a. L. 

358. - Lohstoeter, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Lüneburg. 

359. - Men de, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Einbeck. 

360. - Meyer, Kreisphysikus in Dannenberg. 

*361. - v. Mttnchow, Kreis-Physikus in Bleckede. 

362. - Nöller, Regierungs- und Medizinalrath in Lüneburg. 

363. - Picht, Kreis-Physikus in Nienburg a. W. 

*364. - Richter, Kreis-Physikus in Peine. 

365. - Riehn, Kreis-Physikus in Klausthal i. Harz. 
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366. Dr. Ritter, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Bremervörde. 

367. - Röhrs, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Rotenburg. 

368. - Rosenbach, Kreis-Physikus und Sanitätsrath iu Hildesheim. 

369. - Rüngcr, Kreis-Physikus in Springe. 

370. - Rüge, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Linden bei Hannover. 

371. - Rump, Kreis-Physikus in Osnabrück. 

372. - Rn sack, Kreis-Pkysikns in Stade. 

373. - dcRuyter, Kreis-Physikus und Geh. Sanitätsrath in Quakenbrück. 

374. - Schirmeyer, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Osnabrück. 

375. - Schmalfnss, Stadt-Physikus,Mediz.-Assessor u.San.-Rath in Hannover. 

376. - Schnelle, Kreisphysikus in Hildesheim. 

377. - Schulte, Kreis-Physikns in Hannov. Münden. 

378. - Seemann, Kreis-Physikus in Northeim. 

379. - Sonntag, Kreisphysikus in Hankensbüttel. 

380. - Steinbach, Kreis-Physikus in Lüchow. 

381. - Steinebach, Kreis-Physikus in Bassum. 

382. - Stoltenkamp, Kreis-Fhysikus und Sanitätsrath in Bentheim. 

383. - Strecker, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Duderstadt. 

384. - Tergast, Kreis-Physikus in Emden. 

385. - Th ölen, Kreis-Physikus in Papenburg. 

386. - Többen, Kreis-Physikus in Meppen. 

387. - Vogel, Kreisphysikus und Sauitätsrath in Freiburg a. d. E. 

388. - Wengler, Kreis-Physikus in Göttingen. 

389. - Westrum, Kreis-Physikus in Geestemünde. 

390. - Wiechers, Kreis-Physikus in Gronau. 

391. - Wolffhügel, Professor in Göttingen. ' 

392. - Woltemas, Kreisphysikus in Diepholz. 

Provinz Westfalen. 

393. Dr. Bange, Kreis-Wundarzt in Niedermarsberg. 

394. - Bartscher, Kreis-Wundarzt und Sanitäts-Rath in Lichtenau. 

395. - Benthaus, Kreis-Wundarzt in Neuhaus. 

396. - Bockeloh, Kreis-Physikus in Lüdinghausen. 

397. Borndrueck, Kreis-Wundarzt in Ferndorf bei Siegen. 

398. Dr. Bremme, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Soest. 

399. - Brümmer, Medizinalassessor in Münster i. W. 

400. - Claus, Kreis-Physikus in Warburg. 

401. - Cordes, Kreiswundarzt in Dorsten. 

402. - Denk mann, Kreis-Physikus in Lübbecke. 

403. - Eckervogt, Kreis-Wundarzt in Bocholt. 

404. - Georg, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Paderborn. 

405. - Graeve, Kreis-Physikus in Hagen. 

406. - Gruchot, Kreisphysikus und Sanitäts-Rath in Hamm. 

*407. - Glider, Kreis-Physikus in Laasphe. 

408. - Hagemann, Kreis-Physikus und Geh. Sanitäts-Rath in Dortmund. 

409. - Helming, Kreis-Physikus in Ahaus. 

410. - Hellraann, Kreis-Wundarzt in Wickede a. Ruhr. 

411. - Hensgen, Kreis-Physikus in Siegen. 

412. - Hillebrecht, Kreis-Wundarzt in Vlotho. 

413. - Hölker, Regierungs- und Medizinal-Rath in Münster. 
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414. Dr. Klostermann, Kreis-Physikus und Geh. Sanitäts-Rath in Bochum. 

415. - Klage, Kreis-Physikus in Höxter. 

416. - Kranefuss, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Halle i. W. 

417. • Krummacher, Kreis-Physikus in Tecklenburg. 

418. - Leinmer, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Schwelm. 

419. - Lim per Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Gelsenkirchen. 

420. - Lindemann, Kreis-Wundarzt in Gelsenkirchen. 

421. - Michel8, Kreis-Wundarzt in Herbede. 

422. • Müller, Kreis-Physikus und Geh. Sanitäts-Rath in Minden i. W. 

423. - Mansch, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Bocholt. 

*424. - Nünninghoff, Kreis-Physikus in Bielefeld. 

425. - Overkamp, Kreis-Physikus in Warendorf. 

426. - Pie88, Kreis-Physikus in Brilon. 

*427. - Rapmund, Regierungs- und Medizinal-Rath in Minden i. W. 

428. - Redecker, Kreis-Wundarzt in Bochum. 

429. - Rheinen, Kreis-Physikus in Herford. 

430. - Röper, Kreis-Physikus in Arnsberg. 

431. - Rose, Kreis-Wundarzt in Menden b. Iserlohn. 

432. - Schlüter, Kreis-Physikus in Gütersloh. 

433. - Schmitz, Kreis-Physikus in Ochtrup. 

434. - Schonlau, Kreis-Wundarzt in Steinheim. 

435. - Schulte, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Hörde. 

436. - Schulte, Kreis-Physikus in Lippstadt. 

437. - Spanken, Kreis-Physikus in Meschede. 

438. - Sudhoelter, Kreis-Wundarzt in Versmold. 

439. - Tenholt, Regierungs- und Medizinal-Rath in Arnsberg. 

440. - Terstesse, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Büren L W. 

441. Zumwinkel, Kreiswundarzt in Gütersloh. 

Provinz Hessen-Nassau. 

442. Dr. Bahrs, Kreiswundarzt und Hofrath in Wächtersbach. 

443. - Beinhauer, Kreis-Physikus in Höchst a. M. 

444. - Brill, Kreis-Wundarzt in Eschwege. 

445. - Ebertz, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Diez. 

446. • Faber, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Rotenburg a. d. Fulda. 

447. - Fey, Kreis-Wundarzt in Kassel. 

448. - Giessler, Kreis-Physikus und Geh. Sanitäts-Rath in Kassel. 

449. - Gleitsmann, Kreis-Physikus in Wiesbaden. 

450. - Gr and komme, Stadt-Physikus und Sanitätsrath zu Frankfurt a. M. 

451. - Hommerich, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Selters. 

452. - Kind, Kreis-Wundarzt in Fulda. 

453. - K1 o s s, Kreis-Physikus in Biedenkopf. 

454. - Knorz, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Fritzlar. 

455. - Krause, Geh. Medizinal-Rath in Kassel. 

456. - Lehnebach, Kreis-Physikus a. D. in Schmalkalden. 

457. - Lissard, Kreis-Wundarzt und Sanitätsrath in Frankenberg. 

458. - Marx, Kreis-Physikus in Fulda. 

459. - Menke, Kreis-Physikus u. Sanitäts-Rath in Weilburg a. L. 

460. - Mumm, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Gelnhausen. 

461. - Niemeyer, Kreis-Physikus in Httnfeld. 
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462. Dr. Oberstadt, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Langenschwalbach. 

463. - Pfeiffer, Regierungs- und Medizinal-Rath in Wiesbaden. 

464. - P1 i 11, Kreis-Physikus und Sanitätsrat h in Hofgeismar. 

465. - Roth, Kreis-Physikus in Marienberg (Westerwald). 

466. - Schanss, Kreis-Physikus in Usingen. 

467. - Schotten, Medizinalassessor in Kassel. 

468. - Seligmann, Kreis-Wundarzt in Hanau. 

469. - Sippel, Kreis-Wundarzt in Sooden a. d. Werra. 

470. - Spiegelthal, Kreis-Physikus in Kassel. 

471. - vonTessmar, Kreis-Physikus in Limburg. 

472. - V i e t o r, Kreis-Physikus in Hersfeld. 

473. - W e i s s, Regierungs- und Geh. Medizinal-Rath in Kassel. 

474. - Zttlch, Kreiswundarzt in Treysa. 

Rheinprovinz nnd Hohenzollern. 

475. Dr. A1 b e r s, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Essen a. d. Ruhr. 

476. - Albert, Kreis-Physikus in Meisenheim. 

477. - Are ns, Kreis-Physikus in Erkelenz. 

478. - Bachem, Kreiswundarzt in Zülpich. 

479. - Bauer, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Moers a. Rh. 

480. - Baum, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Aachen. 

481. - Beermann, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Duisburg. 

*482. - Bloknsewski, Kreis-Physikus in Daun. 

483. - Brand, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Geldern. 

484. - Braun, Kreis-Wundarzt in Leun, Kr. Wetzlar. 

485. - Brockhaus, Kreiswundarzt in Godesberg. 

486. - Carp, Kreis-Physikus in Wesel. 

487. - Eickhoff, Oberamts-Physikus in Hechingen (Hohenzollern). 

488. - Esch-Waltrup, Kreis-Physikus in Köln. 

489. - van Gnlik, Kreis-Physikus in Kleve. 

490. - Hartcop, Kreiswnndarzt in Barmen. 

491. - Heilmanu, Kreis-Physikus und Geh. Sanitätsrath in Krefeld. 

492. - Hecking, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Saarburg. 

493. - Herbst, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Wipperfürth. 

494. Hofacker, Kreiswundarzt in Düsseldorf. 

495. - Hoechst, Kreis-Physikus und Sanitäts-Rath in Wetzlar. 

496. - Kimpen, Kreis-Physikus nnd Sanitätsrath in Neunkirchen. 

497. - Kohlmann, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Remagen. 

498. - Kramer, Kreis-Wundarzt in St. Johann. 

499. - Kribben, Kreis-Physikus nnd Geh. Sanitätsrath in Aachen. 

500. - Leuffen, gerichtlicher Stadtphysikus und Sanitätsrath in Köln. 

501. - Lorentz, Kreis-Physikus in Gummersbach. 

502. - Mainzer, Kreis-Wundarzt in Illingen. 

503. - Marx, Kreis-Physikus in Mühlheim a. Ruhr. 

504. - von Massenbach, Geh. Mcdizinalrath in Koblenz. 

505. - Meder, Kreis-Physikus n. Sanitätsrath in Altenkirchen (Westerwald). 

506. - Meerbeck, Kreiswuudarzt in Engelskirchen. 

507. - Meyhöfer, Regierungs- und Medizinal-Rath in Köln. 

508. - Mich eisen, Regierungs- und Medizinal-Rath in Düsseldorf. 

509. - Möllmann, Kreis-Physikus nnd Sanitätsrath in Simmern. 
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510. Dr. Moritz, Kreisphysikus in Solingen. 

511. - Nanss, Kreis-Wundarzt in Altenkirchen. 

512. - Nels, Kreis-Physikns und Geh. Sanitätsrath in Bitburg. 

51S. - Noethlichs, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Heinsberg. 

514. - Racine, Kreis-Wundarzt in Essen a. d. Ruhr. 

515. - Rademacher, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Montjoie. 

516. - Roeder, Kreis-Physikus in Kelberg (Kreis Adenau). 

517. • Reinstadler, Kreiswundarzt in Dillingen. 

518. - Schlecht, Kreis-Physikus in Euskirchen. 

519. • Schlegtendal, Kreis-Physikus in Lennep. 

520. - Schmidt, Regierungs- und Medizinal-Rath in Sigmaringen. 

521. - Schmidt, Kreiswundarzt in Koblenz. 

522. - Schmitz, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Malmedy. 

523. - Schrakamp, Kreisphysikus in Kempen. 

524. - Schruff, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Neuss. 

525. - Schuberth, Kreis-Physikus in Saarbrücken. 

526. - Schubmehl, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in St. Wendel. 

527. - Schulz, Kreis-Physikus, Mediz.-ssessor u. Geh. San.-Rath in Koblenz, 

528. - Schwartz, Regierungs- und Geh. Medizinal-Rath in Trier. 

529. - Schwienhorst, Kreis-Wundarzt in Süchteln. 

530. - Strauss, Kreis-Physikus und Geh. Sanitätsrath in Barmen. 

531. - Thiele, Kreis-Physikus in Kochern. 

532. - Thomas, Kreis-Physikus in Rheinbach. 

533. - Ti 11 essen Kreis-Physikus in Saarlouis. 

534. - Ungar, Medizinalrath, Kreisphysikus und Professor in Bonn. 

535. - Vansolow, Polizei-Stadt-Physikus, Sanitätsrath und Direktor des 

Königl. Impfinstituts in Köln. 

536. - Vieson, Kreis-Physikus in Merzig. 

537. - Walbaum, Kreis-Wundarzt in Gerolstein. 

538. - Wehm er, Regierangs- und Medizinal-Rath in Koblenz. 

539. - Wellenstein, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Urft, Kr. Schleiden. 

540. - Weskamp, Kreis-Physikus in Düren. 

541. - Wex, Kreis-Wundarzt in Montjoie. 

542. - Wolff, Kreis-Wundarzt in Elberfeld. 

Eisass - Lothringen nnd andere deutsche Bundesstaaten. 

543. Dr. Curtze, Kreis-Physikus in Ballenstedt. 

544. - Gaffky, Professor der Hygiene in Giessen. 

545. - Picard, Kreisarzt und Sanitätsrath in Gebweiler. 

546. - Sch roeder, Kreis-Physikus a. D. und Badearzt in Nauheim. 
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Preis jährlich 10 Mark. 1 ° 9 1VAd,1# 


Zwei Gutachten Uber Unfall-Nervenkranke. 

Von Dr. Ralf Wichmann, Nervenarzt in Brannschweig, daselbst pro physicatu 

geprüft. 

I. Ein Fall von Amyosthenia universalis und Abulie 

aus Inaktivität. 

Gutachten über den Zustand und die Arbeits- und Erwerbs- 
fahigkeit des am 10. Aug. 1888 in dem Betriebe der P. P. zu X. 
verunglückten F. W., erstattet der Z. Berufsgenossenschaft zu Y. 
am ... . 1892. 

Der Arbeiter F. W. aus B., 28 Jahre alt, welcher am 
10. August 1888 beim Erdaufladen in einer Thongrube in X. ver¬ 
schüttet wurde, ist vom 15. Dezember 1892 ab im städtischen 
Krankenhause zu Braunschweig und daselbst, sowie in der Woh¬ 
nung des Arztes untersucht, beobachtet und behandelt worden. 

Die Geschichtserzählung über den Unfall und die ärztliche 
Behandlung stellt sich nach den Akten in aller Kürze folgender- 
massen dar: 

Der 24jährige F. W. wurde am 10. August 1888 beim Ab¬ 
graben von Erdreich in einer Thongrube 25 Fuss tief von ab¬ 
rutschender Erde herabgerissen und verschüttet. Er wurde nach 
ein paar Minuten befreit, war nicht bewusstlos, blutete aus Nase 
und Mund und wurde 2 Tage auf der Fabrik vou 2 Aerzten be¬ 
handelt. Er hatte einen Bruch des rechten Vorderarmes, Brüche 
zweier linken Rippen; starke Quetschungen am Rumpf und rechten 
Bein. Am dritten Tage nach dem Unfall kam er in’s Kranken¬ 
haus zu F. Hier wurde später noch ein Bruch des linken absteigen¬ 
den Schambeinastes entdeckt. In einem am 1. März 1889 abge- 
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gebenen ärztlichen Gutachten des Dr. N. N. wird ausgeführt, dass 
es zweifelhaft sei, ob volle Wiederherstellung eintrete; dass W. 
zur Zeit vollkommen erwerbsunfähig, sowohl für den früheren 
Beruf als auch für einen anderweitigen Erwerb sei; dass er nicht 
simulire und sein Verhalten im Krankenhause ein gutes sei. Be¬ 
züglich des körperlichen Zustandes wird am selbigen Datum an¬ 
gegeben: „W. leidet zur Zeit, abgesehen von einer Schwäche des 
rechten Armes au einer sog. „traumatischen Neurose“ d. h. an 
einer schweren Störung des Nervensystems, welche nach ähnlichen 
Unfällen häufig beobachtet wird. Er klagt über heftige Schmerzen 
in der Kreuz- und Lendengegend, welche sowohl bei absoluter 
Bettruhe wechselnd häufig und von verschieden langer Dauer auf- 
treten, als auch bei Bewegungen und beim Sitzen. Es ist dem 
Kranken unmöglich längere Zeit zu sitzen oder sich zu bewegen, 
da die Schmerzen dabei so an Heftigkeit zunehmen, dass er sich 
wieder niederlegen muss. Die Anwesenheit einer Anzahl anderer 
nervöser Erscheinungen lässt den Verdacht aut Verstellung als 
unbegründet erscheinen. Die bisher angewendete Behandlung hat 
sich als vollkommen machtlos erwiesen.“ 

Aus der Darstellung des Unfalls und den späteren Erhebungen 
über denselben, die in den Akten vorliegen, geht hervor, dass ein 
Verschulden oder eine Fahrlässigkeit seitens des W. nicht vorlag. 

Am 12. Aug. 1888 erfolgte die Aufnahme im Krankenhaus zu F. 
Der erste Verband blieb angeblich 3 Wochen liegen. Der Bruch des 
linken absteigenden Schambeinastes soll erst nach 7—8 Wochen 
konstatirt sein, was für die Heilung ohne Belang ist. Der Ver¬ 
letzte lag angeblich V« Jahr zu Bett. Dann konnte er in den 
Garten gehen. Er hat sich aber hier nicht beschäftigt. 
Damals will er schon Rücken- und Kreuzschmerz gehabt haben. 
Er wurde deshalb gegen diesen Schmerz im Rücken elektrisirt, 
massirt, kalt geduscht, mit Jod gepinselt, erhielt warme Bäder, 
selbst das Glüheisen angeblich in’s Kreuz — alles war ohne 
Wirkung. Die Knochenbrüche waren gut geheilt. Von einer Kur 
in Wiesbaden wurde auf Abrathen des darum befragten Sanitäts¬ 
raths Dr. . . . abgesehen. Am 2. Oktober 1889 ist W. aus dem 
Krankenhause entlassen und nach seiner Heimath (in Lippe-Det¬ 
mold) gereist. Am 4. Oktober 1889 theilte der Genossenschafts¬ 
vorstand dem W. mit, dass er ihn „noch als gänzlich erwerbs¬ 
unfähig ansehe“. Es wurde ihm eine Rente von 607 Mk. 20 Pf. 
pro Jahr bewilligt, welche W. in monatlichen Raten bis zum 
15. Dezember 1892 bezog. Er hat nicht versucht sich wieder zu 
beschäftigen und zu arbeiten, weil angeblich die geringste An¬ 
strengung — schon gewöhnliches Gehen und Sitzen — ihm Schmerz 
im Kreuz verursacht, der so stark werde, dass er ihn zwinge zu 
Bett zu liegen. 

Trotzdem hat W. am 20. Juni 1890 — damals 26 Jahre alt 
— sich verheirathet! Auf die Frage, weshalb er sich verheirathet 
habe, sagt er, damit ihn seine Frau pflegen könne. Etwas dem 
Ehepaar angeblich gehöriges Land werde von der Frau bestellt; 
er selbst thue nichts. Dieser Ehe ist ein Mädchen entsprossen! 
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Am 23. Aug. 1892 wurde W. von Herrn Sanitätsrath Physikus 
Dr. N. in R. untersucht und begutachtet. Ich hebe als hier 
wesentlich Folgendes aus dessen Gutachten hervor: 

„ Jetzt entsteht ausser gelindem Schmerz im rechten Arm und 
in der Schambeingegend bei Bewegungen sehr bald so heftiger 
Schmerz in der unteren Rücken- resp. Kreuzbeingegend, dass W. 
sich sofort zur Ruhe begeben muss. Das linke Bein soll zu¬ 
weilen einschlafen.“ 

„Bei der Untersuchung findet sich an dem sonst normal ge¬ 
bauten und gesunden Körper Folgendes: 

1. Handbreit über dem rechten Handgelenk fühlt man deut¬ 
lich eine Bruchstelle beider Vorderarmknochen und zwar mit Dis¬ 
lokation des unteren Fragments des Radius nach der Volarseite. 
Der Vorderarm erscheint an der gebrochen gewesenen Stelle etwas 
nach der Volarseite durchgedrückt, sonst fast geheilt. 

2. An der Verbindungsstelle des absteigenden Schambein¬ 
astes mit dem aufsteigenden Sitzbeinast linkerseits fühlt man eine 
etwa kirschengrosse Knochengeschwulst, die ebenfalls die Folge 
einer Knochenverletzung an der genannten Stelle ist. 

3. Die Untersuchung der Rippen linkerseits ergab ein voll¬ 
ständig negatives Resultat. Ebenso findet sich in der Gegend der 
unteren Rückenwirbel, sowie des Kreuzbeins nichts Krankhaftes. 
Das Gefühl ist überal in normaler Weise vorhanden. Die frag¬ 
liche Gegend ist weder geschwollen noch bei Druck schmerzhaft.“ 

Meine Untersuchung bestätigt die Befunde des Herrn San.- 
Rath Physikus Dr. N. vollkommen. Sie ergab am 16. Dez. 1892: 

ad 1. Der rechte Vorderarmbruch ist gut, wenn auch mit 
etwas Dislokation geheilt; nicht druckempfindlich. Nur ist im 
Ganzen der rechte Arm schwächer geblieben. Mitunter bei stür¬ 
mischem Wetter schmerzt der Arm, die Beweglichkeit der Vorder¬ 
armknochen ist nicht beschränkt. 

ad 2. Der Bruch des linken Schambeinastes ist ebenfalls gut 
geheilt; der kleine Knochen-Vorsprung ist ebenso belanglos, wie 
die Dislokation des Vorderarmknochens. Der Beckenknochen 
schmerzt nicht. Nur beim längeren Gehen will W. Stechen dort 
empfinden, was aber „nicht sehr heftig“ sein soll. 

ad 3. Die gebrochen gewesenen linken Rippen schmerzen 
spontan und auf Druck nicht. W. hat niemals wieder nach dem 
Unfall Blut ausgehustet; er ist nicht kurzathmig; hat keinen 
Schmerz beim Athmen. 

Die nunmehlige Beurtheilung der drei geheilten Bruchstellen 
stellt sich folgendermassen: 

ad 1. Der rechte Arm ist völlig brauchbar zur Arbeit. Die 
kleine Dislokation behindert den W. nicht. Dass bei stürmischem 
Wetter der Arm schmerzt, findet sich fast bei allen geheilten 
Knochenbrüchen, und ist kein Grund den Arm zu schonen. Die 
allgemeine Schwäche des rechten Armes rührt nicht von dem 
Knochenbruch her, sondern von der Unthätigkeit, zu welcher der 
Arm während der Heilung des Bruches nothwendigerweise durch 
den umliegenden Verband und nach Entfernung des Verbandes 
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durch das nicht nothwendige Nichtsthun des W. verurtheilt war. 
Hätte W. den Arm nach der Heilung des Bruches, also nach Ent¬ 
fernung des Verbandes gebraucht, so wäre seine Muskelkraft jetzt 
wieder normal stark. 

ad *2. Der gut geheilte Bruch des Schambeinastes giebt dem 
W. zu keinen Klagen Anlass. Beim längeren Gehen will er dort 
zwar ein „nicht sehr heftiges“ Stechen empfinden. Wenn der so 
hochgradig verweichlichte W. selbst angiebt, dass das bei längerem 
Gehen „angeblich“ daselbst empfundene Stechen „nicht sehr heftig“ 
ist, so darf man auf eine sehr geringe resp. gar keine Belästigung 
nnd Behinderung dadurch schliessen. Dieses Stechen, falls es 
wirklich vorhanden ist, würde sich längst verloren haben, wenn 
W. den Willen besässe, dagegen anzukämpfen und sich bemüht 
hätte, in den 4 Jahren, die seit dem Unfall verflossen sind, wieder 
zu arbeiten. 

ad 3. Seitens der gut geheilten Rippenbrüche steht der 
Arbeitsfähigkeit nichts im Wege. 

Was das von Herrn Sanitätsrath Physikus Dr. N. erwähnte 
Einschlafen des linken Beines betrifft, so ist diese Erscheinung, 
vras der Herr Begutachtende übrigens auch nicht behauptete, nicht 
ein Zeichen nervöser Erkrankung, sondern erklärt sich durch Druck 
auf den Ischiadicus (Hüftnerv) beim Sitzen, eine bei jedem normalen 
Menschen bei längerem Sitzen in gleicher Stellung der Beine ein¬ 
tretende Erscheinung. Da W. viel sitzt, so muss sie bei ihm auch 
oft eintreten. Darauf ist gar kein Werth zu legen. 

Es hat sich also ergeben, dass die an drei verschiede¬ 
nen Körperstellen bei dem Unfall erlittenen schweren 
Verletzungen — Knochenbrüche — ohne üble Folgen 
zu hinterlassen geheilt und nicht die Ursache der 
Arbeitsunfähigkeit des W. sind. 

W. führt mir als weitere Beschwerden nun noch die Fol¬ 
genden an: 

Er könne nicht lange gehen, wenn er 20 Minuten gegangen 
sei, müsse er sich niedersetzen, weil er dann matt sei und sich 
heftiger Kreuzschmerz einstelle. Er leide an Kreuzschmerz, der 
zeitweise heftig werde; besonders bei der geringsten Anstrengung. 
Dann müsse er sich zu Bett legen. Bei schlechter Witterung 
steigere sich der Kreuzschmerz ebenfalls. Weitere Beschwerden, 
giebt W. an, nicht zu haben. 

Die objektive Untersuchung am 16. Dez. 1892 ergiebt für 
diesen subjektiven Kreuzschmerz kein organisches Leiden. Fester 
Druck mit der Hand auf die Wirbelsäule und das Kreuz ist keines¬ 
wegs empfindlich, ebenso wenig Kneifen oder leichte Berührung 
der Haut. Die Hautempfindung ist ebenfalls normal. Eine Ver¬ 
letzung der Wirbelsäule resp. ihrer Bänder ist nicht nachweisbar. 
Rückenmark und Rückenmarkshäute weisen keine krankhaften 
Symptome auf. Der elektrische Strom, Nadelstiche, Pinselberührung, 
Temperaturreize werden am Rücken und Kreuz normal empfunden. 
In dem unteren Theil der Lendenwirbelgegend ist diese Empfindung 
auf einer etwa 5-Markstück grossen Stelle der Haut für Pinsel- 
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berührung angeblich etwas herabgesetzt, wie man es sehr häufig 
an dieser Stelle bei sonst gesunden Personen findet. Es ist das 
somit nicht als krankhaft aufzufassen, sondern liegt in der Breite 
des Normalen. Auch Herr San.-Rath Dr. N. sagt: „das Gefühl 
ist überall in normaler Weise vorhanden.“ Die inneren Organe des 
W. lassen bei der Untersuchung nichts krankhaftes erkennen; be¬ 
sonders erwähne ich noch, dass ein organisches Gehirn- oder Rücken¬ 
marksleiden, oder eine organische Erkrankung peripherer Nerven 
nicht besteht. Aber auch eine sog. funktionelle Nervenkrankheit 
— eine Neurose — liegt nicht vor. 

Wie ist die von W. geklagte Mattigkeit des 
Körpers und die Schmerzhaftigkeit im Kreuz aufzu¬ 
fassen? 

Es ist nämlich kein Zweifel, dass beides thatsächlich besteht. 
W. simulirt also nicht, wohl aber dürfte er, wie alle derartigen 
Leute, übertreiben. 

Dass die geklagte Mattigkeit besteht, ergiebt sich aus einem 
Blick auf die Haltung und auf den Ernährungszustand des W. 
Die Haltung ist nachlässig, schlaff, in sich gesunken, energielos. 
Er liegt am liebsten zu Bett, Tage lang, oder sitzt mit aufge¬ 
stützten Armen nachlässig auf Stühlen umher, sein Gang ist 
schwerfällig, latschend. Die Haut ist weich, schlaff, lässt sich in 
grossen Falten aufheben; unter ihr liegt ein massiges Fettpolster. 
Die Muskulatur ist schwächlich, wie bei von der Arbeit entwöhn¬ 
ten Menschen, weich anzufühlen und mangelhaft entwickelt. Das 
Herz arbeitet schwach, schnell, was auf eine schwächliche, etwas 
verfettete Herzmuskulatur hin weist. Sonst ist das Herz aber ge¬ 
sund. — Das Alles sind Erscheinungen einer bestehenden ziemlich 
hochgradigen allgemeinen Muskelschwäche, einer Amy- 
osthenie, deren Ursache nicht der erlittene Unfall, sondern das 
4 Jahre lange, absolute Nichtsthun bei einem jungen, sonst breit 
und kräftig gebauten und normal angelegten, im Uebrigen gesunden 
Manne ist. 

Diese Muskelschwäche konnte sich um so leichter entwickeln, 
als die Beköstigung des Mannes jedenfalls keine stark fleisch¬ 
reiche, sondern weit mehr eine mehlhaltige, kohlenhydrat reiche ge¬ 
wesen ist. 

Diese Muskelschwäche ist nicht unmittelbar 
Folge des Unfalls. Wenn W. nach so guter Heilung der 
Knochenbrüche hätte seine Muskeln gebrauchen müssen, mit 
andern Worten, wenn er hätte arbeiten müssen und zwar selbst¬ 
verständlich mit leichten Arbeiten im Anfang und grösseren Er¬ 
holungspausen beginnend und allmählich zu schwereren und kürze¬ 
ren Pausen übergehend, so würde sich eine derartige Muskelschwäche 
nicht haben ausbilden können. Auch durch rechtzeitige Ueber- 
führung des W. in ein Unfallkrankenhaus, wo neben der syste¬ 
matischen und energisch geleiteten gymnastischen, medicomechani- 
schen und hydrotherapeutischen Behandlung noch eine reichliche 
Beschäftigung in Feld, Garten, Werkstätten bei guter, kräftiger 
Ernährung unter beständiger, geschulter Aufsicht möglich wäre, 
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hätte den W. vor der Entwickelung der Muskelschwäche schützen 
und ihn schon längst wieder zur vollen Erwerbsfähigkeit zurück¬ 
führen können. Jetzt ist das alles weit schwieriger zu erreichen, 
weil der Mann die Annehmlichkeit des Rentenempfangs beim süssen 
Nichtsthun kennen gelernt hat und naturgemäss jetzt sich sträubt, 
auf diese Rente wieder zu verzichten, die er für lebenslänglich 
hielt und auf welche hin er deshalb ja sogar geheirathet hat! 

Wenn W. auch nicht simulirt, so ist es zu begreifen, wes¬ 
halb er jetzt seine Beschwerden übertreibt und den Anordnungen 
der Aerzte den grössten Widerstand entgegensetzt. Ein so gutes 
und bequemes Leben, wie er es jetzt zur Zeit des Empfangs der 
Rente geführt hat, würde er ohne Rente nicht fuhren können. 
Jetzt ernährt die ihm gezahlte Rente den Mann, die Frau und 
das Kind; bei Wegfall der Rente müsste der Mann starke An¬ 
strengung machen, um sich und seine Familie zu ernähren. 

Da die Gewährung der Rente den Mann befähigte, sich und 
seine Familie zu ernähren, so arbeitete er natürlich nicht; ge¬ 
brauchte also seine Muskeln nicht. Diese wurden mit der Zeit 
immer arbeitsungewohnter, schwächer, die allgemeine Muskel¬ 
schwäche wurde immer grösser. Nun ist es schon natürlich, dass 
bei jeder kleinen Anstrengung, beim gewöhnlichen Gehen, ja beim 
Sitzen, beim Bücken etc. die schwachen Muskeln sehr bald ver¬ 
sagen und ermüden, dass sich in ihnen ein Zustand einstellt, den 
man mit dem Turnfieber vergleichen kann, also schmerzhafte 
Muskelschwäche bei Personen, die nach langer Zeit zum ersten 
Mal wieder turnen oder ein Reitpferd besteigen. Diese Schmerz¬ 
haftigkeit kann auch die Muskeln des Rückens, sowie die Gelenk¬ 
bänder und Sehnen daselbst befallen. Es ist eine ganz allgemeine 
Thatsache, die jeder an eine sitzende Lebensweise gewöhnte ge¬ 
sunde Mensch jeder Zeit an sich selbst erproben kann, dass auch 
der Rückenschmerz, der eine so häufige Klage von arbeitsscheuen, 
unfallkranken Rentenempfängern bildet, auf einer in Folge von 
Ungewohntheit entstandenen relativen Ueberanstrengung der 
Rückenmuskeln und Gelenkbänder daselbst in sehr vielen Fällen 
beruht. Man stelle sich nur einmal in die gebückte Stellung, 
welche ein Tagelöhner ohne Beschwerde die längste Zeit des Tages 
während der Arbeit einnimmt, z. B. beim Holzhacken, Sägen, beim 
Steineaufladen, beim Pflastern, Hacken etc. und man wird schon 
nach einer Zeit von wenig Minuten, falls man derartige Arbeit 
nicht gewohnt ist, eine unangenehme dumpfe schmerzhafte Em¬ 
pfindung im Kreuz spüren, die mit dem Gefühl des Lahmseins ein¬ 
hergeht. Sie lässt nach, wenn man sich gerade richtet, wodurch 
Muskeln und Bänder des Rückens entspannt werden oder wenn 
man die Hand in’s Kreuz hineinlegt, also dadurch den schwachen 
Muskeln durch die schützende Hand einen Theil ihrer Arbeit 
nimmt. Dies Hineinlegen der Hand in’s Kreuz ist charakteristisch 
für diesen Schmerz. Auch W. legt mit Vorliebe die Hand in’s 
Kreuz. Der Kreuzschmerz bei W. beruht — da eine organische 
Krankheit nicht vorliegt und da ferner eine durch Unfall bedingte 
funktionelle Nervenkrankheit, eine eigentliche Neurasthenie, eine 
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Hysterie, eine Hypochondrie nicht vorliegen (eine sog. traumatische 
Neurose erkennen wir mit der Mehrzahl der Autoren nicht als 
eine besondere eigenartige Krankheit an), — wenn auch nicht 
ganz, so doch zum grössten Theil auf der von der .Arbeit ent¬ 
wöhnten Schwäche der Rückenmuskeln. Diese Schwäche der 
Rückenmuskeln ist nicht direkt Folge des Unfalls. Sie ist ent¬ 
standen während der langen Krankheitsdauer des W., die die 
Knochenbrüche zur Heilung nöthig hatten, während er 1 j 4t Jahr 
lang zu Bett lag. Als W. das Bett verliess, waren die Rücken¬ 
muskeln nicht gewohnt, den Rumpf zu tragen und nicht mehr 
gewohnt, zu funktioniren. Der Versuch zu Stehen und zu Sitzen 
musste sie also schon ermüden. Statt nun dagegen anzukämpfen 
und die Schmerzhaftigkeit zu überwinden, gab W. nach und ruhte 
die schwachen Muskeln durch abermaliges Bettliegen stets noch 
mehr aus. Stellte sich später heim erneuten Versuch sie zu ge¬ 
brauchen, wieder Schmerz ein, so gab W. diesem stets wieder 
nach. Er schonte sich zu sehr, da er sich schonen konnte und 
nicht gezwungen war zu arbeiten und kam deshalb nicht aus den 
krankhaften Empfindungen heraus. Bei der steten Wiederholung 
dieser Schmerzen, bei der langen Dauer der damit verbundenen 
Empfindungen musste sich naturgemäss im Geiste des W. unbe¬ 
wusst die Vorstellung herausbilden, dass er nicht wieder gesund 
werden könne, er musste diese Schmerzen unwillkürlich stärker 
empfinden, für stärker halten, als sie thatsächlich ent¬ 
sprechend sind. 

Mit der Muskelschwäche ging eine aus ihr entspringende 
Energielosigkeit bezüglich körperlicher Anstrengung 
einher, wie man sie bei fast allen muskelschwachen und von 
körperlicher Arbeit entwöhnten Individuen findet. Früh genug 
wieder begonnene zweckmässige Arbeit oder Gymnastik hätte die 
Ausbildung des Kreuzschmerzes und seine Fixirung und die Ener¬ 
gielosigkeit verhüten können. 

Auf diesen Fall passen genau die Worte des englischen 
Arztes Herbert W. Page: 1 ) „Sicherlich ist in der ersten Zeit die 
zur Bewegung erforderliche Kraftleistung ungewöhnlich gross, und 
bei dem ersten Versuch das Bett zu verlassen und umher zu gehen, 
kann der Schmerz so heftig werden, dass er den Patienten von 
Neuem in’s Bett scheucht; doch wenn das Anfangsstadium über¬ 
wunden wird, wenn ärztliche Beharrlichkeit und Bestimmtheit den 
Patienten wohlthätig beeinflusst, ist es ziemlich sicher, dass der 
Schmerz täglich schwächer wird und zu gleicher Zeit grössere 
Bewegungsfreiheit erzielt wird.“ (S. 9). Mit Recht giebt man 
deshalb solchen Patienten den Rath, welchen auch Page ertheilt: 
„ Bringen Sie ihre Ansprüche in Ordnung und gehen Sie an die 
Arbeit und Sie werden bald finden, dass Sie die Kraft dazu 
haben.“ (S. 49.) 

(Einen ganz ähnlichen Fall wie diesen des W. habe ich in 
meiner Schrift „Der Werth der Symptome der sog. traumatischen 


‘) Pago-Placzek, Eisenbahn - Verletzungen. Berlin 1892. 



236 


Dr. Dietrich. 


Neurose und Anleitung zur Beurtheilung der Simulation von Un¬ 
fallnervenkrankheiten (Braunschweig, View eg, 1892) auf S. 26 
beschrieben. In jenem Fall handelte es sich um die Frage, ob 
Simulant oder nicht. Ich erklärte (S. 27) zu Fall Ack.: „Trotz 
des völlig negativen Ergebnisses der objektiven Untersuchung 
können die subjektiven Beschwerden, über welche A. klagt, recht 
gut vorhanden sein. Und wenn vorhanden, so können sie sich auch 
von dem erlittenen Unfälle herleiten und sie vermögen die Arbeits¬ 
fähigkeit des A. beträchtlich zu vermindern. Jedenfalls liegt diesen 
subjektiven Beschwerden aber zur Zeit kein nachweisbares orga¬ 
nisches Nervenleiden zu Grunde. Somit müssen die angeführten 
Beschwerden, da der Beweis der Simulation nicht erbracht ist, als 
eine funktionelle Nervosität aufgefüsst werden. Dabei glaube ich 
allerdings, dass A. seine Beschwerden etwas schlimmer darstellt, 
als sie in der That sind.“ 

Auf Grund eines von anderer Seite abgegebenen Gutachtens 
wurde A. vor dem Schiedsgericht als Simulant erklärt und abge¬ 
wiesen. Nun legte er Berufung ein. Ein dritter Begutachter 
erklärte den A., den ich bei der Gelegenheit mit dem Begutachter 
nochmals untersuchen konnte, im Einverständnis mit mir für 
krank. Dies erlaube ich mir hier als Ergänzung zu dem Fall A. 
in meiner Schrift beizufügen.) 

Aus dem weiteren Gutachten über den Fall W. will ich hier 
summarisch noch Folgendes erwähnen: 

Bei W. sei weitere Besserung zu erwarten; aber diese Besse¬ 
rung trete nicht von selbst beim Nichtsthun des Mannes in seiner 
Heimath ein. Deshalb sei Ueberweisung in ein Unfallkrankenhaus 
nötliig, wo die nothweudige weitere zweckmässige Behandlung am 
geeignetsten ausgeflihrt werden kann. 

Die Mittheilung des Resumö kann hier wohl unterbleiben. 
Der Fall kann aber als ein Beispiel dienen dafür, wie 
aus einer nicht rechtzeitig eingeleiteten zweckmässi¬ 
gen Nachbehandlung trotz gut geheilter Knochen¬ 
brüche sich eine Reihe von höchst hartnäckigen und 
lästigen Inaktivitätssymptomen entwickeln können, 
die an und für sich mit dem Unfall gar nichts zu thun 
haben. Ich habe deshalb die Ueberschrift für diesen Fall auch 
als: Fall von Amyosthenia universales und Abulie aus Inaktivität 
gewählt. 

(Schluss folgt.) 


Ueber Simulation bei Rentenansprttchen. 

Von Krcispbysikus Dr. Dietrich in Liebenwerda. 

Die Arbeiterschutzgesetzgebung hat neben der Wohlthat der 
Versorgung des Arbeiters in Krankheit oder bei dauernder körper¬ 
licher Schwächung den Nachtheil mit sich geführt, das Vortäuschen 
von Krankheit und Uebertreiben der betreffenden krankhaften 
Empfindungen zu mehren. Der Arzt hat nicht allein vermöge 
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seiner Erfahrung und Wissenschaft das Recht, sondern in seiner 
Eigenschaft als Vertrauensperson der Kassen* und Genossenschafts- 
Vorstände die Pflicht, die Möglichkeit der Simulation bei der Unter¬ 
suchung erkrankter oder verletzter Arbeiter zu bedenken. Es ist 
in den letzten Jahren nach der Einführung der Unfallsgesetzgebung 
das Vorkommen der Simulation so vielfach betont worden, auch 
von namhaften Aerzfen mehr als eine Warnung an die Kollegen 
namentlich an die jüngeren gerichtet worden, dass man sich nicht 
wundern kann über den Eifer, welcher in ärztlichen Kreisen darauf 
verwandt wird, Simulation zu entdecken. Die Medizinalbeamten, 
insbesondere die Physiker der ländlichen Kreise sind jetzt vielfach 
berufen, zu begutachten und die Erwerbsfähigkeitsschätzung vor¬ 
zunehmen. Auch sie müssen mit der Simulation rechnen. Die 
Reaktion gegen die Simulation ist soweit gediehen, dass selbst 
Aerzte, welche in der Nerven- und Unfallheilkunde eine reiche 
Erfahrung besitzen, auf der Wacht vor der Simulation im Erkennen 
der Krankheit gestört wurden. Am häufigsten wird Simulation 
angenommen bei denjenigen Krankheitsangaben, welche eine Be¬ 
stätigung durch den objektiven Befund scheinbar überhaupt nicht, 
oder doch nur in sehr geringem Masse finden, namentlich bei den 
Krankheitsbildern der traumatischen Neurosen und Psychosen. 
Oppenheim 1 ) war es zuerst, welcher in seiner Schrift über die 
traumatischen Neurosen hervorhob, dass in erster Linie die mangel¬ 
hafte Kenntniss der funktionellen Neurosen selbst hervorragende 
Aerzte zu diagnostischen Irrthümem und Fehlschlüssen verleiten 
kann, während doch durch Verkennung der Krankheit unendlich 
viel mehr Schaden angerichtet werde, als durch Nichtbeachtung 
der Simulation. 

Oppenheim führt auch an der Hand verschiedener Fälle 
nicht nur auf Grund seiner eigenen Erfahrung, sondern auch auf 
Grund der Erfahrung derjenigen, welche sich für die Häufigkeit 
der Simulation ausgesprochen haben, den Beweis für die Richtig¬ 
keit seiner Ansicht, dass Simulation bei traumatischer Neurose 
selten sei. 

Honig 2 ) dagegen ist der Ansicht, dass ein grosser Theil der 
sogenannten traumatischen Neurosen auf Uebertreibung bezw. 
Simulation beruhe. Dass so häufig traumatische Neurose dia- 
gnostirt werde, beruhe darauf, dass die zu beurtheilenden Fälle 
weder genügend lange beobachtet, noch mit der gehörigen Kritik 
untersucht werden. Allgemeiner Zustimmung darf Honig sicher 
sein, wenn er meint: dass selbstverständlich insbesondere zur Be- 
urtheilung derartiger Krankheitsfälle eine sachgemässe Erfahrung 
gehöre, wie derartige Kranke untersucht und hauptsächlich wie 
sie hinsichtlich ihrer subjektiven Beschwerden befragt werden 
müssen. Man müsse insbesondere gründlich zu prüfen verstehen, 


‘) Dr.med.Herrn. Oppenheim : Die traumatischen Neurosen. Berlin 1892. 
Aug. Hirschwald, pag. VII. 

*) Hönig: Ueber Simulation und Uebertreibung der Unfallverletzungen etc. 
Breslau 1891. Selbstverlag. Druck von G. Korn. pag. 33. 
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Dr. Dietrich. 


ob die von den Verletzten angegebenen subjektiven Empfindungen 
mit dem objektiven Befund in Einklang gebracht -werden können. 
Sei Letzteres nicht der Fall, müsse man zu entscheiden suchen, 
ob das subjektive Symptomenbild auch ohne das Vorhandensein 
eines objektiven Befundes trotzdem auf eine Alteration des Nerven¬ 
systems zurückgeiuhrt werden könne. Dass aber nun jeder Gut¬ 
achter aus dieser gründlichen Untersuchung, welche conditio sine 
qua non ist, die Ueberzeugung gewinnen sollte*. wieHünig weiter 
behauptet, dass die traumatische Neurose durchaus nicht so häutig 
vorkommt, wie sie zur Zeit diagnostizirt wild. ist doch nur be¬ 
dingt zuzugeben. Es mag diese Ansicht für eine Einzelerfaliruiig 
gelten, eine Anzahl der erfahrensten Nerven- und Irrenärzte 
stimmt Oppenheim zu. 

Gelegentlich der Begutachtung der verschiedensten Fälle von 
Invalidität durch Krankheit oder Unfall habe ich die Ueberzeugung 
gewonnen, dass Simulation häufiger mit Unrecht, als mit Recht 
angenommen wird. Ich habe im vollsten Masse bewahrheitet ge¬ 
funden. was der Präsident des Reichsversicherungsamtes auf dem 
internationalen Kongress für Uniallv e rsicherung von 1>91 über die 
Simulation im Allgemeinen ausgesprochen hat: «Auch spielt die 
Simulation eine ganz untergeordnete Rolle.“ l ) Damit soll nicht 
gesagt sein, dass thatsäeröich die Simulation derart unerheblich 
sei, dass sie der Beachtung nicht mehr werth sei. sondern es soll 
Front gemacht werden gegen eine allzugrosse Furcht vor Simu¬ 
lation und ein übereifriges Suchen nach Simulation. Treffend 
führt Oppenheim*) aus. dass nichts so sehr im Staude ist. das 
Unheil und die Kritik irre zu leiten und die Objektivität einzu- 
eiizen. als die Voraussetzung, es mit einem Betrüger zu tliun zu 
haben. weil bei oberflächlicher Betrachtung und ungenügender 
Keniitniss der Thatsachen eine Summe echter Kraukheitser- 
S' heinungen als bewusst vorgetäuscht imponiren kann. Wenn ich 
Hönig einerseits zugebe, dass es wohl Fälle geben mag, bei 
denen durch mangelhafte Beobachtung und kritiklose Untersuchung 
Simulation von traumatischer Neurose übersehen wurde, so nehme 
ich andererseits an, dass die Fälle die häutigeren sind, in welchen 
traumatische Neurosen und Psychosen aus Unkeimtuiss des Krank- 
heitsverlaufes und in Folge Missverstehet der Erscheinungen 
nicht erkannt wurden. Der Umstand, dass häutig Simulation mit 
Unrecht angenommen wird, beruht meiner Ansicht nach darauf, 
dass einmal der Gesammtverlauf der Krankheit nicht genügend 
beobachtet und bekannt ist. andererseits das Gesammtbild nicht 
verstanden wird. Ersteres ist meist die Ursache von Letzterem. 
Die rasche Entwickelung der medicomechanischen Institute und 
Unfalikraiikeiihäuser zeigt die Vortheile am besten, welche eine 
sorgfältige Beobachtung durch einen Vertrauensarzt sofort nach 
der' Verletzung bringt. Nicht nur Falle von Neurosen traumatischen 
Ursprungs, sondern auch manche Fälle von funktionellen Störungen 
der Extremitäten in Folge peripherer Schädigung lassen sich nur 


1 ) Oppenheim, a. o. 0. pag. 210. 

*) Oppenheim, a. o. O. pag. 210, 211. 
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verstehen, wenn eine ausreichende Kenntniss der Krankengeschichte 
und des Verlaufs vorhanden ist. Diese Kenntniss kann in den 
meisten Fällen von sachverständiger Seite erlangt werden, wenn 
nur frühzeitig und ausreichend nachgefragt wird. In einzelnen, 
glücklicher Weise seltenen Fällen kann diese Kenntniss nur aus 
dem Munde der Angehörigen und der Verletzten selbst in äusserst 
mangelhafter Weise erlangt werden, da eine ärztliche Beobachtung, 
selbst zuweilen eine ärztliche Behandlung nicht stattgefunden hat. 
Es ist zu verwundern, wie oft dieses Moment übersehen wurde, 
wie es möglich ist, dass Berufsgenossenschaften die Akten über¬ 
senden mit dem Ersuchen den X. zu untersuchen und seine Er- 
werbsfahigkeitsschädigung zu begutachten, ohne dass in den Akten 
etwas Anderes zu finden ist, als der vor Monaten durch die Poli¬ 
zeibehörde aufgenommene Thatbestand des Unfalls und eine kurze 
gutachtliche Aeusserung des in Frage kommenden Kassenarztes. 
Zuweilen fehlt auch Letztere. 

Deshalb kann nicht oft und laut genug die Mahnung an die 
Vorstände der Berufsgenossenschaften gerichtet werden, für eine 
ausreichende ärztliche Beobachtung, Behandlung und Bericht¬ 
erstattung gleich nach der Verletzung — und auch später noch — 
nach beendigtem Heilverfahren zu sorgen. Nur so wird der Simu¬ 
lation zweckmässig vorgebeugt. Der Gesetzgeber der Novelle 
zum Krankenversicherungsgesetz vom 10. April 1892 ermöglicht 
dies auf das Wünschenswertheste, indem er in den §§. 76fr und 
76c den Berufsgenossenschaften das Recht giebt, in das Heil¬ 
verfahren ihrer Verletzten schon während der Karenzzeit und 
zwar unmittelbar nach dem Unfall einzugreifen, ohne sich vorher 
mit den zuständigen Krankenkassen in’s Einvernehmen setzen zu 
müssen. Es ist einleuchtend, dass die Ueberführung der Verletz¬ 
ten in ein geeignetes Krankenhaus sofort nach der Verletzung 
die beste Garantie für ausreichende Behandlung und Beobachtung 
gewährt. Auf dem platten Lande benötliigt daher der Bau kleinerer 
Krankenhäuser mit Einrichtung einer geschulten Pflege — neben 
grösseren Provinzialkrankenhäusern. Erstere sind für die meisten 
Unfälle in der ersten Behandlungszeit ausreichend, letztere haben 
die Behandlung nach „beendigtem Heilverfahren“, insbesondere die 
Verminderung und Hebung funktioneller Störungen zu übernehmen. 

Wir Aerzte andererseits, die wir zu Gutachtern berufen 
werden, haben die Pflicht, darauf zu sehen, dass uns, ehe wir 
einen Fall begutachten, die Kenntniss des Verlaufes der Krankheit 
ermöglicht wird, dass die Berufsgenossenschaften genaue Angaben 
über den Unfall, über den Verlauf der Behandlung und über die 
Heilung der Verletzung beibringen. Es wird deshalb in manchen 
Fällen zweckmässig werden, die Akten vor Abgabe des Gutachtens 
wieder zurückzusenden und die Beantwortung verschiedener aua- 
mnestischer Fragen zur Vorbedingung des Gutachtens zu machen. 
Wir haben ferner die Pflicht, die Krankheitserscheinungen ohne 
Vorurtheil aufzunehmen und zu studiren, den Verletzten zu beob¬ 
achten und wiederholt zu untersuchen, die zutreffende Literatur 
zu beachten und schliesslich das Krankheitsbild aus den Er- 
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scheinungen zu verstehen. Gehen vir auf diesem Wege vor, so 
werden wir, wo Simulation vorhanden ist, dieselbe um so sicherer 
treffen, weil wir sie nicht suchen, sondern weil wir die Wahrheit 
erforschen. — 


Kleinere Mittheilungen und Referate aus Zeitschriften. 

A. Gerichtliche Medizin. 

Ein Fall von akuter Phosphorvergiftung. Blutung in die N. v&gi 
Kompression des Ductns thoracicns und fehlender Icterns, Glycosuri© 
Von Dr. Reichel. Wiener klinische Wochenschrift 1884, Nr. 9. 

Eine 24jährige Schauspielerin abortirte 3 Tage nach Vergiftung mit 
Phosphor (18 Päckchen Zündhölzer mit etwa 7—8 gr. Phosphor) und starb wenige 
Stunden nachher. Die Sektion ergab u. A.: Das Zellgewebe am Halse, nament¬ 
lich um die grossen Gefässe und in der oberen Brustapertur blutig suffundirt, 
beide Nervi vagi durch Blutungen in ihre Scheide und in ihre Substanz in schwarz- 
rothe Stränge umgewandelt, welche blutige Infiltration nach aufwärts bis an die 
Schädelbasis, nach abwärts bis gegen den Lungenhilus zu reicht. 

Die Lungen durch vereinzelte, längs der Blutgefässe liegende schwarzrothe 
Extravasate gefleckt. Auch das Zellgewebe des hinteren Mediastinums durch 
Blutungen schwarzroth verfärbt. 

Das Parenchym der Leber gelb, stellenweise aber auch gelbroth durch- 
schimmernd. Auf der Schnittfläche ist ihr Gewebe blutleer, gelb vorquellend, 
verquollen; die Zeichnung fast verwischt, an einzelnen Stellen aber, welche auch 
den röthlichen der Oberfläche entsprechen, roth gesprenkelt, indem die zentralen 
Läppchen schwarzroth gefärbt erscheinen; an diesen Stellen auch die Grenzen 
der Läppchen wieder erkennbar. 

Die Präparation des Ductus thoracicus ergiebt in seinem Brusttheil, dass 
eine mehrere Centimeter lange Strecke seiner Wand blutig suffundirt ist, er 
daselbst durch das Extravat der Umgebung verengt erscheint, während er 
unterhalb etwas erweitert ist und blutig tingirte Flüssigkeit enthält. Oberhalb 
der suffundirten Stelle ist er wieder enge. 

Das Fehlen des Icterus erklärt Verfasser unter Berufung auf die 
Fleischl’schen Versuche und mit Betonung des im vorliegenden Falle festge¬ 
stellten reichlichen Gehaltes des Darminhaltes an Galle durch die Affektion des 
Ductus thoracicus, welche diese einzige für den Uebergang der Galle in das Blut 
bestehende Passage versperrt habe. Er erklärt die Hypothese Bollinger’s 
für unhaltbar, nach welcher Icterns bei Phosphorvergiftung auch fehlen kann, 
weil die Degeneration nicht selten so akut und schnell vergeht, dass jegliche 
Gallebildung sofort aufhöre. Dr. Flatten-Wilhelmshaven. 


Die gerichtsärztliche Beurtheilung von Stichwunden am Halse. 
Von Dr. Max Kamm in Breslau. Aerztliche Rundschau Jahrg. 1894, Nr.2 u. 3. 

Verfasser giebt eine kurz gehaltene Besprechung: I. der Entstehung der 
Stichwunden am Halse, II. der Art der Ausführung und III. der Folgen der 
Verletzung für die Beschädigten im Falle des Ueberlebens und des Todes, ohne 
in einem speziellen Theile näher auf die Verhältnisse dieser wichtigen Körper¬ 
gegend einzugehen. Bei der Kürze sind Flüchtigkeiten nicht vermieden. Wenn 
Verfasser z. B. (S. 9 des Separat-Abdrucks) sagt: „Allerdings braucht nicht 
immer der Verblutungstod einzutreten. Gerade bei Stichverletzungeil sind oft 
die Gefässe nur angeschnitten“ ..., so klingt das so, als ob bei angeschnittenen 
Gelassen eine spontane Blutstillung leichter eintrete, als bei völlig durchtrennten. 

Verfasser kommt zu folgenden Hauptergebnissen: 

1. Stichverletzungen am Halse sind meist von fremder Hand zugefügt, 
selten durch Selbstmord oder Zufall entstanden. 

2. Spuren von Gegenwehr sprechen gegen Selbstmord und Zufall, mehr¬ 
fache an noch anderen Körperteilen gegen Zufall. 

3. Beschaffenheit, Lage und Richtung der Halsstichwunde erlaubt meist 
einen Rückschluss auf das gebrauchte Werkzeug und die Art seiner Handhabung. 
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4. Bei Kehlkopfverletzungen deutet das Vorhandensein grösserer Blut¬ 
mengen in dem Luftwege entschieden gegen postmortale Entstehung. 

5. Auch ungefährliche Halsstichverletzungen fallen noch in den Bereich 
des §. 223 a des D. St.-G.-B. 

6. Die Prognose ist bei Verletzung von grösseren Gefässen und anderen 
Komplikationen mindestens zweifelhaft. 

7. Nach Halsstichwunden bleiben nicht selten Folgen zurück, die unter 
§. 224 des D. St.-G.-B. fallen. 

8. Selbst nach Stichverletzung der grössten Blutgefässe am Halse kann 
der Verletzte nicht selten Funktionen ausüben. 

9. Meist erfolgt der Tod entweder sofort oder in den nächsten drei 
Wochen durch Verblutung oder Erstickung. 

10. Wenn der Tod durch Wundinfektion erfolgt, ist der Nachweis erforder¬ 
lich, ob nicht mangelhafte oder ungeeignete Behandlung die Komplikation 
veranlasste. 

11. Die nach Halsstichverletzungen entstehende Lungenentzündung ist 
eine von den Luftröhren ausgehende katarrhalische, lobuläre. 

_ Dr. Barth-Neustadt a. R. 

B. Hygiene und öffentliches Sanitätswesen: 

Die Gewerbekrankheiten der Glasarbeiter. Von Kreisphysikus 
Dr. H. Schäfer in Bublitz. Sonderabdruck aus der deutschen Vierteljahrs¬ 
schrift für öffentliche Gesundheitspflege. Bd. XXVI, 2. Heft. 

Als Arzt von 2 Glashütten hatte der Verfasser reiche Gelegenheit, die 
sanitären Gefahren, welche die Glasfabrikation für die Arbeiter im Gefolge hat 
und die für diese Gewerbe charakteristischen Krankheiten kennen zu lernen, so 
dass die vorstehende Abhandlung auf Grund praktischer Erfahrungen abgefasst 
ist und in Folge dessen einen um so höheren Werth besitzt. 

Schäfer bespricht zunächst die Thätigkeit des Schmelzers, die un¬ 
gesundeste Arbeit des ganzen Betriebes, namentlich in Folge der Gefährlichkeit 
des beim Mengen der Rohmaterialien sich entwickelnden Staubes. Er fordert 
in Folge dessen die Einrichtung von hinreichend grossen geräumigen Gemeng- 
stuben mit genügender, zweckmässiger Ventilation und Einführung der ge¬ 
schlossenen Mischmaschinen von Dralle mit Elevatorvorrichtung behufs Ent¬ 
leerung des Schmelzgusses in die Häfen. 

Bei den eigentlichen Glasarbeitern, den Glasbläsern, zeigt sich in 
den alten Glasmacher - Familien die interessante Thatsache einer Art Ange¬ 
wöhnung an diese Arbeit, so dass die aus solchen Familien stammenden Arbeiter 
viel weniger zu den spezifischen Berufskrankheiten neigen, als die Glasbläser 
anderer Herkunft. In Folge der bei ihrer Arbeit unvermeidlichen grellen 
Temperaturunterschiede sind die Glasarbeiter leicht Erkältungen ausgesetzt, 
welche die Veranlassung zu Rheumatismus, Heiserkeit, akuten Bronchialkatarrhen 
und Lungenentzündungen bilden, in deren Gefolge sich dann später häufig 
chronische Bronchialkatarrhe und Phtisis entwickeln. Sie leiden ferner wie alle 
bei intensiver Hitze arbeitenden Arbeiter vielfach an Kopfschmerzen, Schwindel, 
Schwäche und Hinfälligkeit, Zustände, die mitunter eine frappante Aehnlichkeit 
mit leichter Insolation haben. Weiterhin bewirkt die beim Glasblasen mit 
höchster Anstrengung ausgeführte Ausathmung eine übermässige Ausdehnung der 
Lungen, unter gleichzeitigem Verlust ihrer Elastizität. Lungenemphysem und 
seine Folgen, wie Kurzathmigkeit, hartnäckiger Husten und Circulations- 
störungen (Hämoptoe) werden daher mehr oder weniger bei allen Glasbläsern 
angetroffen. Ausserdem kommen bei denselben noch Verbrennungen sehr häufig 
vor; desgleichen wird bei ihnen Staar relativ oft beobachtet. Die in dieser 
Hinsicht angestellten Untersuchungen deuten darauf hin, dass die direkte 
Wirkung der strahlenden Wärme auf das Auge als Ursache des Staares anzu¬ 
sehen ist. Endlich kann durch Benutzung derselben Pfeifen von mehreren Glas¬ 
bläsern eine Uebertragung von Syphilis und Tuberkulose stattfinden. Zur 
Vermeidung der Entwickelung des Lungenemphysems und seiner Folgen, 
sowie behufs Verhütung der Uebertragung ansteckender Krankheiten (Syphilis 
und Tuberkulose) verlangt Schäfer die Einführung und möglichst ausge¬ 
dehnte Benutzung des Appert’ sehen oder A s hl ey’sehen Apparates, 
durch den das Glasblasen mittelst komprimirter Luft besorgt wird, eventuell sei 
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jeder Glasbläser mit einem eigenen Mundstücke für die Pfeifen zu versehen. 
Zum Schutze gegen die grosse Hitze empfehle sich die Einrichtung eines durch 
mechanische Kraft bewegten, aus einer Welle mit Windflügeln bestehenden 
Fächers, der bei seiner Umdrehung den Arbeitern Luft zufächelt und dadurch 
Kühlung verschafft. Die Augen der Glasarbeiter würden am besten durch die 
von Kavalier in Sazawa getroffenen Vorrichtungen geschützt: Anbringen einer 
blauen oder noch besser einer rauchgrauen Glastafcl vor dem Stande des Arbeiters, 
durch welche dieser in den Ofen sieht. 

Nicht minder gefährlich als die Arbeit der Schmelzer und Glasbläser ist 
diejenige der Glasschleifer; denn wenn der ganze Prozess des Schleifens 
auch auf nassem Wege stattfiudet, geht dennoch durch die rasche Umdrehung 
des Rades und die Sprödigkeit des Materials eine gewisse Menge von Glas- 
und Sandpartikelchen in die Luft über, die von dem Arbeiter, der seinen Kopf 
dicht über dem Glase hält, eingeathmet werden. Bronchialkatarrhe plagen den 
Schleifer daher beständig und alljährlich erliegen eine grosse Anzahl derselben 
der Phtisis. In Folge der fortwährenden Abkühlungen beim Schleifen kommen 
auch häutig rheumatische Leiden bei diesen Arbeitern vor, namentlich bei den 
in Wasserschleifmühlen beschäftigten, während dies in Dampfschleifereien weniger 
der Fall ist. Sehr häufig sind bei den Schleifern ferner unangenehme Schnitt¬ 
wunden durch Zerspringen eines Glasgefässcs; ausserdem bildet sieh bei ihnen 
meist in der Mitte und in der Innenseite des Unterarmes eine Art Schleimbeutel 
ans in Folge des fortdauernden Stemmens des Armes gegen die Holzpflö-ke des 
Schleifrades. Auch ein ekzematöser Hautausschlag zwischen den Fingern findet 
sich meist bei allen Schleifern; oft greift dieser auf die ganze Hohlhand über. 
Endlich sind sie der Gefahr einer Bleivergiftung ausgesetzt, wenn sie bleihaltiges 
Glas trocken schleifen und poliren, oder sogenanntes Mousselineglas nach älterer 
Methode (unter Verwendung eines bleihaltigen Glassatzes) oder Email hersteilen. 
Zur Verhütung aller dieser gesundheitlichen Gefahren bei der Glasschleifern 
empfiehlt Schäfer: sorgfältige ärztliche Auswahl der sich anbietenden Schleifcr- 
lehrlingc, Anbringung eines in der Fabrik von Reich & Co. in Wien gebräuch¬ 
lichen Ventilators, der zugleich den Glasstaub absaugt, sowie allmähliches Ein¬ 
gehenlassen der Wasserschleifmühlen und Ersatz durch Dampfschlcifereien; ferner 
Einführung des Sandgebläses von Tilghman bei der Mousselincverzierung 
zur Vermeidung der Bleivergiftung, und Arbeiten der Hände in geschlossenen 
Kästen bei der Emailbereitung. 

Aehnlich wie die Schmelzer sind auch die bei Herstellung der Häfen 
oder Wannen beschäftigten Arbeiter starker Staubentwickclung ausgesetzt; die 
Einrichtung einer kräftigen Ventilation in den möglichst geschlossenen zur Zer¬ 
kleinerung des Materials dienenden Kollermühlcn und Stampfwerken sowie, wenn 
möglich, Zerkleinerung und Mischung der Materialien in nassem Zustande sind 
daher geboten. 

Zum Schluss seiner Abhandlung kommt Verfasser noch auf den Gesund¬ 
heitszustand und auf die Wohnungsverhältnisse der Arbeiter der beiden Glas¬ 
hütten zu sprechen, bei deuen er bereits seit mehreren Jahren als Arzt fungirt 
hat. Darnach sind von allen Arbeitern durchschnittlich jährlich 15,8 °/„ erkrankt; 
eine vcrhftltnissmässig niedrige Ziffer, wenn man bedenkt, dass sich dieselbe 
ungefähr um die Hälfte niedriger stellt, als die Morbiditätsziffer bei sämmtlichen 
Krankenkassen im Deutschen Reich. Recht mangelhaft sind dagegen die Woh¬ 
nungsverhältnisse der betreffenden Glasarbeiter; Schäfer bezeichnet in Folge 
dessen den Bau gesunder, zweckentsprechender Arbeiterwohnungen für eine der 
dringendsten hygienischen Forderungen, die sogleich bei der Konzessionirung von 
Glashütten sicher gestellt werden müsste. Auch für die Einrichtung eines für 
alle Arbeiter benutzbaren Baderaumes müsse Sorge getragen werden; denn kaum 
in einem anderen Berufe spiele die Hautpflege eine so grosse Rolle und übe 
einen so grossen Einfluss auf das Wohlbefinden der Arbeiter aus, wie bei dem 
Glasarbeiter. 

Mit der Schlussforderung des Verfassers: „Mitwirkung der Medizinal¬ 
beamten bei der Prüfung und Begutachtung der Baupläne neu zu errichtender 
Glashütten- und Fabrikanlagen, sowie späterer baulicher Veränderungen, stete 
Ueberwachung des Betriebes und der Arbeiter von Seiten technisch vorgobildcter 
Fabrikinspektoren und seitens der Medizinalbeamten, sowie Führung einer Mor- 
biditäts- und Mortalitätsstatistik seitens der Hütten- und Fabrikärzte“, wird sich 
gewiss jeder Medizinalbeamte einverstanden erklären. Rpd. 
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Die Ruhr in Tilsit im Jahre 1893. Von Kreisphysikua Dr. Wolff- 
berg. Sonderabdrock aus dem Centralblatt fOr allgemeine Gesondheitspflege. 
1894. Heft 2. 

Im letzten Drittel des Jali 1893 traten in der Stadt Tilsit unter der 
Civilbevölkernng vereinzelte Ruhrfälle auf; ungefähr gleichzeitig erkrankte auch 
der erste Dragoner in der dortigen Kaserne. Hier kam es sehr bald zur epide¬ 
mischen Häufung der Fälle; denn während in der Stadt bis zum 15. August nur 
9 vereinzelte Ruhrerkrankungen zur Anmeldung gelangten, waren von den 
Dragonern Bchon 43 erkrankt. Von der Kaserne aus verbreitete sich die Krank¬ 
heit in der zweiten Hälfte des Augusts über die ganze Stadt; Anfangs waren 
jedoch vorzugsweise die der Kaserne benachbarten Strassen und der diesen an¬ 
grenzende westliche Stadttheil von der Seuche heimgesucht. Im Ganzen er¬ 
krankten von der Civilbevölkernng der Stadt 180 Personen = 0,74 °/ 0 (davon 
70 °/ 0 in dem westlichen Stadttheile), von der Militärbevölkerung 109 = 15,3 °/ 0 . 
Auch im Gefängniss kam es zu einer kleinen Epidemie; von den Insassen 
erkrankten 7 = 12 °/ 0 . 

Von der Stadt aus wurde die Krankheit in die benachbarten Ortschaften 
verschleppt; die Zahl der hier in der Zeit von Mitte August bis Mitte Oktober 
erfolgten Erkrankungen betrug 99. Dieselben waren meist vereinzelt; zu einer 
epidemischen Ausbreitung der Krankheit ist es nur in einem Dorfe gekommen. 

Auffallend ist der Unterschied in Bezug auf die Mortalität: von den Er¬ 
krankten der städtischen Civilbevölkernng sind 22 = 12,2 °/ 0 , von denjenigen 
der ländlichen Bevölkerung 26 = 26,2 °/ 0 und von den erkrankten Gefangenen 
ö = 71 % gestorben. 

Ein Einfluss des Trink- und Gebrauchswassers, insbesondere des Leitungs¬ 
wassers, auf die Entstehung und Verbreitung der Krankheit hat sich nicht 
nach weisen lassen, wenn auch die Möglichkeit einer gelegentlichen Infektion 
durch Wasser aus einem von oben spezilisch verunreinigten Brunnen nicht aus¬ 
geschlossen werden kann. Zahlreiche während des Verlaufs der Epidemie ge¬ 
machte Beobachtungen beweisen vielmehr, dass die Krankheit wesentlich durch 
den menschlichen Verkehr, vielleicht auch durch Gesunde und durch mehr oder 
minder unmittelbare Ansteckung verbreitet worden ist; ihre Verschleppbarkeit 
und Ansteckungstahigkeit trat namentlich in den ländlichen Bezirken zu Tage. 

Zur Verhütung der epidemischen Ruhr werden von Wolffberg unbe¬ 
dingte Anzcigepflicht, thunlichste Absonderung der Kranken, Zuziehung der 
Medizinalbeamten auch bei sporadischen Fällen, Schaffung von geeigneten Isolir- 
räumen und Sicherung einer geregelten Desinfektion gefordert. Ausserdem ist 
für Versorgung der Ortschaften mit gutem Trinkwasser, für unschädliche Be¬ 
handlung der Abortstoffe Sorge zu tragen und die Beschaffung gesunder Woh¬ 
nung für die ärmere Bevölkerung in Land und Stadt energisch in Angriff zu 
nehmen. Rpd. 

Verbreitung der Tollwuth im Deutschen Reiche während des 
Jahres 1892. Jahresbericht über die Verbreitung der Thierseuchen im Deut¬ 
schen Reiche; bearbeitet im Kaiserlichen Gesundheitsamte. VII. Jahrg. 

Die Tollwuth ist gegen das Vorjahr ‘), sowohl in Bezug auf den Grad 
der Verseuchung als in Bezug auf die räumliche Verbreitung derselben abermals 
zurückgegangen; denn cs sind an Tollwuth erkrankt und gefallen oder 
getödtet nur 500 Tliiere gegen 543 im Jahre 1892, also 7,8°/ 0 weniger. Die 
Fälle vertheilen sich auf 387 Hunde (445 im Vorjahre), 2 Katzen (3), 8 Pferde 
(11), 69 Kinder (70), 7 Schafe (8) und 27 Schweine (4). 

Von der Seuche betroffen wurden ausser den vom Vorjahre her ver¬ 
seuchten Staaten Preussen, Sachsen, Oldenburg und Eisass-Lothringen noch 
Bayern, Schwarzburg - Sondershausen und Lippe. Die einzelnen Tollwuthfälle 
vertheilen sich auf 33 Regierungs- u. s. w. Bezirke (davon 19 in Preussen) und 
132 Kreisen (davon 106 in Preussen) gegen 36 und 146 ira Vorjahre. 

Die meisten Tollwuthfälle wurden wieder festgestellt in den Re¬ 
gierungsbezirken Posen (120 gegen 164 im Vorjahre), Gumbinnen (69 gegen 
51), Königsberg (68 gegen 86), Oppeln (46 gegen 33), Liegnitz (44 gegen 47), 
Breslau (31 gegen 36) und Marienwerder (3i gegen 17). Der im vorigen Jahre 

*) Vergl. das betr. Referat in Nr. 4 dieser Zeitschr., Jahrgang 1893. 
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stark betroffene Regierungsbezirk Bromberg war diesmal etwas weniger befallen 
(17 gegen 28). Von den einzelnen Kreisen weisen verhältnissmässig viele Tull- 
wuthfälle auf: Gostyn (36), Pieschen (20), Labiau und Tost-Gleiwitz (je 16), 
Neiden bürg (15), Orteisburg (14), Oletzko (13), Goldap, Lyck und Ra witsch (je 
12), Hirschberg (10). Von diesen zählten die Kreise Pieschen und Lyck schon 
im Vorjahre zu den stark betroffenen, während alle übrigen vorgenannten Kreise 
damals nur schwach oder gar nicht betroffen waren. Das Verbreitungs¬ 
gebiet ist im Allgemeinen dasselbe geblieben: die östliche Grenzzone des 
Königsreichs Preussen, die an Böhmen angrenzenden Gebiete von Schlesien, 
Sachsen und Bayern sowie die westlichen, an der französischen Grenze liegenden 
Bezirke von Eisass-Lothringen. 

Nach den einzelnen Vierteljahren vertheilen sich die Tollwuthfällc 
wie folgt: 

Es sind erkrankt und gefallen oder getödtet im 

Thiere, darunter 114 Hunde und 11 Rinder, 

. , » 109 

i» » i» 88 

„ , „ 76 

den Vorjahren kamen somit auch im Berichtsjahre 

_i_• i ^ i T^r ' - _ - - 


134 

121 

160 

85 


11 

8 

42 

8 


ersten Vierteljahre: 
zweiten 
dritten 
vierten 

Uebereinstimmend mit 
unter den Hunden im ersten und zweiten, unter den Rindern im dritten Viertel¬ 
jahre die meisten Tollwuthfälle vor. 

Von je 100 im Reiche an Tollwuth erkrankten Hunden entfielen 
auf 

die Provinz Ostpreusscn 115 = 29,72 °/ 0 gegen 

„ „ Schlesien 104 = 26,87 „ „ 

„ „ Posen 75 = 19,38 „ „ 

das Königreich Sachsen 24 = 6,20 „ „ 

die Provinz Westpreussen 23 = 5,94 „ „ 

das Königreich Bayern 16 = 4,13 „ „ 

Eisass-Lothringen 8 = 2,07 

An der Verseuchung sind also 


ft ’l 

diesmal 


103 

112 

140 

24 

14 
8 

15 
Posen 


23,15% im Vorjahre. 
25)17 „ ,, „ 

31,46 „ „ 

5,39 „ n „ 

3,15 „ „ „ 

1,80 , , 

3,37 „ „ y, 

und Eisass - Lothringen 


weniger, Ostpreussen, Schlesien, Sachsen, Westpreussen und Bayern dagegen ver¬ 
hältnissmässig stärker betheiligt als im Vorjahre. 

Ansteckungsverdächtige Hunde wurden auf polizeiliche Anord¬ 
nung 1305 gegen 1253, also 4,2 % mehr als im Vorjahre getödtet. Auf je 1 
wuthkranken Hund kamen somit 3,37 getüdtete ansteckungsverdächtige Hunde 
gegen 2,82 im Vorjahre. Ausserdem wurden noch 60 ansteckungsverdächtige 
Hunde unter polizeiliche Beobachtung gestellt (gegen 39 im Vorjahre) 
und 404 herrenlose wuthverdächtige Hunde getödtet (gegen 276 im 
Vorjahre, also 46,4% mehr. 

In mehreren Fällen konnte Einschleppung der Seuche aus dem Aus¬ 
lande, insbesondere aus Russisch-Polen, Galizien, Böhmen und Frankreich nach¬ 
gewiesen werden. 

Die Inkubationsdauor der Krankheit schwankte bei Hunden zwischen 
9—70 Tagen, bei Pferden zwischen 31—61 Tagen, beim Rindvieh zwischen 28 
und 85 Tagen, bei Schweinen zwischen 14 und 37 Tagen. 

Fälle von Uebertragung der Tollwuth auf Menschen sind drei 
zur Beobachtung gelangt, die durch den Biss wuthkranker Hunde herbeigeführt 
waren und sämmtlich tödtlich verliefen. Sie betrafen 1 Mädchen im Kreise 
Tilsit, das 14 Tage nach dem Bisse gestorben sein soll, und 2 Personen im Kreise 
Kattowitz, die trotz der sofort nach dem Bisse eingeleitcten ärztlichen Behand¬ 
lung starben. 

In auswärtigen Staaten hat die Tollwuth nach der dem Berichte beige¬ 
fügten Zusammenstellung theils zu, theils abgenommen. Die grösste Abnahme 
derselben weist Belgien auf (von 216 Fällen auf 83); auch in Bulgarien sind 
diesmal nur 7 Ortschaften gegen 14 im Vorjahre verseucht gewesen. Ebenso 
ist die Tollwuth in England (40 Fälle gegen 81 im Vorjahre) und in der 
Schweiz (12 Fälle gegen 15 im Vorjahre) abermals zurückgegangen; da¬ 
gegen hat sie in Frankreich und Rumänien eine erhebliche Zunahme (von 
1507 auf 1852 bezw. 68 auf 97 Fälle) erfahren. Auch in Ungarn hat die 
Zahl der verseuchten Orte bedeutend zugenommen, während in Oesterreich 
der Stand der Seuche im Allgemeinen derselbe geblieben ist und ebenso wie im 
Vorjahre namentlich Böhmen und Galizien verseucht waren. Rpd. 
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Uebertragung von Thierseuchen auf Menschen im Deutschen 
Reiche während des Jahres 1892. 

Nach dem eben erwähnten Jahresberichte sind im Berichtsjahre 98 Fälle 
Ton Uebertragungen des Milzbrandes auf Menschen gemeldet gegen 68 im 
Vorjahre und 12 Personen (ebensoviel wie im Vorjahre) der Krankheit erlegen. 
Die häufigste Veranlassung bildeten wieder die Nothtchlachtung and das Ab- 
hänten. Unter den erkrankten Personen befanden sich 1 Kreisthierarzt, 3 
Schäfer, 12 Fleischer, 8 Abdecker und deren Gehttlfen, sowie 1 Fleischbeschauer. 

R o t z infektion ist nur bei einem unter den Erscheinungen der Blutver¬ 
giftung gestorbenen Gatsinspektor in Elsterberg (Kreis Gleiwitz) beobachtet 
worden. 

Uebertragung der Maul- und Klauenseuche auf Menschen sind ziem¬ 
lich häufig, namentlich in den östlichen Provinzen Preussens vorgekommen. Die 
meisten dieser Erkrankungen waren durch den Genuss von roher oder unge¬ 
nügend gekochter Milch, oder von Molkereiprodukten (Butter, Buttermilch) ver¬ 
ursacht. In einigen Fällen trat die Krankheit nach dem Melken erkrankter 
Thiere auf; etwas zahlreicher waren endlich diejenigen Fälle, wo sich Personen 
bei der Behandlung kranker Thiere und zwar zumeist in Folge Berührung der 
Lippen mit ungereinigten Fingern infizirt hatten. Ein Hütejunge, der ohne 
Fussbekleidung auf der von erkrankten Thieren benutzten Weide gegangen war, 
bekam Blasen an den Zehen. 

Je eine Uebertragung der Pferderäude auf Menschen wurde in den 
Kreisen Memel und Obornik, woselbst alle bei der Wartung der räudigen Pferde 
eines Gehöftes betheilgten Personen erkrankten, ferner in je einem Falle in den 
Kreisen Mohrungen, Bunzlau, Liegnitz und Kreuznach beobachtet. Rpd. 


Ergebnis» der Untersuchungen von Schweinen anf Trichinen und 
Finnen in Prenssen pro 1892. Veröffentlichungen des Kaiserlichen Gesund¬ 
heitsamtes; 1894, Nr. 13. 

Im Jahre 1892 sind in Preussen 6234559 Schweine geschlachtet gegen 
6 550182 im Vorjahre und davon 2085 = 0,033 °/ 0 trichinös und 9385 = 0,15 # / 0 
finnig befunden gegen 2187 und 7689 = 0,033 % und 0,12 °/ 0 im Jahre 1891. 
Am häutigsten kam die Trichinose in den östlichen Bezirken, namentlich 
im Regierungsbezirk Posen (0,38 °/ 0 ) und Bromberg (0,16 °/ 0 ) vor; dagegen ver- 
hältnissmässig selten in den westlichen Regierungsbezirken; in den Regierungs¬ 
bezirken Stralsund, Stade, Osnabrück, Münster und Koblenz sind überhaupt bei 
keinem Schweine, in den Regierungsbezirken Aurich und Wiesbaden nur bei je 
einem Trichinen gefunden worden. Betreffs der Finnen machte sich ein der¬ 
artiger Unterschied nicht in dem Masse bemerkbar; die meisten finnigen Schweine 
sind in den Regierungsbezirken Marienwerder (1,2 °/ 0 ) und Oppeln (0,66 # / 0 ) 
und in Berlin (0,27 °/ 0 ) festgcstellt; die wenigsten in den Regierungsbezirken 
Schleswig, Stralsund, Osnabrück, Münster und Anrich. 

Erkrankungen an Trichinose sind im Jahre 1892 bei 4 Personen im 
Reg.-Bez. Königsberg mit günstigem Verlaufe und bei 22 Personen im Reg.-Bez. 
Posen mit 3 Todesfällen vorgekommen. Rpd. 


34. Jahresbericht des ärztlichen Direktors des Matteaway-Staats- 
Hospitals für das am 30. September 1893 beendete Jahr. 

Das Asyl nimmt nur solche Kranke aut, die ihm als Irre seitens der Ge¬ 
richtshöfe wegen Verletzung der Gesetze zugesandt werden oder die während 
der Verbüssung ihrer Strafe geisteskrank geworden sind. 

E3 waren Bestand am 1. Okt. 1892: 318 (316 m., 22 w.); neu aufge¬ 
nommen wurden 118 (109 m., 9 w.), entlassen 55 (54 m., 1 w.). Von letzteren 
starben 15 (m.) und genasen 36 (35 m., 1 w.). Fast 83°/ 0 der Aufgenommenen 
kamen aus den Gefängnissen (*/ 3 dort wegen Vergehens gegen das Eigenthum) 
und waren zum grosseren Theil erst während der Untcrsuchungs- bezw. Strafhaft 
erkrankt. Die auf Requisition des Gerichts Aufgenummenen (20) hatten — wie 
sich dies auch von jeher zeigte — zumeist schwere Verbrechen begangen. Der 
Bericht betont, auf Grand der Anamnesen, bei der im Publikum erstaunlich weit¬ 
gehenden Geduld mit in mancher Beziehung vernünftig sprechenden, aber doch 
verrückten Personen, die eminente Gefahr namentlich solcher, die bereits Dro¬ 
hungen ausgesprochen haben. Ein lesbarer Brief eines solchen genügt, um den 
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Verdacht in der öffentlichen Meinung zn erregen, dass kein Irrsinn vorliegt nn<l 
oft angestrengte Mühen zu veranlassen, die Entlassung gemeingefährlicher Irrer zu 
betreiben. Diese Patienten haben nach dem Verfahren vor Gericht Kenntniss von 
dem einznschlagendcn Wege und bcmUhcn sich um Wiedereröffnung des Ver¬ 
fahrens, wofür der Fall Meredith als klassisches Beispiel angeführt wird. Die 
Bückkehr des Patienten in’« Gefäugniss hat bisweileu einen ungünstigen Einfluss 
auf dieselben. In der Anstalt war der Gesundheitszustand ausgezeichnet (3,88 °/ 0 
Todesfälle auf die tägliche Durchschnittszahl von 386,72). Die Jahres- bezw. 
wöchentlichen Ausgaben betrugen per Kopf 209 bezw. 4,02 Doll. 

Die näheren Einrichtungen der Anstalt, die Statistik, die in 33 Tabellen 
erschöpfend behandelt ist, müssen in dem Berichte seihst eingesehen werden, der 
für Irren- und Gefängnissärzte grosses Interesse darbietet. 

I)r. Korn fei d-Grottkau. 


Besprechungen. 

Dr. Grandhomme, Sanitätsrath und Kreisphysikus zu Frankfurt a. M. 
Die Fabriken der Aktiengesellschaft Farbwerke 
vorm. Meister, Lucius & Brüning zu Höchst a. M. in 
sanitärer und sozialer Beziehung. Mit 10 Lichtdruck- 
Tafeln. Frankfurt a. M. 1893. Verlag von Mahlau und 
Waldschmidt. Gr. 4°; 87 Seiten. 

Das vorstehende Werk liefert den besten Beweis, wie gross und mannig¬ 
faltig, wie segensreich und erspriessiieh die Thätigkeit der Medizinalbeamten 
auf dem Gebiete der Fabrik- und Gewerbehygiene sein kann, wenn er das er¬ 
forderliche Verständniss für alle einschlägigen Fragen mitbringt und sein sach¬ 
verständiger Beirath nicht nur bei allen zur Verhütung von Krankheiten in und 
ansser den Fabriken zutreffenden prophylaktischen Massregeln seitens der Fabrik¬ 
besitzer in Anspruch genommen wird, sondern überhaupt bei allen Einrichtungen, 
die das körperliche und soziale Wohlbefinden der Arbeiter anstreben. Der 
grösste Vortheil des Arbeitgebers ist es ja, seine Arbeiter thunlichst gegen 
nachtheilige Einwirkungen auf die Gesundheit zu schützen; denn die Kosten, die 
ihm durch Einrichtung etwaiger hygienischer Vorsichtsmassrcgelu erwachsen, 
werden mehr als doppelt aufgewogen durch die vermehrte und durch Krankheit 
ungestörte Leistungsfähigkeit seiner Arbeiter. Nicht alle Arbeitgeber nehmen 
aber diesen für ihre Interessen wie für diejenigen ihrer Arbeiter gleich vor- 
theilhaften Standpunkt ein; im Gegentheil, wer nur einigermassen Einblick in 
diese Verhältnisse hat, dem wird auch nicht unbekannt sein, dass gerade nach 
dieser Richtung hin noch viel zu wünschen übrig bleibt. Die Ursache davon 
liegt nicht zum Geringsten darin, dass bei dem jetzigen Verfahren der Fabrik¬ 
aufsicht die hygienische und medizinische Seite nicht in dem Masse berücksichtigt 
werden kann, wie dies der Fall sein würde, wenn dem Medizinal beamten die 
nöthige Mitwirkung eingeräumt würde, denn derselbe lässt sich eben nicht durch 
einen lediglich bautechnisch vorgebildeten Gewerbeinspektor ersetzen. Beide 
Beamten sollen Hand in Hand gehen; der Erfolg würde dann nicht ausblciben, 
besonders wenn die Fabrikbesitzer gegenüber allen auf die Besserung der 
gesundheitlichen Verhältnisse ihrer Arbeiter gerichteten Bestrebungen ein so 
reges Interesse und ein so bereitwilliges Entgegenkommen zeigen, wie die Be¬ 
sitzer der Höchster Farbwerke. 

Die dritte Auflage des Grandhomme’schen Werkes bringt in der An¬ 
ordnung des Stoffes keine Aenderung gegenüber den früheren Auflagen, sie bildet 
die Fortsetzung und Ergänzung der letzteren unter Berücksichtigung der seit 
dem Jahre 1889 gemachten Erfahrungen und der seitdem eingetretenen manig- 
fachen Veränderungen in den Einrichtungen der Fabriken. Namentlich haben 
die Einrichtungen zum Wohle der Arbeiter, sowohl der gesunden, wie der er¬ 
krankten und invaliden eine wesentliche Erweiterung erfahren. Es möge in 
dieser Beziehung nur erwähnt werden, dass die Fabrik zur Zeit ausser 18 
Häusern mit 31 Beamtenwohnungen nicht weniger als 109 Wohnhäuser mit 
240 Aufseher- und Arbeiterwohnungen, sowie 3 Logirhäuser mit 96 Schlaf¬ 
stellen besitzt. 
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Allen Medizinalbeamten, insbesondere denjenigen in industriereichen 
Gegenden, sei das vorliegende Bach warm empfohlen; sie werden in demselben 
reiche Belehrung finden und manchen praktischen Rathschlag, der beachtet 
zu werden verdient. Rpd. 


Dr. C. Flügge, Professor und Direktor des hygienischen Instituts 
der Universität Breslau; Grundriss der Hygiene. Für 
Studirende und praktische Aerzte, Medizinal- und Verwaltung^ 
Beamte. 3. verbesserte und vermehrte Auflage. Mit zahlreichen 
Abbildungen. Leipzig 1894. Verlag von Veit & Comp. 

Von dem vorstehenden Werke ist nunmehr die dritte Auflage erschienen, 
welche der zweiten Auflage schnell gefolgt ist. Die anerkannte Autorität des 
Verfassers auf diesem Gebiete zeigt sich auch jetzt wieder in der verständnis¬ 
vollen Auswahl der zahlreichen in den letzten Jahren festgestellten Ergebnisse, 
um welche der Inhalt des Buches vermehrt ist. Die Einthcilung ist dieselbe 
geblieben, einzelne kleinere Abschnitte (Protozoen, Milch, Immunität, Cholera etc.) 
haben eino vollständige Umarbeitung erfahren. Die grossen Vorzüge des Buches 
bleiben die übersichtliche Anordnung des Stoffes nnd dessen Bearbeitung vor¬ 
wiegend für den praktischen Zweck, sowie dass in den entsprechenden Kapiteln 
keine weitläufigen physikalischen Erörterungen, sondern nur das zum Verständ¬ 
nisse erforderliche physikalisch Wichtige angeführt wird und überall das Ueber- 
flüssige von dem Wissenswerthen streng gesondert ist. Für diejenigen, welche 
berufen sind, sonst bisweilen hygienische Untersuchungen vorzunehmen, finden 
sich im Anhänge die am häufigsten angewendeten hygienischen Untersuchungs¬ 
methoden kurz, aber doch so beschrieben, dass danach gearbeitet und das Resul¬ 
tat berechnet werden kann; ein höchst willkommener Zusatz. 

Dr. R u m p - Osnabrück. 


Dr. Theodor Weyl in Berlin: Handbuch der Hygiene. Im 
Verein mit einer Anzahl von Fachleuten herausgegeben. Jena 
1893 u. 1894. Verlag von Gustav Fischer. Gross 8°. 

Kein Zweig der medizinischen Wissenschaft hat in den letzten Jahren 
so grosse Fortschritte aufzuweisen, als die in das praktische Leben so tief ein¬ 
greifende Hygiene. Den besten Beweis dafür geben die gerade in der jüngsten 
Zeit erschienenen zahlreichen neuen oder neu aufgelegten Lehrbücher der Hygiene; 
da sich diese aber ihrem Zwecke entsprechend mehr auf eine gedrängte, kurz 
gefasste Darstellung des grossen Gebietes der hygienischen Wissenschaft be¬ 
schränken, fehlte zur Zeit ein grosses, die gewonnenen Ergebnisse und den gegen¬ 
wärtigen Standpunkt der Wissenschaft in ausführlicher und vollständiger Weise 
zusammenfassendes Handbuch, das gleichsam als Ersatz des vor mehr als 
10 Jahren erschienenen v. Pettcnkofer-Ziemssen'sehen Handbuch der 
Hygiene und der Gewerbekrankheiten dienen konnte. Jeder Hygieniker wird 
daher die Herausgabe des vorliegenden Handbuchs mit Freuden begrüssen, damit 
aber gleichzeitig den Wunsch verknüpfen, dass sein vollständiges Erscheinen 
sich nicht wie bei dem obenerwähnten Werke Jahre lang verzögern, sondern 
dem Versprechen der Verlagsbuchhandlung gemäss spätestens bis zum Frühjahr 
des nächsten Jahres bewirkt sein möge. 

Das Handbuch soll sich nicht in den Dienst einer bestimmten Schule 
stellen, sondern sich einen möglichst unparteiischen Standpunkt bewahren. Es 
sind deshalb die Vertreter der verschiedensten Schulen zum Mitarbeiten an dem¬ 
selben aufgefordert; ob es aber unter diesen Umständen dem Herausgeber ge¬ 
lingen wird, ein nach „einheitlichen Gesichtspunkten“ bearbeitetes Handbuch zu 
liefern, dürfte etwas zweifelhaft sein. Sehr zweckmässig ist es jedenfalls, dass 
für die Kapitel praktischen Inhalts vorzugsweise Mitarbeiter herangezogen sind, 
die hierzu durch ihre berufsmässige Beschäftigung als Architekten, Ingenieure 
u. s. w. besonders geeignet waren, und dass sich auch bei einzelnen Kapiteln 
Techniker und Mediziner in der Beantwortung des Stoffes je nach ihrer Zustän¬ 
digkeit getheilt haben. 

Von den in Aussicht genommenen 10 Bänden des Werkes [Band I: Or- 
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ganisation der öffentlichen Gesundheitspflege, Boden, Klima, Klimatologie, Klei¬ 
dung, Trinkwasser und Trinkwasserversorgung; Band II: Städtereinigung, 
Leichenwesen und Abdeckereiwesen; Band III: Nahrungsmittel und Ernährung; 
Band IV: Allgemeine Bau-(Wohnungs-)Hygiene; Baud V und VI: Spezielle 
Bauhygiene (Krankenhäuser, Gefängnisshygiene, Markthallen, Kirchhöfe, Volks¬ 
bäder u. s. w., Schiffshygiene und Eisenbahnhygiene); Band VII: Kinderschutz 
Und Schulhygiene; Band VIII: Gewerbehygiene; Band IX: Aetiologie und Prophy¬ 
laxe der Infektionskrankheiten; Bd. X: Alkoholismus und Hygiene der Prosti¬ 
tution] sind bisher die nachfolgenden 9 Lieferungen erschienen: 

1. C. Finkeiburg: Geschichtliche Entwickelung und Orga¬ 
nisation der öffentlichen Gesundheitspflege in den Kultur¬ 
staaten. 1893. L Bd., 1. Abth., 1. Lief.; 30 Seiten. 

Der Verfasser giebt zunächst eine kurzgefasste Uebersicht über die ge¬ 
schichtliche Entwickelung der öffentlichen Gesundheitspflege. Wir sehen daraus, 
dass den Lehren derselben im Alterthum von den alten Aegyptern, Juden, 
Griechen und Römern viel mehr Rechnung getragen wurde, als später im Mittel- 
alter, und dass hier erst die grossen Pest- und Pockenepidemien im Stande 
waren, die Bevölkerung aus ihrer Nichtachtung aller hygienischen Massregeln 
aufzurütteln. Ganz allmählich entwickelte sich dann in den einzelnen Landen 
eine staatliche und kommunale Fürsorge für das öffentliche Gesundheitswesen; 
während Preussen aber damals allen anderen Staaten auf diesem Gebiete voran¬ 
ging und seine zu Anfang des 18. Jahrhunderts geschaffene Sanitätsordnung diesem 
als Muster dienen konnte, ist es seitdem von den meisten Ländern in dieser 
Hinsicht weit überflügelt. Finkclburg weist mit Recht darauf hin, dass 
die Ursache der jetzigen Unzulänglichkeit des preussischen Medizinalwesens haupt¬ 
sächlich darin zu suchen sei, dass den Medizinalbeamten die Befugnisse zu einer 
verantwortlichen Sorge für die öffentliche Gesundheitspflege abgingen und sie 
vermöge ihres überaus mangelhaften Gehaltes darauf angewiesen seien, sich ihren 
Unterhalt durch Privatpraxis zu erwerben; er verlangt ausserdem die Trennung 
des gerichtsärztlichen und sanitätsärztlichen Dienstes und die Wiedervereinigung 
der Medizinalabtheilung mit dem Ministerium des Innern. Als nachahmenswertes 
Vorbild weist er auf die jetzige Organisation der öffentlichen Gesundheitspflege 
in England hin, die von ihm ziemlich eingehend geschildert wird, während die 
Medizinalverfassungen in den grösseren deutschen Bundesstaaten, Oesterreich, 
Italien und Frankreich nur kurz berührt werden. 

Den Schluss der als Einleitung des Handbuches dienenden Abhandlung 
bildet eine Besprechung der in der neuesten Zeit getroffenen internationalen 
Massregeln gegen die Wandcrscuchcn und eine Mittheilung der von den inter¬ 
nationalen Sanitätskonferenzen in Konstantinopel, Wien, Rom, Venedig und 
Dresden gefassten Beschlüsse. 

2a. Dr. Richard Assmann, Professor in Berlin: Das Klima. Mit 2 
Abbildungen und 

2b. Dr. O. Schellong in Königsberg in Pr.: Akklimatisation und 
Tropenhygiene. 

1894, I. Bd., 1. Abth., 3. Lief., 58 u. 54 Seiten. 

Die Namen beider Verfasser bürgen dafür, dass sic die ihnen gestellten 
Aufgaben in vorzüglicher Weise gelöst haben. 

Die Assmann’sche Arbeit beginnt mit einer Darstellung der chemischen 
und physikalischen Eigenschaften der atmosphärischen Luft, der sich eine solche 
der klimatischen Elemente (Temperatur, Luftfeuchtigkeit, Verdunstung, Wind 
und Luftdruck) anschliesst. Den Schluss bildet eine Besprechung der Haupt¬ 
formen des physischen Klimas (tropischen, gemässigten und polaren) und seiner 
speziellen Formen, des Land-, Sec- und Höhenklimas. 

Schellong versteht unter Akklimatisation Ortsakkommodisation 
unter veränderten Bedingungen und unterscheidet eine individuelle und Rassen¬ 
akklimatisation, je nachdem bei dem Anpassungsprozess nur ein einzelnes Indi¬ 
viduum oder eine ganze Volksrasse in Frage kommt. Die Akklimatisation resul- 
ti8t somit aus der Beschaffenheit des Ortes und des Individums oder der Rasse, 
es fallen bei ihr vorzugsweise in’s Gewicht einmal die mittlere Jahrestempe¬ 
ratur, die zeitlichen Temperaturunterschiede, die Luftfeuchtigkeit, die litorale 
oder kontinentale Höhenlage eines Ortes, die Bodenverhältnisse nach ihrer phy- 
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sikalischen Beschaffenheit und in ihrer mannigfachen Beziehung zur Pflanzenwelt, 
andererseits die Bassen- oder individuelle Disposition, die kulturellen Verhält¬ 
nisse eines Landes, die endemischen Krankheiten. Von diesen Gesichtspunkten 
aus wird von dem Verfasser die Akklimatisation des Menschen im Allgemeinen und 
Speziellen (in wärmeren und kälteren Klimaten, je nach dem Basseneinfluss und 
der individuellen Disposition) behandelt nnd sodann auf die Akklimatisations¬ 
bedingungen einzelner Gegenden der Erde an der Hand der Statistik näher ein¬ 
gegangen. Er lässt dabei diejenigen Klimate als gut gelten, in denen die Sterb¬ 
lichkeit nicht viel mehr als 20 °/ 00 beträgt, während solche mit weit höherer, 
etwa bis auf 60 °l 00 steigender Sterblichkeit, als schlecht bezeichnet werden. 

Der letzte Abschnitt der Abhandlung ist der Tropenhygiene gewidmet. 
Verfasser betont, dass die Forderungen derselben sich im Allgemeinen gar nicht 
so wesentlich von denjenigen der allgemeinen Hygiene unterscheiden; nur in 
Bezug auf die Akklimatisation gegenüber den pathologischen, tropisch-infek¬ 
tiösen Einflüssen erwachse der Tropenhygiene andere und äusserst wichtige Auf¬ 
gaben. Hier habe die wissenschaftliche Forschung, das Experiment u. s. w. ein¬ 
zusetzen, um dermaleinst, namentlich durch Lösung des Malariaproblems, die 
grössten Triumphe zu feiern. 

3. Dr. Florian Kretschmer, k. k. Stabsarzt und a. o. Professor in Wien: 
Die Bekleidung. Mit 5 Abbildungen. 1894. I. Bd., 1. Abth., 3. Lief., 
54 Seiten. 

Nach einer Besprechung der Elemente der Kleidung (Thierwolle, Baum¬ 
wolle, Flachs und Seide) nnd der Kleidungsstoffe nach spezifischem Gewichte, 
Elastizität, Porenvolumen, Luftdurchgängigkeit, Dicke, Hygroskopicität und ther¬ 
mischen Eigenschaften wird das Verhalten der aus den einzelnen Stoffen ange¬ 
fertigten Kleidung und deren Bückwirkung auf den bekleideten Körper eingehend 
erörtert. Die in der jüngsten Zeit gerade auf diesem Gebiete angestellten 
wissenschaftlichen Untersuchungen und deren Ergebnisse sind überall berück¬ 
sichtigt und kritisch verwerthet, sowie vielfach durch eigene werthvolle Unter¬ 
suchungsergebnisse ergänzt. A m Schluss geht Verfasser näher auf diejenigen 
Gesichtspunkte ein, (die bei der hygienischen Beurtheilung und Werthbemes¬ 
sung einer Kleidung in Frage kommen. Bei Besprechung und Form der Ge¬ 
staltung der Kleidung werden auch die hygienischen Forderungen in Bezug auf 
rationelles Schuhwerk berührt, jedoch nur kurz und nicht in dem Masse, wie 
man dies gerade bei diesem, auch in hygienischer Hinsicht so wichtigen Beklei¬ 
dungsstücke hätte erwarten sollen. 

4a. Dr. A. Wernich, Keg.- u. Med.-Kath in Berlin: Leichenwesen 
einschliesslich der Feuerbestattung. Mit 6 Abbildungen. 1893. 
H. Band, 2. Abth., 89 Seiten. 

Eine kurze historische Schilderung der ursprünglichsten und wieder ver¬ 
lassenen Bestattungsweisen, der Einbalsamirungen ältester Vergangenheit, sowie 
der Konservirungsmethoden der Gegenwart bildet die Einleitung der vorste¬ 
henden Arbeit. Verfasser behandelt dann im ersten Abschnitt die Todten- 
schau in ihren Beziehungen zum Scheintode, zu den juristischen Anforderungen 
und zur Medizinalstatistik. Er betont dabei die Nothwendigkeit einer geregelten, 
obligatorischen ärztlichen Leichenschau und deren Einführung in Deutschland; 
die dadurch entstehenden Kosten müssten vom Beiche getragen werden; denn 
die Todtenschau habe den ausgesprochenen Zweck, „in der öffentlichen Feststel¬ 
lung der Todesart das Mittel zu erlangen, hygienische Ursachen und Wirkungen 
zu erkennen und das Verständniss des Ablebens — und zwar des durch keine 
Gewaltursache bedingten Ablebens ebenso wie des dnreh Verschuldung eines 
Anderen oder des durch eine ungewohnte Seuche herbeigeftihrten Todes — zum 
Verständniss dessen zu erheben und auszubilden, was für die Lebenden heilsam ist." 

Der zweite Abschnitt behandelt das verschiedene Verfahren mit 
Leichen in der Zeit vor der Todesfeststellung bis zur end¬ 
gültigen Bestattung. Man kann dem Verfasser nur vollständig beistimmen, 
wenn er die thunlichst schnelle Entfernung aller Leichen aus der Sterbewohnung 
als unumgängliche Forderung der öffentlichen Gesundheitspflege hinstellt und die 
Erbauung von Leichenhallen verlangt, über deren Lage, Einrichtung u. s. w. er 
recht zweckmässige Bathschläge giebt. Auch die Massnahmen beim Leichen¬ 
transport, besonders bei der Ueberführung mittelst Eisenbahnen haben in diesem 



250 


Besprechungen, 


Abschnitt nebst den einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen Aufnahme ge¬ 
funden, desgleichen die Vorschriften über die gerichtliche Leichenschau (Aaszag 
aus dem preussischen Obduktions - Regulativ). 

Im dritten und vierten Abschnitt bespricht Verfasser die endgültige 
Bestattung und zwar zunächst die Feuerbestattung in technischer, 
hygienischer und wirthschaftlicher Hinsicht und deren Entwickelung von dem 
primitiven indischen Scheiterhaufen bis zu den modernsten Verbrennungsapparaten 
(Toisoul und Fradet, Kiingenstierna, Schneider und Guichard), 
die ausführlich beschrieben und durch Abbildungen veranschaulicht sind. 
Er ist der Ansicht, dass eine technisch richtig geleitete Feuerbestattung, 
namentlich mit Rücksicht darauf, dass durch sie die gefährliche Hinterlassen¬ 
schaft von Seuchen am erfolgreichsten bekämpft werden kann, vom hygienischen 
Standpunkt aus gegenüber der Erdbestattung den Vorzug verdiene. Die in 
jüngster Zeit mit der Flammeubestattung gemachten Erfahrungen seien fast 
ausnahmslos günstig, auch die Kosten für eine solche nicht wesentlich höher 
als bei der Erdbestattung, wenn bei einem Vergleiche derselben die namentlich 
in Grossstädten sehr hohen Grunderwerbskosten für Friedhöfe mit in Anrechnung 
gebracht werden. Der Einführung einer obligatorischen Leichenverbrennung 
stehe aber einmal der Umstand entgegen, dass ein grosser Theil der Bevöl¬ 
kerung aus religiösem Gefühl dem Erdbegräbniss unbedingt den Vorzug gebe, 
andererseits aber auch juristische Bedenken mit Rücksicht auf posthume Leichen¬ 
untersuchungen, sowie die Schwierigkeit der Durchführung der Leichenverbren- 
nung auf dem platten Lande. Dazu komme, dass die Begräbnissplätze nach den 
neuesten Untersuchungen so gut wie gar keine sanitären Gefahren oder Gesund¬ 
heitschädlichkeiten für das öffentliche Wohl zur Folge haben; allerdings müsste bei 
ihrer Anlage und bei ihrem Betriebe den sanitätspolizeilichen Vorschriften in 
jeder Weise Rechnung getragen werden. Die bei der Erdbestattung zu 
beachtenden hygienischen Anforderungen sowohl in Bezug auf Lage, Einrich¬ 
tung u. s. w. der Kirchhöfe, als in Bezug auf die Beschaffenheit der Einzel¬ 
gräber, Grüfte, Leichengewölbe und Leichengalerien, auf den Begräbnissturnus 
n. s. w., werden von dem Verfasser eingehend erörtert und dabei die neuesten 
in Preussen eingeführten gesetzlichen Bestimmungen berücksichtigt. 

Im Schlussabschnitt Uber die Wiederaufgrabung von Leichen 
kommt W e r n i c h auf die juristischen Bedenken gegen die Feuerbestattung zurück 
und glaubt, dass nach den meist dürftigen und unsicheren Ergebnissen posthum 
vorgenommener Obduktionen in Bezug auf die Feststellung der Todesursache 
und eines etwaigen Verbrechens die Bedeutung derartiger Obduktionen für die 
Rechtsprechung eine sehr beschränkte sei, besonders wenn man hierbei noch die 
Fälle in Abzug bringe, wo die Verjährung in Betracht komme. Referent kann 
dieser Ansicht nur in Bezug auf späte Ausgrabungen beistimmen, nicht aber auf 
solche, die sich schon kurze Zeit nach der Bestattung aus forensischen Rück¬ 
sichten als nothwendig erweisen und die entschieden die Mehrzahl bilden. Ob 
aber für diese Fälle bei Einführung der Feuerbestattung selbst die obligato¬ 
rische ärztliche Leichenschau ein genügendes Sicberheitsmittel bilden würde, 
dürfte immerhin zweifelhaft sein. 

4b. Dr. R. Wehmer, Reg.- u. Med.-Rath in Koblenz: Abdeckerei¬ 
wesen. Mit 6 Abbildungen. 1893. II. Bd., 2. Abth.; 44 Seiten. 

Nach einer Erklärung des Begriffs der Abdeckerei bespricht Verfasser 
die einschlägige Gesetzgebung unter Anführung der wichtigsten gesetzlichen Be¬ 
stimmungen, die Uber die Bannrechte und den Gewerbebetrieb der Abdecker, 
sowie über die Beseitigung von Thierkadavern zur Zeit im Deutschen Reiche, 
dessen Einzelstaaten (Preussen, Bayern, Sachsen, Württemberg, Baden, Hessen 
und Eisass - Lothringen) und in Oesterreich bestehen. Der nächste Abschnitt 
bringt eine Schilderung des Abdeckereiweseus, je nachdem die Beseitigung der 
Thierkadaver rechtmässig oder unrechtmässig durch die Viehbesitzer (Selbst¬ 
abdeckerei) oder in besonderen Abdeckereien (einfachen und solchen mit Ma¬ 
schinenbetrieb) erfolgt. Die gesundheitlichen Gefahren und hygienischen Miss¬ 
stände der Selbst- und Winkelabdcckereien, der sog. Polkeschlachtereicn, in 
denen gefallene Thiere erwerbsmässig zu Nahrungsmitteln verarbeitet werden, 
haben eingehende Berücksichtigung gefunden, ebenso wie die sanitären Bedenken 
gegen die Wasenplätze und gegen alle anderen nicht mit besonderen Apparaten 
arbeitenden Abdeckereien. Auch bei Benutzung der auf trockener Destillation, 
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Dampfsterilisation, thcrmo - chemischer Wirkung (Henneberg’ »che Kafill- Des¬ 
infektor, Podewils Verfahren) oder Verbrennung (Kori’s Verbrennungsofen) 
beruhenden maschinellen Verfahren zur Verarbeitung und Verwerthung von 
Thierkadavern sind nach Ansicht des Verfassers leider nicht immer Missstände 
zu vermeiden, die thoils in der Schwierigkeit der Beseitigung der flüssigen Ab¬ 
gänge, theils in der Verpestung der Luft durch die längere und massenhafte 
Aufspeicherung von Thierkadavern u. s. w. beruhen. 

ln welcher Weise die durch das Abdeckereigewerbe bedingten hygienischen 
Missstände zu vermeiden, welche Anforderungen dieserh&lb an dasselbe zn 
stellen und welche Thierkadaver und Thiertheile nach den Forderungen der 
deutschen Keichsgesetze und nach dem gegenwärtigen Stande der Wissenschaft 
zu beseitigen sind, darüber handeln die beiden letzten Abschnitte, in denen auch 
die hier in Betracht kommenden Beschlüsse des Deutschen Veterinärrathes und 
der vorjährigen Versammlung des Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheits¬ 
pflege Aufnahme gefunden haben. 

5. Dr. Immanuel Munk, Privatdozent in Berlin: Einzelernährung 
und Massenernährung. Mit 2 Abbildungen. 1893. III. Bd., 1. Abth., 
1. Lief.; 142 Seiten. 

Verfasser hat das von ihm zur Bearbeitung übernommene Thema in vier 
Abschnitten behandelt. In dem ersten Abschnitt wird der Stoffverbrauch 
des Menschen beim Hanger, bei Zufahr von Eiweiss, Leimstoffen, Fetten und 
Kohlenhydraten, bei der Arbeit, bei wechselnder Anssentemperatur, sowie je 
nach dem Körperzustande und Lebensalter des Individuums erörtert. Der Einfluss 
einiger wichtigen organischen und Mineralstoffe auf den Verbrauch, sowie die 
Bedingungen des Fleisch- und Fettansatzes haben hier ebenfalls Berücksichtigung 
gefunden. 

Der zweite Abschnitt handelt von der Bedeutung der einzelnen 
Nahrungsstoffe (Wasser, Mineralstoffe, Eiweissstoffe, Leimstoffe, Fette, 
Kohlenhydrate, Würz- und Genussstoffe) in Bezug auf ihren Nährwerth nnd 
kalorischen Nutzeffekt. Ihm folgt das interessanteste Kapitel (III) des Buches: 
„Di e N a h r ung d es M ens che n“, in dessen erstem allgemeinen Theil die Bedeutung 
der Zerkleinerung und Zubereitung der Nahrung, das Volumen, die Form und 
Konsistenz derselben, ihre Ausnutzung im Darm, die Unterschiede der anima¬ 
lischen und pflanzlichen Kost, die zweckmässige Kombination der Nahrungsmittel 
und die geeignete Temperatur der Nahrung eingehend besprochen werden, wäh¬ 
rend der zweite, dem „Kostmass“ gewidmete Theil Normen für das Kostmass 
der Erwachsenen, Kinder und alten Leuten, der Soldaten und Gefangenen bringt. 
Dass Munk hierbei die von Voit in Bezug auf den Eiweissbedarf eines Er¬ 
wachsenen aufgestellte Norm (118 gr bei mittlerer und 146 gr bei angestrengter 
Arbeit) als zu hoch und 100 gr Eiweiss bei leichter, 100—110 gr bei mässiger, 
nicht zu anstrengender Arbeit und 120—130 gr bei angestrengter Arbeit mehr als 
ausreichend bezeichnet, darf bei seinem schon seit Jahren in dieser Hinsicht ein¬ 
genommenen Standpunkt nicht verwundern. Rathschläge in Bezug auf das Kost¬ 
mass nach Jahreszeiten und Klima, auf die Eintheiluug und Grösse der einzelnen 
Tagesmahlzeiten je nach Lebensgewohnheit, Beschäftigungsart und Arbeitsleistung 
sowie in Bezug auf die Hygiene des Essens und der Verdauung bilden den 
Schluss dieses Abschnittes. 

Das letzte Kapitel bringt die bei der Massenernährung zu beobach¬ 
tenden Grundsätze, je nachdem es sich um eine solche von jugendlichen Indi¬ 
viduen (in Waisenhäusern, Krankenanstalten, Alumnaten) oder Erwachsenen (in 
Gefängnissen, Kasernen, in Volksküchen, auf Seeschiffen) oder älteren Personen 
(in Armenhäusern, Versorgnngsanstalteu) handelt. In einem Anhänge kommt 
Verfasser schliesslich auf die Massenernährung in Zeiten von Epidemien, Krieg 
und Thenerung und auf die Ernährung in Krankenhäusern zu sprechen, ohne neue 
Gesichtspunkte in dieser Hinsicht zu entwickeln. 

6. Dr. Albert Stutzer, Professor nnd Vorsteher der landwirthschaft- 
lichen Versuchsstation in Bonn: Nahrungs- und Genussmittel. Mit 
21 Abbildungen. 1894. III. Bd., 1. Abth., 2. Lief.; 145 Seiten. 

Nahrnngsmittelkunde und Nahrungsraittelpolizei in einem Handbuche der 
Hygiene zu trennen und von verschiedenen Autoren bearbeiten zu lassen, kann 
Referent mit Rücksicht auf den praktischen Gebrauch nicht als zweckmässig an- 
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erkennen; beides gehört seines Erachtens zusammen, namentlich wenn, wie in 
der vorliegenden Abhandlung, bei jedem einzelnen Nahrungs- und Genussmittel 
auch dessen hauptsächlich in Betracht kommende Verfälschungen besprochen 
werden. 

Der Verfasser trennt die Nahrungsmittel in animalische und vegetabilische; 
die Genussmittel in alkoholische Getränke und alkoholfreie; von beiden sind mit 
Recht nur die in täglichem- Verkehr üblichen einer Prüfung unterzogen, die 
weniger gebräuchlichen dagegen nur kurz erwähnt oder ganz unerwähnt gelassen. 
Bei jedem einzelnen Nahrungs- oder Genussmittel ist eine Darstellung seines 
Ursprungs und seiner Gewinn- und Herstellungsmethode, seiner chemischen und 
physikalischen Eigenschaften, seiner Veränderungen beim Auf bewahren, seiner 
Konservirungsmethoden, sowie seiner Verfälschungen und Untersuchungsmethoden 
gegeben; die letzteren sind jedoch meist nur kurz berührt, da sie in das Gebiet 
der angewandten Chemie gehören. Zahlentabellen, wie man sie sonst in den 
bisher bekannten Handbüchern über Nahrungs- und Genussmittel findet, sind 
thunliclist vermieden, dagegen hat es Verfasser für seine Pflicht gehalten, den 
Leser Uber diejenigen, namentlich auf bakteriologischen Forschungen beruhenden 
Konservirungs- und Sterilisirungs - Methoden zu unterrichten, durch welche wir 
in den Stand gesetzt sind, schädliche Einflüsse der Bakterien von den Nahrungs¬ 
mitteln fern zu halten, ohne deren Nährwerth bei ihrer Aufbewahrung zu beein¬ 
trächtigen. 

Im Allgemeinen hat sich der Verfasser mit Erfolg bemüht, der ihm 
gestellten Aufgabe gerecht zu werden; einzelne Abschnitte sind allerdings nicht 
so erschöpfend und vollständig behandelt, wie dies für den Zweck seiner Arbeit 
als Theil eines grossen umfassenden Handbuches wünschenswerth erscheint; die 
Schuld dürfte aber hauptsächlich an der bei einem derartigen Werke unver¬ 
meidlichen und mitunter recht schwierigen Vertheilung des Stoffes unter ver¬ 
schiedene Mitarbeiter, sowie an der dadurch für diese erwachsenden Nothwen- 
digkeit liegen, sich so genau als möglich innerhalb der ihnen gezogenen Grenzen 
zu halten. 

7a. Georg Osthoff, Reg.-Baumeister uad Stadtbaurath a. D. in Berlin: 
Markthallen, Schlachthöfe und Viehmärkte. Mit 22 Abbildungen. 
1894. VI. Bd., 1. H.; 78 Seiten. 

7b. R. Schnitze, Bauinspektor in Köln: Volksbäder und Haus¬ 
bäder. 1894. Mit 22 Abbildungen. VI. Bd., 2. H., 26 Seiten. 

7c. Prof. Fr. W. Büsing, Dozent der technischen Hochschule in Char¬ 
lottenburg: Die Sicherheit inTheatern und in grossen Versamm¬ 
lungsräumen. 1894. Mit 11 Abbildungen. VI. Bd., 2. H.; 24 Seiten. 

Die Verfasser der vorstehenden, einen Theil der speziellen Bauhygiene 
bildenden Abhandlungen sind in weiten Kreisen als erfahrene und tüchtige Fach¬ 
leute gerade auf denjenigen Gebieten bekannt, deren Bearbeitung sie übernommen 
haben. Allle drei Abhandlungen zeichnen sich daher durch eine sachgemässe 
und klare Darstellung der einschlägigen Verhältnisse aus; zahlreiche Abbil¬ 
dungen (Pläne von Markthallen, Schlachthäusern, Brause- und Volksbädern, 
Theatern u. s. w.) tragen ausserdem wesentlich zum leichteren Verständniss des 
Textes bei. Auch die in den beiden ersten Abhandlungen enthaltenen Angaben 
über Anlage und Betriebskosten der betreffenden Anlagen werden dem Praktiker 
sehr angenehm sein. _ Rpd. 


Hermann Piper, Erziehungs- Inspektor der städtischen Idioten-An¬ 
stalt zu Daldorf: Schriftproben von schwachsinnigen 
resp. idiotischen Kindern. Berlin 1893. Fischer’s 
medizinische Buchhandlung (H. Kornfeld). 

Von der Thatsache ausgehend, dass bei zentralen Störungen, z. B. bei 
Apoplexien mit rechtsseitiger Lähmung, bei gewissen Psychosen manchmal 
Spiegelschrift — also von rechts nach links laufende umgekehrte Schrift, welche 
am besten im Spiegel gelesen wird — geschrieben wird, hat Piper Schreibver- 
suche mit den bildungsfähigen Zöglingen der Dalldorfer Idiotenanstalt angestellt 
und die gewonnenen Resultate im vorliegenden Werkchen auf 64 gut lithogra- 

f >hirten Tafeln wiedergegeben. Vor uns liegen Schriftproben der rechten und 
inken Hand von 149 schwachsinnigen Kindern, von denen 71 Spiegelschrift zeigen. 
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Auf den wenigen Seiten Text, welche den Tafeln beigefügt sind, hebt 
der Verfasser nun als bemerkenswerth hervor, dass diese Zöglinge mit Spiegel¬ 
schrift langsamere und geringere Fortschritte in ihrer Ausbildung machen. 
Damit wäre also, wenn Kontrol - Untersuchungen Aehulichcs ergeben, das Schreiben 
oder Xichtschrciben der Spiegelschrift mit der linken Hand bei Idiotismus ein 
wichtiges Kriterium fttr geringere oder grössere Bildungsfähigkeit des betreffenden 
Kindes. 

Jedenfalls erscheint das Heranziehen von derartigen Schreibversuchen für 
solche Prognosen äusserst rationell. Bekanntlich müssen beim Schreiben bestimmte 
optische Erinnerungsbilder die motorischen Impulse zum Hervorbringen der rich¬ 
tigen Form, Lagerung und Richtuug der Buchstaben geben; nur kommt uns 
der Erinnerungsvorgang beim gewohnheitsgeinässen Schreiben nicht zum Bewusst¬ 
sein. Automatisch und unmittelbar setzt beim rechtshändigen Schreiben die 
successive Anregung der in der linken Hemisphäre deponirten Schriftbilder die 
richtigen Nervenzentren für die erforderlichen Muskelbewegungen in Thätigkeit. 
Will der Rechtshändige aber mit der linken Hand richtig schreiben, so müssen 
die Erinnerungsbilder der linken Hemisphäre erst auf Umwegen in die ent¬ 
sprechenden motorischen Centren der rechten Seite übergeleitet werden, und zu 
gleicher Zeit muss durch das Bewusstsein eiu Einfluss der in der rechten He¬ 
misphäre befindlichen umgekehrten Schriftbilder auf die nahe liegenden 
motorischen Uentrcu verhindert werden. Es sind dazu komplizirte Ein- und 
Ausschaltungen nöthig, die schon eine erhebliche Energie der nervösen Central¬ 
organe voraussetzen. 

Kinder, bei denen der eben skizzirte psychische Mechanismus nicht funk- 
tionirt, und die beim Schreiben mit der linken Haud die Erinnerungsbilder der 
rechten Hemisphäre als Spiegelschrift produziren, werden aber auch hinsichtlich 
ihres Ge<lächtnis>es und Rezeptionsvermögens auf tiefer Stufe stehen und sich 
deshalb wenig bildungsfähig zeigen. Dr. Kühn-Uslar. 


Tagesnachrichten. 

Das Exekutiv-Comitß des in Budapest vom 1.—9. September 
189 4 abzuhaltenden VIII. internationalen Kongresses fttr Hygiene nnd 
Demographie hat Ende vorigen Monats die Einladungsschreiben mit dem end¬ 
gültigen Programm erlassen. Darnach werden sich die Arbeiten des Kon¬ 
gresses in zwei Qruppen abspielen: iu der hygienischen und in der demo¬ 
graphischen Groppe. Die hygienische Gruppe gliedert sich in 19, die demo- 
gra ph ische in 7 Sektionen (s. später). 

Das Exekutiv-Comit6 hat fttr jede einzelne Sektion jene wichtigeren 
Fragen festgesetzt, deren Erörterung es für nöthig hält; die letztere sicherte es 
dadurch, dass die Referate Fachautoritäten anvertraut wurden. Ausserdem 
wurde fttr jede Sektion eine Reihe von Fragen festgesetzt, deren Verhandlung 
gleichfalls sehr erwünscht schien. Bis zum 31. März waren in der hygienischen 
Gruppe 437, in der demograpbischen 98, insgesammt somit 535 (!!) Vorträge für den 
Kongress angemeldct. Für die Verhandlung eines jeden Referates resp. Vor¬ 
trages sind 20 resp. 15 Minuten, für die Betheiligung an der Diskussion 10 Mi¬ 
nuten festgesetzt worden. 

Der festlichen Eröffnungs - Sitzung des Kongresses wird Se. kais. und kön. 
Hoheit Erzherzog Karl Ludwig persönlich präsidiren; die Schluss - Sitzung wird 
am 9. September abgehalten werden. Am Tage der Eröffnungs - Sitzung — 
2. September — wird Dr. Ferd. Hüppe, Professor in Prag, zur Erinnerung 
an Ignatz Semmelweis einen Fcstvortrag halten, nach dessen Schluss die 
Mitglieder des Kongresses sich in den Friedhof begeben, um hei der Enthüllung 
des zu Ehren des Verblichenen errichteten Grabdenkmals anwesend zn sein. 

Der Kongress wird seine Sektions-Sitzungen am 3., 4. 5., 7. und 8. Sep¬ 
tember (Montug, Dienstag, Mittwoch, Freitag und Samstag) von Vorm. 9 Uhr 
bis 2 Uhr Nachm, abhalten. Der 6. September (Donnerstag) ist als Ferialtag 
für verschiedene kleine Ausflüge bestimmt, ferner für die Besichtigung von 
öffentlichen Gebäuden nnd Instituten nnd dergl. 

Eine besondere Wichtigkeit ist, konform dem Beschlüsse des Londoner 
Kongresses, der Erörterung der Frage der Diphtherie beigelegt, zu deren 
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wissenschaftlicher Vorbereitung sich 14 nationale Comit6s gebildet haben. Die 
betreffende Verhandlung wird am 2. Kongresstage, <L i. am 4. September in 
der vereinigten Sitzung der I., II. und V. Sektion stattfinden. 

Es ist auch dafür Vororge getroffen, dass mehrere, auf wichtigere Fragen 
Bezug habende Vorträge behufs gemeinsamer Berathung vereinigt werden (Milch¬ 
frage, Tuberkulosenfrage u. s. w.), ferner die belangreichen hygienischen Verein¬ 
barungen, namentlich jene von praktischer, administrativer Bedeutung vor das 
Plenum gelangen und endlich dass die Fragen, welche weitere Kreise interessiren, 
eventuell in besonderen Nachmittags-Sitzungen, unter dem Titel „populäre Vor¬ 
träge“ zur Verhandlung gebracht werden. 

Ueber wissenschaftliche Fragen ist keine Abstimmung gestattet. Eine 
Abstimmung kann nur über Fragen administrativer etc. Natur, über welche der 
Kongress einen entscheidenden Beschluss zu fassen aus praktischem Gesichts¬ 
punkte für wünschenswerth hält, stattfinden. Jeder derartige Antrag ist in der 
betreffenden Sektion zu stellen, dort vorher zu verhandeln und können nur solche 
Fragen vor die Schlusssitzung zur eventuellen Abstimmung und endgültigen Be¬ 
schlussfassung gebracht werden, welche in der Sektion vorher diskutirt, durch 
dieselbe einstimmig oder mit Stimmenmehrheit angenommen und begutachtet 
sind. 

Den Geschäftsgang des Kongresses werden die seitens des Exekutiv-Co- 
mites bezeichneten einheimischen Präsidenten leiten; bei den Sektions - Sitzungen 
werden die, seitens der Exekutiv-Comit^s aus der Reihe der Vortragenden später 
zu designirenden Ehren-Präsidenten den Vorsitz führen. 

In Verbindung mit dem Kongress ist auch eine Ausstellung veranstaltet, 
jedoch nur von solchen Gegenständen, welche in den Rahmen der Hygiene ge¬ 
hören und entweder auf die, in das Programm des Kongresses aufgenommenen 
und in den Sitzungen zur Verhandlung gelangenden Fragen Bezug haben, oder 
im Allgemeinen vom hygienischen Standpunkte wissenschattliches oder praktisches 
Interesse beanspruchen und den Mitgliedern des Kongresses deinonstrirt werden 
sollen. — Industrielle Konkurrenz-Ausstellung ist ausgeschlossen. Auszeich¬ 
nungen werden nicht geplant, doch wird in der Schlusssitzung protokollarisch 
der Würdigen Erwähnung gethan werden. Eine Platzgebühr wird nicht 
erhoben, doch hat der Aussteller die Prämie der Feuer-Assekuranz zu 
tragen. Die an die Adresse der Kongress - Ausstellung gesandten Gegenstände 
sind zollfrei, ausgenommen, sie gelangen zum Verkaufe. 

Anmeldungen für die Ausstellung sind auf einem von dem General - Sekre¬ 
tariate einverlangten Anmeldungsbogen dem General - Sekretariate (Rochos- 
Hospital) anzuzeigen. 

Mitglied des Kongresses kann Jeder werden, der sich für Hygiene 
und Demographie interessirt und der in die Kasse des Kongresses als Mitglieds- 
Beitrag 10 fl. ö. W. erlegt. Die Mitglieder des Kongresses erlangen hierdurch 
das Recht, an allen öffentlichen und Sektions-Berathungen des Kongresses theil- 
zunehmen, sowie auch an allen Festlichkeiten, Veranstaltungen, Ausflügen u. s. w., 
welche durch den Kongress veranstaltet werden, und für welche ein besonderer 
Beitrag nicht zu entrichten ist. Jedem Mitgliede des Kongresses kommt 1 Exem¬ 
plar der „Arbeiten des Kongresses“ zu. 

Damen zahlen als Mitgliedsbeitrag 5 fl. ö. W., sie können jedoch auf die 
„Arbeiten des Kongresses“ keinen Anspruch erheben. 

Diejenigen, die den Mitgliedsbeitrag entrichtet haben, erhalten Mitglieds¬ 
karten, welche schon bei der Reise gewisse Begünstigungen gewährleisten. 
Es ist schon bisher gelungen, bei mehreren Eisenbahn - Direktionen für die Mit¬ 
glieder des Kongresses auf den entsprechenden Routen gewisse Preisbegünstigungen 
zu erlangen, andererseits sind mit einem Reise-Bureau ersten Ranges Verhand¬ 
lungen iin Zuge, um den Mitgliedern des Kongresses die grössten Begünstigungen, 
welche erreicht werden können, zu sichern; hierüber wird in einer zweiten 
Einladung eingehend berichtet werden. 

Bezüglich der Wohnung wird eine Anzahl Hotels empfohlen; ausser¬ 
dem werden Privatwohnungen mit der Angabo des Preises für den einwöchent¬ 
lichen Aufenthalt beim General - Sekretariat zu erfahren sein, wo solche Woh¬ 
nungen in Evidenz gehalten und hierauf bezügliche Auskünfte bereitwilligst 
ertheilt werden. 

Ausflüge, Zerstreuungen u. s. w.: Die Haupt- und Residenzstadt 
Budapest wird in ihrer Eigenschaft als Hausherr des Kongresses für die Mit- 
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glieder des Kongresses im Park nnd Gebäude der National •Museums einen Be- 
grüssungsahcnd veranstalten. Ferner wird die Haupt- und Residenzstadt 
zu Ehren der Mitglieder des Kongresses an einem Abend der Kongresswoche in 
den Sälen der hauptstädtischen Redoute einen Erapfangsabend arrangiren. 
Ausserdem werden in der königl. Oper, im Nationaltheater und im Volkstheater 
zu Ehren der Mitglieder des Kongresses Festvorstellungen veranstaltet 
werden. 

Der 6. September (Donnerstag) ist als Ferialtag reservirt für die Besich¬ 
tigung der öffentlichen Institute, Gebäude, der hygienischen und anderen Insti¬ 
tutionen der Hauptstadt, für die Besichtigung grösserer Fabriken u. s. w. An 
demselben Tage linden seitens der Mitglieder Ausflüge statt; a) über freund¬ 
liche Einladung des Grafen Nikolaus Esterhazy nach Totis; b) nach Balaton- 
Füred; c) nach Siöfok beim Plattensee; d) auf den Schwabenberg; e) auf die 
Margarethen - Insel, wo gleichzeitig die von der XV. Sektion (Sport) zu veran- 
steltcnde Regatta und das Wettschwimmen abgehalten wird. An zwei Abenden 
wird weiterhin die Sport - Sektion Turn-, Velociped- und athletische Wett¬ 
kämpfe veranstalten. Ausserdem werden die für den Kongress sich interessi- 
renden Vereine und Gesellschaften an einem Abend zu Ehren der Kongressmit¬ 
glieder Empfangsabende veranstalten nnd an einem anderen Abend die einhei¬ 
mischen Präsidenten und Ehrenpräsidenten der Sektionen die Mitglieder des 
Kongresses empfangen. 

Nach Schluss des Kongresses sind grössere Ausflüge in Aussicht ge¬ 
nommen : a) nach Belgrad und Konstantinopel, b) nach Belgrad und Herkulesbad, 
c) nach Mezöhegyes zur Besichtigung der staatlichen ungarischen Zuchtheerden, 
Gestüte und Wirtschaften, d) nach der hohen Tätra, nach Schmecks, Neu- 
Schmecks und Unter-Schmecks, von hier nach der Dobsinaer Eishöhle (eventuell 
in Verbindung mit einem in der Eishöhle zu veranstaltenden Schlittschuhfeste), 
e) nach Agram, Fiume und Abbazia, f) nach Bosnien und der Herzogewina, g) 
nach Pystyan. Die eingehende Beschreibung all’ dieser Ausflüge wird demnächst 
in einer zweiten Einladung mitgetheilt. 

Damen-Comite. Behufs Empfang, Begleitung und Zerstreuung der 
zum Kongreas kommenden Damen hat sich ein eigenes Damen • Co mite konstituirt, 
dessen Präsidium Frau Polixcna Hampel gob. Pulszky zu übernehmen 
die Freundlichkeit hatte. 

Es wird gebeten, den Mitgliedsbeitrag von 10 fl. direkt an das General- 
Sekretariat (Budapest, Rochus-Spital) zu senden unter genauer Angabe des 
Namens mit vollständigem Titel (am besten mittelst Visitkarte). 

Von deutschen und österreichischen Aerzten und Hygieni¬ 
kern sind bisher folgende Vorträge angemcldet: 

• A. In der Abtheilnng für Hygiene. I. Sektion: Aetiologie der 
infektiösen Krankheiten (Bakteriologie). Behring, Emil (Berlin): 
Die Blutserumtherapie; Brieger, L. (Berlin): Bakteriengifte; Büchner Hans 
(München): Immunität und Immunisation; Bujwid, 0. (Krakau): Ueber die 
Resultate der Tollwuthimpfung in Warschau während der Jahre 1886—1893; 
Emmerich, R. (München): Ueber Serumtherapie; Fränkel,Karl (Marburg): 
Neuere bakteriologische Methoden; Grub er, Max (Wien): Bakteriologie der 
Cholera; Kamen, Ludwig (Czernowitz): Die Aetiologie der Influenza; Kirchner, 
Martin (Hannover): Ueber die therapeutische und diagnostische Bedeutung des 
Tuberkulins und Tuberculocidins auf Grund eigener Beobachtung (120 behandelte 
Fälle); Schottelius, Max (Freiburg i. Br.): Ueber die Lebensdauer der Tu¬ 
berkel bazilien im Erdboden; Foth (Bozen, Tirol): Ueber Mallein. — II. Sektion. 
Prophylaxis der Epidemien: Bujwid, 0. (Krakau): Ueber eine ein¬ 
fache Methode der Desinfektion; Dräsche, Anton (Wien): Verbreitung des 
Typhus in grösseren Städten in neuerer Zeit; Emmerich, R. (München): Ueber 
die Ursache der epidemischen Verbreitung der Cholera; Flinzer, M. (Chemnitz): 
Verbreitung des Typhus in grösseren Städten in neuerer Zeit; Karlinszky, 
Justin: Ueber den Werth und Unwerth der Quarantainen; Klinger, H.: 
Trachom und dessen Behandlungszwang; König, H. (Hermannstadt): Die Be¬ 
handlung der Scharlachdiphtherie. — III. Sektion. Hygiene der Tropen¬ 
länder: Vacat. — IV. Sektion: Hygiene der Gewerbe- und Feldar¬ 
beiter: Ellenbogen, Wilh. (Wien): Angelegenheit der kranken und arbeits¬ 
unfähigen Arbeiter; Jehle, L. (Wien): Ueber die Schädlichkeit des in gewerb¬ 
lichen Betrieben vorkommenden Staubes; Lehmann, K. B. (Wtirzburg): Ueber 
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die Gewöhnung an giftige Gase and die Folgen langdanernder Einathmnng von 
Fabrikgasen; Lewy, E. (Wien): Spezielle Krankheiten einzelner Industriezweige 
und die Verhütung derselben; Derselbe: Verschiedene Gewerbekrankheiten; 
Roth (Köslin): Ueber den Einfluss der Arbeitszeit auf die Gesundheit der Ar¬ 
beiter im Allgemeinen; Sonnenfeld, Th. (Berlin): Die Häufigkeit der Schwind¬ 
sucht bei Arbeitern, deren Hauptursache und Prophylaxe; Steiner, M. (Wien): 
Arbeiterwohnungen; Wern ich, A. L. (Berlin): Nachtheiliger Einfluss der indu¬ 
striellen Kolonien auf die Städte; Zadek, Paul (Berlin): Angelegenheit der 
der kranken und arbeitsunfähigen Arbeiter. — V. Sektion. Hygiene des 
Kindesalters: Biedert, Philipp (Hagenau): Kuhmilch als Nahrungsmittel 
für Säuglinge; Epstein, A. (Prag): Mortalitätsverhältnisse und Verminderung 
der Mortalität bei Neugeborenen und Säuglingen (0—1 Jahr); Hanauer, Wilh. 
(Frankfurt a. M.): Ueber Milchkuranstalten und ihre Bedeutung für die Ernäh¬ 
rung des Säuglingsalters; Heubner, 0. (Leipzig); Kuhmilch als Nahrungs¬ 
mittel für Säuglinge. — VI.Sektion. Schulhygiene: Baginsky, A.(Berlin): 
Frage der körperlichen Erziehung; Bresgen, Maxim. (Frankfurt a.M.): Die 
Nasenkrankbeiten der Schulkinder; Derselbe: Die Ursachen des nervösen 
Kopfschmerzes der Schüler; Burgerstein, L. (Wien): Frage der körperlichen 
Erziehung; Cohn, Hermann (Breslau): Was kann die Schule gegen die Onanie 
der Kinder thun?; Derselbe: Ueber Fenstervorhänge in Schalen; Eulen- 
burg, D. (Berlin): Geistige Ueberanstrengung in den Schulen, Nervosität; 
Guttmann, Max (Wien): Frage der körperlichen Erziehung; Gutmann, H. 
(Berlin): Ueber den Einfluss des Schulturnens auf die körperliche Entwicklung 
taubstummer Kinder auf Grund physikalischer Messungen; Kotelman, L. (Ham¬ 
burg): Reformbestrebungen auf dem Gebiete des Schulwesens; Nussbaum, Chr. 
(Hannover): Schulbauten und deren Hygiene; Palmberg, A. (Helsingfors): Die 
Schule und die epidemischen Krankheiten; Preyer, Wilh. (Berlin): Die heutige 
Unterrichtsmethode mit Berücksichtigung physiologischer Prinzipien; Roseu¬ 
bach, Ottomar (Breslau): Die Ursachen des nervösen Kopfschmerzes der Schüler; 
Schubert (Nürnberg): Ueber Steilschrift; Spitzner, Alfred (Leipzig): Gei¬ 
stige Ueberanstrengung in den Schulen, Nervosität. — VIL Sektion. Hygiene 
der Nahrungsmittel: Bein (Berlin): Die Fälschung verschiedener Genuss¬ 
mittel und die Konstatimng der Fälschung; Bujwid, 0. (Krakau): Hygienische 
Kontrole der Wasserleitung und der Sandtilter; Elsner, F. (Leipzig): Ueber 
Weine, mit besonderer Berücksichtigung der in denselben enthaltenen Phosphate; 
Gärtner, August (Jena): Hygiene des Trinkwassers; Haas, B. (Klosterneu¬ 
burg); Die Schwefelung, Salicylirung und Saccharinisirung des Weines; Heger, 
Albert (Erlangen): Darstellung, Beschaffenheit, Beurtheilung und Charakteristik 
der Konserven; Jollcs, Adolf (Wien): Ueber Magarin; Kays er, R. (Nürn¬ 
berg): Die hygienische und chemische Beurtheilung der zur Färbung der Vik- 
tualien benützten Theerstoffc; Derselbe: Ueber die Aufschliessungsmethoden 
des Cacao in hygienischer und chemischer Hinsicht; König, J. (Münster): Kon¬ 
trole der Nahrungsmittel; Loebisch, Wilh. (Innsbruck): Ernährung mit Kon¬ 
serven; Reinsch, A. (Altona): Die Bakteriologie im Dienste der Sandfiltra¬ 
tionstechnik; Rosler, L. (Klosterneuburg): Ueber Weine; Schneidemtthl, 
Georg (Kiel): Verwerthung des minderwerthigen Fleisches; Stützer, A. (Bonn): 
Mittheilungen über die neueren Apparate zum Sterilisiren der Milch für den 
Hausgebrauch wie auch für das fabrikmässige Sterilisiren grosser Quantitäten 
von Milch; Thoms, Hermann (Berlin): Die Schwefelung, Salicylisirung und 
Saccharinisirung des Weines. — VIII. Sektion. Hygiene der Städte: 
Berger, Franz (Wien): Welche technischen Resultate ergaben die Kanalbauten 
der letzten Dezennien in Wien? Derselbe: Welche technischen Resultate 
wurden durch die in den letzten Dezennien ausgeführten Wasserwerke Wiens 
auf die hygienischen Verhältnisse desselben ausgeübt? Blasius, Rudolf (Braun¬ 
schweig): Ueber Städtcreinigung; Bujwid, 0. (Krakau): Welche Veränderungen 
wurden in hygienischer Beziehung auf Grund der in den letzten Dezennien er¬ 
richteten Kanalbauten und anderer mit denselben in Verbindung stehenden 
hygienischen Institutionen beobachtet? Derselbe: Welchen Einfluss übten die 
in den letzten Dezennien in grösseren Städten ausgeführten Wasserwerke auf 
die hygienischen Verhältnisse derselben? Emmerich, R. (München): Ablei¬ 
tung der Schmutzwässer in Flüsse, Bäche etc. in technischer und hygienischer 
Hiusicht; Fischer, F. (Worms): Ueber die Filteranlagen der grösseren Städte 
im Allgemeinen, sowie insbesondere Uber don Bau und Betrieb der Filteranlagen 
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unter Bezücksichtigung der bakteriologischen Resultate; Ja cobi (Berlin): Welche 
Veränderungen wurden in hygienischer Beziehnng auf Ornnd der in den letzten 
Dezennien errichteten Kanalhauten und anderen mit denselben in Verbindung 
stehenden hygienischen Institutionen beobachtet? Derselbe: Welchen Ein¬ 
fluss übten die in den letzten Dezennien in grösseren Städten ausgeführten 
Wasserwerke auf die hygienischen Verhältnisse derselben? Lindley, William 
(Frankfurt a. M.): Welche technischen Resultate ergaben die Kanalbauten der 
letzten Dezennien in grösseren Städten? Derselbe: Welche technischen Re¬ 
sultate wurden durch die in den letzten Dezennien ausgeführten Wasserwerke 
grösserer Städte auf die hygienischen Verhältnisse derselben ansgeübt? Mayer 
Andreas (Hamburg): Ueber städtische Mullverbrennung in technischer Hinsicht; 
Oesten, Gustav (Berlin): Welche technischen Resultate haben bei den in den 
letzten Dezennien ausgefilhrten Wasserwerken grösserer Städte auf die hygie¬ 
nischen Verhältnisse der letzteren einen Einfluss ausgeübt? Osthoff, Georg 
(Berlin): Viehmärkte, Schlachthöfe und Markthallen; Piefke, Carl (Berlin): 
Verwerthung eisenhaltiger Grundwässer zum Zweck der Wasserversorgung von 
Städten; Salb ach, B. (Dresden): Welche Vortheile bietet eine Grundwasser¬ 
gewinnung für die Wasserversorgung von Städten und welches sind die Bedin¬ 
gungen einer guten Grundwassergewinnung? Schneidemühl, Georg (Kiel): 
Die Viehmärkte, Sch lach tbrücken und Markthallen vom hygienischen Standpunkte; 
Schneider, Richard (Dresden): Aufarbeitung des Haus- und Strassenabfalles; 
Weyl, Th. (Berlin): Ueber städtische Mullverbrennung in hygienischer und 
administrativer Beziehung; Zähor, Heinrich (Prag): Die hygienischen Resultate 
der Assanirung grosser Städte. — IX. Sektion. Hygiene der öffentlichen 
Gebäude: Bacr, A. (Berlin): Reformbestrebungen auf dein Gebiete der Ge- 
fängnissbauten; Fellner, Ferdinand (Wien): Feuersichorheit der Theater; 
Fischer, H. (Hannover): Heizung, Ventilation und Beleuchtung der Theater 
und Sitzungsräume; Leyden, E. (Berlin): Die Spitalsversorgung der tuber¬ 
kulösen Kranken seitens grosser Städte; Renk, Friedrich (Halle): Indirekte 
Beleuchtung in Auditorien; Schröter J. Ritter v. Kristelli (Wien): Spi¬ 
talsversorgung der tuberkulösen Kranken seitens grosser Städte; Wolffhügel, 
Gustav (Göttingen): Die Wahrung der Reinheit der eineeleiteten Luft und die 
Assanirung der Luft bei Centralventilation. — X. Sektion. Hygiene der 
Wohnungen: Gruber, Franz (Wien): Systeme der Wohnhäuser für die 
minder bemittelten Klassen der Bevölkerung; Recknagel, G. (Augsburg): 
Zweckmässige Ventilation der Privatwohnungen; Weyl, Th. (Berlin): Ueber 
ein neues Feuerkloset. — XI. Sektion. Eisenbahn- und Schifffahrts- 
Hygien e: Brähmer, C. 0. (Berlin): Bestimmung der Arbeitszeit der Eisen¬ 
bahn-Angestellten mit Rücksicht auf die verschiedenen Zweige des Dienstes; 
Bujwid, 0. (Krakau): Untersuchung und Desinfizirung von Eisenbahnwaggons, 
Stationen und Reisenden bei Epidemien; Herzog, Wilh. (München): Die 
Stabilisirung und Systemisirung des Streckenarztdienstes; J oll es, Adolf 
(Wien): Ueber Luftuntersuchungen im Arlberg - Tunnel; Stich, Eduard 
(Nürnberg): Ueber Krankenbeförderung auf Eisenbahnen und Schiffen. — 
— XII. Sektion. Militär-Hygiene: Haase, C. G. (Berlin): Beschreibung 
und Kritik der gebräuchlichen Blessirten-Transportmittel; Derselbe: Ueber 
Feldeisenbahnen; Habarth, Joh. (Wien): Systemisirung der ersten Httlfe- 
leistung auf dem Schlachtfelde, mit Rücksicht auf die heutigen Heeresmassen 
und auf die Waffen; Derselbe: Wer macht auf dem Schlachtfelde den ersten 
Verband und wie soll derselbe beschaffen sein? Heisrath, Friedrich (Königs¬ 
berg): Das Trachom im Heere; Kamen, Ludwig (Czernowitz): Ueber einen 
Fall von Aortenruptur auf tuberkulöser Basis; Kirchner, Martin (Hannover): 
Trinkwasserversorgung auf dem Marsche und im Felde (Filtration und Reinigung 
auf chemischem Wege); Kratschmer (Wien): Beschaffung von gesundem 
Trinkwasser im Lager und während des Marsches, mit Rücksicht auf die Fil- 
trirungsmethoden; Krocker, A. (Berlin): Epidemische Krankheiten im Heere, 
im Kriege und im Frieden; Tilschkert, Viktor (Wien): Die Wasserfrage im 
Kriege; Filter bei den Marschkolonnen und instabilen Verhältnissen der Armee; 
Derselbe: Die Unterkunftsfrage im Kriege, Baracken im Aufmarschraume 
und vor zernirten Festungen. — XIII. Sektion. Rettungswesen: Albert, 
Euduard (Wien): Technik der Improvisation bei der ersten Hülfeleistung; Der¬ 
selbe: Antisepsis und Asepsis bei der ersten Hülfeleistung; Jehle, L. (Wien): 
Das gewerbehygienische Museum in Wien; Kraft, M. (Brünn): Abstellvor- 
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richtungen an Transmissionen; Lewin, Lais (Berlin): Erste Hülfeleistung bei 
Vergiftungen. — XIV. Sektion. Staatshygiene: Daum, Adolf (Wien): 
Die Aufgaben des Staates und der Gesellschaft gegenüber dem Alkoholismus; 
Krisinan, Fedor (Moskau): Ueber das medizinische Studium der Frauen and 
die Thätigkeit der weiblichen Aerzte in Russland; Kirn, Ludwig (Feiburg i. Br.) : 
Ueber geisteskranke Verbrecher und geisteskranke Häftlinge; König, H. 
(Hermannstadt): Die staatliche Anstellung der Gerichtsärzte ist eine unabweis¬ 
bare Nothweudigkeit; Derselbe: Ueber Beköstigung der Gefangenen; 
Kratter, Julius (Graz): Erfahrungen über den Kretinismus in der neueren 
Zeit, insbesondere in welchen Gegenden diesbezüglich Abnahme oder Zunahme 
des Kretinismus beobachtet wurde; Kronfeld, A. (Wien): Ueber Leichen- 
verbrennung; Liebreich (Berlin): Organisirung der unentgeltlichen Ordination 
mit Rücksicht auf die praktischen Aerzte; Mendel, E. (Berlin): Ueber 
geisteskranke Verbrecher und geisteskranke Häftlinge; Paetz, Albr. (Alt- 
Scherbitz): Welche Richtung erscheint zweckmässiger hinsichtlich der Unter¬ 
bringung und Behandlung von Geisteskranken in Ländern, deren Bewohner sich 
überwiegend mit Ackerbau beschäftigen: Das System der geschlossenen An¬ 
stalten, oder das der Kolonien? Schwartz, Oskar (Köln): Soll die ärztliche 
Praxis frei odor an eine Qualifikation geknüpft sein P — XV. Sektion. Hygiene 
des Sportes (Abhärtung und Körperpflege): Knoll, Rudolf (Ham¬ 
burg): Ueber Tanz in sanitärer Beziehung; Mendelsohn (Berlin): Die ver¬ 
schiedenen Arten des Reisens und deren Einfluss auf die Nerven, die Verdauung' 
und die Blutbildung. Die Hochzeitsreise; Derselbe: Die Mängel des Reisens 
auf Eisenbahnen und Erfordernisse in Bezug auf Verbesserung des Reisens. 
— XVI. Sektion. Hygiene der Kurorte: Cornet, G. (Reichenhall): 
Hygiene der Kurorte und Sanatorien für Tuberkulöse; Dettweiler, P. 
(Falkenstein): Die Hygiene der Lungentuberkulose in geschlossenen Heilanstalten; 
G. Gager, K. (Gastein): Hygiene der Kurorte und Sanatorien für Tuberkulöse ; 
Kisch, Heinrich E., (Prag): Die unrichtige Benützung der Heilbäder; Lud¬ 
wig E., (Wien): Die Rolle des Begriffes der chemischen Atome in den prak¬ 
tischen Problemen; Mendelsohn (Berlin): Die Hygiene des Badezimmers; 
Winternitz (Kaltenleutgeben): Vor- und Nachtheile der Anwendung des 
kalten Wassers. — XVII. Sektion. Veterinärwesen: Beisswänger 
(Stuttgart): Schutzmassregel gegen die Maul- und Klauenseuche; Braun, 
Ernst (Bolkenhain): Ueber die Parasiten als Krankheitserreger; Braun, Max 
(Königsberg): Ueber die Parasiten als Krankheitserreger; Csokor, Joh. (Wien) : 
Schutzmassregeln gegen die Maul- und Klauenseuche; Dam mann, Karl 
(Hannover): Sanitätspolizeiliche Kontrole der Milchproduktion; F r ö h n e r (Ber¬ 
lin): Ueber den diagnostischen Werth des Tuberkulins; Lydtin, A. (Karlsruhe): 
Ueber den diagnostischen Werth des Tuberkulins; Preusse (Danzig): Ueber 
das Mallein; Schneidemühl, Georg (Kiel): Thierscuchentilgung und Vieh¬ 
versicherung; Schütz (Berlin): Schutzimpfungen gegen die Lungenseuche des 
Rindes; Siedamgrotzky, 0. (Dresden): Ueber den diagnostischen Werth des 
Tuberkulins. — XVIII. Sektion. Pharmazie: Böttger (Berlin): System der 
Errichtung und Kontrole der Apotheken in den verschiedenen Staaten; Bres- 
towsky, A. (Wien): Neuere Arzneimittel; Dietrich, Eugen (Helfenberg): 
Neuere Erfahrungen bezüglich der Aufbewahrung und Konservirung der Medi¬ 
kamente ; H i 1 g e r, Albert (Erlangen): Ausbildung der Apotheker; K w i z d a, 
A. (Wien): Die Grenzen der Sensibilität der in den Pharmakopoen enthaltenen 
wichtigeren Reaktionen; Wald he im, Anton von (Wien): Internationale Phar¬ 
makopoe. — XIX. Sektion. Allgemeines Samariterwesen: Frey, 
Ludwig (Wien): Welche Erfolge hat das freiwillige Rettungswesen bisher auf¬ 
zuweisen? Gerber, August (Köln): Ist im Kriegsfälle die Mitwirkung der 
Samariter hnd Samäriterinnen neben den staatlich vorgebildeten Transport- und 
Pflegekräften erforderlich? Gersuny, R. (Köln): Welche Stellung soll der 
Samariterbund im Kriege einnebmen? Loew, Anton (Wien): Wie verhält sich 
die zukünftige Stellung der freiwilligen Hülfeleistung zur offiziellen? Der¬ 
selbe: Welche grundsätzliche Bestimmungen sollen in dem Statute eines Sama¬ 
riterbundes enthalten sein? Derselbe: In welcher Weise sind die Geldmittel 
für einen Samariterbund herbeizuschaffen? Ludwig, E., Gersuny, R. (Wien 
und Köln): Nach welchen Grundsätzen sind Personen zum Rettungs- und Sama¬ 
riterdienste auszuwählen? Dieselben: In welcher Weise kann die Schalung 
einzelner Personen oder geschlossener Vereine in einheitlicher Form bewerk- 
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stelligt werden P; Dieselben: In welcher Weise sind öffentliche und private 
Krankenanstalten für die Zwecke des Samariterbundes heranzuziehen P Schwarz, 
August (Wien): Wie ist die Waaserwehr als solche für allgemeine Zwecke ein¬ 
zurichten P 

B. In der Abtheilung für Demographie. I. Sektion. Geschicht¬ 
liche Demographie: Inama-Sternegg, Karl v. (Wien): Daa Problem 
der Generationsdauer und des Geuerationswechsela historisch betrachtet; John, 
V. (Innsbruck) und Mayr, G. (Strassburg): Zweck der geschichtlichen Demo¬ 
graphie; Mayr, G. (Strassburg): Die Ansprüche der geschichtlichen Demo¬ 
graphie an die statistischen Ermittelungen der Gegenwart und die Veröffent¬ 
lichung ihrer Ergebnisse; Puschmann, Th. (Wien): Geschichte der Epi¬ 
demien. — II. Sektion. Allgemeine Demographie und Anthropo- 
metrie: Weyl, Theodor (Berlin): Die Kindersterblichkeit in Berlin unter 
dem Einfluss hygienischer Massnahmen; Wirth, Max (Wien): Ueberein- 
stimmende Statistik der Kulturstaaten über die selbstständigen und unselbst- 
tändigen Arbeiter.— III. Sektion. Technik der Demographie: Blenck, 
Emil (Berlin): Die Entwickelung der Zählkartenmethode in Preussen, ihre Ergeb¬ 
nisse und die dabei gemachten Erfahrungen während der letzten 25 Jahre; 
Derselbe: Die Ermittelung der den höchsten Altersklassen angehörigen Per¬ 
sonen in Preussen; Mayr, Georg (Strassburg), R a s p (München) und Scheel, 
v. Hans (Berlin): Was für Vortheile und Nachtheile hat das System der indi¬ 
viduellen Karten bei Datensammlungen im Kreise der Demographie gegenüber 
dem Rubriksystem; auf welche Art könnten die Nachtheile desselben über¬ 
haupt und insbesondere jener, demzufolge bei Anwendung des individuellen 
Blattsystems die Zusammengehörigkeit der Individuen nicht in genügender 
Weise hervortritt, behoben werden? Durch welche Vervollkommnung könnte 
diesem Umstande abgeholfen resp. die Zusammengehörigkeit auch mittelst 
der Individuen - Blätter dargethan werden P Rasp (München): Soll bei all’ 
jenen in den Kreis der Demographie fallenden Fragen, bei welcher die Beschäf¬ 
tigung in Betracht kommt, die Beschäftigung im eigentlicheu Sinne (bei Indu¬ 
striellen die Gattung des Handwerks) oder die Produktionsbranche, resp. die 
Art der Unternehmung, bei welcher der Betreffende beschäftigt ist oder beide 
in Verbindung zur Basis dienen? —IV. Sektion. Demographie der Ur¬ 
produzenten: Frankenstein, Kuno (Berlin): In welchem Verhältnisse 
stehen aus dem Gesichtspunkte der landwirtschaftlichen Arbeiterfrage die land¬ 
wirtschaftlichen Dienstboten, die im Orte sesshaften landwirtschaftlichen 
Arbeiter und die zeitweise zugewanderten Arbeiter zu einander? Freiherr 
v. der Fricks (Berlin): Welche sind die Vorbedingungen und praktischen 
Methoden der Kolonisation landwirtschafttreibeuder Gemeinden ? (Mit besonderer 
Rücksicht auf die Kolonisation der Puszten in Ungarn und Dislozirung der Be¬ 
völkerung der grossen Städte auf das Alföld.); Fuld, Ludwig (Mainz): Was 
für verschiedene Gesichtspunkte kommen bei der Arbeiterversicherung be¬ 
treffs der landwirtschaftlichen und industriellen Arbeiter in Anbetracht? 
Sombart, Werner (Breslau): Auf was für Ursachen kann die Wanderungs¬ 
bewegung der Ackerbau treibenden Bevölkerung zurückgeführt werden und was 
für Einfluss wird dieselbe wahrscheinlich auf die Gestaltung der Bevölkerungs- 
Verhältnisse der betreffenden Gegenden haben? Derselbe: Was für Zusam¬ 
menhang besteht zwischen den Besitzverhältnissen und der Wanderungsbewegung 
des landwirtschaftlichen Volkes, mit besonderer Rücksicht auf die Latifundien, 
die geschlossenen Besitze und die Grenzen der Abteilung des Besitzes; Der¬ 
selbe: Was für Zusammenhang besteht zwischen dem Arbeiterlohn und der 
Wanderungsbewegung? Verkauf, Leo (Wien): Mit was für ökonomischen, 
resp. Familien- und Erbrechts - Institutionen steht das Zahlenverhältniss der 
illegitimen Geburten im Zusammenhänge in den verschiedenen Schichten der 
landwirtschaftlichen Bevölkerung? Was ist der Grund der hohen Verhältniss- 
zahl der illegitimen Kinder in manchen agrikolen Gegenden und was ist das 
Loos dieser Kinder? — V. Sektion. Demographie der gewerblichen 
Arbeiterklasse: Franken stein, Kuno (Berlin): Die Wirksamkeit der 
Fabrikaufsicht hinsichtlich der Hygiene der Arbeiter insbesondere in Deutsch¬ 
land; Rasp (München): Die Kritik der gewerbstatistischen Aufnahmen in Hin¬ 
sicht auf die Demographie und wo es ausführbar ist, auch vom hygienischen 
Standpunkte und Propositionen zur Beseitigung der auftauchenden Mängel; 
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Scheel, Hans v. (Berlin): Die Kritik der Aufnahmen der durch die obligate 
Arbeiter-Versicherung erreichbaren Daten und die Frage, wie man diese“Auf- 
nahmen zweckmässig bearbeite; Singer, Isidor (Wien): Inwiefern erweist 
sich die Lehre von Malthus im Lichte der neueren Daten als richtig? — VL 
Sektion: Demographie der Städte: Bleicher (Frankfurt a.’M.)fund 
Mi sch ler, Ernst (Graz): Von den Eigentümlichkeiten der städtischen Nata- 
litäts- und Mortalitätsverhältnisse; B ö kh, R. (Berlin): Antheil derjnatürlichen 
Vermehrung und der Einwanderung an der Zunahme der Grossstädte; Massarik 
(Prag): Gewaltsame Todesursachen und besonders Selbstmorde in den Gross¬ 
städten; Rauchberg, Heinrich (Wien): Die ökonomische und soziale Bedeu¬ 
tung des Zuges nach der Stadt. — VII. Sektion. Statistik der körper¬ 
lichen und geistigen Defekte: Guttstadt, A. (Berlin) undWagner, 
Julius Ritterv. (Graz): Psychiatrische Statistik; Kirn, L. (Freiburg) undFrei- 
her v. Krafft-Ebing (Wien): Zunahme der progressiven Paralyse, im Hin¬ 
blick auf die sociologischen Faktoren; Lemcke, Chr. (Rostock) und Schmaltz, 
Heinrich (Dresden): Statistik der Taubstummen und die Methode dieser Sta¬ 
tistik; Magnus, H. (Breslau): Statistik der Blinden; Vossius (Giessen): 
Statistik des Trachoms. 


In den letzten Tagen ist von verschiedenen grösseren politischen Blättern 
— zuerst von der Nationalzeitung — die Nachricht gebracht worden, dass dem 
Landtage noch ein Entwurf Ober die Reform des Medizinalwesens zu¬ 
gehen solle. Die Medizinalbeamten sind schon so oft durch derartige Mit¬ 
theilungen in ihren Hoffnungen getäuscht, dass es wohl kaum der Warnung 
bedarf, jener Nachricht gegenüber möglichst skeptisch zu sein. Dass ein Entwurf 
zur Medizinalreform in der Vorbereitung begriffen und seiner Fertigstellung in 
nicht allzu ferner Zeit entgegensieht, darüber dürfte allerdings nach den 
jüngsten Erklärungen des Herrn Ministers auf der letzten Hauptversammlung 
des Medizinalbeamtenvereins ein Zweifel kaum obwalten; ehe dieser Entwurf 
aber dem Landtag vorgelegt werden kann, hat er noch so viele Instanzen zu 
durchlaufen, dass an seine Vorlage vor der nächsten Etatsperiode gar nicht zu 
denken ist, vorausgesetzt, dass er bis dahin überhaupt keinen Schiffbruch 
erleidet, wie so mancher seiner Vorgänger. 


Die Cholera scheint in Russisch-Polen wieder etwas zuzunehmen. 
In der Stadt Warschau sind in der Zeit vom 16.—27. April 88 Personen daran 
erkrankt und 11 gestorben; in dem Gouvernement Radom vom 18.—24. April 
18 erkrankt und 10 gestorben, im Gouvernement Plock vom 11—24. April 28 
bezw. 10, im Gouv. Kowno vom 12.—28. April 21 bezw. 12. 

In Konstantinopel sind vom 29. März bis 4. April 36 Cholera-Er¬ 
krankungen und 35 Todesfälle gemeldet, eine geringe Abnahme gegenüber der 
Vorwoche. Die in Lissabon aufgetretenen choleraähnlichen Erkrankungen 
sollen nach den neuesten Untersuchungen sich nicht als Cholera asiatica, sondern 
als Cholerine herausgestellt haben. 

In Galizien hat die Cholera keine grössere Ausbreitung gefunden. Im 
Bezirk Borszczow sind in der Zeit vom 18. April bis zum 7. Mai nur noch 3, 
im Bezirk Husiatyn 11 Erkrankungen angemeldet, darunter 8 in Siekierzynie und 
3 in Zielona. Die Gesammtzahl der Erkrankungen seit Ausbruch der Seuche 
(7. April) beträgt 39; davon sind 17 tödtlich verlaufen. 

In Frankreich herrscht die Cholera in geringer Ausbreitung im De¬ 
partement Finistere. Die Zahl der Erkrankungen betrug hier vom 1. bis 
21. April: 90; davon 38 mit tödtlichem Verlauf. In der Zeit vom 22. bis 
27. April sind in 13 Gemeinden 19 Todesfälle vorgekommen. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rath i. Minden i. W. 

J. C. 0. Bruns, Bnehdrnckerei, Minden. 
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1. Juni. 


Zwei Gutachten über Unfall-Nervenkranke. 

Von Dr. Ralf Wichmann, Nervenarzt in Braunschweig, daselbst 
pro physicatu geprüft. 

(Schloss.) 

II. Fall von Gehörsempfindungen in den Extremitäten; 

Dissimulation eines alten Ohrleidens. 

Gutachten über den Zustand und die Arbeitsfähigkeit des 
Kesselschmiedes W. W. aus H. 

Aus den Akten sind zum Verständnis des Falles hier folgende 
Punkte nothwendig, welche ich mit fortlaufenden Buchstaben a, b, 
c etc. benennen werde, um mich der Kürze halber darauf in dem 
Gutachten beziehen zu können: 

A. Akten. 

a) Unfallanzeige vom 12. Januar 1891: „Am 12. Januar 1891, 
Vormittags 9 Uhr; ein eiserner Boden von 1100 m/m und 200 kg 
Gewicht sollte aus dem Eisenbahnwagen auf den in gleicher Höhe 
befindlichen Lagerplatz gerollt werden. Hierbei ist W. ausge¬ 
rutscht, trotzdem Asche gestreut war, der Boden ist umgekippt, 
die beiden Mitarbeiter haben loslassen müssen und gerieth p. W. 
dann unter denselben.“ „Bruch des linken Schienbeins.“ 

b) Bericht des Arztes Dr. N. N. zu X. vom 14. April 1891: 

„Die ärztliche Untersuchung ergab einen komplizirten Bein¬ 
bruch. Die Wunde wurde antiseptisch behandelt und das Bein in 
einer Volkmann'schen Schiene fixirt.“ 

„W. klagt über perverse Gefühlsempfindungen im unteren 
Drittel des Beines, sowie im Fusse, namentlich in der grossen 
Zehe, sowie über grosse Schwäche im Beine und Bewegungslosig¬ 
keit der grossen Zehe.“ 
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. „Die Wunde und Hautabschirfungen sind völlig geheilt, die 
Knochen ohne irgend nennenswerthe Dislokation umwachsen, der 
Callus von massiger Grösse. Die Stellung des Fusses und der Zehen 
eine normale, mit Ausnahme der grossen Zehe, welche leicht plan- 
tarwärts gesunken eine merkliche Lähmungsstellung einnimmt. Die 
ganze Muskulatur des verletzten Beines zeigt Inaktivitätsatrophie.* 

Folgezustände der Verletzung: „Grosse Schwäche im Beine 
und bedeutende Lähmung der grossen Zehenmuskulatur.“ 

„Augenblicklich vollständige Arbeitsunfähigkeit; Besserung 
im Laufe der nächsten Wochen voraussichtlich zu fast vollständiger 
Arbeitsfähigkeit. “ 

c) 14. Mai 1891: Dem W. wird die Vollrente gewährt. 

d) 2. Juli 1891: Mittheilung der Sektion an den Vorstand 
der Genossenschaft: „dass laut Mittheilung der Firma .... der 
Verletzte an zwei Tagen vorigen Monats versucht hat, die Arbeit 
wieder aufzunehmen, dieselbe aber wegen Schwäche hat aufgeben 
müssen.“ 

e) Aerztliches Gutachten von Dr. N. N. zu X. vom 22. Sep¬ 
tember 1891: 

„Gründliche Verheilung der Bruchstellen ohne irgend nennens- 
werthe Dislokation. Das einzige objektiv nachweisbare ist eine 
geringe Bewegungsbeschränkung der linken grossen Zehe. Der 
p. W. giebt als Grund seiner geringen Erwerbsfahigkeit an, dass 
er äusserst heftige subjektive Beschwerden habe, die sich nach 
seiner immer wiederholten Angabe bei längerem Stehen einstellen 
und von der Gegend der Bruchstelle als reissende Schmerzen aus¬ 
gehend, bis in den Kopf zu den Ohren hinzögen. Etwas Objektives 
habe ich in dieser Hinsicht nicht nachweisen können. Wenn es 
nun auch der Mangel eines positiven Befundes recht wahrscheinlich 
macht, dass W. bedeutend übertreibt, so muss doch bei den immer 
wiederholten Behauptungen des W., die Möglichkeit, dass es sich 
so verhält, wie er behauptet, zugegeben werden und ist mit Sicher¬ 
heit ein ganz bestimmtes Urtheil nicht zu fällen.“ 

f) 24. Okt. 1891: Sektionsbericht an den Vorstand: W. hat seit 
dem 10. d. Mts. Aufnahme in dem medico - mechanischen Institut 
zu H. gefunden. 

g) 19. Dez. 1891: Sektionsbericht an den Vorstand: W. ist 
am 14. d. Mts. aus dem medico - mechanischen Institut zu H. ent¬ 
lassen. 

h) Aerztliche Mittheilung des Dr. P. P. aus dem medico- 
mechanischen Institut zu H. vom 11. Dez. 1891: 

„Der Arbeiter W. ist seit dem 12. Okt. 1891 hier wegen 
Steifigkeit und Schmerzen im Fussgelenk in Behandlung. Es hat 
sich seitdem sehr entschiedene Besserung gezeigt. Da weitere 
Besserung wahrscheinlich ist, auch bei jetzt wieder aufzunehmender 
Arbeit, wird weitere Behandlung widerrathen. Verhalten im In¬ 
stitut gut. Simulation: Etwas Uebertreibung (?), Bemerkungen: 
W. ist täglich ein Mal massirt und zwei Mal gymnastisch vor- 
genominen.“ 

i) Aerztlicher Bericht von Dr. N. N. zu X. vom 15. Jan. 1892: 
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„Früher klagte W. über unerträgliche subjektive Beschwerden 
auch beim Gehen und Stehen, letztere sind nach seiner Angabe 
jetzt ganz fort, erstere erheblich gemildert.“ 

Objektiver Befund: „Nicht wesentlich vom Befund ain 22. Sept. 
1891 verschieden.“ 

Kann durch Behandeln mit bisher noch nicht angewendeten 
Mitteln (z. B. Operation, Massiren, Elektrisiren) eine Besserung des 
jetzigen Zustandes erwartet werdenP „Nein.“ 

„Objektiv ist keinerlei Abnormität nachzuweisen, welche aus 
dem Beinbruche resultiren könnte. Auch die subjektiven Beschwer¬ 
den des W. haben sich gebessert, insbesondere fehlt die Schwäche 
beim Stehen und Gehen. Die geringen subjektiven Beschwerden, 
über welche W. noch klagt, können, zumal der W. einen Hang zum 
Uebertreiben hat, wohl gänzlich ausser Acht gelassen werden und 
muss der Grad der Arbeitsbeschränkung als ein sehr geringer be¬ 
zeichnet werden.“ 

k) 8. Feb. 1892: Beschluss des Genossenschafts-Vorstandes: 
Die Rente kommt in Wegfall. 

l) 19. Febr. 1895$: Berufungsschreiben des W.: 

„Noch jetzt und voraussichtlich ferner bin ich sehr oft hoch¬ 
gradig nervös erregt; das Bein und der ganze Körper zeigt eine 
solche immense Erschlaffung, welche einer längeren Ohnmacht 
gleichkommt, dass ich ernstliche Besorgnisse hege. Ich arbeite 
allerdings jetzt noch als Kesselschmied und beziehe einen Lohn von 
3 Mark täglich, habe dies jedoch hauptsächlich der Gutmüthigkeit 
meiner Kollegen zu verdanken, welche mir fast stets helfen müssen, 
wenn sie ihre gleichen Arbeiten fertig haben und ich wegen Er¬ 
schöpfung zurückblieb.“ 

„Schon oft habe ich um leichtere Arbeit in der Bohrerei ge¬ 
beten, jedoch ist mein Wunsch nie berücksichtigt. Würde ich nun 
auf Lohnarbeit bestehen, so machte man mir event. den Vorwurf 
der Faulheit, oder würde mich wohl gar entlassen, weil meine 
frühere Arbeitsfähigkeit recht wohl bekannt ist. Ich bin 19 Jahre 
in der . . . Fabrik beschäftigt und habe mich stets gut geführt, 
würde aber bei Entlassung anderswo als Kesselschmied nicht mehr 
beschäftigt werden, zumal ich noch ziemlich stark hinke.“ 

m) Vernehmung der Zeugen Kesselschmiede L. B. und K. D. 
am 22. Sept. 1892; dieselben sagen aus: 

„Der Kesselschmied W. hat etwa 14 Tage lang vor Weih¬ 
nachten mit uns in der Kesselschmiede zusammen gearbeitet. Der¬ 
selbe bedurfte aber behufs Vollendung der ihm übertragenen 
Arbeiten sehr oft unserer Hülfe, insbesondere war er nicht im 
Stande, das zu heben und zu tragen, was ein gesunder Mensch 
vermag und auch können muss.“ .... „Insbesondere fehlte ihm 
die ruhige Hand, um das sog. Dichtstemmen der Kessel ordnungs- 
mässig vornehmen zu können, während er solches früher ganz be¬ 
sonders gut auszuführen vermochte. In Folge dieser bei ihm zu 
Tage getretenen Schwächen wurde W. aus der Kesselschmiede 
fortgenommen und in die Bohrerei gestellt.“ 

„Hat die Arbeitsfähigkeit des W. durch dessen Unfall sehr 
gelitten?“ 
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„Derselbe bekam häufig bei seinen Arbeiten Anfälle, die einer 
Ohnmacht ähnlich sahen, insbesondere geriethen seine Hände in 
Zittern. Ueberhaupt macht W. nach seinem Unfall einen äusserst 
schlechten Eindruck und hinkt auffällig mit seinem beschädigten 
Beine.“ 

„Unseres Erachtens ist W. bei Weitem nicht in dem Besitz 
seiner vollen Arbeitsfähigkeit.“ 

n) Der auf den 3. Sept. 1892 angesetzte Termin des Schieds¬ 
gerichts kann wegen der Cholera erst am 19. Nov. 1892 abgehalten 
werden. In dem darüber aufgenommenen Protokoll heisst es: 

„Sodann ging Kläger im Sitzungszimmer auf und ab und nahm 
das Schiedsgericht den Gang desselben in Augenschein.“ 

NB. Ein ärztlicher Sachverständiger war bei dem Termin 
nicht zugegen. 

o) Das Schiedsgericht entschied (19. Nov. 1892): 

1. „Der Prinzipal des Verletzten soll um Auskunft ersucht 
werden darüber, welche Beobachtungen über die Arbeitsfähigkeit 
des W. gemacht sind. 

2. Es soll das Gutachten eines Nervenarztes über den Zustand 
und die Arbeitsfähigkeit des W., soweit beides mit dem Unfälle 
zusammen hängt, eingeholt werden.“ 

p) 30. Nov. 1892: Schreiben des Prinzipals des W.: 

„W. verdient jetzt thatsächlich 15 °/ 0 weniger bei uns, als 
zu der Zeit vor dem gehabten Unfall. Nach seinen wiederholten 
Versicherungen machen es ihm die Folgen des gehabten Unfalls 
unmöglich, so angestrengt, wie früher zu arbeiten. Es entzieht 
sich aber natürlich unserem Urtheil, ob diese Behauptung vollständig 
begründet ist.“ 

B. Gutachten. 

Am 18. Jan. 1893 stellte sich mir in meiner Wohnung der 
Kesselschmied W. W. aus H. im Aufträge des Vorsitzenden des 
Schiedsgerichts etc. zur Untersuchung vor. Ich nahm letztere 
sofort vor: 

W. W., Kesselschmied, ist geboren am 1. Aug. 1849 in B. 
Aus seiner Familiengeschichte ist nichts von Wichtigkeit für vor¬ 
liegenden Zweck zu erfahren, insbesondere keine Anlage zu Nerven¬ 
krankheiten. 

W. hat angeblich vor 3 Jahren einen Magendarmkatarrh von 
8 wöchiger Dauer durchgemacht und wurde damals von dem Dr. M. 
in X. behandelt. Ausser einem Abszess am Halse rechts, dessen 
Narbe noch sichtbar, hat er sonstige ernstliche Krankheiten 
nicht gehabt. 

Nachdem er in der Fremde gewesen und in Braunschweig 
und Berlin in Maschinenfabriken gearbeitet hatte, kam er am l.Sept. 
1873 nach der Metallwaarenfabrik ... in X., wo er die Arbeit eines 
Kesselschmieds versehen hat. Als solcher hatte er schwere Arbeit: 
Walzen, Stemmen, Nieten, Hämmern, zu verrichten. 

Am 12. Jan. 1891, Vormittags 9 Uhr, erlitt W. im Beruf den 
in den Akten näher bezeichneten Unfall (cf. a und b). 

Die Stellung des Verletzten beim Unfall war angeblich fol- 
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gende: Beim Fallen des Bodens stützte sich der fallende W. mit 
der linken Hand gegen den Eisenbahnwagen, glitt mit dem rechten 
gebeugten Knie nach hinten auf die Erde, so dass er damit kniete 
und glitt mit dem linken Fuss und Unterschenkel nach innen und 
rechts zu vorwärts vor dem rechten Bein vorbei; dabei fiel der 
Boden mit seiner Wölbung auf den linken Unterschenkel, welcher 
im untern Drittel brach. Es bestand ein komplizirter Bruch des 
linken Unterschenkels (cf. b); feiner giebt W. mir an, dass angeb¬ 
lich auf der äussern Seite des linken Unterschenkels etwa 3 Finger 
breit über dem äussern Knöchel eine Hautabschirfung bestanden 
habe. Davon ist in den Akten nichts Näheres erwähnt. 

W. lag angeblich 9 Wochen im Verbände. 

Am 14. April 1891 ergab die Untersuchung des Dr. N. N. 
zu X. (cf. b): „W. klagte über perverse Gefühlsempfindungen im 

unteren Drittel des Beines, sowie im Fuss, namentlich in der 
grossen Zehe, sowie über grosse Schwäche im Beine und Be¬ 
wegungslosigkeit der grossen Zehe.“ Ferner: „Die Wunde und 
Hautabschürfungen sind völlig verheilt; die Knochen ohne irgend 
nennenswerthe Dislokation verwachsen, der Callus von mässiger 
Grösse. Die Stellung des Fusses und der Zehen eine normale, mit 
Ausnahme der grossen Zehe, welche leicht plantarwärts gesunken 
eine merkliche Lähmungsstellung einnimmt. Die ganze Muskulatur 
des verletzten Beines zeigt Inaktivitätsatrophie.“ 

Da dieser Zustand (cf. b) „augenblicklich völlige Arbeitsun¬ 
fähigkeit“ bedingt, so erhielt W. die Vollrente, welche nach einem 
Aufenthalt im medico - mechanischen Institut zu H. (Dr. P. P.) und 
in Folge des am 15. Januar 1892 (cf i) abgegebenen Gutachtens 
des Herrn Dr. N. N. durch Beschluss vom 8. Februar 1892 (cf. k) 
wieder entzogen wird. Hiergegen legte W. Berufung ein (cf. 1) 
am 19. Februar 1892. 

Bei seiner Untersuchung am 18. Januar 1893 klagte W. mir 
Folgendes: 

1. Im linken Bein habe er Brummen; lässt das Brummen 
nach, so beginnt es zu sausen, beide Geräusche gingen von der 
Bruchstelle aus. Das Brummen komme auch in der unteren Rücken¬ 
gegend vor. Auf die Frage, wie es brumme, macht er einen 
dumpfen, tiefen Ton, etwa: „wuuuuh“ und dieser gehe über in ein 
Zischen „sch sch sch sch“ etc. Tritt das Geräusch stark auf, so 
werde er ganz heiss im Kopf und es fahre ihm dann durch die 
Ohren, wie ein starker Luftzug. Wenn das Sausen stark werde, 
sei es auch im linken Arm vorhanden, und es trete dann eine 
schmerzhafte Empfindung auf in der linken Handfläche in der 
Gegend des IV. Mittelhandknochens (metacarpus IV.). In Folge 
dieser Geräusche und Empfindungen könne er nicht mehr ordentlich 
arbeiten. 

2. An der Bruchstelle des linken Unterschenkels habe er 
keinen Schmerz. Es soll aber ein paar Finger oberhalb des linken 
äussern Fussknöchels eine Hautabschirfung in Folge der Verletzung 
gewesen sein, welche Stelle zur Zeit auch jetzt noch schmerz¬ 
haft sei. 
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3. Ueber sein Hinken mit dem linken Bein klagt er jetzt 
nicht besonders. 

4. Auf mehrfache ausdrückliche Fragen, ob er sonst noch 
Klagen habe, antwortete er nein. Appetit sei gut, Schlaf unruhig, 
Stuhlgang gut, Urination normal. 

5. Die objektive Untersuchung ergiebt einen unter Mittelmaass 
gewachsenen, entsprechend kräftig gebauten, gut genährten und 
mit sehr guter kräftiger Muskulatur versehenen Mann von gesunder, 
frischer Gesichtsfarbe und lebhaftem, etwas vor Erwartung ge¬ 
spanntem, halbängstlichem Ausdruck. 

6. Die Untersuchung der Brust- und Bauchorgane ergiebt 
nichts abnormes ausser einer Beschleunigung der Herzthätigkeit, 
die wohl auf Rechnung der durch die Untersuchung gesetzten 
psychischen Erregung des Mannes zu schreiben ist. 

7. Die Bruchstelle an der Grenze des mittleren und unteren 
Drittels des linken Unterschenkelknochens erweist sich als wohl 
geheilt, durchaus fest, kaum verdickt, ohne Druckempfindlichkeit; 
ganz geringes O-Beiu links. 

8. Die der angeblichen Hautabschirfung entsprechende Gegend 
an der äusseren Seite des linken Unterschenkels oberhalb des Fuss- 
knöchels bietet nichts abnormes. 

9. An der linken Hand und Arm ist nichts abnormes zu be¬ 
merken; ebenfalls nicht an der unteren Rückengegend. 

10. Der Mann hinkt mit dem linken Bein ziemlich stark beim 
Gelieu. 

11. Die Untersuchung des Nervensystems ergiebt ausser einer 
lebhaften Reflexthätigkeit, die am rechten Fuss (NB.: nicht am 
linken) sogar etwas Fussclonus verursacht, nichts abnormes. 

12. Es besteht ferner keine Muskelabmagerung (Inaktivitäts- 
atrophie etc.) des Unterschenkels. Der Umfang beider Unter¬ 
schenkel ist gemessen derselbe. Die Muskelkraft ist gut. 

13. Stehen auf dem linken Bein allein ist möglich, doch schlech¬ 
ter als auf dem rechten. An den Armen ist nichts Krankhaftes 
objektiv nachweisbar. Der Unterschied des Umfangs der Vorder¬ 
arme beträgt 2 cm zu Gunsten des rechten. 

14. An den Kopfnerven (Pupillen etc.) zeigt sich nichts ab¬ 
normes — ausgenommen die Gehörorgane. 

15. Der Mann ist schwerhörig. 

Zur Beurtheilung der subjektiven Klagen aus dem objektiven 
Befund, so weit er bis jetzt erhoben, muss ich noch Folgendes 
anführen: 

Ich habe \V. schon früher einmal untersucht und halte es für 
das Verständniss des Falles für wichtig hierauf einzugehen. 

„W. hat sich mir nämlich freiwillig am 14. Januar 1892 vor¬ 
gestellt mit dem Ersuchen, ihm ein Zeugniss auszustellen, „dass er 
krank sei und seinen Arbeitgebern nichts vorlüge und dass er 
sicher wieder gesund werde.“ Zu der Zeit bezog er seine Rente 
noch. Er war aber aus dem medico - mechanischen Institut ent¬ 
lassen und ist vielleicht schon von Herrn Dr. N. N. in X. zum 
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Zweck der Ausstellung des Attestes vom 15. Januar 1892 unter¬ 
sucht gewesen, als er zu mir kam. 

Mir gab W. damals am 15. Januar 1892 an: er könne noch 
nicht arbeiten. Er habe fortwährend Sausen und Brausen im 
linken Bein, welches herrühre von der Maschine im medico-me¬ 
chanischen Institut, mit der er die passiven Bewegungen habe 
machen müssen. Da mir der Mann Verschiedenes verschwieg, so 
nahm ich an, dass er gegen die Berufsgenossenschatt vorgehen 
wolle. Ich beurtheilte ihn damals wie folgt: (cf. W. Der Werth 
der Symptome der sog. traumat. Neurose, S. 82.) 

„Vor einiger Zeit liess sich ein Arbeiter, der ein Jahr vorher 
den linken Untersckenkel in einer Maschinenfabrik gebrochen hatte 
und angeblich immer noch nicht arbeiten könne, von mir unter¬ 
suchen, um ein Zeugniss zu erhalten, mit dem er gegen die Un¬ 
fallversicherung vorgehen könne. Er war kurz vorher aus einem 
medico-mechanischen Institut in H. entlassen, angeblich wesentlich 
gebessert. Der Bruch war gut geheilt und nicht empfindlich. Das 
Bein durchaus brauchbar. Er hinkte aber als er zu mir kam. 
Seine Klagen waren Surren und Brummen im verletzten Beine; 
Rückenschmerz; Einschlafen des Ring- und Mittelfingers der linken 
Hand beim Ergreifen schwerer Gegenstände, Pfeifen und Sausen 
auf dem rechten Ohre. Im Laufe meiner Untersuchung gestand 
der Mann, seit seiner Lehrzeit schwerhörig zu sein und immer Ohr¬ 
geräusche gehabt zu haben. Es lag also ein ganz altes Ohrleiden 
vor. Trotzdem versuchte er jetzt, daraus Kapital zu schlagen. 
Als ich ihm sagte, sein Ohrleiden hinge ja mit dem Unfälle nicht 
zusammen und sein Bein sei gut und brauchbar, er würde mit 
einem Zeugnisse nichts ausrichten, und ihm rieth, tüchtig zu arbeiten, 
nicht an seinen Zustand zu denken, kalte Abreibungen zu nehmen 
etc., versprach er, dieses Alles zu thun und ging fort, ohne zu 
hinken/ 

Ich muss auch jetzt nach nunmehriger nochmaliger Unter¬ 
suchung und besonders nach Kenntnissnahme der Akten mein da¬ 
maliges Urtheil im Allgemeinen aufrecht halten, einiges allerdings 
auch modifiziren. 

Mir musste der Mann als Simulant erscheinen, da er mir 
das alte Ohrleiden in der Untersuchung am 14. Januar 1892 gänz¬ 
lich verschwieg und ich dessen Existenz erst erfuhr durch direktes 
Examiniren darauf hin. Deshalb lehnte ich ihm ein Zeugniss zu 
geben ab. 

Unter dem Eindruck, es mit einem Simulanten zu thun zu 
haben, schrieb ich: „er hinkte als er kam und ging fort, ohne zu 
hinken“. Ich kann heute nicht mehr bestimmt sagen, ob ich mich 
in Bezug auf den Grad des Hinkens getäuscht habe und richtiger 
gesagt hätte: „er ging fort, fast ohne zu hinken“. Denn ich habe 
mich heute überzeugt, dass W. in der That etwas hinkend geht, 
selbst wenn er sich nicht beobachtet weiss, indem ich ihm vom 
Fenster aus nachsah, als er meine Wohnung verliess. Aber zu¬ 
gleich habe ich mich überzeugt, dass er auch diesmal ganz be¬ 
trächtlich stärker hinkte, als er zu mir in’s Zimmer trat und 





268 


t>r. Wichmann. 


während der ganzen Untersuchung, als später bei seinem Gehen 
auf der Strasse. Ich kann heute betreffs des Hinkens mit Be¬ 
stimmtheit sagen, dass er zwar ein wenig hinkt, aber dieses, wenn 
es für ihn von Nutzen scheint, ganz beträchtlich übertreibt. Es 
ist mit vollster Sicherheit anzunehmen, dass W. auch vor dem 
Schiedsgericht am 19. Nov. 1892 (cf. n) absichtlich das Hinken be¬ 
trächtlich tibertrieb und zwar dies um so leichter konnte, als kein 
ärztlicher Sachverständiger zugegen war. 

Jedenfalls ist beachtenswerth, dass in den Akten seitens der 
ärztlichen Gutachten nirgends vom Hinken gesprochen wird, woraus 
also schon der geringe Grad desselben und die Unwichtigkeit 
dieses Symptoms genügend beleuchtet wird. Auch W. hat das 
Hinken zum ersten Mal in seinem Berufungsschreiben vom 19. Fe¬ 
bruar 1892 erwähnt, indem er sagt: „ich würde bei Entlassung 
anderswo als Kesselschmied nicht mehr beschäftigt werden, zumal 
ich noch ziemlich stark hinke“, (cf. 1). 

Das Hinken ist, wenn W. sich unbeachtet weiss, ganz unbe¬ 
deutend. Er kann gerade und sicher einen schlanken schnellen 
Schritt, ohne Stütze gehen, wie ein gesunder Mensch. Er hinkt 
entsprechend der ganz geringen Verbiegung des linken Unter¬ 
schenkels nach aussen — etwas 0 - Bein (ct. Nr. 7), welches nach 
dem Bruch zurückgeblieben ist. Die Funktion und Gebrauchs¬ 
fähigkeit des linken Beines wird durch das Hinken nicht gehindert 
(Nr. 2, 3, 7, 12, 13). Die in dem Berufungsschreiben des W. vom 
19. Februar (cf. 1) angeführte „immense Erschlaffung des Beines“ 
ist nicht vorhanden (Nr. 12, 13), wie sich aus der Betrachtung des 
Ernährungszustandes, des Fehlens der Lähmung, der guten Muskel¬ 
kraft, der gleichen Masse ergiebt. Die Lähmung der grossen Zehe 
(cf. b und e) ist nicht mehr vorhanden. 

Anführen will ich noch, dass, da in der ärztlichen Mittheilung 
aus dem medico-mechanischen Institut vom 11. Dez. 1891 (cf. h) 
„von Steifigkeit und Schmerzen im Fussgelenk“ gesprochen wird, 
— abgesehen davon, dass diese Bezeichnung nicht genau gewählt 
zu sein scheint — jetzt jedenfalls davon nichts mehr vorhanden 
ist, das Fussgelenk vielmehr gut funktionirt. 

An der Bruchstelle wird nicht über Schmerz geklagt, sondern 
nur über Brummen und Sausen (Nr. 1 und 2). Darauf komme ich 
nachher zu sprechen. Durch Schmerz wird also jedenfalls 
das Hinken nicht veranlasst. 

Nur an der äusseren Seite des linken Unterschenkels zwei 
Finger breit oberhalb des äusseren Knöchels, wo eine Hautab- 
schirfung gewesen sein soll — nachzuweisen ist davon jetzt 
nichts mehr und in den Akten steht nichts davon —, will er zur 
Zeit auch jetzt noch Schmerz haben (Nr. 2 und 8). 

Da hiervon früher nichts bemerkt ist, auch früher von W. 
nicht darüber geklagt ist, da ferner objektiv nichts nachzuweisen 
ist und da W. erwiesenermassen (s. o. S. 19) übertreibt, so kann 
diese Schmerzstelle (Nr. 2 und 8) in der Haut, falls sie vorhanden 
ist, nur ganz unbedeutend sein und dürfte bei der Beurtheilung 
des Gesanimtfalles ausser Acht zu lassen sein, um so mehr, als 
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diese Stelle nach W.’s Angabe (Nr. 1 und cf. ihr Fehlen in seinem 
Berufungsschreiben vom 19. Feb. 1892 Nr. e) es nicht ist und auch 
thatsächlich nicht sein könnte, welches die Arbeitsfähigkeit irgend¬ 
wie zu beeinträchtigen vermöchte. 

Es ist nun aufmerksam zu machen auf die Wandlung, die 
sich in den subjektiven Klagen des W. zu verschiedenen Zeiten 
vollzieht: 

Am 14. April 1891 (cf. b) klagt W. über perverse Gefühls¬ 
empfindungen im unteren Drittel des Beines, sowie im Fusse, 
namentlich in der grossen Zehe". 

Am 22. Sept. 1891 (cf. e) giebt W. als Grund seiner ge¬ 
ringeren Erwerbsfähigkeit an, „dass er äusserst heftige subjektive 
Beschwerden habe, die sich nach seiner immer wiederholten An¬ 
gabe bei längerem Stehen einstellen und von der Gegend der 
Bruchstelle als reissende Schmerzen ausgehend bis in den Kopf zu 
den Ohren hinzögen.“ 

Während also am 14. April 1891 keine Schmerzen geklagt 
werden, aber Fuss und Zehe betheiligt sind, werden am 22. Sept. 
1891 reissende Schmerzen von der Bruchstelle aus angegeben. 
Von H. zurück gekommen, heisst es am 15. Jan. 1892 (cf. i) bei 
Herrn Dr. N. N.: „Früher klagte W. über unerträgliche subjektive 
Beschwerden, auch beim Gehen und Stehen, letztere sind nach 
seiner Angabe jetzt ganz fort, erstere erheblich gemildert.“ Zu 
derselben Zeit untersuchte ich den W. am 14. Januar 1892; er 
klagte mir gegenüber nicht über Schmerz in dem Beine, sondern 
über Rückenschmerz und gab jetzt Gehörsempfindungen, Brummen 
und Sausen im Beine an, das er auf die medico-mechanischen 
Maschinen schob, wovon der ärztliche Begutachter unter dem 
15. Januar 1892 nichts erwähnt (cf. i). 

Es sind also die alten Empfindungen — schmerzhafter Art — 
jetzt überwunden und an deren Stelle treten ganz andere: Gehörs¬ 
empfindungen, — allerdings in dem Beine. Das werde ich später 
aufklären. 

Nun kommt die Entziehung der Rente und das Berufungs¬ 
schreiben vom 19. Februar 1892 (cf. 1), das abermals ganz andere 
Klagen enthält, nämlich: „Noch jetzt und voraussichtlich ferner 
bin ich sehr oft hochgradig nervös erregt; das Bein und der ganze 
Körper zeigt eine solche immense Erschlaffung, welche einer 
längeren Ohnmacht gleich kommt, dass ich ernstliche Besorgnisse 
hege.“ Also nichts von Schmerzen, nichts von Brummen und 
Sausen! — Auf die Aussagen der nicht sachverständigen beiden 
Zeugen, Kesselschmiede L. B. und K. D., bezüglich des körper¬ 
lichen Zustandes des W. lege ich kein Gewicht und übergehe sie 
hier. Später werde ich kurz auf sie zurückkommen. 

Aus diesen Betrachtungen ergiebt sich nun, dass — abgesehen 
von der bei Uebertreibern und Simulanten üblichen Unbeständig¬ 
keit der Klagen, wenn lange Zeiträume in Betracht kommen — 
die im Anfang als Folge der Verletzung bestandenen 
schmerzhaften Empfindungen im Laufe der Zeit und 
durch die medico-mechanische Behandlung geschwun- 
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den und dass dann ganz andere Empfindungen — 
Brammen and Saasen — Gehörsempfindungen auf¬ 
traten, dass aber auch diese nicht besonders be¬ 
lästigend und hindernd sein müssen, weil W. ihrer 
sonst wohl in seiner Berufungsschrift erwähnt hätte, 
was er aber unterliess. Während er in seiner Berufungrs- 
sehrift hochgradige nervöse Erregung — auch ein neues Moment 
— und immense Erschlaffung des ganzen Körpers und Beines, 
die einer längeren Ohnmacht gleichkommt, anführt als Grund der 
Behinderung seiner Arbeitsfähigkeit und vom Hinken nur neben¬ 
sächlich spricht, giebt er mir zwei Mal die Gehörsempfindungen 
in verschiedenen Körpertheilen als Hinderungsgrund an. — 

Diese nervöse Erregung, die immense Erschlaffung und das 
Brummen und Sausen bleiben mir jetzt zunächst zu erörtern. 

Die „immense Erschlaffung des ganzen Körpers und 
Beines, welche einer längeren Ohnmacht gleichkommt“, ist dem 
W. jedenfalls in die Feder diktirt. Die objektive Untersuchung 
ergiebt sie nicht (cf. Nr. 5 und Nr. 12). — 

Als W. am 14. Januar 1892 sich mir zum ersten Mal vor¬ 
stellte und über Brummen und Summen im linken Bein 
klagte, welches nach der Behandlung im medico-mechanischen 
Institut aufgetreten sei, sagte ich mir, da solche Gehörsgeräusche 
bei Kesselschmieden als Berufskrankheit nichts ungewöhnliches 
sind und da W. offenbar schwerhörig war (Nr. 15), dass der Mann 
ein Ohrleiden haben müsse. Ich examinirte ihn darauf und nun 
gestand er das Vorhandensein eines alten Ohrleidens ein. Merk¬ 
würdiger Weise ist davon in den Akten nirgends die Rede, ob¬ 
gleich es äusserst wichtig ist. Dieses Ohrleiden steht mit 
dem Unfall nicht in Verbindung, sondern ist älteren 
Datums. W. hat mir auch am 18. Jan. 1898 sein Ohrleiden 
nicht erwähnt, obgleich er von meiner Untersuchung am 14. Jan. 
1892 her weiss, dass er ein Ohrleiden hat. Auf Befragen nach 
überstandenen Krankheiten gab er mir am 18. Jan. 1893 nur einen 
Magendarmkatarrh und einen Abszess am Halse (Nr. 1) an. Daraus 
schhesse ich, dass er die Ohraffektion verheimlichen will. Da in 
dem Gutachten des Herrn Dr. N. N. nichts von dem Ohrleiden 
steht, so nehme ich an, dass W. auch diesem Begutachter nichts 
von seinem Ohrleiden gesagt hat. 

Ich habe nun den W. am 18. Januar 1893 durch einen 
Spezialarzt für Ohrenkrankheiten untersuchen lassen. Dieser Herr 
Kollege theilt mir folgenden Befund der Ohren des W. mit: 

„Trommelfelle beide intakt, starke Trübung der Trommelfelle 
und Retraktion derselben; starke Herabsetzung des Gehörvermögens 
für hohe Töne; starke Betheiligung der Gehörnerven. Befund 
ganz charakteristisch für das Ohrleiden bei Kesselschmieden, das 
Leiden ist ein altes. Von einer Ohreiterung in der Kindheit lasse 
sich nichts mehr nachweisen. Mit der Ohraffektion gehen Gehör¬ 
geräusche/wie Brummen, Sausen, Pfeifen etc. einher.“ 

E8 liegt also thatsächlich ein altes Ohrleiden 
vor, welches durch den Beruf des Mannes, durch das 
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Klopfen und Hämmern des Kesselschmiedes mit oder allein be¬ 
dingt ist, je nachdem eine Ohreiterung in der Kindheit bestanden 
hat oder nicht, was nicht mehr nachweisbar ist. Durch dieses 
Ohrleiden wird die Schwerhörigkeit und die Ohrgeräusche Brummen, 
Sausen, Pfeifen, Zischen etc. im Ohr und im Kopf, das „Durch¬ 
fahren durch die Ohren wie ein starker Luftzug“ (cf. Nr. 1) ohne 
Weiteres erklärt. Es hängt dieses nicht mit dem Unfall zusammen. 

Aber auch das Brummen und Sausen in dem Bein, im Bücken 
und im linken Arm erklärt sich auf jetzt einfache Weise. Ich 
hebe nochmals hervor: Schmerz wird von W. in diesen Theilen 
zur Zeit nicht geklagt, sondern nur Brummen und Sausen, also 
Gehörsempfindungen, die nur durch den Gehörnerven, niemals durch 
Empfindungs- (Schmerz) Nerven zu Stande kommen können. Die 
Angabe, Gehörsempfindungen im Bein, Rücken. Arm zu haben, ist 
ungewöhnlich. Es ist selbstverständlich, dass W. mit diesen Kör- 
pertheilen ebenso wenig hören kann, wie jeder andere Mensch. 
Da er nun aber Ohrgeräusche in Folge seines Ohrleidens hat und 
haben muss, so kann es sich bei ihm nur darum handeln, dass er 
die in seinen Ohren entstehenden Geräusche falsch auslegt, dass 
er sie — nach Analogie mancher Geisteskranken, ohne aber selbst 
geisteskrank zu sein — nach auswärts aus den Ohren und dem 
Kopfe hinweg verlegt, dass er sie in Bein, Rücken, Arm projizirt, 
dass er sie thatsächlich dort zu hören glaubt, oder nur vorgiebt, 
sie dort zu hören. Es ist nichts Seltenes, dass Ohrleidende die 
in ihren Ohren entstehenden subjektiven Geräusche, Brummen, 
Sausen etc. ganz aus dem Körper heraus, z. B. in die Wände des 
Zimmers oder in andere Theile des Körpers, z. B. in Bauch, Brust 
verlegen. Eben so gut kann auch ein Ohrgeräusch in Arm, 
Rücken, Bein verlegt werden. Es ist aber natürlich nicht möglich 
zu entscheiden, ob W. thatsächlich die Ohrgeräusche in diesen 
Körpertheilen zu hören glaubt, oder ob er dies nur angiebt. Die 
Möglichkeit, dass er die Geräusche, die er in seinen Ohren hat, 
in den anderen Körpertheilen hört, ist vorhanden. Die Angabe, 
er höre die Geräusche in seinem Bein, erklärt sich möglicher Weise 
dadurch, dass er sagt, sie seien hier nach den Uebungen mit den 
Maschinen im medico - mechanischen Institute entstanden. Diese 
mit Dampf getriebenen Apparate setzen die bearbeiteten Extremi¬ 
täten in die verschiedensten Bewegungen, klopfende, rotirende, 
erschütternde etc. Das von den Apparaten dabei bewirkte Ge¬ 
räusch kann sich mit seinen Ohrgeräuschen vermischt haben. Er 
kann dadurch veranlasst sein, einen Theil der Ohrgeräusche in die 
Extremitäten, den Rücken, zu verlegen. Jedenfalls ergiebt sich, 
dass die Klagen über Brummen und Sausen nicht durch 
den Unfall, sondern durch die Ohraffektion alten 
Datums bedingt sind und zwar die Ohrgeräusche im 
Kopf, im Rücken und in den Extremitäten. 

Ich habe hier noch auf die Aussagen der am 22. November 
1892 als Zeugen vernommenen Kesselschmiede L. D. und K. D. 
einzugehen, welche angeben (cf. m.): „Insbesondere fehlt ihm (den 
W.) die ruhige Hand etc.“ . . ., ferner, derselbe bekam häufig bei 
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seinen Arbeiten Anfälle, die einer Ohnmacht ähnlich sahen, insbe¬ 
sondere geriethen seine Hände in Zittern.“ Man kann dies als einen 
nervösen Zustand bezeichnen. Er ist bedingt durch die Ohrge¬ 
räusche. Es ist eine ganz gewöhnliche Erscheinung, dass durch 
schwere körperliche Arbeit solche Ohrgeräusche, wie W. sie hat, 
verschlimmert werden. Bei W. ist es nichts auffälliges, wenn 
seine Ohrgeräusche durch das Klopfen, Nieten, Hämmern etc. 
schlimmer werden, da sie ja hierdurch überhaupt entstanden sind. 
Bei Mittelohraffektionen sind Klagen über Druck und Völle im 
Kopf, auch Kopfschmerz und Schwindel nichts Seltenes. Es ist 
möglich, dass, wenn bei schwerer Arbeit sich die Ohrgeräusche 
verschlimmern, auch Erscheinungen von Druck im Kopf, Völle. 
Kongestion, „Gefühl von heiss sein im Kopf“, schmerzhafte Em¬ 
pfindungen im Kopf und Schwindelerscheinungen sich bei W. ein¬ 
stellen, welch’ letztere die Auffassung als ohnmachtähnliche Zu¬ 
stände bedingt haben. Alle diese Erscheinungen hängen somit nicht 
mit dem Unfall, sondern mit dem chronischen Ohrleiden zusammen. 
Bei leichterer Arbeit, z. B. Bohren bleiben die Einwirkungen 
schädigender Natur auf die Gehörorgane weg; folglich kann W. 
solche Arbeit auch anstandslos verrichten. 

Zum Schluss habe ich noch die nervöse Erregung bei 
W., welche er in seinem Berufungsschreiben vom 19. Febr. 1892 
(cf. 1.) anführt, zu besprechen. Ich erwähnte schon (pag. 26) bei 
der Besprechung der Ohrgeräusche den nervösen Zustand. Zum 
Theil ist er durch die Ohrgeräusche, also durch das Berufs - Ohren¬ 
leiden bedingt. Ohrgeräusche wirken erfahrungsgemäss ausser¬ 
ordentlich ungünstig auf das gesammte Nervensystem des Menschen 
ein; sie erzeugen eine Nervosität, ja oft genug Geisteskrankheiten, 
können zu Melancholie, Hypochondrie, Paranoia führen, können 
sogar die Ursache für ein Suicidium abgeben. Es erklärt sich also 
aus ihrem Vorhandensein mit Leichtigkeit eine Nervosität des W., 
die sich unter Anderm äussert in beschleunigter Herzaktion (Nr. 6), 
gespanntem, halbängstlichem Ausdruck (Nr. 5), lebhafter Eefles- 
thätigkeit (Nr. 11). Aber ein Theil seiner Nervosität kann recht 
wohl auch durch den Unfall bedingt sein. W. hinkt etwas, er ist 
auf dem linken Bein beim Stehen unsicher (Nr. 13); da« sind 
Folgen des Unfalls. Unwillkürlich ist W. bestrebt, das einmal 
gebrochen gewesene Bein vor einer abermaligen Verletzung zu 
schützen, wie das jeder thut, der sich einmal das Bein gebrochen 
hat. Man vergegenwärtige sich, man habe selbst das Bein ge¬ 
brochen, dieses sei gut geheilt und schmerzlos und nun solle man 
z. B. über einen Graben springen, oder von einem Stuhl herab, 
oder von der Treppe, indem man stets zwei Stufen überschlägt, 
alles Dinge, die man als Gesunder doch leicht ausführt. Nach 
einem noch so gut geheilten Beinbruch wird man sich weigern, 
dies zu thun, oder doch sehr vorsichtig dabei verfahren, um das 
Bein nicht nochmals zu brechen. Diese Vorsicht kann unbewusst 
angewendet werden, sie kann auch zu einer gewissen Aengstlich- 
keit, zu einer Art Nervosität führen, die in Erscheinung tritt 
selbst bei nicht mit Gefahr verbundenen Verrichtungen. Soweit 
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ist also eine gewisse Beeinschränkung der körperlichen 
Leistungsfähigkeit in Folge des Unfalls auch bei W. 
vorhanden. Ihr Mass ist freilich kein hohes. W. sucht es 
natürlich für sich möglichst hochgradig darzustellen, weil er da¬ 
durch Yortheil haben kann. Er benutzt zum Theil den Weg der 
Uebertreibung und zum Theil den der Dissimulation eines alten 
Ohrleidens, indem er auch dessen Erscheinungen unberechtigter 
Weise auf den Unfall zurückführt. 

Zusammenfassung: 

1. W. hat in Folge des erlittenen Unfalles eine gewisse 
Aengstlichkeit bei der Benutzung seines Beines und Unsicherheit 
in diesem, sowie etwas Hinken, welch’ letzteres ihn aber nicht 
hindert, zurückbehalten. 

2. W. leidet an einem chronischen alten Ohrleiden in Folge 
seines Berufs als Kesselschmied, dessen Symptome er zu seinen 
Gunsten zu verwenden sucht, das aber mit dem Unfall nicht zu¬ 
sammenhängt. 

3. Die Arbeite- und Erwerbsfahigkeit des W. ist thatsäch- 
lich etwas herabgesetzt, im Ganzem etwa um 12—15 %. Daran 
haben Schuld 1 und 2. Das Ohrleiden hindert ihn mehr als die 
Unsicherheit des Beines und die damit verbundene Aengstlichkeit. 

Wieviel auf 1 und 2 kommt, kann ich nicht entscheiden. 


Der Fall kam schliesslich noch zur Entscheidung vor das 
Reichs-Versicherungsamt. Dieses entschied in der Sitzung vom 
18. September 1893 im Sinne meines abgegeben Gutachtens und 
begründete den Entscheid auf folgende Weise: 

„Der Anspruch des Klägers auf eine höhere als die ihm vom 
Schiedsgericht zugebilligte Rente ist dem Gutachten des Dr. Wich- 
mann zu Braunschweig vom 20. Januar 1893 gegenüber nicht 
haltbar; dies Gutachten aber ist vom Kläger in keiner Weise be¬ 
mängelt worden. Andererseits gereicht aber auch die Festsetzung 
einer Rente von 15 Prozent der Beklagten nicht zur Beschwerde, 
da der Sachverständige den Kläger noch in diesem Grade für in 
seiner Erwerbsfahigkeit beeinträchtigt erachtet. Allerdings führt 
er diese Beeinträchtigung nur zum Theil auf den Unfall zurück; 
er erklärt sich indessen ausser Stande, das Verhältnis der Wirkung 
der beiden von ihm anerkannten Ursachen anzugeben. Die 
Schätzung des den thatsächlichen Verhältnissen nahestehenden und 
durch die persönliche Anwesenheit des Klägers mit seinem Zu¬ 
stande bekannt gewordenen Schiedsgerichts erscheint daher unbe¬ 
denklich, und zwar um so mehr, als die Abweichung sich inner¬ 
halb ganz enger Grenzen hält.“ 


Kleinere Mittheilungen und Referate aus Zeitschriften. 

A. Gerichtliche Medizin. 

Ueber die postmortalen Gewichtsverluste bei menschlichen 
Früchten. Von Carl Ipsen, Assistenten am Institote für forensische Medizin 
der Universität Graz. Vierteljahrsschrift für gerichtl. Medizin and öffentliches 
Sani täte wesen; VIL Band, 2. Heft, 1894. 
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Der Verfasser tritt in seiner Arbeit der traditionellen Ueberliefernng ent¬ 
gegen, bei den Altersbestimmungen neugeborener menschlicher Früchte dem 
Körpergewicht eine ausschlaggebende Rolle beizumessen, da massgebende neuere 
Untersuchungen gelehrt haben, dass die Schwankungen dar Schwere Neugeborener 
sehr viel grösser seien, als die der Körperlänge. Hierzu kommt, dass der 
physiologische Abfall der Körperschwere bei Kindern in den ersten Lebenstagen 
die Unsicherheit der Fruchtaltersbestimmung auf Qrund der Gewichtszahlen 
wesentlich vergrössert, ausserdem wird die Unsicherheit durch die bislang viel 
zu wenig beachteten postmortalen Gewichtsverluste der Leichen 
neugeborener Kinder vermehrt, die unter günstigen Umständen und beim Zu¬ 
sammentreffen gewisser Bedingungen sehr grosse Werthe repräsentiren können. 

An der Hand einer reichhaltigen Statistik betont Ipsen, dass bei aas¬ 
getragenen reifen und der Reife nahen Kindern ein Rückgang der Ge¬ 
wi chtswerthe nach der Geburt zu verzeichnen ist, der schon mit den 
allerersten Stunden anhebt. So hatte ein Kind in 5 Stunden 11 g, in 
24 Stunden 52 g abgenommen; als mittlerer täglicher Gewichtsrückfall werden 
20,7 g für reife und der Reife nahe Kinder berechnet. Dieser erste Gewichts¬ 
verlust der Kindesleichen beruht auf der Wasserabgabe aus den wasserreichen 
Zellen der Haut an die Aussenatmosphäre, also auf einem rein physikalischen 
Vorgang. Die obersten Epidermisschichten, die in Folge des Aufenthalts der 
Frucht in Amniosfliissigkeit von Haus aus schon einen gewissen Feuchtigkeits- 
vorrath besitzen, geben in unmittelbarem Kontakt mit der Luft an diese einen 
Theii der Flüssigkeit ab und sind daher fortwährender Vertrocknung ausgesetzt. 
Neben dem Wasserreichthum und der Permeabilität der Hant, ist 
aber die Verdunstung oder die Intensität der kutanen Perspiration 
noch von dem Luftdruck, Wassergehalt und Bewegung der Luft 
(Luftgeschwindigkeit) und Temperatur abhängig. 

Bei unreifen Früchten lässt sich nach Ipsen für Früchte des VI. 
Schwangerschaftsmonates im Durchschnitt ein täglicher Gewichtsverlust von 
48 g annehmen; für eine siebenmonatliche Frucht betrag der tägliche Gewichts¬ 
verlust im Mittel 34,7 g und für eine Frucht aus dem VIII. Schwangerschafts¬ 
monat 21 g. Um natürliche Vorkommnisse möglichst zu imitiren, wurden ver¬ 
schiedene Kinderleichen auf der offenen Dachplatte des Institutsgebäudes 
sämmtlichen atmosphärischen Einflüssen ausgesetzt, wobei sich unter Anderem 
die höchst bemerkenswerthe Erscheinung eines plötzlichen Wiederansteigens 
des Körpergewichts nach Regen, in Folge Imbibition und Anschwellung 
der ausgetrockneten Gewebe, bei den täglich oder in bestimmten Zeitinterwallen 
erfolgten Wägungen herausstellte. Die einzelnen Zahlen sind den beigefügten 
Tabellen im Original zu entnehmen. 

Das grösste Ueberwiegen der Gewichtsdifferenzen zeigten macerirte 
Kinder gegenüber den spontan oder kurz nach der Geburt verstorbenen Neuge¬ 
borenen und bestätigt dies nur die früher schon behauptete Abhängigkeit der 
Verdunstungsgrösse vom Wassergehalt der Haut und der übrigen Gewebe des 
Organismus. Als besonderes, die Abdünstung in hohem Maasse förderndes 
Moment kommt bei den macerirten Früchten noch die hochgradige Aufquellung 
und Lockerung der Oberhautzellen hinzu und der stellenweise fast völlige Defekt 
der schützenden Epidermisdecke, so dass unter der Gunst der äusseren Bedin¬ 
gungen dem vollständigen Wasserverlust bis zur letzten Konsequenz, d. h. bis 
zur Mumiffzirung der Gewebe und bis zum Gewichtsabfall ad minimum keine 
Schranken gesetzt sind. Die von dem Verfasser angestellten, im Original näher 
einzusehenden Versuchsreihen des experimentell erprobten Absinkens der Körper¬ 
schwere von Leichen todtgeborener, oder kurz nach der Geburt gestorbener 
Kinder beim Liegen an der atmosphärischen Luft, liefern erneut den Beweis für 
die Unverlässlichkeit der Fruchtaltersbestimmungen aus dem 
Körpergewichte, wenn schon die täglichen postmortalen Ge¬ 
wichtsverluste viel geringer sind als die physiologischen 
Gewichtsabnahme bei lebenden Neugeborenen in den ersten Lebens- 
tagen. 

Zum Schluss der sehr interessant geschriebenen Abhandlung sucht Ipsen 
das „Prinzip“ einer wissenschaftlichen Bestimmung des Leichenalters von Früchten 
und neugeborenen Kindern festzustellen und giebt dem Wunsche Ausdruck, dass 
dasselbe durch Beschaffung zahlreichen Beobachtungsmaterials bald zu einer 
„Methode“ der forensischen Praxis entwickelt werde und der Gerichtsarzt so in 
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die Lage käme, die bestehende Art, das Leichenalter durch „Schätzung“ auf 
Grand reiner^subjektiver Empirie zu ermitteln, verlassen zu können. 

Dr. Dütschke-Aurich. 


Ein Zeichen des Erschöpfnngstodes durch mangelhafte Ernährung 
bei jungen Kindern. Von Dr. C. Seydel, ausserord. Professor und Polizei- 
Stadtphysikus zu Königsberg i. Pr, Vierteljahrsschrift für gerichtliche Medizin 
und öffentliches Sauitätswesen. VIL Band, 2. Heft, 1894. 

Die Schwierigkeit der Beantwortung der Frage für den Gerichtsarzt, ob 
ein Kind in Folge unzureichender oder schlechter Ernährung gestorben sei, 
welche vor Allem darauf beruht, dass bis jetzt die Zeichen des Erschöpfungs¬ 
todes durch mangelhafte Ernährung kaum sicher fcstgestellt sind, und dass 
weiter in dem Verdauungskanal solcher Kinder bei der Sektion fast regelmässig 
Stoffe gefunden werden, welche beweisen, dass kurz vor dem Tode wenigstens 
eine Nahmngseinfuhr stattgehabt hat, — vcranlasste Seydel nach einem sicheren 
Zeichen für Erschöpfung durch mangelhafte Ernährung zu suchen. Während der 
Verfasser die bislang für den Tod durch mangelhafte Ernährung bei jungen 
Kindern, besonders von Casper-Liman angegebenen Zeichen, wie die Ver¬ 
engerungen des Mageus und des Darms, nie so gross gefunden hat, dass er 
daraus mit Sicherheit einen Schluss ziehen konnte, ist ihm in allen diesen Fällen 
ein höchst eigenthümlicher Befund begegnet, nämlich der manchmal gänzliche 
Schwund der Thymusdrüse, den er nie vermisst hat. 

Wenngleich über die Funktionen der Thymus in physiologischer Hinsicht 
noch vollständiges Dunkel herrscht, ob sie ein blutbereitendes Organ ist, wie das 
Knochenmark, oder ob sie zur Ernährung des jungen Kindes beiträgt, so glaubt 
Seydel die oben erwähnte Thatsache, dass sie bei Schwächezuständen resp. 
Tod durch unzweckmässige oder unzureichende Ernährung, oft recht bedeutend, 
oft vollständig schwindet, am bequemsten dahin deuten zu können, dass sie ein 
Blut- oder Nährflüssigkeit bereitendes oder anfspeicherndcs Organ ist, das event. 
als Reservenährmaterial bei ungenügender Nahrungszufuhr theilweise, oder voll¬ 
ständig vom Organismus verbraucht wird. Nach Mittheilung einiger Fälle mit 
Sektionsbericht betont Verfasser, dass seine Beobachtungen noch nicht zahlreich 
genug seien, um /estzustelleu, dass der Schwund der inneren Brustdrüse bei 
erschöpfenden, auf Organ- oder Blutveränderungen beruhenden Krankheiten nicht 
vorkomme. Er sei im Oegentheil geneigt anzunehmen, dass auch bei diesen der 
Schwund der Thymus sich relativ häufig wird feststellen lassen nach der oben 
mitgetheilten Auffassung von der physiologischen Thätigkeit dieser Drüse. Ob 
fieberhafte Krankheiten darin anders wirken, als fieberlose, mit allgemeiner 
langsamer Ernährungsstörung einhergehende, lasse sich bis jetzt in keiner Weise 
auch nur annäherungsweise bestimmen; es sei dies eine Aufgabe, die namentlich 
den Kinderärzten an’s Herz zu legen wäre. 

Vermisst man bei der Sektion Organerkrankungen und findet neben hoch¬ 
gradiger Abmagerung Schwund der inneren Brustdrüsen, so ist dies nach 
S e y d e l’s bisherigen Beobachtungen ein sicheres Zeichen für Erschöpfung durch 
mangelhafte oder unzweckmässige Nahrung, das eine viel grössere Bedeutung 
beansprucht, als die Verengerung des Darmlnmcn, die man bei irgend welcher 
Nahrungszufnhr (und etwas wird solchen Kindern, wenn es auch nur zur Be¬ 
ruhigung wäre, doch meist gegeben sein) wohl stets vermissen wird. 

Ders. 


B. Hygiene und öffentliches Sanitätswesen: 

Zur Kenntnis» der natürlichen Immunität gegen Cholera. Von 
Dr. G. Klemperer, Privat - Dozent in Berlin. Deutsche mediz. Wochenschr. 
1894; Nr. 20. 

Die natürliche Immunität mancher Menschen gegen die Cholera ist nicht 
aus der Anwesenheit von Salzsäure im Magen zu erklären, da diese nur auf der 
Höhe des Verdauungsaktes genügende Konzentration zur Abtödtung der Vibrionen 
besitzt nnd letztere bei vielen Gesundgebliebenen (Pettenkofer ctc.) sogar in 
Reinkulturen den Darm passiren. Der Darm von Meerschweinchen bildet einen 
ziemlich, der von Hunden einen sehr starken, der von Kaninchen einen absoluten 
Schutz gegen das Eindringen von Kommabazillen in den Körper. K1 e m p e r e r ’s 
Versuche ergaben nun, dass eine neutrale Lösung des Darmnuclein die 
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Cholerabazillen langsam abtödtet and ihre Gifte derart verändert, dass die 
toxische Wirkung derselben aufgehoben wird, während ihre immunisirende er¬ 
halten bleibt. Er zieht daraus den Schluss, dass die natürliche Immunität der 
Menschen und der Tbiere gegen asiatische Cholera zu einem wesentlichen Thcile 
darauf beruht, dass das Gift der im Darmlumen wachsenden Choler&b&zilkn 
während der Resorption von Nuclein des Darmepithels zu immunisirender Sub¬ 
stanz uuigewandelt wird. Dr. Asch er-Bonist. 


Ergebnisse einiger auf der Planktonexpedition ausgeführten 
bakteriologischen Untersuchungen der Luft über dem Meere. Von Pro¬ 
fessor Bernhard F i s c h e r in Kiel. Zeitschr. f. Hygiene u. Infektionskrankheiten: 
XVII. Bd., 1. Heft; Mai 1894. 

Untersuchungen auf einer früher unternommenen westindischen Reise 
hatten die Annahme geschaffen, dass Keime vom Lan le her für gewöhnlich 
durch die Luftströmungen nur eine gewisse Strecke weit auf das Meer hinaus¬ 
getragen werden, so dass die Luft in grösseren Abständen vom Lande frei von 
dorther entstammenden Bakterien und — falls ihr nicht von der Meeresoberfläche 
Keime zugeführt werden — überhaupt keimfrei ist. Gegen die damaligen Unter¬ 
suchungen konnten aber allerlei und zum Theil begründete Bedenken erhoben 
werden, so dass nochmalige Versuche in dieser Hinsicht wünscheuswerth er¬ 
schienen. Verfasser hatte diese bei Gelegenheit seiner Theilnahme an der Plank¬ 
tonexpedition (Sommer 1889) ausgeführt. Zur Vermeidung von Fehlerquellen 
wurde diesmal statt des Hesse'sehen Verfahrens das Petri'sehe zur Ansao- 
gung von Luft angewandt und zwar wurden Sandfilter und Gasuhr durch ein 
7 m langes Bleirohr verbunden und ersteres dann 5 m über den Schiffsrand 
hinausgeschoben. Die Versuche ergaben wiederum, dass die Luft aufhober 
See in einiger Entfernung vom Lande keimfrei ist. Ders. 


Ueber die Prophylaxis der Diphtherie vom sanitätspolizeilicbeu 
Standpunkt. Von Dr. Solbrig, praktischer Arzt in Friedeburg am Queis. 
Vierteljahrsschr. f. gerichtl. Medizin u. öficntl. Sanitätswesen. VII. Bd., Heft 1 
u. 2, 1894. 

In der sehr fleißigen ausführlichen Arbeit geht der Verfasser davon aus, 
dass mit der Erkenntniss, die Diphtherie sei eine ansteckende Krankheit, den 
leitenden Behörden die wichtige Aufgabe erwachse, sanitätspolizeiliche Hass¬ 
regeln zu treffen zur Verhütung der Entstehung und Ausbreitung jener Krank¬ 
heit, und zwar um so mehr, als diese Krankheit bisher jeder Behandlungsweise 
in hohem Masse trotze. Es wird in der Abhandlung unter Diphtherie alles das 
zusammengefasst, was sonst als Diphtherie, Croup, Bräune bezeichnet wird. Die 
Wichtigkeit allgemeiner, die Entstehung der Diphtherie verhindernder hygienischer 
Massregeln folgt aus dor Erwägung, dass die Medizinalstatistik ergeben hat, 
Kinder im Alter bis zu 10 Jahren erkranken und sterben an Diphtherie unge¬ 
mein häufiger, als Erwachsene, und dass die Sterblichkeit an Diphtherie da, wo 
die Bevölkerung ärmer ist und dichter gedrängt wohnt, besonders auch in Keller¬ 
und Hofwohnungen, grösser als in den wohlhabenden Kreisen ist. Auch ist die 
Sterblichkeit an Diphtherie auf dem Lande grösser als in den Städten, wenig¬ 
stens in Deutschland, ferner führen die kälteren Jahreszeiten zu grösserer Sterb¬ 
lichkeit, als die wärmeren. 

Die Sanitätspolizei ist nicht im Stande, alle Ucbelstände zu beseitigen 
durch die Prophylaxis der Diphtherie, aber doch kann von ihrer Seite viel ge¬ 
schehen, was die Hoffnung berechtigt, dass es ihr mehr und mehr gelinge, dieser 
verheerenden Seuche des Kindesalters Einhalt zu gebieten. 

Die Hauptergebnisse der vorliegenden Arbeit lassen sich etwa in folgende 
Sätze zusammenfassen: 

Die Diphtherie gehört zu den ansteckenden Krankheiten, für die be¬ 
sonders strenge Durchführung prophylaktischer Massregeln seitens der Sanitäts¬ 
polizei erforderlich sind, weil die Krankheit ausserordentlich leicht im gewöhn¬ 
lichen Verkehr übertragen wird und die Infektionsträger (Bazillen) lange lebens¬ 
fähig bleiben. 

Es sind einheitliche, für das ganze Reich gültige Massnahmen zur Be¬ 
kämpfung der Diphtcrie anzustreben und sind besonders die Befugnisse der 
Medizinalbeamten zu diesem Zweck zu erweitern. 
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Zar Verhinderung der Verbreitung der Diphtherie sind Anzeigepflicht, 
Isolirung, bzw. Ev&kuation der Kranken in Krankenhäuser, Regelung des Schul¬ 
besuchs, Ausschliessung von Kindern aus Häusern, in denen Diphtherie herrscht, 
Desinfektion, Vorsichtsmassregeln bei Beerdigung, Verbot des Leichengefolges 
n. s. w. erforderlich. 

Bei der leichten Uebertragbarkeit der Diphtherie durch Milch ist der 
Verkauf von Milch (ebenso Butter und Käse) aus Gehöften, in denen die Krank¬ 
heit herrscht, zu verbieten. 

Als Vorbeugungsmassregeln im weiteren Sinne, zur Verbesserung allge¬ 
meiner hygienischer Zustände sind anzusehen: Anstellung von Annen • und Ge¬ 
meindeärzten, auch auf dem Lande, Errichtung von Krankenhäusern auf dem 
Lande, Verbesserung hinsichtlich des Schulwesens (Schulärzte), Einrichtung bezw. 
Verbesserung von Krippen und Kindergärten. 

Damit die prophylaktischen Massregeln der Sanitätspolizei erfolgreich 
durchgefflhrt werden können, wünscht der Verfasser die Ausbreitung und He¬ 
bung der Gesundheitspflege durch Belehrung schon während der Schulausbildung 
und eifriger fortgesetzter Belehrung des Volkes durch Wort und Schrift. 

Dr. Dütschke-Aurich. 


Die Transportmittel gewisser Infektionsstoffe und Vorschläge zur 
Vernichtung derselben am Krankenbette, im Haushalt, im Verkehr. 
Vortrag, gehalten in der Sektion für Hygiene des XI. internationalen medizini¬ 
schen Kongresses in Rom von Stabsarzt Dr. Jäger, Privatdozenten für Hygiene 
und Bakteriologie an der Königl. technischen Hochschule in Stuttgart. Deutsche 
mediz. Wochenschrift 1894, Nr. 18. 

Im Eingang seines Vortrages schildert Jäger die Möglichkeiten der Ver¬ 
breitung, welche einem soeben vom Kranken ausgeschiedenen Infektionsstoffe, 
z. B. den mit dem Sputum entleerten Tuberkelbazillen, oder den in einem aus¬ 
gehusteten Membransiückchen vorhandenen Diphtheriebazillen gegeben sind, und 
kommt auf Grund der angestcllten Untersuchungen zu dem Schluss, dass die 
Verschleppung der die Infektionsstoffe bergenden Objekte gerade während 
des Verlaufes des Krankheitsfalles und unmittelbar vom 
Kranken weg am gefährlichsten ist, und in längerer Zeit eingetrocknetem 
Material nicht nur die Zahl, sondern auch die virulente Wirkung der lebens¬ 
fähig gebliebenen Bakterien abnimmt. Die bisher angewandten Massregeln zur 
Verhütung einer Weiterverbreitung der Infektionsstoffe im Privathaushalt 
seien als unzulänglich anzusehen, die einfache Absperrung genüge nicht und lasse 
sich auch nicht durchführen; denn der Pfleger stehe doch in fortwährendem 
unvermeidlichen Verkehr mit den übrigen Hausgenossen, ausserdem bleibe noch 
immer eine Stelle, wo gleichzeitig für den Bedarf des Kranken und der Ge¬ 
sunden gesorgt werden müsse, die Küche. Gereinigt könnten ja die vom 
Kranken gebrauchten Essgeschirre auch im Krankenzimmer werden, aber nicht 
daselbst desinfizirt, denn noch besässen wir in den Krankenzimmern keinen 
Dampfsterilisator und keine hinreichend grossen Kochvorrichtungen, welche ein 
Auskochen der Speisegeräthe ermöglichen. Der Vortragende verlangt daher für 
das Krankenzimmer a) einen kleinen Dampfsterilisator, welcher ermög¬ 
licht, vom Kranken kommendes infektiousverdächtiges Material (Sputum, Ver¬ 
bandstoffe, Umschläge, Schlundpinsel, Spatel, Schwämme, Zahnbürsten und dergl.) 
zu sterilisiren, b) Aufnahme eines kleinen Kochapparates, welcher zur Be¬ 
reitung der für die Kranken erforderlichen Speisen ausreicht und das Kranken¬ 
zimmer von der gemeinsamen Küche unabhängig macht. Diese Apparate sollten, 
wo thunlich in einem Nebenzimmer Platz finden. (In der Abtheilung des Kaiserl. 
deutschen Gesundheitsamtes der Hygiene-Ausstellung war ein derartiger Apparat 
aufgestellt, welcher diese beiden Zwecke zu vereinigen sucht.) 

Sodann wendet sich Jäger gegen das Taschentuch, welches bei 
Phthisikern und Pneumonikern zum Auffangen des Sputums und zum Abwischen 
des Mundes benutzt und dann wieder unter das Kopfkissen gelegt wird. Er 
schildert dabei die zahlreichen Möglichkeiten der Weiterverbreitung von In¬ 
fektionskrankheiten durch die Taschentücher. Das Taschentuch, welches durch 
mehrtägigen Gebrauch eine Kloake im kleinen, eine Fundgrube der zahlreichsten 
und gefährlichsten Keime geworden sei, werde nun nicht, wie die Typhus- und 
Cholerawäsche in Karbollösung geworfen, sondern von der Hausfrau noch für 
Wochen aufgehoben bis es in die '— Wäsche gezählt aei. Da werden die ver- 
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trockneten Tücher aufgerissen und die der Eintrocknung trotzenden Infektion^ 
keime umhergewirbelt. 

Im Verein mit Stabsarzt Dr. Scherer hat Jäger dann ausschliesslich 
in solchen Taschentüchern, welche nur zum Schnäuzen der Nase und zum Ab¬ 
wischen des Mundes, nicht aber zum Hineinspucken benutzt waren, auf spezifische 
Krankheitskeime gefahndet. Die zu untersuchenden Kranken erhielten als 
Taschentücher Mulllappen zu diesem Zweck, zum Ausspucken jedoch Spuckg-läder. 
Die angestellten bakteriologischen Untersuchungen bei Gesichtserysipel, Menin¬ 
gitis cerebro- spinalis, Diphtherie u. s. w. bestätigen die Uebertragbarkeit jener 
spezifischen Krankheitskeime durch dio Taschentücher. 

Der Vortragende kommt zu dem Schluss, dass unsere Taschentücher 
Transportmittel für Infektionsstoffe per excellence sind und 
dass sie in allen Krankenzimmern, sowohl im öffentlichen Krankenhaus als bei 
Kranken in Privatwohnungen und bei an Schnupfen Erkrankten abzuschaffen 
sind. An Stelle der Taschentücher ist den Tuberkulösen, Diphtheriekranken 
u. s. w. nicht, wie bislang in einigen Krankenhäusern, ein Stück von Verband¬ 
mull zu geben, da dieses Material zu dünn und ungeeignet ist, sondern der von 
dem Vortragenden demonstrirte, der Göppinger Papierfabrik G. Krem ent¬ 
stammende Stoff, welcher eine Kombination von Papier mit gewobenem Stoff 
darstellt, leicht aufsaugt, beim Gebrauch nicht reisst, weich, geschmeidig und 
billig ist. _ Dere. 


Sanitäre Anforderungen an Grüfte auf Friedhöfen. Gutachten des 
Oesterreichischen Obersten Sanitätsrathes; erstattet vom Prof. Dr. A. Weichsel¬ 
ban m. Oesterreichisches Sanitätswesen 1894. Nr. 19. 

Aus Anlass eines besonderen Falles hat sich der Oesterreichische Oberste 
Sanitätsrath mit der Frage beschäftigt, welche sanitären Anforderungen an 
Gruftanlagen auf Friedhöfen zu stellen sind und hierbei folgende allgemeine 
wissenschaftliche Gesichtspunkte angegeben: 

1. Grüfte auf Friedhöfen dürfen nur unterirdische sein und sollen blos 
einer beschränkten Zahl von Leichen Aufnahme gewähren. 

Die Festsetzung einer Maximalzahl ist im Allgemeinen schwer möglich, 
da hierbei verschiedene lokale Verhältnisse eine Rolle spielen. Wenn übrigens 
ausgesprochen wird, dass Grüfte auf Friedhöfen nur Einzeln- oder Familiengrüfte 
sein dürfen, so liegt schon hierin eine Beschränkung der Zahl der in solchen 
Grüften beizusetzenden Leichen. 

2. Die Grüfte müssen ausgemauert und nach oben derart verschlossen 
sein, dass ein Ausströmen von Fäulnissgasen sicher verhindert wird. Hierbei 
ist aber ein vollkommen hermetischer Abschluss nach unten und nach den Seiten 
nicht nur nicht erforderlich, sondern sogar zweckwidrig, weil hierdurch eine 
übermässige Anhäufung von Gasen speziell von Kohlensäure in den Grüften 
veranlasst würde. Dagegen muss der Abschluss nach oben ein möglichst voll¬ 
ständiger und dichter sein. 

3. Die Tiefe der Grüfte soll nicht bedeutend grösser sein, als jene, welche 
für gewöhnliche Gräber gefordert wird; eine zu grosse Tiefe könnte die Gruft 
zu nahe dem Grundwasserspiegel bringen und würde auch die Zersetzung der 
Leichen verzögern. 

4. Die Beisetzung der Leichen kann sowohl neben einander, als auch über 
einander geschehen; im letzteren Falle muss aber die den obersten Sarg be¬ 
deckende Erdschicht noch so hoch sein, beziehungsweise so dicht scbliessen, 
dass ein Ausströmen von übelriechenden Fäulnissgasen sicher hint&ngehalten wird. 

5. Der Bestattung von Infektionsleichen in Grüften steht kein sanitäres 
Hindemiss entgegen, ebensowenig der Wiedereröffnung von Grüften zum Zwecke 
der Beisetzung neuer Leichen, auch wenn diese in einer Zeit erfolgt, in welcher 
die Verwesung der früheren beigesetzten Leichen noch nicht beendet ist. 

Hierbei sind nur gewisse Vorsichtsmassregeln erforderlich, die im All¬ 
gemeinen darin bestehen, zu verhindern, dass einerseits bei der Eröffnung der 
Gruft die in letzterer etwa angehäuften Gase von den hierbei beschäftigten 
Personen eingeathmet and andererseits durch Leichenflüssigkeit verunreinigte 
Erdschichten an die Oberfläche gefördert werden. 

Beides wird beispielsweise bei den Grüften des Centralfriedhofes in Wien 
dadurch vermieden, dass die daselbst beigesetzten Särge nicht mit Erde bedeckt 
werden, die übereinander gestellten Särge durch eiserne Traversen getrennt 
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sind und der Ornftverschlnss nach oben nnr durch eine aehr dicht achliessende 
Steinplatte bewerkstelligt wird. 

Wenn bei der Wiedereröffnung von Grüften jene Erdschichten, die etwa 
durch Leicbenflüssigkeiten verunreinigt sind, nicht an die Oberfläche geschafft 
werden und auch sonst nicht mit dem Körper der bei der Eröffnung der Graft 
beschäftigten Personen in Berührung kommen, so ist eine Verschleppung von 
Infektionsstoffen, die etwa von einer erst kürzlich beigesetzten Infektionsleiche 
stammen könnten, ausgeschlossen und deshalb auch vom sanitären Standpunkte 
gegen die Beisetzung von Infektionsleichen in Friedhofgrüften oder gegen eine 
spätere Wiedereröffnung solcher Grüfte nichts einzuwenden. Unter diesen Vor¬ 
aussetzungen wäre es nicht von wesentlichem Belange, ob die Leichen in gut 
schliesenden Holz- oder in verlötheten Metallsärgen beigesetzt werden, so dass 
von der Beisetzung in doppelten Särgen Abstand genommen werden kann. 

6. Die Grüfte müssen von einander oder von anderen Gräbern ebenso 
durch hinlänglich breite Erdschichten getrennt sein, wie dies für gewöhnliche 
Gräber vorgeschrieben ist. 

Hinsichtlich der Grüfte ausserhalb Friedhöfen in Klöstern oder auf 
Gütern etc. hat der Oberste Sanitätsrath stets an dem Grundsätze festgehalten, 
dass eine Beisetzung der Leichen nur in sogenannten Kolumbarien, d. i. in 
neben und über einander angebrachten, durch solides Mauerwerk und eine luft¬ 
dicht eingefügte Deckplatte allenthalben luftdicht verschlossenen Nieachen, deren 
jede nur eine Leiche auf nimmt, zulässig ist 


Geburt» - und Sterblichkeit» • Verhältnisse im Reg. - Bez. Düssel¬ 
dorf während der letzten 50 Jahre. Statistischer Beitrag vom Kreisphysikus 
Dr. Schlegtendal in Lennep. Separatabdruck aus der Festschrift zur Feier 
des 50jährigen Jubiläums des Vereins der Aerzte des Reg.-Bez. Düsseldorf. 

Der Reg.-Bez. Düsseldorf gehört zu denjenigen Regierungsbezirken der 
Monarchie, die in den letzten 50 Jahren eine rapide, der natürlichen Vermeh¬ 
rung der Bevölkerung weitübersteigende Bevölkerungszunahme erfahren 
haben. Dieselbe betrug in je 5jährigen Perioden durchschnittlich 9,3 °/ 0 , also 
jährlich durchschnittlich 1,8 °/ 0 , in den letzten 20 Jahren sogar durchschnittlich 
10,8 oder 2,2 °/ 0 , gegenüber 5,1 und 1,2 °/ 0 im Gesammtstaate. Die Ein¬ 
wanderung ist bei dieser Zunahme mit durchschnittlich 21,6 °/ 0 ; der Geburten¬ 
überschuss mit 78,4 J l 0 betheiligt Der grosse, vornehmlich aus männlichen Ar¬ 
beitern nach den Industriezentren bestehende Zuzug bildet auch die Ursache, 
dass im Regierungsbezirke die männliche Bevölkerung stärker vertreten ist, als 
in der Monarchie (bis 27,85 °l 00 mehr), namentlich auf dem Lande, wo das männ¬ 
liche Geschlecht sogar gegenüber dem weiblichen überwiegt (im Jahre 1890 
z. B. um 10°/ 00 ). 

Die Geburtsziffer war in dem Zeitraum von 1840—1870 durchschnittlich 
1,9 °l 00 geringer als im preussischen Staate (38,1 °/ 00 gegenüber 40,0 °/ 00 ), vom 
Jahre 1870 ab jedoch umgekehrt um 1,9 0 / M höher (41,7 # / 00 gegen 39,8 0 / 00 ). 
Mit dieser Zunahme der Geburten hat die Zahl der unehelichen Geburten 
in erfreulicher Weise nicht gleichen Schritt gehalten, sondern ist in den letzten 
Quinquennien des fünfzigjährigen Zeitraums sogar etwas geringer als in den 
ersten (3,19 u /„ im Jahre 1890 gegenüber 3,54 °/ 0 im Jahre 1840) und um 2 1 /* 
mal niedriger als im preussischen Staate (3,1 °/ 0 gegen 7,8 "/ 0 ) gewesen. Da¬ 
gegen stellt sich die Zahl der Todtgeburten im Regierungsbezirke Düssel¬ 
dorf höher als im Staate; dies gilt sowohl für die ehelichen wie für 
die unehelichen Geburten (durchschnittlich 4,3 und 6,4 °/ 0 gegen 3,8 und 5,2 °/ 0 ). 
Die Ursache daran liegt nach Ansicht des Verfassers in der durch die hoch- 
entwickelte Industrie bedingten Lebensweise weiter Kreise der Bevölkerung, 
und zwar theils direkt in der Schädigung der Schwangeren durch die Arbeit, 
theils indirekt in der Degenerirung, Entkräftung, Blutarmuth und Kränklich¬ 
keit der Arbeiterbevölkeruug. Eigenthümlicher Weise sind die Todtgeburten 
in den Städten häufiger als auf dem platten Lande (4,4 gegen 4,1 °/,), während 
im preussischen Staate gerade das umgekehrte Verhältnis» obwaltet (3,74 gegen 
3,84 °/ 0 ). Uebrigens hat die Verhältnissziffer der Todtgeburten von Jahr zu 
Jahr eine wesentliche Abnahme erfahren, sie betrug im Jahre 1840 bei den 
ehelichen Geburten 5,2, bei den unehelichen 7,6, im Jahre 1890 dagegen nur 
noch 3,3 und 6,1 °/ 0 . 

Die Sterblichkeitsziffer ist im Reg.-Bez. Düsseldorf durchweg 
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niedriger als im Oesammtsta&te (25,96 gegen 27,87 °/, 0 , also 1,91 °/ M weniger). 
Dieses günstige Verhältnis macht sich auch bei der Ster blich k ei t de« 
ersten Lebensjahres bemerkbar; denn von 100 ehelichen Kindern sind im j 

Regierungsbezirke während der Jahre 1875—1890 durchschnittlich 18,2 gegen- | 

über 19,9 in Preussen also 1,7 °/ 0 weniger gestorben und von 100 unehelichen ' 

35,6 gegenüber 37,65 °/ 0 , also 2,15 # / 0 weniger. Entsprechend dem industriellen f 

Charakter des Regierungsbezirks zeigen die Altersklassen vom 15.—45. Lebens¬ 
jahre im Regierungsbezirke eine erhöhte Sterblichkeit nnd zwar kommt diese 
Sterblichkeit vornehmlich auf Konto des männlichen Geschlechtes. Von je 
10000 Lebenden starben nämlich 

im Regierungsbezirk, in Preussen 


im Alter 

von 15—25 Jahren 

männl. 

13,9 

weibl. 

11,1 

männl. 

11,3 

weibL 

9,9 

jj 

jt 

, 25-35 „ 

16,8 

14,0 

12,6 

12,4 

7» 

7t 

„ 35-45 „ 

17,2 

13,7 

15,1 

18,0 

12,2 

n 

* 

„ 49-55 „ 

18,8 

11,7 

13,1 


Erfreulich ist jedoch, dass die Sterblichkeit dieser sämmtlichen Alters¬ 
klassen in den letzten Quinquennien eine geringere geworden und z. B. in der 
Altersklasse über 15—25 Lebensjahre, bei den männlichen Personen von 16.9 
auf 11,6 # /oo»j bei den weiblichen von 13,3 auf 9,4 °l 000 gesunken ist, in der¬ 
jenigen über 25—35 Lebensjahre von 17,8 auf 13,9 °/ 000 bezw. von 16,9 auf 
11,1 # / 00 o und in derjenigen über 35—45 Lebensjahre von 18,1 auf 15,9 °/ 000 bezw. 
15,3 auf 11,6 °/ooo- Verfasser glaubt nicht fehlzugehen, wenn er hierin wenig¬ 
stens zu einem grossem Theile eine erfreuliche Frucht der vielen Wohlfahrts¬ 
einrichtungen im Regierungsbezirke sieht, sowie der mannigfachen Bestrebungen 
für die Beseitigung sanitärer Missstände und für die Besserung und Hebung 
der Lebensverhältnisse seiner Bewohner. Rpd. 

Die Bewegung der Bevölkerung in Oesterreich während des 
Jahres 1892. Oesterreichisches Sanitätswesen 1894. Kr. 17. 

Die Zahl der Geborenen betrug 897290 = 37,4 °l 00 der Bevölkerung 
gegen 39,3 °/ (0 im Vorjahre *). Fast in allen Kronländern machte sich eine 
Abnahme der Geburtsziffer bemerkbar, in einzelnen sogar um 2 */ M , z. B. in Ga¬ 
lizien, Mähren und Vorarlberg. Die höchste Geburtsziffer hatte wiederum 
Buckowina (45,7 °/ 00 ), Galizien (42,4 °/ 00 ) und Dalmatien (41,6 °/ 00 ), die niedrigste 
Vorarlberg 27,2 °/ 00 ) und Tyrol (29,4 °/ 00 ). Von 100 Geborenen waren ebenso 
wie im Vorjahre 2,9 °/ 0 todtgeboren; die relativ grösste Zahl von Todtgeburten 
weisen Triest (6,3°/ # ), Nieder- und Oberösterreich (4,6 und 3,6°/ 0 ) auf, die 
niedrigste Dalmatien (0,8 •/„), Vorarlberg (1,4 °/ 0 ) und Tyrol (1,6 °/ 0 ). 

Die Zahl der nnehelichen Geburten hat gegen das Vorjahr etwas 
zugenommen (von 14,7 auf 15,0 °/ 0 ); diese Zunahme tritt in den meisten Krön- 
ländern zu Tage, namentlich in Görz-Gradiska (von 2,8 auf 7,5 °/ 0 ), in Ober¬ 
und Unterösterreich (von 18,6 und 25,8 °/ 0 auf 19,5 und 26,4 °/ 0 ), während sich 
in Krain die unehelichen Geburten um mehr als ein Drittel (von 7,6 auf 4,8 °/ 0 ) 
verringert haben. Die meisten derartigen Geburten sind ebenso wie in den 
Vorjahren in Kärnthen (42,1 # / 0 ), Salzburg (27,3 # / 0 ), Niederösterreich (26,4 %) 
und Steiermark (25,2 °/ 0 ) vorgekommen, die wenigsten in Istrien (2,7 °/ 0 ) und 
Dalmatien (3,6 °/ 0 ). 

Von den einzelnen Monaten zeigt der Januar die bei weitem höchste 
Geburtsziffer, der September die niedrigste. Vom Januar bis zum Mai tritt ein 
allmähüges, im Juni ein sehr schnelles Abfallen der Geburtsziffer ein, bis 
September hält sich dieselbe dann auf einen sehr niedrigen Standpunkt, beginnt 
hierauf bis Dezember langsam und im Januar plötzlich emporzusteigen. 

Die Zahl der Eheschliessungen ist im Berichtsjahre etwas ge¬ 
wachsen (von 7,7 °/oo der Bevölkerung auf 7,8 °/ 00 ) und nur in wenigen Kran- 
ländern (Galizien, Kärnthen, Vorarlberg, Schlesien und Buckowina) gegen die 
voijährigen Ziffern zurückgeblieben. 

Gestorben sind (Todtgeburten ausgeschlossen) 693421 Personen = 
28,8 # / #0 der Bevölkerung, gegen 27,9 °/ 00 im Vorjahre. Abgesehen von den 
Kronländern Vorarlberg und Salzburg, wo die Sterblichkeit von 25,0 und 28,5 •/„ 


■) Siehe Nr. 10 der Zeitschrift 1893, Seite 245. 
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auf 22,9 und 26,7%, gefallen ist, zeigen alle übrigen Kronländer wesentlich 
höhere Sterbeziffern, in Krain ist dieselbe sogar um 6,6 % 0 (von 26,4 auf 32,0 °/ 00 ) 
gestiegen. Die grösste Sterblichkeit hatten Buckowina (34,6 %„), Krain (32,0 % 0 ) 
und Galizien (31,3 °/oo), die niedrigste Vorarlberg (22,9 %,,). 

Dem Alter nach standen von den Verstorbenen 


im Alter 
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0— 5 Jahren 47,4 % gegenüber 48,4 % im Vorjahre 
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Der Zeit nach entfallen die meisten Todesfälle wiederum auf den Monat 
Januar; die wenigsten auf den Monat Juni, zwischen beiden Monaten ist ein 
Anfangs ziemlich langsames und dann plötzliches (April bezw. November) Ab- 
bezw. Ansteigen bemerkbar. 

Von je 100 Lebendgeborenen starben im ersten Lebensjahre 25,9 % (gegen 
24,3% im Vorjahre). Eine verbältnissmässig hohe Kindersterblichkeit 
zeigten besonders die Kronländer Buckowina (28,0 % , Böhmen (27,5 °/ 0 ), Mäh¬ 
ren 27,2%), Nieder- und Oberösterreich (27,0%), eine niedrige dagegen Dal¬ 
matien (18,1 %), Vorarlberg, Görz und Krain (20—21 %). 

Der geringeren Geburts- und höheren Sterbeziffer entsprechend stellt sich 
der natürliche Bevölkerungszuwachs im Jahre 1892 erheblich niedriger 

gegen 10,20 % 0 . 


als im Vorjahre 7,39 °/ 00 


Besprechungen. 

Dp. Th. Weyl, Schriftführer der Deutschen Gesellschaft für öffentliche 
Gesundheitspflege in Berlin: Die Einwirkung hygienischer 
Werkeauf die Gesundheit derStädte mit besonderer 
Rücksicht auf Berlin. Jena 1893. Verlag von Gustav 
Fischer. Gr. 8°; 70 Seiten. 

Verfasser hat sich zu dieser Arbeit veranlasst gesehen, da es ihm noch 
nicht mit wünschenswerter Genauigkeit ermittelt zu sein scheint, „ob sich der 
Gesundheitszustand Berlins unter dem Einflüsse der umfassenden, in den letzten 
25 Jahren ergriffenen Massnahmen wesentlich verändert oder gar gebessert hat." 

Zn dem Zwecke giebt er im 1. Theile eine kurze und übersichtliche 
Schilderung der Entwicklung der Berliner Wasserleitung, der Kanalisation mit 
den Rieselfeldern, der städtischen Krankenhäuser, Siecbenhäuser und 
Irrenanstalten, geht auf die unentgeltliche und wohlfeile Behandlung unver¬ 
mögender Kranken ausserhalb der Krankenhäuser durch Armenärzte, Gewerks¬ 
krankenverein, Verein freigewählter Kassenärzte, Polikliniken und Sanitäts¬ 
wachen, auf die Heimstätten für Genesende und das Schwindsuchtskrankenhaus 
anf den Rieselfeldern ein. Dann schildert er die Desinfektionsanstalten, den 
Central - Schlacht - und Viehhof mit seinen Anhängen, der Fleischbeschau, der 
Freibänke und dem Lymphe - Erzeugungsinstitut, weist auf die durch die Markt¬ 
hallen ermöglichte Ueberwachung des Handels mit Nahrungsmittel hin und 
sichert auch den Tum- und Badeanstalten, den Spielplätzen und Parks, sowie 
endlich den Asylen für Obdachlose ihren Platz unter den hygienischen Ein¬ 
richtungen Berlins. 

Aus der kurzen Kostenübersicht, die dann gegeben wird, ersehen wir, 
dass nur die Wasserleitung einen Ueberschuss von fast 1900000 Mark giebt, 
dass die Markthallen in Einnahme und Ausgabe balanziren, das aber alle übrigen 
Einrichtungen Zuschüsse fordern im Betrage von fast 9 Millionen Mark. 

Im 2. Theile wird dann auf Grund amtlicher Angaben nachgewiesen und 
durch Tabellen und Kurven erläutert, dass sowohl seit dem Jahre 1876 die Ge- 
sammtsterblichkeit Berlins deutlich und stetig von 29 auf 21 °/ 0 , als auch seit 
dem Jahre 1871 (in den Volkszählungsjabren) die Sterblichkeit aller einzelnen 
Altersklassen, die von 0—1 und 0—5 Jahre eingcschlossen, sicher gesunken ist. 
Die Abnahne tritt nicht sowohl nach der 1856 eröffneten Wasserleitung, als 
vielmehr nach der 1876 begonnenen Kanalisation in Erscheinung. Die Sterb¬ 
lichkeitsziffer der einzelnen Krankheiten ist bei Meningitis non tuberkulös», 
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Pneumonie und C&rcinom gestiegen und bei Diphtherie und Croup, Scharlach. 
Keuchhusten und Diarrhoe schwankend gewesen. Während das Absinken der 
Ziffer bei Pocken, Tetanus, Pyämie und Puerperalfieber dem Impfzwange und 
der Antisepsis zu danken ist, muss man bei anderen wieder, wie Brechdurchfall, 
Dysenterie, Typhus abdominalis wohl in erster Linie auf Wasserleitung und 
Kanalisation zurfickgehen. 

Da aus der ganzen Untersuchung hervorzugehen schien, dass die Kanali¬ 
sation einen grösseren Einfluss als die Wasserleitung ausgeübt habe, sucht Ver¬ 
fasser der Lösung dieser Frage näher zu kommen, indem er die Sterblichkeit 
in Gegenden untersuchte, wo sich ein ßadialsystem der Kanalisation mit einem 
oder mehreren Standesamtsbezirken deckte. Das Ergebniss war zu unsicher und 
vieldeutig. Doch zeigte sich bei einem Vergleiche der früh kanalisirten mit den 
spät oder gar nicht kanalisirten Standesämtern „dass die für dasselbe Jahr 
ermittelte Gcsammtsterblichkeit nnd die Kindersterblichkeit in den letzteren 
beinahe ausnahmslos höher war als in den ersteren“ (pag. 64). 

So kann Verfasser mit Recht zu dem Schlüsse kommen, „dass die grossen 
Aufwendungen, welche die Stadt Berlin für die Zwecke der öffentlichen Gesund¬ 
heitspflege gemacht hat, ihre Früchte getragen haben". 

Dr. Barth-Neustadt a. R. 


Dr. phil. J. Stimpfl, Lehrer am Kgl. Schullehrerseminar zu Bam¬ 
berg: Physiologie und Pädagogik. Ein Aufruf an die 
Anatomen, Physiologen, Psychologen und Hygieniker. Sammlung 
pädagogischer Vorträge; herausgegeben von Willi. Meyer, Biele¬ 
feld 1894. Verlag von A. Helmich. VI. B., 12 H., 8°, 7 S. 

Die Psychologie hat sich vom Spiritualismus zum Materialismus gewandt, 
d. h. wnrde Erfahrungswissenschaft nnd gründete sich auf die Physiologie. Da 
nun die Pädagogik angewandte Psychologie ist, so muss eine physiologische 
Psychologie auch eine physiologische Pädagogik zur Folge haben. Wie vom 
physiologischen Standtpunkte aus, so soll auch vom anatomischen, psychologischen, 
hygienischen aus die Pädagogik behandelt werden. „Wir haben nun zwar eine 
grosse Anzahl von Lehrbüchern der Anatomie für Mediziner; es giebt auch viele 
Lehrbücher der Anatomie für Künstler; jedoch existirt noch kein einziges Lehr¬ 
buch der Anatomie für Pädagogen“ (pag. 5). — „Ein Lehrbuch der päda¬ 
gogischen Hygiene muss den EntwicLelungsgedanken zum Ausdruck bringen und 
sich in eine Erziehungs-, Unterrichts- nnd Schulhygiene gliedern“ (pag. 6). — 
Verfasser schliest mit dem Satze: „Die Verdienste, welche sich daher Anato¬ 
men, Physiologen, Psychologen und Hygieniker um die Pädagogik durch För¬ 
derung ihres wissenschaftlichen Ausbaues erringen würden, dürften wohl kaum 
kleiner sein, als jene, welche sich diese Forscher um die Medizin schon erwor¬ 
ben haben.“ Ders. 

Dr. Hamm. Oberjustizrath und Oberstaatsanwalt in Köln: Die 
Hinaufrückung der Strafmündigkeit vom 12. auf das 
14. Lebensjahr. Ebendaselbst. 5 S. 

In dem Streite für und gegen eine Verlängerung der Strafmündigkeit 
bis zum vollendeten 14. Lebensjahre, welche auf Grund eines Gutachtens der 
wissenschaftlichen Deputation für das Medizinalwcseu seiner Zeit für das 12. Jahr 
festgesetzt war, entscheidet sich Verfasser für eine solche. Er meint, dass die 
Schaldisziplin und die Möglichkeit der Zwangserziehung als Straf- nnd Ab¬ 
schreckungsmittel genügen, nnd dass die Nachtheile, die eine frühzeitige Vorla¬ 
dung vor die Strafgerichte für jugendliche Gemüther mit sich bringt, vermieden 
würden. Die Frage, dass Kinder vor vollendetem 14. Jahre der Schule nnd oft 
auch der elterlichen Strafgcwalt entwachsen und in die Fabriken eingetreten 
sein können, ohne dann die Strafmündigkeit erreicht zu haben, berührt der Ver¬ 
fasser, ohne sie weiter zu erörtern. Ders. 
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Dr. 1. L. A. Koch, Direktor der Kgl. Wttrtt. Staats-Irrenanstalt 
Zwiefalten: Die Frage nach dem geborenen Verbrecher. 
Ravensburg 1894. Verlag von Otto Maier. Gr. 8°, 53 Seiten. 

In dem vorliegenden Schrifteben sucht der durch seine Abhandlungen über 
die „psychopathischen Minderwerthigkeiten“ wohlbekannte Verfasser einen Bei¬ 
trag mit zu liefern zur der Frage nach den anatomischen Besonderheiten, die 
am Schädel von Verbrechern gefunden werden einerseits, und ihren Beziehungen 
zu verbrecherischen Handluugen andererseits. Von 205 Schädeln der Anstalts- 
Sammlung wurden 40 Exemplare ausgelesen, welche besonders stark ausge¬ 
sprochene und wohl auch zahlreichere „atavistische“ Erscheinungen an sich 
trugen und später sodann die betreffenden Krankheitsgeschichten zur Vergleichung 
herbeigezogen. Indem bezüglich der Einzelheiten jener Untersuchungen und der 
Punkte, von denen sie ausging, auf das Original verwiesen werden muss, mag 
hier nur angeführt werden, dass unter diesen 40 Schädeln nur 5 Personen ange¬ 
hörten, die als verbrecherische Naturen zu bezeichnen waren; von den 
übrigen 35 Personen, die also keine verbrecherischen Naturen waren, 
hatten 7 ein besonders gutes Prädikat gehabt, 2 ein schlechtes, 8 hatten nach 
dem Ausbruch ihrer Psychose Vergehen oder Verbrechen begangen. 

Diese Untersuchung beweist nach Koch jedenfalls, dass die „charak¬ 
teristischen Merkmale des Verbrecherschädels für diesen nicht 
charakteristisch sind, und dass dies genügt, um die ganze Lehre vom 
Verbrechertypus in Prozenten umzustossen. — Der Verfasser beschäftigt sich 
dann weiter mit der Frage, ob es überhaupt einen geborenen Verbrecher giebt 
und wie dieser Verbrecher, falls es einen giebt, zu beurtheilen ist. Er unter¬ 
scheidet den habituellen Verbrecher und den Gelegenheitsverbrecher. 
Unter den habituellen Verbrechern werden theils geistig gesunde, theils 
psychopathische Individuen gefunden, letztere sind die „geborenen Verbrecher“ 
Lombroso's und zeigen sich entweder als geisteskrank (psychotisch) oder 
als psychopathisch minderwerthige Personen; beide Arten können ange¬ 
boren oder erworben sein. Eine ausführliche Schilderung erfahren sodann die 
körperlichen Merkmale (Degenerationszeichen), welche Lombroso als charak¬ 
teristisch für seinen geborenen Verbrecher ausieht; „sie gelten, wenn sie in 
grösserer Häufigkeit bei einem und demselben Individuum anftreten, als ein 
Zeichen für physische und psychische Unvollkommenheit, für eine Minderwertig¬ 
keit des Trägers und für die Zulässigkeit einer neuropathischen Disposition* 
(Baer) und sind nach Koch mit grosser Vorsicht zu verwerthen. 

Den Schluss der sehr lesenswerthen Abhandlung bildet die Frage, was 
mit denjenigen psychopathisshen habituellen Verbrechern geschehen solle, bei 
denen der angeborenen oder erworbenen Psychopathie selbst etwas Spezifisches 
innewohnt, das auf Verbrechen hinführt, wo also im pathologischen Zustand der 
Betreffenden nicht blos eiue allgemeine Prädisposition für das Verbrecherthum, 
sondern ein immanentes aetiologisches Moment besonderer Art gegeben ist. Der 
geisteskranke (psychotische) Verbrecher darf nicht bestraft werden, sondern 
gehört in eine besondere, am besten mit einer Strafanstalt verbun¬ 
dene, unter ärztlicher Leitung stehende Anstalt für ver¬ 
brecherische Irre. Der psychopathisch minderwerthige Verbrecher 
soll nach Koch bei jedem Verbrechen seiner verminderton Zurech¬ 
nungsfähigkeit halber milder bestraft werden. Ausserdem aber sollen für 
solche psychopathisch Minderwerthe besondere Anstalten bestehen, welche weder 
Irrenanstalten noch Strafanstalten, sondern Schutz- und Besserungs¬ 
anstalten für derartige Naturen werden. Für sämmtliche Strafanstalten fordert 
der Verfasser schliesslich noch die Einrichtung eines regelmässigen und durch¬ 
greifenden psychiatrischen Dienstes. Dr. Dütschke- Aurich. 


Tagesnachrichten. 

In der am 26. Mai d. J. stattgehabten Sitzung des Abgeordnetenhauses 
wurde die Petition des Stadtverordneten Materne in Berlin um Zulassung 
der fakultativen Feuerbestattung dem Anträge der Petitionskommission 
gemäss durch Uebergang zur Tagesordnung erledigt. Der Abg. Dr. Langer- 
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ha ns empfahl die Berücksichtigung derselben, indem er darauf hinwies, dam 
die gegen die Feuerbestattung geltend gemachten Gründe nicht durch s ch l agend 
seien und es der Freiheit des religiösen Bekenntnisses widerspreche, die Feuer¬ 
bestattung zu verbieten aus christlichen Bedenken. Jedenfalls sei dieselbe noth- 
wendig im gesundheitlichen Interesse, da es bald für die grösseren Städte nicht 
mehr möglich sein werde, Kirchhöfe zu beschaffen. Demgegenüber betonten die 
Abg. Bachem (Centrum) und Schall (kons.), dass die Feuerbestattung nur 
eine Liebhaberei gewisser bevorzugter Kreise sei, die aber das religiöse Gefühl 
der weitesten Kreise verletze, namentlich wenn man die Crematorien mitten in 
die christlichen Begräbnisstätten hineinsetze. 


Die Berechtigung zum medizinischen Studium und zur Ablegung 
der ärztlichen Staatsprüfung sollte nach Mittheilungen verschiedener Blätter in 
Zukunft auch den Abiturienten deutscher Realgymnasien zugestanden 
werden. Auf eine dieserhalb an den Reichskanzler gerichtete Anfrage ist der 
medizinischen Wochenrundschau „Medico“ unterm 15. Mai nachstehender Bescheid 
zugegangen: „Ew. Wohlgeboren erwidere ich auf die gefällige Eingabe vom 
23. v. M. ergebenst, dass bisher nicht die Absicht besteht, die Prüfungsvor¬ 
schriften für Aerzte dahin zu ändern, dass auch das Zeugniss der Reife eines 
deutschen Realgymnasiums als genügender Nachweis der schnlwissenschaftlichen 
Vorbildung für die Zulassung zu den ärztlichen Prüfungen anerkannt wurde. 
Der Reichskanzler. Im Aufträge v. Rottenburg“. 


Im Regierungsbezirk Königsberg herrscht schon seit Anfang dieses 
Jahres der Flecktyphus. Bis zum 9. April sind 109 Erkrankungen mit 11 
Todesfällen vorgekommen; und zwar hauptsächlich in den Kreisen Heiligen¬ 
beil, Gerdauen, Mohrungen und Preuss-Eylau. Auch in den Reg.- 
Bez. Danzig und Marienwerder ist die Seuche zum Ausbruch gekommen, 
namentlich im Kreise Marienburg und im Stadtkreis Elbing (bis jetzt 86 
Erkrankungen mit 16 Todesfällen), sowie im Kreise Strassburg. Hier sind 
bis zum 14. April 22 Erkrankungen, darunter 3 mit tödtlichem Ausgange fest¬ 
gestellt worden. Der erste Fall trat bereits Mitte Januar in einem unmittelbar 
an der russischen Grenze gelegenen Gute bei einem aus Russisch - Polen stammen¬ 
den Arbeiter auf, der sich wahrscheinlich in seiner Heimath infizirt hatte. Von 
ihm wurde die Krankheit auf andere Arbeiter desselben Gutes übertragen und 
von da aus nach einem anderen 5 km von Strassburg entfernten Orte verschleppt. 
Leider ist auch der mit den Untersuchungen an Ort und Stelle beauftragte zu¬ 
ständige Kreisphysikus Dr. Meissner infizirt worden und nach 14tägigem 
Krankenlager der Seuche zum Opfer gefallen. Ehre seinem Andenken! 


Die Cholera rückt in Russisch-Polen immer näher an die Deutsche 
Grenze. So wird der Ausbrnch der Seuche in Mlawa und Wlozlawsk, eine 
Meile von der preussischen Grenzstation, gemeldet. In Warschau betrug die 
Zahl der Erkrankungen vom 28. April bis 13. Mai 14 mit 9 Todesfällen, in den 
Gouvernements Radom vom 25. April bis 7. Mai 126 (60), Plock vom 25. April 
bis 10. Mai 52 (ü9) und Kowno vom 29. April bis 5. Mai 10 (5). 

Ein vereinzelte Cholerafall ist im Reg.-Bez. Marienwerder und zwar 
in dem Dorfe Waldeck (Kreis Löbau) konstatirt worden. Alle Vorsichtsmaß¬ 
regeln gegen eine weitere Einschleppung der Cholera aus Russisch - Polen sind 
getroffen, Ueberweisungsstationen in den Flussgebieten der Weichsel und 
Warthe eingerichtet. 

In Galizien sind in den Wochen vom 8.—22. Mai 44 Cholera-Er¬ 
krankungen mit 16 Todesfällen vorgekommen, sämmtlich im Bezirk Borszczow, 
während der vorher ergriffene Bezirk Husiatyn jetzt seuchenfrei ist. 


Prof. Dr. Meschede, Direktor der psychiatrischen Universitätsklinik zu 
Königsberg ist zum Ehrenmitgliede und Dr. Kurella, Oberarzt der Irren¬ 
anstalt zu Brieg, zum korrespondirenden Mitgliede der Societä fre- 
niatrica italiana ernannt worden. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmnnd, Reg.- u. Med.-Rath i. Minden i. W. 

J. C. C. Brun«, Buchdrucker ei, Minden. 
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Unsere Irrengesetzgebung. 

Von Dr. Mittenzweig. 

Auf dem Gebiete der Irrengesetzgebung herrscht, wie man 
vielfach lesen und hören kann, in der Bevölkerung ein Gefühl der 
Rechtsunsicherheit, welches Demjenigen, der diese Gesetzgebung 
und seine Handhabung kennt, unberechtigt erscheinen muss. Es 
soll damit nicht gesagt sein, dass die Gesetzgebung der Vervoll¬ 
kommnung und die Handhabung der Gesetze der Verbesserung 
nicht bedürftig wäre, aber es soll damit dem Tadel entgegen¬ 
getreten werden, der nicht nur in Laienkreisen fast ohne jeden 
Widerspruch erhoben wird, als ob wir bisher in unserem Irren¬ 
wesen einer unbegrenzten Anarchie Raum gegeben hätten. Diesem 
Tadel gegenüber dürfen wir mit Recht behaupten, dass unsere 
jetzige Gesetzgebung eine gute ist, welche einer prinzipiellen Ver¬ 
änderung entbehren kann und welche nur an dem einen Fehler 
krankt, dass ihre Vorzüge und ihre Bestimmungen in der Bevölke¬ 
rung zu wenig gekannt und gewürdigt werden. 

Die Grundlage unserer Gesetzgebung bildet der §. 32 des 
Theil I. Titel 1 des Allgemeinen Landrechts, welcher lautet: 

„Diejenigen, welche wegen noch nicht erlangter Volljährigkeit, oder wegen 
eines Mangels an Seelenkräften, ihre Angelegenheiten nicht selbst wahrnehmen 
können, stehen unter der besonderen Aufsicht and Vorsorge des Staates.“ 

Dieser Paragraph bildet die gemeinsame Quelle, aus welcher 
für Regierung und Gericht die Einzelbestimmungen geflossen sind. 
Die §§. 593 bis 620 der Civilprozess - Ordnung, der §.51 des 
Reichs - Strafgesetzbuchs, sowie die Erlasse. Verfügungen und Ver¬ 
ordnungen, welche seitens der Regierung ergangen sind, wurzeln 
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in dem Gedanken des §. 82 des Allgemeinen Landrechts. Die 
Fürsorge des Staates für die Geisteskranken erstreckt sich auf 
die Beaufsichtigung und körperliche, geistige und religiöse Pflege 
dieser Personen, sowie auf deren Schutz in bürgerlichen und straf¬ 
rechtlichen Angelegenheiten. 

Auf allen drei Gebieten wähnt sich die Oeffentlichkeit ge¬ 
fährdet, am wenigsten vielleicht noch auf dem strafrechtlichen 
Gebiete, weil hier das Verfahren der Gerichte den Augen des 
Publikums frei liegt, während auf den anderen Gebieten die Oeffent¬ 
lichkeit ausgeschlossen ist. 

Auf allen drei Gebieten liegt der Schwerpunkt in dem Ver¬ 
fahren, durch welches festgestellt wird, ob der zweifelhafte Geistes¬ 
zustand einer Person ein kranker oder ein gesunder ist, und durch 
welches namentlich gleichzeitig das Mass der rechtlichen Tragweite 
bestimmt wird, welche aus dieser Störung der gesunden Geistes- 
thätigkeit für die geisteskranke Person erwächst. 

Die letztere Aufgabe ist zweifellos von Aerzten, d. h. von 
sachverständigen Aerzten zu lösen, während die Lösung der 
zweiten Aufgabe prinzipiell in die Hand der Regierungs- und Ge¬ 
richtsorgane gelegt werden sollte und zum Theil auch gelegt ist. 

Nach den bestehenden Gesetzen kann nur die Polizei in jedem 
Fall die Erlaubniss zur Unterbringung eines Geisteskranken in 
eine Irrenanstalt geben, entweder direkt für die Privat-Anstalten 
oder indirekt für die öffentlichen Anstalten. Es kann ferner ein 
Geisteskranker entmündigt werden nur durch das zuständige 
Amtsgericht. Es kann aus §.51 des R. - Str. - G. - B. Jemand frei¬ 
gesprochen werden nur durch den zuständigen Strafrichter. Die 
Organe dieser drei Behörden haben das Recht und die Pflicht, 
selbstständig über die rechtliche Tragweite der Geistesstörung 
eines Geisteskranken zu urtheilen. Sie können sich hierbei an das 
Gutachten des Arztes halten oder davon abweichen. Sie können 
es über diesen Punkt einfordern oder als nicht massgebend unein- 
gefordert lassen. In Wirklichkeit geschieht in der Regel das 
Erstere, denn der Nicht-Arzt hat meistens das Bedürfhiss einer 
Erläuterung des ärztlichen Gutachtens, welches nur über die 
Geisteskrankheit lautet, auch nach der Richtung hin zu extraliiren, 
in wie weit die Geistesstörung den Kranken unfähig macht, für 
sich und seine Angelegenheiten zu sorgen, einen Schaden für die 
öffentliche Ordnung und Sicherheit zu verhüten oder seine Hand¬ 
lungen zu verantworten. 

Somit liegt der Schwerpunkt der Feststellung der Geistes¬ 
krankheit und ihrer rechtlichen Tragweite in der Hand des ärzt¬ 
lichen Sachverständigen oder besser gesagt des sachverständigen 
Arztes, und es ist eine Hauptaufgabe des Staates dafür Sorge zu 
tragen, dass ihm solche sachverständige Aerzte in genügender Zahl 
zu Gebote stehen. Diese Forderung ist bereits im Jahre 1887 
von mir gestellt worden und, wenn ich damals behauptete, dass 
weder die jetzige psychiatrische Vorbildung der Kreisphysiker 
noch auch die forensische Ausbildung der jetzigen Psychiater der¬ 
selben gerecht würde, dass der Staat vielmehr für seine Physiker 
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Einrichtungen treffen sollte, um sie zu befähigen, auch diesem 
Gebiete vollauf Rechnung zu tragen, so kann ich heute diese 
Forderung nur immer und immer wieder von Neuem wiederholen. 

Die Physiker sind die geborenen Sachverständigen der Polizei 
und des Gerichtes. Der Staat muss demnach Einrichtungen treffen, 
welche dieselben auch befähigen, ihres Amtes mit Sicherheit zu 
walten. 

Wenn letzteres bisher noch nicht in vollem Umfange geschehen 
ist, so trifft dieser Vorwurf nicht die Irrengesetzgebung, die For¬ 
derung ist vielmehr eine Folge der gesetzlichen Bestimmungen, 
deren wir uns bereits heute erfreuen. 

’ A. So fordert das Gesetz für die Unterbringung der 
Irren in eine Anstalt mit wenig Ausnahmen schon jetzt das 
Gutachten des zuständigen Physikus für alle nicht bereits wegen 
Geisteskrankheit entmündigte Personen. 

Letztere Bestimmung namentlich ist in der Oeffentlichkeit 
wenig bekannt hinsichtlich der Aufnahme in eine Privat - Irren- 
Anstalt, und doch ist diese Forderung fast uneingeschränkt auf¬ 
gestellt durch die MinisterialVerfügung vom 19. Januar 1888, in 
welcher bestimmt ist, dass nur der zuständige Physikus der 
aufzunehmenden Person oder der zuständige Physikus der auf¬ 
nehmenden Anstalt das Aufnahme - Attest ausstellen kann. Dieses 
Physikatsattest muss der zuständigen Polizeibehörde des Kranken 
binnen kürzester Zeit eingesandt werden, und die Empfangsbe¬ 
scheinigung von Seiten der Polizeibehörde an die Anstalt zurück¬ 
erfolgen. Die Empfangsbescheinigung hat die Anstalt wiederum 
in den Personalakten des aufgenommenen Geisteskranken aufzu¬ 
bewahren und bei der amtlichen Revision der Anstalt dem Revisor 
vorzulegen. Ich habe diesen Vorgang so ausführlich dargestellt, 
weil mir ein Artikel der „Zukunft“ vom 26. Mai 1894 beweist, 
wie wenig bekannt in der Oeffentlichkeit diese bereits beste¬ 
hende gesetzliche Bestimmung ist. 1 ) 

Bedauerlicher Weise ist diese Bestimmung im Jahre 1890 
durch eine neue Bestimmung durchlöchert. Es steht indess zu 
erwarten, dass die letzte Bestimmung, nach welcher die Aufnahme 
auch ohne das Attest des zuständigen Physikus erfolgen darf, 
wieder aufgehoben werden wird. 


') In dem fraglichen Artikel heisst es: „Im Allgemeinen sei deshalb 
nur erwähnt, dass znm ersten Punkt (Verbringung eines Kranken in eine 
Irrenanstalt) vielleicht durch Gesetz bestimmt werden kann, dass Niemand, 
der nicht freiwillig die Aufnahme begehrt, in eine Privat - Irrenanstalt 
aufgenommen werden darf, wenn nicht durch eine Bescheinigung eines Irren¬ 
arztes an einer öffentlichen Irrenanstalt oder wenigstens des Kreisphysikus die 
Nothwendigkeit der Unterbringung dargethan ist. Durch eine solche 
Bestimmung wird der Verdacht, dass Jemand grundlos in eine Irrenanstalt 
gesperrt werden kann, beseitigt werden. Auch könnten periodisch wieder¬ 
kehrende Revisionen der Privatirrenanstalten durch irrenärztliche Sachverständige 
angeordnet werden. Wie diese, so werden überhaupt bei dieser gesetzgeberischen 
Reform noch manche andere Bestimmungen weniger feinem ^dringenden Bedllrf- 
niss als vielmehr dem Bestreben entspringen, für alle denkbaren Fälle vorbeu¬ 
gend zu wirken nnd damit zur Beruhigung des Publikums beizutragen.“ 
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Ich füge hier gleich bei, dass die Anzeige von der erfolgten 
Aufnahme binnen 24 Stunden auch an die Staatsanwaltschaft der¬ 
jenigen Gerichtsbehörde zu erstatten ist, bei welcher der Kranke 
seinen Gerichtsstand hat, so dass auch die Staatsanwaltschaft, 
welcher das Entmündigungswesen im öffentlichen Interesse obliegt, 
offizielle Kunde von der Aufnahme und Internirung der geistes¬ 
kranken Person erhält. 

Gleiche Anzeigen sind von der Entlassung des Kranken an 
die genannten Behörden zu machen. 

Die dauernde Kontrole über die internirte Person liegt somit 
in der Hand der Polizeibehörde und des Gerichtes (der Staatsan¬ 
waltschaft). 

Soweit mir bekannt, wird dieses Recht seitens der Staats¬ 
anwaltschaft nur ausgeübt im Interesse der Entmündigung des 
Geisteskranken, während es wünschenswert erscheint, dass diese 
Aufsicht über das Wohl jedes einzelnen Kranken auch seitens der 
Staatsanwaltschaft oder der Polizeibehörde in eine kontinuirliche 
und allgemeinere umgewaudelt würde. Als Organ beider empfiehlt 
sich auch hier der zuständige Physikus, dem bereits jetzt die 
Pflicht obliegt, jede Anstalt zweimal im Laufe des Jahres zu revi- 
diren. Die in Aussicht stehende Medizinal - Reform wird vielleicht 
auch diesen Punkt in’s Auge zu fassen haben. 

Die Einrichtung einer Kommission für die Ueberwachuug der 
Aufnahme und Internirung der Geisteskranken halte ich für eine 
verfehlte Massregel, besonders wenn darin Laien ohne Kenntniss 
der Verwaltung oder Psychiatrie Sitz haben sollen. Im Interesse 
der Sache liegt jedenfalls eine derartige Einrichtung nicht, der 
Stimme der Öffentlichkeit aber wird man um so weniger Rech¬ 
nung tragen müssen, wenn die Oeffentlichkeit so wenig über die 
Angelegenheit unterrichtet ist, wie sie es täglich beweist. 

B. Ich wende mich nunmehr zu der Beleuchtung des jetzigen 
Entmündigungswesens und Streifung der Klagen, welche 
über das Entmündigungswesen und Entmündigungsverfahren laut 
geworden sind. 

Die Gesetzgebung über die Entmündigung wegen Geistes¬ 
krankheit ist ebenfalls eine gute, und die Klagen über Missstände 
auf diesem Gebiete sind im Wesentlichen unberechtigt. 

Auch für die Entmündigung einer Person wegen Geistes¬ 
krankheit ist nicht der Arzt, sondern das Gericht verantwortlich. 
In der Hand des Gerichtes liegt die Wahl, ob es sich dem Urtheil 
des Sachverständigen anschliessen will oder nicht, sowie die Mög¬ 
lichkeit, andere Sachverständige zu hören und sich dadurch weiter 
über den Geisteszustand des Provokaten zu informiren. Und dies 
geschieht in der That auch gar nicht so selten. Es wird dadurch 
die Frage überflüssig, ob bei der Entmündigung analog dem Ver¬ 
fahren bei Obduktionen von vornherein zwei Sachverständige 
fungiren sollen. Ich halte diesen Zwang für überflüssig, insofern 
nur gewährleistet ist, dass der Eine Sachverständige auch wirklich 
die Psychiatrie und zwar die gerichtliche Psychiatrie beherrscht. 

Der ausschlaggebende Faktor für die Entscheidung bleibt 
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der zuständige Amtsrichter und aus diesem Grunde hat der Staat 
Sorge dafür zu tragen, dass dieser die Fähigkeit und Möglichkeit 
hat, sich persönlich ein richtiges Urtheil an der Hand des ärzt¬ 
lichen Gutachtens und der eigenen Anschauung zu bilden. 

Hierin liegt eine Forderung bezüglich der Qualifikation des 
Richters begründet, welche meines Wissens von anderer Seite 
bisher nicht gestellt ist. Der Richter soll im Entmündigungs¬ 
verfahren bewandert sein, ehe er selbstständig und für sich allein 
die wichtige Frage entscheiden darf, ob Jemand wegen Geistes¬ 
krankheit zu entmündigen ist. Ich drücke mich so allgemein aus, 
weil ich annehme, dass über kurz oder lang die Differenz der 
§§. 27, 28 und 29 des A.-L.-R. zu den Akten gelegt sein wird. 
Nicht jeder Richter eignet Bich ohne Weiteres für den Ent¬ 
mündigungsprozess, da zur Beurtheilung eines Geisteskranken nur 
eigene Erfahrung auf diesem Gebiete die Fähigkeit verleiht. 
Gerade der junge und unerfahrene Richter wird sich von dem 
Urtheil der Oeffentlichkeit am ehesten bestechen lassen und für 
das Urtheil des sachverständigen Arztes blind bleiben. Erst die 
weitere Erfahrung belehrt ihn, dass die Beurtheilung des Geistes* 
zustandes einer Person spezielle wissenschaftliche Kenntnisse und 
Erfahrungen erheischt und dass die nöthige Gewandtheit in diesen 
Dingen nur der besitzt, der die zahlreichen und mannigfaltigen 
Bilder der Geisteskrankheiten bereits in sich aufgenommen hat. 
Wenn man auch nicht von dem Richter verlangen kann, dass er 
in der Psychiatrie selbst bewandert sei, so darf man doch von ihm 
fordern, dass er die Wege kennt, auf denen er die Abweichung 
des kranken Geistes erkennt und besonders auch den Einfluss, 
welchen anscheinend geringfügige Krankheitserscheinungen und 
sogenannte partielle Geistesstörungen auf den vernünftigen Willen 
des Erkrankten im Allgemeinen ausüben. 

Der sachkundige Richter wird auch besser in der Lage sein, 
das Gutachten des Arztes zu prüfen, als ein Richter, der in diesen 
Dingen unerfahren und unbewandert ist. Dies gilt namentlich von 
der Prüfung der Quellen, aus welchen die Anamnese und die 
Krankengeschichte stammt. Wenn ihn der Arzt nicht von vorn¬ 
herein darauf hinlenkt, dass dieser und jener Zeuge eidlich zu 
vernehmen sei, diese und jene den Krankenjournalen entnommenen 
Thatsachen einer weiteren Prüfung und Sicherstellung erheischen, 
so wird er aus eigener Initiative hierzu schreiten. Sehen wir 
doch nicht selten, dass eine derartige Sicherung des Materials 
erst in zweiter und dritter Instanz vorgenommen wird und dass 
manche Irrthümer, welche durch eine mangelhafte Prüfung der 
Unterlagen in der ersten Instanz entstanden sind, erst in letzter 
Instanz aufgedeckt werden durch nochmalige Vernehmung von 
Zeugen und Sachverständigen. Und alles dies hätte sich ver¬ 
meiden lassen durch eine rechtzeitige Prüfung und Sicherstellung 
der angeführten Thatsachen in der ersten Instanz. 

Formell sollte ferner von dem Entmündigungsrichter gefordert 
werden, dass er jeden fraglichen Kranken persönlich zu Gesicht 
bekomm!. In diesem Punkte bedarf es meines Erachtens einer 
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Abänderung des bestehenden Gesetzes, welches unter Umständen 
die Entmündigung des Provokaten ohne persönliche Vernehmung 
gestattet. Der Richter ist sehr wohl in der Lage, jeden Provo¬ 
katen zu sehen, ohne der Gesundheit desselben Schaden zu bringen, 
wenn er auch nicht in der Lage sein wird, mit ihm eine Unter¬ 
redung zu führen. Der völlig Blödsinnige oder Paralytische, der 
Rasende, der tief Melancholische, der hochgradige Maniakus, der reni¬ 
tente Querulant und viele andere Arten der Geisteskranken werden 
dem Richter nicht immer Rede stehen, und doch kann ein blosser 
Anblick dem Richter die Ueberzeugung von der Richtigkeit des 
ärztlichen Gutachtens aus eigener Anschauung gewähren, und diese 
Ueberzeugung soll doch der Richter in jedem Falle zu gewinnen 
versuchen. In diesem Punkte kann ich mich völlig einverstanden 
erklären mit der Ansicht des Verfassers des in der „Zukunft* 
erschienenen Artikels „Die Reform der Irrengesetzgebung*. 1 ) 


*) Der ungenannte Verfasser sagt in dem betreffenden Artikel: „Von 
dem Entmündigungsverfahren ist am meisten die Bestimmung angefochten, dass 
der Entmündigungsbeschluss schon auf das Gutachten eines Sachverstän¬ 
digen hin erlassen werden kann. Für jeden Fall das übereinstimmende 
Gutachten zweier Sachverständigen zu fordern geht zu weit; dagegen wird 
man wohl Btatt „Sachverständige“ sagen müssen: „eines Irrenarztes oder des 
Kreisphysikus“. Ein Irrenarzt wäre stets vorzuziehen, sein Gutachten wird aber 
nicht immer zu beschaffen sein, namentlich nicht bei ländlichen Gerichten, die 
von einer Irrenanstalt oft weitab liegen. Jetzt kann der Richter jeden appro* 
birten Arzt zuziehen, er braucht dies aber nicht einmal, wenn er glaubt, dass 
auch andere Personen, z. B. ein nicht ärztlicher Unternehmer einer Irrenanstalt, 
in Folge jahrelanger Erfahrung sachverständig sind. In der Civilprozessordnung 
ist vorgeschrieben, dass der zu Entmündigende unter Zuziehung von Sachver¬ 
ständigen vom Richter vernommen werden muss; die Vorschrift ist aber einge¬ 
schränkt durch die weitere Bestimmung, dass die Vernehmung unterbleiben 
kann, wenn sie nach Ansicht des Gerichtes schwer ausführbar oder für die Ent¬ 
scheidung unerheblich oder für den Gesundheitszustand des zu Entmündigenden 
nachtheilig ist. Der Mittelsatz ist bedenklich. Das Gericht kommt, wenn ein 
bestimmt gehaltenes Gutachten vorhanden ist, zu leicht zu der Ansicht, dass 
nun die Vernehmung für die Entscheidung ganz unerheblich sei, und so unter¬ 
bleibt sie sehr häufig. Bei dem Richter kann die Vernehmung, gerade dnrch 
den persönlichen Eindruck, Zweifel über die Richtigkeit des schon vorhandenen 
oder demnächst eingehenden Gutachtens erwecken, die ihn vielleicht veranlassen, 
noch andere Sachverständige zu hören; der zu Entmündigende stellt vielleicht 
selbst irgend welche Anträge bei seiner Vernehmung, die für die Entscheidung 
der Sache von Erheblichkeit sind. Jedenfalls wird eine Anordnung, dass regel¬ 
mässig die Vernehmung des zu Entmündigenden vor dem Richter stattfinden 
soll, mit zur Stärkung des öffentlichen Vertrauens beitragen. Nur dann, wenn 
wegen des Krankheitzustandes (z. B. bei Tobsucht) die Vernehmung nicht an¬ 
gängig erscheint, wird sie unterbleiben dürfen; in solchen Fällen ist sie aber 

auch für die Entscheidung thatsächlich unerheblich. Der Richter müsste 

ferner nicht nur das thatsächliche Material, das der Gutachter z. B. über das 
Vorleben des zu Untersuchenden, über sein Verhalten in Konflikten, seine Nei¬ 
gungen, die durchgemachten Krankheiten, seine Intelligenz, über die Persönlich¬ 
keit seiner Eltern und Geschwister, über deren Lebenswandel, Krankheiten, 
Todesursachen u. s. w. gesammelt zu haben glaubt, auf seine Beweiskräftigkeit 
nachprüfen, sondern er müsste vor Allem dem Irrenarzt in der Sammlung 
dieses Materials Hülfe leisten, vielleicht ihn, allerdings nach dessen Anleitungen 
handelnd, in dieser Beziehung ganz ersetzen. 

Hierbei würde der Richter oft Gelegenheit haben, zu finden, wie Gerüchte als 
Thatsachen, eben so Angaben des zu Untersuchenden selbst als feststehend an¬ 
genommen und dem Gutachten zu Grunde gelegt sind, während bei genauerer 
Prüfung den Quellen, aus denen der Sachverständige geschöpft hat, nicht der 
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C. In gleicherweise stimme ich ihm bei, wenn er beziehentlich 
des Strafverfahrens an den alten Antrag erinnert, dass man die 
verbrecherischen Irren einer wirksamen Beaufsichti¬ 
gung überweisen solle. 1 ) 

Bisher ist dies nur in unzureichender Weise geschehen. 
Selbst wenn das Gericht den aus §.51 freigesprochenen verbreche¬ 
rischen Irren als gemeingefährlich der Staatsanwaltschaft zuge¬ 
sprochen hat, ist der Staatsanwalt bezüglich seiner Intemirung 
und Ueberwachung an die Ansicht der Polizeibehörde gebunden. 
Diese lässt den betreffenden Geisteskranken noch einmal von ihrem 
polizeilichen Physikus untersuchen und, sobald letzterer zu dem 
gegenteiligen Urtheil kommt, dass der Irre nicht gemeingefährlich 
sei, fühlt sie sich berechtigt, denselben in die Freiheit zu ent¬ 
lassen. Aehnlich verhält es sich mit der Entmündigung solcher 
Irren. 

Es sollte hier ein Modus gefunden werden, um diesen Un¬ 
zuträglichkeiten ein Ende zu machen. 

Die geeignete Behörde zur Ueberwachung dieser verbreche¬ 
rischen Irren scheint mir die Staatsanwaltschaft eventuell in Ver¬ 
bindung mit der Polizeibehörde zu sein. Sie hat die Aufsicht 
über die Strafverbüssung, und in ihrer Hand würde meines Er¬ 
achtens auch die Aufsicht über die gemeingefährlichen Irren am 
besten aufgehoben sein. Um die Sache krass auszudrücken, man 
sollte eine Bestimmung treffen, nach der die bestraften Ver¬ 
brecher in das Gefängniss, die aus §.51 freigesprochenen Irren 
aber zuerst in die öffentliche Irrenanstalt für verbrecherische 
Irren wandern müssten, nicht zur Strafe für ihre gefährlichen 
Handlungen, sondern zum Schutze des allgemeinen Wohles und 
zu ihrem eigenen Besten. 

Auf diese Weise würde den Forderungen der Gerechtigkeit 
und Menschlichkeit gleichzeitig Rechnung getragen werden. 


geringste Werth znkommt und die angeblichen Th&tsachen sich in nichts ver¬ 
flüchtigen. Hier würde dann Etwas von dem früher verworfenen Gedanken, An¬ 
gehörige, Standesgenossen, Bekannte des zu Untersuchenden aus dem Laienstande 
über den Geisteszustand zu hören, verwerthet werden können: ihre Aussagen, in 
beweiskräftiger Form festgesteilt, würden ein brauchbares Material für den ärzt¬ 
lichen Sachverständigen zur Beurtheilung des Vorlebens und des Verhaltens des 
za Untersuchenden sein. Wenn der Richter das thatsächliche Material beherrscht, 
so wird er auch in der Lage sein, das Gutachten wenigstens daraufhin zu prüfen, 
ob es nur auf erwiesenen thatsächlichen Grundlagen aufgebaut ist. Manches 
Gutachten würde ein anderes geworden sein, wenn die als nachgewiesen an¬ 
genommenen Dinge zuvor auf ihre Richtigkeit sorgfältiger geprüft wären. 41 

*) Es heisst in dem fraglichen Artikel; „Für das Strafverfahren würden 
ähnliche Bestimmungen über die Auswahl der Sachverständigen und über die 
Sammlung und Feststellung der thatsächlichen Grundlagen für die Gutachten 
zu erlassen sein. Wenn aber überhaupt die Gesetzgebung dem Irrenwesen ihre 
Aufmerksamkeit zuwendet, dann erinnert man sich vielleicht auch endlich des 
alten Antrags, die Regelung eines Verfahrens herbeizuführen, durch welches ver¬ 
brecherische Irre einer wirksamen Beaufsichtigung überwiesen werden können. 11 
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Streifzug in die Praxis der gerichtlichen Psycho-Pathologie. 

Von Kreiephysikus Dr. Wegner-Lissa i.P. 

Durch den schweren Vorwurf der Herren Stöcker und Ge¬ 
nossen, dass durch Gutachten von Medizinalbeamten gesunde Per¬ 
sonen sollten in’s Irrenhaus gebracht sein, waren Richter und 
beamtete Aerzte eine Zeit lang in lebhafte Bewegung gesetzt 
Durch die angestellten Erhebungen hat sich glücklicher Weise 
herausgestellt, dass bisher kein sicherer Fall konstatirt ist, wo ein 
Medizinalbeamter durch sein Gutachten einen Gesunden hinter die 
Mauern der Irrenanstalt gebracht hätte. Solche Anklagen und 
Vorwürfe haben aber doch immer etwas Gutes an sich, sie regen 
nämlich an zur Selbstbetrachtung. Auch ich möchte im Folgenden 
das angeregte Gebiet einmal durchstreifen, um zu sehen, ob sich 
doch nicht noch hier und da kleine schadhafte Stellen finden, die 
der Besserung bedürftig sind. Das soll geschehen von der Er¬ 
fahrung aus, nicht vom grünen Tisch; es lässt sich am einzelnen 
Falle quasi ad oculos demonstriren, wo der Schuh drückt. 

Im Jahre 1892 musste ich einen 25jährigen Försterssohn 
(geboren im Jahre 1866) zwecks Aufnahme in die Irrenanstalt 
untersuchen. Ich fand eine Art von wildem Menschen vor, Haupt¬ 
haar und Bart struppig, die ganze Haut des Körpers pergament¬ 
braun. Er war bekleidet mit einem zerrissenen Hemd und einer 
zerrissenen Hose, lag auf dem Sopha und schlief. Nachdem er 
geweckt war, blieb er mit stierem Blick sitzen, ohne sich an die 
Umgebung zu kehren; es waren auch keine zusammenhängenden, 
logischen Worte aus ihm heraus zu bekommen, nur so viel war 
zu verstehen: „Alles gehöre ihm, der ganze Wald, die ganze Stadt, 
er sei niemals geboren, er kenne nur ein indisches Kaiserreich.“ 
Durch Nachfragen bei den Angehörigen erfuhr ich, dass in der 
Familie bisher keine Geisteskrankheiten vorgekommen waren. Der 
Untersuchte hatte in der Schule absolut nichts gelernt und musste 
daher wegen zu grosser Dummheit aus derselben herausgenommen 
werden. Versuche, ihn bei irgend einem Handwerker in die Lehre 
zu bringen, waren aus demselben Grunde verunglückt, so dass er 
als Försterssohn, also als Sohn relativ intelligenter Eltern und in 
relativ guter sozialer Stellung, vom 14. bis zum 22. Lebensjahre 
nur zum Viehfüttern und Hüten verwendet werden konnte. Er 
hatte einen boshaften Charakter und ging gleich mit dem geladenen 
Gewehr auf Eltern und Geschwister los. Ungefähr im Jahre 18S9 
oder 1890 brach die offene Geisteskrankheit aus, er fing an sich 
Nachts umherzutreiben und kam nur Tags über zum Essen und 
Schlafen zu Hause; manchmal blieb er mehrere Tage fort und 
nächtigte draussen. Zu meinem Erstaunen erfuhr ich aber auch, 
dass dieser Mensch im Jahre 1886 wegen Nothzucht l 1 /* Jahr 
gesessen hatte und dass auch wegen Brandstiftung eine, allerdings 
abgebrochene Untersuchung gegen ihn im Gange gewesen war. 

Die Sache fing an mich zu interessiren, so dass ich sie in 
den Akten weiter verfolgte. Da fand sich denn, dass in Ermange¬ 
lung eines Medizinalbeamten ein praktischer Arzt den Fall begut- 
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achtet und auf wiederholtes Fragen von Seiten des Richters, des 
Staatsanwalts und des Rechtsanwalts erklärt hatte: „Der Ange¬ 
klagte ist geistig ganz gesund; er weiss genau, was er thut.“ 

Hierin bin ich allerdings nun ganz anderer Ansicht. Geistig 
gesund kann man doch nur denjenigen Menschen nennen, bei dem 
sich alle seelischen Prozesse regelmässig und ihren Gesetzen ge¬ 
mäss abspielen. Dazu genügt es aber nicht, alle aus der Sinnen¬ 
welt entlehnten Reize und Anstösse in Handlungen umzusetzen, 
d. h. reflektorisch oder automatisch sich zu bethätigen. Das kann 
und thut das geschulte Thier auch. Nein, der gesunde Mensch 
soll auch einen der Sinnenwelt entrückten, abstrakten, moralischen 
Kern besitzen, er soll wissen, was gut und böse, Recht und Un¬ 
recht ist und soll auch die Willenskraft haben, diesen Grundsätzen 
im Kampfe mit der Sinnenlust und den bösen Trieben zur Geltung 
und zum Siege zu verhelfen. Diese moralische Kraft hat der An¬ 
geklagte bei Begehung der Nothzucht entschieden nicht gehabt; 
denn die Schule hat es doch zum grösseren Theil mit Heranbildung 
der geistigen, übersinnlichen Güter, d. h. mit der Sammlung des 
objektiven Wissens und der Ausbildung des moralischen Bewusst¬ 
seins zu thun. Wenn der Angeklagte also in der Schule absolut 
nichts gelernt hat, so hat er natürlich auch nicht die Bedeutung 
von Recht und Unrecht begriffen und erkannt; er ist darum bei 
Begehung der Nothzucht nicht zurechnungsfähig gewesen. 

Die Kenntniss dieser psychologischen und psychiatrischen 
Begriffe kann man aber von einem praktischen Arzte, der darüber 
auf der Universität keine Prüfung abzulegen braucht, nicht er¬ 
warten. Es fehlt ihm in der Hast und in der Aufregung der 
Praxis auch die geistige Konzentration, sich mit solchen Gemüths- 
zustands- Untersuchungen zu befassen. Zur Erledigung dieser 
Dinge gehört liebevolle Hingabe an den Gegenstand und liebe¬ 
volles Eingehen in die Gemüthsart eines Menschen. Der Charakter 
eines Menschen setzt sich aus einzelnen Zügen, Gedanken, Be¬ 
griffen, Handlungen zusammen, die alle mit Sorgfalt gesammelt 
werden müssen und woraus dann erst das Gesammtbild des 
Charakters zusammengestellt werden kann. Hierzu hat der prak¬ 
tische Arzt meist weder Zeit, noch Geduld. 

Was können wir nun aus diesem Fall lernen? Dass man in 
der Wahl der Sachverständigen gar nicht vorsichtig genug sein 
kann und dass man am sichersten geht, nur Psychiatern oder Me¬ 
dizinalbeamten die Begutachtung von Gemüthszustands - Unter¬ 
suchungen zu übertragen. 

Der zweite Fall betraf einen imbezillen ortsarmen Menschen 
in den zwanziger Jahren, der seine Hausmutter im Armenhause 
mit Phosphor zu vergiften gesucht hatte. Derselbe hatte von 
Jugend an an Granulosa mit Pannus gelitten, war mikrocephal 
Und hatte in der Schule ebenfalls nichts gelernt. Sein Verstand 
war aber soweit entwickelt, dass er wenigstens die einfacheren 
Dinge des Lebens begreifen konnte und leidlich logische Ant¬ 
worten gab. Hier war die Untersuchung nun bloss auf die Ver¬ 
giftung gerichtet und nur während der öffentlichen Verhandlung 
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wurde ich gelegentlich beauftragt, den Geisteszustand des Ange¬ 
klagten zu beobachten. Ich konnte natürlich nur antworten, nach 
so kurzer Beobachtung lasse sich ein sicheres Urtheil über den 
Geisteszustand eines Menschen nicht abgeben, soviel stehe aber 
fest, dass der Angeklagte minderwerthig sei. Hiermit beruhigte 
sich der Vorsitzende und der Angeklagte wurde verurtheilt. In 
diesem Falle wäre nach meiner Meinung durchaus eine längere 
Untersuchung und Beobachtung des Angeklagten nöthig gewesen, 
es wäre am Ende doch ein anderes Resultat heraus gekommen. 
Ich habe das Gefühl, als ob auch ich nicht richtig gehandelt habe. 
Ich hätte sagen müssen: „Nach so kurzer Beobachtung kann ich 
kein Gutachten über seinen Geisteszustand abgeben, ich schlage 
Vertagung vor.“ Ob freilich der Vorsitzende, zumal der zweite 
Gutachter, ein Arzt, den Angeklagten für leidlich gesund erklärte, 
auf meinen Vorschlag eingegangen wäre, wage ich nicht zu ent¬ 
scheiden. Doch will ich die weiteren Bemerkungen hierüber auf 
den letzten Fall aufsparen. 

In einem dritten Fall handelte es sich um einen Acker wirth 
von 38 Jahren. Derselbe hat einen kleinen spitzen Schädel, 
steht mit eingeschlagenen Händen und stumpfsinnigem Gesichts¬ 
ausdruck da und antwortet entweder garnicht oder nur langsam, 
zögernd und nach langem Besinnen. Er hatte als Knabe einmal 
so heftige Schläge mit einem dicken Knittel auf den Schädel be¬ 
kommen, dass er wie tot davongetragen war. Seitdem hatte er 
in der Schule nichts mehr gelernt; er kann nicht lesen, schreiben, 
rechnen, kennt kein einziges Gebot, kein Kirchenlied u. s. w. Er 
ist als erwachsener Mensch nicht fähig, sich allein seine Kleidung 
zu kaufen, das thut seine Mutter. Trotzdem erkürt sich eine 
Wittwe diesen Menschen — er hatte nämlich 800 Thaler Ver¬ 
mögen — zum Manne; er wurde aber in seiner eigenen Wirth- 
schaft nur zum Vieh füttern benutzt, die Leitung der Wirthschaft 
hatten seine Frau und die Stiefkinder. Er weiss nicht, wie alt 
er ist, wie alt seine Kinder, wie lange er verheirathet ist u. s. w. 
Dieser Mensch sass augenblicklich in Untersuchungshaft wegen 
Nothzucht. Der Untersuchungsrichter, ein sehr intelligenter Herr, 
wurde aber durch das Benehmen des Verhafteten aufmerksam und 
vollends stutzig, als der Angeklagte auf die Frage: Warum haben 
Sie das gethan? antwortete: „Aus Melancholie.“ Mir gab er auf 
dieselbe Frage die Antwort: „Ich habe meine Frau ärgern wollen.“ 
Auf mein Gutachten hin wurde der Angeklagte in Freiheit gesetzt. 
Nun kommt aber das Interessanteste! Vor 3 Jahren war derselbe 
Angeklagte wegen desselben Verbrechens zu l 1 /» jähriger Zucht¬ 
hausstrafe verurtheilt und in den Akten steht von dem Amts¬ 
richter diktirt wörtlich: „Registrirt wird, dass der Beschuldigte 
einen so unsicheren Eindruck macht und seine Antworten so lang¬ 
sam und zögernd erfolgen, dass sich schon jetzt der Schluss zu 
rechtfertigen scheint, dass der Beschuldigte das ihm zur Last ge¬ 
legte Verbrechen begangen hat.“ Ich machte natürlich einen ganz 
anderen Schluss, nämlich dass sein Begriffsvermögen auf einer so 
niedrigen Stufe steht, dass er nur unsicher und langsam antworten 
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kann. Damals wurde der Angeklagte aber pure, ohne weitere 
Gemttthsstand8unter8uchung verurtheilt. 

Zu welchem Schluss drängen uns diese beiden letzten Fälle ? 
Zu der Annahme, dass die Juristen gerichtlich-medizinisch nicht 
genügend vorgebildet sind, es fehlt ihnen zum Theil das richtige 
Interesse und Verständniss für diese Dinge. Ja, ein Jurist, ein 
Staatsanwalt, bat mich, den Angeklagten nicht zu lange mit Unter¬ 
suchungen zu quälen und fügte halb scherzhaft hinzu, die Medi¬ 
zinalbeamten wollten nur immer die Leute für verrückt erklären 
und sie dadurch der Strafe entziehen. Diese Worte sind gewiss 
kein Vorwurf für einzelne Personen; was kann der Richter dafür, 
wenn er unwissentlich die Worte eines Geisteskranken falsch aus¬ 
legt oder wenn er die Grenze zwischen gesund und krank nicht 
richtig zu ziehen versteht? Der Vorwurf trifft das ganze System, 
den Studienplan und die Vorbildung aller Juristen. Ich stehe mit 
meiner Ansicht nicht allein; der vorgenannte Untersuchungsrichter, 
der mit grossem Takt und hingebendem Eifer diese Fälle verfolgte, 
sagte dasselbe. Auch andere Juristen sagten mir: „Ja, wir konnten 
auf der Universität gerichtliche Medizin hören, wir gingen aber nur 
hin, wenn interessante Kapitel gelesen wurden, die langweiligeren 
und mühsameren Vorlesungen über krankhafte Gemüthszustände vor 
Gericht besuchten wir nicht. Eine Prüfung über diese Gegenstände 
brauchten wir nicht abzulegen, also haben wir es nicht gelernt. Nun 
fühlen wir die Lücke.“ Wenigstens die allgemeinsten Formen und 
Erscheinungsweisen der Geisteskrankheiten wird der Richter also 
wohl lernen müssen, um beurtheilen zu können, wo der Sachver¬ 
ständige hinzugezogen werden muss, und auch, um denselben zu 
kontroliren. 

Zum Schluss wollen wir uns die Frage vorlegen, ob nicht 
die Geistlichen — namentlich Stöcker und v. Bodelschwingh 
in Bielefeld —, die so sehr um das Seelenheil der Geisteskranken, 
namentlich der Epileptiker, Imbezillen und Idioten besorgt sind 
und die Behandlung und Erziehung derselbeu für sich in Anspruch 
nehmen, nicht doch mit einer gewissen Berechtigung ihre Ansichten 
verfechten. Bei akuteren Geisteskrankheiten allerdings, wo der 
Krankheitsprozess noch nicht abgelaufen ist, kann nur der Arzt 
in Thätigkeit treten; denn seine Sache ist, Krankheiten zu heilen. 
Wenn aber der Krankheitsprozess abgelaufen ist oder wenn es sich 
um angeborene Zustände handelt, wie meist bei Imbezillität und 
Idiotie, die beide erworben und angeboren sein können, wo also 
nicht mehr viel zu heilen ist, sondern wo es nur darauf ankommt, 
das Vorhandene oder Uebriggebliebene zu erhalten, wo es sich 
gewissermassen also um ein Grenzgebiet handelt, das ohne Unrecht 
jeder Partei zugeschlagen werden kann, da haben wir es nicht 
mehr hauptsächlich mit Psycho-Pathologie, sondern schon mit 
Psycho-Hygiene zu thun und da kann mit Nutzen der Geistliche 
seine Wirksamkeit entfalten. Die Hygiene hat es damit zu thun, alle 
körperlichen und geistigen Organe in normale Funktion zu setzen, 
die schwachen Organe zu kräftigen und zu stärken, die allge¬ 
meinsten körperlichen und geistigen Lebenssubstrate in gesund- 
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heitsgemässer Form darzubieten. Ebenso wie sich Bürgermeister. 
Architekten, Regierungsbeamte, Aerzte u. s. w. vereinigen, um gemein¬ 
schaftlich die Assanation der Städte, Häuser, Wohnungen herbei* 
zuführen und über die Reinheit von Wasser, Luft, Nahrungsmittel 
u. 8. w. zu wachen, ebenso müssten Lehrer, Geistliche, Künstler, 
Aerzte Zusammenhalten, um die allgemeinsten geistigen Güter der 
Menschheit, Religion, Erziehung, Wissenschaften, Kunst u. s. v. 
zu hüten. Und das wird doch wohl Niemand leugnen wollen, dass 
die pädagogische Seite der Behandlung bei einem geistesschwachen 
Menschen besser von einem Geistlichen oder Lehrer, als von einem 
Arzte ausgeführt wird? Leider besteht immer noch, namentlich 
zwischen Aerzten und Geistlichen, zwischen Naturwissenschaft und 
Religionswissenschaft ein gewisser Zwiespalt, so dass oft dadurch das 
harmonische Zusammenwirken zwischen Beiden gestört wird. Und 
doch wäre das gute Einvernehmen leicht herzustellen, wenn nur immer 
die richtige Grenze zwischen Psycho-Pathologie und Psycho-Hygiene 
gezogen würde, wenn die Aerzte nicht aus der Psycho - Pathologie, 
die Geistlichen nicht aus der Psycho - Hygiene herausträten. Noch 
besser, sogar das Allerbeste wäre es, wenn die Aerzte namentlich 
aber die Psychiater und Medizinalbeamten sich entschlossen könnten, 
den allgemeinsten geistigen Lebenssubtraten, also der Psycho-Hygiene 
einige Aufmerksamkeit zuzuwenden und wenn auch die Geistlichen 
und Lehrer lernen möchten, einen Blick in das krankhafte Seelen¬ 
leben zu thun. 

Was haben wir also aus den vorstehenden Auseinanderset¬ 
zungen gelernt? Kleine Schäden giebt es doch noch in der prak¬ 
tischen Handhabung der gerichtlichen Psycho-Pathologie, werden 
diese aber ausgebessert, dann bedürfen wir der Theilnahme der 
Laien nicht, um über die etwaige Aufnahme von Geisteskranken 
in die Irrenanstalt zu entscheiden, wie es vorgeschlagen ist; daun 
sind wir Richter und Medizinalbeamten auch allein im Stande, 
alle einschlägigen Fragen auf diesem Gebiete zu entscheiden. 
Laien, namentlich aber Geistliche und Lehrer kommen erst bei 
Geisteskranken in Thätigkeit, wenn der Krankheitsprozess ab¬ 
gelaufen ist und die Hygiene in ihr Recht tritt, wo es sich darum 
handelt, die noch vorhandene schwache Geistesflamme, so weit es 
geht, zu schüren und anzufachen. 


Aus Versammlungen und Vereinen. 

Bericht über die zweite Versammlung dem Vereins der 
Medizinalbeamten des Regierungsbezirks Posen. 

An der zweiten, für den 19. Mai 1894 einberufenen Versammlung des 
Vereins nahmen ausser dem Vorsitzenden, dem Reg.- uud Med.-Rath Herrn Dr. 
Gerönne zu Posen, und dem als Gast erschienenen Geh. Med.-Rath Herrn Dr. 
Rehfeld zu Posen 20 Kreisphysiker und 1 Kreiswundarzt Tkeil. 

Nach Eröffnung und Begrüssung der Versamralüng durch den Herrn 
Vorsitzenden gedenkt derselbe der inzwischen verstorbenen Kollegen Kr.- 
Phys. Dr. Powidzki - Schrimm und Kr.-Wundarzt Dr. Kutzncr-Kriewen. 
Im Anschluss hieran bittet der Herr Vorsitzende die Mitglieder, die Sammlungen 
für die segensreichen Hufeland’scheg Stiftungen, welche während der letzten 
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Jahre im Bezirk erfreulicher Weise einen stetig wachsenden Ertrag, im letzten 
Jahre von 847 M. gegen 600 M. im Vorjahr, ergeben haben, auch künftighin 
nach Kräften zu fördern. 

Nachdem auf diesbezügliche Anträge hin von der Versammlung beschlossen 
worden, die ärztlichen Mitglieder des Provinzial • Medizinal * Kollegiums als Gäste 
zu den Konferenzen des Vereins einzuladen und die pro pbysicatu geprüften, 
jedoch noch nicht beamteten Aerzte als Gäste zuzulassen, wurde in die Tages¬ 
ordnung eingetreten. 

Der Herr Vorsitzende begann zunächst mit verschiedenen Mittheilungen 
und einer 

Besprechung der wichtigsten seit der letzten Konferenz ergangenen 
Ministerial - Erlasse und Regierungs-Verfügungen. 

Hierbei kamen unter anderen folgende Gegenstände zur Sprache: 

1. Die aufgeworfene Frage, ob es sich empfiehlt, behufs Verhütung von 
Vergiftungen durch den Genuss giftiger Pilze eiue Bezirks-Polizei-Verfügung, 
betreffend das Feilhalten und den Marktverkehr von Pilzen zu er¬ 
lassen, wird von der Versammlung verneint, da erfahrnngsgemäss durch den 
Genuss von Marktpilzen nur ganz ausnahmsweise Vergiftungen hervorgerufen 
werden, vielmehr die Vergifteten fast regelmässig auch die Einsammler der 
Pilze sind. 

Für richtig wird dagegen erachtet die fortgesetzte Belehrung durch die 
Schulen und die Presse. Für die letztere soll ein ausführliches Gutachten des 
Apothekervereins des Regierungsbezirks Posen demnächst veröffentlicht werden. 

2. An die Besprechung der Verfügung vom 16. Dezember 1898, die Sta¬ 
tistik der Todesfälle an Pocken betreffend, knüpft der Herr Vorsitzende 
die Mittheilung, dass gegenwärtig in mehreren Kreisen des Bezirks Pocken¬ 
erkrankungen in Folge Einschleppung aus Russland aufgetreten sind, und empfiehlt 
gegebenen Falls die ungesäumte Anordnung und strenge Durchführung der erfor¬ 
derlichen Abwehrmassregeln, insbesondere der möglichst frühzeitigen Zwangs¬ 
impfung nach Massgabe der §§. 55 und 56 des Regulativs vom 8. August 
1835, indem anderweitige Vorschriften zur Abwehr der Pocken im Bezirke nicht 
bestehen (cfr. §. 18 Abs. 3 des Reichsimpfgesetzes vom 8. April 1874 und §. 3 
des Ausführungsgesetzes vom 12. April 1875. Hiernach fallen die Kosten den 
betreffenden Kreisen und nicht dem Fiskus zur Last, welcher in der Provinz 
Posen die Polizeikosten auf dem Lande trägt). 

3. Für das unter dem 29. Januar 1893 den Physikern mitgetheilte zu 
den Begutachtungen von Brunnen an lagen beim Trinkwasser zu benutzende 
Schema stellt der Herr Vorsitzende bei Rekapitulation der Vorschläge über den 
Gang und das Ergebniss der Untersuchungen wesentliche Aenderungen in Aus¬ 
sicht. Kr.-Phys. Dr. Sch röd er-Wöllstein, der sich mit der Frage nach Bes¬ 
serung der Brnnnen- und Trinkwasserverhältnisse im Bezirke besonders eingehend 
befasst, wird die einschlägigen Punkte bis Herbst ausarbeitcu. Bei dieser Ge¬ 
legenheit wird von Neuem betont, dass bei den Begutachtungen von Trinkwasser 
in allen Fällen als erste Sachverständige die Physiker, nicht etwa die Apotheker 
und Chemiker zu fungiren haben, indem die chemische, mikroskopische und bak¬ 
teriologische Untersuchung des Wassers wohl ein die Beurtheilung unterstützendes 
Material liefert, für sich allein aber hierfür nicht genügt, vielmehr die lokale 
Besichtigung und Untersuchung der Brunnenanlage durch den Kreisphysikus als 
unerlässlich angesehen werden muss. Auch die Uebersendung von Wasserproben 
an chemisch-bakteriologische Institute zur Untersuchung ist hinsichtlich der 
definitiven Begutachtung des Charakters eiues Brunnens im Ganzen zwecklos. 

4. Die Frage der Prüfung, Nachprüfung und Beaufsichtigung 
der Fleischbeschauer wird leider nicht nach den in der vorigen Konferenz 
des Vereins kundgegebenen Wünschen geregelt werden. Die diesbezügliche von 
der ad hoc gewählten Kommission an die Vorgesetzte Behörde gemachte Ein¬ 
gabe, in welcher um die dauernde Uebertragung der fraglichen Geschäfte in 
Zukunft entweder an die Kreisphysiker oder die Kreisthierärzte allein gebeten 
worden war, ist, wie Kr.-Pbys. Dr. Rubensohn-Graetz mittheilt, von dem 
Herrn Minister nicht berücksichtigt worden. Während die Vorbildung und 
Prüfung der Fleischbeschauer sowie die Beaufsichtigung der Fleischschau beiden 
Beamtenklassen gleichmässig übertragen ist, haben dieselben mit den Geschäften 
der Nachprüfungen je eines Drittels der Fleischbeschauer jährlich abzuwechseln. 
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Es wurden Befürchtungen laut, dass nicht zum besten der Sache diese Geschäfts¬ 
gemeinschaft ausfallen könne, und dass Kollisionen unvermeidlich seien. 

II. Hierauf hielt Herr Kr.-Phys. Dr. Schleussuer-Eawitsch einen 
Vortrag über das Thema: 

Der Erlass vom 16. Dezember 1893 über die Einrichtung n. s. w. der 
Apotheken nnd die Betbeilignng der Kreisphysiker bei der Beaufsich¬ 
tigung derselben. 

Nachdem hervorgehoben, dass schon mit Beginn des Jahrhunderts im 
Landrecht und der revidirten Apothekerordnung die gesunden Grundlagen für 
die Entwickelung des Apothekerwesens in Preussen geschaffen waren, wurde die 
weitere Apothekergesetzgebung kurz gestreift, die jetzt gütigen, theils Reichs-, 
theils Landesgesetze näher bezeichnet und hierauf der Erlass vom 16. Dezember 
1893 über Einrichtung der Apotheken u. s. w. eingehend besprochen. Dabei 
wurde alles neue in demselben hinsichtlich der Forderungen für die Einrichtung 
und den Betrieb besonders hervorgehoben. Eine sehr dankbare Aufnahme fand 
die Heranziehung der Physiker zur Aufsichtführung über die Apotheken in dem 
Erlass, eine Thätigkeit, welche in der Praxis mehr oder weniger ganz aufgehört 
hatte. Die Verfügung der Königlichen Regierung zu Posen vom 19. Juni 1892 
mit der Anordnung regelmässiger Besichtigungen der Apotheken und Vermerke 
darüber in dem Arbeits- und Giftbuche hatte im diesseitigen Bezirk bereits 
Wandel geschaffen, durch den Erlass sei nun diese Forderung wieder allgemein 
von dem Herrn Minister gestellt worden. Als die wichtigsten Punkte in der 
Beaufsichtigung der Apotheken durch die Kreisphysiker wurden hingestellt: 

1. Gründliche Kontrole der Ausbildung der Lehrlinge, Einsicht der Arbeits¬ 
bücher, Herbarien etc., Feststellung ob und wieviel der Lehrling mit der Aus¬ 
führung praktischer Arbeiten im Laboratorium beschäftigt wird. 

2. Aufsicht über die beständige Ordnung und Sauberkeit in allen Apo¬ 
thekenräumen nnd die durch den Erlass vorgeschriebene richtige Einrichtung 
und Ausrüstung. Besichtigung der Schränke und Räume für Nebenvorräthe, 
Obsoleten (Obsoletenschränke u. s. w.). 

3. Kontrole über Abgabe stark wirkender Arzneimittel u. s. w. sowie 

4. über die Taxirungen der Rezepte. 

5. Ermittelungen hinsichtlich verbotswidrigem Vorräthighalten von fer¬ 
tigen Pulvern, Arzneilüsungen, Infusen u. a. m., Feststellung, ob die Arbeitsränme 
zur Herstellung von Arzneipräparaten benutzt bezw. nicht zu anderen Zwecken 
(als Waschküche, Schlafraum u. a. m.) missbraucht werden. 

6. Die Einrichtung der Giftschräuke, Bestimmungen über den Giftverkehr. 

7. Handhabung des Verkehrs mit Geheimmitteln (Aufbewahrung derselben, 
Abgabe im Handverkaufe, Reklamen u. s. w.). 

8. Ist der Apotheker und sein Personal als Fleischbeschaner beschäftigt, 
Prüfung des Mikroskops und der zur Fleischschau angewendeten Geräthschaften. 

Die Frage, ob in Zukunft die Apotheken am Wohnorte des Medizinal- 
bearaten nach §. 28 des gedachten Erlasses einmal jährlich oder auf Grund 
der Regierungs-Verfügung vom 19. Juni 1892 viermal jährlich von dem¬ 
selben zu reviiliren seien, beantwortet der Herr Vorsitzende dahin, dass er die 
Zahl der Revisionen einem jeden Physikus unter Berücksichtigung des Zustandes 
seiner Apotheken und der sonstigen Verhältnisse anheimstellen müsse. 

III. Die Besichtigung der Drogen- und ähnlicher Handlungen und die 
Thätigkeit des Medizinalbeamten bei denselben (Minist.-Erlass vom 

1. Februar 1894). 

H. Kr.-Phys. n. San.-Rath Dr. Rubensohn: Während über Einrich¬ 
tung und Betrieb der Apotheken, sow r ie über die Beaufsichtigung derselben 
durch regelmässige Revisionen schon im Medizinal - Edikt vom 27. September 1725 
recht genaue Vorschriften gegeben worden sind, wird der sonstige Verkehr mit 
Giften nnd die Beaufsichtigung des Handels mit denselben zuerst in der Allerh. 
Ordre vom 10. Dezember 1800 erwähnt. Dieselbe führt die Ueberschrift: „An¬ 
weisung für sämmtliche Apotheker und Materialisten in den Kgl. 
Landen, wie sie sich bei Aufbewahrung und Verabfolgung von Giftwaaren zu 
verhalten haben“, und lautet im § 7 folgendermassen: 

„Auch die Materialisten, welche Giftwaaren verkaufen, sollen 
alle vorstehenden, den Apothekern bei der Aufbewahrung und Debi- 
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tirnng der Gifte gegebenen Anweisungen gleichmässig befolgen, und 
behalten Wir Uns vor, die Grenzlinien des Debits der Gifte 
zwischen den Apothekern und Materialisten näher zu bestimmen, auch 
diese so wie jene der Visitation and Kontrolürang Unserer Medizinal- 
Behörde zu unterwerfen.“ 

Dieser Allerh. Erlass bildet heute noch die Grundlage für alle den Ver¬ 
kehr mit Giftwaaren and Arzneimitteln betreffenden Bestimmungen and besteht 
aas 8 Paragraphen folgenden Inhalts: 

§. 1 enthält die damals als direkte Gifte bezeichneten Substanzen, and 

zwar: 

alle Arsenicalia, die, soweit damals bekannt aafgezählt werden, ferner 
Mercnrius sublimatus corrosivus, Mercurins praecipitatus ruber, aosserdem Eu¬ 
phorbium und Niesswurz. 

§. 2 schreibt genau die Trennung dieser Substanzen unter einander und 
von anderen Substanzen, sowie besondere Gerätschaften für dieselben vor. 

§. 8 ordnet an, dass dieselben, aasser wenn sie von approbirten Aerzten 
verschrieben worden sind, nur an, dem Verkäufer bekannte resp. sichere and 
zuverlässige Personen and auch nur gegen gültige Scheine verabfolgt werden 
dürfen. 

§. 4 bestimmt, dass die Giftscheine in den Apotheken (und nach §. 7 
selbstverständlich auch in den betr. Material- resp. Droguen - Handlangen) za 
numeriren and sorgfältig aufznbewahren, auch in ein besonderes Giftbach, 
welches bestimmt vorgeschriebene Kolumnen haben muss, eingetragen werden 
sollen. 

§. 5 ordnet die Art der Verabfolgung dieser Gifte an. Es sollen: 

„a) diese Giftwaaren nicht in blossen Papierbüllen, sondern in Behältnissen 
von dichtem Holze oder von Steingut verabreicht, 

b) solche Behältnisse sorgfältig und fest verbunden, versiegelt, oder sonst 
wohl verwahrt werden (welche Bestimmungen auch heute noch voll in 
Gültigkeit sind), auch ist 

c) die Art des darin enthaltenen Giftes und überdem noch das Wort 
„Gift“ besonders deutlich auf die Signatur zu schreiben. Nicht minder sind 

d) zu noch mehrerer Bezeichnung für Personen, die des Lesens 
unerfahren sind, diese Behältnisse mit dreien in die Augen fallenden 
schwarzen Kreuzen von der zur Bezeichnung der Grabmäler gebräuch¬ 
lichen Gestalt festhaltend zu bezeichnen.“ 

Nach •§. 6 soll auch in Betreff sämmtlicher übrigen heftig wirkenden 
Mittel die grösste Vorsicht beobachtet werden, insbesonders sollen Aq. Lauro- 
Cerasi, Opium und dessen Präparate, Aconitum, Belladonna, Cicuta virosa, 
Conium maculatum und andere Mittel dieser Art in abgesonderten und ver¬ 
schlossenen Bäumen aufbewahrt und im Handverkauf gar nicht, sondern nur 
auf ärztliche Rezepte verabfolgt werden. 

§. 7 ist schon vorher erwähnt. 

§. 8 droht Bestrafung für Nichtbefolgung dieser Vorschriften an. 

Unterm 19. Januar 1802 wurde dann als Anhang zur revidirten Apotheker- 
Ordnung vom 11. Oktober 1801 eine ähnliche Bestimmung über AufbeWährung 
and Verkauf von Giften für die Apotheker erlassen. 

Eine weitere Regelung des Verkehrs mit Arzneimitteln enthält das Re¬ 
glement vom 16. September 1886, welches sub Nr. 6 lautet: 

„Die Medizinal-Polize i-Behörden bleiben zur Revision der 
Waarenlager und Waarenbehältnisse aller Personen, welche mit Arznei¬ 
mitteln handeln, nach wie vor verpflichtet und hinsichtlich der Gift¬ 
waaren, deren Transport, Aufbewahrung und Verabfolgung bewendet 
es ebenfalls bei den dieserhalb bestehenden, auch auf Nicht - Apotheker 
anzuwendenden Vorschriften.“ 

Späterhin wird in dem Ministerial - Erlass vom 14. Februar 1855 über die 
Aufbewahrung der Gifte in Materialhandlungen etc. noch besonders folgen¬ 
des, was nach § 7 der vorher angeführten Kabinets-Ordre vom 10. Dezember 1800 
eigentlich selbstverständlich ist, angeorduet: 

„Demgemäss (nämlich wie in Apotheken) wird auch in Drogerien und 
Materialläden die Aufbewahrung von Giften niemals in dem Verkaufs¬ 
lokal, in anderen, zum Geschäftslokale gehörigen Räumen aber nur 
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unter der Bedingung der vollständigen Absonderung von 
anderen genießbaren Stoffen zu gestellen sein.“ 

Für die Art der Revision der Drogen-Handlungen war sehr wichtig 
ein Gutachten der Kommission zur Bearbeitung der Arzneitaxe, welches den Regie¬ 
rungen durch die Ministerial- Verfügung vom 25. März 1848 zur Beachtung 
mitgetheilt wurde. Dasselbe enthält folgende Bestimmungen: 

1. „Es unterliegt keinem Zweifel, dass auch in den Drogen-Handlungen 
die Arzneibehälter ordnungsmässig signirt sein müssen. 

2. Die Vorschriften der Landes - Pharmacopoe über die Aufbewahrung 
der sub B aufgezählten Mittel im Giftschrank, bezw. in der Gift¬ 
kammer und über die Trennung der sub C aufgeführten Mittel den 
übrigen Arzneiwaaren auch für die Drogisten massgebend sind. 

3. Bei der Visitation der Drogen-Handlungen haben die Kommissarien 
zwar auf die Güte und Echtheit der vorhandenen Arzneimittel und 
chemisch - pharmazeutischen Präparate Rücksicht zu nehmen und den 
Befund in den aufzunehmenden, der Regierung einzusendenden Proto¬ 
kollen Anzugeben; es ist aber mit minderer Strenge, als bei der Visi¬ 
tation der Apotheken zu verfahren, in welchen nach der Instruktion 
vom 21. Oktober 1819 die nicht gut befundenen Arzneiwaaren sofort 
kassirt werden sollen, da den Drogisten nicht untersagt ist, auch 
Drogen geringerer Güte und chemische Präparate von nicht vollkom¬ 
mener Reinheit feilzuhalten und dieselben an Gewerbetreibende und 
resp. Thierärzte debitiren zu können.“ 

Diese Anweisung ist durch den §. 6 der jüngsten Vorschriften über die 
Besichtigung der Droguen-Handlungen (Runderlass v. 1. Februar 1894) schärfer 
präzisirt. 

Seit der Begründung des Deutschen Reiches beruhen alle Verfügungen, 
Erlasse etc. über den Vertrieb von Arzneiwaaren auf folgenden Bestimmungen 
der Reichsgewerbe - Ordnung : 

§. 6 Alinea 2. „Durch kaiserliche Verordnung wird bestimmt, welche 
Apothekerwaaren dem freien Verkehr zu überlassen 

§. 14. „Wer den selbstständigen Betrieb eines stehenden Gewerbes anfängt, 
muss den für den Ort, wo solches geschieht, nach den Landesgesetzen 
zuständigen Behörden gleichzeitig Anzeige davon machen.“ 

§. 34 Abs. 3. „Die Landesgesetze können vorschreiben, dass zum Handel 
mit Giften pp. besondere Genehmigung erforderlich ist.“ 

§. 147 Nr. 1. „Mit Geldstrafe etc. wird bestraft, wer den selbstständigen Be¬ 
trieb eines stehenden Gewerbes, zu dessen Beginne eine besondere 
polizeiliche Genehmigung erforderlich ist, ohne die vorschriftsmässige 
Genehmigung unternimmt oder fortsetzt.“ 

In Betreff der Bestrafung sonstiger Zuwiderhandlungen gegen die 
Vorschriften über den Handel mit Giftwaaren etc. kommen die Bestimmungen 
des §. 367 des Strafgesetzbuchs in Betracht: 

„Mit Geldstrafe etc. wird bestraft: 

3. Wer ohne polizeiliche Erlaubnis Gift oder Arzneien, soweit der Handel 
mit denselben nicht freigegeben ist, zubereitet, feilhält, verkauft, oder 
sonst an Andere überlässt. 

5. Wer bei der Aufbewahrung oder bei der Beförderung von Giftwaaren 

.oder bei der Ausübung der Befugniss zur Zubereitung oder 

Feilhaltung der Arzneien die deshalb ergangenen Verordnungen nicht 
befolgt.“ 

In Folge des §. 6 Absatz 2 der R. - Gewerbe - Ordnung wurde der Ver¬ 
kehr mit Apothekerwaaren zuerst durch die Allerh. Verordnung vom 25. März 1872 
geregelt, diese jedoch schon unterm 5. Januar 1875 durch eine neue ersetzt, 
an deren Stelle endlich die jetzt noch geltende Verordnung vom 27. Januar 1890 
getreten ist. 

Auf Grund des §. 34 der Reichsgewerbe - Ordnung veranlasst© der Herr 
Medizinal-Minister unterm 29. Juli 1878 die einzelnen Regierungen in 
nähere Erwägung zu ziehen, ob nicht die alten Bestimmungen über den Gift¬ 
handel einer Neuregelung bedürfen, weshalb auch bei uns die bis dahin hierfür 
geltenden Vorschriften durch die Polizei-Verordnung vom 9. Dezember 1878 er¬ 
setzt wurden, die noch jetzt Geltung hat. Diese lokale Regierungs-Verordnung und die 
Kaiserliche Verordnung vom 27. Januar 1890 bilden die Grundlage für alle Revisionen 
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der Drogen-Handlungen. Bisher sollten diese Revisionen durch die Kreis - Physiker, 
falls sie am Orte der betr. Handlung wohnten, regelmässig jährlich ein Mal, an den 
anderen Orten gelegentlich anderer Dienstreisen und ausserdem durch die 
Apotheken-Revisionskommission bei Gelegenheit der Apotheken-Revisionen vor¬ 
genommen werden; letzteres ist wohl meistens geschehen, dagegen haben die 
meisten Kreis-Physiker äusserst selten die Drugenhandlungen ihres Amts¬ 
bezirks sich genau angesehen. Deshalb erlies« der Herr Regierungs-Präsident 
unseres Regierungs-Bezirks die neue Verordnung vom 10. Juni 1893, welche 
nochmals regelmässige Revision seitens der Kreis-Physiker anordnet und genau 
an führt, aut welche Punkte hei der Revision Seitens der Physiker ganz besonders 
zu achten ist. Hierzu sind nunmehr noch die von dem Herrn Minister der 
geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten und dem Herrn Minister 
des Innern unterm 1. Februar 1894 erlassenen Vorschriften über die Besichti¬ 
gungen der Drogen-, Material-, Farben- und ähnlichen Handlungen getreten. 
Ehe wir diese jedoch in ihren einzelnen Punkten genauer betrachten, scheint es 
zweckmässig, vorher noch einige Bestimmungen der Bezirks-Verordnung vom 9. De¬ 
zember 1878 und der Kaiserlichen Verordnung vom 27. Januar 1890 zu be¬ 
sprechen. 

Was zunächst die Verordnung vom 9. Dezember 1878 betrifft, so lautet 
der 1. Absatz des §. 1 folgende™assen: 

„Alle zum Handel mit Giftwaaren befugte Personen mit Einschluss 
der Apotheker dürfen die in der Anlage A namhaft gemachten Gifte 
und alle anderen denselben gleichwirkenden Stoffe nur in eigenen ab¬ 
geschlossenen Räumen mit festen Gelassen aufbewahren.“ 

In Anlage A sind nun aufgeführt: Alkaloide, Arsenicalia, Mercurialia, 
Phosphor und Cyanata. Die Alkaloide fallen für die Drogen-Handlungen nach 
der Verordnung vom 27. Januar 1890 fast alle fort, ebenso sind in Betreff der 
anderen direkten Gifte lur Drogen - Handlungen selbstverständlich die Bestim¬ 
mungen vom 27. Januar 1890 allein massgebend. Ueberhaupt werden wohl in 
kleinen Städten alle in Anlage A aufgeführten Gifte, abgesehen vielleicht von 
arsenhaltigen Farben, sehr selten in Drogen-Handlungen geführt werden. 

Die weiteren Absätze des §. 1 enthalten Vorschriften, wie die Gifte in 
den abgesonderten Räumen aufzubewahren sind, insbesondere ist die Art der Be¬ 
festigung der Signaturen auf den Gefä-sen und die Farbe dieser Signaturen be¬ 
stimmt. Darnach muss die Farbe der Signaturen von der aller anderenauf 
sonstigen Gefässen befindlichen Signaturen verschieden sein. 
Fiir die Apotheken hat diese Vorschrift, keine Geltung, da für diese die Art der 
Signirung der Stamlgefüsse durch §. 8 der Allgemeinen Verfügung betr. die 
Einführung des Arzneibuches für das Deutsche Reich, III. Ausgabe vom 21. No¬ 
vember 1890 und durch g. 10 des Erlasses vom 4. Dezember 1891, betreffend 
die Abgabe stark wirkender Arzneimittel bekannt ist. Nach den hier ge¬ 
gebenen Vorschriften müssen zur Verhütung von Verwechslungen bei Neu-Ein¬ 
richtungen von Apotheken in allen Geschäftsräumen die Gelasse und Behältnisse 
für die indifferenten Mittel mit schwarzer Schrift auf weissnn Grunde, für die 
Mittel der Tabelle B. mit weisser Schrift auf schwarzem Grunde und für die¬ 
jenigen der Tabelle 0 mit rother Schritt auf weissein Grunde bezeichnet sein. 
Für die bereits im Betriebe befindlichen Apotheken können bis zum 31. De¬ 
zember 1900 die bisherigen Signaturen beibehalren werden, falls sie für 
jede der 3 genannten Kategorien eine besondere, dieselben unter einander auf¬ 
fallend unterscheidende, in allen Geschäftsräumen glcichmässig durchgeführte 
Farbe haben. 

Alle diese letzterwähnten Vorschriften über die Signatur der Behältnisse 
von Giften und Arzneimitteln in den Apotheken gelten aber unter Aufhebung 
der betr. Bestimmungen der Verordnung vom 9. Dezember 1878 auch für die 
Drogen- und ähnlichen Handlungen mit Giftwaaren. Zunächst ist schon in 
einem Erkenntnisse des preussischen Oberverwaltung« - Gerichts vom 2. Fe¬ 
bruar 1878 die Ansicht ausgesprochen, dass alle Bestimmungen, welche für die 
Apotheker wegen Aufbewahrung der Gifte, Signatur der betreifenden Standge- 
fässe u. s. w. erlassen worden sind, auch bei Drogen - Handlungen Anwendung 
finden. Diese Ansicht ist freilich in dem ipi. Erkenntnis» nicht richtig dadurch 
begründet, dass die betr. Anordnung angeblich durch die Min.-Verf. vom 14. Fe¬ 
bruar 1855 (Eulenberg, das Medizinahvcsen S. 557) getroffen sei; denn diese 
Verfügung enthält nichts über die Signatur der Arzneimittel-Gelasse, sondern 
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spricht nur über die gesonderte Aufbewahrung der Gifte und bat im 2. Absätze, 
wie schon vorher erwähnt, folgenden Wortlaut: 

„Demgemäss wird auch bei Drogerie- und Material-Läden die Auf¬ 
bewahrung von Giften niemals in dem Verkaufslokale, in anderen 
zum Geschäftslokale gehörigen Räumen aber nur unter der Be¬ 
dingung der vollständigen Absonderung von anderen geniess- 
baren Stoffen zu gestatten sein.“ 

Dagegen spricht Eulenbe rg im Buch texte selbst auf der oben vorher 
erwähnten Seite 557 vor Mittheilung der betr. Min. - Verfügung seine eigene 
Ansicht folgendermassen aus: 

„Alle Bestimmungen, welche für die Apotheker wegen Aufbewahrung 
der Gifte, Signatur der betreffenden Standgefässe und Absonderung der 
stärker wirkenden Arzneiwaaren erlassen worden sind, finden auch auf 
Drogen - Handlungen Anwendung.“ 

Diese seine Meinung scheint der Autor durch die vorherige Anführung 
der schon oben von mir erwähnten Min.-Verf. vom 25. März 1848 sttttzen zu 
wollen, welche letztere in Anl. A sub 1, wie hervorgehoben, wörtlich sagt: 

„Es unterliegt keinem Zweifel, dass auch in den Drogen - Handlungen 
die ArzneibehiUter ordnungsmässig signirt sein müssen.“ 

Was unter ordnungsmässigor Signatur in den Drogen-Hand- 
lungen zu verstehen ist, kann man nur auf Grund des schon vorher erwähnten 
§. 7 des Allerh. Erlasses vom 10. Dezember 1800 und aus Analogie mit Nr. 2 
der erwähnten Min.-Verf. vom 25. März 1848 bestimmen. Ersterer besagt, dass 
alle in dem qu. Erlasse den Apothekern bei der Aufbewahrung und Debitirung 
der Gifte gegebenen Anweisungen auch von den Materialisten befolgt werden 
sollen; in der letztgenannten Verfügung heisst es sub 2: 

„Die §§. 4 und 5 der 6. Auflage der Landes - Pharmakopöe vorge¬ 
druckten Allerh. Kabinets - Ordre vom 5. Oktober 1846 sind auch für 
die Drogisten massgebend, so dass die in der Tabelle B aufgezählten 
Gifte im Giftschranke ev. in der Giftkammer, die in der Tabelle C 
angezeigten drastischen Mittel von den übrigen Arzneiwaaren 
getrennt aufbewahrt werden müssen.“ 

Hiernach erscheint es unzweifelhaft, dass in Betreff der Signaturen der 
Gifte- resp. Arzneimittelbehälter wie für die Apotheker auch für die Drogen- 
Handlungen Nr. 8 der vorher angeführten Bestimmungen vom 21. Novbr. 1890 
und §. 10 des Erlasses vom 4. Dezember 1891 Geltung haben. 

Die weiteren Paragraphen der Reg.-Verordnung vom 9. Dezember 1878 
enthalten noch genaue Vorschriften über Aufbewahrung und Verkauf resp. Ver¬ 
abfolgung von Giften und Arzneimitteln an das Publikum, welche ebenfalls 
theilweise durch die neueren für die Apotheken erlassenen Bestimmungen auf¬ 
gehoben sind. Da die meisten Drogisten diese letzteren nicht kennen, so ist es 
nicht zu verwundern, dass sie glauben, nur die Reg.-Verord. vom 9. Dezember 
1878 beachten zu müssen, die in vielen wesentlichen Punkten als aufgehoben 
zu erachten ist. Es dürfte daher dringend nöthig sein, dieselbe durch eine neue 
zu ersetzen, welche dann nur Vorschriften für die Drogen- und ähnliche Hand¬ 
lungen zu enthalten braucht. Dasselbe dürfte mit ähnlichen in jener Zeit er¬ 
lassenen Polizeiverordnungen, betr. den Gifthandel, der Fall sein. 

Was die Kaiserliche Verordnung vom 27. Januar 1890 betrifft, so wird 
cs sich bei Uebertretung der Bestimmungen des §. 1 stets darum handeln, ob 
die sub A anfgeführten Zubereitungen als Heilmittel feilgehalten oder ver¬ 
kauft werden. Nun stand bei den Tinkturen in den Verordnungen vom 14. Januar 
1875 ausdrücklich der Zusatz: „mit Ausnahme von Essenzen zur Anfertigung 
geistiger Getränke zur Haushaltung“, welcher Zusatz in der Verordnung vom 
27. Januar 1890 fortgelassen worden ist. In den Anmerkungen zu dieser Ver¬ 
ordnung, welche Rap in und derselben in der Zeitschrift für Medizinalbeamte 
pro 1890 hinzufügt, wird die Ansicht ausgedrückt, dass diese Ausnahme nicht 
mehr erwähnt worden ist, wohl mit Rücksicht darauf, dass diese Zubereitungen 
als Heilmittel überhaupt nicht in Frage kommen. Aber sowohl nach der Ver¬ 
fügung vom 25. März 1872, als auch nach derjenigen vom 14. Januar 1875 
durften Tinkturen nur zu Heilzwecken nicht feilgehalten und verkauft 
werden, trotzdem ist der Zusatz in der späteren Verordnung ausdrücklich hinzu¬ 
gefügt worden. Boettgcr sagt in seinem Buche: „Ueber den Verkehr mit 
Arzneimitteln“ zu Tinkturen Folgendes: 
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„Die sog. Kräuterbitter, Magenbitter, Magenessenzen, sofern ihnen 
auf der Etikette heilkräftige Eigenschaften beigelegt werden, müssen 
sämmtlich als „Tinkturen“ im Sinne der Verordnung vom 27. Januar 
1890 betrachtet werden, deren Feilhalten und Verkauf ausserhalb der 
Apotheken nicht gestattet ist.“ 

Hieraus muss man scbliessen, dass Boettger der Ansicht ist, dass, falls 
auf den Etiketten solch Hinweis auf die heilkräftige Eigenschaft nicht vorhanden 
ist, das Feilhalten und der Verkauf solcher Essenzen auch den Drogenhändlern 
freizugeben ist. In der Stadt Grätz hat z. B. ein Drogist durch Zeugen nach¬ 
gewiesen, dass er die betr. Essenzen wirklich an Schankwirthe zur Bereitung 
von Schnäpsen etc. verkauft hat. Diese so strittige Frage ist jetzt seitens des 
Königl. Amtsgerichts Grätz der Zentral - Kommission für pharmazeutische Ange¬ 
legenheiten zur Beantwortung vorgelegt worden und wird die gutachtliche 
Aeussernng derselben voraussichtlich in der nächsten Versammlung mitgetheilt 
werden können. 

Betreffs des Ministerialerlasses vom 1. Februar 1894 bemerke ich, dass 
die in Nr. 1 geschehene Aufzählung der einer regelmässigen Revision zu unter¬ 
werfenden Handlungen leicht misszuverstehen ist, indem man zu der Ansicht 
kommen kann, dass die Polizei-Verwaltungen nur solche Material - Handlungen 
durch einen Apotheker resp. den Physikus besichtigen lassen müssen, von denen 
sie weiss, dass sie auch Arzneimittel, Gifte oder Farbwaaren feilhalten. Meiner 
Ansicht nach ist es aber dringend nothwendig, dass alle Materialhandlungen 
ohne Unterschied von einem Apotheker darauf hin revidirt werden, ob sie nicht 
solche Gegenstände verkaufen, da die betr. Händler oftmals theils nicht wissen, 
dass einige von ihnen feilgcbaltenen Gegenstände Arzneimittel oder Gifte sind, 
theils ihnen unbekannt ist, dass sic zu deren Feilhaltung einer besonderen Kon¬ 
zession bedürfen. Die in Rede stehende Verfügung hat insofern einen Fort¬ 
schritt in der Art der Revision der Drogen-Handlangen herbeigeführt, als sie 
die stete Hinzuziehung eines Apothekers anordnet. Vielleicht ist dieses der 
Anfang zur Einführung einer ebenso eingehenden Besichtigung der Drogen- 
Handlungen, wie es diejenige der Apotheken schon stets gewesen ist. Jedenfalls 
wird es viele Fälle geben, in denen auch dem tüchtigsten und in den hierhin 
gehörigen Punkten sehr bewanderten Physikus die Mitwirkung eines Apothekers 
angenehm und nützlich sein wird, da für manche Punkte doch die Geschäfts¬ 
kenntnisse eines solchen dringend nöthig sind. Dagegen ist es sehr zu bedauern, 
dass nicht auch die stete Zuziehung des zuständigen Physikus obligatorisch ist, 
sondern dieses nur „soweit thunlich“ geschehen soll. Denn eine bei gelegent¬ 
licher Anwesenheit des Physikus ausgeführte Revision kann nie unver- 
muthet geschehen, wie es der Ministerialerlass verlangt. Andererseits werden 
aber die meisten Polizei-Verwaltungen die durch eine besondere Reise des 
Physikus entstehenden Kosten scheuen und diesen deshalb, wenn er nicht im 
Orte wohnt, nie zu den Revisionen zuziehen, obwohl diese Kosten für keine 
Kommune irgend wie erheblich in’s Gewicht fallen können und die Zuziehung 
des Physikus in sanitätspolizeilichem Interesse so nothwendig ist, dass es sich 
wohl empfehlen dürfte, seine Mitwirkung allgemein anzuordnen. 

Die sonstigen Punkte der ministeriellen Verfügung vom 1. Februar 1894 
bedürfen keiner weiteren Erläuterung und geben keinen Anlass zu einer be¬ 
sonderen Besprechung. 

An den Vortrag knüpfte sich eine sehr eingehende Diskussion. 

Dem Wunsche des Herrn Vortragenden, dass, nachdem für die Apotheken 
neue Vorschriften erlassen worden seien, auch für die Drogengeschäfte, nament¬ 
lich für den Gifthandel in denselben, neue, jenen mehr entsprechende Be¬ 
stimmungen getroffen werden möchten, stimmte die Versammlung einhellig bei, 
ebenso dem Anträge des Kollegen Kr.-Phys. Dr. M ein ho f-Pieschen, den 
Rubensohn’schen Vortrag drucken zu lassen. 

Wegen der vorgerückten Zeit musste auf die übrigen, auf die Tagesordnung 
gesetzten Referate verzichtet werden; es wurde nur noch der Kassenbericht 
entgegengenommen. _ 


Nachdem ein gemeinsames Mittagessen eingenommen war, fand die 
Besichtigung der neuen Wasser- und Elektrizitäts-Anlage zu 
St. Lazarus statt. 
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St. Lazarus ist eine unmittelbar an die Stadt Posen angrenzende Dorf¬ 
gemeinde mit 3500 Einwohnern. Der Charakter des Ortes mit seinen fast durch¬ 
weg vielstöckigen massiven Häusern ist jedoch ein völlig städtischer. Diese 
Dorfgemeinde hat sich eine mustergiltige, zentrale Beleuclitungs- und Wasser- 
versorgungs - Anlage, welche beide in einem Gebäude untergebracht sind, ge¬ 
schaffen. 

Alle Strassen und zahlreiche Privatwohnungen sind elektrisch erleuchtet, 
jene mit mächtigen dicht stehenden Bogenlampen; zwei je 14 m tiefe Röhren¬ 
brunnen liefern wohlschmeckendes und gesundes Trinkwasser. Dasselbe wird in 
zwei hohe zylinderische Bassins gehoben und von hier nach allen Häusern bis 
in die obersten Stockwerke geleitet. Su Lazarus hat also das beste Licht und 
das beste Wasser 1 

Unter der freundlichen Führung eines der Herren Gemeindevertreter und 
unter eingehender Erläuterung seitens des Herrn Ober - Ingenieurs der Helios- 
Gesellschaft zu Ehrenfeld-Köln wurden die sämratlichen Theile des Etablisse¬ 
ments, namentlich die verschiedenen Maschinen in ruhendem Zustande sowie im 
Betriebe, mit grösstem Interesse besichtigt. Auf alle Theilnehmer machte das 
Gesehene einen vorzüglichen Eindruck; man konnte nicht umhin, den Unter¬ 
nehmungsgeist der Dorfgemeinde zu bewundern. 

Von Interesse dürfte es noch sein zu erfahren, dass die Anlage einen 
Kostenaufwand von 160000 Mark verursacht hat, dass aber gleichwohl der 
Gemeinde aus dem Unternehmen finanzielle Schwierigkeiten in keiner Weise 
erwachsen. 

Von St. Lazarus begab sich die Versammlung nach der Apotheke des 
pharmazeutischen Revisions-Bevollmächtigten, Herrn R. Schneider zu Posen, 
wo sie Gelegenheit fand, eine bestimmungsmässig eingerichtete Apotheke zu 
besichtigen. Nach dem kurz zuvor gehörten Vortrage des Kr.-Phys. Dr. 
Schleussner war dieser Besuch ein besonders instruktiver. 

Auch die Qualität der Mittel wurde von den Theilnehmern in ihrem Eifer 
nicht ununtersucht gelassen, und Referent hat von keiner Seite gehört, dass das 
vornehmlich beim Schlüsse der Besichtigung geprüfte Präparat „Vinum gene- 
rosum album“ nicht vorschriftsmässig gewesen wäre. 

Vom Verlaufe der anregenden und belehrenden Versammlung befriedigt, 
sagten sich die Theilnehmer Lebewohl, auf Wiedersehen zur Herbstversammlung, 
uin mit den Abendzügen der Heimath zuzueilen. 

Kr.-Phys. Dr. Kleinert-Koschmin. 


Kleinere föiüheilungen und Referate aus Zeitschriften. 

Hygiene und öffentliches Sanitätswesen: 

Kritische und experimentelle Beitrage zur hygienischen Beur- 
theilnng des Wassers. (Aus dem hygienischen Institut zu Breslau.) Von 
Dr. W. Kruse, Privatdozont der Hygiene und Assistent des hygienischen In¬ 
stituts in Bonn, früher in Breslau. Zeitschrift für Hygiene und Infektionskrank¬ 
heiten; XVII. Band, 1. Heft; Mai 1894. 

Bei der Wichtigkeit des Themas speziell für die Sommerzeit sowie durch 
den Umstand, dass für diese ganze noch schwankende Frage jeder wissenschaft¬ 
liche Beitrag höchst willkommen ist, verdient die Arbeit eine eingehende Be¬ 
sprechung, zumal sie mit mancher bis noch vor ganz kurzer Zeit geltenden An¬ 
schauung in gewissem Widerspruch sieht. 

In einem kurzen historischen Rückblick bespricht Kruse zunächst die 
4 Methoden der Beurtheilung des Wassers: 

1. Die Beurtheilung nach derOertlichkeit hat sich zu keiner 
allgemeinen Bedeutung zu erheben vermocht, zumal, wie Verfasser erst später 
am Schluss der Arbeit ausführt, italienische Forscher selbst durch reichlichen 
und fortgesetzten Genuss von Wasser, das aus Sümpfen stammte, keinen Malaria- 
Anfall auszulosen vermochten. — Dieser Satz ist jedenfalls, wie später ange- 
liihrt werden wird, cum grano salis zu verstehen. Anm. d. Ref. 

2. Die Beurtheilung nach den physiologischen Eigen¬ 
schaften (nach Gesicht, Geruch, Geschmack und Temperatur) konnte ebenfalls 
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zu wissenschaftlichen Kriterien nicht benutzt werden, ist aber von nicht zu 
unterschätzender hygienischer Bedeutung. 

3. Die chemische Bcurtheilungs-Methode stellt schon einen 
höheren Grad der wissenschaftlichen Erkenntniss dar, lässt aber grade in den 
wichtigsten Punkten im Stich. Ein hoher Gehalt der in alleu Wässern vor¬ 
kommenden alkalischen Erdmetalle hat insofern eine gewisse Bedeutung, als 
diese beim ersten Genuss leicht Diarrhöen hervorrufen, während bei einiger Ge¬ 
wöhnung diese Schädlichkeit nicht mehr auftritt, im Gegentheil ein nunmehriger 
Wechsel eine Disposition zu Magen - Darm - Krankheiten hervorrufen kann, was 
namentlich bei Epidemien zu beachten ist. Indirekt kann ein solches Wasser 
den Hj’gieniker auch insofern interessiron, als bei bestehender Auswahl von den 
Hausfrauen ein weniger hartes — weniger alkalische Erdmetalle enthaltendes — 
Wasser vorgezogen wird, selbst bei bestehender Infektionsmöglichkeit. Die 
Alkalien spielen in der Beurthcilung gar keine Rolle; von den Säuren ist es die 
Salpetersäure, welche sich vollständig im Boden aus den N -haltigen Bestand¬ 
teilen der Abwässer bildet; allein bei ihr sowie bei Chlor, Schwefelsäure, 
salpetriger Sänre und Ammoniak kann man auf chemischem Wege nie nach- 
weisen, ob sie direkt oder auf dem Wege durch den Boden in das Wasser ge¬ 
langt sind. Für die organischen Substanzen im Wasser giebt es kein sicheres 
Bestimmungs - Mittel; man muss ausserdem ihre geringe Menge, enorme Ver¬ 
dünnung und geringe Wirkung vom Darme aus berücksichtigen. Versuche mit 
durch Kieselguhr fiitrirten, im Vacuum bei 35 0 eingedampftem Wasser an Meer¬ 
schweinchen und weissen Mäusen bewiesen, dass eintretende Vergiftungen auf 
der Wirkung der Kaliumsalze beruhen, letztere aber in 2 U geringer Menge vor¬ 
handen sind, um für den Menschen in Betracht zu kommen. Dass die organischen 
oder anorganischen Substanzen im Wasser die Disposition für Infektionen steigern, 
ist bisher unbewiesen; ihre Anwesenheit als Indikator anzunehmen, geht auch 
nicht, da ein chemisch absolut untadelhaftes Wasser durch einige Flocken 
Choleradejektionen intizirt sein kann. Zur Vermehrung der Keime können die 
chemischen Bestandtheile meist nicht dienen, weil sie zu wenig kouzentrirt sind. 
Von der chemischen Würdigung bleibt nur übrig, dass beim Bewusstsein der 
schlechten Herkunft eines unreinen Wassers ein nicht ganz zu unterschätzendes 
Gefühl des Ekels eintritt. 

4. Die vierte Benrtheilungsmethode, die mikroskopische 
bezw. die bakteriologische, hält für rein das Quell-und das Grund- 
wasser, falls die filtrirende Schicht über dem letzteren ausreicht. Ausnahmen 
sind schon für Dorpat konstatirt, das bei ziemlich oberflächlich verlaufendem 
Grundwasser, einen grossen Baktcrienrciehthum in letzterem aufweist, und für 
Jena, wo bei 1,9 m Tiefe bakterieuhaltiges Grundwasser gefunden wurde, ln 
einer gewissen Tiefe vermögen aus chemischen und physikalischen Gründen 
Bakterien nicht zu leben; es kommt also dem Boden eine tiltrirende Kraft zu, 
welche für die Zurückhaltung korpuskularer Elemente ausreicht, sein Absorptions¬ 
vermögen für Gase und gelöste Stoffe ist jedoch gering. 

Nach Besprechung der Rohrbrunnen, Kesselbrunnen, der Reinigung und 
Desinfektion derselben, kommt Kruse zu den im Wasser vorkommenden orga¬ 
nischen Krankheitserregern: Bakterien, Protozoen, Würmern und 
deren Keimen. 

Sehr eingehend wird das Verfahren zum Nachweis der Cholera- 
bakterien im Wasser besprochen, deren Lebensfähigkeit Verfasser in Wässern 
verschiedenster Herkunft geprüft und als änsserste Grenze bei 22“ C. 10 Wochen 
gefunden hat, während bei 8° dieselbe Aussaat schon abgestorben war. Je 
grösser die Aussaat von Keimen, desto länger besteht die Möglichkeit, sie nach¬ 
zuweisen. Merkwürdig ist, dass während dieselbe Einsaat in destillirtem Wasser 
schon in kurzer Zeit abstirbt, sie grade in hochgradig verunreinigten Wässern 
sich am längsten hält, was Kruse mit der Ansicht von der schädlichen Kon¬ 
kurrenz der Saprophyten für die parasitischen Iiil'cktionskeiine nicht in Ueber- 
einstimmung bringen kann. Im Gegensatz zu Büchner fand er, dass Licht, 
Temperatur -Veränderung und Bewegung, Momente, die für die Selbstreini¬ 
gung der Flüsse in Frage gebracht wurden, nur eine beschränkte Bedeu¬ 
tung bei der Konservirung der Cholerakeime besitzen. Im Gegensatz zu einer 
kurz zuvor angeführten Ansicht steht das Ergebniss einer anderen Versuchsreihe 
Kruse’s: In dem fiitrirten und zu 50 Prozent konzentrirten Wasser gediehen 
Typhus- und Cholera-Keime sehr gut, im fiitrirten, aber nicht konzentrirten Wasser 
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machte sich bei 22° zuerst eine deutliche Verminderung der Keime nnd dann erat 
eine Vermehrung bemerkbar, bei 37° begann sofort eine langsame Vermehrung 
zu derselben Höhe. „Im unfiltrirten trat bei beiden sofort eine stetige Ver¬ 
minderung der eingesäten Cholerabazillen ein, während die im Wasser vor¬ 
handenen Saprophyten sich üppig vermehrten.“ Im Wasserleitungswasser, sowohl 
in dem nochmals liltrirten wie im unfiltrirten, fandj*ein plötzliches und dann 
stetiges Absterben der Cholerakeime statt und zwar ohne Unterschied auf die 
Herkunft der Keime, ein Beweis, für den Einfluss der chemischen Zusammen¬ 
setzung des Wassers. Bei allen diesen Experimenten war das Koch’sche 
Peptonwasser-Verfahren angewandt worden; als bester Termin erwies sich 
hierbei die Zeit von 24 Stunden. Für die Untersuchung der Faeces hat sich 
die Schottelius’sche Methode bewährt; man braucht jedoch hierbei 
einen stärkeren Alkalescenzgrad, weil sonst viele andere Keime mitwachsen. 
Die Schwierigkeiten der Platten-Kultur bei Wasseruntersuchungen liegen 
in der Aehnlichkeit vieler Bakterienkolonien mit Cholera in gewissen Stadien, 
in der sehr grossen Zahl der die Untersuchung bald vereitelnden verflüssigenden 
Bakterien und drittens in dem nicht genügend charakteristischen Aussehen der 
Cholerakolonien in späteren Stadien. Zur Vermeidung dieser Uebelstände diente 
im Breslauer hygienischen Institute eine wie folgt zusammengesetzte Gelatine 
als Nährboden: l 1 /* Proz. Fleischextrakt, 1 Prozent Pepton, */, Proz. Kochsalz, 
15 Proz. Gelatine, 60 ccm einer 1 proz. Sodalösung, genauer einer doppelten 
Normallösung (10,6 Proz.) von frisch durch Glühen doppelt kohlensauren Natrons 
hergestellter Soda. Dieser Nährboden widersteht der Temperatur des Hoch¬ 
sommers, wird nicht so schnell verflüssigt und bewahrt Tage lang den Cholera- 
Kolonien ihre charakteristische Form, welche das Hauptmoment für die Diag¬ 
nose der Cholera bildet. Leider giebt es viele Cholerakeime, welche Neigung 
zu atypischem Wachsthum der Kolonien haben und sich entgegen der Ansicht 
Friedrich’s nicht zum ursprünglichen Typus zurückbringen lassen. Ebenso 
zeigt die Form des Bacillus selbst sehr grosse Verschiedenheiten, aber nicht 
parallel dem typischen bezw. atypischen Wachsthum der Kolonie. Die Cholera¬ 
reaktion, ein ziemlich sicheres und beständiges Zeichen, hängt sehr von der 
Zusammensetzung des Nährbodens ab; allein auch die beständige Verwendung 
desselben Präparates schützt nicht vor dem Ausbleiben der Reaktion. Das 
pathogene Verhalten gegen Thiere ist ebenfalls regellos. 

Ist somit die Diagnose des Cholerakeimes im Wasser schon ausserordent¬ 
lich schwierig, so behauptet Kruse, dass eine sichere Auffindung des Typhus- 
Bacillus bisher nicht gelungen sei. Demselben scheint jedoch eine grössere 
Resistenz im Wasser zuzukommen als dem Choleravibrio, wenigstens experimentell. 
Bis jetzt giebt es keiu-Mittcl, um die Typhusbazillen aus jedem Bakterien¬ 
gemisch in ähnlicher Weise herauszuzüchten wie die Choleraspirillen mittelst 
des Peptonverfahrens. Das Prinzip der zu diesem Zwecke angegebenen Ver¬ 
fahren beruht auf den Zusatz von Bouillon und einem für den Typhuskeim un¬ 
schädlichen Antisepticums zu dem verdächtigen Wasser. Wenn aber auch die 
Typhusbazillen in Reinkultur diesem Antisepticum widerstehen, so werden sie 
doch in Bakteriengemischen von einer Gruppe fast allgegenwärtiger typhus¬ 
ähnlicher Bakterien überwuchert. Es ist deshalb besser, die Bakterien¬ 
gemische gleich auf Nährgelatine zu übertragen, die mit einem jener Antiseptica 
versetzt ist — wegen der nun stattfindenden besseren Isolirung (Anm. d. Ref.) —; 
eben so gut für diesen Zweck ist die Holz’sche Kartoffel-Nährgelatine 
Weil sie sauer ist. Denn während Cholera mehr einen alkalischen Nährboden 
verlangt, eignet sich für Typhus besser ein sauerer. Um das allein charakte¬ 
ristische Oberflächen-Wachsthum zu ermöglichen, muss man das zu unter¬ 
suchende Material direkt auf eine möglichst grosse Oberfläche der Nährgelatine 
Vertheilen. „Eine der wichtigsten Eigenschaften des Typhusbacillus ist, dass er 
auf der Gelatinefiäche die bekannten, ziemlich zarten, weinblattartig umrandeten 
und geaderten Kolonien bildet“; je jünger die Kolonie ist, desto deutlicher ist 
diese Äderung, oder besser gesagt, Furchung sichtbar; am besten zwischen 24 
bis 48 Stunden. Aber dieser Befund ist nicht konstant und kommt auch bei 
anderen Wasserbakterien vor; eben so wenig entscheidet das morphologische 
Verhalten, da der Typhusbacillus in Form und Beweglichkeit variirt und ganz 
gleich gestaltete unschädliche Verwandte hat. Auch die mangelnde Färbbarkeit 
bach Gram kommt ausser dem Typhusbacillus einer grossen Menge ähnlicher 
Organismen zu. Wichtig ist dagegen das Abstcchen in Zuckeragar (Nähr- 
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ägar mit 2 Proz. Traubenzucker): der Typhusbacillus wächst gleichmässig am 
Stich entlang ohne Gasentwickelnng und da nur sehr wenige Bakterien ein 
gleiches Verhalten zeigen, so wird dadurch die Auswahl unter den abgestochenen 
Kolonien erleichtert. Jetzt muss man mikroskopisch untersuchen und dann auf 
alle übrigen Nährböden (Gelatine, Agar, Peptonbouillon, Milch und Kartoffeln) 
weiter übertragen. Verflüssigung bei Gelatinestich, Indolbildung bei Züch¬ 
tung in Peptonbildung spricht gegen Typhus. Auch der Eintritt der Coagu- 
lation der Milch spricht gegen, ihr Fehlen ist aber noch nicht beweisend für 
die Identität mit Typhus. Höchst bedeutsam ist jedoch die Kartoffel¬ 
kultur, namentlich wenn man einen Parallel - Strich mit einer sicheren Typhus- 
Kultur auf derselben Kartoffel zieht, da auf vielen Kartoffeln der Typhus 
atypisch gedeiht. 

Für die Dysenterie haben Kruse und Pasquale es als wahrschein¬ 
lich hingestellt, dass es mindestens eine Form giebt, die auf spezifische Bakterien 
zurückzuführen ist. Der Umstand, dass zweifellos bei dieser Krankheit ver¬ 
schiedene Wege der Verbreitung neben einander bestehen können und dass die¬ 
selbe seit der Zeit des Aufschwungs der bakteriologischen Forschungsmethode 
kaum eine grössere epidemische Verbreitung gefunden hat, bildet die Ursache, 
dass die ätiologischen Verhältnisse noch so wenig geklärt sind. 

Ausser diesen Krankheiten sind kleine Epidemien von Magen-Darm- 
Krankheiten auf Infektion mit Wasser zurückgeführt worden, ebenso Zoonosen. 

Eine Menge nicht spezifischer Bakterien sind in allen Wässern vorhanden, 
Belbst in den besten Abessiniern. Eine gewisse Keimarmuth kann dagegen in 
Brunnen bestehen, welche viel benutzt werden, aber nur periodische Zuflüsse 
haben, die sowohl hygienisch verdächtig wie unverdächtig sein können. K e i m - 
reichthum beweist also nicht viel. 

Saprophyten, peptonisirende wie Indol bildende, kommen in vielen 
ganz unverdächtigen Wässern vor. Das Auffinden von Bacterium coli, unter 
dem eine Menge sehr verschiedenartiger Bakterien begriffen werden, beweist 
nichts gegen ein Wasser. Also auch die Beurtheilung nach spezifischen 
Keimen beweist nichts. — Eine Menge Fehlerquellen entstehen bei der 
nicht ganz sachgemässen Entnahme, Konservirung und Versendung von Wasser, 
zudem zeigt sich der bakteriologische Befund selbst ganz inkonstant. „Nur 
ein Gutachten, das auf genauer Berücksichtigung aller mög¬ 
lichen Infektions-Quellen begründet ist, kann da helfen, und 
ein solches ist ohne Kenntniss der örtlichen Verhältnisse nicht 
möglich.“ Einen Zweck hat die bakteriologische Methode nur, um die Reini¬ 
gung eines Wassers zu prüfen, wobei es sich im Wesentlichen darum handelt, 
festzustellen, dass die im gereinigten Wasser vorhandenen Keime nicht aus dem 
Rohmaterial stammen. Bestimmt lässt sich diese Frage auch nicht beantworten; 
man hilft sich namentlich bei der Sandfiltration mit Grenzzahlen. 

Die anderen Organismen, Protozoen und die Eier und Embryonen parasi¬ 
tischer Würmer haben nur ein wissenschaftliches Interesse. 

Die Resultate seiner Untersuchungen fasst Kruse in folgenden Schluss¬ 
sätzen zusammen: 

1. „Die Ergebnisse in der Prüfung des zum Genuss bestimmten Wassers 
durch die Sinne (Gesicht, Geruch, Geschmack, Temperatursinn) sind von nicht zu 
unterschätzender hygienischer Bedeutung. 

2. Die chemische Untersuchung hat entschieden geringeren Werth und ist 
für die praktische Hygiene fast entbehrlich. Nur die Härtebestimmung ist von 
Nutzen, da der Gehalt des Wassers an Erdsalzen gesundheitlich nicht indifferent 
ist und indirekt durch seine ökonomischen Beziehungen das hygienische Interesse 
in Anspruch nimmt. In besonders verdächtigen Fällen ist die Prüfung auf 
chemische (metallische) Gifte nothwendig. Die organischen Stoffe des Wassers 
sind hingegen als unschädlich zu betrachten. 

3. Die gewöhnliche bakteriologische Wasseranalyse berechtigt nicht zu 
zuverlässigen Schlüssen bezüglich der gesundheitlichen Zulässigkeit eines Wassers. 
Die absolute Keimzahl, die Zahl der verschiedenen Arten, der vermeintliche 
Nachweis spezifischer Bakterien als Indikatoren menschlicher Abfallstoffe, alles 
das sind höchst trügerische Kriterien. Nicht zu entbehren ist dagegen die bak¬ 
teriologische Zählmethode bei der Kontrole der Leistungen von Einrichtungen 
zur Reinigung des Wassers (namentlich Filter im Grossen und Kleinen.) 

4. Die Untersuchungen des Wassers auf Krankheitserreger, insbesondere 
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auf Cholera- und Typhusbakterien besitzt ein hohes wissenschaftliches Interesse, 
indessen hat man trotz der Vervollkommnung der Methodik auf den Nachweis 
derselben nicht zu warten, um ein Wasser für infektionsverdächtig zu erklären. 
Die Möglichkeit oder Wahrscheinlichkeit, dass solche Mikroorganismen in das 
Wasser hineingelangt sind, muss dazu genügen, da experimentell feststeht, dass 
die Lebensfähigkeit der genannten Parasiten im Wasser, den früheren Vor¬ 
stellungen entgegen, eine recht bedeutende ist. 

5. Wesentlich entscheidend für die hygienische Beurtheilung eines Wassers 
ist die sorgfältige Berücksichtigung des Ursprungs der Wasserquelle und der zur 
Entnahme des Wassers dienenden Anlage. 

6. Es ist ganz dringend zu wünschen, dass die alte Tradition, nach der 
man Wasser durch Chemiker und Apotheker oder durch bakteriologische Labora¬ 
torien beurtheilen lässt, einer richtigen Anschauungsweise Platz mache. Nur 
hygienisch gebildete Sachverständige sind dazu berufen. 

7. Die Hauptforderung, die von der Hygiene an eine Wasserversorgung 
zu stellen ist, ist die, dass entweder ein von Infektionsstoffen freies Wasser ge¬ 
wählt wird und die Entnahmestelle gegen Verunreinigung mit solchen geschützt 
ist, oder dass die Reinigung des Wassers durch besondere mit der Entnahme 
verbundene Einrichtungen die Gewähr bietet, dass Infektionsstoffe dadurch aus¬ 
geschlossen werden. Der erste Weg ist der sicherere. 

8. Für zentrale Wasserversorgungen wäre daraus zu folgern, dass man vom 
filtrirten Flusswasser, wenn möglich, zum Grund- oder Quellwasser überginge. 
Man erreicht dadurch den doppelten Vortheil, dass man das Wasser nicht nur 
zu einem gesunden Nahrungsmittel, sondern zu einem wirklichen Genussmittel 
macht. Die aus dem Eisengehalt manchen Grundwassers sich ergebenden Schwierig¬ 
keiten lassen sich gerade bei zentralen Versorgungen durch neuere Enteisenungs¬ 
verfahren heben. 

9. Für die lokale Wasserversorgung kommt vom hygienischen Standpunkt 
allein diejenige durch Brunnen (oder Zisternen) in Betracht. Auf die Anlage 
derselben ist mehr als bisher auch von sanitätspolizeilicher Seite aus Obacht zu 
geben. Von Rohrbrunnen ganz abgesehen, sind auch für Kesselanlagen verschie¬ 
dene Systeme angängig. 

10. Zwar ist die Beschaffenheit des Gebrauchswassers hygienisch nicht als 

unwesentlich anzusehen, immerhin spielt das Trinkwasser bei Infektionen eine bei 
weitem wichtigere Rolle. Aus praktischen Gründen empfiehlt es sich, die prin¬ 
zipiell berechtigte Gegnerschaft gegen eine gemischte Wasserversorgung nicht 
allzu weit zu treiben.“ Dr. Ascher-Bomst 


Einfluss der Beschaffenheit von Milch und Wohnung auf das Ge¬ 
deihen der Ziehkinder in Leipzig. Von Dr. phil. und med. H. C. Plaut 
in Leipzig. Zeitschr. f. Hygiene und Infektionskrankheiten, Bd. XV., H. 2. 

Plaut, dem wir bereits eine sehr sorgfältige Arbeit verdanken über die 
Veränderungen, namentlich in der chemischen Beschaffenheit, welche die Milch 
nach ihrer Entleerung aus dem Kuheuter erleidet, unterzieht sich der sehr 
dankenswerten Mühe einer vergleichenden Massenbeobachtung an Kindern in 
ihrer Häuslichkeit, indem er nicht nur die Wohnungs- und Nahrungsfragen nach 
den allgemein üblichen Gesichtspunkten behandelt, sondern ein ganz besonderes 
Gewicht auf den Einfluss der Wohnung lind der Nahrung auf die Konstitution 
und die Entwicklung des iA Betracht^koinraenden Individuums legt. Das Material 
geben die von dem Leipziger Ziehkimlerinstitut dort in Einzelpflego gegebenen 
und kontrolirten „Ziehkinder“. 

Verfasser untersuchte zunächst die Beschaffenheit der Milch, so wie die¬ 
selbe den Ziehmüttern verkauft wird, wobei er, auf dem Ergebniss seiner 
früheren Untersuchungen fassend, das Hauptgewicht auf die Inku bations- 
dauer, d.h. auf diejenige Zeit legte, welche verstreicht, bis eine Milch die erste 
Spur vonSäurebildung aufweist. Von den 24 Milchsorten, welche er untersuchte, 
zeigten 1(3 auch an kalten Tagen zu schnelle Süurcbildung oder, um mit Plant 
zu reden, zu kurze Inkubationszeit; es waren meist Milchsorten aus unreinlichen 
Geschäften oder von Milchhändlern entnommen, die die Milch in nngekühltem 
Zustande weit vom Lande hereinbrachten, während auf Eis aufbewahrte oder in 
Leipzig „selbst produzirte und während der Melkzeit verkaufte Milch diese vor¬ 
zeitige Säuerung nicht zeigte. Der Fettgehalt war fast durchweg ein den ge- 
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setzlichen Bestimmungen entsprechender, Verfälschungen mit Brunnenwasser 
kamen nur ausnahmsweise zur Beobachtung. 

Die Veränderungen, welche die Milch im Hause der Ziehmütter, die die 
Milch ihrer Instruktion nach sofort aufzukochen haben, erleidet, hängen aus¬ 
nahmslos von der Vorbehandlung der Milch ab. Die Schuld an der schlechten 
Beschaffenheit der Milch, die den Ziehkindern geboten wird, tragen also nicht 
die Ziehmütter, auch die schlechtesten nicht; die Säurebildung ist vielmehr schon 
bei dem Milchhändler eingeleitet und macht in gekochter und ungekochter Milch 
unaufhaltbar rasche Fortschritte. 

Verfasser hat sich die Mühe gegeben, 47 Ziehkinder zum Theil ein ganzes 
Jahr hindurch, zum grösseren Theil wenigstens ein halbes Jahr lang zu be¬ 
obachten ; er hat nicht nur die Nahrung, sondern auch die Beschaffenheit der 
Wohuung auf das Sorgfältigste untersucht und glaubt die Frage nach dem ur¬ 
sächlichen Zusammenhang zwischen mangelhaften Wohnnngs-und Nahrungs¬ 
verhältnissen und schlechtem Gedeihen der Kinder dahin beantworten zu müssen, 
dass ein solcher Zusammenhang nachweislich vorhanden ist. Nach dem Ergebniss 
des umfangreichen, in zahlreichen Tabellen gruppirten Zahlenmaterials scheint 
die Wohnung eine noch grössere Rolle zu spielen, als die Nahrung. Dem¬ 
entsprechend wurden in den gesunderen, besseren Stadtvierteln viel bessere Re¬ 
sultate erzielt, als in den schlechteren. 

Verfasser verlangt daher, dass bei Vergebung des Rechts, Ziehkinder zu 
halten, auf die Lage und Beschaffenheit der Wohnung der Ziehmutter grösseres 
Gewicht gelegt wird. 

Da ferner die schlechte, namentlich für Kinderernährung ungeeignete Be¬ 
schaffenheit der Milch, wie sie in Leipzig zu Verkauf steht, von der unreinlichen 
Handhabung der Milch in den Geschäften und von dem weiten Transport in un¬ 
gekühltem Zustande abhängt, soll bei der Kontrole des Milchhandels nicht nur 
auf die chemische Zusammensetzung der Milch, sondern auf das Milchgeschäft 
selbst und dessen Betrieb geachtet werden; es soll ferner darauf gehalten 
werden, dass die Milch aus weit entlegenen Stallungen vorher im Stalle selbst 
gekühlt wird und soll nur für solche Milch die Bezeichnung „Kindermilch“ zu¬ 
lässig sein. Dr. Langerhans-Celle. 


Besprechungen. 

Paul Lohmann, vereideter Chemiker und Sachverständiger der Kö¬ 
niglichen Gerichte in Berlin: Lebensmittelpolizei. Ein 
Handbuch für die Prüfung und Beurtheilung der menschlichen 
Nahrungs- und Genussmittel im Sinne des Gesetzes vom 14. Mai 
1879. Für Chemiker, Aerzte, Juristen, Apotheker und alle Ge¬ 
werbetreibende der Nahrungsmittelbranche. Leipzig 1894. Ernst 
Günther’s Verlag. 

Während die meisten bisher erschienenen Handbücher für die Prüfung und 
Beurtheilung der menschlichen Nahrungs- und Genussmittel sich hauptsächlich 
auf die Darstellung der zur Zeit gebräuchlichen chemischen u. s. w. Unter¬ 
suchungsmethoden beschränken, hat der Verfasser des vorliegenden Werkes in 
sehr ausgiebiger Weise auch die einschlägige Rechtsprechung berücksichtigt. 
Es ist dies zweifellos ein Vorzug seines Handbuches, denn für die Thätigkeit 
des Nahrungsmittelchemiker als Sachverständiger ist nicht nur eine genaue 
Kenntniss des Herkommens und der Herstelluugsweise der einzelnen Nahrungs¬ 
mittel sowie ein vollständiges Beherrschen der erforderlichen Untersuchungs¬ 
methoden erforderlich, sondern er muss auch im Stande sein, die festgestellten 
Untersuchungsergebnisse richtig und sachgemäss in foro zu verwerthen; nach 
dieser Richtung hin sind aber für ihn gerade die bisher auf diesem Gebiete er¬ 
gangenen richterlichen Urtheüe ungemein lehrreich und werthvoll. Sie geben 
ihm wichtige Anhaltspunkte und nicht zu ersetzende Winke für die Ausarbeitung 
seines Gutachtens und helfen ihn, bei der Beantwortung schwieriger Fragen den 
richtigen Weg zu finden. Mit Recht warnt Verfasser vor schablonenhafter 
Arbeit; jedes Gutachten muss für jeden einzelnen Fall wohl durchdacht abge- 
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geben werden, nur auf diese Weise lassen sich vor Gericht unliebsame Weite¬ 
rungen vermeiden. 

Nach ein dem Nahrungsmittelgesetz gewidmeten Einleitung werden in 14 
Kapiteln (Wasser, Mineralstoffe, Milch und Molkereiprodukte, Fleisch- und 
Fleischwaaren, Mehl- und Backwaaren, Süssstoffe, Fruchtsäfte und Limonaden, 
alkoholische Getränke (Spirituosen, Bier, Wein), Essig, Speisefett (darunter anch 
Butter, Margarine u. s. w.), anregende Genussmittel (Kaffee, Thee u. s. w.), Ge¬ 
würze, Konserven und Petroleum) die verschiedenen Nahrungs- und Genuss¬ 
mittel besprochen; von den Untersuchungsmethoden sind dabei nur solche auf¬ 
genommen worden, die sich bisher in der Praxis als zuverlässig erwiesen haben. 
Die zwei letzten Abschnitte des Buches behandeln dann noch die Gesetze be¬ 
treffend den Verkehr mit blei- und zinkhaltigen Gegenständen, sowie betreffend 
die Verwendung gesundheitsschädlicher Farben bei der Herstellung von Nahrungs¬ 
mitteln, Genussmitteln und Gebrauchsgegenständen. 

Wenn dem Buche ein Mangel anhaftet, so ist es der, dass die einzelnen 
Kapitel nicht völlig gleichmässig und einzelne Nahrungsmittel nicht so erschöpfend 
als andere bearbeitet sind. Namentlich tritt dies bei denjenigen Nahrungsmitteln 
hervor, bei deren Beurtheilung cs nicht allein auf die chemische Untersuchung 
ankommt, wie bei Trinkwasser, Fleisch und Fleischwaaren, was bei der Stellung 
des Verfassers als Nahrungsmittel Chemiker nicht zu verwundern ist. So wird 
z. B. bei dem Abschnitt Trinkwasser das Kegenwasser als solches nicht erwähnt, 
obwohl noch zahlreiche Gegenden Deutschlands (wasserarme Hochplateaus und 
unter Meeresspiegel gelegenen Marschdistrikten) lediglich auf das in den Zisternen 
gesammelte Regenwasser angewiesen sind. Ebenso ist die Bedeutung und Noth- 
wendigkeit einer zu vorigen Besichtigung der Wasserentnahmestelle für die Be¬ 
urtheilung des Trinkwassers unberücksichtigt geblieben. Wenn bei der Beor- 
theilung des Fleisches die Ministerial-Erlasse über die Verwendung des finnigen 
oder trichinösen Schweinefleisches gebracht werden, dann hätte auch der Erlass 
über die Beurtheilung und Verwerthung des finnigen Rindfleisches vom 12. März 
1890 wenigstens kurz im Auszuge nicht fehlen dürfen. Auch die Bestimmungen 
über die Verwerthbarkeit des von tuberkulösen Thieren stammenden Fleisches 
hätten Aufnahme finden können. Für die mikroskopische Untersuchung des 
Schweinefleisches auf Trichinen ist übrigens der Zwerchfellmuskel bei Weitem 
der wichtigste; denn erfahrnngsgemäss werden in diesem stets die meisten 
Trichinen gefunden, — gerade dieser Muskel ist aber von dem Verfasser als 
zur Entnahme von Untersuchungsproben geeignet nicht angeführt 

Das Werk ist in erster Linie für den Nahrungsmittelchemiker ge¬ 
schrieben, gleichwohl kann es auch dem Medizinalbeamten für seine etwaige 
Thätigkeit als Sachverständiger auf dem Gebiete der Lebensmittelgesetzgebung 
als zuverlässiger Rathgeber bestens empfohlen werden. Rpd. 


Dr. Dronke: Arzneiverkehr für Krankenkassen. Im Auf¬ 
träge des Vorstandes für Krankenkassen bearbeitet. Hamburg 
1893. Kommissions-Verlag von W. Mauke Söhne. Gr. 12°; 
94 Seiten. 

Die ökonomische Rezeptur ist namentlich für Krankenbassenärzte sehr 
wichtig geworden. Kaum wird es aber möglich sein, aus den Preisangaben der 
einzelnen Arzneimittel den Taxpreis eines Rezeptes festzustellen; denn die Taxen 
für Anfertigung der Arzneien und für die zur Verwendung gelangenden Gefässe 
sind ziemlich verwickelt und in den einzelnen deutschen Staaten verschieden, 
wie die Preise der Arzneimittel selbst Verfasser, seit Jahren mit der Revision 
von Rezepten und Rechnungen über die den Krankenkassen gelieferten Arznei¬ 
mittel, Verbandstoffe u. s. w. beschäftigt, giebt in seinem Büchlein eine kurze 
aber vorzügliche Anweisung zum billigen Verschreiben unter Berücksichtigung 
aller dahin bezüglichen Gesichtspunkte. Der Praktiker erhält durch Beispiele, 
wie sich solche bei der Revision ergeben, eine Anleitung zur Sparsamkeit bei 
seinen Verordnungen, die Preise sind nach den verschiedenen gültigen Arznei¬ 
taxen berechnet und übersichtlich zusammengestellt. Für die Handverkauftaxen 
der Arzneimittel, Instrumente und Bandagen sind einfache Preise angegeben. 
Jeder Arzt wird sich aus dem Buche aufs Beste unterrichten können. 

Dr. Ru mp-Osnabrück. 
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Die diesjährige Versammlung des Vereins der Deutschen 
Irrenärzte findet in Dresden am 14. and 15. September er. statt. Die 
Vorbereitung als Lokalkomitä hat Herr Dr. Ganser-Dresden, Lüttichau- 
strasse 25, I, übernommen. Als Disknssions-Themata sind anfgestellt: 1. Die 
Kriminal - Psychologie. Referent: Privatdozent Dr. Sommer- Würzbnrg. 2 . Die 
Begrenzung der allgemeinen Paralyse. Referent: Prof. Dr. B i n s w a n g e r - Jena. 
3. Der zweite Entwurf des bürgerlichen Gesetzbuchs. Referent: Prof. Dr. Mendel- 
Berlin. Vorträge sind bei einem der Vorstandsmitglieder Geh. Med.-Rath 
Dr. Jol ly- Berlin, Geh. San. -Rath Prof. Dr. L ähr -Zehlendorf, Geh. Med.-Rath 
Dr. L u d w i g - Heppenheim, Geh. Med.-Rath Prof. Dr. Pelm an-Bonn, Geh. 
Hofrath Dr. Schäle-Illenau, Geb. San.-Rath Dr. Zinn-Eberswalde bis zum 
1. August er. anzumelden. Nähere Angaben über die Tagesordnung werden Ende 
August den Mitgliedern zugesendet. 


Ende April d. J. erkrankten zu Neustadt bei Pinne (Reg.-Bezirk 
Posen) und in einem bei der Stadt gelegenen Dorfe Linde im Ganzen 25 Per¬ 
sonen an der Trichinose. Von diesen sind bis jetzt 2 Personen verstorben. 
Mehrere noch schwer erkrankt und bettlägerig. Andere, welche nach dem Ge¬ 
nüsse des trichinenhaltigen Fleisches anfänglich gesund schienen, zeigten mehrere 
Wochen nach dem Genüsse ebenfalls die Erscheinungen der Trichinose in zu¬ 
nehmendem Grade. Das genossene Fleisch rührte von zwei Schweinen her, 
die an einem Tage von zwei verschiedenen Fleischern zu Neustadt geschlachtet 
waren. Das eine der Schweine wurde zum Schmaus bei der Hochzeitsfeier des 
Schlächters in verschiedenen Formen, zu einem grossen Theil als Wurst in rohem 
und halbrohem Zustande hergerichtet. Alle Personen, welche nicht gekochtes, 
bezw. durch gebratenes Fleisch an der Hochzeitstafel genossen haben, sind er¬ 
krankt. Nach Ausbruch der Krankheit fand der behandelnde Arzt in einem 
Wurstreste, der von der Gasterei noch übrig war, in grösserer Anzahl Trichinen. 
Von dem in der anderen Schlächterei getödteten Schweine war nach Feststellung 
der Krankheit nur noch ein Schinken übrig geblieben, alles andere Fleisch war 
bereits verkauft und genossen. In demselben wurden ebenso, wie in der Wurst 
sowohl von den Aerzten, als vom zuständigen Kreisphysikus lebende Trichinen 
in einer anfällig grossen Zahl gefunden. Jedes Präparat enthielt solche. Die 
‘Fleischuntersuchung war angeblich von dem als Fleischbeschauer ange- 
stellten Apothekenbesitzer H. zu Neustadt vorgenommen worden. Derselbe 
hatte seinen Lehrling zu den Schlächtern, welche gegen den Trichinenschaden 
Versicherungen eingegangen haben, entsendet, um die vorgeschriebenen Proben 
zu entnehmen. Auch hat der Lehrling nach kurzer Zeit der Abwesenheit zum 
Zwecke der Untersuchung der Fleischpräparate die Abstempelung der angeblich 
trichinen- und finnenfreien Schweine an den einzelnen Stücken derselben und die 
Eintragung in das Beschaubuch der Schlächter vollzogen. Der Apothekenbesitzer 
hat die mikroskopische Untersuchung angeblich selbst vorgenommen. Gegen 
denselben ist wegen fahrlässiger Körperverletzung bezw. Tödtung im Berufe das 
gerichtliche Ermittelungsverfahren eingeleitet. 


Apothekenrevisionen. Die Apothekerzeitung vom 13. d. Mts., Nr. 47, 
bringt folgende Mittheilung: 

„Aus der Provinz wird uns geschrieben: Wie mir aus sicherer Quelle 
zu Ohren gekommen ist, ist der geheime Auftrag ergangen, in 
diesem Jahre möglichst viele Apotheken zu revidiren, besonders 
auch solche, welche erst 1892 und 1893 revidirt worden sind. Man ist 
zweifellos bestrebt, Material gegen uns zu sammeln. „Seht, wenn die 
Knute nicht immer dahinter ist" ! In meinem Kreise sind bereits 8 Nach¬ 
revisionen verfügt !H. Auf der neuen Verordnung wird toll herum- 
geritten.“ 

Man muss sich wundern, dass das offizielle Blatt des deutschen Apotheker- 
Vereins einer derartigen, die Aufsichtsbehörde und damit auch die pharmazeuti¬ 
schen Revisions-Bevollmächtigten in so ungerechtfertigter und taktloser Weise 
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verdächtigenden, den ganzen Apothekerstand herabsetzenden Mittheilung ik* 
Spalten öffnet. Wenn in einem Bezirke oder gar Kreise 8 Nachrevisioaa 
wirklich verfügt sein sollten, dann würde dies allerdings ein sehr ungünstig?: 
Ergebniss der Revisionen sein, das mit der sonst beobachteten gewissenhafte 
Geschäftsführung der deutschen Apotheker, durch die sich diese den Apotheken 
anderer Ländern gegenüber jeder Zeit ausgezeichnet haben, im grellen Wider¬ 
spruch stände. 

Was hat denn die neue Verordnung viel „Neues“ gebracht, auf dem v» 
den Revisions-Kommissaren „toll“ herumgeritten werden könnte? Von erhev 
lieben Aenderungen gegen die früheren Bestimmungen kann doch gar nicht di- 
Rede sein; ausserdem wird keine Aufsichtsbehörde etwaige Nichtbeachtungen de: 
neuen Vorschriften gleich mit Nachrevisionen ahnden. Sie würde dadurch der 
ministeriellen Anweisung vom 16. Dezember v. J. direkt zuwiderhandeln, in de: 
ausdrücklich vorgeschrieben ist, „dass die neuen Bestimmungen, soweit sie vo» 
den bisherigen abweichen, zur Vermeidung von Härten unter Berück¬ 
sichtigung der Verhältnisse jeder einzelnen Apotheke mit 
entsprechender Fristbewilligung zurGeltung zubringen sind.* 

Vielleicht giebt es noch Apotheker, die sich trotzdem durch eine Mit¬ 
theilung, wie die vorstehende, aufregen lassen und derselben um so mehr Glauben 
schenken, weil sie in dem offiziellen Blatte ihres Vereins Aufnahme gefunden 
hat Ihnen möge zur Beruhigung dienen, dass keinerlei geheimer Auftrag ii 
Bezug auf die Apothekenrevisionen ergangen ist und dass der Einsender der 
Mittheilung sich von seiner angeblich sicheren Quelle einen gehörigen Bären Int 
aufbinden lassen. Rpd. 


Cholera. In den letzten Wochen sind durch Einschleppung aus Russland 
vereinzelte Cholerafälle in den östlichen Grenzgebieten des Deutschen 
Reiches vorgekommen, ln Oberschlesien ist die Krankheit auf des 
Landwege nach Myslowitz verschleppt und hat hier 7 Erkrankungen mit 
6 Todesfällen veranlasst. Eine weitere Ausbreitung der Seuche hat jedoch nickt 
stattgefunden. — Im Weichselgebiet haben russische Flösser die Cholera 
eingeschleppt; bis jetzt sind dort 9 Erkrankungen mit 5 Todesfällen gemeldet, 
die sämmtlich Flösser, Schiffer, Stromarbeiter u. s. w. betrafen und auf den 
Genuss von Weichselwasser zurückgeführt werden konnten. 

Durch Erlass des Staatskommissars für die Gesundheitspflege im Strom« 
gebiet der Weichsel vom 12. d. M. ist die gesundheitspolizeiliche Ueberwachung 
der Fahrzeuge auf sämmtlichcn Ueberwachungsstationen (15) eröffnet; ebenso hat 
der Eisenbabnminister durch Erlass vom 5. d. M. die Eisenbahndirektionen ange¬ 
wiesen, schon jetzt alle Vorkehrungen zu treffen, um bei etwaigem weiteren 
Vorschreiten der Seuche die zur Abwehr und Bekämpfung derselben durch Er¬ 
lass vom 28. Juli v. J. angeordneten Massregeln (s. Beilage zu Nr. 17 der Zeit¬ 
schrift, 1893, S. 135) ohne Verzug durchführen zu können. 

In Galizien wurden in der Zeit vom 23. Mai bis 5. Juni 26 Erkrankungen, 
davon 12 mit tödtlichem Verlaufe gemeldet. Mit Ausnahme von 2 Erkrankungen 
im Bezirke Husiatyn sind alle übrigen Cholerafalle im Bezirke Borszczow vor¬ 
gekommen. Seit dem 7. April sind in Galizien 109 Personen an Cholera erkrankt 
und 54 gestorben, davon 27 (11) im Bezirk Husiatyn und 82 (43) im Bezirk 
Borszczow. — Nach den neuesten Nachrichten sollen auch in der Bukowina 
vom 1. bis 7. Juni fünf Cholerafällc (davon 2 mit tödtlichem Verlaufe) vorge- 
kommen sein. 

In Russland betrug die Zahl der Cholera-Erkrankungen und Todesfälle 
in der Stadt Warschau vom 14. Mai bis 6. Juni 65 (34), in den Gouverne¬ 
ments Warschau vom 16. Mai bis 8. Juni 81 (42), Plock vom 16.—31. Mai 
97 (59), Radom vom 13.—30. Mai 23 (14), Kowno vom 13. Mai bis 2. Jnni 
12 (7). 
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Ueber Neubau kleiner Krankenhäuser. 

Von Dr. Keferstein, pro physikatu geprüft, Arzt des städtischen Krankenhauses 

zn Gransee. 

Eine allgemein gültige Vorschrift über den Neubau von 
Krankenhäusern ist nicht erlassen, vielmehr ist diese Angelegenheit 
von den einzelnen Regierungen durch besondere Cirkularverfügungen 
geregelt. So liegt die Cirkularverfügung für den Regierungsbezirk 
Potsdam vom 6. November 1872 vor mir — nach den Vorschriften 
dieser Verfügung ist nämlich das städtische Krankenhaus gebaut, 
dessen leitender Arzt ich bin — und die Rundverfügung des König¬ 
lichen Regierungspräsidenten zu Minden vom 14. Juli 1891, abge¬ 
druckt in Nr. 31 des betreffenden Jahrgangs im Regierungsamts¬ 
blatt und in der Beilage zur Zeitschrift für Medizinalbeamte 1891, 
Nr. 15. Während die Potsdamer Rundverfügung lückenhaft und 
veraltet ist, ist die Mindener sehr eingehend und mit Berücksich¬ 
tigung der neuesten hygienischen Theorie und Praxis verfasst. 
Nur einen Vorzug hat die Potsdamer voraus, nämlich den, dass 
unter Berücksichtigung der veralteten Vorschriften es weit leichter 
und billiger war ein Krankenhaus zu bauen, als das jetzt möglich 
ist. Was zum Schluss der Mindener Verfügung gesagt worden ist, 
möchte ich lieber' gleich an den Anfang setzen, damit jeder, der 
einen Krankenhausbau beabsichtigt, es beherzigen möge: „Es ist 
den örtlichen Verhältnissen und der Höhe der vorhandenen Geld¬ 
mittel Rechnung zu tragen, auch hat man stets zu unterscheiden 
zwischen dem in gesundheitlichem Interesse Nothwendigen und dem 
nur Wünschenswerthen.“ Unter diesem Gesichtspunkt will ich 
nun den Neubau kleiner Krankenhäuser betrachten und hierbei 
auch die Mindener Verfügung einer Kritik unterziehen. 
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Ein Krankenhaus soll dazu dienen, damit kranke Menschen 
hier unter guten hygienischen Verhältnissen möglichst bald ihre 
Gesundheit wieder finden; es wird aber sehr häufig der Fehler 
gemacht, dass man die besten hygienischen Verhältnisse wählen 
will. Was aber die besten hygienischen Verhältnisse sind, das 
wissen wir selber noch nicht. Dass aber eine Bretterbude am 
Waldessaume, oder eine Döcker’sche Pappbaracke, oder ein 
möglichst grosses und zugiges Krankenzimmer nicht die besten 
Verhältnisse bieten, wie man sich jetzt einreden möchte, davon bin 
ich fest überzeugt. Daher soll man sich bei kleinen Kranken¬ 
häusern mit dem Guten begnügen, was mit bescheidenen Geld¬ 
mitteln zu erreichen ist und alle kostspieligen Mehrausgaben als 
überflüssig meiden. Kann man etwas bei der Bausumme ersparen, 
so mag man lieber ein Freibett ermöglichen, womit man oft in 
der Lage sein wird, Gutes zu stiften. Unnöthigen Luxus nenne 
ich aber einen zu kostspieligen oder zu grossen Bauplatz. Alle 
unnöthigen Verzierungen, Erker und Thürmchen an der Fa^ade 
des Hauses. Grosse Eintrittshallen und Treppenhäuser. Ueber- 
mässig hohe und grosse Krankenzimmer, zu breite Fenster, zu 
breite Korridore, zu grossartige Nebenräume und dergleichen mehr. 

Nachdem die Mindener Verfügung genaue Vorschriften über 
Lageplan, die erforderlichen Bauzeichnungen und den Erläuterungs¬ 
bericht gegeben hat, werden noch einige Punkte besonders hervorge¬ 
hoben. Von dem Bauplatz wird verlangt, dass derselbe reine Luft, 
Buhe, trockenen Untergrund gewähre und womöglich etwas erhöht 
sei. Es wird so das Abführen der Abwässer erleichtert. Doch 
wähle man nicht gerade einen Bergabhang, da sonst die Wässer 
des höher gelegenen Bergabschnittes dem Platze zufliessen würden. 
Die Grösse des Bauplatzes nicht unter 50 a zu bemessen, ist 
nach meiner Ansicht nicht richtig; denn als kleinstes Krankenhaus 
ist ein solches von zehn Betten zu gestatten, ein solches Kranken¬ 
haus ist nach meinen Erfahrungen für ein Landstädtchen, welches 
gegen 4000 Einwohner hat und das nicht in einer industriereichen 
Gegend liegt, vollkommen ausreichend. Rechnet man für den Kopf 
der Eirankenhausinsassen 200 qm, so würde ein Platz von 20 a 
genügen und wäre dann auch noch Platz für einen Garten und für 
einen möglicher Weise später nothwendig werdenden Erweiterungs¬ 
bau vorhanden, da man später bis 100 qm Grundstücksfläche herab¬ 
gehen kann pro Kopf der Krankenhausinsassen. Innerhalb eines 
Kilometers der Stadtperipherie würde sich am leichtesten ein der¬ 
artiger Platz finden, hier ist das Terrain billiger und am ersten 
ein Boden zu finden, der vorher noch nicht bebaut war, sogenannter 
Jungferboden. Da man in kleinen Städten für Entfernungen einen 
anderen Massstab hat als in grossen Städten, wird noch besonders 
darauf aufmerksam zu machen sein, dass eine einen Kilometer 
weite Entfernung nicht gross ist. 

Das Abführen sämmtlicher Gebrauchswässer und 
sonstiger unreiner Abgänge aus dem Gebäude nach aussen hat 
stets auf dem kürzesten Wege zu erfolgen. Zum Abfuhren der 
Abwässer gebrauche man glasirte Thonröhren von nicht zu ge- 
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ringem Querschnitt; vollkommen unbrauchbar sind gewöhnliche 
Drainröhren, da diese wie Filter wirken, sie lassen die Flüssigkeit 
durch die Poren entweichen und der Schmutz bleibt liegen und 
setzt sich in ihnen fest. 

Was die Wasserversorgung anbetrifft, so ist besondere 
Obacht auf die Kesselbrunnen zu geben, weil in diese von oben 
her Krankheitserreger kommen können. Die Mindener Verfügung 
will nun, dass der Brunnenschacht wasserdicht hergestellt und 
ebenso zugedeckt werde. Man kann aber auch folgender Massen 
verfahren: Zwei Meter unterhalb des oberen Kesselrandes wird 
derselbe mit einer starken Bohlenlage, die womöglich auf einem 
eisernen Träger ruht, bedeckt, hierauf folgt eine Schüttung von 
Sand, Kies und Erde bis zum oberen Rande, worauf eine zweite 
Bohlenlage den Kessel schliesst. Die so zwischen den beiden 
Bohlenlagen vorhandene zwei Meter hohe Sandschicht dient zur 
Filtration des von oben her in den Kessel gelangenden Wassers 
und schützt vor Verunreinigung. 

Als Bauart eignet sich für ein kleines Krankenhaus am 
besten der Korridorbau. Lässt man nun den Eingang zum Kranken¬ 
haus an das eine Ende des Korridors legen, das andere Ende des 
Korridors aber in einem Krankenzimmer enden, so erhält man in 
diesem letzten Krankenzimmer einen Pavillon. Den Korridor kann 
man ohne Scheu als Mittelkorridor anlegen, nur dürfen auf keinen 
Fall zu beiden Seiten des Korridors Krankenzimmer liegen. Man 
hilft sich so, dass man Anfangs das Arztzimmer, die Zimmer der 
Schwestern und die Wirthschaftsräume einander gegenüberlegt, 
dem ersten Krankenzimmer legt man gegenüber den Treppenauf¬ 
gang und den Ausgang auf den Hof, dem zweiten Krankenzimmer 
das Bade- und Operationszimmer und dann folgt eben der Pavillon. 
Licht und Luft erhält der Korridor durch die Eingangsthür, die 
man als Glasthür oder mit einem möglichst grossen Fenster über 
der Thür anlegen kann, und durch den Treppenaufgang und seit¬ 
lichen Hofausgang. Auch die Thür zum Pavillon ist dann am 
besten eine Glasthür. Man hat so alles schön dicht beisammen 
und doch Luft und Licht genug, so spart man an der Länge des 
Gebäudes und für das Pflegepersonal werden die Wege kürzer und 
dadurch Arbeitskraft geschont. 

Das ganze Gebäude stellt man am besten in Ziegelrohbau 
her oder in gutem Bruchsteinmauerwerk mit Ziegelverkleidung und 
Isolirplatten nach innen. Die Fundamente erhalten, soweit sie 
nachher von der Erde bedeckt werden, einen Anstrich von Asphalt¬ 
lack, als Isolirschicht zwischen Fundamente und Umfassungsmauern 
kommt eine doppelte Lage von getheerter Dachpappe, in den Um¬ 
fassungsmauern wird ein Luftraum als Isolirschicht ausgespart. 

Eine Unterkellerung des ganzen Gebäudes ist nicht nötbig, 
vielmehr beschränkt man sich nur auf so viel Kellerräume als man 
unumgänglich nöthig braucht; wo nicht unterkellert wird, bringt 
man eine Kiesschüttung an, nachdem vorher der humushaltige 
Erdboden ausgeschachtet worden. Man unterkellert die Räume, 
die nicht als Krankenräume dienen, und legt deren Fussboden um 
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V* Meter höher, da für diese Ränme eine bestimmte Höhe nicht 
vorgeschrieben ist. Der Korridor wird dann zwar durch eine Treppe 
unterbrochen, da der Theil desselben, wo die Krankenzimmer beginnen, 
tiefer liegt, doch hat das weiter nichts zu sagen. Dass der Fuss- 
boden des Kellergeschosses 0,5 m über dem höchsten Grundwasser¬ 
stand liege, ist wünschenswerth, in Marschgegenden jedoch kaum 
durchführbar; das Verlangen aber zu stellen, dass der Fussboden 
des Erdgeschosses 1 m über dem umgebenden Erdreich liege, ist 
überflüssig und wieder eine unnöthige Vertheuerung des Baues. 
Man kann das Gebäude sehr gut vor Schwammbildung schützen 
durch Kiesschüttung unter der Dielung, Hohllagerung der letzteren 
und Luftcirkulation, die man dadurch erreicht, dass man durch die 
Scheuerleiste und Dielung hindurch kurze senkrecht stehende 
Blechröhren führt von 3 cm Querschnitt, die oben und unten ver¬ 
gittert sein können, um sie gegen Einwanderung von Ungeziefer 
zu schützen. 

Dachrinnen, Traufpflaster und Blitzableiteran¬ 
lage empfiehlt sich für jedes Krankenhaus. 

Bei der Anlage eines Krankenhauses kommt man leicht auf 
die Idee, dasselbe in zwei Hälften zu zerlegen, um eine getrennte 
Männer- und Frauenstation zu haben. Man wird aber hier einen 
schweren Fehler begehen; denn in einem allgemeinen Kranken¬ 
hause verhält sich die Zahl der weiblichen Krankenhausinsassen 
zu der der männlichen wie 1:2 oder 3. An diesem Verhältnis 
wird wenig geändert, selbst wenn die Kinder mit auf der Frauen¬ 
station verpflegt werden, da Kinder, welche der Anstaltspflege 
bedürfen, fast ausnahmslos, schwere Verletzungen abgerechnet, an 
Infektionskrankheiten leiden und dann in einen besonderen Isolir- 
raum zu legen sind. Wo sollen die weiblichen Krankenhausinsassen 
für ein kleines Krankenhaus auch herkommen? Männliche Kranke 
liefern die Krankenkassen, die wenigsten Frauen sind aber in 
einer Krankenkasse. Selbst in Berlin zählen nach dem statisti¬ 
schen Nachweis die Krankenkassen 3 / 4 männliche und nur 1 j i weib¬ 
liche Mitglieder. Weiter liefern männliche Pfleglinge für ein 
Krankenhaus die reisenden Handwerksburschen und sonstige 
fahrenden Leute, doch sind zum Glück unter Letzteren recht wenig 
Frauen. Ausserdem bedürfen Frauen, die sich zu einem Aufent¬ 
halt in einem Krankenhause entschliessen, meist frauenärztlicber 
Hülfe, die ihnen in einem allgemeinen Krankenhause nur aus¬ 
nahmsweise gewährt werden kann. So ist in einem kleinen 
Krankenhause eine besondere Frauenstation nicht durchführbar 
und die ganze Anlage des Hauses darauf zuspitzen zu wollen, 
wäre vollkommen verkehrt. 

Die Krankenzimmer sollen womöglich nach einer süd¬ 
lichen Himmelsrichtung liegen, auch soll für Trennung der Ge¬ 
schlechter und der Tuberkulösen und anderer ansteckender Kranken 
gesorgt sein. Das Isolirzimmer für Infektionskranke legt man am 
besten bei einem Krankenhause, das nur ein Erdgeschoss hat, auf 
den Boden in den Giebel. Für jedes Bett soll 8,8 qm Grundfläche 
bei 3,5 m lichter Höhe, also gegen 30 cbm Luftraum vorgesehen 
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sein. Dieser Luftraum genügt nach meinen Erfahrungen voll¬ 
kommen ; denn nur im Winter ist das Haus voll besetzt, während 
es im Sommer wohl kaum jemals der Fall sein wird. Eine ge¬ 
ringere Höhe als 3,50 m soll nur ausnahmsweise gestattet sein, 
diese Ausnahme muss aber für die Giebelzimmer gelten. Denn für 
diese Zimmer ist nach dem Gesetze der Baukonstruktion eine 
Höhe von 3,50 m kaum zu ermöglichen, man müsste sich dann bei 
Ziegeldächern durch einen besonders hohen Giebel und bei anderen 
Dächern durch eine besonders hohe Trempelwand helfen. Es würde 
auch in den Giebelzimmern ein Luftraum von 25 cbm genügen, 
trotzdem sie als Isolirzimmer gelten sollen, weil die natürliche 
Lufterneuerung in einem Giebelzimmer bedeutend stärker ist als 
in jedem Zimmer des Erdgeschosses. Die Maasse der Mindener 
Verfügung sind überall etwas grösser ausgefallen, nämlich 9 qm 
Grundfläche, 35 cbm Luftraum und bis zu 4 m lichte Höhe der 
Zimmer. 

Die Fenster sollen so hoch als möglich unter die Decke 
heraufreichen und oben horizontal abschneiden; Bogenfenster sind 
zu verwerfen, der obere Theil sei als Kippfenster konstruirt, als 
Stellvorrichtung hat sich am besten der Marasky’sche Patent¬ 
verschluss bewährt. Die Breite der Fenster beträgt 1,2 m und 
ist auf jeden Kranken 1 bis l 1 /» qm Fensterfläche zu rechnen, die 
kleinere Zahl gilt, sobald das Hans frei daliegt, ohne dass die 
Nachbargebäude das Licht einschränken, um so mehr, wenn es auch 
erhöht liegt. Es ist nicht rathsam über die durch die klimatischen 
Verhältnisse bedingten orts- oder landesüblichen Grössen der 
Fensterflächen wesentlich hinauszugehen, da sonst im Winter die 
Erheizung der Räume zu schwer fällt. Das Lichtbedürfniss der 
Kranken ist verschieden, fieberhafte Kranke bedürfen dunkle Räume, 
Rekonvalescenten gerade das Gegentheil. Doch können Leicht¬ 
kranke und Rekonvalescenten durch einen Gang in’s Freie am 
leichtesten dem Bedürfhiss nach Sonne genügen. Die Fenster 
seien gleichmässig über das ganze Zimmer vertheilt, Zimmer mit 
drei Fensterwänden, wie man sie leicht in den Pavillons hersteilen 
könnte, machen einen beunruhigenden Eindruck, da sich hier die 
Kranken wie in einer Laterne befinden. Noch vor dreissig Jahren 
ging man mit Licht und Luft für die Kranken zu sparsam um, 
jetzt möchte man das Gegentheil thun und verfällt besonders in 
den Fehler, englische Verhältnisse ohne Weiteres auf unser Klima 
übertragen zu wollen. Wer die Vorschläge der Miss Nightingale 
über Fensteranlagen liest, wird mit dem Kopf schütteln, doch 
stammen diese Vorschläge aus der voraseptischen Zeit, wir brauchen 
aber jetzt nicht mehr das durch Zugluft ersetzen zu wollen, was 
wir an Aseptik und Reinlichkeit haben fehlen lassen. Gegen ein¬ 
fallendes Sonnenlicht sind Fenstervorhänge in lichten Farben vor¬ 
zusehen. 

Wo der grösseren Billigkeit wegen nicht Flügelthüren 
gewählt werden, müssen die einflüglichen Thüren 1,10 m lichte 
Breite und 2,30 m Höhe haben, bei Flügelthüren ist 1,50 m Breite 
und 2,50 Meter Höhe vorzusehen. Der sich drehende Flügel sei 
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um etwa 10 cm breiter bemessen, wie der stehende. Ausserdem 
empfiehlt es sich die Thüren behufs Dämpfung des Schalls im Holz 
so dick als möglich zu machen. 

Die Wände der Krankenzimmer und Flure sind 1,50 m hoch 
abwaschbar herzustellen, am einfachsten ist, sie so hoch mit Oel- 
farbe zu streichen; alle Kanten werden abgerundet. Oberhalb des 
Oelfarbenanstrich8 werden die Wände mit Kalkfarbe gestrichen in 
blassgrünem oder blassrosa Ton. So wird die natürliche Ventilation 
durch die Wände hindurch nicht verhindert; ausserdem ist die 
beste und leichteste Desinfektion der Wände ein neuer Kalkfarben¬ 
anstrich. Nur für das Bade- beziehungsweise Operationszimmer 
ist ein vollkommenes Streichen mit Oelfarbe zu empfehlen. Hier 
ist auch der Fussboden undurchlässig herzustellen, entweder 
durch Asphaltirung oder indem die Dielen mit, Linoleum bedeckt 
werden. Für die übrigen Krankenzimmer werden die Fussboden 
aus Tannen- oder Kiefernholz hergestellt und sind dieselben drei¬ 
mal mit heisser Leinölfirniss zu tränken. 

Die Zimmerdecken seien glatt ohne vorspringende Balken, 
Wölbungen oder derartiges, ebenso sind Unebenheiten durch Stuck¬ 
oder andere Verzierungen zu meiden. Die Decken sollen möglichst 
schalldicht sein; die Verwendung von altem Bauschutt als Zwischen¬ 
füllung der Decken- und Fussbodenläger ist unzulässig. 

Zur Heizung und Lüftung der Krankenzimmer wählt man 
Mantelöfen, in deren Innenraum von der Aussenwand des Hauses 
her ein Frischluftkanal mündet. Dieser Kanal soll wenigstens 
9:14 cm weit, es ist das etwa die Breite und Höhe eines Mauer¬ 
steins, und abstellbar sein; er ist an seiner Ursprungsstelle an der 
Aussenwand des Hauses durch ein aus feinem Drahtgitter bestehen¬ 
des Kästchen zu schliessen, das als Inhalt lose Watte enthält. 
Diese Watte kann nach Bedürfnis erneuert werden und ver¬ 
hindert eine Verschmutzung des Kanals und macht so eine kost¬ 
spielige Anlage zur Reinigung desselben überflüssig. Die Frisch¬ 
luftkanäle müssen abstellbar sein, damit man an kalten Tagen 
eine weitere Abkühlung des Ofens verhindern kann, nachdem man 
die Lüftung kürzere oder längere Zeit hat wirken lassen. Zur 
Abführung der verbrauchten Luft sind neben dem Schornstein 
laufende Luftkanäle aufgemauert, die am Fussboden eine ver- 
schliessbare Oeffuung haben und dicht unterhalb der Zimmerdecke 
eine zweite verschliessbare Oeffnung. Im Winter kommt durch 
die Mantelüfen die frische erwärmte Luft in die Zimmer, die obere 
Oeffnung des Abzugskanals ist jetzt geschlossen, die untere ge¬ 
öffnet und durch diese wird die verbrauchte Luft abgesogen. Im 
Sommer wird die obere Oeffnung benutzt, damit die warme ver¬ 
brauchte Luft oben abziehen kann. Zweckmässig ist es, in jedem 
Krankenzimmer eine Vorschrift bezüglich der Handhabung der 
Heizungs- und Lüftungseinrichtungen anzubringen. Ausserdem 
sind an den Thüren der Krankenzimmer unten verschliessbare 
Klappen angebracht, durch welche die frische Luft vom Korridor 
aus einströmen kann. Es ist diese Lüftung im Sommer besonders 
des Nachts in Anwendung zu bringen, während bei Tage die ge- 
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öffneten Fenster der frischen Luft ungehinderten Eintritt gewähren. 
Man findet auch vorgeschlagen, in den Krankenzimmern ein Fenster 
bis auf den Fussboden reichen zu lassen, damit durch das Oeffnen 
desselben auch die untere Luftschicht in Bewegung gesetzt wird, 
eine solche Vorrichtung ist aber nicht nöthig; denn nach den Ge¬ 
setzen der Luftbewegung und den der Diffusion der Gase existirt 
eine solche ruhende Luftschicht überhaupt nicht, sobald für Ein¬ 
strömen frischer Luft gesorgt wird. Hier möchte ich gleich noch 
etwas anderes richtig stellen. Man hatte gehofft, dass durch das 
Oeffnen der oberen Fenster, die als Kippfenster zu konstruiren 
seien, die eintretende kalte frische Luft an der Zimmerdecke ent¬ 
lang sich über das ganze Zimmer verbreiten und so sich innig mit 
der warmen Luft des Zimmers mischen sollte. Doch fallt die 
kalte Luft, mag sie auch noch so hoch oben in das Zimmer ein- 
treten, stets wie ein kalter Wasserstrahl nach unten und ist von 
einem Verbreiten an der Decke entlang gar keine Rede, die kalte 
Luft folgt eben dem Gesetze der Schwere. 

Bei Ventilationseinrichtungen muss man aber auch das be¬ 
denken, dass für ein Krankenhaus, je freier es liegt und je mehr den 
Winden ausgesetzt, desto beschränkter die Lüftungsvorrichtungen 
sein können, da hier die natürliche Ventilation sehr stark ist. 

Als Ausstattung eines jeden Krankenzimmers muss vor¬ 
handen sein: 

1. Die der festgesetzten Krankenzahl entsprechenden Bett¬ 
stellen, womöglich von Eisen mit federnden Drahtboden dazu Keil¬ 
kissen, Matratzen und wollene Decken. 

2. Zu jeder Lagerstätte ein Stuhl und ein Nachttischchen 
mit Trinkgefäss, Nachtgeschirr und Speiglas. 

3. Ein Thermometer (1,5 m über den Fussboden in ent¬ 
sprechender Entfernung vom Ofen aufzuhängen). 

5. Ein grösserer Tisch. 

6. Eine Läutevorrichtung (am besten elektrische). 

7. Ein Steckbecken. 

Sehr hübsch ist es, wenn die Zimmerwände irgend einen 
Schmuck tragen, damit sie nicht so trostlos kahl aussehen. Hierzu 
eignen sich schöne, für den Kranken trostreiche Bibelworte. Am 
besten lässt man dieselben mit bunten Farben auf die Wand malen. 

An Wäsche muss vorhanden sein: 

a. Auf jede Lagerstätte: 

1. Eine doppelte Garnitur an guter leinener Bettwäsche. — 
Man nehme bunte Wäsche, weiss leinene Wäsche wird sich in 
einem allgemeinen Krankenlihuse schwerlich durchführen lassen. 

2. Drei leinene Hemden. 

3. Zwei Paar Strümpfe. 

4. Zwei Halstücher. 

5. Zwei Taschentücher. 

6. Vier Handtücher. 

b. Auf jedes Männerbett: 

7. Zwei Winter- und zwei Sommerjacken oder dergleichen 
Röcke und die entsprechenden Beinkleider. 
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Besondere Aufenhaltsräume für Kranke am Tage sind 
bei einem kleinen Krankenhause nicht nöthig, dafür ist im Sommer 
der Aufenthalt im Garten geboten und soll hier für eine Laube 
oder derartiges gesorgt sein; bei schlechtem Wetter und im Winter 
bleiben die Kranken in den Krankenzimmern und statte man lieber 
jedes Krankenzimmer mit einem grossen Tisch aus, damit die 
Stubenbewohner sich um diesen setzen können und schmücke, wie 
vorgeschlagen, die kahlen Zimmerwände. 

Das Arztzimmer wird am besten mit dem Empfangs¬ 
zimmer vereinigt. Bilden Schwestern das Pflegepersonal, so hat 
jede Schwester ihr Zimmerchen, worin sie schläft; die leitende 
Schwester hat dann noch das Empfangszimmer, das der Arzt 
bei seinen Visiten mitbenutzen kann. Die Zimmer für das Pflege¬ 
personal sind in nächster Nähe der Krankenzimmer unterzubringen. 

Flure und Korridore sind 2,20 m breit anzulegen, bei 
dieser Breite kann man sehr gut mit jeder Bettstelle in die 
Krankenzimmer wenden; eine grössere Breite der Konidore ist 
also überflüssig. Der l 1 /* m hohe Oelanstrich ist schon erwähnt. 

Die Treppen müssen Vl 2 m breit und bequem steigbar 
sein (16 cm Steigung p. 30 cm Auftritt). Wo keine Steintreppen, 
sind Holztreppen wegen Feuersgefahr unterwärts vorschriftsmässig 
zu berohren und zu verputzen. 

Behufs reichlicher Zuführung von Licht und Luft sind Flure. 
Korridore und Treppenhaus reichlich mit Fenstern zu versehen; 
wo das nicht angängig ist, muss man sich mit Glasthüren zu helfen 
suchen. 

Für Aufstellung von Spucknäpfen ist Sorge zu tragen. 
Der Fussboden in den Fluren und Korridoren ist am besten aus 
Asphalt herzustellen. Um den Schall zu dämpfen, empfehlen sich 
Läufer von Linoleum. 

Ein Zimmer zur vorübergehenden Unterbringung 
von Geisteskranken darf auch in einem kleineren Kranken¬ 
hause nicht fehlen. Ist das Kellergeschoss hoch und geräumig, so 
bringt man dieses Zimmer im Keller unter, sonst muss das andere 
Giebelzimmer dazu dienen. Die Fenster sind durch starke Draht¬ 
gitter zu schützen, die Thür kann doppelt sein, um den Schall zu 
dämpfen. Der Ofen soll von aussen zu heizen sein und wird der¬ 
selbe durch starke hölzerne Traljen, die vom Fussboden bis zur 
Decke reichen, geschützt. Dass jede scharfe Kante und jeder vor¬ 
springende Haken oder Nagel in diesem Zimmer zu vermeiden ist, 
muss noch besonders bemerkt w r erden. 

Bade- und Operationsraum kann man in kleineu 
Krankenhäusern in einem Raum vereinigen. Der Fussboden muss 
hier undurchlässig sein am einfachsten durch Asphaltirung. Die 
Wände sind ganz mit Qeltärbe zu streichen. Die unteren Fenster¬ 
scheiben brauchen nur durch Fenstervorsetzer oder dergleichen 
undurchsichtig gemacht zu werden, dann wird auch ein möglichst 
helles Badezimmer keinen Anstoss erregen. Als besondere Aus¬ 
stattung sind nur ein einfacher Operationstisch und ein paar Irri¬ 
gatoren nöthig. Der Operationstisch steht in nächster Nähe des 
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Fensters an der einen Längswand, während die Badewanne mit 
Badeofen und Kaltwasserleitung die andere Längswand einnimmt. 
Wählt man für die Badewanne die französische Form, also mit 
allseitig gradem nichtgeschweiftem Rande, so lässt sich die Wanne 
mit einer Platte bedecken und kann als Instrum ententisch und 
dergleichen bei einer Operation benutzt werden. Nach der Operation 
ist die Desinfektion gerade dieses Raumes leicht zu bewerkstelligen; 
doch muss man daran denken, dass weder Instrumente noch Ver¬ 
bandsachen hier aufzubewahren sind, weil sie sonst bald feucht und 
unbrauchbar werden würden. 

Die Küche liege bei kleinen Krankenhäusern nicht im Keller, 
sondern im Erdgeschoss neben der-Thür, die zum Hofe führt; es 
würde sonst täglich zu oft der Weg vom Keller nach oben zurück¬ 
gelegt werden müssen. Jede erfahrene Hausfrau wird mir zu¬ 
stimmen, dass für gewöhnliche bürgerliche Verhältnisse die Koch¬ 
küche im Keller unpraktisch ist, dasselbe gilt auch für kleine 
Krankenhäuser. Ein grosser Wandschrank in der Küche oder ein 
kleiner Raum daneben bildet die Speisekammer. Ausserdem ist im 
Krankenhaus selbst ein Raum nothwendig, wo ein Nachtstuhl die 
Steckbecken, Besen und derartiges mehr aufbewahrt werden können, 
hier ist auch der Aufbewahrungsort des Krankenkorbes, der stets 
zur Hand sein soll, und nicht erst immer vom Boden herunterzu¬ 
holen ist. 

Die Waschküche gehört am besten in ein Nebengebäude, 
um so mehr, da sie die beste Nachbarschaft für die Desin- 
fektionsanlage abgiebt, die noch weniger in’s Hauptgebäude 
gehört, da dieselbe womöglich auch noch für Stadt und Umgegend 
nutzbar gemacht werden soll. Auf der anderen Seite der Wasch¬ 
küche finden ein Holz- und Kohlenstall ihren Platz und denen 
folgt die Leichenkammer. In der Leichenkammer wird eine 
Bahre zum Tragen der Leichen aufbewahrt. Deckt man über diese 
Bahre eine grössere hölzerne Platte, so lässt sich damit ein 
Sektionstisch improvisiren. 

Bei der Abortanlage empfiehlt sich für kleine Kranken¬ 
häuser am meisten eine Senkgrube, nur muss dieselbe richtig an¬ 
gelegt sein. Ueber Senkgruben sind gerade bei den Aerzten viele 
falsche Vorurtheile verbreitet. Eine richtig angelegte Senkgrube 
ist leicht und billig mit Kalkmilch zu desinfiziren, sie ist bequem 
und ziemlich geruchlos, was man alles von einem Kübel- oder 
sonstigem Abfuhrsystem nicht sagen kann. Die Koch’schen Unter¬ 
suchungen haben erwiesen, dass die krankheiterregenden kleinsten 
Lebewesen in den Fäkalien der Senkgrube absterben, weil sie 
durch andere Lebewesen überwuchert werden. Trotzdem will auch 
ich nicht, dass die Senkgrube direkt am Hause liegen soll, icli 
will vielmehr einen Mittelweg einschlagen. In einem besonderen 
Anbau am Hause bringt man die Abortanlage für die Kranken 
unter. In dem Raum unterhalb der Sitzlöcher stehen genau 
passende Zinkeimer, der Boden ist ausgemauert und zementirt und 
so viel erhöht, dass die Eimer direkt unter den Sitzlöchern stehen. 
Aus diesem Raum führt ein Dunstrohr über das Dach der Abort- 
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anlage, und ist derselbe durch eine Thür, welche gestattet, die 
Eimer herauszunehmen, fest verschlossen. Die Sitzlöcher in den 
einzelnen Abtritträumen sind durch Deckel zuzudecken und zwar 
kann man hier einen einfachen Wasserverschluss anbringen. Man 
legt innen am Sitzloch rings herum eine Blechrinne, die etwas 
tief liegt, damit dieselbe beim Sitzen auf dem Sitzloch nicht hindert; 
diese Rinne wird mit Wasser gefüllt, der Deckel nun, der das 
Sitzloch schliesst, ist von Metall und hat einen vorstehenden Rand, 
der genau in die Wasserrinne passt. So kommt der Wasserver¬ 
schluss zu Stande. 

Alle Morgen werden die Aborteimer entleert und gereinigt 
und wenn nöthig mit einem Desinfiziens versehen. Die Entleerung 
findet in eine Senkgrube hinein statt. Für das Pflegepersonal ist 
nämlich aut dem Hofe wenigstens 15 m vom Brunnen entfernt und 
etwa ebenso weit vom Hauptgebäude eine Abortanlage mit Senk¬ 
grube eingerichtet. Die Sohle dieser Grube wie die Umfassungen 
derselben sind in Zementmörtel sorgfältig zu mauern, und muss 
die erstere wenigstens aus einer Flach- und Rollschicht bestehen. 
Nach gehörigem Austrocknen des Mauerwerks sind Wände wie 
Sohle wasserdicht in Cementmörtel zu verputzen. Es ist Vorsorge 
zu treffen, dass die Entleerung der Senkgrube durch eine Pump¬ 
maschine bewirkt werden kann. Die Grösse der Grube ist nicht 
unter 2 cbm zu bemessen. Die Grube wird nach Bedürfniss ge¬ 
reinigt und dann durch Kalkmilch desinfizirt. Somit sind für das 
Krankenhaus zwei Abortanlagen einzurichten. Die Abortanlage 
am Hause erhält kein Pissoir, weil gerade dieses, wie ich aus 
Erfahrung weiss, den grössten Gestank verursacht. Dagegen ist 
die Abortanlage auf dem Hofe mit einem solchen zu versehen. 
Bei dem bisherigen Kübelsystem hat man stets den Fehler ge¬ 
macht, dass man die Sammelgefasse zu gross nahm, man konnte 
sich aber nicht anders helfen; denn da das Entleeren sehr um¬ 
ständlich war, wollte man diese Arbeit möglichst selten vornehmen. 
Bei dem Eimersystem, wie ich es vorschlage, ist die Sache sehr 
einfach, die Eimer werden alle Morgen oder alle Abende der Ab¬ 
ortanlage entnommen, das Entnehmen geschieht vom Hofe aus, 
der Weg geht nur über den Hof bis zur Senkgrube und dort 
werden die Eimer entleert. An dem hiesigen Krankenhause hatten 
wir früher grosse schmiedeeiserne Kübel, die blos alle acht Tage 
entleert zu werden brauchten, die schweren Kübel waren höchst 
ungeschickt zu regieren und ausserdem war das Ganze eine aus¬ 
gesucht schmutzige Arbeit, zu der sich immer Niemand finden 
konnte. Das jetzige Eimersystem ist durch den praktischen Blick 
unserer leitenden Schwester gefunden worden, nur die Deckel mit 
Wasserverschluss auf den Sitzlöchern sind mein Werk und ich 
kann unsere Abortanlage als einfach, praktisch und geruchlos für 
kleine Krankenhäuser sehr warm empfehlen. Die grösseren Kübel 
gewähren nämlich im Sommer der Wärme und freien Luft Zutritt 
zu den Fäkalien, so kommt es zur Gährung derselben und zu be¬ 
deutender Entwickelung von Schwefelwasserstoffgas, bei kleinen 
Gefassen, die täglich womöglich zwei Mal entleert werden, kommt 
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es dazu nicht, die Senkgrube liegt aber weit vom Hause entfernt, 
ausserdem ist in ihr, da sie kühl im Schosse der Erde liegt, diese 
Gährung lange nicht so stark. 

Als Dach für ein Krankenhaus eignet sich ein Zementplatten¬ 
dach; die Platten sind von hellgrauer Naturfarbe und doppelt 
gefalzt zu wählen. Bei dieser Art von Dach wird eine sogenannte 
Trempelwand aufgeführt, wodurch ein hübscher Bodenraum ge¬ 
schaffen wird. Die hellen Zementplatten strahlen die Sonnen¬ 
strahlen zurück, daher ist ein solcher Bodenraum auch im Sommer 
verhältnissmässig kühl und bietet sich so auf die einfachste Weise 
ein Barackenraum. Damit aber der Trockenboden nicht ganz ent¬ 
behrt wird, wird der Boden durch eine Wand getheilt, ist dznn 
nur der eine Giebel mit Giebelzimmer ausgestattet, so hat man 
einen schönen barackenartigen Krankenraum. Lässt man hier noch 
das Dach verschalen und zwei tüchtige eiserne Oefen aufstellen 
— Regulirfttllöfen —, so kann man diesen Raum auch für den 
Winter gebrauchen. Durch die Giebelfenster der einen Seite und 
die Fensteröffnungen der Tempelwand erhält dieser Bodenraum 
Licht und Luft, ausserdem sind noch an dem Dache mögiichst 
hohe Dachfenster angebracht, die aufklappbar konstruirt sind und 
so die Dachreiter ersetzen. Dieser Bodenraum ist der Reserve¬ 
raum, durch welchen sich in Nothfällen das Krankenhaus ver- 
grössern lässt, auch kann er als Rekonvaleszentenraum benutzt 
werden. 

Die Grösse des Krankenhauses richtet sich nach der 
Bevölkerungsziffer des Bezirks, für welches das Haus erbaut wird; 
man rechnet auf jedes Tausend der Bevölkerung, es ist hier aber 
die Einwohnerzahl von Stadt und Umgegend zu zählen, ein Bett. 
Ist der Bezirk reich an Bergwerken, Fabriken oder sonstigen in¬ 
dustriellen Anlagen, so soll schon auf fünfhundert ein Bett 
kommen. Wie es eine obere Grenze für die Grenze eines Kranken¬ 
hauses giebt, und wie man als solche ziemlich allgemein die Zahl 
von 500—600 Betten annimmt, so giebt es auch eine untere 
Grenze, kleiner als 8—10 Betten soll man ein Krankenhaus nicht 
bauen. Die obere Grenze wird dadurch gezogen, dass die Ver¬ 
waltung für ein übermässig grosses Krankenhaus sehr kostspielig 
und schwer durchzuführen ist, die untere Grenze dadurch, dass 
auch für ein sehr kleines Krankenhaus gewisse Anlagen erforder¬ 
lich sind, so Baderaum, Zimmer für das Pflegepersonal, Arzt¬ 
zimmer u. s. w., die um nichts theuerer werden, auch wenn die 
Zahl der Betten etwas grösser ist. Den geringsten Kostenaufwand 
pro Bett erfordert ein Krankenhaus von 15 bis 20 Betten. Doch 
kann man darauf rechnen, dass, sobald ein Bau veranschlagt ist, 
sich ein Bauunternehmer findet, der bis zu 15 °/o unter dem An¬ 
schlag den Bau unternimmt, vorausgesetzt, dass eine freie Ver¬ 
dingung statt hat. Jedes Krankenhaus soll hygienisch richtig, 
doch auch möglichst billig gebaut werden; denn auf eine Ver¬ 
zinsung des Anlagekapitals ist von vornherein nicht zu rechnen, 
da der Pflegesatz ein so geringer sein soll, dass für die wenig 
Begüterten eine Krankenhauspflege zu ermöglichen ist. Unsere 
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kleineren Städte sind aber meistens nicht so reich, dass sie grosse 
Ausgaben für öffentliche Bauten machen können, oder sie müssen 
sich in schwere Schulden stürzen. M e n c k e hat in seiner Schrift 
„Das Krankenhaus der kleinen Städte“ diese schwierige Aufgabe 
gelöst. Trotzdem hat Mencke nicht durchweg praktisch gebaut, 
er hat zu viel Korridore und Seitengänge angelegt, man muss die 
Bäume mehr zusammen legen. Dass der Korridor ein Luftreservoir 
für die Krankenzimmer abgeben soll, ist eine Redensart, die 
Aussenluft ist die einzige Quelle für die frische Luft, und für diese 
sorgt die natürliche Ventilation durch das Mauerwerk hindurch, 
die künstliche Ventilation und jedes geöffnete Fenster, das sich 
im Sommer gegen die Sonnenstrahlen durch Fenstervorhänge 
schützen lässt. 

Meine Sachkenntniss über Anlage kleiner Krankenhäuser habe 
ich mir dadurch erworben, dass ich ein Krankenhaus habe bauen und 
ein zweites habe umbauen helfen, und Jahr und Tag Arzt in einem 
kleinen Krankenhause bin, ausserdem besitze ich über diese Fragen 
eine ausgebreitete Literaturkenntniss, da ich als schriftliche Arbeit 
zum Physikatsexamen zufällig ein Thema über Krankenhausbauten 
bekam. Sollte es sich so fügen, so werde ich in der nächsten 
Zeit eine kleine Schrift über Krankenhausbau veröffentlichen mit 
Bauplan und Kostenanschlag, und soll hier bei möglichst geringem 
Kostenaufwand das möglichst Beste geliefert werden. 


Ueber Querulantenwahnsinn. 

Von Dr. Mittenzweig. 

Aeussere Gründe veranlassen mich, den in Nr. 10, 12 und 
13 der Zeitschrift, Jahrg. 1893, veröffentlichten Gutachten andere 
nicht hinzuzufügen, und in eine eingehendere Besprechung der 
veröffentlichten Gutachten nicht einzutreten. Gleichwohl will ich 
über Querulantenwahnsinn und dessen forensische Behandlung im 
Allgemeinen noch Folgendes hinzufügen: 

Der geisteskranke Querulant wird von krankhaften Vor¬ 
stellungen beherrscht, die sich zunächst auf einen bestimmten 
Kreis beschränken, sich aber mit der Zeit in sachlicher wie per¬ 
sönlicher Beziehung auf alles ausdehnen, was mit ihm in Be¬ 
rührung tritt. 

Diese Eigenschaft stempelt den Querulantenwahnsinn zur 
Unterart der allgemeinen chronischen Verrücktheit. Als eine be¬ 
sondere Art derselben kennzeichnet ihn die Art und Weise, wie 
der Wahn in die äussere Erscheinung tritt, die querulirende 
Reaktionsweise des Kranken auf seine krankhaften Vorstellungen. 
Letztere treten allerdings in der Regel so in den Vordergrund, dass 
das eigentliche Wesen der Krankheit ganz in den Hintergrund 
tritt lind namentlich dem Auge des Laien ganz verborgen 
bleiben kann. 

Wie überhaupt bei der chronischen Verrücktheit, so bedarf 
es auch bei dem Querulantenwahnsinn in den meisten Fällen einer 
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sorgfältigen wissenschaftlichen Untersuchung, um das Krankhafte 
der Vorstellungen nachzuweisen. 

Diesbezüglich müssen wir unterscheiden zwischen dem, was 
uns der Kranke über die Entwickelung der Vorgänge angiebt und 
dem, was wir aus den Akten oder durch Zeugenvernehmungen 
erfahren. Wir werden dann meist erfahren, dass die Vorgänge, 
wie sie sich im Gehirn des Kranken darstellen, weit verschieden 
sind von den wirklichen Vorgängen. Nach der Darstellung des 
Kranken ist er dbr Verfolgte, während er in Wirklichkeit alles 
und jeden verfolgt, der seinem krankhaften Vorstellungskreis ent¬ 
gegentritt. 1 ) 

Da sich die krankhaften Vorstellungen dem Auge des Laien 
zu verbergen pflegen, so wird der Querulant eher für bösartig, 
denn für krank gehalten, wenn er nicht gar als ein Märtyrer der 
guten Sache angesehen wird in Laienkreisen, in denen die extra¬ 
vaganten und allgemeinen Anschauungen des Verrückten über die 
Handhabung von Recht und Gerechtigkeit, Sittlichkeit und Anstand 
auf einen verwandten geistigen Boden stossen. 

Und gleichwohl müssen wir festhalten, dass der Kranke seine 
Vorstellungen für wohl und thatsächlich begründet hält, dass er 
wirklich die Ueberzeugung besitzt, das Recht auf seiner Seite zu 
haben, dass er nicht etwa absichtlich Unterstellungen und An- 

*) Die Verwerthung und Beurtheilung des Aktenmaterials bildet mit die 
schwierigste Aufgabe bei der Feststellung des Querulautenwahusinns. Die 
Stellung, welche der Arzt diesem Material gegenüber einnimmt, bedingt schliess¬ 
lich sein Urtheil über die Vorstellungen, welche den zweifelhaften Kranken 
leiten. Die Frage, wie weit man dem Aktenmaterial trauen darf, entscheidet 
nicht selten die Richtung unseres Urtheils. ln den meisten Fällen finden wir 
in den Akten eine Menge gleichartiger Vorkommnisse aneinander gereiht, welche 
sich aämmtlich an das erste Ereigniss anreihen, das den Anstoss zur Bildung 
des Wahnes gegeben hat. In scheinbar logischer Weise knüpft sich die Reihe 
der einzelnen Vorgäuge an diesen ersten Krystallisationspnnkt an und nament¬ 
lich die Beurtheilung dieses Kernpunktes des zweifelhaften Wahnes bedarf der 
grössten Aufmerksamkeit. Die Vereitelung eines Wunsches, der Verlust einer 
Stellung, eines Prozesses, ein nicht bestandenes Examen bilden in der Regel den 
Ausgangspunkt des Wahngebildes. Soll nun der Arzt prüfen, ob der Wunsch 
mit Recht unerfüllt blieb, ob die Stellung, ob der Prozess mit Recht verloren 
ging, ob das Examen mit Recht resultatlos verlief? Der zu Untersuchende 
verlangt dies fast ohne Ausnahme und knüpft zu diesem Zweck ellenlange Aus¬ 
einandersetzungen an, bringt Wagenladungen von Akten für den Arzt mit; 
denn hiermit glaubt er sein Recht beweisen zu können. Meines Erachtens ist 
die Prüfung des Materials nach dieser Richtung hin nicht Sache des Arztes. 
Seine Aufgabe ist es nicht, zu ergründen, auf welche Seite im Einzelfalle das 
Recht oder Unrecht liegt, seine Aufgabe ist nur die Auffindung krankhafter 
Motive und Vorstellungen im Wesen des Exploranden. Weicht der Sachver¬ 
ständige von diesem Standpunkte ab, so begiebt er sich auf eine schiefe Ebene, 
die ihn und sein Gutachten leicht vom richtigen Wege ablenken wird. Wir 
Aerzte haben das Recht und die Pflicht, das uns gelieferte Material von den 
Behörden zu vervollständigen und eventuell noch einmal auf seine Güte und 
Sicherheit prüfen zu lassen, wir dürfen uns aber nicht das Recht anmassen, in 
letzter Instanz über die Richtigkeit der darin angegebenen Thatsachen und amt¬ 
lichen Urtheile entscheiden zu wollen. Wohl können und sollen wir an der 
Hand des Materials die mündlichen Auslassungen des Exploranden prüfen und 
damit eine zweite Grundlage für unser Gutachten gewinnen, die Beschaffenheit 
des amtlichen Materials aber dürfen wir Aerzte nach unserem persönlichen 
Empfinden und Befinden eigenmächtig nicht antasten. 
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klagen erfindet, um Vortheile zu erlangen oder seiner bösen Leiden¬ 
schaft zu fröhnen. 

Seine Vorstellungen sind, wie auch bei anderen Formen der 
Geisteskrankheiten, Produkte krankhafter Vorgänge in seinem 
Gehirn. Der Boden, auf welchem sie erwachsen, sind krankhaftes 
Misstrauen, krankhafte Empfindlichkeit und krankhafte Urtheils- 
schwäche. 

Dem Laien wird es meistens ungemein schwer, die Urtheils- 
schwäche bei Personen zu erkennen, die im formalen Denken keine 
Störungen zeigten, die durch Examina oder sonstwie den Nach¬ 
weis führen, dass sie sich für einen Beruf genügend ausgebildet 
haben, die lange Zeit eine Lebensstellung ausfüllten, ohne dass man 
Schwäche der Intelligenz an ihnen wahrgenommen hat, und doch 
können solche Personen an Urtheilsschwäche leiden. Sie können 
unter Umständen sehr scharfsinnig erscheinen und es auch sein, wenn 
es sich darum handelt, die Schwächen anderer Leute herauszufinden, 
sie werden aber einseitig und befangen in ihrem Urtheil werden, 
wenn es ihre eigenen Angelegenheiten gilt. Mehr als in der 
Unterhaltung tritt uns die Schwäche des Urtheils in den Eingaben 
der Kranken entgegen, und gewöhnlich hält es nicht schwer, in 
einzelnen Eingaben eine derartige Verwirrtheit zu konstatiren, 
dass auch dem Laien das Unklare und Urtheilslose nicht verborgen 
bleiben kann. Dass man es in den Querulanten-Wahnsinnigen 
mit empfindlichen, argwöhnischen, rechthaberischen und oft mit 
rachsüchtigen Leuten zu thun hat, ist eine alte und unbestrittene 
Erfahrung. Man hat ja deshalb als den Grundzug ihres Wesens 
mangelndes Rechtsgefuhl bezw. mangelndes Gefühl fiit das Un¬ 
recht, das sie anderen zufügen, hingestellt. In ähnlicher Weise 
wie die Vorstellungen im Allgemeinen, ist auch die Gedächtniss¬ 
treue solcher Kranken zu beurtheilen. Man darf nicht annehmen, 
dass sie bewusst und in böser Absicht die Unwahrheit sagen. 
Sie fassen die Vorgänge anders auf, als sie sich in Wirklichkeit 
zutragen. Ihre Kombinationsgabe ist so phantastisch und für sie 
so überzeugend, dass sie durch keinen gesunden Ideengang ge¬ 
hemmt und geregelt wird. Alles, was sie erleben, erblicken sie 
in dem Spiegel ihrer krankhaften Vorstellungen und Neigungen. 
Nur, was in ihren krankhaften Vorstellungskreis hineinpasst und 
was sie im Sinne dieser verwerthen können, haftet in ihrem Geiste 
und wird durch nachträgliche Reflexionen zu einer neuen Stütze für 
den älteren krankhaften Vorstellungskreis. Auf diesem krankhaften 
Wege entstehen und mehren sich die krankhaften Anschauungen 
und oft als Lügen gebrandmarkten Behauptungen. 

Aus demselben Grunde ist eine Korrektur dieser Anschauungen 
unmöglich. Wir haben es eben nicht mit Irrthum, sondern mit 
Irrsinn zu thun. Und aus demselben Grunde beobachten wir das 
Anwachsen der kranken Ideen und ihre Macht gegenüber dem 
Reste des noch gesunden Vorstellungskreises. Die krankhaften 
Wucherungen sind, wie überall das Unkraut, stärker und über¬ 
wuchern fast ohne Ausnahme stets die gesunde Saat, wenn es 
dem Gärtner nicht gelingt, es auszurotten oder zu lichten. 
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Während wir in der Entstehungsweise, der Quantität und Macht 
sowie in der Unmöglichkeit der Korrektur der Wahnvorstellungen 
der krankhaften Querulanten dieselben Merkmale finden, wie bei 
anderen Formen der chronischen Verrücktheit, können wir die 
Qualität der Wahnvorstellungen nicht als bemerkenswerth hin¬ 
stellen ; denn in dieser Hinsicht macht sich das Krankhafte höchst 
selten auffallend. Die Kranken knüpfen meist an unwichtige 
Streitigkeiten mit ihren Vorstellungen an und mehr das Mass, in 
welcher sich die Anschauungen mehren, als ihre Beschaffenheit 
macht einen krankhaften Eindruck. Daher stammt auch zum 
grossen Theil das Verkennen des Krankhaften seitens der Laien. 
Man hält solche Kranke wohl für empfindlich und erregt, nicht 
aber für krank, und setzt ihre Erregung auf Kosten des ihnen zu¬ 
gefügten Unrechts, nicht aber auf Kosten ihrer Krankheit. 

In dem Vorstehenden vermeine ich in keiner Weise das 
Wesen des Querulanten-Wahnsinns erschöpft zu haben. Dies war 
auch nicht der Zweck meiner Arbeit. Mir lag nur daran, meine 
Erfahrungen über diese Krankheit darzulegen und die Art und 
Weise anzudeuten, in der man sie namentlich forensisch zu be¬ 
handeln hat. Wir werden bei dem forensisch geschulten Richter 
und hoffentlich auch bei dem Laien mehr auf Verständniss hoffen 
dürfen, wenn wir betonen, dass das Queruliren nur eine besondere 
Erscheinungsweise einer geistigen Erkrankung ist, und dass diese 
geistige Erkrankung keine Erfindung der Neuzeit, sondern eine 
altbekannte Krankheit, die chronische Verrücktheit, ist. 

Wenn wir in der Anamnese die Entwickelung des Queru¬ 
lanten geben, so haben wir im Gutachten das Vorhandensein der 
Wahnvorstellungen zu betonen und diese in gewohnter Weise 
nach Entstehung, Qualität, Quantität und mangelnder Korrektur- 
fahigkeit zu prüfen. 

Will man schliesslich noch die Veränderung darlegen, welche 
die Krankheit auf das gesammte Denken und Handeln des Kranken 
ausgeübt hat, so wird man betonen, dass der Kranke alle Vor¬ 
gänge nur von seinem krankhaften Standpunkt betrachtet, dass er 
auch in seinen Neigungen zu Personen nur von seiner krankhaften 
Empfindung geleitet wird, dass er mit Recht, Gesetz, Anstand und 
Sitte in Widerstreit geräth, sobald sein krankhafter Vorstellungs¬ 
kreis ihn zu anderen Resultaten gelangen lässt, als dies beim 
normalen Menschen geschieht und geschehen muss, dass sein krank¬ 
hafter Vorstellungskreis ihn dazu drängt, vermeintlichen Interessen 
seine Kraft, sein Vermögen, seinen Ruf und das Interesse seiner 
Familie zu opfern, während er in Wirklichkeit sein und der Seinen 
Wohl untergräbt und vernichtet. 


Kleinere Mittheilungen und Referate aus Zeitschriften. 

A. Gerichtliche Medizin. 

Ueber den Tod dnrch Elektrizität. Von Prof. Dr. Kratter; Wiener 
klinische Wochenschrift; 1894, Nr. 21. 

Verfasser berichtet ttber den Leichenbefund bei einem 26 jährigen Manne, 



328 


Kleinere Mittheilungen und Referate aus Zeitschriften. 


welcher von einer Wechselstrommaschine bei einer Spannung von 1600 — 2000 
Volts getroffen war. Der Tod folgte 20 bis 25 Minuten später, die Obduktion 
fand nach 21 Stunden statt. 

Am linken Zeigefinger, der Eintrittsstelle des Stromes, fand sich eine 
kleine Brandwunde, am Rücken, in der Höhe des 2. Lendenwirbels, wo der Strom 
austrat, eine 1 cm lange und 0,5 cm breite, lederartige Exkoriation, in deren Um¬ 
gebung auf etwa Handtellerbreite Blutaustretungen in der Haut, dem Unter¬ 
hautgewebe und den Muskeln bis zum Knochen hinanreichend gefunden wurden. 
Hochgradige Todtenstarre. 

Der innere Befund war im Wesentlichen folgender: Blut flüssig, in den 
Lungen hochgradige venöse Stauung und ausgeprägtes Oedem, im retropharyn¬ 
gealen Zellgewebe und dem oberflächlichen Blatte der tiefen Halsfascie, ferner 
in der Scheide der Karotiden und der Vagi zahlreiche flache, dunkelrothe bis 
schwarze Blutaustretungen von Hirsekorn- bis Kreuzergrö-se. Grössere der¬ 
artige Blutungen an der Hinterseite der Schilddrüse. Unter Zunahme ihrer 
Flächenausbreitung und Intensität sind diese Blutaustretungen von da längs der 
Wirbelkörper zu verfolgen in Form symmetrischer dunkler Flecken zu beiden 
Seiten der Wirbel, entsprechend den Rippen - Gelenken. Sie gestalten sich nach 
abwärts zu bandartigen Extravasaten der Interkostalräume. Fernere Bluterguss» 
beiderseits am Zwerchfell um den Aortaschlitz und das Foramen oesophageum 
sowie in der linken pars costalis des Zwerchfells und in dem Zellgewebe 
um den Oesophagus und die Brustaorta. Dieselben sind dort linsen- bis 
erbsengross. 

Herz schlaff, Bauch- und Beckenorgane, Knochen- und Weichtheile des 
linken Armes, linker Nervus medianus (dieser auch mikroskopisch), sowie Gehirn 
und Rückenmark ohne Veränderungen. 

Da Herz und Längsblutleiter lockere Blutgerinnsel enthielten, nimmt 
Verf. nicht einen plötzlichen, sondern einen subakuten Tod an. Dieser (Erstickungs¬ 
tod) kam durch Herzlähmung zu Stande. 

Die Ergebnisse der Thierversuche, zu welchen Verfasser der vorliegende 
Fall Veranlassung gab, weichen in mancher Hinsicht von den Resultaten 
anderer Beobachter ab und werden von ihm in folgenden Sätzen zusammen¬ 
gefasst : 

I. Meist erfolgt der Tod durch die bei Experimenten an Thieren allzeit 
auftretende plötzliche Hemmung der Athmung (primären Respirationsstillstand), 
eine Funktionsstörung, die in einem Theile der Fälle auch nach dem Aufhören 
des Reizes so lange Zeit andauert, bis definitiver Tod durch Erstickuug (Asphyxie) 
eingetreten ist. Während der Asphyxie ist die Herzbewegung noch erhalten. 
Dauert der Respirationsstillstand über eine gewisse Zeit (circa 2 Minuten) an, 
so tritt, wie bei der mechanischen Erstickung sekundärer Herzstillstand (Tod) 
ein. Nicht selten jedoch beginnt das Thier wieder spontan zu atkmen und erholt 
sich in einiger Zeit völlig. Es werden überhaupt Thiere auch durch Ströme von 
hoher Spannung (1500—2000 V.) nicht sicher und leicht getödtet. Die Gefähr¬ 
lichkeit des elektrischen Stromes für eine Thierspezies scheint von der Organi¬ 
sation des centralen Nervensystems abzuhäugen und mit der höheren Ent¬ 
wickelung des Gehirns in gleichem Masse zuzunehmen. Dadurch würde die 
Thatsache ihre Erklärung finden, dass Menschen fast ausnahmslos durch Strome 
getödtet werden, welche Meerschweinchen und Kaninchen auch dann nicht sicher 
tödten, wenn die Elektroden am Kopfe angelegt werden. 

II. Manchmal tritt der Tod blitzähnlich durch augenblickliche Hemmung 
der Herzbewegung, somit durch primären Herzstillstand ein, ein Vorgang, der 
als Schock (reflektorischer Herzstillstand) bezeichnet zu werden pflegt. Eine all- 
mälige Erlahmung der Herzthätigkeit (protahirter Herztod), wie er in dem mit- 
getheilten Falle beim Menschen beobachtet worden ist, konnte experimentell nie 
erzeugt werden. 

In keinem dieser Fälle war eine anatomische Veränderung, welche den 
Tod zu erklären vermochte, auffindbar. Unzweifelhaft handelt es sich um 
feinere, wahrscheinlich nur molekuläre, vielleicht chemische und morphologisch 
gar nicht erkennbare Veränderungen in den Ganglienzellen des Respir&tions - und 
Cirkulationscentrums. Untersuchungen, auch diese feinsten Störungen nachzu¬ 
weisen, sind noch im Gange. 

III. In einzelnen Fällen kommt es zu mechanischen Läsionen in Form 
von Zerreissijngen der Blutgefässe der Dura oder Piaraeter und zur Quetschung 
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der Gehirnoberfläche; es bilden sich subdurale Hämatome und intermeningnale 
Hämorrhagien. Das Thier geht am Hirndruck mitunter erst nach vielen Stunden 
zu Grunde. 

IV. Die anatomische Diagnose wird gesichert durch eigenthümliche Ver¬ 
brennungen an den Kontaktstellen und durch Blutungen, welche den Weg be¬ 
zeichnen, den der Strom durch den Körper genommen hat. Diese mitunter nur 
capillären Blutaustretungen finden sich insbesondere an den Gefässscheiden. 

Den in dieser vorläufigen Mittheilung in Aussicht gestellten ausführlichen 
Versuchsberichten muss man nach Vorstehendem mit grösstem Interesse ent¬ 
gegensehen. Dr. Flatten -Wilhelmshaven. 


Ueber strömende Elektrizität. Von Prof. S. Stricker in Wien. 
Erschienen bei Franz Dentike, 1894. 

Stricker macht im Schlussbändchen seiner Studien über strömende 
Elektrizität Angaben über die Grenzen der Spannung, bei welcher der Strom 
auch bei einseitiger Ableitung für den Menschen gefährlich zu werden 
anfängt. Er experimentirte mit einem Gleichstrom von 440 Volt und fand, dass 
die Ableitung von einem Pole durch einen Menschen zur Erde so heftige 
Zuckungen auslöste, dass er die Wiederholung eines solchen Versuches ganz ent¬ 
schieden widerräth. Allerdings war bei dem Versuche von dem einen Pole zu 
einer empfindlichen Körpersteile und von einer indifferenten Stelle aus zur Erde 
abgeleitet worden. Da aber bei Arbeitern in elektrischen Anlagen durch nasse 
Kleider und die Nässe des Bodens die Ableitung zur Erde gegeben sein kann, 
so erhellt, welche immense Gefahr diesen durch hochgespannte Ströme bei zu¬ 
fälliger Berührung auch nur einer blanken Stelle eines Kabels oder eines offenen 
Pols mit einer empfindlichen Stelle erwachsen. 

Stricker demonstrirt den Versuch jetzt so, dass er die Wirkuug durch 
Einschalten eines Leiters zweiter Ordnung abschwächt 1 ) 

Dr. Haberda-Wien. 


Untersuchungen über Phosphorvergiftung. Von Dr. Gabr. Co rin 
und Dr. George Ansiaux in Lüttich. Vierteljahrsschr.f. gerichtl. Medizin und 
öffentliches Sanitätswesen; VII. Band, Heft 1 u. 2, 1894. 

In ihrer auf ein gewaltiges literarisches Material und frühere Arbeiten 
gestützten Abhandlung, suchen die Verfasser die Frage zu lösen, ob das Blut 
bei der Phosphorvergiftung wirklich ungerinnbar sei. 

Auf Grund ihrer im Original einzusehenden ausführlich geschilderten 
Experimente und der bereits von früheren Forschern gemachten Erfahrungen, 
kommen sie zu folgenden Resultaten: 

Das Blut von durch Phosphor subakut vergifteten 8 Hunden zeichnete 
sich durch Mangel an Plasmafibrinogen, Fibrinferment und Prothombin aus. Da 
intravaskuläre Gerinnungen im Pfortadergebiet bei der Sektion Vorkommen, so 
liegt es nahe, anzunehmen, dass diese fehlenden Elemente vom Darm produzirt 
und resorbirt sind. Dass die Leber dieselben zerstört, ist dadurch bewiesen, 
dass das Leberveneublut flüssig ist. Die Pfortaderunterbindung ruft dieselbe 
Blutalteration hervor, wie subakute Phospborintoxikation. Da unter diesen Um¬ 
ständen die Leber auf das Blut ihre zerstörende Wirkung nicht mehr ausüben 
kann, so müssen nothwendig auch andere Organe Fibrinogen und Fibrinferment 
zu zerstören im Stande sein. 

Es sind demnach bei der subakuten Phosphorvergiftung 2 Hypothesen an¬ 
zunehmen: Entweder wird die zerstörende Wirkung der Leber und anderer 
Organe gesteigert, oder wird die Fibrinogen-Produktion durch den Darin herab¬ 
gesetzt. Als richtig halten die Verfasser die zweite Auffassung, da Dannläsionen, 
Aufhebung der Chylusresorption bestehen. Bei der subakuten Phosphor¬ 
vergiftung wird das Flüssig bl eiben des Blutes durch die 
Leber und Darmläsionen bedingt. Bei der Erstickung und Peptonämic 
ist es von einer die Fernuntbildiing hemmenden Substanz abhängig, welche dem 
Schmid t’sehen Cytoglobiu ähnlich ist. 


*) Während der G6. Versammlung Deutscher Naturforscher und Aerzte in 
Wien wird Prof. Stricker am 24. September, 5 Uhr Abends, diesen Versuch 
demonstrirou. Die Theilnchmer der Sektion für gerichtliche Medizin werden zu 
dieser Demonstration eingeladen. 
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Für den Gerichtsarzt sind aus der vorliegenden Arbeit folgende Punkte 
von Interesse: 

Es geht aus den von Cor in und Ansiauz angestellten Versuchen, wie 
ans den von anderen Forschern bei Menschen gemachten Beobachtungen hervor, 
dass das Flüssigbleiben des Blutes bei durch Phosphor vergif¬ 
teten Individuen nur bei subakutem Verlauf vorkommt. Als 
hauptsächliches Merkmal diesesBlutes ist hervorzuheben, dass 
das durch Absetzen der Blutkörperchen erlangte Plasma kein 
Fibrinogen, d. h. keine bei 57° gerinnende Substanz enthält. 
Um vor jedem Irrthum sich zu hüten, ist es nothwendig, das Blut direkt in gut 
getrockneten Gefässen abzufangen. In der That hat das Wasser auf die Blut¬ 
körperchen eine beträchtliche auflösende Wirkung, welche den Durchgang des 
Zellenfibrinogens in Plasma ermöglicht. Dr. Dütschke-Aurich. 


Bruchschaden nnd Unfallversichernngsgesetz. Von Dr. Ferd. Bähr, 
dirigir. Arzt an dem medicin. mechan. Institut in Karlsruhe. Deutsche medi¬ 
zinische Wochenschr.; 1894 Nr. 21. 

Verfasser wendet sich gegen den Unfug, welcher seit Einführung des Un¬ 
fallversicherungsgesetzes mit Bruchschäden im Interesse einer Bente getrieben 
wird und fordert in dem Artikel auf, hiergegen energisch Front zu machen. Er 
erörtert besonders die über das Entstehen eines Bruches so häufig angegebene 
Ursache desselben als „Betriebsunfall“ und schildert an einigen drastischen Bei¬ 
spielen, wie gern die mit einem Bruchschaden seit langer Zeit behafteten Ar¬ 
beiter mit grossem Geschick, meist durch die Erzählungen anderer Renteninhaber 
dazu veranlasst, aus allerlei geschickt nebeneinander gefügten Umständen den 
„Betriebsunfall“ konstruiren. Wenngleich das Reichs-Versicherungsamt mit 
Recht neuerdings etwas zwingendere Beweise für die Annahme eines Betriebs¬ 
unfalles verlange, so sei das jetzige Verfahren doch noch zu milde, indem noch 
viel zu viele Fälle übrig blieben, welche unklar bleiben und wo deshalb zu 
Gunsten des Verletzten entschieden werden müsse. — Ein Mittel gäbe es nur, 
diesem Unfug zu steuern, dass sei die Verpflichtung jedes Arbeits¬ 
gebers, den Arbeiter einer gewissenhaften ärztlichen Unter¬ 
suchung auf das eventuelle Vorhandensein von Hernien resp. 
deren Anlagen zu unterziehen. Es könnte den Berufsgenosseusch&ften 
hierdurch viel Geld erspart werden, nnd dem Arbeiter würde die Gelegenheit 
genommen, auf unlauterem Wege sich pekuniäre Vortheile zu schaffen, der hier¬ 
durch bedihgte „demoralisircnde Einfluss“ des Unfallversicherungsgesetzes wäre 
dann, wenn vielleicht nicht ganz, aber doch grösstenthcils beseitigt. 

Schliesslich wendet sich Bähr noch gegen die bislang geübte Praxis, in 
der Regel für jeden einseitigen Leistenbruch 10°/ o zu bewilligen, indem er 
der Ansicht ist, dass der weitaus grösste Theil solcher Leute nicht im Erwerb 
geschädigt ist und ein Bruch immer nur unter ganz bestimmten, ausnahms¬ 
weise vorhandenen Umständen zu entschädigen sei. Erkundigungen bei Leuten, 
welche ihren Bruch schon vor dem Unfall versichernngsgesetz hatten und trotz 
ihrer Hernien ohne Beschwerden, ohne Bruchband ihren Beruf bis in das höchste 
Alter nachkommen konnten, würden diese Ansicht bestätigen. 

Zur weiteren Illustration des von Bähr vertretenen Standpunktes möge 
nachfolgender, jüngst von der Kölnischen Zeitung gebrachte Artikel dienen^ 

„Wir werden erst jetzt darauf aufmerksam gemacht, dass sozialdemokratische 
Blätter schon seit längerer Zeit sich dazu hergeben, den Arbeitern Mittel nnd 
Wege anzugeben, wie sie sich betrügerischer Weise Unfsvllrenten verschaffen 
können. So liegt uns eine Nummer der Fachschrift „Der Töpfer“ vor, worin aus¬ 
drücklich gerathen wird, dass Arbeiter, die sich ausserhalb des Betriebes einen 
Lcistenbruch geholt haben, die Vorsicht beachten sollen, sich so lange der Klagen 
über Schmerzgefühl zu enthalten, bis bei einer ausserordentlichen Kraft¬ 
anstrengung die passende Gelegenheit dazu geboten sei; nur boi dieser Vor¬ 
sicht werde es dem Arbeiter gelingen, in den Besitz einer Unfallrente zu ge¬ 
langen. Wir möchten doch die sozialdemokratischen Blätter dringend mahnen, 
wenn sie auch sonst nicht auf Treue und Glauben Gewicht legen wollen, wenig¬ 
stens in derartigen Fragen sich von dem Boden der Ehrlichkeit nicht zu ent¬ 
fernen. Den eigentlichen Schaden werden ausschliesslich die Arbeiter tragen, 
und zwar nicht blos die einzelnen Arbeiter, die tböricht und gewissenlos genug 
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sind, auf derartige betrügerische Handgriffe hereinznfallen, nnd demnächst wohl 
in einer für sie sehr empfindlichen Weise von dem Strafrichter herangezogen 
werden, sondern vor allem die Gesammtheit der Arbeiter, die wenn derartige 
Betrügereien häufiger Vorkommen und festgestellt werden, das Reichsversicherungs- 
amt in die unerfreuliche Lage bringen, mit geringerem Wohlwollen und gerecht¬ 
fertigtem Misstrauen die Anträge verunglückter Arbeiter auf Bewilligung von 
Unfallrenten zu prüfen.“ Ders. 


B. Hygiene und öffentliches Sanitätswesen: 

Beziehnngen zwischen Kuhmilch and Cholerabazillen. Von Be¬ 
zirksarzt Dr. Hesse in Dresden. Zeitschrift für Hygiene und Infektionskrank¬ 
heiten; XVH. Bd., 2. Heft. 

Bereits;« im Dezember v. J. hat Hesse in einer Sitzung des ärztlichen 
Vereins in Dresden die Ergebnisse seiner Versuche über die Beziehungen zwischen 
Kuhmilch und Cholerabazillen kurz mitgetheilt. *) In dem vorliegenden Aufsatz 
sind diese Versuche nun ausführlich geschildert und neue Versuche hinzugefügt. 

Die Ergebnisse derselben werden in folgen Sätzen zusammengefasst: 

1. „Frische, rohe Kuhmilch ist nicht nur kein Nährboden für den Cholera¬ 
bacillus, vielmehr geht letzterer in ihr zu Grunde. 

2. Der Abtödtungsvorgang beginnt in dem Augenblicke, in dem die 
Cholerabazillen der Milch zugefügt werden. Er ist fast ausnahmslos bei Zimmer¬ 
temperatur (15 bis 20° C.) binnen 12 Stunden, bei Bruttemperatur binnen 6 bis 
8 Stunden beendet. 

Hierbei ist gleichgültig, wie alt die der Milch zugefügten Cholerakulturen 
sind, in welchem Nährboden sie gezüchtet wurden, und ob mit den Bazillen 
Theile des Nährbodens in die Milch gelangten. 

Am längsten widerstanden der Abtödtung — ans naheliegenden Gründen — 
Abstrichklumpen von Cholera-Agar Agarkulturen. 

3. Die Abtödtung ist unabhängig von dem Säuregehalt der Milch und 
unabhängig von den Milchkeimen und anderen Stoffwechselprodukten, sie ist viel¬ 
mehr als eine Lebensäusserung der lebenden Milch anzusehen, die mit dem Er¬ 
hitzen der Milch (auf 100° C.) augenblicklich erlischt. 

4. Lange, drei Stunden und darunter, dem strömenden Dampfe ansgesetzt 
gewesene Milch ist ebenfalls kein Nährboden für den Cholerabacillus. Als Ur¬ 
sache hiervon dürfte die mit der Dauer der Einwirkung des Dampfstromes zu¬ 
nehmende Säuerung der Milch ansznsprechen sein. 

5. Kurze Zeit, bis 1 */* Stunde, dem Dampfstrome ausgesetzte Milch ist 
vorübergehend ein guter Nährboden für den Cholerabacillus. 

Die nach einigen Tagen erfolgende Umkehr in das Gegentheil ist darauf 
zurückzuführen, dass die Milch unter dem Einflüsse des Wachsthums der Cholera¬ 
bazillen — bis zur Gerinnung des Kaseins — sauer wird. Immerhin kann solche 
saure und geronnene Milch noch wochenlang entwickelungsfähige Cholerabazillen 
enthalten. 

Letztere selbst erfahren in der säuernden und sauren Milch auffallende 
Veränderung ihrer Form.“ — 

Diesen Thatsachen wird nach Ansicht des Verfassers im Verkehr mit 
Kuhmilch Rechnung zu tragen sein, umsomehr, als sich Kuhmilch dem Typhus¬ 
bacillus gegenüber ganz ähnlich verhält, wie dem Cholerabacillus. Demgemäss 
sei die rohe Milch, die höchstens vorübergehend als Träger, niemals aber als 
Nährboden für den Cholera- und Typhus - Bacillus in Betracht kommen könne, 
gegenüber der gekochten Milch für unverdächtig zu halten; auch die in kleinen 
Portionen sterilisirte Kindermilch dürfe bei kühler Aufbewahrung uud bei Ver¬ 
meidung des Zurückgiessens von Milchresten, sowie mit Rücksicht auf ihren 
schnellen Verbrauch und den luftdichten Verschluss der Flaschen gleichfalls als 
unverdächtig gelten. _ Rpd. 


Die Aufgaben nnd Leistungen der Milchsterilisirnng gegenüber 
den Darmkr&nkheiten der Säuglinge von Prof. Dr. Flügge. Zeitschr. f. 
Hygiene u. Infekt.-Krankheiten; XVII. Bd. 2. Heft. 

Die vorliegende Arbeit, die nicht ohne mannigfaltige Erwiderung bleiben 
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*) Vergleiche Nr. 2 der Zeitschrift, S. 43. 
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wird, verdient eine eingehende Wiedergabe, obgleich alle Interessenten bei der 
Fülle des Materials und der Neuheit mancher Ergebnisse auf das Studium des 
Originals verwiesen werden müssen. — Obgleich in den verschiedenen Städten 
auffällige Unterschiede in dem prozentualen Verhältnis der Cholera infantum 
zu den übrigen Darmerkrankungen Vorkommen, Unterschiede, die sich nur durch 
die mangelnde ätiologische Einheit erklären lassen, zeigt sich doch die Ab¬ 
hängigkeit der Frequenz der Darmerkrankungen des Säuglings von der Wärme 
und der Ernährung mit Kuhmilch und eine Steigerung derselben in den grossen 
Städten. Wahrscheinlich kommt toxinbildenden, in höherer Wärme besonders 
stark wuchernden Saprophyten bei einem grossen Theil jener Erkrankungen die 
Hauptrolle zu, wobei die erhöhte Sommerwärme sowohl die Einsaat in die 
Milch — in Folge Fütterung der Kühe mit frischem Gras und Heu — wie auch 
die Wucherung in derselben begünstigen kann. Sicher ist jedenfalls der Zu¬ 
sammenhang dieser Gährungserreger mit den Erkrankungen des Säuglings¬ 
darmes nicht, auch die Erfolge mit dem Sox hl et sehen Sterilisir-Verfahren 
sprechen noch nicht dafür, da auf der Heubner’schen Kinderklinik bei Ver¬ 
abreichung der nach S o x h 1 e t sterilisirten Milch besonders bei schon verdauungs¬ 
schwachen Kindern Dyspepsie und Durchfall beobachtet wurden, während sichere 
Beweise für die Wirksamkeit jenes Verfahrens bisher fehlen. Indessen „wird 
kein aufmerksam beobachtender Arzt sich des Eindrucks erwehren können, dass 
durch das Soxhletkochen manche Verdauungsstörungen, welche früher die 
künstliche Ernährung der Säuglinge zu einem gefahrvollen Experiment machten, 
ferngchalten werden.“ — Bei der bisherigen Unkenntniss der für den Säuglings¬ 
darm gefährlichen Milchbakterien bzw. deren Toxine mussten diejenigen näher 
studirt werden, welche durch einmaliges Aufkochen (90—95°) nicht abgetödtet 
werden, bei 30° besser wachsen als bei 20°, und die Milch durch Kaseinge¬ 
rinnung oder Gasentwicklung u. s. w. äusserlich wenig verändern, da im Sommer 
gewöhnlich eine einmal abgekochte, bei höherer Temperatur aufbewahrte und 
äusserlich noch nicht veränderte Milch in der ärmeren Bevölkerung der Gross¬ 
stadt verabreicht wird und eine hohe Säuglingsmorbidität hervorruft. Es 
stellte sich nun heraus, dass durch die Anaeroben der Milch kaum jemals 
zahlreichere Darmerkrankungen hervorgerufen werden, obgleich dieselben jeden¬ 
falls nicht als ganz harmlos angesehen werden dürfen; besonders bemer- 
kenswerth ist cs noch, dass fast in jeder Milch Anaöroben Vorkommen, 
dass mehrere Arten durch 1‘/iStündig es Kochen nicht zerstört 
werden, und dass sie ungleich besser bei höherer Temperatur (30—37°) 
wachsen, also bei niederer (unter (22°). Gegenüber den Anaeroben fasst 
Flügge eine andere Gruppe als aerobe oder fakultativ an aerobe oder auch pep- 
tonisirende zusammen, die nur dann nicht in der Milch gefunden werden, 
wenn die peinlichste Sauberkeit im Stalle herrscht und das Futter, um Stauben 
zu vermeiden, in vorher angefeuchtetera Zustand verabreicht wird, da sie oder 
ihre Sporen allgemein verbreitet sind, so namentlich im Kuhkoth, Heustaub etc. 
Sie peptonisiren das Kasein der Milch, so dass sich nach 1—5tägigem 
Stehen bei 35° unter der Rahmschicht eine transparente Serum - Zone bildet, be¬ 
wirken dadurch einen bit teren kratzigen Geschmack (Bakterien der bitteren 
Milch, H neppe) und rufen durch das fast gleichzeitig entstehende L a b - 
ferment beim Erwärmen Gerinnung des restirenden Kaseins hervor. Dies kann 
in der ersten Zeit ohne für das Laienauge wesentliche Veränderungen vor sich 
gehen; durch Erhitzen in Wasser oder Dampf von 100 0 während zwei 
Stunden werden die Sporen nicht getödtet. Wegen dieser Eigenschaften, 
der Giftigkeit der Peptone überhaupt für den Säuglingsdarm und der durch 
Experimente uachgewiesenen Giftigkeit der Reinkulturen von 3 in gewöhnlicher 
käuflicher Milch wiederholt gefundenen peptonisirenden Bakterien, müssen diese 
Arten als besonders verdächtig angesehen werden. Bestätigt wird dieser Ver¬ 
dacht durch ein klassisches Zcugniss aus der Heubner’schen Klinik und 
mehrerer Breslauer Aorzlo. Mit Sicherheit sind diese Bakterienarten zu finden, 
wenn man eine Milch circa 1 Stunde erhitzt und dann längere Zeit bei 25° hält. 
Die Milch muss also entweder völlig keimfrei gemacht oder nach kurzem 
Kochen unter 20° auf bewahrt werden, oder, wenn höhere Temperaturen nicht 
zu vermeiden sind, muss die Auf bewahruugsdauer abgekürzt werdeu. Da die 
zur völligen Sterilisirung nöthige 6—7 stündige Einwirkung der Siedehitze die 
Milch uugeuiessbar macht, die Anwendung gespannten Dampfes ähnliches be¬ 
wirkt, müsste man, wie in den Laboratorien, diskontinuirlich sterilisiren, 
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was jedoch seine praktischen Schwierigkeiten hat; zudem geht bei jeder steri- 
lisirten Milch ein immer grösser werdender Theil der Rahmkügelchen in grosse 
Fetttropfen über. Für den Export liefert die Waren er Fabrik die besten — 
aber sehr theuren Präparate. Die in den meisten bekannten Sterilisiranstalten 
hergestellte Milch ist nur partiell sterilisirt und ist meist von Anaeroben und 
peptonisirenden Bakterien durch wuchert; die Bezeichnung derselben als ste- 
rilisirte oder als keimfreie Dauermilch involvirt einen Verstoss gegen 
das Nahrungsmittelgcsetz. Sie müsste eine Aufschrift tragen: „Erhitzte Milch. 
Nicht keimfrei. Muss unter 18° aufbewahrt oder binnen 12 Stunden verbraucht 
werden.“ Die an die ärmere Bevölkerung von wohlthätigen Vereinen etc. ge¬ 
lieferte Milch müsste eigentlich in den Saugflaschen, mit der entsprechenden 
Wasser Verdünnung und Milchzucker völlig sterilisirt, trinkfähig geliefert werden, 
was aber zu theuer und auch nicht nothwendig ist, da gute Milchkocher 
und eine rationelle Behandlung der Milch im Hause bessere Resultate ergeben. 
Das Pasteurisiren, das wohl die Milch von allen Infektionserregern (Cholera, 
Typhus etc.) befreit, begünstigt jedoch durch Abtödtuug der Milchsäurebakterien 
die Wucherung der übrigen, noch dazu gefährlicheren Saprophyten. — Die 
Steri 1 isirung im Hause kann nie eine völlige Keimfreiheit der 
Milch erzielen; die letztere ist deshalb, weil die in ihr bleibenden Bakterien 
schon innerhalb 12—24 Stunden bei 25 0 sehr stark wuchern, unter 18 0 zu halten 
oder innerhalb 12 Stunden zu verbrauchen bzw. nach dieser Zeit noch einmal auf¬ 
zukochen. Wichtig ist auch ein möglichst rascher Teraperaturabfall von der Siede¬ 
hitze zur Aufbewahrungstemperatur. Die Milch ist ferner vor Neu-Einsaat durch 
Kontakt (Deckel, Getässe etc.) zu schützen, während ein peinliches Fernhalten aller 
Luftkeime sich als überflüssig erwiesen hat. Saugflasche und Pfropfen sind sauber 
zu halten. Da die Milch nach 45 Minuten langem Kochen dieselbe Keimzahl 
enthielt, wie nach 5 Minuten langem, so empfiehlt sich wegen der ungenauen 
Bestimmung des Beginnes des Kochens für die Praxis die Zeit von lOMinuten. 
Am Soxhlet’sehen Verfahren ist nur neu, die Verkeilung des ganzen Tages¬ 
quantums auf die für 24 Stunden erforderliche Zahl von Saugflaschen und die 
gemeinsame Sterilisirung der Milch mit Saugiläschchen; auch hat es den bisher 
nicht gewürdigten Vortheil der raschen Abkühlung nach dem Kochen wegen der 
Vertheilung der Milch auf einzelne Fläschchen. Dagegen ist die Zeit des Kochens 
zu lang, dem luft- und keimdichten Verschluss ist ein zu bedeutender Eiufluss 
beigemessen, es ist nicht berücksichtigt, dass die Sommertemperaturen in den 
Wohnungen der weniger bemittelten Massen wochenlang zwischen 26 und 32° 
schwanken. Das von Soxhlet empfohlene Mitnehmen von Flaschen auf Reisen, 
namentlich in wollenen Tüchern, um sie lange warm zu halten, begünstigt die 
Wucherung peptonisiren ler Bakterien und Anaeroben. Unpraktisch ist auch die 
zu grosse Wassermenge im Blechtopf, wofür 1 1 Wasser genügt. 

Die Zapfapparate sind nur unpraktischere und unsicherere Abänderungen 
des S o x h 1 e t’schen Verfahrens. Empfehleuswerther ist die Abkochung der Milch 
in Kannen und nachherige rasche Abkühlung, eventuell mit Hülfe von kaltem 
Wasser, wobei nach 4 l /* Stunden die Keimzahl sich nicht wesentlich verschieden 
von der im „Soxhlet 44 gezeigt hat. Noch besser für ärmere Familien — die 
wohlhabenden werden am besten beim „Soxhlet 44 bleiben — eignet sich ein Koch¬ 
topf für kleinere Portionen aus glasirtein Thon mit einem Deckel, der in der 
Mitte und in der Peripherie einige Löcher hat und ca. 60 Pfennig kostet. Der¬ 
selbe muss eine gute Ausliussölinung (Schnauze) haben und kann nach dem Ab- 
kühlen mit einem reinen Teller oder Deckel zugedeckt werden. Da in diesen 
Töpfen ein Theil des Wassers verdampft, muss man etwa 10 Prozent Wasser 
vor dem Kochen zusetzen, also auf etwa l /t 1 2 1 / 2 Theilstricho der Saugflasche. 
Die Verbreitung derartiger Kochtöpfe und passende Vorschriften empfiehlt Flügge 
schon durch die Standesbeamten bei der Meldung einer Geburt bewirken zu 
lassen. Zum Schluss wünscht er ein genaueres Studium der von einigen pepto¬ 
nisirenden Bakterien gelieferten Toxine und der Darmbakterien des Säuglings 
unter besonderer Berücksichtigung der bei höherer Temperatur und der unter 
Luftabschluss wachsenden, der im ausgepumpten Mageninhalt der Kinder ge¬ 
fundenen Arten und der Bedeutung der Fütteruugsart der Kühe für die Er¬ 
nährung der Säuglinge, unter Ausschaltung der Bakterieuwirkung. 

Dr. Ascher-Bomst. 
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Versuche Uber das Verhalten der Cholera- u. Typhus - Bakterien in 
Torfmull. Von Prof. Dr. Karl Fränkel and Dr. Ernst Klipstein. Ans 
dem hygienischen Institut in Marburg. Zeitschr. f. Hygiene und Infektions¬ 
krankheiten; Bd. XV, H. 2. 

Die Frage nach dem besten und zweckmässigsten Verfahren zur Beseiti 
gnng der menschlichen Abfallstoffe ist zur Zeit noch keineswegs entschieden und 
die bisher üblichen Methoden sind der Vervollkommnung vielfach sogar sehr 
dringend bedürftig. Auch die Schwemmkanalisation ist von hygienischen Mängeln 
durchaus nicht frei; denn die Einrichtung der Nothauslässe, welche bei starken 
Regengüssen den Kanalinhalt unmittelbar in die Flüsse einleiten, sind in hohem 
Grade bedenklich. Es ist ferner nicht überall möglich, Rieselwirthschaft an¬ 
zulegen, und auch bei dieser ist der Beweis noch nicht erbracht, dass in der 
Jauche etwa enthaltene Infektionskeime auf den Rieselfeldern wirklich eine so 
unbedingt sichere Vernichtung erfahren, wie dies vielfach behauptet wird. Trotz 
dieser Mängel ist die Schwemmkanalisation bis jetzt das vollkommenste Ver¬ 
fahren, weil sie zur Beseitigung aller Abfallstoffe flüssiger Natur dient, während 
die anderen Methoden fast ausschliesslich die Beseitigung der Fäkalien be¬ 
zwecken. 

Unter den letzteren Methoden hat die Vermischung der Fäkalien mit 
Torfmull in letzter Zeit die Aufmerksamkeit der Hygieniker in hohem Grade 
erregt. Doch auch hier sind die Akten noch nicht geschlossen; denn, wenn 
einerseits Schröder (unter Rubener’s Leitung) gefunden hat, dass der Torf¬ 
mull ausser seinen fäulnisshemmenden Eigenschaften, die Fähigkeit besitzt, In¬ 
fektionsorganismen in ihrer Entwicklung zu stören, ja sogar unmittelbar zu ver¬ 
nichten, so ist im Gegentheil Flügge sehr geneigt, durch die Vermischung mit 
dem porösen, leicht verstäubenden Material eine Vermehrung der Infektionsgefahr 
anzunehmen. 

Es ist das Verdienst der deutschen Landwirthschaftsgesellschaft, die ex¬ 
perimentelle Bearbeitung der Angelegenheit angeregt zu haben, indem sie einer 
Anzahl von hygienischen Instituten die Frage vorlegte, ob die Zwischenstreu von 
Torfmull im Stande sei, die Abtödtung der in den Fäkalien enthaltenen In¬ 
fektionskeime, speziell des Typhus und der Cholera, sicher zu bewirken, und ob 
diese 'Wirkung vermehrt oder beschleunigt werde durch Zusatz von Stoffen, 
welche den Pflanzenwuchs nicht schädigen, vielmehr womöglich noch fördern. 

F r ä n k e 1 bestätigte zunächst, dass der Torfmull fast steril ist und dass 
durch denselben in sehr kurzer Zeit sichere Abtödtung grosser Mengen in Wasser 
aufgeschwemmter Cholera - Bakterien zu erreichen ist. Die Sache ändert sich 
aber sofort, wenn die Cholera - Bakterien nicht in Wasseraufschwemmung, sondern, 
den natürlichen Verhältnissen entsprechend, mit Urin und Koth vermischt, dem 
Torfmull zugesetzt werden. Eine desinfizirende Wirkung des letzteren war auch 
hier ganz unverkennbar, dieselbe war aber sehr viel geringer und, abhängig von 
verschiedenen Umständen, namentlich von der chemischen Reaktion des Ge¬ 
menges, von sehr verschiedener Kraft. Immerhin können sich in einem solchen 
Gemenge trotz des Torfzusatzes die Cholerabakterien bis zu 14 Tagen lebens¬ 
fähig erhalten. Von den Zusatzsubstanzen, welche im landwirtschaftlichen In¬ 
teresse empfohlen sind, erwies Bich Kainit als ganz unwirksam, während eine 
entsprechende Zugabe von Superphosphat zu dem Torfmull die keimtödtende 
Kraft des letzteren wesentlich verstärkte, so dass schon nach 5 Tagen die Ab¬ 
tödtung vollendet war. 

Die Hauptursache der Wirkung ist die sauere Reaktion des Torfmulls; 
dementsprechend wurde die desinfizirende Wirkung durch Zusatz von Aetzkalk 
wesentlich verringert. Dagegen erwies sich ein aus Holland bezogener Torfmull, 
welcher auf 10U Theile 2 Theile 60 proz. Schwefelsäure und 10 proz. Wasser 
enthält, als besonders wirksam. In der Regel waren durch diesen Torfmull die 
Cholera - Bakterien in 2 bis höchstens 7 Stunden abgetödtet. Diese Wirkung 
kann indessen ausnahmsweise ausbleiben, nämlich wenn durch den Zusatz oder 
die Bildung von Alkali die Wirkung der Säure aufgehoben wird, Verhältnisse 
welche in praxi höchstens bei sehr grossen Gruben unter dem Einflugs der 
Fäulnissvorgänge eintreten können, in kleineren Tonnen indessen kaum zu er¬ 
warten sind. 

Aehnliche Resultate ergaben die Versuche mit Typhusbakterien; doch ist 
hier grössere Vorsicht bei der Beurtheilung nothwendig, da hier wegen der 
Schwierigkeit der Unterscheidung des Typhusbacillus von den Darmbakterien mit 
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steril iairtem Koth und Urin gearbeitet werden musste, so dass dio für das Er- 
gebniss der Gesammtreaktion so wichtige ammoniakalische Gährung ausser Wir¬ 
kung gesetzt wurde. Die bekannte grössere Widerstandsfähigkeit des Typhus¬ 
bacillus gegen Säuren machte sich auch hier geltend; die Abtödtung gelang 
weder so sicher, noch so schnell, wie bei dem Cholera • Bacillus; immerhin wurden 
unter den gewählten Versuchsbedingungen die Typhus - Bazillen in künstlichen 
TyphusstUhlen durch sauren, mit Superphosphat versetzten Torfmull in 24 bis 
höchstens 48 Stunden abgetödtet. 

Für die Praxis ist dies Ergebniss von grosser Wichtigkeit; allerwärts, 
wo die Schwemmkanalisation nicht zu erreichen ist, z. B. in einzeln stehenden 
Krankenhäusern, Kasernen, Fabrikanlagen, kleineren zerstreut gebauten Ort¬ 
schaften, würde das Tonnensystem in Verbindung mit der zweckmässig modi- 
fizirten Torfmullstreuung als das geeignetste Verfahren zur Vermeidung von 
Infektionskrankheiten in erster Linie zu empfehlen sein. 

_ Dr. Langer ha ns-Celle. 


Zwei Fälle von Tetanns traumaticus behandelt und der eine 
von ihnen geheilt durch das Blutserum immun gemachter Tliiere 
(Hunde.) Von Dr. Re me so ff nnd S. Fedoroff in Moskau. (Centralblatt 
für Bakteriologie; XV, Nr. 4.) 

Trotz der begeisterten Emphase, mit welcher die Begründer und Anhänger 
der Blutserumtherapie eine vollständige Umwälzung der bisherigen Kranken¬ 
behandlung und eine ganz neue Aera therapeutischen Könnens in Aussicht stellen, 
ist es unverkennbar, dass die Mehrzahl der Aerzte der neuen Errungenschaft 
diesmal eine mehr als kühle Zurückhaltung entgegensetzt. In Erinnerung an 
nur zu bekannte Ereignisse ist dieses Verhalten sehr verständlich, aber es 
ist doch zu befürchten, dass dadurch der Keim einer segensreichen Entwicklung 
— und ein solcher ist ohne Frage in dem bereits gewaltig angeschwollenen, 
aber noch nicht genügend gesichteten Material der Laboratoriumsversuche ent¬ 
halten — an schneller nnd freudiger Entwicklung gehindert werden kann. Denn 
zur Entscheidung über den praktischen therapeutischen Werth der neuen Me¬ 
thoden ist ein grosses, am Menschen gewonnenes Beobachtungsmaterial unerläss¬ 
liche Vorbedingung. Dagegen kommt der Einzelbeobachtung nur ein geringer 
Werth zu; denn bei glücklichem Ausgang ist der Einwand, dass derselbe auch 
ohne Anwendung des Heilserums eingetreten sein würde, nicht zu widerlegen, 
da es sich nicht, wie bei den Thierversuchen des Laboratoriums um absolut 
tödtliche Infektionen handelt. Aber auch einzelne Todesfälle gestatten keines¬ 
wegs ein absprechendes Urthcil über die ganze Methode, welche eine unbedingte, 
jeden Nichterfolg ausschliessende Sicherheit vorläufig wenigstens keineswegs er¬ 
reicht hat. Man wird daher gut thun, ein endgültiges Urtheil erst auf Grund 
sehr zahlreicher Krankheitsbeobachtungen zu fülleu. Selbst beim Tetanus, dessen 
Heilung beim Versuchsthier in so prompter Weise gelingt und bei welchem 
Tizzoni und Cattani (letztere, beiläufig gesagt, eine Dame) eine allerdings 
auffallend lange Serie von elf üeiluugen zum Theil recht schwerer Fälle ver¬ 
öffentlicht haben, fehlt es nicht an einzelnen Nichterfolgen! Auch von den 
beiden Fällen, über welche Remesoff und Fedoroff iu vorliegender Arbeit 
berichten, ist nur der eine genesen, während der andere tödtlich verlief. Die 
Autopsie ergab rechts ausgcbildete Pleuropneumonie, links dieselbe Krankheit im 
Beginn, daneben ausgebildete Hyperämie der Pia. Ob die Behauptung der Au¬ 
toren, dieser Fall spräche ebensogut für, als gegen die Serumtherapie, berechtigt 
ist, möge dahin gestellt bleiben. 

Die klinischen Symptome, welche bei günstigem Verlauf nach dem Ge¬ 
brauch des Serums auftreten, sind: kürzere Dauer der Krankheit, sofortige 
Besserung des Allgemeinbefindens, Sinken der Temperatur, ruhiger Schlaf, 
geringere Frequenz des Pulses und Schwächer- und Seltenerwerdeu der 
Krampfanfälle. _ Ders. 


Ueber den Einfluss des Tabaks auf den Tnberkelbacillus. Aus dem 
hygienischen Institute Zürich. Von K. H. Hcrez in Rom. Centralblatt für 
Bakteriologie; XV, Nr. 2. 

Die bekannten hygienischen Missstände in der Cigarrenfabrikation, insbeson- 
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dere der Umstand, dass sich zu dieser leichten Arbeit sehr häufig schwächliche, 
namentlich auch tuberkulöse Individuen zu drängen pflegen und dass bei der 
Cigarrenfabrikation, besonders beim Anlegen des Deckblatts von dem Arbeiter 
sehr häufig, wo ein widerspenstiges Blatt sich nicht recht anlegen will, der 
Speichel zu Hülfe genommen wird, veranlassten Verfasser zu einer Untersuchung 
darüber, wie lange auf diese Art in die Cigarren eingebrachte Tnberkelbazilien 
daselbst am Leben bleiben können. Denn mit Recht betont er, dass das schnelle 
Absterben des Cholerabacillus in der Cigarre, welches Wer nicke gelegentlich 
der Hamburger Choleraepidemie feststellte, einen Rückschluss auf ein gleiches 
Verhalten des viel widerstandsfähigeren Tubcrkelbacillus nicht zulässt. That¬ 
sächlich Hessen sich noch 10 Tage nach der Fabrikation, bei welcher absichtlich 
tuberkulöses Sputum zum Festkieben des Deckblattes verwendet wurde, durch 
mikroskopische Untersuchung und durch Thierimpfung Tuberkelbazillen nach* 
weisen, während von der zweiten Woche an das Thierexperiment negativ aus¬ 
fiel und unter dem Mikroskop nur vereinzelte, offenbar abgestorbene Formen zu 
entdecken waren. Das Resultat ist insofern für den Raucher beruhigend, als die 
Tuberkelbazillen lange vor Ablauf der in den Fabriken üblichen und zum 
Trocknen der Cigarren erforderlichen Lagerungsfrist ihre Lebensfähigkeit ein- 
gebüsst haben. Ders. 


Die Lungenkrankheiten in der Schweiz. Eine ätiologisch-statistische 
Untersuchung von Dr. J. Rosenblatt (Odessa.) Vierteljahrsschr. für öffent¬ 
liche Gesundheitspflege; Heft II, 1894. 

Die Krankheiten der Athmungsorgane bilden bei den Menschen die 
häufigste Ursache des Todes. Hierbei halten sich in Bezug auf Häufigkeit die 
Lungenschwindsucht und die akuten Erkrankungen jener Organe so ziemlich die 
Waage. Der Verfasser polemisirt mit den bekannten Gründen gegen die nu>- 
derneu Anschauungen über die infektiöse Natur der Luugenschwindsucht und 
Lungenentzündung; und hält die ätiologische Frage für noch sub judice stehend. 
Diese Leiden kommen in allen Breiten vor, wo Menschen leben; es müssten also 
die pathogenen Mikroben, denen man sie zuschreibt, überall Vorkommen und 
Niemand könnte sich ihrer Einwirkung entziehen. Woran liegt es nun, dass in 
Wirklichkeit die Zahl der von ihnen Befallenen relativ gering ist? Nach dem 
Verfasser ist es lediglich die Lebensführung des Menschen, die ihn mehr 
oder weniger widerstandsfähig gegen entzündliche Lungenkrankheiten macht und 
dementsprechend sei auch die Mortalität an diesen unter der ärmeren Be¬ 
völkerung viel grösser, wie unter der reicheren. Im Winter finden mehr Er¬ 
krankungen an Lungenentzündung statt wegen der hygienischen Missstände 
während desselben, wo die Menschen in schlecht gelüfteten und überhitzten 
Wohnräutnlichkeiten zusammengepfercht sind. Die Lungenentzündung befalle 
vorzugsweise die in geschlossenen Räumen thätige Bevölkerung und weit weniger 
die im Freien arbeitende. 

Eine kräftige Konstitution ferner disponire nicht, wie angenommen werde, 
mehr zu Lungenentzündung, sondern schütze geradezu gegen sie. Die Frage 
nach der Actiolngie der Schwindsucht und der Lungenentzündung könne über¬ 
haupt nicht auf experimentellem Wege, sondern nur auf vitalstatistischem ge¬ 
lüst werden. Dieses ist aber mit grossen Schwierigkeiten verknüpft, so lange 
nicht auf den statistischen Aemtern die Registrirnng der Bevölkerungsbewegung, 
und zwar nicht nur die Liste der Geboreneu und Gestorbenen, sondern auch die¬ 
jenigen der Todesursachen nach Lebensalter, Berufsarten, Wohnverhält¬ 
nissen u. s. w. stattfindet. Verfasser unternahm es nun, unter diesem Gesichts¬ 
punkte die ihm zugänglich gemachten amtlichen statistischen Veröffentlichungen 
der Schweiz ans den Jahren 1876 bis 1889, also für 14 Jahre zu ordnen. Er 
thrilte nach dem Ergebnisse der Schweizerischen Berufszählung aus dem Jahre 
1880 sämmtliche Berufsarten in drei grosse Hauptkategorien, nämlich Urproduktion 
(aber wesentlich Landwirthschaft), Industrie und sonstige Berufsarten (Handel 
und Verkehr, Beamte, wissenschaftliche und künstlerische Berufsarten u. s. w.). 
Die betreffenden Zahlen sind 1057 889,1186137 und 620067 (die Angehörigen 
sind den Familienhäuptern zugezählt). Dem Gesetze der grossen Zahlen in der 
Statistik ist somit Genüge geleistet.. In sinnreicher Weise wurden sodann die 
183 Bezirke der Schweiz nach diesen Berufsarten in 5 Gruppen getheilt und 
zwar nach der Häufigkeit der in ihnen vorkommenden Berufe; von diesen Gruppen 
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werden 3 als ländliche und 2 als städtische Abtheilungen bezeichnet. In dieser 
Gruppirung nun berechnete der Verfasser die Sterblichkeit an Lnngenkrankheiten 
und kommt hierbei zu folgenden Schlüssen: 

1. Die allgemeine Sterblichkeit ist in dieser 14jährigen Zeitperiode nicht 
nur in der Gesammtschweiz, sondern auch in allen fünf Bezirksgruppen gesunken 
und zwar im Ganzen um 12 '/„; am wenigsten in der Gruppe der Bezirke 
von vorwiegend agrikolem Charakter und am meisten in der mit überwiegend 
städtischem. 

2. Die Schwindsuchtsterblichkeit hat ebenfalls abgenommen, im 
Ganzen um 10 °/ 0 , aber nicht in dem Maasse, wie die allgemeine Sterblichkeit. 
Die geringste Verbesserung in dieser Beziehung hat in den städtischen Bezirken 
stattgefunden (nur um 7 # / 0 ) und zwar um so geringer, je industrieller ihr Cha¬ 
rakter ist, während die agrikolsten Bezirke die grösste Abnahme zeigen. 

3. Am auffallendsten ist der bedeutende Rückgang der Sterblichkeit au 
akuten Krankheiten der Athmungsorgane, welcher im Ganzen 23°/, ausmacht. 
In den Bezirken, welche die höchste industrielle Entwickelung darbieten, ist diese 
Abnahme am Geringsten. 

4. Mit zunehmendem Industrialismus, besonders in städtischen Verhält¬ 
nissen, wächst die Gefahr, an Lungenschwindsucht zu sterben, während um¬ 
gekehrt die landwirtschaftliche Bevölkerung eine Erhöhung der Wahrschein¬ 
lichkeit bietet, (freilich in viel geringerem Maasse), an einer akuten Erkrankung 
der Athmungsorgane zu sterben. 

Endlich ergab das Material noch, dass die Höhenlage der einzelnen 
Wohnorte einen sehr geringen Einfluss auf die Gefahr austtbt, an einem tödtlichen 
Lnngenleiden zu erkranken. Dr. Glogowski-Goerlitz. 


Ueber die Ursache der Vergiftung mit Vanilleeis. Von San.-Rath 
Dr. Blaschko in Berlin. Vierteljahrsschr. f. gerichtl. Medizin u. öffentliches 
Sanitätswesen; VII Band 2. Heft 1894. 

Sanitätsrath Dr. Blaschko macht in der kleinen Abhandlung einige in¬ 
teressante Mittheilungen über die Ursache der häufig zur Beobachtung kommenden 
Vergiftungen mit Vanilleeis. Bei Arbeitern in Vanilleniederlagen, welche damit 
beschäftigt waren, die Schoten der Vanille zu rösten, stellte sich häufig Derma¬ 
titis ein, die sich durch geschwollenes Gesicht, geschlossene Augenlider, ent¬ 
zündete Vorderarme, Handgelenke, Vesikel und Papeln dokumentirte. Nach den 
Erkundigungen, welche der Dr. James White hierüber bei Arbeitern in Mexico, 
Zcntralamcrika und Westindien einzog, wo diese Pflanze kultivirt nnd durch 
Röstungsprozess zubereitet wird, und wo die betr. Arbeiter vielfach an dieser 
Dermatitis leiden, sollte die Ursache der äusseren Erkrankung und die inner¬ 
liche Erkrankung beim Genuss der mit Vanille bereiteten Speisen auf einen in 
der Vanille enthaltenen Pilz zurückzufUhren sein. Weitere Erkundigungen bei 
einem hervorragenden kaufmännischen Vanillehaus ergaben sodann, dass die dort 
beschäftigten Arbeiter niemals erkranken, weil bei ihnen keine fremdartigen 
Bestandteile beim Rösten verwendet werden. Hingegen gäbe es schlechte 
Vanillesorten, welche, um die Farbe der besseren Sorten zu erhalten, mit der 
N us8 des Elephanten lausbaumes beim Rösten gefärbt werden, 
die Cardol enthält. Es ist dies die Frucht von Anacardium occidentale, eiuer 
in Ost- und Westindien wachsenden und zum Schwarzfärben, theilweise auch 
zum Essen benutzten Pflanze, welche häufig zu Vergiftungen Veranlassung 
giebt. Die mit dieser Nuss gefärbten schlechten Vanillesorten kosten 4 Dollars 
das Pfund, während die guten Sorten mit 12 Dollars bezahlt werden. Nicht 
skrupulöse Konditoren verwenden zur Eisbereitung minderwerthige Vanille, so 
dass innerlich ebenso Gastroiutestinalkatarrhe wie äusserlich Dermatitiden 
bei den Arbeitern durch Schwärzen mit der Elephantennuss beim Rösten 
entstehen. 

So viel die Wahrscheinlichkeit die Annahme für sich hat, die Ursacho 
der Vanillevergiftung in dem Färben zu suchen, so ist doch die von anderen 
Forschern aufgestellte Ansicht nicht von der Hand zu weisen, dass die zur Eis¬ 
bereitung genommene Sahne bisweilen das Tyrotoxin, ein Ptomain, enthalte, 
welches auch in fetten Käsen verkommt, den Salzen der Diazogruppo zuzuzählen 
ist und heftige Vergiftungserscheiuungeu hervorruft und die Ursache zu Sommer¬ 
diarrhoen ist. 
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Im Anschluss hieran kommt Bl&schko nochmals auf seine schon vor 
10 Jahren gegebene Anregung zurück, nämlich die obligatorische Verabreichung 
des Roheises an das Publikum seitens der Apotheker einzuführen. 

Dr. Dütschke-Aurich. 


Besprechungen. 

Dr. H. Böttger: Die Preussischen Apothekengesetze mit 
Einschluss der reichsgesetzlichen Bestimmungen über den Be¬ 
trieb des Apothekengewerbes. Berlin 1894. Verlag von Julius 
Springer. Gross 8°; 285 Seiten. 

Den beiden in Nr. 6 der Zeitschrift bereits besprochenen, von Geh. Med.- 
Rath Dr. Pi stör bezw. vom Apotheker Feld haus herausgegebenen Samm¬ 
lungen der preussischen Apothekengesetze ist jetzt auch das vorliegende Werk 
gefolgt, dessen Erscheinen bereits längere Zeit angekündigt war. Dasselbe bildet 
gleichsam eine zweite Anflage des vom Verfasser im Jahre 1880 herausgegebenen 
Buches: „Die Apothekengesetzgebung des Deutschen Reiches und der EinzeL- 
staaten“, nur mit dem Unterschiede, dass diesmal von der einzelstaatlichen Ge¬ 
setzgebung nur die preussische berücksichtigt ist. Dass dabei das Werk eine 
gründliche, der neueren Gesetzgebung nach allen Richtungen hin Rechnung 
tragende Umarbeitung erfahren hat und diese Umarbeitung eine wohlgelungene 
geworden ist, dafür bürgt der Name des Verfassers, der in seiner mehr als 
25 jährigen Thätigkeit als Herausgeber der pharmazeutischen Zeitung sich nament¬ 
lich seinen Fachgenossen gegenüber stets als zuverlässigen Rathgeber auf dom 
von ihm vollständig beherrschten Gebiete der Apothekengesetzgebung bewährt hat. 

Das Buch zerfällt in drei Haupttheile, von denen der erste der Ver¬ 
waltung, der zweite der Reichsgesetzgebung (Gewerbebetrieb, Prttfungsweaen, 
Verkehr mit Arzneimitteln ausserhalb der Apotheken, Maass- und Gewichts¬ 
wesen, Gesetzgebung über die steuerfreie Verwendung von Branntwein, Militär- 
Apotheken wesen, Handels- und Strafrecht, sozialpolitische Gesetzgebung, Patent-, 
Zeichen- und Musterschutz, Nahmngsmittelgesetz) und der dritte der preussi¬ 
schen Landesgesetzgebung (Anlegung, Konzessionirung, Verkauf u. s. w. von 
Apotheken, Einrichtung, Betrieb und Revision derselben, Arzneitaxe u. s. w.) 
gewidmet ist. 

Einen grossen Vorzug besitzt das Werk namentlich dadurch, dass der 
Verfasser bemüht gewesen ist, nicht blos die einschlägigen Gesetze, Ver¬ 
fügungen u. s. w. bis auf die neueste Zeit wiederzugeben, sondern dieselben 
auch zu erläutern auf Grund seiner eigenen reichen Erfahrungen sowohl, als auf 
Grund von Entscheidungen höchster Gerichtshöfe, Verwaltungsbescheiden u. s. w. 
In einigen wenigen Fällen sind diese Erläuterungen allerdings nicht völlig zu¬ 
treffend. So gilt z. B. die Anweisung vom 10. Dezember 1800 über die Auf¬ 
bewahrung und Verabfolgung von Giftwaaren auch jetzt noch für die Materialisten 
und bildet die Grundlage für die über den Giftverkehr in den einzelnen Re¬ 
gierungsbezirken erlassenen Polizeiverordnungen. Ebenso ist die Ansicht des 
Verfassers irrig, dass zur Kontrasignirung der Rezepte auch die Benutzung eines 
Stempels oder Faksimiles statthaft sei; denn der §. 31 der Vorschriften schreibt 
ausdrücklich vor, dass der Namen „ausgeschrieben“ sein soll. Ferner trifft die 
Ansicht des Verfassers, dass die Gebührenfestsetzung für chemische, im gericht¬ 
lichen Aufträge ausgeführte Untersuchungen (§. 8 des Gesetzes vom 9. März 
1872) lediglich durch das Gericht und nicht durch den Regierungspräsident in 
zu bewirken sei, nur für die im Aufträge von Gerichtsbehörden, aber nicht für 
die auf Anordnung der Staatsanwaltschaft ausgeführten Untersuchungen zu, die 
wohl die Mehrzahl bilden dürften; für diese gilt nach wie vor der §. 10 des 
vorgenannten Gesetzes, d. h. die Gebühr wird durch den Regierungspräsidenten 
festgesetzt. Auch den Gerichtsbehörden bleibt es trotz des §. 17 der Gebühren¬ 
ordnung vom 30. Juni 1878 unbenommen, die von ihnen festzusetzenden Ge¬ 
bühren für chemische Untersuchungen durch den Regierungspräsidenten vorher 
in Bezug auf ihre Angemessenheit prüfen zu lassen; es geschieht dies sogar in 
den meisten Fällen. — Vermisst hat Referent die Ministerialerlasse vom 
26. Januar u. 2. Mai 1841, betreffend Massregeln bei Geschäftsuntüchtigkeit eines 
Apothekenbesitzers; dieselben sind von solcher Bedeutung, dass sie in keiner 
Sammlung der Apothekengesetze fehlen sollten. 
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Verfasser möge aus diesen knrzon Bemerkungen entnehmen, dass sein 
Werk von dem Referenten sehr eingehend und mit grossem Interesse durchstn- 
dirt ist; umsomehr ist dieser in der Lage, dasselbe den betheiligten Kreisen, 
insbesondere den Apothekern, für deren Gebrauch es in erster Linie bestimmt ist, 
warm zu empfehlen. Bei einer späteren Auflage dürfte es übrigens angezeigt sein, 
das Landesverwaltungsgesetz sowohl, als das Zuständigkeitsgesetz nicht mehr mit 
dem Datum und in der Fassung vom 3. Juli 1875 und 26. Juli 1876, sondern in 
derjenigen vom 30. Juli bezw. 1. August 1883 anzuführen. Auch bei Erwähnung 
der Kreis- und Provinzialordnung würde ein kurzer Vermerk über die Ein¬ 
führung dieser Organisationsgesetze in den einzelnen Provinzen zweckmässig sein. 

_ Rpd. 


Dr. Itzerott, Kreiswundarzt in Werder a/H.: Bakterienkunde. 
Ein kurzer Leitfaden für Studierende und Aerzte. Mit 48 Ab¬ 
bildungen. Leipzig 1894. Verlag von Ambr. Abel (Arthur 
Mercier). 12°; 128 Seiten. 

Der vorliegende Leitfaden bildet einen Theil der Abel’sehen Sammlung 
medizinischer Lehrbücher; er ist dementsprechend in kompendiöser Form ausge- 
arbeitet und verfolgt den Zweck, dem Staatsbeamten und dem praktischen Arzte 
eine kurze Uebersicht über das gesammte Gebiet der Bakterienkundc zu er¬ 
möglichen. Im ersten Theil wird die Morphiologic und Biologie der Bakterien 
mit Einschluss der ZUchtungsmethoden behandelt (verfasst von Dr. Niemann, 
Assistenten des hygienischen Instituts in Berlin); der zweite Theil ist dem 
saprophytischen, der dritte den pathogenen Bakterien und ein kurzer Anhang 
den Schimmelpilzen gewidmet. Die einzelnen Bakterien werden in Bezug auf ihre 
Form, Entwicklung, Wachsthum unter Anführung der spezifischen Züchtungs¬ 
und Färberaethoden kurz und zutreffend geschildert; bei den pathogenen auch 
die Thierversnche, die Immunisirungsversuche u. s. w. nicht nnberücksichtigt 
gelassen. Zahlreiche Abbildungen geben dem Arzte bei eigenen Untersuchungen 
einen recht guten Anhalt; manche der durch Autotypie bewirkten Abbildungen 
sind allerdings nicht so gut und klar ausgefallen, wie die zu ihrer Herstellung 
benutzten vorzüglichen, von dem Verfasser selbst hergestellten Photogramme, 
die derselbe im vorigen Jahre bei Gelegenheit der Hauptversammlung dos 
Prenssischen Medizinal beamten Vereins den Kollegen zur Ansicht vorlegte und die 
damals nngetheilte Anerkennung fanden. 

Der Leitfaden eignet sich nicht nur zum repetitorischen Gebrauche, sondern 
auch zum schnellen Nachschlagen bei bakteriologischen Arbeiten. Gerade mit 
Rücksicht hierauf wird er voraussichtlich in den betheiligten Kreisen eine recht 
freundliche Aufnahme und eine weite, wohlverdiente Verbreitung finden. 

_ Rpd. 


Tagesnachrichten. 

Durch Bekanntmachung des Kultusministers vom 20. Juni 
d. J. — M. N. 6154 — werden ebenso wie im Vorjahre rüstige Aerzte, 
die bereit und geeignet sind, sich erforderlichen Falls bei grosser Ver¬ 
breitung der Cholera in dem gesundheitspolizeilichen Ueberwachungs- 
dienste des BinnenschifFfahrtsverkehrs verwenden zu lassen, aufgefordert, 
sich bei dem Regierungspräsidenten ihres Wohnbezirks zu melden. Die Ver¬ 
gütung für die Dienstleistung beträgt 20 Mark täglich. 


Auf Einladung des Direktors des Kaiserlichen Gesundheitsamtes wird im 
August d. J. ein Kongress hervorragender Vertreter des Nahrungsmittel- 
Untersuchnngswesens stattfinden, der sich mit der Frage beschäftigen soll, ob 
es möglich sei, für das Deutsche Reich ähnliche Vereinbarungen über gleich¬ 
förmige Untersuchungsmethoden herbeizufiähren, wie solche bereits für Bayern 
von der freien Vereinigung bayerischer Vertreter der angewandten Chemie ge¬ 
troffen sind und jährlich ergänzt werden. Die Mitglieder der einzuberufenden 
Versammlung sollen sich als eine Art Ausschuss unter Leitung des Reichsgesnnd- 
heitsamtes konstituiren und die einzelnen Nahrnngs- und Genussmittel, sowie 
Gebrauchsgegenstände, eventuell gruppenweise, geeigneten Fachmännern, ohne 
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Beschränkung auf die Besucher der ersten Versammlung zur Beurtheilnng üher- 
weisen. Als Versammlungsort sind Erfurt, Eisenach oder Dresden in Aussicht 
genommen. 

In Bayern sind die Vorschriften für die Prüfung von Nahrungs¬ 
mittel-Chemiker durch Königliche Verordnung vom 14. Juni 1894 in Kraft 
gesetzt und in München, Würzburg und Erlangen Prüfungs - Kommissionen 
eingerichtet. _ 


Auf Ersuchen des geschäftsführenden Ausschusses des VUL Inter¬ 
nationalen Kongresses für Hygiene und Demographie in Budapest hat 
sich für das Deutsche Reich in Preussen ein Deutsches Komitee gebildet. 
Vorsitzender desselben ist Geh. Ob. - Reg. - Rath Spinola, Direktor der KönigL 
Charit^ in Berlin, Generalsekretär Dr. Th. Weyl in Berlin W. (Lützowstr. 105), 
an den alle auf den Kongress bezüglichen Anfragen zu richten sind. 

Das Komitee hat sich die Aufgabe gesteckt, für eine lebhafte Betheilignng 
an dem Kongresse und für eine würdige Vertretung Deutschlands auf der mit 
demselben verbundenen Ausstellung zu wirken. Vorsitzender des Ausstellungs- 
Komitees ist Herr Prof. Dr. Rubner-Berlin C., Klosterstrasse 36, der etwaige 
auf die Ausstellung bezügliche Anfragen entgegen nimmt. Soweit bekannt, 
werden der Magistrat der Stadt Berlin, das preussische statistische Bureau und 
das statistische Amt des Deutschen Reiches die Ausstellung beschicken. Durch 
einen Aufruf sollen ausserdem Behörden, Vorstände von Instituten und Fabrikanten 
zur Beschickung der Ausstellung aufgefordert werden. Desgleichen wird beab¬ 
sichtigt, den Reichskanzler um die Gewährung eines Zuschusses von 8000 Mark 
zu ersuchen und den Sekretär des Komitees Dr. Weyl nach Budapest zu senden, 
damit ersieh über die für die Ausstellung zur Verfügung stehenden Räume u. a. w. 
orientiren soll. 


Im Königreich Sachsen sollen in diesem Jahre unter Leitung des 
Geh. Med.-Raths Dr. Hof mann in Leipzig praktische hygienische Unter¬ 
weisungskurse, insbesondere für Bezirksärzte abgehalten werden, an dem aber 
auch praktische Aerzte theilnehmen können. Die Dauer dieser Kurse ist ebenso 
wie bei den hygienischen Kursen für die preussischen Medizinalbeamten auf 
14 Tage bis 3 Wochen festgesetzt. 


Cholera. In Deutschland sind in den letzten Tagen des Juni sechs 
Cholerafälle ausserhalb des Weichselgebietes vorgekommen; ein Fall bei einer 
aus Russisch-Polen zugereisten Fischhändlerin in Deutsch - Eylau und ein Fall 
im Kreise Stuhm, vier Fälle in der Nähe von Mewe (Kreis Marienwerder). 
Zwei von diesen Choleraerkrankungen verliefen tödtlich. 

In Galizien betrug die Zahl der Cholera - Erkrankungen in der Zeit 
vom 5—26. Juni 49, davon 27 mit tödlichem Verlaufe. Die meisten dieser Er¬ 
krankungen und Todesfälle (35 bezw. 17) sind wiederum im Bezirk Borszczow 
vorgekommen. In der Buckowina sind während derselben 2 Cholera-Erkrankungen 
und 1 Todesfall amtlich gemeldet. 

Choleraähnliche Erkrankungen sollen in der zweiten Hälfte des Juni 
mehrfach in Belgien, namentlich in der Umgegend von Lüttich (Jemappe 
und Seraing) vorgekommen sein. 

In Russland bezw. Russisch-Polen sind vom 6.—15. Juni in der 
Stadt Warschau 39 Cholera - Erkrankungen mit 14 Todesfällen zur amtlichen 
Keuntniss gelangt; in den Gouvernements Warschau vom 4.—14. Juni 71 (3oi, 
Plock vom 1.—13. Juni 137 (73) und Radom vom 31. Mai bis 12. Juni 14 (6). 
In dem Gouvernement Kowno scheint die Seuche erloschen zu sein. 


Notix: Der heutigen Nummer der Zeitschrift ist der 
ofAxielle Bericht über die XI. Hauptversammlung des 
Preussischen Hedlxinalbeamten - Vereins beigegeben. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- n. Med.-Rath i. Minden i. W. 

.1 C C. Brun«, Buchdruckerei, Minden. 
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Das englische Irrenwesen. 

Von Kreisphysikus Dr. Jacobson • Salzwedel. 

Die Angriffe, welche vor nicht sehr langer Zeit gegen das 
deutsche, resp. preussische Irrenwesen gerichtet wurden, sind ge¬ 
wiss noch lebhaft im Gedächtniss der Kollegen. Der zweifelhaft 
gewordene und deshalb einer Begutachtung Sachverständiger unter¬ 
zogene Geisteszustand einiger Personen, deren Treiben in das 
politische Parteigetriebe hineinzureichen schien, gab gewissen 
Kreisen Veranlassung, die schwersten Anklagen zu erheben: Die 
mit der Begutachtung zweifelhafter Geisteszustände betrauten 
Medizinalbeamten sollten weder die richtige Ausbildung, noch die 
nöthige Kenntniss und Erfahrung dazu besitzen, die Vorschriften 
über Entmündigung sollten keine Gewähr dagegen bieten, dass 
ganz gesunde Menschen unter Vormundschaft gestellt würden, und 
das Verfahren bei der Aufnahme in Irrenanstalten und die mangelnde 
Kontrole derselben sollten es möglich machen, dass geistig völlig 
intakte Personen in Irrenhäuser aufgenommen und darin wider 
ihren Willen zurückgehalten würden. 

Es ist nicht der Zweck dieses Berichtes, jene Angriffe zu¬ 
rückzuweisen, jene Anklagen zu widerlegen. Das ist längst von 
kompetenterer Seite geschehen. Ehe aber, wie dem Vernehmen 
nach beabsichtigt wird, die preussische Irrengesetzgebung einer 
Revision unterzogen und abgeändert wird, dürfte es angezeigt 
erscheinen, zum Vergleich das Irrenwesen anderer Länder, be¬ 
sonders aber das Englands kennen zu lernen, des Landes, in 
welchem, wie kaum bestritten werden kann, die Gesetzgebung, 
mehr wie in einem anderen Lande, stets auf die persönliche Frei- 



342 


Dt. Jacobson. 


heit des Einzelnen besonders Rücksicht genommen hat. Es ist 
meine Absicht, einfach objektiv über die englische Irrengesetz¬ 
gebung zu referiren. Ich unterlasse es deshalb, im Einzelnen die 
entsprechenden preussischen Bestimmungen zu zitiren, einerseits, 
weil dieselben den Kollegen bekannt sind und andererseits, weil 
durch das Heranziehen spezieller Vergleiche, wenigstens scheinbar, 
dem Berichte der Charakter der Objektivität genommen werden 
könnte. Nur auf zwei Dinge möchte ich mir erlauben, gleich hier 
aufmerksam zu machen: Erstens nämlich möchte ich davor warnen, 
die bei uns mit dem Begriff „Schwurgericht“ verbundene Vor¬ 
stellung allgemein in Parallele zu stellen mit dem englischen „Ge¬ 
schworenen“ (juror resp. jury). Fast jede Verhandlung mit mög¬ 
licher Weise rechtlichen Folgen findet in England unter Mit¬ 
wirkung einer Geschworenenbank statt, nur der Polizeirichter und 
der höchste Gerichtshof, welchem letzteren die Prüfung von Rechts¬ 
anschauungen und dergl. obliegt, urtheüen ohne Mitwirkung des 
Laienelements. Thatsächlich entspricht in den meisten Fällen das 
englische Schwurgericht denn auch unserem Schöffengericht, und 
wie weit bei demselben im Allgemeinen der Einfluss des Laien¬ 
elements geht, weiss Jeder. Zweitens muss ich darauf hin weisen, 
dass die moderne englische Gesetzgebung bestrebt ist, durch ein¬ 
zelne konsolidirende Gesetze die eine Materie betreffenden, bisher 
zerstreuten Bestimmungen zusammenzufassen. Diese Gesetze regeln 
dann gewöhnlich die Materie bis in das kleinste Detail, ja, sie 
geben selbst Formulare zu Anträgen, Listen u. s. w., so dass 
eine Aenderung der gesetzgebenden Absicht durch die ausführen¬ 
den Organe ausgeschlossen ist. So stellt sich z. B. dar das öffent¬ 
liche Gesundheitsgesetz, so auch das Irrengesetz (Lunacy Act 
1890/91) und die ausser diesen noch geltenden wenigen Gesetze, 
welche auf das Irrenwesen Bezug haben. 

1. Historisches. 

Die Geschichte der englischen Irrengesetzgebung ist alt. 
Noch jetzt existirt ein, wenn auch nicht mehr in Anwendung ge¬ 
brachtes, so doch auch nicht aufgehobenes Gesetz, betreffend die 
Verwaltung der Besitzungen der Idioten und Irren, welches aus 
der Zeit Eduard II. stammen soll. Man unterschied Idioten oder 
geborene Narren, Personen, welche von Geburt an geistig defekt 
und jeder Verstandesthätigkeit baar sind, und Irre (lunatics), Per¬ 
sonen, deren Verstand entwickelt war, die aber geisteskrank ge¬ 
worden sind, und bei denen die Gesetzgebung eine Genesung 
stets als wahrscheinlich annahm. Für beide hatte der König, als 
Wächter und Erhalter seines Volkes, zu sorgen, das Eigenthum 
Beider wurde ihm zur Verwaltung übergeben. Während er aber 
die Einkünfte aus dem Vermögen eines Irren, soweit sie nicht 
zum standesgemässen Unterhalt desselben verbraucht wurden, auf¬ 
bewahren und ihm bei seiner Genesung zurückgeben, oder bei 
seinem Tode, zu seiner Seele Heil, an Dürftige vertheilen sollte, 
blieben die ohne Vergeudung und Schädigung aus dem Besitz 
eines Idioten gewonnenen Einkommensüberschüsse des Königs 
Eigen thum. Das Besitzthum selbst ging im Todesfälle an die 
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berechtigten Erben über. Dieser Unterschied in der Behandlung 
des Vermögens Geistesgestörter führte früh zu einer thatsächlichen 
Verwischung der Begriffe „Idiot“ und „Irrer“, und wenn es gesetz¬ 
lich auch vorge8chrieben war, dass zwölf Geschworene jedes Mal zu 
erforschen haben, ob es sich um einen Idioten handele, so mag 
das Ergebniss wohl doch kein sehr zuverlässiges gewesen sein. 
Jedenfalls sahen sich die Herrscher bald ausser Stande, die ihnen 
auferlegte Pflicht, die Güter der Idioten und Irren zu verwalten, 
selbst zu erfüllen, und es bildete sich die Gewohnheit aus, Idioten 
auf Halbpart an Andere abzutreten. *) Die Ausbeutung, welcher 
durch dies Verfahren Thür und Thor geöffnet wurde, machte sich 
als eine sehr drückende bald bemerkbar, und schon unter Jakob I« 
schlug das Parlament vor, die aus der Verwaltung des Vermögens 
der Idioten dem Könige zufliessende Einkommen durch eine jähr¬ 
liche Bewilligung abzulösen. Der Vorschlag wurde nicht ange¬ 
nommen; denn in dem 1765 herausgegebenen Blackstone’schen 
Kommentar wird unter Nr. 18 das Einkommen aus der Verwaltung 
des Vermögens der Idioten noch zu den Einkünften des Königs 
gerechnet. Obgleich, wie gesagt, das Gesetz, welches als „Ab¬ 
schnitt 11 und 12 (Prerogativa regis) 17 Edw. II St. 1“ bezeich¬ 
net wird, nicht, wie es sonst üblich ist, in irgend einem anderen 
Gesetze ausdrücklich aufgehoben ist, so sind seine Bestimmungen 
doch durch die späteren Gesetze überholt und obsolet geworden. 

Die moderne englische Irrengesetzgebung, welche 
etwa mit dem Anfänge dieses Jahrhunderts beginnt und, abge¬ 
sehen von wenigen Bestimmungen, die hauptsächlich irre Ver- 


') Der erwähnte Gebrauch hat zn einer noch heute üblichen Redensart 
geführt: „To beg a man for a fool, sich Jemanden als Narren ausbitten.“ Die 
Redewendung findet sich auch in Shakespeare’s „Verlorene Liebesmüh“ (Love’s 
Labours Lost) 5. Akt, 2. Scene, wo Costard (bei Schlegel und Tieck 
„Schädel“) sagt: „You cannot beg us, sir; — — we know what we know, Ihr 

könnt uns nicht erbetteln, Sir;-wir wissen, was wir wissen“, womit er 

sagen will: „Wir sind keine Narren“ (geborene Narren = Idioten). Schlegel 
und Tieck haben die Stelle übersetzt: „Ihr könnt uns nicht übertölpeln.“ 

Zu welchem Missbrauch die q. Einrichtung führte, zeigt nachfolgende 
Anekdote, die ich nicht umhin kann hier wiederzugeben: Lord North hatte 
den alten Bladwell als Narren erhalten (obgleich nicht nachgewiesen werden 
konnte, dass er ein solcher war) und nahm ihn eines Tages mit zu einem Nach¬ 
barn, den er besuchen wollte. Während Lord North und der Nachbar sich zu 
einem Privatgespräch zurückgezogen hatten, blieb Bladwell im Speisezimmer 
zurück, dessen Wände mit sehr schönen Stickereien behängt waren. Blad well, 
der langsam auf- und abschritt und sich die Zimmereinrichtung besah, erblickte 
in den Wandstickereien plötzlich einen Narren, den er sorgfältig ausschnitt und 
auf den Fussboden hinlegte. Als die Herren nach einiger Zeit zurückkehrten, 
bemerkte der Besitzer bald, was geschehen war und fuhr Bladwell ärgerlich 
an, was er mit seinem rohen und ungehörigen Betragen meine. Darauf Blad¬ 
well: „Seieo Sic zufrieden, mein lieber Herr, ich habe Ihnen eher einen Dienst 
geleitet, als ein Unrecht gethan, denn hätte Mylord North den Narren in der 
Stickerei gesehen, so hätte er ihn sich ausgebeten, und Sie wären Ihre ganze 
Tapete los gewesen. 

Die Anekdote befindet sich in den Harley’schen Manuskripten im briti¬ 
schen Museum unter Nr. 6395 und soll einer Sammlung entstammen, welche 
unter Karl I. kompilirt wurde. Wäre letzteres nicht bezeugt, so möchte man 
meinen, man hätte Francis North, Lord Guildford, einen der späteren 
Grosssiegelbewahrer Karl’s II. vor sich. 
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brecher betreffen, in dem 1891 erweiterten Irrengesetz (Lunacy Act) 
von 1890 zusammengefasst ist, kennt den Unterschied zwischen 
angeborener und erworbener Geistesstörung nicht, oder wenigstens 
nur insofern, als derselbe die Unterbringung in verschiedene An¬ 
stalten zum Zwecke der Erziehung resp. ärztlichen Behandlung 
bedingt und erfordert. So erklärt zwar das Idiotengesetz (Idiots 
Act 1886), dessen ausgesprochener Zweck es ist, die Fürsorge 
für die Erziehung und Ausbildung von Idioten und Schwachsinnigen 
zu erleichtern, im §. 17: „Idiot oder Schwachsinniger schliesst 
Irre nicht ein“, und weiter „Irrer bezeichnet weder einen Idioten 
oder Schwachsinnigen, noch schliesst es dieselben ein“, aber nur, 
weil für diese Gruppe geisteskranker Personen andere Anstalten 
vorgesehen sind als für die übrigen, und deshalb auch das Auf¬ 
nahmeverfahren etwas abgeändert ist. Damit ist der Begriff 
„Idiot“ in gleiche Linie gebracht mit dem des „irren Ver¬ 
brechers“ (criminal lunatic) und des „geisteskranken Gefangenen“, 
für welche auch besondere Anstalten vorgesehen und andere Auf¬ 
nahmebedingungen vorgeschrieben sind. Im Uebrigen kennt die 
englische Irrengesetzgebung mir wenige Ausdrücke für die in 
Frage stehenden Personen und gebraucht sie in gleicher Be¬ 
deutung. *) Gegenüber dieser Gleichmässigkeit bezüglich des 
Geisteszustandes macht die Gesetzgebung aber eine andere, sehr 
einschneidende Unterscheidung, nämlich zwischen privaten 
Irren, d. h. solchen, welche aus eigenen Mitteln, und armen 
Irren (pauper lunatics), die aus öffentlichen Mitteln erhalten 
werden. Diese Unterscheidung bezieht sich wiederum auf Art und 
Ort der Unterbringung. 

2. Die Fürsorge für das leibliche und geistige Wohl 

der Irren. 

a) Irrenrichter und Irrendirektor. 

In idealem Anschluss an die Verhältnisse vergangener Zeit 
setzt auch die moderne Irrengesetzgebung voraus, dass die Sorge 
für und die Beaufsichtigung des leiblichen und geistigen Wohles 
irrer Personen, sowie die Aufsicht über das Vermögen derselben 
dem Herrscher obliegt. An seine Stelle tritt als Chef des ge- 
sammten Irrenwesens der Staatskanzler, oder auch neben ihm ein 
oder mehrere Richter des höchsten Gerichtshofes (Supreme Court). 
In diesem Zweige seiner Thätigkeit wird der Staatskanzler be¬ 
zeichnet als „Irrenrichter“ (Judge in lunacy), und als solcher 
wird er mit der Fürsorge und dem Schutze über die Person und 
das Vermögen der Irren des ganzen Landes vom Herrscher be¬ 
traut. Wie weit diese Fürsorge und dieser Schutz sich zu er¬ 
strecken haben, liegt zum grossen Theil in dem Ermessen des 
Irrenrichters. Der höchste Grad derselben, die Bestellung von 
Kuratoren für die Person und solcher für das Vermögen des an- 


*) Allgemein ist der Ausdruck „lunatic“, eigentlich „Mondsüchtiger* ge¬ 
braucht. Der Qleichmässigkeit wegen übersetze ich „lunatic“ mit „irr“, „insane“ mit 
„geisteskrank“. L. A. 1890j91 definirt „lunatic“ als einen Idioten, oder eine 
Person mit gestörter Oeistesthätigkeit. 
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zih geblichen Irren, erfordert die irrenrichterliche Feststellung, dass 

üit£5 die betreffende Person „geisteskrank und unfähig ist, für sich 

k *•: selbst zu sorgen und ihre Angelegenheit zu verwalten“, (of un- 

: sound mind and incapable of managing himself and his affairs) 

n k im Wege der gesetzlichen Exploration (inquisition). 8 ) Zur Aus- 

ftthrung derselben werden vom Staatskanzler zwei Irrendirektoren 
ik: (masters in lunacy) angestellt und ein für alle Mal beauftragt, 

iv- : dann und dort, einzeln oder gemeinschaftlich oder auch bei Be- 
theiligung einer anderen Person, wie der Irrenrichter es anweist, 
- v Explorationen in gesetzlicher Weise auszuführen. Die Irrendirek- 

t -, ■, toren sollen Juristen und mindestens 10 Jahre in ihrem Berufe 

# !•: thätig gewesen sein (barrister of not less than ten years Standing). 

0 i In besonderen Fällen, welche dies zu erfordern scheinen, kann der 

; rf > Irrenrichter irgend eine, für den Fall speziell geeignete und be- 

< fähigte Person mit der Exploration beauftragen. Das Verfahren 

7 , . : . kann nur auf einen, in Form eines Gesuches an den Irrenrichter 

v. gerichteten Antrag eingeleitet werden, dieser ist aber nicht ver- 

’i, pflichtet, dem Gesuch stattzugeben. Dem Antrag auf Exploration 

V gleich ist der Bericht des Irrenkommissariats, einer Behörde, deren 

• r . Pflichten noch ausführlich besprochen werden sollen, dass das Ver- 

‘•k mögen einer als irr in Gewahrsam oder in Pflege gehaltenen Person, 

welche nicht entmündigt ist, nicht gehörig zum Vortheil derselben 
L p. verwendet wird. Der Bericht selbst vertritt auch die Stelle der 
. zu dem Anträge erforderlichen Zeugnisse. 

Jp b) Explorationsverfahren. 

Der Antrag auf Exploration soll, wenn möglich, vom Ehe¬ 
mann, der Ehefrau oder Verwandten des angeblichen Irren einge- 
^ reicht werden und soll sowohl die Gründe für den Antrag, als 

auch für die Annahme des Irreseins enthalten. Begleitet soll er 
sein von einer ausführlichen Angabe über die Verhältnisse des 
angeblichen Irren und von den separaten Attesten zweier Aerzte, 
-: welche zu versichern haben, dass sie den angeblichen Irren ein- 

k zeln untersucht haben. Ausserdem muss der Antrag von einem 

?k Rechtsanwalt gegengezeichnet sein. 4 ) Die Exploration kann vor 

mindestens 12 Geschworenen, sie kann aber auch ohne Zuziehung 
; ' derselben ausgeführt werden. Sie muss vor Geschworenen statt- 

,i ■; finden, wenn der zu Explorirende im Auslande sich befindet, wenn 

p ihm Mittheilung von dem Anträge nicht gemacht werden kann und 

daher in seiner Abwesenheit verhandelt werden muss. Befindet 
i. - sich der angebliche Irre im Inlande, so muss ihm der Antrag mit- 

*) Obgleich das englische Gesetz den Begriff „Entmündigung“ nicht kennt, 
so hat die Exploration doch dieselben eventuellen Folgen wie diese. Ich werde 
u deshalb für die durch Exploration geisteskrank Befundenen (lunatic found so by 
inquisition) der Kürze halber den Ausdruck „Entmündigte“ gebrauchen. Es 
ergiebt sich übrigens aus dem Obigen (§. 90 L. A. 1890), dass das englische 
Gesetz wegen Verschwendung die Entmündigung nicht zulässt. 

-' 4 ) Das Iriengesetz giebt hierüber keinen ausführlichen Anhalt. Dagegen 

beschreibt Eimers, ein früherer Sekretär des Direktorenamtes in „Practice in 
Lunacy“ — London bei Shaw & Sons 1891 — die Erfordernisse wie oben, und 

V seine Angaben finde ich in Hack Tuke’s Dictionary of Psychological Medicine 

V unter Chancery Lunatics bestätigt. 
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getheilt werden. Fordert er nun seinerseits, dass seine Explo¬ 
ration vor Geschworenen stattfinde, so muss ihm dies zugestanden 
werden, sofern der Irrenrichter sich nicht persönlich überzeugt 
hat, dass der Betreffende geistig unfähig ist, den Wunsch, vor 
Geschworenen explorirt zu werden, selbst zu haben und auszu¬ 
drücken. Aber sowohl in diesem Falle, als auch dann, wenn von 
Seiten des zu Explorirenden ein dahin gehender Antrag nicht ge¬ 
stellt ist, kann der mit der Exploration beauftragte Irrendirektor, 
wenn auch der Irrenrichter nach den vorliegenden Aussagen, Zeug¬ 
nissen u. 8. w. eine Geschworenenbank nicht für nöthig erachtet, 
dieselbe doch anordnen ohne die Zustimmung des Irrenrichters ab¬ 
zuwarten, wenn ihm der ganzen Sachlage nach der Fall dazu 
angethan erscheint. Wenn der Irrenrichter eine Exploration vor 
Geschworenen verhandelt haben will, so steht es ihm frei, die 
Verhandlung vor dem Obergerichtshof (High Court) stattfinden zu 
lassen. Zur Feststellung des Beweisthemas können Zeugen ver¬ 
nommen und vereidigt, eidliche Aussagen verlesen und andere 
beweiskräftige Dinge vorgenommen werden, aber es ist nicht vor¬ 
geschrieben, dass noch ein Sachverständiger gehört wird. Die 
Verhandlung kann, je nach dem Belieben des Richters, öffentlich 
oder geheim geführt werden. Ist der zu Explorirende zugegen, 
so soll er vor Eintritt in das Zeugenverhör und am Schluss der 
Verhandlung, ehe die Geschworenen sich zur Beschlussfassung 
zurückziehen, gehört werden. In derselben Weise wird die Ex¬ 
ploration vom Irrendirektor oder von dem an Stelle eines solchen 
Beauftragten ausgeführt, gleichgiltig ob mit oder ohne Zuziehung 
von Geschworenen. In jedem Falle hat der mit der Exploration 
Beauftragte die Rechte eines Richters des Obergerichtshofes und 
kann Zeugen vorladen, vernehmen und vereidigen oder vernehmen 
lassen, kurz, er kann alle zweckdienlichen Mittel anwenden, welche 
zur Feststellung ihm nothwendig erscheinen. Die durch die Ex¬ 
ploration zu erledigende Frage ist beschränkt auf die Feststellung, 
ob der angebliche Irre zur Zeit der Exploration geisteskrank und 
unfähig ist, für sich selbst zu sorgen und seine Angelegenheit zu 
verwalten; kein Zeugniss über das, was er vor länger als 
zwei Jahren vor der Exploration gesagt oder gethan hat, wie er 
sich vorher betragen hat oder wie sein Geisteszustand vorher 
war, soll hierbei oder in einer Anfechtungsklage als Beweis von 
Geisteskrankheit gelten, es sei denn, dass der Leiter der Explo¬ 
ration anders befiehlt. Trotz dieser Einschränkung in der Frage¬ 
stellung ist der Explorirende in seinem Urtheil an dieselbe nicht 
gebunden. Er kann, wenn er dies so findet, sein Urtheil dahin 
abgeben, dass der angebliche Irre zwar geisteskrank und unfähig 
ist, seine Angelegenheiten zu verwalten, dass er aber im Stande 
ist, für sich selbst zu sorgen und dass er weder sich, noch andereu 
gefährlich ist. Die rechtliche Wirkung des durch diejjExploration 
sich ergebenden Urtheils ist die gleiche, ob dasselbe vom Obergerichts¬ 
hof oder von einem Irrendirektor und von diesem allein oder mit Zu¬ 
ziehung von Geschworenen gefällt ist. Eine Anfechtungsklage 
gegen das Urtheil des Obergerichtshofes ist von Seiten des Explo- 
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rirten nicht zulässig, dagegen kann der Irrenrichter eine neue Ver¬ 
handlung oder auch ein ganz neues Explorationsverfahren anordnen. 
Gegen das Urtheil eines Irrendirektors kann jedoch auch vom Explo- 
rirten die Klage bei dem Appellationsgericht innerhalb drei Monaten 
angebracht werden, aber nur einmal, während der Irrenrichter eine ein¬ 
malige oder öftere Verhandlung anordnen kann, wenn er mit dem Ur¬ 
theil nicht einverstanden ist. Die Anfechtungsklage hält die Wir¬ 
kung der Exploration nicht auf. Andererseits ist es auch das Recht 
des Irrenrichters, das Urtheil theilweise aufzuheben, wenn er es 
zum Besten des Irren für nützlich erachtet. 

c. Bestellung und Pflichten des Pflegers. Staats¬ 
visitatoren. 

Die rechtliche Folge dessen, dass Jemand durch die Explo¬ 
ration „geisteskrank nnd unfähig, für sich zu sorgen und seine 
Angelegenheiten zu verwalten“, gefunden wird, ist, dass ihm ein 
Kurator für seine Person, ein Pfleger, und ein Kurator für sein 
Vermögen, ein Verwalter, bestellt wird. Beide Aemter können in 
einer Person vereinigt, es kann aber auch für jedes Amt eine 
oder mehrere Personen vorgesehen werden. Hat die Exploration 
ergeben, dass der Irre zwar seine Angelegenheiten zu verwalten 
ausser Stande ist, dass er aber für sich sorgen kann und weder 
für sich selbst, noch für andere gefährlich ist, so wird von der 
Bestellung eines Pflegers Abstand genommen und nur ein Ver¬ 
walter angestellt, während bei solchem Irren, dessen Krankheit 
nach Ausweis der Verhandlung nur vorübergehend und von wahr¬ 
scheinlich kurzer Dauer ist, der Irrenrichter von der Bestellung 
eines Verwalters absehen kann. Die Pflichten des Pflegers 
erwähnt L. A. 1890 nicht besonders, sie ergeben sich aber aus 
der Absicht und Fassung des Gesetzes; sie bestehen in der Für¬ 
sorge für das körperliche und geistige Wohlbefinden und für an¬ 
gemessene Behandlung des Kranken. Der Pfleger soll den Kranken 
so oft als möglich, wenigstens aber alle drei Monate einmal be¬ 
suchen. Der Besuch des Entmündigten, d. h. des durch Explo¬ 
ration geisteskrank Befundenen, 5 ) zum Zwecke der Kontrole der 
Pflege und Behandlung des Körper- und Geisteszustandes des 
Kranken, sowie der Vorkehrungen zu seinem Unterhalt und Kom¬ 
fort und dergl. bilden überhaupt ein Hauptaugenmerk des Gesetz¬ 
gebers. Nicht nur, dass es mit zur Aufgabe der Irrendirektoren 
gehört, Entmündigte zu besuchen, sondern es besteht für diese 
Aufgabe auch noch eine besondere Behörde, die der Staats¬ 
visitatoren (Chancery visitors), deren es drei giebt und von 
denen einer ein praktischer Arzt, ein anderer Jurist sein und 
mindestens 5 Jahre in seinem Berufe thätig gewesen sein soll. 
Während der Dauer ihres Amtes dürfen sie ihren Beruf nicht aus¬ 
üben, auch sollen sie während mindestens zwei Jahren vor ihrer 
Ernennung zu Visitatoren an einer Privatirrenanstalt (licensed 

*) In verschiedenen Berufungen in Strafsachen wurde entschieden, dass 
Imbecillität, welche ans dem Verfall der Geisteskräfte in Folge Alters oder Un- 
mässigkeit entspringt, der Geisteskrankheit, welche eventuell durch die Explo¬ 
ration festzusteUen ist, gleich zu erachten sei. 
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house) nicht betheiligt gewesen sein. Jeder Entmündigte soll 
jährlich mindestens zwei Mal, mit einem längsten zulässigen 
Zwischenraum von 8 Monaten, besucht werden. Befindet der Ent¬ 
mündigte sich in einem Privathause, so ist er in den ersten beiden, 
der Exploration folgenden Jahren mindestens vier Mal jährlich zu 
besuchen. In geeigneten Zeiträumen ist dem Staatskanzler über 
das Ergebniss jedes Besuches Bericht zu erstatten. Ausserdem 
aber sind die Visitatoren auch verpflichtet, auf Anweisung des 
Irrenrichters angebliche Irre, deren Exploration beantragt ist, zu 
besuchen und über das Ergebniss zu berichten. Sämmtliche, einen 
besonderen Patienten betreffenden Berichte werden geheim ge¬ 
halten und beim Tode desselben, sowie bei Aufhebung der Pfleg¬ 
schaft, sei es in Folge der Anfechtung oder durch Bestimmung 
des Irrenrichters, vernichtet, falls der letztere die Aufbewahrung 
derselben bis zum Tode des Kranken nicht besonders anordnet. 

d. Aufhebung der Pflegschaft. 

Die Aufhebung der Pflegschaft erfordert keine besonderen 
Verhandlungen. Der Arzt, in dessen Beobachtung und Behandlung 
der Entmündigte sich befindet, hat vor Ablauf von je 5 Jahren, 
oder noch längeren Perioden, wenn die Irrendirektoren dies anord¬ 
nen, an dieselben einen Bericht über das körperliche und geistige 
Befinden des Kranken zu senden und gegebenen Falls zu be¬ 
scheinigen, dass derselbe noch geisteskrank ist und der Behand¬ 
lung und Pflege bedarf. Bleibt ein solcher Bericht aus, so endet 
die Pflegschaft mit dem Ablauf der betreffenden Berichtsperiode, 
vorausgesetzt, dass die Direktoren bei eingehender Prüfung nicht 
die Ueberzeugung erlangen, dass der Betreffende noch geisteskrank 
ist. Der Pfleger ist einfach zu benachrichtigen. Noch einfacher 
kann der Irrenrichter die Pflegschaft aufheben, wenn er durch 
Bericht eines Kommissars oder eines Visitators oder auf andere 
Weise überzeugt wird, dass der Kranke nicht mehr unfähig ist, 
für sich zu sorgen und weder für sich, noch für andere gefährlich 
ist. In keinem Falle aber wird durch Aufhebung der Pflegschaft 
die Verwaltung des Vermögens berührt. 

e. Sorge für die Vermögens Verwaltung irrer Personen. 

Ist die irrenrichterliche Gewalt, für einen Irren einen Pfleger 
zu bestellen, gebunden an die vorangegangene Exploration, so 
erstreckt sich diese Gewalt anderseitig, wenn es sich nur um die 
Bestellung von Vermögensverwaltern handelt, die, wie wohl zu be¬ 
merken ist, mit der Person des Irren nichts zu thun haben, nicht 
nur auf Entmündigte (die durch Exploration geisteskrank u. s. w. 
Befundenen), sondern auch auf 

1. nicht entmündigte Irre, zum Schutze oder Verwaltung 
derer Vermögen bereits vor Inkrafttretung des L. A. 1890 gesetz¬ 
liche Anordnungen getroffen sind; 

2. jede Person, welche als „Irrer“ in gesetzmässiger Weise 
in Gewahrsam gehalten wird, obgleich sie nicht entmündigt ist; 

3. jede Person, obgleich weder als „irr“ in Gewahrsam ge¬ 
halten noch entmündigt, in Bezug auf welche dem Irrenrichter die 
Ueberzeugung beigebracht ist, dass sie wegen Geistesschwäche, 
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in Folge von Krankheit oder Alter, unfähig ist, ihre Angelegen¬ 
heiten zu verwalten; 

4. jede Person, in Bezug auf welche dem Irrenrichter, sei 
es durch ein Zeugniss eines Irrendirektors oder durch den Bericht 
eines Irrenkommissars oder durch eine eidliche Erklärung oder 
in anderer Weise die Ueberzeugung beigebracht ist, dass solche 
Person geisteskrank und unfähig ist, ihre Angelegenheit zu ver¬ 
walten, und dass das Eigenthum dieser Person den Werth von 
£ 2000 und ihr jährliches Einkommen den Werth von £ 100 nicht 
überschreitet; 8 ) 

5. jede Person, in Bezug auf welche der Irrenrichter, sei 
es durch eidliche Erklärung oder in anderer Weise überzeugt ist, 
dass sie ein irrer Verbrecher (criminal lunatic) ist oder gewesen 
ist und noch geisteskrank ist und sich in Gewahrsam befindet. 7 ) 

Der oder die Verwalter, welche eine, von dem Irrendirektor 
festzustellende Kaution zu leisten haben, dafür aber auch, je nach 
den mit der Verwaltung verbundenen Mühen bezahlt werden, ver¬ 
richten ihre Aufgabe im Aufträge des Irrenrichters. Die Ver¬ 
waltung ist nicht beschränkt auf den Schutz und die Erhaltung 
des Status quo, sondern kann kaufen und verkaufen, pachten, ver¬ 
pachten, leihen, verleihen, den Besitz verändern, vertauschen, Ge¬ 
schäfte fortführen, anfangen und aufhören, Kompagniegeschäfte 
eingehen oder auf lösen u. s. w. Der Verwalter ist verpflichtet, 
dem Irrendirektor in gewissen Terminen Rechenschaft abzulegen 
und überschüssige Gelder an eine Gerichtskasse abzuführen. 

Da theoretisch in der Person des Staatskanzlers der Staat 
die Verwaltung des Vermögens Irrer führt, so bezieht er dafür 
jährliche Gebühren, und zwar bis zu 4 Proz. des Jahresein¬ 
kommens. Vom Einkommen bis zu £ 1000 jährlich 4 °/o, aber 
nicht über £ 30, vom Einkommen zwischen £ 1000 und 5000 jährlich 
3 o/o, aber nicht über £ 100 und von Einkommen über £ 5000 
jährlich 2 % aber nicht über £ 200. Bei einem Einkommen von 
nicht über £ 50 und einem Vermögen von unter £ 700 kann der 
Staatskanzler die Erhebung der Gebühren erlassen. 

In einem besonderen Falle, welcher hier gleich Erledigung 
finden mag, wird von einer eigentlichen Vermögensverwaltung 
überhaupt abgesehen. Wenn nämlich ein Irrer, dessen Vermögen 
£ 200 nicht beträgt, in eine Heil- oder Pflegeanstalt aufgenommen 
werden soll, und es findet sich kein Verwandter oder Freund des 
Kranken, welcher das Vermögen verwalten will, so kann der zu¬ 
ständige Kreisrichter (county court judge), auf Antrag des Armen¬ 
verbandes, Jemanden mit der Realisirung beauftragen und die 
gewonnene Summe zum Unterhalt des Kranken anwenden lassen. 


•) Die Besteilang eine« Verwalters für Vermögen Ober £ 2000 oder über 
£ 100 jährliches Einkommen ist, worauf aufmerksam zu machen ist, nicht ge¬ 
stattet ohne vorangegangene Entmündigung des Besitzers. Das Explorations- 
yerfahren ist demnach ein Vorrecht für Reiche. Das Irrengesetz von 1853, 
weichem die obige Bestimmung entnommen ist, erklärt sie mit der Absicht 
kleineren Vermögen die Ausgaben für die Exploration zu ersparen. 

7 ) Hier ist keine Vermögensgrenze gezogen. 
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Ueber die Art der Aufhebung der von Staatswegen 
eingesetzten Verwaltung enthält L. A. 1890 gar keine Be¬ 
stimmung. §. 83 schreibt nur vor, dass der Vorstand jeder An¬ 
stalt u. 8. w. sowie auch der Inhaber eines Hauses für einzelne 
Patienten von der Genesung jedes Einzelnen sofort Demjenigen 
Anzeige zu erstatten hat, auf dessen Antrag die Aufnahme er¬ 
folgt ist. 

3. Anlage, Konzessionirnng und Beaufsichtigung der 

Irrenanstalten. 

Einen viel grösseren Raum als den, welcher für die Be¬ 
schreibung der Exploration und Verwaltung des Vermögens irrer 
Personen beansprucht wird, nehmen im L. A. 1890/91 die Anlage 
und Beaufsichtigung der Irrenanstalten, die Aufnahme Irrer in 
dieselben und die Besuche derselben ein. Ehe wir aber an diese 
Materie herangehen, wird es nöthig sein, diejenigen Organe und 
Einrichtungen kennen zu lernen, welche das Gesetz bespricht. 

Man unterscheidet zwischen Asyl, eingetragenem Hospital 
und konzessionirter Anstalt. 

Als Asyl werden bezeichnet die von Grafschaften oder 
städtischen Gemeinden, resp. einem Verbände von Grafschaften 
oder städtischen Gemeinden, resp. von Grafschaften und städti¬ 
schen Gemeinden herzustellenden und zu unterhaltenden Irren¬ 
anstalten. Dieselben sind in erster Reihe bestimmt, die aus öffent¬ 
lichen Mitteln zu unterhaltenden Irren, arme Irre (pauper lunatics) 
und Idioten, aufzunehmen. Es steht den betreffenden Gemeinde¬ 
verbänden aber auch frei, Einrichtungen zu treffen, dass selbst 
zahlende Kranke aufgenommen werden können. Diese mehr und 
mehr Platz greifende Einrichtung macht den konzessionirten Privat¬ 
anstalten eine nicht unerhebliche Konkurrenz und dürfte in abseh¬ 
barer Zeit, wie es auch die Absicht des Gesetzes zu sein scheint, 
dieselben gänzlich beseitigen. Jedes Asyl steht unter Aufsicht 
einer für das betreffende Asyl besonders ernannten Besuchs- 
Kommission von mindestens 7 Mitgliedern. Die Kommission soll 
jährlich an die Gemeindebehörde einen schriftlichen Bericht er¬ 
statten über die Verhältnisse und den Zustand des Asyls, ob der 
Raum den Ansprüchen genügt, und über die Verwaltung, das Ver¬ 
halten der Asylsbeamten und Diener und über die Pflege der In¬ 
sassen. Von der Besuchskommission werden auch die Asylbeamten 
angestellt, zu denen mindestens ein in der Anstalt wohnender Arzt 
oder wenn dieselbe mehrere Abtheilungen hat, mindestens so viele 
in den betreffenden Abtheilungen wohnende Aerzte gehören. Der 
betreffende Arzt ist, resp. die Aerzte sind Direktoren der Anstalt 
oder der Abtheilung, falls vom Staatssekretär nicht besonders 
Anderes angeordnet ist. Die Anstaltsärzte dürfen weder Geschäfts¬ 
führer noch Kassirer der Anstalt sein. Die Verwaltung und Leitung 
des Asyls erfolgt nach einem von der Besuchskommission auszu¬ 
arbeitenden und vom Minister des Innern zu genehmigenden Statute. 

Unter „Hospital“ versteht man in England ein Kranken¬ 
haus, dessen Pfleglinge gänzlich oder theilweise durch freiwillige 
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Beiträge, Schenkungen oder Erbschaften oder dadurch unterhalten 
werden, dass der Ueberschuss der Beiträge einzelner Patienten 
zum Nutzen anderer verwendet wird. Solche Hospitäler können 
ganz oder theilweise zur Aufnahme Irrer eingerichtet werden, 
müssen aber vorher durch das Irrenkommissariat eingetragen 
(registrirt) werden. Ein dahin gehender Antrag mit Plänen, 
Statuten, Verwaltungsmaximen u. s. w. wird dem Kommissariat 
vorgelegt und, wenn dieses nichts einzuwenden hat, dem Minister 
des Innern zur Genehmigung überreicht. Wird die Genehmigung 
ertheilt, so verabfolgt das Kommissariat eine vorläufige Erlaubnis 
auf 6 Monate, und erst wenn eine Revision stattgefunden hat, wird 
die Einschreibung perfekt. In der Genehmigung ist auszusprechen, 
wie viele Patienten männlichen und wie viele weiblichen Geschlechtes 
aufgenommen werden dürfen. Erweiterungsbauten oder andere 
Räume als die genehmigten dürfen nicht mit Kranken belegt 
werden. Jedes Hospital hat eine Verwaltungs-Kommission, die 
zugleich Besuchs - Kommission ist und der die Ausführung der ge¬ 
nehmigten Statuten obliegt. Zu der Kommission darf weder ein 
Anstaltsarzt, noch ein anderer Beamter des Hospitals gehören, 
auch soll kein Mitglied der Kommission Arbeiten oder Lieferungen 
für dieselbe übernehmen oder an dem Nutzen derselben Theil haben, 
es sei denn, dass die Arbeiten oder Lieferungen einer eingetragenen 
Genossenschaft oder Genossenschaft übertragen sind, an welcher 
ein Kommissionsmitglied betheiligt ist. Werden statutarische Be¬ 
stimmungen, trotz Verwarnung seitens des Irrenkommissariats 
innerhalb 6 Monaten nicht genau ausgeführt, so kann letzteres 
die Genehmigung zum Betriebe der Anstalt zurücknehmen. 

Die dritte Gruppe ist die der konzessionirten An¬ 
stalten (licensed houses). 

Ehe dieselben besprochen werden, wird es nöthig sein, die 
Zusammensetzung und das Wesen des schon mehrmals erwähnten 
Irrenkommissariats näher kennen zu lernen, zumal dasselbe 
diejenige Behörde ist, der, abgesehen vom Explorationsverfahren, 
fast allein die Beaufsichtigung und Kontrole des gesammten eng¬ 
lischen Irrenweseus obliegt. Das Kommissariat ist eine der ältesten 
Einrichtungen; es wurde bereits im Jahre 1774 durch das erste 
Gesetz über die Kontrole der Irrenhäuser geschaffen, und ihm die 
Genehmigung zur Errichtung solcher Häuser in London und in der 
Umgebung Londons, sowie die Beaufsichtigung dieser Häuser 
übertragen. In den übrigen Landestheilen wurde dieses Amt den 
Friedensrichtern anvertraut. Aus dieser ursprünglichen Einrich¬ 
tung besteht noch heute der Begriff des „Kommissariats 
Distriktes“, obgleich ein grosser Theil der früherden Friedens¬ 
richtern übertragenen Pflichten jetzt dem Kommissariat zufallt. 
Dasselbe besteht, neben den nothwendigen Unterbeamten, aus 11 
Mitgliedern, von denen 3 praktische Aerzte und 3 Juristen mit 
mindestens 5 jähriger praktischer Thätigkeit sein müssen. Diese 
sechs Mitglieder sind, ebenso wie die Unterbeamten besoldet. 
Niemand soll Mitglied des Irrenkommissariats oder Sekretär und 
dgl. werden können, der innerhalb eines Jahres vor seiner Ernennung 
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an einer konzessionirten Anstalt interessirt gewesen ist, und kein 
besoldetes Mitglied soll während der Dauer des Amtes irgend ein 
Amt, eine Stellung, einen Beruf oder eine Beschäftigung annehmen, 
innehaben oder ausiiben, von welcher irgend ein Vortheil erwächst. 

Der Antrag auf Konzession einer Privatirrenanstalt, 
in welche Kranke gegen Entgelt aufgenommen werden können, 
im Kommissariats - Distrikt 7 ) ist mit den vorgeschriebenen Plänen, 
Beschreibungen und dem Betriebsreglement beim Kommissariat, 
ausserhalb desselben an den Friedensrichter des Bezirks zu richten. 
Keine Konzession kann auf länger als höchstens 13 Kalender¬ 
monate von den betreffenden Instanzen gewährt werden. Im 
Kommissariats - Distrikte werden neue Anstalten überhaupt nicht 
konzessionirt, der Antrag auf Konzession für eine solche ausser¬ 
halb des Distriktes muss abschriftlich dem Kommissariat zugehen 
und kann nicht eher bewilligt werden, ehe ein oder mehrere 
Kommissare die in Aussicht genommenen Anlagen und die dazu 
gehörigen Räume und Ländereien besichtigt und zur Aufnahme 
Irrer geeignet befunden haben. Die Konzession ist mit 10 Schilling 
stempelpflichtig und fordert ferner eine Gebühr von 10 Schilling 
für jeden selbstzahlenden, 2 Schilling und Sechspence (M. 2,50) 
für jeden aus Gemeindemitteln erhaltenen Irren, für den die Kon¬ 
zession lautet, vorausgesetzt, dass die Gebühr nicht unter £ 15 
beträgt. Ist die Dauer der Konzession auf weniger als 13 Monate 
vorgesehen, so kann die Gebühr entsprechend auf eine Summe 
nicht unter £ 5 ermässigt werden. Jede Privatanstalt für 100 
oder mehr Patienten muss einen dirigirenden Arzt im Hause wohnen 
haben, jede solche Anstalt für weniger als 100 aber mehr als 
50 Patienten soll, falls nicht ein Arzt der Konzessionär ist oder 
ein Anstaltsarzt im Hause wohnt, täglich, solche für weniger als 
50 Patienten wenigstens zwei Mal wöchentlich von einem Arzte 
besucht werden. Ist die Anstalt für weniger als 11 Patienten 
konzessionirt, so können jedoch zwei Kommissare oder zwei Anstalts¬ 
besucher, welche noch näher erwähnt werden sollen, schriftlich 
die Erlaubnis ertheilen, dass die Anstalt seltener als zwei Mal 
wöchentlich, aber nicht seltener als alle zwei Wochen von einem 
Arzt besucht werde. Anderseits können die Anstaltsbesucher für 
ihre betreffende, die Kommissare für jede Privatanstalt anordnen, 
dass dieselbe zu bestimmten, von den oben angegebenen abweichen¬ 
den Zeiten, aber nicht häufiger als ein Mal täglich vom Arzt be¬ 
sucht werde. Mit schriftlicher Genehmigung von zwei Kommissaren 
resp. zwei Friedensrichtern können in jede Privatanstalt nicht irre 
Pfleglinge aufgenommen werden. Dieselben dürfen jedoch nicht 


7 ) Der Distrikt besteht ans der Stadt (city) London, der Stadt (city) 
Wcstminster, der Grafschaft London, der Grafschaft Middlesex, der Stadtgemeinde 
Sonthwark, den Orten Barnes, Kew Green, Merton, Mitcham, Mortlade and 
Wimbledon in der Grafschaft Snrrey, Southend in der Grafschaft Kent, East Ham, 
Leyton, Leytonstone, Low Leyton, Plaistow, Walthamstow und West Ham in 
der Grafschaft Essex and jedem etwa vorhandenen Ort innerhalb 7 Meilen (etwa 
11,25 km) von der Stadt London, der Stadt WeBtminster und der Stadtgemeinde 
Sonthwark. 
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ttber die in der Genehmigung ausgesprochene Zeit hinaus zurück- 
behalten werden, auch müssen sie auf ihren Wunsch nach 24 
Stunden vorher erfolgter Kündigung entlassen werden. 

(Schloss folgt.) 


Einrichtung zur Abwehr der Fliegen und Insekten von den 

Leichen in Leichenhäusern. 

Mittheilong von San.-Rath Dr. Baum, Kreisphysikus in Aachen. 

Zur Verhütung einer gesundheitsschädigenden Uebertragung 
von Ansteckungsstoffen seitens der in Leichenhäusern aufgebahrten 
Leichen durch Fliegen, Mücken und dergl. Insekten hat sich die 
Friedhofsverwaltung der Stadt Aachen, woselbst der grössere 
katholische Friedhof inmitten eines ziemlich dicht bewohnten Stadt¬ 
viertels liegt und zur Abwendung beregter Gefahren daher be¬ 
sondere Vorsorge geboten schien, seit längerer Zeit mit Versuchen 
beschäftigt. Zunächst versuchte man die Insekten dadurch von 
den Leichen abzuhalten, dass man die halbgeöffneten Särge mit 
Leintüchern, die mit irgend einer Desinfektionsflüssigkeit getränkt 
und stets feucht gehalten wurden, überdeckte. Es führte dies zu 
keinem günstigen Resultat; durch die Ueberdtckung des Sarges 
mit dem Leintuche wurden zwar die Fliegen von den Leichen 
selbst fein gehalten, jedoch drangen die flüssigen Absonderungen 
der Leichen — beim Mangel einer Leichenschau müssen alle 
Leichen mindestens 72 Stunden aufgebahrt bleiben — durch die 
Fugen des Sarges, durchtränkten das Tuch, sickerten auf den 
Boden und boten so auf dem Fussboden und an dem durchnässten 
Leintuche für die Fliegen eine grössere Nahrungsfläche dar, wie 
sonst; es schien die Möglichkeit der Uebertragung noch gesteigert. 
Man hat hierauf eine Zeit lang die Fenster des Leichenhauses 
fest und dicht geschlossen gehalten. Hierbei belehrte alsbald die 
Erfahrung, dass Fliegen und Insekten regelmässig und vielfach 
beim Leichenkondukte in die Leichenhäuser hineingebracht werden; 
es konnte daher diese Vorkehrung nichts fruchten. Aus demselben 
Grunde erwies sich der Versuch als unpraktisch, die inneren 
Seiten der Leichenhausthüren mit Stoffvorhängen zu verschliessen, 
welche in der Mitte auseinandergeschoben, nach Einlieferung der 
Leiche sofort sich wieder schliessen. Ebenso wenig haben sich 
Fliegenfallen und Leimruthen bewährt; die Fliegen werden von 
dem Leichengeruch mehr angezogen. Dagegen hat sich vollkommen 
zweckentsprechend die nachstellende, vom hiesigen Friedhofsinspek¬ 
tor Grewe ersonnene Einrichtung erwiesen: 

Auf einer eisernen Leichenbahre ruht ein muldenförmiger, 
dichter Boden aus verbleitem Eisenblech mit einem zur Mitte sich 
neigenden Abflussrohr, durch welches die flüssigen Absonderungen 
der Leiche in den Kanal abgeführt werden. Ueber der Bahre 
erhebt sich, im Allgemeinen der Form des Sarges angepasst, ein 
geräumiges, aber engmaschiges Drahtgeflecht, das dicht und fest 
auf derselben befestigt ist. Am Fussende lässt das Drahtgestell 
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eine gut verschliessbare Thür zum Hineinschieben des Sarges 
öffnen. Auf dem muldenförmig geschweiften Boden ruht nun eine 
auf Rollen bewegliche, eiserne Gestellvorrichtung, welche sich 
durch die Thür hervorziehen lässt und zur Aufbahrung des Sarges 
dient; Sarg und Gestell werden alsdann unter das Drahtgestell 
zurückgeschoben und die Thür fest verschlossen. Auf diese Art 
ist es unmöglich, dass Fliegen und dergl. Insekten mit den Leichen 
und den flüssigen Absonderungen derselben im Leichenhause in 
Berührung kommen können und ist dadurch jede Gefahr einer 
Uebertragung von Leichenstoffen durch Insekten ausgeschlossen. 

Die im Sommer 1893 mit einem Probegestell dieser Art an- 
gestellten Versuche sind zur allseitigen Zufriedenheit ausgefallen 
und wurden seitens der Stadtverwaltung die nöthigen Drahtgestelle 
für die verschiedenen Leichenhäuser beschafft. Sie sind neben¬ 
einander in kleinen Zwischenräumen aufgestellt; die Spülung der 
mehr erwähnten muldenförmigen Böden wird durch die Wasser¬ 
leitung oder mittelst der Giesskanne, je nach Bedürfnis auch mit 
desinfizirender Flüssigkeit, bewerkstelligt Für Kinderleichen sind 
Drahtgestelle ähnlicher Konstruktion zur Aufnahme von 8 bis 10 
Leichen hergestellt; die Abflussrohre derselben sind ebenfalls mit 
dem Kanal verbunden. Selbstverständlich sind sämmtliche Abfluss¬ 
rohre mit Wasser- bez. Geruchverschlüssen versehen. 


Aus Versammlungen und Vereinen. 

XXII. Deutscher Aerztetag za Eisenach am 29. mmd 

30. Juni 1894. 

An Stelle des langjährigen, durch Krankheit leider verhinderten Vor¬ 
sitzenden des Geschäftsausschusses, Geh. San.-Rath Dr. Graf, wurden die Ver¬ 
handlungen des diesjährigen Aerztetages durch den zweiten Vorsitzenden des 
Geschäftsausschusses, Medizinalrath Dr. Au b-München, eröffnet und geleitet. 

Den ersten Hauptgegenstand der Tagesordnung bildete: Da» Verhältnis^ 
der Aerzte zu den Lebensversichernngsgesellschaften. Die von der 
Kommission aufgestellten und von den Referenten Kratter -Greifswald, H einze- 
Leipzig und Piza-Hamburg vertretenen Sätze wurden nach lebhafter Debatte 
mit einigen Aenderungen in folgender Fassung angenommen: 

1. Anstellung der Vertrauensärzte. 

Die Vertrauensärzte werden von den Direktionen angestellt, nicht von 
den Agenten. 

Wird eine Aenderung in dem Verhältnis von Gesellschaft und Vertrauens¬ 
arzt (Wechsel- oder Nebenanstellnngen anderer Aerzte) beabsichtigt, so ist der 
Vertrauensarzt seitens der Direktion vorher schriftlich zu benachrichtigen. 

2. Die Untersuchung findet im Hause des Arztes statt; eine Unter¬ 
suchung ausser dem Hause des Arztes soll nur ausnahmsweise erfolgen. 

3. Formulare. 

Im Interesse der ärztlichen Untersuchung liegt es, einheitliche Formulare 
herzustellen. Dieselben zerfallen in „Deklaration II U und yertrauen&rztliches 
Attest, und zwar ist diese Trennung aus versicherungstechnischen und juristi¬ 
schen Gründen geboten. 

Im Einzelnen zu fordern ist (nach Vorschlag der Kommission): 

a) Beseitigung alles überflüssigen Schreibwerks. 

b) Alle die äusseren Verhältnisse des Antragstellers betreffenden Fragen 
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sind in dem eigentlichen Versicherungsanträge (Deklaration I) za er¬ 
ledigen. Derselbe ist dem Vertrauensärzte vor der Untersachnng 
vorzulegen. 

c) In der durch den Arzt aufzanehmenden Erklärung (Deklaration II) 
sollen (abgesehen von der Feststellung der Identität) lediglich solche 
Fragen beantwortet werden, welche sich auf die hereditären, sowie 
auf die früheren und jetzigen Gesnndheitsverhältnisse des Antrag¬ 
stellers beziehen. 

d) Die Untersuchung des in Gegenwart des Arztes zu entleerenden Urins 
auf Zucker und Eiweiss ist in allen Fällen obligatorisch. 

e) Dem vom Vertrauensärzte am Schlüsse des Zeugnisses ausgesprochenen 
Urtheil: „vollkommen günstig, günstig, zweifelhaft, ungünstig“ ist in 
jedem Falle eine kurze Motivirung beizufügen. 

f) Trifft die Gesellschaft eine vom Urtheil des Vertrauensarztes ab¬ 
weichende Entscheidung, so kann sie diesem auf Wunsch ihre Gründe 
mittheilen. 

g) Die am Schlüsse der Zeugnisse vorgedruckte Versicherung des Ver¬ 
trauensarztes, dass er nach Pflicht und Gewissen gehandelt hat ctc., 
hat fortan wegzufallen. — 

Hierzu wird Antrag Götze angenommen, a—e und g mit den dazu ein¬ 
gegangenen Anträgen an eine Kommission zu verweisen, die mit Vertretern 
von Lebensversicherungsgesellschaften ein Formular entwerfen und dem nächsten 
Aerztetag vorlegen soll. 

Die vertrauensärztlichen Gutachten sind von den Vertrauensärzten an die 
Direktion zu senden. 

Die Vertrauensärzte sind verpflichtet, von dem Ergebniss der Unter¬ 
suchung weder dem Untersuchten noch dem Agenten Mittheilung zu machen. 

Auch von der Direktion dürfen Mittheilungen über den Inhalt der ver¬ 
trauensärztlichen Zeugnisse weder dem Agenten noch dem Untersuchten ge¬ 
macht werden. 

5. In Zukunft werden die Lebensversicherungsgesellschaften die haus¬ 
ärztlichen Atteste (abgesehen von den Fällen, in welchen der Aussteller des 
hausärztlichen Attestes verstorben ist) nicht mehr austanschen, sondern im Be¬ 
darfsfälle die Namen der betreffenden Aerzte aufgeben, um die Wiedereinforde¬ 
rung eines ärztlichen Attestes zu ermöglichen. Die Fragen über die Gesund¬ 
heitsverhältnisse der Angehörigen fallen im hausärztlichen Attest in Rücksicht 
auf den §. 300 des R.-St.-G.-B. fort. 

Die gegenseitige Mittbeilung der vertrauensärztlichen Atteste kann nicht 
beanstandet werden. 

6. Honorarsätze. Der hierauf bezügliche Vorschlag der Kommission: 

„Für das vertrauensärztliche Attest inklusive Deklaration wird im 
Allgemeinen ein Honorarsatz von 10 Mark als angemessen erachtet. 
Derselbe kann bei sogen. Volks- oder Arbeiterversicherungen oder 
kleinen Versicherungen bis zu 1500 Mark nach Massgabe der örtlichen 
Verhältnisse und bei abgekürztem Formular durch Uebereinkunft 
ermässigt werden.“ 
wird an dieselbe zurückverwiesen. 

7. Entgegen den Eisenacher Beschlüssen unter I., Nr. 4 al. ult., Indis¬ 
kretionen der Oeffentlichkeit zu übergeben, wird von Seiten des Geschäftsaus- 
schusscs des Aerztevereinsbnndes eine ständige Kommission niedergesetzt, 
welche alle streitigen Punkte zwischen Aerzten und Lebensversicherungsgesell¬ 
schaften zu behandeln hat. 

Hierzu erhält der Geschäftsausschuss Vollmacht, die schon bestehende 
Kommission zu verstärken. 

Auch bei dem zweiten Gegenstand der Tagesordnung: Die Beziehungen 
der Aerzte zn den Berufsgenossenschaften fanden die von dem Geschäfts- 
ausschusse aufgestellten und von dem Referenten Busch-Krefeld eingehend be¬ 
gründeten Anträge die Zustimmung der Versammlung, allerdings mit einigen 
Zusätzen und Abänderungen, die namentlich von Berliner Aerzten gestellt waren 
Die gefassten Beschlüsse laaten in der angenommenen Form wie folgt: 
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A. Da nach der Zuschrift des Vorsitzenden des Verbandes der Deutschen 
Berufsgenossenschaften für letzteren keine 'Veranlassung zu einer gemeinsamen 
Erörterung und Regelung dieser Beziehungen yorliegt, so ersucht der 22. Aerzte- 
tag im Verfolg seiner früheren Beschlüsse die Aerzte, die darin ausgesprochenen 
Grundsätze der Kollegialität zu befolgen: 

1. Der Vertrauensarzt hat den behandelnden Arzt von jedem Kontrol- 
besuche bei Unfallkranken möglichst vorher in Kenntniss zu setzen. 

2. Von denjenigen Kontrolbesuchen, bei denen eine genaue Untersuchung 
des Verletzten beabsichtigt ist, hat der Vertrauensarzt, den behan¬ 
delnden Arzt mit Angabe der Besuchszeit so frühzeitig zu benach¬ 
richtigen, dass eine gemeinsame Berathung möglich ist. 

3. Liegt nach Ansicht des Vertrauensarztes die Nothwendigkeit vor 

a) das eingeschlagene Heilverfahren zu ändern oder 

b) die Ueberweisung an einen Spezialarzt der Berufsgenossenschaft 
oder die Aufnahme des Verletzten in ein Krankenhaus anzuordnen 
oder 

c) in die Bestimmungen über die etwaige Arbeitsfähigkeit einzu¬ 
greifen, 

so ist von ihm ein Einvernehmen mit dem behandelnden Arzte anzu¬ 
streben. 

4. Streitigkeiten kollegialer Natur zwischen Vertrauens- und behandelnden 
Aerzten sollen durch ein bestehendes ad hoc zu bildendes Schieds¬ 
gericht geschlichtet werden. Dasselbe soll nur befugt sein, zur Ab¬ 
gabe von Gutachten über die kollegialen Differenzen und hat sich eines 
jeden Urtheils über die medizinische Seite des Falles zu enthalten. 

&. Die Benachrichtigung des behandelnden Arztes bezw. die Verständi¬ 
gung des Vertrauensarztes soll auch erfolgen bei Ueberweisung von 
Unfallverletzten an andere Aerzte. Der ersten Unfallanzeige ist ein 
auf Kosten der Berufsgenossenschaft zu erstattendes Attest beizufügen. 

B. Der Aerztetag theilt den 

1. staatlich anerkannten Vertretungen der Aerzte, 

2. ärztlichen Vereinen, 

3. Medizinalbeamten, 

4. Vertrauensärzten der Berufsgenossenschaften 

diese Beschlüsse mit, und bittet für die Durchführung derselben einzutreten. 

C. Der Aerztetag giebt seinem Ausschüsse den Auftrag, angesichts der 
bevorstehenden Novelle und Erweiterung des Unfall-V.-G. bei den zuständigen 
Behörden zu beantragen, dass 

1. in den Vorständen der Berufs- resp. der Unfallvcrsicherungs-Genossen¬ 
schaften, 

2. deren Sektionen, 

3. im Reichsversicherungsamt 
ein Arzt Sitz und Stimme und 

4. im Schiedsgericht 

ein Arzt Sitz mit berathender erhält. 


Bericht über die am SO. Hai in Rheda abgehaltene 
Frühjahrs - Versammlung der Hedisinal - Beamten des 
Begiernngsbezlrks Hindern. 

Zur Versammlung waren erschienen: Reg. - und Med. - Rath Dr. R a p - 
mund, die Kreisphysiker Geh. San.-Rath Dr. Müller (Minden), San.-Rath 
Dr. Georg (Paderborn), San.-Rath Dr. Kranefuss (Halle), Dr. Schlüter 
(Gütersloh), Dr. Rheinen (Herford), Dr. Denkmann (Lübbecke) und Dr. 
Nünninghoff (Bielefeld), sowie die Kreiswundärzte Zumwinkel (Gütersloh), 
Dr. Bartscher (Lichtenau), Dr. Benthaus (Neuhaus), Dr. SudhOlter 
(Versmold) und Dr. Hillebrecht (Vlotho). Als Gast nahm Kreisphysikus 
Dr. Overkamp (Warendorf) an der Versammlung Thcil. 

Die Verhandlungen begannen ll 1 /* Uhr und wurden durch den Vor¬ 
sitzenden, Reg.- und Med.-Rath Dr. Rap mund, eröffnet. Derselbe gedachte 
zuerst mit warmen Worten des im vorigen Jahre verstorbenen Kollegen, Geh. 
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San.>Rath Dr. Beckhaus (Bielefeld) und forderte die anwesenden Kollegen 
auf, dessen Andenken durch Erheben von den Sitzen zu ehren, was auch geschah. 
Hierauf wurde: 

I. Zur Besprechung der für die Medizinalbeamten seit der letzten 
Konferenz erlassenen wichtigsten Ministerial- und Regierungs - Ver¬ 
fügungen übergegangen. 

Zur Erörterung gelangten: 

1. Ministerialerlass vom 26. Juli 1893, betreffend Einrichtung öffent¬ 
licher Untersuchnngsanstalten behufs Durchführung des Nabrungsmittelgesetzes. 

2. Der Ministerialerlass vom 21. August 1893, betr. Einführung der all¬ 
gemeinen Fleischschau. (Kollege Overkamp erwähnte hierbei, dass in zwei 
Ortschaften seines Bezirks (Reg.-Bez. Münster) die allgemeine Fleischschau 
eingeführt sei und bisher guten Erfolg gehabt habe. Für jede Untersuchung wird 
eine Gebühr von 1,50 Mark entrichtet. 

3. Ministerialerlass betr. Berichterstattung der Kreisphysiker über die 
Influenzaepidemie. Hierbei wurde verschiedenerseits ausgesprochen, dass die 
letzte Epidemie mehr katarrhalischer Natur gewesen und sich hauptsächlich durch 
katarrhalische Erkrankungen des Kehlkopfes und der Luftröhre ausgezeichnet 
hätte. Die Kollegen Dr. Müller und Dr. Kranefuss berichteten über einige 
in Folge von Influenza aufgetretenen Fälle von Gelenkrheumatismus, die durch 
Darreichung von Natrum salicylicum rasche Heilung gefunden haben. 

4. Der Ministerialerlass vom 20. März 1894, betreffend das Vorkommen 
von Cholerabazillen bei leicht Erkrankten und Gesunden. 

5. Der Ministerialerlass vom 24. April 1894 über Sterilisation von Mager¬ 
milch in Molkereien. Da durch die Sterilisation die Milch minderwerthig wird, 
ist im hiesigen Bezirk davon Abstand genommen, durch Polizeiverordnung all¬ 
gemein die Sterilisirung der Magermilch anzuordnen; dagegen ist den Polizei¬ 
behörden aufgegeben, strengstens darauf zu achten, dass keine Milch u. 8. w. 
aus infizirten Häusern verkauft oder an Sammelmolkereien abgegeben wird. 

6. Bei Besprechung der durch den Erlass vom 7. Februar 1894 einge¬ 
führten Portofreiheit für die amtlichen Postsendungen betonte der Vorsitzende, 
dass dieselben nicht nur mit dem Aversionalstempel, sondern auch mit dem 
Physikatsstempel zu versehen seien. 

Ueber die Frage, in welchen Fällen der Aversionsstempel anzuwenden sei, 
entspann sich eine lebhafte Debatte. Man einigte sich schliesslich dahin, dass in 
allen denjenigen dienstlichen Angelegenheiten, die der Pbysikus unentgeltlich 
zu verrichten habe, im Allgemeinen auch etwaige Postsendungen portofrei ab¬ 
zuschicken seien, während in denjenigen Fällen, in denen er, abgesehen von dem 
Verkehr mit den Behörden, Gebühren zu beanspruchen hat, die Sendung als 
portopflichtige Dienstsache (zur Vermeidung des Strafportos), aber nicht als 
portofreie zu behandeln sei. 

7. Der Ministerialerlass vom 22. Dezember 1893 betreffend die Ausstellung 
von Attesten für Arbeiter und Arbeiterinnen in Glashütten, gab Veranlassung • 
zur Erörterung der Frage, ob derartige Atteste stempelfrei seien, oder nicht. Die 
Ansichten hierüber waren getheilt; um allen Eventualitäten zu begegnen, wurde 
empfohlen, die Atteste in Berichtsform auszustellen. Gleichzeitig wurde bei 
dieser Gelegenheit der Unterschied zwischen Befundschein, Befundattest und Gut¬ 
achten lebhaft erörtert 

8. Nachdem dann auch kurz die Ministerialerlasse vom*26. Oktober 1893 
betr. Terminbestimmung für die Anmeldung todtgeborener menschlicher Leibes¬ 
früchte und vom 4. März 1894, betreffend die Anwendung von Karbolsäure als 
Desinfektionsmittel seitens der Hebammen kurz besprochen waren, ging der Vor¬ 
sitzende näher auf die 

9. Das Apothekenwesen betreffenden Ministerialerlasse ein. Zunächst 
wurden diejenigen vom 17. November und 2. Dezember v. J., betreffend die Ver¬ 
leihung von Apothekenkonzessionen an Apothekenbesitzer unter Verzichtleistung 
auf die ihnen gehörige Apotheken-Gerechtigkeit und an frühere Apotheken¬ 
besitzer erwähnt und dann zur Besprechung des Ministerialerlasses vom 16. De¬ 
zember v. J. betreffend die Einrichtung u. s. w. und die Revision der Apotheken 
übergegangen. 
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Der Vorsitzende machte namentlich auf diejenigen Vorschriften aufmerk¬ 
sam, durch die Abänderungen und Neuerungen im Vergleich zu den frfiheren Be¬ 
stimmungen eingeführt sind und ging dann am Schluss seiner Ausführungen näher 
auf die alljährlich durch die Physiker Torzunehmenden Musterungen der 
A p o t h e k e n ein Er betonte dabei, dass es bei diesen Musterungen hauptsächlich 
darauf ankomme, einen Ueberblick über die Geschäftsführung der Apotheker, sowie 
über die in den einzelnen Geschäftsräumen herrschende Ordnung und Sauberkeit 
zu gewinnen, auch sei das Augenmerk besonders darauf zu richten, ob die gesetz¬ 
lichen Bestimmungen über den Verkehr mit Arzneimitteln im Handverkauf und 
in der Rezeptur, über den Verkehr mit Giften, über die Austaxirung und 
Kontrasignatnr der Rezepte u. s. w. genau beachtet werden. Die Musterungen seien 
selbstverständlich ebenso wie die ordentlichen Revisionen unveriunthet vorzu¬ 
nehmen ; für die bei Gelegenheit derselben abzuhaltenden Prüfungen der Apotheker¬ 
lehrlinge empfehle es sich, dass der Physikus das Examiniren des Lehrlings dem 
Lehrherrn überlasse und nur deu Gang der Prüfung bestimme. 

10. Den Schluss dieses Theils der Tagesordnung bildete die Besprechung 
des Ministerialerlasses vom 1. Februar 1894, betreffend die Revision der Drogen- 
Handlungen. Der Vorsitzende erwähnte hierbei, dass demnächst der Verkehr mit 
Giften im hiesigen Bezirk durch eine Polizeiverordnung neu geregelt werden würde 
nnd eine solche auch für den Verkehr von Arzneimitteln ausserhalb der Apotheken 
in Anssicht genommen sei, da sonst die Drogenhändler wegen Feilhaltens ver¬ 
dorbener und verunreinigter Arzneimittel nicht in Strafe genommen werden 
könnten. Desgleichen soll für die Aufnahme der Revisions - Verhandlungen ein 
einheitliches Schema vorgeschrieben werden. 

1L Vortrag des Kreisphysikus Dr. Nünninghoff (Bielefeld): Ueber 
die Nachprüfungen der Hebammen und über die Bildung von Hebammen- 
Vereinen. 

Der Referent betonte in seinem Vortrage, dass die Nachprüfungen der 
Hebammen manchmal noch sehr ungünstige Resultate lieferten. Die Hebammen 
seien in Bezug anf ihre Leistungen und Fähigkeiten, wie dies auch die bereits 
in einigen Distrikten eingeführten Hebammenwiederholungslehrkurse gezeigt 
hätten, in drei Klassen einzutheilen: 

1) in solche, die nach ihren Kenntnissen sowohl, wie auch in moralischer 
Hinsicht allen Anforderungen entsprächen; 

2) in Bolche, die mässigen Ansprüchen genügten und den Willen zeigten, 
ihrer Aufgabe gerecht zu werden, nnd 

3) in solche, die nahezu oder völlig Ungenügendes leisteten, weil sie 
nicht allein mangelhaft beanlagt seien, sondern auch in sittlicher Be¬ 
ziehung nicht auf entsprechender Höhe ständen. 

Dieses ungünstige Resultat müsse den Kreispbysikern zu denken geben 
und sie vor allen Dingen veranlassen, in der Auswahl der Hebammenschülerinnen 
recht vorsichtig zn Werke zu gehen, denn je vorsichtiger hierbei za Werke ge¬ 
gangen würde, desto weniger Arbeit und Verdruss würden die Physiker später 
' bei den Nachprüfungen der Hebammen haben. Zur Herbeiführung einer einheit¬ 
lichen Regelung nnd gleichmässigen Durchführung der Nachprüfungen empfiehlt 
der Vortragende die vom Herrn Vorsitzenden in seinem früheren Bezirke Anrich 
aufgestellte „Anweisung betr. die Nachprüfungen der Hebammen“ und stellt 
diese zur Diskussion. Dieselbe wurde darauf mit nur geringen Aenderungen an¬ 
genommen. 

Da die Zeit* unterdessen weit vorgerückt war, wurde der zweite Theil des 
Vortrages „Die Bildung von Hebammen-Vereinen“ bis zur nächsten 
Sitzung verschoben. 

Schluss der Sitzung 3•/, Uhr Nachmittags. Die Anwesenden vereinigten sich 
darauf zn einem gemeinschaftlichen Mittagsmahle, welches sie noch einige Stunden 
bis znr Abfahrt der Züge in gemüthlicher und heiterer Stimmung zusammenhielt 

Dr. Nttnninghoff-Bielefeld. 



Kleinere Mittheilungen and Referate ans Zeitschriften. 


359 


Kleinere Mittheilungen und Referate aus Zeitschriften. 

Hygiene und öffentliches Sanit&tswesen: 

Die Einleitnng der Abwässer Marburgs in die Lahn. Bericht, er¬ 
stattet dem Königlichen preussischen Ministerium der Medizinalangelegenheiten 
von Prof. Dr. (J. Fränkel in Marburg. Vierteljahrsschrift f. gerichtl. Medizin 
und öffentl. Sanitätswesen 1894. VII. Bd. 2. H. 

Seitens der städtischen Behörden in Marburg war der Antrag gestellt, 
die Einleitung der gesammten Abwässer der Stadt einschliesslich der Fäkalien in 
die Lahn unterhalb der Stadt ohne vorgäugige Reinigung auf chemischem Wege 
oder mittelst der Berieselung zu gestatten. Dem Prof. Fränkel wurde in 
Folge dessen von dem Medizinalministerium der Auftrag ertheilt, festzustellen, 
in welchem Masse die Lahn im Stande sei, die aus der Stadt ihm zugeführten 
Schmutzstoffe, welche Gelegenheit zu Infektionen oder zu lästigen Fäulniss- 
zuständen geben können, zum Verschwinden zu bringen oder von ihren bedenk¬ 
lichen Bestandtheilen zu befreien. Namentlich sollte dabei die Differenz in dem 
bakteriologischen und chemischen Verhalten des Lahnwassers oberhalb und 
unterhalb der Stadt und unter verschiedenen, insbesondere auch ungünstigen 
Verhältnissen, z. B. Niedrigwasser, geringer Strömungsgeschwindigkeit, hohe 
Luftwärme, so weit als möglich berücksichtigt werden. In dem vorliegenden 
Berichte ist der Verfasser der ihm gestellten Aufgabe nachgekommen; er ent¬ 
wickelt dabei nach verschiedenen Richtungen hin recht beachtenswerthe Schluss¬ 
folgerungen, die auch weitere Kreise interessiren dürften. 

Auf Grund der von ihm in Gemeinschaft mit dem Direktor der Marburger 
agrikultui'*-chemischen Versuchsanstalt, Prof. Dietrich angestellten bakterio¬ 
logischen uud chemischen Untersuchungen des Lahnwassers, dem schon jetzt 
säinmtliche Schmutzwässer der Stadt und ein sehr erheblicher Bruchtheil der 
Fäkalien per nefas zugeführt werden, kommt Prof. Fränkel zu dem Schluss, 
dass die Verunreinigung, die das Lahnwasser durch die Einleitung aller 
städtischen Scbmutzwässer einschliesslich der Fäkalien erfahren würde, mit Rück¬ 
sicht auf die grosse, selbst bei niedrigstem Wasserstande noch mehr als hundert¬ 
fache Verdünnung keine erhebliche sein würde, da die Fäkalien kaum 1,8 •/„ 
der gesammten zu beseitigenden Menge von Abfallstoffen ausmachen und ihr Ein¬ 
fluss auf die Beschaffenheit der Abwässer, namentlich auf deren chemischen, für 
die Frage der Fäulnissfähigkeit entscheidenden Charakter ganz geringfügig sei. 
Er betont dabei die von der neueren Hygiene ganz allgemein vertretene An¬ 
schauung, dass die Küchen-, Haus- u. s. w. Abwässer als Infektionsträger 
mindestens in gleichem Masse zu fürchten seien, wie die Fäkalien und die lür 
die Frage der Flussverunreinignng wichtigsten Krankheitserreger, die Typhus- 
nnd Cholerabazillen, beiden Quellen — unmittelbar aus den Darmentleerungen 
oder aus dem Harn, aus beschmutzter Wäsche u. s. w., also aus den sogenannten 
Hauswässern — entstammen können. Auch die jüngste Choleraepidemie habe 
gegen die Einführung des Kanalinhaltes in die oberflächlichen Wasserläufe irgend 
welche weiteren Gründe nicht beigebracht; denn die Verbreitung der Cholera 
sei in geradezu auffälliger Weise aller Orten stromaufwärts erfolgt, das 
völlig unverständlich wäre, wenn man eine einfache Verunreinigung des Wassers 
durch seitliche Zuflüsse aus Städten, Dörfern u. s. w. annehmen wollte, 
deren Wirkung sich doch dann stromabwärts hätte bemerkbar machen 
müssen. Das bestimmende Moment für jene Verbreitungsart sei eben aus¬ 
schliesslich in dem Schiffsverkehr, in der Verschmutzung der Flüsse durch 
die auf ihnen lebende Bevölkerung zu suchen. Trotzdem solle man die 
zweifellos vorhandene Gefahr einer Infektion der Flussläufe durch städtische 
Kanaljauche und die in dieser etwa vorhandenen Bakterien nicht unterschätzen; da 
dieser Gefahr aber selbst durch die weitgehendste Verdünnung der Schmutzwässer 
nicht vorgebeugt werden könne, so fordert Fränkel mit Recht, dass die Ein¬ 
führung städtischen Sielinhalts, gleichgültig, ob denselben die Fäkalien angehören 
oder nicht, in oberflächliche Wasserläufe nur dann gestattet werden darf, wenn 
auf eine erhebliche Strecke unterhalb der Eintrittsstelle des Kanalrohrs keine 
Ortschaften am Strome liegen, die ihren Wasserbedarf, mag es sich nun um 
Brauch- oder Trinkwasser handeln, dem betreffenden Wasserlauf entnehmen oder 
mit demselben sonst in irgendwie näherer Beziehung stehen. Nach dieser Richtung 
hin sind allerdings die Verhältnisse in Marburg besonders günstig (Schiffsverkehr fehlt 
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gänzlich und erst 7 km weit unterhalb liegen die nächsten Ortschaften an denn 
Flusse); deshalb stehen auch nach Ansicht des Verfassers keine Bedenken gegen 
die Abführung aller Schmutzwässer in den Flusslauf. Jede durch die Jauche 
bedingte Infektionsgefahr lasse sich zwar nicht ausschliessen, das sei aber 
auch bei dem bestgeleitetem Rieselsystem, bei den vollkommensten chemischen 
Kläreinrichtungen u. s. w. nicht möglich; denn auch hier fände zeitweise eine 
Entlastung der Kanäle durch die Nothauslässe in den nächsten Flusslauf statt, 
so dass die Möglichkeit einer auf diesem Wege erfolgenden Verschleppung von 
Infektionsstoffen nicht ausgeschlossen Bei. 

Wenn daher uuter den obwaltenden Verhältnissen von einer zuvorigen 
Reinigung der Abwässer der Stadt Marburg durch chemische Klärung oder Be* 
rieselung abgesehen werden kann, so dürfte andererseits doch eine andere Vor- 
sichtsmassregel nicht ausser Acht gelassen werden : die zuvorige mechanische 
Klärung der Abwässer durch Abscheidung der Sink- und Schwimmstoffe in einem 
Sedimentenbecken. Dadurch würde eine erhebliche Verminderung der in der 
Jauche befindlichen zersetzungsfähigen Substanzen erreicht und namentlich eine 
Verschlammung des Flussbettes an und unterhalb der Einmündung des Sammel¬ 
rohres thunlichst verhindert. Selbstverständlich sei die Anlage von zwei neben¬ 
einander liegenden Sedementirbecken erforderlich, damit dieselben abwechselnd 
in Thätigkeit bleiben und während der Entleerung und Reinigung des einen, die 
Schmutzwässer bei dem anderen die nothwendige Reinigung erfahren können. 

Rpd. 


Ueber die Prophylaxis der Diphtherie vom sanitätepolifeilichen 
Standpunkte. Von Dr. Solbrig, praktischem Arzt ita Friedeberg a. Queis. 
Vierteyahrsschrift f. gerichtl. Medizin u. öffentl. Sanitätswesen. 3. Folge. VJI. Bd. 
1894, 1. u. 2 H. 

In der fleissigen Physikatsarbeit kommt Verfasser zu nachfolgenden 
Schlusssätzen: 

1. „Die Diphtherie ist die verheerendste unter den Seuchen des Kindesalters. 

2. Die Diphtherie gehört zu den ansteckenden Krankheiten, für die be¬ 
sonders strenge Durchführung prophylaktischer Massregeln seitens der Sanitäts¬ 
polizei erforderlich sind, weil 

a) die Krankheit ausserordentlich leicht im gewöhnlichen Verkehr über¬ 
tragen wird, 

b) die Infektionsträger (Bazillen) lange lebensfähig bleiben. 

3. Für die Prophylaxis bei Diphtherie geschieht in Deutschland bezw. 
Preussen seitens der Sanitätspolizei bei der bisherigen Handhabung zu wenig, 
weil 

a) es an einheitlichen Qesetzen zur Regelung der erforderlichen Mass¬ 
nahmen fehlt, 

b) bei dem zeitraubenden Instanzenweg ein schnelles und daher wirk¬ 
sames Eingreifen erschwert und verhindert wird. 

4. Es ist deshalb anzustreben 

a) eine einheitliche, für das ganze Deutsche Reich gültige Regelung 
der zu treffenden Massnahmen, 

b) eine Erweiterung der Befugniss der Medizinalbeamten, selbststän¬ 
dige Verordnungen zu treffen. 

5. Die Massnahmen zur Verhinderung der Verbreitung der Diphtherie sind: 

a) Pflicht der Anzeige, die in jedem Fall von Diphtherie, sofort nach 
Erkennung, seitens der Aerzte, Familienvorstände, Qast- und Quar- 
tierwirthe zu erfolgen hat, bei Vermeidung einer empfindlichen Strafe, 

b) Isolirung bezw. Evacuation der Kranken in Krankenhäuser, 

c) Regelung des Schulbesuchs, Verbot des Schulbesuchs für diphtherie¬ 
kranke Kinder aus Hausständen bezw. Häusern, in denen Diph¬ 
therie herrscht, 

d) Desinfektion, 

e) Vorsichtsmassregeln bei Beerdigung, Ueberführung der Leichen in 
Leichenhallen, Verbot des Ausstellens der Leichen, der Ansamm¬ 
lungen des Qet'olges in den Sterbewohnungen, des Tragens der 
Leichen, des Transports auf Eisenbahnen. 

6. Der Eisenbahnverkehr, der Verkehr mittelst öffentlicher Fuhrwerke 
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and der Hausirhandel sind geeignet, die Diphtherie zu verbreiten and deshalb 
von der Sanitätspolizei zu überwachen. 

7. Bei der leichten Uebertragbarkeit der Diphtherie dnreh Milch ist der 
Verkauf der Milch (ebenso Butter und Käse) aus Gehöften, in denen die Krank¬ 
heit herrscht, zu verbieten. 

8. Die Uebertragbarkeit der Diphtherie durch Thiere auf Menschen ist 
bisher nicht erwiesen, doch nicht ganz ausgeschlossen. 

9. Als Vorbeugungsmassregeln im weiteren Sinne, zur Verbesserung allge¬ 
meiner hygienischer Zustände sind anzusehen: 

a) Anstellung von Armen- und Gemeindeärzten, anch auf dem Laude, 

b) Errichtung von Krankenhäusern auf dem Lande, 

c) Einführung von Krankenpflegerinnen auf dein Laude, 

d) Verbesserung hinsichtlich des Schulwesens (Schulärzte), 

e) Einrichtung bezw. Verbesserung von Krippen und Kindergärten. 

10. Damit die prophylaktischen Massregeln der Sanitätspolizei erfolgreich 
dnrehgeführt werden können, bedarf es der Ausbreitnng und Hebung der Volks¬ 
gesundheitspflege durch Belehrung schon während der Schulausbildnng und 
eifriger fortgesetzter Belehrung des Volkes durch Wort und Schrift.“ Bpd. 


Ueber die Eignung des Formaldehyds zur Konservirnng von 
Nahrungsmitteln. Aus einem Fachgutachten des Oesterreichischen Obersten 
Sanitätsrathes, erstattet vom Hofrath Prof. Dr. E. Ludwig. Oesterreichisches 
Sanitätswesen, 1894, Nr. 28, S. 259. 

„Die Anwendung einer Lösnng von Formaldehyd, dessen Darstellung in 
ueneror Zeit im fabrikmässigen Massstabe zur Konservirung von Nahrangsmittel 
betrieben wird, beruht darauf, dass dieses Präparat wegeu seiner antiseptischen 
Eigenschaften sich iu der That zur Konservirung gewisser fäulnissfähiger Objekte, 
insbesondere auch anatomischer Präparate sehr gut eignet. Es kaun keinem 
Zweifel unterliegen, dass Fleisch durch eine Lösung von Formaldehyd konservirt 
werden kann und zwar höchstwahrscheinlich für lange Zeit; allein diese Eigen¬ 
schaft an sich lässt dieses Präparat noch keineswegs geeignet erscheinen, das¬ 
selbe als Konservirungsmittel für Nahrungsstoffe zuzulassen. Damit eine Sub¬ 
stanz dazu geeignet sei, muss sie sich dem menschlichen Organismus gegenüber 
nicht blos ganz indifferent verhalten, sondern auch bei der Zubereitung der 
konservirten Nahrungsmittel entweder durch Waschen oder in der Hitze voll¬ 
ständig entfernt werden können. 

Nun sind die Aldehyde im Allgemeinen als labile chemische Verbindungen 
gegenüber dem menschlichen Organismus keineswegs indifferent. Insbesondere 
über den Formaldehyd, der hier in Betracht kommt, liegen keineswegs Erfah¬ 
rungen vor, nach denen er in dieser Hinsicht als eiue Ausnahme aufgefasst 
werden kö.inte. Die Aldehyde kondensiren sich leicht, bilden auch mit allerlei 
andern Körpern durch Anlagerung komplizirtere Verbindungen Ob dergleichen 
bei der Anwendung des Formaldehyds zum Konservircn von Fleisch stattfindet 
oder nicht, ist noch nicht mit Sicherheit bekannt und lässt sich sonach noch 
nicht beurtheilen, wie sich ein mit diesem Aldehyde konservirtes Nahrungsmittel, 
wenn dasselbe genossen wird, im Organismus verhält. 

Uebcrdies ist noch za erwähnen, dass möglicherweise Präparate zur Ver¬ 
wendung gelangen können, die nicht rein sind, sondern positiv schädliche Sub¬ 
stanzen enthalten, was sich nach geschehener Verwendung in dem konservirten 
Objekte häufig gar nicht mehr kontroliren lässt. 

Aus diesen Gründen kann die Anwendung dieses chemischen Präparates 
zum Zwecke der Konservirung von Nahrungsmitteln derzeit keineswegs gebil¬ 
ligt oder gar empfohlen werden.“ 


Einige Untersuchungen über die Leistungsfähigkeit der Kiesel- 
gnhrfilter (System Nordtmeyer-Berkefeld) von Prof. Severin Jolin- 
Stockholm. Zeitschrift fhr Hygiene und Infektionskrankheiten; 1894, XVII Bd., 
3. H., S. 517. 

Gegenüber den bisher über die Brauchbarkeit der sogenannten Berke- 
feld’ sehen Filter mitgetheilten sehr günstigen Untersuchungseigebnissen von 
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Besprechungen. 


Nordtmeyer, Bitter, Gräber und Prochnick') machte itn vorigen Jahre 
bereits Stabsarzt Dr. Kirchner*) darauf aufmerksam, dass die Wirksamkeit 
jener Filter nach den von ihm angestellten Versuchen keineswegs eine so günstige 
sei, als dies von jenen Autoren behauptet werde. Zn eiuem gleichen Resultate 
ist der oben genannte schwedische Forscher gekommen, dessen sachgemässe und 
sehr objektiv gehaltene Arbeit von Dr. Kirchner übersetzt ist, um sie auch 
den deutschen Hygienikern zur Kenntniss zu bringen Auf Grund seiner Unter¬ 
suchungen hält sich Prof. Jolin zu nachfolgenden Urtheilen berechtigt: 

1. Die Berkefeld’sehen Filter haben zu Anfang eine verhältuissmässig 
bedeutende Filtrationsgeschwindigkeit, welche jedoch recht schnell abnimmt, 
falls der Filter nicht immer wieder von Zeit zu Zeit, hauptsächlich durch Ab- 
bttrsten der Oberfläche gereinigt wird. 

2. Die Wirkung des Filters ist eine rein mechanische; irgend ein Zurück- 
halten der im Wasser gelösten organischen Stoffe, welches nachweisbar 
wäre durch einen geringeren Chamäleonverbrauch seitens des Filtrates, findet 
nicht statt. 

3. Der Hauptwerth des Filters besteht darin, dass es Bakterien zurück- 
hält. Allein es besitzt diese Eigenschaft nur eine mehr oder minder kurze Zeit, 
nachdem es durch nachhaltiges Kochen sterilisirt worden ist. 

4. Ein infizirter Filter aus Kieselguhr verschlechtert das damit filtrirte 
Wasser auch; denn es vermehrt den Bakteriengehalt desselben, ohne die Menge 
der gelösten organischen Stoffe in irgend welchem Masse zu vermindern. 

Nach Ansicht von Jolin sind die Kieselguhrfilter ebenso wenig wie die 
Chamberland sehen Filter, die von ihnen an Filtrationsfähigkeit übertroffen 
werden, für den Hausgebrauch zu empfehlen. Er schliesst sich in dieser Hin¬ 
sicht dem Urtheile von A. Babes an, der in die richtige Behandlung und 
Wirksamkeit der Porzellan- und Kieselguhrfilter für den Hausgebrauch durch¬ 
aus kein Vertrauen setzt, weil es nicht ausgeschlossen sei, dass dieselben schon 
nach der ersten unvorsichtigen Sterilisation undicht wurden und dann bei Be¬ 
ginn der Filtration Bakterien durchlassen oder anderenfalls bei Keimdichtigkeit 
bald bedeutend an Filtrationsgeschwindigkeit abnehmen, so dass ihre Ausbeute 
ein immer geringerer wird. J oli n erwähnt zum Schluss noch das von A. B a b e s 
empfohlene Verfahren, das Wasser durch Klären mit aequivalenten Mengen von 
Kreide und Schwefelsäure (oder Ferrosulfat) oder mit pulverisirtem Alaun, wovon 
nur 3 grm auf 20 Liter Wasser erforderlich seien, bakterienfrei zu machen. 
Ein ähnliches Verfahren sei bereits im Jahre 1880 von Professor Almen in 
Stockholm empfohlen; für eine allgemeine Benutzung im Haushalt dürfte die an 
und für sich vortreffliche Methode aber zu unbequem sein. Rpd. 


Besprechungen. 

Dr. H. Oppenheim, Prof, in Berlin: Lehrbuch der Nerven¬ 
krankheiten für Aerzte und Studirende. Mit 220 Ab¬ 
bildungen. Berlin 1894. Verlag von S. Karger,Charitestrasse 3. 

Oppenheim will mit seinem Lehrbuch in erster Linie den Förderungen 
der Praxis genügen und hat deshalb in die Darstellung der Symptamatologie, 
Diagnose, Prognose uud Therapie das Hauptgewicht verlegt, während er der 
normalen Anatomie, der Physiologie und pathologischen Anatomie nur eine 
Nebenstellung eingeräumt hat. Diese Behandlung des Stoffes, wie auch der 
Umtand, dass Verfasser nicht durch weitläufige Angaben der Literatur wie der 


*) Vergleiche das Referat über diese Arbeiten in Nr. 20 dieser Zeitschrift, 
Jahrg. 1891, S. 563. 

*) Zeitschrift für Hygiene nnd Infektionskrankheiten, 1893, XIV. B., 2. H. ; 
Referat darüber in Nr. 12 dieser Zeitschrift, 1893, S. 309. 
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Meinungsverschiedenheit der Forscher die Uebersicht des Werkes erschwert hat, 
sind für das Stadium desselben ein wesentliches und sehr willkommenes 
Förderniss. Oppenheim durfte sich eine solche Behandlung des Stoffes um 
so eher erlauben, als er seit langen Jahren zuerst unter Westphal’s Leitung, 
später im Verein mit Siemerling und zuletzt alleinstehend reichliche Er¬ 
fahrungen anf dem Gebiete der Nervenheilkunde gesammelt hat, die ihn be¬ 
fähigen, ein selbstständiges Urtheil auf diesem immerhin noch recht dunklen 
Gebiete abzugeben. 

Schon die erste Seite des allgemeinen Theiles verräth den Einfluss der 
beiden genannten Psychiater auf Oppenheim’s Anschauungen und die Behand¬ 
lung der Krankheiten des Gehirnes der Neurosen und Intoxikationszustände giebt 
Kunde von dem Geiste, der das ganze Werk durchweht und der es namentlich 
auch dem Irrenarzte und dem Gerichtsarzte so empfehlenswerth macht 
durch die Betonung von dem gemeinsamen Boden der Psychiatrie nnd Neuro¬ 
pathologie. 

Der allgemeine Theil umfasst die Art der Untersuchung und die all¬ 
gemeine Symptamatologie. 

Der spezielle Theil: 1. die Krankheiten des Rückenmarkes; 2. die Krank¬ 
heiten der peripherischen Nerven; 3. die Krankheiten des Gehirns; 4. die Neu¬ 
rose; 5. die Erkrankungen des Sympathicns, die Angioneurosen nnd Tropho- 
nenrosen; 6. die Intoxikationszustände mit hervorragender Betheiligung des 
Nervensystems; 7. Krankheitszustände, die sich bis auf Weiteres nicht klassi- 
fiziren lassen: (Tetanus, Kopftetanus, Thomsen’sche Krankheit, Polymyositis acuta 
und chronica, Myxödem, Akromegalie). 

Das gesammte Werk umfasst 870 Druckseiten und zeichnet sich, ab¬ 
gesehen von der eingehenden und doch straffen und übersichtlichen Behandlung 
des Inhalts, durch einfache, gewählte Sprache, durch scharfen, dem Auge ange¬ 
nehmen Druck und durch sorgfältige Korrektur aus. 

Sein Studium empfiehlt sich nicht nur für den Nervenarzt und den prak¬ 
tischen Arzt, sondern insbesondere auch für den Medizinalbeamten, da es, wie 
bereits gesagt, gerade diesem auch die psychiatrische Untersuchung und 
forensische Behandlung der psychischen Kranken, welche mit neuropathischen 
Symptomen behaftet sind, klärt und erleichtert. 

Mittenzweig. 


Tagesnachrichten. 

Zur Medizinalreform. In den politischen Blättern wurde in diesen 
Tagen folgende Mittheilung gebracht: 

„Im Kultusministerium wird fortdauernd an der geplanten vollständigen 
Umgestaltung des Medizinalwesens gearbeitet. Die wichtige Vorlage sollte 
bereits in der verflossenen Sitzung des Landtages zur Beschlussfassung gelangen. 
Bei der Schwierigkeit der einschlägigen Fragen und dem weiten Rückstände 
der Arbeiten an diesem Entwürfe, wohl auch aus Rücksicht auf finanzielle 
Schwierigkeiten, musste aber davon Abstand genommen werden. Um so eifriger 
sollen die Bemühungen sein, ihn nunmehr fertig zu stellen, damit er dem näch¬ 
sten Landtage gleich mit den ersten Eingängen der bevorstehenden Tagung zu¬ 
gestellt und sicher erledigt werden könne. Es wäre allerdings in hohem Grade 
wünBchenswerth, dass diese nothwendige Reform endlich aus dem Stadium der 
Vorbereitung herausträte. u 

Eine derartige Mittheilung ist in den letzten Jahren regelmässig zu der¬ 
selben Zeit wiedergekehrt und hat sich späterhin als nicht zutreffend erwiesen. 
Nach den jüngsten Erklärungen des Herrn Ministers bei Gelegenheit der Haupt¬ 
versammlung des Preussischen Medizinalbeamten-Vereins dürfen die Medizinal¬ 
beamten allerdings etwas hoffnungsvoller als früher in die Zukunft schauen und 
eher darauf rechnen können, dass es diesmal wirklich Ernst mit der Vorlage 
der Medizinalreform wird. 
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Tagesnachrichtefl. 


Durch die In der heutigen Beilage (s. S. 88) abgedruckte Allerhöchste 
Kabinet8ordre vom 30. Juni d. J. ist für alle neu zu errichtenden 
Apotheken die reine Personal - Konzession eingeführt. Han kann daraus 
den Schluss ziehen, dass eine reichsgesetzliche Regelung des Apotheken - Kon* 
Zessionswesens nicht so bald zu erwarten steht; andererseits kann es der prenssi- 
schen Staatsregierang nicht verdacht werden, dass sie sich den verschiedentlich 
im Abgeordnetenhause bei Berathung der Apothekenfrage laut gewordenen 
Wünschen gemäss entschlossen hat, keine neuen Monopolwerthe mehr zu schaffen, 
sondern nur noch rein persönliche, nicht veräusserliche und unvererbliche Apo¬ 
theken-Konzessionen zu ertheilen. Mit Recht ist den neuen Konzessionären die 
Erlaubnis gewährt, die Apotheke nach Massgabe des §. 4 Tit. I der veränderten 
Apotheker - Ordnung vom 11. Oktober 1801 (also während des Wittwenstandes 
bezw. bis zur Grossjährigkeit der minorennen Kinder) verwalten zu lassen; denn 
ohne eine derartige Bestimmung dürfte sich die Personal - Konzession in ein¬ 
zelnen Fällen als Danaergeschenk erweisen. 


Als Vertreter des prenssischen Kultusministeriums beim 
VIII. internationalen Kongress für Hygiene and Demographie werden 
die Herren Ministerialdirektor v. Bartsch, Geh. Ober-Med.-Rath Dr. Schön¬ 
feld, Geh. Med.-Rath Dr. Pistor, Professor Dr. Rubener und Geh. Reg.- 
Rath Dr. Spinola theiInehmen. — Der preuseische Medizinalbeamten- 
Verein wird durch seinen Vorsitzenden, Reg.- und Med.-Rath Dr. Rapmund, 
auf dem Kongresse vertreten werden. 


Cholera. In Deutschland ist vom 8.—12. Juli nach einer Kund¬ 
gebung des Staatskommissars bei 3 erkrankten Flössern in Plehnendorf and 
einem Flösser in Pieckei die Cholera bakteriologisch nachgewiesen worden. In 
Schillno und in Christfelde ist je ein Flösser, im Kreise Graudenz ein Schiffer 
und ein Bühnenarbeiter, in Thorn ein Knabe choleraverdächtig erkrankt und ein 
sechsjähriges Mädchen unter choleraverdächtigen Erscheinungen gestorben. 

In Galizien herrscht die Cholera immer noch in den Bezirken Zaleszczyki, 
Borszczow und Husiatyn. Die Zahl der Erkrankungen betrug in der Zeit 
vom 26. Juni bis 10. Juli 40, davon 3 mit tödtlichem Ausgange. Der Bezirk 
Zaleszczyki ist als Choleraherd im Sinne der Dresdener Konvention erklärt. 
In derBuckowina sind während derselben Zeit 3 Cholera-Erkrankungen vor¬ 
gekommen. 

In Russland ist die Cholera jetzt auch wieder in Petersburg und 
Kronstadt aufgetreten; vom 20. Juni bis 6. Juli sind daselbst 80 bezw. 43 
Erkrankungen mit 20 bezw. 14 Todesfällen vorgekommen. In Rnssisch- 
Polen herrscht die Seuche nach wie vor, ohne jedoch bisher eine grössere Aus¬ 
breitung zu nehmen. Die Zahl der Erkrankungen und Todesfälle betrug in der 
8tadt Warschau vom 16.—27. Juni: 23 (9), im Gouvernement Warschau vom 
16.—28. Juni: 74 (37), in dem Gouvernement Kielce vom 17.—28. Juni: 103 
(37), Radom vom 13.—23. Juni: 22 (10), Plock vom 14.—27. Juni: 131 (69), 
Grodno vom 2.—29. Juni: 66 (31) und Kowno vom 17.—30. Juni 1J4 (l'<). 

Aus Russland ist die Seuche durch einen von Petersburg kommenden 
Dampfer nach Schweden verschleppt; unter den Passagiren des in der Quaran¬ 
täneanstalt Fcjan befindlichen Dampfers sind bis jetzt 10 an Cholera erkrankt 
und 1 gestorben. 

In Belgien haben sich die in der Umgegend von Lüttich vot gekommenen 
choleraähnlichen Erkrankungen schliesslich doch verschiedentlich als echte Cholera 
erwiesen. In der Zeit vom 15.—30. Juni sind aus den Ortschaften Jemappe, 
Tilleur, Grace - Berleur, Montagne und Angleur 90 Erkrankungen mit 49 Todes¬ 
fällen, aus Seraing 9 (5) und aus Lüttich selbst 14 (4) gemeldet. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rath i. Minden L W. 

J. 0. C. Brun», Btekdraükerd, Minden. 
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Dr. Jacobson. 


beschreibt, nämlich 1. Aufnahmeanweisung zu Folge eines Gesuches, 
2. Dringlichkeitsbefehl und 3. summarisches Verfahren. Die Be¬ 
hörde, welcher nach dem Gesetz die Ausführung der zutreffenden 
Bestimmungen zufilllt, wird als Justizbeamter (judicial authority) 
bezeichnet, und wird repräsentirt durch einen, aus der Zahl der¬ 
selben im Bezirke besonders dazu ernannten Friedensrichter und 
durch den zuständigen Kreisrichter (judge of county court) resp. 
einen Magistratsbeamten. Die letzten Beiden sind indessen er¬ 
mächtigt, jeden an sie ergehenden Antrag abzuweisen, wenn der¬ 
selbe die Ausübung ihrer sonstigen Berufspflichten stört oder auf¬ 
hält. Ausserdem darf Niemand, welcher mit dem Irren, dessen 
Ehefrau resp. Ehemann oder mit demjenigen, welcher den Antrag 
auf Ertheilung einer Aufnahmeanweisung gestellt hat, verwandt 
ist, als Justizbeamter fungiren, d. h. eine Anweisung zur Aufnahme 
des q. Irren in eine Anstalt ausstellen. 

Der an die Justizbeamten zu richtende Antrag soll, wenn 
möglich, von dem Ehemann resp. der Ehefrau oder einem Ver¬ 
wandten des angeblichen Irren gestellt sein oder angeben, warum 
dies nicht der Fall ist, in welcher Verbindung der Antragsteller 
zu dem angeblichen Irren steht und weshalb der Antrag gestellt 
ist. Er soll die Versicherung enthalten, dass der Antragsteller 
mindestens 21 Jahre alt ist, den Irren innerhalb der letzten 
14 Tage gesehen hat und dass er den event. aufgenommenen Irren 
mindestens alle 6 Monate besuchen wird. Der Antrag muss von 
zwei, von einander getrennten und auf besonderen Bogen ge¬ 
schriebenen ärztlichen Attesten über den Zustand des Irren und 
von einer Angabe über die Familien- und Vermögens Verhältnisse 
des Irren begleitet sein. Ist der Beamte durch die in den vor¬ 
liegenden Zeugnissen bescheinigten Thatsachen von der Geistes¬ 
krankheit der betreffenden Person und der Nothwendigkeit oder 
Angemessenheit ihrer Aufnahme in eine Anstalt überzeugt, so kann 
er ohne Weiteres den Aufnahmeschein ausfertigen. Er darf aber 
auch, wenn er nicht so überzeugt ist, einen Tennin zur Verhand¬ 
lung innerhalb 7 Tagen ansetzen und kann inzwischen sowohl den 
angeblichen Irren, wo immer derselbe zur Zeit sich gerade auf¬ 
hält, besuchen, als auch in jeder anderen Weise über den Geistes¬ 
zustand des Aufzunehmenden sich zu informiren suchen. Führt 
die Verhandlung noch nicht zum Ziele, so kann er innerhalb weiterer 
14 Tage eine neue Verhandlung anberaumen. Die Verhandlungen, 
denen, wenn der Beamte nicht ausdrücklich anders bestimmt, nur 
der Antragsteller, der angebliche Irre, ein von diesem bestell¬ 
ter Sachwalter und die beiden Aerzte, welche die Zeugnisse zum 
Antrag ausgestellt haben, beiwohnen dürfen, sind geheim. Der 
Beamte und alle bei der Verhandlung betheiligten Personen, ausser 
dem angeblichen Inen und seinem Sachwalter, sind über die ihnen 
bekannt werdenden Thatsachen und Dokumente zu schweigen ver¬ 
pflichtet. Wird der Antrag abgelehnt, so ist nicht nur der Antrag¬ 
steller zu bescheiden und ihm der Grund der Ablehnung anzu¬ 
geben, sondern Abschrift des Bescheides ist auch dem Irren- 
kommissariat einzureichen. Ist der angebliche Irre inzwischen 
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vermittelst Dringlichkeitsbefehls bereits in eine Anstalt aufgenommen, 
so ist auch diese umgehend zu benachrichtigen. Wird ein abge¬ 
lehnter Antrag wiederholt, so ist der Antragsteller, falls er von 
der vorangegangenen Ablehnung unterrichtet ist, verpflichtet, sich 
vom Kommissariat Abschrift des früheren ablehnenden Bescheides 
zu beschaffen und denselben dem neuen Anträge beizufügen. Wenn 
ein privater Irrer, d. h. ein zahlender, auf Anweisung eines Justiz¬ 
beamten, ohne von diesem persönlich gesehen zu sein, in eine An¬ 
stalt oder als einzelner Patient aufgenommen ist, so hat er das 
Hecht, zu verlangen, dass er von einem anderen Justizbeamten 
gesehen [und untersucht wird. Jeder Anstalts- resp. behandelnde 
Arzt ist verpflichtet, dem Irren innerhalb 24 Stunden nach der 
Aufnahme von diesem Rechte schriftlich Mittheilung zu machen, 
es sei denn, dass er die Unterredung für den Irren als schädlich 
ansieht. In diesem Falle hat er ein dahingehendes Zeugniss 
innerhalb 24 Stunden nach der Aufnahme an das Irrenkommissariat 
einzusenden. Wird der Aufgenommene von dem zweiten Beamten 
besucht, so hat derselbe nach eventueller Prüfung der Zeugnisse, 
Dokumente u. s. w., auf Grund welcher die Aufnahmeanweisung 
erfolgt ist, einen Bericht an das Kommissariat zu erstatten, welches 
die nöthigen Schritte zur Ausführung der in dem Berichte darge¬ 
legten Anschauungen veranlasst. 

Das zweite Verfahren, die Aufnahme durch Dringlich¬ 
keitsbefehl findet statt, wenn es aus irgend einem Grunde, sei 
es für die Wohlfahrt des Kranken oder des Publikums nöthig 
erscheint, die sofortige Aufnahme des Irren in eine Anstalt zu 
bewirken. Der Befehl soll von dem Ehemann, der Ehefrau oder 
einem Verwandten des Kranken ausgestellt und von dem Zeugnisse 
eines Arztes begleitet sein. Kann ein Verwandter den Befehl nicht 
ertheilen, so ist anzugeben, weshalb nicht und in welchem Ver- 
hältniss der Kranke zu dem Befehlenden steht. Niemand soll 
einen Dringlichkeitsbefehl ausstellen, der nicht mindestens 21 Jahre 
alt ist und den Kranken innerhalb 2 Tagen vor Ausstellung des 
Befehls gesehen hat. Dem Dringlichkeitsbefehl muss, wenn ein 
solcher noch nicht gemacht ist, sofort ein Antrag auf Ertheilung 
einer Aufnahmeanweisung folgen, dem Abschrift des Befehls bei¬ 
zufügen ist, anderen Falls ist die Abschrift nachträglich dem 
Justizbeamten einzureichen. Der Dringlichkeitsbefehl beibt 7 Tage, 
oder, wenn ein Aufnahmeverfahren schwebt, bis zur Erledigung 
desselben in Kraft. 

Während die beiden erwähnten Verfahren sich ausschliesslich 
auf private Irre beziehen, so erstreckt sich das summarische 
Verfahren nur auf arme Irre (pauper lunatics) oder auf solche, 
welche als arme Irre angesehen werden, bis es erwiesen ist, dass 
sie es nicht sind. Das Verfahren muss vor einem Justizbeamten 
stattfinden, wenn es sich weder um einen bekannten Pauper, noch 
um einen herumirrenden Irren (lunatic wandering at large) handelt; 
in den beiden letzten Fällen ist jeder Friedensrichter für seinen 
Bezirk zuständig. Jeder Konstabler, Armenbeamte oder Kirchspiel¬ 
aufseher, welcher erfahrt, dass in seinem Bezirk Jemand, der 
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weder aus öffentlichen Mitteln unterstützt wird, noch nmherirrt, 
geisteskrank erscheint und sich in ungenügender Pflege und Auf¬ 
sicht befindet oder grausam behandelt wird, soll unter eidlicher 
Versicherung der ihm bekannten Thatsachen dem zuständigen 
Justizbeamten innerhalb 3 Tagen dieselben anzeigen, worauf dieser 
den angeblichen Irren durch zwei Aerzte untersuchen, die That¬ 
sachen näher festzustellen und im Uebrigen möglichst so zu 
verfahren hat, als wenn ein Antrag auf Ertheilung eines Auf¬ 
nahmescheines gestellt wäre. Wird die Aufnahme bewilligt, so 
ist der Kranke in eine Anstalt zu bringen, als ob er ein Pauper 
wäre, bis die weiteren Ermittelungen das Gegentheil ergeben. 
Bei wirklich Armen, deren Aufnahme nothwendig erscheint, liegt 
die Anzeigepflicht dem Armenarzt, bei vagirenden anscheinend 
irren Personen, welche sofort ergriffen werden sollen, den oben 
gedachten Verwaltungsbeamten und auch jedem Friedensrichter ob. 
Die zuständige Behörde ist jeder Friedensrichter für seinen Bezirk, 
der angebliche Irre ist dem Friedensrichter innerhalb drei Tagen 
vorzuführen oder er wird von ihm besucht. Die Entscheidung 
wird unter Zuziehung eines Arztes getroffen und eventuell eine 
Aufnahmeanweisung ausgestellt. Auch für das summarische Ver¬ 
fahren kennt das L. A. einen Dringlichkeitsbefehl, insofern als die 
oben bezeichneten Verwaltungsbeamten, falls sie es für das 
Wohlergehen des angeblichen Irren oder für die Sicherheit des 
Publikums für nöthig erachten, berechtigt sind, solche angeb¬ 
liche Irre, über welche sie. nach dem oben Gesagten, Anzeige 
zu erstatten verpflichtet sind, ohne Weiteres auf drei Tage 
einem Arbeitshause zu überweisen. Dasselbe Recht der Ueber- 
weisung, aber auf 14 Tage, hat der Friedensrichter, welcher 
in einem summarischen Verfahren zu entscheiden hat und die so¬ 
fortige Aufnahme für nöthig erachtet. Das kürzeste Aufnahme- 
verfahren endlich liegt in den Händen der Irrenkommission. Wenn 
zwei oder mehrere derselben einen armen Irren oder angeblichen 
Irren, der weder in einer Anstalt oder in einem Arbeitshause, noch 
als einzelner Patient sich aufhält, besuchen, so können sie einen 
Arzt hinzurufen und, wenn dieser die Geisteskrankheit attestirt. 
den Irren, falls sie die Ueberzeugung haben, dass derselbe dazu 
geeignet ist, in eine Anstalt bringen lassen. 

Ausser in den gedachten Fällen können nur noch chronisch 
und ungefährliche Kranke in Arbeitshäusern untergebracht werden, 
entweder in besonderen Abtheilungen oder auch, wenn dies nach 
ärztlicher Bescheinigung nicht nöthig erscheint, mit den übrigen 
Insassen zusammen. Solche Kranke werden aber in den Journalen 
der Asyle, aus welchen sie als ungeheilt entlassen sind, weiter¬ 
geführt. 

Die Gültigkeit eines Aufnahmescheines — mit Aus¬ 
nahme des eines Entmündigten — dauert ein Jahr, dann zwei, 
dann drei Jahre und wird alsdann zu Perioden von je fünf Jahren 
verlängert, falls von dem Anstaltsarzt, resp. dem behandelnden 
Arzte des Patienten, frühestens 1 Monat und spätestens 7 Tage 
vor Ablauf der resp. Periode an das Irrenkommissariat ein Attest 
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dahinlautend abgeht, dass der betreffende Irre noch geisteskrank 
ist und in einer Anstalt, resp. als einzelner Patient behalten werden 
muss. Bestehen Zweifel an der Richtigkeit der Angaben, so ver¬ 
anlasst das Kommissariat weitere Feststellungen und ordnet eventl. 
die Entlassung des Irren an. Nach Ablauf der Gültigkeit eines 
Aufnahmescheines einen Kranken in einer Anstalt zurückzuhalten, 
ist strafbar. Im Uebrigen unterliegt die Richtigkeit jedes Auf¬ 
nahmescheines einer scharfen Kontrole. Ist der aufgenommene 
Patient innerhalb vier Wochen nach der Aufnahme noch nicht von 
einem oder mehreren Kommissaren, resp. in Privatanstalten von 
einem ärztlichen Mitgliede der Besuchskommission, bei Gelegen¬ 
heit der regelmässigen Revisionen gesehen worden, so muss der 
Anstalts - oder behandelnde Arzt zu dieser Frist einen Bericht an 
das Kommissariat senden, welches sobald als möglich den Kranken 
untersuchen und prüfen lässt, ob die Aufnahme berechtigt ist oder 
nicht, eventl. kann die sofortige Entlassung verfügt werden. 

Auf Idioten, d. h. von Geburt oder frühester Jugend an 
irre Personen, finden die obigen Aufhahmebestimmungen des L.-A 
nur insofern Anwendung, als dieselben nicht in besondere, für die 
Pflege, Erziehung und Ausbildung von Idioten durch das Irren¬ 
kommissariat registrirte resp. konzessionirte Anstalten, gemäss 
Idiots Act 1886, aufgenommen sind. In diesem Falle erfolgt die 
Aufnahme auf ein ärztliches Zeugniss und nähere Angaben der 
Eltern, resp. des Vormundes hin. Innerhalb 14 Tagen nach der Auf¬ 
nahme soll der Anstaltsvorsteher einen Bericht über den Zustand 
des Idioten an das Kommissariat schicken, in welchem die An¬ 
gabe enthalten sein muss, dass angenommen werden kann, der 
betreffende Idiot könne von der Anstaltsbehandlung Nutzen haben. 
Die Kommissare können jeder Zeit die Entlassung eines voll¬ 
jährigen Idioten aus der Anstalt unter Angabe der Gründe an¬ 
ordnen. Jede Anstalt muss mindestens ein Mal in je 12 Monaten 
von zwei Kommissareü besucht werden, denen es freisteht, anzu¬ 
ordnen, dass in der Anstalt ein Arzt wohne. 

Fahren wir nach dieser kurzen Abschweifung in der Be¬ 
trachtung des L.-A. fort, so zeigt sich die fernere staatliche Für¬ 
sorge nach drei Richtungen hin, nämlich erstens in Bezug auf die 
Rechte der in Anstalten oder als einzelne Patienten aufgenommenen 
Irren, zweitens in Bezug auf die Pflichten der Anstalten und 
drittens in Bezug auf die Beaufsichtigung und Kontrole aller irren 
Personen, ob dieselben in Anstalten oder gegen Entgelt als ein¬ 
zelne Patienten untergebracht, oder endlich von Freunden und 
Verwandten aufgenommen sind. Es ist nicht nöthig, die Zwecke, 
welche durch die resp. Bestimmungen verfolgt werden, anzudeuten; 
sie ergeben sich aus den Bestimmungen selbst. 

5. Rechte der in Anstalten untergebrachten Irren. 

Jeder Brief, welchen ein in einer Anstalt oder als ein¬ 
zelner Patient untergebrachten Irrer an den Staatskanzler oder 
einen anderen Irrenrichter, an einen Minister, an das Kom¬ 
missariat oder an einen oder mehrere Kommissare, an einen oder 
mehrere Staatsvisitatoren, an die Besuchskommission der Anstalt 
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oder an ein Mitglied derselben, oder an diejenige Person, welche 
seine Aufnahme veranlasst hat, richtet, muss uneröffnet be¬ 
fördert werden. Andere Briefe privater Irren können befördert 
werden; auch haben diese Patienten das Recht, eine persön¬ 
liche Rücksprache mit dem revidirenden Kommissar oder einem 
Mitgliede der Besuchskommission zu verlangen. In jeder Anstalt 
sollen Plakate angeschlagen sein, welche auf diese Rechte auf¬ 
merksam machen. Irre können, mit Zustimmung eines Kommissars 
oder eines Mitgliedes der Besuchskommission der Anstalt, von 
Freunden und Verwandten, sowie von Aerzten, welche die Ange¬ 
hörigen mitzubringen wünschen, besucht werden. Die Zustimmung 
bezieht sich entweder auf einen einzelnen oder mehrere oder regel¬ 
mässige Besuche und kann die Gegenwart von Angestellten der 
Anstalt bei den Besuchen verbieten. Auf Antrag stellt das Irren¬ 
kommissariat für den Bereich seiner ganzen Thätigkeit, und die 
Besuchskommission einer Anstalt für diese fest, ob und wo ein 
bestimmter Patient im Laufe der letzten 12 Monate untergebracht 
ist oder gewesen ist. Auf Antrag einer Person, welche mit dem 
Irren nicht verwandt zu sein braucht, sofern sie nur plausible 
Gründe für den Antrag vorbringt, kann das Irrenkommissariat 
die Untersuchung eines in einer Anstalt oder als einzelner Patient 
untergebrachten Irren durch zwei Aerzte anordnen. Bescheinigen 
diese nach zwei, wenigstens 7 Tage auseinander liegenden Unter¬ 
suchungen, dass nach ihrer Meinung der Patient ohne Gefahr oder 
Schaden für sich selbst oder die Bevölkerung entlassen werden 
kann, so verfügt das Kommissariat die Entlassung. 

6. Pflichten der Anstalten und der Anstaltsärzte. 

Mit den Pflichten der Anstalten und behandelnden Aerzte be¬ 
schäftigt sich L. A. in ausgedehntem Masse. Kein Arzt, der das 
Zeugniss zum Aufnahmegesuch gezeichnet hat, soll den betreffenden 
Kranken in der Anstalt behandeln und ebenso wenig soll dies 
durch einen Irrenkommissar oder durch das ärztliche Mitglied der 
Besuchskommission der Anstalt geschehen. Einzelue Patienten sollen 
nicht von einem Arzte behandelt werden, dessen Theilhaber, Vater, 
Sohn oder Bruder aus der Einzelhaltung des Patienten Nutzen 
zieht. Der einzelne Patient soll mindestens alle 2 Wochen vom 
Arzte besucht werden, sofern das Kommissariat nicht bestimmt hat, 
dass dies häufiger geschehen soll. Das Kommissariat ist berechtigt., 
den behandelnden Arzt ab - und einen anderen an seine Stelle zu 
setzen. Der behandelnde Arzt eines einzelnen Patienten ist ver¬ 
pflichtet, auf Anordnung des Kommissariats regelmässige und da¬ 
neben auch eventuell ausserordentliche Berichte über den Zustand 
des Patienten einzusenden. 

Um jeder Zeit die genaueste Aufsicht und Kontrole üben 
zu können, ist für jede Anstalt, sowie für den Pfleger eines 
einzelnen Patienten das Führen einer ganzen Anzahl Bücher 
vorgeschrieben, aus denen die Zahl der vorhandenen, der 
aufgenommenen, entlassenen, körperlich erkrankten und behan¬ 
delten, der genesenen und gestorbenen Patienten ersichtlich sein 
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muss. Aus den Büchern muss ferner zu ersehen sein der Zustand 
jedes einzelnen Pfleglinges, die Art der Behandlung, die etwaige 
Anwendung von körperlichen Zwangsmitteln, der Einschluss in 
Einzelzellen u. s. w. Die Anwendung mechanischer Zwangsmittel 
darf nur erfolgen, wenn sie zum Zwecke chirurgischer oder ärzt¬ 
licher Behandlung nothwendig wird, oder um den Kranken und 
seine Umgebung vor Schaden zu schützen. Ueber jeden Fall me¬ 
chanischen Zwanges soll ein ärztliches Attest ausgestellt werden, 
welches die Art und die Ursache der Anwendung desselben ent¬ 
hält. Abschrift des Zwangsmitteljournals und der Zeugnisse muss 
vierteljährlich dem Kommissariat eingereicht werden, wie denn 
überhaupt das Kommissariat durch regelmässige Berichte und Ab¬ 
schriften, durch Listen und Zusammenstellung über den Zustand 
der gesammten Anstaltsverwaltung unterrichlet bleiben soll. Die 
Beschäftigung männlicher Wärter zur Bewachung oder Bewälti¬ 
gung weiblicher Irren, ausser in Fällen dringender Noth, ist ver¬ 
boten ; solche Fälle sind bei der nächsten Visite dem revidirenden 
Kommissar resp. dem visitirenden Kommissionsmitgliede zu be¬ 
richten. Den Kommissaren steht es frei, für jede Anstalt die den 
armen Irren zu gewährende Diät vorzuschreiben. Dasselbe Recht 
hat die Besuchskommission jeder Anstalt bezüglich der Diät pri¬ 
vater Irrer, doch sind die Anordnungen dieser Art dem Einsprüche 
des revidirenden Kommissars unterworfen. Den Kommissaren und 
den Besuchskommissionen der Asyle stehen bezüglich des Auf¬ 
enthalts irrer Personen bedeutende Rechte zu. Arme Irre können 
aus den Asylen entfernt, in Privatpflege gegeben oder auch in an¬ 
deren Anstalten untergebracht werden, und private Irre können 
auf Anordnung von zwei Kommissaren als Einzelpatienten von 
einem Pfleger zum anderen oder in eine Anstalt oder aus einer 
solchen in eine andere gebracht werden. 

7. Entlassnng eines Geisteskranken ans der Anstalt. 

Die Entlassung eines armen Irren aus der Anstalt oder als 
einzelner Patient kann versuchsweise auf bestimmte Zeit mit Zu¬ 
stimmung des Anstalts- oder behandelnden Arztes durch die Be¬ 
suchskommission, die eines privaten Irren mit Zustimmung von 
2 Irrenkommissaren durch die Anstaltsverwaltung erfolgen. Nach 
Ablauf der Frist wird der Kranke der Anstalt eventuell zwangs¬ 
weise wieder zugefuhrt, falls nicht ärztlich bescheinigt ist, dass 
seine weitere Behandlung und Zurückführung unnöthig ist. Ausser¬ 
dem kann die Entlassung aus der Anstalt verlangt werden von 
demjenigen, welcher die Aufnahme des Irren beantragt oder die 
letzte Zahlung geleistet hat; diesem Verlangen muss nach¬ 
gegeben werden, falls der Anstalts- oder behandelnde Arzt nicht 
bescheinigt, dass der Kranke gefährlich und ungeeignet ist, sich 
frei zu bewegen. Endlich können zwei Irrenkommissare, von denen 
einer Arzt, der andere Jurist sein muss, jeder Zeit die Entlassung 
eines Patienten verfügen, falls sie der Ueberzeugung sind, dass 
derselbe ohne Grund in der Anstalt oder als einzelner Patient zu¬ 
rückbehalten wird. Die Entlassung bei Genesung des Kranken ist 
bereits erwähnt. 
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8. Beaufsichtigung der Irrenanstalten. 

Die dritte Richtung der Bestrebungen des englischen Irren¬ 
wesens, die Kontrole der Irren und Irrenanstalten, bildet gewisser- 
massen die Umzäunung des ganzen Werkes. Die Kontrole, aus¬ 
geübt durch regelmässige und ausserordentliche Besuche und Re¬ 
visionen, erstreckt sich auf jeden Irren, gleichgültig, ob sich der¬ 
selbe in einer Anstalt befindet oder als einzelner Patient gegen 
Entgelt gehalten wird, oder ob er bei Freunden, Verwandten oder 
in einem milden Stifte und nicht gegen Bezahlung wohnt. Ab¬ 
gesehen von diesen Besuchen steht es dem Staatskanzler, und 
wenn es sich nicht um entmündigte Irre handelt, auch jedem Staats¬ 
minister frei, durch Auftrag an das Irrenkommissariat irgend einen 
Irren oder angeblichen Irren untersuchen und sich über den Zu¬ 
stand desselben, sowie über seine Wohnung, über die Art seiner 
Pflege u. s. w. berichten zu lassen. Ausserdem ist es das Recht 
der Kommissare, eine jede Person, von der sie annehmen, dass 
sie als irr angesehen und behandelt wird, die sich nicht gegen 
Entgelt in privater Pflege oder in einem mildthätigen Stifte 
befindet, zu besuchen und einmalige oder regelmässige Be¬ 
richte über das geistige und körperliche Befinden der Person zu 
verlangen. Geeigneten Falles können diese Berichte an den Irren- 
richter gesandt, und es kann von diesem die Ueberfiührung in eine 
Anstalt angeordnet werden. Ferner aber sollen, abgesehen von 
den Besuchen, welche den in Anstalten Aufgenommenen von Freunden 
und Aerzten gemacht werden dürfen, Entmündigte, wie wir ge¬ 
sehen haben, von den Staatsvisitatoren mindestens zwei Mal, und. 
wenn sie als Einzelpatienten untergebracht sind, in den ersten 
zwei Jahren mindestens 4 Mal, von ihren Pflegern wenigstens alle 
drei Monate, andere private Anstaltsirre von den Antragstellern 
aber mindestens zwei Mal jährlich besucht weiden. 

Die Art und Zahl der regelmässigen oder ausserordentlichen amt¬ 
lichen Besuche und Revisionen hängt ab von der Art der Anstalt. 
Einzelpatienten sollen jährlich wenigstens einmal von einem oder 
mehreren Kommissaren besucht werden. Es können diese Besuche 
aber auf Anordnung des Kommissariats von einem, oder auf Er¬ 
suchen eines Kommissars von zwei Kommissaren, von denen der 
Ersuchende einer sein kann, jeder Zeit wiederholt werden. Bei 
den Besuchen soll nicht nur der geistige und körperliche Zustand 
des Kranken, sondern auch das ganze Wohnhaus untersucht und 
die zu führenden Bücher sollen geprüft werden. Der Bericht über 
den Besuch geht an das Kommissariat, und, falls dies nöthig er¬ 
scheint, abschriftlich an den Irrenrichter. 

Jeder arme Irre, welcher sich nicht in einer Anstalt oder in 
einem Arbeitshause befindet, soll vierteljährlich wenigstens ein 
Mal von dem Armenärzte besucht werden. Befindet sich der arme 
Irre aber in einer Anstalt, so ist der vom Armenverbande an- 
gestellte Arzt, ebenso wie der Armenverwalter jeder Zeit, zwischen 
8 Uhr Morgens und 6 Uhr Abends, berechtigt, den Kranken zu 
besuchen, falls der Anstaltsarzt nicht bescheinigt, dass der Besuch 
für das Befinden des Irren schädlich ist. 
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Hospitäler und Privat an stalten* können jeder Zeit, 
bei Tag und bei Nacht, von einem oder mehreren Kommissaren 
besucht werden. Kein ‘Besuch soll vorher angemeldet werden. 
Jedes Hospital soll jährlich einmal von zwei Kommissaren, von 
denen einer Arzt, der andere Jurist sein soll, revidirt werden. 
Jede konzessionirte Anstalt im Kommissariatsdistrikt soll sechs 
Mal im Jahre besucht werden, und zwar vier Mal von mindestens 
zwei Kommissaren, von denen einer Arzt und einer Jurist sein 
muss, und zwei Mal von einem oder mehreren Kommissaren. Jede 
konzessionirte Anstalt ausserhalb des Kommissariatsdistriktes kann 
jeder Zeit, bei Tag und bei Nacht, von einem oder mehreren der 
Anstaltsbesucher revidirt werden. Jede solche Anstalt soll be¬ 
sucht werden vier Mal im Jahre von mindestens zwei Besuchern, 
von denen einer ein Arzt sein soll, zwei Mal von einem oder mehr 
Besuchern und zwei Mal von mindestens 2 Kommissaren, von 
denen einer Arzt und ein anderer Jurist sein muss. Die ordent¬ 
lichen Revisionen sollen, die ausserordentlichen können sich auf 
folgende Punkte erstrecken: 

1. Besichtigung des Gebäudes, in welchem Kranke unter¬ 
gebracht sind, und jedes weiteren Gebäudes, welches damit direkt 
oder indirekt in Verbindung steht, sofern es nicht durch fremden 
Grund und Boden vom Hauptgebäude getrennt ist, sowie aller dazu 
gehörigen Ländereien und Zubehör. 

2. Jeden Patienten zu sehen und zu erforschen, ob und 
warum einer derselben sich unter Zwang befindet. 

3. Revision der Anstaltsjournale und der Aufnahmescheine 
und Zeugnisse, welche seit dem letzten Besuch eingegangen sind. 

4. Revision bezüglich der im Visitationsbuche eingetragenen 
Bemerkungen. 

5. Soll erforscht werden: a) Ob, für wie viel Patienten und 
mit welchem Erfolg Gottesdienst abgehalten wird? b) Wie die 
Patienten unterhalten und beschäftigt werden und mit welchem 
Erfolg? c) Wie die Patienten klassifizirt sind? d) In welchem Zu¬ 
stande die armen Patienten bei ihrer Aufnahme sich befanden? 
e) Welcher Art die Diät der armen Kranken ist? f) Die Höhe des 
Honorars und der Pflegekosten für arme und private Insassen und 
g) jede andere Sache, welche nach der Ansicht des Revisors der 
Erforschung bedarf. 

Ueber jede Revision ist im Visitatiousbuche ein Protokoll auf¬ 
zunehmen, das sich nicht nur über den Zustand der Gebäude, die 
Art der Verwaltung und Verpflegung, sondern auch, soweit dies 
nöthig erscheint, über einzelne Patienten auszusprechen hat. 

Asyle können jeder Zeit von einem oder mehreren Kom¬ 
missaren, sie sollen jährlich einmal von mindestens 2 Kommissaren 
besucht werden, von denen einer Arzt und einer Jurist ist. Sie 
sollen ferner wenigstens einmal in je 2 Monaten von mindestens 
2 Mitgliedern der Besuchskommission besucht werden. Die letzteren 
können sich von einem Arzt begleiten lassen, der aber nicht An¬ 
staltsbeamter sein darf. Die Revisionen sind ähnlich wie bei Hos¬ 
pitälern und Privatanstalten. 
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Finden die Kommissare in irgend einem Falle es noth- 
wendig, den körperlichen und geistigen Zustand eines Anstalts¬ 
oder Arbeitshausinsassen näher untersuchen zu lassen, so können 
sie eine ihnen kompetent erscheinende Person damit beauftragen. 

Irre in Arbeitshäusern können nach Befinden des Kom¬ 
missariats jeder Zeit von einem oder mehreren Kommissaren be¬ 
sucht werden. 

9. Geisteskranke Verbrecher und Gefangene. 

Das Lunacy Act 1890/91, von welchem ich versucht habe in 
dem vorstehenden Berichte ein, dem mir zustehenden Raume ent¬ 
sprechend, wenn auch nur angedeutet, so doch, soweit es unser 
Interesse erregt, möglichst klares Bild zu schaffen, lässt irre Ver¬ 
brecher, resp. verbrecherische Irre fast unberücksichtigt. Es 
erwähnt dieselben nur einmal, nämlich bei Gelegenheit des dem 
Irrenrichter zustehenden Rechtes, das Vermögen solcher Irrer ver¬ 
walten zu lassen. Die irre Verbrecher betreffende Materie findet 
sich in besonderen Gesetzen (criminal lunatic aets) behandelt. 
Das englische Gesetz unterscheidet bezüglich irrer Verbrecher, ob 
dieselben verhandlungsfähig sind oder nicht. In letzterem Falle 8 ) 
sollen die Geschworenen nicht die Schuldfrage erörtern, sondern 
nur die Frage, ob der Angeklagte zur Zeit der inkriminirten That 
geisteskrank gewesen ist. Da aber die Schuldfrage zu beant¬ 
worten ist, sofern der Angeklagte als verhandlungsfahig be¬ 
trachtet wird, so wirft sich vor Beginn jeder Verhandlung diese 
gleichfalls von den Geschworenen zu entscheidende Frage 9 ) auf. 
Wild die Frage verneint, so soll der criminal lunatic in Gewahr¬ 
sam gehalten werden, so lange es Sr. resp. Ihrer Majestät beliebt. 
Ist der Angeschuldigte verhandlungsfähig, so hat die Jury 
die Frage zu entscheiden, ob derselbe zur Zeit der That geistes¬ 
krank gewesen ist und ob er die That begangen hat. Paragraph 
2 des Gesetzes über die Verhandlung mit irren Verbrechern (1883) 
lautet: „Wenn — — — in der Verhandlung gegen eine solche 
Person Beweis erbracht wird, dass dieselbe zur Zeit der That 
geisteskrank und dem gemeinen Rechte nach (according to law) 
damals für ihre Handlungen nicht verantwortlich war“ — u. s. w. 
Die Geschworenen sollen also neben der Schuldfrage darüber 
entscheiden, ob der Angeklagte zur Zeit der That so geisteskrank 
war, dass er nach gemeinem Recht für seine Handlungen nicht 
verantwortlich war. Für diesen Begriff der Unverantwortlich¬ 
keit hat die englische Gesetzgebung, weil die Rechte des Landes 
übernommene Gewohnheitsrechte sind, und vielleicht auch, weil 
der englische Strafprozess ein Streit- uud kein Untersuchungs¬ 
verfahren ist, keine Formel gefunden. So kommt es, dass von 
jeher dieser Begriff, je nach den Anschauungen der Geschworenen 
oder des dieselben informirenden Richters, bald so und bald anders 
ausgelegt und aufgefasst wurde. Es würde den für diesen Be- 


®) Gesetz über die sichere Bewachung geisteskranker Angeklagter (1800). 
9 ) Gesetz über die Verhandlung mit irren Angeklagten (1887). 
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rieht gesetzten Rahmen weit überschreiten, wollte ich auch nur 
auszugsweise die Wandlungen beschreiben, welche die Auffassung 
über die UnVerantwortlichkeit gemäss gemeinem Rechte durch¬ 
gemacht hat. Im Jahre 1843 gab die Esquirol’scheLehre von 
den Monomanien Veranlassung, dass eine Anzahl höherer Richter 
vom Oberhause über die Bedeutung des qu. Begriffes befragt wurde, 
und die von diesen gegebene Antwort hat bis in die neueste Zeit 
als massgebend gegolten. Ein gewisser Mc. Naghten war be¬ 
schuldigt, Jemanden ermordet zu haben, von dem er fälschlich sich 
verfolgt glaubte. Da Mc. Naghten im übrigen verständige Ant¬ 
worten gab und auch die Rechts Widrigkeit und Strafbarkeit seiner 
That anerkannte, so wurden Sachverständige vernommen, aus deren 
Aussagen sich ergab, dass M. an Melancholie litt. Unter dem 
Einfluss der damals viel geglaubten Lehre von den Monomanien, 
den partiellen Geisteskrankheiten, sagte aber ein Dr. Monro, 
im Kreuzverhör aus, dass Mc. N aghten an einer einzigen Wahn¬ 
vorstellung leide, dass er denselben im Uebrigen aber für geistig 
ganz gesund halte. Mc. Naghten wurde frei gesprochen. Unter 
diesen Umständen erregte die Freisprechung allgemeines Auf¬ 
sehen und allgemeine Erregung. Man fürchtete, dass bei solcher 
Sachlage jeder Verbrecher sich mit einer einseitigen Wahnvor¬ 
stellung entschuldigen werde, und die Angelegenheit kam im Ober¬ 
hause zur Sprache 10 ). Dasselbe beschloss über die Rechtsanschauung, 
welche bezüglich der Verantwortlichkeit geisteskranker Personen 
herrsche, eine Anzahl Richter zu befragen. Zwei dieser Ant¬ 
worten, welche zweifellos und ersichtlich gleichfalls unter dem 
Eindruck der Monomanienlehre gegeben sind, mögen hier Platz 
finden, denn sie sind bis vor Kurzem und zum grossen Theil noch 
jetzt bei englischen Gerichten massgebend: 

1) „In der Voraussetzung, dass Ew. Lordschaften Fragen sieh nur auf 
solche Personen beziehen, welche an einseitigen Wahnvorstellungen leiden, aber 
in anderer Beziehung nicht geisteskrank sind, erklären wir unsere Meinung da¬ 
hin, dass ein Beschuldigter, obgleich er die inkriminirte That in dor, einer krank¬ 
haften Wahnvorstellung entspringenden Absicht beging, angenommene Schädi¬ 
gungen oder Beleidigungen zu erwidern oder zu rächen, oder dem öffentlichen 
Wohle nützlich zu sein, dennoch, der Schwere des begangenen Verbrechens ent¬ 
sprechend, strafbar ist, wenn er zur Zeit, als er das Verbrechen verübte, wusste, 
dass er durch Verübung des Verbrechens gegen das Gesetz handele, mit welchem 
Ausdrucke wir Ew. Lordschaften bitten „das Landesgesetz* 4 zu verstehen. 

4) Die Antwort n ) muss natürlich abhäugen von der Art der Wahnvor¬ 
stellung; aber in der vorherigen Voraussetzung, dass er nur an solcher ein¬ 
seitigen (partial) Wahnvorstellung leidet, im Uebrigen aber nicht geisteskrank 
ist, glauben wir, dass er bezüglich seiner Verantwortlichkeit gerade so be- 
urtheilt werden muss, als ob die Verhältnisse, auf welche seine Wahnvorstellung 
Bezug hat, wirkliche wären. Wenn er z. B. unter dem Einflüsse seines Wahnes 


10 ) Lord Campbell, der derzeitige Staatskanzler erklärte bei dieser Ge¬ 
legenheit, partielle Geistesstörung hebe die Strafbarkeit eines Verbrechens nicht 
auf. Wenn es nicht erwiesen sei, dass zur Zeit der That der Thäter geistes¬ 
krank gewesen und die Geisteskrankheit eine direkte Ursache der That gewesen 
sei, könne von Straflosigkeit nicht die Rede sein. Ausführliches über die ganze 
Sachlage findet sich bei Hack Tuke 1. c. unter „criminal responsibiliry“. 

u ) Die vierte Frage lautet: „Ist Jemand, der an krankhafter Wahnvorstellung 
bezüglich vorhandener Verhältnisse leidet, und in Folge dessen ein Verbrechen 
begeht, dadurch entschuldigt?“ 
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annimmt, „Jemand sei im Begriffe ihm das Leben zu nehmen", and er tödtet ihn, 
wie er glaabt in Nothwehr, so würde er von der Strafe frei sein. Wenn aber 
seine Wahnvorstellung war, dass der Getödtete ihm einen ernstlichen Schaden 
an Ehre oder Vermögen zugefügt habe, und er tödtet ihn ans Bache für solchen 
angenommenen Schaden, so würde er dafür strafbar sein.“ 

Diese Antworten gelten in der That bis zu einem gewissen 
Grade als „Gesetz“, es ist aber falsch, zu behaupten, der eng¬ 
lische Richter sei strikte an die „Antworten“ gebunden. Nach 
den bekannt gewordenen Fällen der letzten beiden Jahrzehnte, 
nachdem die Monomanieenlehre wissenschaftlich berichtigt ist, 
kommt es vielmehr nur selten vor, dass der die Jury infor- 
mirende Richter ohne erklärenden Zusatz das „Gesetz“ zitirt. 
J. Justice Stephen erklärt z. B. in einer Anklage wegen Mord 
(1888): 

„Nun, m. H., wenn Sie Ihr Urtheil in der Sache berathen, so werden Sie 
darauf zu sehen haben, dass „Wissen eine Handlung sei Unrecht“ nichts mehr 
und nichts weniger bedeutet, als die Fähigkeit, diese Handlung ebenso zu über¬ 
legen, wie ein ganz gesunder Mensch“. 

In einer anderen Verhandlung wegen Mord (1884) erklärt 
Justice Cave, nachdem der Vertreter der Anklage die Ge¬ 
schworenen belehrt hat, sie hätten zu entscheiden, ob der An¬ 
geklagte z. Z. der That habe Recht von Unrecht unterscheiden 
können: 

„Nein, die Frage ist, ob er zur Zeit geisteskrank war, und wenn ein 
Mann unter dem Wahn leidet, seine Frau suche ihn zu vergiften und halte ihm 
nicht die eheliche Treue, und er Überfüllt sie in Folge dessen mit einem Feuer¬ 
haken, so ist es so klar, wie etwas sein kann, dass der Mann verrückt ist.“ 

Entsprechend dem schon erwähnten Umstande, dass dem Pro¬ 
zessverfahren keine richterliche Voruntersuchung vorauf geht, 
werden die sachverständigen Zeugen, ob es sich um die Frage 
der Verhandlungsfähigkeit oder um die der Zurechnungsfähigkeit 
handelt, von den beiden Parteien geladen, gewöhnlich der An¬ 
staltsarzt des Grafschaftsasyls und ein anderer “Experter, denen 
jede gewünschte Möglichkeit zu gründlichster Beobachtung, Unter¬ 
suchung und Information gegeben wird. 

Wird die Thatfrage und die Unverantwortlichkeit bejaht, so 
soll der Angeklagte, ebenso wie der nicht Verhandlungsfähige, 
welcher z. Z. der That geisteskrank war, in Gewahrsam gehalten 
werden, so lange es Ihrer Majestät beliebt. Zu diesen beiden 
Gruppen kommen diejenigen Verbrecher, welche nach vollbrachter 
That irr werden, bei denen also die Fähigkeit zu verhandeln ver¬ 
neint, die Frage, ob zur Zeit der That geistig gesund, bejaht 
wird. Auch diese sollen nach Belieben Ihrer Majestät in Gewahr¬ 
sam gehalten werden. 

Endlich behandelt c. L.-A. 1884 irre Gefangene, d. h., 
im Straf- oder Civilprozess zu Freiheitsstrafen verurtheilte Per¬ 
sonen , welche im Laufe der Strafvollstreckung geisteskrank 
werden. Bezüglich dieser bestimmt §. 2, 1. c., dass solche 
Kranke, wenn sie nicht zum Tode verurtheilt sind, auf Er¬ 
suchen zweier Gefängnissvisitatoren von zwei Aerzten untersucht, 
und wenn diese den Zustand der Geisteskrankheit schriftlich be- 
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stätigen, in ein Aßy] gebracht und solange als „criminal lunatics“ 
behandelt werden sollen, bis sie entweder bedingungsweise oder 
definitiv aus der Anstalt entlassen oder in das Gefangniss zurück¬ 
gebracht werden oder bis ihre Strafzeit abgelaufen ist. Ist der 
Gefangene zum Tode verurtheilt, so müssen die Visitatoren erst 
an den Minister des Innern berichten und dieser ordnet die ärzt¬ 
liche Untersuchung an. 

Für die anderen drei Gruppen irrer Verbrecher, die soge¬ 
nannten „Königsbeliebenleute“ (queen’s pleasure men) ist seit dem 
Jahre 1863 in Broadmoor ein besonderes Asyl errichtet. 1 *) 

Wenn zwei Aerzte an den Minister des Innern berichten, 
dass ein irrer Verbrecher, ausgenommen, dass mit ihm be¬ 
reits verhandelt und sowohl die Thatfrage, als auch die Unver¬ 
antwortlichkeit bejaht wurde, genesen ist, so kann der Minister, 
wenn ihm dies geeignet erscheint, anordnen, dass die betreffende 
Person in das Gefangniss zurückgebracht werde, damit über ihn 
verhandelt werde, oder er seine Strafe verbüsse. Ausser durch 
Genesung wird der Aufenthalt irrer Verbrecher, (im Sinne des 
c. L.-A. 1884) im Asyl beendet durch Ablauf der Strafzeit und 
durch bedingungsweise oder definitive Entlassung. Zum Zweck 
der letzten beiden muss der Vorsteher' jeder Anstalt, welche irre 
Verbrecher beherbergt, wenigstens ein Mal jährlich an den Mi¬ 
nister über jeden einzelnen berichten; der Minister soll wenig¬ 
stens alle 3 Jahre den Zustand, die Geschichte und die Umstände 
jedes irren Verbrechers in Erwägung ziehen und beschliessen, ob 
er entlassen oder anders behandelt werden soll. Die bedingte 
Entlassung kann zeitlich begrenzt und zurückgenommen werden. 
Falls die Bedingungen nicht innegehalten werden, soll der 
Betreffende eingezogen werden, als ob er aus einer Anstalt ent¬ 
flohen wäre. Bei Entlassung wegen Ablauf der Strafzeit oder 
bei definitiver Entlassung aus anderen Gründen hat der Anstalts¬ 
vorsteher, falls er nicht von der Genesung des zu Entlassenden 

•*> Es wird vielleicht nicht als ausserhalb des Rahmens einer objektiven 
Berichterstattung betrachtet werden, wenn ich bezüglich der Berechtigung solcher 
Anstalten, englische Stimmen darüber an führe: „Hack Tuke 1. c. sagt unter 
„Great Britain, Provision for the insane in“: „Broadmoor hat mit seinen Vorstehern 
Glück gehabt, aber seine Vorsteher sind in Broadmoor nicht glücklich gewesen. 
Sie haben ernstliche Verletzungen von den Händen derer erlitten, über welche 
sie berufen waren Autorität zu üben“. Derselbe Verfasser berichtet in seinen 
„Chapters on the History of the insane in the British isles“ Seite 279, dass der 
Anstaltsgeistliche zu Broadmoor Asylum, Mr. Burt ihm erklärt habe, dass, ob¬ 
gleich er, Mr. Burt, lange Zeit in Gefängnissen und Asylen beschäftigt gewesen 
sei, das Schicksal ihn bisher bewahrt habe, Zeuge so schwerer Formen von Ver- 
derbniss und Elend zu sein. Wenn in anderen Asylen der Geist etwas von ge¬ 
sunder Thätigkeit zeigt, da ist die Hoffnung auf Entlassung; in Gefängnissen 
hat die Strafzeit, wenn sie auch noch so lang ist, eine definitive Dauer. Hier 
aber macht die Furcht vor einem Rückfall und vor den furchtbaren Handlungen, 
zu welchen ein Rückfall führen kann, die Bedingungen für die Entlassung kaum 
erreichbar. Für Viele ist die Dauer des Gewahrsams unbegrenzt und Hoffnung 
fast ausgeschlossen. Im Gefangniss, wie gross auch der Grad der Schlechtigkeit 
sein mag, wird sie aus Ueberlegung und Furcht von den Folgen wenigstens 
etwas unterdrückt; hier aber sind Patienten mit Leidenschaften, welche bis zum 
äussersten verderbt sind, denen weder Ueberlegung, noch Scham oder Furcht 
einen Zwang auferlegen. 
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überzeugt ist, Schritte zu thun, dass der Betreffende in ein an¬ 
deres geeignetes Asyl aufgenommen wird. Dieselbe Verpflichtung 
liegt den Friedensrichtern auf, welchen eine entsprechende Mit¬ 
theilung zugeht. 

Das Staatsasyl zu Broadmoor und alle Anstalten, welche 
irre Verbrecher aufnehmen, stehen unter der Aufsicht des Irren- 
kommissariats und sollen wenigstens ein Mal jährlich von zwei 
oder mehr Kommissaren, von denen einer Arzt, einer Jurist 
sein muss, revidirt werden. 13 ) 


Ich habe absichtlich im vorstehenden Berichte mich jeder 
Kritik und jedes Urtheils enthalten, werde mich aber freuen, wenn 
derselbe, zu Nutz’ und Frommen unseres Irrenwesens, Veranlassung 
zu Vergleichen giebt. 


Aus Versammlungen und Vereinen. 

Bericht über die 48. Konferenz der medizinal - Beamten 
des Reg.-Bes. Düsseldorf vom SS. Juni 1894. 

Die Zahl der Theilnehmer, einschl. mehrerer Gäste, betrug 33. Der Vor¬ 
sitzende, Reg.- und Med.-Rath Dr. Mi ehe Isen, widmet warme Worte des 
Nachrufs dem am 5. April im Alter von 73 Jahren verstorbenen Krcisphysikus 
Geh. San.-Rath Dr. Zimmermann in Düsseldorf. 

1. Aus der Besprechung der im letzten Halbjahre erlassenen 
medizinalpolizeilichen Verfügungen ist Folgendes hervorzuheben: 

Die Schliessung der Schule bei ansteckenden Krankheiten soll nur in 
dringendeu und bösartigen Fällen erfolgen. 

Ein grosser Theil Verfügungen betrifft Cholera und Pocken; letztere sind 
in Holland und Belgien epidemisch aufgetreten. 

Eine Rund - Verfügung vom 2. Februar 1894 bestimmt, dass die Medi¬ 
zinalbeamten mehr als bisher zur Mitwirkung bei Massregeln zur Verhütung 
ansteckender Krankheiten herangezogen werden. 

Bei Anlass eines Spezialfalles wurde festgestellt, dass amerikanische 
Apfelschnitzel zuweilen einen geringen Zinkgehalt haben, der bei gewohnheits- 
mässigem Genuss zu Zinkvcrgiftung fuhren kann. Der Verkauf solcher Präparate 
unterliegt daher den Bestimmungen des Nahrungsmittelgesetzes. 

Todtgeborene Früchte, die länger als 32 cm sind, müssen den Standes¬ 
ämtern angemeldet werden. 

Die Nachforschung über Hebammenpfuscherei hat ergeben, dass nur 7 
solche Fälle im hiesigen Bezirk nachgewiesen waren. 


,8 ) Es dürfte interessiren, dass das englische Gesetz das 7. Jahr als 
Grenze der absoluten Straflosigkeit setzt. Für die strafbare Handlung, welche 
zwischen dem 7. und 14. Lebensjahre begangen wird, ist der Thäter verantwort¬ 
lich, wenn ihm eine besondere Bosheit (malitia supplet aetatem) nachgewiesen 
wird. Mit Vollendung des 14. Lebensjahres hört jede Voraussetzung zu Gunsten 
des Thäters auf. 

Ich verdanke diese Notiz dem Herausgeber von Fry’s Lunacy Laws, Mr. 
Chambers. Man vergleiche dazu die Anträge des Ausschusses des Landes¬ 
vereins preussischer Volksschullehrer, welche derselbe in einer Petition vom 
23. Juni d. J. an den Herrn Justizminister gerichtet hat. 
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2. Die neuen Vorschriften über Einrichtung, Betrieb nnd Re¬ 
visionen der Apotheken (Randerlass des Ministers vom 16. Dezember 1893) 
werden vom Kreisphysikus Sanitäts - Rath Dr. Alb ers-Essen und Apotheker 
Boffhack-Krefeld erläutert. 

3. Ueber Wasserversorgung hielt Kreisphys. San.-Rath Dr. Bauer- 
Moers einen einleitenden Vortrag; die Berathung über die von ihm aufge¬ 
stellten Thesen wird ausgesetzt und zur weiteren Bearbeitung des sehr wichtigen 
Gegenstandes eine Kommission, bestehend aus dem Vortragenden und den Kreis¬ 
physikern Dr. Be erm ann-Duisburg, Dr. Marx-Mülheim und Dr. Moritz- 
Solingen gewählt. 

4. Kr.-Wundarzt Dr. Hofacker-Düsseldorf theilte hierauf einen Fall 
von Vergiftung durch subkutane Injektion von Kalilauge mit, der bisher 
einzig dasteht. In einer Heilanstalt sollte ein 51 jähriger, durch lange Krank¬ 
heit sehr heruntergekommener Mann eine subkutane Injektion von Kochsalz¬ 
lösung erhalten. Durch eine Reihe von Zufälligkeiten, Verwechselungen und 
Unregelmässigkeiten geschah es aber, dass die Aerzte statt der Flasche mit 
Kochsalzlösung eine solche mit Kalilauge iu die Hand bekamen und ahnungslos 
benutzten. In die Haut beider Oberschenkel wurden zusammen 220 g einge¬ 
spritzt; 15 Minuten später trat der Tod ein. Bei der Obduktion fiel zu¬ 
nächst die Aetzwirkung an beiden Oberschenkeln in die Augen. Vom Poupart’- 
schen Bande bis zur Mitte derselben war die Haut schwärzlichbraun verfärbt, 
die Epidermis löste sich, die Lederhaut war hart zu schneiden. Einen eigen- 
thümlichen Anblick bot die darunter liegende Muskulatur; sie hatte ganz das 
Aussehen von geräuchertem Lachs, war gequollen und glänzte stark. Diese 
frische Lachsfarbe ging aber sehr bald, innerhalb einer Minute, in ein schmutziges 
Brannroth über, sowie die Muskeln durch Einschnitte der Luft ausgesetzt 
wurden. Auch das ursprünglich weisse, stark glänzende Bindegewebe nahm 
unter dem Einfluss der Luft sehr rasch eine schwärzlichgrüne Farbe an. Diese 
Veränderungen sind zunächst der bekanntcu quellenden Eigenschaft der Laugen 
zuzuschreiben. Der Farbcnwechsel geschieht nach der Erklärung des Herrn 
Prof. Robert in Dorpat, dem der Fall mitgetheilt wurde, dadurch, dass sich 
nach Auflösung der Blutkörperchen eine noch unbeschriebene Vorstufe des 
Hämatin bildet, welche dem Muskelgewebe die Lachsfarbe giebt; erst durch den 
Sauerstoff der Luft entsteht echtes Hämatin und damit die braungrüne Farbe. — 
In beiden Vv. iliacae fand sich ein 5 cm langer Thrombus, entstanden durch die 
vermehrte Gerinnungstendenz, die das Blut von den durch die Kalilauge in 
grosser Zahl aufgelösten weissen und rothen Blutkörperchen erhalten hatte. Es 
konnte keinem Zweifel unterliegen, dass der Tod durch HerzSähmung erfolgt 
war, nachdem so grosse Mengen von Kalisalzen in den Kreislauf gerathen wrfteu. 

5. Da» Auftreten der Cholera im Reg- - Bez. Düsseldorf in den 
Jahren 1892 und 1893 behandelte der Vorsitzende, Reg.- und Med.-Rath 
Dr. Michelsen, in einem eingehenden Vortrage. Im Jahre 1892 wurden drei 
Fälle amtlich festgestellt: 1. in Cleve bei einem aus Hamburg angekommenen 
Knaben; 2. in Krefeld bei einem Knaben aus einer durchreisenden Schauspieler- 
familie mit Ausgang in Genesung und 3. in Duisburg bei eiuem Schiffer; Fall 
1 und 3 verliefeu tödtlich. Bei der im Anschluss an den dritten Fall vorge¬ 
nommenen Untersuchung des Hafenwassers fand Prof. Dr. Fränkcl Cholera¬ 
bazillen. Der Versuch, das Hafenwosser mit Naphthol zu desinfiziren, hatte 
wenigstens den Erfolg, es ungeniessbar zu macheu. 

Im Jahre 1893 sind 39 Cholerafällc bekannt geworden, die in zwei 
Gruppen zusammengefasst werden können: 1. solcher Personen, die ln unmittel¬ 
barer Beziehung zum Rhein und deren Häfen Stauden; 2. der Bewohner der 
Ortschaft Papiermühle bei Solingen. 

Die erste Gruppe umfasst 15 Erkrankungen nnd 3 Infektionen ohne Er¬ 
krankung; dieselben spielten sich ab in der Zeit vom 20. August bis 23. Sep¬ 
tember. Die erste Erkrankung, sowie 4 weitere entstanden im Ruhrorter Hafen 
und sind wohl auf Genuss des Hafenwassers zurückzufübren, in welchem am 
30. August von der bakteriologischen Versuchsstation in Bonn Cholerabazillen 
nachgewiesen wurden. 
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9 Erkrankungen betrafen Schiffer, die Holland befahren hatten, bei 7 traten 
die Krankheitssymptome 8—14 Tage nach dem Verlassen des holländischen Ge¬ 
bietes auf, also so spät, dass sie sich wahrscheinlich in Deutschland mit dem 
Genuss der aus Holland mitgebrachten infizirten Nahrungsmittel die Krankheit 
zugezogen haben. 2 hatten sich wohl in Holland infizirt. Die 2 übrigen Er¬ 
krankungen waren durch Genuss des Rheinwassers entstanden. 

Bei Untersuchung der Abgänge der in der Umgebung der Kranken leben¬ 
den Personen wurde in drei Fällen das Vorhandensein yon Cholerabazillen bei 
anscheinend Gesunden beobachtet. 

13 von 15 Erkrankten starben, also 87 °/ 0 . Gewiss sind viele leichte Er¬ 
krankungen bei dem Bestreben, die Unannehmlichkeiten der Isolirung, Auf¬ 
sicht etc. zu meiden, nicht zur Anzeige gekommen, so dass dieser Prozentsatz 
nicht ganz massgebend ist. 

Es wurde nach dem ersten Krankheitsfall sofort tägliche Untersuchung 
der Schiffsbevölkerung, die von Holland kam, angeordnet, anfangs durch Civil- 
ärzte, später durch Militärärzte nach der Ende August erfolgten Ernennung 
eines Reicbskommissars für das Rheinstromgebiet. 

Durch diese Massnahmen gelang es, alle Erkrankten abzufangen and die 
Seuche stets zu lokalisiren. 

Die 2. Gruppe (Choleraepidemie in Papiermühle) erkrankte in der Zeit 
vom 2. bis 14. September, und zwar erkrankten von den 80 Bewohnern des 
Ortes 18. ' Drei weitere Personen waren infizirt, ohne erkrankt zu sein. Es 
starben 6 = 33'/* °/ 0 . 

Die Ursache der Entstehung der Epidemie ist, da eine Einschleppnng 
durch erkrankte Personen nicht nachweisbar war, nicht aufgeklärt Wahrschein¬ 
lich erfolgte die Entstehung durch die Verarbeitung von alten Schiffstaueo, die 
aus Antwerpen bezogen waren; die ersten Erkrankungen betrafen Personen, 
welche dieselben bearbeit hatten. Die bakteriologische Untersuchung von Theilen 
dieser Taue fiel negativ aus. 

Die Ausdehnung der Epidemie erfolgte durch Genuss von Wasser aus 
einem Brunnen, der mit der 8 m entfernten Abtrittsgrube des Hauses der zuerst 
Erkrankten in unterirdischer Verbindung stand, in welcher auch Cholerabazillen 
nachgewiesen wurden. Die Krankheitserscheinungen waren in vielen Fällen die 
typischen, in manchen waren aber nur leichte Durchfälle vorhanden. Stets wurde 
die Diagnose durch bakteriologische Untersuchung (in Bonn) sichergestellt. 

Das fordert dazu auf, zur Zeit einer Choleraepidemie jeden Brechdurchfall, 
ja, jeden Durchfall als choleraverdächtig zu behandelu. Geheilt kann man einen 
Erkrankten erst dann bezeichnen, wenn die Bazillen in dem Stuhl fehlen, was 
bei einer 70jährigen Frau erst am 39. Tage nach der Erkrankung eintrat. 

Die Prophylaxe der Weiterverbreitug wurde nach den seitens des Reichs¬ 
kanzlers auf Grund der Beschlüsse der internationalen Cholerakonferenz fest¬ 
gesetzten Massnahmen eingerichtet. 

Durch Ueberwachung des Schifffahrtsverkehrs wurde einer Einschleppung 
aus dem Auslande oder einer Verschleppung durch den Verkehr vorgebeugt. 

Den von den Erkrankten ausgehenden Gefahren wurde begegnet durch 
strenge Durchführung der Anzeigepfticht, durch Isolirung der Erkrankten und 
Krankheitsverdächtigen, sowie durch regelmässige Untersuchung des Gesundheits¬ 
zustandes der mit den Kranken in Berührung gekommenen Personen. 

Dr. Hof ack er -Düsseldorf. 


Kleinere Mittheilungen und Referate aus Zeitschriften. 

A. Gerichtliche Medizin. 

Ueber Käsevergiftung, speziell über einen Fall mit Ausgang in 
Erblindung. Vortrag gehalten in der Versammlung des ärztlichen Bezirks¬ 
vereins in Crailsheim am 14. April 1894 von Dr. Pflüger in Creilingen. 
Württembergisches medizinisches Korrespondenzblatt, 1894; Nr. 19. 

Referent berichtet über mehrere von ihm beobachteten Erkrankungsfälle, 
deren Ursache er auf Käsevergiftung zurückführt. Er wurde im April v. J. 
zu einem 15jährigen erkrankten Dienstmädchen gerufen. „Beim Betreten des 
Krankenzimmers fluthetc ihm ein geradezu aashafter Gestank entgegen. Das 
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ganze Zimmer, insbesondere die Umgebung des Bettes nnd dieses selbst fand 
sich mit dünnflüssigen Fäkalien verunreinigt. Die Patientin, ein mageres, blut¬ 
armes Mädchen, im üebrigen bisher gesund, lag regungslos im Bett, reagirte in 
keiner Weise auf Zurufe oder Berührung, jammerte höchstens einige Mal. Die 
Hautfarbe war blass, im Gesicht livid, Extremitäten kalt, Puls rasch und 
klein, kaum fühlbar; häufiges Erbrechen grünblau gefärbter flüssiger Massen 
vorhanden.“ 

Weitere Nachforschungen ergaben, dass der Dienstherr, dessen Frau und 
Kind sowie andere Personen aus der Nachbarschaft in ähnlicher Weise, wenn 
auch leichter erkrankt waren, und dass dieselben ebenso wie die Dienstmagd 
Tags zuvor sogenannten sauren Käse gegessen hatten, während mehrere Mit¬ 
glieder derselben Familien, die den Käse verschmäht, sonst aber unter völlig 
gleichen Bedingungen gelebt hatten, völlig gesund geblieben waren. Die elf 
Erkrankten standen im Alter von 2—65 Jahren. 

Der Verlauf der Erkrankungen gestaltete sich im Allgemeinen folgender- 
massen: 

Die ersten Krankheitserscheinungen stellten sich ungefähr 12 Stunden nach 
dem Genuss des Käses ein: heftige kolikartige Leibschmerzen, Erbrechen und Durch¬ 
fälle mit heftigem Durst und grosser Schwäche; nur bei einigen Kranken fehlte das 
Erbrechen. Bei den meisten Erkrankten trat nach 2—3 Tagen Genesung ein; bei 
einigen älteren Frauen währten die Krankheitserscheinungen dagegen acht Tage 
und länger und führten in Folge absoluter Appetit- und Schlaflosigkeit zu einem be¬ 
denklichen Kräfteverfall. Mehrere klagten über schlechtes Sehen; bei drei Per¬ 
sonen war eine deutliche Herabsetzung der Sehkraft nachweisbar. Am schwersten 
gestaltete sich der zuerst erwähnte Fall, der nach einigen Tagen das Krank¬ 
heitsbild eines sehr schweren Typhus darbot: täglich 6—8 dünnflüssige z. Th. 
erbsenfarbene Stühle, unfreiwilliger Stuhl- und Urinabgang, heftige furibunde De¬ 
lirien, kleiner und rascher Puls (110—140 Schläge in der Minute), kühle Ex¬ 
tremitäten, massenhafte Borcken- und Rhajaden-Bildung in der Mundhöhle und 
an den Nasenflügeln, fuliginöser Belag der Zunge, Wadenkrämpfe, später Sehnen¬ 
hüpfen und Muskelzuckungen. Nur das Fieber zeigte einen anderen Verlauf als 
beim Typhus; denn es war meist gering (38,2—39,5°/ 0 in ano) und völlig 
regellos; auch eine Milzschwellung liess sich ebensowenig als Roseola nach- 
weisen. 

Ein ganz besonderes Verhalten zeigten bei dieser Kranken von Anfang 
an die Augen: Neben einer deutlichen Ptosis der Lider war eine heftige In¬ 
jektion der Bindehaut vorhanden, die Sehschärfe, so lange die Hornhaut noch 
gesund war, auf */» herabgesetzt. Vierzehn Tage später bildeten sich kleine 
eiternde Ulcerationen auf der Hornhaut, schliesslich begann sich die Hornhaut 
beiderseits zu trüben, es entwickelte sich Hypopyon und in wenigen Tagen ent¬ 
leerte sich unter panophthalmischen Erscheinungen beiderseits der Bulbusinhalt; 
Phtisis bulbi war das Endresultat. Inzwischen hatte sich jedoch das Allgemein¬ 
befinden gebessert und Ende Juni konnte die Kranke als geheilt, aber völlig er¬ 
blindet aus der ärztlichen Behandlung entlassen werden. 

Pflüger betont die Aehnlichkeit der Käsevergiftung mit den Er¬ 
scheinungen der Wurst- bezw. Fleischvergiftung; er führt die Affektion der 
Cornea auf Druckgangrän zurück; die auch bei anderen septischen Erkrankungen, 
insbesondere bei Wochenbettfieber beobachtet werde. 

Die Frage, auf welche Weise eine so schwere Erkrankung durch den 
genossenen Käse hervorgerufen werden konnte, beantwortet Verfasser mit einer 
Schilderung der Zubereitungsart des betreffenden Käses. Darnach wird unter 
dem Namen „saurem Käs“, „Bauern- oder Hauskäs“ in dortiger Gegend (Unter¬ 
franken) fast in jeder Familie ein Käs in der Weise hergestellt, dass der ge¬ 
salzene Quark der sauren Milch zumeist in ein Säckcheu, bei weniger sensiblen 
Leuten auch in einen alten Strumpf (t) oder dergleichen gebracht und einige 
Tage aufgehängt wird, bis das überflüssige Wasser abgetropft ist. Sodann wird 
die Masse an einem Ort gebracht, wo die Luft keiuen Zutritt hat, in einen 
zugedeckten Hafen, eine Schublade und dergl., mit besonderer Vorliebe in den 
Strohsack des Himmelbettes (!!), um den Käs zu „ersticken“. Dort bleibt er so 
lange liegen, bis er den ihm eigentümlichen scharfen Geruch erlangt hat. Hier¬ 
auf wird er noch mit allerlei Ingredienzien, wie Essig, Pfeffer, Schnaps nnd 
dergl. vermengt und bildet dann eine zum Genuss fertige streichbare Masse, 
die meist mit Butter vermischt, oder auch ohne dieser, aufs Brod geschmiert 
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und von Alt und Jung mit grossem Appetit, von Einzelnen geradezu leiden¬ 
schaftlich gern verzehrt wird. Die am schwersten erkrankte Dienstmagd soll 
im vorliegenden Falle den Käse rein und in ziemlicher Menge gegessen haben, 
die anderen Personen mit Butter vermischt. 

Mit Recht fuhrt Pflüger die Giftigkeit des Käses auf den Fäolniss- 
prozess zurttck, den er beim „Ersticken“ durchgemacht habe. Er lässt cs aber 
zweifelhaft, ob die toxischen Stoffe als Ausscheidungsprodukte von Mikro¬ 
organismen oder als Zersetzungsprodukte des faulenden Eiweisscs anzusehen 
sind, denn der jüngst durch die Gerichtschemiker Jeserich und Niemann 
in Berlin an der Hand einer grossen Zahl von Vergiftungen mit Wurst, 
Schinken, Aal und dergl. geführte Nachweis, dass das fragliche Gift nicht 
durch einen besonderen Mikroorganismus erzeugt werde, sondern sich durch 
Zersetzung stickstoffhaltiger Körper bilde, kann auch für Käsevergiftung gelten 
mit Rücksicht auf den hohen Eiweissgehalt des Käses. Eine bakteriologische 
Untersuchung des kleinen Restes Käse, der von dem im vorliegenden Falle ge¬ 
gessenen Käse noch übrig geblieben war, ist leider nicht vorgenommen; eine 
Untersuchung auf Eiweisstoxin wegen der zu geringen verfügbaren Menge nicht 
möglich gewesen. 

Die Frage, warum ein so zubereiteter Käse nicht jedes Mal giftig wirkt, 
beantwortet Pflüger dahin, dass die giftige Wirkung wesentlich davon ab¬ 
hängig sei, ob bei dem Reifeprozess des Käses die atmosphärische Luft zuge¬ 
lassen oder möglichst abgeschlossen werde. Im letzteren Falle verlasse der 
Käse den Topf mehr oder wenig giftig, könne diese Eigenschaft aber wieder 
je nach der Art der ferneren Aufbewahrung (bei genügender Luftzufuhr) ver¬ 
lieren, da die in Betracht kommenden Giftstoffe von sehr labiler chemischer 
Konstitution seien und sehr bald in wenig oder gar nicht giftige Bestandteile 
zerfielen. Eine von dem Verfasser angestellte Umfrage in zahlreichen Bauern¬ 
häusern hat übrigens ergeben, dass die Vergiftungen nach dem Gennssc von 
„saurem“ Käse gar nicht so selten zu sein scheinen. Rpd. 

Hygiene und öffentliches Sanitätswesen: 

Die Verbreitung» weise der Diphtherie mit spezieller Berück¬ 
sichtigung des Verhaltens der Diphtherie in Breslau während der Jahre 
1886—90. Eine epidemiologische Studie von Prof. C. Flügge in Breslau. 
Zeitschrift f. Hyg. u. Infekt. - Krankheiten, XVII Bd., 3. Heft 1894. 

Nach einem Hinweis darauf, dass den bisherigen statistisch - epidemiologi¬ 
schen Untersucbungsweisen stets eine Menge — niemals ganz zu beseitigender — 
Fehler anhaften, kommt Flügge zu dem Entschluss, die Verbreitungsweise der 
Diphtherie auf Grund der durch Laboratoriumsversuche bekannten biologischen 
Eigenschaften des Diphtheriebacillus zu untersuchen. Der Diphtheriebacillus, der 
erwiesermassen noch Wochen lang nach Ablauf der Krankheit im lebenden und 
infektionstüchtigen Zustande im Munde und im Auswurf naebgewiesen ist, und 
der Bich auch ohne Krankheitssymptome im Munde Erwachsener und Kinder 
findet, kann durch den Auswurf oder das Mundsekret auf alle möglichen Gegen¬ 
stände gelangen und so verbreitet werden. Wird er vor dem völligen Aus¬ 
trocken, vor Belichtung und vor der Ueberwucherung durch Saprophyten ge¬ 
schützt — also am besten im schwach belichteten Keller innerhalb feuchter 
Wäschebündel — so kann er bis 9 Monate am Leben bleiben. Er kann blos 
durch direkte Uebertragung, nicht durch Luftströmung übertragen werden, da 
er bei dem Grade von Trockenheit, welchen Luftstäubchen zum längeren Trans¬ 
port haben müssen, abstirbt. Hierdurch ergeben sich die verschiedensten Ver¬ 
breitungswege durch Küsse, Wäsche, Essgeschirre etc. oder durch dritte schein¬ 
bar gesunde Personen, obgleich es wohl selten sein wird, dass die durch Ge¬ 
sunde verschleppten Partikelchen gerade in den Mund empfänglicher Kinder 
kommen. 

Eine Wucherung des Diphtheriebacillus im Wasser, an Wänden etc. 
ist nicht möglich, (höchstens auf Fleisch, Brühe, Milch etc.), sehr wohl dagegen 
seine Konservirung bei niedriger Temperatur, feuchter Luft, Dunkelheit etc., 
wie schon erwähnt. Jedoch können andere Faktoren weit wirksamer für die 
Verbreitung des Keimes sorgen: Erleichterung oder Erschwerung des Trans¬ 
ports, wobei dichtes Zusammenwohnen insbesondere von empfänglichen Kindern, 
Sitten und Gebräuche, wie gemeinsamer Gebrauch von Ess- und Trink-Geschirren 
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nnd Spielzeugen, Küssen auf den Mund, sowie die Reinlichkeit eine sehr be¬ 
deutende Rolle spielen. Daher ist zu erwarten, dass in der mit vielen Kindern 
gesegneten, dicht zusammengedrängt in grossen Miethskasernen wohnenden Ar¬ 
beiterbevölkerung die Uebertrogung sich am leichtesten vollzieht. 

Auch eine individ uelle Disposition ist nach Laboratoriumsver¬ 
suchen denkbar, eine angeborene, erworbene oder vererbte; am leichtesten.dis- 
ponirt sind junge Individuen, ferner solche mit katarrhalischen Affektionen und 
Epithelläsionen im Rachen und in der Nase; durch Häufung solcher Individuen 
können örtliche und zeitliche Differenzen in der Verbreitung entstehen. 
Endlich können Abhärtung, Durchseuchung und Lebensgewohnheiten eine wesent¬ 
liche Rolle spielen. 

Die bisher bekannten Statistiken werden vom Verfasser einer eingehenden 
Kritik unterzogen und dabei die Fehlerhaftigkeit der meisten nachgewiesen. 
Diese Kritik muss im Original uachgelesen werden; namentlich tadelt Flügge 
mit Recht das Zusammenlegen zu grosser Bezirke, die aus den verschieden¬ 
artigsten Elementen zusammengesetzt sind, ferner, dass nicht die Zahl der 
Diphtherie er krankten mit der Zahl der Diphtherieempfänglichen Per¬ 
sonen namentlich der Kinder verglichen wird; er weist auf die widersprechenden 
Ergebnisse der einzelnen Autoren hin, die Wohlhabenheit, örtliche und zeitliche 
Verhältnisse etc. zum Ausgangspunkt ihrer Beobachtung machten, und versucht, 
alle diese gerügten Fehler bei der Betrachtung und Durchsichtung des Breslauer 
Materials zu vermeiden, wobei er selbst gesteht, dass sich nicht alle Ucbelstände 
amgehen Hessen. 

Als Art der Ansteckung muss im Allgemeinen, da volle zweiDritttheile 
aller Fälle auf kleinere noch nicht schulpflichtige Kinder 
kommen, die Wohnung angenommen werden. Die in der Schule über¬ 
tragenen Fälle machen nur einen sehr kleinen Bruchtheil aus; 
deshalb hat auch ein Schliessen der Schule bisher wenig Einfluss 
auf die Ausbreitung einer Epidemie gehabt; eher kann eine solche 
Uebertragungsart für die Kinder wohlhabender Eltern in Betracht kommen, die 
bis zur Schulzeit vom Verkehr mit anderen Kindern ferngchalten oder darin 
kontrolirt werden. Es zeigte sich, dass nirgends Anzeichen für eine sogenannte 
Herdbildung oder für einen ausschlaggebenden Einfluss der Lokalität, 
des Bodens, der Luft oder des Hauses auf die Diphtherieaus¬ 
breitung nachweisbar waren, sondern dass in erster Linie die 
Menschen, ihre Lebensverhältnisse, ihr Verkehr und ihre 
Sitten, sowie ihre individuelle Empfänglichkeit für jene 
massgebend war, und das die Diphtheriefrequenz, d. h. das Verhält¬ 
nis der Erkrankten zu den Erkrankungsfähigen durch Armuth erhöht, 
durch Wohlhabenheit herabgesetzt wurde. Fast niemals konnte auch 
ein explosionsartiger Ausbruch der Seuche, so dass von Anfang an 
gleichzeitig Kinder mehrerer Familien desselben Hauses erkrankten, beobachtet 
werden. Dr. Ascher-Bomst. 


Experimentelle Studien über die Frage der Mischinfektion bei 
Diphtherie. Von Dr. Funk aus Brüssel. (Aus dem Institut für Infektions¬ 
krankheiten zu Berlin.) Zeitschrift f. Hyg. u. Infekt. - Krankheiten, XVII Bd., 
3. Heft 1894. 

Nachdem durch Löffler, Roux und Yersini, sowie Barbier die 
Bedeutung der Mischinfektion von Streptokokken und Diphtheriebazillen fest¬ 
gestellt war, untersuchte Funk, in welchem Grade die Streptokokken die Gif¬ 
tigkeit der Diphtheriebazillen erhöhen und die Frage, ob die Diphtheriebazillen 
durch erstere zu einer gesteigerten Giftproduktion angeregt würden, oder ob der 
Organismus nur in höherem Grade für das produzirte Gift empfänglicher wird. 
Drittens wollte Funk sehen, ob bei einer richtigen Mischinfektion die Resultate 
der B e h r i n g’schen Serumtherapie anders auställen würden. Es zeigte sich nun 
bei der gewählten Streptokokken-Art, dass dieselbe nicht die Empfänglichkeit 
(der Meerschweinchen) für das Diphtheriegift erhöhte, sondern dass sie die Diph¬ 
therie - Bazillen zu einer gesteigerten Giftbildung anregten. Sie hinderten jedoch 
in keiner Weise die spezifische Beeinflussung des Diphtheriegiftes durch das 
Heilserum. Dr. Asch er-Bomst. 
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Typhusepidemie in Sprottan 1894. In Sprottan (etwa 7600 Ein¬ 
wohner) traten seit Mitte Januar 1894 zahlreiche Typhusfälle auf; die Zahl der 
polizeilich angeraeldeten Erkrankungen belief sich bis zum 18. April, wo die 
Epidemie als erloschen zu betrachten war, auf 80, darunter 11 mit tödtlich^m 
Ausgange. Die explosive Art des Seuchenausbruchs wies auf eine allgemeine 
Ursache hin, und der Umstand, dass die Krankheit nur in den St&dttheilen sich 
zeigte, welche wesentlich durch die Flusswasserleitung versorgt wurden, während 
die mit einer Quellwasserleitung versehene Kaserne frei blieb, Hess dieselbe in 
einer Verunreinigung der Flusswasserleitung mit Typhuskeimen suchen. Es 
waren zwar nach und nach ß Soldaten erkrankt und davon 1 gestorben, doch 
haben dieselben sämmtlich in der Stadt gewohnt und — vielleicht mit Auf¬ 
nahme eines — ihr Trinkwasser aus der Flusswasserleitung entnommen. Bei 
der bakteriologischen Untersuchung einer aus der letzteren stammenden Wasser¬ 
probe fanden sich gegen 2000 Keime in 1 ccm; am 22. Januar waren im Liter 
120 mg feste Bestandteile, davon 53 mg organische und flüchtige Stoffe ent¬ 
halten. Typhuskeime wurden im Wasser nicht aufgefunden, auch gelang es 
nicht, das Vorkommen von Typhusfällen in stromaufwärts gelegenen Ortschaften 
zu ermitteln. Die allgemeine hochgradige Verunreinigung des aus dem Bober¬ 
flusse stammenden Leitungswassers hatte folgende Ursachen: Der Sammel¬ 
brunnen der seit etwa 18 Jahren bestehenden Wasserleitung, von dem Flusslauf 
durch eine 4 m breite und ebenso tiefe Kiesschicht getrennt, erhält das durch 
letztere filtrirte Wasser; er befand sich zwischen zwei Stauwerken, wenige 100 
Schritte flussaufwärts lag die öffentliche Badeanstalt, eine Meile weiter oberhalb 
eine Sulfit-Cellulosefabrik. Die an den Stauwerken sich ansammelnden Sink¬ 
stoffe wurden in früheren Jahren durch Hochwässer fortgeschwemmt; bei dem 
andauernd niedrigen Wasserstande des Bober in dem trockenen Jahre 1893 aber 
blieb dieses Hülfsmittel nicht nur aus, sondern es entwickelte sich im Dezember 
sogar ein solcher Wassermangel, dass man, um dem Sammelbrunnen Wasser in 
reichlicherer Menge zuzuführen, einen Theil der filtrirenden Kiesschicht durch 
grössere Steine ersetzte und iu der Brunnenwandung der vorhandenen einen 
Wasserzuflussöffnung 3 neue hinzufügte. Auf diese Weise gelangte daa stark 
verunreinigte Flusswasse fast unverändert in den Sammelbrunnen. von ihm durch 
ein Hebewerk ohne weiteres in den Wasserthurm und sodann in das Rohrnetz. 

Diesen Verhältnissen entsprechend wurden folgende Massnahmen ergriffen: 
Die schädliche Veränderung der Filteranlage wurde zunächst beseitigt, der Ge¬ 
nuss des ungekochten Leitungswassers durch öfientliche, auch in den Strassen 
der Stadt angeheftete Bekanntmachung verboten, die Verlegung der öffentlichen 
Badeanstalt beschlossen und das stromaufwärts gelegene Stauwerk abgebrochen: 
es wurden gleichzeitig Schritte gethan, um der Verunreinigung des Flusses durch 
die genannte Fabrik möglichst zu steuern. Die zeitweilige Schliessung der 
Wasserleitung wurde wegen Wassermangels aufgehoben, da die in der Stadt 
vorhandenen Grundwasserbrunnen zum Theil als infektionsverdächtig anzosehen 
waren und die Erbohrung neuer Brunnen zu einem befriedigenden Ergebnis* 
nicht geführt hatte. Vorher jedoch wurde der Versuch gemacht, das augen¬ 
scheinlich stark verunreinigte Rohrnetz durch das wiederholte Einleiten heisser 
Dämpfe, welches mit Hülfe einer Lokomobile streckenweise erfolgte, sodann 
durch nachfolgende Spülung mit heisser Sodalösung zu desinfizireu; das im 
Sammelbrunnen befindliche Wasser wurde mit konz. Schwefelsäure versetzt und, 
nachdem das Gemisch längere Zeit auf die Wände desselben eingewirkt hatte, 
ausgepumpt. Nachdem alsdann das Rohrnetz ausgiebig mit filtrirtem Bober¬ 
wasser gespült worden war, ergab die bakteriologische Untersuchung der den 
Druckständern entnommenen Wasserproben 25 bis 53 Keime in je 1 ccm; dar¬ 
unter befanden sich solche nicht, welche die Gelatine verflüssigten. Inzwischen 
wurde die von den städtischen Behörden beschlossene Neuanlage einer Wasser¬ 
leitung durch Bohrversuche vorbereitet. 

Sämmtliche Wohnräume, in denen Kranke sich befunden hatten, sowie 
die von denselben benutzten Gegenstände wurden durch einen aus Breslau heran¬ 
geholten Desinfektor deainfizirt. Für das Kontagienhaus wurde ein Desinfektions¬ 
apparat beschafft, da der im Kreiskrankenhaus befindliche zu allgemeiner Be¬ 
nutzung nur vorübergehend zur Verfügung gestellt werden konnte. Durch die 
Handhabung der erwähnten Massnahmen ist es gelungen, die Epidemie zu unter¬ 
drücken. (Veröffentl. des Kais. Gesundheitsamts Nr. 30; 1894.) 
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Präfang der Sehschärfe von Eisenbahnbeamten. Die von dem 
Verein der Bahn- und Bahnkassenärzte gebildete Kommission behufs Festsetzung 
bestimmter Normen für die Prüfung der Sehschärfe von Eisenbahnbeamten hat 
folgende Vorschläge gemacht, die in der am 20. April d. J. stattgehabten Sitzung 
des Vereins einstimmig angenommen sind: 

1. „Alle Beamten des. äusseren Betriebes sind bei der Anstellung ohne 
Olaskorrektion zu untersuchen. Eine Ausnahme kann nur gemacht werden bei 
Maschinenwärtern, Magazinaufsehern, Pförtnern und Abfertigungsbeamten. 

2. Die Lokomotivführer, Heizer, Bahnwärter, Stationsbeamten, Rangir- 
meister und Weichensteller müssen mindestens eine Sehschärfe von */» auf beiden 
Augen, die anderen Beamten des äusseren Betriebes mindestens eine Sehschärfe 
von Vs auf einem und */» auf dem anderen Auge haben. 

3. Während bei der Anstellung jede Brille auszuscbliessen ist, kann 
bereits angeBtellten Beamten z. B. Alterssichtigen unter Berücksichtigung des 
Einzelfalles das Tragen einer Brille gestattet werden. 

4. Intakter Farbensinn ist Bedingung für den äusseren Betrieb. Die 
besten Untersuchungsproben sind die Wahlproben (Daae-Holmgreen). 

6. Die Gesichtsfelder müssen normal sein. Schielen, Augenmuskellähmung, 
sowie andere Augenleiden dürfen nicht in stärkerem Grade bervortreten. 

6. Für die Anstellung im inneren Eisenbahndienst genügt die Forderung, 
gewöhnliche Druckschrift auf 47 cm Entfernung, eventuell mit Brille, lesen 
zu können. 

7. Wiederholungsprüfungen haben in 6 jährigen Zwischenräumen, sowie 
nach Augen* und allgemeinen Krankheiten jedes Mal stattzufinden.“ 

(Aerztliches Vereinsblatt; Juni n, 1894.) 


Besprechungen. 

Dr. R. Gottschalk, K.Kreisphys. in Rosenberg, O./Schl.: Grundriss 
der gerichtlichen Medizin für Aerzte und Juristen. 
Leipzig, Verlag von Georg Thieme. Klein 8°; 322 Seiten. 

Der Grundriss soll für den Gerichsarzt ein brauchbares Nachschlagebuch 
und für den Untersuchungsrichter ein Handbuch sein, das ihm eine ausreichende 
Orientirung auf dem Gebiete der gerichtlichen Medizin ermöglicht und bei den 
gerichtlichen Vernehmungen brauchbares Aktenmaterial für die später einzu¬ 
holenden sachverständigen Gutachten gewinnen hilft. 

Der Grundriss scheint mir das letztere Ziel in höherem Grade erreicht 
zu haben, als das erstere; denn zu einem brauchbaren und ausreichenden 
Nachschlagebuche für den Gerichtsarzt bedarf es einer mehr vollständigen und 
in das Einzelne eingehenden Bearbeitung des Materials, als esGottschalk's 
Arbeit bietet. Zur momentanen Auffrischung des Gedächtnisses bedarf der Arzt 
aller Erinnerungsmomente, welche sämmtliche Seiten eines speziellen konkreten 
Falles im Momente unserem Auge vorfuhren. Dazu bedarf er weniger einer 
gefälligen Schilderung einzelner Punkte, als einer engen Zusammenstellung aller 
irgendwie wesentlichen Punkte eines vorliegenden Falles. 

Um dies an einem Beispiele zu zeigen, führe ich Folgendes an. Bei den 
Einrissen der Scheidenklappe (S. 18) übergeht der Verfasser ganz und gar die 
äusserst wichtigen Unterschiede von natürlichen und von narbigen Einker¬ 
bungen des Jungfernhäutchens, denen v. Hofmann besonders die gebührende 
Aufmerksamkeit schenkt, 

Für den Richter bietet dagegen der Grundriss ein brauchbares Nach¬ 
schlagebuch, da es ihm über die Beschaffenheit der forensische Fragen in kurzer 
Zeit zu orientiren vermag, soweit es für ihn nöthig wird. Wenn für den Medi¬ 
ziner stellenweise zu wenig geboten ist, so könnte man dem Grundriss vor¬ 
werfen, dass für den Juristen stellenweise zu viel angeführt wird. So würde 
(S. 69) eine kürzere Angabe der Eigenschaften der menschlichen Frucht ge¬ 
nügen und namentlich empfiehlt es sich hier, dabei an das Haase’sehe Schema 
zu erinnern, wonach für die ersten fünf Monate das Quadrat der Monats¬ 
zahl, für die späteren fünf Monate das Fünffache der Monatszahl dem Längen- 
mass des Foetus entspricht. Daneben genügt für die Grösse des ganzen Eies 
iu den ersten drei Monaten der auch von Gottschalk gemachte Vergleich mit 
der Grösse des Tauben-, Hühner- und Gänse - Eies.. 
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Diese nachtheilige Eigenschaft des Grundrisses, dem Arzte sn wenig zn 
bieten, hat den Vortheil gehabt, das Gebotene in angenehmer und ansprechender 
Sprache zn gewfihren. Hierin, wie in seiner gesammten Anordnung erinnert er 
an den gleichfalls gefälligen älteren Vorgänger, den Grundriss von Guder. 
Nur bietet dieser neben der gerichtlichen Medizin noch die gesammte gericht¬ 
liche Psychiatrie. Dem Leitfaden von Schlockow gegenüber haben beide den 
Vorzug einer eingehenderen Darstellung der einzelnen gerichtsärztlichen Ab¬ 
schnitte. Vielleicht trägt Gottschalk in einer zweiten Auflage der Vereini¬ 
gung beider von ihm geplanten Zwecke mehr Rechnung und nähert es dann 
mehr denn bisher dem Bedürfniss der Gerichtsärzte. Seiu Grundriss kann jetzt 
schon namentlich dem Juristen als Nachschlagebuch sehr empfohlen werden. 

Dr. Mittenzweig. 


Dr. J. Borntraeger, Kreisphysikus in Sulingen: Compendiam der 
gerichtsärztlichen Praxis. Leipzig 1894. Verlag von 
H. Hartung & Sohn. Klein 8°; 695 Seiten. 

Das Compendium umfasst das Gebiet der gerichtlichen Medizin und der 
gerichtlichen Psychiatrie. Was Borntraeger in dem Vorwort verspricht, hat 
er in der Arbeit getreulich gehalten. Er bringt neben einer vollständigen und 
eingehenden Bearbeitung der genannten Gebiete eine Übersichtliche Anordnung 
des Stoffes und eine kritische Darstellung der einzelnen Fragen, welche nicht 
nur von umfassendem Wissen, sondern auch von grosser eigener theoretischer 
und praktischer Arbeit in unserem Spezialfache Zeugniss ablegt. Das Werk ent¬ 
hält 695 Seiten und verdient mit Recht ein kleines wissenschaftliches 
Lehrbuch genannt zu werden. Es bietet dem Physikatskandidaten wie dem 
beamteten Arzte alles, dessen er auf dem gerichtBärztlichen und psychiatrischen 
Gebiete für das Examen und die Praxis bedarf, und es verdient deshalb unein¬ 
geschränkte Empfehlung. _ Ders. 


Dr. Fr. Zimmer : Lic. und Prof, der Theologie und Seminardirektor 
in Herborn: Sünde oder Krankheit? Ein vergessenes Ka¬ 
pitel aus der Theorie und Praxis der Seelsorge. Leipzig 1894; 
Verlag von Fr. Richter. 

Wenn Lehrer der praktischen Seelsorge ohne Vorurtheile an das Studium 
solch’ hochwichtiger Fragen herangehen, so können wir uns nur freuen; denn 
wir sind sicher, dass sie aus der Fülle der psychiatrischen Beobachtungen Lost 
in das dem Seelsorger sonst unverständliche Kapitel bringen werden. Sie er¬ 
kennen, dass mit dem Schema der beschränkten Orthodoxie: „Alles das ist Folge 
der Sünde“ den unglücklichen Gemüthskranken das bitterste Unrecht geschieht. 
Dem Seelsorger, wenn er ein wahrer Menschenfreund ist, muss daran liegen, 
alle die krankhaften Störungen des Seelenlebens zu verstehen; und wenn er ver¬ 
steht, wird er auch verzeihen, er wird trösten, anstatt zur Busse aufzufordern. 
— Wir können nicht billigen, was der Kritiker der orthodoxen Kreuzzeitung 
(Nr. 302, 2 Bl. v. 1. Juli 1894) zu dem Büchlein sagt: „Der Dieb, der Quartal¬ 
trinker, der wollüstige Sechziger, — sie gemessen von vornherein nur zu sehr 
den Schutz der Psychiatric, wenn alles auf Verbildung und Rückbildung zurück- 
geführt wird. Der Seelsorger mag sich lieber irren und zehnmal Versuche von 
seinem Standpunkt aus anstellen, als dass er überall von vornherein seelische 
Störungen annähme.“ Das ist ein bedenklicher Standpunkt. Viele dieser Kranken 
werden zuerst nicht vor den Arzt, sondern vor den Geistlichen gebracht, und 
wenn dieser auf dem Standpunkt des Kreuzzeitungsmannes steht, so wird der 
Fall möglicherweise von vorn herein verpfuscht. — Zur Erkennung dieser krank¬ 
haften Scelenzustände dem Seelsorger Winke zu geben und ihn zu weiteren 
Studien anzuregen, das ist der Zweck des Büchleins, und der Verfasser hat sich 
dieser Aufgabe unter Benutzung unserer besten psychiatrischen Literatur mit 
Geschick entledigt. 

Siemens - Lauenburg. 
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Dem Oeheimrath Prof. Dr. y. Pettenkofer ist anlässlich der anf sein 
Ansuchen erfolgten Enthebung von seinem Lehramte an der Universität and der 
Leitung des hygienischen Instituts das Qrosskreuz des Hichaels-Ordens verliehen 
worden. Zu seinem Nachfolger ist Herr Prof. Dr. Büchner ernannt. 


Die am 11. September 1892 in unmittelbarem Zusammenhänge mit dem 
Reichsgesundheitsamt errichtete Cholerakommission wird am 1. August im 
Kaiserlichen Gesundheitsamte zu einer Konferenz zusammentreten, um u. A. fest¬ 
zustellen, ob die bei der in Russland an Ausdehnung zunehmenden Cholera-Epi¬ 
demie angeordneten Vorbeugungsmassregeln an der preussisch-russischen Grenze 
und in dem besonders gefährdeten Weichselgebiete ausreichend sind, oder in 
welcher Weise einem weiteren Vordringen entgegenzutreten ist. Die Leitung 
dieser Sitzungen wird wiederum der Direktor des Reichsgesundheitsamtes Dr. 
Köhler übernehmen. Die im vorigen Jahre gewonnenen Erfahrungen sollen 
diesmal nutzbringend verwerthet werden und die Beschlüsse der Konferenz dem¬ 
nächst den einzelnen Bundesregierungen zur Begutachtung bezw. weiteren Ver¬ 
anlassung zugehen. _ 


In Oesterreich ist durch Verordnung der Ministerien des Innern, des 
Handels und der Finanzen vom 17. Juni 1894 die Einfuhr der sogenannten 
Brandt’schen Schweicerpillen jeder Art in das österreichisch-ungarische 
Zollgebiet aus öffentlichen Sanitätsrücksichten verboten. Der Vertrieb dieser 
Pillen war schon früher in den Reichslanden untersagt. 


Zum VII. internationalen Kongress für Hygiene nnd Demographie 
in Budapest sind bis jetzt 725 Vorträge und 290 offizielle Vertretungen mit 
620 Delegirten angemeldet. In den allgemeinen Sitzungen werden 
folgende Vorträge gehalten werden: 1. Ueber die Fürsorge der grossen Städte 
für die Schwindsüchtigen (Geh. San.-Rath Prof. Dr. L e y d e n - Berlin), 2. Statistik 
und Gesellschaftslehre: (Prof. Dr. v. Mayr-Strassburg), 8. Die Aufgaben des 
Ingenieurs in der Hygiene (Baurath und Civilingenieur Herzberg-Berlin), 
4. Der Kampf mit dem Tode (Prof. Dr. Erismann-Moskau), 5. Histoire de 
la Demographie (Prof. Levasseur-Paris), 6. Le Criminel (Prof. Lombroso- 
Turin), Protection against cholera in the Orient and the hypothesis of its epi- 
demic diffusion, the propagation of cholera by river commnnication etc. (Dr. H art- 
London). 

Die Theilnehmer am Kongresse werden ersucht, ihre Mitgliederbeiträge 
bis zum 10. August an das Generalsekretariat in Budapest (Rochus Spital) ein¬ 
senden zu wollen, da das Exekutiv -Comitfe sonst für die sich später meldenden 
Mitglieder überhaupt nicht haftet. Mit der Ausfolgung der auf Grund der 
Fahrpreisermässigung zusammengestellten Fahrkarten wurde die inter¬ 
nationale Schlafwagen- und europäische Expresszüge - Gesellschaft betraut. Die 
Ermässigungen können nur gegen Aufweisung der Mitgliedskarte genossen werden. 

An der Ausstellung wird sich das kaiserliche Gesundheitsamt laut Schreiben 
vom 7. Juli d. J. nicht betheiligen; auch ist die Gewährung eines Zuschusses 
aus Reichsmitteln vom Reichskanzler unter dem 24. Juni d. J. abgelehnt mit 
der Begründung, dass erst vor Kurzem zur Ausstellung bei dem internationalen 
medizinischen Kongress in Rom ein Zuschuss vom Reiche geleistet worden sei. 


Für die allgemeinenSitzungen der diesjährigen 66. Versammlung 
deutscher Naturforscher und Aerzte sind folgende Vorträge in Aussicht 
genommen: 1. Gerhard van Swieten und die moderne Klinik (Geh. Med.- 
Rath Prof. Dr. Leyden-Berlin); 2. Ueber ein erkenntniss-theoretisches Thema 
(Herr Prof. E. Mach-Prag); 8. Ueber bleibende Bewegung und scheinbare 
Substanzen (Wirkl. Geh-Rath Prof. Dr. v. Helmh ol tz-Berlin)p 4. Ueber Ge¬ 
hirn' und Seele (Prof. Dr. F orel-Zürich); 5. Ueber die feinere Anatomie und die 
psychologische Bedeutung des sympathischen Nervensystems (Geh. Rath Prof. Dr. 
A. v. KÖllicker-Würzburg); 6. Die Entdeckung der Nilquellen (Afrikareisender 
0. Baumann). 
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Cholera. Deutsches Reich: Bis zum 23. d. Mts. sind im Weichsel¬ 
stromgebiete 59 Cholera-Erkrankungen und 29 Todesfälle vorgekonuuen; 
davon 48 (24) in der Zeit vom 8.—23. Juli. Die Erkrankungen haben fast aus¬ 
schliesslich Menschen betroffen, die an oder auf der Weichsel beschäftigt gewesen 
sind und nachgewiesenermassen das Wasser des Flusses getrunken oder bei Be¬ 
rührung damit die gebotenen Vorsichtsmassregeln ausser Acht gelassen habe» 
Der Zusammenhang der Krankheitsfälle mit dem Wasser erhellt auch aus dem 
Umstande, dass die Erkrankungen fast nur bei Flössen, Schiffern, Strom- und 
sonstigen Wasserarbeiten bezw. in deren Familien vorgekommen sind. Bister 
ist es in jedem einzelnen Falle gelungen, eine weitere Verbreitung der Cholera 
zu verhüten. Die vorgekommenen Fälle vertheilen sich auf den etwa 245 kn 
langen Weichsellauf, an keiner Stelle hat sich ein Choleraherd gebildet. 

In Berlin ist am 18. Juli eine aus Russland zugezogene Person u 
Cholera erkrankt; in Lübeck bei der Sektion der Leiche einer auf der Cebei- 
fahrt von Petersburg nach Lübeck verstorbenen Schiffskochs die Cholera fest¬ 
gestellt worden. 

In Galizien ist die Zahl der Cholera-Erkrankungen sehr erheblich ge¬ 
stiegen, namentlich in dem als Choleraherd erklärten Bezirk Zaleszczyki, in den 
vom 10.—24. Juli 151 neue Erkrankungsfälle (fast ausschliesslich in der Ge¬ 
meinde Zaleszczyki) gemeldet worden sind, darunter 54 mit tödtlichem Ausgange. 
Auch in Westgalizien, im Bezirke und in der Stadt Krakau ist die Coolen 
aus dem benachbarten Russland eingeschleppt. In der Stadt Krakau sind ron 
10.—24. Juli 9 Erkrankungen und 3 Todesfälle, in der Umgegend der Stadt 
47 (17) vorgekommen; ausserdem während derselben Zeit in deu Bezirkes 
Borszczow, Czortkow, Horodenka, Kolomea, Niesko, Stanislau und Husiatyn 21 Er¬ 
krankungen mit 11 Todesfällen. Die Gesammtzahl der in Galizien seit den 
7. April d. J. vorgekommenen Cholera - Erkrankungen beträgt danach 453 mit 
218 Todesfällen in 40 Gemeinden. 

In der Bnckowina macht sich auch eine geringe Steigerung der Cholers- 
Erkrankungen bemerkbar; die Zahl derselben betrug vom 10.—24 Juli 17, darot 
5 mit tödtlichem Ausgange. 

Belgien. In Lüttich sind täglich etwa 1—2 Cholera - Erkrankungen 
vorgekommen; die Zahl der Todesfälle betrug in den letzten drei Wochen 11 
In dem oberhalb von Lüttich an der Maas gelegenen Jemeppe (mit 9000 Einw.) 
sind seit Mitte Mai rund 100 Erkrankungen mit 50 Todesfällen (entsprechend 
5°/ 00 der Bevölkerung) erfolgt. Die Seuche verbreitet sich die Maas entlang 
sowohl aufwärts, als abwärts der niederländischen Grenze zu. Vereinzelte 
Erkrankungen kamen vor an der Maas in Seraing (7), Herstal, Cheratte und 
Wandre, auf der Höhe zwischen der Maas und Vesdre in Fl6ron, Somnague und 
Olue, ferner in Montegnäe Grace Berleur, Angleur, Sclessin und Tilleur. 

Schweden: Die Zahl der unter den Passagieren und Mannschaften des 
von Petersburg gekommenen Dampfers „von Döbeln“ (s. Nr. 14, S. 864) ist im 
Ganzen auf 15 gestiegen, davon 2 mit tödtlichem Ausgange. 

In- Russland nimmt die Cholera, namentlich in Petersburg, eine 
grössere Ausbreitung. In der Zeit vom 6.—14. Juli erkrankten bezw. starben 
daselbst 875 bezw. 294 Personen, in Kronstadt vom 8.—13. Juli: 57 (13), in 
den Gouvernements Petersburg vom 1.—7. Juli: 26 (10) und Kurland vom 5. bis 
15. Juli: 35 (19). Auch aus dem Lager von Krasnoe-Selo wird der Ausbruch 
der Seuche gemeldet. In Russisch-Polen erkrankten bezw. starben: in der 
Stadt Warschau vom 28. Juni bis 14. Juli 44 (14), im Gouvernement Warschi« 
vom 29. Juni bis 13. Juli: 166 (95), in den Gouvernements Kielce vom 29. Juri 
bis 9. Juli: 186 (73), Radom vom 24. Juni bis 11. Juli 155 (76), Plock Tom 
28. Juni bis 11. Juli: 116 (43), Kowno vom 1.—14. Juli 172 (62), also überall 
eine Zunahme der Seuche. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.-u. Med.-Rath L Minden i. W. 

J. C. C. Brftns, Buchdmckerei, Minden. 
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nur selbst mehrfach Kinder geboren hatten, sonst aber von dem 
ganzen Vorgänge der Entbindung nicht mehr kannten, als die 
Oeffnung, durch welche die Frucht den mütterlichen Körper ver¬ 
lassen sollte. Ihre ganze Hülfe beschränkte sich auch nur auf die 
mündliche oder manuelle Unterstützung bei einer einfachen, durch 
die Naturkräfte allein zu beendenden Geburt, in allen schweren 
Fällen und vor Allem bei den unregelmässigen Lagen der Frucht, 
hörte ihre Wissenschaft auf, und mussten die Mütter in der Regel 
sterben; denn die übertriebene Schamhaftigkeit der Frauen der 
damaligen Zeit liess es nicht zu, dass eine männliche Person zu 
Hilfe gerufen wurde, lieber überliessen sie sich dem unvermeid¬ 
lichen Tode. 

In der ältesten griechischen Geschichte kommen zwar, 
wie Hygin erzählt, männliche Geburtshelfer vor, da die da¬ 
maligen Gesetze der Griechen den Weibspersonen die Ausübung der 
Arzneikunst untersagten; hierauf gestützt, behaupteten die da¬ 
maligen Aerzte auch das Recht, den Frauen bei der Geburt bei¬ 
zustehen. Aber die Schlauheit und der schamhafte Eigensinn der 
Evastöchter durchbrach die männliche Schutzmauer trotz aller 
Gesetze; eine Schöne, Agnodice mit Namen, erlernte, in Männer¬ 
kleidern verkleidet, die Arzneikunst von dem Arzt und Lehrer 
Herophilus, stellte sich als Geburtshelferin zur Verfügung und 
unterrichtete andere Weiber in ihrer Kunst. Somit entstand 
bei den Griechen die Zunft der Wehmütter, und den männlichen 
Geburtshelfern war der Stuhl vor die Thür gesetzt; auch die 
Mutter des weisen Sokrates ist, wie der griechische Schrift¬ 
steller Plato erzählt, eine Hebamme gewesen. 

Auf welch’ niedriger Stufe übrigens bei den sonst so hochbe¬ 
gabten und kultivirten Griechen die Kenntnisse der Hebammen staut 
den, ist schon daraus zu erkennen, dass sie bei verzögerten Geburten 
und unregelmässigen Lagen, die Gebärenden mit nach unten hän¬ 
gendem Kopf tüchtig schüttelten und hierdurch die Geburt herbei¬ 
führen zu können glaubten. 

Wesentlich weiter vorgeschritten war die Kunst der Geburts¬ 
hülfe bei den Römern, sie lag allerdings auch bei diesen vor¬ 
zugsweise in den Händen von Weibern, aber es waren doch schon 
einzelne geburtshilfliche Operationen, so die Wendung auf die 
Füsse, bekannt, welche die Wehmütter ausführten; gelang die 
Ausziehung des Kindes der Hebamme nicht, so wurde ein Arzt 
zu Hülfe gezogen. 


matter der Thamar bei ihrer Zwillingsgebart Hilfe leistete, and dem ersten 
Zwilling, als ein Arm desselben aus der Scheide vorfiel, einen rothen Faden am 
die Hand band, nm den Erstgeborenen kenntlich za machen; dieser kam jedoch 
nicht zuerst, sondern zog den Arm zorück and liess seinem Bruder Peres den 
Vor tritt. 

Auch im II. Buch Moses 1. Kapitel, Vers 15—21 werden die Wehmütter 
wiederholt genannt, als sie sich weigerten, dem Befehl des Königs der Egypter, 
alle neugeborenen jüdischen Knaben zn tödten, nachzukommen, indem sie zu ihrer 
Entschuldigung angaben, „dass die hebräischen Weiber härter wären als die 
egyptischen, and immer schon geboren hätten, ehe die Wehmutter za ihnen 
käme.“ 



Geschichtliches Ober die Entwickelung des Heb&mmenwesen etc. 891 


In einem von dem römischen Arzt Soranus für Hebammen 
geschriebenen Lehrbuch finden wir auch die Eigenschaften ver¬ 
zeichnet, welche er an eine Hebammenschtilerin stellt, und weichen 
diese schon damals wenig von den noch heute geltenden ab. 

Dieser Fortschritt der Römer in der Entwickelung der ge- 
burtshülfliehen Kunst ging mit der Ueberfluthung des Römer- 
Reiches durch die ungebildeten germanischen Völkerschaften ebenso 
wie die medizinische Wissenschaft überhaupt wieder verloren, ja 
noch mehr als die letztere, da diese wenigstens in den Klöstern 
weiter geübt wurde, erstere aber gar keine Pfleger fand. 

Die weiblichen Geburtshelfer, — nur von solchen konnte 
in der abergläubischen und mit wenigen Ausnahmen in geistiger 
Umnachtung schwebenden mittelalterlichen Zeit die Rede sein — 
fielen wieder in die Kategorie der alten zahnlosen Wehmütter 
Israels und Griechenlands zurück, welche durch Anwendung von 
allerlei Tränkchen und sonstigem Hokuspokus die bösen Geister 
bannen und die Geburt hierdurch zu Ende führen wollten. Tausende 
und Abertausende von Frauen fielen als Opfer ihrer Schamhaftig¬ 
keit dem Tode anheim; denn einen männlichen Geburtshelfer zu 
Rathe zu ziehen, galt bei dem damaligen Vorurtheil als ein Ver¬ 
brechen. Schwerlich würde sich auch ein Arzt bei den darauf 
gesetzten harten Strafen dazu verstanden haben; wurde doch im 
Jahre 1522 in Hamburg noch der Arzt Dr. Veit öffentlich ver¬ 
brannt, weil er sich als Hebamme hatte gebrauchen lassen. 

Mit den Fortschritten der medizinischen Wissenschaft über¬ 
haupt und der Chirurgie im Besonderen, welche durch die nach 
und nach sich immer mehr Bahn brechende Zergliederung von 
Leichen eine grössere Kenntniss der einzelnen Organe des mensch¬ 
lichen Körpers erlangte, tiberkam der damaligen Zeit doch die Er- 
kenntniss, dass die Geburtshülfe noch auf einer sehr niedrigen 
Stufe stand, dass sie von den rohen, gänzlich unwissenden Weh¬ 
müttern noch schlechter ausgeübt wurde, und dass unzählige Frauen 
in Folge der mangelhaften Hülfe zu Grunde gingen. Es wurden 
daher im 17. Jahrhundert in Frankreich, Holland, England und 
schliesslich auch in Deutschland in der Chirurgie besonders ge¬ 
schickte und erfahrene Hebammenmeister, Geburtshelfer, Hebärzte 
angestellt, welche die Verpflichtung hatten, die als Hebammen 
anzustellenden Weiber zu unterrichten und zu prüfen und bei 
schweren Entbindungen, wenn sie verlangt wurden, selbst Hülfe 
zu leisten. Allerdings bestand ihre ganze Hülfe meist nur in der 
Zerstückelung des Kindes, wobei die Mutter oft so schwer verletzt 
wurde, dass sie trotzdem zu Grunde ging. Die bei den Römern 
bereits geübte Wendung der Frucht war gänzlich in Vergessen¬ 
heit gerathen und die Zange war damals noch nicht entdeckt, 
auch war die Schamhaftigkeit der Frauen noch eine so grosse, 
dass nur in den seltensten und schwierigsten Fällen der Hebammen¬ 
meister zu Rathe gezogen wurde. 

Erst dem 18. Jahrhundert blieb es Vorbehalten, auf dem Ge¬ 
biete der geburtshttlflichen Wissenschaft einen bedeutenden Schritt 
vorwärts zu thun, indem man auf landesherrliches Dekret an ver- 
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schiedenen Orten Unterrichtsanstalten für Geburtshülfe für Heb¬ 
ammen und junge Aerzte einrichtete. Der Unterricht blieb aller¬ 
dings bis gegen Ende des Jahrhunderts ein theoretischer, die 
Schülerinnen erlangten darin jedoch die Kenntniss der anatomischen 
Verhältnisse des menschlichen Körpers im Allgemeinen und des 
weiblichen Beckens im Besonderen. Es wurde ihnen der Verlauf 
einer einfachen Geburt, die Kenntniss der regelmässigen und regel¬ 
widrigen Lagen, und die damals bekannten anzuwendenden Hand¬ 
griffe erklärt, sie wurden vor Allem angewiesen, dem Scham¬ 
gefühl der gebärenden Frauen liebevoll, aber energisch entgegen¬ 
zuarbeiten und in schwierigen Fällen bei Zeiten einen bewanderten 
Geburtshelfer zu Hülfe zu rufen, deren Zahl erheblich gewachsen 
war, nachdem die Geburtshülfe nicht mehr auf die Chirurgen be¬ 
schränkt blieb, sondern nach und nach Allgemeingut der Aerzte 
geworden war. 

Vor Verlassen der Anstalt musste jede Schülerin auch eine 
Prüfung ablegen. 

Die erste Hebammenschule auf Deutschem Gebiet wurde 1728 
in Strassburg gegründet, dieser folgte die Schule in Berlin 1751, 
Bruchsal 1774, Dresden 1775, Fulda 1775, Jena 1779. 

Die nach dem Medizinal - Edikt vom 27. September 1725 für 
die Hebammen der Königl. Preussischen und Kurfürstlich Branden¬ 
burg]*sehen Lande geltenden Verordnungen erlitten durch die 
Gründung der Schule in Berlin mehrfache Abänderungen, auch 
wurde auf den Rath des Ober-Collegium Medicum in Berlin den 
Hebammen, namentlich denen auf dem Lande, ein Hebammenbuch 
in die Hand gegeben unter dem Titel „Kurzer Unterricht vor die 
Hebammen auf dem Lande. Berlin 1778.“, welches der Heb¬ 
ammenlehrer in Berlin bis zu dem Erscheinen des im Jahre 1786 
von Hagen8, des damaligen Hebammenlehrers, verfassten Lehr¬ 
buchs, seinem Unterricht zu Grunde legte, damit die Hebammen 
ihre Kenntnisse durch fleissiges Lesen des Lehrbuches stets auf¬ 
frischen konnten. In demselben waren nur diejenigen Vorkommnisse 
bei der Geburt beschrieben, bei welchen die Hebamme ohne ganz 
besondere Fähigkeiten und ohne Instrumente fertig werden konnte, 
alles andere sollte sie den Aerzten überlassen. 

Ich kann nicht umhin, an dieser Stelle den §. 8 einer 
Instruktion für die Hebammen, welche im Aufträge des Kurfürsten 
von Sachsen der Amts - Physikus Dr. Weiz zu Naumburg 1772 
aufgestellt hat, mitzutheilen. Derselbe lautet: 

„ Finden sich vor, in und nach der Niederkunft bedenkliche ungewöhnliche 
und gefährliche Umstände, denen die Hebamme nicht zuverlässig zur ratheu 
weis, besonders wenn vor oder bei der Geburt Geblüt ausserordentlich stark 
geht, oder das Kind widernatürlich zu liegen oder eintreten zu wollen scheint, 
so soll die Hebamme, ohne langes Verweilen, den Umstand, dass Gefahr vor¬ 
handen sei, den bei den Gebährenden oder Wöchnerinnen gegenwärtigen Per¬ 
sonen vorsichtig anzeigen, und bei Verlust ihres Amtes und empfindlicher Be¬ 
strafung inständigst darauf dringen, dass ein Medicus oder Accoucheur, wozu 
sie, wenn der Ort nicht gar zu weit entfernt ist, den Amts-Physikus vorzu¬ 
schlagen hat, oder eine andere in der Nähe wohnende Hebamme herbei- 
geholet werde. 4 

Bis in das letzte Viertel des vorigen Jahrhunderts war die 
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Zahl der Hebammenschalen, wie wir gesehen haben, noch eine 
äusserst beschränkte, mithin wohl auch das platte Land und die 
kleineren Städte von in der Anstalt gebildeten Hebammen grössten- 
theils entblösst; es kann daher nicht Wunder nehmen, dass alle 
möglichen und unmöglichen Vorschläge zur Abhülfe dieses Mangels 
zu Tage gefördert wurden. So machte der Verfasser der Schrift: 
Wie die Pfarrer und die Pfarr- und Kirchengüter 
besser zu nützen wären (gedr. zu Brandenburg 1780) sogar 
den Vorschlag, dass die Pfarrer auf dem Lande zugleich Geburts¬ 
helfer sein sollten. 

Die nachhaltigste Abhülfe des Hebammenmangels wurde erst 
durch das allergnädigste Reskript Friedrichs des Grossen vom 
24. Mai 1774, wonach für jede Provinz eine Hebammenlehranstalt 
eingerichtet werden sollte, geschaffen. 

Dieses Reskript lautet: 

„Wir haben auch schon verschiedentlich unsere höchste Intention zu er¬ 
kennen gegeben, dass denen Frauen, welche sich zum Hebammendienst in dortiger 
Provinz wiedmen, und wegen Entlegenheit der Oerter die hiesige Hebammen¬ 
schule nicht wohl besuchen können, der nöthige Unterricht durch geschickte 
Hebammenlehrer in der Provinz selbst ertheilt werden soll. Um nun der Sache 
näher zu treten, und eine so nützliche Anstalt, wie bereits in einigen anderen 
Provinzen geschehen, auch dort endlich zu Stande zu bringen, haben Wir, nach 
eingezogenem Gutachten Unseres Ob.-Collegii medici allergnädigst resolviret, in 
der Stadt .... für dortige Provinz überhaupt eine dergleichen öffentliche Heb¬ 
ammenlehrschule zu errichten, dabei einen in der Hebammenkunst theoretisch 
und praktisch bewanderten Mann, er sei Medicus oder Chirurgus, zum Lehrer 
zu bestellen. 

Die Zeit des von dem Lehrer zu ertheilenden Unterrichts soll in den 
Wintermonaten bestimmt und öffentlich bekannt gemacht werden. 

Es soll jeder Stadt oder jedem Dorfe, wo eine Hebamme subsistirt, oder 
anzuordnen nöthig ist, die zu dieser Kunst nöthigen Subjekte zum Unterricht 
zu sistiren, auch allen bereits im Amte sitzenden Hebammen erlaubt sein, diesem 
Unterricht mit beizuwobnen, wogegen aber schlechterdings keine Person zur 
Hebamme approbiret werden muss, welche nicht in dieser Hebammenschule völligen 
Unterricht und darüber ein Attestat des Lehrers erhalten hat. 

Wir befehlen Euch Eures Ortes ernstlich, darauf bedacht zu sein, dass 
diese Anstalt in Aktivität komme, und überhaupt in dieser das gemeine Beste 
des menschlichen Geschlechtes, und die Bevölkerung betreffenden Angelegenheit, 
mit patriotischer Gewissenhaftigkeit, ohne alle unzeitige Consideration für diesen, 
oder jenen Arzt zu verfahren etc.“ 

Gegen Ende des Jahrhunderts besass jede Provinz mindestens 
eine Hebammenlehranstalt, meistens in Verbindung mit Entbindungs¬ 
anstalten zur praktischen Ausbildung für die männlichen und weib¬ 
lichen Geburtshelfer. 

Dass die Zahl dieser Anstalten genügte, ist leicht daraus 
zu erkennen, dass sie eher rückwärts als vorwärts schritt; während 
es am Anfänge dieses Jahrhunderts deren 26 im Preussischen 
Staat gab, sind jetzt nur 22 vorhanden, ohne dass das Bedürfhiss 
zur Vermehrung derselben sich geltend machte. 

Eine genügende Anzahl von Lehranstalten wäre zur Zeit 
somit vorhanden, und sollte man meinen, dass dieselben das Land 
auch mit der ausreichenden Zahl von brauchbaren Heb¬ 
ammen versorgte; dies müssen wir jedoch verneinen. 

Wir haben zwar nicht mehr mit jenen gänzlich unwissenden, 
abergläubischen Hexen des Alterthums, des Mittelalters und des 
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vorigen Jahrhunderts zu thun, deren Kette kaum einige Male 
durch einen leuchtenden Stern von der Art der kurbrandenburgi- 
schen Hof-Wehmutter Siegmundin 1 ) oder der Madame Marie 
Louise Lachapelle unterbrochen wurde, aber unser Heb¬ 
ammenmaterial rekrutirt sich vorzugsweise immer noch aus , 
den untersten Ständen, Arbeiterfrauen. Frauen kleiner Hand¬ 
werker, Wittwen, welche durch die, wenn auch geringen Ein¬ 
nahmen ihrer Hebammenthätigkeit, der verringerten Erwerbsfähig¬ 
keit ihrer Männer zu Hülfe kommen und ihre Einnahmen ver¬ 
bessern wollen. Ihr Auffassungsvermögen ist oft weit unter dem 
Durchschnitt, wie wir Medizinalbeamten leider allzu häufig, beson¬ 
ders bei unseren älteren Hebammen erkennen müssen, und ist grade 
nur ausreichend genug, um sich die §§. des Hebammenlehrbuchs ) 
mechanisch einzuprägen, die Prüfung zu bestehen und die mecha¬ 
nische Arbeit bei einer einfachen Entbindung zu leisten. Und doch I 
brauchen wir Hebammen, besonders in den ländlichen Bezirken I 
(und hier sitzen meistens die dümmsten), welche die an sie durch 
die Verordnung vom 22. November 1888 gestellten Anforderungen, 
betreffs der Antisepsis, gewissenhaft erfüllen und gewissenhaft aus¬ 
führen, welche im Stande sind, die Kindeslage sicher festzustellen, 
bei Gefahr drohenden oder aussergewöhnlichen Zufällen selbst 
handelnd einzugreifen und den richtigen Zeitpunkt zu erkennen, 
den oft weit entfernt wohnenden Arzt herbeizurufen. 

Dass unserem Hebammen - Material noch viele Mängel an- | 
haften, darüber, sind wir wohl alle einig; es sind auch während 
des letzten Jahrzehnts durch Wort und Schrift von vielen Seiten 
verschiedene, leider aber nicht so leicht durchzuführende Vor¬ 
schläge gemacht worden, um Wandel herbeizuführen. Ich erinnere 
nur an den Vorschlag des Kollegen Frey er-Stettin, welcher 
in das Hebammenlehrinstitut nur solche Schülerinnen aufnehmen 
will, welche nach Absolvirung eines mehrwöchentlichen Hülfs- 
wärterinnen - Kursus auf der chirurgischen Station eines grösseren 
Krankenhauses den Nachweis geliefert haben, dass sie mit der 
Antiseptik vollkommen vertraut sind, die ihnen gleichsam so in 
Fleisch und Blut übergegangen sein muss, dass sie als un¬ 
überwindliche Schutzmauer gegen alle infektiösen Keime an das 
Kreiss- und Wochenbett herantreten. 

Dietrich will nur ein wirklich intelligentes Material zu 
Hebammenschülerinnen ausgewählt wissen und den Kursus auf 
9 Monate verlängern. 

Schröder will das Ziel erreichen durch Einwirkung auf 
den bestehenden Stand der Hebammen, durch Förderung von Heb¬ 
ammenvereinen, Hebammenzeitschriften, worin Aerzte und gewandt«? 
Hebammen durch Wort und Schrift belehrend ein wirken. 


*) Tochter des Pfarrherrn Elias Dittrieh in Ronnstock bei Janer. Die¬ 
selbe sagt in dem von ihr 1689 heransgegebenen Hebammenbuch von sich selbst, 
dass sie, obgleich durch ihr« Verheirathnng an einen Amtmann gnt versorgt 
durch ihre eigene erste, sehr langwierige und schwere Entbindung dazu veran¬ 
lasst worden sei, durch fleissiges Lernen sich zur Wehmutter auszubilden, um 
ihren Mitschwestern in ihren Kindesnöthen zu helfen. Sie war es auch, welch« 
die Wendung des Kindes auf den Fuss in Deutschland bekannt machte. 
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Fritsch-Breslau will den Unterricht überhaupt verbessert 
wissen und den Hebammenschülerinnen die Wundheilung und die 
Störung des menschlichen Organismus durch Krankheitserreger 
durch das Thierexperiment klar vor Augen bringen. 

Brenneke will den Stand der Hebamme sogar dem Namen 
nach ausmerzen und Diakonissinnen für Geburtshülfe, welche gleich 
wie ihre Namensschwestern von der Krankenpflege, in grösseren 
Krankenhäusern, in Wöchnerinnen-Asylen vorgebildet und auf 
Stationen geschickt werden, an ihre Stelle setzen. Alljährlich 
sollen diese auch zu einem 8 tägigen Bepetitions - Kursus in das 
Asyl wieder einberufen werden. 

Die Errichtung derartiger Asyle wird von Brenneke den 
Frauenvereinen anempiohlen; er giebt er sich der Hoffnung hin, 
dass Frauen und Jungfrauen der gebildeten Stände sich der Wöch¬ 
nerinnen - Diakonie, wie bisher der Krankenpflege-Diakonie zu¬ 
wenden werden. 

Auch die Einführung periodischer Fortbildungskurse für alle 
Hebammen wird von verschiedenen Seiten empfohlen. 

Der Vorschlag Freund’s, nur Wochenpflegerinnen auszu¬ 
bilden und die Leitung aller Entbindungen den Aerzten zu über¬ 
lassen, wird trotz des zeitigen Ueberflusses an Aerzten noch lange 
nicht zur Ausführung kommen können. 

Wir können keinem von diesen Vorschlägen unsere Aner¬ 
kennung gänzlich versagen, die Durchführung aller wird aber noch 
lange ein pium desiderium bleiben und müssen wir uns daher 
schon mit dem uns jetzt zu Gebote stehenden Material weiter be¬ 
helfen und auf Mittel und Wege sinnen, dasselbe nach Möglichkeit 
zu verbessern; ist doch noch eine grosse Zahl von Hebammen 
vorhanden, welche die Desinfektionsvorschriften auf dem Institut 
überhaupt nicht kennen gelernt hat, denen sie erst später in 
die Hand gegeben sind, auch mit diesen müssen wir noch Jahr¬ 
zehnte weiter wirthschaften. 

Der Ersatz für unsern Hebammenstand wird in der Haupt¬ 
sache nach wie vor den unteren Gesellschaftsschichten entstammen, 
aber auch diesen ist, wenn die gehörige Auswahl getroffen werden 
kann, ein ganz brauchbares zuverlässiges Material zu entnehmen, 
wie jeder Physikus an den jüngeren Hebammen seines Kreises er¬ 
fahren haben wird. 

Meine Vorschläge zur Verbesserung unseres Hebammenstandes 
gipfeln in drei Punkten: 

1. Verbesserung der materiellen Stellung der 
Hebammen. 

2. Einführung eines geordneten Aufsichtswesens. 

3. Regelung der Aufnahmebedingungen in die 
Lehranstalt. 

Mehr oder weniger ist dies alles bereits in der allgemeinen 
Verfügung, betreffend das Hebammenwesen vom 6. August 1883, 
ausgesprochen, aber nur theilweise zur Ausführung gekommen. 

Gegen die Verbesserung der materiellen Stellung 
der Hebammen wird wohl von keiner Seite ein Widerspruch 
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erhoben werden, haben doch alle, welche zur Reorganisation des 
Hebammenwesens Beiträge geliefert haben, diesen Uebelstand be¬ 
sonders hervorgehoben. 

Ein Nothstand herrscht entschieden im Allgemeinen untrr 
unseren Hebammen, die meisten kämpfen schwer um das tägliche 
Brod; ich spreche nicht von den für ihre Thätigkeit hoch salarir- 
ten Damen der Grossstadt, will auch diejenigen vereinzelten Heb¬ 
ammen ausschliessen, welche in Mittel- und Kleinstädten die 
bevorzugte Praxis beherrschen, ich spreche von unseren Bezirks- 
Hebammen des platten Landes, deren Geschick uns Physiker am 
meisten beschäftigt. 

In Sturm und Regen, beim härtesten Winterfrost gehen sie 
ihrem beschwerlichen Berufe nach, viele Stunden, ja Tage lang 
sitzen sie bei der Kreissenden in elenden Hütten, wo ihnen kann, 
die nothdürftigste Nahrung geboten werden kann. Mit den 
kümmerlichsten Gegenständen an Geschirr und Wäsche müssen sie 
sich behelfen, nebenbei auch wohl die fremde Wirthschaft und die 
Kinder beaufsichtigen; und ist ihr Geschäft endlich beendet, dann 
lässt man sie durch Schmutz und Schnee meilenweite Wege zu Fass 
zurücklegen, um ihr Heim wesen wieder zu erreichen. Zu Wagen 
werden sie zwar zur Entbindung geholt, in schnellstem Temp» 
rasselt das Gefährt über Stock und Stein, dass der Fahrgast wie 
ein Gummiball hin und hergeschüttelt wird, zur Rückfahrt sind 
aber Pferde nicht vorhanden; kommt die Hebamme dann müde, 
hungrig und abgeschlagen nach Hause, dann wartet ihrer keine 
Erholung, sondern schwere Haus- und Feldarbeit und Sorgen im 
eigenen Heim. 

Und wie sieht es mit dem Lohn für all den Zeitverlust und 
die Mühe aus? Kärglich genug! 1,50 M. für die Entbindung, oft 
noch weniger, kaum hinreichend, um für die hungernden Kinder 
eine sättigende Mahlzeit zu beschaffen. Die Bestimmungen der 
Allerhöchsten Ordre vom 16. Januar 1817, wonach bei Trauungen 
und Taufen eine bestimmte Abgabe für den Hebammen-Unter¬ 
stützungsfonds erhoben wurde, die Hebammen von staatlichen und 
kommunalen Lasten befreit sein sollten, und auch für Entbindungen 
in ihrem Bezirk, bei welchen sie gar nicht zugegen waren, den 
niedrigsten Gebührensatz der Taxe zu beanspruchen hatten, ist 
längst nicht mehr in Geltung. Die Einnahme - Quellen fliessen 
also spärlicher als sonst. 

Warum sollte sich eine vernünftig denkende, den besseren 
Ständen angehörende Frau diese beschwerliche Bürde aufladen, 
so lange sie noch anderweitig ausreichenden Lebensunterhalt be¬ 
schaffen kann ? Die Noth ist es, welche die meisten zum Heb¬ 
ammenberuf treibt, aus reiner Nächstenliebe hungert niemand 
gern, Beispiele wie die oben genannte Siegmundin sind selten. 

Man stelle die Hebammen sicher vor äusserer Noth, man 
gebe ihnen ein nicht zu knapp bemessenes, mit den Dienstjahren 
steigendes Gehalt, man gebe ihnen alle erforderlichen Geräih- 
schaften und Desinfektionsmittel, sorge für eine passende Wohnung 
innerhalb ihres Bezirks, setze eine zeitgemässe Taxe für ihre 
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Leistungen fest, sichere ihnen für Hülfeleistung bei Armen und bei 
böswilligen Schuldnern die taxmässige Gebühr aus Gemeindemitteln 
zu, gewähre ihnen Gratifikationen als Belohnung bei besonderer 
Tüchtigkeit und Strebsamkeit, sichere ihnen im Alter oder bei 
eintretender Invalidität ein sorgenfreies Lebensende zu, dann 
werden bessere Elemente zum Hebammenberuf übergehen, dann 
werden die vorhandenen Hebammen Zeit behalten, sich durch 
Lehrbuch, Zeitschriften und Besuch von Vereinen fortzubilden, ihre 
Hände weich und sauber zu halten, dann werden sie ihren Kopf 
weniger voll von Sorgen haben und ihre Gedanken mehr auf ihr 
Geschäft richten, dann erst kann den in Vorschlag gebrachten 
Fortbildungskursen ernstlich näher getreten werden, und wir 
Physiker können schliesslich auch grössere Anforderungen bei der 
Beaufsichtigung an unsere Hebammen stellen. 

Die leidige Kostenfrage hat von je her der Verbesserung 
des Hebammenwesens im Wege gestanden und hat manchmal 
wunderbare Abhülfs-Vorschläge gezeitigt. So finde ich in einer 
Oec. Encyclop. aus dem vorigen Jahrhundert Folgendes: 

„Wäre es wohl anbillig, wenn die Hebamme von jedem neuen Ehepaar 
etwas erhielte, als von Leuten, davon die meisten sie künftig nöthig haben 
werden? als: von einem Tagelöhner, Soldaten etc. 8 Groschen; von einem Hand¬ 
werker, Bauer etc. 16 Groschen; von einem Künstler, Kaufmann, Gelehrten etc. 
1 Thaler; von einem Edelmann 2 Thaler. Hiervon müssten auch selbst die 
Prediger nicht ausgenommen sein; denn diese haben gemeiniglich den meisten 
Nutzen davon. Und zu der Zeit, da bei den meisten der Himmel voll Geigen 
hängt, wird eine solche Kleinigkeit von den wenigsten geachtet oder bedauert. 
Auch die Alten, von denen keine Kinder zu hoffen sind, müssten hiervon nicht 
ausgeschlossen sein; und das von Rechtswegen. Denn was für Nutzen hat wohl 
der Staat davon, wenn ein Mann von 30, 40 oder mehr Jahren und welcher 
Kinder zu zeugen allerdings noch vermögend ist, eine Person heirathet, die 
schon 50 und mehr Jahre zählt? Er lasse es also bleiben und nehme eine junge, 
an der kein Mangel ist; oder er zahle zur Strafe etwas an die Hebamme des 
Ortes, dafür, dass sie keinen weitern Verdienst von ihm zu erwarten hat.“ 

Gemeinde- und Kreisverband, welchen schliesslich am meisten 
daran gelegen sein muss, die empfangnissfahige Frau, die Mutter 
der Kinder, das weibliche Familienoberhaupt am Leben und gesund 
zu erhalten, beschränken die Mittel zur Verbesserung der Heb¬ 
ammen, denen sie Gesundheit und Leben der Frauen anvertrauen, 
auf8 äusserste, während für Verbesserung der Pferde- und Rind¬ 
viehzucht alljährlich grosse Summen ausgegeben werden. 

Der Kreis ist meiner Ueberzeugung nach in der jetzigen 
Aera der Selbstverwaltung derjenige Verband, welcher für Rege¬ 
lung der materiellen Stellung der Hebammen voll und ganz ein- 
treten muss, nicht die Gemeinde- oder Gutsverbände, welche den 
Hebammenbezirk zusammensetzen, nebenbei gesagt hat ja auch 
der §. 8 des Minist. - Erlasses vom 6. August 1883, betreffs des 
Diensteinkommens der Hebammen aus ihren Bezirken, durch ein 
Erkenntniss des Oberverwaltungsgerichts vom 9. Mai 1885, wonach 
es nicht angängig ist, den Gemeinden und Gutsbezirken die Ver¬ 
pflichtung zur Dotirung der Bezirkshebammen als „neue Lasten“ 
aufzuerlegen (Wernich, Zusammenstellung der gültigen Medizinal¬ 
gesetze), zum Glück seine Kraft verloren. 

Ich sage „zum Glück“, denn ein glücklich gewählter Ausweg 
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zur Verbesserung der Lage der Hebammen war es nicht, die¬ 
selben von dem Wohlwollen ihres Bezirks abhängig zu machen, 
schon um des lieben Friedens Willen würden sie oft ein Auge 
zudrücken, es mit der von dem ländlichen Unverstand vielfach 
bekämpften Desinfektion, mit der Anzeigepflicht etc. nicht so genau 
nehmen. 

Unabhängig von ihrem Bezirk muss die Bezirkshebamme 
dastehen, nur als Untergebene des Kreisphysikus und als vom 
Kreise angestellte beamtete Person. Die Kreisverwaltung als 
solche, d. h. der Kreisausschuss, unter Beirath des Kreisphysikus, 
muss die Anstellung. Einkünfte, Rechte und Pflichten der Bezirks¬ 
hebamme regeln und festsetzen. 

Durch Gewährleistung der vorgeschlagenen Mittel durch die 
Keisverwaltung, wobei ich auf den Punkt der taxmässigen Ent¬ 
schädigung von Entbindungen innerhalb des Bezirks, wozu die 
zuständige Hebamme nicht gerufen war, noch besonders Gewicht 
lege, um die leidige Konkurrenz der Nachbarhebammen und 
Pfuscherinnen aus dem Felde zu schlagen, werden die Hebammen 
erst in den Stand gesetzt werden, fest zu den Lehrsätzen ihres 
Gesetzbuches, des Hebammenlehrbuchs und den sonstigen ihnen 
von ihren Lehrern und Vorgesetzten gegebenen Vorschriften zu 
halten. Ohne Leistung keine Gegenleistung. 

Ich wende mich nun zum zweiten Punkt: „Einführung 
eines geordneten Aufsichtswesens.“ 

Der jetzt geübte Gang der Beaufsichtigung der Hebammen 
ist im §. 5 der bereits angeführten Verfügung vom 6. August 1883 
und in einigen hierzu ergangenen Spezialbestimmungen seitens der 
Verwaltungsbehörden genau vorgeschrieben; die Hebamme hat 
sich vor Beginn ihres Gewerbes persönlich beim Kreisphysikus 
unter Vorlegung ihres Prüfungszeugnisses, ihrer It strumente, Ge- 
räthe und des Tagebuchs zu melden, demselben ihre Wohnung und 
auch späteren Wohnungswechsel anzugeben, ein Tagebuch zu 
führen, dasselbe nach Schluss des Jahres vorzulegen, für etwaiges 
längeres Verlassen ihres Bezirks Urlaub einzuholen, sich in den 
Besitz der nothwendigen Desinfektionsmittel und des neuesten 
Lehrbuchs zu setzen, jeden Fall von Kindbettfieber oder Todesfall 
einer Gebärenden dem Physikus innerhalb 24 Stunden zur An¬ 
zeige zu bringen, und sich alle drei Jahre einer Nachprüfung vor 
dem Kreisphysikus zu unterziehen, welcher die zuständigen Direk¬ 
toren und Lehrer der Hebammenlehranstalt anzuwohnen berechtigt 
sind, damit diese mit den von ihnen ausgebildeten Hebammen in 
Verbindung bleiben. 

Diese Vorschriften sind zweifelsohne umfassend genug, und 
trotzdem halte ich dieselben nicht für ausreichend; denn wir 
dürfen nie vergessen, mit welcher Art von Personen wir zu thun 
haben und unter welchen Umständen wir die grössere Zahl der 
Hebammen unseres Kreises zu sehen und zu kontroliren be¬ 
kommen. Es geschieht dies in der Regel bei Gelegenheit der 
dreijährigen Nachprüfung, zu welcher die Hebamme die Vorladung 
schon 4 Wochen vorher in der Hand hat, wozu sie ihre Instru- 
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mente und Geräthschafteu wäscht, putzt und kocht, das Fehlende 
ergänzt, wozu sie ihr Hebammenlehrbuch wieder und wieder liest, 
um für den Tag zu bestehen; wir finden daher auch meist alles 
sauber und in bester Ordnung, höchstens fehlt das eine oder 
andere theurere Stück oder ist in schlechterem Zustande, z. B. die 
Hebammentasche, der Irrigator, das Thermometer, wofür sie bei 
dieser günstigen Gelegenheit um Ersatz auf Kosten des Kreises 
bittet. Dagegen ist zu Hause, wo sich die Hebamme unbeaufsich¬ 
tigt weiss, alles anders; da würden wir vielleicht die Tasche ver¬ 
staubt, den Irrigator mit öliger Schmiere bedeckt, die Schürzen 
unsauber, das Thermometer an irgend einen guten Bekannten 
verliehen, die Karbol-Flasche leer, das Tagebuch unvollständig 
ausgefüllt und dergl. mehr Unordnungen finden. 

Unverhofft muss die Revision kommen, wie ein Blitz aus 
heiterem Himmel; die Hebamme muss sich niemals sicher sein, 
3ass der Kreisphysikus nicht plötzlich in ihre Wohnung tritt, alle 
ihre Geräthschaften revidirt, über dieses und jenes eine kurze 
Prüfling mit ihr vornimmt, sich auch sonst in ihrer Hauswirth- 
schaft etwas näher umsieht, um über die allgemeine Sauberkeit 
und Ordnungsliebe der Hebamme einen Ueberblick zu bekommen. 
Sie darf sich auch am Bett der Kreissenden vor einer unvermuthe- 
ten Revision nicht sicher fühlen, ist es mir doch einmal begegnet, 
dass ich bei zufälliger Anwesenheit in einem Dorf, wo mir gesagt 
wurde, dass die Bezirks - Hebamme, deren Zuverlässigkeit ich an¬ 
zuzweifeln Grund hatte, in einer Familie beschäftigt war, mit 
Erlaubniss des Familienoberhauptes die Wohnung betrat, und 
folgende haarsträubende Dinge vorfand: Die Kreissende befand 
sich in ihrer Stube in Gesellschaft einer alten Nachbarin, Schüsseln 
mit Desinfektionsflüssigkeiten waren nicht zu finden, Unordnung 
überall, und wo war die Hebamme P Bei einer andern Familie des¬ 
selben Hauses fand ich sie mit zwei Männern rauchend, lärmend, 
Schnaps trinkend, Skat spielen. Sie hat ihr Amt glücklicher Weise 
alsbald niedergelegt und ist weit weg verzogen, jetzt auch schon 
todt, ersparte mir somit die disziplinarische Verfolgung. 

Gleich den Apotheken, die ja ein ganz anderes Interesse 
daran haben, alles in bester Ordnung zu halten, — schon des eigenen 
Vortheils halber, da das grosse Publikum selbst sie kontrolirt, — 
müsste auch jede Hebamme in einem Zeitraum von drei Jahren 
mindestens einmal durch den Kreis - Physikus in ihrer Behausung, 
und wenn sie zufällig in einem nicht zu entfernten Ort ihrem Be¬ 
rufe nachgeht, selbst dort kontrolirt werden. Die Erlaubniss zum 
Eintritt in die fremde Wohnung wird er ohne Zweifel schon er¬ 
langen können. 

Diese Revisionen an Ort und Stelle müssten auch darauf 
ausgedehnt werden, beim Gemeindevorsteher, Ortsgeistlichen etc. 
Erkundigungen über Leben und Wirken der Hebamme einzuziehen, 
gleichzeitig aber auch etwaige Klagen und Beschwerden der letz¬ 
teren entgegenzunehmen. 

Die dreijährigen Nachprüfungen können trotzdem bestehen 
bleiben, sie sind mindestens ein Ansporn für eine eingehende 
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Wiederholung des Lehrbuchs. Aus welchem Grunde aber nach 
§. 5, Nr. 6 der Verfügung vom 6. August 1883 dem Direktor und 
Lehrer der Hebammen - Lehranstalt zur event. Theilnahme an den 
Nachprüfungen die Termine mitgetheilt werden sollen, ist mir 
nicht recht ersichtlich; sollen diese den Physikus oder die Heb¬ 
ammen kontroliren ? Das Erstere ist nicht nöthig und das Letztere 
überflüssig; der Physikus, als nächster Vorgesetzter der Hebammen, 
wird mit dem Inhalt des Lehrbuchs immer so weit vertraut sein, 
dass er weise, welche Abtheilungen desselben er vorzugsweise der 
Nachprüfung zu Grunde legen soll, er muss seinen Kreis und die 
Schwächen seiner Hebammen besser kennen als der ferne Heb¬ 
ammenlehrer, um beurtheilen zu können, worauf er die betreffende 
Hebamme besonders aufmerksam zu machen hat. Die durch die 
weiten Reisen der Anstaltslehrer erwachsenden nicht unerheblichen 
Kosten könnten dem Fond für die Beaufsichtigung der Hebammen 
durch den Physikus an ihrem Wohnsitz zugewandt werden und» 
kämen wir hierdurch schon einen guten Schritt weiter. 

Auch bei Vorkommen von Kindbettfieber genügt die einfache 
Meldung des Krankheits- bezw. Todesfalles beim Physikus durch 
die Hebamme nicht; der Physikus müsste über jeden einzelnen 
Fall Nachforschungen über etwaige Entstehungsursache, über das 
Verhalten der Hebamme bei der Entbindung, über im Bezirk 
herrschende ansteckende Krankheiten beim Gemeinde -, Amts- 
Vorsteher, Standesbeamten und Arzt anstellen, und letztere Be¬ 
hörden müssten Anweisung erhalten, die an sie ergehenden An¬ 
fragen umgehend zu beantworten. Ereignen sich aber kurz hinter¬ 
einander zwei oder mehr Fälle dieser Krankheit in der Praxis 
derselben Hebamme, dann muss der Physikus ermächtigt werden, 
ohne zeitraubende Rückfragen die erforderlichen Ermittelungen, 
sowie die Desinfektion der Gerätschaften der Hebamme an Ort 
und Stelle vorzunehmen. 

Welch’ grosses Unglück über viele Familien durch Zeitver¬ 
lust bei derartigen Krankheitsfällen hereinbrechen kann, wird 
nachstehendes Beispiel aus meiner Amtstätigkeit beweisen: 

Aus einem entfernten Hebammenbezirk meldete die Hebamme 
zwei Fälle von Kindbettfieber; meinem Anträge bei dem Königl. 
Landrathsamte auf amtliche Ermittelung an Ort und Stelle wurde 
nicht sofort zugestimmt, sondern vorher noch zeitraubende An¬ 
fragen an die Gemeindevorsteher und den Amtsvorsteher gerichtet. 
Endlich nach Verlauf von 14 Tagen war der Instanzenweg soweit 
beendet, dass das Kommissorium an mich erging; aber wie sah 
es in dem Bezirk aus: 5 Frauen waren bereits der mörderischen 
Krankheit erlegen, die sechste hatte vielleicht noch 24 Stunden 
zu leben; dies waren sämmtliche Frauen, welche die Hebamme 
während der letzten drei Wochen entbunden hatte, und wo lag 
die Ursache? In dem Hause der Hebamme selbst; der Mann der¬ 
selben litt an schwerer Kopfrose, von der Pflege des Mannes ging 
die Hebamme direkt zu den Entbindungen; der behandelnde Arzt 
hatte ihr nur gesagt, sie sollte sich fleissig die Hände waschen, 
dann könne sie weiter entbinden. Wäre der Instanzenweg kein 
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so umständlicher gewesen, dann hätte wenigstens die Hälfte der 
Frauen gerettet werden können. 

Ob es nicht auch zweckmässig wäre, dass der Kreisphysikus 
zu den Sitzungen des Kreis - Ausschusses, in welchen über das 
Hebammenwesen des Kreises verhandelt wird, als berathendes 
Mitglied zugezogen wird, lasse ich dahingestellt; so manches um¬ 
ständliche Schreibwesen würde uns dadurch erspart werden, wir 
würden durch das gesprochene Wort den Mitgliedern vieles klarer 
legen können, als durch bogenlange Schriftstücke, und jedenfalls 
auch mehr erreichen. Als ich im Jahre 1891 für zwei Hebammen 
die Beschaffung von je ein Meter Irrigatorschlauch schriftlich be¬ 
antragte, wurde der ablehnende Beschluss des Kreisausschusses 
dadurch begründet, dass diese beiden Hebammen ja erst im Jahre 
1886, also vor 5 Jahren, neue Irrigatoren bekommen hätten; der¬ 
artige Beschlüsse, die doch nur auf entschuldbarer Unkenntniss 
der Sache beruhen, würden bei Anwesenheit des Physikus in der 
Sitzung aus der Welt geschafft. 

Ich komme zum letzten Punkt: „Regelung der Auf¬ 
nahmebedingungen in die Lehranstalt.“ 

Ueber den unbescholtenen Ruf, über das Alter der Aspiran¬ 
tinnen werden uns ja Zeugnisse beigebracht, die körperliche Be¬ 
fähigung kann sofort durch Untersuchung ermittelt werden, wie 
steht es aber mit der geistigen Befähigung? Lesen kann heutzutage 
Jeder, schreiben thun fast alle schlecht, gut und leicht gelernt in 
der Schule wollen sie alle haben, und wird es dem beurtheilenden 
Physikus schwer sein, das Gegentheil zu beweisen. Dass mithin 
trotz eingehender Untersuchung manchmal unfähige Schülerinnen 
in die Lehranstalt kommen, können wir gern zugeben. 

Frey er will, wie oben gesagt, diesem Uebelstand dadurch 
begegnen, dass die Aspirantinnen vorher einen mehrwöchentlichen 
Kursus in einem Krankenhause durchmachen, wo sie die Antisep- 
tik erlernen und falls sie sich nicht wirklich intelligent, wie es 
Dieterich verlangt, erweisen, wieder fortgeschickt werden können. 

Brenneke will Diakonissinnen der Geburtshülfe aus besseren 
Gesellschaftskreisen heranbilden u. s. w. 

Wollte man Frey er folgen, so würde bald ein Mangel an 
Schülerinnen eintreten, da sich wenige nur finden werden, welche 
auf diese unsichere Brücke treten und ohne vorherige Zusicherung 
der Aufnahme in die Lehranstalt wochenlang ihre Familie ver¬ 
lassen; auch würden wir uns dadurch jedenfalls eine stattliche 
Zahl von Kurpfuscherinnen heranbilden, denn sie sind ja wochen¬ 
lang auf der Klinik gewesen und würden unter der Landbevölke¬ 
rung nun erst recht als kluge Frauen gelten. Brenneke’s 
Vorschlag passt nur für die Grossstadt und nicht für armselige 
Landgegenden, man darf nur seine Magdeburger Wochenpflege- 
rinnen - Ordnung lesen, um zu der Auffassung zu kommen. 

Der Mittelweg ist der beste und leichter zu beschreitende, 
man gebe dem Physikus die Sache in die Hand, aber nicht wie 
jetzt, wo die Aspirantin die Beweismittel für ihre Befähigung 
selbst beizubringen hat, sondern verpflichte die Kreise, sich ein 
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möglichst gutes und bildungsfähiges Material von Aspirantinnen 
zu verschaffen und zwar in folgender Weise: Die Kreisverwaltung 
nimmt, event. nach vorheriger Bekanntmachung, Meldungen je 
nach Bedürfniss von Anwärterinnen für die Hebammenlehranstalt 
entgegen, überweist diese mit den erforderlichen Unterlagen über 
Alter, Führung u. s. w. dem Physikus für einen kurzen mehr¬ 
stündigen über 2 bis 4 Wochen vertheilten Vorkursus, und lässt 
sich dann von diesem über die einzelnen Persönlichkeiten berichten. 

Der Physikus kann in dem Kursus Antiseptik treiben, den 
Bau des menschlichen Körpers durchnehmen, oder sonstwie ver¬ 
fahren, um über die geistige Fähigkeit der Aspirantinnen ein 
sicheres Urtheil erlangen und die intelligentesten heraussuchen 
zu können; diese wenigen Stunden werden auch schon genügen, 
nur mit der Desinfektions-Ordnung vertraute Frauen in die An¬ 
stalt zu schicken, wie es Frey er will. 

Beim Physikus wird ja die Fähigkeit vorausgesetzt, einen 
Heilgehilfen, einen Fleischbeschauer zur Prüfung vorzubereiten, 
und bis vor Kurzem auch noch selbstständig zu prüfen, er bildet 
in wenigen Stunden Desinfektoren gegen die Verbreitung an¬ 
steckender Krankheiten aus, warum sollte er nicht auch einer 
bildungsfähigen Frauensperson in kurzer Zeit die Verordnung vom 
22. November 1888 theorethisch und praktisch beibringen? 

Selbstverständlich würde er diese medizinalpolizeiliche Ver¬ 
richtung nicht unentgeltlich thun können, wie so viele andere, 
sondern vom Kreise eine Entschädigung beanspruchen müssen. 

Also 

Obligatorische Verpflichtung derKreise zur 
Verbesserung der materiellen Stellung der 
Hebammen nach übereinstimmenden, den pro¬ 
vinziellen Verhältnissen entsprechenden Vor¬ 
schriften; 

Erweiterung der Beaufsichtigungs - Befug¬ 
nisse der Kreisphysiker; 

Bessere Sichtung der Hebammen - Aspiran¬ 
tinnen durch einen kurzen Vorkursus beim 
Physikus; 

das ist meines Erachtens zur Verbesseiung unseres Hebammen¬ 
wesens nöthig. 

(Schluss folgt.) 


Kleinere Mittheilungen und Referate aus Zeitschriften. 

A. Gerichtliche Medisin. 

Ueber die mit der Geburt im Zusammenhang stehenden Eindrücke 
und Verletzungen des kindlichen Schädels und deren gerichtsärztliche 
Bedeutung. Von Prof. Dr. Dittrich. Wiener klinische Wochenschrift 1803, 
Nr. 38—35, refer. im Zentralblatt für Gynäkologie 1893, Nr. 25. 

Die Geburtsverletzungen werden in Impressionen nnd in Knochensprünge 
eingetheilt. Die Impressionen haben zwei Typen: a. löffelförmige, welchen 
Ausdruck Dittrich dem Küstner’sehen „trichterförmigen“ vorzieht und 
b. rinnenförmige. Von diesen Impressionen glaubt Dittrich, dass aie viel 
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häufiger durch Druck seitens des Promontoriums, als durch die Zange hervor¬ 
gerufen werden nnd fordert die geburtshalf liehen Kliniken auf, sich mit der 
Lösung dieser Frage zu beschäftigen. Da man den Zusammenhang der Im¬ 
pression mit der Geburt meist kennt, geben sie selten zur gerichtsärztlichen 
Begutachtung Veranlassung, häufiger dagegen die Knochensprfinge. Zur 
Entscheidung, ob letztere durch die Geburt oder durch ausserhalb dieses Aktes 
gelegene Ursachen bedingt sind, muss das räumliche Verhältniss des Kopfes zum 
Becken und die Art der Knochenverletzung dienen. Eine weitgebende Zer¬ 
trümmerung des Schädels spricht gegen eine Geburtsverletzung'; ist dagegen 
eine noch an der Leiche nachweisbare Verschiebung der Schädelkochen überein¬ 
ander vorhanden, so ist die Möglichkeit bezw. Wahrscheinlichkeit, dass die Ver¬ 
letzung bei der Geburt entstanden ist, zuzugeben, jedoch muss in diesem Falle stets 
geprüft werden, ob die anatomischen Verhältnisse des Schädels diese Verschiebung 
überhaupt möglich machten. Von einer charakteristischen Beschaffenheit der 
Schädelverletzung für sich allein, welche mit Sicherheit auf die Art und Weise 
ihrer Entstehung hinweisen würde, kann im Falle von Sturz, Schlag oder Druck 
nicht die Rede sein. Ganz besonders weist D i 11 r i c h die Ansicht von F r i t s c h 
zurück, dass für Sturzgeburten charakteristische Formen der Schädelfissuren 
vorkämen. Dr. Ascher-Bomst. 


Ueber Befruchtung intra puerperium. Von Dr. Kr Önin g. Zentral¬ 
blatt für Gynäkologie 1893, Nr. 19, S. 466. Verhandlungen der Gesellschaft für 
Geburtshülfe zu Leipzig. 

Am vierten Tage post partum (10. Juli 1891) wurde der Coitus ausge¬ 
führt und drei Monate sistirt. Am 10. März 1892 wurde ein reifes Kind 
geboren; Länge 52 cm, Gewicht 3550 g, also ein reifes Kind in einer Zeit von 
243 Tagen, d. h. 27 Tage weniger als die Norm. Ferner ist hierbei die Beob¬ 
achtung wichtig, dass die Ovulation unabhängig von der Menstruation eintrat; 
ausserdem ist wichtig, dass das Eichen sich so früh in das Epithel einbetten 
konnte. Ders. 


Hygiene und öffentliches Sanitätswesen: 

Versuche über die Widerstandsfähigkeit der Typhusbaaillen gegen 
Trocknung und Uber die Möglichkeit ihrer Verschleppung durch die 
Luft. Von Professor Dr. L. Uffelmann. Zentralblatt f. Bakteriologie; XV. Bd., 
5. Heft. 

Zahlreiche und unzweideutige epidemiologische Beobachtungen sprechen 
dafür, dass der Typhus-Bacillus nicht in allen Fällen mit infizirten Nahrungs¬ 
mitteln oder Wasser in den Organismus des Menschen gelangt, dass er vielmehr 
unter Umständen auch durch Eintrocknung und Verstäubung mit Typhusabgängen 
durchtränkter Bodenmassen in die Luft sich erheben und in Mund und Nase ge¬ 
langen kann, von wo er dann wohl durch Verschlucken seinen Weg in den Darm 
finden mag. Es fehlten indessen bisher zuverlässige experimentelle Unter¬ 
suchungen über das Verhalten des Typhus - Bacillus gegenüber den schädigenden 
Einflüssen des Eintrocknens, welchen manche andere Bakterien, beispielsweise 
des Cholera-Bacillus bekanntlich so schnell erliegen. Uffelmann hat nun 
durch eine grössere Versuchsreihe nachgewiesen, dass die Typhusbazillen that- 
sächlich gegen das Eintrocknen sehr wenig empfindlich sind, beispielsweise halten 
sie sich trotz vollständigster Trocknung lebensfähig in Gartenerde 21 Tage, in 
weissem Filtersand 82 Tage, im Kehricht mehr als 30 Tage, auf Leinewand 72 
Tage, auf Buxkin 85 Tage und auf Holz 32 Tage. Es ist klar, dass diese Er¬ 
gebnisse, vorausgesetzt, dass sie sich auch bei anderer Versuchsanordnung, na¬ 
mentlich bei der Verwendung nicht sterilisirten Materials bestätigen, für die 
Seuchenverhütung von schwerwiegender Bedeutung sein müssen. 

Für den Nachweis des Typhus - Bacillus, bezw. für die sichere Unter¬ 
scheidung desselben hält Uffelmann die Beobachtung nachfolgender 5 Punkte 
für nothwendig, aber auch ausreichend: 1. Feststellung des Aussehens der Ko¬ 
lonien bei etwa lOOfacher Vergrösserung, 2. Feststellung der Gestalt und der 
Beweglichkeit der Bazillen, 3. Art des Wachsthums in Methylviolett - Ge¬ 
latine (mit Zusatz von 1 pro Mille Karbolsäure), 4. Verhalten in 2proz. Milch¬ 
zuckergelatine (Nichtauftreten von Gährung), 5. Verhalten einer mit den betr. 
Bazillen geimpften Milch (Nichtgerinnung.) Dr. Langerhans-Celle. 
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Infektions- und Immunisirungsversuchc am Ziesel (Spermophilus 
guttanus) gegen den Cholera-Vibrio. Von Dr. S. Sabolotny. Aas der 
bakteriologischen Station in Odessa. Zentralblatt für Bakteriologie; XV li<L, 
6. Heft. 

Die Möglichkeit, dem Studium der Infektionskrankheiten durch die Thier- 
Uebertragung näher zu kommen, ist nur zu häufig durch mehr oder weniger 
vollständige Immunität der wenigen Thierspecies, die uns in den Laboratorien 
zur Verfügung stehen, abgeschnitten. Namentlich kann den Uebertragungs- 
versuchen mit Cholera der Vorwurf eines gewissen gekünstelten, mit den natür¬ 
lichen Bedingungen nur wenig übereinstimmenden Verhaltens nicht erspart 
werden und zwar gilt dies in gleicher Weise von der intraperitonealen Impfung, 
als von der bekannten Infizirung per os mit vorhergehender Soda- und Opium- 
behandlung. Da ist es nun von grossem Interesse, dass der in Südrussland in 
grossen Mengen vorkommende, für den dortigen Getreidebau höchst schädliche, 
zu den Nagern gehörende Ziesel eine unter den übrigen Thieren bisher ganz un¬ 
bekannte Empfänglichkeit für den Cholera • Bacillus besitzt. Denn es gelang 
nicht nur die Impfung auf subkutanem und intraperitonealem Wege, sondern die 
Thiere erkrankten und starben auch nach dem Genuss von Futter, welches mit 
einer Cholerakultur benetzt war oder nach Einflössung weniger Tropfen Cholera¬ 
kultur. Bei der Sektion fanden sich dann die Vibrionen in grosser Menge im 
Magen und im Darminhalt, oft in den Bauchorganen, im Peritoneum und nicht 
selten im Blute! Das Blut enthielt angeblich auch bei der subkutanen und sub¬ 
peritonealen Infektion in jedem Fall Vibrionen! 

Die Immunisirungsversuche, soweit sic in der als „vorläufiger Bericht“ be- 
zeichneten Arbeit mitgetheilt werden, können wegen des geringen Umfanges und 
der Kürze der Zeit, welche ihnen zugemessen wurden, zunächst wesentliche 
Beachtung nicht beanspruchen. Ders. 


Gonokokkenzüchtung und künstlicher Tripper. Vorläufige Mit¬ 
theilung von Dr. R. Turrö. Aus dem bakteriologischen Laboratorium der me¬ 
dizinischen Fakultät in Barzelona. Zentralblatt für Bakteriologie; XVI. Band, 
1. Heft. 

Die Schwierigkeit, bei der Untersuchung Prostituirter mit Sicherheit go¬ 
norrhoische Erkrankung der Schleimhäute zu erkennen, ist allbekannt und es ist 
zweifelhaft, ob die mikroskopische Untersuchung des Sekretes, abgesehen von 
den Schwierigkeiten, welche sich deren allgemeiner Einführung entgegenstellen, 
ausgcbildet genng ist, um in allen Fällen, auch bei geringer Sekretbildnug und 
bei Anwendung der bekannten Kunstgriffe seitens der Prostituirten, den schnellen 
und sicheren Nachweis des Gonococcus zu gestatten. Turro’s Entdeckungen, 
wenn sie sich bestätigen, würden geeignet sein, unsere bisherigen Anschauungen 
von den Lebensbedingungen des Gonococcus vollständig auf den Kopf zu stellen, 
sie würden das Arbeiten mit dem Gonococcus und dessen Nachweis ganz 
wesentlich erleichtern und namentlich die Reinkultur nnd Züchtung desselben, 
welche bisher als eine der schwierigsten Aufgaben der bakteriologischen Technik 
galt, zu einem höchst einfachen Verfahren von bedeutender praktischer Ver- 
werthbarkeit gestalten. Nach Verfasser ist Tripperharn alkalisch, erlangt aber 
seine natürliche Säure wieder, sobald der Eiter sich zu Boden setzt. Bringt 
man solchen Harn in den Brütschrank, so erhält man am folgenden Tage (dan k 
eine Art von Anreicherungsverfahren, wie beim Nachweis des Cholera-Bacillus) 
eine fast reine Kultur von Gonococcus, während auf dem Boden sich reichlich 
Streptokokken und andere Bakterien entwickeln. Diese auffallende Erscheinung 
ist die Folge der Eigenschaft des Gonococcus, auch in saurem Nährboden, und 
in diesem sogar mit besonderer Vorliebe zu wachsen. Dementsprechend wächst 
der Gonococcus noch viel üppiger, wenn man dem Harn durch Zusatz von V,—1 
Prozent Pepton ausser grösserer Nährfähigkeit eine noch entschiedener saure 
Reaktion giebt. Ebenso wächst der Gonococcus sehr kräftig und in charak¬ 
teristischer Wuchsform auf saurer Gelatine, wozu Verfasser neutrale Bouil.ou 
mit zehn Prozent nicht neutralisirter Gelatine und */» bis 1 Prozent Pepton 
versetzt. 

Dieser, auf sauren Nährböden gezüchtete Gonokokkus lässt sich, ganz im 
Gegensatz zu den Erfahrungen, welche man mit den bisherigen auf alkalischem 
Nährboden (menschlichem Blutserum) mühsam gezüchteten Reinkulturen gemacht 
hatte, mit grösster Leichtigkeit auf Hunde übertragen, wozu es genügt, eine 
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Kleinigkeit solcher Knltor unter das Praeputium zu bringen. Bereits nach 1—2 
Tagen kann man dann Eiter aus dem stark geschwollenen Meatus urinarius 
herausdrUcken. Uebrigens kommt es häufig zu schwerer, selbst tödtlich ver¬ 
laufender Allgemeinerkrankung. Ders. 


Tagesnachrichten. 

Auf Einladung des Direktors des Kaiserlichen Gesundheitsamtes hat am 
4. Augustin Eisenach eine Konferenz von Vertretern der Nahrungsmittel- 
ctaemie u. s. w. stattgefunden, um darüber zu berathen, wie durch Vereinbarung 
von einheitlichen Untersuchungsverfahren und Beurtheilungsnormen eine grössere 
Wirkung des Nahrungsmittelgesetzes und dessen Ergänzungsgesetze erreicht 
werden könne. Die Versammlung wählte zum Vorsitzenden den Direktor des 
kaiserlichen Gesundheitsamtes, Dr. Köhler, zum Ehrenvorsitzenden den Geh. 
Hofrath Prof. Dr. R. Fresenius, zum Schriftführer den Vorsteher der milch- 
wirthschaftlichen Versuchsstation Kiel, Dr. H. Weigmann, während für diese 
wie spätere Verhandlungen ein geschäftsführender Redaktionsausschuss, bestehend 
aus Hofrath Prof. Dr. A. H i 1 g e r - München, Prof. Dr. J. K ö n i g - Münster in 
Westf. und Prof. Dr. Eugen Seil, Geh. Regierungsrath im kaiserlichen Gesund¬ 
heitsamte, gebildet wurde. Der Vorsitzende hob hervor, wie die obige Aufgabe 
jetzt um so nothwendiger geworden sei, als durch die mit dem 1. Oktober d. J. 
in’s Leben tretende Prüfungsordnung für Nahrungsmittelchemiker eine bessere 
Ausbildung der mit der Kontrole der Lebensmittel zu beauftragenden Sach¬ 
verständigen angestrebt werde, und als die Freie Vereinigung bayerischer Ver¬ 
treter der angewandten Chemie grade durch Vereinbarung einheitlicher Unter¬ 
suchungsverfahren auf diesem Gebiete grosse Erfolge erzielt habe; es sei daher 
wünschenswerth, nach diesem Vorbilde Einheitliches auch für das ganze Deutsche 
Reich zu schaffen. Die Versammlung trat einstimmig dieser Ansicht bei und 
erklärte ihre Aufgabe für eine dauernde. 

Die einzelnen Gegenständen, für welche einheitliche Untersuchungsver- 
fahren eingeführt werden sollen, wurden festgesetzt und die Referenten dafür 
erwählt. Da aber die Freie Vereinigung bayerischer Vertreter der angewandten 
Chemie im Begriffe ist, ihre früheren Vereinbarungen einer Neubearbeitung zu 
unterziehen, wurde aus der Versammlung heraus der Antrag gestellt, an die 
bayerische Vereinigung das Ersuchen zu richten, das Material für diese Neu¬ 
bearbeitung als Grundlage für den vorbezeichneten Zweck zur Verfügung zu 
stellen und die dort bereits thätigen Bearbeiter der einschlägigen Gegenstände, 
insofern sie nicht schon an der heutigen Versammlung theilnehmen, mit heran¬ 
zuziehen. 

Nach weiteren Beschlüssen sollen die bis zum Frühjahr 1896 für die ein¬ 
zelnen Gegenstände einzuliefernden Referate den Theilnehmern der gegenwärtigen 
Versammlung zur Einsichtnahme vorgelegt und deren defiuitive Fassung durch 
weitere Verhandlungen festgestellt werden. Schliesslich wurde, von der Ansicht 
ausgehend, dass derartige Fragen, wie die hier vorliegenden, am erfolgreichsten 
im kleineren Kreise von Sachverständigen berathen und erledigt werden, der 
Antrag gestellt und einstimmig angenommen, den Vorsitzenden zu ersuchen, 
dass er bei der Rcichsverwaltung dahin wirken möge, dass eine ständige 
Kommission von anerkannten Fachmännern aus den verschiedenen Theilen 
Deutschlands eingesetzt werde, welche als technischer Beirath der Reichsver- 
waltung die Aufgabe erhält, einheitliche Untersuchungsverfahren auf dem Gebiete 
der Chemie und Mikroskopie der Nahrungsmittel, Gennssmittel und Gebrauchs¬ 
gegenstände für das Deutsche Reich zu berathen und festzustellen. 

_ (Chemiker-Zeitung.) 


Als Organ zur Erstattung von ärztlichen Obe rgutachten in Angelegen¬ 
heiten der Unfallversicherung wird in Bayern zum 1. Januar k. J. 
in jedem Regierungsbezirke ein ärztliches Kollegium in Unfallversicherungs¬ 
angelegenheiten errichtet. Die Inanspruchnahme der ärztlichen Kollegien soll 
nur in besonders wichtigen und zweifelhaft gelagerten Fällen erfolgen und wird 
dem Ermessen der Berufsgenossenschaften und Ausführungsbehörden, sowie der 
Schiedsgerichte und des bayerischen Landesversicherungsamtes anheimgegeben. 
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Verurtheilung eines Bezirksamtes wegen Ausstellung eines Gut¬ 
achtens behufs Unterbringung eines Geisteskranken in eine Irrenanstalt, 
ohne den Kranken gesehen und untersucht cu haben. 

Gegen den k. Bezirksarzt Dr. R. in Wttrzburg hatte, wie die Augsburger 
Abendzeitung schreibt, der dortige Schneidermeister Sch. Antrag auf Vorent¬ 
scheidung zwecks zivilrechtlicher Entschädigungsklage gestellt, weil er auf Gut¬ 
achten des Dr. R. am 13. Februar 1892 in die psychiatrische Klinik geschafft 
worden war, wodurch ihm pekuniäre Nachtheile erwachsen seien. Die Ein- 
lieferung erfolgte auf Antrag der Ehefrau des angeblich an chronischem Alkoholis¬ 
mus leidenden Sch. wegen körperlicher Misshandlung, ohne dass jedoch Dr. R. 
den Eingelieferten vorher persönlich untersucht hatte. In der Verhandlung des 
Gerichtshofs vom 1. Februar d. J. wurde die Sitzung zu dem Zwecke vertagt, 
um vom Ober-Medizinal-Ausschuss ein Gutachten darüber einzuholen, ob das 
Verfahren des Arztes den Grundsätzen der ärztlichen Wissenschaft entsprochen 
habe und die Voraussetzung des §. 80 der Str.-Pr.-O. gegeben gewesen sei 
Durch einstimmig gefasstes Gutachten des Ober - Medizinal - Ausschusses vom 
8. Mai wurde das Verfahren des Arztes als gerechtfertigt erklärt, da die Ver- 
muthung begründet war, dass Sch. nicht bloss geisteskrank, sondern auch »ge¬ 
meingefährlich“ war und hiernach dessen vorläufige Unterbringung in der psy¬ 
chiatrischen Klinik angezeigt erschien, zumal eine einfache Ueberföhrung in eia 
Arrestlokal unter Umständen von den schlimmsten Folgen begleitet sein kann, 
indem schon Fälle vorkamen, in denen Trinker und Idioten, die in Haftlokalea 
isolirt waren, Selbstmord begingen. Das Verfahren des Arztes entspreche sonach 
den Grundsätzen der ärztlichen Wissenschaft und die Voraussetzung des §. 80 
sei als gegeben zu erachten. Dr. R. habe keinen Grund gehabt, an der Richtig¬ 
keit der Mittheilung der Frau Sch. zu zweifeln, wenngleich die persönliche Un¬ 
tersuchung vor Anwendung des §. 80 die Regel zu bilden habe. Der Ober- 
Staats - Anwalt erklärte gleichwohl, in dem Umstande der Unterlassung einer 
persönlichen Untersuchung des Sch. vor dessen Einlieferung in die Klinik die 
Unterlassung einer dem Arzte obliegenden Amtshandlung erblicken zu müssen, 
da es Pflicht und Aufgabe desselben gewesen sei, den Sch. vorher erst anzu¬ 
sehen und anzuhören und sich nicht mit den einseitigen Angaben der Ehefrau 
zu begnügen. Die Frage der Gemeingefährlichkeit sei keine medizinische Er¬ 
messensfrage, sondern eine polizeiliche Thatfrage, und die Polizei sei nicht etwa 
das Vollzugsorgan des Bezirksarztes, sondern vielmehr letzterer das Organ der 
Polizeiverwaltung, die in letzter Stelle für ihre Massregeln auch die Verant¬ 
wortung zu tragen habe. Die vorläufige Unterbringung in einer Klinik werde 
im Gutachten als etwas ganz harmloses hingestellt; das könne vom medizinischen 
Standpunkte aus so aufgefasst werden, aber nicht vom gesellschaftlichen und 
rechtlichen Standpunkte; es sei ein grosser Unterschied, ob ein Lungenkranker 
in ein Spital geschafft werde oder ein angeblich Geisteskranker in eine Klinik; 
bei letzterem Falle gelte der Spruch: semper aliquid haeret; in gesellschaft¬ 
licher Beziehung erleide ein solcher schwere Schädigung und in rechtlicher ver¬ 
liere er die Disposition über seine Person. Nach übereinstimmenden ärztliches 
Gutachten vom 16. Februar 1892 soll an Sch. keine Spur von geistiger Krank¬ 
heit am andern Tage nach seiner Einlieferung wahrzunehmen gewesen sein, 
weshalb auch dessen Entlassung aus der Klinik erfolgte. Es handle sich um 
Sicherstellung gegen eine allzu zärtliche Umarmung der Psychiatrie, und es 
seien ja auch im §. 85 der Str. - Pr. - 0. die strengsten Kanteten bei geistiger 
Untersuchung von Angeklagten vorgeschrieben. Es handle sich um eine Vor¬ 
frage nicht bloss wegen eines eventuellen Qivilprozesses, sondern wegen Wahrung 
der persönlichen Freiheit. Schliessliich würde sonst kein Mensch im Königreich 
mehr sicher sein, auf Grund einer gehässigen Denunziation von Familien-An¬ 
gehörigen und eines oberflächlichen ärztlichen Gutachtens in eine Irren • Anstalt 
gebracht zu werden. Es sei gewiss und über jeden Zweifel erhaben, dass Dr. R. 
nicht etwa von unlautern Beweggründen geleitet worden sei; er habe sich ledig¬ 
lich durch Mitleid und Besorgniss zu seinem überstürzten Gutachten hinreissez 
lassen; gleichwohl aber müsse in der unterlassenen persönlichen Untersuchung 
vor Einlieferung des Sch. in die Klinik die schuldhafte Unterlassung einer dem 
Arzt obliegenden Amtshandlung erblickt werden. Der Gerichtshof sprach sich 
dahin aus, dass sich Dr. R. bei Abgabe seines Gutachtens der Unterlassung 
einer ihm obliegenden Amtshandlung dadurch schuldig gemacht habe, dass er 
eine persönliche Untersuchung nicht vorgenommen hatte. 
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Der Reg.* und Med.-Rath Dr. Tenholt in Arnsberg ist nun Oberarzt 
der Knappschaft des rheinisch - westfälischen Kohlenreviers gewählt worden und 
hat diese mit dem «Vohnsitz in Bochum verbundene Stelle zu Anfang d. M. über¬ 
nommen, nachdem ihm Allerhöchsten Orts die erbetene Entlassung aus seiner 
bisherigen Steilung ertheilt ist unter gleichzeitiger Uebertragung der kommis¬ 
sarischen Verwaltung des neugeschaffenen Stadtpbysikats Bochum. 


Mit der diesjährigen in Magdeburg vom 19.—22. September statt¬ 
findenden XIX. Versammlung des Deutschen Vereins fttr öffentliche Ge¬ 
sundheitspflege, deren Tagesordnung in Nr. 8 der Zeitschrift (S. 208) bereits 
mitgetheilt ist, wird eine Ausstellung technischer Einrichtungen 
aus dem Gebiete der Wohnungshygiene verbunden sein. Dieselbesteht 
im Anschluss an den Vortrag des Herrn Ingenieur Roechling in der zweiten 
Sitzung: „Technische Einrichtungen fttr Wasserversorgung und Kanalisation in 
Wohnhäusern“, und hat den Zweck, die besten technischen Einrichtungen der be- 
zeichneten Art als Muster in hygienischer Beziehung einem grösseren Publikum, 
namentlich den bei Gelegenheit des Kongresses zahlreich vertretenen Sachver¬ 
ständigen, vorzuführen. 

Die städtische Verwaltung hat fttr diesen Zweck ein Haus (Domstr. 8) 
mit grösserem Hofraum zur Verfügung gestellt, welches im Erdgeschosse und 
im Obergeschosse ausreichenden Raum fttr eine solche Ausstellung bietet. 

Das Erdgeschoss enthält einen zusammenhängenden Ausstellungsraum, in 
welchem nur Gegenstände, die auf die Wasserversorgung und Entwässerung von 
Wohnhäusern Bezug haben, untergebracht werden sollen; dem gleichen Zwecke 
sollen der Hofraum und die angrenzenden Schuppenräume dienen. 

Dagegen ist das Obergeschoss mit seinen einzelnen Zimmerräumen dazu 
bestimmt, die Gegenstände in Verbindung mit dem Hause, sowie mit den Wasser¬ 
zuleitungen und Abflussleitungen zu zeigen, und soll hier das Programm auch 
auf Gegenstände der Zimmerheizung, Beleuchtung und Ventilation 
ausgedehnt werden. 

Zur Beschickung der Ausstellung ist eine Anzahl hervorragender Firmen 
aufgefordert, und verspricht dieselbe nach den eingegangenen Zusagen eine 
reichhaltige und hochinteressante zu werden. Ihre Eröffnung wird am ersten 
Versammlungstage stattfinden. # 


Programm der vom 24.—30. September d. J. in Wien stattflndenden 
66. Versammlung der Gesellschaft deutscher Naturforscher und Aerzte. 

A. Allgemeine Tagesordnung. 

Sonntag, aen 23. September, 7 Uhr Abends: Zwanglose Zusammenkunft 
im Kursalon des Stadtparkes. 

Montag, den 24. September, 11 Uhr Vormittags: I. Allgemeine Sitzung 
im grossen Musikvereinssaale, I., Kärntnerring, Kttnstlergasse Nr. 3. 1. Eröffnung 
der Versammlung, Begrttssungen und Ansprachen. 2. Mittheilungen des Vor¬ 
sitzenden der Gesellschaft deutscher Naturforscher und Aerzte, des Herrn Pro¬ 
fessor Eduard Suess (Wien). 3. Vortrag des Herrn Geheimen Medizinalratheg 
Professor E. Leyden (Berlin): „Ueber Gerhard van Swieten und die moderne 
Klinik.“ 4. Vortrag des Herrn Professor E. Mach (Prag): „Ueber ein erkennt- 
nisstbeoretisches Thema.“ — 3 Uhr Nachmittags: Konstituimng der Abtheilungen 
und Sitzungen derselben. — Gegen Abend Ausflüge auf den Kahlenberg oder in 
den Prater nach Schönbrunn, Hohe Warte, Klosterneuburg, Dornbach etc. 

Dienstag, den 26. September, 9 Uhr Vormittags und 2 Uhr Nach¬ 
mittags: Abtheiluugssitzungen. — Abends: Gesellige Zusammenkunft im Thier¬ 
garten. 

Mittwoch, den 26. September, 11 Uhr Vormittags: n. Allgemeine 
Sitzung im grossen Musikvereinssaale: 1. Vortrag. 2. Vortrag des Herrn Pro¬ 
fessor A. F o r e 1 (Zürich): „Gehirn und Seele.“ 3. Geschäftssitzung der Gesell¬ 
schaft. — 3 Uhr Nachmittags: Abtbeil ungssitzungen. — Gegen Abend: Ausflüge. 

Donnerstag, den 27. September, 9 Uhr Vormittags: Abtheilungs¬ 
sitzungen. — 12 Uhr Mittags: Empfang der Theilnebmer beim Bürgermeister 
der k. k. Reichshaupt- und Residenzstadt Wien, Dr. Raimund Grübl, im 
Rathhause. — 3 Uhr Nachmittags: Abtheilungssitzungen. — Gegen Abend: 
Ausflüge. 
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Freitag, den 28. September, 11 Uhr Vormittags: UL Allgemeine Sitzung 
im grossen Mnsikvereinss&ale. 1. Vortrag des Herren Geheimen Medizin alrath« 
A. Ton Kölliker: „Ueber die feinere Anatomie and die physiologische Be¬ 
deutung des sympathischen Nervensystems.“ 2. Vortrag des Herrn Oskar Ban¬ 
mann: „Durch Massai-Land zur NilqueUe.“ — 3 Uhr Nachmittags: Abtheilungs¬ 
sitzungen, bezw. Festdiner im Etablissement Ronacher, I., Himmelpfortgasse 25. 

Samstag, den 29. September: Ausflug nach dem Semmering (Südbahnl 

Für die Theilnehmerkarte ist ein Betrag von fl. 10 österr. Währ, 
(oder 17 Mark) zu entrichten; die Karte berechtigt zum Bezüge des Fest¬ 
abzeichens, des Tagblattes und der anderen für die Theilnehmer bestimmten 
Drucksachen, zum Besuche der Ausstellung und zur Theilnahme an Festlich¬ 
keiten; sie ist zu diesem Zwecke mit Coupons versehen, gegen welche die ent¬ 
sprechenden Karten ausgegeben werden. Nähere Mittbeilungen hierüber werden 
im Tagblatt veröffentlicht. Weiterhin berechtigt die Theilnehmerkarte zum Be¬ 
züge von Damenkarten ä fl. 5 (oder 8,50 Mark). Letztere legitimiren die Be¬ 
sitzerinnen bei den veranstalteten Festlichkeiten, Ausflügen u. s. w., sowie bei 
den vom Damenausschuss vorbereiteten Unternehmungen. Die Karten sind 
bis 22. September durch die Verlagsbuchhandlung des Herrn Franz Deuticke, 
I., Schottengasse 6, gegen Einsendung des Betrages, vom 23. September an in 
der Kanzlei der 66. V ersammlung deutscher Naturforscher und Aerzte, Universi¬ 
tät, I., Franzensring za beziehen. Ebendaselbst werden Anmeldungen für dea 
Beitritt zur Gesellschaft deutscher Naturforscher und Aerzte angenommen. 

Das Zentralbureau der Versammlung befindet sich vom 23. September 
an in der k. k. Universität (I., Franzensring); daselbst werden auch das Tagblatt, 
die Karten für Festlichkeiten etc. ausgegeben, sowie Auskünfte jeder Art, s. B. 
auch über Wohnungen, ertheilt 

Auf den Bahnhöfen Wiens wird bei Ankunft jeden Schnellzuges eine Ab¬ 
ordnung des Wohnungs - Ausschusses die Gäste empfangen, ihnen Wohnungen 
anbieten und für ihre Beförderung zu der gewählten Wohnung nach Möglichkeit 
Sorge tragen. Ausserdem werden Auskünfte über Wohnungen im „Wiener 
Verein für Stadtinteressen und Fremdenverkehr, I., Jasomirgottgasse 2 (Stephans¬ 
platz)“ ertheilt. Es ist aber sehr zu empfehlen, schon vorher Wohnungen za 
bestellen. In dem Gebäude der Universität wird sich ein Post- und Telegraphen¬ 
amt .befinden; daselbst zu behebende Briefe haben die Adresse zu tragen: Wien, 
Universität, Naturforscher - Versammlung. 

Das Tagblatt wird täglich von 9 Uhr an in dem dazu bestimmten 
Bureau der Universität gegen Vorweisung der Theilnehmerkarte und Abgabe 
des betreffenden Coupons ausgefolgt. Dasselbe wird das Programm jedes Tages, 
die kurzen Sitzungsberichte des vorhergehenden Tages, anderweitige Mitteilungen 
an die Theilnehmer, sowie die Liste derselben und ihre Wohnungen enthalten. 
Um die Vollständigkeit dieser letzteren zu ermöglichen, wird jeder Theilnehmer 
gebeten, beim Lösen der Theilnehmerkarte seine Wohnung und eventuelle spätere 
Aenderungen derselben anzuzeigen. 

Mit der Versammlung ist eine im Universitätsgebäude untergebrachte 
Ausstellung verbunden, zu deren Besichtigung die Theilnehmer vom 24. bis 
30. September eingeladen sind. Dieselbe zerfällt in drei Abteilungen: 1. All¬ 
gemeine medizinisch-naturwissenschaftliche Gegenstände; 2. historische Aus¬ 
stellung von medizinischen und naturhistorischen Objekten; 3. Ausstellung 
naturwissenschaftlicher Lehrmittel der österreichischen Mittelschulen. 

B. Tagesordnung der einzelnen Abtheilungen. 

Interne Medizin (22). Sitzungslokal: Hörsaal der UI. medizinischen 
Klinik. (Einführender Prof. Hofrat Dr. Nothnagel, Rathhausstrasse 13. 
Schriftführer: Privatdozenten Dr. Lorenz und Dr. Herz.) Professor von 
Noorden (Berlin): Die Bedeutung der Stoffwechseluntersuchungen für die 
Therapie. — Privatdozent Hammerschlag (Wien): Ueber die quantitative 
Bestimmung des Pepsins im Magensaft. — Professor Fürbringer (Berlin): 
Ueber die diagnostische Bedeutung der Spinalpunktion. — Professor Mosler 
(Greifswald): Ueber Akromegalie. — Professor Martins (Rostock): Ueber pa¬ 
roxysmale Herzerweiterung. — Professor 0. Rosenbach (Breslau): Inwieweit 
ist die Diagnostik innerer Krankheiten durch die Bakteriologie gefördert worden f 
— Dr. Schott (Nauheim): Ueber das Verhalten der Ventrikel bei Mitralin- 
sufficienz. — Dr. Vehse mey er (Berlin): Ueber Leukaemie. — Dr. JuLWeiss 
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(Wien): Ueber Präventivbehandlung des Fiebers. — Sanitätsrath Dr. Jacob 
(Cudowa): Akute und chronische Herzdilatation auf nervöser Basis. — Dr. J. 
Boas (Berlin): Ueber Gastritis acida. — Privatdozent Pal (Wien): Thema 
Vorbehalten. — Dr. Higier (Warschau): Beitrag zur Klinik der familiären und 
hereditären Hirnkrankheiten. — Professor Leo (Bonn): Thema Vorbehalten. — 
Professor See gen (Karlsbad): Glycaemie und Diabetes mellitus. — Professor 
Glax (Abbazia): Zur diätetischen Behandlung chronischer Herzkrankheiten. — 
Dr. C. S. Engel (Berlin): Zur Genese und Regeneration des Blutes mit De* 
moustration von Hikrophotogrammen. — Dr. M. Mendelsohn (Berlin): Kli¬ 
nisch-experimentelle Studien über paroxysmale Haemoglobinnrie. — Dr. S. 
Jessner (Königsberg i. Pr.): Beziehungen innerer Krankheiten zu Hautver¬ 
änderungen. — Dr. Kleiner (Heidelberg): Ueber die Beziehungen der Ar- 
teriosclerose zu Pankreaserkrankungen und zu bestimmten Diabetesformen. — 
Dr. Emil Pfeiffer (Wiesbaden): Die Harnsäureausscheidung beim akuten Gicht- 
anfalle. — Dr. Berthold Beer (Wien): Ueber Perimyositis. — Privatdozent Max 
Sternberg (Wien): Zur Akromegalie mit anatomischen und klinischen Demon¬ 
strationen. — Privatdozent Gust. Klemperer (Berlin): Zur Frühdiagnose des 
Magencarcinoms. — Dr. Dolega (Leipzig): Ueber Mechanotherapie und ihre 
Berücksichtigung im klinischen Unterricht. — A. Heller (Nürnberg): „Pharyn- 
potherapie“. Ein Beitrag zur Behandlung der Infektionskrankheiten. — Pro¬ 
fessor v. Ziemssen (München): Methode und Werth klinischer Blutdruck¬ 
messungen. 

Chirurgie (23). Sitzungslokal: Hörsaal der I. chirurgischen Klinik. 
(Einführender: Hofrath Prof. Dr. Albert, Alexandcrplatz 7, Schriftführer: Dr. 
Schnitzler und Dr. Ewald, Assistenten an der chirurgischen Klinik). Pro¬ 
fessor Englisch (Wien): Ueber ein herniologisches Thema. Professor Kocher 
(Bern): Ueber Strumen. — Professor Krause (Altona): Ueber die Ergebnisse 
der intrakraniellen Trigeminusresektion. — Professor Lorenz (Wien): Ueber 
die Therapie der kongenitalen Hüftgelenksluxation (mit Demontrationen). — Dr. 
Schuchardt (Stettin): Extirpation eines grossen Blasencarcinoms (mit Demon¬ 
stration).— Professor Weinlechner (Wien): Ueber angeborene und er¬ 
worbene Schädeldefekte und die damit zusammenhängende Meningocele trau¬ 
matica. — Dr. Zinsmeister (Troppau): Beitrag zur Abdominalchirurgie (mit 
Demonstration). — Professor Wölfl er (Graz): Ueber die Gastro-Anastomose.— 
Dr. Dolega (Leipzig): Zur Behandlung des runden Rückens (mit Demonstra¬ 
tionen).— Dr. Bum (Wien): Ueber mobilisirende Behandlung von Knochen¬ 
brüchen. — Dr. J. Habart (Wien): Historische Beiträge zur Keuntniss der 
Schussfrakturen. — Professor V. v. Hacker (Wien): Ueber die Bedeutung der 
Elektrooesophagoskopie im allgemeinen und für die Extraktion von Fremdkörpern 
aus der Speiseröhre im besonderen. 

Gynäkologie und Geburtshülfe (24). Sitzungslokal: Hörsaal der I. ge¬ 
burtshilflich-gynäkologischen Klinik. (Einführender: Prof. Dr. Schau ta, 
Kochgasse 14, Schriftführer: Privatdozenten Dr. Herzfeld und Dr. Wert¬ 
heim). Dr. Prochownik (Hamburg): a) Ueber das spätere Schicksal ek¬ 
topisch Geschwängerter; b) Demonstration über ektopische Schwangerschafts¬ 
bilder. — Dr. Thorn (Magdeburg): Ueber Beckenhaematome. — Privatdozent 
L. Landau (Berlin): Zur Indikation und Technik der Hysterektomia vaginalis. 
— Professor F. Ahlfeld (Marburg): Thema Vorbehalten. — Professor Ehren¬ 
dorf e r (Innsbruck): Thema Vorbehalten. — Dr. Kehrer (Heidelberg): Ueber 
Phylogenie des Beckens. — Dr. R. v. Braun (Wien): Die Erfolge des Kaiser¬ 
schnittes gegenüber denen bei Symphyseotomie. — Dr. Leopold (Dresden): 
a) Ueber die vaginale Totalextirpation wegen Uterusmyomen oder schwererer 
Adnexenerkrankungen. b) Zur Heilung der Ureter-Bauchdeckenfistel und grosser 
Blasenscheidenfisteln durch die Sektio alta. — Dr. Latzko (Wien): Beitrag 
zur Osteomalaciefrage. — Privatdozent 0. Zuckerkandl (Wien): Ueber 
Cystitis feminae. — Professor P. Müller (Bern): Thema Vorbehalten. — Pro¬ 
fessor v. W i n c k e 1 (München) :jThema Vorbehalten. — Dr. T u s z k a i (Budapest): 
Ueber ektopische Schwangerschaft. — Dr. Walch er (Stuttgart): Ueber die 
Veränderlichkeit der Conjugata. — Dr. A m a n n junior (München): Ueber die 
Entstehung des Uteruscarcinoms. 

Psychiatrie und Neurologie (26). Sitzungslokal: Hörsaal der psychiatri¬ 
schen Klinik. (Einführender: Prof. Hofr. Dr. v. Krafft-Ebing, Maximilian¬ 
platz 4/5. Schriftführer: Privatdozenten Dr. Freud und Frankl v. Hoch- 
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wart). Professor Forel (Zürich): a) Die Rolle des Alkohols bei Epilepsie, 
sexuellen Perversionen und anderen psychischen Abnormitäten, b) Thema Vor¬ 
behalten. — Professor Jolly (Berlin): Ueber Syphilis und Aphasie. — Medi- 
zinalrath Schuchardt (Sachsenberg): Zur gerichtlichen Psychopathologie. — 
Professor Eulenburg (Berlin): Basedowsche Krankheit und Schilddrüse. — 
Privatdozent Dr. M. Sternberg (Wien): Eine Färbung für pathologische Nea- 
roglia. — Professor Pick (Prag): Experimentell - anatomische Untersuchungen 
über den Fasernverlauf in den Sehbahnen. — Dr. Max Herz (Wien): a) l eher 
kritische Psychiatrie, b) Die materiellen Grundlagen des Bewusstseins. — Ur. 
Löwenfeld (München): a) Ueber einige seltenere psychische Zustände bei 
Hysterischen, b) Ueber hysterische Chorea. — Dr. Busch an (Stettin): Kritik 
der neueren Theorien über die Pathogenese der Basedowschen Krankheit. — 
Professor Anton (Innsbruck): Demonstration über Degeneration der Balkenlagen* 
im menschlichen Gehirn. — Dr. A. Schmitz (Bonn): a) Ueber Neurasthenie 
und Hypnose; (in einer kombinirten Sitzung der Abtheilungen 22 und 26*. 
b) Alkoholismus und Gesetzgebung. — Dr. Marina (Triest): Hemiatrophie unu 
Hemikontraktur der Zunge. — Privatdozent S ommer (Würzburg): Exakte gra¬ 
phische Darstellung unwillkürlicher celebral bedingter Bewegungen. 

Hygiene (31). Sitzungslokal: Hörsaal des hygienischen Institutes, IX.. 
Schwarzspanierstrasse 17. (Einführender: Prof. Dr. Gräber, Waisenhausgasse 6 
Schriftführer: Assistent Dr. Lode und Reg.-Arzt, Dr. Wiener). Direktor 
E. Bayr (Wien): Die obligatorische Einführung der Steilschrift in den Schulen 
ist eine hygienische Nothwendigkeit. — Professor Hans Büchner (München*: 
Thema Vorbehalten. — Professor 0. Bujwid (Krakau): Ueber den jetzigen 
Stand der Tollwuth; Schutzimpfungen. — Professor H. Griesbach _ (Mühl¬ 
hausen) : Ueber geistige Ermüdung und über die Hygiene geistiger Arbeiten am 
deutschen Lehranstalten. — Professor Max Gruber (Wien): a) Experimentelles 
zur Frage der Selbstreinigung der Flüsse, b) Desinfektion durch aufeinander¬ 
folgende Einwirkung mehrerer Desinfektionsmittel. — Dr. Emanuel Koha 
(Wien): Masseninhalationen in Schulen als Vorbauungsmittel gegen Verbreitung 
der Diphtheritis durch Schulkinder und unter Schulkindern. — Dr. E. Me tsch- 
nikoff (Paris): Thema Vorbehalten. — Professor F. Renk (Dresden): Ueber 
die Veränderungen der Kuhmilch beim und nach dem Sterilisiren. — Professor 
Max Rnbner (Berlin): Thema Vorbehalten. — Dr. Josef Schrank (Wien*: 
Ueber das Verhalten gewisser pathogener Bakterien in einigen Nahrungs- und 
Genussmittein. — Hofrath Dr. Stich (Nürnberg): Einige Kapitel aus der Eisen¬ 
bahn-Hygiene. — Professor Stutzer (Bonn): Nachweis von Fäces- und Typhus- 
Bakterien im Trinkwasser. — Dr. Th. Weyl: Die Amendirong der Gesetz¬ 
gebung über die Gebrauchsgegenstände. 

Medizinalpolizei (32). Sitzungslokal: Hörsaal XIX. (Einführender: 
Minist.-Rath Rittm. v. Kusy, Laudongasse 34, Schriftführer: Sekt.-Rath Pr. 
Daimer und Minist.-Vize-Sekret. Dr. Netolitzky). Sanitätsrath Dr. Theo! 
Alt schul (Prag): Einige kritische Bemerkungen zur medizinischen Statistik. — 
Professor Bujwid (Krakau): Ueber die Resultate der Untersuchung der Mark;- 
milch in Krakau. — Professor Locbisch (Innsbruck): Ueber Gerbereianlag»n. 

— Centralgewerbe-Inspektor Ministerial - Rath Dr. Migerka (Wien): Unfall¬ 
verhütung und das gewerbe - hygienische Museum in Wien. — Bezirksamt Dr. 
Presl (Jicin): Ueber die Sterblichkeit in den einzelnen Lebensklassen nach den 
Resultaten der Volkszählungen in den Jahren 1880 und 1890. — Bezirksarzt 
Dr. L. Shiavuzzi (Pola): Zur Geschichte der Medizinalpolizei in Istrien. — 
Polizeiarzt Dr. Jos. Schrank (Wien): Ueber neuere Gesichtspunkte bei der 
ärztlichen Untersuchung der unter Kontrole stehenden Prostituirten. — Polizei- 
Chefarzt Sanitätsrath Dr. A. Witlacil: Ueber den neuorganisirten polizeiarzi- 
lichen Dienst in Wien. — Centralimpfarzt Dr. Stumpf (München): Feber 
Impfschäden. — Oberimpfarzt Dr. L. Voigt (Hamburg): Ueber Impfschädin. 

— Eventuell: Professor Bollinger (München): Ueber die Verwendung v»»c 
Impfthieren. 

Gerichtliche Medizin (33). Sitzungslokal: Leichenhof, Hörsaal des 
gerichtlich - medizinischen Institutes. (Einführender: Prof. Hofrath Dr. v. Hof¬ 
mann, Schwarzspanierstrasse 16, Schriftführer: Assistent Dr. H&berda 
und Landesgerichtsarzt Dr. Pilz.) Professor Emrnert (Bern): Die Ver¬ 
tretung der gerichtlichen Medizin an den medizinischen Fakultäten. — 
Professor Messerer (München): Thema Vorbehalten. — Professor Seydel 
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(Königsberg): Tod durch Aspirations - Erstickung im bewusstlosen Zustand. — 
Professor Ungar (Bonn): Thema Vorbehalten. — Privatdozent Strass* 
mann (Berlin): Stuprum und Gonorrhoe. — Dr. Platten (Wilhelmshaven): 
Thema Vorbehalten. — Dr. Frey er (Stettin): a) Das Puerperalfieber in 
forensischer Beziehung, b) Mittheilung eines Falles von fahrlässiger Tödtung 
der Mutter und des Kindes in der Geburt durch die Hebamme. — Dr. Mitten¬ 
zweig (Berlin): Ueber strafbare Fruchtabtreibung. — Dr. Nobiling (München): 

a) Einiges über Herzwunden, b) Knochenkernentwickelnng in der unreifen 
Flucht und im Neugeborenen. — Dr. C o r i n (Lüttich): Ueber die Beschaffenheit 
des Leichenblutes. — Professor Kratter (Graz): a) Ueber gerichtsärztliche 
Kunstfehler (mit Demonstration), b) Zur Diagnostik der Erstickung. — Hofrath 
Professor v. Hofmann (Wien): Ueber Aneurysmen der Basilararterien und 
ihre Ruptur als Ursache des plötzlichen Todes, b) Demonstrationen. — Professor 
Dittrich (Prag): a) Ueber Geburtsverletzungen am Neugeborenen, b) Ueber 
einen weiteren als Verletzung angesehenen congenitalen Haatdefekt.— Dr. Ipsen 
(Graz): a) Beobachtungen aus dem Gebiete der forensischen Bakteriologie (mit 
Demonstrationen), b) Zur Differentialdiagnose der Pfianzenalkaloide und Bakterien¬ 
gifte. — Dr. Faulhaber (Wien): Demonstration ausgeheilter Verletzungen.— 
Dr. Wachholz (Krakau): a) Ueber die Altersbestimmung an Leichen anf 
Grund des Ossifikationsbefundes im oberen Humerusende (mit Demonstrationen). 

b) Ueber Veränderung der Athmungsorgane in Fällen von Vergiftung durch 
Karbolsäure. — Dr. Richter (Wien): Rückenmarksbefunde bei akuten und 
chronischen Intoxikationen. — Dr. Pilz (Wien): Praktische Bemerkungen zur 
Begutachtung von Verletzungen nach §. 152, §. 155 und §. 156 des österreichi¬ 
schen Strafgesetzes. — Dr. Hab er da (Wien): a) Ueber Gangraen der Fusshaut 
bei subakuter Vergiftung durch Phosphor, b) Anatomische Befunde am Genitale 
nach mechanischer Frnchtabtreibung. 

Medizinische Geographie, Statistik und Geschichte (34). Sitzungs¬ 
lokal: Hörsaal XXVI. (Einführender: Univ.-Prof. Dr. Puschmann, Martin¬ 
strasse 6, Schriftführer: Redakteur Dr. Kronfeld und Dr. Neuburger.) 
K. k. Sektions - Chef Professor v. Inama-Sternegg (Wien): Ueber die 
Wohnungsverhältnisse und die Mortalität in den grösseren österreichischen 
Städten. — Regierungsrath Dr. E. Kämmerer, erster Physikus der Stadt 
Wien: Die Horbiditäts-und Mortalitäts-Verhältnisse des Stadtgebietes von Wien. 
— Stabsarzt Dr. Myrdacz (Wien): Deber die geographische Verbreitung einiger 
Körpergebrechen in Oesterreich-Ungarn. — Bezirksarzt Dr. A. v. Kutschera 
(Leoben): Die Verbreitung der Tuberkulose in Steiermark mit besonderer Be¬ 
rücksichtigung der Landeshauptstadt Graz. — Professor v. Dühring (Kon¬ 
stantinopel): a) Ueber die Lepra in der Türkei, b) Verbreitung der Syphilis 
im Innern von Kleinasien. — Dr. med. E. Holub (Wien): a) Lues unter den 
Stämmen der Ba-N’thu und der Hottentotten - Rasse in Süd-Afrika. ^Geogra¬ 
phische Verbreitung der Krankheiten in Süd-Afrika, c) Einheimische Aerzte 
unter den central-südafrikanischen Ba-N’thu. — Professor A. Herrmann 
(Budapest): Ueber den Stechapfel als spezielles Heil- und Zaubermittel der 
Zigeuner. — Hofrath Dr. M. Höfler (Tölz): Die Quellen der populären deut¬ 
schen Krankheits-Namen. — Dr. K. Sudhoff (Hochdahl bei Düsseldorf): 
a) Ueber Paracelsus, b) Lorenz Phries. — Gardearzt Dr. v. Töply (Wien): 
Jean Riolan der Jüngere. — Professor L. Kleinwächter (Czernowitz): Der 
Antheil Oesterreichs an der Entwickelung der Geburtshülfe und Gynäkologie. — 
Dr. M. Neuburger (Wien): Ein neu entdeckter medizinischer Papyrus im 
British Museum. — Professor Th. Puschmann (Wien).* Geschichte der Lehre 
von der Uebertragung der Krankheiten. — Cand. med. J. Schwarz (Wien): 
Zur älteren Geschichte des anatomischen Unterrichtes an der Wiener Universität. 

Militärsanitätswesen (36). Sitzungslokal: Hörsaal XXXVII. (Ein¬ 
führender: Univ.-Prot., k. u. k. Stabsarzt Dr. Florian Kratschmer, Wäh- 
ringerstrasse 25, Schriftführer: K. u. k. Reg.-Arzt Dr. Schöfer und Chef- 
Arzt bei d. ung. Leibgarde Dr. Habart.) Dr. P. Myrdacz (Wien): Ueber 
die neueren Fortschritte der Militär-Sanitäts-Statistik. Demonstration einer neuen 
Feldtrage. — Regimentsarzt Dr. R. Läska (Wien): Ueber Trachom. — Oberstabs¬ 
arzt Dr. E. Janchen (Wien): Ueber Geisteskrankheiten in der Armee. — 
Regimentsarzt Dr. S. Kirchenberger (Olrnütz): Ueber die fortschreitende 
Besserung der Gesundheitsverhältnisse in den europäischen Armeen. — Regi¬ 
mentsärzte Dr. E. Faulhaber und Dr. J. Habart (Wien): Ueber den Keim- 
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gehalt in frischen Schusswunden. — Regimentsarzt Dr. E. Hollerung (Press- 
bnrg): Der Militärarzt als Erzieher in den Militärbildungsanstalten. — ßeiri- 
mentsarzt Dr. F. Schardinger (Wien): Beiträge zur hygienischen Beurtheilun? 
des Trinkwassers mit Demonstrationen. — Regimentsarzt Dr. Kowalski: 
Mittheilung über Durchgäugigkeit pathogener Keime bei der Wasserfiltrati-« 
mit Hülfe sogenannter Klein-Filter. — Dr. J. Karlinski: Zur Armee- 
filterfrage. 


Cholera. Deutsches Reich. In der Zeit vom 23. Juli bis 6. August 
sind im Weichselgebiet nur 13 Cholera - Erkrankungen mit 5 Todesfälle* 
vorgekommen; eine Verschleppung der Seuche nach anderen Orten des deutsche* 
Reiches hat während dieser Zeit nicht stattgefunden. 

In Galizien hat die Cholera weiter um sich gegriffen, namentlich in 
der Stadt Zaleszczyki (Ostgalizien), wo sich ein Epidemieherd gebildet, wie 
es in dem Masse in keinem der beiden vorangegangen Jahre geschehen ist. Vom 
5. Juni bis 4. August, also innerhalb zwei Monaten, sind daselbst 239 Personen 
= 5°/ 0 der Bevölkerung an der Cholera erkrankt und 125 gestorben. I*as 
Centrum der Epidemie bildet das von der Eisenbahn nicht durchzogene und daher 
von dem grossen Verkehr abseits, am Dniester bis zur Einmündung des Zbrucz. 
liegende Gebiet Ostgaliziens (namentlich die Bezirke Borszczow, Husiaty* 
und Zaleszczyki) und dürfte gerade dem Umstande, dass der Verkehr dieses 
Gebietes kein so lebhafter ist, es wesentlich zuzuschreiben sein, dass es bisher 
gelungen ist, die Seuche auf dasselbe zu beschränken. In Westgalizien 
(Krakau und Umgegend — Weichselgebiet) und in der Buckow in a hat die 
Cholera dagegen noch keine grössere Ausbreitung gefunden. Die Zahl der in <hr 
Zeit vom 24. Juli bis 6. August in Galizien angemeldeten Cholera-Erkrankungen 
und Todesfälle betrug 691 (338). Davon entfallen auf Westgalizien (Stadt 
Krakau und Umgegend, Bezirke Bochnia, Dabrowa, Mielec, Nisko, Saytusch. 
Tornobrzeg, Tarnow und Wieliczka) 192 Erkrankungen mit 9i Todesfällen, aut' 
Ostgalizien (Bezirke Borszczow, Buczacz, Czortkow, Horodenka, Husiatyn, 
Kolomea, Skalat, Stanislau, Tarnopol, Tlumacz, Zaleszczyki) 499 (247). Die Ge- 
sammtzahl der in Galizien seit dem 7. April d. J. vorgekommenen Cholera-Er¬ 
krankungen beträgt demnach 1147 mit 577 = 50°/ o Todesfällen in 22 politi¬ 
schen Bezirken und 95 Gemeinden, 

In der Bukowina sind vom 24. Juli — 6. August 37 Cholera-Erkran¬ 
kungen und 14 Todesfälle gemeldet, davon 18 (10) im Bezirk Kotzman, 19 (4) 
im Bezirk Wiznitz (sämmtlich in der Gemeinde Waszkoutz). 

In Belgien sind in der Provinz Lüttich vom 1.—17. Juli 101 
Cholera-Todesfälle amtlich gemeldet. In der Zeit vom 19. — 27. Juli wurden 
in der Stadt Lüttich 26 Erkrankungen mit 13 Todesfällen festgestellt, in ein¬ 
zelnen stromauf- und stromabwärts an der Maas gelegenen Ortschaften vom 17. 
bis 80. Juli 12 (7). 

In den Niederlanden sind während der letzten Wochen an ver¬ 
schiedenen Orten (Amsterdam, Rotterdam, Harlem, Dortrecht, Utrecht u. s. w.) ver¬ 
einzelte Cholerafälle vorgekommen; nur in Maastricht ist die Zahl derselben eine 
etwas grössere, bis zum 7. August 50 Erkrankungen mit 24 Todesfällen. 

In Russland hat die Cholera, amentlich in Russisch-Polen sehr 
erheblich zugcnom.men. Es wurden gemeldet in der Stadt Petersburg: vom 
15.—21. Juli: 1292 Erkrankungen mit 584 Todesfällen, vom 22. Juli bis 1. Aug.: 
1046 (620); im Gouvernement Petersburg vom 8.—21. Juli: 662 (94), im Gou¬ 
vernement Kurland vom 8.—21. Juli: 44 (23), in der Stadt Warschau vom 15. 
bis 30. Juli: 307 (144), in den Gouvernements Warschau vom 14.—28. Juli: 779 
(383), Kielce vom 10.—25. Juli: 845 (38t), Radom vom 12.—27. Juli: 886 (535). 
Plock vom 12.—28. Juli: 299(159), Kalisch vom 8.—14. Juli: 195 (90), Siedlet 
vom 22.-29. Juli: 60 (22). 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rath i. Minden L W. 

J, C. C. Bruns, Buchdruckerei, Minden. 
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V, Geschichtliches Uber die Entwickelung des Hebammen- 
Wesens, Vorschläge zur Verbesserung desselben und kurzes 
Referat Uber das Hebammenwesen des Reg.-Bez. Köslin. 

(Vortrag, gehalten auf der Versammlung des Mediz.-Beamten-Vereins des Reg.-Bez. 

Köslin am 15. März 1894 y. Kreisph. und Sanitätsrath Dr. Raabe-Kolberg.) 

(Schluss.) 

^ Kurzes Referat über das Hebammenwesen im Regie¬ 
rungsbezirk Köslin im Jahre 1893. 

r : Im Jahre 1893 praktizirten im Regierungsbezirk Köslin 

324 Hebammen, von diesen wohnten 

in den Städten 98 

in ländlichen Ortschaften 226 

Bei einer Einwohnerzahl im Regierungsbezirk von 563 570 
Personen kam somit je eine Hebamme auf 1739 Einwohner. Wenn 
■wir die jetzt geltende Annahme, dass eine Hebamme für eine Be¬ 
wohnerzahl von 2000 genüge, auch zu der unsrigen machen, so 
würde der Regierungsbezirk Köslin scheinbar vollkommen aus¬ 
reichend mit Hebammen versehen sein; die weiter unten auf¬ 
gestellte Uebersicht über die Vertheilung der Hebammen auf die 
Flächenausdehnung ergiebt jedoch das Gegentheil. 

Selbstverständlich kommen die Städte, weil sie mehr Aus¬ 
sicht auf reichlichen Verdienst und geringere Beschwerden bei der 

^ Ausübung des Hebammen - Gewerbes mit sich bringen, bei der Ver¬ 
keilung der Hebammen auf die Einwohnerzahl bedeutend günstiger 
fort, als das platte Land; denn während in den Städten bereits 
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auf 1543 Einwohner eine Hebamme kommt, ist dies in den länd¬ 
lichen Ortschaften erst bei 1824 Einwohnern der Fall. 

Die Flächenausdehnung des Regierungsbezirkes beträgt 
14025 qkm, im Durchschnitt kommt somit l Hebamme auf 43,2 qkm, 
eine allerdings nicht unbedeutende Fläche, welche noch viel un¬ 
günstiger hervortreten würde, wenn wir die in den Städten, als.» 
auf geringer Flächenausdehnung, wohnenden Hebammen von denen 
des platten Landes mit ihrem bei weitem grösseren Wirkungs¬ 
kreise trennen könnten. 

Selbst wenn wir dem Umstande gerecht werden wollen, dass 
viele Hebammen in den kleinen Städten ihre Praxis auch aut die 
umliegenden Ortschaften ausdehnen, so bleibt trotzdem noch eine 
so grosse Flächenausdehnung für die Hebammen des platten 
Landes übrig, dass man hier entschieden von einem Hebammen¬ 
mangel sprechen kann; gerade die spärliche Besetzung des 
platten Landes mit Hebammen, die grosse Raumentfernung ein¬ 
zelner Ortschaftenvon dem Wohnort der Hebamme leistet aber der 
Hebammenpfuscherei, und wenn wir offen sein wollen, nicht ganz 
ohne Berechtigung Vorschub. 

Nach den einzelnen Kreisen gesondert vertheilen sich die 
Hebammen auf Flächenraum und Einwohner in folgender Weise: 


Es kommt eine Hebamme im Kreise: 


Belgard 

auf 36,31 )km 1167 städt. 1437 

ländl., 

i. Durchschn. auf 1437 Bew. 

Bublitz 

» 

54,3 

n 

1178 

rt 

1740 

rt 

fl 

fl 

1564 . 

Biitow 

rt 

46,8 

rt 

1253 


2078 

yt 



1824 . 

Dramburg 

rt 

58,6 

it 

1360 

rt 

2242 

rt 

rt 

fl 

1789 „ 

Köslin 
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rt 

2968 

rt 

1833 

rt 

rt 

rt 
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Kolberg 

fl 

31,0 

fl 

1829 
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1690 
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rt 
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Lauenburg 
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Neustettin 
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rt 
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Rummelsburg 
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rt 
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Schlawe 

rt 

36,8 

rt 

1585 

rt 

1738 

rt 

y» 

fl 

1703 . 

Stolp 

it 

49,2 

rt 

1835 

fl 

2270 

rt 

rt 

fl 

2147 . 

Im Regierungsbz. 

rt 

43,2 Qkm 1543 städt. 1824 ländl., 

i. Durchschn. auf 1739 Bew. 


Hiernach wird die Durchschnittszahl von 2000 Einwohnern 
auf eine Hebamme nur unbedeutend und nur in wenigen Kreisen 
überschritten. 


Unter den Städten sind es grade die drei grössten im Be¬ 
zirk, Stolp, Köslin, Kolberg, in denen die meisten Einwohner auf 
eine Hebamme entfallen; eine von ihnen, die Regierungs-Haupt¬ 
stadt Köslin überschreitet sogar bedeutend die angenommene Durch¬ 
schnittszahl, alle anderen Städte stellen sich günstiger, denn die 
Vertheilungsziffer schwankt zwischen 1 lf»7 und 1585 Einwohnern 
auf eine Hebamme, die günstigsten Verhältnisse hat Schivelbein 
mit 887 Einwohnern auf eine Hebamme aufzuweisen. 

Trotz dieser verschiedenartigen Vertheilung hat sich bisher 
in den Städten ein Hebammenmangel wohl in keinem Falle fühl¬ 
bar gemacht; denn einmal können die Stadthebammen bei der Zeit- 
ersparniss stundenlanger Landfahrten, und durch Hin- und Her- 
gehen von einer Kreissenden zur andern beträchtlich mehr leisten 
als ihre Genossinnen auf dem Lande, und zweitens finden sie in 
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den volkreicheren und wohlhabenderen Städten selbst ausreichend 
einkömmliche Beschäftigung, so dass manche auf Landpraxis über* 
haupt verzichten kann und somit für die Ortseinwohner leicht zu 
erreichen ist. 

In Bezug auf die ländlichen Hebammen gehen nur 4 Kreise, 
Stolp, Dramburg, Rummelsburg und Bütow, über die angenommene 
Durchschnittszifler hinaus, alle übrigen bleiben darunter, einige 
wie Schivelbein, Neustettin und Belgard sogar ganz bedeutend. 

Nehmen wir Stadt- und Landbewohner zusammen, so wird 
auch nur in zwei Kreisen, Köslin und Stolp die Zahl von 2000 
Einwohnern auf 1 Hebamme, allerdings nur mit rund 150 Per¬ 
sonen überschritten. 

Am günstigsten steht auch hier der kleinste Kreis des Be¬ 
zirks, Schivelbein, mit 1248 Einwohnern auf eine Hebamme. 

In annähernd gradem Verhältniss steht, wie obige Zusammen¬ 
stellung ergiebt, zu der Vertheilung der Landhebammen auf die 
ländliche Einwohnerzahl in den meisten Kreisen die Vertheilung 
derselben auf den Flächenraum. 

Ueber 50 oder nahe an 50 qkm auf je eine Hebamme kommen 
in den Kreisen Rummelsburg, Dramburg, Bublitz, Lauenburg, 
Bütow, Stolp, in ersterem sogar 67,4 qkm, am günstigsten stellt 
sich das Flächenverhältniss im Kreise Kolberg mit 81 und wiederum 
im Kreise Schivelbein mit 33,4 qkm auf 1 Hebamme. 

Legen wir uns die Frage nach den Gründen vor, aus welchen 
in einzelnen Kreisen so grosse Flächen mit verhältnissmässig ge¬ 
ringer Seelenzahl auf eine Hebamme entfallen, so ist sie meines 
Erachtens dahin zu beantworten, dass die Armseligkeit und Er- 
traglosigkeit des Bodens die erste und hauptsächlichste Veran¬ 
lassung dazu abgiebt. Die Kreise Rummelsburg, Dramburg, Lauen¬ 
burg, Bütow, Bublitz sind diejenigen des Regierungsbezirks, welche 
neben grösseren Waldkomplexen viel schlechten ertraglosen Boden 
aufzuweisen haben, nur wenigen Bewohnern auf grosser Fläche 
den nöthigen Lebensunterhalt, und daher auch nur wenigen Heb¬ 
ammen eine auskömmliche Praxis bieten können. 

Eine Ausnahme hiervon macht der landwirtschaftlich be¬ 
vorzugte Kreis Stolp, und trotzdem zeigt derselbe ein ungünstiges 
Hebammen verhältniss. Der Grund ist hier in der grossen Zahl 
grosser Gutskomplexe zu suchen, welche auf grosser Fläche eben¬ 
falls viel weniger Menschen, und von diesen im grössten Prozent¬ 
satz arme Tagelöhner, beherbergen, als Bauern - und Eigenthümer- 
dörfer. 

Ein Hebammenmangel ist demnach tatsächlich auch in vielen 
Landbezirken des Regierungsbezirks Köslin vorhanden, und dass 
mit diesem die Hebammenpfüsclierei Hand in Hand geht, ist leicht 
erklärlich. Meilenweite Entfernung vom Wohnort der Hebamme, 
schlechte Wege, Mangel an Fuhrwerk zwingt die ärmeren Leute 
gleichsam dazu, lieber die nahe wohnende Pfuscherin als die weit 
entfernte Hebamme herbeizurufen. 

Aus der Beantwortung einer Anfrage betr. die Hebammen¬ 
pfuscherei durch die Herrn Amtskollegen geht hervor, dass in den 
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gamma dar von dan ainzalaan Xraiaan für Babaamaa 
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Zahl der Hebammen 
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Die frei prak- 
tizirenden 
Hebammen er¬ 
halten 

'S 

«3 

Ange¬ 

stellte 

Stadt- 

frei 

prak- 

tiai- 

rende 

Be- 

xlrks- 

heb- 

ammen 

Zu¬ 

sam¬ 

men 

1 . 

Belgard 

1000 M. 

10 

1 

21 

31 

Sämmtl. Instrom., fer¬ 
ner eine yon ihnen jährL 
24 M. ans städt. Fonds f. 
Entbind, d. Stadtarmen. 

— 

2. 

Bnblitz 
400—BOOM. 

2 

2 

9 

13 

Instrumente aas 
städtischen and Des¬ 
infektionsmittel aas 
Kreis - Fonds. 

— 

3. 

Btitow 
513 M. für Ge¬ 
hälter, 15 M. 
für Instrum., 
160 M. f.Des- 
infekt.Mittel. 


3 

8 

13 

Stehen den Bezirks¬ 
hebammen gleich. 

— 

4. 

Dramborg 

500 M. 

u. eine nnbedent. 
StrauchhoUlief. 

3 

7 

10 

20 

Die drei Stadtheb¬ 
ammen yon Dramborg 
erhalten ein Gehalt yon 
40,30 u. 30 M. jährL 

— 

5. 

Köslin 
1200 M. 

1 

5 

16 

21 

Ein kleines Gehalt 
and Holzlieferang. 

— 

6. 

Kolberg- 
Köslin 
1000M. n. Er¬ 
höhung des 
Etats nach 
Bedürfniss. 

1 

14 

15 

90 

Die eine in Körlin ange- 
stellte Stadthebamme 
erhält jährl. 15 M. u. die 
Nutzung eines Gartens 
im W erthe y. etwa 30 M. 

Die8 freipimkt.Hefe, 
der Stadt Kelberg 
erhalten Desinfekt. - 
a. ftt&dt., 1 Landhek. 
solche aas Rmi- 
Fonds, erster« sack 
Bezahlung- f, Ent¬ 
bindung irncr. 

7. 

Lanenbnrg 

Keine festste¬ 
hende Somme. 

3 

6 

15 

24 

Prämien nach dem Aus¬ 
fall der Nachprüfung u. j 
Bezahlung für Entbin- 1 
düng von Stadtarmen. 

— 

8. 

Neustettin 1 
Keine festste¬ 
hende Summe I 

1 

14 

J 

36 

51 

Desinfektionsmittel 
für Arme. 

— 

9. 

Rummels- 

bnrg 

575 M. 

3 

2 

12 

17 

Instrumente und Des¬ 
infektionsmittel. 

Desinfektions- 

mitteL 

i°. 

Schivelbein 
400 M. 

1 

5 

9 

15 

1 

Desinfektionsmittel. 

t 

Desinfektions¬ 

mittel. 

11. 

Schlawe 

BOOM. 


11 

32 

! 

43| 

— 

Deeinfektioas- 

mittel. 

12. 

Stolp j 

richtet sich n. d. 
ei fordert. Bedarf.! 

2 

14 

30 

46 

20 M. Gehalt. 

— 
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zweoke avigeaetiten Beträge und Verwendung derselben. 

6 . 


Die Bezirkshebammen erhalten von den ausgesetzten Mitteln 


Instrumente 

Desinfek¬ 
tionsmittel. 1 

Heise-Ent¬ 
schädigung 
»ei d. Nach¬ 
prüfungen 

Prämien 

Sonstige Unterstützungen, Gehälter, 
Pensionen etc. 

i 

ja 

! 

1 

Jede Stadt-u. 
Bezirks-Heb. 
jährl. 20 M.u. 
wenn unznr. 
mehr zur. Be¬ 
schaff. ders. 

nein 

nein 

Von dem Rest der 1000 M. werden n. 
dem Vorschläge desKr-.Phys. Unter¬ 
stützungen an Hebammen nach Be¬ 
darf und Würdigkeit gezahlt. 

j» 

ja 

nein 

nein 

Eine Bez.-Hebamme erhält jährl. 80 M., 
die übrigen je nach dem Ansfall der 
Nachprüfung von 3 zu 3 Jahren 15 bis 
25 M., zu Weihnachten nach dem Vor¬ 
schläge des Kr.-Physikus. 

ja 

ja 

nein 

nein 

Jede ein Jahresgehalt von 30 M., mit 
den Dienstjahren steigend, ausserdem 
werden Stellen- u. Altersznlagen be¬ 
willigt von 20,30 nnd 40 M. nach dem 
Vorschläge des Kr.-Phys. 

ja 

nein 

nein 

nein 

Unterstützungen von 25—60 M. jährl. 
n. d. Vorschläge des Kr.-Phys., ferner 
gewähren einige Amtsbezirke ihren 
Hebammen ein kleines jährlich. Gehalt. 

ja 

ja 

ja 

wenn 
keine Prä¬ 
mie bean¬ 
tragt ist. 

ja 

nach dem 
Vorschlag 
des Kr.- 
Physikus 

Unterstützungen in verschied. Höbe 
n. d. Vorschi. d. Kr.-Phys. Von den 
1200 M. sollen 1000 M. zu Unterstützun¬ 
gen n. Instrumenten, 200 M. für Des¬ 
infektionsmittel Verwendung finden. 

ja sowie 
jährlich 1 
Heb.-Kal. 
n. d. Allg. 
Deutsche 
Heb.-Ztg. 

ja 

30 M. für 
den 3jähr. 
Zeitraum 

ja 

nach dem 
Vorschlag 
des Kr.- 
Physikus 

Anfangsgehalt 20 M., von 5 zu 5 
Jahren um 10 M., steigend bis 80 M. 
Pension n. 30 jähriger Dienstzeit oder 
bei früher eintretender Dienstnnfähig- 
keit. 

ja 

ja 

nein 

nein 

Bezahlung für Entbindung zahlungs¬ 
unfähiger Personen aus Kreismitteln. 
Unterstützungen bis zur Höhe von 60 M. 
je nach dem Ausfall d. Nachprüfungen 
auf Vorschlag des Kreis=Phys. 

ja 

ja b. Entb. 
von Unbe¬ 
mittelten 

nein 

nein 

Unterstützungen in Höhe von 30 M. 
je nach Ausfall der Nachprüfung nach 
dem Vorschläge des Kreisphysikus. 

nein 

ja 

nein 

nein 

Au Gehalt: 3 Heb. 4100 M. jährl. 

1 . 4 50, „ 

1 . 4 40, , 

1 » 4 36 , „ 

eine von diesen freie Wohnung, die 
übrigen erhalten nichts. 

ja nebst 

4 Schürzen u, 
4 Handtuch 

ja 

nein 

nein 

Unterstützungen von 20—50 M. je 
nach dem Ausfall der Nachprüfungen 
nach dem Vorschläge des Kreis-Phys. 

liefert jeder 
Hebamme 
der betreff. 
Hebammen- 
Bezirk. 

ja 

nein 

nein 

Unterstützungen n. d. Vorschläge des 
Kr.-Phys. 2 Hebammen von Schlawe 
beziehen für Entbindungen von Stadt¬ 
armen 15—20 M. jährlich an Gehalt. 

ja 

ja 

nein 

nein 

i An Gehalt jährlich 

j 30 M. 
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mit Landhebammen schwach besetzten Kreisen Bütow, Rummels¬ 
burg, Lauenburg, Dramburg die Hebammenpfuscherei sehr in Bliithe 
steht, während in den andern Kreisen wenig oder gar nicht da¬ 
rüber geklagt wird. 

Abhülfe können nur die Kreise selbst schaffen, indem sie ihre 
Bezirks - Hebammen so stellen, dass sie vor Noth geschützt sind, 
erst dann wird es möglich sein, auch die ärmsten Landgegenden 
mit einer ausreichenden Zahl von Hebammen zu besetzen. 

Die Unterstützungen, welche die Kreise beziehungsweise 
Kommunen ihren Hebammen bis jetzt zukommen lassen, sind sehr 
verschieden, aber nur in den seltensten Fällen einigermassen aus¬ 
reichend. Statutarisch geregelt ist das Hebammenwesen, wenigstens 
soweit es die Bezirkshebammen anbetrifft, nur in den Kreisen 
Bütow, Kolberg, Stolp und zum Theil in dem Kreise Rummelsburg, 
in allen anderen Kreisen werden die Unterstützungen nur be¬ 
dingungsweis gewährt. 

Aus der vorstehenden Uebersicht ist zu ersehen, dass mit 
wenigen Ausnahmen die von den Kreisen gewährten Vergünsti¬ 
gungen ausschliesslich den angestellten Bezirkshebammen zu Gute 
kommen, ein Modus, welcher mit Bezug auf Instrumente und baare 
Unterstützungen zu billigen ist, nicht aber Betreffs der freien 
Lieferung der Desinfektionsmittel; letztere ist weniger als eine 
Unterstützung der Hebamme, als in der Hauptsache als Schutz¬ 
mittel für Wöcherinnen gegen Wochenbetterkrankung anzusehen, 
und haben unbedingt sämmtliche Frauen berechtigtes Anrecht auf 
diesen Schutz. Was hilft die Verordnung vom 22. November 188$, 
wenn sie der Hebamme auch bekannt ist, in vielen Fällen aber 
gar nicht oder unvollständig zur Anwendung kommt, eine Heb¬ 
amme, welche die Desinfektionsmittel auf eigene Kosten beschaffen 
soll, wird selbstverständlich äusserst sparsam damit umgehen, zu¬ 
weilen auch ganz von dem Gebrauch Abstand nehmen, wenn sie 
eine Kontrole nicht zu fürchten hat, und der häufige Widerwille 
der Kreissenden gegen den Carbolgeruch ihrem Sparsamkeitssinn 
zu Hülfe kommt. 

Mag die Hebamme freipraktizirende oder vom Kreise an- 
gestellte sein, mag die zu Entbindende reich oder arm sein, aut 
die freie Hergabe der Desinfektionsmittel dürfte dies keinen Ein- 
fiuss ausüben, müssen ja doch alle Kreiseingesessenen diesen ihnen 
gewährten Schutz sub signo Kreissteuern wieder bezahlen. 

Die Desinfektionsmittel sollten den Hebammen aber auch nur 
in natura geliefert werden; denn der Modus des Kreises Belgrard, 
jeder Hebamme eine Pauschalsumme für Beschaffung von Karbol¬ 
säure zu bewilligen, kann weniger gewissenhafte Hebammen leicht 
verleiten auf Kosten der Gründlichkeit der Desinfektion Erspar¬ 
nisse zu machen. 

Ueber den materiellen Nothstand, welcher unter den Heb¬ 
ammen herrscht, geben uns die Angaben derselben Aufschluss, 
welche sie selbst über ihre Einnahmen aus der Praxis machen; 
die Zahlen sind zwar sicherlich nicht ganz richtig, sind jedoch von 
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den zuständigen Physikern ihrer Erfahrung nach als der Wahr¬ 
scheinlichkeit ungefähr entsprechend angenommen. 

Danach hat ein grosser Prozentsatz der Hebammen des Be¬ 
zirks nur eine Jahreseinnahme von unter 100 Mark, ein noch viel 
grösserer, fast die Hälfte, eine solche von 100 bis 300 Mark und 
nur eine sehr geringe Zahl, vorzugsweise die die bessere Praxis 
in den Städten beherrschenden Hebammen, eine Einnahme über 
300 bis 600, 1000 und 1200 Mark. 

Ziehen wir in Betracht, dass unser Hebammen - Material be¬ 
sonders für die Landbezirke sich ausschliesslich aus dem Arbeiter¬ 
und Kleinhandwerkerstande, oder aus armen Wittwen rekrutirt, 
die sich dem Beruf nur zuwenden um ihren Hausstand überhaupt 
erhalten zu können, daun ist es leicht erklärlich, dass ärmere Ge¬ 
genden von Hebammen so lange entblösst und auf Pfuscherinnen 
angewiesen bleiben, bis die Kreise oder Kommunen dafür eintreten, 
die materielle Lebensstellung der Hebammen kontraktlich zu sichern 
und auf diese Weise diesen Nothstand der Landbewohner zu be¬ 
seitigen. 

Durch allseitig statutarisch von den Kreisvertretungen ge¬ 
regeltes Hebammenwesen, wie etwa im Kreise Kolberg, würden 
wir auch in den Stand gesetzt werden, im Alter zu weit vorge¬ 
schrittene und nicht mehr bildungsfähige Hebammen, welche vor¬ 
zugsweise dazu beitragen die Statistik der Erkrankungen und 
Sterbefälle unter den Wöchnerinnen trotz Anwendung der Anti- 
septik zu verschlechtern, zu pensioniren und durch jüngere bildungs¬ 
fähigere zu ersetzen. 

Nehmen wir an, dass unter sonst normalen Verhältnissen 
Hebammen bis zu einer Altersgrenze von 50 und einer Dienst¬ 
altersgrenze von 25 Jahren in einigermassen erspriesslicher Weise 
an Fortbildungskursen, sei es beim Kreisphysikus, sei es im Lehr¬ 
institut theilnehmen werden, so würde dies bei mehr als */ 3 der 
Hebammen des Regierungsbezirks Köslin zutreffen; denn von den 
324 Hebammen stehen 214 in einem Lebensalter von unter 50 
und 110 in einem solchen von über 50 Jahren, während 246 ein 
Dienstalter von noch nicht 25 und nur 78 ein solches von 25 Jahren 
und darüber haben. Aber auch unter den älteren Jahrgängen wird 
sich manche Hebamme finden, welche die auf sie verwandte Mühe 
zur Fortbildung noch belohnen würde. 


Ein Beitrag zur Lehre vom Zusammenhang zwischen 
Thymushyperplasie und plötzlichem Tode. 

Von Dr. Fritz Strassmann, gerichtlichem Stadtphysikus in Berlin. 

Seit längerer Zeit pflegen wir bei den hiesigen gerichtlichen 
Obduktionen auf die Verhältnisse der Thymusdrüse besonders zu 
achten, um weitere Anhaltspunkte zur Entscheidung der gegen¬ 
wärtig gerade wieder viel umstrittenen Frage zu gewinnen, ob ein 
Zusammenhang zwischen Vergrösserung dieser Drüse und plötz¬ 
lichem Tode besteht. 
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Die dabei gewonnenen Ergebnisse sollen später bei anderer 
Gelegenheit vollständig mitgetheilt werden. Auch auf eine Be¬ 
sprechung der bisherigen Literatur verzichte ich für heute, um so 
eher, als dieselbe erst ganz vor Kurzem in dem Aufsatze Beneke’s 
(Berliner Klinische Wochenschrift 1894, S. 216) in ziemlicher Voll¬ 
ständigkeit zusammengestellt worden ist. Ich beschränke mich 
diesmal auf die Wiedergabe des Obduktionsprotokolles eines vor 
Kurzem von mir gemeinsam mit Herrn Kollegen Mittenzweig 
sezirten Falles, des Falles, der uns von den bisher beobachteten 
am meisten für einen derartigen Zusammenhang zu sprechen 
scheint. Die ungewöhnliche Grösse der Thymus, die auffallende 
Abplattung der Luftröhre, die wir in dieser Form bisher noch 
nicht gesehen hatten, die vereinzelte Blutunterlaufung an der ver¬ 
meintlichen Druckstelle beim Fehlen sonstiger Ecchymosen: all 
dies rief während der Sektion in uns den Eindruck hervor, dass 
in diesem Falle wohl bei einer Ueberstreckung des Kopfes eine 
durch die Thymus bewirkte tödtliche Kompression der Luftröhre 
(resp. der benachbarten lebenswichtigen Organe) anzunehmen sei, 
vielleicht begünstigt durch den gleichzeitigen, wenn auch nicht 
sehr erheblichen Katarrh der grösseren Luftwege. Der mögliche 
Einwand, dass der gleichzeitig in der leider schon etwas faulen 
Leiche gefundene Darmkatarrh den plötzlichen Tod herbeigeführt 
habe, scheint uns gegenüber diesem Befunde und bei dem auffallend 
guten Ernährungszustände des Kindes wenig plausibel. — 

Die Obduktion betraf ein nicht ganz 7 monatliches eheliches 
Kind, welches, mit Muttermilch genährt, von seiner bei den Eltern 
wohnenden Grossmutter gewartet wurde. Am Tage vor dem Tode 
war es dieser aus dem Bette gefallen, anscheinend aber ohne den 
geringsten Schaden zu nehmen. Am Todestage hatte die Gross- 
mutter dem angeblich ganz gesunden Kinde die Flasche gereicht, 
es trank, worauf es in der Wiege sitzend spielte; die Grossmutter 
verliess auf kurze Zeit das Zimmer; als sie wieder die Stube be¬ 
trat, lag das Kind in den letzten Zügen; es vergingen kaum einige 
Minuten und das Kind war todt. 

Das Protokoll der drei Tage später von uns ausgeführten 
gerichtlichen Obduktion lautet: 

A. Aeussere Besichtigung. 

1. Der Leichnam des etwa */„ jährigen Kindes ist 67 cm lang, von 
regelmässigem Körperbau nnd gutem Ernährungszustand. 

2. Die Haut an der Vorderfiäche blassgrünlich, am Rücken dunkelgrün, 
Einschnitte ergeben kein frei in das Gewebe ergossenes Blut. 

3. Leichenstarre ist in keinem Gelenk vorhanden. 

4. Die behaarten Kopfdecken zeigen keine Verletzungen. 

5. Die Augeubindehäute sind schmutzig grau. Hornhäute schwach ge¬ 
trübt. Pupillen 3 mm im Durchmesser. 

6. Die Oefl'miugen der Ohren sind frei, aus denen der Nase entleert 
sich etwas graue Schmiere. 

7. Der Mund ist geöffnet, die Zungenspitze liegt zwischen den zahn¬ 
los eu Kiefern. 

8. Der Hals ist nicht widernatürlich beweglich. 

9. Der Bauch ist aufgetrieben, stark gespannt. 

10. Im Hodensack befinden sich beide Hoden, Hararöhrenöffnung frei. 

11. After ist offen, Koth ist nicht ausgetreten. 

12. Zeichen äusserer Verletzungen sind an der Leiche nicht vorhanden. 
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B. Innere Besichtigung. 

I. Eröffnung der Kopfhöhle. 

13. Die weichen Bedeckungen des Schädeldaches grünlichroth ohne Blut- 
austretungen. 

14. Das Schädeldach selbst ist aussen wie innen unversehrt, mittel¬ 
schwer, symmetrisch. 

15. Die harte Hirnhaut, deren Blutleiter etwas geronnenes Blut ent¬ 
halten, deren Gefässe fast leer sind, ist an der Innenfläche glatt und glänzend. 

16. Die weiche Hirnhaut ist überall zart und durchsichtig, ihre Venen 
sind bis in die mittleren Verzweigungen hin gefüllt, Arterien leer und unversehrt. 

17. Die Hirnhöhlen sind leer und mehr erweitert; ihre Wand ist glatt, 
Adergeflechte und obere Gefässplatte blassroth. 

18. Die grossen Himhalbkugeln, auf der Schnittfläche feucht glänzend 
weiss, enthalten eine geringe Menge abspülbarer Blutpunkte, die Gehirnrinde 
hellgrau, deutlich kenntlich. 

19. Die grossen Gehirnknoten, 

20. Das kleine Gehirn, 

21. Brücke und verlängertes Mark zeigen keine Heerderkrankungen und 
verhalten sich im Uebrigen wie das Grosshirn. 

22. Die knöcherne Schädelgrundfläche ist unversehrt. 

II. Brust- und Bauchhöhle. 

23. Die Muskulatur blassroth, schwach entwickelt, das Fettpolster an 
den Bauchdecken über 1 cm dick. Aus der Bauchhöhle entleeren sich stinkende 
Fäulnissgase. 

24. Die Baucheingeweide befinden sich in natürlicher Lage, Magen und 
Därme sind stark von Gas aufgetrieben. Das Netz ist fettreich. 

25. Im kleinen Becken etwa 15 cm gelblicher Flüssigkeit. 

26. Das Zwerchfell steht beiderseits hinter der 6. Bippe. 

a. Brusthöhle. 

27. Nach Entfernung des Brustbeins mit den Rippeuknorpeln erscheinen 
die Brusteingeweide in natürlicher Lage. Beide Lungen sind nicht verwachsen, 
die Brustfellsäcke leer. 

28. Das vordere Mittelfell erfüllt die graurothe Thymusdrüse. Dieselbe 
reicht vom Brusthöhlen-Eingang bis zur Mitte des Herzbeutels. Sie ist 9 cm 
lang, bis 5 cm breit, bis 1,7 mm dick. Sie ist sehr derb und wiegt nach dem 
Herausnehmen 4 0 g. Während die Thymus noch in der Lage sich befindet, wird 
die obere Luftröhre eröffnet. Dieselbe zeigt sich mit grauem Schleim erfüllt 
und in auffallender Weise abgeplattet. Die vorgewölbte häutige Hinterwand 
berührt die Vorderwand bei nach hinten hängendem Kopfe. Nach Herausnahme 
der Thymus zeigt es sich, dass deren dickster Durchmesser der Stelle ent¬ 
spricht, wo die namenlose Schlagader und die linke namenlose 
Blutader über einander und die Luftröhre hinwegziehen. In der Scheide der 
Aorta findet sich hier nach Eröffnung des Herzbeutels eine 6 mm im Durch¬ 
messer haltende Blutaustretung. 

Dieselbe entspricht gerade der Abgangsstelle der Anonyma. 

Der Abstand des Brustbeins von der Wirbelsäule beträgt an der oberen 
Brustapertur 2,7 cm; von der Luftröhre 2 cm. 

29. Herzbeutel leer, Innenhaut glatt und glänzend. 

30. Das Herz von der Grösse der Faust der Leiche fühlt sich schlaff an, 
die Kranzgefässe sind leer. In sämmtlichen Herzhöhlen, besonders im linken 
Vorhof dunkles flüssiges mit Gasblasen durchsetztes Blut. Vorhofkaramer- 
mündungen für einen Finger durchgängig. Die halbmondförmigen Klappen 
schliessen wasserdicht. Herzinnenhaut und Klappen zart und unversehrt. 
Muskulatur blassroth. 

31. Beide Lungen werden mit den Organen des Halses herausgenommen. 
Dabei zeigen sich die grossen Blutgefässe des Halses leer und wie auch die 
Nerven unversehrt. 

32. In Mund- und Rachenhöhle etwas grauer Schleim. Die Follikel der 
Zunge wie der hinteren Rachenwand springen stark hervor. 

33. Die Speiseröhre ist leer, ihre Schleimhaut grauweiss. 
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34. Der Kehldeckel ist in auffallender Weise seitlich zusammengedrüekt, 
den Inhalt der Luftwege bildet auch hier überall der erwähnte graue Schleim. 

35. Die linke Lunge, deren Ueberzug glatt und glänzend ist, lasst auf 
die dunkelrothe Schnittfläche überall reichlichen Schaum und wenig Blut treten. 
Das Gewebe der Lungen ist überall lufthaltig, die mittleren und kleineren Luft¬ 
wege, sowie die grossen Blutgefässe der Lunge sind leer. 

36. Die rechte Lunge verhält sich ganz ebenso. 

b. Bauchhöhle. 

37. Die Milz ist 9 cm lang, 6 cm breit, 2 cm dick, Kapsel glatt, nicht 
verdickt, auf die dunkelrothe Schnittfläche tritt etwas dnnkelrothes Blut. Ge¬ 
webe weich. Follikel gerade deutlich. 

38. Die linke Nebenniere zeigt gelbe Binde und braune Marksubstanz. 

39. Die linke Niere, von der Kapsel leicht trennbar, ist von glatter Ober¬ 
fläche, auf die Schnittfläche tritt kein Blut, die Zeichnung von Rinde und Mark 
ist sehr deutlich. Schleimhaut von Becken und Kelchen grauweiss. 

40. Die rechte Nebenniere und 

41. Die rechte Niere verhalten sich ebenso. 

42. Die Harnblase ist leer, ihre Schleimhaut grauweiss. 

43. Hoden und Nebenhoden ohne krankhafte Veränderungen. 

44. Im Mastdarm flüssiger, grauer Inhalt. 

45. Derselbe Inhalt im ganzen übrigen Darm. Schleimhaut des Darmes 
grauweiss, die einzelnen wie die Haufendrüsen springen stark hervor. 

46. Im Magen etwa 50 ccm gekäster Milch. Schleimhaut grauweiss, ohne 
Blutungen und Substanzverluste. 

47. In der Gallenblase wenige Tropfen flüssiger Galle. Gallengang 
durchgängig. 

48. Die Leber, deren Ueberzug glatt und glänzend, lässt auf die dunkel- 
braunrothe Schnittfläche sehr wenig dunkles flüssiges Blut treten. Die Zeich¬ 
nung der Läppchen ist deutlich. 

49. Die Bauchspeicheldrüse zeigt blassrothe, körnige Schnittfläche. 

50. Die Gekrösdrüsen sind auf der Schnittfläche blassroth. Durchmesser 
bis zu einem cm gross. 

51. Die grossen Blutgefässe vor der Wirbelsäule sind leer. 

52. Die Muskeln und Knochen des Rumpfes und der Glieder sinl 
unversehrt. 

Gutachten. 

1. Dieses Kind hat an Darm- und Luftröhrenkatarrh ge¬ 
litten und eine vergrösserte innere Brustdrüse besessen. 

2. Diese Affektionen erklären genügend den plötzlichen Toi. 
zumal die Befunde an der Thymusdrüse und in deren Umgebung 
die Annahme gerechtfertigt erscheinen lassen, dass durch die ver¬ 
grösserte Thymus eine tödtliche Kompression der Luftwege er¬ 
folgt ist. 

3. Spuren einer Verletzung durch Fall, von dem im Bericht 
die Rede ist, hat die Obduktion nicht ergeben. 


Sektionsbefund des durch Konvulsionen bedingten Erstickungs¬ 
todes im zartesten Kindsalter. 

Von Kreispliysikus Dr. Schilling in Querfurt. 

Unter Erstickungstod verstellt der Gerichtsarzt nicht das¬ 
selbe wie der Laie. Während der Laie, wenn Jemand durch 
Suft'okation zu Grunde gegangen ist, den Gedanken in den Vorder¬ 
grund stellt, dass ein Dritter thätlieh betheiligt sein müsse, sei es, 
dass Erdrosselung oder gewaltsamer Verschluss der Luftwege, oder 
Einatlnnung giftiger Gase vorliege, so kümmert sich der Gerichts- 
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arzt nicht in erster Linie um die Ursache der Erstickung, sondern 
ermittelt zunächst die Todesart als solche. Er geht in seiner 
Anschauung viel weiter und zieht auch innere körperliche Leiden 
als Kausalraomente in Betracht. Erst in zweiter Linie beantwortet 
er die Frage, ob ein gewaltsamer Eingriff einer fremden Person 
den Tod verschuldet hat. 

Dabei ist er nicht immer im Stande, wenn am Halse und 
Munde Fingereindrücke und Kratzspuren oder gar die bekannte 
Schnürfürche fehlen, zum Schluss der Sektion die Frage des Unter¬ 
suchungsrichters zu bejahen, ob gewaltsamer Tod auszuschliessen 
sei. Auch giebt es vielfach Ursachen, zumal im zarten Kindes¬ 
alter, die im Leben bestanden und Konvulsionen, die steten Be¬ 
gleiter des Erstickungstodes, hervorriefen, ohne an der Leiche 
deutliche Spuren zu hinterlassen. 

Zunächst bleibt es nicht ausgeschlossen, dass, wenn Spuren 
äusserer Gewalt an den Eingangspforten der Luftwege an den 
Kindesleichen fehlen, sie dennoch nicht angewandt ist. Man kann 
sich leicht vorstellen, wie eine Mutter oder Pflegemutter, der das 
Neugeborene im Wege ist, durch Bedecken des Mundes und der 
Nase mit einem Tuche oder Bettkissen die Luft abschliessen kann, 
bis der Tod eintritt, oder wie die stillende Mutter, welche die 
Gewohnheit hat, den Säugling Abends mit sich in’s Bett zu nehmen, 
nach dem Einschlafen das im Arm ruhende Kind mit ihrem Ober¬ 
körper erstickt, sobald sie sich umdreht, ohne dass eine äussere 
Spur zurückbleibt. Im konkreten Falle bleibt diese Annahme wohl 
offen, doch ist sie kein Beweis für den Richter und Arzt, wenn 
nicht etwa Zeugenaussagen diese Annahme nahelegen oder bestäti¬ 
gen. Ist aber das erstickte Kind ein uneheliches und gehört einer 
liederlichen Person an, so liegt der Verdacht zu nahe, dass gewalt¬ 
samer Tod vorliegt. 

Es kommt aber ferner nicht so selten eine Reihe von inneren 
Ursachen im Betracht, welche kaum im Leben als pathologisch 
beachtet wurden, indessen plötzlich unter Konvulsionen den Er¬ 
stickungstod in Gefolge hatten. Jeder beschäftigte Kinderarzt 
wird schon oft überrascht gewesen sein, wenn er ein wenig Wochen 
altes Kind, das wenig hustet oder an mässigem Durchfall leidet, 
bei dem nächsten Besuche todt gefunden hat und nichts Anderes 
hörte, als dass es plötzlich unter Zuckungen gestorben oder am 
Morgen todt im Bett angetroffen sei. Hierher gehören namentlich 
die Fälle, wo in ihrer Ernährung zurückgebliebene Säuglinge in 
kurzer Zeit zu Grunde gehen, weil sie geringen Magenkatarrh 
oder Luugenkatarrh hatten. Die Obduktion bietet hier wenig 
Anhalt zur Erstattung des genaueren Gutachtens, bisweilen nur 
die Zeichen des Erstickungstodes. Die Zeugenaussagen müssen 
hier den dürftigen Sektionsbefund ergänzen und dem Gerichtsarzte 
bei der Abgabe des motivirten Gutachtens als Stütze dienen, in¬ 
sofern die allgemeine ärztliche Erfahrung damit im Einklänge steht. 

Als Beispiel des Gesagten möge folgender Fall dienen: 

Eine unverheirathete Person hatte bereits 9 Kinder, die 
von verschiedenen Vätern stammten, ausserehelich geboren. Einige 
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davon waren im Alter von 3—5 Jahren an Kinderkrankheiten, 
z. B. Diphtherie und Scharlach, gestorben, die meisten waren aber 
nur wenige Wochen alt geworden und schnell verschieden. Als 
das jüngste in der vierten Woche plötzlich wieder starb, schöpfte 
die Polizeiverwaltung den Verdacht, die Mutter habe es gewalt¬ 
sam um’s Leben gebracht, und machte deshalb der Staatsanwalt¬ 
schaft davon Anzeige. Bei der Sektion fand sich keine Spur 
einer äusseren Gewaltanwendung, nur eine Abschürfung an der 
rechten grossen Schamlippe, welche nach Angabe der Leichenfrau 
vom Reiben mit einem groben, in heisses Wasser getauchten Tuche 
bei der Reinigung der Leiche herrührte. Doch deuteten die zahl¬ 
reichen hellrothen Todtenflecke bereits auf Suffokation hin. 

Die innere Besichtigung ergab starke Füllung des rechten 
Herzens, der Lunge, der Hirnhautvenen, Ecchymosen der Pleura, 
sowohl der pulmonalis als besonders der costalis in der Nähe der 
Wirbelsäule, des Peri- und Endocards, des Zwerchfells und der 
Magenschleimhaut. Der Kehlkopf war leer, dagegen enthielten die 
Bronchien des linken unteren Lungenlappens dicken gelben Inhalt, 
auch war die Bronchialschleimhaut hier geröthet. Der Magen war 
mit wenig gekäster Milch gefüllt und seine Schleimhaut hier und 
da deutlich gesprenkelt. Die Suffokation als Todesursache war 
somit zweifellos. Die gelbweisse Substanz der Bronchien des linken 
unteren Lungenlappens rührten von Bronchitis, nicht von erbrochener 
und aspirirter Milch her, wie die mikroskopische Untersuchung ergab; 
auch wäre ohne mikroskopische Untersuchung vom Eindringen der 
Milch in Folge eines Brechaktes keine Rede gewesen, da sonst auch 
der rechte untere Lungenlappen damit hätte gefüllt sein müssen. 

Die Mutter gab bei der gerichtlichen Vernehmung als Todes¬ 
ursache Krämpfe an, die auch von einem Mitbewohner des Hauses 
der Beschuldigten und einer Streichfrau beobachtet waren. Das 
Kind kränkelte 1—2 Tage, erbrach einige Mal Schleim und hatte 
mehrere dünne Stühle, starb schliesslich Abends plötzlich an 
Krämpfen. Eine Zeugin, die das Kind am Tage vor dem Tode 
austragen sah, wollte bemerkt haben, dass es sehr blass aussah. 
und die alte Streichfrau, zu der die Mutter ihre Zuflucht bei der 
Krankheit nahm, fand es bereits kalt, wie mit gebrochenen Augen 
und an „innern“ Krämpfen leidend. Andere Mitbewohner des 
Hauses der Beschuldigten bezeugten, dass sie ihre Kinder immer 
lieb gehabt und gut gepflegt habe, ja ihren Kindern am liebsten 
die Butterbrode a posteriore hineingeschoben habe. 

Die Frage der Staatsanwaltschaft, ob unter Berücksichtigung 
der Zeugenaussagen noch anzunehmen sei, dass die Beschuldigte 
ihr Kind erstickt habe, musste nunmehr verneint werden. Die 
Zeugen stellten der leichtfertigen Person kein Zeugniss von Härte 
und mangelhafter Pflege aus, auch war das Kind bei der Sektion iu 
gut genährtem Zustande; fremde Leute fanden das Kind erkrankt 
und die Mutter erzählte von Husten, Erbrechen und Diarrhoe. 
Die Störungen der Bronchien und des Magens, so geringfügig 
sie auch erschienen, genügten, um Konvulsionen mit schnellem 
Tode bei dem kaum 4 Wochen alten Kinde auszulösen. 
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Wodurch waren die Krämpfe bedingt, fragte der stellver¬ 
tretende Staatsanwalt bei der Obduktion P Hierauf liess sieb keine 
zutreffende Antwort in Kürze geben. Der Arzt versteht unter 
Krämpfen etwas anderes als der Laie, z. B. die Streichfrau, welche 
auch „innere“ Krämpfe kennt und sieht, als ihr das Kind gezeigt 
wird. Klonische Zuckungen oder Konvulsionen sind bekanntlich 
bei kleinen Kindern nichts Seltenes und kommen nach den ver¬ 
schiedensten äussern und innern Reizen zum Ausbruch. Hier 
waren sie wahrscheinlich durch den Magen - Darmkatarrh und die 
Bronchitis hervorgerufen, die Konvulsionen führten zur Asphyxie 
und zum Stillstand des Herzens. 

Jedenfalls war die Bronchitis ein schwer das Leben gefähr¬ 
dendes Leiden, zumal das Kind noch an Durchfall erkrankte, 
v. Hofmann äussert sich in seinem Lehrbuche darüber in folgender 
Weise: „Sehr häufig ist die Verstopfung der Luftwege durch 
bronchitischen Schleim Ursache des plötzlichen Todes von Säug¬ 
lingen. Kinder kommen häufig zur Sektion, welche plötzlich unter 
„Fraisen“ gestorben waren, ohne ausser Husten irgend welche 
krankhaften Erscheinungen während des Lebens zu bieten. Sie 
ergeben zahlreiche Ecchymosen in der Lunge und am Herzen und 
Ansammlung von Bronchialsekret in den Bronchien und Zeichen der 
Bronchitis.“ Er schiebt die Häufigkeit dieses Vorkommens auf die 
Neigung der Säuglinge zu katarrhalischen Prozessen und die Hilf¬ 
losigkeit und Muskelschwäche der Kinder. 


Kleinere Mittheilungen und Referate aus Zeitschriften. 

Hygiene und öffentliches Sanitätswesen: 

Ueber die Däner des Vorkommens von Choleravibrionen in den 
Dejekten von Cholerarekonvalescenten. Von Dr. W. K o 11 e. Ans dem 
hygienischen Institut für Infektionskrankheiten zu Berlin. Zeitschrift f. Hygiene 
und Infektionskrankheiten; XVIII. B., 1. H. 

Durch die Koch’sche Peptonmethode in Verbindung mit den bewährten 
Züchtigungsmethoden ist der Nachweis des Choleravibrio bei der Untersuchung 
von Dejekten, Darminhalt, infizirten Gegenständen, Wasser u. s. w. bekanntlich 
sehr erleichtert und es ist in Folge dessen gelungen, fast überall das Vorhandensein 
von Cholerabazillen festzustellen, wo solches nach den jetzigen wissenschaftlichen 
Anschauungen über die Verbreitung der Krankheit n. s. w. angenommen werden 
konnte. Han hat den Cholerabazill im Wasser verseuchter Flüsse und Häfen 
nachweisen können, ferner in Wäsche und sonstigen Gegenständen, die mit Ent¬ 
leerungen von Cholerakranken auch nur wenig beschmutzt waren, desgleichen 
bei Personen, die während einer Choleraepideraie nur an den leichtesten, nicht 
für spezifisch gehaltenen Diarrhoen erkrankt waren, sowie bei scheinbar ganz 
gesunden Personen, die sich nur in der Umgebung von Cholerakranken aufge¬ 
halten und die nöthigen Vorsichtsmassregeln zur Verhütung der Infektion 
nicht genügend beobachtet hatten. Von Koch sowohl, als von C. Fränkel 
und Th. Rumpel (Hamburg) ist nun bereits auf die in epidemiologischer Hin¬ 
sicht äusserst wichtige Tbatsache hingewiesen, dass Cholerabazillen sich nicht 
nur während des eigentlichen Cholerafalls in den diarrhoeischen Stühlen, sondern 
auch eine grössere Zahl von Tagen nach der Erkrankung in den anscheinend 
schon wieder ganz normalen Stuhlgängen vorfinden; es erschien daher erwünscht, 
genaue Untersuchungen über die Dauer des Vorkommens von Cholerakeimen bei 
Rekonvalescenten anzustellen, eine Aufgabe, der sich Kolle auf Veranlassung 
des Geh. Rath Dr. Koch unterzogen hat. Im Ganzen sind von ihm 50 Re- 
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konvalescenten untersucht, welche die Cholera in den verschiedensten Formen, 
von leichtesten bis zu den schwersten Anfällen durcbgemacht hatten. Bei den¬ 
selben konnten Cholerakeime nachgewiesen werden: in je einem Falle 3 und 5 
Tage, in je sechs Fällen 7 und 8 Tage, in einem 9, in zwei 10, in acht 11, ir 
drei 12, in zwei 13, in vier 14, in einem 15, in vier 16, in drei 18, in zwei 19, 
endlich in je einem Falle 20, 22, 23, 28, 29 und sogar 48 Tage. Mit der Schwere 
der Erkrankung scheint die Dauer des Vorhandenseins von Cholerabazillen in 
keinem Verhältniss zu stehen. Jedenfalls zeigen Befunde, dass Menschen nach 
dem Ueberstehen des eigentlichen Anfalles, während sie wie Gesunde ihren Ge¬ 
schäften nachgehen, ihren Wohnort verlassen etc., noch 7 Wochen lang An¬ 
steckungsstoff bei sich tragen und verbreiten können, ohne dass man sie norh- 
wendiger Weise als Träger der Seuche erkennt. Daraus erklärt sich, dass es 
äusserst schwierig ist, in jedem einzelnen Falle den Faden von einem Cholera¬ 
herd zu einem andern aufzufinden; die Untersuchungsergebnisse bestätigen ferner 
die Annahme R. Koch’s, dass ein Ueberwintern der Cholerabakterien haupt¬ 
sächlich im Darm des Menschen in fortlaufenden Fällen möglich ist, desgleichen 
zeigen sie, wie gross die Verbreitung des Infektionsstoffes von einem einzigen 
Cholerakrankcn sein kanu, namentlich wenn die infektiösen Dejektionen in öffent¬ 
liche Wasserläufe gelangen. 

In der Kolle’sehen Arbeit sind auch zwei im Institut für Infektions¬ 
krankheiten vorgekommene, bisher nicht veröffentlichte Fälle von Lahora- 
toriumscholera erwähnt, von denen der eine Prof. Dr. Pfeiffer, der andere 
Prof. Dr. Pfuhl betroffen hat. Prof. Dr. Pfeiffer hatte sich bei Anstellung 
von Thierexperimenten mit einer aus Hamburg bezogenen, dort frisch gezüchte¬ 
ten Cholerakultur infizirt und war an einem mittelschweren Anfall mit profusen 
Diarrhöen erkrankt. Die bakteriologische Untersuchung stellte am zweiten Tage 
die Diagnose sicher. Nach Einleitung einer diätetischen Behandlung, sowie nach 
Verabreichung grosser Do-en von Calomel (1,6 g in 2 Tagen) konnten Cholera- 
bazillen selbst mittelst des Pepton - Verfahrens nicht nachgewiesen werden. 
Nach Aussetzen der Calomeldarreichung stellten sich jedoch die Bazillen wieder 
ein und waren von da ab täglich bis zum 33. Tage nach der Erkrankung nach¬ 
zuweisen. Das Blutserum von Prof. Pfeiffer zeigte, wie er selbst festgestellt 
hat, 6 Wochen nach der Erkrankung eine sehr ausgesprochene spezifische 
schützende Wirkung gegen die Cholera bei Meerschweinchen. Drei Monat? 
später waren die spezifischen Eigenschaften des frisch entnommenen Blutserums 
nicht mehr nachweisbar. — Die Erkrankung des Prof. Dr. Pfuhl, die siel 
dieser im September vorigen Jahres bei Austeilung von Thierversuchen zuge- 
zogen hatte, verlief so leicht, dass eine neunenswerthe Störung des Allgemein¬ 
befindens nicht eintrat und die Krankheit nicht erkannt worden wäre, wenn 
Prof. Pfuhl sie nicht selbst bakteriologisch festgestellt hätte. Hier waren d:e 
Choleravibrionen 8 Tage nachweisbar. Das Blutserum von Prof. Pfuhl zeigt? 
nach dessen Versuchen keine spezifische immuuisirende Eigenschaft gegen Cholera 
bei Meerschweinchen. 

Beide Erkrankungsfälle beweisen übrigens, dass es auf eine grosse Mrn*:v 
des Infektionsstoffes, wie vielfach behauptet ist, zum Zustandekommen einer 
Infektion nicht ankommt; denn die Menge des von den beiden Forschern auf- 
geiiommenen Infektionsstoffes konnte zweifellos nur eine sehr minimale gewesen 
sein, da beide als geübte Bakteriologen mit allen Kauteien arbeiteten. Rpd. 


Experimentelle Untersuchungen mit Cholera Vibrionen an Kanin¬ 
chen. Von Dr. Issaeff und Dr. W. Kolbe. Aus dem Institut für Infektions¬ 
krankheiten in Berlin. Zeitschrift für Hygiene und Infektionskrankheiten: 
XVIII. Band, 1. Heft. 

Durch frühere Versuche hatte Kolbe festgestellt, dass in die Caroris 
von Meerschweinchen eingespritzte Choleravibrionen rasch aufgelöst und dadurch 
die Versuchstiere akut tödtlich vergiftet werden; es galt daher, zu unter¬ 
suchen, inwieweit diese Erscheinungen für den Thierkörper überhaupt konstao: 
sind und ob nicht etwa Unterschiede zu Tage treten, je nach der Stelle des 
Blutgefäs^systems, an der die Einführung des Giftes erfolgt. Zu den Versuchen 
wurden Kaninchen benutzt, namentlich auch mit Rücksicht auf eine kürzlich Tun 
I>r. Thomas mitgetheilte Beobachtung, wonach Kaninchen, denen lebende 
Choleravibrionen in die Ohrvene gespritzt wurden, innerhalb einiger Zeit starben 
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mit Veränderungen am Darm, ähnlich wie bei der Cholera des Menschen; des¬ 
gleichen konnten im Blute und im Darminhalte der gestorbenen Thiere Cholera¬ 
bazillen nachgewiesen werden. Die Verfasser beschränkten ihre Versuche 
jedoch nicht nur auf das Einspritzen lebender Choleravibrionen in die Ohrvene 
der Kaninchen, sondern dehnten dieselben auch aus auf die Infektion der Ver¬ 
suchstiere durch subkutane und intraperitoneale Impfung, sowie durch Ein¬ 
führung der Cholerabazillen per os (nach zuvoriger Neutraiisirung des Magen¬ 
inhalts mit 5 °/ 0 Lösung von Natr. bicarbonic.) und in den Dünndarm, um festzu¬ 
stellen, ob die Ansiedelung der Choleravibrionen und die Entfaltung ihrer pathogenen 
Wirkung im Kaninchendarm, analog ihren krankmachenden Eigenschaften im 
Menschendarm, nur nach intravenöser Einverleibung vorkomrat. Das Ergcbniss 
dieser Versuche wird von ihnen in folgenden Sätzen zusamraengefasst: 

„1. Kaninchen erkranken und sterben nach Einspritzung von Cholera¬ 
vibrionen in die Blutbahn um so sicherer unter sonst gleichen Bedingungen, je 
jünger sie sind. Die Thiere, welche, auf das Körpergewicht bezogen, relativ 
grosse Dosen Vibrionen erhalten haben, sterben innerhalb 18 Stunden nach der 
Injektion unter dem Bilde einer akuten Vergiftung. In diesem Falle sind im 
Blute und in den Organen mehr oder weniger reichlich Kommabazillen vor¬ 
handen, im Darminhalte gar keine oder nur ganz vereinzelte. Wenn die untere 
Grenze der Dosis getroffen wird, nach deren Einverleibung die Thiere in kurzer 
Zeit sterben, so ist das Blut zuweilen steril. Es kann somit von einer eigent¬ 
lichen Vibrionensepticäraie keine Rede sein. Die am Darm makroskopisch und 
mikroskopisch vorhandenen Veränderungen, sowie die Durchfälle während des 
Lebens sind daher als Folge der Wirkung von Giftstoffen aufzufassen, die von 
im Blute zu Grunde gehenden Choleravibrionen geliefert werden. Diejenigen 
Thiere, welche die ersten 18 Stunden nach der Infektion überstanden haben, 
erkranken im Laufe der nächsten Tage mit Durchfällen und sterben zum grossen 
Theil innerhalb einiger Zeit an einer Darmerkrankung, weiche ein voll¬ 
ständiges Analogon der menschlichen Cholera bildet. In den 
typischen Fällen finden sich in dem Inhalt des gerötheten und seines Epithels 
beraubten Darmes die Koch’schen Bazillen in Reinkultur. In den Organen und 
in dem Blute können sie selbst mit der Peptonmethode meistens nicht gefunden 
werden. Die Organe sind makroskopisch normal. Nur die Leber ist mehr oder 
weniger verfettet. Die im Darm juuger Kaninchen vorhandenen Coccidien 
sind für das Zustandekommen der Darmcholera höchstwahrscheinlich von grosser 
Bedeutung. 

2. Vom subkutanen Gewebe aus lässt sich diese Darmcholera bei Kanin¬ 
chen nicht erzeugen. Kleinere Dosen Choleravibrionen werden bei dieser Appli¬ 
kationsweise reaktionslos vertragen. Grössere Dosen dagegen verursachen eine 
zuweilen zum Tode führende lokale Eiterung. 

3. Nach intraperitonealer Injektion der Choleravibrionen sterben die 
Kaninchen wie Meerschweinchen unter dem Bilde einer akuten Intoxikation. 
Die Vibrionen vermehren sich hauptsächlich im Peritonealsack, treten aber 
nach grossen Dosen auch in’s Blut über. Im Darminhalte fehlen sie. Junge 
Thiere sind unter gleichen Verhältnissen bedeutend leichter zu tödten als aus¬ 
gewachsene Thiere. 

4. Ohne Anwendung gewisser, den Darm, speziell das Darmepithel, 
schädigender Mittel, wie Alkohol, Opium gelingt es, junge Kaninchen auch 
durch Einführung von Choleravibrionen in den Magen, nach Neutraiisirung von 
dessen saurem Safte, mit dem Befunde einer ausgesprochenen Darmcholera zu 
tödten. Es starben bei den Versuchen ca. 30 Prozent der infizirten Thiere an 
Cholera. Aeltere Thiere dagegen scheinen refraktär gegen Cholera bei dieser 
Infektionsweise zu sein. 

5. Die ungefähr gleiche Erkrankungs- und Mortalitätsziffer erhält man, 
wenn man die Vibrionen direkt in eine Schlinge der dünnen Därme nach Er¬ 
öffnung der Bauchhöhle spritzt. 

6. Bei den Kaninchen, welche nach der Infektion mit Choleravibrionen 
per os nicht starben, sind zuweilen einige Wochen nach dem Zeitpunkte der 
Infektion in dem Blute spezifische immunisirende Körper nachweisbar. Diese 
Thatsache lässt mit ziemlicher Sicherheit den Schluss zu, das3 die betreffenden 
Thiere an Darmcholera erkrankt waren. 

7. Gegen die Giftstoffe der Choleravibrionen sind die Kaniuchen ungleich 
weniger empfänglich als Meerschweinchen. Unter den Vergiftungssymptomen 
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treten nach intravenöser Einverleibung des Giftes Durchfälle in den Vordergrund 
des Bildes. Beim Tode finden sich die dünnen Därme stark geröthet und zu: 
flüssigem Inhalte, dem nekrotische Epithelzellen beigemengt sind, gefüllt. Dk 
Leber ist verfettet. 44 Rpd. 


Choleradesinfektionsversuche mit Formalin. Von Kreisphysikns und 
San.-Rath Dr. Freymuth in Danzig. Deutsche medizinische Wochenschri: 
1894. Nr. 32. 

Die zahlreichen Empfehlungen des Formaüns als Desinfektionsmittel haha 
Freymuth veranlasst, dasselbe auf seine Brauchbarkeit als Desinficiens bei 
mit Choleradejektionen infizirten Objekten zu prüfen. Er ist dabei zu folgendes 
Gesammtergebniss gekommen: 

„In der Cholerahygiene hat das Formalin nur die Bedeutung eines Des¬ 
infektionsmittels von untergeordnetem Werthe. Trockene Kommabazillen m 
Reinkultur erliegen ihm bald, aber die Austrocknung thut es auch ohne Formalia. 
Trockener Cholerastuhl scheint in wenigen Stunden die Virulenz zu verlieren, 
feuchter Stuhl aber behält sie viele Stunden, selbst wenn das Formalin bequem 
herankommen kann, und widersteht seinem Dampf länger als einen Tag, wenn 
er dickere Schichten zu durchdringen hat, ehe er an die infizirte Stelle gelangt. 

Das Formalin ist zur Desinfektion von Kleidern und dünnen Betten brauch¬ 
bar, aber nur dann, wenn Eile nicht noth thut. Die Objekte müssen mindestens 
24 Stunden mit dem Formalin in Berührung bleiben, und dieses muss in grossen 
Mengen, in dünner Schicht ausgebreitet, jenen möglichst nahe gebracht werden. 
Grössere Bettstücke und Pelze darf man mit Formalin nicht desinfiziren. Sem 
verhältnissmässig hoher Preis und die Unannehmlichkeit seines widrigen, offen¬ 
siven Geruches beeinträchtigt die Anwendbarkeit im Allgemeinen nicht un¬ 
erheblich. 

Die Dampfdesinfektion ist der mit Formalin bei Weitem überlegen und 
wird durch dieselbe nicht ersetzt werden können. Wohl aber kann man da? 
Formalin neben der Dampfdesinfektion empfehlen zur Desinfektion besonders 
zarter und empfindlicher Objekte von mässigem Volumen und solchem Material, 
welches in Dampf leidet; insbesondere sind das Kleider, Vorhänge, Teppiche und 
Ledersachen, auch Papiere und Bücher. Immer ist dabei noch vor&uszasetzec, 
dass keine Eile bei der Desinfektion erforderlich ist. 44 Rpd. 


Die Bedeutung des Speichels und Auswurfs für die Biologie 
einiger Bakterien. Von Dr. E. Grawitz und W. Steffen. (Berliner 
klinische Wochenschrift 1894, Nr. 18.) 

Eine für die ganze Bazillentheorie möglicher Weise sehr bedeutungsvoll* 
Entdeckung. Die Autoren züchteten FränkeTsche Pneumonie-Kokken sowohl 
auf Speichel wie auf rostfarbigem Pneumonie-Sputum, die beide nach A. Sch m idt 
hergestellt waren (Erwärmen auf 55°C. bezw. 65° C bis zur Coagulation, 
5X1 Stunde bei 60 0 C. sterilisiren) und fanden, dass die Pneumokokken auf 
Speichel ihre Virulenz wie auch ihre Kapseln verloren, dieselben aber sofort 
wieder bekamen, sowie sie auf Pneumonie-Sputum übertragen wurden und zwa: 
selbst dann, wenn sie derartig abgeschwächt waren, dass sie nach Uebertragung 
auf Agar überhaupt nicht mehr zur Entwicklung gelangten. — Wichtig ist diese 
Entdeckung einmal deshalb, weil man bisher, um abgeschwächten Kulturen ihre 
Virulenz wieder zu verschaffen, zum Thierexperiment greifen musste, dann au k 
weil bekanntlich auch im gesunden Speichel Pneumokokken Vorkommen und diese, 
wie aus den Versuchen hervorgeht, erst des pneumonischen Sputums bedürfen, 
um die höhere Virulenz zu erreichen. Dr. Ascher-Bomst. 


Die Assanirung Neapels. Von Prof. Dr. Montefusco. Giornale di 
medicina publica. April - Mai 1894. 

In der Einleitung weist Montefusco auf die hygienischen Missst&nd* 
des alten Neapels in Bezug auf Wohnungsverhältnisse, Wasserversorgung und 
Abfuhr hin. Ueber ein Drittel der Bevölkerung lebte in den bassi und fondad 
zusammengedrängt, deren unglaubliche Zustände mancher Leser vielleicht au> 
der Schilderung Th. Wey Ts in der Vierteljahrsschrift für öffentliche Gesund¬ 
heitspflege kennt. Die Wasserversorgung geschah durch Zisternen und durch 
Brunnen, die durch Leitungen gespeist wurden, und fast alle stark durch dxt 
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4000 Abtrittsgraben verunreinigt waren. Letztere waren schlecht gehalten und 
durchlässig, ebenso die Abzugskanäle, die in einer Länge von über 180 Kilo¬ 
metern bestanden, aber ursprünglich nur zur Ableitung des Begenwassers be¬ 
stimmt waren. 

Erkannt wurden diese Missstände schon lange, und bereits 1877 war ein 
Projekt zur Kanalisation der Stadt ausgearbeitet. Am frühesten in Angrift ge¬ 
nommen wurde die Wasserleitung, die von den 60 Kilometern entfernten, täglich 
170000 cbm liefernden Serinoquellen gespeist wird und die Stadt seit 1885 mit 
trefflichem und reichlichem Wasser versorgt. Den eigentlichen Anstoss gab dann 
die Cholera von 1884, die ein Projekt ins Leben rief, das den unschönen Namen 
„sventramento di Napoli“ (Ausweidung Neapels) führt, und in der Niederlegung 
der übervölkerten und ungesunden Quartiere, in einem weiträumigeren Wieder¬ 
aufbau derselben und einer Erhöhung des Terrains besteht, soweit es zu niedrig 
and feucht ist, ferner in der Anlage neuer Quartiere, am die durch das sventra- 
mento obdachlos werdende Bevölkerung unterzubringen. Dringend nothwendig 
war ferner die Anlage einer Kanalisation, besonders seitdem die Serino-Wasser- 
leitnng einen täglichen Zuwachs von 80—100000 Kubikmetern Wasser brachte; 
die vorhandenen Kanäle konnten das nicht beseitigen, der Untergrund wurde 
durchweicht und viele Häuser stürzten ein. 1887 wurde mit der Ausführung 
eines Projekts begonnen, nach dem die gesammten Abwässer in den Oolf 
von Cumä, 16 Kilometer von der Stadt entfernt, abgeleitet werden; vol¬ 
lendet ist es noch nicht. Das sventramento wird wegen der schlechten 
Finanzlage kaum in seinem ursprünglich geplanten Umfange ausgeführt werden, 
doch ist auch das schon geleistete bedeutend genug: am 31. Dezember 1893 waren 
153715 qm Gebäude niedergelegt, gegen 11000 qm aufgehöht, 34679 Ein¬ 
wohner der niedergerissenen Häuser in Neubauten untergebracht. 

Die Sterblichkeitsziffer betrug 1881: 31,6, 1893 : 30,6, ist also nicht 
wesentlich gesunken. Dagegen ist die Sterblichkeit an Infektionskrankheiten be¬ 
deutend geringer geworden; besonders günstig zeigte sich der Einfluss der 
neuen Wasserleitung auf die Cholera, die zu einer eigentlichen Epidemie seit 
1884 nicht mehr führte. Mit Recht betont Montefusco, wie sehr es zur 
Besserung der gesundheitlichen Verhältnisse auch darauf ankomme, die indolente, 
schmutzige and arme Bevölkerung zu heben, aber reines Wasser und bessere 
Wohnungen, die man ihr verschafft, werden dabei von grossem Einfluss sein. 

Woltemas - Diepholz. 


Bericht über die Thtttigkeit der Impfinstitute im Königreich 
Sachsen während des Jahres 1893. Von Medizinalrath Dr. Gcissler. 
Korrespondenzblatt der ärztlichen Kreis- and Bezirksvereine im Königreich 
Sachsen 1894; 2. Hälfte, Nr. 4. 

In den vier Impfinstituten Bautzen, Dresden, Leipzig und Frankenberg 
sind im Ganzen 134 Impfthiere im Alter von 4—10 Wochen zur Lymphe¬ 
erzeugung benutzt, davon 20 im ersten, 98 im zweiten (April 25, Mai 43, 
Juni 30), 17 im dritten und 5 im vierten Vierteljahr. Die Abnahme der Lymphe 
geschah meist nach 3 1 /*—4 Tagen, an heissen Tagen etwas früher; der durch¬ 
schnittliche Lymphertrag eines Impfkalbes betrug 5,9 g Rohstoff, der mit der 
sechsfachen Gewichtsmenge von reinem Glycerin (Bautzen) oder mit der fünf- 
bis sechsfachen Menge einer Mischung von 100 Theilen Glycerin und 60 Theilen 
Wasser (Frankenberg) oder mit drei Theilen Glycerin und einem Theil Wasser 
(Dresden) vermischt wurde. Lymphversendungen haben 3280 stattgefunden, 
3,5 # / 0 im ersten, 55,7 °/ 0 im zweiten, 28,9 ü / 0 im dritten und 11,9 °/ 0 im vierten 
Quartal; von den gelieferten Lymphröhrchen haben öffentliche Imptärzte 74 °/o, 
Privatärzte 26 °/ 0 erhalten. Die Wirksamkeit der versendeten Lymphe war am 
geringsten bei derjenigen aus dem Impfinstitut in Bautzen, denn hier betrugen 
die Erfolge bei den Erstimpfungen nur 90,7 °/ 0 , bei den Wiederimpfungen nur 
87,4 gegenüber 98,6 bezw. 96,0, 99,6 und 98,6, 96,5 und 96,9 °/ ? bei den 
Erst- und Wieder-Impfungen mit der Lymphe aus den Impfinstitnten in 
Dresden, Leipzig und Frankenberg. Der Gesammterfolg (98,2 bezw. 95,9 °/ 0 ) 
hat sich gegenüber dem im Vorjahre erzielten (98,7 bezw. 96,7 °/ 0 ) etwas ver¬ 
schlechtert. Von den Impfungen der Rekruten waren 93,3 °/ 0 erfolgreich. 

_ Rpd. 
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Die Thütigkeit des Grossherzoglichen Landesimp (Instituts zu 
Darmstadt im Jahre 1893. Korrespondenzblatt der ärztlichen Vereine des 
Grossherzogthums Hessen 1894, Nr. 6 und 7. 

Zur Beschaffung der erforderlichen Lymphe waren 28 Impftbiere erforder¬ 
lich, von denen 16 dem männlichen, 12 dem weiblichen Geschlechte angehörten; 
die ersteren waren die älteren (1—1*/* Jahr alt), die letzteren die jüngeren 
(4—8 Wochen alt). Die Menge der erhaltenen Lymphe schwankte zwischen 
2,3—40,4 g Rohstoff, durchschnittlich 17,1 g (in früheren Jahren nur 6,56 g), 
sie war bei den jüngeren Thieren am geringsten, bei den älteren am höchsten 
und erheblich höher als in früheren Jahren. Verwendet wurden im Ganzen 
213 g Rohstoff, die 669 g Glycerinemulsion oder 82565 Portionen ergaben; 
davou erhielten die Impfärzte 82 c / 0 , Privatärzte 15,4% und Militärärzte 
2,52 °/o Portionen fanden im Institut Verwendung. Am stärksten war die Pro¬ 
duktion und der Verbrauch der Lymphe in den Monaten Mai und Jnni; Probe¬ 
impfungen wurden im Institut regelmässig gemacht, jedoch nicht stets vor Ver¬ 
sand der Lymphe. 

Bei den Impfungen im Institut wurden bei den Erstimpflingen ebenso wie 
in früheren Jahren 100 % personeller und 95,3 °/„ Schnitterfolg erzielt, bei den 
Wiederimpfungen 95,3 % bezw. 83,3 °/ 0 . Die Impfergebnisse bei den öffentlichen 
Erstimpfungen waren nicht so günstig als in früheren Jahren; sie betrugen 
97,0 °/ 0 personeller und 79 °/ 0 Schuitterfolg (in den Jahren 1890—1892 durch¬ 
schnittlich 98,7 bezw. 84,2 °/ 0 ), bei den Wiederimpflingen stellte sich das Ver- 
hältniss dagegen etwas günstiger: 92,0 bezw. 67,6 “/„ gegen 92,0 °/ 0 bezw. 64,7 % 
durchschnittlich in den Jahren 1890/92. 

Krankhafte Erscheinungen sind nur vereinzelt nach der Impfung vorge¬ 
kommen und zwar einige Fälle von Späterysipel, die jedoch sämintlich in Genesung 
übergingen. Todesfälle, die der Impfung zur Last gelegt werden können, sind 
nicht zur Kcnntniss gelangt. Rpd. 


Besprechungen. 

Dr. K. Waibel, Bezirksarzt in Gfinzburg: Leitfaden für die 
Nachprüfungen der Hebammen. Wiesbaden 1893. Verlag 
von J. F. Bergmann. Klein 8°; 84 Seiten. 

In fünf Kapiteln: Körperlobre, Schwangerschaft, Geburt, Wochenbett uud 
Pflege des Kindes, hat Verfasser das ganze Gebiet der Geburtshülfe kurz zu¬ 
sammengefasst und zwar mit Rücksicht auf den Zweck des Leitfadens in Form 
von Frage und Antwort. Die Fragen sind klar, präzise und für jede Hebamme 
leicht verständlich gestellt; die Antworten in gleicher Weise gegeben; alle für 
die Berufsthätigkeit der Hebammen wichtigen Punkte sind berührt, so dass der 
Leitfaden dadurch den Charakter eines kurzen Repetitoriums erhalten hat und 
gerade mit Rücksicht hierauf ein äusserst werthvolles Hülfsmittel zur leichteren 
Fortbildung des Hebammenlehrstandes bildet. Er ist allerdings in erster Linie 
für den Gebrauch der bayerischen Bezirksärzte und Hebammen bestimmt und 
lehnt sich in Folge dessen an das Hebammcnlehrbuch von Prof. Dr. Schul t ze 
an; gleichwohl kann er auch allen anderen Medizinalbeamten zur Verwendung 
bei den Nachprüfungen von Hebammen warm empfohlen werden; denn die Unter¬ 
schiede zwischen den einzelnen Hebammenlehrbüchern sind im Allgemeinen von 
keiner grossen Bedeutung. Rpd. 


Edwin Klebs: Die kausale Behandlung der Tuberkulose. 
Experimentelle und klinische Studien. Mit einer Photographie. 
7 Farben- und 19 Kurventafeln, vier Figuren im Text und einer 
statistischen Beilage. Hamburg und Leipzig 1894. Verlag von 
Leopold Voss. Gross 8°; 680 Seiten. 

Nachdem gelaufene Thierversuche die Möglichkeit der Hcilaug mensch¬ 
licher Tuberkulose durch Bakterienprodukte in Aussicht stellten, musste es nach 
Ansicht des Verfassers versucht werden, dieses Problem zu lösen. Trotz aller 
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möglichen Widerstände, ganz und gar auf sich selbst angewiesen, 1 ) und von 
dem Wohlwollen einiger Freunde sowie dankbarer Patienten unterstützt, hat er 
sich dieser schweren Arbeit unterzogen und glaubt dieselbe im Laufe von drei 
Jahren so weit gefördert zu haben, dass er den Fachgenossen nunmehr festge¬ 
setzte Schlussfolgerungen und eine auf reichliche klinische Erfahrung begründete 
Behandlungsmethode der Tuberkulose zur weiteren vorurtheilsfreien Prüfung 
vorlegen kaun. 

Der erste Thcil des vorzüglich ausgestatteteu Werkes ist der allge¬ 
meinen Pathologie der Tuberkulose gewidmet und beginnt mit einer sehr 
eingehenden Darstellung der Geschichte dieser Krankheit, au die sich eine 
solche ihres natürlichen Verlaufes beim Menschen anschliesst. Klebs spricht 
sich hier entschieden dafür aus, dass nicht der Inhalations-, sondern der 
Digestionsapparat bei Weitem der häufigste Weg sei, auf welchem Tuberkel¬ 
bazillen unserem Organismus zugeführt werden, eine Ansicht, die mit den bisher 
herrschenden Anschauungen in Widerspruch steht und die, wenn sie sich als 
richtig heraussteilen sollte — was vorläufig noch nicht erwiesen ist — die Auf¬ 
merksamkeit der Hygieniker in noch weit höherem Masse als bisher auf die 
Nahrungsmittel, namentlich auf Milch und Fleisch von tuberkulösen Thiereu, als 
Infektionsquelle der Tuberkulose hinlenken müsste. 

In den folgenden Abschnitten des ersten Theiles: „Die Wirkung des 
Koch’sehen Tuberkulins beim Meerschweinchen, Augenimpfungen bei Kaninchen 
und Koch’sehe Injektionen“, wird die Beeinflussung des natürlichen Verlaufes 
der Impftuberkulose bei Thieren durch die Produkte der Tuberkelbazillen einer 
eingehenden experimentellen Untersuchung unterzogen, auf Grund deren Ergeb¬ 
nisse Klebs in dem letzten Kapitel dieses Theils: „Zusammensetzung des 
Koch’schen Tuberkulins, seine Peinigung und physiologische Wirkung 44 zu einer 
Theorie der Tuberkulinwirkung kommt, die von derjenigen Koch ’3 durchaus 
abweicht, indem sie im Wesentlichen die heilenden Substanzen der Tuberkel¬ 
kulturen als Sekretionsprodukte der Bazillen auffasst, die demnach nicht in den 
Bakterienkörpern, sondern ausserhalb derselben zu suchen sind. 

Im zweiten Theil seiner Arbeit „Die Bakterientherapie der Tuberkulose“ 
versucht Klebs unter Anführung zahlreicher von ihm und anderen Aerzten 
nach seiner Methode mit Tuberkulocidiu behandelten Krankheitsfälle die Rich¬ 
tigkeit seiner Annahme darzuthun, dass auch bei der menschlichen Tuberkulose 
ein aus den Kulturflüssigkeiten der Tuberkelbazillen gewonnenes Produkt die 
Abtödtung dieser Bazillen herbeizuführen und damit die Heilung des tuberkulösen 
Prozesses in den verschiedenen Stadien — er unterscheidet deren vier — herbei¬ 
zuführen im Stande ist. Am Schluss dieses Theiles wird die Herstellungsweise 
des Tuberknlocidins und des Antiphthisins — eine nach anderem Verjähren ge¬ 
wonnene Lösung von Tuberkulocidiu — geschildert und hierauf eine Darstellung 
der Bakteriotherapie gegeben, unter genauer Angabe der hierbei zu beobachten¬ 
den Vorschriften. Klebs ist Gegner der subkutanen Injektion und glaubt in 
der rektalen oder laryngealen Injektion die zweckmässigste Methode der Tuber- 
kulocidin-Applikation gefunden zu haben. Eine im Anhänge beigefügte statisti¬ 
sche Uebersicht der im Jahre 1893 mit Tuberkulocidin und Antiphthisin be¬ 
handelten Tuberkulose-Fälle (60) soll die hervorragende Wirkung der in jüngster 
Zeit von Klebs angewandten höheren Dosen beweisen; denn bei 30 mit geringen 
Dosen (durchschnittlich 259 T.U. Einheiten) behandelten Krauken war nur bei 
67 'Vo ein positiver Erfolg (20°/ o etwas, 30 °/ 0 bedeutend gebessert und 17 °/ 0 
nahezu geheilt) erzielt, bei der gleichen Anzahl mit grossen Dosen (durchschnitt¬ 
lich 845 T.C. Einheiten) behandelten Kranken dagegen bei 90 ü / 0 (17 a / 0 etwas, 
67 °/ 0 bedeutend gebessert und 6 °/ 0 nahezu geheilt). 

Auf die Einzelheiten der Klebs’sehen Untersuchungen, Beobachtungen, 
Schlussfolgerungen u. s. w. einzugehen, würde über den Rahmen eines einfachen 
Referates hinausgehen, in dieser Beziehung muss auf das Studium des Werkes 
selbst verwiesen werden, das den Lesern der Zeitschrift warm empfohlen 
werden kann. Der Verfasser hat sich mit Erfolg bemüht, von seinen interessanten, 
nur ein Ziel, die Heilung der Tuberkulose, im Auge haltenden Arbeiten ein 
klares Bild zu geben und wenn auch manche seiner Versuche ebensowenig ein- 

*) Der Verfasser hat bekanntlich vor zwei Jahren seine Professur in 
Zürich aufgegeben, um sich lediglich der Frage der Tuberkulose-Behandlung 
widmen zu können. 
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wandfrei sind wie die daraus gezogenen Schlüsse, so hat er mit seiner Arbeit 
doch einen nicht hoch genug zu schätzenden Beitrag zur Lösung der Frasre der 
Heilbarkeit der Tuberkulose geliefert. Desgleichen verdient die unausgesetzte, 
angestrengte und hingebende Thätigkeit, welche er seit Jahren auf die ^ 
gesteckte grosse Aufgabe verwendet hat und die überall aus dem vorliegendes 
Werke her vor leuchtet, uneingeschränkte Anerkennung. Rpd. 


Dr. Georg SchneidemQhl, Privatdozent in Kiel: Das Thierarznei¬ 
wesen Deutschlands und dessen Einzelstaaten in 
seiner gegenwärtigen Gestalt. Ein unentbehrliches 
Handbuch für Thierärzte, Staats- und Gemeindebehörden, Schiacht¬ 
hofverwaltungen, Medizinalbeamte, Richter u. s. w. Nach amt¬ 
lichen Quellen bearbeitet. Leipzig 1893. Verlag von Arthur 
Felix. III. Lieferung. Gross 8°; 186 Seiten. 

Die Schlusslieferung des nunmehr vollendeten Werkes, dessen ersten beiden 
Lieferungen bereits in Nr. 2 der Zeitschrift besprochen sind, bringt in drei Ab¬ 
schnitten (8, 9 u. 10) die bestehenden Bestimmungen über die Stellung, Rechte. 
Pflichten und Kompetenzen der beamteten Thierärzte in Bayern, Sachsen, 
Württemberg, Baden, Hessen, Braunschweig, Oldenburg, Meklenburg, Sachsen- 
Weimar, Anhalt, Hamburg und Eisass-Lothringen, behandelt dann im 11. Ab¬ 
schnitt die akademische thierärztliche Laufbahn auf den thierärztlichen Hoch¬ 
schulen und giebt im 12. Abschnitt eine recht ausführliche Zusammenstellung 
der in Bezug auf die militärthierärztliche Laufbahn, sowie auf Rang, Stellung, 
Wirkungskreis des thierärztlichen Personals im deutschen Heere geltenden Vor¬ 
schriften. Der letzte (13.) Abschnitt ist dem thierärztlichen Vereinswesen im 
deutschen Reiche gewidmet. 

Durch ein möglichst genaues Sachregister und vor Allem durch eine 
chronologische Uebersicht der in dem Buche im Wortlaute oder im Auszuge 
wiedergegebenen Gesetze, Veränderungen, Verfügungen und Gerichtsentscheidungen 
wird dessen Brauchbarkeit als Nachschlagebuch wesentlich erhöht. Dasselbe 
wird besonders den Thierärzten ein in ihrem vielseitigen Berufe willkommener 
Rathgeber sein und kann als solcher warm empfohlen werden. Rpd. 


Dr. W. OhlmOller, Regierungsrath und Mitglied des Kaiserlichen 
Gesundheitsamtes: Die Untersuchung des Wassers etc. 
Berlin, Verlag von Julius Springer, 1894. 

Der Leitfaden umfasst in 178 Druckseiten eine eingehende Darstellung 
aller Eigenschaften, welche gutes Trink- und Gebrauchwasser kennzeichnen 
oder als solches verwerflich erscheinen lassen, und soll für die Arbeit im Labo¬ 
ratorium dem Bedürfni8S der Aerzte, Apotheker und Studirenden abhelfen. Wie 
zeitgemäss ein solches Werk in unseren Tagen der Choleragefahr und der Wasser¬ 
frage überhaupt ist, bedarf keiner besonderen Ausführung; hängt doch die Zu¬ 
kunft der Medizinalbeamten nicht zum geringen Theile von den Leistungen ab, 
die von ihnen durch die hygienischen Fragen in neuerer Zeit gefordert werden. 
Mit um so grösserer Freude werden sie das Werk des Verfassers begrüssen, der 
durch seine Stellung und Beschäftigung im Reichsgesundheitsamt eine Garantie 
dafür bietet, dass nur das Beste und Nützlichste in dem Leitfaden gebracht wird. 

Derselbe erörtert darin die Probeentnahme, die physikalische, chemische, 
mikroskopische und bakteriologische Untersuchung, die Beurtheilung des Unter- 
snehungsergebnisses in so eingehender und verständiger Weise, dass der Leit¬ 
faden besonders dem Medizinalbeamten, der sich durch eigene praktische Thätig¬ 
keit weiter zu bilden und auf der Höhe der Wissenschaft und Technik zu erhalten 
strebt, ein unentbehrlicher Rathgeber werden wird. Dr. Mittenzweig. 


Dr. Arthur Würzburg, Bibliothekar im kaiserlichen Gesundheitsamte: 
Die Nahrungsmittelgesetzgebung im Deutschen 
Reiche und in den einzelnen Bundesstaaten. Leipzig 
1894. Verlag von J. A. Barth (A. Meiner); 12°, 372 S. 
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Das vorliegende Werk bildet einen Theil der von Dr. Jul. Ephraim 
unter Mitwirkung mehrerer Fachmänner herausgegebenen Bibliothek für Nahrungs¬ 
mittel - Chemiker, in der die verschiedensten Zweige der Nahrungsmittelchemie 
in monographischer Form möglichst erschöpfend zur Darstellung gelangen sollen, 
um den Studirenden geeignete Lehrbücher zur Vorbereitung zum Examen, dem 
in der Praxis stehenden Nahrnngsmittelchemiker dagegen die zu seiner Tätig¬ 
keit erforderlichen litterarischen Hülfsmittel zu bieten, die ihm einerseits das 
praktische Arbeiten erleichtern, andererseits ein weiteres Eindringen in die 
Wissenschaft ermöglichen. Wenn es in dem Vorwort zu dieser Bibliothek heisst, 
dass bisher ein derartig umfassendes Sammelwerk auf dem Gebiete der Nahrungs¬ 
mittelchemie fehlte, so muss dieser Ansicht im Allgemeinen beigepflichtet werden; 
dieser Mangel musste sich aber jetzt um so fühlbarer machen, als bekanntlich 
am 1. Oktober d. J. die neuen Prüfungsvorschriften für Nahrungsmittelchemiker 
in Kraft treten und überhaupt eine grössere Wirksamkeit auf diesem Gebiete 
sich zu entfalten beginnt, die im öffentlichen Interesse nur freudig begrüsst 
werden kann. 

Von den einzelnen Werken der Bibliothek dürfte den Medizinalbeamten 
das oben angeführte am meisten interessiren. Der Verfasser hat sich die Auf¬ 
gabe gestellt, die auf Nahrungsmittel, Genussmittel und Gebrauchsgegenstände 
bezüglichen Bestimmungen und Einrichtungen, welche im Deutschen Reiche und 
in den einzelnen Bundesstaaten in gesundheitlichem Interesse getroffen sind, zu¬ 
sammenzustellen und diese Aufgabe, wie hier gleich bemerkt sein möge, in vor¬ 
züglicher Weise gelöst. 

Nach einer kurzen Einleitung und Besprechung der Nahrungsmittel¬ 
gesetzgebung vor dem Erlass des Nahrungsmittelgesetzes vom 14. Mai 1879 
werden die einzelnen Bestimmungen dieses Gesetzes in sehr eingehender 
und sachgemässer Weise erläutert unter Heranziehung der wichtigsten ein¬ 
schlägigen Entscheidungen des Reichsgerichts und anderer Gerichtshöfe. Der 
folgende Abschnitt bringt die gesetzlichen Bestimmungen über die Beaufsichti¬ 
gung des Nahrungsmittelverkehrs, über Märkte und Markthallen, sowie über den 
Gewerbebetrieb im Umherziehen, während der nächste, sehr umfangreiche Ab¬ 
schnitt die bestehenden Bestimmungen über einzelne Nahrungs- und Genussmittel 
(Fleisch und Fleischwaaren, Getreide und Mehl, Butter und Margarine, Wasser, 
Milch, Bier, Wein, Branntwein, Kaffee, künstliche Mineralwässer, Obst, Gewürze) 
und Gebrauchsgegenstände (gesundheitsschädliche Farben, blei- und zinkhaltige 
Gegenstände, Petroleum u. s. w.) behandelt. Im letzten Abschnitt wird zunächst 
der Reichs- und Landesbehörden gedacht, zu deren Aufgaben die Vorbereitung, 
der Erlass und die Ausführung von Bestimmungen über Nahrungs-, Genussmittel 
und Gebrauchsgegenstände gehört, und zum Schluss auf die Stellung und Zu¬ 
ständigkeit der hierbei in Betracht kommenden Sachverständigen (Nahrungsmittel¬ 
chemiker, Fleischbeschauer u. s. w.\ auf die Aufgaben der öffentlichen Nahrungs¬ 
mittel-Untersuchungsanstalten, die Nothwendigkeit der Errichtung derartiger 
Anstalten u. s. w. näher eingegangen. Ein Anhang enthält das Nahrungsmittel¬ 
gesetz, die zu demselben erlassenen Folgegesetze, sowie die Vorschriften über 
die Prüfung der Nahrungsmittel-Chemiker im Wortlaut. 

Das Buch zeichnet sich durch zweckmässige, übersichtliche Anordnung und 
erschöpfende Behandlung des Stoffes, wie durch Klarheit und leichte Verständ¬ 
lichkeit der Darstellung aus; es wird daher in den betheiligten Kreisen sehr 
bald eine grosse Verbreitung finden, die es auch als zuverlässiges Nachschlage- 
buch in vollem Masse verdient. Rpd. 


Tagesnachrichten. 

Mit Rücksicht auf die grössere Ausbreitung der Cholera im Osten des 
Deutschen Reiches (siehe Cholera-Nachrichten) ist die Reichs-Cholera¬ 
kommission am 20. d. M. unter dem Vorsitze des Direktors des Reichsgesund¬ 
heitsamtes zu einer Sitzung in den Räumen des Reichsgesundheitsamtes zusam¬ 
mengetreten, zu der auch der Präsident der Provinz Ostpreussen erschienen 
war. Der Hauptzweck der neuen Sitzung bestand darin, die Kommission von 
dem bisherigen Stande der Verbreitung der mörderischen Epidemie in Kenntuiss 
zu setzen nnd ihr das eingelaufene Material zu unterbreiten. Aus den vorgelegten 
Berichten war ersichtlich, dass das Umsichgreifen der Cholera innerhalb unserer 
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Grenzen hauptsächlich den Osten in Mitleidenschaft gezogen hat, aber keines¬ 
wegs in dem Masse, dass weitgehende Besorgnisse Platz greifen dürften. Die 
gefassten Beschlüsse sollen vorläufig sekret behandelt werden und sind wie die 
in der ersten Konferenz am 1. August gefassten Entschliessungen zunächst den 
Regierungen der Einzelstaaten zur Begutachtung zugestellt worden. 

Zum Studium der Cholera und deren Verbreitungswege sind auf Veran¬ 
lassung des Kultusministeriums vier Assistenten vom Institut für Infektions¬ 
krankheiten in Berlin unter Führung des Prof. Dr. Pfeiffer an die preussisch- 
russische Grenze entsendet worden; insbesondere soll das Weichselgebiet in- 
spizirt werden. 


Die diesjährige Versammlung des Vereins der deutschen Irren&rzte 
findet nicht am 14 und 15., sondern am 21. und 22. September d. J. in 
Dresden statt. Die Tagesordnung ist bereits in Nr. 12 der Zeitschrift, 8. 311 
mitgetheilt. 


Das Programm der 66. Versammlung deutscher Naturforscher und 
Aerzte in Wien hat durch die bedauerliche Erkraukung des Wirk!. Geh. Bath 
Prof. v. Helmholtz insofern eine Aenderung erhalten, als an Stelle des 
von diesem übernommenen Vortrages in der zweiten allgemeinen Sitzung der 
Mathematiker Prof. Klein in Güttingen über „Riem&nn mit seiner Bedeutung 
für die Entwickelung der modernen Mathematik“ sprechen wird. 


Am 22. August d. J. feierte der Regierungs- und Geheime Medizin&lratli 
Dr. Ranzow in Potsdam, der hochverdiente Ehren - Präsident unseres Preußi¬ 
schen Medizinal - Beamtenvereins sein 50jähriges Doktor-Jubiläum. 

Unser Verein hatte seine Vorstandsmitglieder San.-Rath Dr. Mitten¬ 
zweig und Reg.- und Med.-Rath Dr. Wer nie h mit der Gratulation beauf¬ 
tragt, die dem Herrn Jubilare eine künstlich ausgeführtc Adresse Überfrachten. 
Dasselbe geschah seitens des Aerzte-Vereins des Nieder-Barnimer Kreises und 
der Potsdamer Aerzte; während die Medizinal - Beamten des Regierungsbezirks 
Potsdam ein prachtvolles Blumenkissen gespendet hatten. 

Der Herr Oberbürgermeister Boie aus Potsdam, ein Vertreter des 
Magistrats, zahlreiche Herren und Damen der Stadt waren ebenfalls erschienen, 
um ihre Gratulationen und Blumenspenden zu überbringen. 

Als Krönung des Festes überreichte der Dekan der medizinischen Fakultät, 
Prof, von Bergmann, die Glückwünsche der Universität Berlin nebst der 
Erneuerung des Doktor-Diploms vom 22. August 1844. 

Ein heiteres Gabelfrühstück, gewürzt durch ernste und launige Reden, 
beschloss die schöne Feier, welche der Herr Jubilar mit gewohnter Jugendfrische 
und sprühendem Frohsinn im Kreise seiner freudestrahlenden Kinder ver¬ 
leben durfte. 

Möge er noch oft den 22. August so lebensfrisch und glücklich verleben! 


Im Herzogthum Meiningen ist mit dem 1. August d. J. eine nene 
Taxe für ärztliche Sachverständige in gerichtlichen Angelegenheiten 

in Kraft getreten, 1 ) die wesentlich giiustigere Bestimmungen enthält, als die in 
anderen deutschen Bundesstaaten, namentlich in Preussen darüber geltenden 
Vorschriften. Wir können die Kollegen in Meiningen nur beglückwünschen, dass 
es ihnen gelungen ist, eine zeitgemässe Aenderung der bisherigen Vorschriften 
zu erlangen; auch bei dem preußischen Taxe-Gesetz vom 9. März 1872 wäre 
eine derartige Aenderung dringend erwünscht; ob diese aber ebenso schnell und 
mit demselben Erfolg wie in Meiningen erreicht werden wird, dürfte nach den 
bisherigen Erfahrungen in Bezug auf alle die Stellung und die Kompetenzen der 
Medizinal beamten betreifenden Angelegenheiten ziemlich zweifelhaft sein. 


Auf der am 15. und 16. August d. J. in Kassel abgehaltenen 
23. Hauptversammlung des Deutschen Apothekervereins bildete „die Ge¬ 
werbefrage“ den ersten und wichtigsten Gegenstand der Verhandlung. Per 
Vorsitzende des Vereius, Herr Apotheker Froelieh (Berlin), welcher das Re- 

*) Abgedruckt in der heutigen Beilage. 
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ferat übernommen hatte, ging zunächst auf die verschiedenen Versuche und Vor- 
Schläge zur Lösung der Apothekenfrage näher ein, sowie auf die Schwierigkeit 
einer derartigen Lösung, die jedenfalls nicht allein vom Standpunkte des 
* Apothekers und unter einziger Berücksichtigung seiner materiellen Interessen 

vorgenommen werden dürfe. Die Regierungen hätten ebenso wie die Fachleute 
seit Jahrzehnten vergebens nach einem anderen, alle betheiligten Theile befriedi¬ 
genden System gesucht, aber keins gefunden; auch dem Vorstande des Apotheker¬ 
vereins sei das nicht gelungen. Daä sei aber gar kein Unglück; denn auch in 
^ dem Rahmen des bisherigen Systems könne der Apotheken9tand sich fort¬ 

schreitend und zeitgemäss entwickeln und mit der Entwickelung des gewerb¬ 
lichen Gebens überhaupt gleichen Schritt halten. Im grossen Ganzen könne 
man dem deutschen Apothekenstande auch gar keine grossen Vorwürfe machen; der 
va * Vorwurf, dass mit den Apothekenkonzessionen an vielen Stellen Schacher getrieben 

" :;v würde, lasse sich allerdings nicht von der Hand weisen, es sei dies jedoch ein 

Auswuchs, der von den Apothekern nicht minder bedauert würde und der un¬ 
zertrennbar von der sozialen Frage, von der Entwicklung unserer ganzen Ver¬ 
kehrs- nud Erwerbsverhältnisse sei. In Preussen sei zunächst durch die jüngste 
Kabinetsordre, durch weiche für die neukonzessionirten Apotheken die Personal- 
v konzession eingeführt sei, ein Ruhestand eingetreten. Der deutsche Apotheker- 

^ verein habe sich stet« für die frei veräusserliche und vererbliche Konzession aus- 

gesprochen, jetzt müsse er sein Augenmerk darauf richten, dass die Einführung 
der Personalkonzession für die neuen Apotheken nicht zu einem Fluch für den 
gesammten Stand werde. Dazu sei vor allen Dingen erforderlich, dass sich der 
Apothekerstand gleichmässig mit den anderen Berufskreisen und entsprechend 
^. den Fortschritten in den Naturwissenschaften entwickele und namentlich auf 

IC gleicher Höhe mit den ihm am nächsten stehenden ärztlichen Stande gestellt 

werde. Dass er bisher in Bezug auf seine Fortbildung und Ausbildung zurück- 
i : z .. geblieben sei, lasse sich nicht leugnen, aber das sei nicht Schuld des deutschen 

Apothekerstandes, sondern Schuld der Regierung; denn der langjährigen Forde¬ 
rung der Apotheker nach besserer Vor- und Ausbildung habe die Staatsregierung 
^ ein starres Nein entgegengesetzt. An jener Forderung müsse aber unbedingt 

festgehalten und immer wieder von Neuem von Seiten der Apotheker das Maturum 
zum Eintritt in ihren Beruf sowie eine andere und bessere Ausbildung für die¬ 
selben verlangt werden. Nicht minder wichtig sei es aber auch, dass ihre An¬ 
gelegenheiten an massgebender Stelle durch einen Fachmann bearbeitet und durch 
diesen ihre Interessen wahrgenommen würden. Jetzt geschehe dies lediglich 
durch Mediziner, die dem Apothekerstande nicht nur kein Wohlwollen, sondern 
eine gewisse Eifersucht entgegenbrächten aus Furcht (?), der Apotheker könne 
in Folge der besseren Vor- und Ausbildung „flügge“ werden. 

Ueber die Gewerbefrage sei nachgerade genug verhandelt; man solle end¬ 
lich aufhören, von ihr zu sprechen. Aus derselben müsse eine Fachfrage, 
gemacht und nicht die Hebung der materiellen Interessen, sondern diejenigen des 
5- ganzen Standes in den Vordergrund gedrängt werden und die Signatur alles 

ferneren Strebens und Vorgehens der Apotheker bilden. Die Zukunftsapotheken 
.V denkt sich der Vortragende nicht mehr als eine Verkaufsstätte für Spezialitäten, 

sondern als ein hygienisches Institut; denn gerade auf das Gebiet der Hygiene sei 
der Apotheker von selbst angewiesen und hier könne er dem Arzt, der mit der 
Therapie ausreichend zu thun habe, eine treue Stütze bilden. Bei Ausführung 
des Nahrungsmittelgesetzes hätten sich z. B. eine ganze Reihe organisatorischer 
Schwierigkeiten lösen lassen, wenn man den Apothekerstand mehr als bisher zur 
Mitwirkung herangezogen hätte. Die Lösung der gewerblichen Frage liege somit 
in der Hebung und Ausbildung des Apothekerstandes! Maturum als Vorbe¬ 
dingung des Studiums, eine andere bessere Ausbildung und eine andere Standes- 
r Vertretung, das seien die Forderungen, an denen unentwegt festgehalten werden 

müsste. Dann werde der Apothekerstand aufhören, das Stiefkind unter den 
Jüngern der Naturwissenschaften zu sein, dann brauche man auch nicht ängstlich 
und besorgt in die Zukunft zu sehen! 

Der Vortrag fand allseitige Zustimmung und nach längerer Debatte ge¬ 
langte eine Resolution einhellig zur Annahme, in der sich die Versammlung mit 
, den Ausführungen des Referenten und den Schritten des Vorstandes in der Fach¬ 

frage einverstanden erklärte und den Vorstand aufforderte, in demselben Sinne 
weiter zu wirken. 


< 


* 
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Cholera: Deutsches Reich. In der Woche vom 6.—20. Aug-as 
sind im Weichselgebiet 28 Cholerafälle festgestellt, davon entfallen je 1 
auf Schilno (Kr. Thorn), Weichselmünde, Neufuhr (Landkreis Danzig) Ein^'e 
bei Danzig, Gurski-Aus-<endeich (Kreis Thorn), je 8 auf Garnsee (Kreis Uin-&- 
werder), auf ein in Danzig angelangtes Schiff und auf Göllnitz (Kreis Stras¬ 
burg), 5 auf Holm (Kreis Danzig-Niederung) und 9 auf die Danziger Vorstact 
Althof. — ImNetze-Warthegebiet sind während derselben Zeit 25 Cholers- 
Erkrankungen gemeldet. Davon je 1 in Netzdamm, Hoffmannsdorf, Josephkow, 
(Kreis Wirsitz), Laskownice, Paulina (Kreis Schubin), Landsberg a/W. und 
Smolary (Kreis Kolmar), 2 in Josephinen (Landkreis Bromberg), je 3 in Usch 
(Kreis Kolmar), Lochnowice (Landkreis Bromberg) und Kladow (Kreis Land^- 
berg a/W.) und 7 in einem Abbau bei Nackel. 

Ein ziemlich ausgedehnter Choleraherd hat sich im Reg.-Bez. Gum¬ 
binnen in Niedzwedzen (KreisJohannisburg) gebildet; vom 1.—20. Aug. sind 
hier 81 Erkrankungen mit 26 Todesfällen gemeldet. Auch im Reg.-Bez. Königs¬ 
berg sind vereinzelte Choleraerkrankungen vorgekommen, so in Orteisburg 
bei einem Ulanen, in Königsberg selbst bei einem Kutscher, in Draalitten bei 
einem Kanalschiffer und dessen Sohn, ferner in Osterode und in Agilla (Kreis 
Labiau) je ein Fall, zusammen also 6. 

Aus den übrigen Theilen des Deutschen Reiches sind während des oben¬ 
genannten Zeitraums noch gemeldet je 1 Cholerafall in Emmerich, Köln (bei 
einem aus Rotterdam angekommenen Schiffsmaschinisten), in Hüntel bei Meppes 
(bei einem holländischen Kanalarbeiter) und in Rosdzin (Kreis Kattowitz). 

Im Ganzen sind also im Deutschen Reiche vom 6.—20. August 144 Cholera- 
Erkrankungen vorgekommen. 

In Galizien betrug die Zahl der Cholera - Erkrankungen und Todesfälle 
iuTder Zeit vom 7.—19. August 1712 bezw. 836 in 25 politischen Bezirken und 
125 Gemeinden. Davon entfielen auf Westgalizien (Stadt Krakau und Umgegend. 
Bezirke Dabrowa, Nisko, Saybusch, Tarnobrzeg, Tarnow nnd Wieliczka) 235 Er¬ 
krankungen mit 121 Todesfällen, auf Ostgalizien (Bezirke Borszcow, Buczaez, 
Czortkow, Horodenka, Husiatyn, Kolomea, Nadworna, Sniatyn, Stanislau, Tlumaez. 
Zaleszczyki) 1477 (715). Die Gerichtsbezirke Obertyn (Horodenka) und Tinste 
(Zaleszczyki) sind als Choleraherde erklärt. Die Gesammtzahl der Erkrankungen 
stellt sich seit dem 7. April d. J. auf 2759 mit 1413 Todesfällen. 

In der Bukowina sind vom 7.—19. August 226 Cholera -Erkrankung« 
mit 104 Todesfällen zur amtlichen Kenntniss gelangt; davon 72 (33) im Bezirk 
Kotzmar, 59 (32) im Bezirk Wiznitz, 18 (8) in der Stadt Czernowitz. 

Belgien. In der Provinz Lüttich sind vom 18.—28. Juli 32 Cholera¬ 
todesfälle vorgekommen, in der Stadt Lüttich vom 30. Juli bis 5. August IS 
Erkrankungen mit 4 Todesfällen, in den stromauf- und -abwärts der Uaas ge¬ 
legenen Ortschaften während derselben Zeit 17 (10). 

In den Niederlanden ist das Auftreten der Cholera immer noch ver¬ 
einzelt geblieben. In Mastricht sind vom 7.—20. August 14 an der Cholera 
erkrankt und 6 gestorben (bis zum 20. August im Ganzen 64 [30]); in Amster¬ 
dam bis zu demselben Termine 36 (15); einzelne Erkrankungen sind ausserdem 
in Harlem, Utrecht, Rotterdam u. s. w. vorgekommen. 

In Russland hat die Cholera in den Ostseeprovinzen, namentlich in 
Petersburg, eine Abnahme, in Russisch-Polen dagegen eine Zunahme erfahren. 
Es wurden gemeldet in der Stadt Petersburg vom 1.—20. Aug.: 369 Erkrankungen 
mit 235 Todesfällen, im Gouvernement Petersburg vom 29. Juli bis 11. AngiL-t: 
531 (202), in den Gouvernements Esthland vom 27. Juli bis 11. August: 57 (2Si 
nnd Kurland vom 29. Juli bis 4. August: 23 (12), in der Stadt Warschau vom 
31. Juli bis 15. August: 359 (133), in den Gouvernements Warschau vom 29. Juli 
bis 12. August: 1610 (772), Kielce vom 26. Juli bis 10. August: 1909 
Radom vom 28. Juli bis 9. August 1446 (740), Plock vom 29. Juü bis 8. Ausr : 
370 (181), Siedlec vom 30. Juli bis 10. August: 171 (35), Lomza vom 31. Juh 
bis 10. August: 87 (35), Lublin vom 29. JuU bis 11. August: 41 (23). 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.-u. Med.-Rath i. Minden LW. 

J, C. C. Bruns, Buchdruckerei, Minden. 
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Ueber Desinfektion und deren praktische Durchführung. 

Vortrag gehalten in der Versammlung der Medizinalbeamten des Bgbz. Köslin 
von Dr. Alexander, Kreisphysikus in Belgard. 

Nachdem die Lehre von der Desinfektion durch die experi¬ 
mentellen wissenschaftlichen Arbeiten der letzten Jahre eine zu¬ 
verlässigere Basis erhalten hat, dürfte es an der Zeit sein, die 
gewonnenen Forschungsresultate zum Nutzen und Frommen des 
Einzelnen sowohl wie der Gesammtheit mehr wie bisher praktisch 
zu verwerthen. Dass es dazu der freilich aus anderen Gründen 
sehr wünschenswerten Reform an Haupt und Gliedern nicht be¬ 
darf, sondern dass dies sehr wohl in dem Rahmen der heutigen 
Gesetzgebung möglich ist, beweisen die nachahmenswerten Bei¬ 
spiele jener Kommunen, welche im wohlverstandenen Interesse für 
das Wohl und Wehe ihrer Mitglieder die zielbewusste und nach¬ 
haltige Bekämpfung der das Nationalvermögen in hohem Grade 
schädigenden Volksseuchen sich zur Hauptaufgabe gestellt haben. 
Gross, aber nicht unüberwindlich sind die Schwierigkeiten, welche 
sich diesen das soziale Gebiet berührenden Bestrebungen entgegen¬ 
stellen, und der einzelne Medizinalbeamte, mag er auch mit noch 
so viel Pflichteifer und Ueberzeugungstreue an’s Werk gehen, 
vermag bei der Unzulänglichkeit seiner Machtbefugnisse ohne die 
tatkräftige Unterstützung der diese Fragen mit klarem Blick 
erfassenden Kommunalbehörden nur Wenig auszurichten, es sei 
denn, dass die Bezirksregierung die einheitliche Regelung dieses 
wichtigen Zweiges der Sanitätspolizei in die Hand nimmt. Um so 
mehr freut es mich, dass meine diesbezüglichen Vorschläge bei 
den Behörden des Kreises Belgard ein verständnisvolles Ent¬ 
gegenkommen gefunden haben, und ich bemerke, dass der Or- 
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ganisationsplan über die einheitliche Gestaltung des Desinfektions¬ 
wesens, welchen ich mitzutheilen gedenke, in diesseitigem Kreise 
zum Theil schon durchgeführt, zum Theil in der Durchführung be¬ 
griffen ist. 

Ich habe mir die Aufgabe gestellt, die meines Erachtens ein¬ 
fachste, zweckmässigste und billigste Art der Desinfektion und 
deren praktische Durchführung unter möglichster Beiseitelassung 
theoretischer Erörterungen, dagegen unter spezieller Berücksichti¬ 
gung der vorzugsweise kleinstädtischen und ländlichen Verhält¬ 
nisse des Regierungsbezirks Köslin in einem knappen Rahmen zu 
entwickeln und durch fruchtbringenden Meinungsaustausch zur 
Vervollkommnung der praktischen Lösung dieser eminent wich¬ 
tigen Frage beizutragen. 

Vorbedingung für eine erfolgreiche Handhabung der Desinfek¬ 
tionsvorschriften ist die strikte Durchführung der Anzeigepflicht 
bei ansteckenden Krankheiten, die dringend einer Neuorganisation 
auf dem Wege polizeilicher Verordnung bedarf: Wie unzulänglich 
der bisherige Apparat funktionirt, brauche ich nicht zu sagen. 
Wie kann von einer erfolgreichen und nachhaltigen Bekämpfung 
der Infektionskrankheiten die Rede sein, wenn ein grosser Theil 
der Fälle, in denen eine Desinfektion nöthig ist, nicht zur Kennt- 
niss der Behörden gelangt? Es kann nun nicht meine Aufgabe 
sein, die Frage von der Anzeigepflicht bei Volksseuchen einer ein¬ 
gehenden Betrachtung zu unterziehen, das würde die Grenzen 
dieses Vortrages überschreiten, sondern ich will kurz die Wege 
andeuten, wie etwa die Regelung der Anzeigepflicht zu er¬ 
folgen hat. 

Der Schwerpunkt der Anzeigepflicht muss selbstverständ¬ 
lich in die Hände des behandelnden Arztes gelegt werden, dagegen 
sind in allen Fällen, in denen keine ärztliche Behandlung statt¬ 
findet, die Familien- bezw. Schulvorstände zu verpflichten, von 
jedem in ihrer Familie bezw. der Schule vorkommenden oder ver¬ 
dächtigen Fall von Cholera, Pocken, Typhus (Unterleibs- und Fleck¬ 
typhus sowie Rückfallfieber), epidemischer Ruhr, Diphtherie bezw. 
Krupp, Scharlach, Masern, Wochenbettfieber und Kopfgenickkrampf 
dem zuständigen Medizinalbeamten (Kreisphysikus) innerhalb 
24 Stunden mündlich oder schriftlich Anzeige zu erstatten. Aber 
nicht nur der Ausbruch, sondern auch das Ende einer Infektions¬ 
krankheit in der Familie ist zu melden, mag dieses nun Genesung, 
Tod oder Ueberführung in ein Krankenhaus sein, damit eben 
rechtzeitig mit der Desinfektion vorgegangen werden kann. Der 
Kreisphysikus hat die eingegangenen Anzeigen umgehend unter 
gleichzeitiger Angabe der etwa in Vorschlag zu bringenden pro¬ 
phylaktischen Massnahmen an das Landrathsamt weiterzugeben 
und gleichzeitig die Ortspolizeibehörde von dem Ausbruche oder 
dem Verdacht des Auftretens einer der genannten Krankheiten in 
Kenntniss zu setzen. 

Da aber zuverlässige Anzeigen nur durch freiwillige Mit¬ 
wirkung der praktischen Aerzte zu erlangen sind, so ist es nöthig, 
diesen sowohl, wie den sonst zur Anzeige verpflichteten Personen 
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die Anmeldung thunlichst zu erleichtern. Zu diesem Zweck sind 
den Aerzten bezw. den Ortspolizeibehörden eine genügende Anzahl 
Postkarten mit vorgedruckten Fragen nach dem Namen, dem Alter, 
Geschlecht, Wohnort, Wohnung (Strasse, Hausnummer, Stockwerk) 
dem Stand der Erkrankten bezw. der Eltern, dem Namen der 
Krankheit, Tag der Erkrankung, Ausgang derselben u. s. w. un¬ 
entgeltlich zuzustellen. Für sehr zweckmässig würde ich die Ein¬ 
führung doppelter Postkarten halten, von denen die eine, mit dem 
für die Anmeldung vorgedruckten Formulare versehen, für die 
Anzeige zu verwenden, während die andere zunächst abzutrennen 
und später als Meldung einzureichen wäre, dass der betreffende 
Kranke genesen oder gestorben sei und dass die Desinfektion der 
Wohnung nunmehr erfolgen könne. Bei dem vorgeschlagenen 
Modus gestaltet sich auch die doppelte Anzeige ziemlich einfach, 
und der Vortheil, dass durch dies Verfahren ein Ersatz für eine 
etwa unterbliebene Erkrankungsanzeige geschaffen, sowie eine 
grössere Sicherheit für eine rechtzeitige Inangriffnahme der Des¬ 
infektion gewährleistet wird, ist doch nicht zu unterschätzen. Wie 
wollen wir bei der mitunter meilenweiten Entfernung der Ort¬ 
schaften von dem Sitz der kontrolirenden Behörde sonst erfahren, 
wann der richtige Zeitpunkt für die Vernichtung der Krankheits¬ 
keime gegeben ist? Abgesehen von der Erspriesslichkeit eines 
derartigen Anzeigesystems für die Bekämpfung der Epidemieen, 
wird dadurch eine zuverlässige Morbiditäts - und Mortalitätsstatistik 
für Infektionskrankheiten geschaffen, welche dem Medizinalbeamten 
schätzbares Material für die zu erstattenden Berichte und für 
weitere sanitätspolizeiliche Massnahmen an die Hand giebt. — 
Die Desinfektion hat den Zweck, die Krankheitserreger überall, 
wo sie anzutreffen sind, unschädlich zu machen bezw. zu ver¬ 
nichten, und da wir den infizirten menschlichen Organismus als 
den Träger des Krankheitsstoffes betrachten müssen, von dem aus 
derselbe sich auf die nächste Umgebung, auf alle Gegenstände, die 
mit ihm in Berührung kommen, verbreitet, so bietet eine strenge 
Isolirung des Kranken die wichtigste Massnahme zur Be¬ 
schränkung der Krankheitskeime auf ihren Ursprungsherd. Wir 
werden also in erster Linie auf eine thunlichste Absonderung des 
Kranken von den Gesunden bezw. auf eine Evakuirung letzterer 
Bedacht zu nehmen haben. Wenn nur irgend möglich, sind die 
Kranken in ein Krankenhaus überzuführen bezw. in einem ab¬ 
gesonderten Raum, aus dem man vorher alle überflüssigen Möbel 
wie Teppiche, Gardinen, Kleiderschränke u. s. w. entfernt hat, 
unterzubringen. Der Verkehr mit den Kranken ist auf das noth- 
wendigste Maass zu beschränken. Die Schwierigkeit der Durch¬ 
führung einer derartigen Massregel liegt auf der Hand. Wie will 
man ein diphtheriekrankes Kind isoliren, wenn die mit reich¬ 
lichem Kindersegen ausgestattete Familie nur einen einzigen Raum 
innehat, in dem sie wohnt, schläft, isst und trinkt, und ein Kran¬ 
kenhaus auch in weitem Umkreise nicht zur Verfügung steht? 
Wir werden uns in solchen Fällen mit dem thatsächlich Erreich¬ 
baren begnügen müssen, wir werden die schulpflichtigen Geschwister 
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von der Schule fern zu halten und dem Besuch seitens der neu- 
gierig-theilnehmenden Nachbarfrauen möglichst Einhalt zu thun 
suchen müssen. Auch dürfte in besonders dringenden Fällen die 
Beschaffung und Herrichtung eines leer stehenden Gemeinde- oder 
Tagelöhnerhauses zur Aufnahme für die Erkrankten nicht ausser 
dem Bereich der Möglichkeit liegen. Dem Beispiele des Kreises 
Salzwedel zu folgen und für je einen Amtsbezirk je eine 
transportable Baracke anzuschaffen, dürfte immerhin etwas kost¬ 
spielig sein. 

Da es nun in Wirklichkeit unmöglich ist, den Ansteckungs¬ 
stoff auf seinen Ursprungsherd, als welchen wir den infizirten 
Organismus zu betrachten haben, zu beschränken, so werden wir den 
Wegen nachzuspüren haben, auf welchen er, in den Se- und Ex- 
kreten des kranken Individuums ausgeschieden, sich weiter ver¬ 
breitet. Als derartige Verbreitungswege und Zwischenträger 
müssen alle Personen und Gegenstände gelten, mit denen der 
Kranke in Berührung gekommen ist: die Wäsche- und Kleidungs¬ 
stücke, das Krankenzimmer und die in demselben befindlichen 
Effekten, ferner die mit der Wartung und Pflege betrauten Per¬ 
sonen und dergl. Mit den Absonderungen, dem Auswurf, den 
Ausleerungen und den erbrochenen Massen gelangen die Krank¬ 
heitskeime in die Aborte und können sich von hier aus den 
Kanälen und Wasserläufen mittheilen, ganz abgesehen davon, dass 
wie es während der letzten Cholera - Epidemie ja vielfach beobachtet 
ist, auch eine direkte Infektion der öffentlichen Wasserläufe durch 
Aufnahme des Danninhalts kranker Individuen stattfindet. Alle 
diese mehr oder weniger infektionsverdächtigen Sachen bedürfen der 
Desinfektion. Da aber die Vernichtung der Krankheitskeime nicht 
überall auf dieselbe Weise und mit denselben Mitteln erfolgen 
kann, so hat sich auf der Basis experimenteller Forschung eine 
Desinfektionsmethode herausgebildet, welche der verschiedenartigen 
Beschaffenheit der einzelnen Desinfektionsobjekte angepasst ist. 
Es würde mich zu weit führen, wollte ich die verschiedenen Arten 
der Desinfektion und Desinfektionsmittel, soweit sie im Laufe der 
Jahre Anwendung gefunden haben, einer eingehenden Besprechung 
unterziehen — von letzteren haben ja viele nur noch historischen 
Werth — vielmehr will ich das dem heutigen wissenschaftlichen 
Standpunkte entsprechende und jetzt allgemein übliche Desin¬ 
fektionsverfahren in allgemeinen Umrissen zeichnen, zugleich darauf 
hinweisend, dass Einzelheiten der Methode und Anwendung aus 
der später mitzutheilenden Desinfektionsanweisung hervorgehen. 

Naturgemäss theilen sich die Desinfektionsmassnahmen 
in solche, welche während des Bestehens einer Krank¬ 
heit, und in solche, welche nach Ablauf derselben zu be¬ 
obachten sind. 

Als oberster Grundsatz ist der hinzustellen, dass kein 
Gegenstand aus dem Krankenzimmer herausgeschafft werden darf, 
welcher nicht vorher vorschriftsmässig desinfizirt ist. Reinlichkeit 
und frische Luft im Krankenzimmer sind eigentlich so selbstver¬ 
ständliche Forderungen, dass man nicht nöthig haben sollte, hier- 
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auf noch besonders hinzuweisen, und doch mit welchen gewaltigen 
Schwierigkeiten hat man grade in dieser Beziehung zu kämpfen. 
Aberglaube, Voreingenommenheit und Dummheit erweisen sich oft 
mächtiger, als die schönsten und wohlgemeintesten Belehrungen. 
Ein besonderes Augenmerk ist den Ausscheidungen von Cholera-, 
Typhus-, Diphtherie-, Scharlach- und Kulirkranken (Auswurf, Stuhl¬ 
gang, Urin, Erbrochenes, Gurgelwasser u. s. w.) zuzuwenden. Die¬ 
selben sind in Gefassen, (Spucknäpfen, Nachtgeschirren, Stech¬ 
becken u. s. w.). die zu einem Viertel mit Kalkmilch oder Karbol¬ 
säurelösung gefüllt sind, aufzufangen und mit ungefähr gleichen 
Theilen dieser Flüssigkeit gründlich zu mischen. Dabei ist zu 
beachten, dass, da die Chemikalien zur Abtödtung von Krankheits¬ 
keimen längere Zeit auf dieselben einwirken müssen, diese 
Mischung mindestens eine Stunde stehen bleiben muss, bevor sie 
als unschädlich in den Abtritt oder die Ausgüsse gegossen oder 
vergraben werden darf. Nicht minder wichtig ist, dass auch die 
von dem Kranken benutzten und zu entfernenden, waschbaren 
Gegenstände wie Leib- und Bettwäsche, Taschentücher, waschbare 
Kleidungsstücke u. s. w. vor der eigentlichen Wäsche innerhalb 
des Krankenzimmers ohne vorheriges Schütteln oder Ausstäuben 
in einen bereitstehenden Behälter mit Kaliseifenlösung gelegt 
werden. Auch von den Angehörigen sowie dem Pflegepersonal 
muss man verlangen, dass sie im Krankenzimmer waschbare Ober¬ 
kleider tragen und vor dem Verlassen desselben sich die Hände 
und das Gesicht mit Karbollösung waschen, auch den Bart und 
die Haupthaare mit einer in Karbollösung getauchten Bürste bürsten. 
Fenier ist darauf zu achten, dass der Kranke ein besonderes Ess- 
und Trinkgeschirr hat und dass die von ihm übrig gelassenen 
Speisereste, welche als infizirt anzusehen sind, nicht weiter ver¬ 
wandt, sondern verbrannt werden. Als Thierfiitter dürfen sie nur 
nach vorheriger Abkochung Verwendung finden. Wie die Wäsche, 
können auch die Kleider, welche der Kranke während der Er¬ 
krankung getragen hat, Träger der Krankheitsstoffe sein, und 
jeder hat wohl schon die Erfahrung gemacht, dass die einer 
armen Familie durch Beschenken mit derartigen Kleidungsstücken 
scheinbar erwiesene Wohlthat von verhängnissvollen Folgen für 
dieselbe begleitet war. Darum sind auch die Kleidungsstücke von 
Personen, die an einer ansteckenden Krankheit gestorben sind, vor 
der Wiederingebrauchnahme gründlich zu desinfiziren. 

Weiter fragen wir, was hat nun nach Ablauf der Krank¬ 
heit zu geschehen, nachdem der Kranke genesen, gestorben oder 
in ein Krankenhaus übergeführt ist? 

Zunächst bedarf der Körper der genesenen Kranken der Desin¬ 
fektion. Daher darf eine Person, die eine ansteckende Krankheit 
überstanden hat, nicht eher den Verkehr mit Gesunden aufsuchen, 
als bis sie ein Seifenbad genommen oder, wo dies nicht angängig, 
sich einer gründlichen Seifenwaschung des ganzen Körpers unter¬ 
zogen hat. Mehr, wie früher, hat man in neuerer Zeit der W o h - 
nungsdesinfektion sein Augenmerk zugewandt. Die Zeiten sind 
vorüber, wo man ausgehend von der hypothetischen Vorstellung, 
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dass unorganisirte gasförmige Körper das Zustandekommen vieler 
Infektionskrankheiten vermittelten, durch Räucherungen die Krank¬ 
heitsstoffe zu vernichten trachtete. Erst die Erkenntniss von der 
organisirten Beschaffenheit der Krankheitserreger und die experi¬ 
mentell wissenschaftliche Diskreditirung der wohl heute noch 
praktisch angewandten Luftdesinfektionsmittel Chlor, Brom und 
schweflige Säure fühlten zur Entdeckung von Methoden, welche 
die Krankheitskeime an den Flächen, wo sie grade haften, anzu¬ 
greifen suchten. Man ging dabei von der zweifelsohne richtigen 
Voraussetzung aus, dass die in die Luft aufgewirbelten Krauk- 
keitskeime sich mit dem Staube auf deu Möbeln, dem Fussboden, 
an den Wänden ablagerten und beschränkte sich unter Verzicht¬ 
leistung auf die direkte Desinfektion der Luft auf eine gründliche 
Durchlüftung der Räume. Ist nun eine Wohnung von den ihr an¬ 
haftenden Krankheitsstoffen zu säubern, so wird man in der Regel 
die Desinfektion auf das Krankenzimmer und die mit dem Kranken 
in Berührung gekommenen Gegenstände beschränken können. Man 
wird demgemäss zunächst alle diejenigen Stoffe, Möbel und Ge- 
räthschaften, welche ohne Schaden einer Dampfdesinfektion unter¬ 
worfen werden können, vorsichtig entfernen und nach der be¬ 
treffenden Dampfdesinfektionsanstalt schaffen. Als solche sind zu 
nennen: Betten, Matratzen, Gardinen, wollene und seidene Stoffe, 
nicht waschbare Kleidungsstücke, Decken, Teppiche, Bettvorleger, 
Polstermöbel. Der Transport in die Anstalt hat in karboldurch- 
tränkten Tüchern oder in besonderen Transportwagen zu geschehen. 
Pelz-, Filz-, Pappe-, Gummi- und Lederwaaren (Schuhe, Stiefel) 
werden im Dampf-Desinfektionsapparat beschädigt und müssen mit 
Karbolsäurelösung abgerieben werden. Dasselbe Verfahren ist an¬ 
zuwenden bei dem Mobiliar, welches eine Dampfdesinfektion nicht 
erträgt oder bei den oben genannten Gegenständen, wenn ein 
Dampfapparat nicht zur Verfügung steht. Federn werden in Er¬ 
mangelung eines solchen tüchtig gelüftet und in der Sonne oder 
im geheizten Zimmer bezw. Backofen ausgetrocknet. Für die Des¬ 
infektion der Wände ist von Pi stör und v. Esinarch ein Ver¬ 
fahren in die Praxis eingeführt worden, welches bei seiner Ein¬ 
fachheit, Ungefährlichkeit und leichten Ausführbarkeit bereits alle 
andern verdrängt hat, wenigstens soweit mit Tapeten bekleidete 
Wände in Betracht kommen; es ist dies das Abreiben der Wände 
mit Brot, an dem, wie v. Esmarch nachgewieseu hat, die Keime 
ausserordentlich leicht haften. Auf dem Lande, wo meist keine 
kostbaren Tapeten zu erhalten sind, wird man von dem Tünchen 
der Wände mit Kalkmilch ausgiebigen Gebrauch machen können 
und damit dem beregten Zwecke genügen. Besonders sorgfältig 
und gründlich ist der Fussboden zu desinfiziren, was mit Kali¬ 
seifen- und Karbolsäurelüsung zu geschehen hat. Nicht unerwähnt 
will ich lassen, dass sich die Desinfektion auch auf die Abwässer 
sowie den Inhalt der Abortgruben zu erstrecken hat. 

Sollen aber die angeführten Desinfektionsmassnahmen ihren 
wirklichen Zweck erfüllen, so ist eine einheitliche Gestal¬ 
tung des Desinfektionswesens unter behördlicher Kontrole 
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- unumgänglich nothwendig. Als Stütz- und Ausgangspunkt für den 

—*-• gesammten Organisationsplan hat wohl die Kreisstadt zu gelten, 

welche daher in allen Fällen mit einem stationären Dampf-Des- 
■ infektionsapparat auszurüsten ist. Unter den Forderungen, 
* . welche man an einen derartigen Apparat zu stellen hat, ist neben 
_der absoluten Sicherheit der Wirkung in erster Linie die zu 
I- : nennen, dass derselbe doppelthürig ist, um ein gesondertes Ein- 

- i und Ausladen der infizirten und desinfizirten Gegenstände zu er¬ 

möglichen. Dementsprechend muss auch die ganze Anlage mit 
zwei gesonderten und genügend grossen Räumen, einem Ein- und 
■ Ausladeraum versehen sein, um einer erneuten Infektion der ge- 
j reinigten Sachen durch die zu desinfizirenden vorzubeugen. Wün- 

r __.; schenswerth ist, dass zwei Männer den Apparat bedienen, der 

eine, welcher die infizirten Gegenstände in den Apparat zu bringen 
. und ein zweiter, welcher nach geschehener Desinfektion für das 
Ausladen, Ausbreiten und Trocknen der Sachen Sorge zu tragen hat. 
Steht nur ein Mann zur Bedienung des Apparats zur Verfügung, 
so ist in der ganzen Anlage ein Nebenraum vorzusehen, in welchem 
(vermittelst eines Doucheapparates) der Desinfektor vor dem Be¬ 
treten des Ausladeraumes eine Desinfektion seiner eigenen Person 
vorzunehmen hat. 

Da aber für gewöhnlich ein Desinfektionsapparat, nament¬ 
lich in den Epidemiezeiten für den ganzen Kreis nicht genügt, 
so werden eventuell deren mehrere kleinere anzuschaffen sein. 
Es dürfte sich empfehlen, den Kreis je nach der Grösse in 
mehrere Desinfektionsbezirke zu theilen und die räumlich benach¬ 
barten Kommunen zu einem Bezirk zusammenzulegen. Der Kreis 
Belgard ist im Besitz von vier Dampf-Desinfektionsapparaten, und 
entsprechend der Zahl der beschafften Apparate soll er in 4 Des¬ 
infektionsbezirke getheilt werden. In der Kreisstadt ist ein stationärer 
Apparat (von Gebr. Schmidt aus Weimar Nr. 4, Preis 1585 M.) 
— ausnutzbarer lichter Desinfektionsraum = 8,0 Cbm. — aufgestellt. 
Polzin besitzt denBudenberg’sehen Apparat Nr. C und die beiden 
ländlichen Desinfektionsbezirke Reinfeld und Gross-Tychow 
sind mit je einem transportablen Desinfektionsapparat Nr. 3 (Tonnen¬ 
system) von Gebr. Schmidt aus Weimar — Preis 485 M. —aus¬ 
gerüstet. Ausserdem besitzt Belgard einen Transportwagen für die 
infizirten Gegenstände, gleichfalls aus Weimar bezogen, während 
die desinfizirten Sachen auf gewöhnlichen Leiterwagen in Kasten 
verpackt oder freistehend in die Wohnungen zurückgebracht werden. 
An Stelle der etwas kostspieligen Fabrik - Transportwagen kann 
man auch gewöhnliche, mit Blech ausgeschlagene Kasten zum 
Transport der infizirten Gegenstände aus der Wohnung in die 
Anstalt benutzen. Bei den Tonnenapparaten werden die zu 
desinfizirenden Sachen an Ort und Stelle direkt in die Tonne 
verladen. 

Um nun die Desinfektion auch während des Verlaufs der 
Krankheit möglichst wirksam zu gestalten, genügt es meines Er¬ 
achtens nicht, dass man die Durchführung der als nothwendig er¬ 
kannten Massregeln allein von dem guten Willen der behandelnden 
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Aerzte und des Pflegepersonals abhängig macht, sondern es ist 
auch hier auf dem Verordnungswege ein möglichst einheitliches 
Vorgehen anzustreben. Mag auch der umsichtige Arzt, geleitet 
von dem Bestreben, der Weiterverbreitung der Krankheit möglichst 
vorzubeugen, in mündlicher Belehrung und unter grossem Zeit- 
aufwande die zu befolgenden Massregeln den Angehörigen eingehend 
und detaillirt angeben, so sind diese Vorschriften zu komplizirt 
um von Jedermann mit Verständniss erfasst und behalten zu 
werden, ganz abgesehen davon, dass es einem beschäftigten Arzt 
gradezu unmöglich ist, in jedem Falle den therapeutischen Ver¬ 
ordnungen ausführliche Belehrungen über prophylaktische Mass¬ 
nahmen folgen zu lassen. Es dürfte sich empfehlen, gemeinver¬ 
ständliche, gedruckte Anweisungen über die zweckmässigste Art 
der Isolirung, die unschädliche Beseitigung der Ausscheidungen, 
über Behandlung der Leib- und Bettwäsche, Beinigung und Lüf¬ 
tung des Zimmers u. s. w. den Angehörigen mit der Weisung in 
die Hände zu geben, solche an einer leicht sichtbaren Stelle im 
Krankenzimmer zu Jedermanns Belehrung zu befestigen. Ich meine, 
will man auf dem grossen Gebiet der Hygiene und im Speziellen 
der Bekämpfung der Volksseuchen etwas Erspriessliches erreichen, 
so muss noch vielmehr wie bisher der Weg der öffentlichen Be¬ 
lehrung beschritten werden. Das in Vorurtheilen vielfach befan¬ 
gene Publikum muss zu den grossen Aufgaben der Hygiene, welche 
nichts Geringeres bezwecken, als Kapital und Arbeitskraft zu 
sparen und zu erhalten, erzogen und herangebildet werden; frei¬ 
lich wild sich dies ohne einen gewissen behördlichen Druck nicht 
erreichen lassen. 

Man wird es nach den obigen Erörterungen begreiflich finden, 
dass eine zielbewusste und erfolgreiche Durchführung der Desin¬ 
fektionsmassnahmen nur mit Hülfe eines fachmännisch gebil¬ 
deten und sachgemäss geschulten Personals möglich ist. 
Mag auch im Beginn und bei der Neuheit einer derartigen In¬ 
stitution die Beschaffung geeigneter Kräfte auf dem Lande seine 
Schwierigkeiten haben, so zweifle ich doch nicht daran, dass eine 
gewisse Kategorie von Handwerkern, z.B. Maurer, Zimmerer, welche 
im Winter keine ihrem Handwerk entsprechende Beschäftigung 
finden, eine derartige Aussicht auf Nebenerwerb unter Umständen 
mit Freuden begrüssen werden; eventuell dürfte bei etwaigem 
Mangel männlicher Arbeitskräfte auch das weibliche Personal zur 
Wohnungsdesinfektion heranzuziehen sein ; zur Bedienung der Des¬ 
infektionsapparate sind aber unter allen Umständen Männer zu 
wählen. Uebrigens will ich nicht unterlassen, darauf hinzuweisen, 
dass nach einer persönlichen Mittheilung des Begierungs- und Me¬ 
dizinalraths in unserm Nachbar - Begierungsbezirk Stettin bis zum 
Schluss des Jahres 1893 bei dem Vorhandensein von 30 Dampf- 
Desinfektionsapparaten 482 fachmännisch ausgebildete Desinfektoren 
zur Verfügung standen und dass sich im Laufe dieses Jahres diese 
Zahlen noch vergrössert haben. 

Die Ausbildung dieser sogenannten Desinfektoren hat 
der Kreisphysikus in die Hand zu nehmen, und dürfte bei der tlieil- 
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weise grossen Entfernung des Wohnortes des Aspiranten von der 
Kreisstadt in der Weise zu bewerkstelligen sein, dass dem von 
dem Physikus zum Desinfektor für tauglich befundenen Aspiranten 
die für den Kreis bezw. den Bezirk gültige Desinfektionsanwei¬ 
sung zur gründlichen und gewissenhaften Einprägung ausge¬ 
händigt wird. Ein sich daran anschliessender kurzer theoretischer 
und praktischer Unterricht hat die Ausbildung zu vervollständigen. 
Der Vorschlag von Merke, den anzustellenden Desinfektoren 
die Theilnahme an einem praktischen Kursus in einer grösseren 
Desinfektionsanstalt zur Pflicht zu machen, ist, so wünschenswerth 
er auch sein mag, vorläufig nicht realisirbar. Es muss aber dahin 
gestrebt werden, in den Desinfektoren eine Art von Gesundheits¬ 
unterbeamten heranzubilden, welche uns im Streit gegen Vorein¬ 
genommenheit, Indolenz und eingewurzelten Fatalismus thatkräftig 
zur Seite stehen. 

Nachdem der Aspirant durch eine Prüfung vor dem zu¬ 
ständigen Medizinalbeamten den Befähigungsnachweis zum Des¬ 
infektor erbracht hat, ist er als öffentlicher Bezirksdesinfektor 
anzustellen. Sollen aber diese neu zu schaffenden Organe die 
angegebene Thätigkeit zielbewusst und mit dem nöthigen Nach¬ 
druck entfalten, so sind sie gleich den Hebammen und Fleisch¬ 
beschauern unter die Aufsicht und Kontrole des Kreisphysikus zu 
stellen, und ist ihnen eine offiziell anerkannte Stellung mit dem 
erforderlichen behördlichen Rückhalt zu geben. Was die Zahl der 
in einem Kreise anzustellenden Desinfektoren anbelangt, so wird 
sich diese nach der Grösse des Kreises und der Zahl der Desin¬ 
fektionsbezirke zu richten haben. Obgleich es im Interesse einer 
schnellen und prompten Erledigung der Desinfektionsaufträge wün¬ 
schenswerth erscheinen möchte, in jedem Amtsbezirk bezw. jeder 
grösseren Gemeinde einen Desinfektor zu haben, so möchte ich doch 
davor warnen, die Zahl derselben von vornherein zu gross zu 
wählen, damit nicht die Neigung, sich dieser Thätigkeit zu widmen, 
durch ein zu geringes Einkommen geschmälert wird. In dies¬ 
seitigem Kreise sind für jeden Bezirk 2 Desinfektoren in Aussicht 
genommen und damit dürfte vor der Hand den Anforderungen ge¬ 
nügt sein. Hat man erst in einem Kreise einen Stamm sach- 
gemäss geschulter Desinfektoren geschaffen, so dürfte sich in Epi¬ 
demiezeiten, wenn sich ein Bedürfniss herausstellt, die Zahl der¬ 
selben nicht unschwer vennehren lassen. 

Die Gesichtspunkte, welche für die Thätigkeit der Desin¬ 
fektoren massgebend sein sollen, habe ich in „Dienstvorschriften 
für die Desinfektoren“ niedergelegt. Um einer Verschleppung 
der Krankheitskeime durch die Desinfektoren vorzubeugen, haben 
sie lange, bis an die Knöchel reichende, leinene Kittel, leinene, 
Kopf und Nacken schützende Mützen sowie leinene Beinkleider 
und Stiefel mit Filz- oder Holzsohlen anzulegen. Um das Ein- 
athmen aufgewirbelter Krankheitsstofte zu verhüten, haben sie vor 
Mund und Nase einen aus feinen Levante - Schwämmen gefer¬ 
tigten Schwammrespirator zu befestigen, welcher vor dem Ge¬ 
brauch mit reinem Wasser anzufeuchten ist. Derselbe ermög- 
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licht nicht nur freies Athmen, sondern behindert auch das 
Sprechen nicht. 

Ausser mit diesem Arbeitsanzug sind die Desinfektoren mit 
einer Reihe, in der Dienstinstruktion namentlich aufgezählten Ge- 
räthschaften auszurüsten, welche sie in einem Blechkasten w.Jil- 
verpackt mit sich zu führen haben. Die Beschaffung und Instand¬ 
haltung dieser Ausrüstungsgegenstände dürfte gleichwie die der 
Hebammeninstrumente Sache des Kreises sein. Damit nun der 
Medizinalbeamte über die Thätigkeit der ihm unterstellten Desin¬ 
fektoren eine genügende Kontrole ausüben kann, haben dieselben 
ein Geschäftsbuch nach vorgeschriebenem Schema zu führen und 
dasselbe alljährlich im Monat Januar dem Kreisphysikus zur Re¬ 
vision einzureichen. *) 

Zum Schluss will ich noch eine Frage kurz berühren, welche 
das punktum saliens des ganzen Organisationsplans ausmacht, d. i. 
der Kostenpunkt. Wenn die Betriebskosten bei einer derartigeu 
Institution im Vergleich zu dem Nutzen für die Gesammtheit auch 
grade nicht bedeutend sein werden, so sind sie doch zu hoch, als 
dass sie von Jedem zur Desinfektion Verpflichteten beizutreibeL 
wären. Die beste und einfachste Lösung dieser Frage wäre ja 
die, wenn die Kosten für eine derartige, der allgemeinen Wohl¬ 
fahrt dienende Einrichtung gleich denen für die öffentliche Schutz¬ 
pockenimpfung aus Kreismitteln bestritten würden; andernfalls 
wären die zahlungsfähigen Personen zum Ersatz der entstandenen 
Ausgaben heranzuziehen, während den notorisch Unbemittelten — 
und diese dürften wohl das Gros der Desinfektionsbedürftigen aus¬ 
machen — die Desinfektion unter allen Umständen unentgeltlich 
zu gewäliren wäre. 

Ich fasse meine Ausführungen in folgende Schlusssätze zu- 
, sammen. 

1. Vorbedingung für eine erfolgreiche Handhabung der Des¬ 
infektionsmassnahmen ist eine strikte Durchführung der Anzeige¬ 
pflicht bei ansteckenden Krankheiten. 

2. Anzuzeigen sind wirkliche und verdächtige Erkrankungen 
an Cholera, Pocken, Typhus (Unterleibs-, Flecktyphus sowie Rück¬ 
fallfieber), Ruhr, Diphtherie bezw. Krupp, Scharlach, Masern, Wochen¬ 
bettfieber und Kopfgenickkrampf. 

3. Ausbruch und Ablauf einer Infektionskrankheit sind zu 
melden. 

4. Zur Anzeige verpflichtet sind die behandelnden Aerzte. 
und wenn keine ärztliche Behandlung statt hat, der Familien- bezw. 
Schulvorstand. 

5. Die Anzeige hat auf Postkarten mit vorgedrucktem For¬ 
mular zu geschehen. 

6. Die Anzeigeformulare sind den zur Anzeige verpflichteten 
Personen unentgeltlich auszuhändigen. 

7. Die an einer ansteckenden Krankheit Leidenden sind thun- 
lich8t zu isoliren. 


*) cf. Ra p in und, Anweisung zur Polizei - Verordnung pp. v. 10. August 
1891 f. den Regierungsbezirk Minden. Verlag vou J. C. C. B r u n s - Minden. 



Dr. Strontz: Zar Dcsinfektionsfrago in den Kreisen. 


447 


8. Kein Gegenstand darf aus dem Krankenzimmer heraus- 
geschafft werden, welcher nicht vorher vorschriftsmässig desin- 
fizirt ist. 

9. Die einheitliche Regelung des Desinfektionswesens unter 
behördlicher Kontrole ist nothwendig. 

10. Jeder Kreis ist mit einer genügenden Zahl von Dampf- 
Desinfektionsapparaten auszurüsten. 

11. Räumlich benachbarte Kommunen sind zu einem Desin¬ 
fektionsbezirk zusammenzulegen, deren je nach der Grösse mehrere 
im Kreise zu bilden sind. 

12. Den Angehörigen bezw. dem Pflegepersonal sind in jedem 
Fall einer ansteckenden Krankheit gedruckte Direktiven über die 
zu beobachtenden Verhaltungsmassnahmen auszuhändigen. 

13. In jedem Desinfektionsbezirk sind eine genügende Zahl 
von sachgemäss geschulten und geprüften Desinfektoren amtlich 
zu bestellen. 

14. Die Wohnungsdesinfektion darf einzig und allein von den 

Desinfektoren ausgeführt werden. * 

15. Notorisch Unbemittelten dürfen aus der Desinfektion keine 
Kosten erwachsen. 


Zur Desinfektionsfrage in den Kreisen. 

Von Kreisphysikas Dr. Struntz in Jüterbog. 

Als im vergangenen Jahre für den Kreis Jüterbog-Lucken¬ 
walde Dampfdesinfektionsapparate angeschafft werden sollten, war 
es unter Anderem auch meine Aufgabe, einen Kostenanschlag zu 
entwerfen. Ich fand nirgendswo brauchbare Vorgänge, aus welchem 
Grunde ich, um anderen die Beantwortung dieser jetzt wohl viel¬ 
fach auftretenden, für den Haushalt der Kreise so wichtigen Geld¬ 
frage zu erleichtern, kurz hier mittheilen möchte, welche Ausgaben 
nöthig sind, um die Beschaffung und Aufstellung der für einen 
Kreis unbedingt nothwendig erscheinenden Desinfektionsapparate 
zu ermöglichen. 

Der Kreis Jüterbog-Luckenwalde hat eine Einwohnerzahl 
von etwa 67 000 Seelen. Es befinden sich in ihm die Städte 
Luckenwalde, Jüterbog, Dahme und Baruth, letztere mit nur etwa 
2000 Seelen. 

Es erschien genügend, in den drei grösseren Städten je einen 
stationären, und in Baruth, sowie in dem nördlichen Theil des 
Kreises je einen fahrbaren Dampf-Desinfektionsapparat einzu¬ 
stellen. Die Anschaffung übernahm der Kreis, während die Städte 
sich zur Erbauung eines besonderen massiven Hauses für die 
stationären Apparate bereit erklärten. Die fahrbaren Apparate 
konnten in verfügbaren Schuppen kostenlos untergebracht werden. 

Die Städte sind verpflichtet, ihnen vom Lande zugehende, 
infizirte Gegenstände zur Desinfektion gegen Bezahlung anzu¬ 
nehmen. Zur Ueberführung solcher, nicht zu voluminösen Sachen 
sind grosse, verschliessbare Weidenkörbe mit festem Blecheinsatz 
jedem Desinfektionsapparat beigegeben. 
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Dr. Struntz. 


Da eine Desinfektion durchseuchter Sachen nur nützen kann, 
wenn gleichzeitig die Wohnräume gründlich gereinigt werden, so 
wurden 20 Desinfektoren von mir in Jüterbog in zwei Tagen 
ausgebildet. 

Dieselben erhielten jeder einen waschbaren Anzug aus Drell 
nach Art der Operationsmäntel. 

Die Instruktion geschah im Anschluss an die Aufstellung 
des Apparates in Jüterbog, so dass der Monteur zugleich die Hand¬ 
habung des Apparates je zweien, für jeden Apparat im Voraus 
bestimmten, Desinfektoren zeigen konnte. Letztere mussten bei 
der Aufstellung ihres Apparates später ebenfalls zugegen sein. 

Jeder Desinfektor erhielt eine gedruckte Instruktion, die in 
Anmerkung mitgetheilt ist. 1 ) 


*) Anweisung für die Desinfektoren im Kreise Jüterbog - Lucken¬ 
walde. 

A. Allgemeines. 

1. Sämmtliche Gegenstände, welche sich in dem Krankenzimmer eines 
an einer ansteckenden Krankheit (Cholera, Typhus, Pocken, Ruhr, Schwindsacht, 
Diphtherie, Scharlach) Leidenden oder Gestorbenen befinden, sind als ansteckungs¬ 
fähig za betrachten und daher zu desinfiziren. 

2. Die Desinfektion muss, wenn sie ihren Zweck erreichen soll, mit der 
peinlichsten Sorgfalt ausgeführt werden. Sie ist, mit der nöthigen Vorsicht 
unternommen, fttr den Ausfuhrenden ohne grössere Gefahr. 

3. Die zu Desinfektoren ernannten und in einem besonderen Korsos zu 
diesem Beruf ausgebildeten Personen handeln in jedem Falle im Aufträge und 
unter dem Schutze der Polizei-Verwaltung. Sie haben sich dem Publikum 
gegenüber im dienstlichen Verkehr eines durchaus anständigen und bescheidenen 
Betragens zu befleissigen und daranf zu achten, dass durch die Desinfektion 
das fremde Eigenthum keinen zu vermeidenden Schaden erleide. 

4. Die Bezahlung für geleistete Desinfektion erhalten sie von der Polizei- 
Behörde. 

5. Jeder Desinfektor erhält einen waschbaren Anzng, dessen er sich bei 
der Desinfektion zu bedienen hat. Derselbe ist nach jedesmaligem Gebrauch 
mit warmem Wasser und Seife zu reinigen und wird nicht in der Wohnung des 
Desinfektors, sondern thnnlichst in dem für den Dampfdesinfektionsapparat 
dienenden Raum aufbewahrt. 

6. Die Desinfektoren haben einer Aufforderung zum Desinfiziren einer 
Wohnung oder zum Desinfiziren mit dem Apparat möglichst noch an demselben 
Tage Folge zu leisten. 

B. Ausführung der Desinfektion. 

7. Nach erfolgter Uebernahme der Wohnung haben die Desinfektoren alle 
die Kleidungs- und Wäschestücke, Matratzen u. s. w., welche sich zur Reinigung 
durch den Dampfdesinfektionsapparat eignen, ordnungsmässig zu verpacken, so 
dass ein Zerstäuben des ansteckenden Stoffes nicht möglich ist, und den Trans¬ 
pott nach dem Apparat zu besorgen. Findet die Benutzung des Apparates aus 
irgend einem Grande nicht statt, so sind die vorbezeichneten Gegenstände nach 
Anwendung der nachfolgenden Bestimmungen zu desinfiziren. 

8. Darauf werden Möbel, Bilder u. s. w. in der Mitte des Zimmers auf¬ 
gestellt und hier der Reihe nach desinfizirt. 

9. Vorgefundene Arzneien sind in das Kloset zu giessen, bezw. zu ver¬ 
schütten, nicht zu verbrennen. 

10. Getünchte Wände werden mit fünfprozentiger Karbolsäurelösung oder 
Kalkmilch bestrichen, tapezirte Wände mit Brod abgerieben. Die hierbei auf 
den Boden fallenden Brodkrnmen werden sorgfältig zusammengefegt und sofort 
verbrannt. 

11. Die Bolzbekleidungen der Wände, Thüren, Fenster, Möbel werdea 
mit zweiprozentiger Karbolsäurelösung abgewaschen und sofort trocken gerieben. 
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Die Gebühren für Benutzung des Apparates und der Des¬ 
infektoren sind vom Kreise festgesetzt, und zwar erhalten die letz¬ 
teren für einen ganzen Tag 3 Mk., für einen halben Tag 1,50 Mk., 
für die Benutzung des Apparates ist 1,50 bis 2 Mk. zu entrichten. 

Die stationären Apparate sind so gross, dass in denselben 
Polstermöbel von gewöhnlicher Grösse, sowie Sprungfedermatratzen 
desinfizirt werden können. Der Desinfektionsraum ist 2,20 m lang, 
1,10 m hoch, 0,80 m breit. Der Desinfektionsraum der fahrbaren 
ist 1,25 m lang, 1 m hoch, 1 m breit. 

Ich gebe nun in abgerundeten Zahlen die aufgewendeten 
Summen an: 

A. Vom Kreis 

2 fahrbare Apparate von Rietschel u. Henneberg 1800,00 M. 

3 stationäre Apparate (Gebr. Schmidt in Weimar . 3600,00 „ 


Fracht u. s. w. 144,00 „ 

Monteur. 33,00 „ 

5 Körbe.. . 102,50 „ 

20 Bezüge. 100,00 „ 

Instruktion der Desinfektoren (Reisekosten, Instruktions¬ 
mittel) .213.00 „ 


Summe 5992,50 M. 


Oelgemftlde werden mit einem in zweiprozentige Karbolsäurelösung ange- 
feuchteten Lappen schnell abgerieben und sofort nachgetrocknet. Dasselbe ge¬ 
schieht mit Metailgegenständen (Lampen, Rahmen, Thürbeschlägen), wie auch 
mit Glas-, Porzellan- und Nippessachen. 

12. Leder- und Gummisachen dürfen nicht in den Dampfdesinfektions¬ 
apparat gebracht werden; sie sind durch Abwischen mit 2 °/ 0 Karbolsäurelösung 
zu reinigen. 

13. Polsterraöbel werden mit einem in 2 °/ 0 Karbolsäurelösung getauchten 
und gut ausgedrückten, aber öfters wieder anzufeuchtenden Lappen, abgerieben. 

14. Fussböden sind mit einer 5 °/ 0 Karbolsäurelösung zweimal zu scheuern. 

15. Zuletzt sind sämmtliche, bei der Desinfektion benutzte, Geräthschaften 
(Eimer, Leitern u. s. w.), sowie das benutzte Nachtgeschirr, Nachtschüssel, 
Nachtstuhl, Kloset, mit 5°/ 0 Karbolsäurelösung zu reinigen und etwaige noch 
vorhandene Abgänge (Urin, Stuhlgang) durch reichliches Uebergiessen mit Kalk¬ 
milch unschädlich zu machen. 

In die Abtrittsgrube, in welche die Abgänge des Kranken vorher entleert 
sind, ist mindestens ein Eimer Kalkmilch zu giessen. 

16. Nachdem die Desinfektion der Wohnung beendet ist, haben sich die 
Desinfektoren selbst mit warmem Wasser, Seife und Bürste Hände und Gesicht 
sorgfältig zu waschen und darauf mit 2 °/ 0 Karbolsäurelösung zu deainfiziren. 
Wo ein Brausebad bei dem Desinfektionsapparat zur Verfügung steht, haben sie 
dies zu benutzen. 

C. Desinfektionsmittel 

17. Das sicherste Desinfektionsmittel ist der Dampfdesinfektionsapparat. 

Für denselben eignen sich nicht: Bilder, Bücher, fournirte Möbel, Leder¬ 
sachen, Pelze, werthvolle gefärbte Kleidungsstücke. 

18. Kalkmilch: Ein Liter zerkleinerter, reiner, gebrannter Kalk wird in 
dem zum Mischen bestimmten Gefäss mit etwa 3 /* Liter Wasser begossen; 
nachdem der Kalk zerfallen ist, wird er mit 3*/ 4 Liter Wasser zu Kalkmilch 
verrührt. 

19. 5°/ 0 Karbolsäurelösung: 1 Pfund flüssige Karbolsäure wird in 10 Liter 
Wasser (ein gewöhnlicher Holzeimer fasst etwa 10 Liter Wasser) unter kräftigem, 
mehrere Minuten dauerndem Umrühren gelöst. 

20. 2 °/ 0 Karbolsäurelösung: 200 gr flüssige Karbolsäure werden in 10 Liter 
Wasser wie oben gelöst. 
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B. Von den Städten für Aufstellung der Apparate: 

1. Luckenwalde.1618,00 M. 

2. Jüterbog. 978,00 , 

3. Dahme. 1351,00 „ 

Summe 3947,00 M. 

Die Gesammtkosten für Aufstellung der Appa¬ 
rate und Ausbildung der Desinfektoren beliefen sich 

demnach auf. 9939,50 M. 

Ich glaube, dass sowohl die Apparate selbst, wie die Art 
ihrer Aufstellung den an sie zu stellenden Anforderungen genügen, 
und hoffe, dass die sich mehrende Inanspruchnahme derselben und 
der Desinfektoren die nicht unbedeutenden Kosten rechtfertigen. 


Aus Versammlungen und Vereinen. 

Bericht über den VIII. Internationalen Kongreß 
tör Hygiene und Demographie in Budapest vom 1« bis 

9. September d. J. 

Dank der aufopfernden unermüdlichen Thätigkeit des Organisations- 
komitGs, insbesondere seines Präsidenten Prof. Dr. Fodor und seines mit einem 
vorzüglichen organisatorischen Talente begabten Generalsekretärs Professor 
Dr. Kolouian Müller, Dank der entgegenkommendsten und tkatkräftigen Un¬ 
terstützung aller staatlichen wie städtischen Behörden und wissenschaftlichen 
Korporationen, sowie Dank der überaus herzlichen, kaum zu übertreffenden Gast¬ 
freundschaft und zuvorkommenden Liebenswürdigkeit der ungarischen Nation, 
speziell der hauptstädtischen Bevölkerung, hat der VIII. internationale hygienische 
Kongress im Allgemeinen einen so günstigen Verlauf genommen, dass er sicher¬ 
lich die zahlreich Erschienenen Theilnehmer (2000) im hohen Grade befriedigt 
hat und ihnen die in Budapest verlebten schönen Tage in angenehmer Erinnerung 
bleiben werden. An glänzenden Empfängen, Festlichkeiten u. s. w. wurde fast 
des Guten zu viel geboten, und der Verlauf dieser Festlichkeiten entsprach mit 
wenigen Ausnahmen selbst hochgespannten Erwartungen. Aber auch die Wissen¬ 
schaft ist auf dem Kongresse voll und ganz zu ihrem Rechte gekommen; in fast 
alleu Sektionen herrschte reges Interesse an den verhandelten Fragen und die 
Theilnahme an den Sektionssitzungen würde jedenfalls eine noch regere ge¬ 
wesen sein, wenn die Zahl der einzelnen Sektionen (23) erheblich eingeschränkt 
wäre. Hoffentlich geschieht dies bei dem nächsten internationalen Kongress, der 
in Madrid stattfinden soll; eine derartige Aenderung würde sicherlich von allen 
Kongressbesuchern mit grosser Freude begrüsst werden und den Arbeiten des 
Kongresses selbst nur zum Vortheil gereichen. 

A. Eröffnung des Kongresses (Sonntag, den 2. September). 

Die feierliche Eröffnung des Kongresses fand in dem grossen Prunksaale 
der hauptstädtischen Redoute, Vormittags 11 Uhr statt. Der Saal bot einen 
imposanten Anblick, als sich die tausendköpfige Versammlung erhob, um den 
hohen Protektor des Kongresses, Se. Kaiserl. und Königliche Hoheit Erzherzog 
Karl Ludwig bei seinem Eintritt in den Saal mit begeisterten Eljenrufen zu 
begrüssen. Nachdem die von dem Ofener Gesangverein vorgetragene und von 
der Versammlung stehend angehörte ungarische Königshymne verklungen war, 
erhob sich der Präsident des Kongresses, Minister des Innern v. Hieronymi, 
um Se. Majestät dem Kaiser und König, den ehrerbietigsten Dank dafür auszu¬ 
sprechen, dass er das Protektorat des Kongresses anzunehmen gernht hatte. Er 
wies sodann auf die grossen Fortschritte des Königreichs Ungarn und nament¬ 
lich der Hauptstadt unter der Herrschaft des jetzigen Monarchen bin, Fortschutte, 
die nicht zum geringsten Theil auch auf hygienischem Gebiete liegen. Jeden¬ 
falls würden die Arbeiten des Kongresses bis in die weitesten Kreise des König¬ 
reiches mit dem grössten Interesse verfolgt werden und er hoffe, dass die Ver- 
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handlungen desselben über die für die ganze Menschheit so hochwichtigen Fragen 
recht fruchtbringende sein würden. Mit der Bitte an Se. Kaiser], und Königl. 
Hoheit, den Kongress eröffnen zu wollen, schloss der Herr Minister seine mit 
stürmischem Beifall aufgeuommene Bede. 

Unter lebhaften Eljenruten erhob sich nunmehr Se. k. u. k. Hoheit Erz¬ 
herzog Karl Ludwig, um mit der folgenden, französisch begonnenen und 
ungarisch fortgesetzten liede den Kongress für eröffnet zu erklären: 

M. H.! Ich drücke Ihnen vor Allem meine lebhafte Befriedigung darüber 
aus, dass ich die Ehre habe, als Stellvertreter des Protektors dieses Kongresses, 
Sr. Majestät des Kaisers und Königs, Sie in dieser Hauptstadt willkommen zu 
heissen. Heute ist es das achte Mal, dass Vertreter aller Nationen und aller 
Staaten sich vereinigen, um mit ihren Bestrebungen, Arbeiten und Erfolgen der 
Sache der Humanität und der Zivilisation zu dienen. Die glänzende Versamm¬ 
lung in diesem Saale bezeugt die ausserordentliche Wichtigkeit der edlen Ziele 
der Hygiene und Demographie, deren Fortschritte in jedem Bereiche der Wissen¬ 
schaft und deren durch gemeinschaftliche und regelmässige Arbeit bereits er¬ 
zielten Erfolge geeignet sind, die allgemeine Aufmerksamkeit auf sich zu ziehen 
und jene Sympathien zu erringen, welche die Fragen, die uns beschäftigen, in so 
hohem Grade verdienen. 

Die von den Mitgliedern der früheren Kongresse übernommene Aufgabe, 
ihren Einfluss anfzubieren, damit die gefassten Beschlüsse auch ihre Anwendung 
im praktischen Leben finden, hat bereits ihre Früchte getragen. Um mich nicht 
bei zahlreichen Einzelheiten aulzuhalten, beschränke icü mich darauf, nur die 
einzige Thatsaehe zu konstatireu, dass in verschiedenen Staaten neue regel¬ 
mässige und obligatorische Lehrkurse über die Grundzüge der Hygiene in den 
öffentlichen Unterricht eingeführt wurden. Und ebenso verbreitet sich das wohl- 
thätige Werk Ihrer Arbeiten in mächtigen und fruchtbaren Verzweigungen über 
alle Gebiete der Wissenschaft. M. H.! Vom ganzen Herzen wünsche ich daher 
Ihren Beratungen, zu welchen der Grund bereits gelegt wurde, einen von Gott 
gesegneten Erfolg. Die Strecke, die wir auf dem von der Vorsehung gezeich¬ 
neten Wege bereits zurückgelegt haben, ist geeiguet, unsere Hoffnungen zu 
rechtfertigen, unsere Bemühungen anzuspornen und uns vom Anfänge unserer 
Berathungen an mit dem festen Willen zu beseelen, dass das Werk gelinge. 

Ich begrüsse schliesslich die schöne Hauptstadt Ungarns anlässlich der 
Auszeichnung, dass diese ansehnliche Versammlung zur Entfaltung ihrer wich¬ 
tigen und gedeihlichen Thätigkeit diesmal diesen Ort erwählte, wo, wie ich nicht 
bezweifle, die herkömmliche ungarische Gastfreundschaft die mühevolle Thätig¬ 
keit der Mitglieder der v ersammlung zugleich nach Möglichkeit angenehm ge¬ 
stalten wird. Vom Herzen wHusche ich, dass die zu fassenden Beschlüsse so¬ 
wohl zum Heile der gesaramten Menschheit, als auch insbesondere zur Förderung 
der Wohlfahrt Ungarns dieneu mögen. (Begeisterte Eljenrufe). 

Ich erkläre im Namen Sr. Majestät des Kaisers und Königs den Kongress 
für eröffnet. (Langaudauernder, lebhafter Beifall). 

Oberbürgermeister Rath begrüsste sodann in ungarischer Sprache den 
Kongress. 

Als Erster der fremden Vertreter ergriff der Delegirte Doutschlands Geh. 
Ob.-Reg.-Rath v. Scheel das Wort, um für die Einladung zum Kongresse 
und speziell Sr. Majestät und dem Erzherzog Karl Ludwig für die huld¬ 
volle Unterstützung zu danken, welche die deutschen Mitglieder des Kongresses 
nur noch anfeuern werde, durch das Zusammenwirken bei dem Kongresse die 
freundschaftlichen Bande, welche Deutschland mit Ungarn verknüpfen, noch enger 
zu gestalten. (Anhaltende Eljenrufe.) 

Namens der österreichischen Regierung begrüsste Sektionschef In ama- 
Sternegg den Kongress. Die österreichische Regierung folge mit höchstem 
Interesse dem Wirken des Kongresses und wünsche demselben besten Erfolg, 
zumal die Förderung der Hygiene dem Wohle der Einzelnen ebenso diene, wie 
dem Heile der Gesammtheit. (Stürmische Eljenrufe.) 

Ministerial- und Ober-Sauitätsrath Ritter v. K u s y (Oestorreich) hob her¬ 
vor, Oesterreich und Ungarn würden auch bei diesem Anlasse in dem edlen 
Streben, die öffentliche Sanität zu fördern und die Epidemien zu bekämpfen, 
wetteifern. (Lebhafter Beifall.) 

Ausserdem sprachen noch die Delegirten Belgiens, Kroatien-Slavoniens, 
der Vereinigten Staaten von Nordamerika, Englands, Griechenlands, Russlands, 
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Frankreichs, Spaniens, Serbiens, der Türkei, Schwedens, Norwegens, Italiens, Por¬ 
tugals, Montenegros, Brasiliens, der Schweiz, Hollands und Rumäniens, säment¬ 
lieh der Huldigung für den Protektor Ausdruck gebend und den Kongress zu 
seiner segensreichen Thätigkeit begrtissend. In diesen Reden fehlten auch 
Anspielungen auf die Segnungen des Friedens nicht und speziell die in fran¬ 
zösischer Sprache zum Ausdruck gebrachten guten Wünsche des Moskauer Pro¬ 
fessors Dr. Erismann fanden stürmischen Wiederhall. 

Nachdem noch Vice-Bürgermeister Gerloczy im Namen der Buda- 
pester Bevölkerung die Gäste begrtisst hatte, ergriff der General -Sekretär des 
Kongresses, Dr. Koloman Müller, in französischer Sprache das Wort und leg:e 
den Bericht des Vorbereitungs-OomitSs vor. Redner gedachte gleichzeitig mit 
wannen Worten des Präsidenten des permanenten Comit£s, Professors I>r. 
Brouardel, welcher leider krankheitshalber nicht erschienen ist. Die Ofener 
Liedertafel sang nun die Volkshymne, bei deren Intonirnng sich die ganze Ver¬ 
sammlung von den Sitzen erhob, worauf die Sitzung geschlossen wurde. 

Um 1 Uhr Nachmittags fand die Eröffnung der in 5 Sälen des 
Polytechnikums untergebrachten hygienischen und demographischen 
Ausstellung statt in Gegenwart des Ministers von Hieronymi. Die Aus¬ 
stellung bot, wie hier gleich bemerkt sein möge, nichts wesentliches Neues dar; 
ausserdem liess auch ihr Arrangement manches zu wünschen übrig. 

Nachmittags um 8 Uhr wurde in erhebender Weise das Andenken 
des verstorbenen Dr. Ph. Semmelweis gefeiert. Prof. Dr. Hueppe (Prag! 
hielt zunächst in dem Privatsaale der Akademie eine mit grossem Beifall am¬ 
genommene Gedenkrede: „Ueber Ign. Ph. Semmel weis und die Be¬ 
deutung seiner Entdeckung.“ Darauf erfolgte auf dem Friedhofe die 
Enthüllung des aus öffentlichen Sammlungen neuerrichteten Grabdenkmals de* 
Verstorbenen. 

Wir lassen hieran zunächst einen Bericht über die 
B. Allgemeinen Sitzungen 

folgen, die in dem Sitzungssaale des Magnatenhauses abgehalten wurden. 

In der ersten, leider ziemlich schwach besuchten allgemeinen Sitzung 
am 5. September sprach Herr Prof. Dr. Erismann: 

Ueber den Kampf gegen den Tod. 

In allen Zeiten, in allen Epochen klammerte der Mensch sich mit allen 
Fasern seiner Energie an das Leben und suchte mit allen Mitteln, die ihm 
die Wissenschaft, die Phantasie n. s. w. darboten, den Tod, diesen ungebete¬ 
nen, aber sicher eintreffenden Gast, zu bekämpfen. Die Statistik beweist, 
dass die Mortalität einen durchaus anormalen Charakter besitzt und da*s nicht 
das Alter die erste Rolle unter den Todesursachen spielt, sondern vielmehr eine 
Menge Umstände einwirken, die unter günstigeren Bedingungen beseitig: 
werden können. Als Beweis hierfür ist die Differenz der Mortalität in den ver¬ 
schiedenen Ländern, in den verschiedenen Gesellschafrs- und Berufskla*sen anza- 
seben. Iu Schweden und Norwegen sterben jährlich 17—18 von 1000 Bewohnern, 
in der Schweiz und in Frankreich 24, iu Deutschland 27, in Oesterreich 32. in 
Russland 36. Eine ähnliche Verschiedenheit in der Sterblichkeit finden wir unter 
den grossen Städten. Es giebt Städte, wo die Sterblichkeit nur 22—23 % ans- 
nmcht, dann andere, wo diese Ziffer auf 35—40°/ 00 und noch höher steigt. Es 
lässt sich also eine grosse Ungleichheit in der territorialen Verkeilung der 
Mortalität konstatiren. Betrachtet man ferner die Sterblicbkeitsziffern nach dem 
Alter der Verstorbenen, so findet man, dass in Belgien mehr als 20 0 / o der Ver¬ 
storbenen auf Kinder unter einem Jahre und 37 °/ A auf Kinder unter 5 Jahren 
entfallen; nur 17 °/ 0 der Verstorbenen haben ein Alter von 70 Jahren erreicht. 
In Russland ist dieses Verhältnis» noch ungünstiger. Diese Ziffern beweisen, 
dass eine immense Anzahl Menschen frühzeitig sterben und darunter eine grr«~* 
Masse Kinder im zartesten Alter. Die grosse Ungleichheit in der territorialen 
Verkeilung der Mortalität der Neugeborenen beweist aber auch, dass die Kinder¬ 
sterblichkeit keine unabwendbare Notkwendigkeit ist, sondern eine Thatsache, die 
man bekämpfen kann und muss. In Preussen sterben von lÜOO Neugeborenen jähr¬ 
lich 2*4), in Russland 270, in Norwegen nur 106. Es giebt also Bedingungo. 
unter welchen die Ziffer der Kindersterblichkeit herabgedrückt werden kann und 
wo diese Bedingungen fehlen, müssen sie eben geschaffen werden. Es i<t er¬ 
wiesen, dass 70°/ 0 der Krankheitsfälle der Infektion zuzuschreiben sind; und 
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▼oa welcher Wichtigkeit sind speziell bei diesen Krankheitsfällen die mensch¬ 
lichen Vorsichtsmassregeln! Der reiche Mann kann sich auch ohne eine gute 
sanitäre Organisation helfen, dem Unbemittelten ist dies dagegen nicht möglich. 
Um so mehr ist es daher Pflicht, auch für diesen bessere sanitäre Verhältnisse 
und damit bessere Lebensbedingungen zu schaffen. 

Der auf der untersten Kulturstufe stehende Mensch steht dem Tode im 
Allgemeinen gleichgiltig gegenüber. In dem Masse, als der Mensch auf der 
Stufenleiter der Zivilisation höher steigt, trachtet er, den Kampf mit dem Tode 
aufzunebmen. Man muss der Kultur der alten Völker in Bezug auf ihre sani¬ 
tären Massnahmen Gerechtigkeit widerfahren lassen, namentlich lässt sich bei 
den Juden eine ziemlich entwickelte sanitäre Legislation konstatiren, die sie 
zum Theil bis auf den heutigen Tag bewahrt haben. Im Mittelalter versank 
dagegen wieder Alles in tiefe Unwissenheit und Aberglauben. Die wilden Kämpfe, 
die verrohten Sitten, die politischen and religiösen Streitigkeiten erstickten alles 
öffentliche Sanitätswesen. Noch im 18. Jahrhundert und im Beginn des 19. Jahr¬ 
hunderts hatte der Kampf mit dem Tode einen ausschliesslich individuellen 
Charakter; erst das Auftauchen der Cholera in Europa in den dreissiger und 
vierziger Jahren änderte die Ideen der Aerzte and des Publikums über die Er¬ 
haltung der Gesundheit und liess die Nothwendigkeit eines kollektiven Kampfes 
gegen die Krankheit und den Tod erkennen. Die Engländer waren die ersten, 
die erkannten, dass das Augenmerk auf den Schutz der ganzen Bevölkerung, 
als eines sozialen Organismus gerichtet sein und dass man das Uebel mit allge¬ 
meinen sanitären Massregeln bekämpfen müsse. Grosse und kleine Städte bauten 
ihr Kanalnetz aus, errichteten Wasserleitungen u. s. w., die für ganz Europa 
mustergiltig wurden. Es ist den Engländern dadurch auch gelungen, die Sterb¬ 
lichkeitsziffer im Allgemeinen und diejenige in Folge von infektiösen Krank¬ 
heiten im Besonderen herabzudrücken. Ueberhaupt darf nicht in der therapeu¬ 
tischen Medizin der Schlüssel zum Kampf gegen den Tod gesucht werden. Wir 
müssen unsere Hoffnungen auf die Aufklärung des Volkes setzen, die es diesem 
ermöglicht, einen höheren Grad von Wohlstand zu erreichen und nicht nur sein 
eigenes Wohl, sondern auch das der Gesammtheit besser zu erfassen. Das In¬ 
dividuum vermag wenig in diesem ungleichen Kampfe; die Gesellschaft allein 
kann ihn mit Erfolg führen. Dem Beispiel in England sind zahlreiche Städte 
in Deutschland gefolgt; sie zeigen uns, dass dort, wo früher Typhus und Cholera 
heftig und ausdauernd wütheten, eine gute Kaualisation bedeutende Wirkungen 
zur Assanirung des Ortes erzielt hat. Iu Danzig sank z. B. die Sterblichkeit 
von 36 °j fyo nach durchgeführter Kanalisation auf 28,5 °/, n . Namentlich ist cs 
aber nach Ansicht des Vortragenden nothwendig, auf eine Verringerung der 
Kindersterblichkeit mit allen Kräften hinzuwirken. Eine grosse Kindersterblich¬ 
keit ist ein Fluch, der auf den Völkern lastet. Man muss den Kindern die 
Mütter zurückgeben; denn die Mortalitätsstatistik beweist, dass die natürliche 
Ernährung der Kinder die einzig richtige und die Saugflasche nur ein unzu¬ 
reichendes Aushülfemittel ist. Es ist eine grosse und hohe Aufgabe, den Kampf 
gegen den Tod durch Verbesserung unserer sanitären Verhältnisse aufzunebmen, 
aber eine um so dankbarere, als die Erfolge nicht ausbleiben werden! 

Zweite allgemeine Sitzung, Freitag, den 7. September: 

1. H. Geh. Med.-Rath Prof.. Dr. Leyden-Berlin: 

Die Versorgung tuberkulöser Kranker seitens grosser Städte. 

Der Vortragende führte aus, dass es sich bei der Versorgung der Tuber¬ 
kulösen seitens der grossen Städte nicht nur um die Fürsorge für die Unbe¬ 
mittelten handelt, sondern auch um einen Theil der sozialen Bewegung, welche 
das Merkzeichen unserer Zeit bildet und die Mitwirkung der medizinischen 
Wissenschaft fordert. Diese Mitwirknng ist ihr auch bereitwilligst gewährt; 
denn sowohl die praktische Medizin wie die Hygiene haben gewetteitert, der 
Reformbewegung in der Fürsorge für die Bedürftigen zu dienen. Namentlich ist 
es aber der Kampf gegen Krankheiten, Lebensverkürzung und Altersschwäche, 
soweit diese Uebel vermeidbar und heilbar sind, welcher die Hilfe der medi¬ 
zinischen und hygienischen Wissenschaft in Anspruch nimmt. In erster Linie 
kommen hierbei die Volkskrankheiten in Betracht, gegen welche besserer Schutz 
und Hilfe als bisher gesucht werdon musste. Dank der neueren bakteriologischen 
Forschungen sind auch gegen Epidemien und ansteckende Krankheiten weitaus 
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bessere Schutzmassregeln als früher gefunden, die allen Ständen der Gesellschaft 
gleicbmässig zugute kommen. Die Tuberkulose, speziell die Lungentuberkulose, 
setzt diesen Bestrebungen allerdings grössere Schwierigkeiten entgegen, als die 
meisten anderen Volkskrankheiten; andererseits erfordert aber gerade sie haupt¬ 
sächlich unsere Fürsorge mit Rücksicht auf die ausserordentlich grosse Zahl von 
Personen, die dieser Krankheit im Vergleich zu allen übrigen Infektionskrankheiten 
alljährlich zum Opfer fallen. Die Zahl der Tuberkulösen wird z. B. im Deutschen 
Reich auf 1,300000 berechnet, davon sterben 170180 jährlich, d. h. etwa S f 0 : 
11—16,5 0 /o aller Todesfälle werden jährlich durch Tuberkulose verursacht In 
Preussen beträgt die Zahl der Todesfälle in Folge von Schwindsucht pro Jahr 
88000, in Berlin im Durchschnitt der letzten Jahre 3800; dies würde einer 
Anzahl von 700 000 bezw. 30000 Tuberkulosekranken entsprechen. Davon ent¬ 
fällt mindestens die Hälfte auf Unbemittelte und gerade auf das arbeitsfähige 
Alter. Diese grossen Zahlen beweisen zur Genüge die Nothwcndigkeit einer 
Hilfe, die auf zweierlei Wegen geschehen kann: auf dem hygienischen, um die 
Verbreitung der Krankheit möglichst einzuschränken, und auf dem therapeu¬ 
tischen, durch den die beste Behandlungsmethode auch für die unbemittelten 
Klassen erreichbar gemacht wird. 

Die Prophylaxe wurde schon in früheren Zeiten, als die Lungen¬ 
schwindsucht allgemein für ansteckend galt, rigoros durchgeführt, blieb aber 
ohne sichtlichen Erfolg; erst in der neuesten Zeit hat sie mit der berühmten 
Entdeckung R. Koch’s bestimmte Gesichtspunkte gewonnen. Der Tuberkel¬ 
bacillus ist als der regelmässige Erreger der Krankheit anerkannt, er erzeugt 
die Krankheit durch Uebertragung von Mensch zu Mensch, von Thier zu Mensch; 
ausserhalb des menschlichen (thierischen) Körpers kommt er nicht zur Ent¬ 
wickelung. Durch die verdienstvollen Untersuchungen Dr. Cor net’s ist ferner 
nachgewiesen, dass der Tuberkelbacillus sich nicht mit der Athemluft des Kranken 
verbreitet, sondern dass der Auswurf der hauptsächlichste Träger und Verbreiter 
des Bacillus ist. Es gilt daher in erster Linie, den Auswurf unschädlich zu 
machen. So bestimmt aber diese Indikation ist, so bleibt es doch fast unmöglich, 
dieselbe in den Familien in grösserem Umfange durchzuführen. Nur wenn der 
Patient unter dauernder Aufsicht, also in Krankenanstalten untergebracht ist, 
dürfte es gelingen, dieser Aufgabe zu genügen. Die spezifische Prophylaxe der 
Tuberkulose (Hygiene) stösst demnach auf die grössten Schwierigkeiten und hat 
bisher fast nur Erfolge aufzuweisen im Vereine mit der ärztlichen Behandlung 
und zwar mit der Anstaltsbehandlung, die zur Zeit als die beste und 
wirksamste anerkannt werden muss. Dem verstorbenen Dr. Brehmer in (lör- 
beradorf gebührt das Verdienst, diese Behandlungsmethode zuerst in Deutschland 
eingeführt und gezeigt zu haben, dass mit Hülfe derselben die besten Heil¬ 
resultate erreicht werden können. Gleich grosse Verdienste um die wissenschaft¬ 
liche Ausbildung dieser Heilmethode hat sich Dr. Dettweiler, der Leiter der 
Anstalt in Falkcnstein im Taunns erworben; seinen Bemühungen verdanken wir 
auch die Errichtung des ersten Volkssanatoriums. Nach dem Bericht der An¬ 
stalt Falkenstein betrug die Zahl der Heilungen der hier verpflegten Tuber¬ 
kulösen 24°/ 0 , und zwar völlig geheilt 13°/ 0 , relativ geheilt ll°/ 0 . Durch die 
Entdeckung der Tuberkulins wurde allerdings die Anstallsbehandlung in den 
Hintergrund gedrängt, aber nur für kurze Zeit; denn mit dem Schwinden der 
Hoffnung, in jenem Mittel ein spezifisches Heilmittel der Tuberkulose gefunden 
zu haben, ist sie sehr bald wieder an erste Stelle getreten. Um so mehr tritt 
daher an uns die Frage heran, wie können wir die Vortheile dieser Behandlung 
der Schwindsucht, welche bis vor Kurzem nur den mehr begüterten Ständen zu¬ 
gänglich waren, auch der grossen Anzahl Tuberkulöser aus den unbemittelten 
Ständen verschaffen? 

Der Vortragende schildert hier zunächst, was in dieser Beziehung bisher 
geschehen ist. England begründete zuerst Spezialhospitäler für Schwindsüchtige: 
im Ganzen können dort jährlich 4900 Patienten in solche durch Privatwohl- 
thätigkeit unterhaltene Spezialhospitäler aufgenommen werden. In Deutschland 
machte zuerst Dr. Goldschmidt-Rcichenhall den Vorschlag, eine Kolonie für 
unbemittelte Lungenkranke zu gründen; in gleicher Weise lenkten Dr. Wasser¬ 
fuhr, Geh. Rath Spinola und der Vortragende die öffentliche Aufmerksam¬ 
keit wiederholt auf diesen Gegenstand hin und wurden in ihren Bemühungen 
durch den Verein für innere Medizin in Berlin lebhaft unterstützt, der zu diesem 
Zwecke eine grösstentheils aus Aerzten bestehende Kommission bildete, im 
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Oktober 1892 ist dann eine derartige Anstalt anf dem st&dtischen Rieselgut 
Malchow bei Berlin fflr unbemittelte Tuberkulose errichtet, die fttr 96 Pfleglinge 
Platz gewährt. Dank den Bemühungen der Herren Finkelbnrg und Dett- 
weiler konnte ferner der Frankfurter Verein für Rekonvaleszenten • Anstalten 
nnter dem Protektorate der Kaiserin Friedrich am 15. August 1892 die erste 
Volkshüilstätte für Lungenkranke mit 28 Betten eröffnen. In derselben sind im 
ersten Jahre 183 Kranke behandelt, von welchen 102 als gebessert entlassen 
werden konnten. Die Verpflegsdauer betrug im Durchschnitt 71 Tage, Gewichts¬ 
zunahme 7 Pfund pro Kopf. Die Kosten beliefen sich auf 2,50 Mark pro Tag 
und Kopf; der Pflegesatz wurde auf 2 Mark festgesetzt. Dr. Dettweiler ist 
es ausserdem gelungen, noch eine zweite grössere Heilstätte fttr 70 bis 80 
Kranke durch denselben Verein in’s Leben zu rufen. Aehnlichc Anstalten werden 
von einer grösseren Anzahl deutscher, schweizer und französischer Städte geplant. 
In Sachsen hat sich ein Verein zur Begründung von Volksheilanstalten für 
Lungenkranke gebildet, welcher ein Sanatorium für 100 bis 120 Kranke gründen 
wird. Auch in Wien ist auf Anregung des Prof. Dr. Schrötter ein gleiches 
Unternehmen im Werke. In Frankreich, sowie in Dänemark sind einzelne solcher. 
Anstalten theils in Angriff genommen, theils ausgeführt. 

Namentlich den grösseren Städten erwächst die Aufgabe, fttr zweckmässige 
Behandlung der Tuberkulösen zu sorgen und besondere Volksheilstätten für die¬ 
selben zu errichten; denn der Verbreitung der Tuberkulose kann in wirksamer 
Weise nur dadurch entgegengetreten werden, dass man eine möglichst grosse 
Zahl der Kranken aus dem Kreise der Familie entfernt, wodurch die Ansteckungs¬ 
gefahr fttr die Umgebung erheblich verringert wird. Neben diesen Volksheil¬ 
stätten, aut deren Einrichtung u. s. w. der Vortragende näher eingeht, werden 
allerdings auch die allgemeinen Krankenhäuser für die Versorgung der Lungen¬ 
kranken benutzt werden müssen; jedoch ist es erforderlich, dass hier besondere 
Abtheilnngen für Schwindsüchtige eingerichtet werden. Jedenfalls soll es ver¬ 
mieden werden, Nichttuberkulöse unter tuberkulöse Kranke zu legen. 

Mit dem Wunsche, dass seine Ausführungen dazu beitragen mögen, das In¬ 
teresse für die in Rede stehende wichtige Frage wach zn rufen, und unter¬ 
stützt von der Autorität des internationalen Kongresses, einen wirksamen Impuls 
zum Wohl der unbemittelten Tuberkulösen zu geben, schliesst der Vortragende 
seinen hoch intere-'santen, seitens der zahlreich erschienenen Kongressmitglieder 
mit lebhaftestem Beifall entgegengenommenen Vortrag. 

Der Vorsitzende, H. Prof. Koranyi, dankte zunächst dom Vor¬ 
tragenden in warmen Worten, wobei er dessen Verdienste als Förderer der 
Bestrebungen für die Errichtung von Heilstätten für unbemittelte Lungen¬ 
schwindsüchtige noch besonders hervorhob. Gleichzeitig machte er die erfreuliche 
Mittheilung, dass auch in Ungarn diese für das Wohl der Menschheit so wich¬ 
tige Frage jetzt in Fluss kommen werde, nachdem vor Kurzem von einem un¬ 
bekannten Wohltbäter 10000 Gulden zur Errichtung derartiger Heilstätten ge¬ 
spendet seien. (Fortsetzung folgt.) R P d - 
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A. Gerichtliche Medizin. 

Fehlen der linken Niere. In das hiesige Krankenhaus wurde vor 
14 Tagen ein grosser und kräftiger, 57jähriger Bäcker eingelicfert, bei dem 
schon das starke ödem der Beine vermuthen liess, dass derselbe nierenkrank sei. 
Der Harn enthielt auch grosse Mengen Eiweiss. Nach 8 Tagen starb der Mann 
in einem urämischen Krampfanfall. 

Weiche Hirnhäute ödematös. Herz vergrössert. Klappen unverändert. 
Rechte Niere von normaler Grösse, Kapsel nicht abziehbar. Das Messer knirschte 
beim Durchschneiden des indurirten Bindegewebes. An 6 mikroskopischen Prä¬ 
paraten konnte keine einzige normale Zelle gefunden werden, sie waren alle 
entartet, zumeist fettig. 

Die linke Niere wurde vergeblich gesucht, obwohl sich eine linke Neben¬ 
niere vorfand. Es war auch nur ein Harnleiter vorhanden, der in der Mitte 
der Blase mündete. 

In der mir zu Gebote stehenden Literatur wird das Fehlen einer Niere 
als sehr selten bezeichnet; meist fehlte die linke Niere. 
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Ein forensisches Interesse dürfte das Fehlen einer Niere vielleicht anch 
haben, namentlich dann, wenn das Messer des Chirurgen die einzig vorhandene 
weggeschnitten hätte. 

, Dr. Kaempfe-Carthans, (Westpr.) 


B. Hygiene und öffentliches Sanitätswesen: 

Beiträge znr Ernährungsphysiologie des Tuberkelbacillus. Von 
B. Proskauer und M. Beck. Aus dem Institut für Infektionskrankheiten 
zu Berlin. Zeitschr. f. Hygiene und Infektionskrankheiten; XVIII. Bd., 1. H. 

In der Verfolgung der Kühne'sehen Experimente — Ersetzung der 
Eiweiss- bezw. Peptonhaltigen Nährböden für den Tuberkelbacillus durch chemisch 
bekannte Verbindungen — prüfte Proskauer und Beck eine grosse Reihe 

N. - haltiger und N. - freier Substanzen und fanden zuletzt folgende, mit der alten 
Pasteur'sehen Nährlösung vielfach übereinstimmende, für das Wachsthum der 
Tuberkelbazillen ausgezeichnete Nährflüssigkeit: Käufliches Ammoniumcarbonat 

O, 35 °/ 0 , primäres Kaliumphosphat 0,15%, Magnesiumsulfat 0,25%, Glycerin 1,5%. 

Dr. Ascher-Bomst 


Weitere Untersuchungen über das Wesen der Choleraimmunität 
nnd über spezifische baktericide Prozesse. Von Prof. R. Pfeiffer. Aus 
dem Institut für Infektionskrankheiten in Berlin. Zeitschr. f. Hygiene n. In¬ 
fektionskrankheiten; XVIII. Bd., 1. Heft. 

An einer Reihe exakter, in ihren Schlussfolgerungen kaum anzuzweifeln- 
der Versuche weist Pfeiffer nach, dass es eine spezifische Immunisirung 
des Meerschweinchen gegen intraperitoneale Infektion mit vollgiftigen Cholera¬ 
vibrionen giebt, und dass diese auf einer bakterientödtenden Eigenschaft der 
Peritonealzellen beruht. Die sehr interessante Versuchsanordnung war etwa 
folgende: Von einer — wohl zu merken — frischen Cholerakultur wurde 
zwei gleich grossen Meerschweinchen je eine Oese, in 1 ccm Bouillon aufgelöst, 
in die Bauchhöhle injizirt; in dieses Boniliongemisch wurde gleichzeitig bei dem 
einen Thier 0,02 bis 0,05 Choleraserum, d. h. Serum eines gegen Cholera inunu- 
nisirten Meerschweinchens (dasselbe gilt auch für Serum eines Cholerarekon¬ 
valeszenten), bei dem anderen Thier dagegen die gleiche Dosis normalen Meer- 
schweinchenserums gethan. Nach 20, 30, 40 und 60 Minuten wurde beiden 
Tbieren mittelst Glaskapillare je ein Tröpfchen des Exsudats aus der Bauchhöhle 
entnommen und im hängenden Tropfen untersucht; es zeigte sich dabei, dass 
beim ersten Thier die Choleravibrionen aufgequellt und in kleine Granula zer¬ 
fallen waren. Diesen Versuch kann man nach Ansicht Pfoiffer’s zu einer 
ganz sicheren Choleradiagnose benutzen, indem, falls wirklich Cholera¬ 
bazillen, z. B. frisch aus Wasser in die Bauchhöhle gezüchtete Vibrionen vor¬ 
handen sind, diese, einem Meerschweinchen nach obigem Verfahren injizirt, inner¬ 
halb 20—'30 Minuten total in Körnchen verwandelt werden. Bei diesem Vor¬ 
gang spielen weder die Phagocyten (Metschnikoff), noch Nucleinsäure, 
noch der Blut- oder Lymphstrom eine Rolle. Durch Einspritzung des Cholera¬ 
serums nach der Infektion mit Cholerakultur konnte auch wirkliche Heilung 
beim Meerschweinchen bewirkt werden. Dcrs. 


Bakteriologische Untersuchungen über die Choleraepidemie in 
Livorno in den Monaten September und Oktober 1893. Von Dr. Camillo 
Terni und Dr. Peter PellegrinL Zeitschr. f. Hygiene und Infektionskrank¬ 
heiten; XVÜl. Bd., 1. H. 

Die zahlreichen Befunde von dem Koch'sehen Choleravibrio sehr ähn¬ 
lichen Kommabazillen in Flussläufen etc. hatte namhafte Autoren zu der Ansicht 
von dem autochthonen Entstehen der Cholera geführt; auch die Cunning- 
ham'sehe Annahme, dass verschiedene Arten von Vibrionen Erreger der Cholera 
wären, hatte in letzter Zeit, namentlich durch den von P a s q u a 1 e isolirten 
Vibrio Massaua, neue Stützen gefunden. Diese und noch andere Fragen unter¬ 
suchten Terni und Pellegrini an der Hand des durch die Epidemie in 
Livorno und der Nachepidemie im Stadtviertel Venezia gelieferten Materials 
und kamen zu folgenden Ergebnissen: 

1. Der in der Epidemie zu Livorno isolirte Kommabazillus zeigte einige 
geringe Abweichungen von dem von R. Koch beschriebenen Typus; allein die» 1 
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Differenzen waren nicht derartig, nm ihn als eine Varietät für sich za betrachten. 
In 22 Fällen wurden immer positive Resultate erzielt, indem Keime isolirt 
worden, die in morphologischer and kultureller Hinsicht identisch and mit 
gleicher Viralenz begabt waren. 

2. Es wurde keine Verschiedenheit in Betreff der Viralenz bei Thieren 
wahrgenommen, sei es, dass die Kulturen von sehr schweren Cholerafällen her- 
rührten, sei es von solchen, auf welche die Genesung folgte, sei es, dass sie 
während der Periode der Rekonvalescenz isolirt worden. Die pathogene Wir¬ 
kung der Kulturen hing ganz von der Quantität des Virus and vom Gewichte 
des Thieres ab. 

3. Die intraperitoneale Impfung des K och’schen Kommabacillus beim 
Meerschweinchen wurde stets von Zeichen der Vergiftung begleitet, sogar bei 
Anwendung alter Kulturen, welche in verschiedenen Epidemien isolirt wurden. 

4. Im Organismus der an der Cholera leidenden Menschen und Thiere 
(Meerschweinchen) zeigten sich oft die dem Magen-, Darm - Kanal eigentümlichen 
Keime, selten aber der Choleravibrio. 

5. Das zufällige Eindringen dieser Keime in den Organismus eines Cho¬ 
lerakranken wird durch die giftige Wirkung des Choleravibrio begünstigt und 
kann folglich nicht als eine eigentliche Blutinfektion betrachtet werden. 

6. Die aus dem Blute der Choleraleichen isolirten Mikroorganismen ver- 
riethen keine grössere pathogene Wirkung, sondern im Gegentheil eine Vermin¬ 
derung der Virulenz. 

7. In einem während des Choleraanfalles ausgeworfenen Foetus wurde 
der Choleravibrio nicht entdeckt, wohl aber des Bacterium coli und ein Mikro- 
coccus im Blute und im Inhalt der Eingeweide. 

Die Verfasser fanden ferner den Kommabacillus noch am 21. Tage nach 
der Erkrankung in den Exkrementen. Ders. 


Die Cholera in Rom im Jahre 1893 im Vergleich mit den früheren 
Epidemien. Statistische und bakteriologische Untersuchungen von A. Celli 
und F. S. S a n t o r i. Annali delP Istituto d’Igiene sperimentale della R, Uni- 
versita di Roma; IV. Band, 2. Heft. 

Nachdem am 10. Juli 1837 bei der ersten europäischen Pandemie der 
Cholera nur einige wenige Erkrankungsfälle in Rom festgestellt waren, wurde 
am 16. August eine ungemein grossartig ausgestattete Prozession daselbst ge¬ 
feiert, zu der eine grosse Volksmenge herbeiströmte, die sich bei dieser Feier 
allen möglichen Ausschweifungen hingab. Darauf stieg am 19. August die Cholera 
zu einer immensen Höhe, um von da ab nach einer späteren nochmaligen, doch 
nicht erheblichen Steigerung (am 21. Sept) zu fallen. Die Zahl der damals Ge¬ 
storbenen steht nicht genau fest: gemeldet wurden 9372 Erkrankte und 5419 
Todte; aber die historischen Memoiren von Agostino C a p p e 11 o versichern, dass 
die Zahl der Todten weit mehr betragen habe. Nach dem Ergebniss der Volks¬ 
zählung von 1838 hat man eine Zahl von circa 10000 (c. 63 der damaligen 
Bevölkerung) anzunehmen, die der Cholera in Rom damals erlag, während in 
demselben Jahre in Neapel 13000 Todte (41 °/ 00 ) und in Palermo 24014 Cholera- 
todte waren bei 173478 Einwohnern, welches für letztere Stadt mehr als eine 
Dezimirung bedeutet. 

In der 2. Choleracpidemie von 1854/55 hatte Rom nur c. 1632, in der 
3. Choleraepidemie des Jahres 1867 etwa 3000 Todte. 

Nach dem Auftreten verschiedener kleinerer Epidemien von Cholera in 
Rom in den Jahren 1873, 1884 und 1885 starben im Jahre 1887, wo wiederum 
nach den grossen Kirchenfesten von St. Peter eine Zunahme der Cholera zu 
konstatiren war, von Mitte August bis Ende November 287 Cholerakranke. 

Während der letzten Epidemie des verflossenen Jahres, wo die Cholera in 
Rom vom 2. August bis 9. Dezember herrschte, kamen nur 95 Cholerafälle mit 
45 Todten vor. — 

Die Verfasser können die Koch'sehe Theorie nicht recht mit Rom’s 
Choleraverhältnissen in Einklang bringen, konstatiren aber, dass in den Quar- 
tiren Trastevere und Borgo, woselbst die Kanalisation (Rom hat eine solche 
schon seit dem Jahre 1700) noch unvollständig ausgeführt war, während der 
Epidemien von 1867, 1887 und 1893 die grösste Zahl der Cholerakranken sich 
vorfand. 
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Interessant ist die Tbatssche der relativen oder absoluten Immunität des 
jüdischen Volkes in Rom (im alten Ghetto), wofttr man keine andre Ursachen an- 
zuführen weiss, als die ausgezeichneten Kanäle und das reichliche Wasser des 
Ghetto, so sehr auch der jüdische Handel mit alten Lumpen und anderen Ge¬ 
brauchsgegenständen dem Choleraimport hätte Vorschub leisten müssen. Im 
Ghetto wird übrigens dasselbe Wasser verbraucht, welches der ganzen niedrig 
gelegenen Stadtzone zugeführt wird. 

Die Verfasser beschreiben einen Vibrio als Vibrio romanus, den sie in 
der letzten Epidemie in Rom bei 43 genauer studirten Fällen von Cholera 12 
mal isolirten, und der die folgenden Charakteristike zeigte: Er giebt nicht die 
Indolreaktion, wirkt nicht pathogen bei Thiercn, wächst nicht bei 37 0 C., nicht 
in Bouillon, auch nicht auf Agar, koagulirt nicht die Milch. 

Trotzdem halten sie ihn für eine atypische Form des Cholerabacillus. Seit 
den 8 Monaten aber, wo er im Institut gezüchtet wurde, hat er seine ersten 
Eigenschaften verloren: er entwickelt sich jetzt in Bouillon und auf Agar, giebt 
die Indolreaktion, doch ist das pathogene Vermögen noch jetzt fast Null. 

Nach der Meinung der Verfasser handelt es sich um eine transitorische 
Varietät des Koch’schen Bacillus._ Dr. He nagen-Siegen. 

Versorgung der unbemittelten Bevölkerung Berlins mit Kinder¬ 
milch. Von Neu mann. Berliner Klinische Wochenschrift 1894, Nr. 20. 

Verfasser untersuchte die Bezugsquellen für Milch unter der Bevölkerung 
von Berlin 0, S-0, N-0 und fand, dass dieselbe in der absolut grössten Mehr¬ 
zahl von 198 mal aus den Berliner Molkereien geholt wurde, 127 mal war sie 
aus Milchkellern- und Läden entnommen oder direkt aus den nach Berlin 
kommenden Milchwagen und nur 31 mal aus den bekannten grossen Milchwirth- 
schäften, was bei der armen Bevölkerung des Ostens und den hohen Preisen in 
den Milchwirthschaften nicht überraschen kann. Die Untersuchung der Berliner 
Molkereien hat sehr ungünstige Verhältnisse gezeigt: Unsauberkeit, schlechte 
Fütterung, welche die Milch in der Kuh bereits verwässerte, Mangel an Centri- 
fngen und Kühlvorrichtungen, so dass diejenigen Bevölkerungskreise, welche 
ihren hygienischen Bedürfnissen zu genügen glauben, wenn sie die Milch direkt 
von der Kuh (oder von mehreren Kühen) nahmen, entschieden gewarnt werden müssen. 
Statistische Berechnungen Neumann’s zeigten auch, dass es für die Sommer¬ 
diarrhöen der Kinder gleichgültig war, ob diese Stadt- oder Land - Milch tranken. 
Nach seiner Ansicht müsste die Fürsorge für die Säuglinge in dreierlei Weise 
geschehen: 

1) Persönliche Fürsorge: Entnahme von Milch aus nur guten Ställen, 
Abkochung derselben gleich nach der Entnahme — da der „Sorhlet“ für die 
Arbeiter - Bevölkerung zu theuer ist — und zweckmässige Aufbewahrung bei 
kühler Temperatur. — Neumann glaubt durch ein von ihm angegebenes Ver¬ 
fahren im Berliner Kinderschutzverein die Säuglingsmortalität nicht unbeträcht¬ 
lich herabgesetzt zu haben: Versetzung der Müch mit Zuckerwasser gleich nach 
der Lieferung, Abkochung dieser Mischung in mit Patentverschluss versehenen 
Bierflaschen, die erst nach s / 4 stündigem Kochen geschlossen werden, und noch¬ 
malige Aufkochung der für die einzelne Mahlzeit jedesmal abgegossenen Portion. — 
Auf die Anbringung geeigneter Kühlvorrichtungen im Anschluss an die Wasser¬ 
leitung macht N e u m a n n die gemeinnützigen Baugesellschaften aufmerksam. — 

2) Polizeiliche Fürsorge: Dieselbe müsste sich nicht nur auf die chemische 
Untersuchung der Milch erstrecken, sondern auch auf die Sauberkeit in den 
Ställen u. 8. w.; allerdings würde die Einführung von Kühlapparaten, Centrifugen 
u. s. w. den Milchpreis sofort in die Höhe treiben. 

3) Da private Wohlthätigkeit der Aufgabe der Versorgung der Unbe¬ 
mittelten mit Kindermilch in Berlin nicht gewachsen sein dürfte, so bleibt nichts 
übrig, als dass die Kommune selbst diese Versorgung über¬ 
nimmt, sei es als Produzentin, sei es auf indirektem Wege. 

Unter Kindermilch versteht Verfasser übrigens eine Milch, in die beim 
Melken wie nachher nur sehr wenige Keime gelangen, in der ferner die 
hineingclangten sich möglichst wenig vermehren und vor Verabreichung an 
das Kind abgetödtet werden. Zur Beschaffung solcher Milch gehört nach seiner 
Ansicht weniger Geld, als Sachkenntniss und Gewissenhaftigkeit. 

Dr. Ascher-Bomst 
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Eine einfache Reaktion für den Nachweis, ob ein Wein durch 
Zusatz von vegetabilischen Stoffen künstlich gefärbt ist. Mittheilung 
von A. Scala. Annali dell’ Istituto d’Igicne sperimentale della R. Universita 
di Roma; IV. Band 2. Heft. 

Wenn man in einem Reagenzglase zu 3 ccm reinen, nicht künstlich ge¬ 
färbten Rothwein 1 ccm einer 5 n / 0 igcn Kali nitricum - Lösung zusetzt, stark mischt 
und 24 Stunden stebeu lässt, so verliert schon bald der Rothwein die Lebhaftig¬ 
keit seiner Farbe, wird gelbröthlich und zeigt einen feinen, erst in durchsichtigen 
Schichten auftretenden Niederschlag. 

Dasselbo Quantum rothen Naturweins mit einer 5°/ 0 igen Formaldehydlösung 
versetzt, dann erhitzt und 24 Stunden stehen gelassen, giebt ebenfalls baldige 
Trübung und Niederschlag. Die Färbung verwandelt sich in Kirschroth. 

Diese Reaktionen sind von der Zusammensetzung der Naturweine unab¬ 
hängig, d. h. es ist völlig gleichgültig, ob dieselben mehr oder weniger Alkohol, 
Essigsäure, Schwefelsäure, Kali, Weinstein oder Tannin enthalten. 

Die Farbstoffe von Sambucus, Kermesbeeren und von Heidelbeeren, welche 
man vielfach zur Färbung des Weines verwendet, werden durch die beiden Re- 
agentien nicht niedergeschlagen. Wenn man sie dem Weisswein zusetzt oder 
mit dem natürlichen Farbstoff des Rothweins vermischt, so kann man sie leicht 
dadurch erkennen, dass eine kastanienbraune oder tief dunkelrothe Färbung bei 
der Reaktion resultirt. (Bei Zusatz der betreffenden Farbstoffe zu Rothwein 
kann man sie stets nachweisen, wenn man den Letzteren konzentrirt und dann 
die Kali nitricum-Solution oder die Formaldehydlösung einwirken lässt). 

Einige dem Theer entstammende Farbstoffe verhalten sich dieser Reaktion 
gegenüber ähnlich, wie die oben erwähnten pflanzlichen Farbstoffe; in fraglichen 
Fällen muss man deshalb erst mit den gewöhnlichen Mitteln auf Theerfarbstoffe 
untersuchen, wenn mau sich über die Natur des fälschlich zugesetzten Farb¬ 
stoffes zu entscheiden sucht. (Bei den Theerfarbstoffen ist die Reaktion mit 
Kali nitric. sicherer, als die mit Formaldehyd.) 

_ Dr. Hensgen-Siegen. 


Die Heilanstalten im Preussischen Staat ir> den Jahren 1889—91. 
Nach der im Heft 128 der „Preussischen Statistik“ veröffentlichten „Morbiditäts¬ 
statistik in den Heilanstalten des preussischen Staates während der Jahre 1889, 


1890 und 1891“ waren vorhanden bezw. 

haben 

sich an der 

Berichterstattung 

betheiligt: 

1889 



_1890 



1891 


öfT" 

priv. 

zus. 

öff“ 

priv. 

zus. 

öff. 

priv. 

zus. 

Allgemeine Heilanstalten: 891 

508 

1399 

890 

528 

1418 

896 

665 

1460 

Irren- u. Idiotenanstalten: 78 

113 

191 

80 

118 

198 

83 

121 

204 

Augenheilanstalten: 20 

45 

65 

20 

46 

66 

20 

50 

70 

Entbindungsanstalten: 43 

96 

139 

46 

98 

144 

46 

74 

120 

Anstalten überhaupt: 1032 

762 

1794 

1036 

790 

1826 

1044 

810 

1854 


Auf die allgemeinen Heilanstalten entfielen somit im Durchschnitt 78,1 °/ 0 , 
auf die Irren- und Idiotenanstalten 10,8 °/ 0 , die Augenheilanstalten 3,7 °/ 0 und 
die Entbindungsanstalten 7,4 °/ 0 der Gesammtzahl. Die Anzahl der Augenheil¬ 
anstalten, Irrenanstalten und der allgemeinen Krankenhäuser hat in den letzten 
Jahren eine regelmässige Zunahme erfahren, während diejenige der Entbindungs¬ 
anstalten schon seit einem Jahrzehnt die gleiche geblieben ist. 

Was die Besitzverhältnisse und die Grösse der allgemeinen Heil¬ 
anstalten anbetrifft, so machten die Privatanstalten im Jahre 1891: 7,6 °/ 0 
aus, die im Besitz des Staates befindlichen 6,3 °/ 0 , diejenigen der Provinzial- 
und Bezirksverbände 1,5, der Kreisverbände 5,7, der städtischen Gemeinden 34,9, 
der ländlichen Gemeinden 1,5, der evangelischen Kirchengemeinden 2,4, der 
katholischen 9,6, der jüdischen 0,2, der evangelischen Genossenschaften 4,7, der 
katholischen Orden etc. 8,0, der Vaterländischen und anderer Frauenvereine 1,8, 
der milden Stiftungen 13,3, der Knappschafts- und Fabrikarbeiterkrankenkassen 
2,5 °/ u . 

Aehnlich vertheilten sich die Betten und die Verpflegten in den bezeich- 
neten Anstaltskategorien; denn es betrug im Jahre 1891: 
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Zahl der 

Es entfielen somit auf 


An- 

Betten 

Ver- 

1 Anstalt: 

je 1 Bett: 

I. in den Staatsanstalten 

stalten 

pflegten 

Betten 

Verpflegte 

91 

6390 

61381 

70,2 

9,6 

a. Unterrichtsanstalten zur 

Ausbildung der Aerzte 

19 

4274 

46213 

224,9 

10,8 

b. Gefängnis-slazarethe 

1) des Ministeriums des In- 






nern ....... 

52 

1747 

11168 

33,6 

6,4 

2) des Justizministeriums . 

II. in den Anstalten der 

20 

369 

4010 

18,4 

10,9 

Provinzalverbände (Heil¬ 
anstalten in Landarmen¬ 
häusern) . 

15 

1632 

3 012 

108,8 

1,8 

III. Anstalten der Bezirks- 




verbände . 

IV. Anstalten der Kreisver- 

8 

855 

7592 

106,9 

8,9 

bände . 

V. Anstalten politischer 

83 

2692 

18869 

32,4 

7,0 

Gemeinden. 

a. städtische Anstalten . . 

502 

26538 

170917 

52,9 

6,4 

b. Landgemeindeanstalten . 
VI. Anstalten v. Religion«- 

22 

441 

1368 

20,0 

3,1 

gemeinden. 

a. evangelischer Gemeinden 

35 

1763 

10298 

50,4 

5,8 

b. katholischer Gemeinden. 

138 

6744 

31790 

48,9 

4,7 

c. jüdischer Gemeinden 

VII. Anstalten religiöser 

3 

226 

1700 

75,3 

7,5 

Orden u. Genossenschaften 
a. evangelische .... 

68 

5 731 

33267 

84,3 

5,8 

b. katholische. 

VIII. Anstalten des Vaterlän¬ 

115 

6534 

37 743 

56,8 

5,S 

dischen Frauenvereins n. 
anderer Frauenvereine . 

24 

1205 

8119 

50,2 

6,7 

IX. Anstalten milder Stif¬ 





tungen . 

X. Knappschafts-Kranken¬ 

191 

10351 

51853 

54,2 

4,3 

anstalten . 

18 

909 

8524 

50,5 

9,4 

XI. Fabrikarbeiter- etc. 





Krankenanstalten . . . 

17 

725 

6939 

42,6 

9,6 

XII. Anstalten von Privat¬ 





unternehmern .... 

110 

2520 

14760 

22,9 

5,-> 

Zusammen: 

1854 

76 256 

468132 

52,3 

6,2 

dagegen im Jahre 1879: 

990 

43 393 

275875 

44,0 

6,4 

1885: 

1205 

56654 

341863 

47,0 

6,0 

1888: 

1348 

66878 

379476 

49,6 

5,7 


Auf 10000 Einwohner entfielen im Jahre 

1879: 16,0 Betten und 101,7 Verpflegte. 

1885 : 20,0 „ „ 120,6 „ 

1888 : 22,9 „ „ 129,7 

1891:24,8 „ „ 154,2 

Daraus geht hervor, dass die durchschnittliche Grösse der allgemeinen 
Krankenhäuser stetig zunimmt; es mag dies seine Ursache theils in den mit 
grösseren Anstalten verbundenen wirthsch&ftlichen und technischen Vortheilen 
(billigere Verwaltung, Verpflegung und ärztliche Behandlung, bessere und reichere 
Ausstattung mit allen technischen HUlfsmitteln u. s. w.), theils in der sozial¬ 
politischen Gesetzgebung (Kranken- und Unfallversicherungsgesetze) haben; jeden¬ 
falls dtlrfte namentlich auf die letztere die erhebliche Zunahme der Verpflegten 
von 101,7 auf 154,2 unter 10000 Einwohnern zurückzufahren sein. Rpd. 
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Besprechungen. 

Dr. Edward Flatau, Berlin: Atlas des menschlichen Ge¬ 
hirns und des Faserverlaufes. Mit einem Vorwort von 
Prof. Dr. E. Mendel. Berlin 1894. Verlag von S. Karger 
CharitGstrasse 3. 

Den älteren Schülern Mendel’s werden die Flatan’schcn Tafeln die 
Gehirnpräparate in’s Gedächtnj&s rufen, welche Mendel in seinen Vorlesungen 
über Gehirnanatomie zu demonstriren pflegte; den jetzigen Schülern der Gehirn¬ 
anatomie werden die Tafeln heim Repetiren der Gehirnanatomie und beim Se- 
ziren des Gehirns einen übersichtlichen Anhalt bieten, und denjenigen, welche 
die Gehirnanatomie bisher nicht eingehend studirt, die aber das Bedürfniss 
haben, sich diese Materie anzueignen, werden die Tafeln ein willkommenes Lehr¬ 
mittel werden. Dieselben sind naturgetreu nachgebildet und haben sorgfältig 
hergestellte Modelle gehabt, welche die einzelnen Regionen und Thoile scharf 
uud deutlich hervortreten lassen. 

Der Atlas zerfällt in zwei Theile, von denen der erste den Faserverlauf 
im Centralnervensystem bespricht und an einer Tafel mit 13 schemat ischen 
Figuren darstellt, während der zweite Theil Photographieen des natürlichen 
Gehirns, seiner Oberflächen, seiner frontalen, medialen uud sagittalen Schnitte 
bringt. Diese Tafeln stellen dar: 

I. Basis des Gehirns (incl. Gehirngefässe), II. Gesammtansicht von oben. 

III. Horizontalscbnitt durch das gesammte Gehirn (Blick in die Ventrikel). 

IV. Tieferer Horizontalschnitt (Grosshirnganglien etc.). V. Eine Hemisphäre von 
aussen mit Hirnstamm. VI. Frontalschnitt vor dem Chiasma. VII. Frontal¬ 
schnitt hinter dem Chiasma. VIII. Eine Hemisphäre von der medialen Svite. 
IX. Hirnstaram mit Umgebung. X. Mittlerer Sagittal-Schrägschnitt. XI. Lateraler 
Sagittal - Schrägschnitt. 

Der erste Theil enthält somit eine gedrängte Uebersicht der Gehirn- und 
Rückenmarks-Anatomie, der letztere eine bildliche Darstellung der speziellen 
Anatomie des Gehirns. 

Die Tafeln sind sehr naturgetreu, anschaulich und lassen die Verhältnisse 
leicht und deutlich erscheinen, welcho namentlich am frischen Gehirn oft recht 
schwer zu beweisen sind. 

Beim Arterienring an der Basis (Tafel I) vermisse ich die Bezeichnung 
der Arteria communicans anterior, anscheinend als Folge eines Druckfehlers bei 
Nr. 27 oder 29. 

Sehr willkommen werden den älteren Kollegen namentlich auch Tafel II 
bis V sein, mit ihrer Bezeichnung der Lappen und Furchen des Gehirns. In 
Tafel IV stört leider der Heerd (?) im vorderen Bereich der Vormauer etwas 
die Anschauung. Recht anschaulich wirkt auch Tab. VII. Fig. A. mit dem 
Querschnitt der Commissura anterior und dem Verlaufe der Columna fornicis. 

Der Atlas, der sich auch durch den verhältnissmässig billigen Preis von 
12 Mark auszeichnet, verdient wärmste Empfehlung. 

Mittenzweig. 

Dr. H. Albrecht- Gr. Lichterfelde: Handbuch der prakti¬ 
schen Gewerbe hygiene. Mit mehreren hundert Figuren. 
Berlin 1894. Verlag von R. Oppenheim, (G. Schmidt). 
I. Lieferung. Gr. 8°. Erscheint in etwa 4 — 5 Lieferungen zu 
je 12 Bogen. 

Ein H&ndbnck der Gewerbehygiene, welches, den jetzigen Anschauungen 
entsprechend, nicht nur dem Hygieniker, dem Mcdizinalbeamten, dem Arzte, 
sondern vor allen dem Gewerbetechniker und den Gewerbeaufsichtsbeamten als 
Rathgeber dienen konnte, giebt cs zur Zeit nicht. Man kann dem Herausgeber 
des vorliegenden Werkes daher nnr dankbar sein, dass er sich im Verein mit 
anderen Fachmännern (Gewerbeinspektor Clausen in Nienborg a./W., Reg.-Rath 
Evert, Mitglied des statistischen Bureaus in Berlin, Reg.-Rath Prof. Dr. 
Hartmann, Mitglied des Reichsversicherangsamtes in Berlin, Gewerbeinspektor 
Oppermann in Arnsberg, Dr. Th. 0pp 1 er in Nürnberg, Reg.-Rath R. Platz, 
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Besprechungen. 


Mitglied des Reicbsvcrsichernngsamtes in Berlin, C. Specht in Berlin and 
Oberstabsarzt Dr. Villaret in Spandaa) die Aufgabe gestellt hat, jene LQcke 
auszofUllen and den betheiligten Kreisen einen Leitfaden in die Hand za 
geben, der sie in gedrängter Darstellung in die wichtigsten Grundsätze der 
Fabrikhygiene einführt und es ihnen ermöglicht, an seiner Hand diejenigen Ein¬ 
richtungen und Vorkehrungen anznordnen, die nach dem heutigen Stande der 
Technik zum Schutze der Arbeiter vor gesundheitlichen Schädigungen des Fabrik¬ 
betriebes, zur Verhütung von Unfällen u. s. w. nothwendig und durchführbar 
sind. Wenn das Handbuch daher auch in erster Linie zum Gebrauche der Fabrik¬ 
aufsichtsbeamten, der berufsgenossenschaftlichen Beamten und der Betriebsunter¬ 
nehmer selbst bestimmt ist, so wird es andererseits auch dem Fabrikant und dem 
Medizinalbeamten höchst willkommen sein; denn er findet in ihm diejenigen 
praktischen Massnahmen dargestellt, die zur Durchführung der von der wissen¬ 
schaftlichen Hygiene in Bezug auf die Einrichtung von Fabriken gestellten For¬ 
derungen getroffen werden können. Das Handbuch bildet somit gleichsam eine 
Ergänzung der Lehrbücher der Hygiene, die jenen praktischen Theil, die tech¬ 
nische Seite der Fabrikhygieue fast ausnahmslos nur nebenher behandeln. 

Das Werk wird nach der Inhaltsübersicht in 8 Hauptabschnitte (I. Wesen 
und Bedeutung der durch den Gewerbebetrieb bedingten Schädlichkeiten, II. Ver¬ 
hütung der durch den Aufenthalt in den Arbeitsräumen und der Fabrikations¬ 
methoden bedingten Schädlichkeiten und III. Verhütung der durch den Maschinen¬ 
betrieb bedingten Unfälle) eingetheilt mit entsprechenden Unterabschnitten 
[1. Gewerbekrankheiten, 2. Betriebsunfälle (I. Theil), 3. Ban und bauliche Ein¬ 
richtungen von Fabriken und Werkstätten, 4. Heizung und Lüftung der Arbeits¬ 
räume, 6. Verhütung des Einathmens von Staub, 6. Verhütung der gesundheit¬ 
lichen Schädlichkeiten des Gewerbebetriebes im engeren Sinne (spezielle Gewerbe¬ 
hygiene), 7. die zur Fabrik gehörigen Nebenanlagen, 8. die persönliche Aus¬ 
rüstung des Arbeiters (II. Theil), 9. Kessel und Motor, 10. Wellenleitungsanlagen 
und deren Theile und 11. Anlagen zur Hebung von Lasten (III. Theil)]; in einem 
Anhang soll eine Zusammenstellung der zur Zeit geltenden Arbeiterschutzgesetz¬ 
gebung gegeben werden. 

Die erste Lieferung bringt eine kurze Einleitung, in welcher der Verfasser 
einen gedrängten Ueberblick über die Entwickelung des gewerblichen Gesund¬ 
heitswesens und dessen augenblicklichen Stand giebt, und eine Darstellung der 
„Gewerbe krank he iten“ aus der Feder des als hygienischen Schriftsteller 
in weiten Kreisen bekannten Oberstabsarztes Dr. Villaret, in der die ge- 
gesundheitsschädigenden Einflüsse beim Gewerbebetriebe durch chemische Ver¬ 
unreinigung der Luft,durch Athmen in mechanisch durch die verschiedenen Staub¬ 
arten verunreinigter Luft, durch Einathmen gasförmiger Produkte u. s. w. ebenso 
erschöpfend behandelt sind wie die bei industriellen Arbeiten vorkommenden Er¬ 
krankungen in Folge von Parasiten bezw. Ucbertragung von parasitären Mikro¬ 
organismen (Ankylostoma, Hadernkrankheit, Sumpffieber u. s. w.) und die 
äusseren Krankheiten und sonstigen Schädigungen in Folge der Arbeit (Theer-. 
Hütten-, Zucker-, Chinin-, Wasserkrätze, Nystagmos der Bergleute, Trommler¬ 
lähmungen u. s. w.). 

Das diesem Abschnitt folgende dem Wesen und der Bedeutung 
des Betriebsunfalles gewidmete Kapitel ist von dem Herausgeber selbst 
bearbeitet; hier hätten vielleicht die wichtigsten von dem Reichsversicherungsamte 
ausgesprochenen Grundsätze auf dem Gebiete der Unfallversicheruug kurz ; be¬ 
rücksichtigt werden können. 

Den Schluss der ersten Lieferung bildet der von dem Gewerbeinspektor 
Oppermann bearbeitete Abschnitt über Bau und bauliche Einrichtun¬ 
gen von Fabriken und Werkstätten, der in dieser Lieferung jedoch 
noch nicht zu Ende geführt ist und auf dessen Besprechung wir daher später 
zurückkommen werden. 

Der Inhalt der ersten Lieferung berechtigt zu dem Schluss, /lass es dem 
Herausgeber und seinen Mitarbeitern gelingen wird, dem sich bei Abfassung [des 
vorliegenden Handbuches gesteckten Ziele im vollen Masse gerecht zu werden. 
Das Werk kann daher den betheiligten Kreisen warm empfohlen werden. 

_ Rpd. 
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Tagesnachrichten. 

Der preossische Kultusminister hat die Oberpräsidenten aufgefordert, die 
Aerztekammer ihrer Provinz über folgenden Antrag der Aerztekammer 
Berlin - Brandenbnrg zu büren und darüber zu berichten: 

1) Es ist nothwendig, dass die Studirenden der Medizin auf der Univer¬ 
sität Kenntniss von den für den Arzt wichtigen Bestimmungen des Kranken- 
versicherungsgesetzes, Unfallversicherungsgesetzes, sowie des Alters- und Inva- 
liditätsversicherungesetzes erlangen. 

2) Es ist nothwendig, dass in dem klinischen Unterrichte die Studirenden 
der Medizin durch Demonstrationen mit dem Begriffe der Arbeitsunfähigkeit, 
sowie der totalen und prozentualen Erwerbsunfähigkeit vertraut gemacht werden, 
nnd dass ferner in der Bezeptirkunde die Verhältnisse berücksichtigt werden, 
deren Beobachtung im Verkehr des Arztes mit erkrankten Kassenmitgliedern 
unbedingt erforderlich ist. 


Am 8. d. M. ist nach längerem Leiden der Orossmeister in der physikali¬ 
schen Wissenschaft, Wirklicher Geheimer Rath Prof. Dr. v. Helm holt z, im 
71. Lebensjahre verschieden. 


Einem Erlasse des Königl. Bayerischen Staatsministeriums des 
Innern vom 8. August 1894 gemäss werden in der Zeit vom 1.—13. Oktober 
d. J. im hygienischen Institute der Universität Würzburg bakteriologische 
Kurse abgehalten und zu denselben 10 mit dem Nachweise der mit Erfolg be¬ 
standenen Prüfung für den ärztlichen Staatsdienst versehenen Aerzte einberufen 
werden. Den zum Kurse zugelassenen Aerzten wird für die erwachsenden Baar- 
auslagen einschliesslich des Honorars für den Leiter des Kurses ein Aversal- 
betrag von 200 Mark gewährt. 


Die Vorschriften über die Prüfung der Nahrungsmittelchemiker 
sind im Königreich Sachsen durch Erlass vom 23. Juli d. J., im Grossherzog¬ 
thum Baden durch Erlass vom 18. August d. J. eingeführt und gleichzeitig 
in Dresden nnd Leipzig, sowie in Heidelberg, Freiburg i. Br. und der technischen 
Hochschule in Karlsruhe Kommissionen zur Prüfung von Nahrungsmittelche¬ 
mikern eingerichtet. 


Geheimmittel. Der Königliche Polizeipräsident zu Berlin hat unter dem 
24. Aug. d. J. folgende Bekanntmachung erlassen: 

„Der Besitzer der Löwenapotheke, hier, Jerusalemerstr. 80, Lewin- 
sohn, bringt unter dem Namen Antihydroticon und Sommersprossen - Cream 
zwei Geheimmittel in den Handel, das erstere gegen Fussschweiss, das letztere 
gegen Sommersprossen. 

Nach den angestellten chemischen Untersuchungen besteht das Antihy¬ 
droticon aus 50 °/ 0 Eisenchloridlösung, 30 °/ 0 Glycerin, Alkohol und indifferenten 
Oelen, der Sommersprossen-Cream aus 10,8 °/ 0 weissem Quecksilberpräzipitat, 
basisch salpetersaurem Wismuth, Lanolin und ätherischen Oelen. 

Da keines dieser Mittel die versprochene Wirkungskraft besitzt, ihre An¬ 
wendung in den Händen von Laien sogar gefährlich erscheint, so wird das 
Publikum hiermit vor dem Ankauf gewarnt.“ 


Cholera. Im Deutschen Reiche sind vom 20. August bis 3. Sep¬ 
tember folgende Cholera-Erkrankungen und Todesfälle angezeigt: in Ost- 
preussen: 22 (9), davon in der Stadt Königsberg 1 (1), im Kreise Labiau 4 (2), 
im Kreise Osterode 3 (1), im Kreise Mohrungen 3 (1), im Kreise Jobannisburg 
10 (4), im Kreise Fischhausen 1;— im Weichselgebiet: 68 (28), davon in 
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der Quarantäneanstalt Nenfahrwasser 3, in den Qaarantäneaustalten Althof bei 
Danzig und Or. Plebnendorf je 2, in Danzig 5, in Weichselmünde 3 (1), in 
K&semark 1 (1), Troyl 4, Kl. Plehnendorf 6 (3), in Platenhof, Schoeneberg and 
Tiegenhof (Kr. Marienburg) zasammen 5 (4), in Thorn 16 (9), im Kreise Thorn 
3 (1), im Kreise Löbau 1 (1), im Landkreise Bromberg 1 (1), in Gollnb (Kreis 
Briesen) 6 (2); — im Netze-Warthegebiet: 31 (12) und zwar im Land¬ 
kreise Bromberg 15 (4), auf dem Bromberger Kanal 1 (1), im Kreise Wirsitz 
7 (3), im Kreise Schubin 5 (1); im Kreise Kolmar 6, im Kreise Filehne 2, in 
Landsberg a. W. 3 (1), im gleichnamigen Kreise 1 (1); — im Odergebiet: 
3 (3), auf einem von Küstrin in Stettin eingetroffenen Flnssfahrzeuge 2 (2) nnd 
in Freienwalde a. 0.1 (1); — in Oberschlesien: im Kreise Kattowitz 3 (2) 
(vom 8.—10. September sind in diesem Kreise 20 Cholerafälle vorgekommen); 
— im Rheingebiet: 3 (1), in Ruhrort und Aachen; — im Reg.-Bez. Kassel; 
in Bürgeln bei Marburg 12 (3); auf welche Weise die Seuche hier eingeschleppt 
ist, hat sich bisher nicht feststellen lassen. Die Oesammtzahl der Erkrankungen 
und Todesfälle stellt sich somit während des obengenannten Zeitraumes auf 
132 (52), gegen 144 Erkrankungen in den vorhergehenden beiden Wochen. 

In der jüngsten Zeit ist auch ein Cholerafall in Torgan (bei einem Elb¬ 
schiffer) vorgekommen. 

In Galizien betrag die Zahl der Cholera-Erkrankungen und Todesfälle 
in der Zeit vom 10. August bis 4. September: 2565 bezw. 1383 in 38 Bezirken 
und 225 Gemeinden. Davon entfielen anf Westgalizien (Stadt Krakau und Um¬ 
gegend, Bezirke Biala, Bochnia, Brzescko, Chzranow, Dabrowa, Grybow, Kolbuszowa, 
Mielec, Nisko, Tarnobrzeg, Tarnow, Wadowice und Wieliczka) 283 (105), anf 
Ostgalizien (Bezirke Bohorodczany, Borszcow, Buczacz, Czortkow, Horodenka, 
Husiatyn, Kalusz, Kolomea, Kosow, Nadworna, Podhajce, Skala, Suratyn, Stanis- 
lau, Tlumacz, Zalesczyki) 2282 (1278). Die Gesammtzahl der Erkrankungen 
stellt sich damit seit dem 7. April d. J. auf 4455 mit 2226 Todesfällen. 

Vier vereinzelte Choleraerkrankungen mit 2 Todesfällen sind neuerdings 
im Bezirke Bielitz (Schlesien) festgestellt. 

In der Buckowina sind vom 20. August bis 4. September in 7 Bezirken 
und 43 Gemeinden 288 Personen an der Cholera erkrankt und davon 141 ge¬ 
storben (in der Stadt Czernowitz 7 (5), im Bezirk Kotzmann 46 (21), im Bezirk 
Wiznitz 34 (24). Die Gesammtziffer der Erkrankungen seit Ausbruch der Epi¬ 
demie beträgt 591 mit 307 Todesfällen. 

Belgien; In der Provinz Lüttich sind vom 5.—18. August 86 Todes¬ 
fälle in Folge von Cholera festgestellt; ausserdem sind noch einzelne Fälle in 
den Provinzen Limburg, Ostflandern und Hennegau vorgekommen. 

In den Niederlanden gelangten Choleraerkrankungen und Todesfälle 
vom 20. August bis 10. September zur amtlichen Kenntniss: in Maastricht 5 (5), 
in Amsterdam 9 (4), in Hartem und Rotterdam je 1, sowie in verschiedenen 
anderen Orten zusammen 37 (25), in Summe also 53 (34). 

Russland: In den Ostseeprovinzen hat die Cholera auch weiterhin eine 
Abnahme, in den Westprovinzen dagegen wiederum eine Zunahme erfahren. 
Die Zahl der Erkrankungen und Todesfälle betrug in der Stadt Petersburg vom 
21. August bis 7. September: 549 (252), in den Gouvernements Petersburg vom 
11. August bis 1. September: 800 (333): Esthland 64 (36), Livland 81 (46) und 
Kurland 55 (26); in der Stadt Warschau vom 20. August bis 1. September: 271 
(94), in den Gouvernements Warschau vom 19. August bis 1. September: 1383 
(640), Petrikäu 1651 (893), Siedlec 805 (442), Lomza 192 (107), Grodno 
851 (377), Kielce vom 14.—24. August: 1726 (852), Radom vom 11.—22. August: 
2125 (1003), Lublin vom 14.—26. Aug.: 64 (38), — Die Cholera scheint sich 
jetzt auch mehr in den östlichen Gouvernements auszubreiten; im Gouvernement 
Nischni- Nowgorod sind in der Zeit vom 20.—27. August 690 Cholera-Erkran¬ 
kungen, davon 315 mit tödtlichem Verlaufe, vorgekommen. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.-u. Med.-Rath i. Minden LW. 

J. C. C. Bruns, Buchdruckerei, Minden» 





Zur Kasuistik der Phosphorvergiftungen. Ein Fall von 
Fruchtabtreibung mit Phosphorzündhölzchen. — Mord durch 
Vergiftung eines zweimonatlichen Kindes. 

Aus dein gerichtsärztlichen Institute der k. k. Jag.-Universität in Krakau. 

Von Dr. Leo Wachholz, Dozenten und Assistenten am Institute. 

Wie bekannt, wird Phosphor zumeist zu Selbstmordzweeken 
verwendet und es giebt kein zweites Gift, dass sich so eine, so 
zu sagen Popularität errungen hätte, wie Phosphor. Die ersten 
Fälle von Phosphorvergiftung schliessen sich nicht an die Ent¬ 
deckung des reinen Phosphors an, vielmehr ereigneten sich die¬ 
selben erst zur Zeit der Erfindung der Phosphorstreichhölzchen. 1 ) 
Da nun Letztere eine allgemeine Verbreitung fanden, kann es nicht 
Wunder nehmen, dass von nun an Phosphor in der Selbstmord¬ 
statistik eine so hervorragende Rolle spielt. 

Sonderbar wählten sich schwangere Frauen zumeist Phosphor, 
um ihrem Leben ein Ende zu machen. Diese Häufigkeit der 
Phosphorvergiftungen bei Schwangeren erregte bei Hofmann 2 ) 
schon seit lange her den Verdacht, dass Phosphor in diesen Fällen 
als Fruchtabtreibungsmittel diene. Kirchmeier 8 ) theilte einen 
Fall mit, wo die mit Phosphor vergiftete Schwangere eingestanden 
hat, Phosphorzündhölzchen als Fruchtabtreibungsmittel gebraucht 
zu haben. Dem durch Kirchmeier’s Fall bestätigten Verdacht 
Hofmann’s stimmt vollkommen Seydel bei. Nun mag hier ein 
einschlägiger Fall, den ich zu beobachten Gelegenheit hatte, kurz 
Erwähnung finden. 


*) Kobert: Lehrbuch der Intoxikationen. Stuttgart 1893. 

*) und :> ) Lehrbuch der ger. Med. von Hof mann. Wien, Leipzig 1893. 
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Dr. Wachholz, 


Im März 1898 wurde ich zu einer Tischlersfrau gerufen mit 
der Angabe, die Frau sei plötzlich erkrankt wegen Abortus im 
Anfänge des fünften Monates. Ich fand die Frau schon nach 
Tags zuvor stattgefundenem Abortus. Ihr Zustand erlaubte ohne 
Zweifel eine Phosphorvergiftung anzunehmen, umsomehr, da der 
tief gekränkte Mann mir gestand, seine Frau habe drei Tage zu¬ 
vor die Köpfe von Phosphorzündhölzchen in Kaffee genossen. Die 
Frau bat mich um Hilfe, und erzählte mir, sie sehe jetzt ihre Thor- 
heit ein, die sie um’s Leben bringen werde; sie habe das Gift des¬ 
wegen eingenommen, um sich der Frucht zu entledigen; sie 
seien arme Leute und der Kindersegen wollte bei ihnen nicht auf¬ 
hören. Als ihr Mann in der letzten Zeit wegen geringem Ver¬ 
dienst sich beklagte, tauchte in ihr der Gedanke auf, der un¬ 
nützen Kosten, die mit der Geburt eines Kindes Zusammenhängen, 
zu entgehen. Nun gebrauchte sie zur Fruchtabtreibung die Köpfe 
von Zündhölzchen, da sie aber wusste, Phosphor sei ein Gift, 
nahm sie eine kleinere Dosis ein, in der Meinung, diese würde 
die Frucht abtreiben, ohne ihre Gesundheit, vielmehr denn ihr Leben 
zu gefährden. Der fatale Irrthum rächte sich an der Armen, die 
den nächsten Tag, nachdem ich sie besucht habe, unter typischen 
Erscheinungen erlag, fünf kleine Kinder zurücklassend. 

Nun wäre dies ein neuer Fall, der die Vermuthung Hof- 
mann’s vollkommen bestätigt. Wie viel giebt es ähnliche Fälle, 
die nicht aufgeklärt und als Selbstmordfälle angesehen werden! 

Zu Mordzwecken wird Phosphor zumeist in der Jetztzeit 
wenig benützt wegen seiner Eigenschaften, die ihn leicht ver- 
rathen. Phosphor kann somit nur bei kleinen Kindern oder hilf¬ 
losen Greisen zu Mordzwecken dienen. 

Im vorigen Jahre wurde unserem Institute die Leiche eines 
zwei Monate alten Kindes zur sanitätspolizeilichen Sektion über¬ 
liefert mit der Angabe, das Kind sei ohne ärztliche Behandlung 
gestorben. 

Ich lasse kurz das Sektionsprotokoll folgen: 

Aeusserlich: Eine gut genährte, wohl gestaltete Kindesleiche männ¬ 
lichen Geschlechtes, 54 cm lang, ohne jegliche Verletzungsspuren. 

Die Haut hlass, am Bücken, Nacken und den seitlichen Thoraxparthien 
deutliche, livide Todtenflecke; Todtenstarre in den unteren Extremitäten nach¬ 
weisbar. 

Die Bindehäute blass ohne Ecchymosen. 

Die natürlichen Körperöffnungen frei von Fremdkörpern. Die äusseren 
Genitalien normal. 

Innerlich: Schädeldecken, Schädeldach und Basis unverletzt, in den 
Hirnleitern dunkles, schmieriges Blut. Hirnhäute und Gehirn normal. 

Der Kehlkopf und die Luftröhre leer, unverändert; die Lunge, Pharynx, 
Oesophagus und das retropharyngeale Bindegewebe normal. 

Beide Lungen frei, überall lufthaltig, an der Schnittfläche blassros&rotb, 
aus den durchschnittenen Bronchien quillt Schleim in der Gestalt von zähen 
Pfröpfen hervor. Lungenfell und Herzfell glatt, ohne Ecchymosen. 

Herz normal gross, enthält dunkles, leicht geronnenes Blut, Klappen zart, 
normal, die grossen Gefässe unverändert, der Herzmuskel derb, fest, gelblich 
verfärbt. 

Die Leber von normaler Grösse, gleichmässig gelbweiss gefärbt, einer 
Gansleber ähnlich, ziemlich blutarm, fest. 

Die Milz normal, beide Nieren blass, sonst normal, desgleichen die Ure- 
theren und die Harnblase. 
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Der Hagen schräg gelegen, äusserlich nicht verändert. Bei Aufmachen 
desselben fliesst aus ihm etwas karminrothe, reine Flüssigkeit heraus. Die 
Magenschleimhaut etwas geschwellt, blass, trüb, ohne Ecchymosen; an derselben 
haften mit Schleim vermengte rothe Klumpen von der Grösse und Gestalt der 
Zttndhölzelköpfe. Bei Zerreiben derselben spürt man deutlichen Phosphorgeruch. 

Das Peritoneum überall glatt, ohne Ecchymosen. Die Mesenterialdrüsen 
normal. Im Dünndarm stellenweise finden sich rothe ZUndhölzelkuppen, die mit 
ihrer rothen Farbe die Darmwände imbibiren. Im subkutanen sowie im intra¬ 
muskulären Gewebe finden sich nirgends Ecchymosen. 

Diesem Befunde gemäss wurde sogleich der k. k. Staats¬ 
anwaltschaft ein Bericht erstattet, worauf sogleich eine gericht¬ 
liche Sektion angeordnet wurde. 

Mittelst des Mitscherlich’schen Verfahrens wurde Phos¬ 
phor im Magen- und Darminhalt sicher nachgewiesen. Mikro¬ 
skopisch konnte man im Leberparenchym ausgeprägte fettige Ent¬ 
artung feststellen, desgleichen im Herzmuskel, obwohl schon 
geringer. Im Nierenparenchym wurde trübe Schwellung und 
Desquamation des Epithels der Harnkanälchen konstatirt. 

Das Gutachten lautete: 

Obwohl das Sektionsbild wegen Mangel an Icterus, zahl¬ 
reichen Ecchymosen an serösen Häuten, im subkutanen und intra¬ 
muskulären Gewebe u. s. w. kein vollkommen ausgeprägtes Bild 
einer Phosphorvergiftung darstellte, so erscheint doch unzweifelhaft, 
dass das Kind in Folge einer Phosphorvergiftung um’s Leben kam. 
Die sonst charakteristischen Veränderungen in der Leber, im Herz¬ 
muskel und im Magen, sowie die Anwesenheit von rothen Kuppen 
der Phosphorzündhölzchen beweisen genügend die Todesursache. 

Indem das Kind kaum zwei Monate alt war, in seinem 
Digestionstractus aber gut erhaltene Kuppen von Zündhölzchen 
nachgewiesen wurden, ist es kaum anzunehmen, das Kind habe, 
ausser Acht gelassen, den Zündhölzchen die Kuppen abgelöst und 
geschluckt, vielmehr erscheint es als unzweifelhaft, dass eine 
zweite Person dem Kinde in feindlicher Absicht, die abgelösten 
Kuppen beigebracht hat. 

In der Untersuchung stellte sich nun heraus, dass die Mutter, 
ein lediges 18jähriges Mädchen, das Kind absichtlich vergiftet 
hatte. Sie gestand ihr Verbrechen vollkommen ein, erzählte, dass, 
während sie durch die uneheliche Schwangerschaft ganz trostlos 
war, ihr eine Bekannte den Rath ertheilte, das zu gebärende 
Kind mit Phosphorzündhölzchen zu vergiften. Die Rathgeberin 
meinte dabei, Niemand wird es entdecken, dass das Kind in Folge 
Vergiftung gestorben ist. Leider wusste die unentdeckte Rath¬ 
geberin (vielleicht eine Engelmacherin von Fach) nicht davon, 
dass Leichen von Menschen, die ohne ärztliche Behandlung sterben, 
zumal in grösseren Städten einer sanitätspolizeilichen Sektion 
unterliegen. 

Die Mutter wurde zu fünf Jahren schweren Kerkers ver- 
urtheilt. 

Im vorliegenden Falle war das Sektionsbild kein vollkomme¬ 
nes, was leicht zu erklären ist durch raschen Eintritt des tödt- 
lichen Ausganges. Denn, wie v. Hofmann 4 ) hervorhebt, pflegt 


4 ) L c. 
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Dr. Ascher. 


der Tod in Phosphorvergiftungsfällen, zumal bei Kindern, rasch, 
schon nach 4—8 Stunden, unter Kollapserscheinungen einzutreten. 
Bei diesem akuten Verlauf, der bei Erwachsenen selten verkommt, 
ist wenig Zeit zur Entstehung typischer Veränderungen gegeben. 
Wenn man im vorliegenden Fall bedenkt, dass das allein mehr 
ausgeprägte Symptom, das auf Phosphorvergiftung hindeuten keimte, 
nämlich der Befund in der Leber, makroskopisch leicht mit der 
öfters bei gut genährten Säuglingsleichen vorkommenden Fettleber, 
(zumal ja doch Lebedeff 5 ) auf Grund seiner Versuche bei der 
Phosphorleber eine Fettiuliltration annimmt) zu verwechseln war, 
so wird man nicht leugnen können, der Fall hätte manche Schwierig¬ 
keiten bei seiner richtigen Beurtheilung und Diagnose verursacht, 
wenn nicht die Anwesenheit der rothen Phosphorkuppen, die Auf¬ 
gabe wesentlich erleichterte. 

Trotzdem die Phosphorvergiftung zu der geringeren Anzahl 
von Intoxikationen gehört, die schon durch das Sektionsbild charak¬ 
teristisch sind, so ist doch in jedem Fall das Auffinden der Gift¬ 
reste sehr erwünscht. Es giebt doch manche Krankheiten, wie 
z. B. die akute Leberatrophie, die kaemorrhagische Hepatitis u. s. w„ 
manche Intoxikationen, wie die mit arseniger Säure (zwar selten, 
z. B. im, auf Seite 665 zitirten Fall in v. Hofmann’s Lehrbuch) 
oder die mit giftigen Schwämmen, wie mit Lorcheln oder Amanira 
phalloides, die ein der Phosphorvergiftung ähnliches SektionsbiM 
liefern; somit ist man keineswegs berechtigt, zumal bei unvoll¬ 
kommenem Befunde, ohne eine chemische Untersuchung des Magen- 
und Darm- (Mastdarm!) Inhaltes eingeleitet zu haben, mit voller 
Sicherheit Phosphorvergiftung zu erkennen! 

Endlich möchte ich noch kurz einer Angelegenheit Rechnung 
tragen, nämlich um die Wegschaffung der gewöhnlichen Phosphor- 
zündhölzchen, die einen bedeutenden Schaden der Gesellschaft jähr¬ 
lich anthun. Es handelt sich dabei nicht nur um die Beseitigung 
dieses heftigen, unter den jetzigen Verhältnissen sehr leicht Jeder¬ 
mann, Jung und Alt, zugänglichen Giftes, mit dem viel Selbst¬ 
morde u. 8. w. begangen werden, sondern auch um die Arbeiter in 
Phosphorzündhölzchenfabriken, die den ernsten Folgen einer chro¬ 
nischen Phosphor Vergiftung anheim fallen. Heute könnte die Ver¬ 
abfolgung gewöhnlicher Phosphorzündhölzchen ohne Schaden be¬ 
hördlich untersagt werden, da wir doch in den sogenannter 
schwedischen Zündhölzchen ein bedeutend weniger gefährliches 
Zündmaterial besitzen. 


Volksheilstätten für Lungenkranke. 

Von Kreiswuudarzt Dr. Ascher in Bomst. 

Ein englischer Philanthrop, Mr. Chamberlain, der vor 
wenigen Jahren eine Untersuchung über die Verkeilung des Wohl¬ 
standes bezw. der Armutli unter der Bevölkerung Londons anstellte, 
tkeilte behufs besserer Uebersicht die letzteren in fünf Klassen und 


®) Pflftger’s Arch., Bd. 81, 1888. 
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stellte es als eine der wichtigsten sozialen Aufgaben hin, zu verhin¬ 
dern, dass Klasse D, der von der Hand in den Mund lebende Arbeiter, 
in die tiefste Klasse E, das aus Trunkenbolden, Verbrechern etc. 
zusammengesetzte Proletariat, sinke, da ein Emporarbeiten aus E 
in D in der Regel unmöglich sei, dagegen ein solches aus D in 
die oberen Klassen schon häufiger vorkäme. Aehnliche Beweg¬ 
gründe und Erwägungen spielen auch bei den in letzter Zeit bei 
uns in Deutschland immer stärker hervortretenden Bestrebungen 
eine nicht unwichtige Rolle, im Kampfe gegen die Tuberkulose 
alle jene Mittel mobil zu machen, die die Krönung des Gebäudes 
der sozialen Gesetzgebung, die Alters- und Invalidität^ - Versiche¬ 
rung, einer humanen und die Aufgaben ihrer Zeit erfassenden Ver¬ 
waltung in die Hand gab. 

Ueber die Ausbreitung der Tuberkulose braucht man wohl 
vor Aerzten, die das ganze Elend beständig vor Augen haben, 
kein Wort zu verlieren; erwähnt mag jedoch werden, dass Dett- 
weiler 1 ) in einem Bericht an die Aerztekammer der Provinz 
Hessen - Nassau die Zahl der Lungenkranken in Deutschland auf 
1200 000 berechnete, wobei man nie vergessen darf, dass 
ein grosser Theil, namentlich der nicht in Kassen etc. versicherten 
Kranken sich der ärztlichen Beurtheilung entzieht, und dass die 
Tuberkulose der Lungen wohl den wichtigsten Theil der Gesammt- 
krankheit ausmacht, aber doch nur einen Theil. Einem noch 
weit verbreiteten Irrthum muss aber auch hier begegnet werden, 
dass nämlich die Städte weit mehr als das Land von der Tuber¬ 
kulose heimgesucht würden. Mag dies auch ausnahmsweise für 
einige Zentren mit schlechten hygienischen und baulichen Einrich¬ 
tungen gelten, für die Gesammtheit trifft dies jedenfalls nicht zu. 
Selbst die Würzburg’schen 2 ) Zahlen, auf die sich Herr Ober¬ 
bürgermeister Küchler in Worms 3 ) in seiner so vortrefflichen 
Arbeit zur Begründung der Nothwendigkeit der Errichtung von 
Volkssanatorien grade für die Städte stützt, ergeben für Stadt 
und Land so wenig wesentliche Differenzen, dass sie schon durch 
die bessere Handhabung der Statistik in den Städten genügend 
erklärt werden. Vielleicht wird auch da, wo Stadt und Land 
gleichmässig in Krankenkassen versichert sein wird, die Differenz 
noch kleiner werden. Dazu kommt, dass in vielen kleinen Städten 
ein oft nicht unbeträchtlicher Theil der Bevölkerung in Folge 
Wohnungs- und Beschäftiguugs - Art der ländlichen zugerechnet 
werden müsste, während manche Dörfer, namentlich in Schlesien, 
richtige Industrie-Zentren sind. Die Statistik, die schon an sich 
eine zweischneidige Waffe ist, verliert bei derartiger Differenzirung 


*) Dettweiler: Mittheiluugen über die erste deutsche Volksheilstätte 
für unbemittelte Lungenkranke in Falkenstein i. T. Deutsche med. Wochen¬ 
schrift 1892, Nr. 48. 

*) Würzburg: Ueber den Einfluss des Alters u. s. w. auf die Sterblich¬ 
keit an Lungenschwindsucht. Mittheilungen aus dem Kaiserlichen Gesundheits¬ 
amt 1884. 

*) Die Errichtung einer Heilstätte für Lungenkranke für die Stadt 
Worms; 1893. 
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sehr an Werth. Wer aber Gelegenheit gehabt hat, ein ländliches 
Farailienhau8 kennen zu lernen, in dem von 6 Familien 4 sicher 
tuberkulöse Kranke, bisweilen mehrere in einer Familie — wie 
dies ja bei dem Charakter der Krankheit leicht erklärlich ist — 
aufweisen, und das Umsichgreifen dieser Seuche gerade unter den 
Zugezogenen beobachten konnte, wer ferner mit ansehen muss, wie 
dieser Ort von Grossstädtern zur „Erholung“ aufgesucht wird, 
kann nicht im Mindesten zweifelhaft sein, dass der ländlichen Be¬ 
völkerung die Wohlthaten des Gesetzes in demselben Masse zu 
Gute kommen müssen, wie der städtischen. So wohlgemeint auch 
und darum ungemein anerkennenswerth die Erbauung von Volks¬ 
sanatorien für Lungenkranke von Seiten der Städte ist, so sehr 
muss betont werden, dass für das „Land“ das Bedürfhiss das 
gleiche ist; und darum begrüssen wir mit um so grösserer Freude 
den Vorschlag der Hanseatischen Versicherungsanstalt für Invali- 
ditäts- und Altersversicherung, 4 ) die Erbauung einer solchen Anstalt 
selbst in die Hand zu nehmen. Wenn vielleicht auch gerade bei 
dieser Gesellschaft die Versicherten weitaus Städter sein werden, 
so ist doch von dem Erfolge dieses Vorgehens eine Nachahmung 
von Seiten der anderen, Stadt und Land gleichmässiger umfassenden, 
Versicherungs-Anstalten zu erhoffen. 

Die Gründe, welche von Leyden, Wasser fuhr und 
Moritz, von letzterem auf der XII. Versammlung des Deutschen 
Vereins für öffentliche Gesundheitspflege, für die Errichtung von 
Heilstätten für unbemittelte Lungenkranke angeführt werden, 
dürften als im Wesentlichen bekannt vorausgesetzt werden. Die 
Erkenntniss von der immer mehr umsichgreifenden Volkskrankheit, 
gegen die die Schädlichkeiten einer Epidemie, wie Cholera etc., 
unverhältnissmässig klein genannt werden müssen, führte zu der 
Nothwendigkeit, mit allen verfügbaren Mitteln gegen sie aufzu¬ 
treten. Als bestes Heilmittel, namentlich im Anfangsstadium der 
Lungentuberkulose, hat sich der Aufenthalt in einer gut geleiteten 
Lungenheilanstalt erwiesen, so sehr, dass Wolff 5 6 ) zu der Ansicht 
kommt, dass der Kranke im Anfänge der Lungentuberkulose, wenn 
er Geld, Geduld und Energie für eine lange Kur besitzt, selten 
ungeheilt, die anderen aber selten ungebessert die Anstalt ver¬ 
lassen. Vier Bedingungen sind also für die Heilung nöthig und 
darum gehen auch die neueren Bestrebungen darauf aus, bei der 
Auswahl der Aufzunehmenden sich auf Männer im Anfangsstadium 
der Krankheit zu beschränken, sie möglichst früh in die Anstalt 
zu senden und möglichst lange darin zu behalten; — Männer des¬ 
halb, weil man bei ihnen mehr Ernst und Energie für die Durch¬ 
führung der Kur erwartet, und weil auch von ihrer Arbeitsfähig¬ 
keit in der Kegel das Wohl einer ganzen Familie abhängt. Nach 
Wolff’s Ansicht müsste es so weit kommen, dass jeder Lungen- 


4 ) An den Ausschuss der Hanseatischen Versicherungsanstalt für Invali- 

ditiits- und Altersversicherung; Lübeck, den 14. Februar 1894. 

6 ) Wolff: Zur Errichtung von Heilstätten für unbemittelte Brustkranke. 
Münchener Med. Wochensehr. 1892, Nr. 61. 
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kranke — immer vorausgesetzt: tuberkulöser Art — das Recht 
haben soll, wenigstens vorübergehend in eine entsprechende An¬ 
stalt aufgenommen zu werden, genau wie der Geisteskranke in 
eine Irrenanstalt. Und in der That, wenn wir einmal prüfen, 
was bisher bewogen hat, vom Staat und den Kommunen die Er¬ 
bauung von Irrenanstalten, aber nicht Lungensanatorien zu fordern, 
so müssen wir gestehen, dass es mehr Erwägungen grobsinnlicher 
Natur waren, als die Erkenntniss von der Nothwendigkeit der 
besseren Anstaltspflege für den Kranken und der Gefahr für seine 
Umgebung. Dieser letzte Punkt: die Gefahr für seine Umgebung 
ist eigentlich bisher nur wenig hervorgehoben worden, vielleicht 
aus humanen Gründen, möglich auch, weil noch immer Manche die 
Tuberkulose für keine ansteckende Krankheit halten, sondern für 
eine vererbte. Dass Tuberkulose vererbt werden kann, wird 
nach der klassischen Arbeit Gaertner’s 6 ) Niemand mehr be¬ 
zweifeln; aber dass diese Vererbung häufig vorkomme, davon 
werden wohl nur noch die Allerwenigsten überzeugt sein. Wenn 
die Tuberkulose in der That so häufig erblich und so wenig über¬ 
tragbar wäre, wie es Riffel 7 ) annimmt, so müsste doch grade 
im jugendlichsten Alter die Krankheit am verbreitetsten sein; und 
wie könnte da die von Siedamgrodtzky 8 ) mitgetheilte That- 
sache stimmen, dass die Tuberkulose beim Rinde, wo sie doch 
am sichersten nachweisbar ist, grade im Alter zunimmt. (Kühe 
waren zu 12,1 °/o, Ochsen 7,3 °/o, — Kälber aber nur 0,006 °/o 
tuberkulös befunden worden.) Wie dem auch sein mag, die Nicht- 
Kontagionisten werden jedenfalls gegenüber den vorzüglichen 
Leistungen der Lungenheilanstalten — mögen sie auch nur auf 
der Fortschaffung des „depotenzirenden“ Momentes bei der Lungen¬ 
schwindsucht (Wolff) beruhen — ebenso wie die Kontagionisten 
für die möglichste Verbreitung dieser Anstalten sein. Man kann 
ja dasselbe wollen und doch von verschiedenen Gründen sich leiten 
lassen. — In der That wird kein Arzt bezweifeln, dass es nur in 
den allerseltensten Fällen in der Privatpraxis gelingen wird, mit 
einem Patienten wochen-, ja monatelang eine Kur, wie in einer 
Anstalt, durchzumachen, also neben vorzüglicher Pflege, Sorge für 
beste Luft und stundenlangem ruhigen Liegen au derselben, Bädern 
und Abreibungen etc. etc., vor Allem die Massigkeit im Genuss, 
wie in der Anstrengung, das minutiöse Achten auf alle Schädlich¬ 
keiten. Und nun gar dies alles und noch mehr bei einem Kassen- 
Kranken oder einem ländlichen Arbeiter! Solche Patienten ge¬ 
hören in die Anstalt, aus der sie dann wohl disziplinirt und vertraut 
mit den Schädlichkeiten für sich und ihre Umgebung mit einem 
Reservefonds an Arbeitskraft auf Jahre hinaus oder gar endgültig 
geheilt entlassen werden mögen. Dies ist im Wesentlichen die 


4 ) Gaertner: Ueber die Erblichkeit der Tuberkulose. Zeitschrift tiir 
Hygiene und Infektions-Krankheiten 1893, Bd. 13. 

7 ) Riffel: Mittheilungen über die Erblichkeit und Infektiosität der 
Schwindsucht. Braunschweig 1893. 

®) Siedamgrodtzky: Zeitschrift für Thier- und Milch - Hygiene 1891, 
Seite 122. 
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ärztliche Seite einer Bewegung, die unter der begeisterten und 
begeisternden Leitung eines Dettweiler’s schon relativ Grosses 
geleistet und eine Lawine in’s Rollen gebracht hat, unter der 
hoffentlich einstmals ein grosser Theil Tuberkulose begraben 
sein wird. 

Auf Dettweiler’s (1. c.) Anregung veranstaltete der Frank¬ 
furter Verein für Rekonvaleszenten - Anstalten eine Sammlung, auf 
Grund deren in Falkenstein i. T. eine leerstehende Anstalt gemietliet 
und — fast etwas zu luxuriös — eingerichtet, mit Gartensaal, nach 
Süden blickender Liegehalle für 25 Kranke, Baderaum etc. ver¬ 
sehen und die Leitung Dettweiler und seinen beiden Assistenten 
Engelbrecht und Hess übergeben wurde, die sie von ihrer 
Anstalt aus unentgeltlich versahen. Das Haus liegt in einer der 
schönsten Gegenden Deutschlands, völlig geschützt gegen Westen 
und Norden, fast völlig im Windschatten gegen Osten; es ist 
solide erbaut, hat 22 Zimmer mit 20 Betten für Kranke, Zimmer 
für die Viktoria - Schwestern, für die Dienstboten, Untersuchungs¬ 
zimmer für den Arzt mit kleiner Apotheke und einen massig 
grossen Garten nebst Obst- und Wiesengelände. Die Verpflegung 
besteht für die Mehrzahl der Kranken im Wesentlichen aus Kaffee, 
sehr viel Milch, reichlich Suppe, Gemüse, Fleisch, Brod, Käse. 
Butter, ferner Bier, Beerenwein und eventuell in die Milch etwas 
alten Kornbranntwein. Mit 15 Kranken-Unterstützungskassen und 
Hospitälern in Frankfurt und Bornheim wurde ein Vertrag ge¬ 
schlossen, laut welchem für jeden Kranken 2 Mark täglich auf 
zunächst 3 und nach Antrag der ärztlichen Leitung auf weitere 
9 Wochen gezahlt werden; für andere Kranke beträgt der Pflege¬ 
satz 2,50 Mark täglich. Mit diesen Einnahmen und einem Zu¬ 
schuss von 5600 Mark pro Jahr, der zum grossen Theil von der 
Stadt Frankfurt, zum andern Theil durch private Zuwendungen 
gedeckt wird, erhält sich die Anstalt selbst, in einer der theuersten 
Gegenden Deutschlands, allerdings ohne Ausgaben für ärztliche 
Hülfeleistung. „Rechnet man aber, da die Erhaltungskosten eines 
Menschen fast nirgends in Deutschland so hohe sind, wie liier, 
für eine neu zu errichtende Heilstätte von 50 Betten auch nur 
20 Pfg. pro Kopf für das Honorar eines besonderen Hausarztes, 
so ist bei den, wahrscheinlich anderwärts verminderten Ver¬ 
pflegungskosten mit 2,50—2,60 Mark auch noch ein Jahreshonorar 
von 3600 Mark bei freier Station für den Arzt gewonnen.“ Dett¬ 
weiler warnt zuletzt davor, die ärztliche Leitung im „Submissions¬ 
wege“ zu vergeben und erbietet sich für seinen und seiner 
Assistenten Theil die Ausbildung von Aerzten in den Anstalten 
zu übernehmen. Dieser Aufsatz, wie der von Wolff, Küehler 
und der Hanseatischen Gesellschaft müssen, um es vorweg zu 
bemerken, allen, die sich für diesen Gegenstand interessiren, nach 
Form und Inhalt, namentlich wegen der in’s Einzelne gehenden 
Bestrebungen, dringend zum Studium empfohlen werden. 

In dem Wolff" scheu Aufsatz findet sich auch ein Gedanke, 
der bei weiterem Arbeiten in diesem Gebiete wegen seines sozial¬ 
politischen Charakters eine grössere Bedeutung gewinnen kann. 
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W. meint, dass möglicherweise der ärztliche Leiter einer solchen 
Anstalt, dem er eine fast in’s Einzelne reichende unbeschränkte 
Vollmacht verleihen will, auch etwas von der Landwirtschaft 
verstehen muss, da die Lungenheilanstalt der Zukunft, ähnlich wie 
es die Irrenanstalten mit bestem Erfolge schon jetzt thun, ihre 
kräftigeren Patienten, namentlich die des Arbeiterstandes, in einer 
ihr gehörigen Landwirtschaft verwenden soll, teils um die Kosten 
der Unterhaltung zu verringern, theils um die Patienten wieder 
an die Arbeit zu gewöhnen. Das letztere müsste selbstredend 
unter genauester Kontrole des Arztes geschehen. Wenn die 
Patienten des Berliner Rieselgutes Malchow in dieser Weise 
arbeiten würden, käme diese Arbeit der Allgemeinheit zu Gute 
und könnte manchem schweren Kranken, der ja vorläufig in eine 
solche Anstalt nicht aufgenommen werden soll, den Aufenthalt 
ermöglichen. So wäre ein hygienisch-national-ökonomischer Kreis¬ 
lauf hergestellt, der vorbildlich für fernere Zukunft werden kann. 

Vorläufig kann indess behauptet werden, dass die Errichtung 
von Volksheilstätten durch Erhaltung von Arbeitskräften nicht nur 
eine humane Pflicht ist, sondern auch ein Reclienexempel geworden 
ist, das wie gewöhnlich zu Gunsten der Hygiene aufgeht. Den 
Beweis dafür geliefert zu haben, ist das Verdienst des Vorstandes 
der Hanseatischen Alters- und Invaliditäts - Versicherung (1. c.). 
Wenn Wolff am Schlüsse seiner Arbeit zweifelte, dass für eine 
solche Anstalt von Seiten einer Provinz oder einer Stadt ein Ver¬ 
such gemacht "werden würde, so haben sich jetzt in Folge der 
oben erwähnten Wormser und Hanseatischen Vorschläge die Aus¬ 
sichten entschieden gebessert. Herr Oberbürgermeister Küchler 
suchte, von der, wie oben erwähnt, nicht erwiesenen und auch 
wohl kaum erweislichen Ansicht ausgehend, dass die Lungen¬ 
tuberkulose ihren Hauptsitz in den Städten habe, den Nachweis 
zu führen, dass diese die Aufgabe hätten, ebenso wie Kranken¬ 
häuser auch Lungensanatorien für Unbemittelte zu bauen. Die 
Krankenkassen, die deshalb ein grosses Interesse an der schnellen 
und dauernden Herstellung der Lungentuberkulosen hätten, weil 
diese, um nicht der nach 13 Wochen ablaufenden Unterstützung 
verlustig zu gehen, sich auch vor völliger Herstellung zur Arbeit 
meldeten, um nach kurzer Zeit wieder zu erkranken, seien nicht 
kapitalkräftig und nicht organisirt genug für die Erbauung der¬ 
artiger Anstalten; die Alters- und Invaliditäts-Anstalten, die ein 
Hauptinteresse an der Herstellung der Erwerbsfähigkeit und 
Sparung der Invaliditätsrente hätten, seien für derartige Aufgaben 
nicht geeignet, sowohl wegen ihrer ganzen Verwaltungseinrichtung, 
als auch weil sie, abgesehen von Berlin, Stadt und Land umfassen. 
Diese letzteren Einwände hat, unserer Ansicht nach, mit bestem 
Erfolge der Vorstand der Hanseatischen Gesellschaft widerlegt. 
Er wies darauf hin, dass nach §. 12, Abs. 1 des Invaliditäts- und 
Altersversicherungsgesetzes die Versicherungsanstalten ermächtigt 
seien, für erkrankte Versicherte das Heilverfahren zu übernehmen, 
wenn als Folge der Krankheit Erwerbsunfähigkeit zu erwarten 
ist, welche einen Anspruch auf reichsgesetzliche Invalidenrente 
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begründet. Von diesem Rechte hätte die Anstalt bisher schon 
öfters Gebrauch gemacht und Patienten einer Lungenheilanstalt 
überwiesen; da aber über 10 000 Versicherte ihrer Anstalt lungen¬ 
leidend sein mögen, hätte die letztere ein grosses Interesse daran, 
selbstständig eine Heilstätte für Brustkranke zu errichten. Die 
Kosten der Erbauung einer solchen Anstalt für 80—100 Kranke 
schätze sie auf 275000 Mark inkl. Grunderwerb, die der Unter¬ 
haltung einschliesslich der Besoldung des Arztes, aber ausschliess¬ 
lich der Verzinsung des Anlagekapitals, auf 2,50 Mark pro Kopf 
und Tag; für Angehörige einer Krankenkasse, sofern bei diesen 
eine Genesung wahrscheinlich ist, sollte der Pflegesatz auf 1,50 M. 
ermässigt werden, wobei die Anstalt eine Mark für jeden Pflegetag 
zuschösse. So käme bei einer täglichen Belegung von 100 Kranken 
ein jährlicher Zuschuss von 365X100 = 36 500 Mark heraus. 

„Wenn man für künftige Jahre, heisst es in dem Bericht, den Durch- 
schnittsbetrag einer Invalidenrente auf 250—300 Mark berechnet, so macht die 
Aufwendung von 36 500 Mark für die Anwendung des Heilverfahrens den Jahres¬ 
betrag für höchstens 146 Invalidenrenten aus. Die Versicherungsanstalt würde 
also, da im Laufe eines Jahres bei einer durchschnittlichen Dauer der Behand¬ 
lung von je 2 bis 3 Monaten etwa 500 Personen in der Heilstätte verpflegt 
würden, in finanzieller Beziehung keine Mehrbelastung erfahren, wenn von diesen 
500 Personen nur 146 so weit hergestellt würden, dass sie für je ein Jahr eine 
Invalidenrente nicht zu beziehen brauchten. — Sollte der Erfolg aber ein solcher 
nicht sein, so würde sich die in Bede stehende Ausgabe doch vom Standpunkt 
der Versicherungsanstalt aus gleichwohl in vollem Masse rechtfertigen. I>iese 
hätte für diejenigen Versicherten, welchen sie die Erwerbsfähigkeit wieder ver¬ 
schafft oder erhalten hätte, allerdings einen höheren Aufwand gemacht, als sie 
in Gestalt der Invalidenrenten zu machen gehabt hätten, würde dadurch den 
Zweck der letzteren aber auch in weit höherem Masse als durch Bewilligung 
der Kentensumme erreicht haben.“ 

Wir möchten noch zu bedenken geben, welche Lasten der 
Armenpflege durch Unterhaltung einer Familie entstehen, die ihres 
Ernährers beraubt ist, und dass diese Kosten doch auch wieder 
von denjenigen getragen werden müssen, die zur Invalidität«- und 
Alters-Versicherungsanstalt beisteuern, d. h. der weitaus grössten 
Zahl der Steuerzahler. — Wie sehr übrigens der zitirte §. 12, 
Abs. 1 schon jetzt Gutes stiften kann, hat Pauly 8 9 ) (Posen), auf 
dessen Initiative dieser Aufsatz zurückzuführen ist. bewiesen, der 
einer Familie zur Entlassung ihres tuberkulösen Dienstmädchens 
rathen musste und der dieser Patientin eine Kur in der Weycker’ 
sehen Anstalt in Görbersdorf von Seiten der Posener Versicherungs- 
Anstalt verschaffte. 

Wenn es auch nicht möglich sein wird, unseren Patienten 
einen ähnlichen luxuriösen Aufenthalt zu schaffen, wie es beispiels¬ 
weise die Engländer in Ventnor haben, 10 ) wo jeder Kranke ein 
zweifenstriges Schlafzimmer mit nach Süden gerichtetem Blick auf 
das Meer hat, so sollen doch die Zimmer den einfachsten Forderungen 


8 ) Pauly: Invaliditätsanstalten und Tuberkulose. Deutsche Medizinal- 

Zeitung 18U4, Nr. 45. 

10 ) Ros in: Die englischen Sehwindsuchtsspitäler und ihre Redeutung 
für die deutsche Schwindsuchtspflege. Deutsche Vierteljahrsschrift für öffentliche 
Gesundheitspflege 1SD2, lieft 2. 
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der Hygiene entsprechen. Die von Wasserfuhr 11 ) geforderte 
Beschaffung von Einzel-Schlafzimmern hält Wolff (1. c.) für über¬ 
flüssig, da der störende Husten nur Morgens auftritt und auch 
durch die Wände gehört wird. Die Beschaffung von Liegehallen 
und die etwas freundlichere Einrichtung aller Räume findet da¬ 
gegen nirgends Widerspruch. Nur die Frage, wohin diese An¬ 
stalten zu verlegen sind, scheint noch nicht endgültig gelöst. 
Gegenüber der Wasserfuhr’schen Ansicht, dass man sie in die 
Nähe des Gebirges, der See oder eines Waldes legen soll, betont 
Wolff die Brehmer’sche Ansicht, dass Lungensanatorien isolirt 
vom Verkehr in waldreichen Gebirgen zu errichten seien, da die 
Heilwirkung des Gebirgsklimas erwiesen sei, und die Patienten 
nur durch Isolirung von dem Unternehmen von Schädlichkeiten 
abgehalten werden könnten. Ihm müssen jedoch die Erfolge in 
der Privatpraxis und jedem gut geleiteten Krankenhaus, die in 
den Seespitälern, in England u. a. entgegen gehalten werden, zu¬ 
mal gerade die Arbeiter, also die hier gemeinten Patienten, schon 
auf die verbesserte Pflege einer Anstalt vorzüglich reagiren. Besser 
ist ja unbedingt die Lage im waldreichen Gebirge, aber wo das 
nicht zu erlangen ist, soll man sich mit einer staubfreien Luft und 
einer windgeschützten Lage begnügen. 

Auf weitere Einzelheiten einzugehen, müssen wir uns hier 
versagen, zumal jeder, der der Frage praktisch näher treten wird, 
doch sich mit der Literatur, die ich oben erwähnte und zu der 
ich noch den Aufsatz Wasserfuhr’s zuzählen möchte, eingehender 
befassen muss. 

Auch für den ärztlichen Stand bietet diese Frage neue Seiten: 
Die Verwendung einer grösseren Menge von Aerzten an diesen 
Anstalten, die befriedigende und unabhängige Thätigkeit an einer 
solchen, werden der „ärztlichen Misere“ wenigstens in etwas ab¬ 
helfen und dem Arzte die Stellung eines ärztlichen und hygieni¬ 
schen Berathers verleihen, der nicht mehr mit Mephisto sagen wird: 

„Ihr durchstudirt die gross’ und kleine Welt, 

Um es am Ende geh’n zu lassen, wie’s Gott gefällt I“ 

Er wird auf wirkliche Heilungen schauen hönnen und dabei 
das Bewusstsein haben dürfen, an einer humanen und sozialen 
That ernstlich mitgeholfen zu haben. 

Nachtrag. Während der Korrektur hatten wir Gelegenheit, 
die verdienstvolle Arbeit Drivers: Ueber die Gründung einer 
sächsischen Volksheilstätte für Lungenkranke in der Nähe von 
Reiboldsgrün im Vogtlande, sowie die Satzungen des zu diesem 
Zwecke gegründeten Vereins zu lesen. Drivers hat hier auf 
die grossen Gefahren, die der Tuberkulöse für seine nähere und 
weitere Umgebung bietet, sowie auf die Abnahme der Tuberkulose- 
Sterblichkeit in England — in 40 Jahren um 50 Prozent — Dank 
der Einrichtung zahlreicher vortrefflicher Heilanstalten grade für 

M ) Waas erfuhr: Acrztliche Gesichtspunkte hei Errichtung von Heil¬ 
stätten für unbemittelte Lungenkranke. Deutsche med. Wochenschrift 1892, Nr. 42. 
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die Unbemittelten hingewiesen. Die Frage der Errichtung der¬ 
artiger Stätten ist eine Frage der Selbsthilfe, nicht bloss der 
Nächstenliebe geworden. 


Beitrag zur Auslegung des GebUhrengesetzes vom 9. März 1872. 

Von Kreisphysikus Dr. Reimann in Neumünster. 

Folgender Sachverhalt gab zu der nachstehenden Entscheidung 
des Eönigl. Landgerichts in Kiel Anlass: 

Am 23. November vorigen Jahres erhielt ich eine Ladung 
vor das Schöffengericht in B. in der Strafsache gegen Kaufmann 
R. daselbst wegen Uebertretung des §. 367, 3 Strafgesetzbuchs und 
der Kaiserlichen Verordnung vom 29. Januar 1890. 

Akten oder sonstige nähere Erklärungen waren dieser Ladung 
nicht beigefügt. Am 2. Dezember ging mir eine Nachricht des 
Amtsgerichts in B. des Inhalts zu, dass von dem Beschuldigten 
Viehmastpulver, Drüsenpulver, Krätzbalsam und Restitutionsfluid 
feilgehalten worden seien. Dieses Schreiben sandte ich dem 
Amtsgericht mit dem Bemerken wieder zu, dass es sich empfehle, 
vor der mündlichen Verhandlung ermitteln zu lassen, ob es sich 
um einfache oder zusammengesetzte Heilmittel (Gemenge, Mischung) 
handele. In weiterer Folge erhielt ich am 6. Dezember die An¬ 
zeige von der Verlegung des Schöffengerichtstermins und am 
16. Dezember vom Amtsgericht in B. eine Kiste, enthaltend eine 
Flasche mit Viehwaschessenz und eine Flasche Krätzbalsam, mit 
der Bitte, dieselben zu untersuchen, eine schriftliche gut¬ 
achtliche Aeusserung wurde nicht erbeten. Bei der 
mündlichen Verhandlung vor dem Schöffengericht am 21. Dezember 
stellte es sich heraus, dass mir versehentlich anstatt des unter 
Anklage gestellten Viehmastpulvers „Viehwaschessenz“ gerichts¬ 
seitig zur Untersuchung geschickt worden war. 

Ich berechnete ausser den gesetzlichen Reisekosten und Tage¬ 
geldern für Wahrnehmung eines auswärtigen Termins 10 Mark 
für Untersuchung von Heilmitteln. Diese 10 Mark setzte das 
Amtsgericht in B. von der Rechnung ab, mit einer Begründung, 
die ich als nebensächlich hier übergehen darf. 

In der am 3. Februar 1894 hiergegen beim Königl. Land¬ 
gericht in Kiel erhobenen Beschwerde betonte ich, dass die Unter¬ 
suchung der Heilmittel eine besondere, nicht zur Termins- 
abwartung gehörende Thätigkeit darstelle und beantragte Aufhebung 
des angefochtenen Beschlusses des Amtsgerichts. Darauf erhielt 
ich den nachstehenden ablehnenden Bescheid des Landge¬ 
richts zu Kiel vom 4. Mai d. J.: 

„Auf die Beschwerde des Königlichen Kreisphysikus Dr. Reimann zu 
Neumünster i. H. in der Strafsache gegen den Kaufmann R. zu B. 
wegen Uebertretung des §. 367® Strafgesetzbuchs über den Beschluss 
des Königlichen Amtsgerichts zu B. vom 30. Januar 1894, durch 
welchen dem Beschwerdeführer die von ihm für Untersuchung von Heil¬ 
mitteln berechnete (febühr von 10 Mark abgesetzt ist, hat die IV. Straf¬ 
kammer des Königlichen Landgerichts zu Kiel in ihrer Sitzung am 4. Mai 
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1894 in Erwägung, dass die erhobene Beschwerde nach §. 17, Abs. 8 des 
Gesetzes vom 30. Juni 1878, bezw. 346 der Strafprozessordnung zwar an 
sich formell zulässig, 

in Erwägung aber, dass die im §. 8 des Gesetzes vom 9. März 1872, 
betreffend die den Medizinalbeamten für die Besorgung gerichtsärztlicher etc. 
Geschäfte zu gewährenden Vergütungen vorgesehene Gebühr nur einem 
von dem Medizinal beamten oder dem Gericht hinzugezogenen Chemiker 
zu gewähren ist, dagegen aber dann nicht Platz greift, wenn die betreffende 
chemische Untersuchung von dem Medizinalbeamten selbst in dieser seiner 
Eigenschaft ausgeführt ist, da diese Thätigkeit durch die in dem §. 3 des 
Gesetzes bestimmten Gebühren bereits mitabgegolten ist, in Erwägung, dass 
das Königliche Amtsgericht sonach mit Recht dem Sachverständigen die 
von ihm für eine chemische Untersuchung berechnete Gebühr von 10 Mark 
versagt hat, die erhobene Beschwerde daher materiell nicht begründet ist, 
unter Anwendung des §. 505 der Strafprozessordnung auf die Entscheidung 
über die erwachsenen Kosten, beschlossen, 
dass die erhobene Beschwerde zu verwerfen unter Belastung des Be¬ 
schwerdeführers mit den entstandenen Kosten/ 

Ich bemerke dazu nur, dass es sich hier nicht um Gebühren 
des §. B des Gesetzes vom 9. März 1872, durch welche die Be¬ 
mühungen bei Untersuchung der Heilmittel mit abgegolten sein 
sollen, handelt, sondern um Gebühren des §. 2, nämlich um Tage¬ 
gelder und Reisekosten. Diese aber sollen ein Aequivalent bieten 
für Aufwendungen und Erwerbsverlust, welche durch längere Ab¬ 
wesenheit des Beamten von seinem Wohnort veranlasst sind, nicht 
aber für Arbeiten, welche mehrere Tage früher ausgeführt 
worden sind. 

Die Einklagung des Betrages gegen den Fiskus erklärte der 
befragte Rechtsanwalt für aussichtslos, weil nach §.17 des Ge¬ 
setzes vom 30. Juni 1878 in Verbindung mit §. 352 Strafprozess¬ 
ordnung ein besonderer Instanzenzug für Geltendmachung von 
Sachverständigen - Forderungen gegeben sei, welcher jedes andere 
Rechtsmittel ausschliesse. 

Hiernach empfiehlt es sich für die Medizinalbeamten, die 
Gerichte mit Anträgen auf chemische Ermittelungen an die Chemiker 
zu verweisen, denen man gebührenpflichtig ist. 


Aut Versammlungen und Vereinen. 

Bericht über den VIII. internationalen Kongress 
Ifir Hygiene nnd Demographie in Budapest vom 1. bis 

9. September d. J. 

(Fortsetzung.) 

Zweite allgemeine Sitznng, Freitag, den 7. September. 

2. Unterstaatssekretär Dr. Georg v. Mayr-Strassburg: 

Statistik nnd Gesellschaftslehre. 

Hygieniker nnd Statistiker haben ein gemeinschaftliches Endziel im Auge: 
Das Wohl der Menschen. Ihr Streben ist in theoretischer Hinsicht auf 
volle Wissenschaft vom Menschen, in praktischer Hinsicht auf die Schaffung thun- 
lichst günstiger Lebensbedingungen für den Menschen gerichtet. Den theore¬ 
tischen Standpunkt vertritt vorzugsweise der Demograph und Statistiker, den 
praktischen der Hygieniker. 

Der Mensch bildet für den Demographen nach den verschiedensten Rich¬ 
tungen hin nnd je nachdem es sich um das einzelne Individuum oder um Volks¬ 
gruppen n. s. w. handelt, das Objekt wissenschaftlicher Forschung. Gesellschafts- 
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lehre und Statistik stehen im engen Zusammenhang, die letztere stellt gleich¬ 
sam die Gesellschaftswissenschaft auf exakter Grundlage dar, die den Demo¬ 
graphen hindert, sich allzusehr in subjektive Phantasien u. s. w. zu verlieren. 
Die statistischen Erhebungen, deren Zweck, Methode, Ausdehnung u. s. w. Redner 
eingehend erörtert, geben uns ein klares Bild von dem Stand und der Bewegung 
der Bevölkerung, von den sittlichen, wirtschaftlichen und politischen Zustän¬ 
den, sowie von dem Unterrichts- und Bildungswesen der verschiedenen Länder, 
Nationalitäten u. s. w.; der Werth der Statistik für die Gesellschafts- und 
Wirthschaftslehre wird daher noch viel zu sehr unterschätzt und vollständig un¬ 
richtig ist es, ihr jede wissenschaftliche Selbstständigkeit abzusprechen. Aller¬ 
dings wird wohl keine Wissenschaft mehr von anderen Disziplinen als Hülfs- 
wissenscnaft herangezogen als gerade die Statistik; dieselbe aber wegen dieses 
häufigen gelegentlichen HUlfsgebrauches nun auch nur als Hillts Wissenschaft gelten 
zu lassen, würde völlig verkehrt sein und kann nur von solchen kurzsichtigen 
Forschern geschehen, die von der eigentlichen Bedeutung der Statistik keine 
Ahnung haben und dieselbe nur in jener sekundären Bedeutung kennen gelernt 
haben. 

Auch die Vorwürfe der häufigen Unzulänglichkeit und Unsicherheit der 
statistischen Ergebnisse und die daraus gezogenen Schlüsse, werden von dem 
Vortragenden als ungerechtfertigt zurückgewiesen und zum mindesten als im 
hohen Grade übertrieben bezeichnet Ebensowenig wie man von irgend einer 
anderen Wissenschaft behaupten könne, dass diese ihren Stoff voll und ganz er¬ 
schöpft und alle Verhältnisse klar gestellt habe, lasse sich dies von der Sta¬ 
tistik sagen; aber von Tag zu Tag klären sich auch hier die Verhältnisse 
immer mehr, und es reiht sich ein Baustein dem anderen an, um das weite 
Gebäude der wissenschaftlichen Statistik seiner Vollendung nahe zu bringen. 
Tausende sind stetig im Dienste der Statistik beschäftigt, von dem unliebsam 
berührten Befragten und dem einfachen Frager an bis zur Zentralleitung 
hinauf, in der die Ergebnisse der Erhebung wissenschaftlich bearbeitet werden; 
es ist keine leichte, sondern eine mit recht vielen Mühen verknüpfte Arbeit, 
der wir nicht nur Material von dauerndem Werthe verdanken, sondern die uns 
auch diejenigen Mittel und Wege zeigt, die geeignet sind, die Lebensbedin¬ 
gungen des Einzelnen wie der Massen in wirksamer Weise zu bessern. Um 
so mehr sei es Pflicht der Regierung, noch mehr als bisher für die wissenschaft¬ 
liche Pflege und Ausbildung der Statistik Sorge zu tragen. 

Zwei andere für die allgemeinen Sitzungen auf die Tagesordnung ge¬ 
stellte Vorträge: der von Prof. Lombroso-Turin angekündigte Vortrag „Le 
Cr im in el“, sowie derjenige des Ingenieur Her zb erg-Berlin „Ueber die 
Aufgaben des Ingenieurs in der Hygiene" fielen aus, da die Vortra¬ 
genden verhindert gewesen wareu, an dem Kongresse theilzunehmen. 

Dritte allgemeine Sitzung, Sonnabend, den 8. September. 

Dieselbe diente lediglich zur Beschlussfassung über die von den einzelnen 
Sektionen gefassten zahlreichen Resolutionen, die dadurch ihre endgültige 
Sanktion erhalten sollten, um dann als Beschlüsse des Kongresses zu gelten. 
Der Verlauf dieser Generalversammlung des Kongresses zeigte recht deutlich, 
wie bedenklich derartige Beschlussfassungen sind: Nach einer sehr lebhaften 
Geschäftsordnungsdebatte, die den grössten Theil der Sitzung in Anspruch nahm, 
wurden schliessUch die betreffenden Resolutionen von einer aus noch nicht 100 
Personen bestehenden Versammlung angenommen. Dass unter diesen Umständen 
denjenigen Beschlüssen, die demnächst den auf dem Kongresse vertreten gewesenen 
Regierungen zur weiteren Veranlassung mitgetheilt werden sollen, seitens der 
letzteren voraussichtlich kein grosser Werth beigelegt werden wird, dürfte nicht 
zu verwundern sein. Die einzelnen Resolutionen werden bei den Berichten über 
die Sektionsverhandlnngen erwähnt werden, soweit sie uns interessiren; hier 
möge nur ein vom Prof. Dr. Hüppe-Prag gestellter Antrag auf Einrichtung 
von Lehrstühlen für Hygiene an allen Hochschulen tu s. w. mitgetheilt 
werden, der von diesem in folgender Weise begründet war: 

„Die Untersuchungen über die Ursachen der Gesundheitsstörungen und 
Krankheiten, besonders der Seuchen, und ebenso die praktischen Erfahrungen in 
der Bekämpfung dieser Schädlichkeiten haben gleichmässig ergeben, dass die 
Hygiene ihre erste und wichtigste Aufgabe in der Verhütung dieser Schädlich- 
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keiten, in der Prophylaxis, zu suchen hat. Mit dem vollen Verständnisse für 
diesen vorbeugenden Standpunkt ist der ärztlichen Wissenschaft und Kunst, ist 
der Technik und Verwaltung eine ganz wesentliche Erweiterung ihrer Aufgaben 
erwachsen, welche bewusste Massnahmen zum Erreichen dieses Zieles erfordern: 
„Bereit sein, ist alles.“ 

Mit der Verhütung vermeidbarer Gesundheitsstörungen und Krankheiten 
konnte die Hygiene aber den folgewichtigen Schritt weitergehen und in An¬ 
knüpfung an andersgeartete Bestrebungen echter Erzieher versuchen, die Gesund¬ 
heit nicht nur vor Schädigungen zu bewahren, sondern dieselbe in ebenso ziel¬ 
bewusster Weise positiv zu fördern durch eine kräftigende, abhärtende, für den 
Kampf ums Dasein stählende Erziehung zur Gesundheit in allen Altersstufen 
und Lebenslagen. 

Die ersteren Massnahmen betreffen vorwiegend die rechtzeitige Be¬ 
kämpfung der äusseren GesundheitB - Schädlichkeiten, der äusseren Krankheits- 
Erreger und der äusseren, nach Ort und Zeit wechselnden Krankheits-Be¬ 
dingungen und ordnen allmählich die unmittelbare Bekämpfung der bereits 
ausgebrochenen Seuchen, die sogenannte Desinfektion, dem Geiste des vorbeugen¬ 
den Handelns unter. Die Bekämpfung der inneren Krankheits - Anlagen konnte 
bis jetzt nur in der vorbeugenden Schutzimpfung gegen die Pocken ein prakti¬ 
sches Ergebniss erzielen. Neben den jetzt vielgestaltigen Versuchen dieser Art 
des Schutzes durch Beseitigung von spezifischen Krankheits-Anlagen, sind wir 
wissenschaftlich jetzt schon zum Beginne eines Verständnisses für allgemeine 
Schutzwirkungen des Organismus gelangt. Gerade hier liegt wissenschaftlich 
und praktisch die Verknüpfung mit jenen Massnahmen, welche bewusst die Be¬ 
seitigung der Krankheits - Anlagen durch Erzielung zur Gesundheit anstreben 
und durch Begünstigung einer Konstitations • Zuchtwahl zur Seuchenfestigkeit 
führen. 

Durch diese wissenschaftliche und praktische Verknüpfung von Rich¬ 
tungen und Zielen, die früher stets einseitig verfolgt wurden, schickt sich die 
Hygiene jetzt an, das ganze Gebiet der Ursachenlehre zu umfassen und frei 
von den Fesseln der einseitigen Schulüberlieferung wissenschaftlich zu fördern, 
in eine praktische Gebrauchskunst hinüberzuleiten und im Unterrichte organisch 
zu lehren. Die Einheitsbestrebungen in der Medizin sind damit thatsächlich zur 
Zeit in der Hygiene am reinsten uud umfassendsten zum Ausdrucke gebracht. 
Die Hygiene ist damit aber auch thatsächlich zu einer unerlässlichen Ergänzung 
der ganzen ärztlichen Wissenschaft und Kunst geworden, ohne welche in Zukunft 
kein Arzt boffen darf, gegenüber den in gewaltiger Gährung befindlichen sozialen 
Verhältnissen bestehen zu können, ohne deren Verständniss manche Zweige der 
Technik den neuen Aufgaben unseres sozialen Lebens nicht mehr gewachsen 
sind, ohne deren eingehende Berücksichtigung die moderne Verwaltung schlechter¬ 
dings nicht mehr denkbar ist. Das Letztere besonders auch, weil gerade Auf¬ 
gaben der Sozialhygiene zeitlich zuerst und bis jetzt am umfassendsten bewiesen 
haben, dass viele und grosse Aufgaben des Staatssozialismus thatsächlich trotz 
grösster Hindernisse praktisch lösbar sind, weil meist erst Hygiene und Demo¬ 
graphie den Inhalt liefern, gegenüber einer bis jetzt meist viel zu oberflächlich 
formalen und organisatorischen Behandlung der sozialen Fragen. 

Sollen aber diese grossen und umfassenden Aufgaben der Hygiene in einer 
Weise gelöst werden, dass die Wissenschaft Fortschritte machen und Technik 
und Verwaltung auf gesicherter Grundlage arbeiten können, so bedürfen wir 
Arbeitsstätten, die unbeirrt von den zufälligen Fortschritten der rohen Erfahrung 
sich ganz und ausschliesslich dem Fache widmen können. 

Bei der Revisionsbedürftigkeit der meisten ärztlichen Prüfungsordnungen ist 
ferner den Unterrichtsverwaltungen eine leichte und überaus dankbare Gelegenheit 
geboten, die Einordnung der Hygiene unter die bisherigen Prüfungsgegenstände 
durchzuführen und diese Prüfung als eine theoretische und praktische zu gestalten. 

Auch den Technikern, Lehrern und Verwaltungsbeamten muss Gelegenheit 
geboten werden, sich mit dem Fache nach Massgabe ihrer besonderen Bedürfnisse 
vertraut zu machen. 

Desgleichen ist den Volks- und Mittelschulen, sowie in Fachschulen ein dem 
Fassungsvermögen der Schüler und Schülerinnen angepasster Unterricht, der seine 
Ergänzung in einem ausreichenden Turnen, in Spielen und der Jahreszeit und 
Oertlichkeit angemessenen Sports zu finden hat, im Anschlüsse an den Unterricht 
in Naturlehre beziehentlich in den Naturwissenschaften zu ertheilen. Dieser 
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Unterricht darf nicht snr Erankheitsfarcht and Verweichlichung führen, sondert 
muss in Anlehnung an die grossen Aerzte Reinlichkeit, Mässigkeit and Arbeit 
von der Belehrung über die täglichen Bedürfnisse and unter Vermittelung der 
nothwendigsten Kenntnisse über Bau und Verrichtungen des menschlichen 
Körpers allmählich zu einem gewissen Verständnisse der allgemeinen Lebens¬ 
substrate und ihrer Bedeutung für die Volksgesundheit führen. Hierbei kann 
auch praktisch das Wichtigste über die Selbsthülfe bei Unglücksfällen gelehrt 
werden, damit der Grundsatz, dass wir für das Leben lernen, möglichst um¬ 
fassend gewahrt wird. 

Selbstverständlich muss die Regelung dieser Forderungen nach der ge¬ 
schichtlichen Entwickelung und dem gegenwärtigen Stande des Unterrichtswesens 
in den einzelnen Staaten nach deren Besonderheiten erfolgen.“ 

Der von Hüppe gestellte Antrag: 

„Der VIII. internationale Kongress für Hygiene und Demographie hält es 
für unerlässlich, dass 

I. zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung und des Unterrichtes 
in der Hygiene an allen Hochschulen: 

a. ordentliche und ausreichend dotirte Lehrstühle für Hygiene errichtet, 
und mit 

b. zweckentsprechenden und ausreichend dotirten Instituten und Arbeits¬ 
räumen ausgerüstet werden, und dass 

c die Hygiene als Pflichtgegenstand in die ärztliche Prüfung eingereiht werde: 
sowie dass 

n. zur Verbreitung hygienischer Kenntnisse in allen Stufen des Unter¬ 
richtes die Schaffung von Schulärzten und ein zweckentsprechender, am besten 
von solchen Aerzten ertheilter Unterricht in der Hygiene an den Lehrerbildungs¬ 
anstalten nothwendig sei;“ 

wurde von der Generalversammlung angenommen. 

Schlusssitzung, Sonntag, den 9. September. 

Die Sitzung wurde von dem Minister des Innern v. Hieronymi eröffnet 
und geleitet. Nach kurzer Begrüssung der Versammelten erstattete zunächst 
der Sekretär der permanenten Kommission des Kongresses, Dr. Bertillon- 
Paris, Bericht über die von der Generalversammlung angenommenen Resolutionen, 
über die mit dem Kongresse verbundene Ausstellung, sowie Uber die getroffenen 
Wahlen für die Permanenzkommission. Dann folgte die Erstattung des Berichts 
seitens des Generalsekretärs Prof. Koloman Müller und die Wahl des nächsten 
Kongressortes, die wie schon erwähnt, auf Madrid fiel. — Der Oberbürger¬ 
meister Rath dankte hierauf im Namen der ungarischen Hauptstadt für die 
Auszeichnung, die dieser durch den Kongress zu Theil geworden sei, und rief 
den Kongressmitgliedern ein herzliches Lebewohl zu mit dem Wunsche, dass 
sie noch recht oft und mit Vergnügen an die in Budapest verlebten Tage 
zurückdenken möchten. Nach den üblichen Dankeskundgebungen der auswärtigen 
Vertreter und einer kurzen Schlussrede des Ministers des Innern, in der er auf 
die Bedeutung der Kongressverhandlungen und deren Ergebnisse hinwies, wurde 
von diesem der Kongress für geschlossen erklärt. 


B. Sektions - Sitzungen. 

I. Sektion für Bakteriologie. 

Hervorragende Bakteriologen ans allen Ländern hatten sich zahlreich ein¬ 
gefunden, um ihre Meinungen über wichtige Fragen auszutauschen; die Sitzungen 
der bakteriologischen Sektion gehörten daher zu den besuchtesten, namentlich an 
denjenigen Tagen, an denen sie in Gemeinschaft mit der II. und III. bezw. V. Sek¬ 
tion stattfanden. 

Am ersten Sitzungstage, Montag, den 8. September, bildete 
die Frage der 

Immunität und Immnnisation 

das Hauptthema. Zunächst erstattete Prof. Dr. Büchner -München einen sehr 
eingehenden Bericht über die neueren Forschungen in Bezug auf die natürliche 
(baktericide Wirkung von Blut und Serum, Natur der Alexine, Abstammung der¬ 
selben aus den Leukocyten, Beziehungen zur Phagocytose) und erworbene oder 
künstlich erzeugte spezifische Immunität (Uebertragung derselben durch Blut, 
Serum und Milch, Natur der Antitoxine und Art ihrer Gegenwirkung gegenüber 
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der spezifischen Toxine). Die Ergebnisse dieser Forschungen wurden von ihm 
in folgenden Schlusssätzen zusammengefasst: 

„1. Die natürliche Resistenzfähigkeit gegen Infektionen (sogenannte 
„natürliche Immunität“) beruht auf wesentlich anderen Bedingungen und Ur¬ 
sachen, als die künstliche oder erworbene Immunität. Beides sind daher prinzipiell 
verschieden artige Zustände, die wissenschaftlich getrennt betrachtet und unter¬ 
sucht werden müssen, obwohl sie praktisch im nämlichen Individuum gleichzeitig 
Vorkommen können. 

2. Die natürliche Resistenzfähigkeit beruht einerseits auf der baktericiden 
Wirksamkeit gewisser gelöster Bestandteile des Organismus, der sogenanuten 
Alexine, andererseits auf angeborener Unempfindlichkeit der Gewebe und Zellen 
des Körpers gegen einzelne bakterielle Gifte. Die natürliche Resistenzfähigkeit 
kann in der Regel nicht durch das Blut auf andere Organismen übertragen 
werden. 

8. Die Leukocyten besitzen eine wichtige Funktion bei den natürlichen 
Abwehrvorkehrungen des Organismus, aber nicht als Phagocyten, sondern durch 
gelöste Stoffe, welche von ihnen secernirt werden. Die Phagocytkose ist nur 
eine sekundäre Erscheinung. 

4. Die künstlich erzeugte oder erworbene Immunität beruht auf der 
Anwesenheit modifizirter, entgifteter, spezifischer bakterieller Produkte, die 
sogenannten Antitoxine, entweder im Blute, oder in den Geweben des Organismus, 
oder an beiden Orten. Durch das Blut (und die Milch) können in der Regel die 
Antitoxine und damit die künstlich erzeugte Immunität übertragen werden. 

5. Die Wirkung der Antitoxine beruht nicht auf direkter Zerstörung 
der spezifischen Bakteriengifte beim Kontakt mit denselben, sondern sie kommt 
nur innerhalb des Organismus und nur durch Vermittelung derselben zu Stande, 
indem eine Herabminderung der spezifischen Giftempfindlichkeit lebender Theile 
des Organismus erzeugt wird, wodurch diese gegen das betreffende Gift 
unempfänglich und widerstandsfähig werden.“ 

Von den sonst am ersten Sitzungstage gehaltenen Vorträgen dürften noch 
die folgenden interessiren: 

Prof. Vaughan-Ann-Arboor-Michigan: Ueber Erzeugung von Im¬ 
munität durch Nuklein. Redner berichtete über Versuche, aus denen hervor¬ 
geht, dass subkutane Einspritzungen von Nukleinsäure Kaninchen und Meer- 
schweichen immunisiren. gegen nachfolgende Injektionen mit den virulenten 
Kulturen des Pneumococcus. Die dadurch erzielte Immunität ist nicht die Folge 
der direkten keimtödtenden Einwirkung der Nukleinsäure, sondern hängt von 
dem Reize irgend eines den Körper gegen Bakterien-Eingriffe schützenden 
Organs ab. Je länger die Nuklein-Einspritzungen fortgesetzt und je häufiger 
sie gemacht werden, desto vollkommener ist die Immunität gesichert. Des¬ 
gleichen theilte Vaughan die Ergebnisse seiner Versuche mit, Thiere gegen 
Tuberkulose mittelst Nuklein-Einspritzungen zu immunisiren. 

Prof. v. Udränsky-Klausenburg; Ueber Bakteriengifte. Neben den 
bisher bekannten Bakteriengiften, den alkaloidähnlichen, früher rundweg Toxine 
genannt, und den eiweisartigen (Toxalalbumine), giebt es noch solche Bakterien- 
toxine, die zu keiner dieser beiden Klassen zugerechnet werden können, deren 
chemische Natur aber noch wenig erforscht ist und noch der Aufklärung 
bedarf. — Die auch von anderen Forschern ge theilte Ansicht Duclaux’s, 
dass die Toxalbumine nichts Anderes sind, als mit unbekannten giftigen Sub¬ 
stanzen mehr oder weniger verunreinigte, sehr verschiedenartige Eiweisskörper, 
trifft keineswegs für alle Fälle zu. Die Beziehungen der chemischen Eigen¬ 
schaften der Bahteriengifte zu der chemischen Zusammensetzung des Näiirsub- 
strates und zu dem chemischen Aufbau der Bakterienzelle sind noch nicht soweit 
erforscht, dass hieraus der Mechanismus der Entstehung dieser Gifte in jedem 
Falle erklärt werden konnte. Ebenso bedürfen auch die Beziehungen des Bak¬ 
terienplasmas zu der Gilftbilduug noch ein eingehenderes Studium als es bisher 
geschehen. Andererseits bildet die Thatsache, dass es in mehreren Fallen ein¬ 
wandsfrei gelungen ist, mit Hülfe von Bakteriengiften Intoxiknt ionsersclieimmgeii 
hervorzurufen, welche dem klinischen Bilde der betreffenden Infektionskrankheit 
vollständig entsprechen, das beste Beispiel für die Bedeutung der Bakteriengifte 
in der Pathologie. 
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Prof. Dr. Roux-Paris: Grundsätze der Serumtherapie. Nach seiner 
Ansicht sind die Antitoxine Produkte der lebenden Zellen und nicht solche der 
Toxine. Es besteht keine Spezifizität der Bakterienprodukte; das Schlangengift 
kann z. B. durch das Wuth- oder Tetanusgift paralysirt werden, was Roux 
durch Versuche am lebenden Thierkörper festgestellt hat. Er hofft in Folge 
dessen, dass es vielleicht noch gelingen dürfte, ein Antitoxin mit immunisirendur 
Wirkung gegen Diphtherie zu finden, das nicht von Diphtherie herrührt. 

Dr. de Back er-Paris: Ueber reine Fermente mit Beziehung auf 
ihre Wirkung gegen Infektionskrankheiten. Schon auf dem Kongresse zu 
Rom hat Vortragender auf Grund zahlreicher Forschungen und langwieriger 
klinischer Versuche mitgetheilt, dass es ihm gelungen sei, aus der Therapie drr 
Tuberkulose die intern (per os und subcutan) zu verabreichenden Antiseptiea 
auszuschliessen und an deren Stelle die reinen, geformten Fermente in einer 
lujektioüsfliissigkeit, die er Bac16rine oder Back6rine genannt, anzuwenden. 
Es ist dies eine gährungsfähige Flüssigkeit, die im latenten Zustand reine 
Fermente enthält und unter Luftabschluss in einer aseptischen Hülse aufbewahrt 
wird. Unter die Haut gebracht verbreiteu sich die Fermente im Körper und 
bilden Alkohol, Kohlensäure, Bernsteinsäure, Glycerin etc. im statu nascendi. 
Virulente Mikroben mit „Mj T coderma u -Zellen und Pilzsporen in Kontakt gebracht, 
werden nach Ansicht de Backer’s durch die Diastase junger Zellen derart ver¬ 
ändert, dass sie gänzlich einbüssen; ohne Unterschied, ob es sich um Stäbchen¬ 
formen oder Kokken handelt. 

Durch langjährige, durch mehr als 10000 Einspritzungen bestätigte Er¬ 
fahrungen glaubt sich der Vortragende zu folgenden Schlüssen berechtigt: 

1. Die Injektion reiner aseptischer Fermente ist stets ungefährlich und 
vortheilhaft für den Kranken, insbesondere wenn sich eine durch Schüttelfrust 
und leichtes Fieber charakterisirende Reaktion, ähnlich derjenigen nach Injektion 
von lebenden Mikroorganismen enthaltenden Flüssigkeiten, einstellt. 

2. Die Injektionen immunisiren gegen einige Krankheiten, wie z. B. 
Anthrax, vielleicht auch gegen Cholera asiatica; jedenfalls hat aber 

3. keine bisher angewandte Therapie der Tuberkulose so zahlreiche, 
rasche und glänzende Erfolge in Bezug auf Hebung des Ernährungszustandes 
und Vernarbung von Kavernen aufzuweisen, als die erwähnte. 

J. D e n y s - Louvain theilte in einem Vortrage „über Immunität 44 mit, 
dass er Hunden Streptokokken in die Brusthöhle injizirt und durch das Auf¬ 
treten eines Anfangs wässerigen, später trüben und eitrigen Exsudates her- 
vorgerufen habe. Das durch Centrifugirung gewonnene Serum eines derartigen 
Exsudates erwies sich bei den damit angestellten Immuuisirungsversuchen reicher 
an Antitoxinen, je mehr Leukozyten es enthielt; je trüber und älter es also war, 
desto grösser war seine immunisirende Kraft, die diejenige des Blutserums der 
Versuchsthiere übertraf. Ebenso wie Roux sprach sich auch Denys gegen 
die Annahme spezifischer Bakterienprodukte bei einzelnen Krankheiten aus. 

Prof. v. Fodor-Budapest: Ueber Alkalescenz des Blutes nach 
einer Infektion. Die von dem Vortragenden bereits früher gemachte 
Beobachtung, dass das Blut von Kaninchen nach Injektion eines Alkalis stärker 
bakterieul wird und dass die betreffenden Versuchsthiere widerstandsfähiger, z. B. 
gegen Authraxgift werden, hat ihn veranlasst, weitere Untersuchungen über die 
Alkalescenz des Blutes nach der Infektion der Versuchstiere mit den ver¬ 
schiedensten pathogenen Bakterien anzustellen. Auf Grund der Ergebnisse dieser 
zahlreichen Tierversuche kommt Fodor zu folgenden Schlussfolgerungen: 

1. „Der Organismus reagirt gegen gewisse pathogene Infektionen mit eiuer 
rapiden Vermehrung der Blutalkalescenz, der eine mehr oder weniger starke 
Verminderung derselben folgt. Wenn die Infektion tödtlich ist, ist diese Herab¬ 
setzung der Alkalescenz beträchtlich und progressiv, umgekehrt dagegen weniger 
stark, wenn sie nicht tödtlich wirkt, und zwar hebt sich dann die Alkalescenz 
von Neuem und kann den ursprünglichen Grad überschreiten. Es besteht somit 
eine Beziehung zwischen der Wirkung gewisser pathogener Bakterien im Or¬ 
ganismus und der Blutalkalescenz. 

2. Das Thier, dessen Blutalkalescenz stärker ist oder nach der Infektion 
mit bestimmten Bakterien zunimmt, ist im Allgemeinen widerstandsfähiger gegen 
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die Wirkung dieser Bakterien. Es scheinen somit der Grad der Blutalkalescenz 
sowie die Fähigkeit, gegen eine Infektion mit einer energischen Erhöhung der 
Alkalescenz zu reagiren, von grossem Einfluss in Bezug auf die Immunität 
und die Empfänglichkeit der Thiere gegen gewisse Infektionen zu sein. Bpd. 

(Fortsetzung folgt.) 


Bericht Aber die IV* ordentliche Versammlung; des 
Hedlzinalbeamten • Vereins Im Regierungsbezirk Stade zu 
Bremen am 7. September 1894. 

Gegenwärtig waren: Die Kreisphysiker San.-Rath Dr. Roehrs-Roten¬ 
burg, Dr. Mat tha ei-Verden, Dr. Engel mann-Achim, Dr. Herwig-Lehe, 
Dr. Herya-Otterndorf, San.-Rath Dr. Ritter-Bremervörde, Dr. Westrum- 
Geestemünde. 

Nachdem sich die Mitglieder auf dem Bahnhof versammelt hatten, begab 
man sich zur Desinfektions-Anstalt der Stadt Bremen, zu dessen Be¬ 
sichtigung der Verein auf Ansuchen des Berichterstatters eingeladen war. Herr 
Kollege Dr. Pauli vom Gesundheitsrath des bremischen Staates und Herr 
Steding als Direktor genannter Anstalt gaben in ebenso liebenswürdiger und 
zuvorkommender, als übersichtlicher und instruktiver Weise Einsicht in die 
mannigfachen Einzelheiten und Geräthschaften, aus welchen sich das ganze In¬ 
stitut zusammenstellte. Die äusserst praktisch nach Angabe des Herrn Direktors 
zusammengestellten Taschen für die Wohnungsdesinfektoren, die verschiedenen 
durchaus zweckentsprechend eingerichteten Wagen zur Beförderung von Kranken 
und den zu desinfizirenden Gegenständen und die tadellose Beschaffenheit einer 
ganzen Reihe von Betten, Garderobe und sonstigem Inhalt, welche nach statt¬ 
gehabter Desinfektion in Gegenwart der Versammlung einem der grossen Oefen 
entnommen wurde, gaben dieser die Ueberzeugung, dass die Stadt Bremen hier 
eine sanitäre Einrichtung geschaffen hat, wie sie jeder Stadt, je nach Verhältnis 
der Grösse nur zu wünschen wäre. Nach etwa einstlindiger Besichtigung begab 
man sich in das Senatoren - Zimmer des altehrwürdigen Rathhauses zur Sitzung. 

In Abwesenheit des leider durch Krankheit verhinderten Herrn Vor¬ 
sitzenden, Reg.- und Med.-Rath Dr. Bohde-Stade, wurde durch den Bericht¬ 
erstatter die Sitzung gegen 3 Uhr eröffnet, und zunächst dem Herrn Vor¬ 
sitzenden ein telegraphischer Gruss der Versammlung gesandt. Nach Verlesung 
des vorjährigen Protokolls wurde nochmals die Stellung der prenss. Kreis¬ 
physiker in die Debatte gezogen, im Anschluss an das Referat des Kollegen 
Dr. Ru sack-Stade auf der vorjährigen Versammlung. Von einigen Seiten 
wurde betont, dass der Staat an die Kreismedizinalbearaten immer mehr An¬ 
forderungen stelle und ihnen immer neue Arbeiten auferlege, während leider 
die Aussichten auf bessere Stellung der Beamten und auf die so oft in Aussicht 
genommene Medizinalreform kaum näher rückten, und Jahr auf Jahr dahingehc, 
ohne dass Wandel geschaffen würde, und die allseits als begründet anerkannten 
Wünsche der Kreisphysiker in Erfüllung gingen. 

In der Frage, ob der Hebamme als Desinfektionsmittel nicht besser 
Lysol, als Karbol in die Hand gegeben würde — zumal öfter schon besondere 
Empfindlichkeit der Haut zu Erkrankungen an den Händen nach Berührung mit 
Karbolsäure Veranlassung gegeben habe, welche Empfindlichkeit bislang bei 
Lysol noch nicht beobachtet sei — kam man überein, dass in betreffenden 
Fällen der zuständige Kreisphysikus hierüber Entscheidung treffen müsse mit 
späterem Bericht an die Königliche Regierung. 

In Sachen Revision der Apotheken glaubte man, dass sich zu ge¬ 
legentlichen Revisionen wohl nur selten Gelegenheit finden werde; für das 
laufende Jahr wollten daher die anwesenden Mitglieder an die Regierung be¬ 
richten, dass ihnen gestattet würde, zwecks solcher Revisionen eine besondere 
Reise zu machen. 

Nach Erledigung der Kassengeschäfte wurde der frühere Vorstand 
wiedergewählt und Harburg zum nächsten Versammlungsort bestimmt. 

Um 4 Uhr fand ein gemeinschaftliches Mittagessen statt, an welchem 
sich Herr Dr. Pauli als Gast betheiligte. 

Dr. Westrum-Geestemünde. 
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Kleinere Mittheilungen und Referate aus Zeitschriften. 

A. Gerichtliche Medizin. 

Zwei Fälle von Lysolvergiftung. Von Dr. L. Kaempffer in 
Werneuchen (Mark). Deutsche medizinische Wochenschrift 1894, Nr. 34. 

Zur Illustration der vielgepriesenen Ungefährlichkeit der äusseren An¬ 
wendung des Lysols theilt der Verfasser, welcher wiederholt Gelegenheit hatte, 
nach der äusseren Anwendung des Lysols in 0,5—1 prozentigen Lösungen, starke 
Reizerscheinungen an den damit in Berührung gekommenen Körpertheilen zu 
beobachten, 2 kurz hintereinander in seiner Praxis vorgekommene Fälle von 
Lysolvergiftungen mit, welche in Form akuter Dermatitiden mit schweren All- 
gemeinerscheiuuugen und üblen Folgen für die Betroffenen verliefen. 

Bei einem Arbeiter wurden zur Heilung einer 1 cm breiten zirkulären 
Hautwunde am ersten Gliede des linken Mittelfingers abwechselnd Salbenver¬ 
bände, Sublimat und 1 °/ 0 Lysol-Priessnitz aogewendet. Von der bereits gut 
granulirenden Wunde aus trat plötzlich eine akute Dermatitis auf, deren Ent¬ 
stehung um so weniger auf eine Lysolwirkung zuriiekgeführt wurde, als der 
Lysolverband nur an 2—3 Tagen abwechselnd mit anderen Mitteln zur An¬ 
wendung gekommen war. Die Entzündung charakterisirte sich durch das jeder 
Therapie trotzende schnelle Vorwärtsschreiten innerhalb 5—6 Tagen über Hand, 
Arm und ganzen Körper, um an den einmal ergriffenen Theilen in wiederholten, 
wenn auch immer schwächerem Nachschüben wieder aufzuflammen, bis nach 
14 tägiger Dauer ihre Heftigkeit erst nachliess. Während dieser Zeit brannte 
die Haut wie „Feuer“ und die anhaltende Schlaflosigkeit und das bestehende 
hohe Fieber brachten den Patienten sehr in seinem Ernährungszustand zurück, 
bis nach 6 Wochen die Heilung erfolgt war. 

Die erkrankte Haut zeigte starke Rüthung, Schwellung und Bläschen- 
bildung; die Absonderung seröser Flüssigkeit war so stark, dass selbst die dritte, 
schwielige Epidermis an der Bengeseite der Finger und Hand marzerirt wurde 
und sich in langen Fetzen abziehen Hess. Ueber der Epidermis lag ein zähes, 
fibrinöses Exsudat, zwischen dessen Massen fortwährend kleine Tröpfchen ätzen¬ 
der, seröser Flüssigkeit hervorsickerten; die sich neu bildende Epidermis erlitt 
bald dasselbe Schicksal, so dass es stellenweise zu tiefen Uleerationen kam. Am 
Rumpf bestand nur ein diffuses Erythem ohne Nässen und Blasenbildung. 

Der zweite, fast gleichzeitige Fall, betraf einen Arbeiter, welcher täglich 
einmal einen 0,5 7 0 igen Lysol - Priessnitz auf ein zehnpfennigstüek grosses nekro¬ 
tisches Hautstück aufzulegen hatte. Zwei Tage darauf stellte sich hohes Fieber 
und dieselbe oben beschriebene Dermatitis ein, welche sich bis zum Ellenbogen 
erstreckte. Da diesmal nur Lysollösung zur Anwendung gekommen w'ar, konnte 
es sich nur um eine akute Lysoldermatitis handeln, welche dann auch mit dem 
Aussetzen des Lysolverbandes verschwand, ebenso die übrigen Beschwerden. 

Die beiden Fälle lehren, dass das Lysol kein so harmloses Mittel ist, wie 
mau bisher glaubte, dass es sich zu feuchten Verbänden jedenfalls nicht eignet, 
oder nur in ganz schwacher Konzentration und man es den Kranken zum S> lbst- 
gebrauche der Billigkeit halber nicht überlassen darf. Vor dem unvorsichtigen 
Gebrauch des Lysols in der Geburtshiilte, wo jedes Mal mehr oder minder er¬ 
hebliche Verletzungen des Genitalschlauches bestehen, ist besonders zu warnen. 

Dr. Dütsclike-Aurich, 


B. Hygiene und öffentliches Sanitätswesen: 

Die Schulbäder in Zürich. Von H. Naef. Zeitschritt für Schul- 

gesundheit.* pflege; Nr. 7, 1894. 

Die Erfahrungen über die Schulbrausebäder iu Zürich sind ebenso günstige, 
wie sie bisher überall gemacht wurden. Sie sind sehr rasch beliebt geworden; 
d<*n Kindern ist das Baden ein festlicher Anlass, die Lehrer haben die wohi- 
thätige Einwirkung der Bäder auf die. Jugend immer wieder beobachtet; die 
Ellern haben eingesehen, dass bei lnnehaltung der Badeorduuug keine Er¬ 
kältungsgefahr iür die Kinder besteht und die Behörden endlich haben sieh 
überzeugt, dass die »Schulbäder den Reinlichkeitssinn fördern, die Klassenluft 
verbessern und die Kinder gegen die schädlichen Einflüsse der Schule wider¬ 
standsfähiger machen. Von 2058 Schulkindern, denen diese Badegelegenheit 
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geboten wurde, badeten nicht 342 = 16,6 °/ 0 , von denen sicherlich manche Ge¬ 
legenheit haben, in eigenen Badezimmern zu Hause zu baden. Ein anderer 
Theil badet leider nicht, weil die Eltern zu arm oder zu gleichgültig sind, um 
den Kindern ungerissene, oder wenigstens reine Unterkleider zu geben. Als 
besondere Einrichtungen sind zu erwähnen, dass die Douchen schräge gestellt 
wurden und dass das Sülzer’sche System mit einem eigenthümlichen Mischhahn 
(Beschreibung und Zeichnung ira Original) sich sehr gut bewährt hat. Die An¬ 
lage- und Betriebskosten, einschliesslich 10 °/ 0 für Verzinsung und Abschreibung 
auf die Einrichtungen un 1 die Badewäsche, steilen sich auf 1 Franc 30 Cent, 
für jeden Schüler, — eine Summe, die wohl auch ärmere Gemeinden im Intereses 
der Schulgesundheitspflege auf bringen können. Dr. Glogowski -Görlitz. 


Zur Hygiene der Schüler in der elterlichen Wohnung. Von Oswald 
Meyrich. Zeitschrift für Schulgesundheitspflege; Nr. 5, 1894. 

Es wird heutzutage als eine selbstverständliche Forderung angesehen, dass 
die Schulränme hygienisch mustergültig beschallen sein sollen. Das besteinge- 
richtete Schulzimmer kann aber gesundheitlich nicht wieder gut machen, was 
in der elterlichen Wohnung, z. B. in einem schlechten Schlafraume verdorben 
wird. Um dahinter zu kommen, wo und wie die 26 im Alter von 12—14 Jahren 
stehenden Knaben seiner Klasse ihre Nachtruhe finden, hat der Verfasser ein 
originelles Mittel gewählt: Er liess die Kinder die Grösse ihrer Schlafräume 
für den Geometrieuuterricht seihst ausmessen. Das Ergebnis vermerkt er auf 
einer (im ürigiual nachzusehenden) Tabelle, welche Etage, Anzahl der Fenster, 
Lage derselben, Zahl der Schläfer und der Betten und Grösse der Schlatriiume 
enthält. Von säinmtlichen Schülern hatte nur ein einziger ein nach dem Luft¬ 
räume ausreichendes Schlafzimmer, alle übrigen blieben meist dahinter zurück. 
Verfasser will beobachtet haben, dass diejenigen Kinder, die die schlechteste 
Schlafgelegenheit hatten, auch wenn sie sonst die begabtesten Schüler waren, 
in der ersten Stunde matt und abgespannt und am erholungsbedürftigsten waren. 
Die Untersuchung ist insofern nicht beweisend, als sie das Gesetz von den 
grossen Zahlen in der Statistik nicht erfüllt; immerhin zeigt sie einen gangbaren 
Weg, der vielleicht von einem grossen Schulverbande mit einigen Aenderungen 
im Fragebogen beschritten werden könnte. Die Schäden, die hierbei zweifellos 
zum Vorschein kommen werden, lassen sich möglicher Weise durch andauernde 
Belehrung u. 8 . w. zum Theil abstellen. Ders. 


Ein Beitrag zur Hygiene auf dem platten Lande und in kleinen 
Städten. Von Sauitätsrath Dr. Ko lim, Bezirksphysikus in Berlin. Deutsche 
medizinische Wochenschrift 1894; Nr. 35. 

In dem ersten Theile seiner lescnswerthen Abhandlung beleuchtet der 
Verfasser die sanitären Verhältnisse in kleinen Städten und auf dem platten 
Lande und betont, dass dieselben sehr viel schlechter seien als in grossen 
Städten. Es schweben ihm hei seiner drastischen Schilderung vorwiegend die 
sanitären Verhältnisse Schlesiens vor, welche er in langjähriger ärztlicher und 
amtsärztlicher Thätmkeit in einem kleinen Landstädtchen daselbst kennen zu 
lernen hinlänglich Gelegenheit hatte und welche mutatis mutandis auch für 
andere Provinzen passen dürften. 

Das vorwiegendstc Interesse beanspruchen hier die Infektionskrank¬ 
heiten, welche durch die erhöhte Sterblichkeitsziffer stets neue schwere. Ver¬ 
luste au Menschen und Geld dem platten Lande bringen. Die Mittel, welche 
zur Bekämpfung der Infektionskrankheiten dienen sollen, und welche bei genauer 
Durchführung wohl iin Stande wären, die Entstehung von Infektionskrankheiten 
zu beschränken und die Ausbreitung von Epidemien zu verhindern, sind die 
Anzeigcpriicht, Isolirung der Kranken, Desinfektion nach Beendigung der Krank¬ 
heiten und Schaffung möglichst günstiger hygienischer Verhältnisse, oder viel¬ 
mehr Verbesserung der schlechten hygienischen Verhältnisse. Eine ausführliche 
Schilderung, wie diese Mittel auf dem platten Lande bei der Bekämpfung der 
Infektionskrankheiten und zur Verbesserung der hygienischen Verhältnisse in 
Wirklichkeit angewandt werden, dürfte dem Medizinal beamten, für dessen t hat¬ 
kräftiges Eingreifen z. Z. ja leider nur ein kleiner Spielraum gegeben ist, nichts 
Neues bieten, sehr angebracht und zweckmässig erscheint es aber, stets von 
Neuem darauf hiuzuweisen und weiteren Kreisen darüber die Augen zu öffnen. 
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Mehr Interesse erweckt es, die Mittel kennen zu lernen, durch welche 
Kollm, ohne zu grosse Belastung des Staates, der Gemeinden, der Einzelnen, 
hierin Wandel zu schaffen und das Auftreten von Epidemien zu verhindern er¬ 
hofft, welch’ letztere kein nothwendiges Uebel sind. Sein Vorschlag geht von 
der Anschauung au9, dass der Ausbruch einer epidemischen Erkrankung als ein 
Unglücksfall zu betrachten ist, der zwar zuerst nur Einzelne betrifft, dann aber 
die Gemeinde, oft auch weitere Kreise und grössere Länderstrecken, unter Um¬ 
ständen sogar eine ganze Provinz, ja den Staat bedrohen kann. Unter dieser 
Voraussetzung erscheine es auch gerecht, dass, wenn eine Gefahr für Alle be¬ 
steht, auch Alle, die Betroffenen, sowie die augenblicklich noch nicht von dem 
Unglücksfall Betroffenen, aber davon Bedrohten, sich zur Abwehr gegen den¬ 
selben vereinen. Hiernach müssen die Kosten für die Abwehr von Epidemien 
nicht den Einzelnen zur Last fallen, sondern von der Allgemeinheit ge¬ 
tragen werden, also entweder von einem grösseren Gemeindewesen, vom Kreise, 
oder von der Provinz, eventuell vom Staat. Je grösser der Kreis, der für 
die Abwehr der Gefahr eintritt, desto geringer die Last für die Einzelnen. 
Es wird zu diesem Zwecke nun die Errichtung von Kreis- oder Pro- 
vinzial-Versicherungen vorgeschlagen. Nimmt man den Fall einer 
Kreisversicherung an, so würde jede Ortschaft gezwungen sein, nach Mass- 
gabe der Einwohnerzahl beizusteuern. Da die Ortschaften indess nach Lage. 
Bodenbeschaffenheit, nach den bestehenden sanitären Verhältnissen sehr ver¬ 
schieden sind, so könnte nicht ein Einheitssatz in Anwendung kommen, son¬ 
dern 69 wären verschiedene Gefahrenklassen aufzustellen, je nach der Häufig¬ 
keit der in einem bestimmten Zeitraum bisher aufgetretenen Epidemien und 
nach den örtlichen, dieselben begünstigenden Verhältnissen. Ein Ort könnte aus 
einer höheren in die niedere Klasse versetzt werden, wenn eine Besserung der 
hygienischen Verhältnisse eiugetreten wäre. Dadurch, dass die Versicherungs¬ 
gesellschaft aber auch ihrerseits durch Unterstützung aller sanitären Bestrebungen 
und durch Mitwirkung bei Herstellung aller Einrichtungen, welche dieselben 
befördern, thätig wäre, würden die Gefahren vermindert und ein Kapital für 
unvorhergesehene, plötzlich auftretende, sich schnell weiter verbreitende Epide¬ 
mien gesammelt werden können. Nach ungefährer Berechnung würden sich die 
Beiträge auf 00—100 Mark das Jahr für je 1000 Einwohner durchschnittlich 
stellen. Diese Ausgabe könnte nicht in Betracht kommen gegen die Summe der 
Einbusse von Privatvermögen, Arbeitskraft und gegen den Jammer und sonstige 
Verluste, welche Epidemien zur Folge haben, wenn es gelänge, die Krankheit*- 
und Sterblichkeitsziffer dadurch herabzudrücken und die dringendsten sanitäts¬ 
polizeilichen Massrcgeln schnell und gründlich durchzuführen. 

Um letzteres zu erreichen, ist vor Allem eine Aenderung der An¬ 
zeigepflicht erforderlich und eine strengere Durchführung 
der erforderlichen Absonderung uud ein Desinfektionszwang. 
Die Anzeigen sind dem Phytikus direkt zu erstatten, der seine Anordnungen 
nach Ermessen an Ort und Stelle zu treffen hat. Zur saohgemässen Desinfektion 
sind geprüfte Desinfektoren heranzuziehen, deren Ausbildung, wie die der 
Fleischbeschauer auf dem Lande, nicht schwer halten dürfte. Mit Hülfe der 
Versicherungsgesellschaften könnten auch nach und nach Desinfektionsapparate 
angeschafft werden. 

Als das Wünschen« wertheste, und um eine möglichst grosse Leistungs¬ 
fähigkeit zu garantireu, hält Kollin eine P r o v i n z i a 1 Versicherung. Wie jetzt 
die Provinz erhebliche Beihilfen für Verbesserung von Wegen gewährt an Ge¬ 
meinden, so könnten solche Beihilfen und Prämien dazu dienen, in den Ge¬ 
meinden den Sinn für hygienische Verbesserungen zu heben, z. B. zur Anlage 
von Wasserleitungen, Kanalisation, Einrichtung von Schlachthäusern, Kranken-, 
Siechen-, und Obdachhäusern, Anlage von Desinfektionsstellen oder zur Ein¬ 
richtung von bakteriologischen Stationen in den vorhandenen Krankenhäusern, 
wo alle Untersuchungen auf Wasser- und Bodenbeschaffenheit ausgeführt würden. 
Als folgerichtig bezeichnet es der Verfasser, dass in diesen Kreiskrankenhäusern 
der Physikus als dirigirender Arzt, und der Kreiswundarzt als dessen Vertreter 
und Vorsteher einer bakteriologischen Abtheilung zu fongiren hätte. Des weiteren 
soll den Kreismcdizinalbeamten die Ausbildung von Gesundheitsaofsöhem an¬ 
heimfallen, wozu sich nach Verfassers Ansicht die Lehrer besonders gut eignen 
würden. 

Die ganze Fülle der hier gemachten Vorschläge zu schildern, würde den 
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Rahmen des Referates überschreiten, Zweck desselben soll nur sein, auf die 
interessanten und eigenartigen Vorschläge überhaupt die Aufmerksamkeit der 
Medizinalbeamten zu lenken. Dr. Dütschke-Aurich. 


36. Jahresbericht des Königlichen Irrenamtes für Schottland 
pro 1893. 

Um die Art dieser Berichterstattung genauer erkennen zu lassen, soll der 
eben erschienene Bericht für 1893 detaillirter referirt werden. Erstattet ist 
derselbe dem Staatssekretär für Schottland und zerfällt in den eigentlichen 
Bericht und die Anhänge. Der Bericht bringt: 

I. Zahl der amtlich bekannten Irren am 1. Januar 1894. Sie 
betrug 13300, von denen 2053 privatim, 54 staatlich, 11193 von den Parochien 
erhalten wurden. Der 5 jährige, in’s Einzelne gehende Rückblick auf die Zahlen 
und Vertheilung seit 1858 fällt diesmal weg. (Dazu schematische Verzeichnisse.) 

II. Statistik für 1893 (excl. Idioten - Schulen und Irre in Gefängnissen). 
Veränderungen (gegen 1892), Bewegung in den Anstalten, Aufnahmen, Uebcr- 
führungen aus anderen Anstalten, Entlassungen, Todesfälle, Beurlaubungen etc. 
werden an der Hand von Schemas genau erläutert. 

Es ergab sich u. A. ein Totalzuwachs von 225 (21 priv., 204 paupers), 
davon für die Asyle 186, mithin bei den paupers ein Ueberschreiten des Durch¬ 
schnittes der letzten 5 Jahre. 

Die Anzahl der Genesungen überstieg diesen Durchschnitt (sie betrug: 
in öffentlichen Anstalten 42 °/ 0 , in privaten 38 % der Aufnahmen), ebenso die 
der Todesfälle: 8,1 bezw. 8,6 des Bestandes. 

III. Anstalten. Anzahl der polizeilichen Aufnahme - Ordres. Kon¬ 
zessionen. Stand des Wärterpersonals. Entweichungen (20 p. M.). Unglücks¬ 
lalle, die sämmtlich sowohl dem Amte, als dem Staatsanwalt zu melden sind. 
Progressive Krankengeschichte der seit 1868 aufgenommenen Patienten etc. 

IV. Gegenwärtiger Zustand der Anstalten. Revisions - Ergeb¬ 
nisse für jede Anstalt. Bauliche Veränderungen. Zustand der Patienten etc. 

V. Irre in privater Pflege. Alle Privat - Patienten stehen unter 
Superrevision des Amtes, ausgenommen solche Nicht- Paupers ausserhalb von 
Anstalten, welche 

1. gegen Entgeld (for profit) untergebracht und an einer ausgesprochenen 
Geistesstörung leiden, oder 

2. länger als ein Jahr krank und zwangsweise eingesperrt, beschränkt 
oder einer harten Behandlung ausgesetzt sind, oder 

3. Vermögen besitzen, welches gerichtlich verwaltet wird. 

Das Amt überwacht somit zahlreiche Irre gar nicht, u. A. auch solche 
nicht, die auf Grund eines ärztlichen Zeugnisses: „dass die Unterbringung wegen 
eines nicht ausgesprochenen Leidens auf höchstens 6 Monate erforderlich ist“, 
von Privatpersonen, selbst gegen Bezahlung, verpflegt sind. 

Für Schottland eigcnthiimlieh ist es, dass jeder zu den paupers ge¬ 
hörige Irre unter die Superrevision der Zentral-Verwaltung gehört. 1893 waren 
von solchen in Privatpflege untergebracht 2565 (gegen 1892: 2519). Der er¬ 
fahrene Kommissarius Dr. Fraser hebt hervor, wie sehr, mit einzelnen Aus¬ 
nahmen, das Cottage - Leben dem Patienten besser zusagt, als das selbst in 
reich ausgestatteten Anstalten. 

Dr. L awson, in dessen Aufsichtsbezirk 201 konzessionirte Häuser sich 
befinden (die Licenz gilt für 1—4 Kranke) berichtet über die ungebührliche 
Häufung von Patienten in derselben Ortschaft und die Mittel zur Abhülfe. Von 
den Berichten, die mindestens einmal jährlich über jeden unter Revision stehen¬ 
den Privatpatienten dem Amte einzureichen sind, werden eine Reihe aufgeführt, 
um die Beschäftigungs-Fähigkeit, die Häufigkeit von Besserungen, die Ein¬ 
wirkung der Pfleger, z. B. weiblicher auf männliche Irre, der Besuche etc., vor 
Allem die Nothweudigkeit sorgfältiger Invidualisirung zu erläutern. 

VI. und VII. Die Vertheilung der Irren auf die einzelnen Distrikte. 

VHL Die Asyle für die zahlungsfähigen Kranken. 

IX. Die für die paupers aufgewandten Kosten. 

X.—XII. Die gemei n gef äh rlichen , dem Ausland angehörigen 
unter Kuratel stehenden Irre. 

XIII. Die Statistik von 1858—1894. 
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Kleinere Mittheilnngen und Referate ans Zeitschriften. 


Als Anhänge sind beigefügt: 

A. 31 statistische, auf das Vorangegangene sich beziehende Tafeln. 

B. Revisionsbemerkungen der Irren - Inspektoren bei den statutenmässigen 
Visiten der Irren - Anstalten, Armenhäuser und der Irrenabtheilung des Zentral- 
Gefängnisses in Perth. 

C. Die Generalberichte über den Zustand der in Privatpflege Unter¬ 

gebrachten, (es wurden von den beiden oben genannten Kommissarien 1897 
Patienten besucht). Aus den letzteren ist von Jahr zu Jahr mehr zu ersehen, 
welche gesunde Ideen dem in Schottland eingeführten Systeme der familiären 
Verpflegung zu Grunde liegen; ein Erfolg, dessen Bedingungen zu studiren 
nicht blos interessant, sondern nothwendig ist, um ihn in ähnlicher Weise auch 
bei uns zu erreichen. Dr. Kornfe 1 d-Grottkau. 


Ausübung der Heilkunde durch nicht approbirte Personen in 
Bayern im Jahre 1893. Gutachten des Königl. Bayerischen Ober¬ 
in edizinal-Ausschusses; erstattet vom Obermediziualrath Dr. Braun in 
München. Münchener medizin. Wochenschrift Nr. 36; 1894. 

Die Gesammtzahl der nicht approbirten Heilkünstler in Bayern betrug 
am Schluss des Jahres 1893: 1152 (832 = 72,0 °/ 0 männliche und 320 = 28,0°/ 0 
weibliche), gegenüber 1184 im Vorjahre und durchschniitlich 1194 in dem fünf- 
jälirigen Zeitraum von 1888—92 bezw. 1381,8 in demjenigen von 1883—87. Die 
Zahl der Pfuscher hat also im ganzen Königreich von Jahr zu Jahr abgenommen; 
denn es enttielen auf je 100 000 Einwohner ira Jahre 1893 nur noch 20,6 Kur¬ 
pfuscher gegenüber 20,95 im Jahre 1892, 23,5 in den Jahren 1888—92 und 2ö,4 
in den Jahren 1883—87. Die grösste Zahl der Pfuscher, auf 100000 Einwohner 
berechnet, weist ebenso wie in den früheren Jahren Niederbayern auf: 136,7 
(1892: 39,5, 1888-92: 39,0, 1883—87:49,9), dann folgen Schwaben mit 29,8 
(1892: 28,2, 1833—92: 30,3, 1883-87: 38,8), Oberbayeru mit 29,1 (1892: 30,0, 
1888—92: 29,2, 1883-87:29,3), Oberplälz mit 21,0(1892: 21,0, 1888—92:22,4, 
1883-87: 27,0), Mittelfranken mit 16,8 (1892: 14,8, 1888—92: 16,0, 1883—87: 
21,2), Überfranken mit 13,6 (18 2: 15,0, 1888—9J: 15,0, 1883—87: 18/2), 
Unterfranken mit 9,05 (1892: 10,2,1838—92: 9,8, 1883—87: 12,1) und die Pfalz 
mit nur 3,15 (1392: 3,2, 1888—92: 3,6, 1883—87: 4,6). Die grösste Abnahme 
zeigen somit Niederbayern und Schwaben; die geringste Oberbayern. 

Der Nationalität nach waren von den 1152 Kurpfuschern 1097 Bayern 
und 55 Nichtbayern. 

Ihrem Stande und Berufe nach gehörten 414 (22 Apotheker, 364 Bader 
und 28 Hebaminen) zu den geprüften, ihre Befugnisse überschreitenden Medizinal- 
personeu und 738 zu den ungeschulten, verschiedenen Berufsarten angehörenden 
Pfuschern (219 Bauern oder Austrägler, 188 Gewerbetreibende, 62 Wasenmeister, 
57 Tagelöhner oder Dienstboten, 52 unbekannten Berufes, 49 Krämer oder 
Händler, 44 Privatiers oder Pensionisten, 22 Geistliche, 12 öffentlich Bedienstete, 
10 Masseure oder Hydropathen, 6 Lehrer, 4 Badebesitzer, 3 Literaten, je 2 nicht 
approbirte Mediziner, Arztwittwen, Thierarzt trauen, Todtengräber und Ordens¬ 
schwestern. Im Vergleich zum Vorjahre ist eine Zunahme in der Zahl der Bade¬ 
besitzer, öffentlichen Bediensteten, Literaten, Masseure um je 1, der Dienstboten 
und Tagelöhner sowie der Gewerbetreibenden (um je 15), der Pensionäre und 
Privatiers (um 10) zu konstatiren, eine Abnahme dagegen in der Zahl der 
Apotheker (um 3», der nicht approbirten Aerzte, Arztwittwen, Geistlichen, Lehrer 
und Todtengräber (um je 1), der Bauern und Austrägler (um 12), der Bader 
(um 14), der Hebammen (um 5), der Kaufleute, Krämer u. s. w. (um 8), der 
Wasemneister (um 4) und der Personen unbekannten Berufes (um 25), während 
die Zahl der Pfuscherei treibenden Ordensschwestern und Thierarztfrauen unver¬ 
ändert geblieben ist. 

Betreffs der Art der von den Pfuschern ausgeübten Heil¬ 
kunde führt der Bericht an, dass 333 Personen sich mit der Ausübung der 
gesummten Heilkunde beschäftigen (1892: 386), 207 mit Zubereitung und Ver¬ 
kauf von Arzneimitteln (1892: 157), 118 mit Geheimmitteln und Sympathie (126>, 
87 mit Homöopathie (79), 71 mit innerer Medizin (74), 70 mit Chirurgie (72), 
68 (59) versuchten Frakturen und Luxationen zu heilen, 43 (43) verrichteten 
unbefugte Hebammendienste, 34 (53) behandelten Wunden, Geschwüre und 
Pauaritien, 21 (30) Kinder- und Frauenkrankheiten, 13 (12) trieben Hydropathie, 
Elcktro-Homüopathie 10 (10), Zahnheilkunde 10 (7) und 10 (6) Naturheilkunde ; 8 (10) 
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beschäftigten sich mit Arzneikeilkumle, je 6 (5) mit Magnetismus und Band¬ 
wurmkuren, f> (7‘ mit Uroskupie, 4 (2) mit Massage, je 2 mit Baumscheidtisnius 
(1) und Elektrizität (2), je 1 mit Orthopädie (2), sowie mit der Behandlung von 
Gelbsucht (—), Ohrenkrankheiten (2) und Unterleibsbrüchen (7); Heilmethoden 
unbekannter Art übten aus 18 (28). Kpd. 


Besprechungen. 

V. Magnan: Psychiatrische Vorlesungen. Deutsch von 
P. J. Moebius. VI. Heft. Leipzig 1893. Verlag von T hi eine. 
Gr. 8°; 54 Seiten. 

Das sechste Heft der Mag nan’sehen Vorlesungen enthält zunächst zwei 
Aufsätze über die Manie. Diese ist, als akute einfache Form von Seelen¬ 
störung, eine allgemein anerkannte klinische Einheit, deren Rahmen jedoch mit 
der Bereicherung unserer klinischen Kenntnisse immer enger geworden ist. 
Magnan schildert das Wesen der Manie als eine allgemeine Steigerung der 
Hirnrindenthätigkeit. sowohl der sogen, höheren psychischen Funktionen, als der 
Erinnernng und der Motilität. „Alle Pforten sind weit geöffnet, um Empfin¬ 
dungen, Gedanken, Bestrebungen sich äussern zu lassen. Alles wird zu Be¬ 
wegungen, sei es, dass diese das Ergehn iss von Vorstellungen, von Trieben oder 
von rein automatischen Vorgängen sind. .Alles heraus 4 *, das ist die Formel des 
Maniakalisehen. 44 — Der Verlauf der Manie mit ihren drei Stadien, das der 
Entwickelung, der Krankheitshöhe und des Rückgangs ist oft unregelmässig; 
der Ausgang ist in der gross n Mehrzahl der Fälle die Heilung, nach einer ver¬ 
schiedenen Dauer der Krankheit, von einem oder einigen Monaten bis zu einem 
oder mehreren Jahren. Kommt es ni'*ht zur Heilung, so wird der Zustand ent¬ 
weder chronisch uud führt schliesslich «meist erst spät) zur Demenz, oder auch 
zum Tode an Delirium acutum oder an irgend einer Komplikation. Der Ueber- 
gang in Melancholie oder in das iutermittirende Irresein oder in Paranoia 
kommt nicht bei einfacher Manie, sondern in besonderen Verhältnissen, vorzüglich 
bei den erblich Entarteten vor. # 

Die einfache Manie ist eine seltene Erkrankung. Als Symptome beob¬ 
achtet man maniakalische Aufregung als begleitende Erscheinung bei vielen 
Psychosen, bei manchen organischen Gehirnleiden, bei der Paralyse, bei dem 
Alkoholismiis, der Epilepsie, der Hysterie. — Die eingastreuten Kranken¬ 
geschichten illustrireu das Gesagte. 

Bei der Behandlung bevorzugt Magnan lauwarme Bäder und Brora- 
kalium mit und ohne Uhloralhydrat; auch Opiate empfiehlt er. Der Empfehlung 
des Hyoscins kann sich Referent weniger anschliessen. Gute Ernährung ist 
sehr wichtig. 

Magnan’s verschiedene Aufsätze über den Alkoholismus hat 
Moebius zu einer Abhandlung selbstständig vereinigt. Sie enhält die von 
jenem angestellten bekannten statistischen und experimentellen Untersuchungen, 
seine Anschauung über das Delirium febrile und das Delirium tremens ohne 
Fieber, sowie über die epileptischen Anfälle der Alkoholiker, endlich über die 
Wirkung des Alkohols auf bestehende andere Geistesstörungen. 

Anhangsweise werden dann drei Fälle von Cocainismus kurz berichtet. 
Alle 3 (1 Kaufmann, 1 Apotheker, 1 Arzt) waren Morphino-Cocainisten; bei 
allen traten abnorme Empfindungen, welche unter die Haut verlegt wurden, 
in den Vordergrund; alle suchten nach Fremdkörpern unter ihrer Haut, nach 
schwarzen Würmern, Cholerabazillen und anderen Mikroben, endlich nach Cocain- 
krystallen. Nach diesen Halluzinationen kamen Gesichts-, Gehörs- und Geruchs- 
täuschungen. Bei allen bestand massige Analgesie, bei zwei Kranken epilep¬ 
tische Anfälle. 

Die letzte Vorlesung behandelt die Simulation und die Ver¬ 
kennung des Irreseins. Es wird ein interessanter Simulationstall mit- 
getheilt. Dr. Siemens-Lauenburg. 
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Dr. Göronne, Regierungs- und Medizinal - Rath: Generalbericht 
über das öffentliche Gesundheitswesen im Regie¬ 
rungsbezirk Posen in den Jahren 1889—1891. Posen 
1894. Verlag von Joseph Jolowicz. 

Verfasser trat sein Amt erst im Jahre 1892, also nach Ablauf der Be¬ 
richtsperiode an nnd musste sich, da wegen Krankseins seines Vorgängers Notizen 
nnr für das Jahr 1889 Vorlagen, die Grundlagen für seinen Bericht erst aus den 
verschiedensten Akten herausgraben. Unter diesen erschwerenden Umständen 
muss das Werk als Zeichen eines ganz ausserordeutlichen Fleisses erachtet 
werden. In der durch das Schema vorgeschriebenen Reihenfolge werden die 
einzelnen Materien in streng wissenschaftlicher, stets zum Nachdenken anregen¬ 
der Weise besprochen; jedes Kapitel ist lesenswerth und trotz der zahlreichen 
statistischen Notizen nicht ermüdend. Auszüge aus diesen zu geben, dürfte sich 
erübrigen. Viel interessanter als diese sind die zahlreichen Andeutungen, die 
der Verfasser über die Ziele macht, die er sich für seine Amtsführung gesteckt 
hat, und über die immer innerhalb der Grenze des Erreichbaren sich haltenden 
Mittel, mit denen er diese Ziele zu erreichen beabsichtigt. Aus dem überreichen 
Stoffe sei Einzelnes angeführt: 

Um die statistischen Nachrichten über die Bewegung der Bevölkerung für 
die sanitätspolizeiliche Thätigkeit der Medizinalbeamten gewinnbringender zu 
gestalten, sollen diese das Material von den Standesämtern direkt, monatlich 
oder vierteljährlich, zugestellt erhalten und für ihren Jahresbericht nach den 
Bockendahl’schen Tabellen bearbeiten. Hierdurch können etwaige Fehler¬ 
quellen rechtzeitig aufgedeckt und manche Gelegenheit zu frühem Einschreiten 
bei Epidemien gegeben werden. 

Die Meldepflicht der Aerzte soll dadurch erleichtert werden, dass ihnen 
frankirte Postkarten mit dem Vordruck nach Nieder-Barnimschen Muster auf 
Kosten der Orts- oder Kreisbehörden zugestellt werden. 

Zur Verhütung der im Bezirke häufiger auttretenden Pockenerkrankungen, 
die fast immer von aus Russland eingewanderten Arbeitern eingeschleppt werden, 
sollen diese sämmtlich sofort beim Antreten ihres ersten diesseitigen Dienst¬ 
verhältnisses geimpft werden. 

Da Unterleibstyphus häufig im Bezirke auftritt, sollen auch die kleinsten 
Erkrankungsgruppen durch hygienisch ausgebildete ärztliche Sachverständige 
sofort untersucht werden, um ordentliche vorbeugende Massregeln treffen 
zu können. 

Die Anzeigepflicht für Diphtherie soll auch auf die „leichten* Fälle aus¬ 
gedehnt werden und zwar auch auf die Haushaltungsvorstände pp. 

Bei Kindbettfieber sollen die Standesbeamten Uber jeden verdächtigen 
Todesfall doppelte Zählkarten ausfertigen, von denen eine sofort dem Kreis- 
physikus zuzustellen ist. 

Ueber die baulichen n. s. w. Verhältnisse in den Schalen and die Gesund- 
heitsverhältnisso der Schüler haben die Kreismedizinalbeamten nach einem be¬ 
sonderen Fragebogen und zwar für jede Schule einzeln zu berichten. 

Die betreffenden Verfügungen sind, wie Referent aus früherer Thätigkeit 
im Bezirke weiss, zum grossen Theile bereits erlassen und von allen Medizinal¬ 
beamten, die es mit ihrem Amte ernst meinen, freudig begrüsst worden. Spricht 
doch aus allen das Bestreben, den Physikern eine vermehrte Thätigkeit and 
darch diese nach eine bessere amtliche Stellung za geben! Bei der grossen 
Energie des Verfassers ist mit Sicherheit anzunehmen, dass die Bestimmungen 
nicht nar auf dem Papiere existiren werden. Man kann daher auf den nächsten 
Bericht, in welchem der Verfasser über das Erreichte sich äossern will, mit 
Recht gespannt sein. Es bleibt nur zu wünschen, dass seine unermüdliche 
Thätigkeit von Erfolg gekrönt werden möge, „der Medizinalpolizei za Ehren, 
der Gesundheitspflege des Bezirks za Nutzen“. Dr. Glogwoski-Görlitz. 
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Als Nachfolger des nach Dresden übergesiedelten Prof. Dr. Renk ist Prof. 
Dr. Fränkel in Marburg an die Universität Halle a./S. berufen worden. Da 
derselbe jedoch erst zu Ostern nächsten Jahres seine neue Stelle übernehmen 
kann, so ist der inzwischen zum ausserordentlichen Professor an jener Univer¬ 
sität ernannte Stabsarzt Dr. Behring beauftragt, während des kommenden 
Wintersemesters die Leitung des dortigen hygienischen Instituts und die Er- 
theilung des hygienischen Unterrichts vertretungsweise zu übernehmen. 


Die diesjährigen Sitzungen der bayerischen Aerztekammern werden 
am Sonnabend, den 6. Oktober d. J. stattfinden. Die den Aerztekammern seitens 
der Regierujg durch Erlass vom 2. September d. J. zur Berathung und Be¬ 
schlussfassung vorgelegten Gegenstände sind: 

1. Abänderung der Königl. Verordnung betreffend die Bildung von Aerzte¬ 
kammern und ärztlichen Bezirksvereinen. 

2. Wahl von je 12 geeigneten Aerzten behufs Bildung ärztlicher Kolle¬ 
gien zur Erstattung von Obergutachten in Unfallversicherungsangelegenheiten. 


Als Festort für die nächstjährige (67.) Versammlung Deutscher 
Naturforscher und Aerzte ist in der am 26. September abgehaltenen 
Schlusssitzung der diesjährigen Versammlung einstimmig Lübeck gewählt 
worden. Für 1896 sind Darmstadt, für 1897 Braunschweig, für 1898 Würzburg 
and für 1899 Leipzig als Kongressstädte in Aussicht genommen. 


Cholera. Im Deutschen Reiche sind vom 3.—17. September folgende 
Choleraerkrankungen und Todesfälle angezeigt: in Ostpreussen: 34 (10), davon 
in den Kreisen Allenstein (in Grieslienen) 19 (4), Mohrungen 3 (2), Memel 6 (2), 
Heydekrug 1 (1), Labiau 3 (1), Wehlau 1 (—), Osterode 1 (—); — lmWeichsel- 
gebiet: 30 (9), davon im Kreise Danziger Niederung 2 (—), im Landkreis 
Elbing 8 (3), in Thora 3 (1), in den Kreisen Marienburg 14 (4), Thora 2 (—) 
and Briesen 1 (1); — im Netze-Warthegebiet: 7 (4), davon in Nackel 
4 (3) und in Usch (Kr. Kolmar) 3 (1); — im Odergebiet: 1 (1) im Kreise 
Königsberg i. Pr.; — im Elbegebiet: 3 (2) und zwar je 1 (1) in Torgaa 
and Charlottenburgund 1 (—) in Tangermünde; — in Hessen-Nassau: 6 (1) 
in Bürgeln (Kr. Marburg); — in der Rheinprovinz: 3 in Aachen und 2 (2) auf 
einem in Duisburg «ingetroffenen holländischen Schiffe; in Oberschlesien 
endlich seit Mitte August bis zum 7. Septbr.: 45 (22), davon in 8 Ortschaften des 
Kreises Kattowitz 42 (20) und in Königshütte (Kr. Beuthen) 3 (2), vom 8. bis 
14. September: 55 (24), davon 50 (19 > in 12 Ortschaften des Kreises Kattowitz, 
je 1 (1) in den Kreisen Zabrze, Rosenberg, Oppeln und in der Stadt Breslau, 
sowie 1 (—) im Kreise Gross-Strehlitz. 

Mit Rücksicht auf die grössere Ausbreitung der Cholera in Oberschlesien 
ist in den Räumen des Schlachthauses zu Kattowitz ein bakteriologisches Labo¬ 
ratorium für die Untersuchung von Choleradefekten eingerichtet und unter 
Leitung des Dr. Kos sei, Assistenzarzt am Institut für Infektionskrankheiten 
in Berlin, gestellt. 

In Galizien betrug die Zahl der Cholera-Erkrankungen und Todesfälle 
in der Zeit vom 4. —16. September: 2159 (1195) in 34 Bezirken und 252 
Gemeinden. Davon entfielen auf Westgalizien (Stadt Krakau und Umgegend, 
Bezirke Bochnia, Chzranow, Kolbuszowa, Mielec, Myslenice, Tarnobrzeg, Wadowice 
und Wieliczka): 206 Erkrankungen mit 131 Todesfällen, auf Ostgalizien (Stadt 
Lemberg und Umgegend, Bezirke Bobrka, Bohorodczany, Borszcow, Buczacz, 
Czortkow, Horodenka, Husiatyn, Kalasz, Kolomea, Kosow, Mosciska, Nadworaa, 
Podhajce, Przemyslany, Skalal, Sniatyn, Stanislau, Tlumacz, Turka und Zales- 
zczyki): 1953 (1064). Die Gesammtzahl der Erkrankungen und Todesfälle seit 
Aasbruch der Seuche stellt sich somit unter Berücksichtigung nachträglicher 
Ergänzungen und Richtigstellungen auf 7738 (3868). 

In der Buckowina sind vom 4.—16. September in 8 Bezirken und 33 
Gemeinden 149 Personen an der Cholera erkrankt und davon*95*gestorben (in 
der Stadt Czernowitz 3 (2), in den am meisten verseuchten Bezirken Kotzmann 
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28 (16) nnd Wiznitz 65 (38). Die Gesammtzahl der Erkrankungen seit dem Be¬ 
ginne der Epidemie stellt sich damit auf 740 mit 402 Todesfällen. 

In Belgien sind in der Provinz Lüttich vom 19. August bis 1. Septbr. 
185, vom 2.-9. Septbr. 139 Cholera-Todesfälle amtlich festgestellt. Die Seu:he 
hat in dieser Provinz also eine grössere Ausbreitung genommen. Ausserdem 
wurden während jener Zeit 9 vereinzelte Todesfälle aus anderen Provinzen ge¬ 
meldet. 

In den Niederlanden gelangten vom 10.—23. September in 16 Ge¬ 
meinden 23 Erkrankungen und 18 Todesfälle zur amtlichen Kenntniss 

Russland: Die Zahl der Erkrankungen und Todesfälle betrug in der 
Stadt Petersburg vom 8.—21. September: 143 (79), vom 2.—15. September in 
den Gouvernements Petersburg 243 (96), Esthland) 13 (7), Livland 93 (41) und 
Kurland 21 (11); in der Stadt Warschau vom 2.—15. September: 50 (25), wäh¬ 
rend derselben Zeit in den Gouvernements Warschau: 151 (88), Lublin 150(57), 
Petrikau 1128 (365), Siedlec 320 (140), Lomza 39 (27), Kowno 52 (28), Plock 
103 (67), Minsk 208 (88), Podolien 836 (341), Bessarabien 763 (271), Kostmma 
208 (69), Saratow 102 (47); in der Zeit vom 26. August bis 8. September in den 
Gouvernements Kalisch 102 (65), Kielce 1161 (668), Radom 604 (339), Rjäsan 
336 (139), in der Zeit vom 27. August bis 15. September im Gouvernement 
Nischui-Nowgorod: 649 (399). 


Das medizinische Waarenhaus. Das medizinische Waarenhaus wurde 
am 11. Juli als Aktien - Gesellschaft mit 250000 M. Kapital gegründet und wird 
voraussichtlich die Eröffnung am 1. Oktober stattfinden können. Nach §. 2 des 
Statuts ist der Zweck der Gesellschaft: 

„1. Die Aerzte nach jeder Richtung in ihrer medizinischen Wirksamkeit 
und ihrer wirtschaftlichen und sozialen Stellung zu berathen und zu unterstützen 

2. Den Aerzten und dem Publikum dis Möglichkeit zu gewähren, stets 
gute und preiswerte medizinische Gebrauchsgegenstände und Waaren zu er- 
erhalten. 

Die Fabrikation und den Handel mit medizinischen Gebrauchsgegenständen 
und Waaren zu fördern.“ 

Damit das Unternehmen dauernd in der Lage sein wird, gemeinnützig 
zu wirken und den Interessen des ärztlichen Standes zu dienen, ist in dem 
Statut bestimmt, dass im Aufsichtsrathe der Gesellschaft die Majorität aus 
Aerzten bestehen muss. Ausserdem ist Vorsorge getroffen, dass auch bezüglich 
des Aktienkapitals die Majorität sich in den Händen von Aerzten befindet. 

Das Waarenhaus wird aus folgenden Abtheilungen bestehen: 1. Abthei¬ 
lung für chirurgische und optische Instrumente, für medizinische Gummiwaaren 
und Verbandstoffe, sowie für Kraukenhauseinrichtuugen. 2. Abtheilung für 
Chemikalien und Drogen. 3. Abtheilung für hygienische Nahrungs- und sonstige 
Genussmittel, sowie für Medizinalweine. 4. Buchhändlerische Abtheilung. 5. 
Abtheilung für Ausarbeitung nnd Verwerthung medizinischer Erfindungen. 6. 
Untersuchungsstelle für chemische, pharmazeutische, bakteriologische und mi¬ 
kroskopische Untersuchungen. 7. Auskunftstelle über Badeorte, Privat- und 
öffentliche Heilanstalten, Vermittelung von Vertretungen zwischen Aerzten und 
Aufgabe der Vakanzen. 

Das medizinische Waarenhaus wird eine Zentralstelle für alle medizinischen 
Gebrauchsartikel in bester Qualität bilden und wird als solche sowohl den 
Aerzten, als den Apothekern und Instrumentenmachern Vortheile bieten können 

Zum Gelingen des Unternehmens ist erforderlich die Mitwirkung und die 
Unterstützung der deutschen Aerzte. Mögen die von Bornträger in der 
Diskussion über das Waarenhaus gebrauchten Worte Beherzigung finden: „Wenn 
wir bei diesem wirtschaftlichen Unternehmen überhaupt ethische Gesichtspunkte 
gelten lassen wollen, dann, meine ich, ist es umgekehrt geradezu eine Ehren¬ 
pflicht für jeden deutschen Arzt, dasselbe zu fördern als ein Zeichen, dass die 
Aerzte sich einig fühlen in ihren wirtschaftlichen Interessen und tätig sind, 
dieser Einigkeit in einer selbstständigen Gründung Ausdruck zu geben.“ A. H. 
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Die Augen-Verletzungen mit Rücksicht auf die Unfall- 

Gesetzgebung. 

Von Dr. Ohlemann-Minden. 

Es ist in den letzten Jahren so viel über dies Thema ge¬ 
schrieben worden, ich erinnere nur an Groenouw, 1 ) Kaufmann,*) 
Becker, 8 ) Golebiesky, 4 ) dass es gewagt erscheint, dasselbe 
zum Vorwurfe einer neuen Arbeit zu machen. Allein einmal sind 
die Erfahrungen in der Praxis so vielgestaltig, dass immer noch 
einzelne Gesichtspunkte für eine Besprechung übrig bleiben, und 
dann dürfte es auch vou Interesse sein, die Ansichten einzelner 
Autoren, die von einander abweichen, kennen zu lernen. 

Zwei Umstände sind es, welche besonders hervorzuheben 
sind und als nen in Betracht kommen, auf welche die Gutachten 
der Praktiker sich auf bauen, das sind: 1) der Grad der erlittenen 
Erwerbsunfähigkeit und 2) die Zeit, welche eine Verletznng zu 
ihrer Heilung braucht, sowie die Zeit der wieder erlangten Arbeits¬ 
fähigkeit. 

Was den ersten Punkt anlangt, so hat man für die Augen¬ 
verletzungen den Grad der erlittenen Erwerbsunfähigkeit in Prozent¬ 
sätzen in mathematischer Berechnung festgelegt [Zehender, 6 ) 


*) Groenouw: Deutsche med. Wochenschrift 1893, Nr. 40—44. 

*) Kaufmann: Handbuch der Unfall Verletzungen. Stuttgart 1893. 

*) Becker: Anleitung zur Bestimmung der Erwerbsunfähigkeit nach 
Verletzongen. Berlin 1892. 

4 ) Golebiesky: Aerztlicher Kommentar znm Unfallversicherungsgesetz. 
Berlin 1893. 

*) Zehender’s klinische Monatsblätter für Augenheilkunde 1888—1890. 
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Mooren, 6 ) Josten 7 * )], während von Kaufmann allein bis jetzt 
Zeitangaben über die Heilungsdauer der einzelnen Arten der Augen¬ 
verletzungen angegeben worden sind. 

Für die Praxis hat es hohen Werth, die Zeit zu kennen, 
welche nothwendig ist für die Heilung einer Verletzung, und wie 
viel Zeit eine Rekonvalescenz beansprucht, zumal Angaben hier¬ 
über in den Handbüchern nur spärlich vorhanden sind. Tritt doch 
schon im praktischen LebeD sehr häufig gleich nach erlittener 
Verletzung die Frage über die Heilungsdauer an den praktischen 
Arzt heran. Hierbei ist es dann von grossem Vortheile, wenn er 
sich sowohl dem Arbeitgeber, als den Berufsgenossenschaften gegen¬ 
über auf Erfahrungen in der Literatur oder Statistik berufen kann, 
und wenn einmal ein Fall anders verläuft, als man es erfahren 
hat, man nicht im Zweifel bleibt, ob man es gegebenen Falls mit 
traumatischer Neurose oder Simulation zu thun hat. Handelt es 
sich um zweifelhafte Fälle, dann dürfte es kaum zu vermeiden 
sein, sich auf die ausführlichen Werke zu beziehen; bei einem mit 
wissenschaftlichen Gründen erforderten Gutachten wird man daher 
die Originale zur Hand nehmen müssen. 

I. Der Grad der erlittenen Erwerbsunfähigkeit. 

Man ist im Allgemeinen leicht geneigt bei Augen Verletzungen, 
besonders bei verringerter Sehfähigkeit, einen höheren Grad ver¬ 
minderter Arbeitsfähigkeit anzunehmen. Groenouw hat indess 
darauf aufmerksam gemacht, und es wird später noch näher darüber 
die Rede sein, mit wie ungemein verringertem Sehvermögen noch 
ein verhältnissmässig hoher Grad von Arbeitsfähigkeit erhalten 
bleiben kann. Ferner ist darauf hingewiesen worden, dass der 
Grad der durch eine Verletzung erlittenen Erwerbsunfähigkeit, in 
Prozentsätzen ausgedrückt, keine unveränderte konstante Grösse 
bleibt, sondern mit der Zeit eine Verminderung erfährt, trotz einer 
Autorität wie Mooren, einümstand, der bei den ärztlichen Gut¬ 
achten und Attesten mit in Erwägung zu ziehen ist. Ja, G u i 11 e ry *) 
beobachtete, dass solche, welche das Sehvermögen eines Auges 
eingebüsst hatten, sogar die Fähigkeit der Abschätzung der Tiefen¬ 
dimension oft in ganz erfreulicher Weise wieder erhielten. 

Alles dies macht es erklärlich, dass man, wenn man mit Hülfe 
von mathematischen Formeln und Tabellen den Grad erlittener 
Erwerbsbehinderung herausrechnen will, auch noch eine Reihe von 
Nebenumständen mit in Betracht zu ziehen hat. Zu diesen 
Schwierigkeiten in der Beurtheilung eines Einzelfalles gesellen 
sich noch Meinungsverschiedenheiten der Autoren. Nach Guillery 
besteht noch nicht die für die Praxis so wünschenswerthe Einigung 
in den Meinungen. Während Zehender 9 ) an seiner ursprüng- 

6 ) Mooren: Centralblatt für allgemeine Gesundheitspflege 1890, p. 217. 

„ Die Sehstorungen und Entschädigungsansprüche der Arbeiter. 
Düsseldorf 1891. 

7 ) Josten: Klinische Monatsblätter 1889, pag 626. 

•) Klinische Monatsblätter für Augenheilkunde 1892, p&g. 216. 

®) Zehender’s klinische Monatsblätter für Augenheilkunde 1888, pag. 265; 
1889, pag. 526-537; 1890, pag. 513—521; 1890, pag. 794. 
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liehen Ansicht von 33,3 % Verlust für ein Auge festhält, will 
Mooren 50 % festgesetzt wissen. Beides ist ausführlich begründet. 
Zehender stellt folgende beiden Gesichtspunkte in Frage: 

1) die Verringerung der durch den Unfall betroffenen Sehschärfe, 

2) das Mass von Sehfähigkeit, welches zur Ausübung eines be¬ 
stimmten Berufes nothwendig ist. Hierbei kommt er zu dem Resul¬ 
tate, dass die Erwerbsfähigkeit im umgekehlten Verhältniss zu 
der nach einer Verletzung übrig gebliebenen Sehkraft stehe. Die 
Grenzen, um die es sich dabei handelt, sind nach oben zu Seh¬ 
schärfe oder S = 1, nach unten zu S = So fand er die Formel 

Z = 100 [1 — 2a ~t~fr ] ^2 bedeutet Erwerbsunfähigkeit, a Sehschärfe 

ü 

des besseren, b Sehschärfe des schlechteren Auges, die Zahl 100 
die volle Erwerbsfähigkeit). 

Er begründet die Formel folgendermassen: Durch den Ver¬ 
lust eines Auges habe das übriggebliebene einen doppelten Werth 
und doppelte Arbeit zu leisten. Wolle man also den Werth eines 
verloren gegangenen Auges berechnen, so habe man mit 3 Augen- 
werthen zu thun, einem doppelten für das übrig gebliebene und 
einem Nullwerth für das andere. Damit entsteht die Formel 

S = -— Q — - = */ 3 für das unverletzte Auge. Folglich ist der 

ö 

Verlust des verletzten Auges, wenn 100 der volle Sehwerth beider 
Augen ist, gleich Vs oder 33.3 °/o. 

Es kann ferner der Fall sein, dass der volle Sehwerth des 
zweiten Auges nicht =100 ist, sondern weniger, 100 = 1 gedacht, 
also 0,9 oder 0,8 oder 0,7 oder noch weniger. Dann wäre, um 
ein Beispiel herauszugreifen, die Sehfähigkeit beider Augen oder 

der Sehwerth derselben SS = - * ^ — - = 0,53, wenn S = 0,8 

wäre, d. h. also 0,53 ist der Werth für um 47 °/o verminderte 
Arbeitsfähigkeit. 

Während Zehender hierbei nur die zentrale Sehschärfe zur 
Berechnung verwendet, setzt Mooren noch das binokulare Sehen 
und das normale Gesichtsfeld mit in Rechnung. Jeden dieser 
beiden Faktoren schätzt er auf 33,3, für ein Auge demnach 16 2 / 3 °/o. 
Verliert Jemand ein Auge, so muss also zu den 33,3 Sehfähig- 
keitsverlust noch 16*/s °/° hinzuaddirt werden. Das macht 50 % 
Totalverlust. 

Dabei ist Mooren entschiedener Gegner der Meinung, dass 
der Verlauf des binokularen Sehens sich nach Jahresfrist aus- 
gleichen könne. 

Kaufmann bringt in seinem Werke pag. 121 eine Ent¬ 
scheidung des Reichsversicherungsamtes vom 28. Mai 1888, in 
welcher die Minderung einer Rente nach allmählicher Gewöhnung 
an den Gebrauch lediglich eines Auges gebilligt wurde. Ein 
Arbeiter, welcher eine schwere Augenverletzung erlitten hatte und 
eine Unfallsrente von 75 °/o bekam, erhielt dieselbe nach Jahres- 
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friet herabgesetzt auf 40 °/o, indem berttcksichtigt wurde, dass der 
Verletzte in seiner Erwerbsfähigkeit verhältnissmässig Anfangs 
mehr beschränkt und im Gebrauche eines Auges noch nicht hin¬ 
länglich geübt war, die Entfernung daher noch nicht zu schätzen 
vermochte. Nachdem diese Gewöhnung eingetreten, sei auf Grund 
erneuter Prüfung die Minderung der Rente zu billigen. 

Wir kommen zur Berechnung der Entschädigung bei ge¬ 
ringerem Verlust an Sehfähigkeit, als der Verlust eines Auges 
beträgt. Greifen wir zunächst auf die Formel Zehender’s zu¬ 
rück: Z = 100 [1 — — k ]. Gegen diese ist sowohl von 

ü 

Josten, als von Mooren geltend gemacht, dass für die Zahl 1 
nicht gleich 100 gesetzt werden könne. Die Beobachtung in dem 
täglichen Leben lehre, dass erst dann ein wirklicher Verlust ein¬ 
trete (wie Jo8 ten dies begründet, davon nachher), wenn S nach den 

6 1 

Schweigger’schen Tafeln beispielsweise weniger als ^ oder - 
ist. Diese Zahl wurde daher als oberste Grenze angenommen, 
während als unterste übereinstimmend —gilt. Alle diese Werthe 


nun, die zwischen S = 


1 

2 


und S = 


1 

100 


liegen, oder im Decimal- 


malbruche ausgedrückt S = 0,5 und S = 0,01, nennt man 
in ihrer Verallgemeinerung: n. Demnach heisst die Formel 

Z = ^ [n — - - - ]. Danach hat Zehender ziffermässig 

den Verlust in einer Reihe von Tabellen festgestellt, in denen n 
den Werth von 0,9 — 0,1 hat. In diesen Tabellen geben die 
fettgedruckten horizontalen obersten Zahlen die Sehschärfe des 
einen, die vertikalen ersten die des anderen Auges an. Eine der¬ 
selben, in welcher n = 0,5 angenommen ist, möge hier zur näheren 
Erläuterung Platz finden: 

Tabelle YL 
n = 0,5. 


s. 

0,5 

0,4 

0,3 

0,2 

0,1 

0,0 

0,5 

n 

7 

13 

20 

27 

33 

0,4 

7 

20 

27 

33 

40 

47 

0,3 

13 

27 

40 

47 

53 

60 

0,2 

20 

33 

47 

60 

67 

73 

0,1 

27 

40 

53 

67 

80 

87 

0,0 

83 

47 

60 

73 

87 

100 


Für die Richtigkeit der Anschauung, dass als oberste Grenze 

des erlittenen Verlustes S und nicht S = 1 anzusetzen sei, 

zitirt Josten folgendes Beispiel. Ein Arbeiter hatte einen zen- 

6 

tralen Hornhautfleck mit S = ^. Später bekam er auf dem anderen 

y 



Die Augen-Verletzungen mit Rücksicht anf die Unfall -Gesetzgebung. 497 


6 

Auge eine Verletzung mit demselben Endausgang, S = ^. Jetzt wäre 


nach den Zehender’schen Tabellen 40 % Erwerbsunfähigkeit 
vorhanden. Dem war aber nicht so, vielmehr that der Mann nach 
wie vor seine Arbeit. Uebrigens kann in Fällen von Lidver¬ 
letzungen, Thränen, Ptosis, Strabismus. Nystagmus, Ciliarneurose, 
Netzhaut-Hyperästhesie, traumatischer Neurose nach diesen For¬ 
meln die Arbeitsunfähigkeit nicht beurtheilt werden. 

Ein anderes Bedenken betrifft folgenden Punkt, der sich auch 
erst im praktischen Leben bemerkbar macht. Es kommt vor, dass 
die Sehschärfe beider Augen vor der Verletzung nicht zu eruiren 
war, so dass man lediglich auf die Angaben des Verletzten allein 
angewiesen ist; Schwierigkeiten, die auch von anderer Seite her¬ 
vorgehoben worden sind. 10 ) Endlich scheint ein Unterschied beim 
Verluste des rechten und linken Auges gemacht zu werden. Nach 
den Zusammenstellungen von Kaufmann, betreffend die von den 
deutschen Berufsgenossenschaften und dem Reichsversicherungsamt 
festgesetzten Entschädigungen, kommen folgende Unterschiede vor, 
deren Begründung nicht näher ersichtlich ist: 

Der Verlust des rechten Auges bei Bohrern, Giessern, Rad¬ 
drehern, Kalklöschern wurde berechnet mit 50 %, 55 %, 75 %; der 
des linken Auges bei Tagelöhnern, Schmieden, Schlossern mit 33,3 %, 
35 %, 40 0 /o, 50 %; einige Wenige ausgenommen ohne erkennbare 
Ursache mit 20 %. 

Schleich 11 ) nimmt im Allgemeinen folgende Prozentsätze an: 
Verlust eines Auges bei Intaktsein des zweiten 33 V 8 % ; bei Seh¬ 
schärfe = ^ oder 0,5 und intaktem zweiten Auge: 0°/o; bei 0,4 

Sehschärfe in demselben Falle: 7 %, bei 0,3: 13 %, bei 0,2: 20%, 
bei 0,1: 27 %, bei 0,05: 30 %, bei 0,01: 33^3 %. Die Auf¬ 
hebung des binokularen Sehens berechnet er mit 17 %. Endlich 
die Gesichtsfeldbeschränkung gleichwerthig der herabgesetzten 
Sehschärfe. 

Wie bereits angedeutet, haben alle diese Berechnungen noch 
keinen bleibenden Werth. Ebenso wie in den Fällen von durch 
Krankheiten erlittenen Defekten der Sehfähigkeit durch Uebung 
eine gewisse Besserung in der Arbeitsfähigkeit eintritt, so auch 
bei denen durch Trauma entstandenen. Mit Recht müssen daher 
spätere Nachprüfungen vorgenommen und der Prozentsatz des 
Verlustes an Arbeitsfähigkeit danach geändert werden. Anderer¬ 
seits können Verhältnisse in Betracht kommen, welche die Ab¬ 
schätzung eines Verlustes nach anderer Richtung hin beeinflussen. 
Groenouw erwähnt einer Reihe von Leuten, welche, als Loko¬ 
motivheizer längere Zeit in Dienst, ein Auge einbüssten und nun 
die Aussicht auf weiteres Avancement verloren. Hier wird also 


10 ) Wicherkiewicz: Zentralblatt für Augenheilkunde 1890, pag. 78. 
u ) Schleich: Ueber Sehstörungen durch Unfall und Beschiänkung der 
Erwerbsfähigkeit. Mediz. Korrespondenzblatt des Württembergischen ärztlichen 
Landes-Vereins 1890, Nr. 23. 
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den Verletzten die Aussicht auf eine höhere Einnahme für die Zu¬ 
kunft vollständig abgeschnitten. In wieder anderen Fällen ist zu 
berücksichtigen, mit wie wenig Sehvermögen bei gewisser Arbeit ein 
Verletzter noch zu verdienen vermag. Groenouw bringt als 
Beispiel einen Berghauer, der mit Sehvermögen =0 auf einem 
Auge und stark herabgesetzter Sehschärfe des anderen Auges und 
Nystagmus einen Tagesverdienst von 3,32 Mark hatte. Intraokular 
bestand: Retinitis pigmentosa, Atrophia nervi optici. 

In einem anderen Falle handelte es sich um einen 41 jährigen 

Arbeiter, ebenfalls mit S = 0 auf einem Auge. S = — -^r des 

15 40 

anderen Auges schwankend. Nach der Zehender’schen Formel 
n = 1 wäre die Erwerbsfähigkeit nur noch 4 1 /* %, nach der 

Formel von Josten n = noch 9 °Jo gewesen; der Mann 

hätte demnach 91—96 % verloren. Trotzdem war er noch im 
Stande, täglich 2 Mark zu verdienen. Allerdings handelte es 
sich in diesen Fällen um gröbere Arbeit. Allein eine andere 
Beobachtung zeigte, dass selbst bei einem grossen Gesichtsfeld¬ 
defekte eines Auges und totalem Verluste des anderen bei noch 

vorhandener centraler Sehschärfe von ^ die dauernde Beschäfti- 

O 

gung mit Lesen und Schreiben nicht unmöglich wurde. 

Derartige Fälle mögen wohl vielfach Vorkommen, und geben 
ernstlich zu bedenken, dass der praktische Arzt nicht nöthig hat, 
beispielsweise bei einfacher Conjunctivitis einen Verlust von 40 °/o 
anzusetzen, wie es geschehen ist, um einen Verletzten, wie Groe¬ 
nouw richtig sagt, zu einem anständigen Trinkgelde zu verhelfen. 
Er rechnet aus, dass, wenn der Verletzte wieder arbeitet, seine 
Gesammt-Einnahme aus Lohn und Rente unter Umständen höher 
ausfallen kann, er mehr verdient, als seine gesunden Kameraden. 

Wer arbeiten will und muss, kann dies auch mit dem be¬ 
scheidensten Sehvermögen. So erinnere ich mich einer Tabak¬ 
arbeiterin, welche mit mehr als 15 Dioptrien Myopie, S = ^ 

bei fast totaler Chorioidealatrophie 1 Mark per Tag Jahr aus Jahr 
ein verdiente. 

Es lehrt also die Erfahrung, dass die Erwerbsunfähigkeit 
nicht immer in demselben Masse zunimmt, je geringer das Seh¬ 
vermögen wird; dass also der aufgestellte Grundsatz: „Die Er¬ 
werbsunfähigkeit steht in umgekehrtem Verhältniss zu der nach einer 
Verletzung noch übrig gebliebenen Sehkraft, wobei als oberste Grenze 

S = als unterste S = nicht immer massgebend ist, und 

dass man besser thut, jeden Fall zu individualisiren. 

II. Die Zeit der wiedererlangten Arbeitsfähigkeit 
und Heilung einer Verletzung. 

Für die Beurtheilung dieser Verhältnisse ist es von einigem 
Werth, die Erfahrungen aus der Praxis mit denen der Autoren 
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zu vergleichen. Unter den letzteren möchte ich besonders Kauf¬ 
mann nennen, der die Zeitdauer der Verletzungen bis zur Heilung 
bei jedem Theile des Auges mit Berücksichtigung der Kompli¬ 
kationen kurz zusammengestellt hat. Und doch kommt man mit 
ihnen aus, wenn man auch nicht für jeden Fall, der im Leben 
vorkommt, ein Beispiel findet. Einen solchen möchte ich der 
Wichtigkeit wegen hier herausgreifen: 

Für die Verletzung der Conjunctiva durch Fremdkörper, d. h. 
wenn Fremdkörper in den Bindehautsack gerathen und alsbald 
entfernt werden, giebt es keine weiteren Folgen. Bei längerem 
Verweilen resultiren entzündliche Veränderungen, welche noch 
nachträgliche Behandlung nöthig machen, gewöhnlich aber in 1 bis 
3 Wochen heilen. Hier ein Fall aus dem Leben: Klempner E. 
giebt an, beim Abreissen von Brettern im Freien sei ihm An¬ 
fangs Mai Staub in beide Augen geflogen. Er hätte die Augen 
dann gekühlt und anderen Tages einen Arzt konsultirt, der ihm 
Bleiwasserumschläge verordnet habe. Das habe er 14 Tage ge¬ 
macht und sich dann 4 Wochen lang mit Hausmitteln behan¬ 
delt. Im Oktober wurde er, da er den Unfall bei der Berufs¬ 
genossenschaft gemeldet hatte, zur Beobachtung einer Privatklinik 
überwiesen. Nach 6 tägiger Beobachtung wurde er als geheilt 
entlassen und im Gutachten ausgesprochen, dass ihm also von 
Anfang Mai bis Ende Oktober wegen eingedrungenen Staubes in 
die Augen ein Prozentsatz von 40 % Verlust zuzusprechen sei. 

Einem solchen Falle gegenüber geben folgende Beobach¬ 
tungen lehrreiche Beispiele dafür, wie selbst schwere Verletzungen 
ein Auge ertragen kann, und wie gering dabei die Zeitdauer bis 
zur Heilung und wiedererlangter Arbeitsfähigkeit ist: 

G. B., Glasbläser in P., erhielt am Feuer einen sogenannten 
Spritzer flüssiger Glasmasse in das linke Auge. Bei der Unter¬ 
suchung zeigte sich eine hanfkorngrosse kleine Eschara der Con¬ 
junctiva zwischen Hornhautrand und innerem Lidwinkel, der übrige 
Conjunctivaltheil der inneren Hälfte stark geröthet. Hornhaut in¬ 
takt. Behandlung: antiseptischer feuchter Verband. Heilung in 
10 Tagen, Conjunctiva vollkommen blass, Wiederaufnahme der 
Arbeit am 12. Tage. — G. D., Glasbläser in P., erlitt auf dieselbe 
Weise jedoch eine weit schwerere Verletzung. Die Cornea war 
an ihrem Scleralrande oben innen durchschlagen, die Iris lag in 
Hanfkorngrösse vor (Prolapsus iridis), die Umgebung der Wunde 
stark geröthet. Die Verletzung geschah Abends gegen 6 Uhr, 
Abends gegen 11 Uhr fand die erste Untersuchung statt. Be¬ 
handlung: Atropin, Cocain, Druckverband. Bereits am anderen 
Tage war der Iris Vorfall zurückgetreten und lagen die Wund¬ 
ränder glatt an. Und so heilte die Verletzung in 3 Wochen. 
Nach 4 Wochen war jede Spur von Röthung der Bindehaut ver¬ 
schwunden und mit Anfang der 5. Woche nach geschehener Ver¬ 
letzung nahm der Mann seine Arbeit wieder auf. 

Wenn man solche Wahrnehmungen macht, und sie kommen 
verhältnissmässig recht häufig vor, dann wird man, namentlich wenn 
es sich um eine geringfügige Sache handelt, die unverhältniss- 
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mässig mehr Zeit beansprucht, bei der sich subjektive Klagen 
anschliessen, über verschlechtertes Sehen oder über Schmerzen ge¬ 
klagt wird, etwas skeptisch in der Annahme von traumatischer 
Neurose ohne objektiven Befund sein müssen, von der Manche 
annehmen, dass sie Vs Jahr dauern könne und dann von selbst 
verschwinde. Seligmüller 12 ) erklärt geradezu, dass, wenn ein 
Arzt traumatische Neurose, welche in Wirklichkeit nicht vorhanden 
sei, diagnostizire, in Gefahr gerathe, von Simulanten betrogen zu 
werden. Ich muss bedauern, dass mir diese Arbeit bei meinem Auf¬ 
sätze in dieser Zeitsclirift über Aggravation von Augenverletzungen 
im vorigen Jahre entgangen ist. Und Groenouw ist auch voll¬ 
ständig beizustimmen, wenn er sagt, dass bei der ausserordentlich 
verfeinerten Untersuchungstechnik selten wissentlich falsche An¬ 
gaben und Uebertreibungen unentdeckt bleiben. Aber die Mühen 
des untersuchenden Arztes stehen in keinem Verhältnisse zu dem 
Aufwands von Zeit und Arbeit und — Anerkennung, sie stehen 
in keinem Verhältniss zu der Aufwendung von wissenschaftlichen 
Hilfsmitteln, deren man zur Aufdeckung bedarf. 

Um nun endlich noch einen Anhaltepunkt über die approxi¬ 
mativen Zeitdauer für die Heilung der einzelnen Verletzungen 
zu geben, mögen die Kaufmann’sehen Zahlen noch in Kürze 
Platz finden, denen ich eigene Erfahrungen anschliesse. 

Verletzungen der Augenlider. Quetschungen heilen 
in 1—3 Wochen, Stich- und Schnittwunden in 1—2 W., Biss-und 
Quetschwunden, da sie zum Eitern neigen, in 2—4 W., Brand¬ 
wunden in 3—10 W. Nachoperationen wegen eventuellen Folge¬ 
zuständen wie Ptosis, Entropium, Ectropium verlangen 2—4 W. 

Verletzungen der Bindehäute. Fremdkörper, sofort 
entfernt, haben keine Folgezustände. Bei längerem Verweilen 
verursachen sie Conjunctivitis traumatica, doch erfolgt Heilung 
in 1—3 Wochen. Wunden der Bindehaut heilen meist rasch, 
auch in etwa 1—3 Wochen. Verbrennungen, Anätzungen sind 
mit ihren Heilungszeiten naturgemäss abhängig nach Exten¬ 
sität und Intensität der Einwirkungen. So können sie dauern 
wenige Tage bis mehrere Monate, während ihre Folgezustände in 
Form von Verwachsungen (Symblepharon) dauernde sein können. 
Darunter giebt es solche, welche nur geringe Beschwerden hinter¬ 
lassen, wie etwas Thränen und Röthung des betreffenden Augen¬ 
lides, oder auch solche, welche erhebliche Störungen und Ent¬ 
stellungen verursachen. Man wird sich da nach allgemeinen 
Grundsätzen je nach der Grösse der sichtbaren und entstellenden 
Schädigungen richten können, so dass für ein Gutachten keine 
besonderen Schwiei igkeiten entstehen. 

Verletzungen der Hornhaut. Die nur oberflächlichen 
Fremdkörper derselben (corpora aliena) dürfen wohl kaum weitere 
Folgen haben als höchstens einige Tage Arbeitsunfähigkeit, selbst 
wenn sie mitten im Pupillargebiet sich befinden. Handelt es sich 
aber um tiefer eingedrungene, so kommt es immer darauf an, ob 


12 ) Deutsche med. Wochenschrift 1890, Nr. 43 and 44. 
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die Verwundung ohne Infektion der Wunde bleibt. Tritt keine 
solche ein, dann erfolgt Heilung selbst bei grösseren Wunden in 
1—4 Wochen. Tritt Infektion ein, dann nehmen sie denselben 
Verlauf wie Quetsch- oder Risswunden, durch Baumzweige, Sträucher, 
Kornähren verursacht — daher in der Erntezeit so sehr häufig 
und für die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften so wich¬ 
tig. Es entwickelt sich Hypopyonkeratitis, eitrige Hornhaut¬ 
entzündung mit Eiter in der vorderen Augenkammer. Sitzt die 
Wunde dabei im Pupillargebiet, so treten schwere Folgezustände 
ein, und die Heilung geht mit oder ohne operativen Einflus, wie 
Galvanokaustik, Operation nach Saemisch, nur langsam von 
Statten. Dabei pflegen intensivere Trübungen der Hornhaut zu¬ 
rückzubleiben. Die Heilung tritt um so leichter und rascher ein, 
je frühzeitiger die Ursachen der Infektion, mögen sie im Thränen- 
kanal oder in der Wunde liegen, unschädlich gemacht werden. 
Immerhin dauert die Zeit bis zur Heilung 1—2 Monate und noch 
länger in solchen Fällen, während ohne Infektion Heilung in 
einigen Wochen eintritt. Bei der ländlichen Bevölkerung gehen 
viele Augen dadurch verloren, dass eine sachgemässe Behandlung 
zu spät unternommen wird. — Bei einfachen Hornhautwunden 
selbst mit Irisvorfall tritt Heilung in 4 Wochen ein. 

Verletzungen am Comeoscleralsaume hat Kaufmann nicht 
aufgeführt, sie verdienen aber doch besondere Erwähnung, weil 
sie erfahrungsgemäss öfter sympathische Entzündungen des ande¬ 
ren Auges zur Folge haben, auch führen sie leichter zur Er¬ 
weichung und Schrumpfung des betroffenen Auges und Phtisis. 
Sie können 4 Monate lang bis zur Heilung dauern, wenn nicht 
Enukleation, Resektion des Opticus oder Exenteration, wenn 
Panophthalmitis die Folge war, den Prozess abkürzen. Die Kom¬ 
plikationen mit Linsenverletzungen werden am besten bei den Ver¬ 
letzungen der Linse selbst besprochen. 

Zurückbleibende Hornhauttrübungen von einfacher Nubecula 
bis zum totalen adhärenten Leukom sind, was ihre Folg an¬ 
langen, immer abhängig von ihrer Lage, ob peripher oder 
central, und ihrer Dichtigkeit. Meist haben sie ausser der Seh¬ 
störung durch die Trübung unregelmässigen Astigmatismus zur 
Folge, welcher sich durch Gläser nicht bessern lässt. Bei ihrer 
Beurtheilung sind einmal massgebend die Zehender’sche und 
Josten’sehe Berechnung der zentralen Sehschärfe, dann aber 
auch ist zu berücksichtigen, was Mooren betont, dass Hornhaut¬ 
trübungen einen höheren Grad von Sehstörung verursachen, als wenn 
die Trübungen im Augeninnern, in den brechenden Medien, lägen. 

Allerdings kann durch optische Iridektomien ein grösserer 
Verlust aufgehoben und gebessert werden, allein die Erfahrung 
lehrt, dass selbst, wenn die Berufsgenossenschaften die Aufforde¬ 
rung dazu ergehen lassen, die Verletzten lieber im Genüsse ihrer 
Rente bleiben, als dass sie sich iridektomiren lassen. 

Verletzungen der Lederhaut. Nicht perforirende 
Wunden heilen in einigen Wochen. Perforirende, durch Quetschung 
entstanden, sind gewöhnlich komplizirt mit Verletzung und selbst 
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Vorfall der Aderhaut und Netzhaut. Ihre Prognose für Erhaltung 
des Auges ist schlecht, und die Heilungsdauer beträgt 6 bis 12 
Wochen. Im Falle dagegen frühzeitig Enukleation eintritt, erfolgt 
Heilung bereits in einigen Wochen. 

Verletzungen der Iris. Lähmung des Sphincter pupillae 
nach trauma durch Erschütterung kann dauern 6—10 Wochen, 
zuweilen bleibt sie dauernd. Der Verlust wird berechnet Dach 
dem Grade des Verlustes der Sehschärfe. Irislösung (Iridodi- 
alysis) heilt je nach der Intensität in 2—4 Wochen. In schwie¬ 
rigeren Fällen muss iridektomirt werden. Es kann dabei eine Zeit 
von 4—12 Wochen hingehen, ehe Heilung erfolgt. 

Fremdkörper in der Iris erfordern meist operatives Verfahren, 
die Heilungsdauer 2—6 Wochen. Wird nicht operirt oder erfolgt 
Heilung durch Einkapselung, so kann es länger dauern. Zuweilen 
aber ist eitrige Entzündung zu fürchten, dabei reichen kaum 4 bis 
10 Wochen für die Heilung. Als längste Zeit werden 26 Wochen 
angegeben. 

Linsenverletzung. Einfache Subluxation der Linse kann 
geringe Erscheinung machen, zuweilen auch schwere. Auch hier 
entscheidet für die Folge der Grad der Sehstörung. Es kommt 
vor, dass solche luxirte Linsen unter der Bindehaut Jahre lang 
liegen und gar keine Erscheinung machen, in anderen Fällen ent¬ 
stehen als Folge, selbst wenn sie entfernt werden, Neuralgien bis 
zu Jahresdauer. Meist sieht man bei der Untersuchung von vorn¬ 
herein Irisschlottern und Pupillarerweiterung. In anderen Fällen 
wieder tritt Linsenquellung ein, und damit Entzündung des Ciliar¬ 
körpers oder Glaucom, Erscheinungen, die operatives Eingreifen 
nöthig machen. Daher schwankt die Heilungsdauer zwischen 1 
und 4 Monaten. 

Fremdkörper oder Kapselwunden verursachen Wundstaar. 
Bei jugendlichen Verletzten tritt Resorption ein mit nachfolgendem 
Kapselstaar. Die Zeitdauer schwankt je nach der Zeit des ope¬ 
rativen Eingreifens zwischen 2 und 15 Monaten. 

Glaskörper-Verletzung ist meist verursacht oder be¬ 
gleitet von Scleralwunden, daher gewöhnlich komplizirt mit 

Netzhaut- und Aderhaut - Verletzungen. Quetsch¬ 
ungen sind meist die Ursache. Sie können Blutungen in dem 
Glaskörper, Netzhautblutungen, Zerreissung derselben, Netzhaut¬ 
ablösungen, totale wie circumscripte zur Folge haben. Endlich 
verursachen sie Herabsetzung der Sehschärfe und Gesichtsfeld¬ 
defekte, Skotome. Die Heilungsdauer beträgt in geringeren Graden 
der Verletzung 1—2 Monate, in hochgradigen 4—12 Wochen. 

Fremdkörper im Auge. Handelt es sich um Eisen¬ 
splitter, so gelingt es öfter, sie mit dem Elektromagneten zu ent¬ 
fernen und das Auge in 3—6 Wochen wieder herzustellen. Aber 
trotz der Entfernung ist nicht selten Ausgang in Schrumpfung des 
Auges mit Verlust die Folge bei 6—12 Wochen Dauer. Am selten¬ 
sten ist wohl Einkapselung und Heilung ohne Schaden. Glaskörper¬ 
verletzungen durch die Sclera heilen, wenn keine Eiterung erfolgt 
in 6—10 Wochen; meist aber kommt es zur Phtisis bulbi, wobei 
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nicht selten Enucleation gemacht werden muss. Die Zeitdauer 
beträgt 6—12 Wochen. 

Verletzung der Augenhöhle. Die Wunden, welche 
keine Eiterung machen, heilen innerhalb einiger Wochen. Nur 
wenn Infektion eintritt oder Verletzungen der knöchernen Wandungen 
vorliegen, kann durch Fortpflanzung der Entzündung auf die Ge¬ 
hirnhäute Lebensgefahr eintreten; je nach den vorhandenen Kom¬ 
plikationen dauert der Zustand 4—20 Wochen. 


Aus Versammlungen und Vereinen. 

Bericht über dem VIII. internationalen Kongress 
für Hygiene nnd Demographie in Budapest vom 1. Ms 

9. September d. J. 

(Fortsetzung.) 

B. Sektions - Sitzungen. 

I. Sektion für Bakteriologie. 

Am zweiten Sitzungstage, Dienstag, den 4. September, 

stand 

die Frage der Diphtherie 

auf der Tagesordnung, zu deren wissenschaftlicher Vertretung sich gemäss des 
Beschlusses des VII. internationalen Kongresses in London verschiedene nationale 
Comite’s (14) gebildet hatten. Die Sitzung fand gemeinschaftlich mit den Sek¬ 
tionen II (Prophylaxis der Epidemien) und V (Hygiene des Kindesalters) statt; 
der Sitzungssaal fasste in Folge dessen kaum die überaus zahlreich herbeige¬ 
strömten Zuhörer, der beste Beweis für die grosse Bedeutung des Verhandlungs- 
gegenstandes und für das grosse Interesse, das seitens der Kongressmitglieder 
den bevorstehenden Erörterungen entgegengebracht wurde. Ob dieselben in 
ihren Erwartungen durch den Verlauf der Verhandlungen, die von dem Minister 
des Innern, v. Hieronymi mit Geschick geleitet wurden, befriedigt worden 
sind, dürfte jedoch zweifelhaft sein; denn nachdem ein Theil 'der Bericht¬ 
erstatter, deren Reigen Prof. Dr. Löffler, als Vertreter des deutschen Comit6’s, 
eröffnete, die gedruckt vorliegenden Beschlüsse ihrer Comitö’s bald kürzer, bald 
länger begründet hatten, kam man zu der Ueberzeugung, dass nicht eine, son¬ 
dern mehrere Sitzungen erforderlich sein würden, um alle Referate entgegen zu 
nehmen. Auf Vorschlag des Prof. Dr. Metschnikoff (Paris) wurde daher 
die Verhandlung über die prophylaktischen Massregeln gegen die Diphtherie ab¬ 
gebrochen und eine Kommission, bestehend aus den Berichterstattern der ein¬ 
zelnen nationalen Comite’s und dem Ministerialrath Dr. Chyzer (Budapest) als 
Vorsitzenden, gewählt mit dem Aufträge, auf Grund der Referate sich über 
diejenigen Vorschläge und Beschlüsse zu einigen, die demnächst der Sektion 
bezw. der Generalversammlung zur Annahme vorgelegt werden sollten. Eine 
Debatte fand somit gar nicht statt, obwohl dieselbe bei den, fast ausschliesslich 
vom bakteriologischen Standpunkte aus gemachten Vorschlägen der einzelnen 
Comite’s recht angezeigt gewesen war, um dieselben vom praktischen Stand¬ 
punkte aus in Bezug auf ihre Ausführbarkeit zu beleuchten und den Bakte¬ 
riologen gegenüber auch den epidemiologischen Standpunkt zu wahren. Nur von 
einer Seite, dem Sauitätsrath Dr. Altschul (Prag), geschah dies und zwar 
nach verschiedenen Richtungen hin in durchaus zutreffender Weise; der reiche 
Beifall, den dieser Redner bei seinen Ausführungen erndtete, zeigte, dass er 
mit denselben keineswegs allein stand. 

Wir lassen im Nachstehenden die Vorschläge und Beschlüsse der einzelnen 
ComitG’s folgen. Diejenigen des deutschen Comite’s wurden in eingehender 
Weise von Prof. Dr. Löffler begründet und hatten folgenden Wortlaut: 

1. „Der Erreger der Diphtherie ist der Diphtheriebacillus. Zweifel über 
die ätiologische Bedeutung dieses Bacillus bestehen nicht mehr. Es dürfen daher 
fernerhin nur solche Erkrankungen als Diphtherie bezeichnet werden, welche 
durch den Bacillus bedingt sind. 
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2. Es kommen nicht selten Erkrankungen der ersten Wege vor, welche 
klinisch als echte Diphtherie imponiren, welche aber dorch andere Organismen 
— Streptokokken, Staphylokokken, Pneumokokken — hervorgerufen sind, welche 
leicht und schwer verlaufen können, wie die echte Diphtherie. Die Differential- 
Diagnose kann nur durch die bakteriologische Untersuchung gestellt werden. 
Statistische Erhebungen über die epidemische Verbreitung der Diphtherie, sowie 
über den Charakter der Diphtherie - Epidemien kann eine entscheidende Bedeu¬ 
tung nicht beigemessen werden, so lange nicht die bakteriologische Untersuchung 
der diphtherieverdächtigen Erkrankungen eine Scheidung zwischen echten ba¬ 
zillären Diphtherieen und Diphtherie ähnlichen Erkrankungen ermöglicht. 

3. Die Diphtherie-Epidemien zeigen ein wechselndes Verhalten, wie die 
Epidemien vieler anderer Infektionskrankheiten. Der Verlauf der Epidemien 
ist vielfach ein leichter, häufig aber auch ein sehr schwerer, gekennzeichnet 
durch die hohe Zahl der Todesfälle, die häufige Mitbetheiligung des Kehlkopfes 
und der Nase, durch schwere Herz- nnd Nierenerkrankungen und consekutive 
Lähmungen. Aber auch innerhalb derselben Epidemie wechseln häufig schwere 
und leichte Erkrankungen regellos. 

4. Die Verschiedenheit des Verlaufes wird bedingt durch mehrere Fak¬ 
toren : 

a) Durch Verschiedenheiten in der Menge und in der Virulenz der Diphtherie¬ 
bazillen. Die Ursachen der letzteren sind noch nicht genügend gekannt. 

b) Durch konkomitirende Bakterien und zwar sowohl durch pathogene, als durch 
saprophytische. Die Fäulnissprozesse auf den erkrankten Schleimhäuten 
im Rachen und in der Nase scheinen den Verlauf ungünstig zu beeinflussen 
theils durch Erhöhung der Virulenz der Bazillen, theils durch Schwächung 
des Körpers in Folge der Resorption von Fäulnissprodukten. 

c) Durch individuelle noch nicht näher erkannte Dispositionen. 

5. Der Diphtheriebacillus kann im Rachen bezw. in der Nase gesunder 
Individuen Vorkommen, ohne Krankheitserscheinungen zu machen; er macht 
solche erst, wenn er sich an irgend einer Stelle angesiedelt hat. Läsionen der 
Schleimhäute — kleine Verletzungen, katarrhalische Veränderungen begünstigen 
die Ansiedelung. Bestimmte, zu Katarrhen der ersten Wege Anlass gebende 
Witternngsverbältnisse, besonders nasskalte Witterung, scheinen die Erkrankung 
aus diesem Qrnnde zu begünstigen. Dieser Einfluss ist aber noch näher zu 
erweisen. 

6. Die Diphtherie wird am häufigsten durch direkten Kontakt 
von den Kranken auf Gesunde übertragen durch Anspeien, Anhusten, Anniesen, 
durch Küssen und Hantirungen, bei welchen die Hände mit frischem Sekret in 
Berührung gekommen, häufig aber auch durch Gegenstände, welche der Kranke 
während seines Krankseins mit seinen Exkreten beschmutzt hat — Getränke, 
Nahrungsmittel, Ess- und Trinkgeschirre, Wäsche, namentlich Taschentücher, 
Spielsachen —, auch längere Zeit nach der stattgehabten Infektion derselben. 

7. Der Kranke ist infektiös, so lange er noch Bazillen auf den Schleim¬ 
häuten hat. Die Bazillen verschwinden gewöhnlich mit oder kurz nach dem 
Verschwinden der lokalen Erscheinungen, sie können aber bisweilen Wochen, ja 
sogar Monate noch lebensfähig und virulent im Rachen oder Nase nachgewiesen 
werden. 

8. In organisches Material eingehüllt und vor Licht geschützt können sich 
die Bazillen eine Reihe von Monaten ausserhalb des Körpers lebensfähig erhalten. 
Anhäufungen von Schmutz, dunkle und feuchte Wohnungen begünstigen daher 
die Konservirung der Bazillen und die Verbreitung der Krankheit. 

9. Als besonders wichtiges Moment für die Ausbreitung der Krankheit 
ist hervorzuheben die ZusammeiibäufuDg von empfänglichen Individuen, in erster 
Linie Kinderreichthum der Familien. Aber auch andere Vereinigungen von 
Menschen, im Besonderen von Kindern, bei welchen die einzelnen Personen nicht 
in so nahe Berührung kommen wie die Mitglieder einer Familie, können zur 
Verbreitung der Seuche Anlass geben — Schulen, Krippen, Kascrnirungen u. s. w. 

10. Der Diphtherie-Bacillus ist bisher als Erreger oder Begleiter einer 
der Diphtherie ähnlichen oder irgend einer anderen spontanen thierischen Krank¬ 
heit mit Sicherheit nicht nachgewiesen worden. Die Möglichkeit der Ueber- 
tragung der echten Diphtherie von kranken Thieren auf den Menschen ist daher 
nach den bisherigen Kenntnissen ausgeschlossen. 
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Es ist wünschenswerth, dass die Reichsregierungen Sachverständige mit 
der Untersuchung der zu ihrer Kognition kommenden Diphtherie ähnlichen Krank¬ 
heiten der Thiere, sowie auch der von Thieren auf Menschen übertragenen 
Diphtherie ähnlichen Erkrankungen betrauen. 

11. Als prophylaktische Massnahmen sind zu empfehlen: 

a) Sorge für Reinhaltung, Trockenhaltung, ausgiebige Lüftung und Belichtung 
der Wohnung. 

b) Sorgfältigste Reinhaltung des Mundes und der Nase, Gurgelungen mit 
schwachen Lösungen von Kochsalz und Natriumkarbonat, häufiges Putzen 
der Zähne, Entfernen schlechter Zähne, Beseitigung tiefer Krypten in den 
Tonsillen bezw. Entfernung hypertrophischer Tonsillen. 

c) Kalte Abreibungen des Halses in Diphtherie freien Zeiten. 

12. Jeder Diphtherie verdächtige Fall ist, wenn möglich, sofort bakterio¬ 
logisch zu untersuchen. Den Aerzten müssen die für die Anlegung der Kulturen 
nothwendigen Materialien leicht zugänglich sein, z. B. in Apotheken. Die 
Untersuchung hat wie bei Cholera verdächtigen Fällen durch Sachverständige 
zu geschehen. 

13. Alle bakteriologisch als echte Diphtherien konstatirte Fälle, ebenso 
aber auch alle Diphtherie verdächtigen Fälle, welche bakteriologisch nicht 
untersucht sind, müssen polizeilich gemeldet werden. 

14. Jeder Diphtherie-Fall ist zu isoliren, entweder in einem besonderen 
Zimmer der Wohnung oder in einem Isolirkrankenhause. 

Um die Ausstreuung der Bazillen durch das kranke Individuum möglichst 
einzuschränken, ist auch vom Standpunkte der Prophylaxe der im Beginn lokale 
Prozess lokal antibazillär zu behandeln, falls der Sitz der Erkrankung eine der¬ 
artige Behandlung gestattet. 

15. Als eines der wirksamsten Mittel gegen die Verbreitung der Diph¬ 
therie ist eine zuverlässige Schutzimpfung der in der Umgebung des erkrankten 
Individuums befindlichen Personen, namentlich der Kinder, anzusehen. 

Nachdem die Unschädlichkeit des B e h r i n g’schen Heilserums durch 
zahlreiche Injektionen zu Heil- und Immunisirungszwecken festgestellt ist, 
erscheint es wünschenswerth, die Schutzkraft desselben durch möglichst ausge¬ 
dehnte Anwendung in Familien event. auch in Schulklassen, in welchen Diph¬ 
theriefälle vorgekommen sind, weiter zu erforschen. 

16. Bei jedem Falle von Diphtherie ist die Desinfektion obligatorisch 
durchzuführen. Dieselbe hat sich auf alle von dem Kranken benutzten Gegen¬ 
stände, sowie auch auf den Kranken und das Krankenzimmer zu erstrecken. 

17. Rekonvaleszenten von Diphtherie sind nicht eher zum freien Verkehr 
(Kinder zum Schulbesuch) zuzulassen, als bis durch die bakteriologische Unter¬ 
suchung das Verschwinden der Bazillen konstatirt ist, und der Genesene sich in 
einem warmen Bade mit Seife gründlich gereinigt, reine Wäsche und Kleidung 
angelegt hat. 

18. Bei dem Ausbruch von Diphtherie -Epidemien sind in öffentlichen 
Blättern Belehrungen über die Krankheit bekannt zu geben.“ 

Den Bericht des amerikanischen Comites erstattete Surgeon General 
Dr. Billings-Washington an der Hand verschiedener statistischer Zusammen¬ 
stellungen über die Verbreitung der Diphtherie in Amerika, die zum Theil auf 
Tafeln graphisch dargestellt waren. Die Ergebnisse der vorbereitenden Verhand¬ 
lungen dieses Comites waren zusammengefasst in folgenden Sätzen: 

1. „Von den in Newyork und Umgegend bakteriologisch untersuchten 
Fällen wurden 58,5 °/ 0 als wahre Diphtherie erwiesen. 

2. Von membranösem Croup werden über 80 °/ 0 als Diphtherie erkannt. 

3. Auch bei atypischer Diphtherie, bei Angina catarrhalis und Ton¬ 
sillitis follicularis wurden die bezeichneten Bazillen verschiedentlich gefunden. 

4. Als Pseudodiphtherie sind jene pseudomembranösen Entzündungen zu 
betrachten, die nicht durch den Löffler’schen Bacillus, sondern meist durch 
den Streptococcus pyogenes verursacht werden. Diese Erkrankung endet selten 
tödtlich und ist selten kontagiös. 

5. In etwa der Hälfte der Fälle in Diphtherie finden sich drei Tage 
nach Schwinden des Exsudates keine Bazillen mehr; in seltenen Fällen können 
sie aber auch noch nach 5 Wochen gefunden werden. 

6. Bei 48 Kindern, die nicht genügend von Diphtheriekranken isolirt 
waren, fanden sich in 50 °/ 0 der Fälle Löffler’sche Bazillen; in der Hälfte von 
diesen Fallen trat später Diphtherie auf. 
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7. Von 330 untersuchten, in keinem Verkehr mit Diphtheriekranken 
stehe.iden Personen, zeigten 8 Bazillen; 2 davon erkrankten später.“ 

Der Berichterstatter des englischen ComitSs, Prof. Dr. Ed. Seaton- 
London hob hervor, dass in England und Wales die Sterblichkeit an Diphtherie 
in den letzten Jahren stetig gestiegen sei (von 0,14 °/ 00 in den Jahren 1881/83 auf 
0,19 °/ <0 in den Jahren 1890/92), während umgekehrt die allgemeine Sterblich¬ 
keit in den beiden letzten Jahrzenten ebenso wie diejenige in Folge epidemischer 
Krankheiten stetig abgenommen habe (von 22,6 auf 1 i °/oo bezw. von 5,4 auf 
2,4 °/ 00 ). Die während jenes Zeitraums erfolgte wesentliche Besserung der sani¬ 
tären Verhältnisse durch Anlage von Wasserleitungen, Schaffung besserer und 
gesundheitsgemässerer Wohnungen, Kanalisation der Städte u. s. w. habe somit 
keinen Einfluss auf die Verminderung der Diphtherie-Sterblichkeit gehabt, die 
Seuche in den Städten vielmehr eine immer grössere Ausbreitung gefunden, im 
Gegensatz zu früher, wo sie vorzugsweise auf dem platten Lande geherrscht 
habe. Die Hauptschuld daran sei dem Einflüsse der Schulen auf die Weiter¬ 
verbreitung der Diphtherie beizumessen, wie denn auch die schulpflichtigen 
Altersklassen verhältnissmässig am meisten von der Krankheit ergriffen werden. 
Eine wirksame Bekämpfung der Krankheit sei nur dann möglich, wenn die 
Regierung sowohl wie die Bevölkerung von der Nothwendigkeit der erforder¬ 
lichen, durch wissenschaftliche Forschungen festgestellten prophylaktischen 
Massregeln überzeugt seien und sich deren strenge Durchführung angtdegen 
sein Hessen. 

Die Beschlüsse des österreichischen Co mit 6s wurden kurz be¬ 
gründet durch Hofrath Prof. Dr. v. Wiedenhofer- Wien; sie lauteren: 

1. „Als Ursache der Diphtherie-Erkrankung ist der Löf fl ersehe Bacillus 
anzusehen, jedoch sind noch andere massgebende Momente unaufgeklärt. 

2. Zur Ergründung dieser letzteren soll an alle Kranken- und Spitäler- 
sowie alle Amtsärzte Fragebogen (nach bestimmten Formularen, die von dem 
Berichterstatter vorgelegt wurden) gesandt werden, deren Beantwortung auf 
Grund mehrjähriger Erfahrung zu erfolgen ist. 

3. Die Resultate dieser Untersuchungen sind einem ComitS zur weiteren 
Bearbeitung zu übergeben.“ 

Im Aufträge der bayerischen Kommission referirte statt des ver¬ 
hinderten Prof. Dr. Ranke Prof. Dr. Büchner-München. 

Von Seite dieser Kommission wurde vorgeschlagen: 

1. „Es wolle in den verschiedenen Staaten eine Sammelforschung nach 
einem für alle Länder einheitlichen Zählblatt orgauGirt und das Resultat von 
den einzelnen Regierungen zusammengestellt, dem nächsten Kongress vorge¬ 
legt werden. 

2. Es wolle aus den letzten 10 Jahren eine Statistik über Mortalität der 
Diphtherie, mit Ausschluss der Scharlach-Diphtherie in den einzelnen Ländern, 
besonders aber in grösseren Städten angefertigt werden im Vergleich zur Ge- 
saramtmortalität nach Monaten, unter Berücksichtigung der meteorologischen 
Verhältnisse, der Temperatur, Windrichtung, Feuchtigkeit etc. 

3. Möglicherweise könnten auch die Erfahrungen der Krankenanstalten 
aus den letzten 10 Jahren für die Frage verwerthet werden, ob sich der Gharak- 
ter der Diphtherie im Laufe derZeit in Beziehung auf Gefährlichkeit, Häuiigkeit 
der Ausbreitung des Prozesses auf die Luftwege, des Auftretens septischer 
Formen etc. verändert habe.“ 

Die Beschlüsse des dänischen Comites vertrat Prof. Dr. Sorensen. 
Sie lauten: 

A) „Die bedauernswerte Höhe, welche die Diphtherie auch bei uns in 
der Morbiditäts- und Mortalitätsstatistik erreicht hat, macht es gewiss wün>chcns- 
werth, dass ihre Ursachen eingehenden und systematischen Untersuchungen unter¬ 
worfen werden. 

B) Als Verhältnisse, die bei einer solchen Untersuchung zu berücksich¬ 
tigen seien, heben wir die folgenden hervor: 

1. In welchem Umfange lässt sich die Diphtherie auf Ansteckung durch 
kranke Personen, beziehungsweise deren Kleider, Bettzeug Wohnungen u. s. w. 
zurückführen ? 

2. Wie ist das ganz häutig geschehene, gleichzeitige Entstehen von 
Diphtherie an zuweilen w’eit auseinander liegenden Stellen, wo seit längerer Zeit 
keine Krankheitsfälle vorgekommen sind, zu erklären, und in welchem Umfange 
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können solche Fälle auf infizirte (Milch oder andere) Nahrungsmittel zurttck- 
geführt werden? 

3. Welche Resultate hat man durch soweit möglich systematisch durch¬ 
geführte Isolation und Desinfektiou hei dieser Krankheit erreicht? 

4. Unter welchen Verhältnissen kann sich der Diphtheriebacillus in einer 
infizirten Wohnung oder überhaupt ausserhalb des menschlichen Organismus 
lebend erhalten, eventuell sich fortpflanzen? 

5. Sind die, dem Löffler’schen Bazill sehr ähnlichen sogenannten 
Pseudodiphtherie - Bazillen, die man öfters bei gesunden Menschen gefunden hat, 
vom genannten Bazill verschiedene Spezies, oder sind sie als abgeschwächte Diph¬ 
theriebazillen aufzufassen, und können sie uuter besonderen Verhältnissen (Züch¬ 
tungsmethoden) virulent gemacht werden? 

6. Ist die an einigen Stellen konstatirte gleichzeitige Ab- und Zunahme 
der Fälle von diphtheritischer und nicht diphtheritischer (katarrhalischer, laku¬ 
närer u. s. w.) Angina ein gewöhnliches Phänomen, und kann dieses auf die 
schädliche Einwirkung gewisser Faktoren — meteorologischer oder anderer — 
auf die Schlundschleimhaut zurttckgeführt werden?“ 

Das französische Comite war zu folgenden Schlusssätzen gekommen: 

I. „Massnahmen administrativer Art. 

1. Die Diphtherie ist eine ansteckende Krankheit, ihre Anmeldung muss 
obligatorisch sein. 

2. Die daran erkrankten Personen müssen isolirt werden. 

3. Die Räume, in denen die Diphtheriekranken geweilt haben, sind ebenso 
wie die von den Kranken benutzten Kleider, Leib- und Bettwäsche, Spielzeuge 
und sonstigen Gerätschaften zu desinfiziren. Desgleichen ist während der 
Krankheit alle beschmutzte Wäsche, bevor sie der Reinigung zugefübrt wird, 
zu desiuflziren. 

4. Die zum Transport von Diphtheriekranken benutzten Wagen müssen 
nach jedem Transport einer Desinfektion unterworfen werden. 

5. An Diphtherie erkrankte Schulkinder sind nach ihrer Wiederherstellung 
so lange von der Schule fernzuhalten, bis der Arzt ihren Wiedereintritt gestattet. 

6. Wenn in einer Schule ein Fall von Diphtherie vorkommt, müssen die 
Kinder, welche diese Schule besuchen, eine gewisse Zeit hindurch der ärztlichen 
Beobachtung unterzogen und alle an Angina erkrankten aus der Schule entfernt 
werden Diese Beobachtung muss besonders in Betreff der Geschwister von 
Kranken eine strenge sein. 

II. Wünsche. 

1. Um die Diphtherie mit Erfolg zu behandeln, muss sie gleich zu Be¬ 
ginn als solche erkannt werden. Dieser Beginn ist oft ein heimtückischer, wird 
aber der Aufmerksamkeit weniger entgehen können, wenn der Rachen der Kinder 
häufiger untersucht wird. Es ist Sache der Mütter, diese Untersuchung täglich 
vorzunehraen und die Kinder schon im zarten Alter daran zu gewöhnen. 

2. Eine rechtzeitige und sichere Diagnose der Diphtherie kann nur durch 
Anwendung der bakteriologischen Methoden festgestelt werden; man muss bei 
den Aerzten darauf dringen, dass sie stets auf eine solche Bedacht nehmen. 

3. Da die Wirkungen des antidipbtheritisehen Serums heute schon zur 
Genüge koustatirt sind, empfiehlt sich die Anwendung desselben als prophylak¬ 
tisches Mittel bei den Kindern einer Familie, in der ein Fall von Diphtherie 
vorkommt.“ 

Beschlüsse des ungarischen C o m i 16 s: 

I. „Vom Gesichtspunkte der Aetiologie der Diphtherie möge unter¬ 
sucht werden: 

I. Ob der Erreger der Diphtherie in der Natur, ausserhalb des mensch¬ 
lichen Organismus zu finden ist, wo und unter welchen Umständen, oder ob er 
nicht ein im menschlichen Organismus schmarotzender fakultativer Parasit ist? 

2 Ob der Erreger der Diphtherie nicht der Erreger oder Begleiter einer 
der Diphtherie ähnlichen oder anderen Thierkrankheit ist? 

3. Ob ein Krankheitsverlauf, welcher der Diphtherie ähnlich, ebenso 
intensiv und ansteckenden Charakters ist, auch ohne den L öf fler’schen Bacillus 
wahrgenommen werden kann? 

II. Vom Gesichtspunkte der Epidemiologie der Diphtherie sollen die be¬ 
züglichen statistischen Daten aus den letzten zehn Jahren einheitlich gesammelt 
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und auf Grund dieser Daten festgestellt werden, ob die Epidemien eine Varietät 
des Charakters zeigen oder nicht und worin diese sich kundgegeben hat?* 

Das schwedische Comit6 befürwortete eine internationale Forschung 
über die Diphtherie und schlug als besonders für diese Studien geeignet fulgen ie 
Gegenstände vor: 

1. „Die Geschichte der Diphtherie: die Perioden vom Herrschen und von 
Abwesenheit der Krankheit; ihr Vorwärtsschreiten von Provinz zu Provinz und 
von einem Lande zum andern; ihre ungleiche Verbreitung in verschiedenen 
Landestheilen. 

2. Oie Statistik der Diphtherie, wobei die Todeszahlen benützt werden, 
wird auf folgende Momente verarbeitet: Monate; Lebensalter der Gestorbenen; 
Verlauf und Dauer der Epidemien in verschiedenen Ortschaften. 

3. Die Haus-, Familien- und Schulepidemien: Beschreibungen über den 
zeitlichen Verlauf derselben mit genauen Angaben über die Erkrankungen; Auf¬ 
suchen lokaler Epidemien, wo der Ursprung der Ansteckung festgestellt werden 
kann; Studium lokaler Epidemien mit Hilfe der Bakteriologie, wodurch Diagnose 
ebenso wie die Verschleppungsart und Giftigkeit des Ansteckungsstoffes sicher 
ermittelt werden. 

Schliesslich wagt das Cornite die Ansicht auszusprechen, dass bakteriolo¬ 
gische und klinische Studien im Allgemeinen keinen passenden Gegenstand inter¬ 
nationaler Forschungen abgeben.“ 

Das schweizerische Comit6 hielt es für wünschenswert^ dass in 
den verschiedenen Staaten der Diphtheriefrage erhöhte Aufmerksamkeit zuire- 
wendet werde, da nur von genauen und hauptsächlich bakteriologischen Unter¬ 
suchungen und Beobachtungen Aufklärung zu erwarten sei. Betreffs Gewinnung 
einer sicheren Basis für die künftige rationelle Prophylaxe und Therapie empfehle 
es sich daher: 

I. „In Betreff der Aetiologie im engeren Sinn (Bakteriologie) 

möge untersucht werden. 

a) Welches sind die ursächlichen Mikroorganismen bei diphtherie- oder 
croupartigen Erkrankungen, bei lakunärer (follikulärer) und eventuell einfacher 
katarrhalischer Angina; welche Holle spielen dabei die begleitenden Mikroorga¬ 
nismen (Streptokokken u. A.)? 

b) Finden sich die Diphtheriebazillcn resp. die ursächlichen Mikroorganis¬ 
men auch ausserhalb des menschlichen Körpers, auf Thieren, als Urheber von 
Thierkrankheiten, in den Wohnungen, in Kleidern, Nahrung etc.? 

c) Worauf beruht der verschiedenartige Charakter der Diphtherie in ein¬ 
zelnen Ländern (z. B. Norddeutschland — Schweiz; und in einzelnen Epidemien? 
Warum herrscht Diphtherie an den eiuen Orten endemisch und verschont andere 
Städte und Gemeinden ganz oder tritt hier nur selten und dann oft auffällig 
bösartig auf? 

d) Es sollte in einigen Orten während eines gewissen Zeitraums (z. B. 
eines Jahres) jeder diphtherieartige Fall bakteriologisch untersucht werden, etwa 
in der Weise, dass das nöthige Impfmaterial von den Aerzten einer Zentral¬ 
station zur Untersuchung überwiesen wird. In Häusern mit gleichzeitigen mehr¬ 
fachen Erkrankungen sollten womöglich auch die gesunden Bewohner in’s Be¬ 
reich der bakteriologischen Untersuchung gezogen werden, besonders aber solche 
mit einfacher katarrhalischer Angina. 

(Die Ausführung der unter d) vorgeschlagenen Massnahmen wird in praxi 
schwer durchzuführen sein, in Sonderheit die Untersuchung gesunder Haus¬ 
bewohner.) 

e) Einzelne Diphtherieepidemien, besonders in kleineren, isolirten Ort¬ 
schaften, mögen durch eiuen, eventuell speziell dahin gesandten Bakteriologen 
in allen Beziehungen erforscht werden. 

II. InBetreff derAetiologie im weiteren Sinne (Epidemiologie): 

a) Die in den einzelnen Staaten bisher schon gewonnenen statistischen 
Ergebnisse über Diphtherie mögen gesammelt und gleichm&ssig verarbeitet werden. 

b) In allen Staaten soll die obligatorische Anzeigepflicht für die Krank¬ 
heitsfälle von Diphtherie und Croup eingeführt werden. 

c) In einer Anzahl von Städten und Ortschaften (besonders isolirten^ 
möge in den nächsten Jahren eine genaue Statistik erstellt werden, welche 
umfasst: 
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Jede diphtherieartige oder croupartige Erkrankung, auch die Fälle von 
lakunärer (follikulärer) Angina, mit Angabe der Lokalisation und des Charakters 
der Krankheit, des Alters and Namens der Person, des Tages der Erkrankung, 
der Wohnung (Strasse, Hausnummer, Stockwerk), des Beruft und des Ortes der 
Arbeit, resp. Schule; der pekuniären Lage, der Wohnungsverhältnisse (eng, 
feucht, sonnig, reinlich, Verhältnisse von Trinkwasser, Abtritt) event. Zusammen¬ 
hang mit andern Fällen etc. 

Diese Statistik sollte womöglich Hand in Hand gehen mit der unter Id) 
vorgeschlagenen bakteriologischen Untersuchung.“ 

Die gewählte Kommission hat schliesslich die von dem französi¬ 
schen Comit£ gemachten Vorschläge einstimmig angenommen und haben diese 
auch die Zustimmung der Generalversammlung erhalten. Dieselben sollen den 
auf dem Kongress vertretenen Begierungen znr weiteren Veranlassung mitgetheilt 
werden mit dem gleichzeitigen Ersuchen, die wissenschaftlichen Forschungen 
über die Ursache und Verbreitung der Diphtherie auch weiterhin zu fördern, 
die Ergebnisse derselben sammeln and drucken zu lassen und sie dem nächsten 
internationalen Kongresse vorzulegen. 


Kleinere Mittheilungen und Referate aus Zeitschriften. 

A. Gerichtliche Medizin. 

Ueber die Erscheinungen bei Wiederbelebten nach Suspension 
und Strangulation und deren gerichtsärztliche Wirkung. Von Dr. C. 
Seydel, a. o. Professor und Polizei-Stadtphysikus zu Königsbergi. Pr. Viertel- 
jahrsschr. für gerichtl. Medizin und öffentl. Sanitätswesen 1894, 3. Heft. 

Der Verfasser wurde zu einer Frauensperson geholt, welche einen Selbst¬ 
mordversuch durch Erhängen mit einer Rebschnur gemacht hatte, der aber noch 
rechtzeitig vereitelt worden war. 6—8 Minuten nach dem Abschneiden von der 
Schlinge, traf S. an dem Thatort ein und fand die Frau, auf dem Rücken liegend, 
mit blaurothem Gesicht und etwas blutigem Schaum vor dem Munde; die Ath- 
mung fehlte Anfangs ganz, stellte sich in Folge von künstlicher Athmung dann 
sehr verlangsamt und unregelmässig ein, der Radialpuls war nicht zu fühlen. 
Erst nach viertelstündiger künstlicher Athmung erhob sich die Pulsfrequenz 
auf die normale Höhe, die Athmung wurde regelmässiger. Von diesem Zeitpunkt 
an traten, mit leichten Zuckungen in den Extremitäten beginnend, starke klo¬ 
nische und tonische Krämpfe in der Muskulatur der Extremitäten und des 
Rumpfes auf, welche am meisten den eklamptischen oder Epileptiformen zu 
gleichen schienen. Sprache oder Laute stellten sich etwa eine Stunde nach der 
Suspension Anfangs mit heiserer Stimme in ganz ungeordneter Weise ein, das 
Bewusstsein kehrte in etwa 8—12 Stunden zurück. Die sodann in das Kranken¬ 
haus transportirte Patientin, beantwortete die ihr vorgelegten Fragen, weiss 
dass sie im Krankenhause ist, ist aber über die Vorgänge vor der Aufnahme, 
besonders über den Erhängungsversueh nicht orientirt. Auch 10 Tage später 
giebt sie an, von einem Erhängungsversueh nichts zu wissen, ebenso ist ihr von 
der Schnur, welche sie benutzt hat, nichts bekannt. 

Der Verfasser vergleicht seine Beobachtungen mit einem von Wagner- 
Graz in Nr. 53 der Wiener klinischen Wochenschrift 1891 beschriebenen ähn¬ 
lichen Fall, wo dieselben Erscheinungen, vor Allem die Konvulsionen, welche 
zeitig mit der Aenderung der Respiration zusammenfallen, besonders charakte¬ 
ristisch geschildert werden. Es heisst bei Wagner: „Nach der Beendigung 
der Konvulsionen bei abgeschnitteuen und wieder zum Leben gebrachten Er¬ 
hängten, erfolgt meist bald die Wiederkehr des Bewusstseins. Jetzt lässt sich 
eine weitere Erscheinung konstatiren, nämlich das Vorhandensein einer Lücke in 
der Erinnerung. Diese Lücke schliesst zunächst, wie selbstverständlich, die Zeit 
ein, während welcher der Kranke bewusstlos war. Ferner fehlt aber den Kranken 
häufig auch die Erinnerung für den ausgeführten Selbstmordversuch vollständig, 
sie wissen nicht, dass sie einen Selbstmord begangen haben und es mangelt 
ihnen in Folge dessen auch jedes Verstäudniss für die Situation, in die sie durch 
ihr Tentamen gekommen sind. So glaubte ein vom Strange Abgeschnittener, 
als er sich im Bette fand, dass er von einem Schlagflusse gerettet worden sei. 
Eine^andere^Kranke wies mit Eutrüstung^die Zumuthung, dass sie einen Selbst- 
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mordversuch begangen habe, zurück; die Heiserkeit, welche eine Folge der 
Strangulation war, glaubte sie sich durch eine Erkältung zugezogen zu haben, 
die Strangfurche hielt sie für einen Einschnttrungseffekt der zu engen Zwangs¬ 
jacke, die man ihr nach dem Tentamen angezogeu hatte. Sie suchte wiederholt 
in einem Sacke, in dem sie ihre Effekten auf bewahrt hatte, nach einem Stricke, 
der daselbst verborgen war (es war der Strick, mit dem sie sich erhängt hatte) 
und wusste sich des Verschwindens desselben nicht zu erklären.“ 

Ueber die Ursache der oben geschilderten Krämpfe und der nachfolgenden 
Amnesie, hat sich zwischen Wagner und Möbius ein eigenthümlicher Streit 
erhoben. Während Wagner diese Erscheinungen auf die Veränderungen im 
Gehirn bezieht, die durch die Asphyxie und den Verschluss der Karotiden beim 
Erhängen bewirkt werden, ist Möbius (Münchener med Wochenschrift 1892, 
S. 36) der Ansicht, dass die Krämpfe und die Amnesie der Wiederbelebten nichts 
anderes sind, als schwere Symptome der Hysterie. 

Für den Gerichtsarzt dürfte es sich nach Sey del bei der nach Suspension 
oder Strangulation erfahrungsmässig häufig auftretenden Amnesie retroactive um 
folgende Fragen handeln: 

1. Hat der Erhängte resp. Erwürgte vorher einen kriminellen Akt be¬ 
gangen und ist ihm Glauben beizumessen, wenn er anscheinend mit voller 
Ueberzeugung einen solchen leugnet P 

2. Es kann die Konfrontation zur Wiedererkennung eines den Wieder¬ 
belebten Angreifenden, z. B. des Urhebers der Strangulation erfolglos werden 
durch die Amnesie retroaktive des Strangulirten. 

Ein klassisches Beispiel für ad 1) liefert ein von Wagner geschilderter 
Fall: Ein junger Mann erhängte sich unmittelbar nachdem er seinen Vater 
schwer verletzt hatte. Abgeschnitten und zum Leben gebracht, zeigte er mehrere 
Tage Zeichen von Geistesstörung, Unbesinnlichkeit und Amnesie. Da er wegen 
der schweren Verletzung des Vaters in Anklagezustaud versetzt wurde, entstand 
die Frage, ob der junge Mann nicht schon vor dem Selbstmordversuch geistes¬ 
gestört war, was jedoch W. ausschliessen konnte. 

Für die Richtigkeit des unter 2) angeführten Falles hat die Praxis 
wiederholt Beispiele geliefert. Die durch übergeworfene Schlingen wehr- und 
bewusstlos gemachten Opfer der vor mehreren Jahren in Londons Strassen ihr 
Unwesen treibenden Strassenräuber (Garotters) haben fast nie Abwehrversuche 
gemacht und wussten nie ihre Angreifer, die sie wahrscheinlich erst im Augen¬ 
blicke des beginnenden Attentates zu Gesicht bekamen, zu erkennen. 

Eine etwas weiter zurüekgehende Amnesie retroaktive kann bei tiefer 
Asphyxie nach Strangnlations- und Erwürgungsattentaten zweifellos Vorkommen, 
namentlich da wir wissen, dass die Halsorgane bei diesen Vorgängen relativ viel 
stärker und ausgebreiteter verletzt werden, als bei der Suspension, Dass unter 
diesen Umständen die Zeugensehaft eines solchen Opfers nicht ganz sicher ist, 
unterliegt keinem Zweifel, hierzu können Autosuggestion oder richterliche Fragen 
bei einem solchen Individuum Ideen erzeugen, die unter Umständen einen Un¬ 
schuldigen durch Verwechselung gefährlich werden können. 

Dr. Dütschke-Aurich. 


Verminderte Widerstandsfähigkeit der Uterus-Wand. Sonden- 
perforation. Von Dr. Th. VValzberg in Minden i./W. Sonderabdruck aus 
dem Archiv für klinische Chirurgie; 47. Bd., 3. u. 4. H. 

Verfasser führt drei Fälle an, in denen die Uteruswand durch andere, 
nicht krebsartige Prozesse derartig erweicht war, dass sie beim Einführen der 
Sonde durchbohrt wurde, ohne dass die einführende Hand den geringsten Wider¬ 
stand empfand. In allen drei Fällen handelte es sich um Frauen, die nach 
Aborten schwer bluteten und bei denen eine Auslöfflung des Uterus vorgenommen 
werden sollte. Die Sonde glitt ohne jeden Widerstand durch die Uteruswand, 
der Sondenknauf liess sich deutlich durch die Bauchdecken fühlen; eine Peritonitis 
blieb glücklicher Weise aus. In dem einen Falle entschloss sich Walzberg, 
nachdem trotz zweimaliger Auslöfflung des Uterus die Blutung nicht zum Still¬ 
stand gebracht war, zur Kastration. Um hierbei über die Perforation der Uterus- 
waud Aufschluss zu erhalten, wurde die Sonde zuvor wieder eingeführt und 
vou einem Assistenten an der Stelle, wo der Knopf durch die Bauchdecken ge¬ 
fühlt werden konnte (vier Finger breit oberhalb der Symphphyse) fixirt. Nach 
Eröffnung der Bauchhöhle zeigte sich, dass die Sonde den Uterus ziemlich in der 
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Mitte des Fnndns durchbohrt hatte and in einer Länge von 10 cm frei zwischen 
den Darmschlingen lag. Der Uterus war von normaler Festigkeit, die Perfo¬ 
rationsstelle blutete wenig, schloss sich aber nach Zarttckziehen der Sonde rasch 
wieder, anch das Uterusgewebe zeigte in der Umgebung der Wunde keinerlei 
mikroskopische Veränderungen. 

Ais Ursache dieser verminderten Widerstandsfähigkeit der Uteruswand 
nimmt Verfasser in allen drei Fällen eine durch zurückgebliebene zerfallende 
Placentareste an deren Haftstelle hervorgerufene Erweichung der Muscularis 
an. Mit Recht weist er auf die Wichtigkeit dieser Beobachtung in forensischer 
Beziehung hin. Wenn eine solche Uterus - Perforation einem Anfänger passirte 
und einen tödtlichen Verlauf nehmen würde, so könnte dieser leicht Gefahr 
laufen, wegen fahrlässiger Körperverletzung angeklagt und verurtheilt zu 
werden. Rpd. 

Ein Fall von Selbstverstümmelung. Von Oberarzt Sanitäts-Rath 
Dr. Freymuth -Danzig. Sonderabdruck aus der Zeitschrift für Psychiatrie, 
Band 51. 

Eine hereditär angeblich nicht belastete und körperlich gut entwickelte 
Frau von 22 Jahren wurde in einem Aufregungszustande nach einer Geburt, die 
zwar leicht verlaufen aber mit grossem Blutverluste post partum verbunden 
war, in die städtische Irrenstation übergeführt. Angst, Unruhe, Schlaflosigkeit; 
sie blieb nicht im Bette, musste gefüttert werden. Als die Wärterin ‘/« Stunde 
nach einer solchen Fütterung znrUckkehrte, um nach ihr zu sehen, fand sie die 
Kranke blutüberströmt in der Nähe der Thür ruhig stehen, ein Augapfel lag 
unmittelbar an der Zellenthür, der zweite nicht weit davon. Zwei Tage darauf 
verstarb sie unter hohem Fieber (40°). Die Optici hingen an den Bulbi; jeder 
von gleicher Länge 4—5 cm, sie waren unmittelbar am Chiasma herausgerissen; 
die bestimmte Todesursache konnte, da eine Obduktion nicht gestattet wurde, 
nicht ermittelt werden. Es handelte sich um eine akute halluzinatorische Ver¬ 
rücktheit, die „Bilder“ hatten die Patientin so in Verzweiflung gebracht, dass 
sie die schreckliche Verstümmelung in der „halluzinatorischen Verzweiflung“, 
wie F. diesen Zustand nennt, ausführte. Irgend welche Andeutung von Succidial- 
oder Selbstverstümmelungsabsicht war der That nicht vorausgegangen. 

Dr. Israel-Medenau (Ostpr.). 

Plötzlicher Tod der Säuglinge durch Hypertrophie der Thymus¬ 
drüse. Von PiSdecocq. Paris 1894. 

Nach Anführung der Beobachtungen von Grawitz (2), Baginsky (3), 
Paltauf. Scheele, Kob, Somma, Nordmann, Pott(7), Benecke(3), 
Marfan, Schnitzler — Seydel’s Beobachtung in der Vierteljahrsschrift 
für gerichtliche Medizin, 1893, III. Folge, Bd. V, p. 55 ist ihm entgangen, — 
bringt Verfasser eine Beobachtung Hulot’s aus der Klinik von Hutinel. 

Ein 9 Monate altes Päppelkind — Mädchen — wurde am 3. Juni 1894 
wegen Furunkeleruption an der vorderen und seitlichen Hals- und der Sub- 
maxillargegend in die Klinik gebracht. Es war zwar klein, aber wohlgenährt, 
wohlgebildet und wog 5270 gr. — Es bestand keine Verdauungsstörung, kein 
Erbrechen, keine Diarrhoe. Das Kind trank mit gutem Appetit seine Flasche. 
Keine Drüsenschwellung, Mandeln normal, Brustorgane ohne krankhaften Befund, 
leichte Abgeschlagenheit und geringe Lebhaftigkeit. Temperatur 36,6—36,9. 
Während 5 Tagen nährte sich das Kind gut und nahm 2iü gr zu, die Tempe¬ 
ratur schwankte mit dem Verlauf der Furunkulose zwischen 37 und 38°. 

Der 8. Tag verlief wie die vorhergehenden. Am 9. Tage bekommt das 
Kind 1 Uhr Morgens zu trinken und um 2 Uhr findet es die Wärterin todt 
im Bett. 

Obduktion um 10 Uhr Vormittags: Leichte Cyanose des Gesichtes, Ex¬ 
tremitäten und Körper völlig blass. Thymusdrüse relativ sehr hypertrophisch. 
Sie überragt die Sternalincisur um l 1 /» cm, bedeckt beiderseits die fossa jugu- 
laris und ist von der Thyreoidea nur durch einen Zwischenraum von 1 cm ge¬ 
trennt. In dem Brusttheile hängen die beiden Lappen zusammen und reichen 
bis zum rechten Herzohr herunter, der rechte Lappen ist indess 1—2 cm länger, 
als der linke. Von den Enden dieser Lappen gehen Verlängerungen der 
Kapsel aus, die Fettläppchen enthalten und sich an der Basis des Herzbeutels, 
an der Konvexität des Zwerchfells iuseriren. Die vordere Fläche ist entsprechend 
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der Incisura sterni rinnenförmig vertieft. Beim Abheben der Drüse zeigt sich, 
dass sie das rechte Herzohr und die Arteria anonyma, links die Carotis, Sub¬ 
clavia und die Arier, pulm. bedeckt. Darüber sieht man die beiden Jugularvenen 
enorm dilatirt, fast von der Dicke eines kleinen Fingers. Diese Dilatation reicht 
bis zum Schädelgrund. Alle Halsvenen zeigen eine beträchtliche, obgleich weniger 
deutliche Ausdehnung als die Jugularvenen. Die Trachea bietet keine Zeichen 
einer Kompression, ihre Schleimhaut zeigt an dieser Stelle nichts Auffallendes. 

Die Thymusdrüse scheint in der Mittellinie weniger dick als an den Rändern. 
Sie misst rechts in der Länge 5 /, cm und links 5 cm, in der Breite 4*/* cm, 
ist 1,8 cm dick und wiegt 16 gr. Sie ist von fester Konsistenz, auf der Schnitt¬ 
fläche leicht hyperämisch. Mikroskopisch zeigt sich eine einfache Hypertrophie. 
Die Bindehautgewebszüge zwischen den Follikeln sind dick, die Alveolen, welche 
sie begrenzen, sind gross und enthalten zahlreiche Lymphzellen. Die Gefäsae 
sind leicht erweitert nnd enthalten zahlreiche rothe und weisse Blutkörperchen. 

Die längs geöffneten Luftröhren sind ein wenig kongestionirt und ent¬ 
halten ein wenig schaumige Flüssigkeit. Im Larynx ist nichts Abnormes. Die 
gesund scheinenden Lungen sind an den Rändern leicht emphysematös. Im Herz¬ 
beutel ungefähr 20 gr Serum. Herz gesund, leer, steht im Systole. Leber, Milz, 
Nieren, sowie Magen und Darm, die mit Luft aufgetrieben sind, sind normal 

Die ausgesprochensten Läsionen finden sich im Gehirn. Nach Abheben 
der Schädeldecke fliesst eine beträchtliche Menge Flüssigkeit ab. Die Blutleiter 
sind mit schwarzem Blut gefüllt, das nicht geronnen ist. Die oberflächlichen 
Venen sind erweitert. Die weichen Hirnhäute sind über den Hemisphären durch 
eine leicht trübe Flüssigkeit, die alle subarachnoidealen Spalten ausfüllt, infiltrirt 
und erhoben. Die Fossa Sylvii ist sehr weit. Grosse Erweiterung der seitlichen 
Hirnhöhlen, Hyperämie der Plexus chorioidei. An der oberen Fläche der Me- 
dulla oblongata ist der Aquaeductus Sylvii ebenso wie der 4. Ventrikel sehr 
deutlich erweitert. Diese Erweiterung setzt sich bis in den Brusttheil des 
Rückenmarkes fort. Weiche Gehirnhäute und Hirn gesund. Blut aus der 
Jugularis, Herzbentelflüssigkeit, Milzpulpa und Oedemflüssigkeit des Gehirns 
erweisen sich in Bouillon und Gelatine als absolut steril. 

In der langen Epikrise sagt Piödecocq: Kompression der Halsnerven 
oder Kompression der Trachea und Erstickung liegen nicht vor. Die Trachea 
ist nicht deformirt, die Thymusdrüse dagegen zeigt Kompressionsfurchen. Herz- 
und Lungenbefund sprechen gegen Erstickung. Die Herzmuskulatur ist gesund. 
Die Todesursache liegt in den Gehirnveränderungen (Oedem und venöse Hyper¬ 
ämie). Diese sind, wie die Erweiterung des Aq. Sylvii und des Zentralkanals 
des Rückenmarkes beweisen, allmählich eingetreten, aber „latent“ geblieben, da 
das Kind keine cerebralen Erscheinungen darbet. Die Syncope ist erfolgt durch 
eine plötzliche Kompression der Medulla oblongata, diese durch plötzlich ge¬ 
steigerten intrakraniellen Druck, dieser durch eine plötzliche Kompression der 
Halsgefässe und diese entweder durch ein Hiuüberbeugen des Kopfes oder eine 
plötzliche Anschwellung der Thymusdrüse in Folge eines Hustenstosses — das 
Kind hatte kurz vor dem Tode getrunken und konnte sich verschluckt haben —. 
Die Todesursache war Herzlähmung. — Mit dem Fall sind wir auch um eine 
neue 8. Erklärung des Zusammenhanges reicher. Dr. G u d e r - Laasphe. 


B. Hygiene und öffentliches Sanitätswesen: 

Anleitung für die bakteriologische Wasseruntersuchung. Die in 

Nr. 5, S. 118 der Zeitschrift raitgetheilten, in der CholerakommUsion seinerzeit 
aufgcstellteu „Grundsätze für die Reinigung von Oberflächen- 
wassser durch Sandfiltration zu Zeiten der Choleragefahr“ 
haben nach einem Schreiben des Reichsamts des Innern vom 29. August d. J. 
eine Ergänzung nach der Richtung hin erwünscht erscheinen lassen, dass einer¬ 
seits eine bestimmte Anleitung für die Herstellung der bei der bakteriologischen 
Wasseruntersuchung zur Verwendung kommenden Gelatine gegeben und anderer¬ 
seits bei hohem Keiingehalt des Rohwassers die Vornahme der gedachten Wasser¬ 
untersuchung an kleineren als den bisher gebräuchlichen Probemengen zuge- 
lasscn wird. In Folge dessen hat der §. 4 der Grundsätze folgende Fassung 
erhalten: 



Kleinere Mittheilungen and Referate ans Zeitschriften. 513 

„Um eine einheitliche Ausführung der bakteriologischen 
Untersuchungen zu sichern, wird folgendes Verfahren zur allgemeinen An¬ 
wendung empfohlen: 

Als Nährboden dient eine 10°/ 0 Fleischwasserpeptougelatine, für deren 
Herstellung nachstehende Vorschrift zur Richtschnur dienen kann. 

Ein Theil frisches, fettarmes, fein zerkleinertes Rindfleisch wird in zwei 
Theilen kalten Wassers möglichst glcichmässig vertheilt. Nachdem das Fleisch 
durch zwei- bis dreistündiges Erwärmen auf annähernd 60° genügend ausge¬ 
zogen ist, wird das Gemenge noch eine Viertelstunde lang auf freiem Feuer 
gekocht und nach dem Erkalten auf etwa 60° durch ein augefeuchtetes Filter 
klar filtrirt. Alsdann werden auf 100 Theile des Filtrats 0,5 Theile Kochsalz, 
ein Theil Pepton, zehn Theile beste, farblose Speisegelatine zugesetzt und nach 
deren Aufquellen das Ganze durch Einstellen in den Dampfkochtopf in Lösung 
gebracht. Die siedend heisse Lösung wird so lange mit Natronlauge versetzt, 
bis eine herausgenommene Probe auf glattem, blauvioletteoi Lakmuspapier (aus 
schwach geleimtem, sogenannten Postpapier hergestellt) neutral,. wie zum Ver¬ 
gleich darauf gebrachtes, ausgekochtes destillirtes Wasser reagirt, d. h. die Farbe 
des Papiers nicht mehr verändert. Nach einviertclstündigem Erhitzen im Dampf 
wird aufs Neue so lange vorsichtig Natronlauge zugesetzt, bis die durch das 
Erhitzen wieder aufgetretene saure Reaktion aufgehoben und der Lakmus- 
blauneutralpunkt erreicht ist. Alsdann fügt man noch 1,5 gr krystallisirte Soda 
auf 1 Liter Wasser hinzu, wodurch die Gelatine eine schwache aber ganz be¬ 
stimmte, gleichmässige Alkalität erhält und für Lakmus und Rosolsäure alka¬ 
lisch reagirt. Nachdem die Gelatine darauf dreiviertel bis eine Stunde im Dampf 
erhitzt worden ist, wird sie filtrirt und in Mengen von 10 ccm in trockene, sterile 
Reagensröhrchen abgefüllt. Die mit einem Wattebausch verschlossenen Röhrchen 
werden dann noch an drei aufeinander folgenden Tagen je eine Viertelstunde 
im Dampf sterilisirt. 

Von dem zu untersuchenden Wasser werden stets zwei Proben zu je 1 ccm 
und '/» ccm, falls das Filtrat geprüft wird, zu je */« ccm = 10 Tropfen und 
*/« ccm = 6 Tropfen der gebräuchlichen Entnahmepipetten, falls das Rohwasser 
zur Untersuchung gelangt, mit der vorher bei 30° bis 35° verflüssigten Nähr¬ 
gelatine vermengt, durch vorsichtiges Neigen des betreffenden Reagensglases 
eine möglichst vollständige Mischung herbeigeführt und der Inhalt des Glases auf 
eine sterile Glasplatte ausgegossen. Die Platten werden in Glasschalen gelegt, 
deren Boden mit angefeuchtetem Fliesspapier bedeckt ist, und bei etwa 2ü 0 auf¬ 
bewahrt. Wird ein besonders hoher Keimgehalt des Rohwassers vorausgesehen 
oder als regelmässig vorhanden ermittelt, so empfiehlt es sich, an Stelle der 
Platte mit 10 Tropfen eine solche mit einem Tropfen neben der mit 5 Tropfen 
anzufertigen. Au Stelle der Platten können unter Umständen auch die üblichen 
Doppelschalen, jedoch nur solche mit vollkommen ebener Bodenfläche verwendet 
werden. 

Die Zählung der entstandenen Kolonien erfolgt mit der 
Lupe, nachdem 48 Stunden verflossen sind. 

Ist die Temperatur des Aufbewahrungsraumes der Platten niedriger, als 
oben angegeben, so geht die Entwickelung der Kolonien langsamer von Statten, 
und kann die Zählung demgemäss erst später stattiinden, 

Beträgt die Menge d»*r Kolonien in 1 ccm des untersuchten Wassers mehr 
als etwa 100, so hat die Zählung mit Hülfe des Wolffhügel’schcn oder eines 
anderen zweckdienlichen Apparates zu geschehen.“ 


Beiträge zur hygienischen Lage der Steinmetzen. Von Dr. med. 
Th. Sommerfeld. Vierteljahrssch. für öffentl. Gesundheitspflege; H .3, 1894. 

Der Verfasser hat bereits in einer besonderen Monographie sich über die 
hygienischen Verhältnisse dieser Berufsklasse sehr pessimistisch geäussert; er 
hat nunmehr weitere statistische Erhebungen nach dieser Richtung hin gemacht 
und kommt hierbei zu noch ungünstigeren Schlüssen. Die Erhebungen wurden 
im Jahre 1890 in 20, im Jahre 1892 in 21 Städten aufgenommen. In diesen 
Städten sind während der genannten Zeit 158 Steinmetzen gestorben und zwar 127 
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= 80,36 °/ 0 an Lungenschwindsucht, 2 an Brnstfellentzündung, 2 an Lungen¬ 
entzündung, 8 durch Unfall und die übrigen 24 an anderen Krankheitan; 
in vielen Städten sind sämmtliehe Todesfälle durch Lungenschwindsucht 
bedingt gewesen. Das Durchschnittsalter der Verstorbenen be- # 
trägt 37 Jahre 3 Monate 25 Tage, oder nach Abzug einiger Personen, die 
zwar dem Steinmetzgewerbe zugezählt werden, die sich aber den Berufsschäd- 
lichkeiten (durch Selbstständigmachen, Polire) entzogen hatten, gar nur 36 1 /* 
Jahre. Die grösste Sterblichkeit zeigt das Alter von 31 bis 35 Jahren. Er¬ 
schwerend fällt bei dieser Betrachtung noch der Umstand in die Wagschale, 
dass sich die Steinhauer aus einem verhältnissmässig kräftigen Menschenschläge 
zusammensetzen. Die Sterblichkeitsziffer stellt sich ganz erschreckend hoch, auf 
7,18 % durchschnittlich. Dr. Glogowski -Görlitz. 


Das Margarin, seine Verdaulichkeit und sein Nährwerth im Ver¬ 
gleich zur reinen Naturbutter. Von Dr. A. Jolle s in Wien. Viertel¬ 
jahrsschrift für öffentliche Gesundheitspflege; H. 8, 1894. 

Das Margarin ist, wenn es aus reinem und gutem Material, gewissenhaft 
nach den jetzt von der Wissenschaft aufgestellten Methoden angefertigt wird, 
ein vortreffliches und billiges Ersatzmittel für die Naturbutter. Ueber seine 
Verdaulichkeit und seinen Nährwerth waren bisher die Ansichten getheilt. Eine 
Kommission der medizinischen Akademie in Paris erklärte im Jahre 1880 das 
Margarin als der Butter nicht gleichwerthig. In der amtlichen Begründung des 
Gesetzentwurfes, betreffend den Verkehr mit Kunstbutter, der im deutschen 
Reichstage zur Annahme gelangte, wird ausgeführt, dass das Margarin hinsicht¬ 
lich des Nährwerthes hinter der reinen Milchbutter nicht wesentlich zurück¬ 
bleibe, aber etwas schwerer verdaulich sei. Uffelmann hält beide für nahezu 
gleich verdaulich (26 °/ 0 ), Flügge hält sie für gleichwerthig. Zur Lösung 
dieser Frage machte der Verfasser Fütterungsversuche mit Butter und Margarine 
von bester Beschaffenheit an einer fünfjährigen Hündin. Unter den, im Original 
nachzulesenden Kautelen wurde das Thier 4 Wochen lang, abwechselnd in 
Zwischenräumen von je 8 Tagen, mit Butter resp. Margarine, natürlich unter 
Zugabe der sonst erforderlichen Nährstoffe, gefuttert und alsdann unter ein¬ 
wandsfreien Methoden die Abgänge chemisch untersucht Als Ergebniss führt 
der Verfasser an, dass das reine Margarin den gleichen Verdauungskoeffizienten 
und gleichen Nährwerth, wie reine Naturbutter besitzt. Ders. 


Bericht über die Impfergebnisse im Königreich Sachsen während 
des Jahres 1893. Von Med.-Rath Dr. Geissler. Korrespondenzblatt der 
ärztlichen Kreis- und Bezirksvereine im Königreich Sachsen. 1894, Nr. 5. 

Von den in den Listen eingetragenen Impflingen — 146240 Erstimpflinge 
und 77161 Wiederimpflinge — waren: 

inzwischen gestorben .... 10 832 Erstimpflinge, 116 Wiederimpflinge. 

„ verzogen .... 10342 „ , 673 „ 

bereits geblättert. 17 „ »8 „ 

bereits frülier mit Erfolg geimpft 4 592 „ , 421 „ 

Es verblieben somit impfpflichtig 120 507 Erstimpflinge und 75943 
Wiederimpflinge. 

Vou diesen 

wurden geimpft . 94 052 Erstimpfl. = 78,05 °/ 0 , Wiederimp fl. 73 905 = 97,31 °/ 4 
„ vorläufig zu¬ 
rückgestellt . .23747 „ = 19,71 „, „ 1450= 1,91. 

waren aus der Lehr¬ 
anstalt abgegangen — — „ 273 = 0,36, 

waren der Impfung 
vorschriftswidrig 

entzogen ... 2 483 . = 2,06 „, „ 276 = 0,36 „ 

Von den Geimpften wurden bei den Erstimpflingen 97,8°/ 0 , bei den Wie- 
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derimpflingen 93,4®/ 0 mit Erfolg geimpft, gegenüber 98,1 und 95,7% im Vor¬ 
jahre. Die Unterschiede in den Erfolgsziffern schwankten in den einzelnen Me¬ 
dizinalbezirken zwischen 92,1—99,8'7 0 bei den Erstimpflingen und zwischen 
90,6— 9,8 °/ 0 bei den Wiederimpflingen. 

Auffallend hoch ist die Zahl der vorläufig zurückgestellten Kinder 
bei den Erstimpflingen, die in einigen Bezirken sogar 25 °/ 0 betrug. Als Ursache 
werden die im Berichtsjahre in vielen Bezirken epidemisch herrschenden Masern 
bezeichnet.. Auch die Zahl der der Impfung vorschriftswidrig ent¬ 
zogenen Kinder hat den Vorjahren gegenüber eine geringe Steigerung er¬ 
fahren ; sie war am höchsten in den Bezirken Zwickau (5,7 °/ 0 ), Zittau (7,7 °/ 0 ) 
und Dresden-Land (8,3 °/ 0 ). 

Von besonderen Vorkommnissen nach bezw. in Folge der Impfung wurden 
12 Todesfälle erwähnt, von denen zwei, in denen es sich um eine von der 
Impfstelle ausgehende Pflegmone bezw. um Impfrothlauf handelte, der Impfung 
zur Last gelegt werden mussten. In drei anderen Fällen war der Zusammenhang 
des Todes mit der Impfung ein zweifelhafter, während in den übrigen 7 Fällen 
ein derartiger Zusammenhang unbedingt ausgeschlossen werden konnte. Bpd. 


Besprechungen. 

Dr. A. Baer, Geh. Sanitätsrath und Oberarzt am Staatsgefangniss 
in Plötzensee: Der Verbrecher in anthropologischer 
Beziehung. Mit 4 lithographirten Tatelij und 18 Tabellen. 
Leipzig 1893. Verlag von Georg T hie me. 

Die Idee, dass zwischen Kriminalität und körperlicher Organisation ein 
gewisses Abhängigkeitsverhältniss bestehe, ist in diesem Jahrhundert zuerst 
(1805) vertreten von Gail, in neuester Zeit namentlich von dem Italiener Lom- 
broso verfochten worden. — In dem vorliegenden Werke tritt Baer auf Grund 
eigener Beobachtungen und anderer sorgfältig zusammengestellter Forschungen 
als entschiedener Gegner jener Lehre auf. Der Verbrecher ist nach seiner An¬ 
sicht nicht das Produkt einer degenerirten körperlichen Organisation, sondern 
der Einflüsse und Verhältnisse seiner Umgebung. — 

Erscheint die Theorie Gal Ts heutzutage uns auch wohl kurios, so ge¬ 
bührt doch diesem Forscher das Verdienst, den ersten Anstoss gegeben zu haben 
zum Studium der Gehirnlokalisation überhaupt. Als ein Fortschritt gegenüber 
der Gall’schcn Phrenologie ist das Carus’sche Prinzip (1841) zu bezeichnen, 
nach welchem die geistigen Fähigkeiten im Gehirn auf 3 Regionen beschränkt 
werden: den vorderen Hirntheil, das Organ des Geistes (Sitz des Erkennens, 
Vergleichens und Urtheilens); das Mittelhirn, welches den Vierhügeln und den 
Sehnerven entspricht (Centrum für die zum Bewustsein gelangenden Eindrücke 
und Organ des Gefühls), das Hinterhirn (Sitz der Instinkte, Leidenschaften, des 
Willens und des Geschlechtslebens). 

An Stelle dieser mehr subjektiven Schädelbetrachtung trat alsbald die 
objektive Methode der Messung (Kranioscopie — Kraniometrie). Nach einer 
eingehenden Schilderung der letzteren kommt Verfasser zu dem Schluss, dass 
man nicht berechtigt sei, in den Sehädeldeformitäten eine für den Verbrecher 
spezifische Eigentümlichkeit zu erblicken und dass die häufigste natürliche Ur¬ 
sache jener in ungünstigen sozialen, hygienischen Umständen (schlechter körper¬ 
licher Entwickelung, Rachitis) liege, mit denen Verbrecher, die ja zumeist ans 
den niederen Klassen der Gesellschaft entstammen, zu kämpfen haben. Hieran 
schliesst sich eine Besprechung des Verbrechergehirns (Hirnhäute, Hirngewicht, 
Verhalten der Hirnwindungen bei Normalen und Verbrechern) und der übrigen 
körperlichen Organisation der Verbrecher (die allgemeine Körperkonstitution, 
Körperlänge, Entwickelung der Extremitäten, Spannweite der Arme, Bildung der 
Hände, Füsse). Auch hier finden sich sehr häufig bei Verbrechern unverkenn¬ 
bare Zeichen einer angeborenen Degcnerescenz; daraus jedoch einen Schluss auf 
eine besondere Disposition zum Verbrechen zu ziehen, hält Baer für unzu¬ 
lässig. 
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Eine untergeordnete Bedeutung misst er auch den somatischen Degene¬ 
rationszeichen (stigmates de Ph6r6dit6) bei; ihre Beweiskräftigkeit will er für 
die Kriminalität noch weniger gelten lassen als für die Psychiatrie, schon des¬ 
wegen, „weil alle diese Degenerationszeichen ausser bei Verbrechern auch bei 
Geisteskranken und bei geistig Gesunden einzeln und in verschiedenen Kombi¬ 
nationen Vorkommen.* 4 

Im 2. Theil, welcher von den geistigen Eigenschaften des Verbrechers 
handelt, weist Verfasser zunächst hin auf die mangelhafte Intelligenz, welche 
bei Verbrechern allgemein ist, auf das schlechte Auffassungsvermögen, die Ab¬ 
stumpfung des Gemüths- und Empfindungslebens, die Herabsetzung der Willens¬ 
und der Widerstandskraft; geht sodann näher ein auf das Vorkommen von 
Geistesstörung unter den Verbrechern, bespricht die einzelnen Formen und tritt 
der Lehre von der moral insanity, dem „sittlichen Blödsinn* 4 als morbus sui 
generis mit Entschiedenheit entgegen. Der Trieb zum Verbrechen, ohne andere 
elementare psychischen Symptome, ist als Krankheit nicht annehmbar. „Da es 
keineu Sittlichkeitssinn in dem Sinne eines lokatisirten Centrums für die Morali¬ 
tät giebt, so kann es eo ipso keinen Defekt oder vollständigen Mangel dieses 
Organs geben.* 4 — Eine besonders wichtige Kategorie von Geisteskranken sind 
die Schwachsinnigen; ihre Trennung als Geisteskranke von geistesgesunden Ver¬ 
brechern gehört oft zu den schwierigeren Aufgaben des Psychiaters. 

Epilepsie wird häufig unter Verbrechern beobachtet; neben den direkt 
schädlichen Einwirkungen (trauma, abusus spirit., Ueberstehen von Krankheiten) 
ist namentlich hereditäre Belastung als Ursache anzuschuldigen. — Desgleichen 
ist Selbstmord eine sehr häufige Erscheinung unter den Verbrechern. Ein grosser 
Theil der Selbstmörder ist geistesgestört, eine Anzahl Verbrecher bezweckt mit 
dem Selbstmordversuch nur eine Drohung, eine andere Klasse von Verbrechern 
entleibt sich aus frivolem Sinn. Der Selbstmord ist ein Zeichen der „minder- 
werthigen Organisation, welche den Verbrecher im Kampfe gegen die soziale 
Ordnung dem Untergange auch durch die eigene Hand preisgiebt**. 

Im 3. Theil seiner Abhandlung untersucht Verfasser, inwiefern die be¬ 
schriebenen somatischen und psychischen Eigenthümlichkeiten der Verbrecher die 
Annahme eiuer angeborenen Anlage zulassen. Während Lombroso aus seinen 
Merkmalen den „Verbrechertypus“ unverkennbar herausgefunden hat, bestreitet 
Baer das Vorhandensein eines Typus iu dem Sinne, wie man z. B. von dem 
Typus gewisser Berufsklassen spricht. Verbrecherfamilien im Sinne der Ver¬ 
erbung von Geschlecht zu Geschlecht giebt es in Berlin nach dem Ausspruch 
eines erfahrenen Kriminalisten nicht. 

Man hat schliesslich den Verbrecher aufgefasst als einen Rückschlag in 
die prähistorische Form des Menschengeschlechts. Verfasser wendet sich nach¬ 
drücklich gegen die in neuester Zeit sehr beliebten atavistischen Erklärungs¬ 
versuche und warnt vor der Vermengung von „Atavismus* 4 und „Defektbildung“ 
(Virchow). Schaefer weist darauf hin, dass das Persistiren gewisser 
embryonaler (atavistischer) Anomalien nach der Geburt die Regel ist in einem 
ziemlich grossen Prozentsatz (das Darwinsche Knötchen beispielsweise in 30 
bis 40 °/ 0 auch bei Neugeborenen). 

Auch der Vergleich des Verbrechers mit einem Wilden, dem er in seiner 
Geistesrichtung näher stehen soll als dem Irrsinnigen, ist unzutreffend; Mangel 
an Zivilisation, sagt Lutz, ist bei Weitem noch nicht Unsittlichkeit. Ebenso 
unrichtig ist es, in den Neigungen des Kindes, seinen Launen, Unarten etc. ge¬ 
wisse nnassen das Prototyp der verbrecherischen Anlage zu erkennen; denn, so 
meint Magnan, man darf nicht übersehen, dass das Kind geistig in einem 
sehr unfertigen Zustande sich befindet, dass die regulirenden Centren für die 
instinktiven Eindrücke noch gar nicht zur Entwickelung gekommen sind. — 
Als die sittlichen Merkmale des geborenen Verbrechers führt Lombroso u. A. 
Mangel au Schamgefühl und des Errüthens, fehlende Reue, Ausfall des Gewissens, 
Aeusserungeu des sittlichen Empfindens an, die man aber auch unter den breite¬ 
ren Volksschichten in den verschiedensten Schattirungen antrifft. 

Verfasser bekämpft die Lehre des grossen italienischen Forschers, zollt 
ihm jedoch gebührende Anerkennung, dass er die Beobachtung mehr auf die 
Individualität des Verbrechers gelenkt hat, als auf das Verbrechen selbst. 
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Das erschöpfende Werk lässt die Objektivität und Wissenschaftlichkeit 
wieder erkennen, welche den Rof des Antors in anderen Arbeiten auf dem Ge¬ 
biete des anthropologischen Wissens begründet haben. 

Dr. Schmidt-Dalldorf. 


Fischer’* Kalender für Mediziner. Herausgegeben von Dr. 0. Seidel 
in Berlin. Fischer’s mediz. Buchhandlung. Berlin 1894. 

In dem genannten Verlage ist ein sehr handlicher Kalender für Mediziner 
erschienen, der gewiss viele Abnehmer Anden wird. Hinter dem Notizkalender 
sind in gedrängter Kürze verschiedene Abhandlungen aneinandergereiht: Nenere 
Arzneimittel, ihre Anwendung und Dosirung; therapeutische Notizen, die Maximal¬ 
dosen für Erwachsene und Kinder, Mittel zur subkutanen Injektion und In¬ 
halation, Pharaacopoea oeconomica, Formulae m&gistrales Berolinenses; Löslich¬ 
keitstabelle, Thermometerskalen; Verdünnungstabelle der Kuhmilch, Maass- und 
Gewichtsbezeichnungen, Inkubationsdauer, Anzeigepflicht, Unfalltabellen, diäte¬ 
tische Kuren, medizinische Bäder, Bäder und Kurorte, System der Todes¬ 
ursachen, That- und Unterlassungssünden auf dem Gebiete der Hals-, Nasen- 
und Ohrenkrankheiten, Neuerungen in der Behandlung von Knochenbrüchen, die 
Technik der Aethernarkosen, worunter namentlich die beiden letzteren Aufsätze 
ab sehr brauchbar hervorzuheben sind. Die Ausstattung des Büchelchens ist 
eine vorzügliche. Dr. Ru mp-Osnabrück. 


Dr. P. Silex: üeber das Sehvermögen der Eisenbahn- 
Beamten. Berlin 1894. Verlag von S. Karger. Gr. 8°; 
40 Seiten. 

Verfasser hat sich der dankenswerten Aufgabe unterzogen, die Aufmerk¬ 
samkeit sowohl der Aerzte, als auch der Ebenbahn-Behörden auf die Beurteilung 
der Augen der Bahnbeamten zu lenken. Es verdient dies um so mehr Aner¬ 
kennung, ab wir, wie er nachweist, in dieser Sache hinter Italien, Holland, ja 
Japan zurück sind. Es handelt sich dabei nicht allein um die Prüfung auf 
Farbenblindheit, sondern auch um das Bestreben, ein einheitliches Reglement zu 
entwerfen, nach welchem die Sehfähigkeit der einzelnen Beamtenkategorien des 
Eisenbahndienstes zu beurteilen ist. Möge Verfasser Erfolg haben in diesem 
Bestreben, vor Allem, möge es ihm gelingen, die massgebenden Behörden für 
diesen Gegenstand so zu interessiren, dass sie der Sache näher treten! 

Verfasser wünscht u. A., dass, wie in Holland, auch bei uns Eisenbahn- 
Augenärzte für die einzelnen Direktionsbezirke angestellt würden. Der Bahn¬ 
arzt, den die Behandlung aller Erkrankungsfälle übertragen sei, könne keine 
zahlreichen, zeitraubenden Untersuchungen und Sehprüfungen vornehmen, dazu 
fehle es ihm vor Allem an Zeit. Hier sei Arbeitstheilung geboten. 

Was die Besprechung der Farbenblindheit anlangt, so hätte auch die 
Wichtigkeit dieses Punktes gerade für die Marine erwähnt zu werden verdient. 
Das Buch bt freilich für das Bahninteresse geschrieben, allein in der Einleitung, 
dem Vorworte, bt auf die kolossale Entwickelung des Verkehrs im Allgemeinen 
hingewiesen, und dazu gehört gleichzeitig mit der Eisenbahn: der Schiffsverkehr. 
Grade da stehen ungleich mehr ab im Eisenbahnverkehr gegebenen Falb grössere 
Schäden an Material und massenhafterer Verlust an Menschenleben auf dem 
Spiele! Haben doch in England Schiffsrheder in Liverpool ihre eigenen Unter¬ 
sucher und Untersuchungsmethoden auf Farbenblindheit, indem sie sich nicht 
mehr auf die offiziellen des Board of Trade verlassen. So berichtet B ick er ton, 
(Referat im Zentralblatt für praktbche Augenheilkunde von Hirschberg; 
1891, pag. 25), dass der Board of Trade von 1885—1888 45 Personen für quali- 
fizirt zur Schifffahrt erachtet habe, die notorisch farbenblind waren. Der Raum 
verbietet, hierauf weiter einzugehen. 

Was über die Blaugelbblindheit gesagt ist (pag. 16), die von Einigen 
angenommen, wissenschaftlich zur Zeit aber noch nicht sicher erwiesen sei, so 
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möchte ich auf das hinweisen, was sich in Pflüger’« Archiv, Nr. 48, pag. 431 
findet: Physiologische Analyse eines ungewöhnlichen Falles partieller Farben* 
blindheit von v. Vintschgau. Es handelt sich um den ersten Fall eines 
spektralanalytisch untersuchten blaugelb Blinden (genauer blan - violett). Der 
Fall ist um so interessanter, da er einen jüngeren Mediziner betraf. Aach 
Schmidt-Rimpler (Handbuch für Augenheilkunde, pag. 190) erw&hnt die 
Blaugelb- resp. Blauviolett-Blindheit. — 

Das über das Farbenspektrum des partiell Farbenblinden Mitgetheilte: Gelb 
gelbweiss, weiss, weissblau, blau gegenüber dem normalen: roth, orange, gelb, 
grün, grünblau, blauviolett, ist übrigens schon länger bekannt, als seit den Vor¬ 
lesungen des Herrn Prof. Dr. A. König, welchen auch Referent im Januar 
d. J. beiwohnte. Es findet sich sogar dieses Farbenspektrum des partiell Farben¬ 
blinden bereits erwähnt in der neuen Auflage von Brockhaus* Konversations- 
Lexikon, Band VI, pag. 566 vom Jahre 1893. Prof. A. König hat daher in 
jenen Vorlesungen nichts vorgetragen, was nicht bereits bekannt war; auch 
Herr Prof. Leber in Heidelberg hat auf briefliche Mittheilung hin dies be¬ 
stätigt. Was jedoch diese Vorlesungen besonders werthvoll machte, daa waten 
die höchst interessanten spektroskopischen Demonstrationen. 

Dr. Ohle mann-Minden. 


Tagesnachrichten. 

Am 23. September feierte Hofrath Professor Dr. Ed. v. Hofmann in 
Wien, Präsident des Oesterreichischen Obersten Sanitätsrathes, sein 25 jähriges 
Jubiläum als Professor. Zur Feier des Tages wurde dem hochverdienten 
Lehrer der gerichtlichen Medizin von seinen Schülern eine Ovation dargebracht, 
die sich in Folge der Anwesenheit hochgestellter Vertreter der Staatsregie¬ 
rung, sämmtlicher Mitglieder der medizinischen Fakultät, sowie zahlreicher 
einheimischer und auswärtiger Fachgenossen zu einer äusserst glanzvollen ge¬ 
staltete. Auch der Telegraph brachte von allen Seiten die herzlichsten Glück¬ 
wünsche, die sich sämmtlieh in dem Wunsche vereinigten, dass es dem bahn¬ 
brechenden Forscher auf dem Gebiete der gerichtlichen Medizin noch viele Jahre 
vergönnt sein möge, seines Amtes weiter zu walten zur Freude aller seiner 
Schüler und Fachgenossen wie zum Segen der Wissenschaft! 


Für den 24. d. M. ist eine Sitzung der Wissenschaftlichen Deputation 
für das Medizinalwesen unter Zuziehung der von den Aerztekammern ge¬ 
wählten ausserordentlichen Mitgliedern angesetzt worden. Zur Berathung ge¬ 
langen : 

1. Ziele und Gestaltung der Leichenschau. 

2. Zwei von der Aerztekammer für Westfalen angenommene Resolutionen, 
betreffend die offizielle Zuziehung des behandelnden Arztes zu gerichtlichen 
Sektionen und die Abgabe von Gutachten ärztlicher Sachverständiger bei gericht¬ 
lichen Terminen in Gegenwart der übrigen Sachverständigen. 


Laboratorinmscholera. In Hamburg ist der Assistent am dortigen 
hygionischen Institut, Dr. Oer ge 1, am 21. September an Cholera asiatica 
gestorben, die er sich durch Infektion gelegentlich seiner bakteriologischen Ar¬ 
beiten zngezogen hatte. 


Am Tage vor Beginn der diesjährigen Naturforscherversammlung fand in 
Wien ein internationaler Kongress von Nahrungsmittel-Chemikern 
und Mikroskopikern statt, zu den sich etwa 50 Theilnehmer eingefunden 
hatten. Auf der Tagesordnung stand die Ausarbeitung eines Codex 
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alimentarius internationalis. Von Prof. Dr. Hanauseck-Wien und 
Hofrath Prof. Dr. Hi lg er-München waren bestimmte Thesen über die Prin¬ 
zipien für die Ausarbeitung eines derartigen Codex und über deren Durch¬ 
führung aufgestellt, die von der Versammlung in folgender Fassung angenommen 
wurden: 

I. Der internationale Nahrungsmittel - Codex strebt an: 

1. Eine allgemein gütige Definition des einzelnen Nahrungs- und Genuss- 
mittels. 

2. Eine allgemein anerkannte, für die Differentialdiagnose brauchbare 
Charakteristik desselben. 

8. Die Anwendung einheitlicher Grundsätze bei der Prüfung und Beur- 
theilung des reinen oder irgendwie veränderten Nahrungsmittels. 

4. Die gleichen Massregeln für den Verkehr mit Nahrungsmitteln. 

IL Zur Durchführung solcher Prinzipien ist erforderlich: 

1. Die einem Lande (Staate) angehörigen Mitglieder der internationalen 
Codex - Kommission wählen 3—6 Vertrauensmänner, welche das engere Länder- 
Comito repräsentiren. Bei der Voüzahl 6 empfiehlt es sich, dass ein Vertreter 
der Hygiene, ein auf dem Gebiete der Pharmakognosie und mikroskopischer 
Forschung Erfahrener, ein Bakteriologe, zwei Vertreter der Nahrungsmittel¬ 
chemie mit reicher Erfahrung und in direkter Fühlung mit der Untersuchung 
und Kontrole der Nahrungsmittelchemie sowie ein Vertreter der Thierarznei¬ 
wissenschaft gewählt werden. Diese Vertreter büden das Landes - Comito, das 
sich entsprechend konstituirt. 

2. Aus praktischen Gründen scheint es angemessen, dass die von irgend 
einem Landes - Comito ausgearbeiteten Codex - Kapitel den einzelnen Landes- 
Comito’s vorgelegt werden. 

3. Die Vorsitzenden der einzelnen Landes -Comito’s besorgen die Ver¬ 
gleichung und endgültige Redaktion der Codex-Kapitel und legen diese dem 
Exekutiv -Comito des internationalen Kongresses zur Beschlussfassung vor. 

4. Das Arbeitsmaterial umfasst alle jenen Stoffe, welche die österreichische 
Vereinigung in 15 Gruppen aufgenommen hat. 

5. Zur finanzieüen Unterstützung des Unternehmens sollen die Staatsver¬ 
waltungen der einzelnen Landes - Comito’s um Subventionirung ersucht werden. 


Der Vorstand der Deutschen Gesellschaft für angewandte Chemie 
hat an den preussischen Ministerpräsidenten eine Eingabe gerichtet, in der 
darum gebeten wird, die den jetzigen Verhältnissen nicht mehr entsprechenden 
Taxvorschriften des §. 8 des Gesetzes vom 9. März 1872, betreffend die Gebühren 
der Chemiker, aufzuheben und durch zeitgemässere zu ersetzen. Gleichzeitig 
wird gebeten, dass bei etwaigen Bedenken gegen die Liquidation eines Chemikers 
unparteiische Fachchemiker gehört werden soüen und als oberste Instanz die 
physikalisch - technische Reichsanstalt festgesetzt werde. 

Der §. 8 ist bekanntlich nicht der einzige Paragraph des Taxgesetzes, 
der einer Abänderung bedürftig ist, einige andere Paragraphen, namentlich der 
§. 3 hat dies mindestens ebenso nöthig. Vielleicht giebt die Petition der Che¬ 
miker Veranlassung, dass das ganze Gesetz und nicht blos ein einzelner Para¬ 
graph eine zweckmässige Abänderung erfährt, den Medizinalbeamten kann eine 
solche nur angenehm sein. Noch mehr würden sich aber die Regierungs-Medi- 
zinalräthe freuen, wenn sie künftighin mit der Festsetzung der Rechnungen von 
Chemikern nichts mehr zu thun hätten. 


An Stolle des Prof. Dr. Vierordt hat H. Privatdozent Dr. A. Gold- 
scheider in Berlin am 1. Oktober d. J. die Mitredaktion der „Fortschritte 
der Medizin“ übernommen. 
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Cholera. Im Deutschen Reich sind Cholera-Erkrankungen und Todes* 
fälle amtlich festgestellt in den Wochen vom 


in Ostprenssen . . . . 
im Weichselgebiet . . 
im Netze - Warthegebiet 
in Oberschlesien . . . 
im Elbegebiet .... 
in der Rheinprovinz . . 


17./9.—24./9. 
14 (3) 

29 (4) 

4 ( 2 ) 

59 (17) 

1 ( 1 ) 

2 (-) 


Zusammen 109 (27) 


24.9.—1./10. 
14 (-) 

4 (2) 
6(3) 

35 (11) 


59 (17) 


1 ./ 10 — 8 . 10 . 
7 (-) 
12 ( 2 ) 

16 (1) 

18 f6) 

ib 

54 (9) 


In Schlesien hat somit eine wesentliche Abnahme der Cholera-Erkrankungen 
stattgefunden; eine geringe Zunahme dagegen im Netze - Warthegebiet; die hier 
angemeldeten Cholerafälle sind sämmtlich in Nackel vorgekommen. 


ln Galizien hat die Cholera in den meisten bisher verseuchten Bezirken 
eine sehr erhebliche Abnahme erfahren, während sie in einzelnen Bezirken Ost¬ 
galiziens (Rohatyn, Kamionka, Zloczow) stärker anfgetreten ist, so dass diese als 
Choleraheerde erklärt sind. Es betrag die Zahl der Erkrankungen] und Todes¬ 
fälle in der Zeit vom 


17.—23. September: 731 (439) in 193 Gemeinden und 31 Bezirken. 

23.—30. „ : 446 (271) „156 „ „ 32 „ 

1.— 7. Oktober: 571 (321) „153 „ „ 30 , _ 

seit Beginn der Epidemie: 9804 (5350) „ 551 „ „ 53 „ 

Von den während der letzten 3 Wochen angemeldeten Erkrankung»- und 
Todesfällen entfielen nnr 92 (52) anf Westgalizien (Stadt Krakau nnd Umgegend, 
Bezirke Chzranow, Gorlice, Neumarkt, Tarnow, Wadowice und Wieliczka) und 
1656 (979)anf Ostgalizien (Stadt Lemberg nnd Umgegend, Bezirke Bobrka, Bohord- 
czany, Borszczow, Brzezany, Czortkow, Horodenka, Hnaiatyn, Kalusz, Kamionka, 
Kolomea, Kosow, Nadworna, Podhajce, Przemislany, Rohatin, Skalat, Sniatyn, 
Stauislan, Tlnmacz, Trembola, Zaleszcyki, Zloczow, Zydaczow). 


In der Buckowina sind erkrankt bezw. gestorben in der Zeit vom 
17.—23. September: 35 (29) in 13 Gemeinden nnd 7 Bezirken. 
23.-30. „ : 21 (15) „ 8 „ „ 6 „ 

1.— 7. Oktober: 23 (1 4) „6 „ _ „5 , _ 

seit Beginn der Epidemie: 834 (472) in 64 Gemeinden und 9 Bezirken. 
Auch hier ist überall eine Abnahme der Seuche bemerkbar. 


In Belgien betrag die Zahl der Cholera-Todesfälle während der Zeit 
vom 9.—29. September 203, davon 171 in der Provinz Lüttich. 

In den Niederlanden sind vom 24.—29. September 37 vereinzelte 
Cholera -Erkrankungen mit 15 Todesfällen znr amtlichen Kenntniss gelangt. 

In Russland ist die Cholera sehrim Abnehmen begriffen. In der Stadt 
Petersburg sind vom 22. September bis 5. Oktober nnr noch 55 Erkrankungen 
und 35 Todesfälle festgestellt; in der Stadt Warschau vom 16.—30. September: 
20 (5); während derselben Zeit in den Gouvernements Livland 18 (11), Kurland 
28 (21), Warschau 17 (10), Sicdlec 66 (42), Petrikau 180 (91), Radom 113 (70), 
Minsk 32 (19), Saratow 162 (96), Podolien 430 (290), Bessarabien 800 (130), 
ferner in den Gouvernements Kalisch vom 9.—24. September: 108 (52), Kielce 
vom 9.—27. September: 212 (145), Kowno vom 16.—29. September: 23 (17), 
Grodno vom 9.-22. September: 100 (49). Nach einer Zusammenstellung in 
Nr. 40 des Oesterreichischen Sanitätswesen betrag bis etwa zum 15. September 
d. J. die Gesammtzahl der Erkrankungen nnd Todesfälle 43525 (20844), davon 
in der Stadt Petersburg 2131 (1225) und in der Stadt Warschau 1162 (503), in 
den meisten verseuchten Gouvernements Kielce 5941 (2988), Radom 5741 (2849X 
Warschau 3850 (1839), Petrikan 3690 (1897), Grodno 2746 (1178), Petersburg 
2417 (819) n. s. w. Ob diese Ziffern aber richtig sind, dürfte zu bezweifeln sein. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmnnd, Reg.- u. Med.-Rath L Minden L W. 

J. 0. C. Brnos, Bochdrockerei, Iflndso, 
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Gutachten Uber eine event. in der Stadt Kolberg einzurich¬ 
tende Schwemmkanalisation in die Persante. 

Erstattet vom Kreisphysikus Sanitäta - Rath Dr. Raabe in Kolberg. 

Die Städtereinigung, d. h. die Fortschaffung, bezw. Beseiti¬ 
gung der Abfalle aus den Haushaltungen, und vorzugsweise die 
Beseitigung der menschlichen Ausscheidungen aus den Städten und 
der unmittelbaren Nähe der Wohnungen auf eine für ihre Bewohner 
möglichst unschädliche und am wenigsten belästigende Art und 
Weise, ist eine nicht leichte Aufgabe der Städteverwaltungen, und 
hat gerade während des letzten Decenniums zu vielfachen Unter¬ 
suchungen und wissenschaftlichen Streitfragen geführt. 

Die althergebrachte, nur in seltenen Fällen durch anderartige 
unterbrochene Methode, die festen Abfälle, namentlich die mensch¬ 
lichen Exkremente mit den thierischen und anderen passenden 
organischen Substanzen vermengt, in offenen oder geschlossenen 
Wagen auf den Acker zu fahren und im Interesse der Landwirt¬ 
schaft zu verwerten, die flüssigen aber grösstenteils den Rinn¬ 
steinen zur Ableitung in den nächsten Graben oder Fluss, oder 
dem Boden zum Aufsaugen oder sonstiger Verarbeitung zu über¬ 
geben, war mit den Fortschritten der Wissenschaft und der sich 
nach und nach Bahn brechenden Erkenntniss der Entstehungs¬ 
ursachen namentlich ansteckender Krankheiten nicht mehr in Ein¬ 
klang zu bringen. Reinhaltung der Luft, Reinhaltung des Bodens 
in der Umgebung der menschlichen Wohnungen, Zuleitung guten 
von Auswurfstoffen nicht verunreinigten Wassers, waren als Haupt¬ 
kriterien erkannt worden, die Gesundheitsverhältnisse der Städte 
zu verbessern und die Sterbeziffer zu verringern. 
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Namentlich für grosse Städte und solche mit einer durch 
Ausdehnung ihrer Industrie schnell wachsenden Arbeiterbevölkerung, 
ist die Frage eine brennende geworden, während kleine, Landwirth- 
schaft treibende Städte nach wie vor den Dungwerth in den Vorder¬ 
grund stellen, ihrer geringen Einwohnerzahl und verhältnissmässig 
grossen räumlichen Ausdehnung wegen aber auch weniger durch 
die Nachtheile belästigt werden. 

Aber selbst unter den kleinen und kleinsten Städten finden 
sich viele, welche wegen ungünstiger Lage, ungünstiger von or¬ 
ganischen Stoffen durchtränkter Bodenverhältnisse, keine günstige 
Krankheits- und Todes-Statistik aufweisen können, und darum in 
anerkennenswerther Weise danach streben, ihr Stadtgebiet von den 
Abfällen, Abwässern und menschlichen Ausscheidungen auf mög¬ 
lichst zweckmässige Art zu befreien, um ihre Gesundheitsverhält¬ 
nisse zu verbessern. 

Ueber die Sammlung und Fortleitung der häuslichen und 
gewerblichen Abwässer in Verbindung mit den Meteorwässern 
innerhalb der Städte ist die technische Frage wohl als abge¬ 
schlossen zu betrachten, es geschieht dies durch kleinere und 
grössere Kanäle im Zuge der Strassen; die Frage über das fernere 
Schicksal derselben ist jedoch noch nicht einheitlich und genügend 
beantwortet. 

Die bequemste Art der Beseitigung des Kanalinhalts wäre 
unzweifelhaft die, sie einem vorbeifliessenden Fluss zur Weiter¬ 
beförderung mitzugeben, eine Methode, wie sie in vereinzelten 
Fällen schon vor langer Zeit geübt worden ist. So besitzt die 
kleine Stadt Bunzlau in Sclilesien eine schon seit 1559 bestehende 
Kanalisation, welche den Kanalinhalt Wiesen- und Gartengrund¬ 
stücken zur Berieselung, bei stärkeren Regenfallen aber auch 
direkt dem Bober zufuhrt. *) 

London und viele andere englische Städte leiten direkt in die 
vortiberfliessenden Flussläufe; Edinburg in Schottland bereits 
seit 1760. 

In Deutschland geschah dies von den grossen Städten zuerst 
in Hamburg mit direkter Leitung in die Elbe, während Danzig 
und später auch Berlin, auf Rieselfelder leiteten, da in Preussen 
durch Minist.-Verfügung, nach einem Gutachten der wissenschaft¬ 
lichen Deputation die direkte Einleitung der Kanalwässer mit 
Fäkalien - Gehalt in die Flüsse verboten war, nachdem man einige 
Flüsse als stark mit Kanalinhalt aus Städten verunreinigt ge¬ 
funden hatte. 

In dem übrigen Deutschland wurde weniger streng verfahren; 
so leitete Frankfurt a. M. bis vor wenigen Jahren in den Main. 
Würzburg und Mainz ebenfalls, Kissingen hat in jüngster Zeit die 
Erlaubnis erhalten in die Saale abzuleiten, München wird voraus¬ 
sichtlich binnen Kurzem durch seine Kanäle die Abwässer und 
Abscheidungen von 300000 Menschen der Isar zuführen, welchen 


Dr. Adelt: Gesundheitsverbältnisse der Stadt Bnnzlun. 
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Weg ein grosser Theil des Kanalinhalts bereits seit Jahren ge¬ 
nommen hat. 

In sehr vielen Orten gelangt der Inhalt der Wasserklosets 
einzelner Häuser, Hotels oder Anstalten, gegen das Verbot oder 
mit stillschweigender Erlaubniss in die Flussläufe. 

Das allgemeine Verbot, Klosetinhalt in die Strassenkanäle zu 
leiten und durch diese ohne vorausgegangene Reinigung den Fluss¬ 
läufen zu überantworten, besteht aber einmal und darf ohne 
spezielle Erlaubniss der Vorgesetzten Behörden nicht nmgangen 
werden. 

Zu den Städten, welche von altersher eine Kanalisation be¬ 
sitzen, gehört auch die alte Festungsstadt Kolberg. 

Die niedrige Lage der Stadt, unfern der Persante - Mündung, 
auf nach und nach angeschüttetem und angeschwemmtem, mit or¬ 
ganischen faulenden Substanzen geschwängertem Boden, hat die 
Einwohner gewiss schon in sehr früher Zeit dazu geführt, ihre 
Keller, Höfe und Strassen durch Strassenkanäle, deren Reste noch 
in jüngster Zeit aufgedeckt worden sind, mit Anschlüssen aus den 
Häusern zu entwässern. 

Diese Kanalisation, aus Holzröhren bestehend, war mit der 
Zeit funktionsunfähig geworden; da man sich in der städtischen 
Verwaltung jedoch darüber klar war, dass nur eine allgemeine 
zweckmässig eingerichtete Kanalisation im Anschluss an die in der 
Ausführung begriffene Hochdruck - Wasserleitung im Stande sein 
dürfte, die ziemlich schlechten sanitären Verhältnisse Kolbergs zu 
verbessern, so wurde die Kanalisation der Stadt zum Beschluss 
erhoben und nach und nach in den Jahren 1883 bis 1886 zur 
Ausführung gebracht. 

Leider ist aber auch hier die Benutzung der Kanäle nur eine 
beschränkte, es darf nur das Regen-, Haus- und Wirthschafts- 
wasser abgeleitet werden, während nach §. 10 des Ortsstatuts vom 
10. April 1883 und §. 7 der Polizeiverordnung vom 7. August 
desselben Jahres, die Ableitung von Urin und menschlichen Exkre¬ 
menten überhaupt verboten ist; diese werden in Tonnen oder dicht 
gemauerten Gruben aulgefangen und von Landbesitzern zur Düngung 
des Bodens abgefahren. 

Wenn der enorme Fortschritt, welcher durch die Kanalisation 
für die sanitären Verhältnisse Kolbergs geschaffen ist, auch nicht zu 
verkennen ist, — ist doch der früher hier häufig grassirende Typhus 
nach den übereinstimmenden Beobachtungen der Aerzte eine seltene 
Krankheit geworden, und die Mortalitäts - Ziffer nach meinen amt¬ 
lichen Zusammenstellungen unter 20 pro mille gesunken, — so muss 
doch auch wieder zugegeben werden, dass das bisherige Abfuhr¬ 
system im Allgemeinen und die Kloset-Anlagen im Besonderen 
zu mannigfachen und oft nicht unberechtigten Klagen Veranlassung 
geben, was für Kolberg, als bevorzugten und viel besuchten Bade¬ 
ort sehr zu beklagen ist und thatsächlich die Interessen des Bades 
schädigt. Der Kurgast, welcher in seinem grossstädtischen Heimaths- 
ort oder in andern komfortabel eingerichteten Badeorten und Sommer¬ 
frischen an die sauberen Spülklosets gewöhnt ist, findet die alt- 



524 Dr. Baabe: Gutachten über eine event. in der Stadt Kolberg 

modischen Abtrittsanlagen über Dunggruben, die Retiraden ohne 
Wasserspülung, und selbst das Tonnensystem, welches besonders 
an warmen Sommertagen recht üble, beissende Gerüche verbreitet, 
als einen Mangel an Fortschritt, und sucht die Schuld nicht in 
dem bestehenden polizeilichen Verbot, sondern in einer mangel¬ 
haften Initiative der Badeverwaltung. 

Der Magistrat, welcher von der neuerdings bahnbrechenden 
Ansicht über die Selbstreinigung der Flüsse Kenntniss erhalten 
hatte, war daher zu der Ueberzeugung gekommen, dass die Auf¬ 
hebung des Verbots im §. 10 des Ortsstatuts, betreffend die Ab¬ 
leitung menschlicher Exkremente etc. durch Spülvorrichtung, nicht 
allein im sanitären Interesse für Kolberg dringend wünschens werth 
wäre, sondern auch im Interesse des Bades von unberechenbarem 
Vortheile sein würde, er hat daher an mich das Gesuch gerichtet, 
Untersuchungen darüber anzustellen, ob die Einführung eines all¬ 
gemeinen Schwemmsystems mit Ableitung in die Persante eine 
besondere Verunreinigung des Persante-Wassers im Gefolge haben 
würde oder nicht, um event. bei dem Herrn Regierungspräsidenten 
um Beseitigung des §.10 des Ortsstatuts vorstellig werden zu 
können. 

In Nachstehendem komme ich dem Gesuch auf Grund der 
von mir angestellten objektiven Untersuchungen unter Berück¬ 
sichtigung der lokalen Verhältnisse nach. 

Die verunreinigenden Stoffe der Kloakenwässer finden sich in 
letzteren zum Theil gelöst, zum Theil schwimmend. Zur Beseiti¬ 
gung beider Arten führt bekanntermassen am besten die chemische 
Reinigung durch Zusatz von Kalk und anderen Chemikalien, das 
abfliessende Wasser wird fast ganz rein, reiner jedenfalls als das 
Wasser der Flussläufe selbst. Diese Methode ist jedoch eine sehr 
kostspielige, erfordert komplizirte bauliche und maschinelle Ein¬ 
richtungen, welche meist die finanziellen Verhältnisse der Kommu¬ 
nen übersteigen, auch ist der restirende Schlamm schlecht zu 
verwerthen. 

Eine ähnliche Reinigung der Abwässer, wenigstens in Bezug 
auf die Schwebestoffe, wenn auch nicht so vollständig auf die ge¬ 
lösten, würde erzielt werden durch Bodenfiltration, auf dem Wege 
der Berieselung von Acker und Wiesenflächen; es stände dann der 
Ableitung des filtrirten Wassers in die Flussläufe kein Verbot 
entgegen. Aber auch diese Methode ist sehr kostspielig und würde 
sich vor Allem in Kolberg mit seiner hüglichen und wo dies nicht 
der Fall ist, moorigen Umgebung, wegen der unerschwinglichen 
Kosten nicht anwenden lassen. 

In neuerer Zeit ist durch die Arbeiten von v. Petten- 
kofer, Praussnitz, Flügge, Hulwa und anderer auf die 
Selbstreinigung der Flüsse hingewiesen worden; auch die Ver¬ 
sammlung des deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege 
hat sich wiederholt mit diesem Gegenstände, zuletzt im September 
1891 in Leipzig, beschäftigt und günstig darüber ausgesprochen. 

Nach Hulwa hatte das Oderwasser nach Aufnahme des Bres- 
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lauer Schwemmkanalinhalts 32 km unterhalb der Stadt den Reini- 
gungsprozess beendet. 

Die Isar zeigt nach Aufnahme eines grossen Theils des 
Münchener Kanalinhalts bei Freising, also 30 km stromabwärts, 
nach den Untersuchungen von v. Pettenkofer und Praussnitz 
dieselbe Zusammensetzung des Wassers wie oberhalb Münchens. 

Der Main reinigt sich nach Moser nach Aufnahme der 
Würzburger Abwässer bei 0,82 m Stromgeschwindigkeit in der 
Sekunde nach 6 Stunden Lauf. 

Hamburg leitet die Spüljauche einer Bevölkerung von rund 
400 000 Seelen in die Elbe und nur 12 km weiter abwärts be¬ 
finden sich die Schöpfstellen der Altonaer Wasserwerke, welche 
sich während der letzten grossen Cholera - Epidemie in Hamburg 
trotzdem als zuverlässig bewährten. 

Auch nach den von Renk ausgearbeiteten Gutachten des 
Reichsgesundheitsamt 1 ) ist das Einleiten von Exkrementen in 
Flussläufe nicht prinzipiell für unstatthaft erklärt, sondern die 
Entscheidung von den lokalen Umständen, insbesondere dem Ver- 
hältniss der Sielwässer zum Flusslauf abhängig gemacht. 

Die Selbstreinigung der Flussläufe von dem aufgenommenen 
Schmutzwasser geschieht, abgesehen von der Verdünnung: 

1. Durch chemische Prozesse, durch die Einwirkung des 
Sauerstoffs der Luft und des Wassers. 

2. Durch die Einwirkung der Wasserbakterien, welche in 
unaufhörlichem Kampf gegen die dem Wasser im Kanalinhalt 
zugeführten pathogenen und nicht pathogenen Bakterien leben. 

3. Durch Ablagerung der Schwebestoffe am Grunde und den 
Ufern der Flüsse, und Verbrauch und Umwandlung derselben durch 
die Pflanzenvegetation. 

Trotzdem diese drei Eigenschaften wohl jedem Flusslauf 
eigenthümlich sind, wird doch nicht jeder Fluss zur Aufnahme 
jeder Schwemmkanalisation geeignet sein, jedenfalls hat das häufige 
Missverhältniss der Kanaleinflüsse zu dem ableitenden Fluss und 
die Verpestung des letzteren wohl zu dem oben zitirten ministeriellen 
Verbot geführt; die lokalen Verhältnisse müssen eben, wie in 
Renk’s Gutachten ausgesprochen ist, günstige sein. 

Nach Praussnitz würden die zu beobachtenden Momente 
folgende sein müssen: 

1. Menge und Konzentration der Kanal jauche. 

2. Wassermenge des Flusses. 

3. Stromgeschwindigkeit desselben. 

4. Ufergestaltung und Verlauf des Flusses. 

5. Bewohnung der stromabwärts gelegenen Ufer und Be¬ 
nutzung des Flusswassers. 

Ad 1. müsste eine genügende Menge Wasser zum wirt¬ 
schaftlichen Verbrauch vorhanden sein, um den Kanalinhalt stark 
zu verdünnen, diese Bedingung würde eiiie ausreichende Wasser¬ 
leitung am besten erfüllen. 


*) Arb. aus dem Kaiserl. Gesundheitsamt, Bd. V. 
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Ad 2. müsste die Wassermenge des Flusses in richtigem 
Verhältniss zu der Menge des abfliessenden Kanalwassers stehen» 
Nach den jetzt festgesetzten Bedingungen ist mindestens die 
15 fache Menge von der des Siels erforderlich. 

Ad 3. wird eine Stromgeschwindigkeit von 0,6 m in der 
Sekunde angenommen. 

Ad 4. müsste die Ufergestaltung und der Verlauf des Flusses 
der Strömung keine zu grossen Hindernisse in den Weg legen 
und die Pflanzenvegetation nicht behindert sein. 

Ad 5. darf die Benutzung des Wassers von stromabwärts 
lebenden Anwohnern keine derartige sein, dass eine Gesundheits¬ 
schädigung der letzteren zu befürchten ist. 

Wenden wir diese 5 Punkte für Kolberg und die Persante 
an, so kommen wir auf Grund der angestellten Ermittelungen zu 
folgendem Resultat: 

I. Die Stadt Kolberg ist in der glücklichen Lage, eine 
Hochdruckwasserleitung zu besitzen, welche im Stande ist, inner¬ 
halb 24 Stunden 3000 cbm Wasser zu liefern, das Hochreservoir 
fasst für die Schwankungen des Konsums 750 cbm. Da nun nicht 
alle Theile Kolbergs an die Wasserleitung angeschlossen sind (der 
Stadttheil Siederland entnimmt das Wasser aus artesischen Brunnen), 
so würde sich obige Wassermenge auf rund 15000 Personen ver¬ 
theilen ; es entfallen somit innerhalb 24 Stunden 200 1 Wasser auf 
jede Person, eine gewiss ausreichende Menge, um die nach den 
Stoffwechselberechnungen von C. v. Voit, v. Pettenkofer und 
anderen im Durchschnitt pro Person ausgeschiedenen 1254 g Harn 
mit nur 65 g und 131 g Koth mit nur 34 g festen Bestandtheilen 
mehr als genügend zu verdünnen. Zu dieser das Strassenkanal- 
netz unter Umständen täglich durchfliessenden Wassermenge kommt 
noch die der hier an der Küste recht häufigen und reichlichen 
meteorischen Niederschläge, welche durch die zahlreichen Rinnstein- 
Gullies den Kanälen zufliesst. Nach den Beobachtungen der vom 
Gymnasial - Professor Dr. Ziemer geleiteten hiesigen meteoro¬ 
logischen Station beträgt die jährliche Regenmenge im Mittel 
600 mm. 

Ziehen wir jedoch nur das von der Wasserleitung gelieferte 
Quantum in Betracht, so würde, falls sämmtliche Häuser Wasser¬ 
spülvorrichtungen einrichteten, woran vorläufig gar nicht zu denken 
ist, jeder Kubikmeter Wasser nur die verschwindend geringe 
Menge von 95 g fester Bestandtheile von menschlichen Aus¬ 
seheidungen enthalten. 

II. Von einem Fluss, welcher die ihm durch eine Kanalisation 
zugeführten Schmutzstoffe durch Selbstreinigung verarbeiten soll, 
wird gefordert, dass er mindestens die 15 fache Menge Wasser 
von der des Siels führe. 

Die Persante ist ein sehr wasserreicher Fluss, welcher selbst 
während der trockensten Sommerzeit ohne Aufstau grossartige 
Mühlenwerke treibt, das Wasser für die städtische Wasserleitung 
liefert, und in dem Kupfer- und Holzgraben noch dauernde Neben¬ 
abflüsse hat. 
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Nach den von dem Stadtbaurath Bachsmann im Jahre 
1885 bei niedrigem Wasserstande angestellten Untersuchungen 
betrug im Unterstrom bei einer Stromgeschwindigkeit von 0,517 m 
pro Sekunde, die fortbeförderte Wassermenge 35,7 Sekunden cbm, 
oder in 24 Stunden 3084480 cm; der Fluss befördert also an 
Wasser nicht nur die 15 fache, sondern die 1020 fache Menge von 
Sielinhalt. Hierzu kommt noch ein Theil der Persante, welcher 
2 km oberhalb Kolberg sich als Holzgraben abgezweigt hat, und 
zwischen der letzten und vorletzten Kanalmündung wieder ver¬ 
einigt 'wird. Bei Mittel- und Hochwasserstand würde das Ver- 
hältniss noch ein ganz erheblich besseres zu Gunsten des Flusses 
werden. 

HI. Die Stromgeschwindigkeit der Persante mit 0,517 m in der 
Sekunde kommt der geforderten von 0,6 m zwar nicht gleich, aber 
doch sehr nahe; es darf ausserdem hierbei nicht vergessen werden, 
dass die Beobachtungen, wie unter n bereits gesagt, bei niedrigem 
Wasserstand gemacht sind, bei Mittel- und Hochwasser in der 
oberen Persante vergrössert sich die Stromgeschwindigkeit ganz 
beträchtlich und dürfte dann 0,6 m gewiss übersteigen. 

IV. Die Persante hat in und abwärts Kolberg eine mittlere 
Breite von 60 m, keine todten Nebenarme, zum Theil mit Stein¬ 
oder Holzbollwerk versehene Ufer und macht nirgends scharfe 
Krümmungen, Sandbänke kommen selbst bei niedrigem Wasser¬ 
stande nirgends zu Tage, der Strömung wird also nur ein geringes 
Reibungshinderniss in den Weg gelegt. Die Pflanzenvegetation 
an den Ufern und auch auf dem Flussgrund ist eine sehr üppige, 
und hört erst an dem letzten, dem Hafentheil auf. 

Die Breite der Wasserfläche und die fast ununterbrochen 
herrschenden Winde, welche die Oberfläche des Wassers in steter 
welliger Bewegung halten, führen dem letzteren den zur Oxydation 
erforderlichen Luftsauerstoff in reichlicher Menge zu. 

Zwei Fragen würden an dieser Stelle noch zu beantworten 
sein, und zwar: 

a) ob die Stromgeschwindigkeit des Flusses bei stärkeren 
auf die Mündung gerichteten Winden wesentlich beeinflusst oder 
durch Stauwasser gar ganz aufgehoben werden kann und 

b) ob die Möglichkeit ausgeschlossen ist, dass bei Hoch- 
fluthen die untere Persante so hoch aufgestaut werden könne, dass 
aus den Kanälen ausgetretenes Schmutzwasser zu der Schöpfstelle 
des städtischen Wasserwerks gelangen kannP 

Die Erkundigungen, welche ich bezüglich der ersten Frage 
bei Sachverständigen, Lootsen, Fischmeister und Schiffern einge¬ 
zogen habe, haben übereinstimmend ergeben, dass das Wasser der 
Persante selbst durch vor dem Winde her in die Mündung einge¬ 
triebenes Seewasser überhaupt nicht aufgestaut werden kann, 
letzteres scheide sich von dem Flusswasser derart, dass es als 
reines Ostseewasser nur in den obersten Schichten eine rückläufige 
Strömung annehme und dass die mit Persantewasser gemischten sowie 
die untersten, nur dem letzteren angehörigen Schichten trotzdem 
immer die alte und dann sogar eine um so schnellere Strom- 
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Richtung: und Geschwindigkeit behalten. Dieser Umstand komme 
auch den bei Sturm einlaufenden Schiffen bei der Steuerung zu 
Nutze; das Schiff folgt mit grösster Sicherheit dem in den aus¬ 
gehenden Strom tauchenden Steuer, während flachgehende, mit ihrem 
Kiel nicht bis in die ausgehende Strömung reichende Fahrzeuge 
dem Steuer nicht folgen können und von den Wellen hin und her 
geworfen werden. 

Die grössere Ausflussgeschwindigkeit der tieferen Strom¬ 
wasserschichten ist auch leicht erklärlich aus dem stärkeren Druck 
von oben durch die grössere aus der Ostsee eingedrungene Wasser¬ 
masse, bei gleichzeitiger Einengung der Ausflussmündung durch 
die in die See hinaus gebauten Moolen. 

Die Frage b ist leicht durch die bisherigen Beobachtungen 
des Pegelstandes zu beantworten. 

Die Schöpfstelle des städtischen Wasserwerks befindet sich 
in der sogenannten oberen Persante und ist von der unteren Per- 
sante durch das 1,50 m hohe Mühlenwehr an der langen Brücke 
abgeschlossen. Der Höhenunterschied der unteren Persante zwischen 
dem Brücken- und Hafen-Pegel ist ein so bedeutender, dass der 
mittlere Wasserstand des Brücken - Pegels 1,314 m über Hafen 
Null liegt. Der höchste beobachtete Pegelstand an der langen 
Brücke betrug 2,264 m über Hafennull, ein Wasserstand, welcher 
das Wehr noch lange nicht übersteigen kann. 

Die Schöpfstelle des Wasserwerks ist demnach gegen Stau¬ 
wasser vollkommen geschützt. 

V. Kolberg ist der letzte an den Ufern der Persante vor 
deren Mündung in die Ostsee gelegene Ort, das Wasser wird von 
hier ab weder zu gewerblichen, noch zu technischen Zwecken be¬ 
nutzt; vor Allem wird von demselben zu Wirthschaftszwecken kein 
Gebrauch gemacht, es dient ausschliesslich der Schifffahrt und dem 
Fischerei - Gewerbe - Betriebe. 

Technische Gewerbe, deren Abwässer dem Fischleben Nach¬ 
theile bringen könnten, werden in Kolberg nicht betrieben. Gerade 
die unferne Lage Kolbergs von der Ostsee, circa 1000 m oberhalb 
der Mündung der Persante, würde ein äusserst günstiges Moment 
für Einleitung eines allgemeinen Schwemmsystems in den Fluss 
abgeben, gilt doch in England allgemein der Satz, dass diejenigen 
Städte sich am besten für eine Schwemmkanalisation eignen, 
welche nahe einer Flussmündung in’s Meer gelegen sind. Aber 
es ist trotz dieser günstigen Lage zu bedenken, dass Kolberg ein 
Seebadeort ist, und dass seine Badeanlagen, besonders das Damen¬ 
bad, nur 600 m von der Persante - Mündung entfernt liegen. 

Die 350 m lange Ostmoole bildet zwar eine scharfe und 
sichere Trennungslinie zwischen Ostsee- und Persante-Wasser, es 
könnte jedoch die Frage aufgeworfen werden, ob bei Nord- und 
Nordwest-Wind, wodurch die Wellen mehr oder weniger direkt 
an die Küste herangespült werden, nicht auch Persante-Wasser 
den Bädern zugeführt werden könnte. 

Auch diese Frage wird von Sachverständigen entschieden 
verneint. Das aus der durch die langen Steinmoolen eingeengten 
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Flussmündung ausströmende Wasser nimmt seinen Lauf mit 
starkem Strom in gerader Richtung nach Norden, und ist durch 
seinen Farbenunterschied mehrere hundert Meter weit deutlich 
von dem Seewasser zu unterscheiden, eine Vermischung mit letz¬ 
terem findet erst weit in See statt; auch bei den heftigsten 
Stürmen aus N. und N. - W., zuletzt noch vor wenigen Tagen, hat 
man das Persante-Wasser noch 150 bis 200 m weit in direkt 
nördlicher Richtung in See verfolgen können, während die hoch¬ 
gehende Brandung ganze Berge von Seewasser an die Küste warf. 

Auf die bakteriologischen und chemischen Befunde meiner 
Untersuchung des Seewassers bei gleicher und entgegengesetzter 
Windrichtung komme ich später noch zurück. 

Was führt die jetzt im Betriebe befindliche Kanalisation von 
Kolberg der Persante zu und was würde sie nach Einrichtung 
eines allgemeinen Schwemmsystems derselben zuführen? 

Wie bereits im Eingänge dieses Berichts angedeutet und 
in dem §. 10 des Ortsstatuts vom 10. April 1883 und §. 7 der 
Polizei Verordnung vom 7. August desselben Jahres ausgesprochen 
ist, darf die Kanalisation ausschliesslich zur Ableitung des Haus-, 
Wirthschafts- und Regenwassers benutzt werden. Nehmen wir 
am Persante - Ufer an einem trockenen Tage in der Nähe eines 
Kanal - Ausflusses Stellung, so bemerken wir, dass sich ein ganz 
dünnflüssiger schmutziggrauer Inhalt aus letzterem ergiesst, wel¬ 
cher schon wenige Meter weiter heller wird und etwa 10 Meter 
weiter, besonders aber, sobald er die Mitte der Strömung erreicht 
hat, derartig mit dem Flusswasser vermischt ist, dass eine Unter¬ 
scheidung beider Wasserarten nicht mehr möglich ist; von festen 
Bestandteilen sieht man höchstens zuweilen solche leichterer Art, 
wie Korke, Strohtheilchen, kleine Papierfetzen mit herauskommen, 
die schwereren Schwimmstoffe haben sich in den Schlammbrunnen, 
welche der Kanalinhalt von 70 zu 70 Metern auf seinem Wege 
bis zur Kanalmündung passirt hat. bereits abgelagert. Zur Ver¬ 
dünnung ist dabei bisher bei Weitem nicht die ganze Wasser¬ 
menge, welche das Wasserwerk liefern kann, benutzt worden, nach 
den Aufzeichnungen der Wasserwerks-Inspektion überschreitet 
der tägliche Konsum nur an wenigen Tagen des Jahres das 
Quantum von 1000 Kubikmetern. 

Ein übler Geruch hat sich auch an warmen Sommertagen 
nicht bemerkbar gemacht. Der Kanalinhalt ist selbstverständlich 
keine Flüssigkeit von ständiger Zusammensetzung, Witterungs¬ 
verhältnisse, Tageszeit, Gewohnheit der Menschen beeinflussen 
denselben in hohem Masse, die bakteriologische und chemische 
Untersuchung kann daher eine feststehende Antwort auf die Frage 
nach der Zusammensetzung nicht geben. 

In dem folgenden Abschnitt ist das Mittel einer dreimaligen 
Untersuchung an drei verschiedenen regenfreien Tagen notirt. 

Wenn man aber der Ansicht wäre, dass der Kanalinhalt 
jetzt der Polizei-Verordnung entsprechend nur aus verdünntem 
Haus- und Wirthschaftswasser bestände, so würde man sich eines 
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grossen Irrthums schuldig machen; derselbe enthält nicht nur noch 
einen grossen Prozentsatz des täglich von den Einwohnern der 
Stadt und Fremden entleerten Urins, sondern auch eine grosse 
Menge Fäces, welche in die Zweigleitungen hineingeschüttet werden 
und der in den Kanälen folgenden starken Verdünnung wegen nur 
nicht zu erkennen sind. 

Keine Polizeibehörde, und wäre sie noch so aufmerksam und 
zahlreich, kann eine genügende Kontrole ausüben um dem §. 10 
des Ortsstatuts strenge Beachtung zu verschaffen und Zuwider¬ 
handlungen zur Bestrafung zu ziehen, es ist im Gegentheil mit 
Bestimmtheit anzunehmen, dass nur wenige Dienstmädchen und 
auch Hausfrauen den Inhalt der Nachtgeschirre und Nachteimer 
in die Senkgrube oder Kloset-Tonne ausgiessen, anstatt denselben 
der Bequemlichkeit und Zeitersparniss wegen einfach in den 
nächsten Ausguss der Hausleitung zu schütten, einige Liter nach- 
fliessendes Wasser aus der Wasserleitung schwemmen denselben 
ja fort und verdünnen ihn derartig, dass keine Polizei den Nach¬ 
weis des dolus beibringen kann. 

Die Annahme, dass von dem in der ganzen Stadt entleerten 
Urin 50 °/o und von den Fäces 5 °/o jetzt bereits der Kanalisation 
mitgegeben werden, bleibt gewiss noch hinter der Wirklichkeit 
zurück. 

Setzen wir jedoch die strengste Befolgung der Polizeiverord¬ 
nung voraus, so würde die Kolberger Kanalisation nach Ein¬ 
führung eines allgemeinen Schwemmsystems, vorausgesetzt, dass 
sämmtliche Gebäude mit Spül-Klosets versehen würden, woran 
ja überhaupt nicht zu denken ist, 15 000 mal 99 g fester Bestand- 
theile = 1585 kg, mit 15 000 mal 73 g organischen Stoffen (Mittel 
der menschlichen Ausscheidungen an festen und organischen Be¬ 
standteilen innerhalb 24 Stunden nach v. Pettenkofer) 
= 1095 kg der Persante mehr zuführen als bisher, gewiss keine 
beträchtliche Menge im Verhältniss zu den festen und organischen 
Theilen, welche Häuser und Strassen jetzt bereits der Kanalisation 
überliefern, die sich der genauen Berechnung jedoch entzieht. 

Auf die selbst bei niedrigem Wasserstande an der Stadt 
vorüberfliessenden 3084480 cbm Flusswasser würden diese 1095 kg 
keinen besonderen Einfluss ausüben, da auf einen cbm Wasser 
nicht mehr als 35 Centigramme, auf den Liter mithin nur die ver¬ 
schwindend geringe Menge von 35 Zehntel Milligramm organische 
Bestandteile kommen würden. 

Welchen Einfluss die bisherige Kanalisation mit beschränkter 
Ableitung auf das Persante-Wasser ausübt, ergiebt wenigstens 
annähernd die chemische und bakteriologische Untersuchung des 
Wassers der oberen und unteren Persante, der Strassenkanäle und 
des Seewassere. Zu diesem Zweck wurde das Wasser an regen- 
freien Tagen an folgenden Stellen entnommen: 

1. Aus der oberen Persante in der Nähe der Schöpfstelle 
des städtischen Wasserwerks. 

2. Aus dem Hauptkanal in der Strandstrasse. 
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3. Aus der unteren Persante 10 m unterhalb des Einflusses 
des Kanals aus der Louisenstrasse. 

Ausser letzterem hat die Persante bis hierher bereits die 
Rinnsteine der Neustadt und die Kanaleinflüsse an der Schlieffen- 
und Linden-Strasse aufgenommen. 

4. An der Brücke der Altdam-Kolberger Eisenbahn 10 m 
unterhalb der Aufnahme des Hauptkanals aus der Strandstrasse. 

5. An der Lootsenstation, 70 m unterhalb der letzten Kanal¬ 
mündung am Ende der Hafenstrasse und nach Wiedervereinigung 
mit dem Holzgraben. 

a) Bei hohem Wasserstand, 17 cm über Mittel, und Trocken¬ 
wetter. 

b) Bei niederem Wasserstand, stark ausgehendem Strom, 
60 cm unter Mittelwasser. Regenwetter. 

6. An der Mündung am Ostmoolenkopf bei Windstille, Mittel¬ 
wasserstand und direkt nördlicher, weit in die See hinein zu ver¬ 
folgender Stromrichtung. 

7. Aus der Ostsee, zwischen Damen- und Herrenbad, nachdem 
circa 20 Stunden starker Sturm aus NW. geweht und das See¬ 
wasser in Folge dessen einen hohen Stand an der Küste ange¬ 
nommen hatte. 

8. An derselben Stelle nach mehrtägigem Süd-Südwest- 
Wind und niedrigem Wasserstand in der Ostsee, so dass der frei¬ 
liegende Strand eine bedeutende Breite angenommen hatte. 

In umstehender Tabelle ist das Resultat der Untersuchung 
verzeichnet; dieselbe giebt uns ein übersichtliches Bild, welche 
Verunreinigung das Wasser der Persante durch die Aufnahme der 
Kolberger Strassenkanäle erfährt. Während oberhalb der langen 
Brücke der Gehalt des Wassers an organischen Substanzen nur 
20 mg im Liter und die Zahl der entwicklungsfähigen Keime 
nur 1320 im ccm beträgt, steigern sich beide nach Aufnahme der 
Kanäle auf 150 mg bezw. 67 380, auch Salpetersäure, salpetrige 
Säure und Ammoniak, drei, wegen ihrer nachtheiligen Wirkung 
auf die Gesundheit der Menschen nicht zu unterschätzende Wasser- 
verunreiniger, machen sich recht bedenklich bemerkbar. 

Gleichzeitig liefert uns die Tabelle aber auch den tröstlichen 
Beweis der Richtigkeit der zeitigen Annahme von der selbst¬ 
reinigenden Kraft der Flüsse, von der Oxydation der dem Fluss¬ 
wasser zugeführten schädlichen chemischen Beimischungen in un¬ 
schädliche und von dem fortdauernd siegreichen Kampfe der 
kleinsten Lebewesen des Wassers gegen die dem letzteren nicht 
eigentümlichen durch die Kanäle zugeführten Bakterien. 

Selbst auf dem kurzen Wege von rund 1000 m bis zur 
Mündung der Persante erkennen wir bereits den stufenweisen 
Fortschritt der Befreiung von dem verunreinigenden Zufluss aus¬ 
schliesslich durch eigene Kraft des Wassers, ohne künstliche 
Filtration und ohne kostspielige Kläranlagen. 

Ammoniak und salpetrige Säure verschwinden ganz, die or¬ 
ganischen Bestandteile verringern sich auf 40 mg im Liter, bis 
hierher erhält das Wasser also bereits eine Zusammensetzung 
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wie sie von einem ziemlich brauchbaren Wasser nur gefordert 
werden kann, auch die Zahl der entwickelungsfähigen Bakterien 
verringert sich fast um das 6 fache. 

Nur einmal wird die absteigende Kurve durch ein Ansteigen 
der organischen Substanzen von 100 auf 115 mg und der Bakterien- 
Kolonien von 18180 auf 99 240 und zwar an derselben Schöpf¬ 
stelle (V), unterbrochen; dies ist jedoch nicht zu verwundern, da 
die Untersuchung V a bei trockener Witterung und hohem Wasser¬ 
stand, also bei normalem Kanalzufluss und grösserer Verdünnung 
angestellt wurde, während Vb bei niedrigem Wasserstand, also 
geringerem Aufnahme - Volumen und bei starkem Begenwetter, 
wodurch der abgespülte Strassenschmutz der Kanalisation mit zu- 
geführt wurde, zur Ausführung kam. 

Auf die Beschaffenheit des Ostseewassers an den Badestellen 
scheint die Zuleitung des Kanalwassers von Kolberg durch die 
Persante gar keinen Elinfluss auszuüben, die chemische Zusammen¬ 
setzung, der Gehalt an organischen Substanzen in mg ist ganz 
derselbe geblieben, mochte der heftigste Sturm die Wogen an die 
Küste peitschen, mochten Landwinde den Strand in mächtiger 
Breite trocken legen; nur die Bakterien-Zahl war keine konstante, 
wie sie es ja überhaupt nie bleiben kann; dies ist wohl abhängig 
zu machen von der grösseren oder geringeren Abspülung und Aus¬ 
waschung des Strandsandes. Die Zahl der entwickelungsfähigen 
Keime im Kubikcentimeter war sogar geringer bei direkt nord¬ 
westlichem Winde (17080), als bei andauerndem Südwind (20980). 

Die vorstehend beschriebenen Untersuchungen haben nicht 
allein die selbstreinigende Kraft der Persante erwiesen, sondern 
auch Zeugniss dafür abgelegt, dass ein nachtheiliger Einfluss der 
jetzigen Kanalisation auf die Kolberger Seebäder nicht zu be¬ 
fürchten ist, es bewahrheitet sich somit der bei dem 1887 abge¬ 
haltenen Hygiene - Kongress in Wien ausgesprochene Satz, „dass 
für diejenigen Städte, welche nicht zu weit von der Küste ent¬ 
fernt sind, das mit den geringsten Kosten verbundene Verfahren 
die Entleerung der Kanaljauche in die See sei, wodurch auch die 
Flussverunreinigung hintangehalten werde“. 

Ob nun zu den im Persante - Wasser nach Aufnahme der 
Strassenkanäle bereits enthaltenen 150 mg organischer Bestand¬ 
teile und 67 380 entwickelungsfahigen Keimen im Liter, welche 
sich bis zu ihrer Mündung in die Ostsee bereits auf 40 mg bezw. 
10 340 verringert haben, noch 36 Zehntel mg organischer Bestand¬ 
teile pro Liter mehr zugeführt werden, wenn in allen Häusern 
Wasserklosets eingerichtet werden sollten, oder nicht, spielt durch¬ 
aus keine Rolle, dadurch würde weder das Persante-Wasser ver¬ 
schlechtern, noch den Bädern Schaden erwachsen. Auch die wissen¬ 
schaftliche Deputation hat sich im Oktober 1888 dahin ausge¬ 
sprochen, dass „die getrennte Beseitigung der Fäkalien die übrigen 
Schmutzwässer nur Unwesentch weniger fäulnissfühig mache“. 

Die Hauptsache bleibt, dass die Abwässer und Fäkalien 
möglichst rasch aus den bewohnten Grundstücken entfernt werden, 
und diese Bedingung erfüllt am besten eine gute Schwemmkanali- 
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sation, vorausgesetzt, dass die Wassermasse des aufhehmenden 
Flusses so gross ist, dass ein Verdünnungszustand eintritt, welcher 
die Gefahr der Schädlichkeit ausschliesst, und dies ist bei der 
Persante der Fall. 

Der Aufhebung der §§. 10 des Orts-Statuts vom 10. April 
1883 und 7 der Polizei-Verordnung vom 7. August 1883 von 
Kolberg dürften daher sanitätspolizeiliche Bedenken nicht entgegen¬ 
stehen, es würden im Gegentheil dadurch die gesundheitlichen 
Verhältnisse der Stadt und die Interessen des Bades wesentlich 
gefordert werden. 


Aus Versammlungen und Vereinen. 

Bericht über die vom 19.—£8. September d. J in Magdeburg 
stattgehabte XIX. Versammlung des deutschen Vereins 
für öffentliche Gesundheitspflege. 

In den Sälen der Loge „Ferdinand zur Glückseligkeit* fand am 18. Sep¬ 
tember Abends die Begrüssung der erschienenen Mitglieder statt. Die 
Zahl derselben war eine Uber die Erwartung grosse, 1 ) hatte man doch mit Rück¬ 
sicht auf den eben in Budapest abgehaltenen internationalen Hygienekongress 
und der gleich folgenden Naturforscher-Versammlung in Wien der Magdeburger 
Versammlung ein ungünstiges Prognostikon gestellt. Dem gegenüber vermochten 
die grossen, herrlichen, Licht durchtlnthenden Empfangsräume die Gäste kaum 
zu fassen; zum Empfange fremder weiblicher Gäste, war auch ein nicht kleiner 
Kranz liebenswürdiger Magdeburger Damen erschienen. Herzliche Begrüssungs- 
und Dankesreden der Oberbürgermeister Bötticher-Magdeburg und Adiek es- 
Franklurt a. M. wechselten ab mit in vollendeter Weise vorgetrageuen Ge¬ 
sängen der Magdeburger Liedertafel. Der freundliche Empfang und die ge¬ 
lungene Durchführung des ersten Abends liessen erkennen, dass, wie s. Z. die 
Magdeburger Naturforscher-Versammlung sich rühmlich ihren älteren Schwestern 
an die Seite stellte, auch die XIX. Versammlung des deutschen Vereins für 
öffentliche Gesundheitspflege in Magdeburg wohl aufgehoben sein würde; eine 
Annahme, die durch den Verlauf derselben voll und ganz bestätigt wurde. 
Aber auch in Bezug auf die Ergebnisse der Verhandlungen hat die diesjährige 
Versammlung des Vereins alle ihre Vorgängerinnen übertroffen. Ist es doch 
auf derselben gelungen, den in der Choleralrage zwischen Berlin und München 
bestehenden zehnjährigen Streit zu Ende zu führen und eine vollständige An¬ 
erkennung der Koch’schen Anschauungen zu Wege zu bringen, ein Erfolg, der 
nicht hoch genug geschätzt werden kann! 

Nicht weniger als drei Festschriften wurden den Mitgliedern über¬ 
reicht: eine kleine Schrift von Oberstabsarzt a. D. Dr. Rosenthal über die 
Leistungen und Bestrebungen des Vereins für öffentliche Gesundheitspflege in 
Magdeburg seit seiner im Jahre 1872 erfolgten Gründung, ein Führer durch 
Magdeburg, ein Städtebild von W. Kawerau und die prächtig ausgestattete 
Festgabe der Stadt: Magdeburg, Festschrift für die Theilnehmer der XIX. Ver¬ 
sammlung des deutschen Vcreius für öffentliche Gesundheitspflege. In derselben 
werden auf 289 Seiten in 17 Kapiteln, die sich auf 22 Mitarbeiter rertheilen. die 
Entwickelung der Stadt Magdeburg im Laufe der Jahrhunderte, Stand und Be¬ 
wegung der Bevölkerung, Boden- und Grundwasserverhältnisse, Wasserversorgung, 
Kanalisation und Rieselfelder, Strassenreinigung und Müllabfuhr, Beleuchtung, 
Feuerwehr, Wohnungsstatistik, öffentlichen Gartcnanlagen, Schule und Erziehung, 
Gesundheits-, Medizinal wesen und Wohlfahrtseinrichtungen, Ernährung, städtische 
Krankenanstalten, Morbiditäts- Statistik, Armenversorgungs- und Wohlthätigkeits- 
Anstalten, Begräbnisswesen und Friedhöfe eingehend geschildert, also alles das. 


') Die Präsenzliste wies bereits am Eröffnungstage 285 anwesende Mit¬ 
glieder auf; deren Zahl sieb an den folgenden Tagen auf 348 erhöhte. 
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was wir unter öffentlicher Gesundheitspflege verstehen. Aus dem umfangreichen 
Material des vorzüglichen Werkes erhält der Leser ein anschauliches Bild von der 
grossartigen, umfassenden Thätigkeit der städtischen Verwaltung auf diesem 
Gebiete, die hierbei von der Bürgerschaft in anerkennenswerther Weise unter¬ 
stützt ist; selbst die enormsten pekuniären Opfer sind nicht gescheut, um die 
in den letzten Jahren überaus schnell aufgeblühte Stadt zu verschönern und vor 
Allem ihre hygienischen Verhältnisse nach allen Bichtungen hin zu verbessern. 

Erster Sitzungstag, Mittwoch, den 19. September. 

Vormittags 9 Uhr fand in dem grossen Saale der Gesellschaft zur Freund¬ 
schaft die feierliche Eröffnung der Versammlung durch den Vorsitzenden des 
Vereins, Oberbürgermeister A d i c k e s - Frankfurt a. M., statt. Derselbe betonte 
die Wichtigkeit der diesjährigen Verhandlungen namentlich mit Bücksiaht auf 
die zur Berathung gelangenden Massregeln zur Bekämpfung der Cholera. Er 
gab ferner seinem Bedauern lebhaften Ausdruck, dass Prof. Dr. Flügge- Breslau 
durch das Auftreten der Cholera in Ober - Schlesien dienstlich so in Anspruch ge¬ 
nommen sei, dass er am Besuch der Versammlung und der Haltung seines Vortrages 
über „hygienische Beurtheilung von Trink- und Nutzwasser“ verhindert sei. Des¬ 
gleichen dankte er dem Ingenieur Boechling-Leicester für sein Erscheinen 
und die gehabten Mühwaltungen (derselbe hatte Uber 100 Modelle und Zeich¬ 
nungen zu seinem Vortrage für Wasserversorgung und Kanalisation in Wohn¬ 
häusern im Saale zur Anschauung gebracht), sowie dem Magistrat und dessen 
Beamten für die ausserordentlich lehrreiche und vollständige Ausstellung tech¬ 
nischer Einrichtungen aus dem Gebiete der Wohnungshygiene. 

Nach der Begrüssung im Namen der Staatsbehörde durch den Ober- 
Präsidialrath v. Nickisch-Bosenegg, in Vertretung des am Erscheinen 
verhinderten Ober - Präsidenten, ergriff Namens der Stadt der Oberbürgermeister 
Bötticher das Wort, um den Verein als einen, mit Becht überall gern ge¬ 
sehenen Gast zu begrüssen, der in seiner 20jährigen Wirksamkeit für das all¬ 
gemeine Wohl hocherfreuliche Besultate erzielt habe. Kein anderer deutscher 
Verein zeige ein so kerngesundes, frisches und fröhliches Leben, wie derjenige 
für öffentliche Gesundheitspflege. Er hoffe, dass derselbe die Ueberzeugung ge¬ 
winnen werde, in Magdeburg gelehrige Schüler gehabt zu haben; denn gerade 
in den letzten zwei Jahrzehnten seien hier auf dem Gebiete der öffentlichen 
Gesundheitspflege grosse Aufgaben unter gewaltigen Opfern auch in finanzieller 
Beziehung gelöst. Erst nach dem Fall des beengenden Festungsgürtels habe 
die lang angestrebte Stadterweiterung zur Wahrheit gemacht, durch Strassen- 
Durchbrüche und -Erweiterungen Luft und Licht dem Innern der Stadt Ange¬ 
führt, neue Strassen geschaffen, das Kanalisationssystem weiter ausgebildet, den 
Anforderungen der Neuzeit entsprechende Schulen gebaut, eine zweite neue 
Krankenanstalt nach neuestem System und ein grosser Vieh- und Schlachthof 
errichtet werden können. Auch sei man jetzt dabei, Bieselfelder anzulegen, die 
ihrer Vollendung entgegen gingen, desgleichen beabsichtige man nach Aufhebung 
der Bayonbeschränkungen die Bestimmungen der Bau - Polizeiordnung in sanitärer 
Bichtung zu bessern und hier in einzelnen Stadtvierteln eine offene Bebauung 
einzuführen. Dagegen befände sich Magdebnrg betreffs des nothwendigsten 
Lebensbedürfnisses, des Wassers, trotz seines grossen, in 24 Stunden 24000 cbm 
filtrirtes, Bakterien freies Wasser liefernden Wasserwerks in einer sehr unan¬ 
genehmen Lage, da die Mansfelder Gruben und die Soda- und Kalifabriken im 
Saalethal dem zur Wasserversorgung benutzten Elbwasser einen Salzgehalt 
zuführen, der dieses, zumal in trockenen Jahren, zu Trink- und Wirthschafts- 
zwecken unbrauchbar mache. Bedner könne daher nur wünschen, dass der Verein 
in dieser Sache der Stadt mit Bath und That zu Hülfe kommen möchte. 

Im Namen des Magdeburger Vereins für öffentliche 'Gesundheitspflege 
begrüsste hierauf — zugleich mit einem Grosse des Aerztevereins und der 
Medizinischen Gesellschaft — der Geh. Medizinalrath Dr. Hirsch den Verein. 
Der ständige Sekretär des Vereins, Sanitätsrath Dr. Spie s's- Frankfurt a. M. 
erstattete sodann den Geschäftsbericht, aus dem hervorging, dass die Zahl 
der Mitglieder auf 1355 angewachsen war. Nachdem schliesslich der Vorsitzende 
der im letzten Jahre verstorbenen Vereinsmitglieder in herzlicher Weise gedacht 
hatte, wurde zur Besprechung des ersten Gegenstandes der Tagesordnung 
Ubergegangen: 
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I. Beseitigung des Kehrichts und anderer städtischer Abfälle, 
besonders durch Verbrennung. 

H. Med.-Rath Dr. J. J. Reinke-Hamburg: Prüft man den Haus - und 
Strassenkehricht auf seine Natur und Zusammensetzung hin und vergegenwärtigt 
man sich, dass darin nicht nur anorganische, sondern auch viele organische 
Stoffe, Abfälle aus der Küche, den Wohn- und Schlafräumen und Kranken¬ 
zimmern, Lumpen, gebrauchte Verbandstoffe, Auswurfstoffe u. dergl. enthalten 
sind, so liegt es auf der Hand, eine wie grosse hygienische Gefahr in dem bis¬ 
herigen landesüblichen Verfahren beruht, bei dem der Kehricht vor die Thore 
der Stadt gefahren wird und keine Vorkehrnngsmassregeln getroffen sind, um 
seine Verwehung und Zerstäuben durch den Wind, das Aufwühlen durch Lumpen¬ 
sammler, Hunde u. s. w. zu verhüten. Die Engländer gehen dieser Gefahr aus 
dem Wege, indem sie den Kehricht weder aufs Land führen, noch in die Flüsse 
oder das Meer schütten, sondern denselben in eigens zu diesem Zwecke 
erbauten grossen Uefen verbrennen und dadurch vernichten. Auch die land¬ 
wirtschaftliche Verwertung des Kehrichts als Dungmittel hat keine hygienische 
Bedenken, sobald derselbe nur sofort auf den Acker gefahren und genügend 
mit Erde überdeckt oder gleich untergepflügt wird. Im grossen Ganzen ist 
aber eine solche Verwendung nur in kleinen und mittleren Städten möglich. 
In grossen Städten wird dagegen die Landwirtschaft nicht immer in der Lage 
sein, die Abfuhr des Kehrichts zu bewältigen; andererseits sind die Transport¬ 
kosten oft unerschwinglich hoch, ausserdem haben die bei der Choleraepidemie 
in Hamburg gemachten Erfahrungen gezeigt, dass es Zeiten geben kann, in 
denen man selbst mit den grössten Opfern an Geld und Kraft den Kehricht 
nicht loszuwerden vermag; sind doch in jener Zeit die Beförderer der Abfuhr¬ 
wagen von der geängstigten Landbevölkerung am Leben bedroht worden. Solchen 
Eventualitäten gegenüber sei es für grosse Städte geboten, das englische Ver¬ 
fahren der MUllverbrennung durch Errichtung geeigneter Verbrennungsöfen 
einzuführen; durch dieses Verfahren werde auch der Stadtsäckel entlastet. 

Oberingenieur Andreas Meyer-Hamburg beschäftigte sich in seinem Re¬ 
ferat mit der Schilderung der technischen Einrichtungen zur Verbrennung des 
Strassenkehrichts in England und wies zahlenmässig nach, dass bei sehr grossen 
Städten eine Eintheilung in Bezirke von je 100000 Menschen und für jeden Be¬ 
zirk ein Verbrennungsofen nothwendig sei. Auf diese Weise würden die Unter¬ 
haltungskosten gedeckt und im Laufe der Jahre eine Amortisirung des Anlage¬ 
kapitals möglich sein. 

Die von den Referenten aufgestellten Leitsätze lauteten wie folgt: 

„1. Gegen die landwirtschaftliche Verwertung des Kehrichts bestehen 
keine hygienischen Bedenken, wenn derselbe gleich untergepflügt oder bei seiner 
provisorischen Lagerung so verarbeitet oder mit Erde bedeckt wird, dass ein 
Verwehen und Verstäuben seiner Bestandteile ausgeschlossen ist. 

Eine längere Lagerung des Kehrichts ohne landwirtschaftliche Verwen¬ 
dung und insbesondere eine Anhäufung desselben auf Plätzen, welche früher oder 
später zur städtischen Bebauung herangezogen werden könnten, ist unstatthaft. 

Auch muss sicher verhindert werden, dass Lumpensammler nicht Theile 
desselben in die Stadt und in den Verkehr zurückbringen. 

2. Wo diese Bedingungen nicht erfüllt werden können, wo die Landwirt¬ 
schaft nicht im Stande ist, die Mengen des städtischen Kehrichts zu bewältigen, 
wo die landwirtschaftliche Verwertung für die Städte zu kostspielig wird, 
oder wo Gefahr besteht, dass zu Epidemiezeiten die Abnahme des Kehrichts auf 
Schwierigkeiten stösst, da empfiehlt sich die Verbrennung desselben nach eng¬ 
lischem Muster.“ 

In der sich an den Vortrag anschliessenden Diskussion erörterte Inge¬ 
nieur A. Rocchling - Leicester an der Hand grösserer Abbildungen von englischen 
Verbrennungsöfen seine diesbezüglichen Erfahrungen und bekundete, dass ursprüng¬ 
lich die Oefun ihre Umgebung sehr belästigt hätten. Dies wäre aber nur ihrer 
mangelhaften Konstruktion und namentlich der zu geringen Entwicklung von 
Hitze zuzusebreiben gewesen. Die jetzt in Gebrauch befindlichen neueren Oefen, 
in Form von Hochöten mit beständigem Brande, deren Konstruktion Redner 
mit Hülfe von Abbildungen erläuterte, wären dagegen im Stande, Temperaturen 
bis zu 1100° G. zu erzeugen und grosse Hitze aufzustapeln, um dieselbe auch 
anderen technischen Betrieben nutzbar zu machen. 
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Rentner nnd Stadtverordneter Sombart-Magdeburg wünscht eine Ab¬ 
stimmung über die Leitsätze. Den Gemeinden müsste nach seiner Ansicht die 
Pflicht auferlegt werden, den Kehricht in der von dem Referenten vorgeschlagenen 
Weise unschädlich zu machen. Von den darauf folgenden Rednern wurde die 
Zweckmässigkeit einer derartigen Abstimmung tbeils unter Hinweis auf die bis¬ 
herige Gepflogenheit bestritten (Oberbaurath Baumeister-Karlsruhe, Prof. 
Dr. G a f f k y - Giessen), theils mit Rücksicht auf die einmüthige Zustimmung, 
welche die Leitsätze in der Versammlung gefunden hätten, anerkannt (Stadt¬ 
baurath Stübben-Köln, Oberbürgermeister Bötticher-Magdeburg, Stadtrath 
Hensc hei -Dresden). Schliesslich wnrde ein Antrag des Baurathes Stübben: 

„Die nicht zur Abstimmung bestimmten Leitsätze des Referenten zum 
Beschluss zu erheben und an die Stadtgemeinden die dringende Bitte 
zu richten, dieser wichtigen Angelegenheit nach dem Vorgänge von 
Berlin und Hamburg die grösste Aufmerksamkeit zuznwenden“ 
einstimmig angenommen, desgleichen ein Zusatzantrag des Prof. Dr. Gaffky, 
wonach die Verhandlungen über diesen Gegenstand gedruckt und den Gemeinde¬ 
behörden eingehändigt werden sollen. 

II. Technische Einrichtungen für Wasserversorgung und Kanalisation 

in Wohnhäusern. 

Der Referent, Ingenieur H. A. Roechling-Leicester führte an der Hand 
von grossen Zahlen aus, dass England bezüglich der Leistungen auf dem Gebiet 
der öffentlichen Gesundheitspflege bahnbrechend an der Spitze der Nationen 
marschire. Bei einem Betrage von über 18000 Millionen Mark Nationalschuld 
des Landes belaufen sich die Schulden der Lokalbehörden auf über 4000 Mill. 
Mark, hiervon könnte die Hälfte auf Ausgaben für öffentliche Gesundheitspflege 
berechnet werden. Als Errungenschaft für diese Opfer habe sich der öffentliche 
Gesundheitszustand in England im Laufe der Jafire wesentlich gehoben, als 
bester Beweis hierfür könne das Auftreten der Cholera in früheren Jahren 
gegenüber demjenigen in der jüngsten Zeit dienen. 

Betreffs der Versorgung der Häuser mit Trinkwasser verlangt 
Redner in erster Linie, dass dasselbe, an verschiedenen Stellen des Röhrensystems 
im Hause entnommen, dieselbe Salubrität besässe, wie das in den Strassenröhren 
fliessende. Eine Wasserleitung, die diese Forderung nicht erfülle, sei wegen 
mangelhafter Zirkulation im Hausröhrensystem zu verwerfen. Ebensowenig 
dürften vom sanitären Standpunkte aus Hausreservoire geduldet werden, in denen 
zum Genuss bestimmtes Trinkwasser anfgespeichert werde. Dieselben dürften 
nur zur Spülung der Kloscts und Abfallrohre oder allenfalls zu Reinigungs¬ 
zwecken Verwendung finden. Unter keiner Bedingung dürfe eine Verbindung 
des Trinkwasser führenden Ruhrsystems mit der zur Spülung des Klosets ver¬ 
wendeten Rohrleitung stattfinden. 

Bezüglich der Kanalisation war der Vortragende in der glücklichen 
Lage, durch ausführliche Beschreibungen und Vorführung von über 100 Modellen 
den Zuhörern das lebhafteste Interesse abzugewinnen. Die von ihm als erstes 
P stulat hingestellte Aufgabe, alle flüssigen Abfälle der Wohnhäuser mit den 
Fäkalien und dem für deren Entfernung nothwendigen Wasser so schnell und 
vollkommen als möglich aus den Häusern zu entfernen und in den Strassenkanal 
zu leiten, ist in Deutschland mit Rücksicht auf die strengen Winter nicht immer 
durchführbar, wenigstens wenn der Forderung des Redners genügt werden soll, 
dass die abführenden Sammelrohre der einzelnen Etagen sofort durch di« Mauern 
des Gebäudes nach aussen geführt nnd nach unten geleitet werden, sowie alle 
diese Rohre dem Auge sichtbar, nicht bekleidet und der beständigen Kontrole zu¬ 
gängig sein sollen. Um jede Belästigung für die Bewohner oder gar Nachtheile 
für ihre Gesundheit zu vermeiden, fordert er weiter, dass alle Fallröhren mit 
Ausnahme der Klosetfallröhren in Sinkkästen ausmünden und diese Sammelbassins 
mit bis zur Dachhöbe geführten Entlüftungsröhren versehen sind. Wasserklosett 
sollen nicht in dunkle, versteckte Ecken, sondern an einer Anssenmauer auf- 
gestelk werden, auch alle sonstigen Ausgüsse, Badewannen u. dergl. sich in nicht 
zu grosser Entfernung von der Aussenmauer befinden. Alle Abflüsse sind mit 
guten Wasserverschlüssen zu versehen, die wieder eine vorzüglich funktionirende 
Entlüftungsvorrichtung besitzen. Der Hauptkanal dürfe nicht unter dem Hause 
durchgeführt werden und müsse ebenfalls durch einen Wasserabschluss von dem 
Strassenkanal getrennt sein. 
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Redner fordert schliesslich eine strenge und fortdauernde Ueber> 
wachnng aller Wasserversorgungs- und Kanalisationsanlagen durch ein absolut 
zuverlässiges sachverständiges Personal; denn nur auf diese Weise könne ein 
richtiges Funktioniren derselben, namentlich in den Wohnhäusern selbst, sicher* 
gestellt und verhütet werden, dass die grossen segensreichen Wirkungen jener 
hygienischen Einrichtungen für die Gesundheit der Bewohner nicht gefährdet 
oder gar zu nichte gemacht werden. Zur Durchführung dieser Ueberwachung 
macht Referent folgende Vorschläge: 

„1. Wo eine technische Ueberwachung der Einrichtung für Wasserversor¬ 
gung und Kanalisation in den Wohnuugon nicht vorhanden ist, dürfte es sich 
empfehlen, in Zukunft eine spezielle Deputation für öffentliche Gesundheitspflege 
einzusetzen, deren Gebiet, wie ihr Name besagt, das ganze Feld der Hygiene um¬ 
fasst. Dieselbe wäre dann weiter vielleicht in zwei grosse Unterabtheilungen 
oder Kommissionen zu zerlegen, deren eine, unter der Oberleitung eines Arztes 
stehend, alle medizinisch-hygienischen Anlagen, Einrichtungen u. s. w. unter 
sich hätte, während der anderen, unter der Oberleitung eines Ingenieurs, alle 
technisch-hygienischen Einrichtungen, Anlagen u. s. w. zu unterstellen wären. 

2. Diese technisch - hygienische Unterabtheilung oder Kommission hätte 
unter Andern in erster Linie darauf zu sehen, dass strenge Bestimmungen f&r 
die Einrichtung aller gesundheits - technischen Anlagen in Wohnhäusern und 
speziell für das Legen aller Röhren und die Aufstellung aller Apparate für 
Wasserversorgung und Kanalisation sowie für deren permanente Ueberwachung 
aufgestellt werden. Sie hätte weiter dafür Sorge zu tragen, dass die Handhabung 
dieser Regeln auch wirklich praktisch durchgeführt wird, wozu ein hierfür 
speziell geschultes Personal nothwendig ist. 

3. Es wäre dieser Behörde auch anzuempfehlen, eine besondere Werkstatt 
oder Institut für die Prüfung aller solcher Röhren und Einrichtungen und 
sonstiger gesundheits-technischer Apparate einzurichten, wo alle für gut be¬ 
fundenen Gegenstände mit dem Stempel der Behörde versehen würden. Hier¬ 
durch würde einmal die Ueberwachung der Hausleitungen und Einrichtungen 
eine viel einfachere und zweitens würde dem Publikum Gelegenheit gegeben, 
wirklich gute Apparate u. s. w. zu kaufen. 

4. Dieser Behörde sollte es weiterhin auch freistehen, allen solchen In¬ 
stallateuren, die entweder bereits Diplome auf Fachschulen erlangt haben oder 
von deren Thätigkeit sie sich anderweitig überzeugt hat, hierüber eine spezielle 
escheinigung auszustellen, wodurch das Publikum in den Stand gesetzt 
würde, wirklich gute, so zu sagen speziell konzessionirte Installateure zu ver¬ 
wenden. 

5. Diese technisch-hygienische Behörde sollte auch in den Stand gesetzt 
werden, den Hausbesitzern uach gründlicher Prüfung ihrer Häuser hierüber 
Atteste ausstellen zu können, welche periodisch zu erneuern und den Miethern 
vorzulegen wären. 

6. Weiterhin wäre es allen betreffenden Behörden anzuempfehlen, für die 
durchgreifende Ausbildung aller Ingenieure Sorge zu tragen, welche die Projek- 
tirung und Ueberwachung hygienisch - technischer Anlagen u. s. w. sich zur 
Lebensaufgabe machen. Dies geschähe wohl am besten auf den technischen 
Hochschulen. 

7. Was nun die richtige Ausbildung der Installateure anbelangt, so würde 
es sich empfehlen, besondere Kurse für dieselben entweder auf schon bestehenden 
und hierzu sich eignenden Schulen oder auf neu zu gründenden Schalen einzu- 
richten. Hier sollte denselben Gelegenheit gegeben werden, sowohl theorethisch 
wie praktisch ihr Fach gründlich zu erlernen, wofür der Beweis durch Examiwa 
beizubringen wäre. Als Bescheinigung für die erfolgreiche Absolvirung der 
Schule könnten dann Diplome ausgestellt werden. 

8. In Verbindung mit dergleichen Schulen wäre es auch sehr zu empfehlen, 
Museen für alle hygienisch - technischen Apparate u. s. w. anzulegen, wo Sowohl 
die guten wie die schlechten Einrichtungen u. s. w. zur Ausstellung kommen 
sollten. Solche Museen wären auch dem allgemeinen Publikum zugänglich zu 
machen, und dürfte es sich weiter empfehlen, in Verbindung mit denselben Kurse 
von populären Vorträgen einzurichten, welche dem Publikum die so nöthige 
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Belehrung in diesen Fragen verschaffen Und das so äusserst wichtige Interesse 
an denselben wach erhalten würden.“ 

In der am folgenden Tage abgehaltenen Diskussion über den von 
lebhaftem Beifall begleiteten Vortrage betonte Ingenieur He rz be rg-Berlin 
gegenüber den von dem Referenten gemachten Vorschlägen über die einzurich- 
tenden Ueberwachungsbehörden u. s. w., dass er sich davon keinen grossen Nutzen 
versprechen könne. Vor allem komme es bei derartigen Anlagen darauf an, 
dass die Ausführung derselben gewissenhaften, zuverlässigen Technikern über* 
tragen werde mit der Bedingung, dass nur bestes Material zur Verwendung 
komme. In dieser Hinsicht müssten die städtischen Behörden bei ihren Bau* 
ausführungen den Privatleuten mit gutem Beispiele vorangehen. Im Uebrigen 
hebt Redner noch hervor, dass die Anbringung von Abfallrohren an der Aussen* 
wand der Hänser mit Rücksicht auf die klimatischen Verhältnisse wenigstens 
in Deutschland nicht möglich sei. Die Furcht vor Kanalgasen kann er nicht 
theilen, er hält diese Oase zwar für unangenehm, belästigend und das Wohl¬ 
befinden beeinträchtigend, dagegen sei die Ansicht, dass durch dieselben Infek¬ 
tionskrankheiten hervorgerufen werden könnten, eine irrige. 

Professor W olffhügel-Göttingen schliesst sich dieser Ansicht in Bezug 
auf die Kanalgase an, auch der von verschiedenen Seiten behauptete, sogenannte 
„disponirende“ Einfluss derselben für die Entstehung ansteckender Krankheiten 
sei nicht erwiesen. Nachdem noch Ober-Banrath Baum eist er-Karlsruhe und 
Mechaniker Behn-Hamburg einige Ausführungen des Referenten in technischer 
Hinsicht einer kurzen Besprechung unterzogen hatten, weist dieser in seinem 
Schlusswort darauf hin, dass gerade die in England gemachte Erfahrung die 
von ihm vorgeschlagene strengere Ueberwachung der Hauseinrichtungen dringend 
erwünscht erscheinen lassen. Die Ansichten über die Gefährlichkeit der Kanal¬ 
gase seien allerdings noch getheilt, jedenfalls bestehe aber darin völlige Ueber- 
einstimmung, dass ihre Ausschlicssnng vom hygienischen Standpunkte unbedingt 
gefordert werden müsse. 

Nach Schluss der Sitzung des ersten Tages fand in dem städtischen Ge¬ 
bäude, Domstrasse 8, die Eröffnung der Ausstellung technischer 
Einrichtungen aus dem Gebiete der Wohnungshygiene durch den 
Oberbürgermeister Bötticher statt. Stadtbaurath Peters, der die Einrich¬ 
tung der Ausstellung mit geleitet hatte, hob hervor, dass dieselbe keine das ganze 
Gebiet der Hygiene umfassende sei und man dementsprechend keinen Massstab, 
wie an anderen derartigen Spezialausstellungen legen dürfe. Die Ausstellung 
verdanke ihre Entstehung der Anregung des Sekretärs des Vereins, Sanitäts¬ 
raths Dr. Spiess, und solle zur Belehrung nicht nur der Fachleute, sondern 
auch des Publikums, speziell des Magdeburger dienen. Sie umfasse alle auf 
Wasserversorgung und Entwässerung von Wohnhäusern sich beziehende Einrich¬ 
tungen und erstrecke sich auch noch auf Heizungs-, Beleuchtung»- und Ven¬ 
tilationsanlagen ; die Fülle der ausgestellten Gegenstände sei allerdings ganz 
bedeutend, gleichwohl könne die Ausstellung auf Vollständigkeit keinen Anspruch 
erheben. 

Diesen einleitenden Worten folgte unter fachgemässcr Leitung eine ein¬ 
gehende Besichtigung der ausgestellten Gegenstände. Dann vereinigten sich die 
Mitglieder zu verschiedenen Gruppen, um einzelne hygienische Einrichtungen 
und gemeinnützige Anstalten der Stadt Magdeburg (städtische Hafen- und 
Speicheranlagen, Altstädter Krankenhaus mit Volksbad und Desinfektionsanstalt, 
sowie die mustergültigen Schulgebäude auf dem Pflugeisengrundstück, Kahlen¬ 
bergstiftung, Arbeitcrkolonie und Kinderspielgarten, das städtische Wasserwerk 
in Buckau u. s. w.) unter sachkundiger Führung zu besichtigen. 

Den Abschluss des ersten Tages bildete ein im neuen Prunksaale des 
Cafe Hohenzollern veranstaltetes Festessen, das unter zahlreicher Betheiligung 
einen äusserst glänzenden Verlauf nahm und bis zur späten Nachtstunde die 
Mitglieder in frohbewegter, animirter Stimmung zusammen hielt. 

Dr. Holthoff-Wolmirstedt. 

(Fortsetzung folgt.) 
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Bericht Aber den VÜL intoraatloialea KMgnn 
für lygieae ud Demographie la Budapest vorn L. bis 

9. September <L J. 

(Fortsetzung.) 

B. Sektions - Sitzungen. 

I. Sektion für Bakteriologie. 

Im zweiten Theil des der Frage der Diphtherie gewidmeten zweiten 
Sitznngstages wurde hauptsächlich die Behandlung der Krankheit, namentlich 
die Serumtherapie von verschiedenen Rednern erörtert. An Stelle des am Er¬ 
scheinen verhinderten Prof. Dr. Behring 1 ) ergriff zunächst Prof. Dr. Heub- 


*) Den für den internationalen Kongress angekündigten Vortrag über die 
Blutserumtherapie bei Diphtherie hat Prof. Dr. Behring in der 
Berliner klinischen Wochenschrift (Nr. 36) im Auszug veröffentlicht. Es heisst 
in demselben: 

„Die Blutserumtherapie ist antitoxische Therapie. Mittelst derselben ver¬ 
suchen wir solche Infektionskrankheiten zu bekämpfen, von denen wir wissen, 
dass sie durch mikroparasitäre Gifte erzeugt werden. Ausser den Infektions¬ 
krankheiten sind auch Vergiftungen mit pflanzlichen und tbierischen Giften, 
z. B. mit Schlangengift, der Blutserumtherapie zugänglich. Die spezifischen 
Antitoxine, welche das wirksamse Prinzip der Blutserumtherapie d&rstellen, sind 
bisher nur im Blute immunisirter Thiere gefunden, jedoch nur für die Diphtherie 
in einer solchen Konzentration und in solcher Menge dargestellt worden, dass 
eine allgemeine Verwerthung der Blutserumtherapie für die Behandlung dieser 
Krankheit beim Menschen möglich ist. 

Zur Behandlung diphtheriekranker Menschen werden gegenwärtig von den 
Höchster Farbwerken zwei verschiedene Präparate ausgegeben. Von diesen 
käuflichen Präparaten ist dasjenige, welches die einfache Heildosis enthält, ein 
ca. 60faches Normalserum; es ist also so stark wirksam, wie das beste unter 
denjenigen Präparaten, die in den Beobachtungen von Ehrlich, Kossel and 
Wassermann aus den Berliner Krankenhäusern erwähnt worden sind. Dieses 
60 fache Normalserum wird (hauptsächlich von Pferden) in so grossen Mengen 
gewonnen, dass es voraussichtlich auch bei sehr grossem Bedarf für die Praxis 
ununterbrochen wird geliefert werden können. Von demjenigen Präparat da¬ 
gegen, welches die 2 1 /, fache Heildosis enthält, und welches ein 140faches 
Normalserum ist, kann die ununterbrochene Lieferungsfähigkeit nicht in Aus¬ 
sicht gestellt werden, da nur wenige Thiere ein so hochwerthiges Serum liefern. 

Nach den bisherigen Beobachtungen reicht man in der übergrossen Mehr¬ 
zahl der Diphtheriefälle mit dem billigeren 60 fachen Normalserum vollkommen 
aus. Für Kinder unter 10 Jahren, bei denen die Diphtherieerkrankung nicht 
Uber den zweiten bis dritten Krankheitstag hinaus ist, genügt fast durchweg 
schon die einfache Heildosis, um das Fortschreiten des Krankheitsprozesses zu 
verhindern und die Genesung herbeizuführen. Bei Erwachsenen und bei weit 
vorgeschrittenen oder sehr schweren Diphtheriefällen kleinerer Kinder muss die 
Einspritzung der einfachen Heildosis wiederholt werden. 

Sicherer und schneller ist allerdings die Heilwirkung bei Anwendung des 
140fachen Normalserums, wie überhaupt der Grundsatz für die Blutserum¬ 
therapie gilt, dass man mit einer stärkeren Dosirung nie schaden, sondern bloss 
nützen kann. 

Zur prophylaktischen Behandlung des Menschen genügen durchschnittlich 
60 Normaleinheiten, um Kindern und erwachsenen Personen Diphtherieschutz 
zu gewähren. Von den Präparaten der Höchster Farbwerke ist also der zehnte 
Theil der einfachen Heildosis (Nr. I) für diesen Zweck ausreichend. Da die ganze 
Heildosis & Mark kostet, so ist demnach die einfache Immunisirungsdosis gegen¬ 
wärtig für eine halbe Mark zu haben. Auch in Bezug auf die Immunisirung 
gilt aber der Grundsatz, dass dieselbe in um so höherem Grade sichergesteilt 
wird, je mehr Antitoxineinheiten eingespritzt werden. 1 ccm von dem 140 fachen 
Normalserum ist auch im Inkubationsstadium der Diphtherie, also nach schon 
erfolgter Infektion ausreichend, um den Ausbruch der Krankheit zu verhüten. 

Besonders hervorgehoben zu werden verdient unter denjenigen blutserum- 
therapeutischen Erfahrungen, die schon jetzt über jeden Zweifel sichergestellt 
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ner«Berlin das Wort, um einige „praktische Winke nur Behandlung der 
Diphtherie mit Heilserum“ zu geben. Er will das Behring’sehe Gold in 
ein für den Praktiker handliches Courant ummOnzen und betont zunächst die 
absolute Unschädlichkeit des betreffenden Mittels. Ein weiterer Vorzug 
sei seine genaue Abmossbarkeit; es werde von den Höchster Farbwerken 
in drei genau bestimmten Konzentrationen (Nr. I, II und III) von 600, 1000 
und 1400 Antitoxineinheiten (10 ccm eines 60*, 100 - und 140 fachen Normal* 
serums) abgegeben, von denen diejenige von 600 Einheiten (Nr. I) für die ge* 
wöhnlichen Diphtheriefälle genüge; jedoch müsse die Dosis auf einmal und un¬ 
verkürzt eingespritzt werden (unter die Haut mittelst Koch'scher Ballonspritze). 


sind, die Thatsache, dass die spezifische Heilwirkung des Heilserums um -so 
sicherer, schneller und mit um so kleineren Heilserumquantitäten erreicht wird, 
je frühzeitiger die Diphtheriebehandlung eintritt. Man kann schon jetzt das 
Urthcil abgeben, dass von 100 Fällen, die im Laufe der ersten 48 Stunden nach 
der Erkrankung die einfache Heildosis eingespritzt erhalten, keine 5 Fälle an 
Diphtherie sterben werden. Je später die Diphtherie in Behandlung genommen 
wird, um so grössere Heildosen sind zu ihrer erfolgreichen Bekämpfung erforder¬ 
lich, um so kostspieliger ist also die Behandlung; und nicht bloss das, sondern 
es ist auch die Aussicht auf Genesung selbst nach Anwendung sehr grosser 
Quantitäten vom besten Heilserum in den Spätstadien der Diphtherie viel ge-. 
ringer, weil zur diphtherischen Erkrankung hier in der Regel Komplikationen 
hinzugekommen sind, auf welche das Diphtherieheilserum keinen Einfluss aus¬ 
üben kann. 

Das im Diphtherieheilserum enthaltene Antitoxin ist eine wasserlösliche 
Substanz, die gegenüber den gewöhnlichen atmosphärischen Einflüssen recht 
widerstandsfähig ist, von der wir sonst aber nicht viel mehr wissen, als dass sie 
das Diphtheriegift unschädlich macht. Im Uebrigen übt das Diphthericantitoxin 
auch in den stärksten Konzentrationen, in welchen wir es bis jetzt haben her¬ 
steilen können, keine schädliche Wirkung aus. Weder pflanzliche noch thierische 
Lebewesen können durch das Antitoxin irgendwie beeinflusst werden. Das einzige 
Reagens auf Diphtherieantitoxin ist der lebende diphtherieinfizirte Organismus, 
welcher durch dasselbe entgiftet wird. Das Diphtherieantitoxin ist aus diesem 
Grunde in eminentem Grade ein Spezificum. 

Die Blutserumtherapie ist aus dem gleichen Grunde spezifische Therapie. 
Jedes Blutantitoxin hat nur gegenüber einem einzigen Krankheitsstoff Heil¬ 
wirkung und Schutzwirkung. 

Was die Entstehungsweise des Diphtherieantitoxins, sowie aller anderen 
spezifischen Blutantitoxine betrifft, so haben wir als seine Quelle das reaktions¬ 
fähige Eiweiss des lebenden Organismus zu betrachten, und zwar entsteht aus 
diesem reaktionsfähigen Eiweiss unter der Einwirkung eines spezifischen Toxins 
das zugehörige Antitoxin unter solchen Umständen, welche auf eine allgemeine 
Störung der Regulirungsvorrichtungen im Gesammtorganismus hindeuten. Die 
nach einer toxischen Infektion akut auftretenden Fiebererscheinnngen und 
sonstigen Krankheitssymptome können wir als einen Ausdruck dafür betrachten, 
dass der lebende Organismus mit den ihm von Natur zu Gebote stehenden Ab¬ 
wehrmitteln das eingedrungene Krankheitsgift unschädlich zu machen sucht. 
Im unbeeinflussten Verlauf der Dinge ist dieser Versuch sehr oft ein misslunge¬ 
ner. Im willkürlich eingerichteten Thierexperiment können wir dagegen die 
Verhältnisse so gestalten, dass die natürlichen Heilkräfte in der That die Ober¬ 
hand behalten. Als Beweis dafür ist der Erfolg unserer Immunisirungsarbeiten 
anzusehen, bei welchen wir die Beobachtung machen, dass immer grössere Gift¬ 
mengen durch Antitoxinproduktion unschädlich werden. 

Wenn wir nach dem erfolgreichen Ueberstehen einer spontan entstandenen 
oder willkürlich erzeugten toxischen Infektion die Körpersäfte untersuchen, so 
finden wir das Toxin nicht bloss kompensirt durch das Antitoxin, sondern wir 
finden eine Ueberkompensation, einen Ueberschuss von Antitoxin. Dieser Anti¬ 
toxinüberschuss ist die Ursache dafür, dass die spätere Einfuhr von Toxin eine 
gesteigerte sein muss, wenn wir eine neue Intoxikation herbeiführen wollen. 
Diesen Ueberschuss von Antitoxin können wir aber auch dazu verwenden, um 
anderen Individuen die Ueberwindung der gleichen Intoxikation zu erleichtern. 
Hierauf beruht die Blutserumtherapie.“ 



542 


Aas Versammlungen and Vereinen. 


Boi besonders schweren oder fortgeschrittenen Erkrankungsf&llcn seien die 
stärkeren Konzentrationen anznwenden oder die Einspritzung mit Nr. I an dem¬ 
selben Tage sowie erforderlichen Falls auch am nächsten zu wiederholen. Zar 
Immunisirang gesunder Personen reiche dagegen schon der zehnte Theil 
von Dosis Nr. I aus; denn der Immunisirungswerth des Heilserums sei mindestens 
zehn Mal so gross als sein Heilwerth. 

Je frühzeitiger das Heilserum bei Diphtherie-Erkrankungen Anwendung 
finde, desto sicherer sei sein Erfolg und desto billiger die Behandlung, da man 
dann schon mit einer Dosis zum Preise von 5 Mark auskomme. 

Nicht minder interessant waren die hierauf von dem Franzosen Dr. Roux 
(Paris) gemachten Mittheilungen über seine Erfahrungen in Bezug auf die 
Behandlnng der Diphtherie mit Blutserum. Nachdem er zunächst der 
Verdienste Behring’s um die Blutserumtherapie rückhaltslose Anerkennung 
gezollt hatte, führte er aus, dass man, um grosse Mengen von Blutserum 
erhalten zu können, möglichst grosse Thiere benutzen müsse. Roux ver¬ 
wendet daher Pferde, obwohl diese für die Diphtherie nicht sehr empfänglich 
sind. Das von denselben nach ihrer Immunisirung gewonnene Serum hatte eine 
Wirksamkeit von l: 100000 (d. h. 1 gr Serum war im Stande 100000 gr Thier¬ 
körper zu schützen). Die damit angestellten Versuche wurden im Höpit&l des 
enfants gemacht und hier vom 1. Februar bis 24. Juli d. J. allen neu auf- 
genommenen diphtheriekranken Kindern ohne Auswahl 20 ccm Serum in einer 
Injektion subkutan injizirt. Von diesen 448 Kranken starben 109 = 24,5%, 
während die Diphtherie - Sterblichkeit in jenem Kinderhospital innerhalb der letzten 
4 Jahre durchschnittlich 51,71 °/ 0 , also mehr als doppelt soviel betragen und sich 
während des gleichen Zeitraumes vom 1. Febr. bis 24. Juli d. J. im Höpital Trousseau, 
wo kein Blutserum in Anwendung gekommeu war, auf 60°/ 0 gestellt hatte. 
Auch bei den tracheotomirten diphtheriekranken Kindern war die Sterblichkeit 
eine geringere, wenn sie mit Blutserum behandelt waren (49% gegenüber 73,19% 
bezw. 86%). Unter den 448 Kindern waren übrigens 128, bei denen bakterio¬ 
logisch Diphtheriebazillen nicht nachgewiesen werden konnten; es blieben somit 
nur 320 echte Diphtheriefällc, von denen 78 = 26 % tödtlich verliefen. Den 
128 anderen Kranken hatten die Seruminjektionen jedoch nicht geschadet, son¬ 
dern im Gegentheil prophylaktisch genutzt; denn obwohl jene tagelang mit dcu 
echten Diptheriekranken in denselben Räumen untergebracht und der Ansteckung 
ausgesetzt waren, ist keiner von ihnen später an Diphtherie erkrankt 

Roux hält die Anwendung des Blutserums gleichfalls für völlig unschäd¬ 
lich, nur in einzelnen Fällen hat er Urticaria ähnliche Exantheme danach beob¬ 
achtet, die aber bald verschwanden. Der Erfolg der Behandlungsmethode ist 
nach seiner Ansicht offenkundig und tritt ott ganz rasch ein, auch Kompli¬ 
kationen sind selten. Bei rein diphtheritischen Anginen ohne croupöse Erschei¬ 
nungen und bei denen nur der Löffler’sehe Bazill nachgewiesen war, betrag 
die Sterblichkeit nur 7,5 %, während sie sich Uber den vorher erwähnten Durch¬ 
schnitt bei denjenigen Anginen stellte (34,2 0 0 ), bei denen ausser Diphtherie¬ 
bazillen auch noch Streptokokken oder Staphylokokken festgestellt werden konnten. 

In der Nachmittagssitzung sprach Prof. Dr. Löffler Uber lokale 
Behandlung der Rachen-Diphtherie and empfahl die Anwendung einer 
Lösung von 10 gr Menthol in 36 ccm Toluol, dazu 4 ccm Liquor Ferr. sesqui- 
chlorat. und 60 ccm Alkohol. Statt des Liq. Ferr. sesquicblorat. können auch 
2 ccm Kreolin oder 2 ccm Metakresol (bei 62 ccm Alkohol) genommen werden. 
Mit dieser Lösung ist ein Wattebausch zu tränken und alle 3 Stunden 10 Se¬ 
kunden lang an die afüzirtcn Stellen anzudrücken, bis die Temperatur bei dem 
Kranken bis zur Norm zurückgekehrt ist. Die durch diese Behandlungsmethode 
in Greifswald erzielten Erfolge sind sehr günstige gewesen, von 71 in der Privat¬ 
praxis damit behandelten Diphtheriekranken, bei denen Bazillen nachgewiesen 
waren, ist keiner, von 30 im Krankenhause behandelten 5 gestorben. 

Im Anschluss hieran theilte Prof. Dr. Cohn-Breslau mit, dass er schon 
seit längerer Zeit bei Augendiphtherie eine 5 % Lösung von Natrium benzoienm 
anwende und zwar stets mit günstigem Erfolge. Dr. Aronson - Berlin berichtete 
kurz über die Resultate, die mit dem von ihm hergestellten Antitoxin erzielt 
worden sind. Von 255 damit behandelten Diphtheriekranken sind 31 = 12,1 % 
gestorben gegenüber einer Sterblichkeit von 32,5—41,7% in den letzten 3 Jahren. 
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Prof. Nil Filatow-Moskau sprach sodann Ober die Epidemiologie 
der Diphtherie im Süden Russlands und kam auf Grund der hier ge¬ 
machten Erfahrungen zu folgenden Schlüssen: 

1. „Wenn auch die Ansteckungsfähigkeit der Diphtherie keinem Zweifel 
unterliegt, so lassen sich doch nicht alle Facta auf dem Gebiete der Epidemio¬ 
logie dieser Krankheit durch die Kontagiosität allein erklären. 

2. Gewöhnlich treten sporadische Fälle von Diphtherie geraume Zeit vor 
der Entwickelung der Epidemie auf, geben aber vor der Hand noch nicht den 
Anlass zur Entstehung einer solchen. 

3. In einigen Gegenden entwickelte sich die Diphtherie epidemisch im 
Anschluss an tödtliche Halskrankheiten bei den Schweinen und anderen Thiercn. 

4. Diphtherie-Epidemien werden durch die Jahreszeiten und lokale Ver¬ 
hältnisse beeinflusst; sie nehmen im Herbste merklich zu und treten im Sommer 
milder auf. Es gibt Gegenden, die gegen Diphtherie immun sind. 

5. Günstige materielle Bedingungen haben zwar keinen merklichen Ein¬ 
fluss auf die Morbidität der Kinder an Diphtherie, setzen jedoch die Mortalität 
herab. 

6. Die natürliche Immunität der Kinder gegen Diphtherie schwankt an 
verschiedenen Orten in den weiten Grenzen von 10 bis 60 Prozent. Im ersten 
Lebensjahr begegnet man der Immunität häufiger, als in dem Alter von 2 bis 
10 Jahren. 

7. Einmaliges Ueberstehen der Krankheit schützt vor einer neuen Er¬ 
krankung (?). 

8. Das epidemische Auftreten der Epidemie bringt in der Mortalität der¬ 
artige Modifikationen hervor, dass man an denselben nicht nur das Vorhandensein 
einer Epidemie, sondern auch den Grad ihrer Intensität erkennen kann. Eine 
Eigenthümlichkeit der Diphtherie-Epidemien besteht darin, dass sie die Mor¬ 
talität ausschliesslich im Kindesalter vermehren, und zwar nur zu bestimmten 
Jahreszeiten (im Herbste und Winter). 

9. Die gegen die Verbreitung der Diphtherie gerichteten Massregcln 

müssen hauptsächlich auf der Kontagiosität der Krankheit basiren. Abgesehen 
von einer gut geregelten beständigen ärztlichen Verpflegung der Bevöl¬ 
kerung und von genauen Sanitätsberichten müssen die ersten Erkrankungsfälle 
möglichst schnell bekannt gemacht werden; denn nur im ersten Beginne der 
Epidemie können Schutzmassregeln wie Isolirung und Desinfektion einen wirk¬ 
lichen Nutzen bringen. Der theuer bezahlte Versuch der Bekämpfung der 
Diphtherie zur Zeit ihrer vollen Entwickelung hat sich im Poltawa’schen Gou¬ 
vernement als vollkommen misslungen erwiesen.“ Kpd. 

(Fortsetzung folgt.) 


Kleinere Mrttheüungen und Referate aus Zeitschriften. 

A. Gerichtliche Medizin. 

Ueber einen Fall von spontan intra- uterin gerissener Nabelschnur. 
Aus der gebnrtshülflichen Klinik von Prof. Dr. Freund in Strassburg i. E. 
Zentralblatt für Gynaekologie; 1894, Nr. 31. 

In einem Falle von Hvdramnios bei einer Secundipara wurde das todte 
Kind mit spontan zerrissener Nabelschnur geboren; das foetale wie das placentare 
Ende zeigte nirgends Sngillationen. Dabei war Sturzgeburt bei der in der 
Klinik geleiteten Entbindung sicher auszuschliessen. Das Kind war schon 
mehrere Stunden abgestorben. An der Hand einer zahlreichen Literatur beweist 
Verfasser die überaus grosse Seltenheit des Falles. Dr. Ascher-Bomst. 


Festschrift für Hofrath Prof. Ed. von Hoffmann in Wien. Supple¬ 
mentheft der Vierteljahrsschrift für gerichtl. Medizin und öffentl. Sanitätswesen, 
m. Folge. VIII. Band. Berlin, Hirschwald. 

Die vorliegende Festschrift, welche dem verdienstvollen Forscher auf dem 
Gebiete der gerichtlichen Medizin und hochstehendem Lehrer von seinen Schülern 
zur Feier des fünfundzwanzigsten Jahrestages seiner Ernennung zum ordent¬ 
lichen Professor der gerichtl. Medizin gewidmet ist, hat sein derzeitiger Assistent 
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Dr. Haberda in Wien veranstaltet nnd herausgegeben. Sie enthält ein Bild- 
niss des Jubilars in Photogravure, seine Biographie, endlich ein Verzeichniss 
seiner zahlreichen Schriften nnd Publikationen, ans denen znr Genüge die reiche 
Lebensarbeit v. Hoffmann’s hervorgeht Am meisten Verbreitung hat sein 
rühmlichst bekanntes Lehrbuch der gerichtlichen Medizin gefunden, dessen erste 
Auflage im Jahre 1878 und dessen sechste Auflage im August 1893 erschienen 
ist; es wurde bereits in die französische, russische, italienische und spanische 
Sprache übersetzt. 

Die Arbeiten der Festschrift bewegen sich auf den verschiedensten Ge¬ 
bieten der gerichtlichen Medizin; wir heben folgende hervor: 

1. Ueber Wandinfektionen, besonders Wnndeiternngen nnd ihre 
Folgen vom forensischen Standpunkte. Von Prof. Dr. Paul Dittrieb 
in Prag. 

Es ist häufig schwierig, gerichtsärztlich zu entscheiden, ob in einem 
gegebenen Falle eine kürzere oder längere Zeit nach einer Verletzung aufge¬ 
tretene Infektion mit letzterer in kausalem Zusammenhänge steht oder nicht; 
ebenso schwierig aber ist die Beurtheilnng, wann und auf welche Weise eine 
von einer Verletzung ausgehende Infektion entstanden ist. Sicher ist nur, dass 
wir auf Grund der Erfahrungstatsachen die Wuudinfektiou nicht mehr so milde 
beurtheilen Werden wie früher; indessen ist vor einer schablonenhaften Behand¬ 
lung der Frage zu warnen, zu forensischen Zwecken müssen von Fall zu Fall 
die näheren Umstände für die Beurtheilnng der Wundinfektionen ihres Zustande¬ 
kommens herangezogen werden. Folgende Momente sind im konkreten Falle 
zu beachten: 

a) Die Lokalisation, wobei wir wieder unterscheiden müssen zwischen 
der lokalen Infektion, welche sich an der Stelle oder in unmittelbarer Nähe einer 
Verletzung zeigt und den Metastasen beziehungsweise der Allgemeininfektion, 
welche durch Resorption von Stoffwechselprodukten der Bakterien oder durch 
Verbreitung der letzteren im Organismus erfolgt. Verfasser kommt auf die Ent¬ 
stehung von Gehirnabscessen uud diffuser Meningitis nach Verletzungen zu 
sprechen und betont, dass es bei letzterer wichtig sei, nach anderwärts im 
Organismus lokalisirten primären Infektionsquellen oder Infektionsherden zu 
fahnden. Namentlich sei es wichtig und nothwendig, den Nasenrachenraum, die 
Nebenhöhlen der Nase, das Cavum tympani auf etwaige Entzündungsprozesse in 
solchen Fällen zu untersuchen. Eine forensisch äusserst wichtige Frage ist 
ferner die, ob in dem Falle, wenn ein Mensch verletzt wird, von der Wunde aus 
eitererregende Mikroorganismen eindringen und, ohne au der Verletzungsstelle 
anatomische Verletzungen zu setzen, in die Cirkolation aufgenommen werden und 
etwa an weit, entfernten Körperteilen Eutzündung erregen können. Ein solcher 
Fall ist, so sehr er auch theoretisch möglich ist, bis jetzt noch nicht konstatirt 
worden, ohne dass nämlich sich an der Wunde selbst, wenn auch zuweilen ganz 
geringe, aber doch merkliche auf die Infektion zu beziehende Veränderungen 
sich gezeigt hätten. 

b) Ein zweites zu beachtendes Moment ist der Zeitraum zwischen 
dem Zufügen der Verletzung und dem Auftreten der ersten Anzeichen 
einer erfolgten Infektion. Der Zeitpunkt, in welchem die ersten Erscheinungen 
einer Infektion auftreton, lässt uns nicht einen sicheren Schluss dahin ziehen, 
in welchem Moment der Grund zur Infektion gelegt wurde. Man muss eine 
genaue Krankengeschichte mit Verlauf des Falles sich verschaffen, auch unter- 

« suchen, ob nicht etwa vorher schon eine Infektionsquelle im Körper befand und 
ob nicht die Verletzung einen bereits infizirten Körper getroffen hat. 

c) Endlich kommt der Ausschluss anderweitiger Infektionspforten und 
Infektionsquellen in Betracht. Es handelt sich hierbei namentlich um die 
metastatisch - entzündlichen Prozesse; so ist z. B. durch Weichselbau m‘s 
bakteriologische Untersuchungen das Auftreten von Meningitis bei Pneumonie 
festgestellt worden, wir verweisen ferner auf das Entstehen von Meningitis bei 
Infektionsprozessen im Ohr, der Nase und ihren Nebenhöhlen. 

Wundinfektionen können in strafrechtlicher Beziehung von Belang sein 
und gerichtsärztliche Beurtheilung in folgenden Fällen erheischen: Für die Be- 
urtheilung der Dauer einer Gesundheit« • und Berufsstörung, für die Beurtheilnng 
von durch Wundinfektionen lebensgefährlich gewordenen Verletzungen sowie für 
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die Beurtheilnng der in §. 156 des österreichischen Strafgesetzbuches aufge- 
führten Folgen (§. 156 entspricht dem §. 224 des Strafgesetzbuches für das 
Deutsche Reich). Verfasser will die Verletzung an und für sich taxiren, hiervon 
aber regelmässig die für den Verletzten aus der Wundinfektion erwachsenen 
Folgen nach Möglichkeit absondern. In diesem Sinne solle anch das Gutachten 
erstattet werden. 

2. Gerichtsärztliche Bemerkungen über die Gonorrhoe und ihren 
Nachweis. Von Dr. A. Haberda. 

Die Lehre von der spezifischen Virulenz der Gonokokken ist allgemein 
anerkannt, besonders seit man durch die Wert heim'sehen Untersuchungen 
die Reinzüchtung der Gonokokken in sicherer, einfacher Weise gelernt hat. Die 
Reinzüchtung giebt selbst noch in jenen Fällen ein sicheres und brauchbares 
Resultat, wo die Untersuchung im Dcckglaspräparate, aus welchem Grunde 
immer, besonders aber in chronischen Fallen oder überhaupt bei spärlichem 
Gonokokkengehalt des Sekrets oft nur unsichere Resultate liefert. Es solle 
deshalb bei forensischen Untersuchungen niemals die Behauptung, dass es sich 
um Gonorrhoe handelt, aufgestellt werden, wenn nicht typische Reinkulturen 
nach Wertheim’« Methode zu erzielen waren: das Aussehen der Kultur auf 
der Platte und auf schrägem Serum-Agar ist so charakteristisch für den Gono- 
coccus, dass der Thierversuch für die forensische Frage nicht in Betracht zu 
kommen braucht. Der kulturelle und mikroskopische Nachweis sind grosse 
Hilfsmittel für die gerichtsärztliche Differeutialdiagnose, für welche natürlich 
der örtliche Befund mitzuverwerthen ist; auch sind wiederholte Untersuchungen, 
insbesondere bei chronischen Gonorrhoen nicht zu unterlassen. Diese fortge- 
setzten sorgfältigen Untersuchungen des Beschuldigten sind nothwendig, zumal 
durch die Schlauheit des zu Untersuchenden die Gewinnung des zum Nachweis 
der Gonokokken erforderlichen Sekrets geradezu unmöglich gemacht werden 
kann. Es würde sich nach dem Vorschläge von Neisser in einem solchen 
Falle empfehlen, eine leicht reizende Flüssigkeit in die Urethra zu injiziren, 
dadurch die Sekretion etwas anzuregen und nun das Material zur bakteriologi¬ 
schen Untersuchung zu entnehmen; oder man kann, wie es Platten für die 
Untersuchung der Prostituirten vorgeschlagen hat, die betreffende Person eine 
Zeit lang überwachen und ihnen die Möglichkeit nehmen, die Blase zu entleeren 
und bewirken, dass sich das spärliche Sekret ansammelt. 

Die vom Verfasser angestellten Versuche sollten feststellen, ob es möglich 
sei, was forensisch wichtig, aus an Wäsche vorfindlichen Eiterflecken die 
gonorrhoeisebe Natur des angetrockneten Sekretes nachzuweisen. Die Resultate 
der Untersuchungen, deren Einzelheiten im Original nachgelesen werden mögen, 
sind folgende: 

Die Gonokokken als solche erhalten sich thatsächlich in Form und Grösse, 
so dass sie gut färbbar bleiben und noch nach 8 Monaten ganz gut sichtbar 
sind. Dagegen sind die Resultate minder günstig, wenn die zur mikroskopischen 
Diagnose gegenüber anderen Diplokokken verwendeten Eigentümlichkeiten, 
Lagerung zu Häufchen und innerhalb des Zellenleibes, in Betracht gezogen 
werden. In der grösseren Zahl der Untersuchungen war nämlich bei dünnen 
Flecken oft sogar schon nach einigen Tagen, bei dicken Flecken schon nach 
wenigen Wochen von Zcllenleib und Kern nur formloser, nicht distinkt färbbarer, 
Detritus vorhanden. Gerichtsärztlich würde daher ein positiver Ausspruch nur 
in einer geringen Anzahl von Fällen möglich sein, zumal die zur Untersuchung 
kommenden Wäschestücke arg beschmutzt und allen möglichen Einflüssen lange 
Zeit ausgesetzt sind, welche die Untersuchung erschweren. Was nun die Kultur¬ 
versuche anbetrifft, so gingen auf der Platte nur in zwei Fällen spärliche 
Kolonien auf, deren Natur durch überimpfen auf Serum-Agar sicher gestellt 
wurde: in beiden Fällen war der Eiterfleck nach der Entnahme aus der Urethra 
nur durch */ 4 —‘7 4 Stunden getrocknet und dann verarbeitet worden war. In 
allen anderen Fällen blieben die Platten steril, so dass für die Praxis der Nach¬ 
weis der Gonokokken durch Kultur nicht zu bringen ist, wenn der Eiter ein¬ 
getrocknet ist. Derartiger trockener Eiter erwies sich auch als nicht virulent, 
wie durch zwei an Paralytikern mit gesunder Urethra vorgenommenen Impfungen 
bewiesen wurde. Diese Thatsachen stehen mit den Erfahrungen bei der indirekten 
Infektion deswegen nicht in Widerspruch, weil hierbei nicht angetrocknetes, 



546 


Kleinere Mitteilungen and Referate aas Zeitschriften. 


sondern offenbar immer feuchtes Sekret (aaf verschiedenen Gegenständen, Toilette¬ 
artikeln, Handtüchern oder am Finger) zur Wirkung kommt — 

Zorn Schluss wird noch aaf das Vorkommen einer primären Gonokokken¬ 
infektion an der Rektalschleimhaat (durch geschlechtliche Perversitäten, übrigens 
auch an der Mundschleimhaut), das Fortschreiten der Gonorrhoe aaf das Endo¬ 
metrium, Taben, Peritoneum sowie aaf die metastatischen Entzündungen der 
Gelenke, Sehnenscheiden, seröse Häute, der Endo- und Myocardiums hingewiesen. 
Da in Folge einer solchen Verbreitung „wichtige Nachtheile an der Gesundheit 
oder am Leben“ durch den Nothzuchtsakt entstehen können, wodurch eine Straf¬ 
erhöhung bedingt ist, so ist es nothwendig, dass der Gerichtsarzt eine genaue 
Kenntniss der gonorrhoeischen Erkrankung sammt ihren Folgen haben muss. 

3. Ueber Carotisrupturen beim Tode durch Erhängen. Von Cand. 
med. Heinrich Peham. Aus dem Institute für gerichtliche Medizin in Wien. 

Die Ruptur der Carotis allein ist noch kein sicheres Zeichen für den Tod 
durch Erhängen, es muss hierzu die vitalo Reaktion d. h. der Rissstelle mit 
geronnenem Blute sowie Ecchyroosenbildung an der Aussenseite des Gefässes 
in der Adventitia hinzutreten. Was den Sitz der Ruptur anlangt, so wird sie 
am häufigsten in der Nähe der Bifurkation der Carotis communis angetroffen. 
Von 186 verwerthbaren Fällen aus dem Institute v. Hofmanns sind bei 15 
Leichen Carotisruptur angegeben, und zwar in 11 Fällen an der Carotis com¬ 
munis (5 mal rechts, 3 mal links, 3 mal beide). Je 2 mal fand sich an der 
Carotis interna und externa eine Ruptur. In diesen Fällen war nur die Intima, 
nie diese and die Media, betroffen; entsprechend der Rupturstelle waren mehr 
oder weniger ausgebreitete Ecchymosen in den lockeren Zellschichten der Adven¬ 
titia. Die Länge des Risses beträgt meist nur 3 bis 7 mm, die Rupturen haben 
meist einen queren Verlauf, wobei allerdings die Ränder nicht immer in einer 
geraden Linie verlaufen, sondern mehr weniger gezackt erscheinen können. Der 
Befund war sowohl an kräftigen und gut genährten als auch an schwächlichen 
und mageren Leichen festgestellt worden; eher ist für das Zustandekommen der 
Rupturen das Strangulationswerkzeug von Bedeutung, da ein nicht allzu dickes 
und nicht zu weiches Werkzeug eher eine Ruptur erzeugen dürfte, als ein breites 
und weiches. Das Alter der Individuen und der hierdurch bedingte Zustand der 
Halsgefässe hat keinen wesentlichen Einfluss auf das Entstehen der Risse; der 
atheromatöse Prozess kann deswegen nicht immer als Gelegenheitsursache gelten 
weil in vielen Protokollen bei Erhängten bedeutendes Atherom ohne Ruptur 
der Jutima, anderseits in den 15 Fällen von Carotisruptur nur 5 Mal Atherom 
vermerkt war. Ueber die Ursache der Ruptur sind im Laufo der Zeit jrer- 
schiedene Meinungen laut geworden, es wurde bedeutende Zerrung der Gefassc 
bei gleichzeitiger Fixirung, oder Druck und gleichzeitige Zerrung angegeben. 
Auf Grund seiner Versuche kommt Verfasser zu dem Schlüsse, dass die Rup¬ 
tur mehr durch Druck durch das Strangulationsband als durch Zerrung entsteht. 

Dr. Israel-Medenau (Ostpr.) 


Die Lehre von der Selbstinfektion nnd ihre Bedeutung für den 
Gerichtsarzt. Von Medizinal - Rath Dr. Lutz, Landgerichtsarzt in Augsburg. 
Friedrich’s Blätter f. ger. Medizin u. s. w.; 1894, Heft III und IV. 

Es ist eine durch Statistiken festgestellte Thatsache, dass trotz der Ein¬ 
führung der Antisepsis in die Hebammenpraxis ein Nutzen derselben für Ab¬ 
nahme der Mortalität in der Privatpraxis nicht festzustellen ist. Es ist nicht 
entschieden, ob dies nur die Folge der mangelhaften Ausführung der Antisepsis 
ist. Das ist aber sehr wichtig, weil damit die Schuld an einem tödlichen Fall 
von Kindbettfieber nicht sofort der Hebamme zur Last gelegt werden kann, 
wenn die antiseptischen Vorschriften von derselben nicht genau beachtet worden 
sind. Die gerichtsärztliche Bedeutung der Schuldfrage ist durch den Streit um 
die Möglichkeit der Selbstinfektion noch mehr in den Vordergrund getreten. 
Die Ansichten über die Möglichkeit der Selbstinfektion sind nicht geeint. Das 
Vorhandensein pathogener Keime im Genitalkanal des Weibes ist festgestellt, 
ihre Bedeutung für die Selbstinfektion wird abgestritten oder streng betont; 
Anhänger peinlichster äusserer und innerer Desinfektion stehen mit den Er¬ 
folgen in ihren Zahlenreihen denjenigen gegenüber, welche nur durch äussere 
Desinfektion dieselben günstigen Resultate erzielten. Ahlfeld stellt fol¬ 
gende Sätze auf: 
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1. „An dem Vorkommen von Fieber im Wochenbette, ohne vorausge- 
gaogene Untersuchung entstanden, kann nicht mehr gezweifelt werden. 

2. Diese Fieber sind meist geringfügiger Natur, doch kommen auch ein¬ 
zelne schwere, selbst tödtlich verlaufende Fälle vor. 

3. In wohlgeleiteten Anstalten ist die Zahl der durch Selbstinfektion 
erfolgten fieberhaften Erkrankungen im Wochenbette grosser, als die durch In¬ 
fektion von Aussen herbeigeführten; letztere pflegen aber durchschnittlich 
schwere Grade der Erkrankung herbeizuführen. 

4. Eine präliminare Reinigung der Geburtswege ist unerlässliche Be¬ 
dingung, um schwere Kindbettfieber zu verhüten. 

6. Die Eingangspforten für das puerperale Gift sind in der Hauptsache 
nicht in den äusseren Genitalien, sondern am Cervix und Endometrium zu 
suchen. 

6. Die meisten Fieberfälle im Wochenbett sind als Resorptionsfieber auf¬ 
zufassen; sie erfolgen hauptsächlich bei Zurückhaltung des infektiösen bezw. 
infizirten Wochensekretes. 

7. Die Uterusschleimhaut resorbirt am intensivsten, danach erst die 
Scheidenschleimhaut. 

8. Pathogene Mikroorganismen, deren Vorhandensein in jeder Scheide 
anzanehmen ist, scheinen zu ihrer Vermehrung eines günstigen Nährbodens zu 
bedürfen, den sie in dem in Zersetzung begriffenen Inhalte der Vagina und des 
Uterus finden; vielleicht erhöht sich dadurch die Virulenz der pathogenen 
Bakterien.“ 

Nach Ansicht anderer Autoren, scheinen auf dem Wege der Selbstinfektion 
jedoch nur leichte Erkrankungen einzutreten. Die Infektion von Aussen findet 
ihren Ausdruck in der Mortalität, die Selbstinfektion in der Morbidität 
(Kaltenbach). 

Vorläufig kann der Gerichtsarzt im Falle euer durch die Sektion fest- 
gestellten tödtlichen Puerperalerkrankung dann für die grösstwahrscheinliche 
Schuld des gebnrtshüflichen Personals sich aussprechen, wenn eine andere In¬ 
fektionsmöglichkeit als die durch das geburtshülfliche Personal festgestellt und 
demselben zn gleicher Zeit eine grobe Vernachlässigung und Missachtung der 
zur Verhütung der Infektion von Aussen gegebenen antiseptischen Vorschriften 
zur Evidenz naebgewiesen werden kann. Dies wird fast zur Sicherheit, wenn 
z. B. die Hebamme gleichzeitig an Kindbettfieber erkrankte Wöchnerinnen be¬ 
sucht hatte und damit die Quelle der Ansteckung offenbar wird. 

Durch die bessere Ausbildung der Hebammen in der äusseren Unter¬ 
suchung und durch die Einschränkung in der inneren Untersuchung wird der 
möglichen Infektion am besten vorgebeugt, namentlich dann, wenn eine gründ¬ 
liche Reinigung der äusseren Genitalien vor und nach der Entbindung selbst¬ 
verständlich mit peinlichster subjektiver Desinfektion gemacht wird. 

Dr. R u m p - Osnabrück. 


B. Hygionc und öffentliches Sanitätswesen: 

Ein Fall von tödtlicher Laboratoriumscholera. Von Med.-Rath Dr. 
Reineke in Hamburg. Deutsche medizinische Wochenschrift; 1894, Nr. 41. 

Als die Tageszeitungen vor kurzer Zeit eine Notiz über den Tod des 
Dr. Oergel, Assistenten am Hamburger hygienischen Institute brachten, der 
sich bei Versuchen im Laboratorium durch einen Tropfen Weichselwasser infizirt 
haben sollte, wurden dieser Mittheilung gegenüber gerechte Zweifel laut. Nun 
erscheint aus der Feder des Herrn Med.-Raths Dr. Reineke ein Bericht, 
aus welchem leider hervorgeht, dass es sich in der That um eine tödt- 
liehe Infektion mit Cholera im Laboratorium gehandelt hat, wenngleich die 
Aetiologie nicht dieselbe ist, wie sie in den Zeitungen angegeben war. Der be¬ 
handelnde Arzt, welcher am 15. September zu Dr. Oergel gerufen wurde, 
fand ihn sehr unruhig, verfallen, cy&notisch, mit kühlen Extremitäten; Erbrechen, 
Durchfälle, Wadeukrämpfe waren seit dem vorigen Tage aufgetreten. Aufge¬ 
hobene Hautfalten blieben lange stehen,*der Puls war sehr klein, etwas beschleu¬ 
nigt, die Stimme etwas heiser. Der Kranke bot das Bild eines schwer asphyk- 
tischen Cholerakranken; er war bei vollem Bewusstsein und konnte noch ver¬ 
sichern, dass er nicht zum Versuche Choleravibrionen eingenommen, wie er es 
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früher einmal gethan habe; da er augenblicklich Herrn Professor Dnnbar 
vertrete, habe er es nicht gewagt, während der Abwesenheit desselben einen 
Versuch su machen. Er wurde sofort in das Eppendorfer Krankenhaus über- 
gefllhrt, dort unter aufopfernder Pflege seitens der Kollegen behandelt. Indessen 
wurde sein Zustand trotz Anwendung aller einschlägigen Mittel immer schlechter, 
es trat allmählich Coma und schliesslich in tiefer Benommenheit am Nachmit¬ 
tage des 21. September der ezitus letalis ein. An sämmtlichen Krankheits¬ 
tagen gelang der Nachweis von Choleravibrionen, deren Menge in den einzelnen 
Dejektionen mit einer Ausnahme (6. Tag) eine annähernd gleiche war und deren 
Wachsthum durch therapeutische Eingriffe sich nicht beeinflussen liess. Nach 
der Sektion war das Ergebniss der bakteriologischen Untersuchung im mittleren 
Jejunum und Ileum folgendes: Reichlich Baeterium coli neben vereinzelten 
Kommakolonieu (Verhältniss 1:15). Die anatomische Diagnose nach der Sektion 
lautete: Pneumonia fibrinosa lobi inferioris utriusque, praecipue dextri. Endo- 
carditis aortica inveterata. Ren cholericus (Stadium secundum). Cicatrices renis 
sinistri. Intumescentia recens hepatis. Proctitis et Colitis diphtherica. 

Was nun die Art und Weise der Infektion betrifft, so hat Prof. Dunbar 
Erhebungen im Institut angestellt, die jedoch nicht völlige Klarheit ver¬ 
schafft haben. Mit dem Thorner Weichselwasser konnte sich der Verstorbene 
nicht infizirt haben, da das Wasser gar keine Cholerabakterien enthielt and 
dafür, dass der Verstorbene dem Wasser Cholerakulturen beigefügt habe, hat 
sich kein Anhalt auffinden lassen. Ebenso ist zweifelhaft, ob Oergel am 
12. September bei Thierversuchen mit dem Pfeifer 'sehen Serum etwas von 
dem serösen Bauchinhalt eines Kontrolthieres in den Mund bekommen hat; 
diese Annahme ist deswegen zweifelhaft, weil er schon 4—5 Tage vor seiner 
schweren Erkrankung über Durchfall und Abgeschlagenheit geklagt hatte. Jeden¬ 
falls war er bei seinen täglichen Arbeiten mit Cholerakulturen ununterbrochen 
der Qefahr ausgesetzt gewesen, sich durch irgend eine Unvorsichtigkeit zu inh- 
ziren, jede andere Infektionsgeiegenheit dagegen ausgeschlossen. 

Dr. Reineke widmet dem Verstorbenen einen warmen Nachruf, rühmt 
ihn als einen vortrefflichen, gewissenhaften und treuen Beamten und betrauert 
in ihm den Verlust eines hochbegabten, hoffnungsvollen Jüngers der Wissenschaft. 
Zum Schluss spricht er die Erwartung aus, dass der Tod des Kollegen allen 
denen zur Warnung dienen möge, welche glauben, die Cholerabakterien als 
etwas wenig Gefährliches hehandeln zu dürfen. Dr. Israel-Medenau. 

Neue Beobachtungen über die diagnostische und therapeutische 
Wirkung der Stoflfwechselprodukte des Rotzbacillus bei der Rotein- 
fektion des Menschen und der Thiere. Von Prof. Dr. Bonome, Vorstand 
des pathologischen Institutes der Universität Padua. Deutsche medizinische 
Wochenschrift Nr. 36—38, 1894. 

Nach einer allgemeinen Einleitung über Infektion und Immunität be¬ 
spricht Verfasser die hauptsächlichsten Resultate seiner neuen Studien über die 
diagnostische Bedeutung und Heilwirkung einiger Stoffwechselprodukte des Rotz¬ 
bacillus. Er knüpft an die bereits vor 2 Jahren veröffentlichten Versuche mit 
Mallein an; seine damaligen Versuche betrafen nicht nur die Hufthiere, sondern 
auch die kleinen, künstlich rotzkrank gemachten Laboratoriumsthiere, nämlich 
Meerschweinchen, Kaninchen und Katzen. Aus seinen während der Dauer Ton 
mehr als einem Jahre fortgesetzten Versuchen zieht er jetzt den Schluss, dass 
der Grad der Empfänglichkeit, den ein grosses Thier für den Rotzbacillus zeigt, 
nicht immer genau dem Empfänglichkeitsgrade für die Produkte des genannten 
Mikroorganismus entspricht; dies beweist, dass diese Produkte im Thierleibe 
unter gegebenen Verhältnissen wahrscheinlich eine Umwandlung erleiden. So 
kann z. B ein Kaninchen lange Zeit ungestraft den virulenten RotzbaciUus 
beherbergen, während es schnell zu Grunde geht, sobald ihm kleine Dosen 
Mallein wiederholt, in kurzen Zwischenräumen, injizirt werden. In Bezug auf 
die Empfänglichkeit der einzelnen Thiergattungen für das Mallein zeigt sich 
fast beständig die Thatsache, dass jene Thiere, welche auf den RotzbaciUus am 
promptesten reagiren (lokale Erscheinungen, die bald von schweren Allgemein- 
Störungen, als Temperaturerhöhung, Abmagerung, Schlafsucht u. s. w., gefolgt 
werden), auch für das MaUein sehr empfänglich sind. Hierzu sind zu rechnen: 
die Katze, der Esel and das Pferd. Gesunde Katzen gehen durchjwiederholte 
Injektionen starker Dosen von MaUein an schwerer, toxischer Dyskrasie des 
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Blatea zn Grande; ähnlich wie die Katze verhält sich auch das Kaninchen, nur 
ist es für die toxischen Produkte des Rotzbacillus noch empfänglicher. Verfasser 
bezeichnet auch das Kaninchen in Folge der grossen Empfänglichkeit desselben 
für Mallein als dasjenige Laboratoriumsthier, bei welchem man mit grösster 
Leichtigkeit den diagnostischen Werth des aus Kulturen erhaltenen Malleins 
darzulegen vermag. 

Zu den interessantesten und auch praktisch wichtigsten Versuchen ge¬ 
hören diejenigen, die Verfasser mit Einhüfera angestellt hat, also mit einer 
Thiergattung, welche mit grösserer Leichtigkeit und Häufigkeit vom spontanen 
Rotz befallen wird und daher geeignet ist, die Krankheit zu verbreiten und 
dieselbe nicht selten auch auf den Menschen zu übertragen. Die bisher 
gewonnenen Resultate bezüglich der Wirksamkeit des Malleins zur raschen Er¬ 
kennung des Rotzes sind noch nicht derartig sicher zu nennen, dass man über 
den Wirkungsmechanisinus keinerlei Zweifel oder Einwendung laut werden lassen 
könnte. Folgende Symptome werden durch Einführung kleiner Mengen von 
Mallein (1—l*/ t ccm) hervorgebracht: leichte lokale Schwellung, Röthung und 
Turgescenz der Conjunctiva, Niedergeschlagenheit des Thieres und Muskelzuckungen; 
die Erscheinungen beginnen 4—6 Stunden nach Einführung des Malleins, dauern 
ein bis zwei Tage an, um allmählich zu verschwinden. Indessen sind nicht alle 
Pferde, welche bei der Einführung von Mallein reagiren, als rotzkrank zu be¬ 
trachten, da man auf Grund der Beobachtungen nicht den Fall auszuscliliessen 
vermag, dass einige der Thiere in Folge besonderer pathologischer Verhältnisse 
gegen das Mallcin reagiren können, ohne dass sie sich bei der Autopsie als rotz¬ 
krank erweisen. Die Versuchsresultate, welche in dieser Beziehung von 11 
Forschern gewonnen wurden, stehen unter einander und mit denjenigen in Wider¬ 
sprach, welche durch die vom französischen Kriegsministerium zum Studium der 
Malleinversuche eingesetzte Kommission konstatirt wurden. Verfasser hat nun, 
um die Widersprüche aufzuklären, Versuche mit 32 Pferden angestellt, von 
denen zwei gesund waren und zur Kontrole dienten. Von den 30 verdächtigen 
Pferden, denen eine Malleinmenge injizirt wurde, die zwischen 1 und l 1 /» ccm 
variirte, hatten 24 eine mehr oder weniger intensive Fieberreaktion. Die übrigen 
6 reagirten nicht. Von den Pferden, die reagirt hatten, wurden 19 geschlachtet, 
hiervon waren 18 sicher rotzkrank, eins liess keine Spur einer rotzigen Lokali¬ 
sation wahrnehmen. Unter den andern 5 Pferden, die gleichfalls reagirten, 
jedoch nicht geschlachtet wurden, wies man den Rotz nur bei einem einzigen 
mittelst Ueberimpfung auf Meerschweinchen und Hund und mittelst Kulturen 
nach. Nach Verfasser ist daher die Fieberreaktion, die man mittelst 
des Malleins erhält, kein absolut sicheres Kriterium für die 
Diagnose auf Rotz bei Einhufern. Alle rotzkranken Pferde 
reagiren nach Injektion unter Temperaturerhöhung, umge¬ 
kehrt aber sind nicht sämmtliche Pferde nothwendiger Weise 
rotzkrank, die eine Reaktion aufweisen. 

Was nun die Uebertragbarkeit des Rotzes von Einhufern auf Menschen 
betrifft, so steht die Möglichkeit einer solchen ausser Zweifel, wenn auch die 
Fälle wegen der Schwierigkeit der Diagnose selten und deshalb wenig studirt 
sind. Um so wichtiger ist daher die Beobachtung und genaue Beschreibung 
eines vom Verfasser beobachteten Falles von Rotz bei einem 16*/, Jahre alten 
Burschen. Es ist hier nicht möglich des näheren auf diesen Fall einzugehen, 
wir verweisen daher auf das Original, in welchem die Symptome und der 
klinische Verlauf, endlich die Beobachtungen nach Malleininjektionen auf das 
genaueste wiedergegeben sind. Dieser Fall ist auch der einzig bekannte Fall, 
bei dem (beim Menschen) Malleininjektionen therapeutisch angewandt wurden. 
Selbstredend lassen sich aus diesem einen Falle sichere Schlüsse nicht ziehen, 
doch sind die Resultate so zufriedenstellend, dass es sich in einschlägigen Fällen 
verlohnen würde, diese Heilmethode fortzusetzen. 

In Bezug auf den Heilwerth der Stoffwechselprodukte des Rotzbacillus 
hat Verfasser mehrere Reihen von Versuchen bei verschiedenen Thieren ange¬ 
stellt und dabei die toxischen Produkte angewandt, die unter verschiedenen 
Bedingungen gewonnen waren. Die Resultate aller dieser Versuche waren 
günstiger als jene, denen die Absicht zu Grunde lag, mittelst einer Präventiv- 
bebandlung Immunität zu verleihen. Experimenteller Rotz wurde bei einigen 
Meerschweinchen und bei einem Hunde, natürlicher Rotz bei einem Pferde 
geheilt. Was letzteres betrifft, so ging B o n o m e bei dem Heilnngsversuch von der 
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Beobachtungen«, dass das Rotz virus für das Pferd abgeschwicht wird, wenn 
es vorher den Organismus der Katze passiit hat. Dass ans dem Blute und den 
Eingeweiden der rotzkranken Katze dargestellte Mallein nennt er das „Heil- 
mal lein“, während er dem ans den Aj^r- und Kartoffelkulturen gewonnenen 
Maliern den Namen: „diagnostisches Mallein“ verliehen hat. 

Den. 


Gegenüber den bisweilen geäusserten Bedenken, ob nicht die Bewegung 
für die Volksheilstätten für Lungenkranke zu ideal wären, um weitere 
praktische Erfolge erzielen zu können, möchten wir auf den Jahresbericht des 
Frankfurter Vereins für Rekonvaleszenten-Anstalten 1892/98 hinweisen. 
Es sind im Berichtsjahre 188 Patienten an 9421 Verpflegungstagen in der Heil¬ 
stätte Falkenstein i. T. behandelt worden = 71 Tage pro Kopf. Von diesen 
wurden bazillenfrei 10,8 c / 0 , eine sehr auffallende Erscheinung; die durchschnitt¬ 
liche Zunahme an Körpergewicht betrug 7 Pfund. Noch bessere Resultate sind 
zu erwarten, wenn nur die Anfangsstadien der Tuberkulose Aufnahme 
finden werden und die Dauer der Kur verlängert wird. Der Verein ist 
durch grosse, zum Theil grossartige Spenden in die Lage gesetzt worden, eine 
eigene Anstalt — im Gegensatz zu der bisher blos gemietheten — für 36 Männer 
und 36 Frauen in Ruppertshain i. T. erbauen zu können, deren Eröffnung im 
Herbst 1895 erwartet wird. Letztere Notiz sowie die folgende stammt ans 
einem anonym geschriebenen Aufsatz der „Kiemen Presse“ in Frankfurt a. M., 
als dessen Verfasser wir nach der zündenden Schreibweise wohl Dettweiler 
annehmen dürfen. Danach hat Bremen eine eigene Heilstätte seit einem Jahre 
in Rehburg; ausser Berlin und den Hansestädten bezw. deren Alters- und ln- 
validitäts- Gesellschaften planen Worms, München, Würzburg, Elberfeld, Barmen, 
Havre, mehrere Schweizer Vereine eine solche. Paris hat 496000 Francs für 
eine Heilstätte nach Falkensteiner Muster bewilligt, die im Angicourt (Oise) 
erbaut werden soll. Ferner geht die Norddeutsche Knappschafts-Pensionskasse 
damit um, eine eigene Anstalt zu erbauen, bei der auch die Aufnahme anderer 
Rekonvaleszenten vorgesehen werden soll, was gar keine Gefahr hat und daher 
sehr |zu billigen ist. Dass in Reiboldsgrün von einem sächsischen Verein und 
bei Stettin von dem dortigen Verein Lungenheilstätten geplant werden, dürfte 
bekannt sein. In Posen wird in dem Sinne gewirkt, wenigstens für die ini¬ 
tialen Phtisiker durch gemeinsames Vorgehen mit der Alters- und Invaliditäts¬ 
gesellschaft besser zu sorgen. — Hier darf auch nicht verschwiegen werden, wie 
mustergiltig rücksichtsvoll auch gegen die Aerzte der Vorstand der Hanseatischen 
Alters- und Invaliditäts -Versicherungsgesellschaft dabei zu Werke geht, und 
wie er es versteht, durch möglichste Abkürzung des Aufnahme - Verfahrens die 
in diesem Falle doppelt kostbare Zeit zu sparen. 

Dr. Ascher-Bomst. 


Besprechungen. 

Dr. Alfred Hegar, Prof, der Gynäkologie an der Universität Frei¬ 
burg i. B.: Der Geschlechtstrieb. Fine sozial-me dizinis che 
Studie. Stuttgart 1894. Verlag von Ferd. Enke. Gr. 8°, 
154 Seiten. 

Von einer Beschreibung der ganzen Frauenfrage hat Hegar mit Rück* 
sicht auf sein Alter und anderweitige Inanspruchnahme absehen müssen und sieh 
auf vorstehendes Thema beschränkt. Aber auch so ist dasselbe für die Frauen¬ 
frage von einschneidendster Bedeutung; denn es fand sich genug Gelegenheit, 
„den falschen und überaus schädlichen Ansichten und Lehren entgegenzutretea, 
welche durch verschiedene neue Schriften, wie insbesondere durch Bebel’s 
„Die Frau und der Sozialismus“ in die grossen Massen geworfen werden.“ 

Die überaus reichhaltige Schrift mit den vielen Beziehungen des Themas 
zu medizinischen, naturwissenschaftlichen und sozial-politischen Fragen gestattet 
nicht, mehr ab eine kurze Inhalts - Uebersicht zu geben; im Uebrigen sei das 
Original empfohlen. 




Besprechungen. 


Söl 

Nach dem einleitenden Kapitel, welches die Begriffsbestimmung giebt and 
die Entstehung and Auslösung des Geschlechtstriebes behandelt, geht der erste 
Abschnitt (§§. 2—7) auf die Beziehung des letzteren zum Individuum ein, und 
indem Verfasser dabei den Ausführungen Bebels Ober die Schfidlichkeit des 
unterdrückten Geschlechtstriebes und die Nothwendigkeit seiner Befriedigung 
folgt, widerlegt er dieselben vollständig. Als von speziellerem Interesse ver¬ 
dient vermerkt zu werden, dass He gar den Gefahren, die dem Einzelnen durch 
übermässigen Geschlechtsgenuss oder durch die wilde Liebe drohen, durch Be¬ 
lehrung begegnen zu können hofft: „Eine durch einen Arzt etwa am Ende der 
Schulzeit gegebene Belehrung über geschlechtliche Verhältnisse und eine von 
Uebertreibungen und Redensarten freie Schilderung der durch den sexuellen 
Umgang bedingten Gefahren kann gewiss viel Gutes stiften/ 

Vom zweiten und dritten Abschnitte (Geschlechtstrieb und Familie, §. 8, 
sowie Geschlechtstrieb und Staat, £§. 9 und 10) giebt besonders der letztere 
reiche Gelegenheit, soziale Fragen zu erörtern und Bebel’s Ausführungen zu 
beleuchten. Schliesslich gelangt Verfasser zu zwei grossen Forderungen; von 
denen die eine ist: planmässige Regelung der Fortpflanzungsgrösse, um die 
schlimmen Folgen einer zu grossen Fortpflanzung für Erzeuger und Nachkommen, 
für Vertheilnng der Bevölkerung nach Beschäftigung (Ackerbau und Industrie) 
und Wohnort (Stadt und Land) und damit für die gesainmten sozialen Verhält¬ 
nisse zu vermeiden. Die andere Forderung ergiebt sich aus der Erörterung der 
Faktoren, welche auf die Beschaffenheit der Nachkommen Einfluss haben, sowie 
aus der Vererbungslehre und heisst: grössere rationelle Ans- und Zuchtwahl 
bei der Fortpflanzung, wie sic in früheren Zeiten in viel ausgedehnterem Masse 
stattfand als heut zu Tage. 

Wie inhaltlich selbstverständlich, so ist auch in der Form überall der 
ruhige Ernst objektiver Wissenschaftlichkeit gewahrt, der nur hin und wieder 
von einer freien Ironie durchbrochen wird, wenn die Sprünge seinor Gegner zu 
gewagt sind. _ Dr. B a r t h - Neustadt. 


Dr. A. Pfeiffer, Reg.-und Med.-Rath: Bericht über die Ver¬ 
waltung des Medizinal- und Sanitätswesens im Re¬ 
gierungsbezirk Wiesbaden für die Jahre 1889, 1890 
und 1891. Wiesbaden 1894. Druck von Gebrüder Petmecky. 

Verfasser hat erst nach Ablauf der Berichtszeit sein Amt angetreten und 
kann also nicht über selbsterlebte Vorgänge berichten. Gleichwohl bietet der 
nach dem bekannten Schema ahgefasste Bericht viel Interessantes, von dem 
einige Punkte angeführt seien. 

Geburten und Todesfälle bleiben beide hinter der für den ganzen Staat 
gültigen Zahl zurück; die ersteren betragen in den drei Berichtsjahren 29,9, 
29,1 und 31,1 °/ 00 (Staat 86,9, 36,5 und 37,6), die letzteren 20,2, 22,5 und 
19,5 */oo (Staat 22,8; 24,1 und 22,7). 

Bei den ansteckenden Krankheiten sind besonders interessante Vorkomm¬ 
nisse nicht zu berichten. Für die von Aerzten zu erstattenden Anzeigen stehen 
gedruckte Karten zur Verfügung, augenscheinlich nach dem Niederbarnimer 
Muster. Dass Diphtherie unter den anzeigepflichtigen Krankheiten nicht mit 
aufgeführt ist, beruht offenbar auf einem Versehen. Dagegen steht — wie 
anderwärts auch — epidemische Genickstarre nicht mit auf dem Formulare, 
obwohl jährlich besondere Berichte über deren Auftreten zu erstatten sind. 

Hinsichtlich der Konstatirung ansteckender Krankheiten wird für Unter¬ 
leibstyphus die Anwesenheit des Medizinalbeamten bei jedem einzelnen Falle an 
Ort und Stelle verlangt; eine Bestimmung, die sich insofern gut bewährt hat, 
als dadurch die meisten Typhuserkrankungen auf ihren ursprünglichen Herd 
beschränkt werden konnten. 

Das Impfgeschäft ist überall normal verlaufen und zeichnet sich im Kreise 
St. Goarshausen durch exakte Ausführung aus, woselbst der Kreisphysikus die 
gesammte Impfung hat. 2 Todesfälle, die der Impfung zur Last gelegt wurden, 
erwiesen sich als ausserhalb jeglichen Zusammenhanges mit derselben stehend. 

Im Kapitel „Wohnstätten“ ist erfreulicher Weise zu verzeichnen, dass 
auch bei Neubauten auf dem Lande die hygienischen Forderungen eine grössere 
Berücksichtigung erfahren. 
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Bei den „Gewerblichen Anlagen" hllt Verfasser es sicher für im Interesse 
der öffentlichen Gesundheit liegend, wenn die Kreismedizinalbeamten sowohl, wie 
der Medizinalreferent bei der Bezirksregiernng öfter bei der Nenanlage vou 
Fabriken, Krankenhäusern, Schlachthäusern u. s. w. gehört würden, da die Ge- 
werberäthe wohl nur mit wenigen Ausnahmen in der Lage sind, die sanitäts¬ 
polizeilich in Betracht komme.iden Fragen richtig zu beurtheilen. Ganz besonders 
gilt dasselbe auch für die Errichtung von Schulen. 

Die Heilquellen zeigen keine Aenderung; nur erscheint bei einigen kleine¬ 
ren Bädern ein langsamer ßttckgang sicher. 

Eine Begräbnissordnnng findet sich im Texte im betreffenden Kapitel 
mitgetheilt, als Anlagen sind eingefügt eine Polizeiverordnung betr. das Bauen 
in der Aussenstadt (Frankfurt), ferner eine solche über den Verkehr mit Milch 
(Wiesbaden) und eine Regierungs-Polizeiverordnung über Einrichtung und Be¬ 
nutzung von Bierdruck-Vorrichtungen. Ders. 


Tagesnachrichten. 

Cholera. Im Deutschen Reich sind Cholera - Erkrankungen und 
Todesfälle amtlich festgestellt in den Wochen vom 


in Ostpreussen . . . 

8./10.—15./10. und 16./10.—2 
• - (-) 4 (1) 

im Warthegebiet . . 

. 9 (2) 

17 (7) 

im Netze-Warthegebiet 

. 4 (1) 

8 (-) 

in Oberschlesien . . . 

. 12 (-) 

10 (6) 

im Elbegebiet . . . 

. - (-) 

- (-) 

im Rheingebiet . . . 

. 1 (1) 

1 (-) 


zusammen 26 (4) 40 (13) 

In Schlesien ist somit die Cholerä im Erlöschen begriffen, während das 
Warthegebiet eine geringe Zunahme von Cholerafällen aufweist, die mit 
wenigen Ausnahmen im Landkreis Elbing vorgekommen sind. 

In Galizien betrug die Zahl der Erkrankungen und Todesfälle in der 
Zeit vom: 

8.—14. Oktober: 546 (327) in 150 Gemeinden und 33Bezirken. 
_ 15.-21. , : 587 (842) „187 „ „ 28 , 

Seit Beginn der Epidemie: 11124 (6093) in 618 Gemeinden und 53 Bezirken. 

Von diesen Cholerafällen entfielen nur 30 (26) auf Westgalizien in 5 Be¬ 
zirken und 1103 (643) auf Ostgalizien in 28 Bezirken. Am meisten verseucht 
waren die ostgalizischen Bezirke Rohatyn (167) [99], Kamionka (108) [66], Buzcaez 
(99) [46], ZIoczow (93) [55] und czortkow (70) [27]. 

In der Bukowina sind erkrankt bezw. gestorben vom 

8.—14. Oktober: 10 (8) in 5 Gemeinden und 4 Bezirken. 

_ 15.-21. , : 7 (3) „ 4 „ „3 , _ 

Seit Beginn der Epidemie: 844 (480) in 65 Gemeinden und 9 Bezirken. 

Die Seuche scheint hier somit im Erlöschen begriffen zu sein. 

In Belgien sind vom 30. September bis 6. Oktober 30 Cholera - Todes¬ 
fälle amtlich gemeldet, davon 19 aus der Provinz Lüttich. 

In den Niederlanden betrug die Zahl der zar amtlichen Kennniss 
gelangten Cholera • Erkrankungen und Todesfälle in der Zeit vom 30. September 
bis 13. Oktober 84 (11^, davon 15 (4) in Amsterdam. Seit dem diesjährigen 
Auftreten der Cholera in dieser Stadt sind daselbst 101 Erkrankungen mit 39 
Todesfällen gemeldet. 

In Russland scheint die Seuche immer mehr im Abnehmen begriffen zu 
sein. In der Stadt Petersburg sind tom 6.—20. Oktober nur noch 24 Cholera- 
Erkrankungen und 14 Todesfälle gemeldet, in der Stadt Warschau vom 1.—13. Okt.: 
5 (3), während derselben Zeit in den Gouvernements Livland: 7 (5), Petersburg: 
16 (5), Warschau: 28 (11), Siedlec: — (2), Petrikau: 46 (27), Minsk: 50 (27), 
Podolien: 468 (207), Bessarabien: 120 (53) u. Lublin: 16 (10), vom 25. September 
bis 6. Oktober in den Gouvernements Kliasch: 19 (11) und Kielce: 35 (26). 

Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rath L Minden i. W. 

J. C. C. Brm&ft, Bnohdraektrtf, Miudtn, 
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Die Blutserumtherapie und der Medizinalbeamte. 

Vortrag, gehalten in der Versammlung der Medizinalbeamten des Heg .-Bezirks 
Köslin am 25. Oktober 1893 von Dr. Dyrenfurth, Kreisphysikus in Btttow. 

M. H.! Der Gegenstand, für dessen Besprechung ich mir Ihr 
geneigtes Ohr erbitte, steht heute auf der Tagesordnung der ge» 
sammten zivilisirten Welt. Keine Zeitung, in der nicht die Wunder 
des Diphtherie - Heilserums gepriesen werden. Die Fabriken sind 
kaum im Stande, den massenhaften Aufträgen zu genügen; in 
Oesterreich hat die Regierung eine Anzahl grosser Krankenhäuser 
mit Serum versorgt. Noch freilich wissen wir nicht, ob und in¬ 
wiefern das Arcanum seine stolzen Verheissungen erfüllen wird. 
Sollte es möglich sein, dem furchtbaren Dämon seine Geissei zu 
entwinden P An der Beantwortung dieser Frage sind nicht nur 
die gesammten Aerzte, sondern auch ganz besonders wir Medizinal¬ 
beamten, die wir vom Staat zur Ueberwachung und möglichsten 
Einschränkung der Epidemieen angestellt sind, in hohem Grade 
interessirt. 

M. H.! Die gegenwärtige Machtlosigkeit des Sanitätsbeamten 
beim Ausbruch und während der Herrschaft von Yolksseuchen 
dieser Versammlung darzulegen, hiesse Wasser* in den Ocean 
tragen. Auch bei den verheerendsten Epidemieen — mit Aus¬ 
nahme der Cholera — wird unsere Thätigkeit erst dann in An¬ 
spruch genommen, wenn dieselben bereits anderweitig ärztlich 
konstatirt sind und zahlreiche Familien in Trauer versetzt haben. 
Und worauf läuft unser Thun — wenigstens bei den Kinderkrank¬ 
heiten — hinaus P Am Ende doch nur auf den Rath, die Schule 
zu schliessen! Denn mit den von uns angeordneten Isolirungs- 
und Desinfektionsmassregeln, unsere Warnungen vor dem Verkehi; 
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mit den Ansteckungsherden predigen wir doch fast immer nur 
tauben Ohren; schon an den häuslichen Verhältnissen auf dem 
Lande und dem Mangel jeder auch nur einigennassen geeigneten 
Krankenpflege müssen die zweckmässigsten Rathschläge wirkungs¬ 
los verhallen! Daher kann zur Zeit von einer wahrhaften Ueber- 
wachung der Epidemien, zumal auf dem Lande, wohl nirgends die 
Rede sein. Mag die Seuche an einem Ort noch so lange wüthen 
und noch so viele Opfer verschlingen — für uns meistentheils, 
wenigstens nach meinen Erfahrungen — heisst es: einmal sehen 
und nicht wieder l 1 ) 

Wie gelähmt die Hand des Medizinalbeamten ist, tritt bei keiner 
Krankheit greller und, ich möchte sagen für uns, beschämender 
hervor, als bei der Diphtherie. Vor dieser Würgerin weichen 
alle unsere Volkskrankheiten in Bezug auf Häufigkeit und Bös¬ 
artigkeit weit in den Hintergrund. In Deutschland und Oester¬ 
reich, einem Staatengebiet von 100 Millionen Einwohnern, fielen 
in 10 Jahren gegen 2 Millionen der Diphtherie zum Opfer, 6 °/o 
der Gesammtsterblichkeit. — Im Jahre 1892 starben im König¬ 
reich Preussen von 10000 Lebenden; 

an Diarrhoe der Kinder 6,58 
„ Keuchhusten . . . 4,57 
n Masern u. Rötheln . 3,48 
„ Scharlach .... 2,06 
„ Diphtherie u. C roup 13,20! 

zusammen 29,89 

Das macht auf 30 Millionen Seelen eine Sterblichkeit von 
88 670 an Kinderseuchen und allein an Diphtherie und Croup 39 600. 
Wohl die grössere Hälfte dieser Hekatomben entfallt aber auf 
die ländliche Bevölkerung, welche ja überhaupt zu den Opfern der 
Epidemieen regelmässig den stärksten Heerbann stellt. Wie viel 
arbeitskräftige und streitbare Arme gehen auf diese Weise der 
Gesellschaft und dem Vaterland verloren! Der Mangel an länd¬ 
lichen Arbeitern, den man gewöhnlich der Sachsengängerei und 
der Auswanderung in die grossen Städte und fremden Erdtheile 
zur Last legt, entspringt nicht zum kleinsten Theile ans der De- 
zimirung der ländlichen Jugend durch Scharlach, Masern, Darm¬ 
katarrh, Keuchhusten, vornehmlich aber die Diphtherie. 

Die Gründe, warum diese gefährlichste aller Kinderseuchen 
gerade auf dem Lande so schnell um sich greift und so mörderisch 
haust, liegen auf der Hand! Wir haben sie zu suchen in der 
Jämmerlichkeit der dortigen hygienischen Verhältnisse, der Un¬ 
sauberkeit, der Scheu vor Seife, Wasser, Luft und Licht, in dem 
Zusammenwohnen und Zusammenschlafen in engen, niedrigen 
Räumen, in der Indolenz, Acht- und Sorglosigkeit der Landleute, 
dem thörichten Unglauben an die Wirksamkeit vorbeugender Mass- 
regeln, aber auch in der Armuth und der Schwierigkeit, ärztliche 
Hilfe zu beschaffen. Kein Wunder, wenn die Krankheit, von vorn¬ 
herein missachtet, sich von Tag zu Tag verschlimmert, ein Kind 

ln manchen Regierungsbezirken dürften die Verhältnisse doch anders 
liegen. Anm. d. Red. 
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nach dem andern dem Würgeengel erliegt, der Kathen zum Pest¬ 
herd wird, von dem aus die Seuche, aller Vorkehrungen spottend, 
sich weiter und weiter verbreitet. 

Neuerdings nun scheint der bis jetzt so trostlosen Diphtherie¬ 
behandlung ein glänzender Hoffnungsstern aufgegangen zu sein. 
Wenn dieser kein flüchtiges Meteor ist, wie weiland das Koch’sche 
Tuberkulin, wenn die wunderbaren Nachrichten, die uns tagtäglich 
von den überraschenden Erfolgen der Blutserumtherapie gemeldet 
werden, sich bestätigen, so muss auch die ganze Stellung der 
Medizinalbeamten der Diphtherie gegenüber sich von Grund aus 
verändern. Die Hauptprinzipien dieser Methode lassen sich in 
folgenden Sätzen zusammenfassen: 

1. Die Diphtherie ist eine nicht nur beim Menschen, sondern 
auch bei vielen Thiergattungen: kleinen Vögeln, Kaninchen, Meer¬ 
schweinchen, Katzen, Hunden, Schafen und Pferden, theils anzu¬ 
treffende, theils ihnen beizubringende Krankheit, wogegen andere 
Thiere, als z. B. Ratten und Mäuse, ihr durchaus widerstehen und 
immun bleiben. 

2. Das von den Bazillen abgeschiedene Gift kreist in der 
gesammten Blutmasse und haftet insbesondere auch an allen 
Molekülen des von seinen festen Elementen befreiten Blutes, dem 
Blutserum. 

3. Impfung mit dem Blutserum erkrankter Thiere kann die 
gleiche Krankheit bei andern dafür empfänglichen hervorrufen. 

4. Impfung mit Serum von der Infektion geheilter Thiere 
kann bei Gesunden, der Krankheit zugänglichen, die Empfänglich¬ 
keit dafür aufheben und vermag zugleich der Erkrankung nicht 
blos vorzubeugen, sondern auch 

5. frühzeitig angewandt, bereits Erkrankte zu heilen. 

6. Durch fortgesetzte Einspritzung steigender Mengen des 
Giftes, welche jedes Mal ausreichen, um das Thier krank zu 
machen, ohne es zu tödten, gelingt es allmählich, die Giftempfäng¬ 
lichkeit desselben aufzuheben. 

Wie die Genesung eines Infizirten zu Stande kommt, hat 
man sich nach Behring so vorzustellen, dass durch die Serum¬ 
zufuhr dem Thiere gewissennassen neues Blut und damit gewisse 
Eigenschaften und Besonderheiten des Individuums eingeflösst 
werden, von dem das Serum herstammte. Nach Behring’s An¬ 
sicht beruht der Vorgang auf der Bildung von Heilkörpern, die er 
Antitoxine nennt. 

Durch unzählige an Thieren angestellte Versuche und Gegen¬ 
versuche ermuthigt, hat Behring nicht gesäumt, seine Therapie 
auch bei der Menschendiphtherie zu erproben. Er konnte dies 
unbedenklich thun, da das Diphtherieserum auch in stärkster 
Konzentration bei Kranken sowohl, wie bei Gesunden sich voll¬ 
kommen unschädlich erweist. Behring ist von der Ueberzeugung 
durchdrungen, in seinem Antitoxin das unfehlbare Mittel gegen 
die furchtbare Kindergeissei gefunden zu haben. In seiner „Ge¬ 
schichte der Diphtherie“ (Leipzig 1893) sagt er: „Wir haben 
gegenwärtig ein viel grösseres Recht als Bretonneau, darauf 
zu hoffen, dass die Diphtherie zu einer ungefährlichen Krankheit 
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gemacht wird, nachdem wir in dem Blutserum diphtherieimmnni- 
sirter Thiere ein Mittel besitzen, mit Hilfe dessen wir im Stande 
sind, noch viel einfacher, sicherer und in weniger bedenken- 
erregender Weise einen individuellen Krankheitsschutz gegenüber 
der Diphtherie den Kindern zu gewähren, als das für die Pocken 
der Fall ist.“ (!P) 

Ob dieser frohen Botschaft, welche jetzt alle Welt in fieber¬ 
hafte Erregung versetzt, die Erfüllung, oder ob ihr abermals, wie 
vor 4 Jahren beim Tuberkulin, herbe Enttäuschung folgen wird? — 
Nach den trüben Erfahrungen mit den mancherlei Schwindsuchts- 
panaceen haben wir alle Ursache, dem neuen Diphtherievertilger 
gegenüber einstweilen noch kalt Blut zu behalten. Die mitge- 
theilten Berichte lauten ja meistens recht ermuthigend, gestatten 
aber doch noch keineswegs den Schluss auf absolute Heilkraft des 
Mittels; das Herabsinken der Sterblichkeit von 43 °/ 0 auf 11 °/o im 
Berliner Kaiser- und Kaiserin Friedrich-Kinderkrankenhaus beweist 
noch nicht viel, da die Epidemieen bekanntlich sehr verschieden 
verlaufen und ihren Charakter nicht selten wechseln. 

Ein grosses Gewicht hingegen haben wir auf die Mittheilung 
zu legen, dass die vorgeimpften Geschwister und Angehörigen der 
Kranken fast sämmtlich frei geblieben sind. Wir wissen ja, dass 
die Diphtherie nur höchst selten mit einem Opfer in einer Familie 
sich begnügt und meist noch andere aus der Geschwisterreihe 
fordert. Es wäre ein unermesslicher Gewinn, wenn wir durch die 
Schutzimpfung der Würgerin eine Anzahl sonst fast sicherer Opfer 
entreissen könnten. Befremdlicher Weise heisst es, die Irapfimg 
gewähre nur einen Schutz auf höchstens 8 Wochen x ) — immerhin 
wäre auch schon dieser Aufschub ein grosser Vortheil, da mit der 
Gelegenheit auch die Möglichkeit der Ansteckung schwindet. — 

Die Serumtherapie hat die höchste Bedeutung für alle Aerzte, 
besonders aber für die Kommunalärzte und die Medizinalbeamten. 
Bewährt sie sich, wenn auch nur nach der prophylaktischen Seite, 
so sind beide die Organe, in deren Hand beim Ausbruch von 
Epidemieen das Impfgeschäft gelegt werden muss. Es sind dann 
auf’s Schleunigst die Erkrankten, ihre Geschwister und Haus¬ 
genossen, die Schuljugend, unter Umständen Alles, was unter 12 
bis 14 Jahr alt ist, zu impfen. Es wird aber, namentlich bei 
ländlichen Epidemieen Alles darauf ankommen, auf frischer That, 
gleich beim Auftreten der ersten Fälle, einzuschreiten und nicht 
mit den Hassregeln zu säumen, bis sich bereits mehrfache Seuchen¬ 
herde gebildet haben. Der bisherige schleppende und unwirksame 
Gang bei Bekämpfung der Epidemieen muss verbessert und dem 
Physikus Selbstständigkeit und kraftvolle Initiative eingeräumt 
werden, wie bei der Cholera, wo der Kreisphysikus, sobald er 
Kenntniss von einem Erkrankungsfall erhält, sich unverzüglich, 
unter gleichzeitigem Bericht an den Landrath, an den Ort des 
Vorkommens zu begeben hat, um zunächst die Natur der Krankheit 
festzustellen und die erforderlichen Massregeln zu ergreifen. Wir 

*) Vergl. die am Schluss der heutigen Nummer unter Tagesnachrichten 
gebrachte Mittheilung über Diphtherie-Serum. Anm. d. Red. 
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haben also hier schon einen Einbruch in die bisherige umständ¬ 
liche Gepflogenheit. Freilich dürfen wir bei der Diphtherie nicht 
mit leerer Hand an Ort und Stelle erscheinen — wir müssen mit 
einem genügenden Vorrath von Impfstoff versehen sein. Früh 
genug angelangt, werden wir nicht nur in der glücklichen Lage 
sein, der Seuche einen Riegel vorzuschieben, sondern auch zu 
gleicher Zeit dem Kranken selbst die Rettung mitzubringen, wenn 
nämlich Behring’s Wort sich bewahrheitet: „Man kann schon 
jetzt das Urtheil abgeben, dass von 100 Fällen, die im Laufe der 
ersten 48 Stunden nach der Erkrankung die einfache Heildosis 
eingespritzt erhalten, keine 5 Fälle an Diphtherie sterben werden.“ — 

Das Serum wird aus dem Blut von Haus aus immuner oder 
immun gemachter Thiere gewonnen. Anfänglich benützte Beh¬ 
ring das Blut von Schafen. Bei steigendem Bedarf erwies sich 
jedoch diese Quelle zu unergiebig; es wurde zum Pferdeblut ge¬ 
schritten. Da aber dies Material doch zu kostbar ist — das Serum 
kann nämlich erst verwandt werden, nachdem das Thier ge¬ 
schlachtet und als gesund erkannt worden — so hat man jetzt 
seine Zuflucht zum Meerschweinchen genommen, dessen üppige 
Fruchtbarkeit eine umfangreiche und dabei billigere Verwendung 
gestattet. 1 ) Leider ist der Preis noch ein recht hoher, 6 Mark für 
die einfache, 11 Mark für die stärkere, 16 Mark für die stärkste Heil¬ 
dosis sind für kleine Leute unerschwinglich. Nur der Wohlhabende 
kann sich das Mittel bei uns leisten, für den Armen aber, ist es so 
gut wie nicht vorhanden. Soll das neue Heilverfahren daher seine 
Wohlthat in vollem Masse entfalten, so muss es dem Armen eben 
so zugänglich sein, wie dem Reichen. Das Monopol der beiden 
Fabriken muss vom Staat abgelöst und das Serum entweder un¬ 
entgeltlich oder doch zu mässigem Preise an die Provinzen, Kreise 
oder Stadtgemeinden verabfolgt werden. Könnte man nicht in den 
Provinzhauptstädten Anstalten zur Erzeugung von Diphtherie- 
Heilserum errichten ? Was mit der Kälberlymphe möglich, wird 
auch mit der Ross- oder Meerschweinchen - Lymphe einzurichten 
sein. Ob man gegen die Diphtherie, ähnlich wie gegen Blattern, 
dereinst alljährlich mit Schutzimpfungen zu Felde ziehen wird, 
das ist noch Zukunftsmusik — wie vorläufig auch noch die Blut¬ 
serumtherapie. 

Augenblicklich ist die Zeit zum Einschreiten des Staates noch 
nicht gekommen. Erst dann, wenn durch vielfache Erfahrungen 
wenigstens die Schutzkraft des Serums als zuverlässig erprobt ist, 
werden wir das Recht haben, die Mitwirkung des Staates in An¬ 
spruch zu nehmen. Zur Klärung der Frage aber können wir 
Medizinalbeamten schon jetzt beitragen. Eine Diphtherie-Epidemie 
kommt alljährlich wohl jedem von uns auf den Hals; wir sehen 
die Krankheit in ihren verschiedensten Stadien, in leichten, mittel¬ 
schweren und verzweifelten Fällen. Mit dem Mittel bewaffnet, 

•) Ist nicht zutreffend; z. Z. werden nur Pferde verwandt und diese auch 
keineswegs nach der Serumgewinnung jedesmal geschlachtet, sondern mehrmals 
benutzt. Meerschweinchen dienen hauptsächlich dazu, um durch Thierversuch 
den Antitoxinwerth des gewonnenen Serums festzustellen. Anm. d. Red. 
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könnten wir ihr vielleicht schnell die Spitze abbrechen. Ich denke, 
wenn jeder von uns bei seinem Kreisausschuss für den Bedarfsfall 
die Beschaffung einer Quantität Heilserum beantragte — die Herren 
würden nicht „Nein“ sagen und die erforderlicheu 100—150 Mark 
bewilligen. Die Erfahrungen, die wir hierbei sammeln, werden 
gewiss schwer in’s Gewicht fallen und können zur Entscheidung 
der Frage viel beitragen. Mit diesem Vorschläge beabsichtige 
ich keineswegs einen Eingriff in die Rechte der übrigen Kollegen; 
möge ihnen das Serum zu Heil- und Schutzimpfung in den Fami¬ 
lien aus öffentlichen Mitteln überlassen werden, aber Epidemieen 
gegenüber sollten die Medizinalbeamten und Kommunalärzte die 
einzig zur Schutzimpfung berechtigten sein! 

Das Facit meines Vortrages darf ich in folgenden Sätzen zu¬ 
sammenfassen : 

1. Die Behring’sehe Blutserumtherapie lässt einen be¬ 
deutenden Fortschritt in der Behandlung und Prophylaxe der Diph¬ 
therie erhoffen. 

2. Schon die Erlangung einer Immunität durch die Schutz¬ 
impfung wäre ein sehr erheblicher Gewinn. 

3. Wenn sie sich bewährt, muss die Serumerzeugung unter 
staatliche Autorität gestellt und der spekulativen Ausbeutung ent¬ 
zogen werden. 

4. Für die Behandlung der Aermeren ist den sämmtlichen 
Aerzten das Serum auf öffentliche Kosten zu verabfolgen. 

5. Bei Bekämpfung der Diphtherie - Epidemieen k ist den 
Physikern schon jetzt eine grössere Selbstständigkeit einzuräumen, 
insbesondere haben sie ausser den übrigen prophylaktischen M&ss- 
regeln hauptsächlich für die Immunisirung der Gesunden zu sorgen. 


Aus Versammlungen und Vereinen. 

Bericht Aber die II. Ver*ammluiig der Hedislnalbeaaiten 
des Regierungsbezirks Köslin am 25. Oktober in Köslin. 

(Berichterstatter Kreispliysikus San.-Rath Dr. R a a b e - Kolberg.) 

Anwesend waren: Reg.- u. Med.-Rath Dr. Grisar-Köslin (Vorsitzender), 
die Kreisphysiker und Sanitätsräthe Dr. Liedtke-Neustettin, Dr. Lebr&m- 
Küslin, Dr. Fried 1 ä n d e r - Lauenburg, Dr. Kraft-Rummelsburg, Dr. Raabe- 
Kolberg, die Kreisphysiker Dr. Alexandcr-Belgard und Dr. Dyrenfurth- 
Btttow, die Kreiswundärzte San.-Rath Dr. Kob-Stolp, San.-Bath Dr. Heiden¬ 
hain-Köslin, Dr. Landgrebe-Neustettin und Dr. Spiegel-Bublitz. Als 
Gast beehrte die Versammlung mit seiner Gegenwart Herr Ober-Reg.-Ratb 
y. Zastrow-Köslin. Der Herr Reg.-Präsident Frhr. v. d. Reck liess sein Be¬ 
dauern aussprechen, dass er wegen einer Urlaubsreise verhindert sei, den Ver¬ 
handlungen beizuwohnen. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung begrüsste zunächst H. Reg.- und Med.- 
Rath Dr. Grisar die Versammlung, deren Vorsitz er heute zum ersten Male 
führe, und entwickelte kurz die Grundsätze, nach welchen er seine Amtsführung 
einzurichten gedenke. Nachdem er sich aus den Akten und Berichten über sein 
neues, ihm bisher völlig fremdes und von seinem bisherigen Wirkungskreise am 
Rhein so sehr verschiedenes Arbeitsfeld unterrichtet, habe er gleichzeitig die 
Ueberzeugung gewonnen, dass die Medizinalbcamten des Bezirks mit regem Eifer 
und Verständniss für ihre Aufgabe arbeiten. Mit Freuden könne er daher heute 
die Versicherung abgeben, dass er gern mit ihnen arbeiten und immer bereit 
sein werde, die Vermittlung zur Erfüllung ihrer ausgesprochenen Wünsche zu 
übernehmen. 
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I. Hierauf leitet als ersten Punkt der Tagesordnung der Vorsitzende 
eine eingehende Besprechung der während des letzten Jahres erlassenen 
Verfügungen ein, namentlich: 

a) Runderlass des Min. der geistl., Unterrichts- u. Medizinal- Angelegenheiten 
betr. Uebertragung der mit einem Kreisphysikat verbunden gewesenen Ein¬ 
nahmen aus Nebenämtern auf den Amtsnachfolger; 

b) Portofreiheit der Postsendungen in Staatsdienst-Angelegenheiten; 

c) Verträge über die ärztliche Behandlung gerichtlicher Gefangener; 

d) Verwerthung bezw. Beseitigung von an Schweinepest leidenden Schweinen; 

e) Verpflichtung zur Anzeige ansteckender Krankheiten der die Heilkunde 
gewerbsmässig ausübenden Kurpfuscher; 

f) Zuständigkeit der Behörden in Preussen zum Erlass von Absperrungs- oder 
Aufsichtsmassregeln zur Verhütung einer ansteckenden Krankheit, nament¬ 
lich des Kindbettfiebers. 

Nach mehrseitiger Debatte über diesen Gegenstand spricht sich H. Ober- 
Reg.-Rath v. Zastrow dahin aus, „dass, da nach dem Urtheil des Reichs¬ 
gerichts nur der Regierungspräsident berechtigt ist, Vorkehrungen gegen an¬ 
steckende Krankheiten, also auch Absperrungsmassregeln gegen Hebammen, zu 
treffen und anzuordnen, es vielleicht zweckmässig wäre, wenn dieser die Kreis¬ 
physiker ermächtigte, derartige Absperrungsmassregeln gegen Hebammen in 
seinem Namen zu verhängen.“ 

Die Versammlung beschliesst, durch den Vorstand des Vereins den Herrn 
Regierungspräsidenten um Ertheilung dieser Ermächtigung zu ersuchen. 

H. Der Vorschlag des Kreisphysikus San .-Rath Dr. Raahe, zur Bestrei¬ 
tung der Vereinsunkosten einen vorläufig einmaligen Beitrag von 3 Mark von 
jedem Mitglied zur Vereinskasse zu erheben, wird einstimmig angenommen. 

HI. Kreisphys. Dr.Dyrenfurth -Bütow: Die Blutserumtherapie und 
der Medizinalbeamte. Der Vortrag ist in der heutigen Nummer im Wortlaut 
abgedruckt. 

In der sich an den Vortrag anschliessenden lebhaften Diskussion, an 
welcher sich die Kollegen Lebram, Raabe, Heydenhain, Kraft und 
der Vorsitzende betheiligten, betonten Lebram und Raabe, dass das von 
Kreisen und Kommunen beschaffte Serum nicht ausschliesslich den Medizinal¬ 
beamten, sondern allen Ärzten zur Verfügung gestellt werden müsste; mit der 
Immunisirungs - Impfung will Raabe jedoch nur den Medizinalbeamten betraut 
wissen, falls epidemisches Auftreten der Epidemie in einer Ortschaft das Ein¬ 
schreiten der Sanitätspolizei erforderlich mache. 

Ein bestimmt ausgesprochener Beschluss wird nicht gefasst 

IV. Kreisphys. San.-Rath Dr. Friedländer-Lauenburg: Begutachtung 
von Invalidität und Unfall. Der Vortragende tadelt bei Begutachtung von 
Invaliditätsfällen die jetzt bestehende Einrichtung, dass von der Versicherungs- 
Anstalt dem Invaliden - Rente Nachsuchenden gestattet wird, sich den begutach¬ 
tenden Arzt selbst zn wählen; der Antragsteller wählt Bich selbstverständlich 
denjenigen Arzt aus, von dem er das möglichst günstige Attest erhoffe, oder, 
falls er keinen kenne, wähle er denjenigen, der ihm vom Schreiber der untersten 
Verwaltungsbehörde, d. i. das Landrathsamt empfohlen würde. 

Auch mit dem jetzt auszufüllenden Formular ist der Vortragende nicht 
zufrieden, eine Reihe von Fragen, die Personalien des Antragstellers betreffend, 
seien überflüssig, bei anderen sei der Raum zu eng oder nicht richtig vertheilt, 
andere, wie Frage 8, 13, 14 und 15 seien nicht geschickt genug gewählt und 
wiederholten sich. 

Die Ausstellung von Invaliditätsattesten sollte nicht jedem Arzt nach 
Wahl des Antragstellers, sondern ausschliesslich von der Versicherungsanstalt 
angestellten Vertrauensärzten zustehen. Für die zweckmässigste Art und Weise 
hält Vortragender die Theilung der ärztlichen Thätigkeit und zwar: 

1. in die des die Invaliditätsgrade beschreibenden und 

2. die des die Invaliditätsgrade begutachtenden Arztes. 

Der erstere, welchen sich der Antragsteller selbst wählen dürfe, hätte 
etwa die Fragen 5—12 des jetzigen Formulars, besser aber noch nach Umar¬ 
beitung desselben im Sinne der Rundverfügung vom 20. Jan. 1853 resp. 11. Febr. 
1856 zu beantworten. 

• Nach Sichtung und Richtigstellung dieser Fragebeantwortung durch die 
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Vertrauensmänner sollen dann Akten und Fragebögen in die Hände des Vertrau¬ 
ensarztes der untersten Verwaltungsbehörde, der in jedem Kreise der Kreispbysikiu 
sein müsste, gelangen, der die Fragen 13—19 zu beantworten und den Grad 
der Invalidität festzustellen hätte. 

Auf diese Weise würde vermieden, dass weder der Arzt der Wahl, noch 
der Vertrauensarzt der Versicherungsanstalt irgendeiner Partei zugehörig wäre; 
die Begutachtungen würden an Objektivität gewinnen. 

Bei Begutachtung von Erwerbsunfähigkeitsgraden in Folge von Unfällen 
will der Vortragende dasselbe Prinzip vorwalten lassen, der behandelnde Arzt 
soll von der Aufstellung des Gutachtens ausgeschlossen sein nnd dieses aus¬ 
schliesslich dem Physikus Vorbehalten bleiben. 

Schon aus dem Grunde, unparteiische Gutachten zu erhalten, sei eine 
baldige Reform des Medizinalwesens, nach welcher der Physikus reine Beamten¬ 
stellung bekommen müsste, nothwendig, dann sei das Prinzip, Saum cuiqne, dem 
praktischen Arzt das Feld der Praxis, dem Physikus das der objektiven Begut¬ 
achtungen, leicht durchführbar. 

ln der Diskussion berichtigt Kollege Raabe einige Punkte in dem Vor¬ 
trage, welche mit den jetzigen gesetzlichen Bestimmungen nicht im Einklang 
stehen, und hält die gemachten Vorschläge überhaupt zur Zeit für unausführbar. 

Hiermit war die Tagesordnung erledigt. Ausserhalb derselben stellte 
Kreispbys. Dr. L e b r a m den Antrag, pro physicatu geprüfte Aerzte als ständige 
Mitglieder in den Verein aufzunehmen. 

Der Antrag wurde einstimmig angenommen. Schluss der Sitzung B l l t Uhr 
Nachmittags. 

Ein gemeinschaftliches Mittagsessen hielt die Anwesenden in fröhlicher 
Stimmung bis zum Abgang der Züge zusammen. 


Bericht über die am 19.—September d. J. ln Magdeburg 
Btattgehabte XIX. Versammlung des deutschen Vereins 
tttr öffentliche Gesundheitspflege. 

(Fortsetzung.) 

Zweiter Sitzungstag , Donnerstag, den 20. September. 

III. Die Nothwendigkeit weiträumiger Bebauung bei Stadterweiterungen 
und die rechtlichen und technischen Mittel zu ihrer Aus rühr ung. 

H. Oberbürgermeister A d i c k c s - Frankfurt a. M. weist darauf hin, dass 
dieses Thema den Verein schon in seinen Versammlungen 1874, 1885 und 1893 
beschäftigt habe, aber wegen seiner eminenten Wichtigkeit noch einmal auf die 
Tagesordnung gesetzt sei. Sind die Verhandlungen des Vereins auch nicht ohne 
Erfolg gewesen, wie die ernenten Erörterungen über Revision der Bauordnungen 
in vielen Städten beweisen, so ist doch lange noch nicht in genügender Weise 
die öffentliche Meinung beeinflusst, wie dies zur allgemeinen Förderung der Sache 
nothwendig ist. Auch bei Behandlung dieser Frage müssen als leuchtende Vor¬ 
bilder England und Amerika gelten; schon im Jahre 1866 hat Jul. F au eher 
in einem Aufsatze über die Bewegung für Wohnnngsreform darauf hinge¬ 
wiesen. Dieser vergleicht die engl. - amerikanische Wohn weise mit der in dem 
grössesten Theilc des Kontinents herrschenden und konstatirt, dass in England 
and Amerika das Einfamilienhaus durchweg das normale Wohnhaus darstellt, 
während in den meisten Theilen Deutschlands, in grösseren and kleineren Städten, 
die Miethskasernen den Bautypus abgeben. Bei uns hat dieses System vor dem 
30jährigen Kriege nicht geherrscht, sondern ist ein Produkt der ungünstigen 
wirtschaftlichen Entwickelung, eine wirtschaftliche Krankheit von ein¬ 
schneidender Bedeutung für die gesunde Entwickelung unseres Volkes. Der 
Gegensatz zwischen Besitzer und Miether sowie die Gestaltung der Eigentums¬ 
verhältnisse beim System der Miethskasernen fuhren notgedrungen zu sozial 
gefährlichen Verhältnissen. Die gemeinschaftliche Benutzung von Höfen, Treppen, 
Korridoren, besonders Hintertreppen, Klosets nnd Waschküchen beeinflussen 
nachteilig die Erziehung der Kinder, die Sittlichkeit und Moralität, wie die 
Entwickelung gesunden Familienlebens und freundlicher Gestaltung nachbarlicher 
Beziehungen. Die besser Gestellten müssen den Anfang mit Gründung von Ein¬ 
familienhäusern machen, einer Bauweise, welche einen höheren Kultur Standpunkt 
repräseutirt. Statt dessen finden wir auch beute noch bei uns mitten auf unbe- 



Atu Versammlungen and Vereinen. 


561 


bauten Feldern die Miethsk&sernen sich erheben, während der Engländer unter 
gleichen Verhältnissen behagliche kleine ein- o<lor zweistöckige Familienhäuser 
errichtet. Zahlen beweisen, dass auch heute noch die Engländer trotz der 
enormen Anhäufung der Bevölkerung in den Städten nicht entfernt so dicht 
wohnen wie wir. Während in London auf ein Haus im Durchschnitt 7,7 Be¬ 
wohner zu rechnen sind, ein Satz der bei allen anderen Städten Englands auf 
5,3 Bewohner herabgeht, stellen sich unsere Verhältnisse wesentlich ungttnstiger. 
Bremen mit 7,6, Lübeck mit 8,7 Bewohner für ein Haus sind rühmliche Aus¬ 
nahmen; nach ihnen finden wir in Duisburg, Krefeld, Essen, Köln eine Schwankung 
zwischen 10—15 Bewohner, in der grossen Mehrzahl der Städte über 50000 Ein¬ 
wohner dagegen schon 20 und in Berlin fast 53 Menschen auf ein Haus ver¬ 
theilt. In anderer Weise erschwert das Kasernensystem den Erwerb des eigenen 
Hauses und Heerdes, welcher zur Beseitigung unserer heutigen sozialen Miss¬ 
stände in erster Linie für möglichst breite Schichten, auch der niederen Be¬ 
völkerung anzustreben ist. Es verschiebt ferner die Verhältnisse, als die In¬ 
sassen unter dem tyrannischen Regiment eines nur auf seinen Vortheil bedachten 
Eigentümers leicht den bevorzugten Stand als Familienväter und damit Erzieher 
und Wächter der ihrigen mit dem eines Zöglings und Ueberwachten gegenüber 
dem Vizewirtb vertauschen müssen. Die kurze Zeit im Wechsel der Wohnungen, 
der so Manchem aufgedrungen wird, lässt gar kein Gefühl von gefestigter Häus¬ 
lichkeit aufkoramen und daraus erklärt sich so leicht das mangelhafte Heimaths- 
gefühl und mangelhafter Patriotismus in den unteren Schichten unseres Volkes. 

Und dem Eigentümer selbst gebt es nicht anders; seine Kaserne be¬ 
gründet auch für ihn nicht das Gefühl des Geborgenseins und der fest gegründe¬ 
ten Heimath. Sie ist für ihn nur vorübergehender Besitz, nur ein Handelsobjekt, 
welches gewechselt wird, sowie der Vortheil beim Verkaufe genügend gross 
erscheint. Also warum die Kasernenbauten, wenn jeder Einzelne und die Ge- 
sammtheit nur Schaden davon tragen? Der Einwurf, dass die hohen Boden¬ 
preise die Ursache für die ungesunde Bauart abgeben, kann nur einen ober¬ 
flächlichen Benrtheiler befriedigen; deun ein Vergleich mit England zeigt nns, 
dass dort der mit der Entwickelung des Städtebaues verbundene Uebelstand der 
hohen Bodenpreise in der nächsten Umgebung, wie es bei uns besteht, ver¬ 
mieden oder mindestens sehr herabgesetzt worden ist. Die grössere Sesshaftig¬ 
keit, bedingt durch längere Miethsverträge vermindern den Reiz zur fortgesetzten 
Realisirnng und Kapitalisirung der Werthsteigerung, und erhöhen die Freude 
und Genuss am Eigenthum oder wenigstens der gemietheten heimathlichcn 
Wohnung. Diese Anschauung hat auch bei uns schon zu Versuchen geführt., die 
allerdings bisher noch fehlgeschlagen sind, als villenartige Anlagen, ländliche 
Familienbäuser und weiträumige Bebauung geradezu erdrückt und todt gemacht 
sind dadurch, dass die Bauspekulation neben ihnen ihren Einzug hielt und der 
Miethskaserne auch dieses Gelände unterwarf. Wir sind aber nicht unschuldig, 
dass idealen Versuchen gegenüber die wüste Spekulation so häufig ihre Triumphe 
feiert; denn wir arbeiten derselben mit unseren heutigen Ansprüchen an die 
Miethswohnungen direkt in die Hände. Ein Mangel an baupolizeilichen 
Vorschriften oder sonstigen rechtlichen Schranken in Bezug auf Höhe der 
Häuser, Bebauung des Hofraumes, Beleuchtung und Ventilation der Zimmer 
wird von der schlechten Bauspeknlation zu einer in jeder Beziehung unge¬ 
sunden Bauweise ausgenutzt. Darum müssten seitens der Behörden die Grenzen 
des Zulässigen so eng gezogen werden, dass aus ihrer Ausnützung der Gesammt- 
heit kein Schaden erwächst, sondern die Ziele idealer Bebauung angebahnt 
werden. Der bei nicht genügend starker Sitte nothwendige Zwang rechtlicher 
Ordnung wird auf diesem Gebiete Grosses leisten, wie dies des Langem auf der 
▼origen Versammlung in Würzburg erörtert ist. Namentlich scheint es nothwendig, 
in denjenigen Theilen des Stadterweiterungsgebietes, welche weit vom Centrum 
entfernt noch mehr weniger landwirtschaftlich berechnete Grundwerte auf¬ 
weisen, möglichst schnell durch das völlige Verbot von Mietskasernen einzu¬ 
greifen und dadurch die ungesunde Spekulation unmöglich, die Erbauung kleiner 
Häuser rentabel und dadurch möglich zu machen. Hierdurch wird eiue Härte 
gegen die ursprünglichen Besitzer, denen doch ein bedeutender Gewinn garantirt 
bleibt, vermieden, die heillose Spekulation eliminirt, zum Mindesten in gesundere 
Bahnen geleitet. 

Eine zweite Art öffentlich rechtlichen Eingreifens bieten die Bebauungs¬ 
pläne und deren etwaige vorsichtige Umgestaltung, welche auf Theilung zu 
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tiefer Banblöcke, Verkleinerung und Vermehrung der Baugrundstttcke, Beschrän¬ 
kung in der Bebauung der Fläche durch Förderung von Vorgärten, Verbot der 
Anlage von Fabriken und dergl. mehr gerichtet sein muss. Endlich werden von 
dem Beferenten die übrigen der Verwaltung zustehenden Massnahmen öffent¬ 
lichen Hechts, welche auf die Preisbildung von Grund und Boden einwirken, 
gestreift und angedeutet, dass sie auf dem Gebiete der kommunalen 
Steuerpolitik sich befinden, wo das neue Kommunalsteuergesetz mit den 
weitgehendsten Erfolgen einsetzen kann. Mit dem Hinweis, dass eine weiträu¬ 
mige Bebauung auch auf anderen Gebieten, insbesondere in Bezug auf die Ent¬ 
wicklung entsprechend leistungsfähiger Verkehrsmittel ihre Forderungen als er¬ 
füllt voraussetzt, erkennt der Redner die gewaltigen, sicher in Aussicht stehen¬ 
den Kämpfe und heftigen Widerstände an und schliesst mit den schönen Worten: 
„kühn ist das Mühen, herrlich der Lohn“. 

H. Geh. Baurath Hinkeldeyn-Berlin schliesst sich im grossen Ganzen 
den Ausführungen des Referenten an und hebt hervor, wie die der Erreichung 
unserer Hoffnungen entgegen stehenden Hindernisse beseitigt werden können. 
Die Baupläne müssen umgeändert, Verkleinerung der grossen Blöcke herbei¬ 
geführt und die Strassenbreite bestimmt werden durch die Erwägung, ob der neue 
Weg dem grossen Durchgangs- oder nur dem kleineren Seitenverkehr zu dienen 
hätte. Der falschen Werthschätzung der Gebäude, die nur nach der Anzahl 
der Geschosse und der zu vermiethenden Wohnungen taxirt würden, müsse ent¬ 
gegengetreten und dafür Sorge getragen werden, dass gesunde und preiswerthe 
Wohnungen erbaut werden, nicht aber himmelanstrebende Paläste mit glänzen¬ 
den Fanden, stilvollen Ausschmückungen von Oefen, Thtiren n. s. w., nur za 
dem Zweck, dem Hause den herrschaftlichen Anstrich zu geben. Bei derartigen 
Bauten leidet nicht nur der Arbeiter, sondern der gesammte Mittelstand. 

Der dritte Referent, H. Baupolizei-Inspektor C lassen -Hamburg führt 
an der Hand ausgestellter Zeichnungen verschiedener Grundrisse von Berliner 
Normalhäusern aus, dass die bestehenden baupolizeilichen Vorschriften in gün¬ 
stiger Weise die Luft- und Lichtverhältnisse beeinflusst, aber nicht die Miets¬ 
kasernen verhindern haben. In Hamburg sei es auch nicht anders. Unter 
dem Terrorismus der Cholera sind zwar die Höfe grösser, die Häuser aber nicht 
niedriger geworden. Die Massenquartiere in den Hinterhäusern müssen aut- 
hören und die jetzt bestehende gartenmässige Bebauung durch gesetzliche Ver¬ 
ordnungen späteren Spekulationsleuten eutzogen werden. Redner verlas darauf 
die vom Hamburger Architekten- und Ingenieurvereiu aufgestellten Mustersätze 
einer städtischen Baupolizeivorschrift, nach deren Einführung eine wesentliche 
Besserung eintreten und dem Schwindel der Boden entzogen werden würde. 
Gesundheitspflegevereine und Behörden wären für die Durchführung solcher Vor¬ 
schläge gewonnen; leider scheinen die Grundstücksbesitzer denselben noch immer 
abhold zu sein. 

Die Berichterstatter hatten gemeinsam folgende Leitsätze anfgestellt: 

„1. Die in vielen Grossstädten Deutschlands im Gegensatz zu anderen 
Ländern, namentlich zu England, übliche dichte Zusammendrängung der Bevöl¬ 
kerung in Miethskasernen gefährdet die Gesundheit, schädigt das Familienleben 
und macht den Erwerb von Grundeigenthum für den grössten Tlicil der Ein¬ 
wohner unmöglich. 

2. Die Herbeiführung einer weiträumigen Bebauung und die Beseitigung 
der ihr entgegenstehenden Hindernisse ist daher als ein dringendes Bedürfnis 
anzuerkennen. 

3. Solche Hindernisse sind vorzugsweise: 

a) Die durch die Bebauungspläne festgelegte Eintheilung des Baulandes in 
zu tiefe, die Anlage von Hof- und Hinterwohnungen herbeiführende Bau¬ 
blöcke. 

b) Die Annahme zu grosser Breiten für die lediglich zur inneren Aufthcilung 
des Baulandes bestimmten Strassen und die daraus erwachsende Belastung 
der anliegenden Grundstücke. 

c) Die verhältnissmässig hohen, vielfach ohne Rücksicht auf die Anzahl der 
Geschosse und Wohnungen nur nach der Strassenfrontlänge berechneten 
Kosten für Strassen- und Entwässerungsanlagen. 

d) Die Uebertragung der für grosse, vielgeschossige Gebäude nothwendigen 
und zweckmässigen baupolizeilichen Anforderungen auf Häuser von geringem 
Umfang mit wenigen Geschossen. 



Aas Versammlungen und Vereinen. 


563 


e) Der durch die baupolizeilichen Bestimmungen, welche bislang meistens für 
das in neu entstehenden Stadttheilen belcgene Gelände eine ebenso starke 
bauliche Ausnutzung wie für die innere Stadt zugelassen haben, übermässig 
gesteigerte Bodenpreis in den Stadterweiterungsgebieten. 

f) Der Mangel an baupolizeilichen Bestimmungen zum Schutzo kleiner Wohn¬ 
häuser und Gärten gegen die Benachtkeiligung durch Errichtung hoher 
und tiefer Nachbarbauten. 

4. Znr Be sei tiguug dieser Hindernisse werden folgende Mass 
regeln empfohlen: 

a) Um der übermässigen Ausnutzung der Grundstücke durch Errichtung von 
Hof- und Hintergebäuden entgegenzuwirken, ist, — soweit nicht durch 
beschränkende baupolizeiliche Bestimmungen (vgl. 4e) hinreichende Für¬ 
sorge gegen eine derartige Ausnutzung getroffen ist, — das zur Anlage 
von Wohnhäusern bestimmte Bauland in Blöcke von solcher Tiefe einzu- 
theilen, dass ohne unverhältnissmässige Opfer an Baufläche eine genügende 
Ausnutzung vorzugsweise durch den Bau von Vorderhäusern möglich ist. 

b) Die Strassen, welche lediglich zur inneren Anftheilung des Baulandes 
dienen, ohne einen grösseren Verkehr aufzunehmeu, sind thnnlichst in 
geringer Breite anzulegen. 

Vielfach ist es hierbei wünschenswerth, die Banflncht hinter die Strassen- 
flucht zurückznznlegcn, um die Herstellung von Vorgärten, Rasenflächen 
und Baumpflanznngen zu ermöglichen. 

c) Bei den unter b bezeichneten Strassen sind die Pflasterung der Dämme, 
die Befestigung der Fnssgängerwege und die Entwässerungsanlagen mög¬ 
lichst einfach und billig herzustellen. 

Bei der Vertheilung der Kosten für den Grunderwerb zu Strasscn- 
anlagen sowie für die Pflasterung und Entwässerung der Strassen auf die 
anliegenden Grundstücke ist, soweit thunlich, die bauliche Ausnutzung der 
Grundstücke za berücksichtigen. 

d) Die baupolizeilichen Anforderungen an Gebäude von geringem Umfang mit 
wenigen Geschossen sind in Bezug auf Konstruktion, Anlage von Treppen 
u. dergi. im Gegensatz zu den Vorschriften für grosse Gebäude thunlichst 
zu ermässigen. 

c) Ueberall da, wo es die Bodenpreise oder die vorhandene Bebauung noch 
ausführbar erscheinen lassen, sind baldmöglichst durch baupolizeiliche Vor¬ 
schriften Beschränkungen in Bezug auf die Ausnutzung der Bauflächen 
und in Bezug auf die Bauhöhen zu treffen, damit diese Gelände nicht von 
der Spekulation auf den Bau von Miethskasernen ergriffen werden können, 
vielmehr der Bau von Häusern mit wenigen Wohnungen möglichst befördert 
wird und diese in ihrem Bestand dauernd geschützt sind. u 

Diskussion: 

H. Bezirksingenieur Weber-München sieht die Ursache der zu engen 
Bebauung in München in dem Uebelstande, dass die Baumeister nicht für eigenen 
Bedarf oder für Rechnung von Bürgern, sondern für Bauspekulanten bauen. 
Um die daraus entstehenden Uebelstande zu vermeiden, verlangt Redner klarere 
Bestimmungen über die Ausnutzung des Baugrundes unter Hinweis auf die soge¬ 
nannte kubische Bauordnung des Oberbaurath Rettich. Diese bringt den ge¬ 
summten Rauminhalt eines Gebäudes in ein zahleniuässig festgestelltes Verhält¬ 
nis zur Flächengrösse des Baugrundstückes und der Strassenbreite und hat den 
Vorzug, für die Vertheilung der Ent-, Bewässerungs-, Erleuchtungs-, Strassen- 
Herstellungskosten n. s. w. einen gerechteren Massstab zu geben. Bei Schaf¬ 
fung verschiedener Zonen und dementsprechend verschiedener Tarife würden 
die Bauunternehmer eher dahin kommen, bessere und leichter zu vermiethende 
Wohnungen zu schaffen. 

H. Stadtbaurath Stttbben-Köln hotft, dass die gehörten Vorträge dem 
Publikum eine grössere Klarheit Uber die schwebenden Fragen verschaffen und den 
Grundeigentümern die Erkenntnis bringen würden, dass cs nicht auf ihren Ruin 
abgesehen ist, sondern die geplante Durchführung eine Gesundung der Verhält¬ 
nisse des Grundbesitzes zur Folge haben wird. Redner bedauert das Scheitern 
der „lex Ad icke s“ und bittet, dass der Verein seine Anschauung klar zum 
Ausdruck bringt. Zu diesem Zwecke möge der Verein seine Genehmigung zu den 
eigentlich nicht zur Abstimmung bestimmten Leitsätzen aussprechen. Das Be- 
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denken thnnlichst geringer Str&ssenbreiten und kleiner Blöcke ist in dem 
gegebenen Zusammenhang gerechtfertigt und bezweckt ja nar, die Anlage hoher 
und grosser Häuser zu verhindern. Redner steht nur in prinzipiellem Gegen¬ 
satz za der Forderung 4 c, dass für Strassen mit geringerem Verkehr einfachere 
und billigere Entwässerungsanlagen geschaffen werden sollen. Er beantragt 
daher, diesen Satz zu streichen; ausserdem wünscht er als Nr. 2 in die Leit¬ 
sätze einzuschalten: „Diese mit Steigerung der Wohnungsmiethen verbundene Zn- 
sammendrängung ist vorzugsweise die Folge der überhand nehmenden Boden- 
und Bauspekulation, welche die Errichtung von Einzelhäusern und die weit¬ 
räumige Bebauung erschwert und vielfach unmöglich macht.“ Nr. 3 (bisher 2) 
sei ferner folgende Fassung zu geben: „Die Einschränkung dieser Spekulation 
und die Herbeiführung einer weiträumigen Bebauung, sowie die Beseitigung der 
diesen Zielen entgegen stehenden Hindernisse ist daher als ein dringendes Be- 
dürfniss anzuerkennen“ und 4 (bisher Nr. 3) im Eingang folgendermassen ab¬ 
zuändern: „Diese Hindernisse liegen theils auf legislatorischem, theils auf bau¬ 
lichem Gebiete. Letztere sind neben den Fragen des Verkehrs hauptsächlich 
die folgenden“. 

H. Oberbaurath Baumeister -Karlsruhe will aus hygienischen Gründen 
die Strassen, welche nur Staub und Schmutz liefern, möglichst schmal hersteilen, 
den nothwendigen Abstand der Häuserfronten durch Vorgärten erhöhen. Er tritt 
dem Bedenken des Herrn Stuebben bezügl. billiger und einfacherer Ent¬ 
wässerungsanlage in den Nebenstrassen entgegen, ebenso der Anwendung des 
Bett ich'sehen kubischen Prinzips und plädirt analog C las sen-Hamburg für 
gewisse Bautypen für einzelne Zonen oder Bezirke einer Stadt und Ausschliessung 
anderer Typen. Redner hofft auf ein Niedergehen der Miethspreise, weil diese 
anf dem verwendeten Kapital beruhen. Dieses besteht aus den Kosten für den 
Baugrund und den Herstellungskosten. Letztere werden durch die geplanten 
Aenderangen nicht berührt, erstere müssen aber bei geringerer Ausnutzung her¬ 
untergehen, mithin die Miethen sinken. 

H. Geh. Medizinalrath Dr. Pistor-Berlin, der den Verhandlungen als 
Vertreter des Kultusministers beiwohnte, erklärte, dass die Leitsätze vom 
ärztlichen Standpunkte aus seine volle Billigung Rinden. 

Hierauf wurde die Diskussion geschlossen. Oberbürgermeister Ad ick cs 
erklärte Namens seiner Korreferenten sich mit den Stuebben 'sehen Aende- 
rungen einverstanden. Die Versammlung nahm einstimmig die Leitsätze in der 
veränderten Form an und beschloss, folgend einem Vorschläge des Oberbürger¬ 
meisters Boetticher, diese Verhandlungen gleich denen vom gestrigen Tage 
in Sonderabdruck herauszugeben und den Stadtverwaltungen zazustellen. 

Nach der Frühstückspause gelangten die Leitsätze za dem Thema des In¬ 
genieurs Roechlin-Leicester zur Diskussion, worüber schon im ersten Tages¬ 
berichte wegen der besseren Uebersicht berichtet ist. 

Am Nachmittag begaben sich die Theilnehmer mit ihren Damen per 
Dampfschiff nach dem an der Elbe gelegenen Herrenkruge, wo bei herrlichstem 
Wetter der Kaffee und später ein Vesperbrot, von der gastlichen Stadt darge¬ 
boten, eingenommen wurde. Nach der Rückkehr fuhr man nach der „Wil- 
helma“ in der Neustadt uud verlebte in den dortigen, prächtig illuminirten 
Steinbruchs- und Gebirgsanlagen die Abendstunden, welche durch Vorträge der 
zweiten Magdeburger Liedertafel verschönt wurden. 

Dr. Holthoff -Wolmirstedt. 

(Schluss folgt.) 

Bericht über die wem 24.—30. September d. J. in Wie* 
stattgehabte Versammlung Deutscher Naturforscher uud 

Aerate. 

A. Sektion für Hygiene. 

1. Sitzung am 24. September. 

Der Einführende, Prof. Dr. Grub er, begrüsst die erschienenen Gäf-te 
und schlägt zu Ehrenpräsidenten vor: Prof. Dr. Rubner-Berlin, Prul. 
Dr. Büchner-München, Prof. Dr. Behring-Halle, Hofrath Dr. St ich-Nürn¬ 
berg, Hofrath Dr. Böhm-Wien und Prof. Dr. Bujwid-Krakau. 
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H. Direktor Bayr-Wien hält hierauf den ersten Vortrag: 

TJeber die Nothwendigkeit einer obligatorischen Einführung der 
Steilschrift in den Schulen. 

Er hebt insbesondere die hierdurch bei schreibenden Kindern bedingte 
gerade Haltung des Körpers, sowie die gleichmässige Inanspruchnahme beider 
Augen, die in gleicher Entfernung von der Papieritäche sich befinden, hervor. 
Freilich wird, wie in der Diskussion Prof. Dr. G ruber hervorhebt, die Ein¬ 
führung der Steilschrift allein nicht hinreichen, um alle Gefahren zu beseitigen, 
welche der Schreibunterricht für die Körperhaltung und die Augen der Kinder 
bedinge, allein es lässt sich nicht leugnen, dass es dem Lehrer ungleich leichter 
fällt, bei steilschreibenden als bei schrägschreibenden Kindern die gerade Körper¬ 
haltung aufrecht zu erhalten, weshalb die Einführung der Steilschrift lebhaft 
gewünscht werden muss. 

H. Dr. K ohn-Wien: Masseninhalationen in Schulen als Vorbeu¬ 
gungsmittel gegen die Verbreitung der Diphtherie durch Schulkinder 
und unter Schulkindern. 

Redner zeigt einen Apparat, der zur Inhalation von bypermangansaurem 
Kalium bestimmt ist und welcher in den Schulen aufgestellt als Schutzvorrich¬ 
tung gegen die Verbreitung der Diphtherie unter Schulkindern funktioniren soll. 
Die Demonstration, die Kohn gleich den Ausführungen anschliesst, zeigt, dass 
kaum eine Zeit von 2 Minuten nothwendig ist, um 10 Kindern, die nacheinander 
vorgeführt werden, die Inhalation zu verabreichen. Leider verwendet Ko[hn 
als Inhalationsflüssigkeit eine weinrothe Lösung von bypermangansaurem Kalium, 
von deren antiseptischer Kraft man sich keine hohen Erwartungen machen darf, 
ebensowenig wie von der Durchführbarkeit dieser Massnahmen in grösserer Aus¬ 
dehnung. 

Diskussion: 

Prof. Dr. Bujwid-Krakau hebt hervor, dass bei der Uebertragung der 
Diphtherie die Luftinfektion keine wesentliche Rolle spielt; gegen die unmittel¬ 
bare Ansteckung könne das Kohn’sche Verfahren keinen Schutz bieten, eine 
Gewähr könne nur die Isolirung der erkrankten Kinder leisten, die man, wie auch 
Löffler schon hervorgehoben, auch nach der Genesung möglichst lange fort¬ 
zusetzen hat. 

Auch Hofrath Dr. Böhm hält das vorgeschlagene Verfahren nicht für 
geeignet, die Kinder vor einer Infektion zu schützen und warnt vor einer der¬ 
artigen Scheiumassregel. Die wirksamste Prophylaxe bleibe immer die Iso¬ 
lirung der Erkrankten und in grösserem Hassstabe die Schliessung der Schulen. 

H. Ober - Ingenieur Schulz v. Straznicki: lieber Schwarzrauch 
und Mittel zur Verhinderung desselben (Autoreferat). 

Der Schwarzrauch, welcher bei jeder Kohlenfeuerung sich bemerkbar 
macht, verursacht zwei grosse Nachtheile. Erstens wirkt er äusserst schädlich 
auf die Athmungsorgane und zweitens repräsentiren die als schwarzer Rauch in 
die Luft entweichenden Kohlentheilchen einen national - ökonomischen Verlust. 
Die Nothwendigkeit, mit den Brennstoffen sparsamer umzugeheu, tritt immer 
deutlicher zu Tage, indem die Abnahme der Wälder eine leider schon längst 
konstatirte Thatsache ist und in neuerer Zeit auch einige Kohlenwerke wegen 
Erschöpfung der Ausbeute geschlossen werden mussten. Von den „unerschöpf¬ 
lichen“ Brenstoffmengen, welche die Erde birgt, spricht man schon lange nicht 
mehr, und da der Kohlenverbrauch mit der Kohlengewinnung nicht mehr gleichen 
Schritt hält, so ist in absehbarer Zeit ein bedenklicher Mangel an Brennstoff zu 
befürchten. Wir müssen also auf Mittel und Wege bedacht sein, den so grosse 
Mengen von Kohlentheilchen in die Luft entführenden schwarzen Rauch nach 
Möglichkeit zu beseitigen, um dem gerechten Vorwürfe der Brennstoffverschwen- 
dnng, den uns unsere Nachkommen machen könnten, zu entgehen. Nachdem zahl¬ 
reiche Erfinder verschiedene Apparate konstruirten, jedoch ohne den beabsich¬ 
tigten Doppelzweck zu erfüllen, wurde in neuerer Zeit von den Ingenieuren 
Mörath — Schulz-Straznicki ein Apparat ersonnen, welcher auf dem ein¬ 
fachen Prinzipe der Schwermachung des schwarzen Rauches beruht, wodurch 
eine möglichst vollkommene Verbrennung erreicht wird. 

Dieser Apparat wurde derzeit schon angebracht: I. für Zimmeröfen, 
Waschküchen, Sparherde, in Wohnräumen; II. für Feuerung zu Gewerbszwecken, 
wie Bäckereien; III. bei Stabilkesselfeuerungen der verschiedenen Etablissements 
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für Industriezwecke; IV. für Feuerungen bei Lokomotiven; die Anwendung des 
Apparates bei letzteren zu erklären, würde hier zu weit führen. 

Bei allen genannten Fenerangsanlagen ist die Anbringung des Apparates 
ebenso einfach als billig und ohne Störung des Betriebes ausführbar. Zur Er¬ 
klärung der Wirkungsweise des Apparates bei gewöhnlichen Zimmerölen führt Re- 
ferent folgendes an: Wenn die Kohle am Rost verbrennt, so wird hierbei Wärme 
erzeugt, die wärmere Luft, als die leichtere, steigt im Kamin aufwärts und 
die Kohle zerfällt daher in den feinsten Staub, welcher durch den bei der Ver¬ 
brennung entstehenden Luftzug, und da derselbe durch die Hitze sehr wasser¬ 
arm, daher leicht geworden ist, in die Luft entführt wird. Man verfertigt nun 
ein eisernes Gefäss, welches die Länge und Breite des Aschenraumes unter dem 
Roste ausfüllt, jedoch um einige Centimeter niedriger als der Aschenraum sein 
muss und schiebt es in denselben hinein, nachdem man es mit Wasser gefüllt 
hat. Das Wasser wird durch die vom Roste abwärts wirkende Hitze zum Ver¬ 
dunsten gebracht, dieser Wasserdunst wird mit der kalten Luft in den Feuer¬ 
raum gezogen, woselbst er mit dem trocknen wasserarmen und daher leichten 
Kohlenstaub sich mengt. Dieser zieht mit grosser Begierde den Wasserdunst 
an sich, wird dadurch schwer, fällt in’s Feuer zurück und verbrennt. Die Luft 
in einem derartig geheizten Zimmer ist nicht so trocken und die Russablngerung 
an Wänden und Möbeln ist eine viel geringere. Bei den derartig eingerichteten 
Musikvereinssälen in Wien wurde laut Zeugnis* des Generalsekretärs Koch 
eine Ersparnis* von 30°/ o konstatirt. Von den Rcstaurationslokalen am Bahn¬ 
hofe St. Pölten fehlen noch die Rcsultatsberichte. Bei Zimmeröfen stellte sich 
nach den genauen Untersuchnngcn des Landes - Ingenieur Gschöpf eine Er¬ 
sparnis von 22 °/ 0 heraus. Ein Theil der Ersparnis* beruht auf dem chemischen 
Grundsatz, dass, wenn Wasserdunst durch eine Schichte glühender Kohlen streicht, 
wie es hier der Fall ist, derselbe zersetzt wird, der Wasserstoff als solcher 
brennt und der Sauerstoff die Verbrennung fördert. Bei grösseren Etablissements 
mit Dampfbetrieb wird durch Einsetzung von Fächern, welche als Luftsauger 
wirken, und Einlassen von Dampf eine bessere Verbrennung erzielt. Das Wasser 
wird hierbei durch geeignet angebrachte Röhren eingespritzt. Die Beseitigung 
jedweden Rauches ist eine Unmöglichkeit, indem überall, wo ein Verbrennungs¬ 
prozess stattfindet, die Verbrennungsgase einen Ausgang haben müssen. Wenn 
also auch der Apparat von Mürath— Schulz-Straznicki noch nicht das 
Vollkommenste zu leisten im Stande ist, so werden dvreh seine Anwendung die 
bestehenden Verhältnisse wesentlich gebessert, der gesundheitsschädliche Schwarz- 
raueb, namentlich bei Stabilkesselfeuerungen grösstcntbcils beseitigt und dadurch 
die für die Hygiene besonders wichtige Frage der Lösung näher gerückt. 

H. Prof. Dr. Gruber-Wien berichtet über den gelungenen Nach¬ 
weis von Milzbrandkeimen an Büffel- und Rosshaaren. 

Es sei in einem Hause, in welchem Bürstenbinder ihre Arbeitsstätte hatten, 
mehrere Fälle von Milzbrandinfektion vorgekommen, als dessen einzige Ursache 
die bei der Erzeugung in Verwendung kommenden Thierhaarc Verdacht erregten. 
Es war nun schwierig, aus dem voluminösen Untersuchungsmateriale die wenigen 
Keime, die man erwarten konnte, mit Sicherheit zu isoliren und nachzuweisen. 
Der Weg, den Grub er hierbei cinschlug, ist eine werth volle Bereicherung der 
Methodik und war der folgende: 

Es wurden zunächst ein Theil der eingelieferten Haare und Borsten in 
grossen Erlenmcycr'sehen Kolben mit sterilem Wasser abgespült und das 
Spülwasser gesammelt. Um nun die darin befindlichen Keime aus der Wasser- 
inasse zu erhalten, wurde durch Zusatz von geringen Mengen Eisenvitriollösung 
und nachherigem Versetzen der Flüssigkeit mit Sodalösung ein Niederschlag er¬ 
zeugt, der die Keime mit sich riss und dann zu Bodeu sank. Die Keime waren 
nun in dem Bodensätze gesammelt und es handelte sich jetzt darum, die Milzbrand- 
keimo von den übrigen Formen zu isoliren. Hierzu benutzte der Vortragende die 
Eigenschaft der Milzbrandsporen, nur bei Gegenwart von Sauerstoff nach Zusatz 
einer Nährlösung auszukeimen. Es wurde also der Rückstand mit frischer 
Bouillon Uberschichtet, die atmosphärische Luft ausgepumpt, das Röhrchen ver¬ 
schlossen und fraktionirt erhitzt. Während nach und nach die entstehenden 
vegetativen Formen abgetödtet wurden, blieben fast ausschliesslich die Keime des 
Anthrax zurück, die dann durch subkutane Injektion und die letale Reaktion 
der Versuchstiere leicht nachweisbar waren. 
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Schiesslich hielt Dr. Gattmann*Wien einen Vortrag: Ueber eia 
Projekt der Errichtang von Desinfektionsanstalten zur Benutzung für 
Aerzte nach ihren Besuchen bei Infektionskranken. 

Redner demonstrirt eine Skizze seiner projektirten Desinfektionsanstalt, 
welche der Arzt nach Krankenbesuchen bei Infektiösen benutzen sollte. In 
einer Kabine wäscht er Hände und Gesicht, während gleichzeitig seine Kleider 
in einem anderen Raume von einem geschulten Personale der Sterilisation durch 
Wasserdampf unterworfen werden. Die Ausführung dieses Vorschlages, der in 
einer Grazer ärztlichen Gesellschaft mit grossem Beifall begrüsst worden ist, 
müsse nach Ansicht des Vortragenden vom Staate in die Hand genommen werden. 

In der Diskussion sprachen sich gegen das Projekt Prof. Dr. Buj wid, 
Hofrath Dr. Böhm, Dr. Mauczka u. A. aus. 

II. Sitzung am 25. September. 

(In Gemeinschaft mit der Sektion für Medizinalpolizei.) 

H. Prof. Dr. Behring-Halle: Ueber Blutserumtherapie. 

In historischer Entwicklung führt Behring zunächst seine Versuche mit 
Jodtrichlorid vor, wie er ferner beobachtet habe, dass man im Stande sei, Thiere 
zu immunisiren, indem sie unempfänglich gegen gewisse Bakteriengifte gemacht 
werden, wie er in Fortsetzung dieser Versuche darauf gekommen sei, mit Blut¬ 
serum von gegen Diphtherie immunisirten Thieren bei normalen Thieren diese 
Immunität gegen den erwähnten Krankheitskeim hervorzurufen, und wie er 
dann die Erfahrung gemacht habe, dass die Immunität nicht nur bei normalen, 
sondern auch schon bei von Diphtherie befallenen Thieren noch zn erzielen sei, 
wodurch der Heilungsprozess angebahnt und befördert werde. Weiter machte er 
die Erfahrung, dass sich die antitoxische Wirkung in fast beliebigem Grade, durch 
wiederholte Neuinfektion steigern lasse, was übrigens Ehrlich bei seinen Ver¬ 
suchen mit Abrin und Ricin auch bereits beobachtet hatte. Um die Sache auf 
praktische Bahnen zu lenken und für den Menschen als therapeutische Hilfs¬ 
mittel zu verwerthen, musste nun durch langwierige Versuche einerseits die 
richtige Thierart und andererseits der richtige Weg gefunden werden, die anti- 
toxische Kraft des Serum der immunisirten Thiere in genügend hoher Weise zu 
steigern. Es Bchicn klar, schon wegen der analogen Wirkungen des Serum der 
gegen Tetanus immunisirten Thiere, und der durch Klemperer angegebene 
Methode der Immunisirung gegen Pneumonie, dass man einen Weg betreten 
habe, der im Gebiete der Zukunftstherapie zu hervorragenden Rollen berufen 
sei. Doch nicht nur die theoretische Erwägung, sondern auch der praktische 
Erfolg spricht für die Blutserumtherapie, nachdem es bereits gelungen ist, durch 
die Behandlung, insbesondere innerhalb der 3 ersten Krankheitstage, die Morta¬ 
lität bis auf 20 %, ja sogar unter günstigen Bedingungen auf 5 % herabzudrttcken. 
Wenn nun aber auch der Methode als therapeutischer Eingriff ein grossartiger Erfolg 
bevorzustehen scheint, so lässt sich noch weit mehr vom prophylaktischen Stand¬ 
punkte erhoffen. Mit einer relativ kleinen Menge, deren Beschaffung schon heute 
bei dem geringen Preise von einer halben Mark kaum ökonomische Schwierig¬ 
keiten machen dürfte, kann man bei Ausbruch der Epidemie bei den Gesunden 
Schutzimpfungen vornehmen und es lässt sich kaum annähernd der eminente Vor¬ 
theil dieser Methode für die gesammte Bevölkerung ziffernmässig angeben. 

Die Bereitung des Serums ist aber leider noch eine theure und wenn auch 
der Weg bereits vereinfacht ist und der Betrieb der betreffenden Serumgewin¬ 
nungsanstalten im Grossen stattfände, so würde doch der Preis für den Privat¬ 
mann besonders in der armen Bevölkerung ein hoher bleiben. Deshalb sollten 
nach einer objektiven und wissenschaftlichen Prüfung des Verfahrens die lei¬ 
tenden Staatsbehörden sich der Sache annehmen und den aus öffentlichen Fonds 
zu bestreitenden Betrieb inauguriren. 

H. Prof. Dr. Ehr lieh-Berlin: Ueber die Behandlung der Diph¬ 

therie mit Heilserum. 

Auch Ehrlich beginnt in historischer Einleitung mit seinen ersten Ver¬ 
suchen, Immunität gegen giftige Pflanzeneiweissc Abrin und Ricin hervorzurufen. 
Er konnte nicht nur den Grad der Immunität ziffernmässig ausdrücken, sondern 
auch die Immunität durch die Milch von der Mutter auf das Kind übertragen. 

Die ersten praktischen Versuche mit Diphtherieserum seien in mehreren 
Berliner Krankenhäusern mit dem Serum immunisirter Ziegen angestellt worden. 
Kossel, der die Statistik darüber publizirt hat, giebt eine Mortalität von 23% 
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an; von 78 schweren Fällen, die aber in den ersten zwei Krankheitstagen zur 
Behandlung gekommen waren, starben nur 2. Bedeutender sind die Erfolge, 
welche während des vergangenen Sommers im Elisabeth-Krankenhause und im 
Institute für Infektionskrankheiten in Berlin erzielt worden sind. Im Spitale 
starben von 40 Kranken 6, im Institute von 49 auch 6; gleichzeitig starben im 
Elisabeth-Krankenhause von 40 nicht behandelten 25. Von diesen 89 behan¬ 
delten Kranken wurden 5 bereits in Agonie gebracht und starben innerhalb 
24 Stunden, so dass, wenn diese Fälle vom prozentualen Verhältnisse in Abzug 
gebracht werden, nur mehr eine Mortalität von 8 °/ 0 sich ergiebt. 

Es sei wirklich höchst überraschend, in welcher Weise die Behandlung 
das klinische Bild oft wie mit einem Schlage verändert. Meist folgt schon der 
ersten Injektion ein kritischer Fieberanfall, besonders dann, wenn man früh genug 
den Patienten in Behandlung bekommt. Meist verliert der Charakter der Krank¬ 
heit seine Malignität; in keinem Falle trat die Erkrankung der Trachea auf, 
und in vielen Fällen, wo die Erkrankung bereits den Larynx ergriffen hatte, 
war die Tracheotomie zu umgehen. Auch auf Nachkrankheiten schien die Be¬ 
handlung von günstigem Einflüsse zu sein. Der wunde Punkt sei vorläufig noch 
die Erzeugung des Mittels, die mit grossen Kosten verbunden ist. Die Höchster 
Farbwerke verkaufen gegenwärtig 8 Konzentrationssorten des Heilserums. Die 
schwächste enthält 600, die mittlere 1000 und die stärkste 1600 Immunitäts¬ 
einheiten pro ccm. 10 ccm einer Dosis t\ 600 Einheiten kosten vorläufig 5 Mark. 

H. Dr. Wasser mann-Berlin hielt sodann einen Vortrag über die 
Immunität Gesunder gegenüber der Diphtherie. 

Bekannt ist die grosse individuelle Disposition, die gerade bei der Diph¬ 
therie so grossen Schwankungen unterliegt. Sie nimmt z. B. mit zunehmendem 
Alter ab, was erklärt, dass fast nur Kinder von der Diphtherie befallen werden. 
Es war interessant zu untersuchen, ob auch das Blut solcher Individuen, die 
niemals eine Diphtherie Uberstanden hatten, in gewissem Sinne antitoxische 
Eigenschaften besässe. Es wurde also Blut von verschiedenen Individuen mit¬ 
telst Schröpfköpfen entnommen und auf seine antitoxische Eigenschaft hin geprüft. 
Es zeigte sich hierbei die merkwürdige Erscheinung, dass das Blut solcher In¬ 
dividuen oft in erstaunlich hohem Masse antitoxisch wirkte, z. B. dass ein Ge¬ 
misch von 1 ccm Serum mit dem zehnfachen der absolut tüdilichen Dosis für 
Meerschweinchen absolut wirkungslos blieb. Diese Wirkung zeigte sich im 
Mittel in höherem Masse, je älter das Individuum war. Wassermann führt 
diese Erscheinung auf eine erworbene Immunität zurück, indem es wahrschein¬ 
lich ist, dass diese Individueu bereits einmal in ihrem Leben einen diphtheritischen 
Prozess, wenn auch klinisch bedeutungslos, durchgemacht haben. Dass es sich 
um eine erworbene Immunität dieser Individuen handelt, dafür spricht der Um¬ 
stand, abgesehen von der Steigerung der Immunität mit zunehmendem Alter, 
dass z. B. das Blutserum der gegen Diphtherie „natürlich“ immunen weisen 
Batten keinerlei anti toxische Wirkung auszuüben im Stande ist. 

Durch die Untersuchung der antitoxischen Kraft des Serums haben wir 
aber auch ein Mittel gefunden, zu erkennen, inwieweit ein Individuum einer 
Ansteckung mit Diphtherie zugänglich ist, was sich besonders bei der Auswahl 
des Wartepersonals praktisch bewähren dürfte. 

Diskussion: 

San.-Bath Dr. Boer-Berlin hat mit dem Serum der Höchster Fabrik 
noch 86 Stunden nach der absichtlichen Infizirung von Meerschweinchen mit 
Diphtheriegift diese Thiere noch zu heilen vermocht, was sehr für die Güte des 
Präparates spricht. Leicht sei es hingegen nicht mit Gift, sondern mit lebenden 
Kulturen infizirte Meerschweinchen zu heilen. 

Dr. Aronson-Berlin berichtet über Heilerfolge, die er mit dem von 
ihm hergestellten Serum stärkerer Konzentration im Kaiserin Friedrich-Kranken¬ 
haus in Berlin an 255 behandelten Fällen erzielt habe. Das Besultat war ein 
überaus günstiges; die Mortalität betrug 12,1%. Zur Herstellung des Serums 
wurden Pferde verwendet. Die hohe Giftwirkung erzielt er durch seine be¬ 
kannten Oberflächenkulturen. 

Prof. Dr. Escherick-Graz erwähnt Versuche, dio er im Verein mit 
Prof. Klemensiewicz ausgeführt habe und die ergaben, dass auch im Serum 
geheilter Kinder Schutzkörper ähnlicher Natur vorhanden waren, wie sic Wasser¬ 
mann bei älteren Individuen nachwies. 
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H. Prof. Dr. Rubn er •Berlin weisst auf die Nothwendigkeit hin, mehr 
als bisher die Wirkung der strahlenden Wärme in den Kreis der Betrach¬ 
tung zu ziehen. Es sei unrichtig, die Wärmestrahlung nach der für die Licht- 
einhcit entwickelten Gesammtwärme zu beurtheilen, da der Wärmeleiter wesent¬ 
lich den Einfluss der strahlenden Wärme modilicire. Die Empfindungen, welche 
durch diese erregt werden, sind nicht ausschliesslich das Produkt der erhöhten 
Hauttemperatur, sondern mit ein Produkt einer gleichzeitig einhergehenden Aus¬ 
trocknung der Haut. 

H. Sanitätsrath Dr. Altschul-Prag. Einige kritische Bemerkungen 
znr medizinischen Statistik. Vortragender weist an der Hand eines grosses 
statistischen Materiales eine grosse Zahl Fehlerquellen nach, die ans einem Ge¬ 
brauche der Daten folgen müssten. Es sei daher unbedingt nothwendig eine 
Reform der medizinischen Statistik dnrchzuführen und zu diesem Zwecke eine 
internationale Staatenkonvention einzuberufen. 

III. Sitzung am 26. September. 

(In Gemeinschaft mit den Abtheilungen für Medizinalpolizei und Militärsanitäts¬ 
wesen. 

H. Regimentsarzt Dr. Schardinger-Wien): Beiträge zur hygie¬ 
nischen Beurtheilung des Trinkwassers mit Demonstrationen. 

Vortragender setzt vor allem die Schwierigkeiten auseinander, die Träger 
der hauptsächlichsten Infektionserkrankungen im Trinkwasser, Typhus- und 
Cholerabakterien von verwandten, oft harmlosen Arten mit Sicherheit zu unter¬ 
scheiden. Für praktische Verhältnisse ist es oft nicht nothwendig, exakte bakte¬ 
riologische Untersuchungen anzustellen, sondern es genügt der Nachweis einer 
stattgehabten Verschmutzung mit Darmbakterien, für welchen die Anlegung so¬ 
genannter Vorkulturen bei der Wasseruntersuchnng ausreichend sind. Aus diesen 
Vorkultureu könne der Praktiker oft genügende Schlüsse ziehen, wobei der hiebei 
auftretende faekulente Geruch, insbesondere jedoch der positive Ausfall der In¬ 
dolreaktion sowie die Entwicklung von Schwefelwasserstoifgeruch besonders mass¬ 
gebend seien. Vortragender zeigt hierauf einige von ihm aus dem Wasser isolirte 
Bakterienarten, darunter Farbstoff bildende Arten, auch einen Vibrio, der in 
mancher Beziehung mit dem Vibrio Bonnhoff unverkennbare Aehnlichkeit zeigt, 
Gährungserreger u. s. w., und erwähnt nebenbei, dass man mit Hilfe von 
Filtern kein bakterienfreies W'asser erhalten könne. 

H. Regimentsarzt Dr. Karlinski-Wien bespricht die Armeefllter- 
frage. Versuche mit dem Kuhn’schen Asbestfilter sowie mit dem engli¬ 
schen Behringfilter zeigten diese als unbrauchbar, da ersterer nur grobe Verun¬ 
reinigungen zurückhalte und letzterer durch Verschlammung untauglich wird. 
Auch gegen individuelle Filter per Mann erklärt sich der Vortragende und spricht 
die relativ besten Resultate dem französichen Armeefilter Maigne zu, welcher im 
Stande war, bei ununterbrochener Arbeit die Anzahl der Keime dermassen zu 
verringern, dass z. B. von 180000 Keimen pro cm nur 70 durch den Filter gingen. 

Oberstabsarzt Prof. Dr. Kratschmer-Wien verlangt von einem taug¬ 
lichen Armeefilter, dass derselbe nicht nur vor Infektionen schützen, sondern auch 
rasch grosse Quantitäten Wasser beschaffen soll; in dieser Hinsicht leistet das 
von Berkefeld angegebene Kieselguhrfilter die besten Dienste und hat sich 
auch bereits praktisch bei den vorjährigen und heurigen kriegsmässig ausgeführten 
Manövern bewährt. Ein Verfahren, welches grosse Zukunft zu haben scheint, 
sei den Fachgenossen aufs Wärmste empfohlen; es ist dies die von Traube 
angegebene Gewinnung von keimfreiem Wasser durch Zusatz von Chlorkalk in 
so geringen Mengen (0,001—0,003 freies Chlor pro Lit. Wasser), dass weder der Ge¬ 
schmack oder Geruch von ihnen beeinflusst wird, noch irgend welche Schäden für 
die Gesundheit erwachsen können. Nachdem es schon mit der geringen Menge 
von ‘/ioooo °/o freien Chlor’s in der Zeit von fünf Minuten gelingt, die Keime von 
Typhus und Cholera abzutödten, würde dieses chemische Verfahren in Verbindung 
mit einer mechanischen Filtration der kleineren Partikelchen auch den strengsten 
Anforderungen an die Gefahrlosigkeit und Appetitlichkeit des Wassers genügen. 

Regimentsarzt Dr. Schäfer hat die Leistungsfähigkeit der kleinen 
Kuhn’schen Asbestfilter geprüft und ist hiebei zu dem Resultate gekommen, dass 
die nicht günstigen Urtheile hauptsächlich eine Folge eines unrichtigen und den 
Gebrauchsvorschriften nicht entsprechenden Vorgehens bei der Verwendung sind. 
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Wenn m&n hingegen den Bestimmungen gemäss die Asbestmasse bei geschlosse¬ 
nem Ablaufrohre mit einem Stabe durchrührt, so dass sich die Asbesttheilchen 
fest an das Sieb anlegen and ausbreiten, so könne man selbst den feinvertheilten 
ThonBchlamm zurückhalten und ein klares Filtrat bekommen. 

Nach einer Diskussion, an welcher sich Ingenieur Brey er, der auf 
die Vorzüge seiner Asbestfilter hinweist, und Generalstabsarzt Dr. Kraus be¬ 
theiligten, und in welcher Prof. Bujwid für die Vorzüge des Chamberland- 
Filtcr im Gegensatz zu dem Berkefeld’schcn plaidirt, da durch ersteres Bak¬ 
terien erst nach längerer Zeit durchwachsen, wird die Sitzung geschlossen. 

Dr. Lode-Wien. 

(Frotsetzung folgt.) 

Bericht Aber den VIII. internationalen Kongress 
ifir Hygiene nnd Demographie in Budapest vom 1. bis 

9. September d. J. 

(Fortsetzung.) 

B. Sektions - Sitzungen. 

I. Sektion für Bakteriologie. 

Die für den dritten Sitzungstag in Gemeinschaft mit den Sektionen II 
und III (Prophylaxis der Epidemieen und Hygiene der Tropenländer) festgesetzte 
Berathung der Cholerafrage fand ebenso wie die am Tage zuvor abgehaltenen 
Verhandlungen über Diphtherie vor einer überaus zahlreichen Zuhörerschaft 
statt. Als erster Redner zur Tagesordnung ergriff Prof. Dr. Gr über-Wien 
das Wort, um die bisherigen Forschungsergebnisse in Bezug auf die Bakterio¬ 
logie der Cholera kritisch zu beleuchten. Nach seiner Ansicht beweist das 
Vorkommen des Koch'sehen Komm&bazills bei Cholerakranken noch nicht, dass 
er die alleinige Ursache der Erkrankung ist;.denn thatsächlich sei derselbe bei 
einer Anzahl von unter dem typischen Bilde der Cholera asiatica verlaufenden Er¬ 
krankungen nicht nachzuweisen gewesen und umgekehrt auch bei Personen fest¬ 
gestellt, die auch nicht das geringste Krankheitssymtom der Cholera darboten. Es 
müssen also noch andere Hülfsursachen nothwendig seien, um die Bildung des 
Choleragiftes bezw. dessen Resorption im Darm zu bewirken; dafür sprechen 
auch die von verschiedenen Forschem an sich selbst angestellten und ohne Er¬ 
folg verlaufenden Infektionsversuche. Auch die bakteriologische Diagnose sei 
zur Zeit noch keineswegs sicher zu stellen, da es eine grosse Anzahl dem 
Koch’schen Vibrio ähnlicher Vibrionen gebe, die sich mit den bisherigen Hftlfs- 
mitteln (Züchtungsmethoden, Thierversuche u. s. w.) nicht absolut von jenem 
unterscheiden lassen. 

Dr. 0. P e r t i k - Budapest theilt seine bei der letzten Choleraepidemie 
gemachten Beobachtungen über den Choleravibiro mit. Er fand denselben 
nur bei 60•/„ der von ihm sezirten Choleraleichen; desgleichen hat er verschie¬ 
dentlich Choleravibrionen fast in Reinkultur bei anscheinend völlig gesunden 
Personen festgestcllt. Auch die Form der Cholerabazillen sei keine konstante, 
wie Petrik an der Hand von ihm selbst aufgenommenen Photogrammen dar- 
zuthun sucht. Zum Schluss berichtet er noch kurz über Versuche mit Zwiebel¬ 
saft, bei denen sich dieser schon in einer wässerigen Lösung von 1:1000 als 
sehr wirksames Mittel, um Cholerabazillen abzutödten, erwiesen hat. 

Prof. Dr. Metschnikoff-Paris hält in seinem Vortrag über Immuni¬ 
tät nnd Empfänglichkeit gegen Cholera übereinstimmend mit Prof. Gruber 
die Aetiologie der Cholera noch nicht genügend geklärt und den Cholerabazill 
nicht für die alleinige Ursache der Cholera. Er weist ebenfalls auf die Infek¬ 
tionsversuche von v. Pettenkofer und anderen Forschem hin und ist der An¬ 
sicht, dass der negative Ausfall dieser Versuche an der Konkurrenz gewisser 
Magen- und Darmbakterien gelegen habe, von denen die einen die Entwicklung 
der Cholerabazillen begünstigen, die anderen dagegen hemmen. Herrschen die 
ersteren vor, so besteht Empfänglichkeit für Cholera, im anderen Falle Immunität. 
Metschnikoff stützt diese Theorie auf Versuche, bei denen es ihm gelangen 
ist, derartige, die Entwicklung von Choleravibrionen fördernde Magenbakterien 
zu isoliren and durch Verfüttcrung derselben gemeinschaftlich mit Choleraba¬ 
zillen bei Thieren (Meerschweinchen, Tanken u. s. w.) typische Erkrankungen 
hervorzurufen. Auch bei ganz jungen Kaninchen, in deren Magen nur wenige 
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Bakterien vorhanden seien, könne durch Fütterung von Choleravibrionen allein 
echte Cholera liervorgerufen werden. 

In der sich an diese Vorträge anschliesenden Diskussion betheiligten 
sich ansser den Vortragenden hanptsächlich Prof. Dr. Hüppe-Prag, Chante- 
masse-Paris, San.-Rath Dr. Altschnl-Prag und Prof, de Silva-Lissabon. 
Dr. Elsner-Berlin beschreibt ein von ihm angewandtes Plattenverfahren mit 
einer noch bei 30° C. festbleibenden Nährgelatine, das eine viel schnellere uud 
zuverlässigere Diagnose als das bisherige Verfahren ermöglicht. 

Mit Schluss dieser Versammlungen hatten die Sitzungen der bakterio 
logischen Sektion jedenfalls ihren Höhepunkt erreicht; die übrigen Be¬ 
rathangen boten nur wenig Interessantes. Erwähnt möge noch werden ein zur 
Verlesung gelangender Vortrag des Prof. Dr. Hart-London über die Ver¬ 
breitung der Cholera im Orient, in welchem derselbe hervorhebt, dass sich 
die Cholera in der Regel längs der grösseren Flüsse nnd Eisenbahnlinien ver¬ 
breitet. Namentlich sei dem Wasser und der Milch ein grosser Einfluss auf die 
Verbreitung der Cholera nnd des Typhus beizumessen. Eine gute Kanalisirnng und 
Wasserleitung seien die besten Schutzmittel; in allen Städten, wo diese vorhanden 
seien, werde nar ein sporadisches Auftreten jener beiden Krankheiten beobachtet. 
In ähnlicher Weise sprach sich Dr. C. Stckuli s-Konstantinopel in seinem Re¬ 
ferat über Massregeln gegen die Cholera im Orient aus. Nach seiner An¬ 
sicht haben sich die See - Quarantänen zwar bewährt, aber ein wirksamer Schatz 
gegen die Cholera könne nur durch Assanirung der Städte, durch rechtzeitige 
Isolirung der Kranken und durch strenge Desinfektion erzielt werden. 

Nicht uninteressant war endlich ein Bericht des Prof. Dr. Knbor n-Lüttich 
über die Entstehung nnd Verbreitung der Cholera in Belgien während der 
Jahre 1892—1894 und die dagegen ergriffenen Massregeln. Darnach ist 
Belgien bis Juli 1892 völlig cholerafrei gewesen; erst Ende Juli und Anfang August 
gelangten die ersten Chloleraerkranknngen zur amtlichen Kenntniss und zwar 
handelte es sich in allen Fällen um Einschleppung theils von Paris her durch 
Arbeiter, die in ihre Heimath (Ostflandern und Hennegau) krank zurückgekehrt 
waren, theils von Havre und Hamburg her durch erkrankte Matrosen, welche 
die Cholera nach Antwerpen brachten. Die Krankheit entwickelte sich ziemlich 
schnell, blieb jedoch während der Jahre 1892 und 1893 auf die vier Provinzen 
Antwerpen, Ostflandern, Hennegau und Brabant beschränkt. Die Zahl der Er¬ 
krankungen und Todesfälle betrag 1892: 1861 (953) in 126 Gemeinden, 1893: 
847 (372) in 103 Gemeinden. Während nun in diesen beiden Jahren die meisten 
Cholerafälle in den Monaten Juli-Oktober vorkamen, änderte sich im Jahre 
1894 dies Verhältniss, indem hier die Monate Januar und Febraar, Mai and Juni 
die grösste Zahl von Erkrankungen an Cholera aufwiesen und zwar fast aus¬ 
schliesslich in den bisher verschonten Provinzen Namur und Lüttich (bis ztun 
30. Juni: 2700—2750 Erkrankungen mit 1475 Todesfällen. Die Krankheit ver¬ 
breitete sich überall in der Richtung der Kanäle nnd Flüsse; in dem Wasser 
derselben ist es auch mehrfach gelungen, den Cholerabazill bakteriologisch 
nachzuweisen. Das grösste Kontingent der Erkrankten stellten die Seeleute, 
Schiffer, Auslader u. s. w.; am meisten verseucht waren die ungesunden, schmutzigen 
Stadtviertel und Häuser. Schaffung besserer hygienischer Verhältnisse nament¬ 
lich in Bezug auf Wohnung, Trinkwasserversorgung nnd Beseitigung der 
unreinen Abgänge ist nach Ansicht des Berichterstatters das wirksamste 
Vorbeugungsmittel gegen die Cholera; nach ihrem Ausbruch sei für strenge 
Durchführung der Anzeigepflicht auch bei verdächtigen Fällen, Sicherung der 
Diagnose durch bakteriologische Untersuchung, Isolirnng der Kranken, Belehrung 
der Bevölkerung, sorgfältige sanitätspolizeiliche Ueberwachung der See- und 
Flussschifffahrt u. s. w. zu sorgen. Dank der strengen Durchführung dieser sa¬ 
nitätspolizeilichen Massregeln habe die Cholera während den jüngsten Epidemien 
in Belgien im Vergleich zu denjenigen in den Jahren 1849, 1853—1854, 1866—67, 
wo mehr als 86 000 Menschen ihr zum Opfer gefallen sind, eine sehr geringe 
Ausbreitung erreicht. 

Betreffs der Verhandlungen der zahlreichen übrigen Sektionen des Kon¬ 
gresses müssen wir uns ziemlich kurz fassen und können nur dasjenige heraus¬ 
greifen, das speziell für die Medizinalbeamten von Interesse sein dürfte. 

II. Sektion für Prophylaxis der Epidemieen. 

Die Sektion tagte nur am ersten und vorletzten Tage für sich allein, die 
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übrigen T&ge theils mit der bakteriologischen Sektion (s. vorher) theils mit der 
Abtheilung für Tropenhygiene (Sektion III). Die Sitzungen waren nur mäasig 
besucht; namentlich am ersten Verhandlungstage, an dem die Verbreitung des 
Typhus in grösseren Städten auf der Tagesordnung stand. Hofrath Prof. 
Dr. Dräsche-Wien wies in seinem Vortrage nach, dass die Typhus - Sterblich¬ 
keit in Wien seit Einrichtung der Hocbquellwasserleitung von Jahr zu Jahr ge¬ 
sunken ist; auch von Med.-Rath Dr. Fl inzer-Chemnitz wurde der günstige 
Einfluss von Trinkwasserversorgung und Kanalisation auf die Verbreitung des 
Typhus hervorgehoben. 

In der Freitagssitzung wurde die Frage der Desinfektion nach ver¬ 
schiedenen Richtungen hin von einzelnen Rednern erörtert. Dr. Bukowsky- 
Budapest, Dr. Mart in-Paris, Dr. Smith-London schildern die Desinfektions¬ 
anstalten und die Organisation der Desinfektion in Budapest, Paris und London; 
andere Redner sprachen über die desinfizirende und mikrobentödtende Wirkung 
des Thymol und der Borsäure, der Ammoniakdünste und anderer Antiseptika. 

Die Verhandlungen des letzten Sitznngstages, an denen sich auch die Sek¬ 
tion für Tropenhygiene betheiligte, betrafen fast ausschliesslich die Malaria. 
Dieselben wurden eingeleitet durch einen Vortrag des Prof. Dr. Laveran- 
Paris, in dem dieser ausführte, dass die das Wechselfieber erregenden Plas¬ 
modien überall im Blute der an Wechselfieber Erkrankten gefunden worden sind; 
dagegen sei es ihm noch nicht gelungen, dieses Plasmodium künstlich zu züchten 
oder in Sumpfwasser nachznwcisen. Trotzdem kann man mit Gewissheit auf 
Malaria schliessen, wenn das Plasmodium im Blute der Kranken gefunden wird; 
ein für die Diagnose der Krankheit nicht zu überschätzendes Moment, dessen Be¬ 
deutung jedoch von Dr. T reille- Algier bestritten wird. Dagegen stimmt Dr. 
Okintschitz -Warschau Laveran bei. Er hat ebenfalls stets dasselbe Plas¬ 
modium im Blute Malariakranker gefunden und giebt eine eingehende Schilde¬ 
rung der verschiedenen Entwickelungsstadien und Lebensbedingungen desselben. 
Nach seiner Ansicht sind die Malariaplasmodicn im Winter ebenso ansteckend, 
wie in den anderen Jahreszeiten. 

V. Sektion: Hygiene des Kindesalters. 

Am ersten Sitzungstage stand die Frage der Kindersterblichkeit and 
deren Verminderung auf der Tagesordnung. Vorträge wurden von Prof. Dr. 
Epstein-Prag, Dr. Lede-Paris, Prof. Dr. A. Al butt-Leeds, Prof. Dr. 
Montefusco-Neapel u. A. über diesen Gegenstand gehalten und schliesslich 
der Beschluss gefasst, der Generalversammlung des Kongresses folgende Reso¬ 
lution zur Annahme vorzuschlagen. 

„Im Hinblick darauf, dass die internationale Vergleichung der Kinder¬ 
sterblichkeit sehr schwierig, ja in Folge der verschiedenartigen Aufarbeitung*- 
weise der statistischen Daten oft geradezu unmöglich ist, erachtet es die Sektion 
für überaus wünschenswerth, dass wenigstens die Hauptdaten der Kindersterb¬ 
lichkeit in allen Staaten nach einem einheitlichen Plane veröffentlicht werden. 
Behufs Prüfung und eventueller Durchführung dieses Antrages wird die Bildung 
einer aus sechs Kinderärzten und sechs Demographen bestehende internationale 
Kommission, welche dem nächsten Kongresse diesbezüglich einen Bericht vorzn- 
legen hätte vorgeschlagen.“ 

Der Antrag hat die Zustimmung der Generalversammlung gefunden. 

In der Freitagssitzung sprach Dr. Temisvary-Budapest über die 
Ammenfrage. Um bei der Ammenwahl gegen Betrug von Seiten der Amme 
und deren Vermittler sicher zu gehen, verlangt er mehrere Wochen dauernde 
Beaufsichtigung der Amme, speziell wiederholte genaue Untersuchung ihrer Milch 
und Beobachtung der Entwicklung, Gewichtszunahme etc. ihres Kindes. Nach 
seiner AuBicht sollte ferner eine Amme nie vor 6—8 Wochen nach ihrer Nie¬ 
derkunft plazirt werden, um jenen Zufälligkeiten, wie Genitalleiden, Versiegen 
der Milch u. s. w. zu begegnen, die sehr häufig innerhalb dieser Zeit, sehr selten 
aber erst später aufzutreten pflegen. 

Er kritisirt endlich die verschiedenen Arten der Ammenbeschaffung: durch 
professionelle Vermittler, durch direkte Beziehung vom Lande, aus Gebär- 
häusern, Wöchnerinnen-Asylen und Findelhäusern; nur die letztere wird von ihm 
als diejenige empfohlen, bei der alle Bedingungen einer gewissenhaften Kontrole 
gegeben seien. 
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VI. Sektion: Schulhygiene. 

Die recht gut besuchte Sektion wurde von dem ungarischen Abgeordneten 
A. B er zeviczy-Budapest durch einen höchst interessanten Vortrag über die 
körperliche Erziehung eröffnet. Hierauf erstattete Prof. Dr. Burgerstein- 
Wien über dasselbe Thema ein Referat, in dem er zu folgenden Schlussfolge¬ 
rungen kam: 

„1. In allen Kulturstaaten ist anzustreben, dass die Schule die körperliche 
Erziehung der Jugend ebenso fördere, wie sie die unentgeltliche zwangsweise 
geistige Erziehung des Volkes besorgt. 

2. Es ist anzustreben, dass die Vortheile gesunder physischer Erziehung 
durch die Schule auch späterhin dem Volke erhalten bleiben, d. h. gesunde Kör- 
perbeth&tigung Volkssitte werde. 

3. Massgebend für die Auswahl der körperlichen Erziehungsmittel ist das 
natürliche Interesse, welches ihnen die Jugend entgegen bringt, der körperliche 
Qewinn, den sie bieten, und die geistige Arbeit, welche sie erfordern, wobei 
selbstverständlich die sonstigen erzieherischen Werthe der einzelnen Uebungen 
und die örtlichen Verhältnisse gebührend zu beachten sind." 

Dr. Kotelmann - Hamburg sprach über Reformbestrebungen auf dem 
Gebiete des Schulwesens. Er verlangte, dass in den Volksschulen die wöchent¬ 
lichen Schulstunden für das erste Schuljahr auf 18 und für jedes folgende Jahr 
auf je 2 Stunden mehr bis zur Höchstziffer von 30 beschränkt würden. In den 
höheren Töchterschulen seien die Prüfungen zu vereinfachen, da damit erfahrungs- 
gemäss oft Ueberbürdung, Anstrengung des Nervensystems u. s. w. verbunden sei. 
ln den Gymnasien sei die Lehrmethode dadurch zu verbessern, dass nicht nur in * 
den mathematisch-naturwissenschaftlichen Unterrichtsstunden, sondern auch in 
den übrigen die Anschauung möglichst zu Hülfe genommen werde. 

Sehr eingehend wurde die Frage der Ueberbürdung der Schuljugend 
in der Freitagssitzung von Dr. K a r m a n - Budapest, Dr. Spitzner - Leipzig, 
Dr. Schuschny-Budapest u. A. erörtert; der letztere führte aus, dass ein 
grosser Theil der Schüler schon mit nervöser Disposition in die Schule komme 
und sich dann auf dieser Grundlage nervöse Symptome einstellen. Je länger 
der Schulbesuch dauere, umsomehr nehme die Zahl jener Schüler zu, die an ner¬ 
vösen Symptomen leiden. Nervöse Erscheinungen stellten sich selbstverständlich 
anch bei solchen Schülern ein, die ohne nervöse Disposition in die Schule kämen, 
aber seltener. Das Entstehen der Nervosität lasse sich nur durch Beseitigung 
derjenigen Faktoren, die sie hervorgerufen, verhindern. Der Kampf gegen die 
Nervosität müsse daher im Elternhause durch rationelle Erziehung und Ernährung 
begonnen werden. Pflicht der Schule sei es, mitzukämpfen und Alles aufzn- 
bieten, dass die Gesundheit und Lernfähigkeit der Jugend erhalten würde. 
Dieses lasse sich erreichen: durch Abschaffung des Fachlehrersystems, insbe¬ 
sondere in den unteren Klassen, durch Abschaffung aller jener Faktoren, die 
Ueberbürdung verursachen, durch wesentliche Verminderung der Hausarbeit und 
Ermöglichung einer genügenden Schlafdauer, durch Pflege der Jugendspiele, des 
Schwimmens und der Schülerreisen, sowie durch Anstellung von Schulärzten 
'und Verbreitung hygienischer Kenntnisse. 

In derselben Sitzung sprach sodann noch Prof. Dr. Cohn-Breslau Uber 
die Verhinderung der Onanie der Kinder durch die Schule. Ueber den 
Vortrag wird besonders referirt werden; es möge nur hier kurz erwähnt werden, 
dass die Schlussätze des Referenten in der Diskussion von verschiedenen Red¬ 
nern aufs Lebhafteste bekämpft wurden. 

Aus der 

VII. Sektion: Hygiene der Nahrungsmittel 

verdient ein Vortrag des bekannten Nahrungsmittelchemikers Prof. Dr. J. K önig - 
Münster über Kontrole der Nahrungsmittel erwähnt zu werden, in welchem dieser 
ausführte, dass sich dieselbe nicht nur auf Verfälschung und Reinheit, sondern auch 
auf die richtige Zusammensetzung der bestimmten Zwecken dienenden Nahrungs¬ 
mittel, auf die Preiswürdigkeit derselben und darauf zu erstrecken habe, dass eine 
zweckmässige, d. h. eine gute und thunlichst billige Ernährung besonders in der 
unbemittelten Volksklasse immer mehr Eingang findet. Eine wirksame Kontrole 
der Nahrungsmittel könne nur von einem öffentlichen Staats- oder Gemeinde- 
Untersuchungsamte ausgeübt werden, welches mit seinen Beamten und Einrich- 
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tnngen nicht direkt vom Publikum abhängig sei. Die UntcrsuchungsEmter 
müssten mit Beamten, Einrichtungen und Mitteln so ausgestattet werden, dass 
sie allen Anforderungen gewachsen seien; es sei daher nothwendig, dass an den¬ 
selben neben dem Chemiker auch ein mit der Bakteriologie völlig vertrauter 
Mikroskopiker angestellt sowie ärztliche und thierärztliche Fragen von einem Arzt 
und Thierarzt bearbeitet werden. Letztere können ihre Thätigkeit im Nebeu- 
amte ansllben. 

König hält internationale Vereinbarungen Uber gesetzliche Massregeln 
und über einheitliche Untersuchungsverfahren für solche Nahrungs- und Genuss¬ 
mittel, welche internationale Handelsgegenstände bilden, für dringend wünschens- 
werth. Er glaubt aber im Augenblick die Zeit für solche Vereinbarungen noch 
nicht gekommen und empfiehlt in Folge dessen damit so lange zu warten, bis 
durch längere Ausübung der Nahrungsmittel -Kontrole in den einzelggn Ländern 
selbst mehr Sicherheit und festere Einheitlichkeit gewonnen seien. 

Am zweiten Sitzungstage bildete die Hygiene des Trinkwassers den 
Hauptgegenstand der Tagesordnung. Als Referenten waren bestellt: Dr. B a 11 ö - 
Budapest, Prof. Chantemesse-Paris, Prof. Dr. Gärtner-Jena und Dr. 
Vaughan-Ann-Arbor in Michigan. Die Schlussätze des zuerst genannten 
Referenten lauteten: 

„Das Trinkwasser soll färb- und geruchlos, klar und den klimatischen Ver¬ 
hältnissen entsprechend kühl und von angenehmem, erfrischendem Geschmack 
sein. Bezüglich der Temperatur werden oft zu niedrige Grade angenommen; 
wünschenswerth ist, dass dieselbe im Winter nicht unter 10° C., im Sommer 
* nicht über 15 0 C. beträgt. 

Die chemische Zusammensetzung des Wassers darf nicht an bestimmte 
Grenzzahlen gebunden werden. Im Allgemeinen ist zu fordern, dass dieselbe 
dem naturreinen Grund- resp. Quell wasser der betreffenden Gegend enspreche. 
Dm Wasser darf jedoch keine grössere Härte als 20—25 deutsche Grade be¬ 
sitzen; Salpetersäure, salpetrige Säure und Ammoniak (als Fäulnissprodukte), 
ferner Eisen- und Schwefelwasserstoff dürfen überhaupt nicht, Sulfate und 
organische Substanzen aber nicht in bedeutenderen Mengen vorhanden sein; auch 
darf der chemische Bestand des Trinkwassers keinen grösseren Variationen unter¬ 
worfen sein. 

Diese Anforderungen sind nur zu erreichen, wenn: das Wasser ans 
grösseren, mindestens 5 Meter tiefen, reinen Erdschichten stammt, also Grund¬ 
oder Quellwasser ist. 

Das ursprüngliche Wasser muss gänzlich keimfrei sein und die Wasser- 
entnahmestelle gegen Infektionen jeder Art geschützt werden. Oberflächen¬ 
wasser (Flüsse, Seen) ist nur dann zu verwenden, wenn die künstliche Sandfil¬ 
tration cs ganz oder nahezu bakterienfrei zu machen vermag. Die sogenannte 
natürliche Filtration des Oberflächenwassers (Anlage von Brunnen an Ufern von 
Flüssen und Seen), kann ebenfalls unter Umständen, ein den obigen Anfor¬ 
derungen ganz oder theilweise entsprechendes Trinkwasser liefern. 

Das Wasser einer jeden zentralen Anlage ist einer ständigen chemischen 
und bakteriologischen Kontrole zu unterwerfen." 

Prof. Dr. Gärtner betonte in seinem Vortrage, dass betreffs der Infek¬ 
tionsmöglichkeit in erster Linie die Oertlichkeit der WasserentnahmesteUe ent¬ 
scheidend sei. Bei Brunnen käme es hauptsächlich darauf an, ob die natürliche 
Bodenfiltration ausreiche, alle Keime zurückzuhalten. Offene Wasser in bewohnter 
und bebauter Gegend seien immer verdächtig, aber durch eine gut angelegte 
und vorsichtig geleitete zentrale Filtration desselben könnten Bakterien bis auf 
wenige Keime zurückbehalten werden. Ob die natürliche uud künstliche Fil¬ 
tration ausreiche, lasse sich nur durch die bakteriologisehe Untersuchung genau 
bestimmen, falls die Wasserproben richtig entnommen würden. Referent for¬ 
dert daher auch periodische, technische, chemische und bakteriologische Revi¬ 
sionen der zentralen Wasseranlagen. 

Die den Vorträgen folgende Diskussion war eine äusserst lebhafte. 

Am letzten Sitzungstage begründete Geh. Med.-Rath Dr. Dammann- 
Hannover in sehr eingehender Weise folgende von ihm in Bezug auf die sani- 
tiltspolizeiliche Kontrole der Milchproduktion für nothwendig erachtete 
Massnahmen: 

I. „Alle Wirtschaften, aus denen Milch, Milchprodukte und Milchrück- 
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stttnde durch Verkauf abgegeben werden sollen, bedürfen der obrigkeitlichen 
Genehmigung. Diese ist nur solchen Unternehmern zn ertheilen, welche per¬ 
sönlich die nüthige Gewähr bieten und von Einrichtungen abhängig zu machen, 
welche eine ausreichende Uebcrwachung des Betriebes ermöglichen. 

II. Die Besitzer dieser Milcherzengungs - Anstalten oder deren Vertreter 
müssen durch besondere detaillirte Vorschriften verpflichtet werden: 

1. eine den hygienischen Anforderungen entsprechende Haltung der Hilch- 
thiere durchzuführen und bei der Fütterung derselben namentlich solche Nah¬ 
rungsmittel auszuschliessen, welche der Milch nachtheilige Eigenschaften ver¬ 
leihen. Besonders peinliche Beachtung hat dieser letztere Punkt bei der Er¬ 
zeugung von Kur- und Kindermilch zu finden; 

2. für die grösstmögliche Sauberkeit des Stalles, zumal der Standplätze, 
ferner für die sorgfältige Reinigung des Euters und der Hände der Melkenden 
vor dem jedesmaligen Melken, sowie dafür Sorge zu tragen, dass keine mit 
einer infektiösen Erkrankung behaftete Person zu dem Melkgeschäft verwendet 
wird und dass die ersten Züge aus den Streichen allemal beseitigt werden; 

3 . Milch von Thieren vor dem Kalben und während der ersten fünf Tage 
nach dem Kalben, ferner von solchen, welche mit bestimmten, besonders namhaft 
zu machenden Krankheiten behaftet oder derselben verdächtig und welche mit 
giftigen Arzneimitteln behandelt sind, entweder gar nicht oder nur unter ge¬ 
wissen Beschränkungen in den Verkehr zu bringen; 

4. bei dem Auftreten bestimmter epidemischer Krankheiten unter den 
menschlichen Bewohnern des Gehöftes die Milchabgabc sofort zu sistiren und der 
Polizeibehörde hiervon Anzeige zu erstatten; 

5. die Milch nach dem Melken abzukühlen und sofern sie nicht sofort 
weggegeben wird, in besonderen, peinlich sauber zu haltenden Milchkannen auf¬ 
zubewahren; 

6. zu der Aufnahme und dem Transport der Milch nur geeignete, beson¬ 
ders vorzuschreibende und steter Reinigung zu unterwerfende Gefässe zu ver¬ 
wenden. 

III. Alle unter I genannten Milcherzeugungs - Anstalten unterliegen in 
den beregten Beziehungen der polizeilichen Ueberwachung. Zur wirksamen 
Durchführung derselben sind die beamteten Thierärzte zu beauftragen, in An¬ 
zeigefällen und unerwarteten Kontrolen Untersuchungen vorzunehmen. 

IV. Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften sind mit Geldstrafen, Haft 
oder Konzessionsentziehung zu ahnden.“ 

In der am Freitag abgehaltenen gemeinschaftlichen Sitzung der 
VIII., IX. und X. Sektion: Hygiene der Städte, der öffent¬ 
lichen Gebäude und der Wohnungen 
gelangte folgender gemeinschaftlich von Prof. Dr. Corfield-London und Geh. 
Med.-Rath Dr. Pi stör-Berlin gestellter, die Bauart der Städte betreffender 
Antrag nach längerer Diskussion zur Annahme: 

„1. Durch häufige Beseitigung aller Abfälle und durch reichliche Ver¬ 
sorgung mit reinem Wasser ist die Gesundheit der Bevölkerung im Allgemeinen 
zu fördern und die Verbreitung von Krankheiten in Städten und Wohnungen 
zu mindern. 

2. Zur Erleichterung der Strassenreinigung und zur Verminderung 
der Verunreinigung des Untergrundes ist die Strassendecke glatt und möglichst 
undurchlässig herzustellen. 

3 . Der Zutritt von Grundluft und Feuchtigkeit ist, soweit erforderlich, 
durch Herstellung undurchlässiger Kellersohlen und Isolirschichten in den Wänden 
von den Wohnungen fernzuhalten. 

4. Die Entwässerungsröhren der Wohnungen müssen dicht und mit Ge- 

räthsverschluss versehen sein, um den Zutritt schlechter Luft aus den Kanälen 
zu verhüten; sie müssen tadellos gelüftet sein. • 

5. Die Strassenkanäle müssen derartig gelüftet sein, dass der Eintritt von 
Gasen aus denselben in die Wohnungen und Strassen verhütet wird, und so gut 
gespült werden, dass eine Anhäufung von Schlamm in denselben unmöglich ge¬ 
macht wird. 

6. Die geringste Strassenbreite zwischen den Häusern derselben Strasse 
soll 12 Meter betragen; die Häuser dürfen nicht höher sein, als die Strassen¬ 
breite beträgt. Sogenannte bark-to-bark-Häuser sind unzulässig. 
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7. Vorstehende Punkte sind gesetzlich so zu regeln,-dass erforderlichen¬ 
falls die praktische Durchführung erzwungen werden kann.“ 

Iu der 

XIV. Sektion: Staatshygiene 

erweckte am ersten Sitzungstage der Vortrag des Herrn Prof. E. Erismann- 
Moskau: Das medizinische Studium der Franen und die Thätigkeit der 
weiblichen Aerzte in Russland, das lebhafteste Interesse der leider nicht 
allzu zahlreich erschienenen Zuhörer. Der Vortragende ist ein überzeugter Für¬ 
sprecher der weiblichen Aerzte und gab seine Ansicht in beredten Worten Aus¬ 
druck. Seine Schlusssätze lauteten: 

1. „Die Erfahrung hat gezeigt, dass in Russland die weiblichen Aerzte 
grossen Nutzen bringen und dass sie in ihren einzelnen Stellungen durch ihre 
männlichen Kollegen nicht ersetzt werden können (weibliche Lehranstalten, 
muselmännische Bevölkerung). 

2. Ebenso hat die Erfahrung gezeigt, dass unsere weiblichen Aerzte nicht 
nur zur Ausübung der gewöhnlichen medizinischen Praxis in Städten vollkommen 
befähigt sind, sondern dass sie auch den viel schwierigeren Verpflichtungen, 
denen sich die von den Organen der Selbstverwaltung angestellten Volks¬ 
ärzte (unentgeltliche Krankenpflege für das Volk) unterziehen müssen, mit 
Geschick und Ausdauer nachzukommen im Stande sind. Sogar in ausserordent¬ 
lichen Fällen (Krieg, Bekämpfung der Epidemieen) zeigten sic sich den schwie¬ 
rigsten Lagen gewachsen. Die Befürchtungen, die weiblichen Aerzte möchten 
durch die Eigentümlichkeiten ihrer Organisation daran gehindert werden, ihrem 
Berufe in wünschbarer Weise zu obliegen, müssen als unbegründet fallen gelassen 
werden. 

8. Endlich hat uns die Erfahrung gelehrt, dass im Volke nicht nur Frauen 
und Kinder, sondern auch die Männer mit grossem Vertrauen an die weiblichen 
Aerzte wenden, und dass dieselben überhaupt in hohem Masse das Zutrauen 
und die Liebe des Publikums zu erwerben verstehen. 

4. Die Verbindung des weichen Charakters der Frauen und ihres ange¬ 
borenen Talentes zur Krankenpflege mit dem ärztlichen Wissen ist als eine äusserst 
glückliche zu betrachten. 

5. Aus den angeführten Gründen ist es wünschenswert, dass den Franen 
Gelegenheit gegeben werde, dieselbe wissenschaftliche Ausbildung in der Medizin 
zu erlangen, wie die Männer, und dass ihnen unter Erfüllung derselben Vorbe¬ 
dingungen auch dieselben Rechte verliehen werden, welche der Staat den männ¬ 
lichen Aerzten gewährt. 

6. Es liegt kein ethischer Grund vor, die Bildungsstätten weiblicher 
Aerzte von denjenigen ihrer .männlichen Kollegen zu trennen und zu diesem 
Zwecke eigene Institute einzurichten. Im Gegenteile, es wäre vom ethischen 
Standpunkte aus geradezu wünschenswert, den Franen direkt den Zutritt zu 
den Vorlesungen an den bestehenden medizinischen Fakultäten zu gestatten.* 

An demselben Tage hielt noch Geh. Med. - Rath Dr. Schwartz - Köln einen 
Vortrag über: Soll die ärztliche Praxis frei, oder an eine Qualifikation 
geknüpft sein? Er erwähnte zunächst, dass die europäischen Staaten durch¬ 
gehende erst im Laufe des sechszehnten Jahrhunderts dazu übergegangen sind, 
die berufsmässige Ausübung der Heilkunde durch besondere Gesetze zu regeln, 
nachdem sie durch die tägliche praktische Erfahrung zur Erkenntniss gelangt 
waren, dass die Ausübung der Heilkunde durch ungebildete und unzuverlässige, 
nur auf Geldgewinn ausgehende Personen einen höchst nachtheiligen Einfluss auf 
das öffentliche Wohl ausübe. Die erlassenen Verbote sind in fast allen Staaten 
mit Ausnahme von Deutschland noch jetzt aufrecht erhalten. Als in Frankreich 
durch ein Dekret vom 10. August 1792 die bezüglichen gesetzlichen Bestimmungen 
ausser Geltung gesetzt wurden, traten so nachtheilige Folgen für das Staatswohl 
«in, dass dieselben schon nach 10 Jahren mit verschärften Strafbestimmungen 
wieder erlassen werden mussten. Auch in Deutschland, wo durch die Gewerbe¬ 
ordnung vom 21. Juni 1869 und 1. Juli 1888 die früher in dieser Beziehung 
bestandenen Verbote ungültig gemacht sind, haben sich hieraus die nachtheiligsten 
Folgen ergeben. Dieses wird durch die amtlichen Generalsanitätsberichte aus 
den verschiedenen Regierungsbezirken ganz zweifellos dargethan. Die Berichte 
ergeben, dass ein grosser Theil namentlich der an übertragbaren und ansteckenden 
Krankheiten leidenden Personen sich in den Händen von Kurpfuschern befinden, 
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die das Heilgeschäft ohne jede Kenntnis» aus schnöder Gewinnsucht in betrüge* 
rischer Absicht betreiben, nachdem sie in anderen Berufen Fiasko erlitten haben. 
Da diese Pfuscher zur Anzeige selbst der gefährlichsten Krankheiten nicht ver* 
pflichtet sind, werden letztere der Kenntnis» der Behörden entzogen, die nun 
natürlich auch ihre Weiterverbreitung nicht verhindern könhen. Ausserdem 
muss die soziale Krankenkassengesetzgebung ihren Zweck verfehlen, wenn die 
Arbeiterbevölkerung sich ebenso gut von einem Kurpfuscher, als von einem ge* 
prüften Arte behandeln lassen darf. Im weiteren Fortgange müssen endlich 
auch Gesundheit und Arbeitskraft der Bürger sowie die Schlagfertigkeit der 
Armee unter diesen Verhältnissen leiden. Wie die Verhältnisse t . Z. in Deutsch¬ 
land liegen, hat der unter den schwierigsten Prüfungen herangcbildeto Arzt 
vor dem Kurpfuschor keinen anderen Vorzug, als dass er den Titel „Arzt“ 
führen darf, während der, ohne Aussicht auf Strafe sich Homöopath oder Mag¬ 
netiseur bezeichnende Kurpfuscher von der gewerbetreibendenden Bevölkerung 
gerade deswegen aufgesucht wird, weil er die den Aerzten gesetzlich obliegende 
Pflicht, gewisse Krankheiten anzuzeigen — ein Umstand, der die Befallenen oft 
in ihrem Erwerbsleben schädigen kann — nicht hat. Aber nicht allein der 
Aerztestand, sondern auch die Apotheken werden durch dieses Treiben ruinirt 
wegen des mit der Kurpfuscherei verbundenen Arznoiklcinhandels in Stadt 
und Land. 

Die im Deutschen Beiche durch nunmehr 25 Jahre gemachten Erfahrungen 
müssten daher im Interesse der Krankenbehandlung und des Allgemeinwohles 
zu der Schlussfolgerung fuhren, dass in jedem geordneten zivilisirten Staats¬ 
wesen die AusUbung der ärztlichen Praxis abhängig zu machen sei von dem 
Nachweise einer technischen und sittlichen Qualifikation. Die Regelung 
der ärztlichen Rechte und Pflichten gehört nach Ansicht des Vortragenden nicht 
in die Gewerbeordnung, sondern es muss für dieselbe ein entsprechendes Spezial¬ 
gesetz, eine Aerzteordnung geschaffen werden, wie dieses selbst im freien 
England durch Gesetz von 1858 geschehen ist. 

Der am zweiten Sitzungstage gehaltene Vortrag des San.-Rath Professor 
Dr. A. Lobmayer-Agram über die Organisation des Sanitätsdienstes in 
Kroatien and Slavonien schilderte die betreffenden Verhältnisse in erschöpfen¬ 
der Weise, man konnte daraus entnehmen, dass der Sanitätsdienst in den ge¬ 
nannten Landen besser als in vielen anderen Staaten geordnet ist, falls dio 
Vorschriften wirklich durchgefiihrt werden und nicht, wie so oft, auf dem Papier 
stehen bleiben. Rpd. 

(Schluss folgt.) 


Tagesnachrichten. 

Der Reichsanzeiger vom 5. November d. J. schreibt: 

„Nach Emanation der Allerhöchsten Ordre vom 30. Juni d. J., betreffend die 
Einführung der Personalkonzession für Apotheker, hat der Minister der geist¬ 
lichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten, wie neuerdings bekannt ge¬ 
worden, durch Erlass vom 12. Juli d. J. die Ober- Präsidenten über ein einheitliches 
Vorgehen bei Genehmigung von Apotheken-Neuanlagen verständigt. Dieser 
Erlass ist von einem Theil der pharmazeutischen Presse und auch von anderen Tages¬ 
blättern dahin gedeutet worden, als ob die Eigenthumsverhältnisse der besitzen¬ 
den Apotheker geschädigt werden sollten oder als ob es in der Absicht liege, 
den Werth ihres Besitzstandes zu verringern. 

Diese Auffassung beruht, wie wir erfahren, auf einem Missverständnis»; 
denn in dem Erlass ist ausdrücklich darauf hingewiesen, dass bei der Geneh¬ 
migung von Neuanlagen die Lebensfähigkeit der zur Zeit der Emanation der 
Allerhöchsten Ordre vom 30. Juni d. J. bestehenden Apotheken gewahrt werden 
solle. Zu dem Zweck muss die Bedürfnissfrage für Neuanlagen, und zwar nach 
Massgabe der in dem Erlass noch besonders in Bezug genommenen Königlichen 
Verordnung vom 24. Oktober 1811 (Gesetz-Sammlung Seite 359) in jedem ein¬ 
zelnen Falle eingehend geprüft werden, ehe die Genehmigung ertheilt wird. 

Ein Grund zu Besorgnissen, wie sie in der Presse geäussert worden sind, 
ist daher nicht vorhanden.“ 
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Bekanntlich hatte der obenerwähnte vertrauliche Erlass, dessen Wortlaut 
durch irgend einen Vertrauensbruch vor Kurzem an die Oeffentlichkeit gelangt 
war, eine grosse Aufregung unter den Apothekenbesitzern hervorgerufen, die 
aller Wahrscheinlichkeit sich nicht in dem Maasse geltend gemacht haben würde, 
wenn der Erlass'nicht als vertraulich, sondern ebenso wie die Allerhöchste Ka- 
hinetsordre vom 30. Juni und der Ministerialerlass vom 4. Juli d. J. sofort durch 
den Eeichsanzeiger bekannt gegeben wäre. In Apothekerkreisen scheint man 
sich jetzt in Folge des oben mitgetheiltcn, zweifellos von massgebender Stelle 
ausgehenden Artikels wieder beruhigt zu haben. 


Die durch das Diphtherie-Sernm hervorgerufenen stürmischen Wogen 
der Begeisterung beginnen sich allmählich zu beruhigen; man kann jetzt wieder 
ein politisches Blatt in die Hand nehmen, ohne in jeder Nummer eine Jubel¬ 
hymne auf das neue Arcanum zu finden und in Fachkreisen bezw. Fachblättern 
ist man diesmal ja überhaupt vorsichtiger und objektiver dem neuen Heilmittel 
gegenüber gewesen, jedenfalls in Erinnerung der traurigen Erfahrungen, die man 
vor 4 Jahren mit dem Tuberkulin gemacht hat. Es lässt sich allerdings nicht 
leugnen, dass Prof. Dr. Behring, ehe er mit seinem Heilserum an die Oeffeut- 
lichkeit getreten ist und dessen Anwendung gegen Diphtcrie empfohlen hat, 
dieses in Bezug auf seine Heilwirkung von zuverlässigen Beobachtern einer sorg¬ 
fältigen Prüfung unterzogen worden ist und dass die damit erzielten Erfolge 
auch durch gleiche Versuche in anderen Ländern bestätigt sind (wir verweisen 
in dieser Beziehung auf die in der Zeitschrift gebrachten Berichte über die 
betreffenden Verhandlungen auf dem IX. internationalen hygienischen Kongress 
und auf die Naturforscherversammlung in Wien s. S. 540—542 u. 567— 
so dass die auf das Mittel gesetzten Hoffnungen entschieden mehr berechtigt zu 
sein scheinen, als die seiner Zeit dem Tuberkulin entgegengebrachten. Sollten 
sich diese Hoffnungen in der Folgezeit thatsächlich bewahrheiten, so würde uns 
in dem Heilserum nicht nur ein Heilmittel, sondern auch ein prophylaktisches 
Mittel von unschätzbarer Wirksamkeit gegeben sein; vorläufig sind die damit 
erzielten Erfolge aber noch nicht derartig, um uns vor Enttäuschungen sicher 
zu stellen. Mit Recht wird daher namentlich von ärztlicher Seite gewarnt, die 
Erwartungen in Bezug auf das Dipherieserum zu hoch zu spannen, und 
vor allem dringend eine weitere, objektive Prüfung desselben empfohlen. Für 
den Medizinalbeamten kommt bei dem Behring’schen Heilmittel namentlich 
auch seine immunisirende Wirkung in Frage; gerade nach dieser Richtung hin 
scheinen aber erst noch weitere Erfahrungen und Beobachtungen nothwendig zu 
sein, um die erforderliche Klarheit zu verschaffen. „Die Erfahrungen darüber, 
wie lange der durch Impfung verliehene Schutz anhält“, sagt Dr. Kossel in 
einem am 11. Oktober d. J. vor Militärärzten gehaltenen Vortrage 1 ), „sind noch 
nicht abgeschlossen; .... ich würde mich auf einen mehr als 14 Tage bis drei 
Wochen dauernden Schutz nicht gefasst machen und lieber nach dieser Zeit 
die Injektion wiederholen. Monatelang, wie manche behaupten, hält jedenfalls 
der Schutz nicht an.“ Hier wird speziell den Medizinalbeamten ein Feld danken»- 
werther Mitarbeitung geboten; denn gerade sie werden am ehesten in die Lage 
kommen, auf breiter Grundlage über die immunisirende Wirkung des Diphtherie¬ 
serums Erfahrungen zu sammeln. In dieser Hinsicht stimmen wir auch mit dem 
Vorschläge des Kollegen Dr. Dyrenfurth tiberein, den er am Schluss seines 
im Eingänge der heutigen Nummer gebrachten Vortrages unter Nr. 5 gemacht 
hat, wenn uns auch im übrigen seine Anschauungen in Bezug auf das Diph¬ 
therieserum etwas zu optimistisch sind. Desgleichen müssen wir es rühmend 
anerkennen, dass die oberste Mediznalbehörde des Grossherzogthums Mecklenburg- 
Schwerin allen anderen deutschen Staaten in dieser Beziehung vorangegangen 
ist, wie der in der heutigen Beilage abgedruckte Ministerialerlass vom 23. Ok¬ 
tober 1894 zeigt, durch den den Kreisphysikern zunächst eine Summe von 100 
Mark zur Beschaffung von Heilserum zu Immunisirungszwecken zur Verfügung 
gestellt wird. 

In einzelnen preussischen Regierungsbezirken und deutschen Bundesstaaten, 
auch in Oesterreich, ist man bereits dazu übergegangen, das Vorräthighalten 


*) Veröffentlicht in Nr. 43 der Deutschen medizinischen Wochenschrift, 
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des Heilserums in den Apotheken durch bestimmte Vorschriften zu regeln; ebenso 
hat man verschiedentlich die Herstellung des Mittels in staatlichen Anstalten in 
Aussicht genommen bezw. in Anregung gebracht. Zahlreiche Kreise und Städte 
haben erhebliche Summen zur Anschaffung des Heilserums und zur unentgelt¬ 
lichen Abgabe desselben für unbemittelte Kranke bewilligt; sehr erheblich sind 
aisserdem die durch Sammlungen zu dem gleichen Zweck aufgebrachten Summen, die 
allerdings vorläufig noch grösstentheils ihrer weiteren Verwendung harren, da der 
in den beiden Erzeugungsanstalten (Höchster Farbwerke und Schering’scbe 
Fabrik in Berlin) zur Verfügung stehende Vorrath an Heilserum völlig erschöpft 
sein soll, was ja unter den obwaltenden Umständen nicht zu verwundern sein dürfte. 

Im Kaiserlichen Gesundheitsamte hat am 3. d. Mts. unter Zu¬ 
ziehung von ausserordentlichen Mitgliedern aus den einzelnen Bundesstaaten eine 
Berathung über die [Regelung des Betriebes des Heilserums statt- 

? gefunden, in der die Ansicht zum Ausdruck gelangte, dass die praktischen Er- 
ahrungen über das Mittel bei Weitem noch nicht ausreichend seien, um seine 
allgemeine Einführung in die Praxis unter staatlicher Autorität anzubahnen. 
Namentlich wurde auf die Schwierigkeit hingewiesen, die darin für derartige 
staatliche Anordnungen bestehe, dass die Prüfung und Werthbestimmung des 
Heilserums nur mit Hilfe des Thierversuches möglich sei. Von Seiten der 
preussischen Vertreter wurde für die Herstellung des Mittels in staatlichen An¬ 
stalten eingetreten, während die Mehrzahl der übrigen Vertreter, namentlich 
aus den süddeutschen Staaten, ein Eingreifen von Staatswegen vorläufig noch 
nicht für angezeigt erachteten. — In ähnlicher Weise hat sich auch kurz zuvor 
der bayerische Obermedizinalausschuss in seinerSitzung vom 30. Ok¬ 
tober ausgesprochen, in der die Mitglieder desselben einstimmig der Ansicht 
waren, dass das Mittel noch nicht als völlig erprobt zu betrachten und es daher 
erforderlich sei, weitere Versuche namentlich in den klinischen und poliklinischen 
Anstalten anzustellen, sowie von den übrigen Aerzten die in ihrer Praxis ge¬ 
machten Erfahrungen zu sammeln. 


Cholera. Im Deutschen Reich sind Cholera-Erkrankungen und 
Todesfälle amtlich festgestellt in den Wochen vom 


in Ostpreussen . . . 
im Weichselgebiet . . 

im Netze-Wartbegebiet 

in Niederschlesien . . 
in Oberschlesien . . . 


22./10.—29./10. und 29./10.—5./11. 


1 (1) 

8 (3) 


10 (2) 

12 (8) 

[davon 19 (10) im 
Landkreis Elbing]. 

6 (1) 

7 (1) 

[sämratl. in Nackel 
(Kr. Wirsitz)]. 

- (-) 

4 (2) [Kreis Glogau.] 

8 (4) 

10 (1) 



zusammen 25 (8) 41 (15) 


In Galizien betrug die Zahl der Erkrankungen und Todesfälle in der 
Zeit vom: 

22.-28. Oktober: 595 (325) in 141 Gemeinden und 29 Bezirken, 

29.Okt.bis5.Nov: 731 (386) „144 * „ 29 

___ • 

seit Beginn der Epidemie: 12 508 (6823) in 666 Gemeinden und 53 Bezirken. 

Von den während der letzten beiden Wochen vorgekommenen Cholera¬ 
fällen entfielen 28 (16) auf Westgalizien in 5 Bezirken und 9 Gemeinden, dagegen 
1298 (695) auf Ostgalizien in 24 Bezirken und 135 Gemeinden. Am meisten 
verseucht waren die ostgalizischen Bezirke Trembowla 78 (38), Buczacz 83 (46), 
Zaleszcyki 89 (31), Bobrka 92 (62), Brody 92 (44), Brzezany 108 (57), Czortkow 
109 (56) und Husiatyn 140 (68). 

In der Buckowina sind in der Woche vom 22. bis 28. Oktober 7 Cho¬ 
leraerkrankungen mit 5 Todesfällen in 4 Gemeindenund 2 Bezirken vorgekommen; 
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in der Woche vom 29. Oktober bis 6. November nur noch 2 (—) in 1 Gemeinde. 
Die Epidemie kann hier also als erloschen angesehen werden. 

In Belgien betrug die Zahl der Choleratodesfälle vom 7. bis 20. Oktober 
nur hoch 28, davon 18 in der Provinz Lüttich; in den Niederlanden sind 
während der Zeit vom 14. bis 27.-Oktober 37 Erkrankungen an Cholera und 
21 Todesfälle gemeldet worden. 

In Russlan d hat nach einer amtlichen Bekanntmachung des Regierungs¬ 
anzeigers vom 25. Oktober d. J. die Cholera völlig aufgehört in den Gouverne¬ 
ments Plock, Grodno, Lomza, Radom, Siedlec, Estland, Kostroma, Olonez, Pskow 
und in der Stadt Warschau; die betreffenden Gouvernements sind ebenso wie 
in den letzten Tagen Stadt und Gouvernement Petersburg für seuchenfrei 
erklärt. Auch in den übrigen Gouverments ist die Seuche meist im Erlöschen 
begriffen; die Zahl der Erkrankungen und Todesfälle betrug z. B. in der Zeit 
vom 7. bis 24. Oktober in den Gouvernements Ealisch nur noch 19 (14), Lublin 
66 (44), Petrikau 92 (69), Warschau 14 (7) Kowno 32 (6). 


Preussischer Medizinalbeamtenverein. 

Der Unterzeichnete Vorstand hat in seiner am 25. v. M. abgehaltenen 
Vorstandssitzung beschlossen, dass die nächstjährige 

XII. Hauptversammlung 

des Vereins wiederum nach Ostern, also im April 1895 im Anschluss an den 
Chirurgen-Kongress stattfinden soll. Die Mitglieder des Vereins werden daher 
gebeten, etwaige Vorträge Diskussionsgegenstände und sonstige Wünsche 
bis zum 1. Januar n. J. dem Vorsitzenden des Vereins anmelden zu wollen, 
damit die Tagesordnung rechtzeitig fertiggestellt werden kann. 

Gleichzeitig bringt der Vorstand den nachstehenden Bescheid des 
Herrn Ministers der geistlichen, Unterrichts- and Medizinal¬ 
angelegenheiten auf die s. Z. in Folge des vorjährigen Vereinsbeschlasses 
gemachte Eingabe zur Kenntniss der Vereinsmitglieder: 

„Dem Vorstande erwidere ich auf die Vorstellung vom 15. Oktober v. J. 
betreffend den Erlass einer allgemeinen Bestimmung wegen der Gebühren für 
die im allgemeinen staatlichen Interesse ausgestellten Gutachten über den Ge¬ 
sundheitszustand Kaiserlicher und Königlicher Beamten, ergebenst, dass ich den 
in Anregung gebrachten Gegenstand einer näheren Erwägung unterzogen umt 
mieh deswegen mit den Herren Ministern des Innern und der Finanzen in's 
Benehmen gesetzt habe. 

Nachdem inzwischen durch gemeinschaftlichen Runderlass vom 7. Mai d. J., 
welcher durch das Ministerial - Blatt für die innere Verwaltung (8. 115) zur 
öffentlichen Kenntniss gebracht worden, 1 ) das Erforderliche veranlasst ist, erachte 
ich unter Hinweis auf jenen Erlass die Vorstellnng für erledigt.“ 

Im Aufträge: Bartsch. 

An den Vorstand des Preussischen Medizinalbeamten-Vereins 
z. H. des Vorsitzenden u. s. w. 

Der Vorstand des Preussischen Medizinalbeamtenvereins. 

Im Auftr. 

Dr. Rapmund, Vorsitzender. 

Reg.- und .Med.- Rath in Minden. 

l ) Ist in der heutigen Beilage abgedruckt. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rath L Minden L W. 

J. C. C. Bruns, Buchdrackeroi, Minden, 
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1. Dezbr. 


Das Puerperalfieber in forensischer Beziehung. 

Vortrag, gehalten in der Abtheilung für gerichtliche Medizin der 66. Versamm¬ 
lung deutscher Naturforscher und Aerzte zu Wien von Kreisphysikus San.-Rath 

Dr. M. Freyer in Stettin. 

M. H.! Ich muss im Voraus bemerken, dass ich in Folge 
längerer Ortsabwesenheit verhindert gewesen bin, dem Thema, das 
ich zum Gegenstände des heutigen Vortrages gewählt, diejenige 
Ausführlichkeit angedeihen zu lassen, die ich von vorneherein be¬ 
absichtigt hatte. Ich bitte daher um Entschuldigung, wenn ich 
mich kurz und mehr skizzirend zu fassen genöthigt sehe. 

Den äusseren Anlass zu der gewählten Besprechung gaben 
mir mehrere gerichtliche Fälle, die ich zu begutachten hatte und 
in denen der in Frage stehende Tod in Folge von Puerperalfieber den 
betheiligten Hebammen, in einem Falle einer Pfuscherin zur Last 
gelegt wurde. Wie hier, so pflegt sich auch sonst die gerichtliche 
Beweisführung zu der Frage zuzuspitzen, ob die genannten Per¬ 
sonen es bei der Entbindung an den nothwendigen bezw. vorge¬ 
schriebenen Desinfektionsmassnahmen hätten fehlen lassen. Bei 
einer Pfuscherin ist dies selbstverständlich stets der Fall, und 
wenn sie dazu noch mit ihren unsauberen Händen an den inneren 
Geschlechtsteilen manipulirt hat, so kann schon eher der Schluss 
gezogen werden, dass ihr die Erkrankung und der Tod von Wöch¬ 
nerinnen in Folge von Puerperalfieber zur Last zu legen sei. Bei 
den Hebammen dagegen kann dieser Schluss meist nur in den 
Fällen gezogen werden, in denen ihnen entweder die Unterlassung 
der vorgeschriebenen Massnahmen überhaupt, oder die direkte 
Uebertragung des Kindbettfiebers von Fall zu Fall nachgewiesen 
werden kann. Wo aber dieser letztere Beweis nicht zu führen 
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ist, insbesondere, wo es sich nur um vereinzelte Fälle von 
Puerperalfiebertod handelt, wird die gerichtliche Schuldfrage sofort 
in’s Schwanken gebracht durch die weitere Frage, ob nicht das 
Kindbettfieber auch ohne Zuthun bezw. Unterlassen seitens der 
bei der Entbindung betheiligten Person hätte eintreten können, 
da doch Fälle von sogenannter Selbstinfektion bekannt seien. 
Es handelt sich somit darum, ob wir Gerichtsärzte bereits in der 
Lage sind, neben dem gerichtlichen Indicienbeweis den strikten 
wissenschaftlichen Beweis zu führen, dass im gegebenen 
Falle keine Selbstinfektion, sondern eine von aussen bewirkte, 
und zwar ausdrücklich durch dritte Personen bewirkte 
Einimpfung des Infektionsstoffes in den Körper der 
Erkrankten stattgefunden hat? 

M. H.! Sie wissen, dass schon von den Gynäkologen selber 
die Einführung des Ausdruckes „Selbstinfektion“ in die Geburts¬ 
hülfe beklagt worden ist, da er zur Verdunkelung schuldhafter 
Unterlassungen bei den Entbindungen gar zu sehr geeignet ist. 
Ganz besonders aber ist dies, wie wir sehen, in der gerichtsärzt¬ 
lichen Praxis der Fall; wir werden uns daher mit diesem Be¬ 
griff auseinander zu setzen haben, um zu einer Klärung der An¬ 
schauungen und Beantwortung der von mir gestellten Frage zu 
gelangen. 

Es würde selbstverständlich zu weit führen, das Pro et Contra 
der über die „Selbstinfektion“ geführten Erörterungen hier bis 
in’s Einzelne zu verfolgen, vielmehr werden wir uns mit der selbst 
von den ausgesprochensten Gegnern einer Selbstinfektion aner¬ 
kannten Thatsache begnügen, dass Wöchnerinnen, die weder in 
ihrem Schwangerschaftszustande, noch während des Geburtsaktes 
jemals untersucht worden sind, an Kindbettfieber erkranken können, 
und nur darin sehen wir die gegnerischen Parteien von einander 
abweichen, dass die einen hierbei das Vorkommen selbst schwerster 
und tödtlich verlaufender Fieberfälle annehmen, während die andern 
das Vorkommen der letzteren nicht für ein wandsfrei erwiesen an- 
selien und annehmen, dass unter jenen Umstäuden nur leichte Er¬ 
krankungen, aber keine Todesfälle entstehen. 

Wie dem auch sei, Thatsache bleibt, dass die Möglichkeit 
des Vorkommens selbst von Sterbefällen in Folge einer sogenann¬ 
ten Selbstinfektion von massgebenden Autoritäten anerkannt wird, 
und so lange dies geschieht, wird sie auch vor Gericht mass¬ 
gebend bleiben, wenn nicht im gegebenen Falle ausdrücklich be¬ 
wiesen werden kann, dass ein solcher Fall von Selbstinfektion 
nicht vorliegt. 

Um diesen Beweis führen zu wollen, müssen wir uns zunächst 
nach bestimmten Merkmalen umsehen, welche etwa geeignet wären, 
uns die durch andere Personen infizirten Kranken von den durch 
Selbstinfektion Erkrankten unterscheiden zu lehren. Ich habe mir 
daher die Frage gestellt, ob vielleicht — Dank den weiteren Fort¬ 
schritten der wissenschaftlichen Forschung in den letzten Jahren — 
in den pathologischen Vorgängen des jeweiligen 
Falles, sei es in den bakteriologischen, sei es in den 
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pathologisch-anatomischen Befunden, sei es endlich 
in dem klinischen Verlauf desselben, solche Merkmale zu 
finden seien? 

In Bezug auf die Aetiologie der Krankheit herrscht, was 
kaum noch eines Wortes bedarf, allenthalben Uebereinstimmung 
in der Annahme, dass die Krankheit ausschliesslich durch Mikroben 
hervorgerufen wird, in den Fällen von sogenannter Selbstinfektion 
spontan, also ohne Zuthun Dritter, in die Wunden des Genital- 
traktus gelangt, in den anderen Fällen durch dritte Personen auf 
den Körper der Entbundenen übertragen. 

Die Vertreter der Lehre von der Selbstinfektion denken sicli 
den Vorgang bei der letzteren ungefähr so, dass die Mikroben, 
auch die pathogenen, die ja bekanntlich sich überall, in der 
Luft, an Kleidungs- und Wäschestücken, am Körper der zu Ent¬ 
bindenden und namentlich in den Schamhaaren derselben auf¬ 
halten können, von aussen her gewissermassen anfliegen und in 
die kleinen, durch den GeburtsVorgang erfolgten Risse und Wunden 
eindringen können. Sie nehmen weiter an, dass die bereits vor 
der Entbindung im Genitaltraktus etwa vorhandenen Mikroben in 
den durch die Geburtsvorgänge gequetschten und verletzten Weich- 
theilen einen geeigneten Nährboden für ihre Weiterentwickelung 
finden, vielleicht auch ihre vorher abgeschwächt gewesene Virulenz 
wiedererlangen und so zur Infizirung des Körpers führen. Sie 
rechnen endlich zu den Fällen von Selbstinfektion auch diejenigen, 
in denen der Entbindung möglichst unmittelbar noch ein Coitus 
oder eine Betastung der Geschlechtstheile, vielleicht ein Selber- 
naclifüblen seitens der Kreissenden, z. B. bei einer Gassengeburt, 
vorangegangen und dadurch der InfektionsstofF in den Genital¬ 
traktus hineingeführt worden sei. Selbst ein Eindringen der in- 
fizirenden Mikroben vom Respirations- und Darmtraktus her wird 
nicht für unwahrscheinlich erachtet. 

Alle diese Möglichkeiten sind selbstverständlich sehr geeignet, 
die Fälle wirklicher Uebertragung durch dritte Personen, zumal 
vor Gericht, in Frage zu stellen oder die Beweisführung ganz und 
gar unmöglich zu machen. 

Sehen wir daher zunächst einmal zu, ob wir in der Art der 
Mikroben Merkmale haben, die ihre Herkunft genauer erkennen 
und dadurch die Infektions- von den Selbstinfektionsfällen unter¬ 
scheiden lassen. 

Die für die meisten puerperalen Erkrankungen in Betracht 
kommenden Mikroben sind die Strepto- und die Staphylo¬ 
kokken; sie werden deshalb ziemlich allgemein für die eigentlichen 
Erreger des Puerperalfiebers angesehen. Ein Unterschied wird 
nur darin gemacht, dass die Streptokokken vornehmlich den schweren, 
die Staphylokokken den leichten Fällen von Puerperalfieber zu¬ 
kommen sollen. Wäre dies ein ständiger Befund, so würden wir 
in ihm schon eines der gewünschten Unterscheidungsmerkmale zu 
sehen haben. Allein die bisherige Forschung hat ergeben, dass 
beide Mikrobenformen gemischt Vorkommen, ja, dass z. B. im Ex¬ 
sudat einer nicht abscedirenden, also durchaus gutartigen Para- 
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metritis, die bösartigen Streptokokken gefunden wurden (Bunnn). 
Bei solcher Unbeständigkeit ihres Vorkommens werden wir selbst¬ 
verständlich nicht in der Lage sein, zu einer strikten Beweis¬ 
führung uns auf die Art der Mikroben mit Erfolg zu stützen. 
Aber auch ihre Herkunft lässt eine solche Beweisführung nicht 
zu. Streptokokken finden sich vielleicht am seltensten gerade im 
Eingernagelschmutz, dem Hauptträger der Infektion durch dritte 
Personen. Dagegen finden sie sich in der Luft — sie sind be¬ 
kanntlich aus der Luft der Krankensäle aufgefangen und gezüchtet 
worden —, ferner, was besonders wichtig ist, im normalen puer¬ 
peralen Uterus, und selbst im normalen, nicht puerperalen Vaginal¬ 
und Cervix - Sekret hat man Keime gefunden, die mit den Staphylo¬ 
kokken, vielleicht auch mit den Streptokokken identisch sind, 
wenngleich es noch nicht gelungen zu sein scheint, ihre Pathoge¬ 
nität nachzuweisen. Man hat sie ferner in dem Lochial - Sekret 
fiebernder Wöchnerinnen, daneben allerdings auch Staphylo- und 
Diplokokken, ferner an den äusseren Genitalien und Schamhaaren 
und auch in abgekapselten Abscessen, wie bei Salpingitis und 
Oophoritis gefunden, von wo sie ihren Weg zum Genitaltraktus 
genommen haben können. Dass sie also von dem untersuchenden 
Finger dritter Personen, von ihren Kleidern, Utensilien oder In¬ 
strumenten herrühren müssen, wird man jedenfalls nicht er¬ 
weisen können; die Bakteriologie ist somit nicht im Stande, die 
fraglichen Krankheitsfälle nach der Art der Erreger zu trennen. 
Wir werden nur die Tlmtsache registriren dürfen, dass in den 
schweren und zum Tode führenden Puerperalfällen, namentlich also 
bei der puerperalen Peritonitis, Septichaemie und Endocarditis, die 
Streptokokken dominiren, zum Unterschiede von den leichten, meist 
nicht tödtlichen Fällen, in denen in grösserer Zahl die Staphylo¬ 
kokken und andere Bakterienarten gefunden werden. 

Sind es also die Mikroben nicht, die uns ein pathognomones 
Zeichen für die Infektion durch Dritte darzubieten vermögen, s<> 
wollen wir sehen, ob wir aus dem pathologisch-an a tom i - 
sehen Befunde, der eigentlichsten Grundlage für die gerichts¬ 
ärztliche Beurtheilung, bestimmte Schlüsse nach gedachter Rich¬ 
tung hin ziehen können. 

Beginnen wir mit der Beschaffenheit der üblichen Eingangs¬ 
pforten des Krankheitserregers, also der äusseren Geschlechtstheile, 
des etwa vorhandenen Dammrisses oder der Portio vaginalis, so 
begegnen wir vielleicht den mattgrauen oder gelblichen, speckig 
belegten Puerperalgeschwüren oder eben so beschaffenen 
Wundflächen des Dammrisses und der Portio. Allein dieser Belag, 
der fälschlich und kurzweg meist mit der Bezeichnung „diplithe- 
ritischer Belag“ bedacht worden ist, ohne mit Diphtherie etwas 
gemein zu haben, findet sich eben so wohl in ganz normal ver¬ 
laufenden Puerperalfällen, sofern die Wunden sich mit den aus 
der Luft hinzutretenden Staphylokokken und Saprophyten in Ge¬ 
stalt dicker Rasen derselben besetzen, als auch in den schweren 
Fällen puerperaler Infektion, in denen eben die Geschwüre das 
gleiche Aussehen mit jenen theilen; nur werden hier vielleicht 
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bakteriell wieder die Streptokokken, in jenen die Staphylokokken 
und andere Bakterienarten in der Mehrheit vorhanden sein. Das 
Puerperalgeschwür als solches giebt uns also ebenfalls keinen 
Aufschluss über die Art der Infizirung, es ist auch nicht einmal 
immer vorhanden und fehlt meistens gerade in den schwersten 
Fällen von Puerperalfieber, wie z. B. bei der foudroyant ver¬ 
laufenden Sepsis. 

Auch dem Oedem, das etwa noch an den äusseren Ge- 
schlechtstheilen vorhanden wäre, ist eine besondere Bedeutung 
nicht beizumessen, da es eben so wohl in selbst fieberlos ver¬ 
laufenden Fällen, wie in schweren Infektions fallen vorhanden 
sein kann. 

Das Lochialsekret hat in den Puerperalfieberfällen bald 
ganz normale Beschaffenheit, bald ist es übelriechend, auch ist 
es bald spärlich, bald übermässig reichlich, ohne dass hierin 
etwas Pathognomones zu finden wäre. Auch sein Gehalt an Mi¬ 
kroben ändert hierin nichts, da selbst in den normalen Lochien 
zahllose Keime der verschiedensten Art gefunden werden können, 
wenngleich in schweren Erkrankungsfällen wiederum der Strepto¬ 
coccus im Vordergründe steht. 

Wie verhalten sich die weiteren anatomischen Befunde? 

Die Scheidenschleimhaut wird bald in stärkerer katar¬ 
rhalischer Schwellung, bald ganz intakt, mit und ohne stärkere 
Absonderung gefunden. 

Nun aber das Endometrium! In den schlimmen Fällen 
wird es bekanntlich meist missfarbig und in Folge fauliger Zer¬ 
setzung der zurückgebliebenen Decidua- und Placentarreste breiig 
zerfallen gefunden, in noch schlimmeren Fällen, wie wir sie früher 
in den Entbindungsanstalten zu sehen bekamen, selbst mit einem 
diphtherieähnlichen croupösen Belag überzogen, der Uterus-Inhalt 
blutwässerig, missfarbig, stinkend, mit Kokken aller Arten und 
nicht etwa ausschliesslich mit Strepto- oder Staphylokokken ge¬ 
schwängert, die Uterus-Wandungen serös durchtränkt. So selbst¬ 
verständlich ein solcher Befund nur durch das Hinzutreten von 
Infektionskeimen zu Stande kommen kann, so wenig giebt er über 
den Mechanismus ihres Hinzutretens Aufschluss, und wenn auch 
in der Regel der Infektionsstoff während der Geburt durch direkte 
Einführung vermittelst des untersuchenden Fingers oder der an¬ 
gewandten Instrumente in die Uterushöhle gelangt sein dürfte, so 
wird es andererseits von den Vertretern der Selbstinfektion, wie 
wir gesehen haben, nicht für ausgeschlossen gehalten, dass die 
bereits vor der Entbindung in der Vagina enthalten gewesenen 
pathogenen Keime ohne Weiteres, ohne Hinzuthun Dritter, einfach 
nur durch den Geburtsmechanismus oder das spätere Verhalten 
der Wöchnerin — zu frühes Aufstehen und dergl. — bedingt, in 
den Uterus eingewandert sein und die faulige Zersetzung hervor- 
vorgerufen haben können. 

Nicht anders steht es mit der Para- und Perimetritis sowie 
mit der puerperalen Peritonitis. Ihr anatomischer Befund an sich 
mit seinen verschiedenen Formen und selbst ihr bakterieller Ge- 
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halt an den verschiedenen Spaltpilzen, von denen Streptokokken 
eben so wohl bei gut- wie bei bösartigen Fällen gefunden worden 
sind, — auch sogar dem Streptococcus ähnliche, wenngleich 
mit wesentlicher Verschiedenheit (Pfannenstiel) —, ihr ana¬ 
tomischer und bakterieller Befund, sage ich, zeigen nur an. dass 
jene Krankheitsformen aus einer Infizirung des Körpers überhaupt 
hervorgegangen sind, und wenn sie auch in der Regel durch 
direkte Infektion von den Verletzungen des Genitalkanals aus 
erzeugt werden, so lassen sie wiederum die Möglichkeit nicht 
ausschliessen, dass sie erst von einer septischen Endometritis her. 
falls eine solche zugleich besteht, zur Entwickelung gelangt sind, 
die wiederum, wie wir gesehen haben, spontan, durch den Ge¬ 
burtsvorgang, insbesondere z. B. bei Ausstossung einer vorher ab¬ 
gestorbenen und zersetzten Frucht, zu Stande gekommen sein 
kann.*) 

Endlich geben die Gesammtbilder der puerperalen Septichaemie, 
Pyaemie, ulzerösen Endocarditis, keinen anderen pathologisch-ana¬ 
tomischen Befund, als sonst nach chirurgischen Eingriffen, nur dass 
durch die Affektion des Genitaltraktus gleichzeitig die Eingangs¬ 
pforte des Infektionsstoffes gekennzeichnet wird, und wo die Sepsis 
sehr akut verlaufen ist, fehlen selbst die Veränderungen an den 
Geschlechtstheilen. Auch spezifische Mikroben, wie etwa bei der 
Sepsis einzelner Thierformen, besitzen wir für die puerperale Sepsis, 
wie wir oben gesehen haben, noch nicht, so dass wir auch in dieser 
Beziehung die verschiedenen Krankheitsformen nicht zu unterscheiden 
vermögen. Es scheint sogar fraglich geworden zu sein, ob hierbei 
überhaupt Mikroben eine Rolle spielen, oder ob es nicht vielmehr 
gewisse Toxine sind, die das gefährliche Element bilden. Und was 
schliesslich auch hier wieder die Herkunft des Infektionsstoffes 
anlangt, so ist zwar wiederum die Regel, dass er durch den Finger 
oder ein Instrument direkt eingeimpft wird, doch wird auch sein 
Eindringen in den Körper vom Digestions- oder Respirationstrak- 
tus aus nicht für ausgeschlossen gehalten; somit können wir 
aus dem pathologisch-anatomischen Befund allein darüber, ob der 
Infektionsstoff durch dritte Personen eingeimpft worden, oder aut 
anderem Wege spontan in den Körper gelangt ist, wiederum keinen 
Aufschluss erhalten. 

Sehen wir endlich zu, ob wir in dem klinischen Ver¬ 
lauf die gewünschten Unterscheidungsmerkmale für spontan ent¬ 
standene und durch Infektion seitens Dritter herbeigeführte Puer¬ 
peralerkrankungen finden können. 

Das allgemeine Kennzeichen für die zur Wirkung gelangte 
Infektion ist die Erhöhung der Körperwärme, das Fieber. Dieses 
kann aber schon intra partum zu Wege kommen, wenn wegen 
langdauernder Austreibungsperiode eine putride Zersetzung des 


*) Desgleichen kann die Möglichkeit einer spontanen Infektion von der 
Scheide aus bestehen bleiben in den Fällen, in den%n nur Veränderungen an der 
Scheide und keine Endometritis gefunden werden, wie dies auch Dittrich an 
einem seiner beobachteten Fälle (die puerperalen Infektionsprozesse in foren¬ 
sischer Beziehung. Wiener klin. Wochensehr., 1892, Nr. 7) gezeigt hat. 
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Vaginal- und Cervix-Inhaltes, wohl auch des Fruchtwassers, ein- 
tritt; es kann selbst rapid zum Tod durch Sepsis führen, wenn 
nach dem bekannten Beispiel für Tod durch Selbstinfektion die 
Frucht wegen Querlage nicht ausgestossen werden kann, in Fäul- 
niss übergeht und die Mutter infizirt. Wir sehen hier also das 
Fieber auftreten, noch ehe die Kreissende durch dritte Personen 
berührt zu sein braucht. 

Das Vorkommen von Fieber im Wochenbett, ohne voraus¬ 
gegangene Untersuchung bei der Geburt, ist unzweifelhaft beob¬ 
achtet; wenn diese Fieber auch meist geringfügiger Natur sind, 
so kommen doch einzelne schwere und, wie wir von den Ver¬ 
tretern der Selbstinfektion annehmen sehen, sogar tüdtlich ver¬ 
laufende Fälle vor. 

Die einzelnen Erkrankungsformen anlangend, sehen wir das 
Fieber auftreten bei der Endometritis puerperalis, sobald die 
putride Zersetzung des Uterus-Inhaltes begonnen hat, gleich, ob 
die bereits in der Vagina oder deren Umgebung vorhandenen 
Fäulnisserreger wegen Atonie des Uterus oder zu frühen Auf¬ 
stehens der Wöchnerin oder aus sonst einem Grunde spontan in 
den Uterus gelangt, oder durch dritte Personen schon während der 
Geburt oder später durch Exploriren im Wochenbett oder sonst 
wie in die Decidua oder in die Cervix-Schleimhaut direkt einge- 
impft worden sind. 

Desgleichen tritt das Fieber bei allen anderen Formen puer¬ 
peraler Erkrankung auf, ohne erkennen zu lassen, ob letztere 
etwa indirekt von einer spontan entstandenen Endometritis aus¬ 
gegangen, oder ob sie durch direkte Infizirung entstanden sind. 

Die Zeit des Fiebereintritts bietet an sich ebenfalls 
nichts besonders Charakteristisches dar. Im Allgemeinen wird sie 
wohl auch auf den Zeitpunkt der Infektion einen Rückschluss ge¬ 
statten. Wir wissen aus der Erfahrung, dass bei der Septichaemie, 
Pelvio- und Peritonitis das Fieber schon in den allerersten Tagen, 
bei der Para- und Endometritis meist zwischen dem zweiten und 
vierten Tage, bei Pyaemie und Endocarditis meist erst viel später, 
Ende der ersten Woche oder gar noch später auftritt; allein wir 
wissen nichts Bestimmtes darüber, wie lange der Krankheitserreger 
im Körper in Thätigkeit sein muss, ehe er zum Fieberausbruch 
führt, und so kann uns auch die Zeit des Fiebereintritts über die 
Zeit der Infektion und damit indirekt über die Art des Zustande¬ 
kommens der letzteren einen bestimmten Aufschluss nicht geben. 

Dasselbe ist von den anderen Fiebersymptomen, der Höhe 
der Temperatur und dem Schüttelfrost zu sagen. 

Einzelne Formen der puerperalen Erkrankung zeichnen sich 
durch exquisit hohe Temperaturen aus, andere beginnen nicht zu 
hoch, steigern sich aber im weiteren Verlauf zu grösserer Höhe. 
Ob aber die Höhe der Temperatur der Ausdruck der Menge der 
aufgenommenen Krankheitserreger oder der Viru lenz derselben 
oder der Reaktionsfähigkeit des Organismus ist, bleibt 
noch weiteren Forschungen Vorbehalten. 

Der Schüttelfrost leitet nicht immer das Puerperalfieber ein; 
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er fehlt sogar meist bei der ausgesprochensten Sepsis, wie er bei 
der spontan entstandenen Endometritis fehlen kann, während er 
die Regel bildet bei der Pyaemie und in gleich heftiger Weise 
z. B. bei einer durch gonorrhoische Salpingitis herbeigefiihrten 
Perimetritis auftritt. Also auch hier nichts Charakteristisches. 

Zum Schluss sei noch der Dauer des Puerperalfiebers 
Erwähnung gethan; sie wird vielleicht weniger durch die Art des 
Infektionsstoffes, als vielmehr durch die Resistenzfähigkeit des 
Organismus bedingt und kann uns also erst recht keinen Auf¬ 
schluss über die Herstammung der Infektion geben. 

Somit wären wir am Ende unserer Betrachtungen angelangt, 
und nachdem wir gesehen, dass weder die Bakteriologie, noch der 
pathologisch - anatomische Befund, noch endlich der klinische Ver¬ 
lauf uns den gewünschten Aufschluss zu geben vermögen, so fragen 
wir, welchen Standpunkt der Gerichtsarzt nunmehr bei der Beur¬ 
teilung des Puerperalfiebers einzunehmen hat? 

Aus den bisherigen Erörterungen werden wir auch als Ge¬ 
richtsärzte allerdings die Möglichkeit einer Infektion ohne Zuthun 
Dritter zugeben müssen. Wir werden ferner mit den Vertretern 
der Selbstinfektion annehmen, dass diese Fälle meist leichter Natur 
sind und nur in den seltensten Fällen zum Tode führen. Wir 
werden aber auch mit den Gegnern der Selbstinfektion die An¬ 
nahme zu theilen haben, dass Todesfälle in Folge von Selbstin¬ 
fektion einwandsfrei noch nicht beobachtet sind. In der gericht¬ 
lichen Praxis jedoch haben wir es fast ausschliesslich mit Todes¬ 
fällen zu thun, also mit Puerperalfällen, bei denen wir a priori 
anzunehmen haben, dass sie durch Infektion seitens Dritter, durch 
direktes Hineintragen des Infektionsstoffes in eine der vielen kleinen 
Wunden des Genitaltraktus, zu Stande gekommen sind. Und wenn 
wir noch erwägen, auf welchen schwankenden Füssen die Selbst¬ 
infektionsfrage überhaupt steht, wie sehr wir es mehr mit theore¬ 
tischen Annahmen und Möglichkeiten dabei zu thun haben, und 
wie die durch Selbstinfektion erklärten Fälle im Allgemeinen doch 
nur darthun, dass bei ihnen die Quelle der Infektion unbekannt 
geblieben, dass aber eine Infektion immerhin stattgefunden hat: 
um wieviel mehr müssen wir aus den sowohl in wohlgeleiteten 
Krankenanstalten, als auch ganz besonders in der breiten Praxis 
gemachten Erfahrungen für uns die Berechtigung herleiten, die 
Todesfälle als Infektionsfälle par excellence, als durch 
direkte Einimpfung des Infektionsstoffes erzeugt, 
anzusehen! Von diesem Standpunkte aus müssen wir auch vor 
Gericht die puerperalen Todesfälle vertreten und der Selbstinfektions¬ 
frage dabei nur den geringsten Raum gestatten. 

Bei der Beurtheilung von puerperalen Erkrankungställen, 
die ja auch einmal zur gerichtlichen Erörterung gelangen könnten, 
wird nach Obigem der Selbstinfektionsfrage allerdings ein breiterer 
Raum eingeräumt werden dürfen, immerhin mit der Beschränkung, 
dass bei der Selbstinfektion, wie allgemein angenommen wird, im 
Ganzen nur leicht verlaufende Fälle in Frage zu kommen haben. 

Ich würde mich somit dahin resumiren: 
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1. Puerperale Todesfälle sind im Allgemeinen als durch 
Infektion seitens Dritter entstanden anzusehen, ohne dass Selbst¬ 
infektion w esentlich dabei in Frage zu kommen hat. 

2. Puerperale Erkrankungsfälle bedürfen bei ihrer ge¬ 
richtsärztlichen Beurtheilung auch weiterer Mitberücksichtigung 
der für die Selbstinfektion in Frage kommenden Momente. 


Impfung und Osteomyelitis. 

Von Kreiswundarzt Dr. Lindemann in Gelsenkirclien. 

„Die in neuerer Zeit von Laien und Aerzten gegen die 
Vaccination gerichteten Angriffe dienen nur dazu, die Verblendung 
und Anmassung ihrer Urheber zu beweisen, indem dieselben der 
Erfindung Jenner’s zur Last legen, was Sorglosigkeit der Be¬ 
hörden und Leichtfertigkeit mancher Aerzte verschulden.“ Diese 
Worte Häser’s 1 ) haben auch heute noch eine gewisse Berechti¬ 
gung. Mögen auch in neuester Zeit unter den Aerzten die Reihen 
der Impfgegner sich immer mehr gelichtet haben, bezüglich des 
Laienpublikums kann man wohl behaupten, dass es mehr Impf¬ 
gegner als Impffreunde zählt und dass dasselbe in überwiegender 
Mehrzahl mehr aus Zwang, als aus eigenem Triebe dem Impf¬ 
gesetze Folge leistet. Diese Gegnerschaft ist zum Theil gewiss 
durch Agitation künstlich wach gerufen, zum Theil beruht sie aber 
auf der thatsäehlichen Erfahrung, dass immer wieder Fälle zur 
Beobachtung kommen, in denen im Anschluss an die Impfung die 
Impflinge erhebliche Gesundheitsstörungen erleiden. 

Die Möglichkeit der Uebertragung des Syphilis, der Haupt¬ 
agitationspunkt der Impfgegner, ist durch Einführung der animalen 
Lymphe zwar beseitigt und auch, bei sachgemässer Lympli- 
gewinnung, die Möglichkeit der Uebertragung der Tuberkulose, 
aber unverändert und unvermindert bleiben fortbestehen die 
Gefahren der Wundinfektion an den Impfschnitten und an den 
Impfpusteln. 

Wohl jeder Arzt bekommt nach Beendigung einer Impfperiode 
den einen oder den anderen Fall in Behandlung, wo Impfpusteln 
geschwürig zerfallen sind, wo im Anschluss an die Impfpusteln 
ein mehr oder weniger ausgedehntes Erysipel oder eine Phlegmone 
sich entwickelt haben. Daran schliessen sich dann Entzündung 
und Vereiterung der Achseldrüsen, Phlegmonen der Brustwand 
und des unter dem Pectoralis gelegenen Bindegewebe. Auch 
Tetanus 2 ) wurde beobachtet. Ein tödtlicher Ausgang ist bei 
schweren Fällen dieser Art nicht ausgeschlossen. Zu den hier in 
Betracht kommenden Wundinfektionskrankheiten gehört auch die 
akute Osteomyelitis. 

Dass die akute Osteomyelitis durch Eindringen von Eiter¬ 
erregern, von Staphylokokken, in die Blutbahn jugendlicher In- 


*) Käser: Grundriss der Geschichte (1er Medizin, Seite 39(5. 
u ) P. Guttmanu: Jahrbuch für praktische Aerzte; 4. Bd., S. 210. 
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dividuen entsteht, unterliegt nach dem übereinstimmenden Urtheile 
der Chirurgen und Bakteriologen keinem Zweifel mehr. Diese 
Thatsache wird auch in ihrer Bedeutung nicht geändert durch die 
Beobachtung, dass unter besonderen Verhältnissen auch andere 
Spaltpilze, Typhusbazillen und Tuberkelbazillen, dieselbe Krank¬ 
heit hervorrufen können, und dass auch Traumen und andere 
äussere Schädlichkeiten bezüglich des Ausbruches der Krankheit 
von wesentlicher Bedeutung sein können. Die Eingangspforten, 
die Wege der Infektion, sind verschieden. 3 ) 

Nach Kraske können die Athmungsorgane den Eintritt der 
Staphylokokken vermitteln, nach Lücke und Frankel gelangen 
in anderen Fällen die Eitererreger nach Ablagerung der Staphy¬ 
lokokken in den Krypten der Tonsillen in die Blutbahn, nach 
Kocher und Kraske kann auch von Furunkeln aus die Infektiou 
erfolgen. In vielen Fällen bleibt der Infektionsweg unbekannt: 
dass auch die Impfpusteln als Eintrittspforte dienen können, mag 
folgende Beobachtung beweisen. 

Am 25. Juni d. J. wurde mir das 10 Monate alte Kind E. V. 
aus R. vorgestellt wegen einer Anschwellung des rechten Ober¬ 
schenkels und wegen einer Drüsenanschwellung in der linken 
Achselhöhle. Am rechten Oberschenkel bestand eine akute Osteo¬ 
myelitis. Der Femur war im unteren Drittel stark aufgetrieben, 
die Weichtheile daselbst geschwollen und schmerzhaft. Das Kind 
fieberte erheblich. In der linken Achselhöhle, am Rande des Pec- 
toralis, befand sich eine haselnussgrosse mässig schmerzhafte 
Lymphdrüsenanschwellung, zugleich zeigten sich am linken Ober¬ 
arme drei zu dicken Krusten eingetrocknete Impfpusteln. Die 
Anamnese ergab Folgendes: Das Kind stammt von gesunden 
Eltern und wurde an der Brust genährt. Am 19. Mai d. J. wurde 
das Kind mit animaler Lymphe mittelst 6 Impfschnitten geimpft. 
Bis zum Tage der Impfung war das Kind noch keinen Tag krank 
gewesen. Am achten Tage nach der Impfung schwoll der linke 
Oberarm an und zeigte eine entzündliche Röthe, die Impfpusteln 
fingen an zu eitern, das Kind war unruhig und fieberhaft; in der 
Achselhöhle zeigten sich Knoten von geschwollenen Drüsen: gleich¬ 
zeitig bemerkten die Eltern, dass das Kind das rechte Beinehen 
nicht recht bewegte, sie konnten jedoch ausser einer geringen 
Anschwellung des Oberschenkels an dem Beine nichts Krankhaftes 
finden. Allmählich wurde die Anschwellung des Oberschenkels 
oberhalb des Kniegelenks deutlicher, und weil dieselbe auch ver¬ 
schiedenen Umschlägen, Einreibungen und anderen Hausmitteln 
nicht wich, suchten die Eltern jetzt eudlich ärztliche Hilfe. Mein 
Vorschlag, das erkrankte Bein operativ zu behandeln, wurde von 
den messerscheuen Eltern, Anhängern Kneipp’s abgelehnt. Ich 
sah das Kind erst wieder am 12. Oktober d. J. Die Krusten der 
Impfpusteln waren abgefallen, die Lymphdrüsenschwellung in der 
linken Achselhöhle war zurückgegangen. Der Befund am rechten 
Oberschenkel war unverändert, nur hatte sich in der Zeit ober- 


3 ) Karewski: lieber operative Abortivbehandlung der akuten Osteomye¬ 
litis; deutsche med. Wochenschrift 1891, Nr. 40. 
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halb des inneren Condylus eine Fistel gebildet, aus der schon seit 
Wochen sich Eiter entleert hatte. Die Eltern willigten jetzt in 
die Vornahme der Operation. Diese ergab den typischen Befund 
einer Osteomyelitis. Vereiterung der Markhöhle im unteren Drittel 
bis zum Kniegelenk und Bildung mehrerer kleiner Sequester. Der 
Wundverlauf ist bis heute ein günstiger, fieberfreier. Voraussicht¬ 
lich wird jedoch die Funktionsfähigkeit des Kniegelenks erheblich 
gestört werden, ob auch das Wachsthum der Extremität eine 
Schädigung erfahren wird, mag noch dahin gestellt bleiben. 

Nach der Anamnese und dem ganzen Krankheitsverlaufe 
kann es wohl keinem Zweifel unterliegen, dass die zur Osteo¬ 
myelitis führende Infektion von den Impfpusteln ihren Ausgang 
genommen hat. 

In der Literatur, so weit dieselbe mir zugängig war, habe 
ich ähnliche Beobachtungen nicht finden können, und doch möchte 
ich bezweifeln, dass diese Fälle so selten sind, wie es danach 
scheinen könnte. Ich glaube annehmen zu dürfen, dass in manchen 
ähnlichen Fällen die Entstehungsursache der Osteomyelitis über¬ 
sehen wird. Auch in diesem Falle w r ürde ich eine unbekannte 
Infektionsquelle für die Osteomyelitis angenommen haben, wenn 
nicht die noch vorhandene und beiläufig erwähnte Lymphdrüsen- 
anschwellung in der linken Achselhöhle auf den kausalen Zu¬ 
sammenhang zwischen Vereiterung der Impfpusteln und dem Auf¬ 
treten der Osteomyelitis hingewiesen hätte. Die Annahme aber, 
dass in manchen Fällen das Auftreten der Osteomyelitis nach 
Impfung übersehen oder falsch gedeutet wird, gewinnt an Wahr¬ 
scheinlichkeit, wenn man erwägt, dass die Osteomyelitis als In¬ 
fektionskrankheit in ärztlichen Kreisen noch nicht allgemein er¬ 
kannt bezw. anerkannt ist und dass dieselbe noch vielfach als 
Ausfluss einer bestehenden Dyskrasie (Skrophulose), oder als Aus¬ 
fluss einer krankhaften Blutmischung aufgefasst wird, und wenn 
man ferner berücksichtigt, dass von den Impffreunden den Impf¬ 
gegnern vielfach die Konzession gemacht worden ist, dass durch 
die Impfung Dyskrasien, welche im Körper des Impflings 
schlummern, erweckt werden können, indem man wieder speziell 
auf die Skrophulose Bedacht nahm. 

Alle die erwähnten, im Anschluss an die Impfung sich ent¬ 
wickelnden Krankheitsprozesse haben das Gemeinsame, dass sie 
dem Impflinge mehr oder weniger langes Kranksein bringen, dass 
sie Lebensgefahr herbeiführen, dass sie Siechthnm und dauernde 
Gesundheitsstörung zurücklassen können; sie haben aber auch das 
Gemeinsame, dass sie sämmtlich Wundinfektionskrankheiten sind 
und als solche vermieden werden können. 

Sie können vermieden werden durch aseptische Nachbehand¬ 
lung der Impfpusteln. 

Wären diese Krankheitsprozesse mit der Impfung untrenn¬ 
bar verbunden, so würden sie immerhin bedauerlich sein, sie 
würden aber die segensreiche Bedeutung der Impfung nicht auf- 
■\viegen können. Man müsste sich damit trösten, dass sie ein noth- 
wendiges Uebel seien, und dass diese immerhin verhältnissmässig ge- 
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ringen Opfer an Gesundheit und Leben im Interesse der Gesammtheit 
gebracht werden müssten; sind aber diese Krankheitsprozesse nur 
etwas Zufälliges, etwas Vermeidbares, so ist ihr Vorkommen um 
so bedauerlicher und es muss auch der Versuch gemacht werden, 
ihr Vorkommen zu verhüten. 

Mit ihnen würde auch schwinden die auf ihnen fussende Ab¬ 
neigung des Publikums gegen die Impfung. Gewiss wird man es 
keinem Familienvater, dessen Kind eine ähnliche Gesundheits¬ 
störung erlitt, übel deuten können, wenn er zu einem fanatischen 
Impfgegner wird. Wenn aber die Staatsgewalt dem einzelnen 
Individuum den Zwang auferlegt, sich einer Massnahme, wie der 
Impfung, zu unterziehen, so liegt auch der Staatsgewalt ob, alle 
Massregeln aufzuwenden, Gefahren nach Möglichkeit zu beseitigen. 

Auch das Interesse des impfenden Arztes fordert die Beseiti¬ 
gung dieser Impfkrankheiten. Es ist naturgemäss, dass das Publi¬ 
kum, welches den Vorgang der Wundinfektion nicht versteht, der¬ 
artige Vorkommnisse dem Arzte zur Last legt und dieselbe ableitet 
von schlechter Beschaffenheit der Lymphe, oder von mangelhafter 
Technik des Arztes. Das Ansehen des Arztes leidet, er verliert 
an Vertrauen und Achtung. Man kann auch noch darauf hin- 
weisen, dass solche Vorkommnisse dem Arzte als Fahrlässigkeit, 
als Kunstfehler angerechnet werden könnten. Richter und Gut¬ 
achter, welche sich auf den Standpunkt Nussbaum’s stellen, dass 
die Unterlassung antiseptischer bezw. aseptischer Massnahmen bei 
der Wundbehandlung allzeit straffällig sein soll, werden keinen 
Grund haben, die Impfwunden allein auszunehmen. 

Nicht unwichtig ist daher die Beantwortung der Frage, wann 
und wie die Infektion der Impfwunden stattfindet? 

Man kann thatsächlich davon absehen, dass die Infektion der 
Impfwunden durch den Akt der Impfung selbst hervorgerufen 
werden kann. Ein solches Ereigniss wird, "wenn es überhaupt, 
statt hat, zu den grössten Seltenheiten gehören, denn eine sach- 
gemässe Technik uud aseptisches Verhalten bei der Impfung sind 
bei den Aerzten der Gegenwart ausser Zweifel. Ist die Lymphe 
nach Ausführung der Impfschnitte eingetrocknet, so ist für die 
nächsten Tage der Infektion der Weg gesperrt. Eine Eingangs¬ 
pforte wird der Infektion erst geöffnet nach Entwickelung der 
Impfpusteln. Wenn man die Literatur durchblättert und die Er¬ 
fahrung der Praxis berücksichtigt, so gewinnt man leicht die Ueber- 
zeugung, dass die Infektion stets stattfindet nach Entwickelung 
und bei eintretender Verletzung der Pusteln. Diese TliatSache 
ist auch gewiss nicht auffällig, wenn man sich vergegenwärtigt 
den verwahrlosten Zustand, in dem die Impfpusteln dem Auge des 
Arztes sich oft darbieten: verkratzt, zerschunden, blutig und eite¬ 
rig, verklebt mit schmutziger Wäsche und Kleidern. 

Die Gefahr der Infektion der Impfpusteln kann vermieden 
werden durch aseptische Nachbehandlung. 

Während die aseptische Wundbehandlung auf allen in Be¬ 
tracht kommenden Gebieten der Medizin sich nicht allein Bürger¬ 
recht, sondern unbestrittene Herrschaft errungen hat, hat dieselbe 
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bezüglich der Nachbehandlung der Impfpusteln eine Heimstätte 
nicht gefunden. Die Erklärung liegt vielleicht darin, dass bei den 
üblichen Massenimpfungen die technischen Schwierigkeiten bezüg¬ 
lich der Anwendung der aseptischen Wundbehandlung überschätzt 
worden sind, und doch kann mit geringer Mühe und mit geringen 
Mitteln allen Anforderungen Genüge geschehen. 

Wenn die Impfrevision einen Tag früher, als jetzt üblich, 
erfolgt, so findet man die Impfpusteln entwickelt, aber noch klein 
und geschlossen. Jetzt möge man dieselben mit einem aufsaugen¬ 
den Pulver (Bismuth. oder Talcum oder Pulv. salicyl. c. talc. etc.) 
dick bestreuen, den betreffenden Theil des Oberarmes umgeben 
mit 5—6 sich deckenden Touren einer aseptischen, hinreichend 
breiten Mullbinde und diese durch zwei zirkuläre Heftpflaster¬ 
streifen oben und unten fixiren, dann ist ein aseptisches Abheilen 
der Pusteln gewährleistet. 

Die Pusteln werden in ihrer Entwickelung nicht gehemmt, 
beim Platzen derselben wird das Pulver Austrocknung und Krusten¬ 
bildung befördern; die Binde schützt vor äusseren Insulten, ohne 
die Verdunstung und die Eintrocknung der Lymphe zu hindern; 
die Heftpflasterstreifen verhindern ein Abgleiten der Bindenlage. 
Zu diesen Massnahmen ist nur nothwendig eine Streubüchse mit 
dem gewählten Pulver, einige Mullbinden, eine Rolle Heftpflaster, 
eine Scheere und die reingewaschenen Hände eines Heildieners, 
eine Assistenz, deren der Impfarzt bei den üblichen Massen¬ 
impfungen auch jetzt schon kaum wird entbehren können. - 


Aus Versammlungen und Vereinen. 

Bericht aber die vom 84.-30. September d. J« in Wien 
Btattgehabte Versammlung Deutscher Naturforscher und 

Aerzte. 

(Fortsetzung.) 

B. Sektion für gerichtliche Medizin. 

I. Sitzung am 24. September, Nachmittags. 

Der Einführende, Herr Hofrath Prof. Dr. v. Hof mann, heisst die An¬ 
wesenden herzlich willkommen und koustituirt die Abtheilung. Ueber Beschluss 
wird sofort eine wissenschaftliche Sitzung angeschlossen und auf Vorschlag des 
Einführenden Herr Prof. Dr. Sey de 1-Königsberg zum Vorsitzenden derselben 
gewählt. 

H. Prof. Dr. Ungar-Bonn: Ueber den Nachweis der Zeitdauer 
des Lebens der Nengeborenen. 

Wenn in foro die Lebensdauer eines Neugeborenen in Frage kommt, so 
handelt es sieb zumeist nicht um die Frage, ob das Kind viele Stunden 
oder gar Tage gelebt habe, sondern ob der Tod desselben unmittelbar 
nach der Geburt oder ganz kurze Zeit darnach eingetreten sei. 

Für die Beantwortung dieser Frage hat man seit Langem auch den 
Lungenbefund heranziehen wollen. Es galt diesbezüglich in der gerichtlichen 
Medizin bisher unbestritten die Lehre, dass schon der erste kräftige 
Athemzug, zumindest aber schon wenige Athemzüge vollauf 
genügen, nm die Lunge des Neugeborenen in allen ihren 
Theilen vollständig mit Luft zu füllen. 

In einem gewissen Gegensätze zu dieser Lehre steht die von Dohm und 
Eokerlein auf Grund von Untersuchungen und Experimenten gewonnene 
Anschauung, dass der Luftwechsel der Nengeborenen bei ruhiger Athmung am 
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ersten Lebenstage noch ein schwacher sei und erst in den folgenden Tagen bis 
zum Ende der ersten Lebenswoche unter geringen Schwankungen derart an- 
stiege, dass am Ende der ersten Woche die Tiefe der Athemzuge etwa um ein 
Drittel jene am ersten Tage übertreffe. Nach dieser Lehre dürfe man es also 
nicht als die Regel ansehen, dass die Lungen Neugeborener schon nach kurzem 
Leben vollständig entfaltet seien. Beide Autoren stützen sich auch auf die That- 
sache, dass mau bei Neugeborenen nach einem mehrere Stunden, ja selbst Tage 
währenden Leben in den Lungen Atelektasen ohne Verschluss der BroncLial- 
äste finden könne. 

Unter Verwendung der von G e p p e r t und Z u n t z gebrauchten Messungs¬ 
methode mittelst der Gasuhr wiederholte Ungar Dohrns und Eckerleins 
Versuche an fünf Kindern, doch traf er die Einrichtung, dass die Kinder ans 
der freien Luft iuspirirten, während die Exspirationsluft in die Gasuhr ging. 
Seine Resultate stimmten im Allgemeinen mit jenen der beiden genannten An¬ 
toren ttberen. Wesentlich verschieden aber ist die Erklärung und Deutung, die 
Ungar diesen Befunden giebt; er sagt: Wie die beim Erwachsenen zu Zeiten 
eintretende geringere Athraungsgrösse darauf zurüekzuführeu ist, dass die ein¬ 
zelnen Alveolen weniger stark aufgebläht werden, ebenso ist zuzugeben, dass 
der beim Neugeborenen zu beobachtende geringe Luftwechsel am ersten Tage 
nur in einer geringeren Blähung und Ausdehnung der bereits 
entfalteten Lungenalveolen seinen Grund habe. Wenn dann mit dem 
wachsenden Bedürfnisse zu einem regeren Luftwechsel die anfänglich seichten 
Athemzüge an Tiefe gewinnen, so werden auch die Lungenalveolen mehr und 
mehr ausgedehnt werden. 

Nur bei dieser Erklärung sind Dohrns Befunde mit den hundertfältigen 
Erfahrungen der praktischen Geriehtsärzte und mit den Ergebnissen der von 
Ungar wiederholten Thierversuchc v. Hofmann’s vereinbar, welche hinläng¬ 
lich beweisen, dass neugeborene Kinder und Thiere, auch wenn sie nach nur 
wenigen Athemzügen getödtet werden, in der überwiegenden Mehrzahl voll¬ 
ständig lufthaltige Lungen aufweisen. 

In theilweiser Wiederholung und Ergänzung seiner bekannten Arbeiten 
führt Ungar im Anschlüsse an diese Erörterungen aus, dass andererseits aus 
dem Bef unde sei bst vollkommen luftleererL ungen einstunden-, 
ja selbst tagelanges extrauterinesLeben nicht mit Sicherheit 
ausgeschlossen werden könne. Der Befund atelektatischer Partien be¬ 
weise nicht, dass diese Antheile der Laugen überhaupt nicht zur Entfaltung 
gekommen waren, da — selbst bei einem kräftigen uud lebensfähigen Kinde — 
die Luft resorbirt und dadurch zum Verschwinden gebracht werden könne, wenn 
nur die Zirkulation genügend lauge erhalten bleibt, die Herzaktion also die 
Athmung geraume Zeit überdauert. 

Man vermag also aus dem Befunde luftleerer oder wenig 
lufthaltiger Lungen nur dann auf ein kurzes und wenig kräf¬ 
tiges Leben zu schliessen, wenn nach dem Sektionsbefunde ein 
rasches Sistiren der Herzthätigkeit anzunehmen ist. 

Mit wenigen Worten weist schliesslich Ungar darauf hin, dass aus dem 
Verhalten des Magendarmkanals eher als aus dem der Lungen, der Nabelschnur un i 
der foetalen Wege Anhaitspuukte für die Bestimmung eines kurzen, nicht auf 
mehrere Tage sich ausdehnenden Lebens gewonuen werden können. 

Diskussion: 

Prof. Dr. v. Hofmann-Wien stimmt diesen Ausführungen im Wesentlichen 
bei und erinnert, dass das Verschwinden der Luft aus den Lungen hauptsächlich 
bei frühgeborenen Kindern vorkomme und dass auch eine gleichmässige 
luftleere Beschaffenheit der Lungen doch mit mehr Wahrscheinlichkeit dafür 
spreche, dass keine ausgiebige Athmung stattgefunden habe. Hierzu bemerkt 
Ungar, dass das häufigere Vorkommen von Resorption der Lungenluft bei Früh¬ 
geborenen darin seinen Grund habe, dass das embryonale Herz widerstands¬ 
fähiger sei und nach Einstellung der Athmung um so länger seine Thritigkeit 
fortsetze, je weiter entfernt vom Zeitpunkt der Reife die Frucht sei. 

Med.-Rath Dr. Boehm-Magdeburg erzählt einen von ihm sezirten Fall: 
Er fand bei einem nicht ganz ausgetragenen Kinde völlig atelektatische Lungen; 
trotzdem stellte sich nachträglich als ganz sicher heraus, dass das Kind 24 
Stunden gelebt habe. 
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Schliesslich fügte Ungar noch bei, dass die Möglichkeit der Resorption 
der Lungenluft durch das in den Kapillaren der Alveolarwände kreisende Blut 
noch dadurch wesentlich begünstigt werde, dass beim Kollaps der Lungen'auch 
die Wandungen der kleinsten Bronchi zusammenfallen, so dass die Residualluft 
gegen die äussere Atmosphäre abgeschlossen werde. 

II. Sitzung, am 25. September, Vormittags. 

Vorsitzender: H. Prof. Dr. Ungar-Bonn. 

H. Prof. Dr. S e y d e 1 - Königsberg: Tod durch Aspirationserstickung 
im bewusstlosen Zustande. 

Das so sehr wechselnde anatomische Bild bei Ertrunkenen, der oft fast 
negative Befund, wie man ihn an ertrunkenen Neugeborenen und an im kalten 
Wasser durch Ertrinken um’s Leben Gekommenen finden kann, andererseits die 
Bilder, welche im Blute Erstickte häufig zeigen, veranlassten Seydel zu Un¬ 
tersuchungen, welche darüber aufklären sollten, ob Bewusstlosigkeit und Mangel 
der Reflexe und ob auch die Temperatur der Erträukungsflilssigkeit auf die 
Menge der aspirirten Flüssigkeit von Einfluss sei. Seydel verwendete zu seinen 
Experimenten kräftige Kaninchen verschiedenen Alters, zur Erzeugung einer 
flachen Narkose 50 °/ 0 Urethanlösung, für eine tiefere Narkose Chloroform und 
Acther. Zur Erträukuug diente kühles (12—15° R) oder blutwarmes Wasser, 
das entweder rein oder als eine durch Kleiemischung hergestellte schleimige 
Flüssigkeit verwendet wurde. 

Für’s erste suchte Seydel durch Wägungen ein konstantes Gcwichtsver- 
hältniss zwischen den Lungen und dem Gesammtkörper der Kaninchen festzustellen 
und fand, dass bei älteren Thieren das Lungengewicht zum Körpergewicht in 
einem Verhältnisse von 1: 200, bei jüngeren Thieren in einem Verhältnisse von 
1: 150 stehe. Durch Ertränken der Thiere unter den erwähnten verschiedenen 
Bedingungen und nachherige Gewichtsbestimmung der Lungen kam Seydel zu 
folgenden Resultaten: Alle in Narkose — sowohl in oberflächlicher als in tiefer 
— ertränkten Thiere zeigten eine grössere Gewichtszunahme der Lungen durch 
aspirirte Flüssigkeit als die ohne Narkose ertränkten. Tief narkotisirte Thiere 
wiesen die bedeutendste Gewichtsvermehrung auf. In warmer Flüssigkeit wurde 
mehr aspirirt als in kalter. Ein sicherer Einfluss des Alters der Thiere war 
nicht nachweisbar. 

In praktischer Beziehung betont Seydel, dass die verschiedenen Befunde 
bei neugeborenen Kindern, je nachdem diese in einer kalten oder in einer warmen 
Flüssigkeit, z. B. Geburtswässer, ertrunken sind, in seinen Versuchsergebnissen 
ihre Erklärung finden. 

Diskussion: 

Dr. Hab erd a -Wien erinnert, dass die Hauptmenge der Flüssigkeit beim 
Ertrinkungstod überhaupt erst nach Eintreten der Bewusstlosigkeit und nach Auf¬ 
hören der Reflexthätigkeit aspirirt werde. 

Prof. Dr. Kratter-Graz weist auf die Fehlerquellen hin, denen man un¬ 
terliegt, wenn man aus den Gewichtsverschiedenheiten der Lungen auf die Menge 
der aspirirten Flüssigkeit schliessen will; er nimmt dabei Bezug auf die gegen 
die Ploucquct’sehe Probe erhobenen Bedenken. 

v. Hofmann - Wien bemerkt, dass neben individuellen Einflüssen auch die 
Schnelligkeit des Todeseintrittes sowie die Zahl und die Tiefe der terminalen 
Athmungen auf die Menge der aspirirten Flüssigkeit Einfluss habe. 

Dass die Andauer der Herzthätigkeit auch für diese Frage von Wich¬ 
tigkeit sei, hebt schliesslich noch Prof. Dr. Ungar-Bonn hervor, da die Lungen- 
flüssigkeit bei Fortdauer der Zirkulation durch Resorption vermindert werden 
könne. 


H. Kr. - Phys. u. San. - Rath Dr. F r e y e r - Stettin: Das Puerperalfieber 
in forensischer Beziehung 1 ). 

In der anschliessenden Diskussion erörtert Prof. Dr. Dittrich -Prag, 
wie in nicht weuigen Fällen durch sorgfältige pathologisch - anatomische und 
durch bakteriologische Untersuchungen die Quelle und der Weg der puerperalen 
Infektion zu eruiren sind. Prof. Dr. S e y d e 1 - Königsberg fügt mit Rücksicht 


‘) Der Vortrag ist in dieser Nummer der Zeitschrift im Wortlaut gebracht. 
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auf die Frage nach dem Wege, den die fortschreitende Infektion nimmt, L 
dass es seiner Ansicht nach auch durch Relaxation des Uterus gleichsam zur 
Aspiration der Infektionskeime kommen könne. 

H. Prof. Dr. Kratter-Graz: Zur Diagnostik der Erstickung. 

Vortragender fand in den Leichen Erstickter, sei es dass die Erstickung 
durch Strangulation, durch Ertrinken oder durch Fremdkörper bedingt war, in. 
hinteren Mediastinalgewebe entlang der absteigenden Aorta, besonders in der NäLe 
des Zwerchfelles, rundliche oder streifige Blutaustritte von verschiedener Grösse. 
Auch nach dem Tode durch Herzlähmung sah er sie, wenn der Tod nicht plötz¬ 
lich, sondern nach vorausgegangener Agone eingetreten war. Bei Kindern in 
den ersten Lebensperioden, in deren Leichen die gewöhnlichen Ecchymosen ein 
so häufiger Befund sind, sah er sie nie, während er sie in den Leichen Er¬ 
wachsener bei den erwähnten Todesursachen fast nie vermisste. Gerade dieses 
Verhalten hält Kratter für diagnostisch verwerthbar. 

Zur Erklärung ihres Zustandekommens nimmt Kratter eine im Höhe- 
Stadium der Erstickung erfolgende gewaltsame Verschiebung der am linken 
Bronchus und om ZwerehfiÜschlitz angehefteten Aorta an, für welche Annahme 
er die Ergebnisse einiger Thierexperimente und die Erfahrung verwerthete, das« 
er die beschriebenen Blutungen bisher in Leichen vermisste, bei denen die Er¬ 
stickung durch Kompression des Brustkorbes bedingt gewesen war. 

Im Anschlüsse an den Vortrag bemerkt v. Hof mann, dass man bei Er¬ 
stickten manchmal entlang den Interkostalräumen Ecchymosen vorfinde, für deren 
Entstehung man auch mechanische Verhältnisse verantwortlich machen könnte. 

III. Sitzung, am 25. September, Nachmittags. 

Vorsitzender: H. Prof. Dr. Kratter-Graz. 

H. Dr. Wach holz-Krakau: Ueber die Altersbestimmung an Lei¬ 
chen auf Grund des Ossifikationsprozesses im oberen Humerusendc. 
(Mit Demonstrationen 1 ). 

Im Wiener und Krakauer gerichtlich-medizinischen Institute studierte 
Wachholz an 230 Leichen den zeitlichen Ablauf der schliesslichen Ver¬ 
schmelzung der Huraerusdiaphyse mit ihrem oberen Ansatzstücke und wusste 
durch Berücksichtigung des Geschlechtes, der Nationalität, der Körperlänge, ge¬ 
wisser Anomalien im Wachsthumc des Skeletes und in der Entwickelung dr> 
Genitalsystemes, sowie mancher Allgemeinerkrankungcn die Ursache für die bis¬ 
her nicht ganz übereinstimmenden Zeitangaben verschiedener Autoren sichcr- 
zustellen. 

Nach Wachholz fällt der vollständige Schwund des Epiphysen - Piaphy- 
senknorpels hei Frauen in das 17. bis IS., bei Männern in das 20. bis 21. Le¬ 
bensjahr, bei der Krakauer Bevölkerung bei ersteren in das 19., bei letzteren 
in das 23. Jahr. Mit dem Verschwinden der Knorpelleiste wird auch das 
Knochengefüge der Epiphyse ein anderes und zeigt zwischen dem 20.—25. Jahr 
deutlich einen radiären Bau. Auch das Ilinaufrücken (1er Markhöhle kann für 
Altersbestimmungen verwendet werden. Zwergwuchs, Hypoplasie der Genitalien 
und chronische Erkrankungen verzögern den Abschluss der Ossifikation, der bei 
mittlerer Körperlänge früher, als bei hohem Wüchse sich einstellt. 

v. Hofmann bestätigt Wachho 1 z’ Angaben, welche für genauere Alters- 
bestimmungen in den erwähnten Lebensjahren von grossem Nutzen seien. 

H. Prof. Dr. v. Hofmann: Demonstrationen. 

Der Vortragende erläutert an der Hand zahlreicher Präparate verschie¬ 
dene Befunde bei der Verbrennung, so die Hantberstungen, die Calcination der 
Knochen und das Ulcus duodenale. Auch zeigt er an Präparaten und Ab¬ 
bildungen die häufigsten Befunde bei der Tödtung durch den Blitz und hoch¬ 
gespannte elektrische Ströme. Schliesslich führt er aus seiner reichhaltigen 
Sammlung eine grosse Zahl von Spirituspräparaten und Moulagen vor und de- 
raonstrirt an ihnen die anatomischen Befunde nach Einwirkung der verschie¬ 
densten Gifte. 


*) Siehe Fried re ichs Blätter für gerichtl. Med.; 1894, p. 210 u. ff. 

(Schluss folgt.) 
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Bericht ober die am 19.-28. September d. J. in Kagdebarg 
stattgehabte XIX. Versammlung des deutschen Vereins 
für öffentliche Gesundheitspflege. 

(Schluss.) 

Freitag, den 21. September, dritter Sitzungstag. 

IV. Die Massregeln zur Bekämpfung der Cholera. 

Die Referenten, Geh. Rath Dr. v. Kerschenste in er-München und 
Prof. Dr. Gaff ky-Giessen hatten gemeinsam folgende Leitsätze aufgestellt: 

„1. Die Erfahrungstatsachen über zeitliche, örtliche und persönliche Dis¬ 
position, sowie über die Immunitäten, zeitliche, örtliche und persönliche, verdienen 
unbeschadet der Bedeutung des Choleravibrio als unmittelbaren Krankheits¬ 
erregers auch heute noch volle Beachtung. 

2. Den sichersten Schutz gegen Cholera - Epidemien gewährt die schon in 
cholerafreien Zeiten auszuführende Assanirung der Städte und Ortschaften, ins¬ 
besondere deren reichliche Versorgung mit reinem Wasser, sowie entsprechende 
Beseitigung der Abfallstoffe. 

3. Bei drohender Invasion der Cholera ist Vorsorge zu treffen für früh¬ 
zeitige Erkenntniss der Cholera-Erkrankungen, zuverlässiges Meldewesen, un¬ 
auffällige Ueberwachung Zugereister; bei Verdächtigen bakteriologische Unter¬ 
suchung; Ueberwachung des See- und Flussschifffahrtsverkehrs; Bereitung von 
Räumlichkeiten und Transportmitteln für Kranke und Verstorbene. 

4. Beim Auftreten der Cholera: Isolirung der Kranken oder Verdächtigen, 
soweit wie möglich ohne Anwendung von Kraukenhauszwang; Desinfektion der 
Ausscheidungen und der mit letzteren verunreinigten Gegenstände; Evakuation 
von infizirten schlechten Wohnungen und Flussfahrzeugen; Schliessung von nach¬ 
weislich infizirten oder infektionsverdächtigen Wasser-Entnahmestellen; Heran¬ 
ziehung eines erfahrenen Sachverständigen bei weiterer Verbreitung der Cholera. 

5. Verkehrsbeschränkuugen hinsichtlich der Ein- und Durchfuhr sind auf 
das Mindestmass zurückzuführen; der Waarenverkehr bleibe unbehelligt, beim 
Personenverkehr beschränke man sich auf eine einfache ärztliche Kontrole. 
Nahrungs- und Genussmittel sind hinsichtlich ihrer Provenienz wie andere 
Waaren zu behandeln, hinsichtlich ihrer Qualität aber einer strengen gesund¬ 
heitlichen Beaufsichtigung zu unterstellen. Quarantänen sind durch vernünftig 
eingerichtete Revisionen zu ersetzen. 

6. Der Ausdruck „Stromverseuchung“ bedarf bei einer enormen verkehrs- 
wirthschaftlichen Bedeutung einer Einschränkung dahin, dass vereinzelte Vor¬ 
kommnisse ferner nicht mehr als Gründe zur Anwendung dieses Wortes ange¬ 
sehen werden. 

7. Behufs Ermöglichung menschenwürdiger und menschenfreundlicher 
Pflege der Kranken innerhalb wie ausserhalb der Krankenhäuser und der Für¬ 
sorge für Arme und Hülflose in geordneter Nothstandspflege ist auszusprechen, 
dass bei saebgemässem reinlichen Verhalten der Verkehr mit cholerakranken 
Personen ungefährlich ist. 

8. Die internationalen Bestrebungen, die Cholera auf ihre Heimath zu 
beschränken und ihre Verschleppung zu verhüten, wie sie in den Pariser und 
Dresdener Beschlüssen Ausdruck finden, sind dankbar anzuerkennen und ihr 
wirksamer Vollzug kräftigst zu fördern.“ 

H. Geheimratb Dr. v. Kerschensteiner erwähnt zunächst, dass er 
sich mit dem Korreferenten so in die Erledigung des Themas getheilt habe, 
dass er selbst die drei ersten und die beiden letzten, Prof. Dr. Gaffky dagegen 
die übrigen Leitsätze vertreten werde. Er hebt sodann hervor, dass die in den 
letzten Jahren gesammelten Erfahrungen und wissenschaftlichen Forschungen 
über die Entstehung und Verbreitung der Cholera wesentlich dazu beigetrageu 
haben, die in dieser Beziehung früher vorhandenen Gegensätze so weit abzu¬ 
schwächen, dass heute wenigstens in Bezug auf die prophylaktischen Massregeln 
gegen die Cholera eine Einigung unter den verschiedenen Choleraforschern 
erreicht sei. Die grössten Fortschritte auf diesem Gebiete habe man zweifellos 
der Bakteriologie zu verdanken; andererseits würde es jedoch durchaus verkehrt 
sein, die epidemiologischen Erfahrungen unbeachtet zu lassen, da diese über 
manche Punkte Aufklärung geben, bei denen die bakteriologische Forschung im 
Stich lasse. Darüber, dass der Kommabazill als der spezifische Erreger der 
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Cholera anzusehen sei, bestehe wohl kaum noch eine Meinungsverschiedenheit, 
daneben müsse aber auch auf Grund der bei den früheren wie bei den jüngsten 
Choleraepidemien gemachten Beobachtungen eine örtliche, zeitliche und persön¬ 
liche Disposition angenommen werden. Referent kritisirt hierauf die von den 
Verwaltungsbehörden gegen die Cholera angeordneten Massregeln, die nach seiner 
Ansicht vielfach weit über den Zweck hinausgehen. Namentlich solle man mit 
dem Ausdrucke „StromVerseuchung“ sehr vorsichtig umgehen; eine vereinzelte 
Choleraerkrankung in dem Gebiete eines Stromes rechtfertige keineswegs die 
Annahme einer „Verseuchung“ desselben. Ebenso falsch sei es, jeden einzelnen 
Cholerafall zu veröffentlichen; durch ein derartiges Verfahren werde nur unnütze 
Furcht erweckt und das verkehrswirthschaftliche Interesse geschädigt. 

Von grosser Wichtigkeit sei die Frage, ob die Cholera unmittelbar vom 
Menschen zum Menschen übertragbar sei. v. Kerschensteiner bezweifelt 
dies; denn die Cholera sei keine ansteckende Krankheit wie Scharlach oder 
Pocken, bei denen der Ansteckungsstoff auch durch dritte gesunde Personen 
verschleppt werden könne. Thatsächlich erkranken auch die mit Cholera¬ 
kranken umgehenden Personen nicht häufiger an Cholera als andere Personen; 
die Liebesthätigkeit könne daher ruhig ihres Amtes bei Cholerakranken walten, 
nur Reinlichkeit, geregelte Lebensweise und Vorsicht sei für das Pflegepersonal 
dringend geboten. 

Eine grosse Bedeutung für die Bekämpfung der Cholera misst Referent 
den internationalen Abmachungen bei, wie solche durch die Dresdener und 
Pariser Konventionen getroffen sind. Würden die zwischen den Vertragsstaaten 
vereinbarten Massregeln behufs Beschränkung der Seuche auf ihren eigentlichen 
Heimathsherd streng durchgeführt, dann sei die Hoffnung berechtigt, dass man 
dereinst, wenigstens für Europa, sagen könne, die Cholera sei lediglich eine 
Krankheit des 19. Jahrhunderts gewesen. 

H. Prof. Dr. Gaffky hält im Gegensätze zu dem Korreferenten die von 
den Behörden getroffenen Massregeln gegen die Verbreitung der Cholera für 
ebenso berechtigt als zweckmässig; dieselben hätten sich auch durchaus als 
wirksam bewährt, wie namentlich aus den bei der vorjährigen Choleraepidemie 
in Nietleben und bei den diesjährigen Epidemien in Ostpreussen gemachten Er¬ 
fahrungen hervorgehe. Referent betont dann, dass der Cholerakeim sich nicht 
nur in dem Darm und den Ausleerungen von Cholerakranken, sondern auch von 
wieder völlig Genesenen oder scheinbar ganz Gesunden finde. Um so notb- 
wendiger sei daher eine sorgfältige Ueberwachung aller cholerakranken und 
choleraverdächtigen Personen. Durch die Luft würde der Infektionsstoff nicht 
fortgetragen, auch nicht direkt vom Menschen zum Menschen, wohl aber durch 
beschmutzte Leibwäsche etc. und vor Allem durch das Wasser, namentlich des¬ 
jenigen der offenen, durch die Abwässer der anliegenden Ortschaften und dnreh 
die Entleerungen der auf dem Wasser lebenden Schifferbevölkerung verunreinigten 
grösseren Flussläufe. Der sicherste Schutz gegen die Cholera sei daher Rein¬ 
lichkeit im Verein mit Massigkeit und die Zuführung reinen, guten Trinkwassers; 
denn dass selbst die besten Kanalisationsanlagen nicht gegen den Ausbruch der 
Cholera schützen, wenn nicht gleichzeitig für tadelloses Trinkwasser gesorgt 
werde, habe die grosse Choleraepidemie in Hamburg vor zwei Jahren gezeigt. 

Von einer Absperrung der Landesgrenzen verspricht sich Gaffky ebenso 
wenig Nutzen, wie von sonstigen Verkehrsbeschränkungen; jedenfalls solle man 
bei Anordnung derartiger Massregeln stets erwägen, ob der erhoffte Nutzen in 
richtigem Verhältnisse stehe zu den mit den Massregeln verbundenen Verkebrs- 
sehädigungen. Dasselbe gelte betreffs der Einfuhrverbote von Waaren, dagegen 
seien die in den Handel gelangenden Nahrungsmittel einer scharfen Kontrole zu 
unterziehen; Wasser und Milch solle man in Cholerazeiten nur in gekochtem 
Zustande gemessen. Völlig nutzlos sei ferner die bei Laien in solchen Zeiten 
so sehr beliebte Vergeudung von Desinfektionsmitteln. 

Nachdem Referent noch kurz einzelne Bestimmungen der Dresdener Kon¬ 
vention besprochen hat, betont er die Wichtigkeit einer raschen und frühzeitigen 
Diagnose der ersten Cholerafälle, die jetzt keine Schwierigkeiten mehr mache. 
Nicht minder wichtig sei die rechtzeitige Bereitstellung geeigneter Räume, um 
die Kranken sofort isoliren zu können, die Beschaffung eines geschulten Pflege¬ 
personals, die Sicherstellung ärztlicher Hülfe, die Anschaffung eine* geeigneten 
Desinfuktionsapparates u. s. w. Unter Hinweis auf die grossen Verdienste des- 
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jenigen Mannes, den} wir hauptsächlich die grossen Fortschritte auf dem Gebiete 
der Choleraforschung zu verdanken haben und dessen Name wohl nicht erst 
genannt zu werden brauche, schliesst Referent seinen fesselnden, mit allseitigem 
Beifall aufgenommenon Vortrag. 

Diskussion. 

Prof. Dr. Fr änkel-Marburg ist der Ansicht, dass man ohne Anwendung 
des Krankenhauszwanges nicht auskommen kann, wenn eine wirksame Isolirung 
der Kranken durchgeführt werden soll. Es sei dies allerdings ein Eingriff in 
das Recht des Einzelnen, der sich aber im Interesse der Allgemeinheit nicht 
vermeiden lasse. Auch die Anschauung, dass „bei sachgemässem und reinlichem 
Verhalten der Verkehr mit cholerakranken Personen ungefährlich sei“, müsse 
als bedenklich bezeichnet werden. Von sachgemässer und reinlicher Pflege 
könne bei den meist den ärmeren Bevölkerungsschichten angehörigen Kranken 
nicht die Rede sein; für diese müsse daher auch die Cholera als eine ansteckende, 
von Person zu Person übertragbare Krankheit angesehen und deshalb gerade 
die rasche Unterbringung der Erkrankten in besondere Räume gefordert werden. 

Prof. Dr. Wolf f h ü ge 1 - Göttingen fragt den Vorredner, ob er sich wohl 
eine zwangsweise Unterbringung in eine Cholerabaracke bei blossem Choleraver¬ 
dachte gefallen lassen würde P Er persönlich sei jedenfalls nicht geneigt, sich einer 
derartigen Zwangsmassregel gutwillig zu unterwerfen; seines Erachtens dürfe 
dieselbe nur in solchen Fällen zulässig sein, wo eine Isolirung und sachgemässe 
Pflege der Kranken im eigenen Hause nicht möglich sei. — Der Grund, dass 
die Cholera namentlich im August und September so stark auftrete, ist nach 
Ansicht des Redners darin zu suchen, dass in diesen Monaten das meiste Wasser 
getrunken werde. 

Prof. Dr. Fr änkel erwiderte kurz, dass er sich vorkommenden Falls 
mit Rücksicht auf das Wohl der Gesammtheit dem Krankenhauszwange unter¬ 
werfen würde; einen Unterschied in der Behaudlung der Erkrankten nach ihren 
häuslichen Verhältnissen machen und für die armen Leute den Krankenhaus¬ 
zwang vorschreiben zu wollen, sei vom sozialen Standpunkte aus entschieden 
verwerflich und würde mit Recht nur Wasser auf die Mühlen der Sozial¬ 
demokratie liefern. 

Hierauf ergreift, mit lebhaftem Beifall begrüsst, Geh. Rath Prof. Dr. Koch- 
Berlin das Wort zu folgenden Ausführungen: 

„Wenn man sich über die Massnahmen verständigen will, die gegen eine 
Infektionskrankheit zu treffen sind, muss man von gewissen Grundanschauungen 
ausgehen. Diese Grundanschauungen sind in erster Linie unsere Auf¬ 
fassungen der ätiologischsn Verhältnisse. Darüber sind wir bis 
vor wenigen Jahren noch sehr verschiedener Meinung gewesen, und ich glaube, 
wenn der Vorstand unserer Gesellschaft vor einigen Jahren Referenten aus 
Norddeutschland und SUddeutschland berufen hätte, um hier Vorschläge zur Be¬ 
kämpfung der Cholera zu machen, dann wären die Meinungen so auseinander¬ 
gegangen, dass man wohl schwerlich zu irgend einem Ergebniss gekommen wäre. 
Wir haben aber heute gehört, dass die Referenten, sowohl die aus Süddeutsch¬ 
land wie die ans Norddeutschland, Uber diesen wesentlichsten Punkt, der uns als 
Grundlage dienen muss, eines Sinnes sind, und ich möchte diese Thatsache mit 
Freuden begrüssen (Bravo!), namentlich auch, nachdem Herr v. Pettenkofer 
vor einiger Zeit selbst sich dahin ausgesprochen hat, dass er nunmehr den 
Cholerabacillus als das X ansieht in seiner Auffassung von der Aetiologie der 
Cholera. Ich möchte sagen, dass die heutige Versammlung gewissermassen 
einen Zeitabschnitt in der Cholerageschichte ausmacht. Der 
10jährige Streit über das Wesen der Cholera hat, glaube ich, damit sein Ende 
gefunden. Wir sind also Alle darüber einig, dass ein ganz be¬ 
stimmt charakterisirter Parasit die Ursache der Cholera ist. 
Wenn ich das so kurzweg sage, dann meine ich damit durchaus nicht, dass, 
wenn Jemand diesen Parasiten in seinen Mund oder in seinen Magen oder selbst 
in seinen Darm bringt, er dann unter allen Umständen sofort einen ganz gleich- 
mässig beschaffenen schweren Choleraanfall bekommen muss. Ich habe das 
niemals behauptet. Ich habe von Anfang an immer die Anschauung vertreten, 
dass wir, wenn wir auch die eigentliche Ursache kennen, noch eine ganze Anzahl 
von HUlfsursachen berücksichtigen müssen, die ja immer in der bekannten 
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Weise gekennzeichnet werden, dass örtliche, zeitliche^und persönliche 
Bedingungen einem solchen Parasiten zu Hülfe kommen müssen, um eine 
Erkrankung entstehen zu lassen. Also ich glaube, auch in dieser Beziehung 
sind wir Norddeutschen mit den Süddeutschen ganz einig. Die Meinungen gehen 
jetzt nur noch darüber auseinander, wie wir uns diese Hülfsursachen yorzustellen 
haben, und welche es sind, und darüber, muss ich zu meinem Bedauern ge¬ 
stehen, wissen wir noch verhältnissmässig wenig. Manches wissen wir ja anck, 
also z. B., dass eins dieser Hülfsmomente die Beziehungen des Menschen 
zum Wasser sind, dass die Jahreszeiten wahrscheinlich eine ganz be¬ 
deutende Rolle spielen, dass die Verkehrs Verhältnisse, Immunitäts¬ 
verhältnisse, die Beschaffenheit der Verdauungsorgane u. s. w. 
dabei in Frage kommen. Aber Alles das genügt eigentlich noch nicht. Ich 
habe immer noch das Gefühl, dass wir vor mancher dunklen, ungelösten Frage 
stehen, allein ich hoffe doch, dass, nachdem wir nun den Streit über die eigent¬ 
liche Kardinalfrage beendet haben, wir jetzt gemeinschaftlich daran gehen 
werden, auch diese dunklen Fragen zu lösen, und dass wir vielleicht in nicht 
zu langer Zeit dieser Aufgabe gerecht werden. Wenn man sich nun aber auch 
die Choleraätiologie so einfach oder so verwickelt vorstellt wie man will, so wird 
mir doch Jeder, der für Logik zugänglich ist, zugeben, dass es sich da immer 
um eine Kette von Bedingungen handelt, eine Kette, die das eine Mal 
sehr kurz, das andere Mal sehr lang sein kann, dass, wenn ich aber aus dieser 
Kette ein einziges Glied löse, ich sie damit zerreisse — ob sie lang oder kurz 
ist —, und das können wir jetzt. Das Glied, welches wir kennen und gegen 
welches wir auch erfolgreich Vorgehen können, ist eben der Cholerabacillus. 
Von den Hülfsursachen wissen wir noch zu wenig. Wenn wir sie erst einmal 
kennen, werden wir auch sie in unserer Bekämpfung der Cholera zu Hüne 
nehmen. Vorläufig aber ist es nur dieses eine Glied, und von dieser üeber- 
zeugung sind wir ausgegangen und haben während der jetzigen Choleraepidemie. 
die sich ja schon in der dritten Kampagne bewegt, bestimmte Massregeln 
konstruirt. Diese Massregeln sind sicher verbesserungsfähig, sie sind auch schon 
mit dem Fortschritt unserer Erfahrungen in dem einen oder anderen Punkte 
geändert worden. Aber wir müssen immer nur wieder er6t festen Boden unter 
den Füssen haben, um weitere Abänderungen eintreten lassen zu können. Wir 
diirlen nicht Massregeln, die uns wirksam zu sein scheinen oder die wir als 
wirksam erkannt haben, auf Grund von ganz unsicheren Annahmen umwaudeln. 
Dass die von uns ergriffenen Massregeln erfolgreich in der Bekämpfung einer 
Choleraepidemie sind, glaube ich, kann man entschieden behaupten. Ich würde 
vor zwei Jahren, obwohl ich persönlich schon diese Meinung hatte, doch nicht 
den Math gehabt haben, das öffentlich auszusprechen. Aber wir sind jetzt, wie 
gesagt, schon in der dritten Kampagne, und es ist uns bis jetzt noch jedesmal 
gelungen, die Cholera, wenn wir sie nur frühzeitig fassen konnten, znm Er¬ 
löschen zu bringen. In einzelnen Fällen ist es ja zu einem richtigen Cbolera- 
anshrueh gekommen. Da hatten wir aber in der Regel etwas zu spät einge- 
gnffeu, die Choleraepidemie hatte schon Fass gefasst, und wir konnten nicht 
mehr die ersten Fälle unschädlich machen. So lange wir es aber mit ersten 
Fällen oder auch selbst noch mit der zweiten oder dritten Generation der Cho¬ 
lerainfektion zu thun haben, so lange sind — das glaube ich behaupten za 
können — unsere Massnahmen vollkommen sicher. Das stützt sich nicht auf eine 
Beobachtung oder auf ein paar, sondern auf hundertfältige Beobachtungen. Na¬ 
mentlich in diesem Jahre hat sich das wieder bewährt. Deutschland war im 
vorigen Jahre vollständig frei von Cholera, wir gingen noch in den Sommer 
ganz ohne einheimische Cholera hinein, und dann liess sich das Schritt für Schritt 
verfolgen, wie die Krankheit von Russland her auf den Wasserwegen, die nicht 
abgesperrt sind, zu uns gekommen ist. Der Wasserverkehr geht ja gerade so 
wie sonst vor sich. Aut dem Wasserwege ist die Cholera von der Weichsel in s 
Odergebiet gekommen, von da hat sie sich schon in einzelnen Fällen wieder 
weiter bewegt; das sind aber ausnahmslos alles Fälle, die nicht auf vorjährige 
zu beziehen, sondern die vom Auslände eingeschleppt sind, und in allen diesen 
Fällen ist es gelungen, die Krankheit auszurotten. Die Behauptung, dass auch 
ohne solche Massregeln die Cholera ganz ebenso harmlos verlaufen sein würde, 
wie jetzt, hätte im ersten und auch noch im zweiten Cholerajahre eine gewisse 
Berechtigung gehabt; wer sie aber jetzt noch aufstelit, hat Unrecht. Für ein 
oder selbst ein zweites Jahr konnte man sich das so erklären, dass die Bedin- 
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gongen für das Zustandekommen einer Choleraepidemie ungünstig gewesen sind. 
Wir stehen aber schon im dritten Cholerajahr und sehen, dass unsere Nachbar¬ 
länder, die mehr oder weniger dieselben klimatischen und sonstigen Bedingungen 
haben wie wir, trotzdem unter der Cholera zu leiden haben, während wir ver- 
hältnissmässig frei ausgehen. Also jene Erklärung kann wohl nicht mehr zu¬ 
treffen, ebensowenig eine andere Erklärung, die ich in der letzten Zeit verschie¬ 
dentlich gehört habe: dass die Cholera überhaupt an Stärke verloren habe, dass 
es gar nicht mehr die eigentliche, echte, so furchtbar auftretende asiatische 
Cholera sei. Ja, wer das behauptet, den hätte ich einmal in das Dorf Niedz- 
wedzen an der russischen Grenze hinschicken mögen, wo wir einen solchen Fall 
haben, in dem die Cholera nicht sofort erkannt wurde, sondern leider unter dem 
Bilde einer vermeintlichen Fischvergiftung erst um sich greifen konnte. Da hat 
sich gezeigt, dass es noch die alte, echte asiatische Cholera ist. In diesem Dorfe 
sind über 13°/ 0 der Bevölkerung gestorben. Wenn Sie sich das für Hamburg 
ausrechnen wollten, dann wäre die Hamburger Choleraepidemie nur ein Zehntel 
so stark gewesen, wie in diesem Dorfe. Man sieht also, dass, wenn wir der 
Cholera nur einmal freien Lauf lassen — in diesem Falle ja unbewusst und un¬ 
absichtlich —, sie noch ganz die alten Gewohnheiten hat. Auch aus den russi¬ 
schen Grenzstädten und Grenzdörfern haben wir in der letzten Zeit verschiedent¬ 
lich durch Aerzte, die über die Grenze gegangen sind, Nachrichten bekommen, 
dass dort die Cholera genau in derselben Weise haust wie früher. In einzelnen 
Gegenden sollen dort ganz entsetzliche Zustände herrschen. Also man sieht, dass 
diese Erklärungen nicht zutreffen. Wir können nicht mehr anders, nachdem wir 
das nun Jahre lang durchgeführt und die Erfolge davon gesehen haben, als zu 
erklären, dass solche Massregeln denn doch wohl wirksam sein müssen, und ich 
glaube um so mehr auf diese Ueberzeugung hin weisen zu sollen, alswirdoch 
sicher noch auf einige Cholerajahre zu rechnen haben. Nach 
früheren Erfahrungen hat es immer bis zu zehn Jahren gedauert, ehe die 
Cholera aus Europa verschwunden ist. Ich glaube kaum, das3 die Cholera, so, 
wie sie jetzt in Russland verbreitet ist, im nächsten Jahre dort schon ver¬ 
schwunden sein wird; sie wird sich möglicherweise noch ein paar Jahre dort 
halten, vielleicht auch noch auf andere Länder übergreifen und sich dort gleich¬ 
falls halten. Deutschland liegt aber inmitten Europas, und wenn nur irgend ein 
Land in Europa Cholera hat, dann sind wir immer mehr oder weniger der Ein¬ 
schleppung ausgesetzt. Also wir werden wahrscheinlich noch Jahre lang damit 
zu rechnen und mit den von Professor Gaffky so vorzüglich gekennzeichneten 
Massnahmen zu wirthschaften haben. Wenn wir nun im Stande sind, uns im 
Inlande so gegen die Cholera zu schlitzen, dann kann es uns, wenigstens vom 
rein inländischen Standpunkt ans, wirklich gleichgültig sein, wie man sich im 
Auslande gegenüber der Cholera verhält, ob man sie von der Grenze abhält oder 
internationale Massregeln zur Zurückhaltung verabredet. Früher, wo man es 
nicht verstand, sich im Inlande gegen die Cholera zu schützen, musste man den 
Hauptwerth darauf legen, dass sie uns überhaupt gar nicht zugefillirt wird. Wir 
haben in dieser Beziehung jetzt die gerade entgegengesetzte Auffassung. Wir 
wissen, wir können uns nicht gegen die Einschleppung der Cholera schützen, 
wir müssen das ganze Schwergewicht darauf legen, sie, wenn sie zu uns kommt, 
sofort unschädlich zu machen. Also auf solche internationalen Be¬ 
strebungen möchte ich gar keinen so sehr grossen Werth legen. 
Die Dresdner Konvention hat sich ja mit der Choleraverhütung gar nicht 
beschäftigt; sie hatte es nur mit der Beseitigung der unnöthigen Verkehrsbe- 
schräukungen zu thun. Ich glaube, in dieser Beziehung hat sie ihre Aufgabe 
vollständig erfüllt und wirklich etwas Segensreiches zu Tage gefördert. Allein 
in Betreff der Vorbeugung nützt uns die Dresdener Konvention gar nichts, und 
meiner Meinung nach auch eben so wenig die Pariser Konvention. Die 
Konferenz in Paris ging ja darauf hinaus, gewisse Einfallsthore der Cholera zu 
schliessen. Man sagte, das hauptsächlichste Einfallsthor sei das Rothe Meer, 
eben so gefährlich sei der Persische Meerbusen; beide sollten durch Ueber- 
wachungsinassregeln für die Cholera gesperrt werden. Dementsprechend hat man 
Beschlüsse gefasst. Ich glaube, diese Beschlüsse werden uns nicht davor schützen, 
dass wir in späteren Jahren die Cholera doch bekommen, denn Jeder, der sich 
mit der Geschichte der Cholera befasst hat, weiss, dass die allermeisten Cho¬ 
leraepidemien bis jetzt eigentlich, nur mit Ausnahme einer einzigen, weder durch 
den Persischen Meerbusen noch durch das Rothe Meer, sondern durch Mittel- 
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asien gekommen sind. Aach die Seache, mit der wir es jetzt za than haben, 
ist durch die mittelasiatischen Steppen gegangen, nach Südrussland eingebrochen 
und hat von da ihren Weg weiter gefunden. Also wenn man das Rothe Meer 
and den Persischen Meerbusen scbliesst, so glaube ich, haben wir gar keinen 
Nutzen davon. Ich halte diese internationalen Bestrebungen auch für ganz 
überflüssig, denn es würde der beste internationale Schutz sein, wenn jeder 
Staat es so machen wollte wie wir, dass er sich die Cholera im Inlande vom 
Halse hält und lernt, sie bei sich aaszurotten. Ich möchte bitten, dass man 
also die letzte These nicht etwa in dem Sinne auffasst, dass ans mit solchen 
internationalen Bestrebungen allzu viel genützt würde. (Lebhafter, langanhaiten- 
der Beifall.) 

Reg. u. Med.-Rath Dr. Wernich-Berlin kann sich für den Kranken* 
hanszwang, wie für jeden anderen Zwang im Staatsleben nicht erwärmen 1 
er hält denselben ausserdem nicht für nöthig, da die Cholerakranken aach ohne 
Zwang bereit seien, sich in das Krankenhaus aufnehmen zn lassen. Weit wichtiger 
als diese Frage sei diejenige der Entschädigung. Weder in den jetzigen Be¬ 
stimmungen noch in dem ausstehenden Gesetze zar Bekämpfung gemeingefähr¬ 
licher Krankheiten werde dieser Punkt in einer Weise berücksichtigt, wie man dies 
in einem geordneten Kulturstaate verlangen könne. Die Schiffer, die von ihren 
Schiffen fortgenommen würden, deren Eigenthum früher sogar unbewacht ge¬ 
blieben sei, würden wegen der Verluste an ihrer Ladung, wegen der ihnen ent¬ 
stehenden Unbequemlichkeiten von Niemand entschädigt. Das hinterlasse einen 
bitteren Stachel; es müsse daher eine der nächsten Aufgaben der Gesetzgebung 
sein, die Entschädigungspflicht in liberaler und den berechtigten Forderungen 
entsprechender Weise festzusetzen. 

Geh. Rath Dr. v. Kerschenstein er dankte im Schlussworte dem Geh. 
Rath Koch für sein Erscheinen und für seine Theilnahme an den Berathutuzen. 
Er freue sich, dass der lange Streit über die eigentliche Ursache der Cholera 
beendet sei, und hoffe, dass dies dem praktischen Vorgehen zur Bekämpfung der 
Cholera wesentlich zum Vortheil gereichen werde. Nur in Bezug auf die inter¬ 
nationalen Abmachungen könne er Koch’s Standpunkt nicht theilen; denn es 
handle sich hier zum Theil um Länder, die schwer zu gesundheitlichen Mass¬ 
nahmen zu bewegen seien, und deshalb durch einen internationalen Druck dazu 
gezwungen werden müssten. 

Der Vorsitzende, Oberbürgermeister Adickes, dankte unter grossem 
Beifall der Versammlung, den beiden Berichterstattern, insbesondere dem Geh. 
Rath Koch, dem Meister auf dem Gebiete der kleinsten Lebewesen, dem 
Kolumbus, der den Vibrio gefunden, und zwar nicht zufällig, wie der Entdecker 
Amerikas, auf der Suche nach etwas Anderem, sondern der auszog, den Cholera¬ 
bacillus zu finden, und ihn thatsächlich auch fand. „Als deutscher Verein be- 
grüssen wir ihn herzlich in unserer Mitte, den Deutschen, der in Indien diesen 
todbringenden Feind entdeckte und uns die Mittel gab, ihn zu vernichten.* 

Nachdem der Vorsitzende hierauf noch der Stadt Magdeburg den herz¬ 
lichsten Dank ausgesprochen hatte, schliesst er die diesjährige Versammlung 
mit einem Hoch auf das fernere Wachsen, Blühen und Gedeihen des Vereins. 

Nachmittags 3 Uhr erfolgte eine gemeinsame Wagenfahrt 
durch die Stadt nach der neuen Krankenanstalt und dem Schlacht- 
und Viehhofe, wo den Theilnehmern von der Stadt Magdeburg ein Abschieds¬ 
imbiss dargeboten wurde. 

Am folgenden Tage vereinigte sich noch ein grosser Theil der zur Ver¬ 
sammlung erschienenen Mitglieder zu einem Ausfluge nach Buckau zur Be¬ 
sichtigung des Grusonwerkes und nach Stassfurt zur Besichtigung 
des dortigen Salzbergwerks; damit hatte der überaus zahlreich, namentlich 
von auswärts besuchte und in jeder Hinsicht vorzüglich verlaufene Kongress 
sein Ende erreicht. 


Dr. Holthoff-Wolmirstedt. 
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Bericht aber den VIII. internationalen Kongress 
ftfir Hygiene and Demographie in Budapest vom 1. bis 

9« September d. J« 

(Schluss.) 

B. Sektion» - Sitzungen. 

m XIV. Sektion: Staatshygiene. 

Dr. Z a n n i - Konstantinopel verlangt in seinem Vortrage übernationale 
und internationale Hygiene fiir jeden Staat die Einrichtung einer zentralen 
und völlig unabhängigen Sanitätsverwaltung, die ausgestattet mit dem erforder¬ 
lichen Personal, lediglich die Aufgabe hat, die Entstehung und Verbreitung der 
ansteckenden Krankheiten unter Benutzung aller zu Gebote stehenden Hülfs- 
mittel zu verhüten. Die durch eine derartige Organisation erwachsenden, sehr 
erheblichen Kosten seien theils durch Einführung eines gegen bestimmte Gebühr 
auszustellenden Gesundheitspasses für Reisende und einer jährlich von Schiffs- 
gesellschaften, Eisenbahnen, Privatleuten u. s. w. zu erhebende Steuer zu decken. 
Auch für das Vieh sei eine Abgabe einzuführen. 

Bei Durchführung eines in jedem Staate streng geregelten Sanitätsdienstes 
werde man sehr bald von den jetzt noch erforderlichen, den Verkehr sehr be¬ 
lästigenden Quarantäne-Massregeln absehen oder dieselben wenigstens vermindern 
können. Zanni hält daher ein eingehendes Studium der gegenwärtig in den 
einzelnen Staaten in Bezug auf die Organisation der Gesundheitspflege und 
Sanitätspolizei, sowie in Bezug auf die Bekämpfung der Volksseuchen bestehenden 
Einrichtungen und gesetzlichen Bestimmungen für erforderlich und schlägt die 
Einrichtung einer Kommission vor, deren Aufgabe es sein würde, eine inter¬ 
nationale Organisation über alle Fragen der öffentlichen Gesundheitspflege anzu¬ 
bahnen. Zu diesem Zwecke sei später ein internationales permanentes Sanitäts¬ 
bureau mit dem Sitze in Brüssel oder Bern einzurichten, das die Ausführung 
der bezüglichen Beschlüsse des Kongresses zu überwachen und sich dieserhalb 
mit den massgebenden Behörden verschiedener Staaten in Verbindung zu setzen, 
sowie die Herausgabe einer monatlich erscheinenden Zeitschrift zu besorgen habe. 

Nachdem noch von anderen Rednern (Professor Montefusco- Neapel, 
Dr. Wawrinsky-Stockholm, Dr. Thim-Zombor u. a.) das Sanitätswesen in 
Neapel, Schweden, Serbien u. s. w. besprochen war, wurde beschlossen, bei der 
Generalversammlung die Ernennung einer internationalen Kommission zu bean¬ 
tragen, der die einzelnen Arbeiten der Vortragenden zur weiteren Veranlassung 
zu überweisen seien und die dem nächsten Kongresse entsprechende Vorschläge 
zu unterbreiten habe, wobei namentlich diejenigen des Dr. Zanni zu berück¬ 
sichtigen seien. 

Dieser Antrag hat auch die Zustimmung der Generalversammlung gefunden. 

Am dritten Sitzungstage referirte Dr. Weyl-Berlin über städtische 
Müll-Verbrennung. Die von ihm in Gemeinschaft mit dem Oberingenieur 
F. Andreas Meyer-Hamburg aufgestellten Leitsätze lauteten: 

„1. Die Abfallstoße des menschlichen Haushalts, der sogenannte Hausmüll 
oder Hauskehricht, enthalten mehr oder minder grosse Mengen organischer Stoffe. 
Ihre Beseitigung erfordert die volle Aufmerksamkeit der Hygieniker. 

2. Die Verunreinigung der öffentlichen Wege beim Transport des Mülls, 
sowie jede Aufspeicherung desselben muss vermieden werden. 

3. Die Verwendung der Abfallstoffe zur Aufhöhung von Ländereien ist 
aus hygienischen Gründen nicht zu empfehlen. 

4. Dagegen ist eine sachverständig geleitete landwirtschaftliche Ver¬ 
wertung der Abfallstofle durch Aufbringung auf den Acker empfehlenswert. 
Die Unterpflügung des Unrats und die Bepflanzung der Felder ist baldmöglichst 
vorzunehmen. 

5. Die Sicherheit der Fortschaftung der Abfallstoffe auf diesem Wege 
geht in Zeiten ansteckender Krankheiten für die Stadt leicht verloren. 

6. Die Verbrennung der Abfallstofle — nach englischem Vorbilde — 
bietet zu allen Zeiten die sicherste Gewähr für eine gefahrlose Vernichtung 
derselben. Die Rückstände der Verbrennung sind als unschädliche Stoffe zu 
betrachten und können deshalb beliebig verwendet und in den Verkehr gebracht 
werden. Auch belästigt der Betrieb richtig konstruirter Müllöfen die Umwohner 
nicht. Die Verbrennung der Abfallstoffe verdient auch vom ökonomischen Stand- 
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punkt die grösste Beachtung der Stadtverwaltungen. Nach den in England 
gemachten Erfahrungen stellen sich die Kosten dieses Verfahrens insbesondere 
bei grösseren Städten, in vielen Fällen billiger als die anderweitige Beseitigung 
des Unraths. 

7. Es empfiehlt sich, sobald die landwirtschaftliche Verwertung der 
städtischen Abfallstoffe wegen örtlicher Verhältnisse auf Schwierigkeiten st«"^t 
oder wegen zu grosser Transportweiten unverhältnissmässige Kosten verursacht* 
Versuche mit dem Verbrennungsverfahren anzustellen.“ 

Nach kurzer Diskussion wurde ein Antrag, indem die Müllbeseitigung 
durch Feuer als die beste Methode für alle grösseren Städte empfohlen wird, 
angenommen und eine internationale Kommission gewählt, die auf dem nächsten 
Kongresse über die besten Methoden der Müllverbrennung zu referiren hat. 

Die darauf folgenden Verhandlungen über Feuerbestattung brachten 
wenig Neues. 

Am vierten Sitzungstage wurde hauptsächlich die Frage der Unter¬ 
bringung geisteskranker Verbrecher und geisteskranker Häftlinge erörtert. 
Das von Med.-Rath Prof. Dr. L. K irn- Freiburg i. B. erstattete Referat kam 
zu folgenden Schlusssätzen: 

„1. Geistesstörungen werden in allen Strafanstalten ungemein viel häutiger 
(etwa 10 mal so häufig), als in der frei lebenden Bevölkerung beobachtet. 

2. Die Ursachen derselben liegen zum grösseren Theile in der Qualität 
der eingclieferten Sträflinge, zum kleineren Theile in den Lebensbedingungen 
innerhalb der Strafanstalt. 

Ein kleinerer Prozentsatz war schon zur Zeit der inkriminirten That 
geisteskrank, ist also ungerecht verurtheilt worden. 

Weitaus die meisten erkranken erst in der Strafanstalt, aber sie haben 
die krankhafte Veranlagung mit eingebracht. Sie sind prädisponirt durch ererbte 
Veranlagung, durch schlechte Erziehung, durch ein Leben reich an Entbehrungen 
und Exzessen, durch Syphilis, Kopftrauma u. A. m. und besitzen keine Wider¬ 
standsfähigkeit. 

Das Gefängnissieben kann schädigen durch ungenügende Nahrung, ver¬ 
dorbene Athemluft und widrige psychische Einflüsse. 

Die Einzelhaft ist für die Veranlagten gefährlicher als die gemeinschaft¬ 
liche Eiusperrung. 

3. Die Psychosen der Sträflinge, welche im Allgemeinen keinen spezifischen 
Charakter haben, verlaufen entweder akut oder chronisch. Die akuten ent¬ 
stehen zumeist in der Einzelhaft und stellen sich als halluzinatorische Psychosen 
(Melancholik oder Paranoia) mit günstiger Prognose dar. Die chronischen, in* 
der Regel in gemeinschaftlicher Eiusperrung entstanden, sind fortschreitende 
geistige Schwächezustände bis zur Dementia, mitunter mit überwiegendem sicht¬ 
lichen Blödsinn, oder es sind Fälle von Paranoia, namentlich von Verfolgungs¬ 
wahn, oft mit gemeingefährlichem Auftreten. 

4. Die Prophylaxe beruht in erster Linie in einer nach jeder Richtung 
hin Geist und Körper kräftigenden Volkserziehung mit besonderer Berücksichtigung 
der veranlagten und defekten Individuen, in zweiter Linie in einer durchaus 
hygienischen Einrichtung der Strafanstalten, sowie in einer steten Fürsorge tür 
ein gesundheitsgemässes Leben der Gefangenen. 

Die akuten Psychosen sollen im Lazarethe der Strafanstalt von dem 
psychiatrisch ansgebildeten Hausarzte behandelt werden, die chronischen gehören 
in die Irrenanstalt; sammelt sich dort eine grössere Zahl an, so ist es rathsaui. 
dieselben in einem besonderen Adnex unterzubringen, damit sie die anderen 
Kranken nicht demoralisircn oder stören.“ 

Prof. Dr. Moravesik-Budapest empfahl in seinem Referate die Ein¬ 
richtung einer Irrenstation bei jeder Strafanstalt. 

Der letzte Sitzungstag war der Frage der Prostitution und der Ver¬ 
hütung’ der Syphilis gewidmet; ausserdem kamen noch die Aufgaben des 
Staates und der Gesellschaft gegenüber dem Alkoholismus zur Erörterung. 
Dieselbe Frage wurde auch in der vierten deinographischen Sektion eingehend 
besprochen; in einem für diese Sektion bestimmten Referate hatte Professor 
Dr. Fore 1-Zürich die nachstehenden Thesen aufgestellt: 

„1. Alle alkoholische Getränke sind Gifte, und zwar in erster Linie tie- 
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birugifte. Bei längerem Gebrauch stärkerer Dosen werden durch dieselben viele 
Knrpergewebe bleibend und schwer entartet. 

2. Im Durchschnitt wird durch den Alkoholgenuss das Leben verkürzt. 

3. Die alkoholischen Getränke können daher weder als Nahrungs* noch 
als krafterzengende Mittel betrachtet werden. Sie sind schädliche Genussmittel, 
deren Gebrauch, ebenso wie derjenige von Opium, Morphium, Koka, Haschisch, 
Aether und dergl. stets bekämpft werden sollte. 

4. Die Alkoholintoxikation des Nervensystems verursacht zwei Gruppen 
von Störungen: A. reparable (ohne bleibende Entartung oder Zerstörung 
feinerer Theile des Gehirngewebes), B. irreparable (mit solcher Entartung, 
resp. Zerstörung). 

Die reparablen Formen des Alkoholismus sind: 1. die akute Vergiftung 
des Gehirnes, oder der gewöhnliche Bausch (ivresse); diese ist vorübergehend, 
ist aber bereits eine geistige Störung, die sich in gewissen Fällen bis zur Tob¬ 
sucht steigern kann; 2. die chronische Vergiftung des Gehirnes oder der chro¬ 
nische Alkoholismus. In seinen ersten Anfängen ist der chronische Alko¬ 
holismus, der durch den täglichen Alkoholgenuss bewirkt wird, fast nnmerklich, 
nur durch den Alkoholdnrst, durch eine leichte Sucht nach Alkohol und eine fast 
unmerkliche Ermattimg (bei sehr kleinen Dosen meist ganz unmerklich) zu 
erkennen. 

Durch alle Abstufungen steigern sich aber bei höheren Dosen oder bei 
stärkerer Prädispositiou, oder bei beiden zusammen, diese Erscheinungen immer 
mehr. Der zuerst mässige Trinker wird Wirthshausheld, dann Gewohnheits¬ 
trinker. Es entsteht eine Entartung und Verrohung des Charakters; die ethi¬ 
schen Eigenschaften stumpfen sich ab etc. Der chronische Alkoholist wird zum 
chronischen Geisteskranken, und ist am ehesten mit dem konstitutionell Geistes¬ 
kranken (psychisch Entarteten) zu vergleichen. 

Im Verlauf des chronischen Alkoholismus entstehen oft sogenannte alko¬ 
holische Geistesstörungen, mit akutem, stürmischem Charakter: das Delirium 
tremens, die akute alkoholische Verrücktheit, die Alkoholmelancholie, die Alko¬ 
holmanie etc. 

Es können daraus unheilbare Geistesstörungen (chronische alkoholische 
Verrücktheit, alkoholiko-seniler Blödsinn) mit irreparabler Hirnschrumpfung 
entstehen. 

5. Die sogenannte Neuropathie (besser Psychopathie oder Encephalopathie) 
prädisponirt den Menschen zum Alkoholismus. Die Psychopathen werden 
leicht trunksüchtig und zeigen schon bei geringeren Alkoholdosen abnorme Ge¬ 
hirnerscheinungen. 

Aber umgekehrt wird auch die Psychopathie durch die Trinkgewohnheiten 
erzeugt, in Folge der direkten Vergiftung des Gehirnes. 

Somit fördern und bedingen sich die Alkoholvergiftung 
und die Psychopathie gegenseitig, indem die eine stets zur 
anderen prädisponirt. 

6. Durch direkte Alkoholvergiftung und Entartung des Samens des Mannes 
und des Eierstockes des Weibes bewirkt der Alkoholismus eine allgemeine 
körperliche und geistige Entartung der Nachkommenschaft. (Siehe Legrain, 
Garnier, Demme etc.) 

7. Die konzentrirteren alkoholischen Getränke sind im Allgemeinen schäd¬ 
licher als die verdünnteren, doch nicht in dem Masse, wie dies meistens irrthüm- 
lich genommen wird. Die Quantität kann auch hier die grössere Verdünnung 
ersetzen und wir sehen den chronischen Alkoholismus, das Delirium tremens etc. 
nach übermässigem Genuss von Wein, von Bier, von Obstwein, ebenso wie fettige 
Entartungen der Körpergewebe entstehen. 

8. Die Gefahr der Fälschungen der alkoholischen Getränke ist sehr oft 
übertrieben worden. Vor Allem gefährlich ist, dass starke destillirte Getränke 
dem Publikum als Gesundheitsmittel, Magenmittel etc. durch eine freche Reklame 
angepriesen werden (Magenbitter, Aperitifs, Gesundheitsweine etc.). 

Fälschungen durch gefährliche Gifte (Vitriol etc.) kommen im Ganzen 
selten vor, sind natürlich aber besonders verwerflich und strafbar. 

Vor Allem aber ist die Gefahr der Verunreinigung des Trinkbranntweines 
mit Fusel (Amyl und Propylalkohol) ungeheuer übertrieben worden. Strass - 
m a n n’s Experimente beweisen, dass die Quantitäten Fusel, die iu dem rohesten, 
unreinsten Trinkbranntwein Vorkommen, viel zu schwach sind, um seine Giftigkeit 
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in wesentlicher Weise zu erhüben. Man darf nicht mit der zweifellosen 
höheren Giftigkeit des reinen Amyl- und Propylalkohols argumentiren; das sind 
Substanzen, die nur im chemischen Laboratorium Vorkommen. 

Das toxische Agens, der Mörder von Seele und Leib, ist und bleibt der 
Aethylalkohol selbst, rein und unverfälscht, fein oder grob, konzentrirter 
wie im Branntwein, oder relativ verdünnt wie im Wein, Bier und Obstwein. 

9. Trinkerheilanstalten können nur bei strenger Durchführung der totak-u 
Abstinenz aller alkoholischen Getränke gedeihen. 

10. Die totale Abstinenz kann allein den Alkoholismus mit Erfolg be¬ 
kämpfen, weil die Grundursache des Alkoholismus nirgends wo anders liegt, al- 
in der allgemeinen Trinksittc, im Alkoholgenuss. Die Geschichte des Kampfes 
gegen den Alkoholismus ist da, um dieses klar zu beweisen. 

11. Der Zweck der Abstinenzvereine ist, die Trinker zu heilen und vor 
Rückfall zu bewahren, sowie im Allgemeinen, vom sozialhygieuischen Standpunkte 
ans die Trinksitten zu bekämpfen. 

12. Die Abstinenz aller geistigen Getränke ist für alle Menschen die zu¬ 
träglichere, gesundere Lebensweise, gegenüber dem mässigeu Alkoholgeunss. Sie 
erhöht die Gesundheit und die Kraft, die geistige und körperliche Leistungs¬ 
fähigkeit; sie erhöht dadurch ebenfalls das LcbensglUck und den Lebensgenuss.“ 

Aus der neugebideten 

XIX. Sektion: Samariterwesen 

möge ein Vortrag des Dr. R. Temesvary-Budapest über die Versorgung 
der armen Wöchnerinnen kurz erwähnt werden, an dessen Schluss der Vor¬ 
tragende folgende Massnahmen empfahl: 

1. Die Wöchnerinnen sollen wenigstens zehn Tage lang nach ihrer Ent¬ 
bindung in der Gebäranstalt verbleiben. 

2. Es müssen entsprechende Wöchnerinnen-Asyle errichtet werden, in 
denen arme Wöchnerinnen jeder Nationalität und Religion, ob ledig oder ver- 
heirathet, mit ihrem Kinde unentgeltliche Aufnahme für so lange finden, bis 
sie geung kräftig und gesund sind, um ihr Brod verdienen und ihr Kind 
genug entwickelt ist, um in Ammenschaft gegeben werden zu können. 

3. Die zu Hause Entbundenen sind während des ganzen Wochenbettes mit 
der nüthigeu Nahrung, Heizmaterial. Bett- und Kinderwäsche u. s. w. zu versehen. 

4. Die in Fabriken, Werkstätten, Geschäften angesteliteti oder überhaupt 

in Dienst stehenden Wöchnerinnen müssen nach der Geburt vier Wochen lang 
und, wenn sie schwere Arbeit zu verrichten haben oder noch nicht vollkommen 
hergestellt sind, volle sechs Wochen laug von ihrer (auch vertragsmässig be¬ 
dungenen) Arbeit enthoben sein. Rpd 


Kleinere Mittheilungen und Referate aus Zeitschriften. 

A. Gerichtliche Medizin. 

Experimentelle und kritische Beiträge zur Lehre vom Tode durch 
Erhängen. Von Dr. Albin Hab er da und Dr. Max Reimer. Festschrift für 
Hofrath Prof. E. von Hof mann. Vierteljahrsschr. für gerichtliche Medizin. 
III. Folge VIII. Bd.; Suppl.-Heft. 

Es ist das Verdienst v. H o f in an n 's, die alte, längst bekannte Thatsache richtig 
erklärt zu haben, dass beim Tode durch Erhäugen die Bewusstlosigkeit sehr rasch 
und zwar in dem Momente eint ritt, in dem die konstringirende Kraft des Stran- 
gulationswcrkzeuges zur Wirkung kommt. Im Jahre 1870 stellte er die Behauptung 
auf, dass für den raschen Eintritt der Bewusstlosigkeit beim Erhängen und den 
rascher als bei gewöhnlicher Erstickung eintretenden Tod ausser dem Verschluss 
der Respirationswege auch die Kompression der grossen Gefasst! am Halse nud 
des Vagus verantwortlich zu machen sei. Während die Mehrzahl der Autoren 
sich diesen Anschauungen auschloss, wurde doch gegen einige Punkte Einspracht' 
erhoben. Die Verfasser haben nun auf Grund zahlreicher nml recht exakter 
Versuche, deren Einzelheiten im Original nachgelesen werden mögen, die Rich¬ 
tigkeit säinmtlicher von v. Hof mann angegebenen ätiologischen Daten zu be¬ 
weisen versucht. Sie weisen zunächst mit Recht darauf hin, dass es hei den 
Versuchen betreffend die Kompression der Halsgefässe häutig an der Angabe 
des Injektionsdruckes mangele; dies« Angabe sei aber deswegen nicht gleich- 
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gütig, weil es sich nicht nin die Frage handle, ob es überhaupt gelinge, die 
Passage durch die Karotiden der suspendirten Leiche zu erzwingen, sondern ob 
die durch das Strangulationsband komprimirte Carotis bei der Höhe des 
menschlichen (maximalen) Blutdruckes durchgängig sei oder nicht. 
Durch die Versuche ist nun festgestellt, dass die Karotiden nahe der Bifurkation 
eine solche Kompression durch das Strangulationsband erfahren, dass sie in der Regel 
bis zur Undurchgängigkeit komprimirt werden und zwar nicht nur bei typischer, 
sondern auch bei atypischer Lage des Stranges. Auch das Verhalten der Art. 
vertebrales wurde einer genauen Untersuchung unterzogen, wobei ferner fest- 
gestellt wurde, dass diese Gefässe bei der Erhängung, wenn das Band hinter 
den Proc. mastoid. aufsteigt, einen derartigen Verschluss ihres Lumcus er¬ 
fahren, dass sie selbst für die Maxima des menschlichen^Blutdruckes in der 
Regel undurchgängig werden. Die Kompression der Vertebraiarterie findet ent¬ 
sprechend ihrem unteren zwischen dem 1. und 2. Halswirbel gelegenem Bogen 
statt (Die starke Flexion des Halses beim Erhängen mit dem Knoten nach 
hinten ist niemals, wie sich durch Versuche zeigte, die Veranlassung zur Ver¬ 
legung des Gcfässlumeus; ebenso ist keine Einwirkung auf die Vertebraiarterie 
zu bemerken gewesen, wenn das StrangulationsWerkzeug vor den Ohren 
nach aufwärts geleitet wurde.) Durch die Kompression aller vier Hirnarterien 
muss naturgemäss eine völlige Unterdrückung des Hirnkreislaufes und dadurch 
sofortiger Verlust des Bewusstseins erfolgen. 

Was die Wirkung auf den Vagus betrifft, so resümiren die Verfasser 
dahin: Im Momente der Suspension kann diastolischer Herzstillstand cintrcten. 
Es wird aber zu erwägen sein, ob derselbe durch die von Seiten des Strangu- 
lationsbandes geübte mechanische Reizung des Vagusstammes selbst oder ob er 
nicht eher durch einen vom Laryngeus und seinen Verzweigungen auf den Vagus 
retiektirten Reiz ausgelöst wird. Diese Nerveureizung kann bei unvollkommenem 
Verschlüsse der zum Oehirne führenden Arterien den Eintritt der Bewusstlosig¬ 
keit beschleunigen, andrerseits aber die Dauer der Asphyxie verlängern. Während 
sie endlich dem „Hirndruck“ keinen bestimmenden Einfluss auf den Ablauf der 
Erscheinungen beim Erhängungstode zuschreiben, legen sie auf die Athmungs- 
störuugen, die in jüngster Zeit von Iguatowsky studirt worden siud, mehr 
Gewicht und nehmen es als wahrscheinlich an, dass die Hemmung der Athern- 
bewegungen durch die traumatische Laryngeusreizung bewirkt wird. 

Dr. Israel-Medenau (Ostpr.) 

Ueber die Grenzen der forensischen Verwerthbarkeit des che¬ 
mischen Arsennachweises bei Rxhurairungen. Von Professor Dr. Paul 
Di t trieb. Ibidem. 

Sobald wegen des Verdachtes einer Arsenvergiftung auf gerichtliche An¬ 
ordnung eine Exhumirung stattfindet, wird jedesmal die Frage erörtert, ob 
dasselbe nicht von aussen her in die Leichentheile" , gelangt sein könne. Es 
darf deshalb bei solchen Exhumirungcn niemals unterlassen werden, neben den 
Leichenresten auch Friedhofserde, Sargstücke, Leichenkleider, künstliche Blumen 
und andere dem Leichnam beigelegte Gegenstäude^behufs '.chemischer Unter¬ 
suchung zu übergeben. Die Friedhofserde ist zuweilen theils in Folge Ver¬ 
mischens von Saatkorn mit Arsenik, theils in Folge gewisser chemischer Vor¬ 
gänge im Boden (Sonnenschein) arsenhaltig; die oben genannten Gegen¬ 
stände sind nicht selten mit arsenhaltigen Farben gefärbt oder bemalt. Wenn 
nun Arsen in Leicheuthcilen nachgewiesen wird, so darf nicht sofort auf eine 
während des Lebens stattgefundene Arsenvergiftung geschlossen werden, sondern 
es muss vielmehr die Vertheilnng des Arsens innerhalb oder eventuell in der 
Umgebung des betreffenden Grabes sorgfältig berücksichtigt werden. Ebenso 
wichtig ist aber auch der Zustand, in welchem sich die Leiche befindet. „Der 
Nachweis von Arsen in Weichtheilen ist gewiss auch bei Exhumirungen zu¬ 
weilen beweisend für eiue stattgehabte Vergiftung, aber doch nur dann, wenn 
entweder die Körperhöhlen noch geschlossen siud, oder wenn beispielsweise der 
Magen und der Darm noch soweit unversehrt * sind, dass eine Verunreinigung 
dieser Thcile von aussen ausgeschlossen werden kann.“ 

An der Hand eines in mehreren gerichtlichen Instanzen verhandelten ge¬ 
richtlichen Falles, den Verfasser genau beschreibt, wird hervoigehoben, wie 
wichtig es ist für den Gerichtsarzt, auf diese Verhältnisse Acht zu geben, wenn 
anders er nicht zu Trugschlüssen gelangen will. Er hebt auch hervor, dass in 



608 


Kleinere Mitthcilungou and Referate aus Zeitschriften. 


den Fällen, wo Weichtheile nur in geringer Menge vorgefunden werden, es v-n 
Wichtigkeit ist, auch die Knochen und zwar nicht nur qualitativ, sondern a«kb 
quantitativ auf Arsen untersuchen zu lassen, da es bekannt ist, dass bei Arseu- 
vergiftungen das Gift sich auch in den Knochen ablagert. In dem vom Yer 
fasser besprochenen Falle war für die Abfassung des Gutachtens, welches v».i 
der deutschen medizinischen Fakultät in Prag abgegeben wurde, folgende 
Frage festgestellt worden: „Kommen bei Personen, welche durch längere 
Zeit das Arsenikessen betreiben, irgend welche Veränderungen im Organismus 
(an der Leiche) vor?“ Dittrich ist der Ansicht, dass zwar während des 
Lebens Krankheitserscheinuugen seitens des Nerven- und Gefässsystems der 
Haut und des Verdauungstraktes eintreten können, dass jedoeh in der 
Leiche charakteristische anatomische Veränderungen, die mit Sicherheit einen 
Schluss auf einen dauernden Arsenikgenuss gestatten, nicht Vorkommen und 
man daher nicht in der Lage ist, aus dem Sektionsbcfunde allein eineu 
chronischen Missbrauch von Arsenik zu konstatiren. Er ist nicht der Ansicht, 
dass der chronische Arsenikmissbrauch einer chronischen Arsenvergiftung gleieh- 
znstellen sei. Wenn auch eine scharfe Grenze zwischen beiden sich nicht ziehen 
lasse, so erscheine es doch vom forensischen Standpunkte aus wichtig, diese 
beiden Prozesse auseinanderzuhalten, schon deshalb, weil bei den Arseuikesseru 
sehr häufig gar keine krankhaften Erschciuungen auftreten und es in diesem 
Falle nicht berechtigt sein dürfte von eiucr Arsenvergiftung zu reden. Zwar 
kann die Einzeldosis bei chronischer Arsenvergiftung kleiner sein, als bei der 
Arsenicophagie, doch findet im ersten Falle eine permanente Giftwirkung statt, 
während Arsenikesser gewöhnlich ihre Dose in mehr weniger grossen Intervalleu 
zu sich nehmen, so dass eine Regeneration der affizirten Gewebe vor sich geheu 
kann. Bei der chronischen Arsenvergiftung unterscheidet Kobert 4 Phasen: 
bei der ersten greift das Gift die Verdauungsorgane, bei der zweiten die pa¬ 
renchymatösen Organe der Brust - uud Bauchhöle, bei der dritten das Zentral¬ 
nervensystem, bei der vierten das Knochensystem an. Ders. 


Studien über die Filix-Amaurose und-Amblyopie. Von Prof. I’r 
Katayama und Assistenz - Prof. Dr. Okamoto. Ans dem gerichtl. rnediz 
Institute der Kaiserl. Universität Tokio, Japan. Ibidem. 

Einem 29'/* Jahre alten Manne, der an Anchylostoma duodenale litt 
wurde ärztlicherseits als Wurmabtreibungskur täglich 3 g Extr. Filic. mar. aether 
in Pillenform 12 Tage lang gegeben. Vom zehnten Tage an bekam Patient ein 
leichtes Schmerzgefühl in der Tiefe bei der Augengegcud, zuweilen Funkensehen 
und leichte Sehstörung; tagsüber am 12 Tage wurde er ganz blind. Bei der 
späteren Untersuchung wurden graue, atrophische Pupillen festgestellt; Patient 
klagte gegen den behandelnden Arzt bei Gericht wegen kunstwidriger Behand¬ 
lung. Katayama, der ihn im gerichtlichen Aufträge zu untersuchen hatte, 
hebt hervor, dass ein derartiger gerichtlich - medizinischer Fall bisher noch nicht 
publizirt worden ist; er stellte fest, dass die Pupillen nicht reagirten, die Un¬ 
terscheidungen von „Hell und Dunkel“ nicht möglich, der Spicgelbelund derselbe 
war. Im Anschluss an diesen Fall haben die Verfasser ausführliche Literatur¬ 
studien gemacht, auch an Hunden uud Kanincheu zahlreiche experimentelle 
Untersuchungen angcstcllt. Die Resultate können wie folgt zusammengela.-st 
werden: 

1) Das Extr. Filic. maris aether. kann an Menschen und Thicrcn in ge¬ 
wissen Dosen und unter gewissen Umständen Vergiftungserscheinungen hervor- 
bringen, welche einerseits auf den Vcrdauungstraktus und andererseits auf das 
Zentralnervensystem wesentlich Bezug haben. 

2) Amaurose und Amblyopie kann zuweilen, muss aber nicht jedesmal 
als Folge der Filixvergiftung entstehen. 

3) Die Amaurose resp. Amblyopie uach Filix ist eine Intoxikationsaman- 
rosc, ähnlich wie die Alkohol- und Tabaks - Amaurose; sie scheint sich auf einem 
anämischen und schwächlichen Boden verhältnissmässig leichter entwickeln zu 
können, als an sonst gesunden Menschen uud Thieren. 

4) Die Filixamaurosc findet sich an Menschen in 32,56 pC't. der gesammten 
Filix Vergiftungen, an Hunden in 35,71 pC’t. 

5) Die Dosis toxica beträgt beim Menschen auf ein- oder zweimal am 



Kleinere Mittheilungen und Referate aus Zeitschriften. 


009 


Tage 3 bis k7 g. Das Mittel bewirkt beim Menschen in 3 bis 10 g pro die, 
durch mehrere Tage lang fortgebraucht, schon eine Allgemeinvcrgiftung oder 
Amaurose. . Ders. 

Ueber einen in der medizinischen Klinik zu Greiswald beobachteten Fall 
von Schwefelsäurevergiftung, der nach ungefähr 12 Wochen zum Tode 
führte, und dessen Symptome eine Verwechslung mit Magenkrebs zuliessen, wird 
von Dr. Ackermann in Nr. 44 der Deutschen mediz. Wochenschrift berichtet. 
Es handelte sich um eine 00jährige Frau, welche aus Versehen einen Schluck 
aus einer Schwefelsäure enthaltenden Flasche genommen hatte. Gegen die sich 
alsbald einstellenden heftigen Schmerzen im Schlund und Magen und gegen das 
Erbrechen waren entsprechende Gegenmittel angewandt. Nachdem der Frau in 
den nächsteu Wochen weitere therapeutische Massnahmen einige Erleichterung 
verschafft hatten, leiteten andauerndes Erbrechen, welches nach jeder Nahrungs¬ 
aufnahme eintrat und Schmerz in der Pylorusgegend ein rasch zunehmendes 
Siechthum ein, welches in den letzten Lebenswochen zu äusserster Abmagerung 
der mit schmutziggelber Haut bedeckten KraukeH geführt hatte. Bemerkens¬ 
werth war die Entwickelung eines längere Wochen nach dem Unfall fühlbar wer¬ 
denden Tumors in der Pylorusgegend, so dass bei der damals bestehenden Stuhl¬ 
verstopfung die Annahme eines sich entwickelnden Pylornscarcinoms nahe lag. 
Gegen Ende der Krankheit zeigte sich unterhalb des linken Rippenbogens eiuc 
kugelige kindskopfgrosse, auf Druck schmerzhafte Resistenz (der erweiterte 
Magen) und handbreit unter dem Schwertfortsatz ein kleinapfeigrosser Tumor, 
dabei unstillbare Durchfälle in den letzten Wochen an Stelle der anfänglichen 
Verstopfung. In der Klinik sicherten indess die Anamnese und die noch beste¬ 
henden Entzündungserscheinungen au der Zunge und der Rachenpartie die rich¬ 
tige Diagnose. 

Bei der Sektion zeigte sich der Pylorus des in seiner Läugsaxe der 
Kürperaxe parallel gestellten Magens durch fibrinöse Verwachsungen mit Netz- 
und vorderen Bauchwand verbunden. Die angewachsene Partie, eine 1 cm breite 
Narbenstcllc, von der 1V» cm lange hellgraue, oberflächliche Narbenzüge sich 
nach oben erstreckten, war so atrikturirt, dass nur eine sehr feine Sonde durch¬ 
zuführen war. Ausserdem war noch die gesammtc Darmschleirnhaut intensiv 
geschwollen, und im Diekdarm und Anfangsthcil des Ileum war die krankhafte 
Veränderung so, wie sie bei typischer Ruhr- oder Quecksilbervergiftung zu 
sein pflegt. 

Die pathologisch anatomische Diagnose lautete: Strictura pylori, Glossitis, 
Pharyngitis, Oesophagitis, Gastritis diphteritiea, Diphteria coli et ilei, Myoearditis, 
Hepatitis et Nephritis parcnchyraatosa, Perihepatitis, Hypcrplasia lienis inveterata, 
Bronchitis catarrhalis, Hypostasis pulmonum. Dr. Kühn-Uslar. 

B. Hygiene und öffentliches Sani tat s wesen: 

Zur Diphtherie-Immuniairungsfrage. Von Prof. Dr. Behring in 
Halle. Deutsche Med. Wochenschrift, 1894, Nr. 46. 

Dass dem Diphtheriesorum auch für Menschen eine schützende Kraft 
innewohnt, darf schon jetzt als allgemein anerkannt gelten. Dagegen bestehen 
noch über den Grad der Sicherheit und die Dauer der Schutzwirkung sowie über 
die dazu erforderliche Dosis Kontroversen in Folge der scheinbar sehr wider¬ 
spruchsvollen Ergebnisse der bisherigen Immunisiruugen, so dass es Behring 
für seine Pflicht gehalten hat, die von ihm in dieser Hinsicht auf Grund eines 
grossen Beobachtungsmaterials gemachten Erfahrungen zusammenzufassen und 
daraus einige wichtige Konsequenzen für die Praxis zu ziehen. Er erwähnt 
zunächst, dass er jetzt nicht mehr l / 10 , sondern V 4 der Dosis für Heilzwecke 
(anstatt 6U, 150 Autitoxineinheiten) zur Immunisirung Gesunder für erforderlich 
erachtet, da mehrfache Beobachtungen gezeigt hätten, dass die ursprünglich 
angenommene Immunisirungsdosis nicht vor der Erkrankung an Diphtherie ge¬ 
schützt habe. Ob auch der vierte Theil der einfachen Heildosis einen absolut 
sicheren Schutz gewähren werde, lasse sich allerdings noch nicht mit Bestimmt¬ 
heit sagen; jedenfalls seien aber in den bisher beobachteten Fällen nach derartigen 
Einspritzungen Erkrankungen Gesunder nicht eingetreteu. Eine weitere Stei¬ 
gerung der Dosis hält Behring nicht für erforderlich. Schon bei Anwendung 
der bisherigen geringen Dosis erkrankten nach den von ihm angestellten Massen- 
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versuchen uuter 10000 vorbchaudelten Menschen höchstens 10 und zwar solche, 
die sich bereits im Inkubatiousstadimn der Diphtherie befanden. Diese Zitier 
würde sich bei der erhöhten Dosis mindestens auf 2 oder 3 ermässigen; wegen dieser 
geringen Zahl die Dosis nochmals zu erhöhen und dadurch eiue wesentliche Stei¬ 
gerung der Immunisirungskosteu zu verursachen, erscheine aber um so weniger 
nothwendig, als seihst hei Schutzimpfungen von 00 Norinaleinheiteu, falls darnach 
überhaupt noch die Diphtherie zum Ausbruch gelange, der Verlauf derselben 
sich so leicht gestaltet, dass die Krankheit keine nennenswerthe Gefahr mehr 
in sieh schliesse und dies bei der stärkeren luimunisiruugsdusis jedenfalls in noch 
weit höherem Grade der Fall sein werde. Die Dosirung für Schutzzwecke spitzt sich 
nach Ausieht Bchring’s somit mehr oder weniger zu eiuer ökonomischen Frage 
zu. Wer die Kosteu nicht zu scheuen braucht, wird mit Vortheil in Zeiten der 
Diphtheriegefahr möglichst viel Antitoxineinheiten verwenden, für die grosse 
Praxis darf dagegen der ökonomische Gesichtspunkt nicht vernachlässigt werden. 
Dabei durfte jedoch nicht ausser Acht gelassen werden, dass die Dauer der 
Immunität wesentlich von der Dosirung abhängig sei; denn die Schutz¬ 
wirkung des Diphtherieserums halte um so länger an, je 
grösser die Zahl der eingespritzten Autitoxineinheiten sei. 
Durch die grössere Dosis werde dann nicht nur für mehr diphtheriebedrohte 
Menschen eine vollkommenere Schutzwirkung, sondern auch eiue längere Schutz¬ 
wirkung erzielt. Da aber das Thierexperiment gezeigt habe, dass um so mehr 
Antitoxin ausgeschieden werde, je konzentrirter dasselbe im Blute vorhauden. 
also je grösser die eingespritzte Dosis sei, so ergehe sich daraus der Schluss, 
dass ein langdauernder Diphtherieschutz billiger durch öftere in angemessenen 
Zeitintervalleu wiederholte kleinere Dosen, als durch eine einmalige grosse er¬ 
reicht werde. Bei Einspritzungen von 60 Einheiten sei z. B. ein sechswi'idient- 
licher Schutz, bei solchen von 150 Einheiten höchstens ein 10 wöchentlicher und 
nicht etwa ein 15 wöchentlicher zu erwarten. Mit Rücksicht hierauf empfiehlt 
Behring, künftighin an der für 1,25 Mark erhältlichen Antitoxindosis von 
150 Noriualciuheiten zur Injektion diphtheriebedrohter Menschen — und zwar 
ohne Unterschied des Alters und der Konstitution — festzuhalten und die 
Injektion nach Ablauf von 10 Wochen erforderlichen Falls zu wiederholen. V**u 
Schutzimpfungen in diphtheriefreien oder diphtheriefrei gewordenen Gegenden 
riilh er dagegen vorläufig ab. 

Damit die Immuuisiruugsdosen nicht aus rleu zu Heilzwecken ausgegeberu u 
grossen Flaschen genommen zu werden brauchen, hat Behring die Höchster 
Farbwerke angewiesen, kleinere Fläschchen mit nicht mehr als 2 iinmunisiruugs- 
dosen zu je 150 Normaleinheiten abzugeben, die jedoch nur 2 ccm Inhalt reprä- 
snuireu, also ein viel stärker konzentrirtes Heilserum enthalten, damit nur 
1 ec tu eingespritzt zu werden braucht. Die Auwendung kleiner, konzeutrirt« t 
F lilssigkeitsmengeu empfiehlt sich gerade bei gesunden Menschen, namentlich b i 
Kinder, um alle etwaigem Nebenwirkungen, insbesondere entzündliche Er¬ 
scheinungen iu Folge von Reibungen an den Kleidern u. s. w. zu vermeiden. Kpd. 

Feber die spezifische Immunitätsreaktion der Typhiisbacillen. 

Vorläufige Mittheilung von Prof. R. Pfeiffer. Deutsche medizinische Wuchen- 
schrift Nr. FS, 18‘Ji. 

„1. Das Gift der Typhusbazillen ist, wie ich cs bereits für die Gholeia- 
vihriuneu nachgewicseu habe, hauptsächlich an die Bakterienkörper gebunden 
und ist im Filirat frischer Kulturflüssigkeit nicht nachweisbar. Durch Behand¬ 
lung mit < hloroförmdämpfeii oder durch einstündi^es Erwärmen auf 54- u C. ver¬ 
mag man die Typhusbazilleu abzutödten, ohne die iu ihnen enthaltenen Giit- 
substanzen zu schädigen. Die tödtliehc Dosis des so bereiteten Giftes beträgt 
5—4 mg pro lt)0 g Meerschweincheiikürper. Die Giftstoffe sind sehr labiler Natur. 

2. Jn dem Serum von Thiereil, welche mit solchem Gift imrauuisirt sind, 
treten Antikörper auf, welche in analoger Weise, wie ich es für die (’holera- 
vihrioneii nachgewiesen habe, spezifisch bakterizide Wirkung gegen Typhus- 
bazillen zeigen. Baeterium - coli-Arten und andere, den Typhusbazilien noch 
näher stehende Bakterienarten werden dagegen, soweit ich sie bisher darauf 
untersuchen konnte, durch das Serum typhusiinmuner Tliiero uicht stärker beem- 
llusst als durch normales Serum. 

3. Mit Hülfe der spezifischen Antikörper des Typhus ist es daher möglich, 
die echten Typhuserreger von allen anderen Bakterienarten zu unterscheiden. 
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auch von solchen, für welche die bisherigen morphologischen und biologischen 
Methoden im Stich Hessen. 

4. Derartige Antikörper sind auch im Blut von Typhusrekonvaleszenten 
nachweisbar. Es ist damit der ätiologischen Bedeutung des Typhusbacillus fiir 
den Typhusprozess eine weitere wichtige Stütze gegeben. 

5. Meine bisherigen Iinrnunisirungsversuehe mit Cholera- und Typhus¬ 
bakterien beweisen mir, dass die spezifischen bakteriziden Stufte bei richtig ge¬ 
leiteter Imraunisirung sich in sehr starker Konzentration im Blute anhäufen 
lassen. Versuche an Kranken müssen zeigen, ob es möglich sein wird, mit Hülle 
derartigen Serums auch beim Menschen ähnliche bakterientödtende Effekte wie 
in Thierversuchen zu erzielen und dadurch den Krankheitsverlauf zu beeinflussen.* 

Veränderungen des Choleravibrio. Von R. Claussen. Aus dem 
hygien. Institut der Universität Königsberg. Zentralblatt für Bakteriologie und 
Parasitenkunde; XVI. Band, Nr. 8/9 1894. 

Im Anschluss an die von italienischen Forschern, zuletzt von Celli und 
S a rt o n i, gemachten Mittheilungen 1 ) über transitorische Eigenschaften des 
Choleravibrio berichtet Verfasser über eine Beobachtung, welche er gelegentlich 
der Untersuchung eines aus dem russischen Grenzgebiet stammenden verdäch¬ 
tigten Stuhlgangs machte. Während nämlich bei der mikroskopischen Unter¬ 
suchung gekrümmte Stäbchen festgestellt wurden, die im hängenden Tropfen 
die charakterische Beweglichkeit hatten, zeigten auf der Platte viele Kolonieen 
einer zerfallenen Rand, der wie angenagt aussali; sie bestanden aus etwas 
dickeren gekrümmten Stäbchen mit lebhafter Bewegung, bei denen jedoch die 
Nitrosoimlolreaktion nicht eintrat. Es wurden hierauf aus den Platten neue 
Reinkulturen gezüchtet, Resultat: keine Nitrosoiudulreaktiou, Stichkultureu ent¬ 
wickelten sich langsam ohne die charakteristische Form, das Versuchsthier ver¬ 
endete nicht nach intraperitonealer Injektion, die Stäbchen waren auch jetzt 
etwas dicker. Erst als nunmehr nochmals von den Platten abgeimpft worden 
war, zeigten sich alle charakteristischen Erscheinungen: Das Thier, dem die 
gleiche Menge wie vorher injizirt worden war, verendete nnter den Erschei¬ 
nungen der Peritonitis; Kulturen aus dem peritonealen Exsudat der Milz und 
dem Blute erwiesen sich als Cholera-Reinkultur; triciiterfürmigc Stichkulturen; 
schöne Rothfärbung der Peptonwasserkulturen. — Mit Recht weist Verfasser 
auf die Wichtigkeit dieses Gegenstandes bei Feststellung der Diagnose hin und 
zieht aus seinen Versuchen den Schluss, dass der Choleravibrio mitunter bei 
Veränderung seiner Lebensbedingungen einige sichere diagnostische Eigenschaften 
verliert und sie erst wiedergewinnt, wenn er sich an den neuen Nährboden ge¬ 
wöhnt hat. Dr. Israel -Medenau (Ostpr.) 


Beitrag zur Lehre von den Choleraepideraien auf Schiffen. Von 
Stabsarzt Prof. Dr. Pfuhl. Zeitschrift für Hygiene und Infektionskrankheiten; 
XVIII. Band, 2. Heft. 

Pettenkofer hat bestritten, dass auf Schiften, die er zu den immunen 
Orten zählt, auf welchen der Cholera-Iufektionsstoff nicht wächst, 
der Ausbruch einer grösseren Epidemie möglich sei, und gefordert, dass der 
Verkehr der Schifte mit einem infizirten Ort auf dem Lande viel genauer wie 
bisher ermittelt werden müsste. Pfuhl hat deshalb im Jahre 1893 sehr genaue 
Beobachtungen über die Choleraepidemien auf italienischen Allswandererschiffen 
gemacht und sehr eingehend die Verhältnisse dieser Schiffe in den Häfen von 
Genua und Neapel studirt; er kommt dabei zu dem Schluss, dass Cholerakrankc 
von Neapel her den Infektionsstott im Darm mit auf das Schiff gebracht hatten, 
dass ausserdem der lufektionsstoft* mit beschmutzter Wäsche eingeschleppt war, 
und das^ schliesslich die Verbreitung der Krankheit auf den Schiffen durch die 
Ausleerungen der Cholerakranken erfolgt war. 

Es handelte sich um 4 Schifte, die schwere Epidemien durchgemacht 
haben, und die deshalb von Brasilien, ihrem Bestimmungsorte, zurückgewiesen 
wurden; die nach Nordamerika dagegen um dieselbe Zeit gehenden drei Schifte, 
bei denen die Auswanderer und das Gepäck desintizirt werden mussten, blieben 
von Cholera verschont. Der Gang der Infektion war hei der leichten Epidemie 


Siehe das Referat darüber in Nr. iS der Zeitschrift, S. 487. 
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in Neapel nicht ganz leicht zn eruiren; es gelang jedoch Pfuhl, ihn so weit 
aulzuklären, dass die Annahme einer Infektion der aus dem Innern des Landes 
stammenden Auswanderer in den Auswandererherbergen zu Neapel gerechtfertigt 
erscheint. Wegen des nur 1—3 Tage dauernden Aufenthaltes in diesen Herbergen 
mussten ausserdem Kleidung und Wäsche beschmutzt mit auf die Schiffe genommen 
und konnten erst auf hoher See gereinigt werden. Ferner ist anzunehmen, dass 
Oholerabazillen ira Dann leicht Erkrankter auf das Schiff gebracht wurden; hier 
war bei dem engen Zusammenleben in „Tischgenossenschaften“, der ungenügenden 
Klosetanlage, der Unsitte, die Mahlzeiten auf dem Hoden liegend einzunehmen, 
der womöglich vorher durch schmutzige Stiefel etc. infizirt war, der Infektion 
der grösstraögliche Vorschub geleistet. Dazu kam, dass das Trinkwasser au> 
einem verschlossenen Behälter ausgesangt werden musste, dass zwei bis drei 
Kojen in den Schlafräumen übereinander lagen, dass die Verpflegungsart zeit¬ 
weise schlecht war u. s. w. Auf einem Schiffe (Remo) brach die Epidemie erst 
aus, als die Passagiere durch äquatoriale Regengüsse gezwungeu waren, ihre 
Kleider zu wechseln, ihre Koffer öffneten und denselben nicht ganz saubere 
Kleider entnahmen. Auf der Rückreise inflzirte dieser Dampfer die Stadt 
Santa Cruz, wo es zu einer sehr schweren Epidemie kam. Auf einem anderen 
Schiffe erkrankten Deutsche, Oesterreicher und Kroaten, die den Infektionsstufl 
nicht, wie Petteukofer meinen könnte, aus ihrer Heimath, wo es keine Cho- 
lera gab, raitgebracht haben konnten, sondern erst auf dem Schiffe selbst infizirt 
sein mussten. Der Hinweis Pe ttenkofer’s auf drei englische Kriegsschiffe, 
auf denen nach einem Bericht Brysons die Cholera auf hoher See stets er¬ 
losch, wird durch die vorzüglichen sanitären Verhältnisse auf diesen Schiffen 
widerlegt, trotzdem es auch hier, bei Berücksichtigung der Inkubations¬ 
dauer, zu kleinen Infektionen gekommen sein musste. 

Dr. Ascher-Bomst. 

Leber die Verbreitung der Tuberkulose durch den Eisenbahn¬ 
verkehr. Von Prof. Dr. W. Praussnitz in Graz. Deutsche med. Wochen¬ 
schrift 1894, Nr. 28. 

Die in den Arbeiten aus dem Kaiserlichen Gesundheitsamt« IX, 1S9H. 
S. 111 vom Reg.-Rath Dr. Petri, veröffentlichten „Versuche über die Ver¬ 
breitung ansteckender Krankheiten, insbesondere der Tuberkulose, durch den 
Eisenbahnverkehr und über die dagegen zn ergreifenden Massnahmen, 1 “ welche 
die Grundlage für ein neues Reglement der Reinigung und Des¬ 
infektion der Personenwagen geben sollen, haben den Verfasser veran¬ 
lasst, nochmals zu dieser Frage das Wort zu ergreifen. Praussnitz hat 
selbst im Winter 1889/90 die zwischen Berlin und Meran fahrenden Durchgangs¬ 
wagen, welche besonders häufig vou Lungenkranken benutzt werden und daher 
vornehmlich einer Infektion mit tuberkulösem Sputum ausgesetzt sein müssen, 
auf das Vorkommen von Tuberkelbazillen in dem auf den Fussboden der Coupes 
gesammelten Staub untersucht. Das Resultat war ein unerwartet günstiges, 
indem nur einer der vier untersuchten und seiner Zeit in Kurs befind liehen 
Wagen, welcher am längsten auf dieser Route gelaufen war, in dem Staub 
Tuberkelbazillen enthielt. Der langsame Verlauf der Krankheit der Meer¬ 
schweinchen trotz der relativ sehr grossen zur Impfung verwandten Stanbmengen, 
wie das Gesundbleiben eines der betreffenden mit dem Staub jenes Wagens 
geimpften Thiere Hessen darauf schliessen, dass auch in diesem Wagen die An¬ 
zahl der vorhandenen Tuberkelbazillen keine sehr beträchtliche gewesen sein kann. 

Glaubte Verfasser somit den Nachweis erbracht zu haben, dass die Ge¬ 
fährdung der Reisenden durch Tuberkelbazillen eine kaum in Betracht kommend»* 
sei gegenüber den anderen Infektiousgelegenheiten des täglichen Lebens, so 
prüfte er weiter, ob die gewöhnliche Methode der Reinigung der Wagen genüge, 
dieselben tuberkelbazillenfrei zu halten. Im Sommer 1891 suchte er zu diesem 
Zwecke ans der grossen Zahl der vor dem Münchener Zentralbahnhof aufge¬ 
stellten gereinigten Wagen an verschiedenen Tagen beliebig einzeln heran? 
und verwandte den Staub von 14 Coupes aus 13 Wagen, welche auf 10 Von 
München ausgehenden Routen verkehrten, zur Impfung. Das Resultat der 
Impfungen war stets negativ, keines der Thiere war an Tuberkulose, ja sogar 
nicht ein einziges an Peritonitis zu Grunde gegangen. 

Praussnitz vergleicht nun die Ergebnisse seiner Untersuchungen mit 
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denen von Petri, welcher sowohl den „Fussbodenstaub“ wie den „Luftstaub“ 
zu den Untersuchungen verwandte. Von 117 durch Petri mit „Luftstaub“ ge¬ 
impften Thieren wurden nur 3 tuberkulös, bei denen aus den Schlafwagen 
„Luftstaub“ verwandt worden war, während der „Luftstaub“ sämmtliclier 
untersuchter Coupß’s I.—IV. Klasse tuberkelbazillenfrei war. 
Des Weiteren hat Petri sodann, sobald die Reisenden die Züge verlassen 
hatten, die Fussböden der einzelnen Abtheilungen sorgfältig besichtigt und die 
Verunreinigungen mit Auswurf gezählt. Aus 34 Abtheilungen wurden dann von 
den verunreinigten Stellen des Fnssbodcns bezw. der Linoleumdecken, Proben 
auf 91 Versuchsthicre verimpft. Von diesen .91 Thieren starben nur 3 an Tuber¬ 
kulose. Nach des Verfassers Ansicht ist also das Resultat, auch der Pc trib¬ 
schen Untersuchungen, ein sehr günstiges gewesen und hat festgestellt, dass die 
besonders in der politischen Presse gehegten Befürchtungen bezüglich der In¬ 
fektionsgefahr der Reisenden durch den Tuberkelbazill unbegründet sind und 
dass durchaus kein Grund vorliegt, ein neues Reglement zur Reinigung und 
Desinfektion von Personenwagen auszuarbeiten und einzuführen. Besonders be¬ 
stätigen diese Ansicht Pr aus sni tz’ die von Petri weiter unternommenen 
Desinfektionsversuche der Eisenbahnwagen. Die nach Art der üblichen und viel¬ 
fach erprobten Wohnungsdesinfektion mit Seife, Wasser und Karbolsäure vor¬ 
genommene Desinfektionen zeigten, dass eine nennenswerthe Verminde¬ 
rung der Bakterienkeime nicht erzielt worden war. Es hatte die 
Desinfektion nur eine geringe Verzögerung im Auskeimcn der Bakterien zur 
Folge. Ferner wurden Wagen I. und II. Klasse von den Mannschaften der 
städtischen Desinfektionsanstalt desinfizirt. Ein Tkeil der gepolsterten Stühle aus 
beiden Klassen, sowie die Plüschfüllungen einiger Thüren und einige der ledernen, 
mit Plüsch gefütterten Fenstcrricmen wurden mit Seidenfäden, an denen voll¬ 
virulente Milzbraiulsporen sich befanden, vorher infizirt. Ein Tkeil dieser Plüsch¬ 
möbel wurde sodann in der städtischen Desinfektionsanstalt mit strömendem 
Dampf desinfizirt. Diese Sessel erwiesen sich als vollständig desinfizirt. Die 
Desinfektion der leeren Abtheile geschah durch Seife, Wasser und 5 °/ 0 Karbol¬ 
säure. Die nach Beendigung dieser Desinfektion untersuchten Milz¬ 
brandfäden ans den Thürfüllungen und Fensterriemen waren noch virulent. 
Die ans den Abtheilen entnommenen Staubproben enthielten zahlreiche Bak- 
terienkeirae. Ein Wagen IV. Klasse wurde gleichfalls den beiden städtischen 
Desinfektoren überwiesen. Auch in diesem Fall gelang es nicht, eine be¬ 
merkbare Herabsetzung des Baktericngehaltes hervorzu¬ 
bringen. Von dem ganzen Desinfektionsverfahren gewährt also nur die Des¬ 
infektion der Polstcrmöbel im strömenden Dampf die erforderliche Sicherheit! 
Dass die Kosten der Desinfektion bei einem sehr verschmutzten Wagen IV. Klasse 
rund 50 Mark betrugen, mag nebenbei bemerkt werden. 

Praussnitz kommt in der lesenswerthen Abhandlung zu dem Ergebnis?, 
dass alle Versuche festgcstellt haben, dass ein Grund zur Befürchtung und des¬ 
halb zur Ausführung besonderer Massnahmen nicht vorhanden sei; dass vielmehr 
die einfache Reinigung der Eisenbahnwagen genügt. Wolle die Bahnverwaltuug 
noch weiter etwas zur Bekämpfung der Tuberkulose tkun, so solle sie allen 
denjenigen Tuberkulösen, die nach den Sanatorien gesandt werden, freie Fahrt 
auf den Bahnen gewähren. Dr. Dütschke-Aurich. 


Die Steinträger, ihre Belastungsdeformitäten und Krankheiten. 
Von Dr. Golebiewski in Berlin. Vierteljahrsschrift für gerichtl. Medizin und 
öffentliches Gesundheitswesen; Jahrg. 181)4, 4. Heft. 

Bekanntlich gehören die Steinträger zu denjenigen Akkordarbeitern, die 
nur schwere Arbeiten zu verrichten haben. Die Zahl der Steine, welche durch¬ 
schnittlich der Steinträger vom Bauplatz auf die Höhe des Neubaues, oft 4 bis 
5 Stockwerke, auf einmal hinauf trägt, entspricht einem Gewicht von ca. 80 bis 
90 kg. Es ist nichts Ungewöhnliches, dass ein Steinträger in einer Stunde sechs 
Mal die Steine bis zum vierten Stockwerk hinaufträgt; das würde die Thatsache 
ergeben, dass derselbe in 9 Stunden 54 Mal mit einer Last von ca. 90 kg 
auf der'Schulter die steilen Leitern des Neubaues bis zur Etage hiuaufgeht, 
was eine enorme Leistung darstellt! Daher können nur die gesundestenuind 
kräftigsten Leute zum Steinetragen verwendet werden. Diese schwere Arbeit 
erfordert natürlich ein regelmässiges und gutes Leben; kräftige Kost und aus- 
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reichend gesunden Schlaf und, da während der Arbeit auch viel Flüssigkeit in 
der Form von Schweiss abgesondert und dadurch fortwährend Durstgefühl erregt 
und gesteigert wird, ist die Flüssigkeitszufuhr eine recht hohe. 

Auf Grund einer reichen langjährigen Erfahrung tritt der Verfasser in 
der kleinen, sehr lesenswerthen Abhandlung der Frage näher, ob bei dieser 
schweren Arbeit, die dem Organismus so enorme Anstrengungen auferlegt, der 
Körper nicht trotz aller Vorsichtsmassregeln und trotz der Beobachtung aller 
hygienischen Vorschriften, schliesslich im Laufe der Zeit darunter leidet. Es 
ist sehr leicht denkbar, dass durch jahrelanges Tragen so schwerer Lasten auf 
einer Schulter — die meisten Steintrager tragen nur auf der linken Schulter — 
bestimmte körperliche Formveränderungen durch diese einseitige Belastung ein- 
treten müssen. Diese sind so charakteristisch, dass sie auf den ersten Blick 
als typische Belastungsdeformitäten der Steinträger erkannt 
werden können. Da nun aber auch innere organische Veränderungen bei den 
Steinträgern vorzukommen pflegen, führt G. die äusseren und inneren 
Krankheiten gesondert an. 

Unter den äusseren Veränderungen werden zunächst die Haut¬ 
abschürfungen und Geschwüre auf der linken Schulter, so lange die Haut hier 
noch weich ist, aufgeführt; sodann wird der Hypertrophie der Muskulatur der 
linken Schulter und Nackenseite Erwähnung gethan, welche oft in späteren 
Jahren, wenn der Mann nicht mehr trägt, einer starken Atrophie mit Furchen- 
bildung über der Schultergräte Platz macht. Das Höherstehen des Schulter¬ 
blattes der belasteten Seite, die charakteristische Kopfhaltung, nach vorn gebeugt 
mit einer Neigung und zugleich Drehung nach der unbelasteten Seite, das Ab¬ 
weichen der Wirbelsäule im oberen Halstkeil nach der unbelasteten Seite and 
das gleichzeitige Hinwenden des untersten Theils der Halswirbelsäule mit den 
oberen Brustwirbeln nach der belasteten Seite, die fassförmige Gestalt des Thorax 
mit einer deutlichen Konvexität auf der belasteten Seite und das reichlich ver¬ 
breitete Kapillarnetz auf der Brust gehören hierhin. Lcistenbriiche, besonders 
auf der belasteten Seite, Hydrocele, Varicenbiklung, Plattfüsse (bei früher ganz 
normalen Füssen), Höherstehen des linken belasteten Armes und Vergrößerung 
der Schilddrüsen bilden häufige Erscheinungen bei Steinträgern. 

Von den inneren organischen Veränderungen ist zunächst die Herz¬ 
hypertrophie zu nennen, und hiermit im Zusammenhang stehend, die Erkrankung 
der Gefässe, besonders die Arteriosklerose, ausser der schon oben erwähnten 
Varicenbildung. Eine bei Steinträgern in allen möglichen Formen wiederkehrende 
Krankheit bildet der Alkoholismus, welcher zu Nierenkrankheiten, besonders 
Schrumpfniere, Erkrankungen des Magens und der Leber, sowie zu der weniger 
allgemein bekannten alkoholischen Polyneuritis führt. 

Der Hauptzweck dieser Publikation der krankhaften Veränderungen bei 
den Steinträgern war für den Verfasser, zu verhüten, dass bei den Unfallunter- 
suclmngen diese pathologischen Verhältnisse nicht genügend beachtet und etwa 
als Folgen eines Unfalls angesehen würden, wodurch die Berufsgenossenschaften 
leicht zur Zahlung hoher Renten verurthcilt werden könnten. 

Dr. Dütschke-Aurich. 


Eisenbahnbau vom ärztlichen nnd hygienischen Standpunkte aus. 

Von Kreisphysikus Dr. Cöster in Goldberg. Vierteljahrsschrift für gerichtliche 
Medizin und öffentliches Sanitätswesen, Jahrgang 1894, 4. Heft. 

Dem Verfasser war im Jahre 1893 bei dem Bau einer Bahn zweiter Ord¬ 
nung, welche das Waldenburger Kohlenbecken mit der Hauptbahn Breslau- 
Berlin in unmittelbare Verbindung bringen soll, und die in Goldberg in Schlesien 
ihren Anfang nimmt, von der Balinverwaltung die ärztliche Ueberwaekung der 
Arbeiter auf einer 11 km langen Strecke übertragen worden, nämlich von Gold¬ 
berg bis Rosenau. Die hierbei während des Sommers 1893 gemachten Erfah¬ 
rungen und gewonnenen Eindrücke vom ärztlichen und hygienischen Standpunkt 
aus, sind in fesselnder Weise in der vorliegenden interessanten Arbeit nieder¬ 
gelegt. Nach einer ausführlichen Schilderung des Arbeiterpersonals, der Kleidung, 
Wohnung und Verpflegung derselben, zieht Cöster einen Vergleich mit den 
ähnlichen Verhältnissen bei dem Nordostseekanal, welcher nicht immer zu Gunsten 
der beobachteten Verhältnisse auf der Strecke Goldberg-Rosenau ausfällt. Be¬ 
sonderes Interesse erweckt die ausführliche Schilderung der Satzungen der nur 
für die Arbeiter der neuen Eisenbahnbaustrecke in’s Leben gerufenen Krankenkasse, 



Kleinere Mittheilungen und Referate au? Zeitschriften. 


615 


welche durch die Bestimmung über die Untersuchung der in die Kasse aufzu¬ 
nehmenden Personen grosse Ansprüche an die Thätigkeit der Aerzte stellen, die 
in keinem Verhältniss zu dem „zugebilligten“ ärztlichen Honorar stehen, bei dem 
der Ton besonders auf die Silbe „billig“ zu legen ist. 

Bei Aufzählung der beobachteten einzelnen Krankheitsformen fällt die 
hohe Zahl von sog. „Beschäftigungsneurosen“ auf. Dieselben kamen 
immer mehrfach vor, sobald eine ganz bestimmte schwere Arbeit Tage lang 
aasgeführt werden musste. Es bestand die Arbeitsform meist darin, dass von 
einem tieferen Stande aus, der oft mehr als einen halben Meter unterhalb des 
Gleises, auf dem die Kippwagen standen, gelegen und von jenen Wagen 
wenigstens 1,5 m entfernt war, Erde mit Schaufeln über dem Bord der 
Wagen in diese selbst, im Ganzen wohl 2—3 m hoch und weit, in kräftigem 
Schwünge geschlendert und geladen werden musste. Anscheinend war diese je 
nach Umständen mehrere Tage dauernde Arbeit selbst sehr kräftigen, aber nicht 
daran gewöhnten Männern zu schwer. Die sich als erwerbsunfähig meldenden 
Personen kamen nur widerwillig zum Arzt in Anbetracht des Verlustes an 
Arbeitsverdienst; es waren durchweg junge und starke Männer, welche sich auch 
möglichst bald wieder gesund meldeten. Die Symptome, welche diese Arbeits¬ 
neurose zeigte, bestanden in Schlaffheit der Arme, besonders der Oberarme, in 
Schmerzen in den Schultern, den Rippenbögen, dem Nacken, dem Rücken bis 
zum Kreuz hinab. Bei der faradischen Reizung waren konstant besonders em¬ 
pfindlich die Ansatzstellen des M. cncullaris an der Schulterblattgräte und an 
den Dornfortsätzen des 8.—12. Rückenwirbels, ferner der innere Muskelrand des 
Deltamuskels und die Ansatzstellen der graden und schrägen Bauchmuskeln an 
den Rippen. 

Das Ergebniss seiner ausführlichen Arbeit fasst der Verfasser in zahl¬ 
reiche Schlusssätze zusammen, von denen hier nur einige Erwähnung finden mögen: 

Bei jedem Eisenbahnbau, der das Zusammenströmen grosser Arbeiter- 
schaarcn aus den verschiedensten Gegenden veranlasst, ist im Interesse der 
Bewohner des Landstriches, durch den die Bahn führt, die ärztliche Unter¬ 
suchung solcher Arbeiter unerlässlich, welche aus Gegenden stammen und her- 
komrnen, in denen zur Zeit eine Infektionskrankheit epidemisch herrscht, besonders 
Pocken und Cholera. Diese Untersuchung soll von dem angestellten Kassenarzt 
für ein mässiges Honorar ausser seiuem ständigen Honorar vorgenommen werden. 

Die Wohnungen der Bahnbauarbeiter sind auf ihre gesundheitsbeein¬ 
flussenden Verhältnisse zu revidiren, aber nicht von den Organen der Polizei¬ 
behörde. Am besten sorgt der Staat als Bauunternehmer selbst für Baracken 
und Kost der Arbeiter. 

Die Statuten der Krankenkasse sind zu vereinfachen und Kontroleure aus 
der Arbeiterschaft zu wählen, um die Kranken unerwartet zu besuchen. 

Kippwagen oder andere Arbeitswagen, welche von Menschen bewegt 
werden, sind sämmtlich mit Bremsvorrichtungen zu versehen. Bei der Anlage 
von Arbeitsbahnen ist grössere Sorgfalt auf das Legen der Schienen zu ver¬ 
wenden, damit das jetzt häufige Hcrausspringen der Wagen vermieden werde. 

Das ärztliche Honorar soll nicht mehr pro Kopf, sondern pro Behandlung 
bezahlt werden. Die Revision der Apothekerrechnungen ist nicht Sache des 
Arztes. Ders. 


Was kann die Schnle gegen die Masturbation der Kinder thun. 
Vortrag, gehalten von Prof. Dr. H. Cohn-Breslau in der Sektion für Schul¬ 
hygiene des VHI. internationalen hygienischen Kongresses. Berlin 1894. Verlag 
von Richard Schötz. Gr. 8°, 39 S. 

Die Masturbation ist unter der Jugend, Knaben wie Mädchen, ungemein 
verbreitet. Eine Statistik hierüber existirt leider nicht, liesse sich aber vielleicht 
so beschaffen, dass ein Fragebogen zur Beantwortung auf Grund eigener Schul¬ 
erinnerungen an die 20000 deutsche Aerzte oder auch nur an die 8000 deutscher 
Medizinstndircnden geschickt würde, deren Antworten anonym erfolgen könnten. 
Falls diese 8ammelforschung ein gutes Resultat hätte, könnte die gleiche Frage¬ 
stellung vielleicht auf alle Studenten sämmtlicher Hochschulen ausgedehnt werden. 
Schon bei ganz kleinen Kindern werden, wie authentisch feststeht, und zwar 
schon bei fünfjährigen, onanitische Bewegungen beobachtet; am häufigsten wird 
zu Beginn der Pubertät masturbirt, weshalb auch die Schulkinder die Haupt¬ 
menge der Onanisten stellen. 
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Diese Beobachtung wird von den erfahrensten Schulleitern (Bahrdt, 
Schiller, Tissot) und Aerzten (Joh. Peter Frank, Fürbringer, Bensc- 
mann, Fournier u. A.) in gleicher Weise bestätigt. Keine Anstalt ist ganz 
frei, aber in einzelnen Schulen erreicht dieses Uebel, und zwar sowohl die per¬ 
sonelle, als die mutuelle Masturbation, eine sehr grosse Ausdehnung. Sie wird 
in den Zwischenpausen, aber auch während des Unterrichts betrieben. Die 
Onanie hat zweifellos schwere Folgen für die Gesundheit, wenn auch die Be¬ 
hauptung Lalle in&uds und Tissots, dass sie zu Rückenmarkschwindsucht 
und Blödsinn führe, übertrieben ist. Von zuverlässigen Nervenärzten werden 
als Folgen angegeben Neurasthenie, funktionelle Gescbleehtsstörnngen, psychische 
GeschleehtsstörungoTi und gewisse Augenleiden. Die Neurasthenie trilft nach 
Hoesslin die Frauen mehr als die Männer, weil diese meist bald zum 
normalen Geschlechtsverkehre übergehen, während die Mädchen gezwungen sind, 
ihren Geschlechtstrieb meist lange auf diesem Wege zu befriedigen. Die 
funktionellen Geschlechtsstörungen — mangelnde Erektion, verfrühte Ejakulation 
und dergl. — treten naturgemäss nur beim männlichen Geschlecht auf. 

Psychische Geschlechtestürungeii, die sogen. Homosexualität, die mann- 
männliche und weil) - weibliche Liebe, bedürfen zu ihrer Entwickelung wohl 
einer gewissen angeborenen Disposition, wenn auch die Onanie als begünstigendes 
Moment angesehen werden muss. 

Auf das Bestehen von Augenleiden — subjektive Lichterscheinungen, 
Photopien bei sonst gesunden Augen, trockener Bindehautkatarrh (besonders gern 
hei Mädchen und alten Junpfern), Lidkrampf, Akkomodationsstörungen u. s. w. — 
hat Redner schon in einem vor zwei Jahren veröffentlichten Aufsätze die Auf¬ 
merksamkeit der Fachgenossen gelenkt. 

Wenn auch zugegeben werden muss, dass massige Onanie bei kräftigen 
Personen nicht schädlicher wirkt als der Beischlaf, so muss dies doch zweitellos 
bei schwächlichen und jugendlichen Personen der Fall sein und zwar schon des¬ 
wegen, weil das Ouaniren schon in früher Jugend begonnen wird, wo der Körper 
gegen die kolossale Nervenaufregung noch gar keine Widerstandskraft har. 
Hierzu kommt noch, dass die Gelegenheit zur Ausführung der Onanie unbegrenzt 
ist und deshalb leider auch übermässig au genutzt wird, während der natürliche 
Beischlaf schon aus äusseren Gründen solche Masslosigkciten ausschliesst. Endlich 
wäre hierbei noch in Erwägung zu ziehen die wiederholte gemüthlicho Depression 
der Onanisten, wenn sie trotz guten Willens ihren Gelüsten unterlegen sind. 

Kanu man nun mit Sicherheit erkennen, dass ein Schüler ouanirt 't Diese 
Frage ist entschieden zu verneinen, da cs örtliche Zeichen an den Geschlechrs- 
theilcn nicht giebt. Ist der Schüler schon im Alter der Pubertät, so würde die 
Untersuchung der Wäsche, die er am Tage trägt, einen Beweis geben können 
(Flecken im Nachthemd könnten von Pollutionen herrühren). Als ein bedenk¬ 
liches Symptom musste es immerhin erscheinen, wenn der Schüler die Hände viel 
in die Taschen der Beinkleider bringt. Zur sicheren Diagnose ist aber entweder 
das Geständnis* des Schülers, oder die Ertappung auf frischer That nothwendig. 

Gelegenheitsursachen für die Entwickelung der Masturbation in der 
Schule sind: 

1. Das stundenlange Sitzen, durch welches die Blutzufuhr zu den Ge- 
schlechtstheilen vermehrt wird. Wenn die Banke unrichtig gebaut sind (positive 
Distanz haben) und die Kinder beim Schreiben bis an die Bankkaute vorrutschen 
müssen, so werden die Geschlecht st heile geriehen. 

2. Das allzulange Sitzen bei den häuslichen Arbeiten, zumal wenn die 
Stühle gepolstert sind. 

3. Die Art des Sitzens mit übereinander geschlagenen Beinen und in den 
manigfachen Ermiidungsstellungen. 

4. Die Turnübungen, namentlich Klettern am Tau; diese Reibung ist 
durch guten Kletterschluss zu vermeiden. 

5. Der gemeinsame, ohne Aufsicht erfolgende Besuch der Aborte, die oft 
genug mit obszönen Bildern und Sprüchen bestrichen sind. 

6. Erotische Lektüre. Es findet sich in der Bibel eine Menge von Stellen, 
die auf geschlechtliche Verhältnisse Bezug nehmen und für die Schule keines¬ 
wegs passen — und gerade die anstüssigen Sti llen werden am liebsten geiesi n. 
Es sollte deshalb nach der Ausicht von Schiller in der Schule keine unver¬ 
kürzte Bibel benutzt werden. Dasselbe gilt von der antiken Lektüre (Ovid, 
Heredot.) 
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Die Schule muss zunächst versuchen, die angegebenen Gelegenheits¬ 
ursachen zu verhüten, ausserdem hat sie die, freilich schwere Aufgabe, die ge¬ 
schlechtlichen Verhältnisse der Jugend zu überwachen. Das Auge des Lehrers 
muss beständig auf den Schülern weilen und namentlich deren Hände beauf¬ 
sichtigen (Hände auf den Tisch); Knaben, die dieselben häufig in die Taschen 
bringen, sind besonders verdächtig. Auch während der Pausen und während der 
Arreststundeu sind die Kinder dahin zu beaufsichtigen, dass sie nicht Auto- und 
mutuelle Onanie treiben; die Kinder dürfen überhaupt niemals in kleiner Anzahl 
sich in der Schule aufhalten. Der Verführer sind zu entlassen und ein ent¬ 
sprechender Vermerk in’s Zeugniss aufzunehmen (als Nachricht für den neuen 
Schulleiter). 

Der Lehrer muss, so misslich es für ihn ist, in rücksichtsvoller, dezenter 
Form die Schüler von der Schädlichkeit der Onanie in Kenntniss setzen, etwa 
indem er bei Gelegenheit der Belehrung über Sauberkeit auf den Aborten sagt: 
„Merkt Euch, jede Berührung der Gesehlechtstheile ist dem Körper schädlich, 
ganz besonders die gegenseitige Berührung.“ Diese Belehrung hätte bei zehn¬ 
jährigen Kindern zu beginnen. Demjenigen Kinde, das die mutuelle Onanie zur 
Anzeige bringt, ist Straflosigkeit zuzusichern. 

Endlich sind durch Vorträge und gedruckte Belehrungen die Eltern und 
Pensionsgeber darauf hinzuweisen, dass sie die Pfiicht haben, den Kindern die 
Gefahren der Onanie auseinanderzusetzen. Ohne deren Mitwirkung wäre es 
natürlich nicht zu verhindern, dass die Kinder zu Hause onaniren. 

Dr. Glogowski-Görlitz. 


Besprechungen. 

Achter Bericht über den Gesundheitszustand und die Ver¬ 
waltung der öffentlichen Gesundheitspflege in Bremen, 
umfassend die Jahre 1887—1892. Erstattet vom Gesundheits- 
ratlie. Bremen 1894. In Kommission bei Rühle & Schlenker. 
192 Seiten. Gr. 8°. 

Der vorliegende Bericht weicht vielfach, sowohl der Form, als auch dem 
Inhalte nach, von den General-Sanitütsberiehten aus den preussischen Regierungs¬ 
bezirken ab. Seine Hauptabschnitte sind: 

I. die Medizinal Verwaltung, enthaltend die Organisation und eine 
Thätigkeitsübersicht der Medizinalbehörden; 

II. die öffentliche Gesundheit, d. h. Bewegung der Bevölkerung, 
epidemische Krankheiten, sowie V iehseuche n und Erkrankungen des 
Viehes (Milzbrand, Rotz, Maul- und Klauenseuche, Perlsucht, Trichinen-, 
Finnenkrankheit, Tollwuth der Hunde u. A); 

III. die öffentliche Gesundheitspflege, umfassend im Wesent¬ 
lichen die Kapitel 4—10 und 12 des preussischen Schemas; und 

IV. das II eil personal und die Heilanstalten, den übrigen 
Kapiteln entsprechend. 

Im Anhänge wird eine Uebersicht über die Thätigkeit des chemischen 
Staatslaboratoriums in der Berichtszeit gegeben, welche von einer regen Thätig¬ 
keit des Instituts Zeugniss ablegt. 

Auf den Inhalt des Berichtes ist die Organisation der Mcdizinalverwaltung 
von Einfluss, insofern diese ein mündliches oder schriftliches Zusammenarbeiten 
der verschiedenen Tlieile (Medizinulkuuimission des Senats, Gesundheitsrath der 
Aerzte) verlangt ; in Folge dessen bietet der Bericht, da sich in demselben viel¬ 
fach der Gang einer solchen Verhandlung und das Für und Wider der Meinungen 
abspiegelt, mehr als ein reines Referat über Ereignisse und Zustände. Greifen 
wir z. B. das Kapitel über „Schulgesundheitspflege“ heraus, so erfahren 
wir u. A. nicht nur, dass sieh die Medizinalverwaltung für eiue Anordnung der 
Schulfenster nach Osten bis höchstens Südosten entscheidet, sondern auch, aus 
welchen Ueberlcgungen heraus. Wir sehen ferner, wie man in Bremen dazu 
gekommen ist, die Fussböden der Sehulzimmer mit Linoleum zu belegen, „das 
durch seine Glätte die sicherste Reinigung gestattet, warm ist und kein Wasser 
aufnimmt“, und dass in den neu zu bauenden Schulen die Fussböden aus Zement 
hergestellt werden sollen, da man das Linoleum nicht auf abgetretene, unebene 
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Dielen legen kann. In solcher Weise werden weiter erörtert: Die Einrichtung 
von Niederdrnck-Dampfheizungen, die Einfiihrnng neuer nach Angabe des Ge- 
sundheitsrathes angefertigter Subsellien, Massnahmen zur Verhütung von Ver¬ 
breitung der Tuberkulose und die Errichtung von Schulbädern. Die Benutzung 
der letzteren war Anfangs fakultativ, wurde aber bei dem lebhaften Entgegen¬ 
kommen der Kinder und Angehörigen obligatorisch gemacht, so zwar, dass nur 
ein ärztliches Attest ein Kind von der Theilnahme ausschliessen kann. „Wenn 
auch die Einwirkung auf die Gesundheit der Schüler erst langsam und nicht grade 
augenfällig sich zeigen wird, so ist doch jetzt bereits ein erziehlicher Einfluss 
auf Reinlichkeit und Ordnung in Bezug auf Körper und Kleidung bemerkbar.“ 

Obwohl damit das Kapitel „Schulgesundheitspflege“ noch nicht beendet 
ist, dürfte das Angeführte genügen, einmal die Unmöglichkeit eines erschöpfen¬ 
den Referates darzulegen, dann aber auch die segensreiche Thätigkeit der 
Sanitätsbehörden und den regen Gemeinsinn Bremens im hellsten Lichte er¬ 
scheinen zu lassen. 

Wenn im Vorworte für den nächsten Bericht einige Aenderangen sowohl 
in der Anordnung des Stoffes, als auch hinsichtlich der Berichtszeit in Aussicht 
gestellt werden, so liegt für uns der Wunsch nahe, dass sich eine Annäherung 
an die in Preussen geltenden Bestimmungen, mindestens aber hinsichtlich des 
für die Berichtszeit festgesetzten 8jährigen Turnus erreichen lassen möge. 

Dr. Barth-Neustadt a./R. 


Dr. A. Wernich, Keg. - und Med. - Rath in Berlin: Zusammmen- 
stellung der gültigen Medizinalgesetze Preussens 
mit besonderer Rücksicht auf die Reichsgesetzgebung. Dritte 
vervollständigte Auflage. Berlin 1894. Verlag von August 
Hirschwald. 12°; 983 Seiten. 

Die Medizinalbeamten, die sich wohl mit wenigen Ausnahmen daran ge¬ 
wöhnt haben, die Wernich’sche Gesetzsammlung als zuverlässigen und unent¬ 
behrlichen Rathgeber jeder Zeit auf ihrem Arbeitstische zur Hand zu haben, 
werden sich freuen, dass dieselbe jetzt wieder in neuer und bis auf die Neuzeit 
vervollständigter Auflage erschienen ist. Mit Recht sagt der Verfasser: „Der 
Ausbau der vorhandenen Gesetze hat durch die in der Zeit liegenden Antrieb«? 
eine rasche Forderung erfahren, neue Aufgaben, besonders auf sozialem Gebiete, 
wurden der Lösnng näher geführt — epidemische Ereignisse von schreckhafter 
Wirkung trugen das ihrige dazu bei, eine auf’s Aensserste angespannte Thätig¬ 
keit der Zentralstellen auszulösen. Alle diese Anregungen spiegeln sich in zahl¬ 
reichen und bedeutsamen Erlassen des leitenden Ministeriums wieder; sie finden 
ihre Fortpflanzung innerhalb der nachgeordneten Behörden u. s. w. — und von 
diesem Treiben und Gotriebeuwerden eine fassbare Skizze darzubieten, ist die 
vorliegende neue Auflage der Zusammenstellung bestimmt.“ Dass dieselbe 
wiederum an Umfang zugenommen hat und schliesslich zu einem recht starken 
Bande angewaebsen ist, war unter den obwaltenden Umständen kaum anders 
zu erwarten. Nach Ansicht des Referenten hätte die Zusammenstellung aber 
doch wohl etwas korapeudiüser gefasst werden können, wenn der Verfasser nicht 
nur den ersten, sondern auch den zweiten Theil der früheren Ausgabe einer voll¬ 
ständigen Umarbeitung unterzogen und nicht wieder unverändert zum Abdruck 
gebracht hätte. So bildet dieser wiederum einen Ergänzungsband zum ersten 
Theil, wodurch die Handlichkeit der im Uebrigen vortrefflichen Zusammen¬ 
stellung namentlich beim Nachschlagen nicht unwesentlich beeinträchtigt wird. 
Durch ein vorzügliches Sach- und Zeitregister wird dieser Fehler allerdings 
in der Hauptsache kompensirt; wünschenswerth wäre es aber doch, wenn er bei 
einer späteren Auflage überhaupt vermieden würde. Rpd. 


Tagesnachrichten. 

Ueber den Inhalt der vom Reichsamt des Innern den Einzelregierungen 
zugestellten Grundzüge zu einem neuen Reichs-Apothekengesetzentwurf 
bringen die pharmazeutischen Blätter in jüngster Zeit verschiedene Mittbeiluntren, 
die nach Lage der Sache wohl hauptsächlich auf Vermuthungen beruhen dürften. 
Man sollte doch lieber die Fertigstellung des betreffenden Entwurfes abwarten, als 
durch derartige „dem Vernehmen nach“ sichere Mittheilungen den Apotheker- 
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stand immer wieder von Neuem zu beunruhigen. Dass den Vertretern desselben 
noch rechtzeitig Gelegenheit gegeben wird, ihre etwaigen Bedenken, Wünsche 
u. s. w. vorzubringen, ist ihnen bereits mehrmals von massgebender Stelle aus 
zngesichert, warum also vorher sich ereifern und aufzuregen über „angeblich“ in 
dem Entwürfe vorgesehene Bestimmungen, von denen sich später herausstellt, 
dass sie gar nicht darin stehen. 


Der Landengesundheitsrath im Grossherzogthum Baden ist am 
26. Nov. d. J. im Ministerium des Innern zu einer Sitzung zusammengetreten. 
Auf der Tagesordnung der Berathungen standen u. A.: die Einwirkung der 
Massregeln gegen ansteckende Krankheiten, insbesondere gegen Scharlach und 
Diphtherie, die Anschaffaug von Desinfektionsapparaten, die Anregung zur pri¬ 
vaten Förderung von Bekonvaleszentenanstalten. 


Diphtherie - Heilserum. Bbenso wie im Grossherzogthum Mecklenburg- 
Schwerin sind auch im Grossherzogthum Baden die Bezirksärzte durch Kund¬ 
erlass vom 20. Oktbr d. J. (s. Beilage S. 161) ermächtigt, bei epidemischem 
Auftreten der Diphtherie in ärmeren Gemeinden die zur Schutzimpfung erfor¬ 
derliche Menge Heilserum auf Staatskosten anzuschaffen. Auch in einzelnen 
preussischen Kreisen, z. B. im Kreise Siegen, ist nicht nur den 
Aerzten das Diphtherieserum zu Heilzwecken unentgeltlich zur Verfügung ge- 
stellr, sondern auch den Kreisphysikern zu Immunisirungszwecken. 

Von den in den jüngsten Wochen in der Fachliteratur mitgethcilten Erfolgen 
bei Anwendung des Heilserums mögen folgende erwähnt werden: Im Berliner 
städtischen Krankenhause am Urban wurden bei 121 Kranken 81 Heilungen und 40 
Todesfälle = 38,0°/ 0 (bei 42 Tracheotomirten 22 Todesfälle = 52,1 %) beobachtet; 
im Krankenhaus Moabit bei 59 Erkrankungen 45 Heilungen und 14 = 23,7 % 
Todesfälle (bei 21 Tracheotomirten 7 = 33,3°/ 0 ). Prof. Dr. Prior-Bonn hatte bei 
31 Kranken nur 2 = 6,4% Todesfälle zu beklagen, Prof. Dr. R a n k e - München bei 
10 Kranken 1 = 10,0%; Dr. Schüler in Berlin bei 32 Kranken 1 = 3,1 %. 
Im Hamburger Krankenhause starben vo n den mit Heilserum behandelten 26 Per¬ 
sonen 2 = 8 % (von 7 Tracheotomirten 2 = 19,4 %), in der Greifswalder Klinik von 
30 Kranken 2 = 6,7 % (von 5 Tracheotomirten 1 = 20,0%), in der Königs¬ 
berger Klinik von 11 Kranken keiner 

Auch über die Erfolge der Schutzimpfungen mit Diphtherieserum 
liegen einige Mittheilungen vor. Nach einem Berichte aus der Königsberger Poli¬ 
klinik wurden in 25 Hausständen 64 Kinder geimpft; von 10 mit dem einfachen Nor¬ 
malserum Geimpften erkrankten später 4, von 8 mit dem 6 fachen Serum Geimpf¬ 
ten : 0, von 10 mit dem 30 fachen Serum Geimpften: 2 und von 28 mit dem 60 fachen 
Serum Geimpften: 0. Bei allen trotz der Immunisirung Erkrankten war der 
Verlauf der Krankheit ein milder und Ansgang derselben stets ein günstiger. 
Ueber die Dauer des Impfschutzes sind keine Erfahrungen gesammelt. Dr. 
Schüler-Berlin hat 89 gesunde Kinder infizirter Familien zum Schutze gegen 
Diphtherie geimpft, davon erkrankte später nur eins und zwar sehr leicht. 

Uebrigens mehren sich die Fälle, in denen unangenehme Nach¬ 
wirkungen nach den Antitoxin-Einspritzungen eingetreten sind. So haben 
Dr. Lubl i n sk i-Berlin und Dr. Scholz-Hirschberg in 4 Fällen das Auftreten 
eines Urticaria ähnlichen juckenden Hautausschlages über den ganzen Körper (mit 
Ausnahme des Gesichts) beobachtet, in zwei Fällen waren damit heftige Glieder¬ 
schmerzen verbunden. Desgleichen berichtet Dr. Cnyrim in Frankfurt a. M. 
über zwei Diphtherie-Erkrankungen (bei seinen beiden Assistenzärzten), in denen 
nach der Serum - Einspritzung sich nicht nur Urticaria-Ausschlag, sondern auch 
Drüsenanschwellungen, heftige Muskel- und Gelenkschmerzen, unter ziemlich 
starkem Fieber (bis 39,6 0 C.) und schwerem Krankheitsgefühl einstelltcn. Beide 
Erkrankungen endeten allerdings mit Genesung; die Rekonvalescenz war aber 
eine recht langsame (Deusche med. Wochenschrift; 1894, Nr. 45, 46 u. 48). 

Nach wie vor sind die betreffenden Fabriken nicht im Stande, allen 
Lieferungsaufträgen zu genügen; dabei geht der Kurswerth ihrer Aktien immer 
mekr in die Höhe, so dass sich die Direktion der Höchster Farbwerke, deren 
Aktien seit Juli um fast 70 % gestiegen sind, veranlasst gesehen hat, in der 
Frankfurter Zeitung eine kleine Warnung zu ertheilen unter Hinweis darauf, 
dass die Herstellung des Diphtherieserums so erhebliche Kosten für Einrichtung 
der erforderlichen Anlagen u. s. w. erfordert habe, dass der daraus zu erzielende 



620 


Tagesnachrichten. 


Gewinn (bis jetzt sind 30000 Portionen ä 5 Mark verkauft) gegenüber der Gesammt- 
fabrikation der Werke gar nicht in’s Gewicht falle. Ausserdem sei im öffent¬ 
lichen Interesse thunlichst bald eine Herabsetzung des Verkaufspreises beabsichtigt. 


Cholera. Im Deutschen Reich sind Cholera-Erkrankungen und 


Todesfälle amtlich festgestellt in den Wochen vom 



5./11.—12./11. 

12./11.—.19/11. 

19./11.—2G./11. 

in Ostpreussen . . . 

. 22 (6) 

11 (1) 

- (-) 

im Weichselgebiet . . 

• 6 (1) 

5 (5) 

9 (2) 

im Netze-Warthegebiet 

• - (-) 

- (~) 

- (-) 

in Niederschlesien . . 

• 2 (-) 

4 (-) 

- (-) 

in Oberschlesien . . . 

• - (-) 

1 (1) 

4 (1) 

zusammen 30 (7) 

20 (7) 

13 (3) 


In Galizien betrug die Zahl der Erkrankungen und Todesfälle in der 
Zeit vom: 

5.—28. Novbr.: 001 (322) in 143 Gemeinden und 32 Bezirken. 

12.-18. „ : 478 (254) * 121 „ „ 27 „ 

_ 19.-25. ,_:_444 (249) „102 _„_^ 25_„_ 

seit Beginn der Epidemie: 14129 (7733) in 721 Gemeinden und 55 Bezirken. 

Von den während der letzten beiden Wochen vorgekommenen Cholera¬ 
fällen entfielen nur 6 (4) auf Westgalizien in 4 Bezirken und 4 Gemeinden, 
dagegen 1517 (821) auf Ostgalizien in 28 Bezirken und 139 Gemeinden. Am 
meisten verseucht waren die ostgalizischen Bezirke Borszczow 292 (125), Czortkow 
170 (92), Buczacz 164 (80), Skalat 99 (47), Brzezany 101 (49) and Zaleszczvki 
76(34). Ira Allgemeinen hat die Cholera aber eine erhebliche Abnahme erfahren. 

In der Bukowina ist die Seuche erloschen. In den Wochen vom 5. bis 
18. November sind in 2 Gemein len nur noch 3 Choleraerkrankungen mit 2 
Todesfällen vorgekommen; in der Woche vom 19.—25. November überhaupt 
kein Cholerafall mehr zur Anzeige gebracht. 

In Belgien sind während der Zeit vom 21. Oktober bis 10. November 
32 Choleratodestalle angemeldet, davon 13 in der Provinz Lüttich; in den Nie¬ 
derlanden erkrankten bezw. starben vom 27. Oktober bis 10. November nur 
15 (6) Personen an Cholera, davon 10 (4) in Nordholland. 

Von den verseuchten Gouvernements in Russland sind Rhjäsan, War¬ 
schau, Kasan, Ssamara als cholerafrei erklärt; in den übrigen Gouvernements 
ist die Seuche immer mehr im Erloschen begriffen, eine Ausnahme davon macht 
nur das Gouvernement Pudulien, in dern die Zahl der Cholera-Erkrankungen 
und Todesfälle in der Zeit vom 7. Oktober bis 3. November noch immer 14S0 
(643) betrug Auch im Gouvernement Wilna machte sich in den Wochen vom 
14. Oktbr. bis 3. November eine geringe Steigerung bemerkbar (73 Erkrankungen 
mit 28 Todesfällen), seitdem hat die Krankheit aber daselbst wieder eine starke 
Abnahme erfahren, so dass in der Woche vom 4.—10. November nur 7 Erkran¬ 
kungen und 1 Todesfall gemeldet sind. 


Preussischer Medizinalbeamtenverein. 

Die Mitglieder des Preussischen Medizinalbeamten-Vereins werden auf 
den der heutigen Nummer beigegebenen vorläufigen Geschäfts- und Kassen¬ 
bericht noch besonders aufmerksam gemacht. 

Gleichzeitig werden dieselben nochmals gebeten, etwaige Vorträge, 
Diskussionsgegenstände und sonstige Wünsche für die im April nächsten 
Jahres stattlindende 

XII. Hauptversammlung 

des Vereins bis zum 1. Januar n. J. dem Unterzeichneten anmelden zu wollen, 
damit die Tagesordnung rechtzeitig fertiggestellt werden kann. 

Der Vorstand des Preussischen Medizinalbeamtenvereins. 

Im Auftr. 

Dr. Rapmund, Vorsitzender. 

_ Rog.- und Med.- Rath in Minden. _ 
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in 4 Monaten betragen. Die Brutalität der Zahlen scheint hier 
sehr hervor zu treten. Auch die Anzeigepflicht wird bei uns 
sicher nicht besser, wie in Breslau, ausgeübt. Von sechs Aerzten 
zeigt einer gar nicht, der andere nicht die Hälfte an. Ostendorf 
liegt 15 km von dem nächsten Arzte entfernt, es sind dort viele 
Kranke ohne Arzt gestorben, noch mehr nicht zur Kenntniss der 
Aerzte gelangt. Also sind meine Zahlen sicherlich noch viel zu 
niedrig den Zahlen aus Breslau gegenüber. 

Die Diphtheriekurve nach Altersklassen in Breslau unter¬ 
scheidet sich von der des Kreises Bremervörde in mehrfacher 
Beziehung: 


Diphtherie in Bresian 1886—90 nach Altersklassen. 



Diphtherie in Bremervörde 1889 bis 16. Angust 1894 (356 F.) 



Ich habe die Kurve des Kreises Bremervörde nach verschiedenen 
Richtungen hin berechnet und immer dasselbe Schema erhalten. 
dass ich sie für eine konstante annehmen möchte. Die Berechnung habe 
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ich leider nicht so herstellen können, wie sife in Breslau auf 1000 
der Lebenden hergestellt ist, da ich hier die Unterlagen zu einer 
derartigen Berechnung nicht erhalten konnte. Trotzdem ist die 
Vergleichung wohl erlaubt. Die Breslauer Kurve hat ihre höchste 
Erhebung in der Altersklasse vom 3. Jahre, die Bremervörder in 
derjenigen vom 4. Jahre. Die Breslauer sinkt vom 6. Lebensjahre 
erheblich, um vom 8. ganz abzufallen und vom 11. bis 20. Lebens¬ 
jahre nur in schwacher Erhebung zu verlaufen. Die Bremer¬ 
vörder fällt vom 6. Lebensjahre stark bis zum 12., um sich im 13. 
zu einer beinahe der ersten Erhebung gleichen Spitze zu erheben; 
vom 13. bis 17. Jahre sinkt sie erheblich und verläuft bis zum 
20. Jahre in niedriger Höhe, aber nie so niedrig, als die Breslauer. 
Beim 22. Lebensjahre sind beide Kurven gleich Null. Die Er¬ 
hebung bei der Altersklasse vom 13. Jahre ist sehr charakteristisch. 

In dem Suchen nach einer Erklärung fiir dieselbe bin ich auf 
den Konfirmandenunterricht verfallen, vielleicht möchten auch die 
Tanzstunden heranzuziehen sein. Im Konfirmanden* Unterricht 
kommen die Kinder aller Dörfer in dem Kirchdorfe zusammen und 
finden Gelegenheit zur Ansteckung. Auch die Tanzstunden halte 
ich für sehr gefährlich. Für die Medizinalbeamten wichtig ist, 
dass die Kurven vor dem Besuch der Schule ihre Höhe erreichen, 
mit dem Besuch derselben fallen. Die Erhebung der Bremervörder 
Kurve für das 13. Lebensjahr möchte ich nämlich nicht auf den 
Besuch der Schule zurückführen. Der Besuch der Schule erscheint 
also für die Verbreitung der Diphtherie gleichgültig. Es könnte 
daraus hervorgehen, dass die Schliessung der Schulen bei Diph¬ 
therieepidemien ohne Zweck sei; denn das Gewicht der Ausbreitung 
der Krankheit liegt entschieden in den Hausepidemien, und diese 
werden durch den Schluss der Schule sogar begünstigt. Trotzdem 
kann von dem Schluss der Schule nicht abgesehen werden, weil 
an diesen sich überhaupt die übrigen sanitären Massregeln erst 
anschliessen können. 

Den weiteren Ausführungen Flügge’s ist fast ganz beizu¬ 
stimmen. Lokale Einflüsse sind nicht nachzuweisen. Weder der 
Boden, noch das Wasser, die Abfuhr, noch Neubauten sind von 
Einfluss auf die Diphtherie. Die steuerfreien Familien zeigen die 
doppelte Anzahl von Erkrankungen, obgleich die zahlenden viel 
richtiger die Anzeigepflicht erfüllen. Die Wohnungsdichtigkeit, 
also die Zahl der Bewohner aut ein heizbares Zimmer, erscheint 
von Einfluss auf die Diphtheriefrequenz. Juden werden kaum 
weniger ergriffen. Entgegengesetzte Ergebnisse, dass die Diph¬ 
theriefrequenz durch Wohlhabenheit nicht ermässigt, durch Armuth 
nicht erhöht wird, scheinen auf Fehlern der Beobachtung zu be¬ 
ruhen. Es lässt sich ein Ueberwiegen der Krankheit im Winter 
erkennen. Die Bremervörder Zahlen beweisen letzten Satz sehr 
deutlich. Im Winterhalbjahre zähle ich unter allen gemeldeten 
Fällen 517, im Sommerhalbjahre 222, also nicht die Hälfte; im 
Februar 107, im Juli 23. Es ist dies entschieden darauf zurück¬ 
zuführen, dass auf dem platten Lande die Einwohner im Winter in 
eine Stube zusammengedrängt werden, während sie im Sommer 
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zur Arbeit und zum Spielen in das Freie gehen und nicht so viel 
Gelegenheit zur gegenseitigen Ansteckung geben. Die Winter- 
stube mag ausserdem dem Bacillus bessere Wachsthumsbedingungen 
geben. 

Flttgge führt dann weiter aus: Herdbildungen in der Weise, 
dass in einem Hause die Epidemien sich wiederholten, sind bis 
jetzt nicht gefunden; die Menschen verbreiten die Diphtherie 
durch den Verkehr. Dass Häuser dauernde Diphtherieherde bilden, 
ist mir nie vorgekommen; ich muss diesen Satz Flügge’s durch¬ 
aus bestätigen. Ein Haus verseucht ganz, aber dann bleibt es 
wieder ganz frei von Diphtherie, gleichviel ob desinfizirt ist oder 
nicht. Es ist dies leider ein Beweis, dass die Desinfektion gegen 
Diphtherie keinen Schutz verleiht ganz im Gegensatz von Typhus 
und Cholera. 

Die Menschen verbreiten die Diphtherie durch den Verkehr. 
Dieser Satz muss an die Spitze unserer Bemühungen gegen die 
Diphtherie gestellt werden. Oft sind mir aus der Tanzstunde, 
von Hochzeiten Diphtheriekranke zugeführt, welche mit dichten 
Belegen auf den Gaumenbögen, mit aashaftem Geruch aus dem 
Munde die Festlichkeit mitgemacht hatten. Ich habe daher schon 
seit Jahren mein Augenmerk darauf gerichtet, bei Epidemien alles 
Zusammenströmen von Menschen bei Hochzeiten, Beerdigungen, 
Tanzereien zu untersagen und halte solche Verbote für wichtiger, 
als die Desinfektionen des Hauses, der Kleider u. 8. w. 

Ueber die Lebensbedingungen des Diphtheriebacillus äussert 
sich Flügge im Beginn seiner Arbeit etwa folgendennassen: 
Wir wissen von ihm, dass er ausser durch verspritzte Auswurf- 
theile nur durch Berührung Ansteckung bewirkt. Die Berührung 
kann vermittelt werden durch den Mund, die Hände, Nahrungs¬ 
mittel, Taschentücher, Wäsche, Spielsachen, Instrumente. An 
Wachsthum der Bazillen im Boden, im Wasser, an den Haus¬ 
wänden etc. ist nicht zu denken, da hier stets saprophytische 
Bakterien zugegen sind. Auf Nahrungsmitteln, Fleischbrühe, 
Milch ist eine Wucherung denkbar, aber auch hier durch Sapro- 
phyten so erschwert, dass dieselbe auf Ausbreitung der Krankheit 
kaum je Einfluss haben wird. Dies ist der Punkt, wo ich glaube, 
dass die Winterstube dem Bacillus bessere Wachsthumsbedingungen 
liefert. Kellerwohnungen werden die Bazillen besser erhalten, 
helle trockene Räume sind ihnen ungünstig. Wäsche in Keller¬ 
räumen oder geschlossenen Behältern wird die Bazillen am Leben 
erhalten; Sonnen der infizirten Sachen beseitigt dieselben. Der 
Transport des Contagiums wird erleichtert durch dichtes Zusammen¬ 
wohnen, durch gemeinsame Benutzung der Essgeschirre, durch 
Küssen der Kinder. Es besteht eine Disposition zur Diphtherie, 
nicht alle Menschen sind empfänglich, besonders auch nicht gleich 
empfänglich. 

Nach diesen Ausführungen Fltigge’s fasse ich als Haupt¬ 
aufgabe der Medizinalbeamten im Kampfe gegen die Diphtherie 
dahin zusammen, dass sie für Licht und Reinlichkeit sorgen. 
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Postasphyktische Krämpfe nebst Amnesie retroaktive bei 
Wiederbelebung eines Ertrinkenden. 

Von Kr.-Wundarzt Dr. Knopf - Goldberg. 

In der Vierteljahrsschrift für gerichtliche Medizin etc. 1894, 
Heft III, veröffentlicht Seydel eine eigene Beobachtung von 
Strangulation, wo sich nach Wiederbelebung epileptiforme 
Krämpfe mit folgender Amnesie retroaktive einstellten. 1 ) Einen 
analogen Fall habe ich bei einem Ertrinkenden gesehen. Ob¬ 
gleich sehr geraume Zeit seither verstrichen ist, steht dieser Fall 
— abgesehen vod den darüber aufgezeichneten Notizen — wegen 
der eigentümlichen Nebenumstände noch frisch in meiner Er¬ 
innerung. 

Am 2. März 1880, 3V 2 Uhr Nachmittags, wurde ich zu dem 
etwa 5 Jahre alten Kinde des Gärtners R. zu Pr. gerufen. Das¬ 
selbe war vor einigen Minuten von seinem zufällig vorübergehen¬ 
den Vater aus einem mässig tiefen Wassergraben hervorgezogen 
worden und war anscheinend todt. Es sah leichenblass aus und 
fühlte sich kalt an; die Lippen waren blau, Schaum an Nase und 
Mund fehlte, die Pupille war weit, starr; die Cornea auf Berührung 
unempfindlich. Herztöne und Athemgeräusch waren nicht ver¬ 
nehmbar. Zunächst versuchte ich durch Oeffnen des Mundes und 
Umstürzen des Körpers etwa eingedrungenes Wasser zu entfernen 
und leitete dann sofort die künstliche Athmung nach Silvester 
ein. Nach ziemlich kurzer Zeit konnte ich Herztöne hören, nach 
etwa x / 4 Stunde einen ersten spontanen, eigentümlich rauh 
klingenden Athemzug. Während nun in der Folge die Zirkulation 
sich gut entwickelte, blieb die Athmung sehr verlangsamt und 
unregelmässig und setzte immer wieder aus. Aetherinjektionen, 
ein heisses Bad, Frottirung, hatten keine Aenderung zur Folge, 
und ich musste etwa 2 1 l i Stunden — unter hilfreicher Assistenz 
einiger Frauen — die künstliche Athmung im Gang halten. End¬ 
lich stellten sich regelmässige, sanfte Athemzüge ein; ich ver¬ 
suchte nun noch, dem Kinde etwas warmen Thee einzuflössen, um 
es sodann in das erwärmte Bett zu legen. Nachdem einige 
Löffel genommen und auch geschluckt waren, merkte ich, dass 
die Zahnreihen sich zusammenpressten und die weitere Einführung 
des Löffels nicht mehr gelang. Zugleich veränderten sich die 
Gesichtszüge, das Gesicht nahm einen eigentümlich starren Aus¬ 
druck an; sehr bald wurde der Kopf nach rückwärts gebogen, der 
Rücken wurde hohl, die Arme und Beine steif. Der Anfall dauerte 
etwa eine Minute, dann sank der Rücken zurück, Arme und Beine 
wurden weich, nur das Gesicht behielt seinen starr-grinsenden 
Ausdruck. Nach kurzer Pause wiederholte sich der Anfall; wieder 
wurde mit einem Ruck der Kopf nach hinten gezogen, während 
die Wirbelsäule sich konvex nach vorn bog und die Extremitäten 
sich versteiften. Die in tiefer Bewusstlosigkeit sich stetig wieder¬ 
holenden Krämpfe waren mir ebenso überraschend, wie unangenehm. 


') Vergleiche das Referat darüber in Nr. 20 der Zeitschrift, S. 509. 
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In der Ansicht, dass es sich um einen jäh einsetzenden Tetanus 
rheumaticus handle, versuchte ich zunächst durch eine Pilokarpin¬ 
injektion und feuchtwarme Einpackung Schweiss zu erzeugen; als 
diese Bemühungen erfolglos blieben, machte ich eine schwache 
Morphiuminjektion, um schliesslich nach über einstündiger Dauer 
der Krämpfe zu Chloroform zu greifen. In der Narkose hörten die 
Krämpfe sogleich auf; es stellte sich ruhiger Schlaf ein, der sich 
von natürlichem nicht unterschied und bis zum nächsten Morgen 
anhielt. Dann erwachte das Kind, und war, trotzdem sich leichtes 
Fieber 38,2 und Bronchitis einstellte, munter und völlig bei Be¬ 
wusstsein. Ueber die Vorgänge des gestrigen Tages 
wusste das intelligente Kind nichts, insbesondere 
konnte es durchaus nicht angeben, wie es in’s Wasser 
gekommen war. Irgend welche Zeichen von Erregung waren 
nicht vorhanden. Nach wenigen Tagen war das Kind völlig ge¬ 
sund; die Krämpfe sind nicht wiedergekommen; etwa ein Jahr 
später erlag es einer bösartigen Diphtherie. 

Die Analogie mit dem von Seydel besprochenen Fall be¬ 
steht also: 

1. in dem Auftreten von Krämpfen nach Beseitigung schwerer 
Asphyxie und zwar bei noch tiefer Bewusstseinsstörung, aber be¬ 
reits geordneter Respiration, 

2. in der nachfolgenden Amnesie retroaktive. 

Der Unterschied besteht darin, dass: 

1. die Asphyxie nicht durch Strangulation, sondern durch 
Ertrinken veranlasst wurde, 

2. die Krämpfe nicht epileptiform, sondern tetanisch waren und 

3. keine Erregungszustände nach dem Erwachen sich ein¬ 
stellten. 

In Bezug auf die Asphyxie kann zwischen Strangulation 
und Ertrinken ein prinzipieller Unterschied nicht gemacht werden. 
Im Grossen und Ganzen pflegt beiin Erhängen, da zum Abschluss 
der Luft noch die Kompression der Halsgefässe hinzukommt, die 
arterielle Anaemie und venöse Hyperaemie des Hirns und seiner 
Häute stärker ausgeprägt zu sein, als beim Ertrinken. Wo aber 
einmal beim Ertrinken sich besonders die Zirkulationserscheinungen 
am Gehirn ausprägen — und das scheint namentlich dann der 
Fall zu sein, wenn, wie hier, es zu einem längeren Athemkrampf 
und lebhafter Schaumentwickelung nicht kommt — ist schliesslich 
die objektive Veränderung die gleiche, und die etwaigen Folgen 
können naturgemäss ebenfalls dieselben sein, wie bei der 
Strangulation. 

In beiden Fällen ist es der Mangel an Sauerstoff, welcher die 
normale Ernährung des Gehirns stört; bei der durch Einleitung 
der künstlichen Athmung besonders lebhaften Wiederzuführung 
sauerstoffhaltigen Blutes tritt nun eine starke Reaktion — in Form 
von Krämpfen — auf. Dass diese hier tetanisch, dort klonisch 
waren, kann an der Beurtheilung des Falles gleichfalls nichts 
ändern, da beide Formen nach schweren Asphyxien beobachtet 
worden sind. — Ob endlich beim Erwachen aus der Bewusstlosig- 
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keit sich regelmässig Erregungszustände entwickeln, ist 
zweifelhaft; sollte dieses der Fall sein, so wäre das Ausbleiben 
derselben in unserem Falle auf die Beruhigung des Gehirns in 
Folge der Narkose und dem unmittelbar folgenden natürlichen 
Schlaf zurückzuführen. — 

Die Amnesie retroaktive, welche auch hier, wenn auch 
unter Berücksichtigung des Alters nicht so prägnant, in die Er¬ 
scheinung trat, ist wohl nur als Folge der akuten, schweren Er¬ 
nährungsstörung des Gehirns anzusehen, ohne dass erforderlich 
erscheint, organische Läsionen in Gestalt von Blutergüssen an¬ 
zunehmen. Wenn dieses Symptom, nach Ausbruch von Krämpfen, 
besonders häufig bei Hysterischen beobachtet wird, so scheint doch 
der Rückschluss, dass, wo solche Gruppe von Erscheinungen auf- 
tritt, sie auf Hysterie zurückzuführen ist, noch nicht gerechtfertigt; 
eher könnte man umgekehrt schliessen, dass es auch bei Hysterie 
Zirkulationsstörungen — Ischaemie der Hirnarterien durch vaso¬ 
motorische Einflüsse — sind, welche den gleichen Effekt zur 
Folge haben. — 

Als auffallend möchte ich im Uebrigen hervorheben, dass bei 
Wiederbelebung tief asphyktischer Neugeborener, 
trotzdem auch hier neben der gleichen Zirkulationsstörung noch 
häufig Blutergüsse an der Hirnoberfläche vorhanden sind und eine 
besondere Prädisposition zu Krämpfen angenommen werden muss, 
letztere doch nicht beobachtet oder wenigstens bisher nicht be¬ 
schrieben worden sind. 

Die forensische Bedeutung des Falles dürfte mit Rück¬ 
sicht darauf, dass derselbe bisher vereinzelt steht, eben dieser Sel¬ 
tenheit wegen geringer sein, als bei den nach Strangulation sich 
zeigenden Erscheinungen. Immerhin erscheint es nicht ausge¬ 
schlossen, dass unter Umständen sich auch bei aus dem Wasser 
Gezogenen, die sich der Vorgänge nicht mehr erinnern können, 
kriminelle Fragen ergeben; daher schien es mir angemessen, 
obigen Fall durch Veröffentlichung zur Kognition der Gjerichts- 
ärzte zu bringen. — 

Bericht aber die vom 24.—30. September d. J. in Wien 
stattgehabte Versammlnng Beutseher Naturforscher and 

Aerste. 

(Schluss.) 

B. Sektion für gerichtliche Medizin. 

IV. Sitzung, am 26. September, Vormittags. 

Vorsitzender: H. Medizinalrath Dr. B o e h m - Magdeburg. 

H. Prof. Dr. Ungar-Bonn: Ueber Veränderungen am Intestinal- 
trakte durch in den Säftekreislanf aufgenommene Karbolsäure. 

Ein junger Mann hatte sich zur Vertreibung von Oxyuren eine Lösung 
von 30 g Karbolsäure in 1 Liter Wasser als Klysma beigebracht und war bald 
darnach gestorben. Bei der Sektion fand Ungar Verätzung des Dünndarms 
und starke Hyperaemie der Schleimhaut des Jejunum. Entweder war also die 
Lösung unter allzu hohem Drucke bis in den Dünndarm eingetrieben worden 
oder durch antiperistalische Darmbewegungen dahin gelangt und so mit der 
Schleimhaut in direkte Berührung gekommen, oder es war die gefundene Hy¬ 
peraemie durch die Ausscheidung der resorbirten Karbolsäure auf die Dünndarm- 
schleimhaut verursacht worden. 
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Zur Entscheidung dieser Frage nahm Ungar Versuche an Hunden Tor 
welche lehrten, dass der zuletzt erwähnte Entstehungsmodus thatsäch- 
lich möglich sei. Ungefärbte Karbolsäurelösungen wurden Hunden nach Unter¬ 
bindung des Iieums als Klysmen beigebracht oder aber mit Methylenblau gefärbte 
Lösungen in gleicher Weise applizirt, in welchen Fällen die Färbung des Darms, 
die Höhe anzeigte, bis zu welcher die Lösung vorgedrungen war. Ungar konnte, 
obwohl die Karbolsäure in keinem Falle bis in den Dünndarm gelangt war, dennoch 
im Dünndärme der Versucbshunde starke Hyperämie, ja bei einem Thiere, das 
4V, Stunden nach dem Klysma verendet war, im Duodenum und Jejunum sogar 
flache, bis erbsengrosse Geschwüre mit aufgeworfenen Rändern nachweisen. 

Es kann sonach, sagt Ungar, auch die Karbolsäure ähnlich anderen 
Giften vom Blute aus an der Darmschleimhaut ausgeschieden werden, und da¬ 
durch an der Schleimhaut zu Veränderungen führen. 

In der Diskussion bemerkt Prof. Dr. Kratter, dass die Ausscheidung 
durch den Darm bei jenen Giften statthabe, die unzersetzt den Organismus 
passiren; sie fände demnach bei den Mineralsäuren nicht statt. 

Prof. v. Hofmann erwähnt noch, dass die am Darme durch die Ausschei¬ 
dung entstehenden Veränderungen zumeist nicht eigentliche Verschorfungen seien, 
sondern unter der Einwirkung des Giftes in verschiedener Weise zustande 
kommende Nekrosen. Er weist auf die Darmveräuderungen hin, wie sie bei der 
Sublimat- und Arsenikvergiftung durch die Ausscheidung entstehen. 

H. Dr. Wachholz-Krakau: Ueber Veränderung der Athmungs- 
organe infolge von Vergiftung durch Karbolsäure. 

So wie Langerhans konnte auch der Vortragende entzündliche Ver¬ 
änderungen an der Schleimhaut des Kehlkopfes und der Luftröhre nach Karbol¬ 
säurevergiftung und zwar in 2 Fällen konstatiren, in denen von einer direkten 
Verätzung keine Spur nachzuweisen war. Darch Versuche an Katzen über¬ 
zeugte sich Wachholz, dass die Karbolsäure nicht nur durch den Harn, son¬ 
dern auch, wenn auch zum kleineren Theile, durch die Schleimhaut des Respi- 
rationstraktus ausgesehieden werde, bei welcher Ausscheidung es eben zu den 
akuten entzündlichen Prozessen an der Schleimhaut komme. Wach holz ver¬ 
fuhr bei seinen Versuchen so, dass er den Thieren 5°/ 0 ige Karbolsäure subkutan 
einspritzte und dann getrennt die kondensirte Exspirationsluft und die aus den 
Thierleichen vorsichtig herausgenommenen Respirationsorgane auf die Anwesen¬ 
heit von Karbolsäure prüfte. Diese Untersuchungen ergaben ihm in jedem Falle 
ein positives Resultat. 

Diskussion: 

Prof. v. H of man n bemerkt hierzu, dass alle nach Vergiftungen auftreten¬ 
den Veränderungen an den Schleimhäuten und au der Haut (wie Conjunktivitis, 
Ooryza, toxische Exantheme) auf lokale Wirkung der durch die Schleimhaut 
beziehungsweise durch die Haut ausgeschiedenen Gifte zurückzufiiliren seien. 

Prof. Dr. Ungar sah bei den oben erwähnten Thierversuchen nach 
subkutaner Karbolsäureeinverleibung neben den beschriebenen Darmverän¬ 
derungen auch die von Wach holz geschilderte Entzündung der Respirations¬ 
schleimhaut. 

H. Prof. Dr. Dittrich-Prag: Ueber Geburtsverletzungen am Neu¬ 
geborenen. 

Für den Geriehtsarzt ist die Kenntniss der am Kindes- Körper während 
und durch die Geburt entstehenden Verletzungen von grosser Wichtigkeit, da 
sie ihn vor verhängnissvollen Irrthümern zu bewahren vermag. Di tt rieh 
sammelte ein grosses einschlägiges Material, an dem er alle die hier in Betracht 
kommenden Verletzungen, wie Excoriationen, Blutunterlaufungen, Weichtheil- 
wunden, Deformationen und Verletzungen der Schädel - und Extremitiiteu- 
knochen, grobe Verletzungen innerer Organe und Abtrennungen ganzer Glieder, 
demonstrirte und ihre Entsteliungsweise erläuterte. Ausführlich geht er auf die 
Dilferentialdiagnose gegenüber ähnlichen, dem Kinde während oder nach der Ge¬ 
burt absichtlich beigebrachten Verletzungen ein. Er bespricht auch die Befunde 
nach Selbsthilfe, die intrauterinen Verletzungen der Frucht nach Fruchtabtrei¬ 
bung und das Kopfnickerhaematom. Schliesslich zeigt Dittrich ob ihrer Sel¬ 
tenheit 2 Kindesschädel mit kongenitalen Hautdefekten. 

In der Diskussion spricht Dr. Ipsen-Graz seine Ansicht dahin aus. 
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dass diese Hautdefekte auch in intrauterinen Traumen ihre Ursache haben könnten, 
worauf y. Hof mann die bekannten Erklärungen für diese seltenen Befunde 
in Erinnerung bringt. 

V. Sitzungstag am 26. September, Nachmittags. 

Vorsitzender: H. Prof. Dr. Dittrich-Prag. 

H. Dr. Pilz-Wien: Praktische Bemerkungen zur Begutachtung 
von Verletzungen nach den §§. 152, 155 und 156 des österreichischen 
Strafgesetzes. 

In der Einleitung bespricht der Vortragende die sogenannten Verletzungs¬ 
berichte, jene ärztlichen Anzeigen, durch welche die Verletzungen den Behörden 
zur Kenntnis» gebracht werden, geht auf deren Wichtigkeit und Werth ein und 
befürwortet für alle schweren Straffällc eine von dem Verletzungsberichte unab¬ 
hängige spezielle Nachuntersuchung durch geschulte Gerichtsärzte. 

Pilz stellt für das motivirtc Gutachten ein Schema auf und erläutert 
dessen einzelne Punkte durch Heranziehung interessanter, von ihm selbst begut¬ 
achteter Fälle, wobei er stets auf die häufiger vorkommenden Irrthümer Rück¬ 
sicht nimmt. Er hebt hierbei die irrthümliche Gleichstellung der Ausdrücke, 
„schwere körperliche Beschädigung 4 und „schwere Verletzung“ und der Begriffe 
„Heilungsdauer 4 und „Gesundheitsstörung 4 besonders hervor. Auch warnt er 
vor der allzu häufigen Angabe von dauernd übelcn Folgen im Sinne des §. 156. 

ln fler Diskussion sprechen Bezirksarzt Dr. Pa ul-Aussig a. d. Elbe. 
Prof. v. Hof mann und Dr. Pilz über Qualifikation verschiedener, nicht tödt- 
licher Kopfverletzungen. Prof. Dr. Ungar- Bonn erwähnt, dass nach dem deut¬ 
schen Strafgesetze die Qualifikation der Verletzungen eine viel einfachere sei als 
nach dem österreichischen. 

H. Dr. Hab erd a-Wien: lieber Hautgangrän an den Füssen bei 
suhaknter Vergiftung durch Phosphor. 

Ein schwangeres Mädchen hatte, offenbar in der Absicht, die Frucht ab¬ 
zutreiben, Phosphor genommen und war einige Tage darnach im Krankenhause 
gestorben. Zwei Tage vor ihrem Tode trat an der Haut beider Füssc unter 
grossen Schmerzen livide Verfärbung der Haut auf. Die im Wiener gerichtlich¬ 
medizinischen Institute vorgenommene Sektion zeigte an beiden Füssen auf die 
Haut beschränkte beginnende Gangrän, welche die vordere Hälfte der Füsse 
einnahm, die Spitzen der Zehen jedoch frei liess. Alle Venen am Fasse waren 
thrombosirt. Die sonstigen Befunde zeigten das typische Bild der subakuten 
Phosphorvergiftung. Haberda erwähnt den einzigen derartigen in der Lite¬ 
ratur vorfindlichen Fall, den Ehrlich im Jahre 1882 publizirt hat, und be¬ 
richtet, dass in diesem Jahre in Wien auch in zwei anderen Krankenhäusern je 
ein hierher gehöriger Fall zur Sektion gekommen sei. 

H a b e r d a erklärt das Auftreten solcher Befunde aus den durch den 
Phosphor am Blute, an den Gefässwandungen und am Herzen erzeugten Ver¬ 
änderungen. 

Derselbe: Ein Fall von Lysol Vergiftung. 

Eine Mutter wollte sich und ihr 2 1 / # Jahre altes Kind durch einen Auf¬ 
guss von Phosphorzündhölzchen, dem sie etwa 60 g reinen Lysols zugesetzt 
hatte, tödten. Sie brachte die Hälfte der Flüssigkeit dem Kinde bei und als 
dieses nach etwa */» Stunde todt w T ar, trank sie selbst den zweiten Theil. Sie 
wurde bewusstlos aufgefunden, zeigte aber weiterhin keine Vergiftungssymptome. 

Bei der gerichtlichen Sektion des Kindes fand Haberda Verätzungen 
der Haut um den Mund, Oerlera der Schleimhaut des Kehlkopfeingangcs, Oedem 
der Lungen, Trübung und Braunfärbung der Schleimhäute des Rachens, des 
Kehlkopfes, der Luftröhre und ihrer Zweige, Verätzungen in den Lungen. Die 
Lungenschnittfläche und der dickflüssige rüthliehgraue Mageninhalt rochen theer- 
artig. Die Magenschleimhaut war deutlich geschwellt und gewulstet, graubraun. 

Der Mageninhalt war frei von Phosphor, doch zeigte sein Filtrat 
die Reaktionen der Kresole. 

Haberda knüpft an diesen Fall Bemerkungen über die Aetzwirkungen 
des reinen Lysols und weist auf die bisher veröffentlichen Fälle von tödtlieber 
Lysolvergiftung hin. 
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In der Diskussion betont v. Hof mann die Seltenheit der von 
Hab erd a berichteten Fälle. 

Derselbe: Einiges über Wasserleichen. 

Haberda berührt die in einem Falle wichtig gewordene Frage, ob jeder 
Ertrinkende im Wasser untersinke, der er durch Thierexperimente näher zu 
treten suchte. Auch macht er auf Grund von Leichenversuchen und Beobach¬ 
tungen Mittheilungen Über die verschiedenen Stellungen und Lagen, welche 
Leichen vor und während des Auftauchens im Wasser einnehmen und erwähnt 
einen Fall, in dem ein Ertrunkener kurze Zeit nach seinem Verschwinden todten- 
starr im Flusse stehend aufgefunden worden war. Er spricht über den Gang 
der Fäulniss und die Adipocirebildung an Wasserleichen und demonstrirt eine 
Reihe von Präparaten, welche das Auftreten und Fortschreiten von Algenpilz¬ 
wucherungen an im Wasser befindlichen Kadavern zeigen. 

In der Diskussion bemerkt Prof. Dr. Ungar-Bonn, dass er an den 
Leichen aus dem Rhein nie solche Algenpilzwucherungen sah; v. Hofmann 
konnte sie nicht nur an den aus der Donau, sondern auch an den aus dem Inn, 
Dr. Paul-Aussig auch an den aus der Moldau und aus der Elbe stammenden 
Leichen beobachten. 

H. Dr. C o r i n - Lüttich: Ueber die Beschaffenheit des Leichenblutes.*) 

Der Verfasser legt die die Blutgerinnung fördernden und hindernden 
Verhältnisse dar. Der wechselnde Gehalt des Blutes an Fibrinferment und der 
von den Gefässwandungen selbst geübte Einfluss bringen es mit sich, dass die 
Gerinnung des Leichenblutes nie eine vollständige ist. Die Menge des Fibrin¬ 
fermentes hängt von der Zahl der Leukocyten ab, die eine um so grössere ist, 
je länger die dem Tode vorausgegangene Agonie war. Infolge der in der 
Gefässwand nach dem Tode eintretenden Zersetzungsvorgänge wird eine Substanz 
gebildet, das Cytoglobin, welches die Abspaltung der unwirksamen Vorstufe 
des Fibrinfermentes, des Prothrombin, verhindert. Es ist demnach ira Leich en- 
blute nie so viel Ferment vorhanden, als zur Gerinnung des gesummten Fibri¬ 
nogens nöthig wäre. 

Bei raschem Tode enthält das Blut üherhaupt kein Ferment, weshalb 
es flüssig bleibt und einige Zeit nach dem Tode selbst ausserhalb der Gefässe 
nicht mehr gerinnt. 

Von den Gefässwänden wird nun nach dem Tode — so wie im Leben — 
Fibrinogen zerstört, andererseits wird gerinnungshemmendes Ferment, das 
Cytoglobin, gebildet. So kommt es, dass in den Kapillaren der Leiche wegen 
der grösseren Ausdehnung ihrer Wände einerseits weniger Fibrinogen, 
andererseits aber mehr Cytoglobin enthalten ist als im Herzen und iu den 
Gefässstämmen. Diese Verhältnisse bedingen es, dass das Blut in den Kapillaren 
der Leiche konstant flüssig bleibt. Cor in zeigt, wie die dargelegteu Umstände 
auf die Farbe und Produktion der postmortalen intravaskulären Gerinnsel und 
auf die bekannten Unterschiede zwischen vitalen und postmortalen Verletzungen 
Einfluss nehmen. Cor in geht auch auf das Zustandekommen der Todtcnfleeke 
und ihr Verhalten bei Lageveränderungen der Leiche ein. 

H. Dr. Nobiling-München: Einiges über Herzwunden.*) 

Herzwunden tödten, wenn nicht das ganze Organ zertrümmert ist, ent¬ 
weder durch Verblutung oder durch Sistirung der Herzbeweguugen infolge 
Tampouade des Herzbeutels. Zwar tödten erheblichere Verletzungen meist 
binnen wenigen Sekunden oder Minuten, doch bleibt das Leben nicht seiten 
selbst stundenlang erhalten. Nobiling führt aus seiner Erfahrung Beispiele, 
hierfür an. Auch bei Wanden der Vorhöfe kann dies der Fall sein, wecn die 
Wunde nicht Quer- sondern Längsrichtung hat. 

VT. Sitznngstag am 27. September, Vormittags. 

Vorsitzender: H. Geh. Ober - Med. - Rath Dr. Neidhart-Darmstadt. 

H. Prof. Dr. Kratter-Graz: Ueber gerichtsärztliche Kunst fehler. 

*) Der Herr Autor war durch Krankheit verhindert, persönlich vorzutragen 
und sandte deshalb das Manuskript an den ersten Schriftführer der gcrichtl.- 
mediz. Sektion ein. 

*) Auch dieser Herr Autor war am Erscheinen verhindert gewesen und 
hatte das Manuskript au den Herrn Einführenden eingeschickt. 
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Vortragender begutachtete 4 Fälle, in denen von den erst untersuchenden* 
Aerzten theils aus Unkenntniss, theils aus Nachlässigkeit grobe Fehler begangen 
worden waren. 

Vier Personen wurden in einem ausgebrannten Hause todt aufgefunden. 
Man vermuthete gewaltsame Tödtungf der Verstorbenen und nachherige Brand¬ 
legung, doch unterblieb die Obduktion der Leichen, da die Gerichtsärzte die 
Sektion wegen der hochgradigen Verbrennungen als aussichtslos erklärt hatten. 
Kratter jedoch untersuchte die nach drei Monaten exhumirten Leichen und 
fand ausgesprochene Schädelbrüche. 

In einem anderen Falle haben die Gerichtsärzte eine tödliche Schussver¬ 
letzung im Nacken für eine Stichwunde erklärt. Erst nach sechs Wochen wurde 
der wahre Sachverhalt durch Kratter fest gestellt und dadurch ein unschuldig 
Verhafteter vom Verdachte des Mordes gereinigt. Die Gerichtsärzte hatten bei 
der ersten Obduktion die Weichtheile des Halses gar nicht herausgenommen 
und nicht untersucht. 

Im dritten Falle ging die Frage dahin, ob sich an dem exhumirten 
Leichnam Wunden fänden, die durch verschiedenartige Werkzeuge erzeugt sein 
mussten. Neben der auch von den Gerichtsärzten konstatirten Halsschnittwunde 
fanden sich an den linken Schädelknochen Impressionen und überdies ein Bruch 
der Schädelbasis. Diese durch Einwirkung eines stumpfkantigen Werkzeuges 
erzeugten Verletzungen hatten die Gerichtsärzte ganz übersehen! Später wurde 
festgestellt, dass an dem Morde zwei Personen, die Söhne des Getüdteten theil- 
genomraen hatten: Der eine betäubte das Opfer durch Beilhiebe, der andere 
schnitt ihm den Hals durch. 

Im vierten Falle endlich hatten die Gerichtsärzte den Leichnam einer 
Frau zu untersuchen, die man mit mehrfachen bis in den Knochen dringenden 
Hiebwunden an der Stirne kurz vor ihrem Tode bewusstlos anfgefunden hatte. 
Die Gerichtsärzte glaubten einen Selbstmord sicher aussehliessen zu müssen, 
weshalb der Mann der Verstorbenen mehrere Monate in Untersuchungshaft ver¬ 
blieb. Das Obergutachten sprach sich für Selbstmord aus. 

In der Diskussion pflichtet v. Hof manu dem Vortragenden bei, 
wenn er von den Gerichtsärzten eingehendere Kenntnisse in der praktischen 
gerichtlichen Medizin fordert. 

H. Prof. v. Hof mann-Wien: Ueber Aneurysmen der Basilararte- 
rien und ihre Ruptur als Ursache des plötzlichen Todes. 2 ) 

Bei der Sektion plötzlich Verstorbener ist der Befund von tödtlichcr inter- 
meningealer Haemorrhagie infolge Beratung eines Aneurysmas an einer basalen 
Hirnarterie kein besonders seltener, v. Hof mann hat innerhalb 20 Jahren 
75 solche Fälle zu seziren Gelegenheit gehabt, von denen er eine grosse Zahl 
in Präparaten deraonstrirt. In 24 weiteren Fällen war eine gewiss spontane 
iutermeniugcale Blutung gefunden worden, ohne dass es gelingen konnte, die 
Beratungsstelle resp. das offenbar sehr kleine Aneurysma nachzuweisen. 

Von den 75 Fällen betrafen 53 weibliche und nur 22 männliche Personen, 
eine Thatsache, die mit den von anderen Autoren angegebenen Verhältuisszablen 
nicht im Einklauge steht, da nach diesen das männliche Geschlecht in der Er¬ 
krankung an Hirnaneuiysmen weitaus über das weibliche überwiegt. Wenn auch 
der Befund zumeist an Erwachsenen erhoben wurde, so ergab er sich doch ver¬ 
einzelt auch an jüngeren Individuen, so einmal an einem 10jährigen Mädchen, 
einmal an einem 14 jährigen Knaben. Was den Sitz anlangt, so sassen die ge¬ 


borstenen Aneurysmen 

an den Aa. fossae Sylvii . . 20 mal 
an den Carotiden .... 13 mal 
an der A. eommun. ant. . . 12 mal 

an den Aa. vertebrales . . 10 mal 
an der A. basilaris .... 10 mal 
an den Aa. corp. callos. . . 6 mal 

an der A. eommun. post. . . 2 mal 

an der A. cerebri prof. s. . 1 mal 

an der A. ophthalm. d. . . 1 mal 


1 ) Siehe Wiener klin. Wochenschrift 1894, Nr. 44—47. 
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Am häufigsten sasa das Aneurysma an der linken Art. fossae Sylvii, 
nämlich 13 mal. 

Ein Lieblingssitz sind die Winkel der Ramifikationen der grösseren 
Arterien. Die Grösse schwankte zwischen der eines Stecknadelkopfes und der 
einer Wallnuss, die Form war meist sackförmig, nur an den Vertebralarterien 
häufiger spindelförmig. Sehr häufig waren die Aneurysmen multipel. Wenn 
auch die Aneurysmabildung mit Atheromatosis der Hirn- und sonstigen Arterien 
sehr gewöhnlich kombinirt war, so war dies doch nicht immer der Fall. Syphi¬ 
litische Hirnarterienprozesse konnten in keinem Falle naebgewiesen werden, ob¬ 
wohl einmal Residuen alter Lues sich vorfanden. Wenn auch noch andere — 
wie namentlich embolische und parasitäre Prozesse — zur Aneurysmabildung 
führen können, so handelt es sich doch bei den Hirnarterien in der Mehrzahl der 
Fälle um einfache Ektasien der Arterienwand, zu denen die Hirnarterien wegen 
ihrer Dünnwandigkeit und der geringen Entwickelung von muskulösen und 
elastischen Elementen besonders disponirt sind. Die ganze Anordnung der Hirn¬ 
arterien weist darauf hin, dass unter normalen Verhältnissen in ihnen weder 
der Blutdruck noch die Strömungsgeschwindigkeit besonders gro>s sind. Wenn 
nun, aus welchen Ursachen immer, der Blutdruck dauernd erhöht wird, kann es 
an diesen Gefässen leichter als anderwärts zu Ectasien kommen, gar wenn die 
Resistenzfähigkeit der Gefässwand krankhaft herabgesetzt ist. In diesem Sinne 
können neben den eigentlichen Erkrankungen der Gefässwand auch Innervations¬ 
störungen wirken. 

Die Möglichkeit, dass traumatische Einflüsse zu Aneurysmcnhilduug führen 
können, darf nicht rundweg abgelehnt werden, zumal es bei der Zartheit dieser 
Gefässe zu partiellen Zerreissungen der Gefässwand kommen kann, namentlich 
dort, wo ein Theil des Gefässrohres fixirt ist, wie z. B. an der Carotis bei 
ihrem Austritte aus dem Sinus cavernosus. 

Was die klinischen Symptome dieser Aneurysmen anlaugt, so ent¬ 
wickeln sie sich und bestehen häufig völlig symptomeulos; manchmal machen 
sie Druckerscheinungen, die je nach dem Sitze sehr wechselnd sind und am 
häufigsten bei Aneurysmen der Aa. vertebrales zur Beobachtung kommen. — 
Kopfschmerzen, Neuralgien und Krampfanfälle finden sich mitunter in v. Hof- 
mann’s Fällen verzeichnet. 

Der häufigste Ausgang ist Ruptur und Tod durch intermeningeale Blutung. 
In der überwiegenden Mehrzahl trat der Tod ganz plötzlich ein, manchmal 
unter Erscheinungen von Hirndruck, die in geraumer Zeit zum Tode führten. 
In nicht gerade wenigen Fällen waren dem Tode stunden- ja tagelange Pro- 
dromalsymptome vorausgegangen, die ausser in allgemeinem Unbehagen und 
in Kopfschmerz, namentlich in gastrischen Erscheinungen sich äusserteu, weshalb 
nicht selten Tod durch Vergiftung vermuthet wurde, eine Thatsache, die forensisch 
bemerkenswerth erscheint. Die gerichtsärztliche Bedeutung der Hiruaneurysmen 
liegt aber auch darin, dass die tödtende intermeningeale Haemorrhagie von 
einem Unerfahrenen oder Ungeübten auf ein Trauma bezogen werden könnte, 
gar wenn durch Verwachsungen der Subarachnoidalräume oder peripheren Sitz 
des Aneurysmas die gewöhnliche hauptsächliche Ausbreitung dieser spontanen 
Haemorrhagie auf der Hirnbasis und ihre Abnahme nach der Konvexität eine 
Aenderung erfährt, oder die Blutung, wie dies auch möglich ist, eine mehr lokal 
beschränkte bleibt. Sie kann auch nach Einreissen der inneren Meningen zwischen 
Arachnoidea und Dura sich verbreiten oder sie kann in’s Hirn durchbrechen und 
so zur fälschlichen Annahme einer traumatischen Haemorrhagie zwischen die 
Hirnhäute, bezw. einer traumatischen Hirnzertrümmerung führen. Wenn nun noch 
erwogen wird, dass es, wie v. Hof mann an Beispielen seiner Erfahrung zeigt, 
beim Eintritte der Haemorrhagie zum Zusammenstürzen des Körpers und hierbei 
zum Aufschlagen auf harten Boden, Abstürzen aus einiger Höhe u. s. w. kommen, 
kann, in welchen Fällen Weichtheil- ja selbst Knochenverletzungen am Schädel 
nicht selten zu Stande kommen, so erhellt zur Genüge, wie gerade in solchen 
Fällen aus dem Zusammentreffen von Hirnhautblutung und Schädelverletzung 
die irrtümliche Berechtigung zur Annahme eines traumatischen Ursprungs aller 
dieser Befunde für den Mindererfahrenen gegeben sein kann. Auch hebt v. Hof¬ 
mann hervor, dass in jenen Fällen, in denen bei bestehendem Aneurysma der Ruptur 
desselben thatsächlich ein Trauma vorausging, immer zu erwägen sein wird, dass 
die durch das Aneurysma gebildete „eigentümliche“ beziehungsweise „krankhafte 
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Lcibesbeschaffenheit“ auf den tödtlichen Ausgang hat von Einfluss sein können, 
besonders wenn die erschütternde Gewalt eine wenig heftige war. 

H. Dr. Ipsen-Graz: Zur Differentialdiagnose der Pflanzenalkaloide 
und Bakteriengifte. 

Der Vortragende stellte Untersuchungen an, die ihm zeigen sollten, ob 
aus Gemengen von Bakterientoxinen und Pflanzenalkaloiden letztere einwnrfsfrei 
darstellbar seien. Zu den Versuchen verwendete er Tctanusbouillonkulturen, 
welche mit 0,01 g Strychnin, sulf. versetzt waren. Es gelang der Nachweis des 
Strychnins und zwar auch dann, wenn den Kulturen kleine Mengen von Karbol¬ 
säure zugesetzt worden waren. Auch konnte er, wenn er Meerschweinchen nach 
Beibringung von Tetanuskulturen durch Strychnin getödtet hatte, aus den 
Kadavern der Thiere das Strychnin darstellen. Auch analoge Versuche mit 
anderen Bakterien ergaben ein positives Resultat. 

H. Dr. Schlesinger-Wien: Das Verhalten der Todtenstarre bei 
Tetanie. 

Der Vortragende beobachtete in zwei Fällen von Tetanie bei Magenerwei" 
terung, in welchem der Tod im Krampfanfalle eingetreten war, sofortige Fixa* 
tion der Krampfstellung durch die Todtenstarre. Es handelte sich also 
in beiden Fällen um sogenannte kataleptische Todtenstarre. Bei der 
Obduktion war die Stellung der Extremitäten (14—20 Stunden post mortem) noch die 
gleiche. Da Trismus bestanden hatte, öffnete sich auch der Mund an der Leiche 
nicht. Schlesinger geht des Näheren auf den Obduktionsbefund nud die 
mikroskopische Untersuchung des Zentralnervensystems beider Fälle ein und 
meint, dass zum Eintritte der kataleptischen Todtenstarre neben dem Tode im 
Krampfanfalle offenbar auch die für die Tetanie anzunehmende Läsion des zen¬ 
tralen Nervensystems, sowie auch die durch den hochgradig zersetzten Magen¬ 
inhalt bedingte Intoxikation und die Erstickung infolge des Krampfes der 
Rcspirationsmuskeln beigetragen haben dürften. 

H. Dr. Rieht er-Wien: Rückenmarksbefunde bei akuten und 
chronischen Intoxikationen. 

Vortragender berichtet über histologische Untersuchungen, welche derselbe 
z. Th. an menschlichen Rückenmarken, die von Vergiftungsfällen herrührten, 
z. Th. an den Rückenmarken von vergifteten Katzen vorgenommen hat. Die 
Untersuchungen betrafen subakute Arsen- und Phosphorvergiftungen und eine 
chronische Bleivergiftung. 

Was die Arsenvergiftungen anbelangt, so fand Richter niemals Ver¬ 
änderungen, welche auf die Vergiftung zurückzuführen waren, da „Schrumpfung“ 
der Ganglienzellen und Vakuolisirungen derselben Befunde darstellen, die sich 
auch in Schnitten normaler Rückenmarke Anden und auf die verwendeten Fixi- 
rungsmittel zurückzuführen sind, wie dies schon Kaiserling und Germer, 
Ira van Gicson etc. hervorgehoben haben. Vortragender ist daher mit 
Kreyssig der Ansicht, dass die Befunde Popow’s, der bei Hunden und in 
einem Falle auch am menschlichen Rückenmarke eine „Arsenmyelitis“ nach 
akuter Arsenvergiftung beschrieb, auf Artefakte zurückzuführen sind. 

Bei den Phosphorvergiftungeu fand Richter recht häufig ausgedehnte 
Blutungen zwischen Dura mater spinalis und Wirbelsäule, sowie seltener in den 
inneren Meningen des Rückenmarkes, Befunde, die eventuell klinische Er¬ 
scheinungen hervorrufen können. In der Substanz des Rückenmarks fanden sich 
niemals Blutungen. Weder in den vier von Menschen stammenden Rücken¬ 
marken, noch in solchen der Katzen fand Richter Veränderungen wie sie 
Danillo für die Phosphorvergiftung bei Hunden beschrieben hat, und die in 
einer die graue und die weisse Substanz betreffenden Myelitis bestehen sollen. 

Der untersuchte Fall von Bleivergiftung war klinisch unter dem Bilde 
einer Vorderhornaffektion verlaufen. Mikroskopisch fand sich an dem theils 
nach Weigert-Pal, theils nach Marc hi behandelten Rückenmarke eine 
sehr ausgedehnte Degeneration der vorderen Wurzelfasern, namentlich im Be¬ 
reiche der Halsanschwellung, geringe der hinteren Wurzeln und der peripheren 
Nerven, namentlich auch des Radial«. An den Ganglienzellen der Vorderhörner 
fiel nur eine stärkere Pigmentanhäufung auf, auch schienen die Ganglienzellen 
der medialen Gruppe des linken Vorderhornes im Bereiche des Halsmarkes an 
Zahl war verringert. An den Gefässen war kein auffallender Befund. 
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Der Vorsitzende, H. Geh. Ober - Med - Rath Dr. Neid hart, sprielit 
schliesslich allen Herrn Vortragenden den Dank der Thcilnehincr der gerichtlich¬ 
medizinischen Abtheilung ans und richtet besondere Dankesworte an den Herrn 
Einführenden, Hofrath v. Hofmann, der die Thcilnchmcr so freundlich .und 
gastlich in seinem Institute aufgenommen hatte. 

Dr. Hab er d a-Wien. 


Bericht über die 6. Versammlung der medizinal beamten 
des Regierungsbezirks Stettin. 

Zu der am 19. November d. J., Nachmittags 4 Uhr, zu Stettin zusammen¬ 
berufenen Versammlung waren 14 Mitglieder erschienen und als Gäste: H. Keg.- 
Präsident vonSommerfeld aus Stettin und H. Kr.-l'bys. Sau.- Rath Dr. R a a b e 
aus Kolberg. 

Der Vorsitzende, H. Reg.- und Med.-Rath Dr. Katerbau, leitete die 
Versammlung und brachte nach Erledigung geschäftlicher Mittheilungen zunächst 
die wichtigeren Erlasse aus dem letztverflossenen und diesem Jahre zur 
Besprechung. Dieselben betrafen vorwiegend Gebiihrenaugelegenheiten. Eine 
ausführlichere Erörterung erhielten die Ministeriol-Erlasse vom 16. Dezember 
1893, betreffend die Einrichtung und den Betrieb der Apotheken pp., 
sowie vom 1. Februar 1894 über die Besichtigungen (Revisionen) der 
Drogen- und ähnlicher Handlungen. 

In ersterer Beziehung wird besonders darauf hingewiesen, dass fortan 
der Physikus alljährlich mindestens einmal jede Apotheke seines Kreises auf 
allgemeine Ordnung, Sauberkeit und ordnungsmässigen Geschäftsbetrieb zu revi- 
<liren hat, während in Bezug auf die Drogengeschäfte die Physiker nur an 
ihrem Wohnorte zu den Revisionen zugezogen werden müssen, ausserhalb des¬ 
selben dagegen nur „so weit thunlieh“. Dies hat nach diesseitigen Erfahrungen 
zur Folge, dass seitens der betheiligten Behörde ausserhalb des Wohnortes des 
Physikus benachbarte Apotheker allein zur Besichtigung zugezogen werden 
und somit die Aufsicht über diese Handlungen dem Physikus entzogen bleibt. 
Hieran ändert auch im Ganzen nur wenig der neueste Min. - Erlass vom 16. < >k- 
tber d. J., nach welchem von der Zuziehung der Apotheker zur Vermeidung von 
Kosten nur dann abznsehen sei, wenn sie entfernter wohnen. 

Nebenher wurde vom Med.-Rath Dr. Schulze-Stettin mitgetheilt, dass 
hierorts bei Gericht die Frage aufgeworfen worden ist, ob der mitrevidirende 
Physikus als „Organ der Polizei“ anzusehen sei; in diesem Falle dürfe er dann 
später in derselben Sache vor Gericht nicht ils Sachverständiger fungiren. 
Die Frage hat jedenfalls praktisches Interesse und liegt jetzt dem hiesigen 
Landgericht zur Entscheidung vor. 

Eine lebhaftere Diskussion knüpfte sich auch an das Urtheil des Reichs- 
Gerichts vom 15. Dezember 1893, die Sperrung von Hebammen betreffend, 
nach dem nur der Vertreter der Landespolizei, der Regierungs-Präsident, zu 
einer derartigen Massregel zuständig ist. In dringenden Fällen könnten dabei 
leicht Ungelegenheiten eintreten, und es wurde deshalb darauf hingewiesen, dass 
man, da besondere hierauf bezügliche Weisungen der Behörden bisher nicht 
ergangen sind, im gegebenen Falle die Sperrung vorbehaltlich der sufort 
eingeholten nachträglichen Genehmigung des Regieruugs - Präsidenten aus¬ 
führen müsste. 

Hierauf berichtete Kr.-Phys. San.-Rath Dr. Frey er-Stettin über die 
Naturforscher-Versammlung zu Wien. Er wies auf die Vielfältigkeit der 
den Medizinalbeamten interessirenden Abtheilungen hin, indem neben den üblichen 
dieses Mal noch eine Abtheilung für Unfall wesen hiuzukam. 

Aus der Abtheilung für Hygiene interessirte am meisten die Diph¬ 
therie-Frage, aus der für Medizinalpoliz ei die Verhandlung über 
Impfschäden. 

Aus der Abtheilung für g e r i c h 11 i c h e Medizin, welcher der Referent 
die meiste Zeit gewidmet hatte, berichtete derselbe ausführlicher über die Vorträge 
von Ungar-Bonn über den Nachweis der Zeitdauer des Lebens der Neugebore¬ 
nen, von Seyde 1-Königsberg über Tod durch Aspirationserstickung im bewusst¬ 
losen Zustande, von Kratter-Graz zur Diagnostik der Erstickung (Blutungen 
im hinteren Mediastinum, besonders längs der Aorta hotracica), von Ungar- 
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Bonn über Darmschleimhautveräuderungen nach Karbolsäurevergiftungen, von 
Wach ho lz-Krakau über Veränderungen in den Respirationsorganen aus 
gleicher Ursache, von v. Hofmann-Wien über Aneurysmen der BasilaT- 
nrterien und ihre Ruptur als Ursache des plötzlichen Tod es,, von Schiesing er- 
Wieu über den direkten Uebergang des letalen Krampfzustandes in die Todten- 
starre, endlich von Haberda - Wien Uber dasselbe Phänomen bei Ertrinkenden. 
Ganz besonders wies Referent auf die instruktiven Demonstrationen der über¬ 
aus reichhaltigen Präparatenserien durch Herrn Hofrath von Hofmann hin, 
sowie auf die Gelegenheit, seinen gerichtlichen und polizeilichen Obduktionen, 
die jeden Morgen um 7 Uhr stattfanden, beiwohnen zu können, und empfahl 
den Kollegen den Besuch dieses Institutes und der dortigen Sammlungen auch 
zu jeder anderen Zeit bei ihrem gelegentlichen Aufenthalt in Wien aufs An¬ 
gelegentlichste. 

Zum Schluss sprach Kr.-Phys. Dr. C as par-Greifenberg über Prophy¬ 
laxe der Masern. 

Redner bezeichnet die bisher noch vielfach geübte Gewohnheit, bei Masern¬ 
epidemien gesunde Kinder absichtlich mit Masern zu infiziren, für nicht mehr 
zeitgemäss. Aus einem umfangreichen Aktenmaterial, welches die Königliche 
Regierung ihm zur Verfügung gestellt hat, zieht er den Schluss, dass eine ge¬ 
ordnete Prophylaxe der Masern nothwendig und auch nicht so aussichtslos sei, 
wie man bisher meinte. Zur Bekämpfung der Schul-Epidemien macht er mehrere 
Vorschläge, darunter besonders auch den, die Schule gleich nach der Erst- 
erkraukung prophylaktisch zu schliessen. Soll diese Massregel Erfolg ver¬ 
sprechen, so müssen allerdings die Vorbedingungen, namentlich Meldung der 
Ersterkrankung und sofortiges persönliches Eingreifen des Medizinalbeamten, 
erfüllt sein. 

In der hieran sich knüpfenden lebhaften Diskussion, an welcher der Herr 
Regierungs - Präsident sich eben so eingehend, wie vorher schon bei den anderen 
Gegenständen der Tagesordnung betheiligte, wurde den theoretischen Ausführungen 
des Vortragenden volle Anerkennung gezollt, während seine praktischen Vor¬ 
schläge vorwiegend bekämpft wurden. 

Nach Schluss der Sitzung fand ein gemeinschaftliches Essen statt. 

Dr. Freyer-Stettin. 


Kleinere Mittheilungen und Referate aus Zeitschriften. 

Hygiene und öffentliches Sanitätswes enf 

Torfmull als Desinfektionsmittel von Fäkalien nebst Bemerkungen 
über Kothdesinfektion im Allgemeinen, über Tonnen- nnd Gruben¬ 
system, sowie über Klosetventilation. Von Prof. Dr. A. Gärtner in Jena. 
Zeitschrift für Hygiene und Infektionskrankheiten, XVIII. B., 2. H. (9. Okt. 1894). 

Die deutsche Landwirthschaftsgesellschaft hatte den Direktoren der 
hygienischen Institute zu Greifswald, Jena, Marburg und dem Direktor des 
agrikulturchemischen Instituts zu Bonn die Frage vorgelegt, ob Torfmull allein 
oder mit Zusatz von Stoffen, welche dem Wachsthum der Kulturpflanzen 
mindestens nicht schädlich, womöglich sogar nützlich sind, pathogene Keime in 
den Fäkalien, speziell Cholera, sicher abzutödten vermöchte. Ausser zwei ver¬ 
schiedenen Torfarten, sollte noch Kainit und Superphosphatgyps geprüft werden. 
Kainit schied als völlig wirkungslos bald aus, Torf allein hatte eine geringe, 
Superphosphatgyps in stärkerer Lösung eine kräftigere desinfizirende Wirkung 
gezeigt. Um aber die Desinfektionsmittel an alle, auch in kleinsten Kothballen 
enthaltene, Keime heranzubringen, stellte sich die Nothwendigkeit heraus, den 
Koth ebenso wie den Torf in feinste Theilchen zu zerreissen. Dies geschah im 
Experiment nach gründlicher Durchmisehung des mit Cholera- bezw. Typhus- 
Keimen getränkten Kothes mit Torf und darauf folgender Zerkleinerung in einer 
gewöhnlichen Fleischhackmaschine. Die gestellten Fragen konnten nach dieser 
Versuchsanordnung so beantwortet werden, dass Torfmull bei innigster 
Mischung erst durch Zusatz von 20 Prozent Superphosphatgyps oder 2 Proz. 
Schwefelsäureanhydrid ein rasches nnd sicheres Abtödtungsmittel für Cholera- 
und Typhusbazillen ist. Diese Mischung müsste im Grossen an einer Zentral- 
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stelle durch geeignete Apparate (Schnecken etc.) stattfinden. — Die Menge des 
im Experiment zugefügten Torfmulles betrug 20 g bei 40 g Koth und 80 g Urin, 
ein Verhältnis«, das günstiger noch ist, als das bisher in der Praxis übliche, wo 
sich Torf zu Koth zu Urin wie 1:3:6 oder 1:5:10 verhalten. 

Die verschiedenen Ergebnisse Gärtner’s gegenüber denen der anderen 
Autoren 1 ) ergeben sich daraus, dass er eine innige Mischung vornahm, da selbst 
in die kleinsten Kothklumpen flüssige Desinfektionsstoffe nicht gelangen, und 
dass er den Einfluss der Temperatur berücksichtigte. Er fand nämlich, dass die 
Temperatur von 0 bis 4 oder 5°C. die Wirkung der Desinfektionsmittel ver¬ 
zögerte (was übrigens auch Behring des Öfteren betont. A. d. R.) und 
gradezu konservirend wirkte; damit stimmt die Konservirung der Cholera- uud 
Typhusbazillen im Winter überein. Gewisse Differenzen ergaben sich auch 
durch den verschiedenen Alkalescensgrad der Koth-Urin-Mischung, je nach der 
Zeit des Stehenlassens der Mischung. — Indess hält Gärtner die Frage der 
Erörterung bedürftig, ob überhaupt eine Desinfektion der Fäkalien notbwendig 
sei, und kommt zu dem Schluss, dass die in ordnungsmässiger Weise in die Siiz- 
trichter und von dort in Tonnen und dichte Gruben entleerten infektiösen Fäkalien 
für die Hausbewohner völlig ungefährlich seien, dass bei einer guten Abfuhr 
die betheiligten Personen sich und die etwa besudelten Gegenstände resp. den 
Erdboden leicht zu reinigen und desinfiziren lernen könnten, und dass die so¬ 
fortige Unterbringung des Kothes in den Erdboden völlig ausreichc, um alle 
Krankheitserreger unschädlich zu machen. Letztere sterben entweder bald ab, 
oder können nicht wieder aus dem Boden heraus. „Man darf annehmen, dass 
die pathogenen Keime im Boden in Folge des Wechsels in der Witterung, der 
mangelhaften Ernährung, der Konkurrenz mit den viel kräftigeren Bodenbak¬ 
terien in relativ kurzer Zeit zu Grunde gehen 44 . Die einmal in den Boden über¬ 
tragenen Krankheitskeime können weder durch Grundluftströme, noch durch 
den Wind wieder heraus,, höchstens durch Gemüse, welche kurz nach ihrer Her¬ 
ausnahme roh gegessen werden, z. B. Salate, Radieschen etc., oder durch Hunde, 
Hühner, Insekten und andere Thiere. Nach Verfassers Ansicht genügt es des¬ 
halb, Fäkalien in gedeckten Gruben zu sammeln oder durch Mischen des Kothes 
mit Erde, Torf, Streu und Bedecken des Haufens mit Erde zu kompostiren; 
würden die Bakterien hier nicht durch die Gährung u. Alkalescenzbildung zu Grunde 
gehen, so thäten sie es sicher auf dem Acker. Da der Dung nur im Herbst und 
Frühjahr Verwendung finde, so sei genügend lange Zeit zur Zerstörung der 
pathogenen Keime gegeben; nöthig sei nur die Eindeckung des nicht gleich ver¬ 
wendeten Dunges mit dicht schliessenden Brettern oder mit Erde. Es bedürfe 


*) Die Endergebnisse Gärtner’s differiren übrigens nur wenig von den¬ 
jenigen der übrigen Versuchsansteller — Prof. Dr. Frankel-Marburg (s. das Re¬ 
ferat darüber in Nr. 13, S. 334 der Zeitschrift), Prof. Dr. Stutzer in Bonn und 
Prof. Dr. Löffler in Greifswald —, die diese bei ihren auf Ersuchen der 
Deutschen Landwirthschafts - Gesellschaft angestellten Untersuchungen gefunden 
haben. Die betreffenden Gutachten sind jetzt von der Landwirthschafts-Gesell¬ 
schaft veröffentlicht; in einem denselben beigefügten Schlusswort fasst der Ge¬ 
schäftsführer der Gesellschatt Dr. Vogel die Ergebnisse über die keimtödteude 
Wirkung des Torfmulls dahin zusammen: 

„Die Versuchsansteller haben übereinstimmend gefunden: 

1. Dass eine Beimengung von Kainit in keiner Weise die Desinfektion des 
Torfmulls auf Krankheitskeime in den Fäkalien erhöhen kann; 

2. dass ein Zusatz von Superphosphat zwar die Desinfektionskraft des Torf¬ 
mulls auf Krankheitskeime in den Fäkalien erhöhen kann, dass aber eine 
absolut sichere Garantie für die Abtüdtung durch solchen Zusatz nicht 
gegeben ist; 

3. dass eine Durchtränkung mit starken Mineralsäuren (Schwefelsäure, Phos¬ 
phorsäure) dem Torfmull eine stark desintiziremle Wirkung verleiht. 44 

Vogel erwähnt dann noch, dass die Herstellung eines mit 2—6°/ 0 freier 
Schwefelsäure versetzten Torfmulls technische Schwierigkeiten oder erhebliche 
Kosten nicht verursache und dass in dieser Hinsicht weitere Versuche angestellt 
werden würden. Er betont ferner, dass die bisherigen Anschauungen von der 
Konservirung der in Fäkalien enthaltenen Krankheitskeime durch Torfmull durch 
die jetzigen Untersuchungsergebnisse übereinstimmend als hinfällig dargethan 
seien und sich nicht länger mehr aufrecht erhalten lassen. Rpd. 



Kleinere Mittheilungen und Referate aus Zeitschriften 


637 


deshalb einer Desinfektion nur bei den Stuhlgängen notorisch Kranker (Cholera, 
Typhus), zumal eine solche nur dann Nutzen bringt, wenn eine genaue Durch¬ 
mischung stattfinde. — Auf dem Lande sei insbesondere für gesonderte Auf- 
fangung und Bewahrung des menschlichen Unrathes zu sorgen, da die Zersetzung 
des thierischen Dunges sehr viele Wärme entwickele und den Keimen gute 
Chancen für ihre Entwickelung gäbe; daher auch die z. B. von Uffelmann 
erwähnte Infektion von Personen beim Aufladen von Mist, welcher erwiesener- 
rnassen ungefähr ein Jahr vorher mit den Stuhlgängen eines Typhuskranken 
infizirt war. In grösseren Gemeinwesen sei die Abfuhr durch möglichst zentrali- 
sirten Betrieb genau zu regeln. Der Desinfektion bedürftig und auch mit Er¬ 
folg zu unterwerfen seien die in Geschirre entleerten dünnflüssigen Cholera- und 
Typhus-Stühle, auch bei den breiigen liesse sich hier eine Mischung unschwer 
vornehmen. Zu desinfiziren seien ferner die Aborte der inneren Abtheilungen 
der Krankenhäuser und die Klosets derjenigen Familien, in denen Typhus- und 
Cholerakranke vorhanden sind. Am besten geschehe dies mit Kalkmilch; 
dieselbe soll auch bei der Desinfektion der Aborte in Gasthöfen, Eisenbahnen 
und Schulen, wie es das Choleraregulativ wünscht, verwendet werden, kann jedoch 
auch durch sauren Torf ersetzt werden. Hiermit sei aber genug geschehen. 

Im zweiten wesentlich kürzeren Theil der Arbeit beschäftigt ßich Gärtner 
mit dem Tonnen- und dem Grubensystem ; er kommt hierbei zu dem Schluss, dass 
bei einigermassen ordnungsmässigem Betrieb beide Systeme gleich gut seien. Die 
Desinfizirung der Kübel, wie sie in Greifswald (durch Dampfdesinfektion) aus¬ 
geführt wird, hält er für überflüssig, es sei nur nüthig, die Deckel inneu und 
aussen, sowie die Aussenseite der Tonne mit irgend einer Lösung von Rohkarbol 
oder Kalkmilch einzupinseln. Die einzige Gefahr der Tonne — im Kleinbetrieb, 
wo der Inhalt im Garten oder auf dem Acker liegen bleiben kann — sei sehr 
einfach zu beseitigen, indem man in entsprechende Entfernung von Bäumen und 
Wohnstätten ein Loch von 1 m Tiefe und Breite gräbt und dort den Inhalt 
zwischen Torf oder Erde und Abfällen gähren (kompostiren) lässt. 

In Städten ist bei vorhandenen Gruben das Tonnensystem vorzuziehen, 
weil die Gruben doch alle undicht nach den Seiten, nach unten und oben sind 
und sich leicht in zementirte Tonnenräume umwandeln lassen. In neuen Stadt- 
theilen dagegen kann man ebenso gut das Grubensystem anwenden; nur soll 
man die Grube ausserhalb der Häuser anbringen, sie sicher isoliren und nach 
oben mit Erde gut eindecken. 

Im dritten und letzten Abschnitt bespricht Gärtner kurz die Ventilation 
der Aborte und Grubenräume. Bei einem, wie meist, nur 1 m über der Dach¬ 
rinne sich erhebendem Fallrohr stösst der Wind gegen die Oeffnung und presst 
die Luft in das Fallrohr und zum Sitztrichter hinaus, wogegen auch eine Er¬ 
wärmung des Rohres nicht hilft. Man muss das Fallrohr über den Dachfirst 
erhöhen. Die Anlegung des Fallrohres an den Küchenschornstein hat zur Folge, 
dass bei kräftiger Erwärmung der Koth im Rohre grosse Mengen übelriechender 
Dünste ausathmet, die bei nebligem Wetter oder prallem Sonnenschein in die 
Häuser eindringen. Am besten ist der von d ’ A r c e t angegebene, von Gärtner 
modifizirte Vorschlag: Man führt das Fallrohr nur bis zum obersten Kloset und 
setzt den obersten Falltrichter direkt auf. Die Sitze versieht man mit möglichst 
dicht schliessenden Deckeln, schliesst auch die Sitztrichter eventuell mittelst 
elastischer Packung an die Sitzbretter thunlichst luftdicht an und führt von dem 
untersten Theil des Fallrohres ein schräg an einer Kellerwand aufsteigendes, 
weites und glattes Ventilationsrohr in den neben dem Küchenschornstein liegen¬ 
den, beim Bau bereits vorgesehenen Ventilationsschlot, dessen ihn von dem 
Küchenschornstein trennende, nur 1 j 4 Stein starke Wange im unteren Theil durch 
eine Eisenplatte ersetzt sein mag. Dio Grube muss mittelst Erd- oder Sand¬ 
schüttung, die Thür des kleinen Tonnenraumes durch Filzpackung und Vorreiber 
nach Möglichkeit luftdicht abgeschlossen sein. Als etwaiges Desodorans empfiehlt 
er Saprol oder sauren Torf. 

(Gegen die Annahme Gärtner’s, dass die pathogenen Keime im Boden 
bald absterben werden, lässt sich ein Fall Uffelmann’s anführen, wo, soweit 
wir uns erinnern, mit Cholerakoth versehener Dünger auf eine an einem kleinen 
Fluss gelegene Wiese gebracht war und dadurch ziemlich sicher eine flnssabwärts 
gelegene, bis dahiu gesunde Ortschaft infizirt wurde. Auch sonst wird wohl 
Gürtner’s zeitgemässe und anerkennenswerthe Arbeit nicht ohne Entgeg¬ 
nung bleiben. Amu. des Ref.) Dr. A sch er-Bomst. 
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Kleinere Mittheilungen und Referate aus Zeitschriften. 


11. Jahresbericht der Comite’s für das Irrenwesen von Pennsyl- 
vania.Der vorzüglich ausgestattete Band enthält in dem Bericht pro 1893 an 
der Hand von zahlreichen statistischen Tabellen, Karten, Photographien u. s. w.) 
folgende Daten von allgemeinem Interesse: 

Nach dem Staatsgesetze von 1893 unterliegen alle Orte, in denen mehr 
als 1 Irrer verpflegt wird, der Kontrole der Comite's. Jeder unter dieser Super¬ 
revision stehende Geisteskranke kann Abschrift aller auf seine Detinirung be¬ 
züglichen Papiere verlangen und mit oder ohne Rechtsbeistand für seine Ent¬ 
lassung plaidiren, Es ist ein kriminell zu bestrafendes Vergehen, „wenn ein 
Hospitalbeamter den Brief eines Patienten an seinen Rechtsbeistand unterschlägt, 
anhält oder sonstwie die Absendung verhindert.“ 

In den 5 Staatsanstalten befänden sich am 30. September 1893: 535S, in 
den Armenhäusern 1943, darunter 28 in gewisser Weise unter mechanischem 
Zwang; in Privatkrankenhäusern 670, in Gefangenen - Anstalten 14, zeitweilig 
untergebracht (staatlich) 119; in Summa 8104 Geisteskranke. 

Das Comit6 empfiehlt Schulen für Ausbildung von Wartepersonal, die 
Erbauung eines Asyls für verbrecherische Irre, Erleichterungen für Aufnahme 
von freiwilligen Patienten, separate Unterbringung epileptischer Irrer (wie die 
Anstalten zu Gallipolis für Ohio und zu Sonoma county für Kalifornien). 

Diese Berichte enthalten stets vergleichende Daten mit den vergangenen 
Jahren; so z. B. der Bewegung in den Anstalten von der Eröffnung jeder ein¬ 
zelnen an. Die Statistik ist in der eingehendsten Weise erörtert, jedoch Ergeb¬ 
nisse aus derselben diesmal nicht gezogen. Für uns wäre eine Bearbeitung der 
Art des Irrsinns bei den Farbigen von besonderem Interesse. 

Amerika könnte sowohl betreffs der schwarzen, als auch — in einigen 
Staaten wenigstens — der rothen, gelben Race in seinen Asylen recht werth¬ 
volle Bereicherungen unseres Wissens über Geistesstörungen beibringen. Eine 
Sichtung des Materials der Berichte nach dieser Richtung würde schon von Werth 
sein. Jedenfalls aber zeigt auch dieser Bericht wiederum von dem erfolgreichen 
Streben nach Verbesserung des Looses der Irren im Lande des Sternenbanner?. 

Dr. Kornfeld-Grottkau. 


Die Todesursachen der im Jahre 1892 in Prenssen Gestorbenen. 

Nach den Angaben der Standesbeamten sind im Jahre 1892 714 654 = 
23,6°/ 00 der Lebenden (Todtgeborene ausgeschlossen) gestorben. Unter diesen 
waren von der Cholera asiatica 866 (508 m. und 358 w.) Personen hingerartt 
und zwar 166 (87 K. und 79 M.) im Alter bis 15 Jahren, 168 (103 m. und 
65 w.) im Alter von 15 bis 30 Jahren, 429 (266 m. und 163 w.) im Alter von 
30 bis 60 Jahren und 103 (52 m. und 51 w.) im Alter von über 60 Jahre 
alte Personen. Mehr als 36 °/ 0 aller Todesfälle an Cholera sind in Altona vor¬ 
gekommen, nämlich 314; darunter waren 42 Kinder im Alter bis 15 Jahren, 
60 Personen über 15 bis 30 Jahre, 176 über 30 bis 60 Jahre und 36 Personen 
Uber 60 Jahre alt. 

Die Pocken haben im Jahre 1892 91 Todesfälle verursacht, während 
im Vorjahre nur 36 Personen an derselben Krankheit gestorben sind. Die Mehr¬ 
zahl der Gestorbenen waren Kinder ira 1. Lebensjahre, und zwar 35 im Be¬ 
richtsjahre, im Vorjahre nur 10; die übrigen Todesfälle vertheilen sich mit je 
27 auf die Altersklassen 1—15 und 15—60 Jahre, während in dem höheren 
Alter über 60 Jahre nur 2 Todesfälle vorgekommen sind. 

An den übrigen Infektionskrankheiten sind von 10000 Lebenden ge¬ 
storben : an Scharlach 2,06, Masern und Röthe 1 n 3,48, Diphtherie und 
Krupp 12,20, Keuchhusten 4,57, Typhus 2,04 und Ruhr 0,33. Auffal¬ 
lend hoch war die Zahl der Todesfälle an Influenza: 15911 = 5,23°/ #i)0 der 
Lebenden gegenüber 9576 = 3,20 # / 0OO im Jahre 1890 und 8050 = 2,68 °/ 00 , ) im 
Jahre 1891. Die Verhältnissziffer der an anderen Krankheiten Verstorbenen betrug 
(ebenfalls auf 10 000 Lebende berechnet) bei einheimischem Brechdurchfall 7.3y, 
Diarrhoe der Kinder 6,58, akutem Gelenkrheumatismus 0,52, Skropheln und 
englischer Krankheit 0,95, Tuberkulose 25,01, Krebs 4,87, Lnftröhrenentzündnng 
und Lungenkatarrh 9,52, Lungen- und Brustfellentzündung 17,14, durch Selbst¬ 
mord 2,06 und Verunglückung 3,91, worunter durch Blitzstrahl 0,05 (140 Per¬ 
sonen bei einer Gesammtzahl von 11893 tüdtliehen Verunglückungen) getödtet 
wurden. Rpd. 
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Bewegung der Bevölkerung des Preussischen Staates während 
des Jahres 1893. Nach den Mittheilungen des Preussischen statistischen Amtes 
sind in Preussen im Jahre 1893 (einschliesslich der Todtgeborenen) 

geboren: 1195273 Kinder =39,0°/ 00 gegenüber 37,8% im Jahre 
1892, 39,0% im Jahre 1891; 

gestorben: 785 520 Personen = 25,67% gegenüber 24,9% im Jahre 
1892 und 24,1 % im Jahre 1891. 

Die Geburtsziffer hat sich somit gegenüber dem Vorjahre wieder erheblich 
gehoben (auf dieselbe Höhe, wie im Jahre 1891), die Sterblichkeitszifter ist aber 
gleichfalls wesentlich gestiegen, so dass der Ueberschuss der Geborenen 
Uber die Gestorbenen nur 409 753 Personen betrug = 13,7 % der Bevölkerung, 
also nur wenig über demjenigen im Jahre 1892 (12,9%) und noch 1,2% unter 
demjenigen im Jahre 1891 (14,9%). 

Von den Geborenen waren Knaben 615024 = 51,47 %, Mädchen 
580269 = 48,53°/o (1892: 51,52 bez.48,48 u / 0 ), lebend geboren: 1156250 = 96,72% 
todtgeboren: 39043 = 3,28 °/ 0 gegenüber 3,27 °/ 0 im Jahre 1892 und 3,31% im 
Jahre 1891. Die Zahl der Todtgeborenen ist bei den Mädchen eine erheblich 
geringere (2,93%), als bei deu Knaben (3,54%). Die Zahl der unehelichen 
Geburten betrug 92 092=7,74 % (1892:7,72, 1891:7,64%); von den unehelich 
geborenen Kindern waren todtgeboren: 4,45 % gegenüber 3,07 % der ehelichen. 

Die Zahl der Gestorbenen (die Todtgeborenen ausgeschlossen) betrog 
746477 = 24,4% der Lebenden; davon waren 385660 (51,7%) Personen 
männlichen und 360817(48,3%) weiblichen Geschlechtes. Rpd. 


Besprechungen. 

Dr. M. Rubner, ord. Professor und Direktor des hygienischen In¬ 
stituts in Berlin: Lehrbuch der Hygiene. Systematische 
Darstellung der Hygiene und ihrer wichtigsten Untersuchungs¬ 
methoden. Zum Gebrauche für Studirende der Medizin, Physi- 
kats- Kandidaten, Sanitätsbeamte, Aerzte, Verwaltungsbeamte. 
Mit über 260 Abbildungen. 4. Auflage. Leipzig und Wien. 
Verlag von Fr. Deuticke. Lieferung 7—10. 

Ebenso wie die ersten, bereits früher besprochenen Lieferungen des vor¬ 
stehenden Werkes, zeichnen sich auch die vorliegenden durch streng wissen¬ 
schaftliche, den neuesten Fortschritten überall Rechnung tragende Bearbeitung 
de9 Stoffes aus. Die 7. Lieferung bringt die Schlusskapitel des 8. Abschnittes 
über Nahrungs- und Genussmittel. Cerealien, Kartoffeln, Gemüse, Obst, Pilze, 
Pflanzenfett, zuckerhaltige Nahrungsmittel, Gewürze, alkaloidhaltige (Kaffee, 
Thee, C'acao, Tabak) und alkaholische Genussmittel (Bier, Wein, Branntwein 
u. s. w.) werden hier sehr eingehend besprochen unter Berücksichtigung der 
vorkommenden Verfälschungen und wichtigsten Untersuchnngsmethoden. In dem 
folgenden Abschnitt über die hygienisch wichtigen Lebensverhältnisse (Geschlechts¬ 
verkehr, Kindesalter, Schule, Gefangenen, Kranken) ist auffallender Weise das 
Kapitel über Krankenanstalten nicht so erschöpfend behandelt, als man dies von 
dem grade auf diesem Gebiete sehr erfahrenen Autor erwarten musste. Die 
sogenaunten kleinen Krankenhäuser sind nur wenig berücksichtigt, dasselbe gilt 
betreffs der bei den Krankenanstalten je nach der Art der aufzunchmenden 
Kranken, (für ansteckende Kranke, Geisteskranke u. s. w.) besonders erforder¬ 
lichen Massnahmen und Einrichtungen; auch die gesetzlichen Bestimmungen 
Uber die Anlage von Privatkrankeuanstalten, Aufnahme und Entlassung von 
Geisteskranken u. s. w. hätten hier kurz berührt werden können. Sehr ein¬ 
gehend ist dagegen der 10. Abschnitt über Gewerbehygiene bearbeitet und zwar 
sowohl der allgemeine, als der spezielle Theil desselben, in dem sämmtliche in 
Betracht kommenden Gewerbebetriebe nach ihrer hygienischen Seite hin, nament¬ 
lich hinsichtlich ihrer etwaigen nachtheiligen Einwirkungen auf die Nachbar¬ 
schaft und die Arbeiter, einer Erörterung unterzogen werden. 

Die letzten Abschnitte (11 15) sind den Volkskrankheiten, ihrer Aetio- 
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logie, Verbreitungsweise und den Mitteln zu ihrer Bekämpfung gewidmet; dass 
hier besonders die neuesten bakteriologischen und epidemiologischen Forschungen 
vollste Beachtung, gefunden haben, braucht wohl kaum besonders hervorgehoben 
zu werden. Im Schlnsskapitel (16) wird noch die Organisation der öffentlichen 
Gesundheitspflege in Deutschland und Oesterreich besprochen. Betreffs des 
preussischen Medizinalwescns sind dem Verfasser hierbei einige Irrthümer unter¬ 
gelaufen. Ein Reg. - Med. - Rath ist nicht für jede Proviuz, sondern für jeden 
Reg.-Bez, angcstellt und dem Regierungspräsidenten als technischer Rath bei¬ 
gegeben. Ferner liegt die Leitung der medizinal- und sanitätspolizeilicheu An¬ 
gelegenheiten nicht in der Hand des Oberpräsidenten, sondern in derjenigen des 
Regierungspräsidenten; Kreisbauptleute giebt es ausserdem in Preussen seit dem 
Jahre 1885 nicht mehr; an der Spitze der Kreise stehen ausschliesslich 
Landräthe. Rpd. 


Dr. Behring, Professor: Bekämpfung der Infektionskrank¬ 
heiten. 

I. Infektion und Desinfektion. Versuch einer system¬ 
atischen Darstellung der Lehren von den InfektionsstotiVn 
und Desinfektionsmitteln. Leipzig 1894. Verlag von Georg 
Thieme. Gr. 8°; 251 S. 

II. Hygienischer Th eil. Bearbeitet von Oberingenieur 
Brix, Prof. Dr. Pfuhl und Hafenarzt Dr. Nocht. Mit 14 Ab¬ 
bildungen und 3 Tafeln. Ebendaselbst 1894. Gr. 8°; 493 S. 

I. 

Behring will in dem vorliegenden ersten Theile seines Buches eine einheit¬ 
liche Darstellung von den Mitteln geben, die uns zur Bekämpfung von Infektions¬ 
krankheiten zur Verfügung stehen. Dieselbe soll gleichsam den einleitenden 
und allgemeinen Theil zu dem in Aussicht genommenen Gesammtwerke: „ Be¬ 
kämpfung der Infektionskrankheiten“ bilden, von dem der „hygienische Theil* 
gleichzeitig mit erschienen ist, während der die medikamentöse Behandlung der 
Infektionskrankheiten umfassende therapeutische Theil noch aussteht. 

Unter „einleitenden und terminologischen Bemerkungen“ erörtert Ver¬ 
fasser zunächst die Begriffe: Infektion und Desinfektion; er vertritt dabei den 
Standpunkt, „dass jedes materielle Agens, mag es belebt oder nicht belebt sein, 
als Infektionsstoff zu bezeichnen ist, falls es das klinische Bild einer von den 
bekannten Infektionskrankheiten des Menschen oder der Thiere hervorzurnlen 
vermag“. Behring lässt somit den bisher allgemein üblichen Unterschied 
zwischen Infektion und Intoxikation fallen; „wenn beispielsweise im Thierexperi¬ 
ment der durch den Tetanusbacillus erzeugte Starrkrampf genau ebenso auch 
durch das Tetanusgift erzeugt werden kann, so ist das letztere ebenso gilt ein 
Infektionsstoff wie der lebende Parasit.“ Dementsprechend verlangt er auch 
eine entsprechende Erweiterung und Modifikation der Begriffe „Desinfektion“ und 
„Desinfektionsmittel“. Nach seiner Ansicht giebt es überhaupt nur folgende Wege, 
desinfizirend vorzugehen: 

1. Mechanische Entfernung der Infektionsstoffe aus den infizirten 
Gegenständen, 

2. Abtödtung der lebenden Krankheitserreger, 

3. Wachsthumsverhinderung derselben, 

4. Aufhebung ihrer infektiösen Eigenschaften (Unfähigmacken der patho¬ 
genen Bakterien, krankmachende Stoft’wechselprodukte zu liefern), 

5. Zerstörung bezw. Unschädlichmachen der von den Krankheitserregern 
im infizirten Organismus produzirten krankmachend wirkenden Stoffe. 

Für die Desinfektion im lebenden Organismus ist nach Behring's 
Ansicht die sub 5 genannte Methode als sicherste anzusehen; zn ihrer Durch¬ 
führung dienen spezifische Antitoxine, dnreh welche die krankmachenden Gifte so 
verändert werden, dass sie aufhören, für das betreffende Individuum ein Gift zu 
»ein. Auch die spontane Heilung, die sog. Naturheilkraft, gehe mit einer Anti- 
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toxinproduktion einher, nm so mehr sei daher die energische Benutzung dieser 
Desinfektionsmittel als Heil- und Immunisirungsmittel geboten, namentlich mit 
Rücksicht darauf, dass „die spezifischen, im infizirten Organismus erzeugten Anti¬ 
toxine den Vorzug der Unschädlichkeit besitzen“. 

Die ausserhalb des Individiums verbreiteten Infektionsstoffe stellen für 
Menschen und Thiere in der Regel nur insoweit eine Gefahr dar, als sie belebt 
sind; nur einem vermehrungsfähigen Agens verdanken die epidemisch auftreten¬ 
den Krankheiten ihren Ursprung. Zur Verhütung ihres Ausbruchs muss daher 
an dem von R. Koch gekennzeichneten Grundsätze festuehalten werden, „dass 
eine Desinfektion nur dann als thatsächlich erfolgt angesehen werden kann, wenn 
die in Frage kommenden Parasiten ihrer Vermehrungsfähigkeit beraubt sind, 
wenn speziell bei Bakterienkrankheiten die Bakterien und, falls diese Dauer¬ 
formen besitzen, auch diese in dem Desinfektionsobjekt getödtet sind.“ Die zur 
Bekämpfung der Infektionskrankheiten erforderlichen desinfizirenden Massnahmen 
werden somit einerseits von dem Verhalten der infizirten Objekte, andererseits 
von der Natur und den Eigenschaften der in Frage kommenden Infektionsstoffe 
abhängig sein. Je günstiger z. B. die allgemeinen Lebensbedingnngen für die 
Bakterien sind, desto leichter werden sie die Giftwirkung eines Desinfektions¬ 
mittels überwinden, desto schwieriger wird also ihre Vernichtung sein. Auch 
die Wirksamkeit der Desinfektionsmittel ist häufig von besonderen Umständen 
abhängig, namentlich spielen physikalische Einflüsse, z. B. hohe und niedere 
Temperaturgrade, eine grosse Rolle. 

In dem zweiten Abschnitte „methodische Desinfektionsprüfungen im 
Laboratorium“ erörtert Verfasser zunächst im Allgemeinen die Aufgaben der 
Laboratoriumsexperimente nach dieser Richtung hin und verlangt für die Beur¬ 
teilung der praktischen Brauchbarkeit eines Desinfektionsmittels dessen Prüfung 
und Uutersuchung nach folgenden Gesichtspunkten: Desinfektionseffekt gegenüber 
belebten Infektionsstoffen (Milzbrand) und parasitären Giften (Diphtherie- oder 
Tetanusgift), Wirkung auf leblose Desinfektionsobjekte, quantitative Giftigkeit, 
zahlenmässiger Ausdruck des Desinfektionseffekts im Vergleich zu anderen ähn¬ 
lichen Mitteln, Feststellung etwaiger besonderer desinfizirender Leistungsfähigkeit 
gegenüber ganz bestimmten Infektionsstoffen. Entsprechend der, historischen 
Entwickelung der Desinfektionsmittel theilt Verfasser dieselben in „antibak¬ 
terielle“ und „antitoxische“. Unter den ersteren versteht er diejenigen chemi¬ 
schen Mittel, welche die vitalen Funktionen der krankmachenden Bakterien 
beeinträchtigen. Von den hierher gehörigen Chemikalien werden zunächst die 
anorganischen (Quecksilberpräparate und andere Metallsalze, Alkalien und Säuren, 
die Halogene, Chlor, Brom, Jod und andere in gasförmigem Zustande wirkende 
Mittel), sodann die organischen (Jodoform und ähnliche Chemikalien, die Phenole, 
ätherische Oele und aldehydartige Körper, organische Basen, Farbstoffe und 
andere chemische Agentien von unbekannter Konstitution) eingehend abgehandelt. 

Die Besprechung der „antitoxischen“, der Unschädlichmachung der Bak¬ 
teriengifte dienenden Mitteln beginnt mit einer ausführlichen Darstellung der 
tetanuswidrigen Mittel, der sich eine solche der diphtheriewidrigen an- 
schliesst. Sehr eingehend werden hierbei die experimentellen Untersuchungen 
von Kitasato über das Tetanusgift berücksichtigt und die fundamentale Be¬ 
deutung ihrer Ergebnisse für das Studium aller Bakteriengifte hervorgehoben. 
Mit Recht betont Behring den durchaus relativen Begriff des Wortes 
„Gift“: „Was für ein Individuum Gift ist, kann für ein anderes ein Immuni¬ 
sirungsmittel, für ein drittes ein Heilmittel und für ein viertes indifferent sein, 
substantiell bleibt es aber immer ein- und derselbe Körper.“ 

Der dritte Abschnitt des Buches behandelt die Lehre von den Infektions¬ 
krankheiten. Verfasser kritisirt hier das von Virchow aufgestellte Schema 
der Krankheitsgruppen und sucht nachzuweisen, dass dasselbe den Anforderungen 
an eine wissenschaftlich begründete ärztliche Terminologie keineswegs mehr 
entspricht, sondern nur noch einen historischen Werth hat, für den praktischen 
Gebrauch aber nicht mehr verwendbar ist. Die von Morgagni inaugurirte und 
von Virchow hauptsächlich vertretene anatomische Richtung in der Krank¬ 
heitslehre sei dem Verständniss für das Wissen und Zustandekommen der In¬ 
fektionskrankheit nur wenig förderlich gewesen; denn für diese sei nicht der 
anatomische, sondern der ätiologische Standpunkt massgebend. Im Gegensatz 
zu der cellular - pathologischen Doktrin geht Behring in Bezug auf die Ur¬ 
sachen und Bedingungen des durch eine Lebensäusserung organisirter Kör- 
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pertheile hervorgerufenen Krankseins von der Anschauung aus, dass diese or- 
ganisirten Körperelemente bei pathologischer Blutmischung mit einer abnormen 
Lebensthätigkeit reagiren können, ohne dass sie eine Strukturveränderung er¬ 
leiden. Er verlegt somit Ursache und Bedingung des Krankseins in das Blut; 
die krankhafte Blutveränderung aber zu verhindern bezw. zu beseitigen, ist nach 
seiner Ansicht nur dadurch möglich, dass Stoffe — spezifische Blutautitoxine — 
in die Zirkulation hineingebracht werden, welche die Giftwirkung paralysiren. 
Damit kommt Behring zur Blutserumtherapie, welcher der letzte Abschnitt 
gewidmet ist. 

Wir haben den reichen Inhalt des hochinteressanten Werkes nur kurz 
skizzirt; das Wenige wird aber genügen, um in den betheiügten Kreisen das 
grösste Interesse für die geistreichen Ausführungen und Schlussfolgerungen des 
Verfassers wach zu rufen. Dieselben lassen sich in ein kurzes Referat schwer 
zusammen fassen, sondern verlangen ein eingehendes Studium des Werkes 
selbst, das nicht dringend genug angerathen werden kann 

II. 

Der zweite hygienische Theil des B ehring’schen Werkes um¬ 
fasst die hygienisch - technischen Massnahmen zur Verhütung und Beseitigung 
von ansteckenden Krankheiten, die mit dem Wasser und dem Boden in Zu¬ 
sammenhang stehen, — bearbeitet vom Oberingenieur J. Brix in Wiesbaden — 
und die desinfizirenden Massnahmen zur Befreiung der Kleider, Wäsche, 
Betten, Wohnungs- und Schiffsutensilien von Infektionsstoffen, — 
bearbeitet yon Prof. Dr. E. Pfuhl und Hafenarzt Dr. Nocht. Der betreffende 
Theil des Lehrbuches beschäftigt sich somit mit der Bekämpfung der Infektions- 
8toffe ausserhalb des menschlichen und thierischen Organismus, und der Ein- 
theilung des Stoffes entsprechend nehmen die von Oberiugeniear Brix bearbeiteten 
ersten beiden Abschnitte fasst 4 / 6 des ganzen Bandes ein. Der Verfasser giebt 
im ersten Abschnitt eine ebenso saehgemässe als klare Darstellung der Wasser¬ 
versorgung im Allgemeinen (Wasserbedarf, Herkunft des Wassers und dessen 
dadurch bedingte Eigenschaften, Anforderungen an Trink- und Gebrauchswasser) 
und der Einzel- und Zentral-Wasserversorgungsanlagen unter Berücksichtigung 
der verschiedenen Arten nnd der je nach den Wasksergewinnungs- und EutnahTtie- 
stellen zu beachtenden Massnahmen. Sehr eingehend sind bei den zentralen 
Wasserversorgungsanstalten auch die Leitungsaulageu, die Einrichtungen zur 
Wasserabgabe, die Kosten u. s. w. besprochen. Den Schluss dieses Abschnittes 
bildet ein von Dr. Nocht verfasstes, sehr interessantes Kapitel über die An¬ 
forderungen an ein gesundheitsgemässes Trinkwasser. Im zweiten Abschnitt, 
dem grössten des Werkes, werden die Verunreinigungen des Bodens, (durch 
Hausschmutz, Exkremente, pflanzliche, thicrische und menschliche Ueberreste, 
Strassenschmutz, unreine natürliche Wasser, Regen- nnd Schneewasser, Abfälle 
aus den Fabrikbetrieben), deren Verhütung und Beseitigung behandelt. Rein¬ 
haltung und Reinigung des Bodens durch natürliche Vorgänge, Selbstreinigung 
der Flüsse u. s. w. fludeu hier nicht minder eine völlig erschöpfende Bespre¬ 
chung, als die zur Verhütung der Boden Verunreinigung erforderliche Befestigungen 
der Strassenoberflächen (Chaussirung, Stein-, Asphalt-, Holz- u s. w. Pflaster), 
sowie die zur unschädlichen Sammlung und Fortschaffung aller Abfallstotte aus 
dem menschlichen Haushalte erforderlichen Massnahmen [Gruben-, Tounen>ystein, 
Abfuhr, Jlüllverbreunung, Kanalisation (Schwemmkanalisation mit unmittelbarer 
Einleitung in die Wasserläufe oder mit zuvoriger Reinigung des Kanalwas<ers 
durch Klärung, Filtriren oder Rieselfelder)]. Am Schluss werden werthvolle 
Anhaltspunkte über die Kosten und über die Wahl der verschiedenen Reini- 
gungssysteme je nach der Grösse und den örtlichen Verhältnissen der Städte gegeben. 
Der Gesammtaufwand eines sulchen Systems wird nach Brix selten einen über 
4—4‘/ a M. auf den Kopf der Einwohnerschaft und das Jahr hiuausgehendeii 
Betrag erfordern, eine Ausgabe, die er mit Recht als solche bezeichnet, welche 
von den Einwuhneru eines Ortes in ihren und ihrer Mitmenschen Interesse ge¬ 
tragen werden muss und auch wohl getragen werden kann. 

Im dritten Abschnitt schildert. Prof. Dr. Pfuhl die verschiedenen Arten der 
Desinfektionsanstalten und Apparate, sowie die Ausführung der Desinfektion, 
namentlich der Wohnungen, unter Zugrundelegung der besonders in den Berliner 
Desinfektionsanstalten in dieser Hinsicht getroffenen Einrichtungen und ge- 
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m&chten Erfahrungen. Nur die Entschädigongsfrage lässt der Autor in seiner 
sonst alle Punkte völlig erschöpfenden Abhandlung unberücksichtigt. Die bei 
der Desinfektion der Schiffe mit Rücksicht auf deren eigenartigen Ban erforder¬ 
lichen besonderen Massregeln sind in dem letzten vom Hat'cnarzt Dr. N o c h t 
bearbeiteten Abschnitt erörtert. Der Schwerpunkt ist hier auf die Desinfektion 
des Bilschwasser und der Ballasttanks gelegt, für welche Verfasser am Scluss 
seiner Abhandlung ganz bestimmte Grundsätze aufstellt. 

Was von dem I. Band des Be h r i n g’schen Werkes gesagt ist, gilt in 
gleichem Masse von dem zweiten. Auch dieser will eingehend studirt sein und 
verdient dies mit Rücksicht auf die vorzügliche Bearbeitung der in ihm be¬ 
handelten hygienischen Fragen in hohem Masse. Wer daher über Wasser¬ 
versorgung, Städtereinigung oder Desinfektion einen zuverlässigen Rathgeber zur 
Hand haben will, dem sei das Werk auf das Wärmste empfohlen. Rpd. 


Tagesnachrichten. 

Zur Stellvertretung des erkrankten und in Folge dessen längere Zeit be¬ 
urlaubten Geh. Ober - Medizinalrath Dr. Schönfeld ist der Reg.- und Med- 
Rath Dr. Schmidtmann in Breslau als Hilfsarbeiter in das Kultusministerium 
berufen. 


In dem jetzt dem Reichstage vorgelegten Etat sind als zweite Rate 
700000 Mark zur Errichtung eines Dienstgebäudes fiir das Gesundheits¬ 
amt eingestellt. _ 


Das Kaiserliche Gesundheitsamt macht bekannt: „In neuerer 
Zeit wird vielfach in den Apotheken unter dem Namen „Migränin“ ein Heil¬ 
mittel ohne Rezept im Handverkaufe abgegeben, das aus einem Gemische von 
Citronensäure, Antipyrin und Koffein besteht. Es dürfte in Erinnerung zu 
bringen sein, dass nach §. 1 der auf Grund des Bundesrathsbeschlusses vom 
2. Juli 1891 in den einzelnen Bundesstaaten erlassenen Verordnungen, betreffend 
die Abgabe stark wirkender Arzneimittel, sowie die Beschaffenheit und Be¬ 
zeichnung der Arzneigläser und Standgefässe in den Apotheken, die Abgabe des 
Migränins als eines Antipyrin enthaltenden Mittels nur auf Grund eines ärzt¬ 
lichen Rezeptes erfolgen darf. _ 


Din Frage der Bekämpfung des Geheimmittelschwindels auf reichs- 
gesetzlichcm Wege ist bekanntlich schon seit Jahren an massgebender Stelle 
Gegenstand eingehender Erwägung gewesen. Von den zuständigen Organen der 
Reichsverwaltung sind in dieser Hinsicht nicht nur umfassende Ermittelungen 
über die hervorgetretenen Schäden angestellt, sondern auch die von verschie¬ 
denen Seiten znr Bekämpfung dieser Schäden gemachten Vorschläge einer ein¬ 
gehenden Prüfung unterzog- n worden. Nach einer Mittheilung der Vossischen 
Zeitung haben aber diese Erwägungen zu endgültigen Entschliessnngen über die 
in der Angelegenheit zu ergreifenden Massregeln noch nicht geführt, indess ist 
man zu der Ueberzeuguug gekommen, dass es schwierig sein würde, das Geheim¬ 
mittelunwesen auf reichsgesetzlichem Wege zu bekämpfen, und dass es zweck¬ 
mässiger sei, vorläufig dem Uebel durch Erlass einheitlicher Polizeiverordnungen 
im ganzen Reichsgebiete zu steuern. Hierzu ist neuerdiDgs vom Reichskanzler 
den Bundesregierungen entsprechende Anregung gegeben worden. 


Die Aerztekammer für die Provinz Brandenburg hat in ihrer am 
4. d. Mts. stattgehabten Sitzung den Antrag des Vorstandes: den Oberpräsiden¬ 
ten zu ersuchen, bei den zuständigen Behörden dahin wirken zu wollen, dass 
die Approbation denjenigen Aerzten, die wegen Geisteskrankheit ent¬ 
mündigt sind, entzogen wird, angenommen mit der von Prof. Dr. Mendel 
vorgeschlagenen Abänderung: insoweit die Entmündigung wegen unheilbarer 
Geisteskrankheit erfolgt ist. 
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Eine lange Debatte fand ferner Ober den von dem Kammeraasschass ge¬ 
stellten Antrag betreffs Abänderung der Taxe ffir gerichtliche Sach¬ 
verständige statt. Es wurden eine ganze Reihe von Mängel der bisherigen 
Taxbestimmnngen angeführt, namentlich auf die Unzulänglichkeit ver¬ 
schiedener Positionen, z. B. für gerichtliche Termine u. s. w., hingewiesen und 
schliesslich ein Antrag angenommen, wonach der Ausschuss der Aerztekammer 
ersucht werden soll, unter Zuziehung der gerichtlichen Physiker die einzelnen 
Bestimmungen der Taxe einer Prüfung zu unterwerfen und der Aerztekammer 
demnächst Abänderungsvorschläge behufs weiterer Veranlassung zu unterbreiten. 

Als Themata für die alljährlich unter Zuziehung der Vertreter der Aerzte¬ 
kammer stattfindenden ausserordentlichen Sitzung der wissenschaftlichen De¬ 
putation wurden von der Kammer vorgeschlagen: Die ärztliche Gebührentaxe, 
die Reform des Medizinalwesens und das Dispensirrecht der Homöopathen. 


Cholera. Im Deutschen Reiche sind in den Wochen vom 26. No¬ 
vember bis 10. Dezember nur 4 Cholera-Erkrankungen mit zwei Todesfällen im 
Weichselgebiet (sämmtlich in Tolkemit — Landkreis Elbing) und ein aus Rus¬ 
sisch-Polen eingeschleppter Fall im Kreise Kattowitz gemeldet. In Folge 
dessen ist laut Bekanntmachung deB Staatskommissars für das Weichselgebiet 
vom 9. Dezember die gesundheitspolizeiliche Ueberwachung der in diesem 
Stromgebiete verkehrenden Fahrzeuge auf sämmtlichen Ueberwachungsstellen 
eingestellt. 

In Galizien betrug die Zahl der Erkrankungen und Todesfälle in der 
Zeit vom 26. Nov. bis 2. Dez.: 279 (172) in 90 Gemeinden und 24 Bezirken; 
3. bis 9. Dez.: 243 (136) in 61 Gemeinden und 19 Bezirken. 

Es hat somit eine sehr erhebliche Abnahme der Seuche stattgefunden; 
von den Cholerafällcn sind nur 8 (5) in Westgalizien, alle übrigen 517 (303) in 
Ostgalizien vorgekommen. 

In Belgien sind vom 11.—17. November nur 3 Choleratodesfälle zur 
amtlichen Anmeldung gelangt; in den Niederlanden vom 11.—24. November 
14 Erkrankungen mit 2 Todesfällen. 

In Russland kann amtlichen Nachrichten zu Folge die Cholera mit 
Ausnahme weniger Gouvernements (z. B. Petrikau und Podolien) als fast er¬ 
loschen angesehen werden. Vom 11. bis 30. Nov. betrug die Zahl der Erkran¬ 
kungen und Todesfälle in den Gouvernements Wilna: 28 (12), Kowno: 53 (30) 
und Grodno: 31 (18). Im Gouvernement Lomza, das seit dem 11. September 
anscheinend cholerafrei war, sind in der Zeit vom 22. November bis 4. Dezember 
11 Cholera-Erkrankungen mit 8 Todesfällen vorgekommen. 


Berichtigung;: Der io Nr. 23 der Zeitschrift für Medizinalbeamte 
mitgetheilte Bericht über die am 21. September d. J. zu Magdeburg bei der 
Jahresversammlung des Deutschen Vereins für öffentliche Gesund¬ 
heitspflege stattgehabten Verhandlungen über die Cholera lässt 
mich gesagt haben: „Der Grund, dass die Cholera im August und September 
80 stark auftrete, ist „nach meiner Ansicht“ darin zu suchen, dass in diesen 
Monaten das meiste Wasser getrunken werde.“ Bei Rechtfertigung der Annahme 
einer örtlichen und zeitlichen Disposition habe ich allerdings u. A. auch auf die 
Häufung der Choleravorkonnnnisse in den gedachten Monaten hingewiesen, dabei 
aber ausdrücklich die Erklärung dieses Verhaltens aus dem vermehrten Wasser¬ 
trinken und Baden, welche nicht von mir, vielmehr von anderer Seite herrührt, 
mit dem Bemerken in Zweifel gezogen, das* dann der Monat Juli nach Maß¬ 
gabe seiner Temperaturbedinguugen eine zum Wenigsten ebenso hohe Cholera¬ 
häufigkeit aufweisen müsste. Im Uebrigen habe ich mich zu der Auffassung 
bekannt, dass das Wasser an der Verbreitung des Cholerakeims betheiligt ist. 

Prof. Dr. Wolffhügel. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Mod.-Rath i. Minden i. W 

J. C. 0. Bruns, Buchdruckerei, Minden« 










